Google 


This  is  a  digital  copy  of  a  book  that  was  prcscrvod  for  gcncrations  on  library  shclvcs  bcforc  it  was  carcfully  scannod  by  Google  as  pari  of  a  projcct 

to  make  the  world's  books  discoverablc  online. 

It  has  survived  long  enough  for  the  Copyright  to  expire  and  the  book  to  enter  the  public  domain.  A  public  domain  book  is  one  that  was  never  subject 

to  Copyright  or  whose  legal  Copyright  term  has  expired.  Whether  a  book  is  in  the  public  domain  may  vary  country  to  country.  Public  domain  books 

are  our  gateways  to  the  past,  representing  a  wealth  of  history,  cultuie  and  knowledge  that's  often  difficult  to  discover. 

Marks,  notations  and  other  maiginalia  present  in  the  original  volume  will  appear  in  this  flle  -  a  reminder  of  this  book's  long  journcy  from  the 

publisher  to  a  library  and  finally  to  you. 

Usage  guidelines 

Google  is  proud  to  partner  with  libraries  to  digitize  public  domain  materials  and  make  them  widely  accessible.  Public  domain  books  belong  to  the 
public  and  we  are  merely  their  custodians.  Nevertheless,  this  work  is  expensive,  so  in  order  to  keep  providing  this  resource,  we  have  taken  Steps  to 
prcvcnt  abuse  by  commcrcial  parties,  including  placing  technical  restrictions  on  automatcd  qucrying. 
We  also  ask  that  you: 

+  Make  non-commercial  use  ofthefiles  We  designed  Google  Book  Search  for  use  by  individuals,  and  we  request  that  you  use  these  files  for 
personal,  non-commercial  purposes. 

+  Refrain  from  automated  querying  Do  not  send  aulomated  queries  of  any  sort  to  Google's  System:  If  you  are  conducting  research  on  machinc 
translation,  optical  character  recognition  or  other  areas  where  access  to  a  laige  amount  of  text  is  helpful,  please  contact  us.  We  encouragc  the 
use  of  public  domain  materials  for  these  purposes  and  may  be  able  to  help. 

+  Maintain  attributionTht  GoogX'S  "watermark" you  see  on  each  flle  is essential  for  informingpcoplcabout  this  projcct  andhclping  them  lind 
additional  materials  through  Google  Book  Search.  Please  do  not  remove  it. 

+  Keep  it  legal  Whatever  your  use,  remember  that  you  are  lesponsible  for  ensuring  that  what  you  are  doing  is  legal.  Do  not  assume  that  just 
because  we  believe  a  book  is  in  the  public  domain  for  users  in  the  United  States,  that  the  work  is  also  in  the  public  domain  for  users  in  other 
countries.  Whether  a  book  is  still  in  Copyright  varies  from  country  to  country,  and  we  can'l  offer  guidance  on  whether  any  speciflc  use  of 
any  speciflc  book  is  allowed.  Please  do  not  assume  that  a  book's  appearance  in  Google  Book  Search  mcans  it  can  bc  used  in  any  manner 
anywhere  in  the  world.  Copyright  infringement  liabili^  can  be  quite  severe. 

Äbout  Google  Book  Search 

Google's  mission  is  to  organizc  the  world's  Information  and  to  make  it  univcrsally  accessible  and  uscful.   Google  Book  Search  hclps  rcadcrs 
discover  the  world's  books  while  hclping  authors  and  publishers  reach  new  audiences.  You  can  search  through  the  füll  icxi  of  ihis  book  on  the  web 

at|http  :  //books  .  google  .  com/| 


Google 


IJber  dieses  Buch 

Dies  ist  ein  digitales  Exemplar  eines  Buches,  das  seit  Generationen  in  den  Realen  der  Bibliotheken  aufbewahrt  wurde,  bevor  es  von  Google  im 
Rahmen  eines  Projekts,  mit  dem  die  Bücher  dieser  Welt  online  verfugbar  gemacht  werden  sollen,  sorgfältig  gescannt  wurde. 
Das  Buch  hat  das  Urheberrecht  überdauert  und  kann  nun  öffentlich  zugänglich  gemacht  werden.  Ein  öffentlich  zugängliches  Buch  ist  ein  Buch, 
das  niemals  Urheberrechten  unterlag  oder  bei  dem  die  Schutzfrist  des  Urheberrechts  abgelaufen  ist.  Ob  ein  Buch  öffentlich  zugänglich  ist,  kann 
von  Land  zu  Land  unterschiedlich  sein.  Öffentlich  zugängliche  Bücher  sind  unser  Tor  zur  Vergangenheit  und  stellen  ein  geschichtliches,  kulturelles 
und  wissenschaftliches  Vermögen  dar,  das  häufig  nur  schwierig  zu  entdecken  ist. 

Gebrauchsspuren,  Anmerkungen  und  andere  Randbemerkungen,  die  im  Originalband  enthalten  sind,  finden  sich  auch  in  dieser  Datei  -  eine  Erin- 
nerung an  die  lange  Reise,  die  das  Buch  vom  Verleger  zu  einer  Bibliothek  und  weiter  zu  Ihnen  hinter  sich  gebracht  hat. 

Nu  tzungsrichtlinien 

Google  ist  stolz,  mit  Bibliotheken  in  partnerschaftlicher  Zusammenarbeit  öffentlich  zugängliches  Material  zu  digitalisieren  und  einer  breiten  Masse 
zugänglich  zu  machen.     Öffentlich  zugängliche  Bücher  gehören  der  Öffentlichkeit,  und  wir  sind  nur  ihre  Hüter.     Nie htsdesto trotz  ist  diese 
Arbeit  kostspielig.  Um  diese  Ressource  weiterhin  zur  Verfügung  stellen  zu  können,  haben  wir  Schritte  unternommen,  um  den  Missbrauch  durch 
kommerzielle  Parteien  zu  veihindem.  Dazu  gehören  technische  Einschränkungen  für  automatisierte  Abfragen. 
Wir  bitten  Sie  um  Einhaltung  folgender  Richtlinien: 

+  Nutzung  der  Dateien  zu  nichtkommerziellen  Zwecken  Wir  haben  Google  Buchsuche  für  Endanwender  konzipiert  und  möchten,  dass  Sie  diese 
Dateien  nur  für  persönliche,  nichtkommerzielle  Zwecke  verwenden. 

+  Keine  automatisierten  Abfragen  Senden  Sie  keine  automatisierten  Abfragen  irgendwelcher  Art  an  das  Google-System.  Wenn  Sie  Recherchen 
über  maschinelle  Übersetzung,  optische  Zeichenerkennung  oder  andere  Bereiche  durchführen,  in  denen  der  Zugang  zu  Text  in  großen  Mengen 
nützlich  ist,  wenden  Sie  sich  bitte  an  uns.  Wir  fördern  die  Nutzung  des  öffentlich  zugänglichen  Materials  für  diese  Zwecke  und  können  Ihnen 
unter  Umständen  helfen. 

+  Beibehaltung  von  Google-MarkenelementenDas  "Wasserzeichen"  von  Google,  das  Sie  in  jeder  Datei  finden,  ist  wichtig  zur  Information  über 
dieses  Projekt  und  hilft  den  Anwendern  weiteres  Material  über  Google  Buchsuche  zu  finden.  Bitte  entfernen  Sie  das  Wasserzeichen  nicht. 

+  Bewegen  Sie  sich  innerhalb  der  Legalität  Unabhängig  von  Ihrem  Verwendungszweck  müssen  Sie  sich  Ihrer  Verantwortung  bewusst  sein, 
sicherzustellen,  dass  Ihre  Nutzung  legal  ist.  Gehen  Sie  nicht  davon  aus,  dass  ein  Buch,  das  nach  unserem  Dafürhalten  für  Nutzer  in  den  USA 
öffentlich  zugänglich  ist,  auch  fiir  Nutzer  in  anderen  Ländern  öffentlich  zugänglich  ist.  Ob  ein  Buch  noch  dem  Urheberrecht  unterliegt,  ist 
von  Land  zu  Land  verschieden.  Wir  können  keine  Beratung  leisten,  ob  eine  bestimmte  Nutzung  eines  bestimmten  Buches  gesetzlich  zulässig 
ist.  Gehen  Sie  nicht  davon  aus,  dass  das  Erscheinen  eines  Buchs  in  Google  Buchsuche  bedeutet,  dass  es  in  jeder  Form  und  überall  auf  der 
Welt  verwendet  werden  kann.  Eine  Urheberrechtsverletzung  kann  schwerwiegende  Folgen  haben. 

Über  Google  Buchsuche 

Das  Ziel  von  Google  besteht  darin,  die  weltweiten  Informationen  zu  organisieren  und  allgemein  nutzbar  und  zugänglich  zu  machen.  Google 
Buchsuche  hilft  Lesern  dabei,  die  Bücher  dieser  Welt  zu  entdecken,  und  unterstützt  Autoren  und  Verleger  dabei,  neue  Zielgruppcn  zu  erreichen. 
Den  gesamten  Buchtext  können  Sie  im  Internet  unter|http:  //books  .  google  .corül  durchsuchen. 


Das  Eeichsgesetz  A  P^ 

zum 

Schutz  der  Waarenbezeichnungen 

vom  12,  Mai  1894. 


Unter   Berücksichtigung 
In-  nsd  aaslindlscher  Klmtor  und  Rtchlspreckang  lovfe  der  Pruls  des  Pattntunts 


Br.  PAUL  KENT, 

BschttuwUt  iD  Fninkfnrt  o.  U. 


BERLIN. 
■Carl   Heymaone  Verlag. 


Verlags  -Archiv  270O 


^i 


Inhaltsverzeichniss. 


Seite 

Text  des  Qesetzes 1 

EINLEITUNG. 

I.   Sohuts  der  Waarenbezeiohnangen. 

1.  Waarenbezeichnungen 11 

2.  Bezeichnimgen  Ton  Waaren,  welche  nicht  Waarenbezeichnungen  im 
gesetzlichen  Sinne  sind 11 

3.  Personen-  und  Geschäftsbezeichnungen 12 

4.  Verpflichtung  zum  Gebrauche  einer  Waarenbezeichnung    .     .     .     .  12 

5.  Bechtsgrund  des  Schutzes  der  Waarenbezeichnungen 12 

6.  Gemeingebrauch  im  Gegensatze  zu  IndiTidualrecbt 18 

7.  Einheitliche  Regelung  des  Schutzes  durch  das  Gesetz  vom  12.  Mai  1894  13 

8.  Ergänzung   des    Gesetzes   durch   das  Gesetz   zur  Bekämpfung  des 
unlauteren  Wettbewerbs 14 

9.  Ergänzung  des  Gesetzes  durch  strafrechtliche  Vorschriften     ...  16 

10.  Ergänzung  des  Gesetzes  durch  civilrechtliche  Vorschriften ....  1 7 

§   1.  17 

n.    Waarenzeiohen. 

11.  Zweck 17 

12.  Begriff 19 

ni.   Aeussere  Gestaltung  des  Waarenzeiohens. 

13.  Einheitliches  Gesammtbild 20 

14.  Bezeichnungen,  welche  nicht  Waarenzeichen  sein  können  ....  20 

15.  Abgrenzung    des     Begriffs    des    Waarenzeichens    gegenüber    der 
Waarenausstattung 21 

16.  Etikette  , 23 

1* 


IV  Inhal  tsverzeichniss. 

Seite 

IV.   Zosammensetziing  des  Waarenzeiohens. 

17.  Zulässige     Bestandthelle ;     Bildzeichen,     Wortzeichen,     gemischte 
Zeichen 24 

18.  Neuheit 25 

19.  Kollektiv-  und  Kombinationszeichen 25 

V.    Unterscheidungskraft  des  Waarenzeiohens. 

20.  Waarenzeichen  als  Unterscheidungsmerkmal 26 

21.  Praxis  des  Patentamts 27 

VI.   Beziehung  des  Waarenzeiohens  zur  Waare. 

22.  Beschrankung  des  Schutzes  auf  bestimmte  Waaren 28 

23.  Begriff  der  Waare 29 

24.  Unkörperliche  Gegenstände,  Zeitungstitel 29 

25.  Vertriebsverbot,  Erfordemiss  einer  Konzession 30 

26.  Beziehungen  des  Inhabers  des  Zeichens  zur  Waare 31 

27.  Gebrauch  des  Zeichens  zur  Bezeichnung  anderer  Waaren    sowie  zu 
sonstigen  Zwecken 81 

28.  Gleichartige  Waaren 31 

Vn.    Beziehung  des  Waarenzeiohens  zum  Gesohafts- 

betriebe. 

29.  Unlösbare  Verbindung  des  Zeichens  mit  dem  Geschäftsbetriebe .     .  83 

30.  Geschäftszeichen 34 

31.  Geschäftsbetrieb 34 

32.  Niederlassung 85 

33.  Erwerb  des  Zeichenrechtes  für  einen  fremden  Geschäftsbetrieb  und 

in  fremdem  Interesse 85 

34.  Geschäftsbetrieb  in  fremdem  Namen 86 

35.  Mehrheit  von  Geschäftsbetrieben 86 

VIII.    Zeioheninhaber. 

36.  Berechtigung  /.um  Erwerbe  des  Zeichenrechtes 87 

37.  Juristische  Personen 87 

38.  Ausländer 88 

39.  Voraussetzungen  der  juristischen  Persönlichkeit 88 

40.  Vereinigungen  ohne  juristische  Persönlichkeit 88 

41.  Mehrere  einzelne  Personen  als  Inhaber  eines  Waarenzeichens     .     .  89 

42.  Firma  als  Inhaberin  eines  Waarenzeichens 89 

IX.  Muss  der  Inhaber  des  Waarenzeiohens  von  dem- 
selben selbst  Gebrauoh  maohenP 

43.  Absicht  eigenen  Gebrauchs  als  Voraussetzung  des  Schutzes    ...  89 

44.  Interesse  des  Zeicheninhabers  als  Voraussetzung  des  Schutzes    .     .  40 

§  2.  41 

X.   Anmeldung. 

45.  Wirkung  der  Anmeldung 41 

46.  Form  und  Inhalt  der  Anmeldung 41 


Inhaltsverzeichniss.  ^ 

Seite 

47.  Anlagen  .....' 42 

48.  Gebühr 42 

49.  Wesentliche  Erfordernisse  der  Anmeldung 43 

50.  Hehrere  Zeichen  in  einem  Gesuche;  Reprasentativzeichen  ....  48 

51.  Erlöschen  der  TVirkungen  der  Anmeldung 48 

52.  Ergänzung  und  Aenderung  der  Anmeldung   in   formeller  Hinsicht  44 

53.  Eintragung  des  Zeitpunktes  der  Anmeldung  in  die  Zeichenrolle      .  45 

54.  Ergänzung    und   Aenderung    der   Anmeldung    in    materieller   Be- 
ziehung    45 

55.  Rücknahme  der  Anmeldung 47 

56.  "Wirkungen  der  Rücknahme  und  der  Zurückweisung  der  Anmeldung  47 

57.  Verfahren 47 

58.  Drackstock 47 

59.  Verfügung  über  die  Unterlagen  der  Anmeldung 48 

XI.   Inhalt  der  Anmeldung  im  Einzelnen. 

60.  Name  und  Berufsstellung  des  Anmelders 48 

61.  Firma 48 

62.  Wohnort  und  Niederlassung 49 

63.  Bezeichnung  des  Geschäftsbetriebes ^^ 

64.  Ungenaue  und  unrichtige  Bezeichnung  des  Geschäftsbetriebes     .     .  50 

65.  Der  Geschäftsbetrieb    muss    zur   Zeit   der  Anmeldung   noch   nicht 
begonnen  sein ^^ 

66.  Verzeichniss  der  Waaren ^1 

67.  Antrag,  Gebühr,  Anlagen,  Unterschrift 53 

xn.  Darstellung. 

68.  Bestandtheile  der  Darstellung 53 

69.  Undeutlichkeit  der  Darstellung;  Farbe  als  Bestandtheil      ....  54 

70.  Aeussere  Gestaltung  der  Darstellung 54 

71.  Form  der  Darstellung 55 

XTTI.  Beschreibung. 

72.  Beschreibung  nicht  obligatorisch 55 

73.  Zweck  und  Inhalt  der  Beschreibung 56 

74.  Inhalt  der  Beschreibung  in  einzelnen  Anwendungsfällen     ....  57 
74a.  Beschreibung  von  Wortzeichen 58 

75.  Prüfung  der  Beschreibung  durch  das  Patentamt 58 

§  3.  59 

XrV.  ZeiohenroUe. 

76.  Führung  der  Zeichenrolle  durch  das  Patentamt 59 

77.  Zeitpunkt  des  Eingangs  der  Anmeldung 60 

78.  Der  Anmeldung  nach  §  2  Absatz  1  beigefügte  Angaben    ....  62 

79.  Name  und  Wohnort  des  Zeicheninhabers  und  seines  Vertreters  .     .  62 

80.  Aenderungen    in   der  Person,    im  Namen   und  im  Wohnorte   des 
Inhabers  oder  Vertreters 62 


VI  Inhaltsverzeicbniss. 

Seite 

81.  Aenderungen  in  der  Person 63 

82.  Aenderungen  im  Namen 68 

83.  Aenderungen  im  Wohnorte 68 

84.  Zeitpunkt  der  Erneuerung  der  Anmeldung  und  der  Löschung  .    .  68 

85.  Rechtliche  Bedeutung  der  Eintragungen  in  die  Zeichenrolle ...  64 

86.  Berichtigung  der  Zeichenrolle 64 

87.  Einsicht  der  Zeichenrolle 65 

88.  Bekanntmachung  von  Eintragung  und  Loschung 65 

89.  Hechtliche  Bedeutung  der  Bekanntmachung 65 

§  4.  66 

XV.  Vorprüfung  der  Anmeldung. 

90.  Formelle  und  materielle  Vorprüfung 66 

91.  Versagung  der  Eintragung 67 

92.  Theilweise  Versagung 68 

XVI.  Freizeichen. 

93.  Begriff 68 

94.  Unterschied  zwischen  Frei-  und  Sonderzeichen 68 

95.  Beziehung  zur  Waare 69 

96.  Abbildungen  und  Symbole  der  Waare,  Preismedaillen  u.  s.  w.  als 
Freizeichen 69 

97.  Betheiligte  Verkehrskreise 70 

98.  Ausländische  Freizeichen 71 

99.  Entstehung  des  Freizeichens  durch  Gebrauch 71 

100.  Freier  Gebrauch .     .     .     .     ; 72 

101.  Umwandlung  von  Sonderzeichen  in  Freizeichen 78 

102.  Besondere  Vorschriften  für  österreichische  und  ungarische  Zeichen  74 

103.  Unwesentliche  Abweichungen 75 

104.  Freizeichen  als  Bestandtheile  von  Waarenzeichen 76 

105.  Feststellung  der  Freizeich eneigenscbaft 77 

106.  Massgebender  Zeitpunkt  für  die  Freizeicheneigenscbaft     ....  78 

107.  Sammlung  der  Freizeichen 78 

XVn.  Zahlen  und  Buchstaben  als  Bestandtheile 

eines  Waarenzeichens. 

108.  Begriff  von  Zahl  und  Buchstabe 79 

109.  Zahlen,  Buchstaben  und  Wörter  als  ausschliessliche  Bestandtheile 
von  Waarenzeichen 79 

110.  Zahlen  und  Buchstaben  in  Verbindung  mit  sonstigen  Bestandtheilen  80 

111.  Verbindung  von  Zahlen  oder  Buchstaben  mit  Freizeichen     ...  81 

112.  Zahlen  und  Buchstaben  in  figürlicher  Gestaltung 81 

XVm.  Wörter  als  Bestandtheile  von  Waarenzeichen. 

113.  Gemeingebräuchliche  Wörter 82 

114.  Fantasiewörter 84 

115.  Fantasiewörter  als  Freizeichen 84 


Inhaltaverzeichniss.  VII 

Seite 

116.  Bedeutung  des  Sprachgebrauchs 87 

117.  Fälschliche  Angaben 87 

118.  Art  der  Herstellung;  Beschaffenheit  der  Waare 88 

119.  Gattungs-  und  Qualitätsbezeichnungen 88 

120.  Bedeutung  der  Worte  „Angaben  über  die  J^eschaffenheif*  ...  89 

121.  Symbolische  Beschaffenheitsangaben 89 

122.  Beschaffenheitsangaben  gleichartiger  Waaren 90 

123.  Praxis  des  Patentamtes 90 

124.  Beschaffenheitsangaben  mit  Fantasiecharakter 91 

125.  Bestimmung  der  Waare 92 

126.  Bestimmungsangaben  mit  Fantasiecharakter  ...         ....  98 

127.  Preis-,  Mengen-  und  Gewichtsverhältnisse 94 

128.  Ort  der  Herstellung 94 

129.  Etablissementsname 95 

130.  Ortsangaben  mit  Fantasiecharakter 96 

131.  üebersetzungen 96 

132.  üebersetzungen  in  todte  Sprachen 98 

133.  Wissenschaftliche  Benennungen 98 

134.  Unwesentliche  Abweichungen 99 

135.  Bildung  Ton  Fantasie  wortern  unter  Anlehnung  an  bekannte  Wort- 
stamme      99 

136.  Praxis  des  Patentamts 100 

137.  Zusammenziehung  mehrerer  Worter 102 

138.  Fantasieartige  Zusammenstellung  mehrerer  selbständiger  Wörter  .  103 

139.  Wörter  in  figürlicher  Gestaltung 108 

140.  Verbindung  gemeingebräucblicher  Wörter  mit  sonstigen  Zeichen- 
bestandtheilen 104 

141.  Name  und  Firma  als  Waarenzeichen 105 

XIX.  Oeffentliohe  Wappen  als  Bestandtheüe  von 

Waarenzeiohen. 

142.  Unzulässigkeit  der  Eintragung  im  Allgemeinen;  Einwilligung  des 
Wappeninhabers 106 

143.  Oeffentliche  Wappen  als  Bestandtheüe  von  Waarenzeichen      .     .  107 

144.  Oeffentliche  Wappen  als  Freizeichen 107 

145.  Oeffentliche   Wappen,   welche  nicht  Bestandtheüe  von  Waaren- 
zeichen sein  können 108 

146.  Staatswappen 108 

147.  Orts-,  Gemeindewappen  u.  s.  w 109 

148.  Begriff  des  Wappens ;  Abweichungen  in  dessen  Wiedergabe    .    .  109 

XX.  Aergemiss  erregende  und  trügerisohe  Darstellungen 
oder  Angaben  als  Bestandtheüe  von  Waarenzeiohen. 

149.  Unzulässigkeit  der  Eintragung  im  Allgemeinen 111 

150.  Aergemiss  erregende  Darstellungen 111 

151.  Trügerische  Angaben 112 

152.  Preismedaülen 118 


VIII  Inhaltsverzeichniss. 

Seite 

153.  Orden 114 

154.  Portr&ts  und  Privatwappen 114 

155.  Täuschung 114 

156.  Unwahre  Angaben  nicht  täuschender  Natur 115 

157.  Wahre  Angaben  täuschender  Natur 115 

158.  Gebrauch  fremder  Waarenzeichen 116 

159.  Gebrauch  fremdsprachiger  Worter 117 

160.  Trügerische  Angaben  im  Einzelnen.  IIB 

161.  Auszeichnungen  des  Geschäftsbetriebes  oder  seines  Inhabers  .    .  118 

162.  Gebrauch  fremder  Namen,  Firmen,  Porträts  und  Wappen  .     .     .  119 

163.  Einwilligung  des  Namen-  oder  Firmeninhabers  oder  des  sonstigen 
Berechtigten 120 

164.  Fingirte  Namen  und  Firmen 121 

165.  Trügerische  Angaben  in  Bezug  auf  die  Waare 121 

166.  Fälschlicher  Hinweis  auf  bohördlicbe  Kontrolle  und  gesetzlichen 
Schutz 122 

167.  Vorprüfung  des  Patentamts 123 

168.  Beweispflicht  des  Anmelders  für  die  Wahrheit  der  in  dem  Zeichen 
enthaltenen  Angaben 124 

169.  Massgebender  Zeitpunkt  für  die  Vorprüfung  des  Patentamts  .     .  124 

XXI.   Eolliflion  mit  einem  gelöschten  Zeichen. 

170.  Verhältniss  des  §  4  Absatz  2  zu  §  4  No.  3  und  zu  §§  5  u.  6    .  125 

171.  Oeffentliches  Interesse  als  Grund  der  Vorschrift  des  §  4  Absatz  2  125 

172.  Anwendbarkeit   des  §  4  Absatz  2    auf  die  noch  in  die  gericht- 
lichen Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen 126 

173.  Voraussetzungen  für  die  Anwendung  des  §  4  Absatz  2  .     .     .     .  126 

174.  Letzter  Zeicheninhaber 127 

175.  Frist 128 

§  6.  129 

§  6.  129 
XTCTT.  Kollision  mit  einem  früher  angemeldeten  Zeichen. 

176.  Verletzung  von  PriTatrechten  im  Allgemeinen 129 

177.  Kollision  mit  Zeichenrechten 130 

178.  Priorität 130 

179.  Wirksamkeit  der  früheren  Anmeldung 131 

180.  Aussetzung  des  Verfahrens 132 

181.  Ausschluss  der  Prioritätsrechte  auf  Grund  Verzichtes     ....  132 

182.  Uebereinstimmung .     .  183 

XXm.   Verfahren  im  Falle  der  §§  6  &;  6. 

183.  Anwendbarkeit  des  §  10 184 

184.  Voraussetzungen  für  die  Einleitung  des  Widerspruchsverfahrens  134 

185.  Mittheilung   der   Anmeldung   an   den    Inhaber  des  früher  ange- 
meldeten Zeichens 136 

186.  Widerspruch 187 

187.  Frist  und  Form  des  Widerspruchs 137 


Inhalts  verzeicbniss.  IX 

Seite 

188.  WiderspruchsberechtiguDg 13S 

189.  Rücknahme  des  Widerspruchs  und  Verzicht  auf  denselben      .     .  139 

190.  Verfahren  nach  Mittheilung  und  Widerspruch 139 

191.  Beschluss;  Beschwerde 140 

192.  Rechtskraft  des  die  Uebereinstimmung  betreifenden  Beschlusses  .  141 

193.  Klage  auf  Bewilligung  der  Eintragung 142 

194.  Wiederholung  der  Anmeldung 143 

195.  Löschung  wegen  Kollision  mit  einem  älteren  Zeichen     ....  144 

§  7-  144 
XXIV.    Uebertragong  des  Zeichenrechts. 

196.  Uebertragung  des  Zeichen  rechtes  im  Allgemeinen 144 

197.  uebertragung  des  durch  die  Anmeldung  begründeten  Rechtes  145 

198.  Eintritt  des  Rechtsnachfolgers  in  die  Rechte  des  Anmelders    .     .  146 

199.  Aenderung    in   der   Behandlung   der  Anmeldung   in   Folge    der 
uebertragung 147 

200.  uebertragung  des  durch  die  Anmeldung  zu  den  früheren  Zeichen- 
registem  begründeten  Rechts 147 

201.  Uebertragung  des  durch  die  Eintragung  begründeten  Rechts  .     .  148 

202.  Beschränkung   des  nicht  eingetragenen  Rechtsnachfolgers  in  der 
Ausübung  des  Rechts 148 

203.  Befugniss     des    noch    eingetragecen   Veräusserers    zur  Geltend- 
machung des  Rechts 148 

204.  Befugniss   des    eingetragenen   Veräusserers  zur   Geltendmachung 

des^  Rechtes  in  seinem  Verbältnisse  zum  Rechtsnachfolger  .     .     .  149 

205.  Ausübung  des  Rechts  seitens  des  Rechtsnachfolgers  für  die  Zeit 

vor  seiner  Eintragung  in  die  Rolle 150 

206.  Mehrfache  Veräusserung  des  Rechts  seitens  desselben  Inhabers  .  150 

207.  Eintritt   des    Rechtsnachfolgers   in    die   Rechtsstellung  des  Ver- 
äufserers 151 

208.  Uebergang  der  personlichen  Berechtigungen  und  Verpflichtungen 

des  Veräusserers  auf  den  Rechtsnachfolger 152 

209.  Uebertragung  des  Geschäftsbetriebes 158 

210.  Theilweise  Uebertragung  des  Geschäftsbetriebes 154 

211.  Theilung  des  Zeichenrechts 154 

212.  Leere  Uebertragung 156 

213.  Unwirksamkeit  der  Zeichenübertragung  bei  NichtÜbertragung  des 
Geschäftsbetriebes 157 

214.  Art  und  Weise  der  Uebertragung  des  Zeichenrechtes     ....  158 

215.  Uebertragung  des  zu  Gunsten  einer  Firma  eingetragenen  Zeichens  158 

216.  Aenderung  in  der  Person  des  Zeicheninhabers  als  Voraussetzung 

der  Uebertragung 159 

217.  Form  des  Uebertragungsaktes 159 

218.  Stillschweigender  Uebergang  des  Zeichenrechtes 159 

219.  Materielle  Gültigkeit  des  Uebertragungsaktes;    Rechtsgründe   für 

die  Uebertragung 160 


X  Inhal  tsyerzeichnisS' 

Seite 

220.  RechtsYerfaältniss    bei   entgeltlicher    lieber tragang;    Haftung   fär 
Mängel  des  Zeichens 161 

221.  Formelle  und  materielle  Mängel  des  Uebertragungsaktes     .     .     .  161 

222.  Anfechtung  der  Uebertragung  wegen  Benachtheiligung  der  Gläu- 
biger      162 

223.  Beschränkte  Uebertragung 162 

224.  Verpachtung;  Verpfandung;  Niessbrauch 163 

225.  Erwerb    des   Zeichenrechtes  durch  die  Rechtsnachfolger  des  Er- 
werbers bei  unwirksamer  oder  beschränkter  Uebertragung  .     .     .  163 

226.  Uebertragung  des  Zeichens  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung    .  164 

227.  Uebertragimg  des  Zeichens  im  Konkurs Yerfahren 165 

228.  Veräusserer  und  Erwerber 166 

229.  Eintragung  des  Uebertragungsvermerkes  in  die  Zeichenrolle    .     .  166 

230.  Verfahren  bei  der  Eintragung  des  Uebertragungsvermerks  .     .     .  167 

231.  Berichtigung  des  üebertragungs Vermerks 167 

232.  Beweisende  Form 168 

233.  Nachweis  der  erbrechtlichen  Rechtsnachfolge 169 

234.  Folgen  der  Nichteintragung  des  Uebertragungsvermerks      .     .     .  169 

§  8.  169 

XXV.  Löschung. 

235.  BegrifT 170 

236.  Theilweise  Löschung 171 

237.  Voraussetzungen  der  Löschung 171 

238.  Loschungsgründe 172 

239.  Antrags  verfahren  und  Verfahren  von  Amts  wegen 172 

240.  Einwirkung  Dritter  auf  das  Verfahren  von  Amtswepen  .     .     .     .  173 

241.  Wirkung  der  Löschung 174 

242.  Formale  Wirkung  der  Löschung 175 

243.  Wirkung  der  Löschung  nach  dem  Gesetze  vom  30.  November  1874  176 

XXVI.  Löschungsantrag  des  Inhabers. 

244.  Allgemeines;  Form  und  Inhalt  des  Antrags 177 

245.  Antragsberechtigter 177 

246.  Löschungsklage  auf  Grund  von  Privatrechtsverhältnissen     .     .     .  178 

247.  Vertrags  massige  Verpflichtung  zur  Löschung 178 

248.  Verpflichtung  zur  Löschung  wegen  Eingriffs  in  sonstige  Rechte  .  179 

249.  Verpflichtung    zur  Löschung   wegen    arglistigen  Verhaltens   oder 
unlauteren  Wettbewerbs 180 

XXVII.  Löschung  wegen  Zeitablaufs. 

250.  Grund  der  Vorschrift  des  §  8  No.  1 181 

251.  Schutzdauer 181 

252.  Erneuerung  der  Anmeldung 182 

253.  Schutzdauer  der  früher  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  30.  November 
1874  eingetragenen  Zeichen 188 


Inhal  tsverzeichniss.  XI 

Seite 

XXV 111.  Lösohnng  wegen  Unreohtmässigkeit  der 

Bintragang. 

:?54.  Unterschied  zwischen  Löschung  der  Eintragung  und  Berichtigung 

derselben 185 

255.  Begriff  der  Yersagung  der  Eintragung 185 

256.  Versagung  der  Eintragung  im  Falle  der  §§  5  und  6 186 

257.  Fälle,  in  welchen  die  Eintragung  hätte  versagt  werden  müssen  .  186 

258.  Versagung  der  Eintragung  früher  landesgesetzlich  geschützter  und 
ausländischer  Zeichen 187 

259.  Massgebender  Zeitpunkt  für  die  Prüfung  der  Eintragsfahigkeit  187 

XXIX    Prozessuale  Vorsohriften  für  das  Lösohungs- 

yerfahren  von  Amtswegen. 

260.  Benachrichtigung  des  Zeicheniuhabers 188 

261.  Widerspruch 188 

262.  Verfahren  nach  Benachrichtigung  und  Widerspruch 189 

263.  Besondere  Vorschriften  für  den  Fall  des  §  8  No.  1 189 

§  9.  190 
XXX.  Lösohnngsklage. 

264.  Verhältuiss  zu  dem  Löschungs verfahren  vor  dem  Patentamt    .     .  191 

265.  Verfahren  vor  dem  Patentamt  im  Falle  des  §  9  Absatz  5  .     .     .  191 

266.  Aussergerichtliche  Geltendmachung  des  Loschungsanspruchs    .     .  192 

267.  Kläger 192 

268.  Interesse  als  Voraussetzung  der  Klage 193 

269.  Vorgeschobene  Personen  als  Kläger 198 

270.  Beklagter 194 

271.  Streitverkündung 195 

272.  Nebenintervention  zu  Gunsten  des  Beklagten 195 

73.  Eintritt  einer  Rechtsnachfolge  während  des  Prozesses     .     .     .     .  L95 

274.  Klageantrag 196 

275.  Klagegrund 196 

276.  Einreden 197 

277.  ürtheil 197 

278.  Wirkung  des  ürtheils  gegenüber  den  Rechtsnachfolgern  des  Be- 
klagten       198 

279.  Rechtskraft  des  Ürtheils  gegenüber  dem  Kläger 198 

280.  Zuständigkeit 199 

281.  Verbindung    der  Löschungsklage  mit  sonstigen  Klagen;  Geltend- 
machung des  Löschungsanspruches  durch  Widerklage  und  Einrede  201 

282.  Feststellungsklage 202 

283.  Erlöschen  des  Klagerechtes 202 

XXXI.   Kollision  zweier  eingetragener  Zeichen. 

284.  Allgemeine  Voraussetzungen  der  Löschungsklage 208 

285.  Kollision  mit  sonstigen  Privatrechten 208 

286.  Priorität;  Wirksamkeit  der  Eintragung 203 


XII  InhaltsTerzeichniss. 

Seite 

287.  Befugniss  des  Gerichts  zur  Prafung  der  Uebereinstimmung     .     .  204 

288.  Unstatthaftigkeit  der  Löschungsklage  aus  civilrechtlichen  Granden  205 

289.  Einreden 205 

290.  Kläger;    Geltendmachung  des  Löschungsanspruchs  durch  Wider- 
klage und  Einrede 206 

XXXII.  Binstellung  des  Gesohäftsbetriebes. 

291.  Begriff 206 

L^92.  Fortsetzung  des  Betriebs  durch  Andere 207 

293.  Unterbrechung  des  Betriebs 207 

294.  Aenderungen  im  Betriebe 207 

295.  Fortsetzung  des  Betriebes  durch  den  Rechtsnachfolger  ....  208 

296.  Möglichkeit  der  Fortsetzung  des  Betriebs  durch  Ändere      .     .     .  208 

297.  Tod  des  Berechtigten  und  Erlöschen  der  berechtigten  Firma  .     .  208 

298.  Liquidation 209 

299.  Konkurs 209 

3(K).  Unfreiwillige  Einstellung  und  Einstellung  durch  Andere      .     .     .  210 

301.  Nichtbeginn  des  Betriebes 210 

302.  Nichtgebrauch  des  Zeichens 210 

XXXm.    Trügerisoher  Inhalt  des  Zeichens. 

303.  Verhältniss  des  §  9  No.  3  zu  §  4  No.  3 211 

304.  Löschung  wegen  Eintritts  sp&terer  Umstände 212 

305.  Anwendbarkeit  der  Grundsätze  des  §  4  No.  3 218 

XXXrv.   Kollision  mit  einem  älteren  nioht  ein- 
getragenen Zeichen. 

306.  Grund  der  Vorschrift  des  §  9  Absatz  2 218 

307.  Vorschrift  des  §  9  Absatz  2  als  üebergangsbestimmung     .     .    .  214 

308.  Voraussetzungen  der  Klage  des  §  9  Absatz  2 214 

309.  Anmeldungsbefugniss  des  obsiegenden  Klägers       215 

§  10.  215 

XXXV.  Verfahren  vor  dem  Patentamt. 

310    Anwendbarkeit  sonstiger  Bestimmungen 216 

311.  Vorprüfung  der  Anmeldungen 216 

312.  Verfahren  vor  dem  Vorprüfer 217 

313.  Vorbescheid 218 

314.  Abtheilung  für  Waarenzeichen ;  Herathung  und  Abstimmung    .     .  219 

315.  Verfahren  vor  der  Abtheilung 220 

316.  Beschlüsse  und  Entscheidungen 220 

317.  Anträge  auf  Uebertragung 221 

318.  Widersprüche  gegen  Löschung 221 

319.  Geschäftssprache 222 

320.  Unterbrechung  und  Aussetzung  des  Verfahrens 222 


InhaltsYerzeichniss.  XIII 

Seite 

XXXVI.  Beschwerde. 

321.  Zulässigkeit  der  Beschwerde 228 

322.  Falle,  in  welchen  die  Beschwerde  nicht  zulassig  ist 224 

323.  Beschwerdeführer 224 

324.  Beschwerdeabtheilung 226 

325.  Form  und  Frist  der  Beschwerde 225 

326.  Verfahren  vor  der  Beschwerdeabtheilung 225 

327.  Rechtskraft  der  Entscheidung 226 

XXXVII.  Zustellungen. 

328.  Nothwendigkeit  der  Zustellung 227 

329.  Form  der  Zustellung 227 

330.  Person,  welcher  zuzustellen  ist 228 

331.  Zustellung  im  Auslande 229 

XXXVill.  Fristen. 

332.  Gesetzliche  und  patentamtliche  Fristen 229 

333.  Berechnung       230 

334.  Verlängerung 280 

335.  Wahrung  der  Fristen 281 

336.  Folgen  der  Versäumung 281 

XXXIX.  Kosten  des  Verfahrens. 

337.  Gebühren 232 

338.  Auslagen 282 

339.  Kosten  der  Beschwerdeinstanz 288 

340.  Verpflichtung  zum  Kostenersatz 288 

XIj.  Vertreter. 

341.  Zulässigkeit  und  Nothwendigkeit  der  Bestellung  eines  Vertreters  234 

342.  Person  des  Vertreters;  Vollmacht 284 

343.  umfang  der  Vollmacht 284 

344.  Bestellung  eines  Vertreters  für  das  ganze  Verfahren      ....  286 

345.  Eintrag  in  die  Zeichenrolle 285 

346.  Gesetzlicher  Vertreter 235 

347.  Prokurist                         286 

348.  Erlöschen  der  Vertretungsbefugniss 286 

§  11.  286 
XTiT.  Gutachten  des  Patentamts. 

349.  Sachverständiges  Gutachten  im  Allgemeinen 286 

350.  Voraussetzungen  für  das  Gutachten  des  Patentamts 287 

351.  Gerichtliches  Verfahren  und  gerichtliches  Ersuchen 288 

352.  Verpflichtung   des   Gerichts   zur   Einholung  und  Beachtung   des 
Gutachtens 288 

353.  Form  des  Gutachtens 289 

354.  Ertheilung  von  Gutachten  an  Privatpersonen;  Beamte  des  Patent- 
amts als  Sachverständige 239 


XIV  InhaltsYerzeichniss. 

Seite 

§  12.  239 

XIJI.  Wirkung  der  Bintragang. 

355.  Erwerb  des  Zeichenrochtes 240 

356.  Mängel  in  den  Voraussetzungen  der  Eintragung 240 

357.  Wirkung  der  Eintragung  nach  dem  Gesetze  Yom  30.  NoYember  1874  242 

358.  Fälle,   in   welchen   die  Eintragung   auf  Grund  des  Gesetzes  yom 

30.  Noyember  1874  unwirksam  ist 24B 

359.  Inhalt  des  Zeichenrechtes  im  Allgemeinen 244 

360.  Inhalt  des  Zeichenrechtes  im  Einzelnen 244 

361.  Inhalt  des  Zeichenrechtes  nach  dem  Gesetze  Tom  30.  November  1874  245 

362.  Wirkung  der  inländischen  Eintragung  für  das  Ausland  ....  245 

363.  Bestrafung  im  Auslande  begangener  Handlungen 246 

364.  Formale  Wirkung  der  Eintragung .246 

XTiTTT.  Unwirksamkeit  der  Eintragung. 

365.  Begriff 247 

366.  Unterschiede  von  der  Loschung 247 

367.  Unterschiede  von  sonstigen  Beschränkungen  in  der  Rechtsausübung  247 

368.  Späterer  Eintritt  der  Unwirksamkeit 248 

369.  Unwirksamkeit   der   Eintragung   gegenüber   nicht  waarenzeichen- 
mässiger  Benutzung  des  Zeichens 248 

370.  Unwirksamkeit  auf  Grund  des  §  23 249 

371.  Kollision  mit  einem  anderen  Zeichen 249 

372.  Kollision  mit  einem  später  angemeldeten  Zeichen 250 

373.  Kollision  von  und  mit  noch  in  die  Zeichenregister  eingetragenen 
Zeichen 251 

374.  Kollision  mit  nicht  eingetragenen  Zeichen     .     .     .     .  ^.              .  252 

375.  Koliision  mit  ausländischen  Zeichen 262 

376.  Unwirksamkeit  auf  Grund  vertraglicher  Verpflichtungen      .     .     .  258 

377.  Lizenz 263 

878.  Kollision  mit  dem  Recht  an  Name,  Firma,  Porträt,  Wappen    .    .  258 

379.  Kollision  mit  dem  Recht  an  Kunstwerken,    Photographieen   und 
Mustern 258 

380.  Unwirksamkeit  wegen  Arglist  und  unlauteren  Wettbewerbs     .    .  264 

381.  Unwirksamkeit  auf  Grund  von  Staatsverträgen 256 

XLTV.  Lizenz. 

382.  Zulässigkeit  der  Lizenz 255 

383.  Rechte  des  Lizenznehmers 256 

384.  Voraussetzungen  der  Gültigkeit  der  Lizenz 266 

385.  Ausschliessliche  Lizenz 257 

386.  Lizenzgeber 257 

387.  Ausdruckliche  und  stillschweigende  Lizenz 268 

388.  Fälle  stillschweigender  Lizenzertheilung 269 

389.  Agent  provocateur 260 

390.  Vorbehalte  und  Beschränkungen 260 

391.  Entgeltlichkeit  imd  Unentgeltlichkeit  der  Lizenz 261 


Inhaltsverzelchniss.  XV 

Seite 

892.  Rechtsnachfolge  in  die  Lizenz 261 

393.  Uebergang  auf  die  Rechtsnachfolger  des  Lizenzgebers     ....  262 

394.  Uebergang  auf  die  Rechtsnachfolger  des  Lizenznehmers ....  26^ 

XLV.  Bezeichnung  der  Waare. 

395.  Begriff 263 

396.  Verwendung  nachgeahmter  Zeichen 263 

397.  Körperliche  Verbindung  des  Zeichens  mit  der  Waare    ....  264 

398.  Arten  der  Bezeichnung 264 

399.  Vornahme  von  Veränderungen  an  der  bereits  bezeichneten  Waare  265 

400.  Wiederverwendung  losgelöster  Zeichen 265 

401.  Wabmehmbarkeit  der  Bezeichnung 265 

402.  Verdeckung  des  Zeichens 266 

403.  Mittelpersonen;  Gehülfen                       266 

404.  Vollendung  der  Bezeichnung 266 

XlaVT.  Bezeichnung  von  Verpackung  und  Umhüllung. 

405.  Begriff  der  Verpackung 267 

406.  Begriff  der  Umhüllung 267 

407.  Verpackung  und  Umhüllung  als  selbständige  Waaren          .     .    .  268 

408.  Bezeichnung  von  Verpackung  und  Umhüllung 268 

409.  Benutzung  fremder  Verpackungen  und  Umhüllungen 269 

XLVn.    Bezeichnung  von  Ankündigungen. 

410.  Begriff  der  Ankündigungen 269 

411.  Beziehung  der  Ankündigung  zur  Waare 270 

412.  Plakate  u.  s.  w.  als  selbständige  Waaren 271 

413.  Bezeichnung  von  Ankündigungen 271 

414.  Ankündigungen  als  Verpackung 272 

XLvjJLi.   Inverkehrbringen. 

415.  Begriff 272 

416.  Fälle,  in  welchen  Inverkehrbringen  Yorliegt 273 

417.  Fälle,  in  welchen  Inverkehrbringen  nicht  vorliegt 278 

418.  Inverkehrbringen  durch  Mittelspersonen 278 

419.  Vorbereitung,  Versuch  und  Vollendung 278 

420.  Anschaffung  und  Besitz  der  Waare 274 

421.  Wiederholtes  Inverkehrbringen 274 

422.  Gewerbsmässigkeit 274 

XLIX.   Feilhalten. 

423.  Begriff 274 

424.  Fälle,  in  welchen  Feilhalten  vorliegt 275 

425.  Mittelspersonen;  Gehülfen 276 

426.  Vorbereitungs-  und  Versuchshandlungen 276 

L.   Klage. 

427.  Klagebefugniss 276 

428.  Klageansprüche 277 


XVI  Inhaltsverzeichniss. 

Seite 

429.  Störung 278 

430.  Störung  durch  Bestreiten  des  Rechts 279 

431.  Beihülfe-  und  Anstiftungsakte  als  Störung 280 

432.  Störung  durch  Mittelspersonen 280 

433.  Ablassen  von  der  Störung 280 

434.  Verurtheilung  zur  Vornahme  von  Handlungen  .     .    .              .     .  281 

435.  Klagegrund 281 

436.  Klageantrag 282 

437.  Feststellungsklage 282 

438.  Sachliche  Zuständigkeit 288 

439.  Gerichtsstand 283 

440.  Gerichtsstand  der  unerlaubten  Handlung 284 

441.  ürtheil 284 

442.  Vollstreckung  des  ürtheils 284 

443.  Strafandrohung  im  Vollstreckungsverfahren 285 

444.  Vorläufige  Vollstreckbarkeit  des  ürtheils 285 

445.  Rechtskraft  des  ürtheils 286 

446.  Beseitigung  der  Wirkungen  der  Rechtskraft 286 

447.  Verjährung 287 

448.  Aussergerichtliche  Geltendmachung  des  Ausschliessungsrechtes     .  287 

449.  Rechtsmittel    gegenüber    unberechtigter    Anmassung    des    Aus- 
schliessungsrechtes       287 

LI.    Klarer. 

450.  Eingetragener 289 

451.  Gesetzliche  Vertreter  des  Eingetragenen 289 

452.  Eingetragener  als  formal  Berechtigter 290 

453.  üebertragbarkeit  des  Klagerechtes 290 

454.  Mehrere  Eingetragene 291 

455.  Nebenintervention       291 

LII.  Beklagter. 

456.  In  fremdem  Interesse  und  Namen  handelnde  Personen    ....  291 

457.  Auftraggeber 292 

458.  Nicht  handlungsfähige  Personen 292 

459.  Juristische  Personen 292 

460.  Offene  Handelsgesellschaft 293 

460a.  Haftung  von  Vertretern 293 

461.  Rechtsnachfolger 294 

Lm.    Provisorisohe  Massregeln. 

462.  Einstweilige  Verfugungen 294 

463.  Sicherung  des  Beweises 295 

464.  Strafrechtliche  Beschlagnahme 295 

465.  Beschlagnahme  durch  die  Zoll-  und  Steuerbehörden 295 

466.  Schadensersatzpflicht  des  Antragstellers 295 


\ 


Inhal  tsyerzeichniss.  XVII 

Seite 

UV.   Widerreohtliohkeit. 

467.  Begriif 296 

468.  Ausschluss  der  Widerrechtlichkeit  durch  kollidirendes  Recht  .     .     296 

469.  Ausschluss  der  Widerrechtlichkeit  durch  Lizenz 297 

470.  Sonstige  Fälle,  in  welchen  Widerrechtlichkeit  nicht  vorliegt    .     .     298 

471.  Fälle,  in  welchen  Widerrechtlichkeit  vorliegt 299 

472.  Widerrechtlichkeit  der  Herstellung  von  Waarenbezeichnungen,  von 
bezeichneten  Verpackungen,  Umhüllungen  und  Ankündigungen    .    299 

473.  Widerrechtlichkeit  der  Bezeichnung  von  dem  Zeicheninhaber  her- 
rührender Waaren 300 

474.  Ausschluss    der    Widerrechtlichkeit    der    Bezeichnung    von    dem 
Zeicheninhaber  herrührender  Waaren  durch  Lizenz 800 

475.  Widerrechtlichkeit  der  Bezeichnung  der  Waare  im  Allgemeinen  .    801 

476.  Widerrechtlichkeit    der  Bezeichnung  von  Verpackungen,  Umhül- 
lungen und  Ankündigungen 802 

477.  Widerrechtlichkeit    des    Inverkehrbringens    und    Feilhaltens    der 
Waare 803 

478.  Widerrechtlichkeit    des   Inverkehrbringens    und   Feilhaltens    von 
Waarenzeichen,  Verpackungen,  Umhüllungen  und  Ankündigungen    804 

479.  Beweis  der  Widerrechtlichkeit  804 

LV.  Einflass  der  Lösohung  auf  die  Geltendmaohting 
der  Beehte  aus  der  Eintragung. 

480.  Rückwirkung  der  Löschung 806 

481.  Einwirkung  der  Löschung  auf  anhängige  Prozesse      .    .     .  807 

482.  Wirkung  der  Löschung   auf  die  Löschungsklage  des  §  9  No.  1 

und  auf  das  Widerspruchsverfahren 807 

483.  Beginn  der  Rückwirkung 808 

484.  Beginn  der  Rückwirkung  im  Einzelnen 809 

485.  Berücksichtigung  der  Rückwirkung  von  Amtswegen 809 

486.  Aussetzung   des  Verfahrens  wegen  Vorliegens  eines  Löschungs- 
grundes      809 

§  13.  311 

LVI.  Name,  Firma  and  sonstige  Waarenbezeich- 
nungen ausser  dem  Waarenzeichen. 

487.  Schutz  von  Name,  Firma  und  sonstigen  Waarenbezeichnungen     .    811 

488.  Kollision  des  Waarenzeichens  mit  anderen  Waarenbezeichnungen  811 

489.  Kollision  mit  Name  und  Firma 812 

490.  Kollision    des  Waarenzeichens    mit   gemeingebräuchlichen  Wort- 
angaben     818 

LVII.  Name. 

491.  Anwendbarkeit  der  allgemeinen  Grundsätze  des  Namenrechts  .     .  815 

492.  Anwendbarkeit  der  Landesgesetze 816 

493.  Begriff 816 

494.  Name  juristischer  Personen 816 

Keat,  Schutz  dor  Waareabezeichnangen.  U 


XVIII  InhaltsTerzeichniss. 

Seite 

495.  Recht  zar  Föfarung  eines  bestimmten  Namens 317 

496.  Willkürlich  gewählter  Name 817 

497.  Willkörlich  geänderter  Name 318 

498.  Aendenmg  des  Vornamens 318 

490.  Abkorznng  des  Namens 318 

500.  Initialen -319 

501.  Bedeutung  von  Zusätzen  zum  Namen 319 

502.  Cebertragung  des  Namenrechtes 319 

LVm.  Firma. 

503.  Firma  als  Waarenbezeichnung 320 

504.  Begriff;  Firmen  von  Nichtkaufleuten 320 

505.  Firmen  der  Minderkauf leute 321 

506.  Voraussetzungen  des  Rechtsschutzes 321 

507.  Ausländische  Firmen 321 

508.  Name  als  nothwendiger  Firmenbestandtheil 322 

509.  Sachfirma  und  Etablissementsname 322 

510.  Zusätze  zum  Namen  als  Bestand theile  der  Firma 323 

511.  Schutz  einzelner  Firmenbestandtheile 328 

512.  Täuschende  Zusätze 824 

513.  Täuschende  Zusätze  im  Einzelnen 324 

514.  Firma    der    offenen    Handelsgesellschaft    und    der    Kommandit- 
gesellschaft      325 

515.  Firma  der  Aktiengesellschaft 825 

516.  Firma  der  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  und  der  Ge- 
nossenschaften    326 

517.  Unterscheidbarkeit  der  Firma 826 

518.  Firma  der  Zweigniederlassung 827 

519.  Beziehung  der  Firma  zum  Geschäftsbetriebe 827 

520.  Mehrfache  Firmenführung  durch  eine  Person 328 

521.  Ungültigkeit  der  auf  Scheingeschäften  beruhenden  Firma     .    .    .  829 

522.  Begründung  der  Firma  zum  Zwecke  unlauteren  Wettbewerbs  .     .  330 

523.  Bedeutung  der  Eintragung  in  das  Handelsregister 831 

524.  Aenderung  der  Firma 332 

525.  Abkürzung  der  Firma 833 

TiIX.  Uebertragung  des  Firmenreohts. 

ü"2Q.  Voraussetzungen  und  Form  der  üebertragung 833 

527.  Wirkung  der  Üebertragung 384 

528.  Nothwendigkeit  der  Üebertragung  des  Geschäftsbetriebes     .     .     .  834 

529.  Form  der  üebertragung  des  Geschäftsbetriebes 335 

530.  Theilweise  üebertragung  des  Geschäftsbetriebes 836 

531.  üebertragung  der  Firma  einer  Zweigniederlassung 886 

532.  Nothwendigkeit  des  Bestehens  eines  Geschäftsbetriebes  vor  dessen 
üebertragung 386 

533.  Theilweiser  Wechsel  in  der  Person  des  Geschäftsinhabers  .     .     .  837 

534.  Aenderung  einer  übertragenen  Firma 337 


Inhaltsverzeichniss.  XIX 

Seite 

535.  Uebertragung  der  Firma  kraft  Gesetzes,  im  Konkursverfahren  und 

in  der  Zwangsvollstreckung 887 

536.  Verpachtung  und  Verpfandung  der  Firma 388 

IiX.  Erlösohen  des  Firmenreohts. 

537.  Verzicht;  Loschungsantrag;  Nichtgebrauch 839 

538.  Einstellung  des  Geschäftsbetriebes 389 

539.  Bedeutung  der  Löschung  im  Handelsregister 840 

TiXT.  Inhalt  des  Namen-  und  Firmenreohts. 

540.  Ausschliessliche  Befugniss  zur  Waarenbezeichnung 841 

541.  Ausschliessliche  Befugniss  zur  Bezeichnung  von  V^aaren  jeder  Art  842 

542.  Ausschliessliche  Befugniss  zur  Bezeichnung  der  Herkunft  der  V^aare  842 

543.  Ausschluss  der  Täuschung  über  die  Herkunft  durch  Zusätze  .     .  848 

544.  Zusätze  zu  Name  und  Firma,  welche  besonders  in  Betracht  kommen  843 

545.  Aufnahme  eines  Namens  in  eine  Firma 845 

546.  Name  historischer  und  verstorbener  Personen 845 

547.  Gemeingebräuchliche  Namen  und  Firmen 845 

548.  Unwirksamkeit  des  Namen-  und  Firmenrechts 847 

549.  Unwirksamkeit  auf  Grund  des  §  23  Absatz  1 847 

550.  Lizenz 847 

551.  Kollision  mit  gleichlautenden  Namen  und  Firmen 848 

552.  Benutzung   der   Gleichnamigkeit   zum    Zwecke  unlauteren  Wett- 
bewerbs      348 

553.  Unzulässigkeit  täuschender  Zusätze  bei  Gleichnamigkeit ....  849 

554.  Name  und  Firma  als  Waarenzeichen 850 

555.  Name  und  Firma  als  Bestandtheile  eines  Waarenzeichens    .     .     .  851 

556.  Unterschiede   zwischen  Name  und  Firma  als  Waarenzeichen  und 
denselben  in  ihrer  gewöhnlichen  Funktion 352 

557.  Kollision  zwischen  Name,  Firma  und  Waarenzeichen  .....  852 

laXn.    Schutz  des  Namen-  and  Firmenreohts 

gegen  Störongen. 

558.  Klage;  Nachweis  eines  Interesse  als  Voraussetzung  der  Klage     .  858 

559.  Bestehen  eines  Geschäftsbetriebes  als  Voraussetzung  der  Klage    .  858 

560.  Schutz  des  von  der  Firma  abweichenden  Namens 854 

561.  Störung;  abwehrende  Klage 854 

562.  Unterschied   zwischen    der  Klage  auf  Grund  des  Zeichengesetzes 

und  der  Klage  nach  Art.  27  des  Handelsgesetzbuchs      ....  854 

563.  Berechtigter 855 

TiXTTI.   Porträt  und  Privatwappen. 

:M,  Porträt 856 

565.  Wappen 857 

II* 


XX  Inhal  tsverzeichniss. 

Seite 

§  14.  358 

LXIV.   Schatz  gegen  versohuldete  Stönmgen. 

566.  Verschulden  als  Voraussetzung  der  Entschädigungsklage  und  der 
Strafverfolgung 8B8 

LXV.    Entsohädigungsklage. 

567.  Voraussetzungen  der  Entschädigungsklage 860 

568.  Verhältniss  zur  abwehrenden  Klage 860 

569.  Verhältniss  zur  Strafverfolgung 361 

570.  Klageantrag  .     .     .    ' 361 

571.  Gerichtsstand  der  unerlaubten  Handlung 862 

572.  Ort  des  Erfolges  als  Ort  der  unerlaubten  Handlung 363 

573.  Ort  der  unerlaubten  Handlung  bei  Mehrheit  von  Thätigkeitsakten  864 

574.  Gerichtsstand  im  Falle  der  Haftung  für  die  unerlaubte  Thätigkeit 
Anderer  ' 864 

575.  Erlöschen  des  Klagerechtes;  Verjährung 865 

IiXVI.    Entschädigung. 

576.  Begriff 866 

577.  Bereicherung 366 

578.  Kausalzusammenhang 367 

579.  Darlegung  und  Beweis  des  Schadens 867 

580.  Entgangener  Gewinn 368 

581.  Rechnungslegung 869 

582.  Solidarische  Haftung  mehrerer  selbständig  Handelnder    ....  369 

583.  Solidarische  Haftung  mehrerer  gemeinsam  Handelnder     ....  869 

584.  Solidarische  Haftung  mehrerer  fahrlässig  Handelnder 370 

585.  Uebertragbarkeit  und  Erlöschen  des  Entschädigungsanspruchs      .  370 

LXVn.   Verletzter. 

586.  Begriff 370 

587.  Geltendmachung  der  Rechte  aus  der  Verletzung  im  Falle  gesetz- 
licher Vertretung 371 

588.  Käufer  der  Waare  als  Verletzter 372 

589.  Vermögensschaden  als  Voraussetzung  der  Verletzung      ....  872 

590.  Fortbestand  der  Verletzung  bei  Erlöschen  und  Uebertragung  des 
Rechts;  Uebertragbarkeit  der  Rechte  des  Verletzten 372 

591.  Mehrzahl  von  Verletzten 878 

LXVm.    Entschädigungspflichtiger. 

592.  Haftung  für  eigene  Handlungen 874 

593.  Haftung  für  Handlungen  Anderer 374 

594.  Haftung  für  Handlungen  Anderer  ohne  eigene  Thätigkeit  und  ohne 
eigenes  Verschulden 375 

595.  Haftung  von  juristischen  Personen  und   Handelsgesellschaften  für 
Handlungen  ihrer  Vertreter 376 


Inhaltsverzeichniss.  XXI 

Seite 

T,XTX.   Wissentliohkeit. 

596.  Begriff 877 

597.  Bewusstsein  der  Rechts  Widrigkeit 377 

598.  TÄuschungsabsicht 878 

599.  Eventualdolus 378 

600.  Eventualdolus  mit  Räcksicht  auf  den  faktischen  Eingriff     .     .     .  879 

601.  Begründung   der   Wissentlichkeit   durch  Warnung   und    sonstige 
Mittheilungen 880 

602.  Einffuss  des  Prozessbeginns 381 

603.  Ausschluss  der  Wissentlichkeit  durch  thatsächlichen  Irrthum  .     .  382 

604.  Rechtsirrthum 883 

605.  Rechtsirrthum  als  Entschuldigungsgrund 384 

606.  Irrthum  im  Falle  des  §  20 384 

607.  Irrthum  im  Falle  des  §  23  Absatz  1 385 

608.  Wissentlichkeit  bei  mehreren  Theilnehmem 885 

609.  Wissentlichkeit    bei   juristischen    Personen    und    Handelsgesell- 
schaften     886 

610.  Wirkung  später  eintretender  Wissentlichkeit 886 

611.  Beweis  der  Wissentlichkeit 387 

612.  Umstände,  welche  auf  die  Wissentlichkeit  schliessen  lassen     .     .  388 

TiXX.    Grobe  Fahrlässigkeit. 

613.  Begriff  der  Fahrlässigkeit 889 

614.  Begriff  der  groben  Fahrlässigkeit 890 

615.  Grobe  Fahrlässigkeit  bei  dem  Inverkehrbringen  und  Feilhalten    .  890 

616.  Grobe  Fahrlässigkeit  bei  dem  Bezeichnen 891 

617.  Grobe  Fahrlässigkeit  bei  Beauftragten  und  Angestellten.     .     .     .  891 

618.  Nichteinsicht    der    Zeichenregister    und    der    Publikationen    des 
Patentamtes 892 

619.  Unterschied  zwischen  grober  Fahrlässigkeit  und  Eventualdolus      .  892 

620.  Ausschluss  der  Fahrlässigkeit  durch  Irrthum 393 

621.  Anwendbarkeit  der  für  die  Wissentlichkeit  geltenden  Regeln  .     .  393 

LXTTT.  Strafverfolgung. 

622.  Verhältniss  des  Zeichengesetzes  zum  Strafgesetzbuch 393 

623.  Thalbestand;    Strafbarkeit    von    Vorbereitungs-,    Versuchs-    und 
sonstigen  Störungshandlungen 394 

624.  Feststellung  der  Widerrechtlichkeit 895 

625.  Aussetzung  des  Verfahrens  mit  Rücksicht  auf  ein  Verfahren  vor 
dem  Civilgericht  oder  dem  Patentamt 895 

626.  Bin'dende  Kraft  des  Civilurtheils  für  das  Strafgericht      ....  896 

627.  Bedeutung  der  Löschungsurtheile  für  das  Strafverfahren     .     .     .  897 

628.  Wiederaufnahme   des  Verfahrens   im    Falle    späterer   Aufhebung 
eines  Civilurtheils 397 

629.  Einffuss  später  eintretender  Umstände  auf  die  Strafbarkeit     .     .  897 

630.  Verjährung 397 


XXII  Inhaltsverzeichniss. 

Seit« 

631.  Zuständigkeit 898 

632.  Strafart  und  Strafmaass 398 

632a.  Beschlagnahme 399 

LXXn.  Strafantrag. 

633.  Form 399 

634.  Inhalt 400 

635.  Bezeichnung  des  Thäters 401 

636.  Antragsberechtigter 401 

637.  Stellung  des  Antrages  durch  Bevollmächtigte 401 

638.  Stillschweigende  Bevollmächtigung 402 

639.  Nachträgliche  Genehmigung 402 

640.  Darlegung  und  Nachweis  des  Auftrags 402 

641.  Unterbevollmächtigung 402 

642.  Stellung  des  Antrags  durch  gesetzliche  Vertreter 403 

643.  Vertreter  im  Falle  des  §  23 403 

644.  Firma  als  Antragstellerin 403 

645.  Frist 404 

646.  Beginn  der  Frist 404 

647.  Ende  und  Unterbrechung  der  Frist 405 

648.  Wirkung  des  Strafantrags 405 

649.  Rücknahme  des  Antrags 406 

650.  Verzicht 407 

651.  üebertragbarkeit  der  Antragsberechtigung 407 

652.  Rechtsmittel  bei  Nichtberücksichtigung  des  Antrags 407 

LXXm.  Thäter  and  Theilnehmer  an  dem  Vergehen. 

653.  Unterschied  zwischen  Thäterschaft  und  Theilnahme 408 

654.  Physische  Persönlichkeit  als  Voraussetzung  der  Bestrafung     .     .  408 

655.  Handeln  durch  Mittelspersonen 409 

656.  Strafbarkeit  der  Mittelspersonen,  insbesondere  der  Angestellten  .  409 

657.  Positive  Thätigkeit  als  Voraussetzung  der  Bestrafung     ....  410 

658.  Abgabe  von  Willenserklärungen  als  positive  Thätigkeit  ....  410 

659.  Strafbarkeit  der  Handelsgesellschafter  und  gesetzlichen  Vertreter  410 

660.  Unterschied  zwischen  Mitthäterschaft  und  Beihälfe 411 

661.  Wissentlichkeit  bei  Mitthäterschaft  und  Beihülfe 411 

662.  Objektiver  Thatbestand  bei  Mitthäterschaft  und  Beihülfe     .     .     .  412 

663.  Begriff  der  Beihülfe 412 

664.  Mitthäterschaft  und  Beihülfe  in  einzelnen  Anwendungsfalien   .     .  413 

665.  Anstiftung 418 

666.  Begünstigung 414 

LXXIV.  Zusammentreffen  mehrerer  strafbarer 

Handlangen. 

667.  Idealkonkurrenz  und  Realkonkurrenz 414 

668.  Idealkonkurrenz  mehrerer  Zeichenvergehen 414 

669.  Idealkonkurrenz  mit  Urkundenfälschung 415 

670.  Idealkonkurrenz  mit  Betrug 415 


Inhal  tsverzeichniss.  XXIII 

Seite 

€71,  Täuschung  beim  Betrage 416 

672.  Vermögensvortheil  beim  Betrage 416 

673.  Yeraiögensschädigung  beim  Betrage 416 

674.  Yerhältniss  der  Strafe  aus  dem  Zeichengesetz  zur  Betrugsstrafe  .  417 

675.  Betrag,  welcher  nicht  in  idealer  Konkurrenz  begangen  ist .     .     .  417 

676.  Begriff  der  Realkonkurrenz  417 

677.  Realkonkurrenz  7on  Vergehen  gegen  §§  14  und  15  mit  sonstigen 
Vergehen 417 

678.  Realkonkurrenz  unter  Vergehen  gegen  §§  14  und  15      ....  418 

679.  Fortgesetztes  Vergehen 418 

680.  Fortsetzung  der  widerrechtlichen  Thätigkeit  nach  Bestrafung  oder 
Anklage 419 

681.  Inverkehrbringen   und  Feilhalten  als  Fortsetzung  des  durch  die 
Bezeichnung  der  Waare  begangenen  Vergehens 420 

682.  Rechtliche   Behandlung   des   fortgesetzten  Vergehens    im    Allge- 
meinen       421 

LXXV.  Strafbarkeit  der  im  Aaslande  begangenen 

Handlungen. 

683.  Beschrankungen  der  Strafverfolgung 421 

684.  Strafbarkeit  der  Handlung  nach  ausländischem  Recht      ....  422 

685.  Inland 422 

686.  Handlungen,    welche  sich   zugleich  auf  das  Inland  und  das  Aus- 
land erstrecken 423 

687.  Theilnahmehandlungen,  welche  sich  zugleich  auf  das  Inland  und 

das  Ausland  erstrecken 428 

688.  Einzelne  Fälle 424 

TiXXVl.  Nebenklage. 

689.  Berechtigung  zur  Nebenklage 425 

690.  Verhältniss  der  Nebenklage  zu  dem  Antrage  auf  Busse  ....  425 

691.  Zeitpunkt  und  Form  der  Nebenklage 426 

692.  Rechte  des  Nebenklägers 426 

693.  Befugniss  zur  Einlegung  von  Rechtsmitteln 427 

694.  Wirkung  des  Anschlusses  auf  das  Verfahren  und  Erlöscheu  der 
Wirkung 427 

695.  Verpflichtung  zur  Tragung  der  Kosten 427 

696.  Gesetzliche  Vertreter  dos  Nebenklägers 428 

§  15.  429 

TiXXVJJL.  Waarenausstattangen. 

697.  Begriff 429 

698.  Waarenzeichen,  Namen  und  Firmen  als  Ausstattung 429 

699.  Einfluss  der  Bestimmung  der  Ausstattung  auf  deren  Schutz    .     .  430 
7(jO.  Schutz  der  Ausstattung  als  Schutz  des  Besitzstandes 431 

701.  Voraussetzungen  des  Besitzstandes 431 

702.  Einfluss  sonstigen  gesetzlichen  Schutzes  auf  die  Begründung  des 
Besitzstandes 482 


XXIV  Inbaltsyeneichniss. 

Seite 

703.  Beziehung  der  Ausstattung  zur  Waare  im  Allgemeinen  ....  432 

704.  Ausstattungen  als  Geschäftsbezeichnungen 488 

705.  Beziehung  der  Ausstattung  zu  bestimmten  Waaren 43S 

706.  Erwerb  des  Besitzstandes  durch  Anerkennung  innerhalb  betheiligt«r 
Verkebrskreise 434 

707.  Ist  Kenntniss  der  Person  des  Berechtigten  erforderlich?     .     .     .  434 

708.  Mehrheit  von  Berechtigten 435 

709.  Redlichkeit  des  Besitzstandes  als  Voraussetzung  für  dessen  Schutz  43& 

710.  Gemeingebräuchliche  Ausstattungen 437 

711.  Beziehung  der  gemein  gebräuchlichen  Ausstattung  zu  bestimmten 
Waaren 488 

712.  Aeussere  Gestaltung  und  Zusammensetzung  der  Ausstattung  .     .439 

713.  Form  der  Waare  als  Ausstattung 440 

714.  Form  der  Verpackung 440 

715.  Farbe  der  Waare,  Verpackung  u.  s.  w 441 

716.  Uebertragung  des  Rechts  an  der  Ausstattung 442 

717.  Erlöschen  des  Rechtes 442 

718.  Unwirksamkeit  des  Rechts 443 

719.  Schutz  der  Ausstattung  als  Schutz  gegen  unlauteren  Wettbewerb  444 

720.  Umfang  des  Schutzes 445 

721.  Negatorische  Klage 445 

722.  Zweck  der  Täuschung 446 

723.  Faktischer  Eintritt  und  Möglichkeit  der  Täuschung 447 

724.  Eventualdolus 447 

725.  Anwendbarkeit  der  für  die  Wissentlichkeit  geltenden  Regeln  .     .  448 

726.  Bedeutung  der  Worte  „in  Handel  und  Verkehr** 448 

727.  Täuschung  der  betheiligten  Verkehrskreise 449 

728.  Täuschung  des  unmittelbaren  Abnehmers 449 

729.  Idealkonkurrenz  mit  Jietrug .450 

730.  Kollision  mit  dem  Recht  an  einem  eingetragenen  Waarenzeichen  450 

731.  Anwendbarkeit  der  Grundsätze  des  §  14  über  Strafverfolgung     .  451 

§  16.  452 

TiXXVin.  OertUohe  Herkunftsbezeichnungeii. 

732.  Verhältniss  des  §  16  zu  den  §§  14  und  15 452 

733.  Civil  rechtliche  Ansprüche  auf  Grund  des  Zeichengesetzes    .     .     .  45^ 

734.  Civil  rechtliche  Ansprüche  ausserhalb  des  Zeichengesetzes    .     .     .  453 

735.  Begriff  des  Ortes 454 

736.  Gemeinde-  und  weitere  Kommunalverbände 455 

737.  Ländernamen 455 

738.  Oeffentliche  Wappen  als  symbolische  üerkunftsbezeichnungen .     .  457 

739.  Fälschliche  Verwendung  öffentlicher  Wappen 457 

740.  Unwesentliche  Abweichungen 458 

741.  Fälschlichkeit  der  Bezeichnung 4o8 

742.  Befugniss    der   Produzenten    benachbarter   Orte    zum    Gebrauche 
eines  Ortsnamens 458 

743.  Herkunftsort  bei  Naturprodukten                         469 


Inhaltsverzeichniss.  XXV 

Seite 

744.  Herkunftsort  bei  Industrieprodukten 460 

745.  Handelsort 461 

746.  Befiigniss  zur  Bezeichnung  der  Waare  mit  dem  persönlichen  und 
geschäftlichen  Domizil 461 

747.  Begriff  des  Domizils 462 

748.  Aufgabe  des  Domizils 468 

749.  Uebereinstimmung  einer  örtlichen  Herkunftsbezeichnung  mit  Name, 
Firma,  Waarenzeichen  und  anderen  Ortsbezeichnungen  ....  463 

750.  Bezeichnung  von  Waare  u.  s.  w.  mit  einer  örtlichen  Herkunfts- 
bezeichnung    468 

751.  Ausschluss  der  Täuschungsgefahr  durch  Zusätze  zur  Herkunfts- 
bezeichnung  ^ 464 

752.  Irrthumserregung 466 

753.  Zweck  der  Irrthumserregung 466 

754.  Bewusstsein  der  Fälschlichkeit  der  Bezeichnung 466 

755.  Irrthumserregung  über  Beschaffenheit  und  Werth 467 

756.  Beschaffenheit 467 

757.  Werth.  467 

758.  Oertliche  Herkunftsbezeichnungen  mit  Fantasiecharakter  ....  468 

759.  Gattungsnamen 469 

760.  Beziehung  des  Gattungsnamens  zu  bestimmten  Waaren  ....  469 

761.  Namen,  welche  auf  eine  bestimmte  Produktionsgegend  oder  eine 
bestimmte  Herstellungsweise  hinweisen 470 

762.  Handelsgebrauch 470 

763.  Missbräuchliche  Verkehrsgewohnheiten 471 

764.  Lokale  und  ausländische  Gebräuche 472 

765.  Später  entstehende  Gebräuche 472 

766.  Unzulässigkeit  täuschender  Zusätze  zum  Gattungsnamen      .     .     .  472 

767.  Oeffentliche  Wappen  als  Gattungsbezeichnungen 473 

768.  Bezeichnung  von  Wein,  insbesondere  Stillwein 473 

769.  Schaumwein 478 

770.  Gattungsnamen  im  Weinhandel 475 

771.  Gattungsnamen  im  Verkehr  mit  Tabak 476 

772.  Anwendbarkeit  der  Grundsätze  des  §  14  über  Strafverfolgung     .  477 

773.  Idealkonkurrenz  mit  sonstigen  Vergehen,  insbesondere  mit  Betrug  477 

§   17.  479 

TiXXix.  Verhinderung  der  Ein-  und  Durchflihr 
widerrechtlioh  bezeiohneter  Waaren. 

774.  Zweck  der  Massregel 479 

775.  Verhältniss  zur  gerichtlichen  Verfolgung 4  SO 

776.  Voraussetzungen  der  Massregel 480 

777.  Widerrechtliche  Bezeichnung  der  Waare 480 

778.  Ausländische  Waaren 481 

779.  Waarenbezeichnungen,  auf  welche  §  17  Anwendung  findet .     .     .  482 

780.  Waarenzcichen 488 

781.  Deutsche  Namen  und  Firmen 488 


XXVI  Inhalts  verzeichniss. 

Seite 

782.  Ausländische  Namen  und  Firmen 484 

783.  Deutsche  Ortsbezeichnung 484 

784.  Antrag  des  Verletzten 485 

785.  Verfahren  vor  den  Zoll-  und  Steuerbehörden 487 

786.  Sicherheitsleistung 487 

787.  Haftung  der  Sicherheit  fär  Entschädigungsansprüche 488 

788.  Beschlagnahme 488 

789.  Einziehung 488 

790.  Strafbescheid 489 

791.  Recht  des  Beschuldigten  auf  gerichtliche  Entscheidung  ....  489 

792.  Beschwerde  im  Verwaltungswege 490 

793.  Wirkung  der  Einziehung 491 

§  18.  491 

Tixxx.    Busse. 

794.  Begriff 491 

795.  Ausschluss  weiterer  Entschädigungsansprüche 492 

796.  Anrechnung  der  civil  rechtlichen  Entschädigung 493 

707.  Verlust  des  civilrechtlichen  Entschädigungsanspruches     ....  498 

798.  Beschädigter 493 

799.  Uebergang  des  Anspruches  auf  die  Rechtsnachfolger 493 

800.  Verpflichteter 494 

801.  Mehrzahl  von  Verpflichteten 494 

802.  Uebergang  der  Verpflichtung  auf  die  Rechtsnachfolger    ....  494 
802a.  Solidarhaftung 494 

803.  Prozessuale  Geltendmachung  des  Anspruches 495 

804.  Rücknahme  des  Antrages 495 

805.  Vollstreckung 496 

806.  Betrag 496 

807.  Festsetzung  des  Betrages 496 

808.  Nichtberücksichtigung  des  Antrages 496 

809.  Verhältniss  zur  Strafe 497 

§  19.  498 
LXXXI.    Beseitigung  der  widerreohtlichen 

Kennzeiolinuiig. 

810.  Rechtliche  Natur  der  Massregel  des  §  19  Absatz  1 498 

811.  Beschränkung   der   Massregel   auf  die  zur  Zeit  der  Urtheilsvoll- 
streckung  im  Besitze  des  Verurtheilten  befindlichen  Gegenstände  499 

812.  Begriff  des  Besitzes 499 

813.  Verpflichtung  des  Gerichts  zur  Anordnung  der  Massregel  im  Urtheil  500 

814.  Widerrechtlich  gekennzeichnete  Gegenstände 500 

815.  Verurtheilung   einer   bestimmten   Person   als  Voraussetzung   der 
Massregel 501 

816.  Vollstreckung  im  Strafverfahren 602 

817.  Vollstreckung  im  Civilverfahren 502 

8 IS.  Vollstreckung  gegen  die  Rechtsnachfolger  des  Verurtheilten    .     .  503 

819.   Vorläufige  Beschlagnahme .     .  508 


Inhaltsverzeichniss.  XXVII 

Seite 

820.  Inhalt  der  Massregel 608 

821.  Unterschiede  zwischen  der  Massregel  des  §  19  Absatz  1  und  der 
Einziehung  nach  §  40  des  Strafgesetzbuches 504 

822.  Einziehung  der  widerrechtlich  gekennzeichneten  Gegenstände  nach 

§  40  des  Strafgesetzbuches 505 

823.  Einziehung   7on  Werkzeugen   und    sonstigen   zur   Begehung  des 
Vergehens  benutzten  Vorrichtungen B05 

824.  Verurtheilung  auf  Grund  der  §§  14,  15  oder  16  als  Voraussetzung 

der  Massregel  des  §  19  Absatz  1 506 

TiXXTCTT.   Bekanntmaohung  der  Verurtheilung. 

825.  Verhältniss  zur  Massregel  des  §  19  Absatz  1 507 

826.  Art  und  Frist  der  Bekanntmachung 507 

827.  Verdffentlichungsbefugniss  abgesehen  vom  Falle  des  §  19  Absatz  2  508 

828.  Kosten  der  Bekanntmachung 508 

829.  Anwendbarkeit  der  Massregel  für  und  gegen  die  Rechtsnachfolger  509 

§  20.  509 

IiXZXm.    Wiedergabe  von  Waarenbezeiohnungen 

mit  Abweiohungen. 

830.  Bedeutung  des  §  20  im  Allgemeinen 509 

831.  Verhältniss  zu  §  18  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874      .     .  510 

832.  Waarenbezeichnungen,  auf  welche  §  20  sich  bezieht 510 

833.  Vorschriften,  welche  durch  §  20  ergänzt  werden 511 

834.  Vorschriften,  auf  welche  §  20  entsprechend  anzuwenden  ist    .     .  511 

835.  Bedeutung  der  Worte  „Gefahr  einer  Verwechselung  im  Verkehr"  511 

836.  Bedeutung   der   Darstellung  und  Beschreibung  bei  eingetragenen 
Waarenzeichen  für  die  Vergleichung 518 

837.  Bedeutung  der  Eintragung  in  das  Handelsregister  bei  Firmen     .  514 

838.  Massgebender  Wortlaut  bei  nicht  eingetragenen  Firmen  u.  bei  Namen  514 

839.  EinÜuss  der  Täuschungsabsicht  und  der  Wissentlich keit     .     .     .  514 

840.  Thatsächliche  Feststellung  der  Verwechselungsgefabr ;  Zulässigkeit 

der  Revision 5L5 

841.  Gesammteindruck  der  Waarenbezeichnung  als  Grundlage  der  Ver- 
gleichung   515 

842.  Aenderung  des  Gesammteindrucks   in  Folge  der  Fortlassung  ein- 
zelner Bestandtheile 5L6 

843.  Ueberdruck,  Ueberklebnng  oder  Verdeckung  einzelner  Bestandtheile  517 

844.  Auschlaggebende  Bedeutung  einzelner  Bestandtheile 518 

845.  Verkehrsübliche    Benennung   der   Waare   nach    einem    einzelnen 
Bestandtheil 510 

846.  Ausschliessliche  Befugniss  zur  Benutzung  einzelner  Bestandtheile  519 

847.  Verwechselungsähnlichkeit  zwischen  Wortzeichen  und  Bildzeichen  520 

848.  Bedeutung  der  Beschreibung  für  die  besondere  Berücksichtigung 
einzelner  Bestandtheile 522 

849.  Aufnahme   einer  Waarenbezeichnung   als    Ganzes  in  eine  andere 
Waarenbezeichnung 522 


XXVIII  Inhaltsverzeichniss. 

Seit« 

850.  Hinzufügung  und  Aenderung  7on   Name  und  Firma  als  Bestand- 
theilen  einer  Waarenbezeichnung 524 

851.  Bestandtheile,  auf. welche  bei  der  Vergleichung  weniger  Rücksicht 

zu  nehmen  ist 525 

852.  Yerwecbselungsgefahr  bei  Wortzeichen 527 

853.  Behandlung  der  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874 
geschützten  Wortzeichen 528 

854.  Bedeutung   von   Zusätzen   zu   einem  Wortzeichen   für   die   Vei^ 
wechselungsgefahr           528 

855.  Yerwecbselungsgefahr  bei  gemischten  Zeichen 530 

856.  Verwechselungsgefahr  bei  Namen  und  Firmen 581 

857.  Verwechselungsähnlichkeit    von   Firmen   nach   Zeichenrecht   und 
nach  Handelsrecht 532 

858.  Bedeutung  einzelner  Firmenbestandtheile  für  die  Verwechselungs- 
gefahr    582 

859.  Bedeutung  von  Zusätzen  zur  Firma,   insbesondere  einer  Ortsbe- 
zeichnung       583 

860.  Verwechselungsgefahr  bei  Wappen 534 

861.  üebersetzungen  von  Wortzeichen 534 

862.  Üebersetzungen  von  Namen  und  Firmen 534 

863.  Abweichungen  in  der  Farb,e 584 

864.  Abweichungen  in  der  Farbe  bei  eingetragenen  Waarenzeichen  535 

865.  Farbe  als  Bestand tbeil  eines  Waarenzeichens 536 

866.  Einfluss  der  Verkehrsanschauung  auf  die  Bedeutung  der  Farbe  .  536 

867.  Umfang  des  der  Farbe  als  Bestandtheil  eines  Zeichens  zukommen- 
den Schutzes 537 

868.  Farbe  der  sonstigen  Ausstattung  der  Waare,  Verpackung,   Um- 
hüllung u.  s.  w 537 

869.  Abweichungen  in  der  Grösse 588 

870.  Bedeutung   der   sonstigen  Ausstattung   der  Waare  für  die  Ver- 
wechselungsgefahr bei  Waarenzeichen 538 

871.  Fälle,    in  welchen  die  sonstige  Waarenausstattung  berücksichtigt 
werden  muss 539 

872.  Einfluss  der  Art  des  Gebrauchs  eines  Waarenzeichens    auf  die 
Verwechselungsgefahr 540 

873.  Erweiterung  des  gesetzlichen  Schutzes  in  Folge  der  besonderen 

Art  des  Gebrauches 641 

874.  Einfluss  der  Anschauung  der  betheiligten  Verkehrskreise    .     .     .  542 

875.  Einfluss  .der   Verkehrsanscbauung    auf   die    Wesentlich keit    von 
Unterscheidungsmerkmalen 543 

876.  Anwendung  der  verkehrsüblichen  Prüfungsmethode 543 

877.  Prüfung  der  Verwechselungsgcfahr  durch  Patentamt  und  Gericht  544 

§  21.  544 

TiXXXTV.  Sachliche  Zuständigkeit  der  Gerichte. 

878.  Zuständigkeit  in  erster  Instanz 544 

878a.  Zuständigkeit  in  den  folgenden  Instanzen 546 


Inhaltsverzeichniss.  XXIX 

Seite 

§   22.  547 

T.xxxv    Verordnungen  des  Bondesraths  betreffend 
die  Bezeichnung  fremder  naoh  Deutschland  eingehender 

Waaren. 

S79.  Wirkung  und  Zulässigkeit  der  Verordnungen 547 

880.  Beginn  und  Ende  der  Wirksamkeit  der  Verordnungen  ....  548 

881.  Die  Verordnungen  als  Mittel  zur  Ausübung  eines  Vergeltungsrechtes  548 

882.  Voraussetzungen  fiär  den  Eriass  der  Verordnung 548 

883.  Deutsche  Waaren 549 

884.  Verpflichtung,  eine  deutsche  Herkunftsbezeichnung  zu  tragen  .     .  549 

885.  Ungünstigere  Behandlung  bei  der  Zollabfertigung 549 

886.  Waaren bt^zeichnungen  im  Sinne  des  §  22 550 

887.  Inhalt  der  Verordnung 550 

888.  Fremde  Waaren 551 

889.  Beschlagnahme  und  Einziehung 552 

§  23.  552 
Tixxxvi.  Schutz  ausländischerWaarenbezeichnungen. 

890.  Internationale  Beziehungen  im  Zeichenrechte 553 

891.  Begriff  der  Niederlassung -  .     .  554 

892.  Wohnsitz  als  Niederlassung 554 

893.  Ort  der  Niederlassung 555 

894.  Produktionsstätte  als  Niederlassung 555 

895.  Niederlassung  als  Sitz  des  Geschäftsbetriebes 556 

896.  Zweigniederlassung  im  Inlande 557 

897.  Ausländische  Hauptniederlassung 558 

898.  Begriff  der  Hauptniederlassung 559 

899.  Mehrzahl  ausländischer  Hauptniederlassungen 559 

900.  Aufgabe  und  Verlegung  der  Niederlassung 560 

901.  Inland 560 

902.  Bekanntmachung  der  Gegenseitigkeit 561 

903.  Beginn  der  Gegenseitigkeit 562 

904.  Beendigung  der  Gegenseitigkeit 562 

905.  Inhalt  der  Bekanntmachung 563 

906.  Deutsche  und  inländische  Waarenbezeichnungen 564 

907.  Länder,  mit  welchen  Gegenseitigkeit  verbärgt  ist 564 

908.  Ergänzung  und  Abänderung  des  Gesetzes  durch  Staatsverträge    .  565 

909.  Anspruch  auf  den  Schutz  des  Gesetzes 567 

910.  Schutz  im  Heimat hsstaate  als  Voraussetzung  des  Anspruchs  auf 

den  Schutz  des  Gesetzes 568 

TiXXXVlL  Inländischer  Vertreter. 

911.  Vertreterzwang 569 

912.  Beschränkung  der  Handlungsfähigkeit  des  Zeicheninbabers  durch 

den  Vertreterzwang 570 

913.  Folgen  der  Nichtbestellung  des  Vertreters 571 

914.  Person  des  Vertreters 571 


XXX  InhaltsYerzeichniss. 

Seite 

915.  Form  der  Bestellung  des  Vertreters 671 

916.  Einfluss  formeller  oder  materieller  Ungültigkeit  des  Yollmachts- 
vertrages 572 

917.  Erlöschen  der  Vertretungsbefugniss 573 

918.  Inneres  Yerhältniss  des  Vertreters  zu  dem  Zeicheninhaber      .     .  573 

919.  Unbeschränkbarkeit  der  Vollmacht  des  Vertreters 574 

920.  Umfang  der  Vollmacht 574 

921.  Befugniss  zur  Vertheidigung  des  Zeichenrechts 574 

922.  Vertretung  vor  dem  Patentamt 576 

923.  Vertretung  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten 575 

924.  Geltendmachung  des  Anspruches  auf  Schutz  vor  den  Gerichten    .  577 

925.  Geltendmachung  des  durch  die  Eintragung  begründeten  Rechts  .  577 

926.  Befugniss  zur  Stellung  von  Strafantragen 578 

927.  Befugniss  zu  Verfügungen  über  das  Recht 578 

928.  Ertheilung  von  Untervollmachten 579 

929.  Gerichtsstand  des  §  23 579 

T.xxxviii.  Anmeldung  ausländisoher  Waarenzeiohen 

zur  Zeiohenrolle. 

930.  Formelle  Erfordernisse  der  Anmeldung 580 

931.  Anmeldung  und  Schutz  ausländischer  Zeichen  nach  dem  Gesetz 

vom  30.  November  1874 581 

932.  Abhängigkeit   des  inländischen  Schutzes    von  dem  ausländischen 
Markenschutze 582 

933.  Nachweis  des  ausländischen  Markenschutzes 582 

934.  Form  und  Inhalt  des  Nachweises     .     .    .^ 583 

935.  Massgebender  Zeitpunkt  für  die  Prüfung  des  Nachweises    .     .     .  584 

936.  Verpflichtung  zur  Erbringung  des  Nachweises 585 

937.  Prioritätsvorrechte  ausländischer  Zeichen 586 

938.  Bedeutung  des  Prioritätsvorrechts    für  das  Verfahren   nach    den 

§§  5,  6  und  §  9  No.  1 587 

939.  Geltendmachung  des  Prioritätsvorrechtes 587 

940.  Prioritätsvorrechte  französischer  Zeichen 588 

941.  Materielle  Erfordernisse  der  Anmeldung 589 

942.  Versagung  der  Eintragung  nach  dem  Gesetze  vom  30.  November  1874  589 

943.  Versagung  der  Eintragung  nach  dem  Gesetze  vom    12.  Mai  1894  590 

944.  Oesterreichische,  ungarische,  italienische,  serbische  und  schweize- 
rische Zeichen 590 

945.  Aendenmg  der  Anmeldung 592 

946.  Wirkung  der  Eintragung 593 

§   24.  594 

LXXXIX.  Behandlung  der  nooh  in  die  gerichtliohen 
Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen. 

947.  Fortdauernde  Geltung  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  .     .  595 

948.  Rechtliche  Behandlung  bis  zum  1.  Oktober  1898 595 

949.  Fortführung  der  Zeichenregister 596 


Inhaltsyerzeichniss.  XXXI 

Seite 

950.  Anwendbarkeit  des   Gesetzes    vom  30.  November  1874  seit  dem 

1.  Oktober  1898 696 

951.  Anwendbarkeit  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1894 597 

952.  Anmeldung  zur  Zeichenrolle 598 

953.  Formelle  Erfordernisse  der  Anmeldung 598 

954.  Materielle  Erfordernisse  der  Anmeldung 599 

955.  Rechtsbeständigkeit  der  Eintragung  in  die  Zeichenregister  .     .     .  600 

956.  Wahrung  der  früher  begründeten  Rechte  durch  die  Anmeldung 

zur  Zeichenrolle 600 

957.  Aenderung  der  Anmeldung 601 

958.  Aenderung  in  der  Person  des  Zeicheninhabers 602 

959.  Ergänzung  der  Anmeldung 602 

960.  Wirkung  der  Eintragung 602 

961.  Schutzdauer  der  in  die  Zeichenrolle  übernommenen  Zeichen    .     .  608 

962.  Auf  Grund  älteren  landes gesetzlichen  Schutzes  eingetragene  Zeichen  604 

963.  Landesgesetzlicher  Schutz   .     ..^. 604 

964.  Yersagung   der   Eintragung    früher    landesgesetzlich    geschützter 
Zeichen 605 

965.  Yersagung  der  Eintragung  auf  Grund  der  §§  5  und  6   .     .     .     .  606 

966.  Yersagung  der  Eintragung  auf  Grund  des  §  23  Absatz  1    .     .     .  607 

967.  Anmeldung  und  Eintragung   früher   landesgesetzlich   geschützter 
Zeichen 607 

§  25.  608 

§  26.  608 

XO.  Anhang.    Die  zur  Ergänzung  des  Gesetzes 
vom  12.  Mai  1804  dienenden  Gesetze  und  Verord- 
nungen,   sowie    die   Bekanntmachungen    und    Mit- 
theilungen des  Patentamts. 

968.  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs      ....  609 

969.  Bestimmungen    über    die    Anmeldung    7on    Waarenzeichen    vom 

21.  Juli  1894 612 

970.  Empfangsbescheinigung  über  die  Anmeldung 614 

971.  Waarenverzeichniss 615 

972.  Beschreibung 615 

973.  Yerpackung  Yon  Modellen  und  Probestücken 616 

974.  Einsendung  der  Gebühr 617 

975.  Erfordernisse  des  Druckstocks 617 

976.  Druckstock  bei  Wortzeichen 618 

977.  Rückgabe  des  Druckstocks                              618 

978.  Aenderung  der  Anmeldung 619 

979.  Yerzeichniss  der  Waarenklassen 619 

980.  Hitwirkung  der  Betheiligten  bei  Feststellung  der  Freizeichen  .    .  621 

981.  Genehmigung  zur  Führung  öffentlicher  Wappen 622 

982.  Beweispflicht   des   Anmelders    für    besondere    Angaben    in    dem 
Waarenzeichen 624 


XXXII  Inhaltsverzeichniss. 

Seit« 

983.  Angaben  über  Patent-  und  Musterschutz  in  Waarenzeichen   .    .  624 

984.  Anmeldung  gelöschter  Zeichen 625 

985.  Vorläufiger  Widerspruch 625 

086.  Widerspruch  seitens  einer  Person,  welche  im  Inland  eine  Nieder- 
lassung nicht  besitzt 626 

987.  Behandlung  der  auf  Grund  des  Gesetzes  Tom  30.  November  1874 
zum  Zeichenregister  angemeldeten  Zeichen  im  Widerspruchsver- 
fahren       627 

988.  Widerspruchsfrist 628 

989.  Uebertragung  des  Zeichens  in  der  Zeichenrolle 628 

990.  Fälligkeit  der  Emeuerungsgebühr 629 

991.  Erneuerung  amtsgerichtlich  registrirter  Zeichen 629 

991a-.  Schutzdauer  der  amtsgerichtlich  registrirten  Zeichen      ....  630 

992.  Löschung  von  Amts  wegen 630 

993.  Löschung  von  Amts  wegen  im  Falle  der  §§  5  und  6 631 

994.  §§63  ff.  der  Civilprozessordnung  .    • 632 

995.  Bestimmungen  des  Patentgesetzes  über  das  Verfahren  ....  638 

996.  Vollmachten 634 

997.  Vollmacht  für  das  ganze  vor  dem  Patentamt  stattfindende  Ver- 
fahren       635 

998.  Beschwerdegebühr 636 

999.  Zustellung  im  Auslande 686 

1000.  Bestimmungen  der  Civilprozessordnung  über  die  Zustellung  im 
Auslande 636 

1001.  Mittheilung  gerichtlicher  Entscheidungen  an  das  Patentamt    .     .  637 

1002.  Ausführungsbestimmung  zu  §§  17  und  22 687 

1003.  Einziehung  im  Falle  der  §§  17  und  22 638 

1004.  Bekanntmachung  betreffend  den  Schutz  deutscher  Waarenbezeich- 
nungen  in  auswärtigen  Staaten 639 

1005.  Die  völkerrechtlichen  Vertrage  betreffend  den  Zeichenschutz  .     .  640 

1006.  Gesetz  über  Markenschutz  vom  30.  November  1874 652 

1007.  Aenderung  der  Anmeldung  amtsgerichtlich  registrirter  Zeichen  .  655 

1008.  Nachweis  des  im*  Auslande  bestehenden  Markenschutzes  bei  An- 
meldung ausländischer  Waarenzeichen  zur  Uebertragung  in  die 
ZeichenroUe ^55 

1009.  Anmeldung  amtsgerichtlich  registrirter  Zeichen  nach  Ablauf  ihrer 
Schutzdauer 656 

1010.  Eintragung  früher  landesgesetzlich  geschützter  Zeichen      .     .     .  656 

1011.  Verordnung  vom   30.  Juni   1894    zur  Ausführung  des  Gesetzes 

vom  12.  Mai  1894 657 

1012.  Anwendbare  Bestimmungen  der  Verordnung  vom  11.  Juli  1891 
zur  Ausführung  des  Patentgesetzes  und  des  Gesetzes  betreffend 

den  Schutz  von  Gebrauchsmustern 658 


Literatur  und  Abkürzungen. 


Allfeld:    Gesetz    zum    Schutz    der   Waarenbezeichnungen.      1894.      Abgek. 
Allfeld. 

Amar:    Dei  Nomi,  dei  Marchi  e  degli  altri  Segui  e   della  Concorrenza  neir 
industria  e  nel  commercio.     Turin  1893.     Abgek.  Amar. 

Annalen  des  Reichsgerichts,  herausgeg.  yon  Dr.  Hans  Blum.  Abgek.  Blum  Ann. 

Anschütz  &  V.  Yöldemdorfif:    Kommentar   zum    Handelsgesetzbuch.     Bd.  1. 
1868.     Abgek.  Anschütz  <fe  Völderndorff. 

Archiv    für  gemeines  deutsches  und  für  preussisches  Strafrecht,  herausgeg. 
▼on  Goltdammer.     Abgek.  Goltd. 

Begründung  des  Entwurfes  eines  Gesetzes  zum  Schutz  der  Waarenbezeich- 
nungen.    Abgek.  Mot. 

Kehrend:  Lehrbuch  des  Handelsrechts  1886.    Abgek.  B ehrend  Handelsrecht. 

Beiträge  zur  Erläuterung  des  preuss.  Rechts,  herausgeg.  von  Gruchot  bezw. 
Rassow  &  Küntzel.     Abgek.   Gruchot  bezw.  Rassow  &  Küntzel. 

Bericht  der  XU.  Kommission  über  den  Entwurf  eines  Gesetzes  zum  Schutz 
der  Waarenbezeichnungen.    Abgek.  Komm.-Ber. 

Blatt   für  Patent-,  Muster-  und  Zeichen wesen,  herausgeg.  vom  Kaiserlichen 
Patentamt.    Abgek.  P.M.&Z-Bl. 

Bolze:  Die  Praxis  des  Reichsgerichts  in  Civilsachen.    Abgek.  Bolze. 

BnmsteJn:  Name,  Firma  und  Marke.     Wien  1889.    Abgek.  Brunst  ein. 

Busch:    Archiv  für  Theorie  und  Praxis  des  allgem.  deutschen  Handels-  und 
Wechselrechts.    Abgek.  Busch. 

Cosack:  Lehrbuch  des  Handelsrechts.    1888.    Abgek.  Co  sack  Handelsrecht. 

Endemann:    Handbuch   des    deutschen   Handels-,    See-   und   Wechselrechts. 
Abgek.  Endemann  Handbuch. 

Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Civilsachen,  herausgeg.  von  den  Mit- 
gliedern des  Gerichtshofs.    Abgek.  Civ. 

Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen,  herausgeg.  von  den  Mit- 
gliedern des  Gerichtshofes  und  der  Reichsanwaltschaft.     Abgek.  Str. 

Entscheidungen   des    Bundes-    bezw.    Reichsoberhandelsgerichts,    herausgeg. 
von  den  Räthen  des  Gerichtshofes.     Abgek.  R-O-H. 
Kent,  Schatz  der  Waarenbezeichnungen.  HI 


XXXI Y  Literatur  und  Abkürzungen. 

Finger:  Das  Reichsgesetz  zum  Schutz  der  Waarenbezeichnungen.  1895. 
Abgek.  Finger. 

Gareis:  Die  patentamtlichen  und  gerichtlichen  Entscheidungen  in  Patent- 
sachen.    Abgek.  Gar  eis. 

Gareis  &  Fuchsberger:  Kommentar  zum  Handelsgesetzbuch.  1891.  Von 
Handelsfirmen  Note  1  — 169;  Markenschutz  Note  1-92.  Abgek. 
Gareis  &  Fuchsberger. 

Geller:  Das  Markenschutzgesetz  vom  6.  Jänner  1890.  Wien  1891.  Abgek. 
Geller. 

Gewerblicher  Rechtsschutz  und  Urheberrecht,  Zeitschrift  des  Deutschen  Ver- 
eins zum  Schutz  des  gewerblichen  Eigenthums.     Abgek.  G.  R.  &  U.  R. 

von  Hahn:  Kommentar  zum  Handelsgesetzbuch.  1877.  Abgek.  v.  Hahn 
Kommentar. 

v.  Holtzendorff:  Handbuch  des  deutschen  Strafrechts.  1874.  Abgek.  Holtzen- 
dorff  Handbuch. 

V.  Holtzendorff:  Rechtslexikon. 

Jahrbuch  für  Entscheidungen  des  Kammergerichts  in  Sachen  der  nicht- 
streitigen Gerichtsbarkeit,  herausgeg.  von  Johow  &  Küntzel,  bezw. 
von  Johow.     Abgek.  Johow  &  Küntzel  bezw.  Johow. 

Juristische  Wochenschrift.     Organ  des  Deutschen  Anwalt- Vereins. 

Katz:  Gesetz  zum  Schutz  der  Waarenbezeichnungen  und  unlauterer  Wett- 
bewerb 1894. 

Kohler:  Recht  des  Markenschutzes  1885.    Abgek.  Kohl  er  M-R. 

Kohler:  Deutsches  Patentrecht.     Abgek.  Kohler  P-R. 

Kohl  er:  Aus  dem  Patent-  und  Industrierecht.    Abgek.  Kohler  P&J, 

Laband:  Das  Staatsrecht  des  deutschen  Reiches.     2.  Aufl. 

Landgraf:  Kommentar  zum  Markenschutzgesetz.     1875.     Abgek.  Landgraf. 

Landgraf:  Reichsgesetz  zum  Schutz  der  Waarenbezeichnungen,  1894.  Abgek. 
Landgraf  II. 

Löwe:  Kommentar  zur  Strafprozessordnung.     Abgek.  Löwe  Kommentar. 

Meili:  Das  Mark enstrafr echt  auf  Grund  des  eidgenössischen  Markenschutz- 
gesetzes.   Bern  1888.     Abgek.  Meili. 

Meves:  Das  Reichsgesetz  über  Markenschutz.     Abgek.  Meves. 

Meves:  Schutz  der  Waarenbezeichnungen.    1894.     Abgek.  Meves  II. 

Olshausen:  Kommentar  zum  Strafgesetzbuch.    4.  Aufl.    Abgek.  Olshausen. 

Oppenhoflf:  Kommentar  zum  Strafgesetzbuch.  3.  Aufl.  1873.  Abgek. 
Oppenhoff  Kommentar. 

Oppenhoflf:  Die  Rechtsprechung  des  K.  Ober-Tribunals  und  des  K.  Ober- 
Appellations- Gerichts  in  Strafsachen.     Abgek.  Oppenhoff. 

Pouillet:  Traite  des  Marques  de  Fabrique  et  de  la  Concurrence  Deloyale  en 
tous   genres.     3.  Aufl.     Paris  1892.     Abgek.  Pouillet. 

La  Propriete  Industrielle,  Organe  officiel  du  bureau  international  de  l'ünion 
pour  la  Protection  de  la  Propriete  Industrielle.    Abgek.  Propr.  Ind. 

Rechtsprechung  des  Deutschen  Reichsgerichts  in  Strafsachen,  herausgeg.  von 
den  Mitgliedern  der  Reichsanwaltschaft.     Abgek.  Rechtspr. 

Reuling:  Beiträge  zur  Reform  des  Rechtes  der  Geschäftszeichen.  1893. 
Abgek.  Reuling. 


Literatur  und  Abkürzungen.  XXXV 

Reoling:  Sind  Zeitungstitel  Waarenzeichen?  1896.  Abgek.  Reuling 
Zeitungstitel. 

Rhenius:  Gesetz  zum  Schutz  der  Waarenbezeichnungen.  Berlin  1897. 
Abgek.  Rhenius. 

Schima:  üeber  die  neueste  Entwickelung  des  Markenschutzwesens  in  Oester- 
reich.    Wien  1893.    Abgek.  Schima. 

ScfauIofT:  Das  neue  österreichische  Gesetz  über  den  Markenschutz.  Wien 
1890.    Abgek.  Schul  off. 

Sebastian:  The  Law  of  Trade  Marks  and  their  registration  and  matters 
connected  therewith  including  a  chapter  on  Goodwill  etc.  3.  Aufl. 
London  1890.     Abgek.  Sebastian. 

Seligsohn:  Patentgesetz  1891.     Abgek.  Seligsohn  Patentrecht. 

Seligsohn:  Gesetz  zum  Schutz  der  Waarenbezeichnungen.  1894.  Abgek. 
Seligsohn. 

Staub:  Kommentar  zum  Handelsgesetzbuch.     Abgek.  Staub. 

Stenographische  Berichte  des  Reichstages. 

Stenglein,  Appelius  &  Kleinfeller:  Die  strafrechtlichen  Nebengesetze  des 
Deutschen  Reichs.     1892.    Abgek.  Stenglein. 

Dieselben:  2.  Aufl.     Abgek.  Stenglein  IT. 

Stockheim :  Kommentar  zum  Markenschutzgesetz.    1875.    Abgek.  Stockbeim. 

Thöl:  Lehrbuch  des  Handelsrechts.    Abgek.  Thol. 

Urtheile  uud  Annalen  des  Reichsgerichts  in  Civilsachen,  herausgeg.  von 
Blum.     Abgek.  Blum  Urt.  &  Ann. 

Verhandlungen  der  Versammlung  von  Mitgliedern  des  Deutschen  Handels- 
tages zur  Berathung  von  Abänderungs- Vorschlägen  zum  Markenschutz- 
gesetz.    1889.     Stenogr .-Bericht     Abgek.  Stenogr.  Ber. 

Waarenzeichenblatt,  herausgeg.  vom  Kaiserlichen  Patentamt.  Abgek.  W-Z-Bl. 

Was  ist  erlaubt  und  was  nicht?  Separatabdruck  aus  der  Fachzeitung 
^Weinbau  und  Weinhandel**.     Mainz  1894. 

Zeitschrift  für  das  gesammte  Handelsrecht,  herausgeg.  von  Goldschmidt. 

Zeitschrift  für  gewerblichen  Rechtsschutz,  Organ  des  Deutschen  Vereins  für 
den  Schutz  des  gewerblichen  Eigenthums.    Abgek.  ZgR. 


Die  Citate,  welche  ausschliesslich  in  Ziffern  bestehen,  verweisen  auf  die  mit 
der  entsprechenden  Zifferbezeichnung  versehenen  Abschnitte  der 
Erläuterung  des  Gesetzes. 
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Gesets  znni'Scliats  der  Waare 

Vom  12.  Mai  1894. 


Wir    Wilhelm,    von   Gottes    Gnaden    Deutscher   Kaiser, 
König  von  Preussen  etc. 

verordnen  im  Namen   des  Reichs,    nach    erfolgter   Zustimmung 
des   Bondesraths  und  des  Reichstags,  was  folgt : 

§.1. 

Wer  in  seinem  Geschäftsbetriebe  zur  Unterscheidung  seiner 
Waaren  von  den  Waaren  Anderer  eines  Waarenzeichens  sich 
bedienen  will;  kann  dieses  Zeichen  zur  Eintragung  in  die 
Zeichenrolle  anmelden. 

§.2. 
Die  Zeichenrolle  wird  bei  dem  Patentamt  geführt.  Die 
Anmeldung  eines  Waarenzeichens  hat  schriftlich  bei  dem  Patent- 
amt zu  erfolgen.  Jeder  Anmeldung  muss  die  Bezeichnung  des 
Geschäftsbetriebes,  in  welchem  das  Zeichen  verwendet  werden 
soll,  ein  Verzeichniss  der  Waaren,  für  welche  es  bestinmit  ist, 
sowie  eine  deutliche  Darstellung  und  soweit  erforderlich  eine 
Beschreibung  des  Zeichens  beigeftlgt  sein. 

Das  Patentamt  erlässt  Bestimmungen  über  die  sonstigen 
Erfordernisse  der  Anmeldung. 

Für  jedes  Zeichen  ist  bei  der  Anmeldung  eine  Gebühr  von 
dreissig  Mark,  bei  jeder  Erneuerung  der  Anmeldung  eine 
Gebühr  von  zehn  llark  zu  entrichten.  Führt  die  erste  Anmel- 
dang  nicht  zur  Eintragung,  so  werden  von  der  Gebühr  zwanzig 
Mark  erstattet. 

§.  3. 
Die' 'Zeichenrolle  soll  enthalten: 

1.  den  Zeitpunkt  des  Eingangs  der  Anmeldung; 

2.  die    nach  §  2  Absatz   1    der  Anmeldung  beizuftigenden 
Angaben ; 

Eeftt,  Sohatf  der  WurenbesoiohiinBgeii.  1 
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3.  Namen  und  Wohnort  des  Zeicheninhabers  und  seines 
etwaigen  Vertreters,  sowie  Aenderungen  in  der  Person, 
im  Namen  oder  im  Wohnorte  des  Inhabers  oder  des 
Vertreters ; 

4.  den  Zeitpunkt  einer  Erneuerung  der  Anmeldung; 

5.  den  Zeitpunkt  der  Löschung  des  Zeichens. 

Die  Einsicht  der  Zeichenrolle  steht  jedermann  frei, 
Jede  Eintragung  und  jede  Löschung  wird  amtlich  bekannt 
gemacht.     Das  Patentamt  veröflfentlicht  in  regelmässiger  Wieder- 
holung TJebersichten  über  die  in  der  Zwischenzeit  eingetragenen 
und  gelöschten  Zeichen. 

§.  4. 
Die  Eintragung  in  die  Rolle  ist  zu  versagen  für  Freizeichen, 

sowie  für  Waarenzeichen, 

1.  welche  ausschliesslich  in  Zahlen,  Buchstaben  oder 
solchen  Wörtern  bestehen,  die  Angaben  über  Art,  Zeit 
und  Ort  der  Herstellung,  über  die  Bescha£Penheit,  übar  die 
Bestimmung,  über  Preis-,  Mengen-  oder  Gewichtsver- 
hältnisse der  Waare  enthalten;  ^ 

2.  welche  in-  oder  ausländische  Staatswappen  oder  Wappen 
eines  inländischen  Ortes,  eines  inländischen  Gemeinde- 
oder weiteren  Kommimalverbandes  enthalten; 

3.  welche  Aergemiss  erregende  Darstellungen  oder  solche 
Angaben  enthalten,  die  ersichtlich  den  thateächlichen 
Verhältnissen  nicht  entsprechen  und  die  Gefahr  einer 
Täuschung  begründen. 

Zeichen,  welche  gelöscht  sind,  dürfen  für  die  Waai*en,  für 
welche  sie  eingetragen  waren,  oder  für  gleichartige  Waaren 
zu  Gunsten  eines  anderen,  als  des  letzten  Inhabers  erst  nach 
Ablauf  von  zwei  Jahren  seit  dem  Tage  der  Löschung  von 
Neuem  eingetragen  werden. 

§.  5. 
Erachtet  das  Patentamt,  dass  ein  zur  Anmeldung  gebrachtes 
Waarenzeichen  mit  einem  anderen,  für  dieselben  oder  fiir  gleich- 
artige Waaren  auf  Grund  des  Gesetzes  über  Markenschutz  vom 
30.  November  1874  (Reichs-Gesetzbl.  S.  143)  oder  auf  Grund 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  früher  angemeldeten  Zeichen  über- 
einstimmt, so  macht  es  dem  Inhaber  dieses  Zeichens  hiervon 
Mittheilung.  Erhebt  derselbe  nicht  innerhalb  eines  Monats 
nach  der  Zustellung   Widerspruch    gegen    die    Eintragung    des 
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neu  angemeldeten  Zeichens,  so  ist  das  Zeichen  einzutragen.  Im 
anderen  Falle  entscheidet  das  Patentamt  durch  Beschluss,  ob 
die  Zeichen  übereinstimmen. 

Aus  dem  Unterbleiben  der  im  ersten  Absatz  vorgesehenen 
M)ttheiluog  erwächst  ein  Ersatzanspruch  nicht. 

§.  6. 

Wird  durch  den  Beschluss  (§.  5  Absatz  1)  die  Ueberein- 
gtdminnng  der  Zeichen  verneint,  so  ist  das  neuangemeldete 
Zeichen  einzutragen. 

Wird  durch  den  Beschluss  die  XJebereinstimmung  der 
Zeichen  festgestellt,  so  ist  die  Eintragung  zu  versagen.  Sofern 
der  Anmelder  geltend  machen  will,  dass  ihm  ungeachtet  der 
durch  die  Entscheidung  des  Patentamts  festgestellten  Ueberein- 
stimmung  ein  Anspruch  auf  die  Eintragung  zustehe,  hat  er 
diesen  Anspruch  im  Wege  der  Klage  gegenüber  .  dem 
Widersprechenden  zur  Anerkennung  zu  bringen.  Die  Eintra- 
gung auf  Grund  einer  zu  seinen  Gunsten  ergehenden  Entschei- 
dung wird  unter  dem  Zeitpunkte  der  ursprünglichen  Anmeldung 
bewirkt. 

§.7. 

Das  durch  die  Anmeldung  oder  Eintragung  eines  Waaren- 
zeiehens  begründete  Recht  geht  auf  die  Erben  über  und  kann 
durch  Vertrag  oder  durch  Verfügung  von  Todeswegen  auf  An- 
dere übertragen  werden.  Das  Recht  kann  jedoch  nur  mit  dem 
Geschäftsbetriebe,  zu  welchem  das  Waarenzeichen  gehört,  auf 
einen  Anderen  übergehen.  Der  Uebergang  wird  auf  Antrag 
des  Rechtsnachfolgers  in  der  Zeichenrolle  vermerkt,  sofern  die 
Einwilligung  des  Berechtigten  in  beweisender  Form  beigebracht 
wird.  Ist  der  Berechtigte  verstorben,  so  ist  der  Nachweis  der 
Rechtsnachfolge  zu  führen. 

Solange  der  Uebergang  in  der  Zeichenrolle  nicht  vermerkt 
ist,  kann  der  Rechtsnachfolger  sein  Recht  aus  der  Eintragung 
des  Waarenzeichens  nicht  geltend  machen. 

Verfügungen  und  Beschlüsse  des  Patentamts,  welche  einer 

Zustellung  an  den  Inhaber   des  Zeichens    bedürfen,    sind   stets 

an  den   eingetragenen   Inhaber  zu  richten.     Ergiebt   sich,   dass 

derselbe   verstorben  ist,  so  kann    das   Patentamt   nach   seinem 

Ermessen  die  Zustellung  als  bewirkt  ansehen  oder  zum  Zweck 

der  Zustellung  an  die  Erben  deren  Ermittelung  veranlassen. 
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§.8. 
Auf  Antrag  des  Inhabers  wird  das  Zeichen  jederzeit  in  der 
Eolle  gelöscht. 

Von  Amtswegen  erfolgt  die  Löschung: 

1.  wenn  seit  der  Anmeldung  des  Zeichens  oder  seit  ihrer 
Erneuerung  zehn  Jahre  verflossen  sind; 

2.  wenn  die  Eintragung  des  Zeichens  hätte  versagt  werden 
müssen. 

Soll  die  Löschung  ohne  Antrag  des  Inhabers  erfolgen,  so 
giebt  das  Patentamt  diesem  zuvor  Nachricht.  Widerspricht  er 
innerhalb  eines  Monats  nach  der  Zustellung  nicht,  so  erfolgt 
die  Löschung.  Widerspricht  er,  so  fasst  das  Patentamt  Beschluss. 
Soll  in  Folge  Ablaufs  der  zehnjährigen  Frist  die  Löschung 
erfolgen,  so  ist  von  derselben  abzusehen,  wenn  der  Inhaber 
des  Zeichens  bis  zum  Ablauf  eines  Monats  nach  der  Zustellung 
unter  Zahlung  einer  Gebühr  von  zehn  Mark  neben  der  Er- 
neuerungsgebühr die  Erneuerung  der  Anmeldung  nachholt;  die 
Erneuerung  gilt  dann  als  an  dem  Tage  des  Ablaufs  der  früheren 
Frist  geschehen. 

§.  9. 

Ein  Dritter  kann  die  Löschung  eines  Waarenzeichens 
beaAtrftgen: 

1.  wenn  das  Zeichen  für  ihn  auf  Grund  einer  früheren 
Anmeldung  für  dieselben  oder  für  gleichartige  Waaren 
in,  der  Zeichemrolle  oder  in  den  nach  Massgabe  des 
Gesetzes  über  den  Markenschutz  vom  30.  November  1874 
geführten  Zeichenr^gistern  eingetragen  steht; 

2.  wenn  der  Geschäftsbetrieb,  zu  welchem  das  Waaren-- 
zeichen  gehört,  von  dem  eingetragenen  Inhaber  ni<dit 
mehr  fortgesetzt  wird; 

3.  wenn  Umstände  vorliegen,  aus  denen  sich  ergiebt,  dass 
der  Inhalt  des  Waarenzeichens  den  thatsächlichen  Ver- 
hältnissen nicht  entspricht  und  die  Gefahr  einer  Täu- 
schung begründet« 

Hat  ein  nach  dem  Gesetze  über  Markenschutz  vom  30. 
November  1874  von  der  Eintragung  ausgeschlossenes  Waaren» 
zeichen  bis  zum  Erlass  des  gegenwärtigen  Gesetzes  inneriialb 
betheiligter  Verkehrskreise  als  Kennzeichen  der  Waaren  eines 
bestuqmten  Geschäftsbetriebes  gegolten,  so  kann  der  Inhaber 
des  letzteren,. ffidls  das  Zeichen  nach  Massgabe  des  gegenwärtigen 
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Gesetzes  ftr  einen  Anderen  in  die  Zeichenrolle  eingetragen  wird, 
bis  zum  1.  Oktober  1895  die  Löschiuig  beantragen.  Wird  dem 
Antrage  stattgegeben,  so  darf  das  Zeichen  fiir  den  Antragsteller 
schon  vor  Ablauf  der  im  §.  4  Absatz  2  bestimmten  Frist  in  die 
2jeiehenrolle  eingetragen  werden. 

Der  Antrag  auf  Löschung  ist  im  Wege  der  Klage  geltend 
zu  machen  und  gegen  den  eingetragenen  Inhaber  oder,  wenn 
dieser  gestorben,  gegen  dessen  Erben  zu  richten. 

Hat  vor  oder  nach  Erhebung  der  Klage  ein  Uebergang  des 
Waarenzeichens  auf  einen  Anderen  stattgefunden,  so  ist  die  Ent- 
scheidung in  Ansehung  der  Sache  auch  gegen  den  Kechtsnach- 
folger  wirksam  und  vollstreckbar.  Auf  die  Befiigniss  des  Rechts- 
nachfolgers, in  den  Rechtsstreit  einzutreten,  finden  die  Be- 
stimmungen der  §§.  63  bis  66  und  73  der  Civilprozessordnung 
entsprechende  Anwendung. 

In  den  Fällen  des  Absatz  1  Nr.  2  kann  der  Antrag  auf 
Löschung  zunächst  bei  dem  Patentamt  angebracht  werden.  Das 
Patentamt  giebt  dem  als  Inhaber  des  Waarenzeichens  Einge- 
tragenen davon  Nachricht.  Widerspricht  derselbe  innerhalb  eines 
Monats  nach  der  Zustellimg  nicht,  so  ei*folgt  die  Löschung. 
Widerspricht  er,  so  wird  dem  Antragsteller  anheimgegeben, 
den  Anspruch  auf  Löschung  im  Wege  der  Klage  zu  verfolgen. 

§.  10. 

Anmeldxmgen  von  Waarenzeichen,  Anträge  auf  Ueberti*agung 
und  Widersprüche  gegen  die  Löschung  derselben  werden  in  dem 
für  Patentangelegenheiten  massgebenden  Verfahren  durch  Vor- 
bescheid und  Beschluss  erledigt. .  In  den  Fällen  des  §.  5  Absatz  1 
wird  ein  Vorbescheid  nicht  erlassen. 

Gegen  den  Beschluss,  durch  welchen  ein  Antrag  zurück- 
gewiesen wird,  kann  der  Antragsteller,  und  gegen  den  Beschluss, 
durch  welchen  Widerspruchs  ungeachtet  die  Löschung  an- 
geordnet wird,  der  Inhaber  des  Zeichens  innerhalb  eines  Monats 
nach  der  Zustellung  bei  dem  Patentamt  Beschwerde  einlegen. 

Zustellungen,  welche  die  Eintragung,  die  üebertragung  oder 
die  Löschung  eines  Waarenzeichens  betreiFen,  erfolgen  mittelst 
eingeschriebenen  Briefes.  Kann  eine  Zustellimg  im  Inlande  nicht 
erfolgen,  so  wird  sie  durch  Aufgabe  zur  Post  nach  Massgabe 
der  §§.  161,  175  der  Civilprozessordnung  bewirkt. 
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§.  11. 

Das  Patentamt  ist  verpflichtet,  auf  Ersuchen  der  Gerichte 
über  Fragen,  welche  eingetragene  Waarenzeichen  betreffen,  Gut- 
achten abzugeben,  sofern  in  dem  gerichtlichen  Verfahret^  von 
einander  abweichende  Gutachten  mehrerer  Sachverst^digen 
vorliegen. 

§.  12. 

Die  Eintragung  eines  WaarenzeichcQS  hat  die  Wirkung,  dass 
dem  Eingetragenen  ausschliesslich  das  S/Ccht  zusteht,  Waaren 
der  angemeldeten  Art  oder  deren  Verpackung  oder  Umhüllung 
mit  dem  Waarenzeichen  zu  versehen,  die  so  bezeichneten  Waaren 
.  in  Verkehr  zu  setzen,  sowie  auf  Ankündigungen,  Preislisten,  Ge- 
schäftsbriefen, Empfehlungen,  Rechnungen  oder  dergleichen  das 
Zeichen  anzubringen. 

Im  Falle  der  Löschung  können  für  die  Zeit,  in  welcher  ein 
Bechtsgrund  für  die  Löschung  früher  bereits  vorgelegen  hat, 
Rechte  aus  der  Einti'agung  nicht  mehr  geltend  gemacht  werden. 

§.13. 
Dui-ch  die  Eintragung  eines  Waarenzeichens  wird  niemand 
gehindert,  seinen  Namen,  seine  Firma,  seine  Wohnung,  sowie 
Angaben  über  Art,  Zeit  und  Ort  der  Herstellung,  über  die  Be- 
schaffenheit, über  die  Bestimmung,  über  Preis-,  Mengen-  oder 
Gewichtsverhältnisse  von  Waaren,  sei  es  auch  in  abgekürzter 
Gestalt,  auf  Waaren,  auf  deren  Verpackung  oder  Umhüllung  an- 
zubringen und  derartige  Angaben  im  Geschäftsverkehr  zu 
gebrauchen. 

§.  14. 
Wer    wissentlich    oder    aus   grober   Fahrlässigkeit  Waaren 

oder  deren  Verpackung  oder  Umhüllung,  oder  Ankündigungen 
PreisUsten,  Geschäftsbriefe,  Empfehlungen,  Rechnungen  oder  der- 
gleichen mit  dem  Namen  oder  der  Firma  eines  Anderen  oder 
mit  einem  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  geschützten  Waaren- 
zeichen widerrechtlich  versieht  oder  dergleichen  widerrechtlich 
gekennzeichnete  Waaren  in  Verkehr  bringt  oder  feilhält,  ist  dem 
Verletzten  zur  Entschädigung  verpflichtet. 

Hat  er  die  Handlung  wissentlich  begangen,  so  wird  er 
ausserdem  mit  Geldstrafe  von  einhundertfiinfzig  bis  fünftausend 
Mark  oder  mit  Gefangniss  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft.  Die 
Strafverfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein.  Die  Zurücknahme  des 
Antrages  ist  zulässig. 
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§.  15. 

Wer  zum  Zweck  der  Täuschung  in  Handel  und  Verkehr 
Waaren  oder  deren  Verpackung  oder  Umhidlung,  oder  An- 
kündigungen, Preislisten,  Geschäftsbriefe,  Empfehlungen,  Rechnun- 
gen oder  dergleichen  mit  einer  Ausstattung,  welche  innerhalb  be- 
theiligter  Verkehrskreise  als  Kennzeichen  gleichartiger  Waaren 
eines  Anderen  gilt,  ohne  dessen  Genehmigung  versieht,  oder  wer 
zu  dem  gleichen  Zweck  derartig  gekennzeichnete  Waaren  in 
Verkehr  bringt  oder  feilhält,  ist  dem  Verletzten  zur  Entschädigung 
verpflichtet  und  wird  mit  Geldstrafe  von  einhundert  bis  drei- 
tausend Mark  oder  mit  Gefangniss  bis  zu  drei  Monaten  bestraft. 
Die  Strafverfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein.  Die  Zui*ücknahme 
des  Antrages  ist  zulässig. 

§.  16. 

Wer  Waaren  oder  deren  Verpackung  oder  Umhüllung  oder  An- 
kündigungen, Preislisten,  Geschäftsbriefe,  Enipfehlungen,  Rech- 
nungen oder  dergleichen  fälschlich  mit  einem  Staatswappen  oder  mit 
demNamen  oder  Wappen  eines  Ortes,  eines  Gemeinde-  oder  weiteren 
Kommunalverbandes  zu  dem  Zweck  versieht,  über  Beschaffenheit 
und  Werth  der  Waaren  einen  Irrthum  zu  erregen,  oder  wer  zu 
dem  gleichen  Zweck  derartig  bezeichnete  Waaren  in  Verkehr 
bringt  oder  feilhält,  wird  mit  Geldstrafe  von  einhundertfünfzig 
bis  fünftausend  Mark  oder  mit  Gefangniss  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft 

Die  Verwendung  von  Namen,  welche  nach  Handelsgebrauch 
zur  Benennung  gewisser  Waaren  dienen,  ohne  deren  Herkunft 
bezeichnen  zu  sollen,  fällt  unter  diese  Bestimmung  nicht. 

§.  17. 
Ausländische  Waaren,  welche  mit  einer  deutschen  Firma 
und  Ortsbezeichnung,  oder  mit  einem  in  die  Zeichenrolle  ein- 
getragenen Waarenzeichen  widerrechtlich  versehen  sind,  unter- 
liegen bei  ihrem  Eingang  nach  Deutschland  zur  Einfuhr  oder 
Durchfxihr  auf  Antrag  des  Verletzten  und  gegen  Sicherheits- 
leistung der  Beschlagnahme  und  Einziehung.  Die  Beschlag- 
nahme erfolgt  durch  die  ZoU-  und  Steuerbehörden,  die  Fest- 
setzung der  Einziehung  durch  Strafbescheid  der  Verwaltungs- 
behörden (§  459  der  Strafprozessordnung). 

§.  18. 
Statt  jeder  aus  diesem  Gesetze   entspringenden  Entschädi- 
gung kann  auf  Verlangen  des  Beschädigten  neben  der  Strafe  auf 
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eine  an  ihn  zu  erlegende  Busse  bis  zum  Betrage  von  zelintausend 
Mark  erkannt  werden.  Für  diese  Busse  haften  die  zu  derselben 
Verurtheilten  als  Gesammtschuldner. 

Eine  erkannte  Busse  schliesst  die  Geltendmachung  eines 
weiteren  Entschädigungsanspruchs  aus, 

§.  19. 

Erfolgt  eine  Verurth eilung  auf  Grund  der  §§.  14  bis  16, 
18,  so  ist  bezüglich  der  im  Besitz  des  Verurtheilten  befindlichen 
Gegenstände  auf  Beseitigung  der  widerrechtlichen  Kennzeichnung« 
oder,  wenn  die  Beseitigung  in  anderer  Weise  nicht  möglich  ist, 
auf  Vernichtung  der  damit  versehenen  Gegenstände  zu  erkennen. 

Erfolgt  die  Verurtheilung  im  Strafverfahren,  so  ist  in  den 
Fällen  der  §§.  14  und  15  dem  Verletzten  die  Befugniss  zu- 
zusprechen, die  Verurtheilung  auf  Kosten  des  Verurtheilten 
öffentlich  bekannt  zu  machen.  Die  Art  der  Bekanntm^ichung 
sowie  die  Frist  zu  derselben  ,ist  in  dem  Urtheil  zu  bestimmen. 

§.  20. 

Die  Anwendung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  wird 
durch  Abweichungen  nicht  ausgeschlossen,  mit  denen  fremde 
Namen,  Firmen,  Zeichen,  Wappen  und  sonstige  Kennzeichnungen 
von  Waaren  wiedergegeben  werden,  sofern  ungeachtet  dieser 
Abweichungen  die  Gefahr  einer  Verwechselung  im  Verkehr 
voi'liegt 

§.21. 

In  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  in  welchen  durch  Klage 
oder  Widerklage  ein  Anspruch  auf  Grund  dieses  Gesetzes  geltend 
gemacht  ist,  wird  die  Verhandlung  und  Entscheidung  letzter 
Instanz  im  Sinne  des  §.  8  des  Einftihrungsgesetzes  zum  Ge- 
richtsverfassungsgesetze dem  Reichsgericht  zugewiesen. 

§.  22. 

Wenn  deutsche  Waaren  im  Auslande  bei  der  Einfuhr  oder 
Durchfuhr  der  Verpflichtung  unterliegen,  eine  Bezeichnung  zu 
tragen,  welche  ihre  deutsche  Herkunft  erkennen  lässt,  oder 
wenn  dieselben  bei  der  Zollabfertigung  in  Beziehung  auf  die  Waa- 
renbezeichnungen  ungünstiger  als  die  Waaren  anderer  Länder 
behandelt  werden,  so  ist  der  Bundesrath  ermächtigt,  den  fremden 
Waaren  bei  ihrem  Eingang  nach  Deutschland  zur  Einfuhr  oder 
Durchfuhr  eine  entsprechende  Auflage  zu  machen,  und  anzu- 
ordnen, dass  für  den  Fall  der  Zuwiderhandlung  die  Beschlag- 
nahme und  Einziehung  der  Waaren   erfolge.     Die  Beschlagnahme 


Gesetz  z.  Schatz  d.  Waarenbezeichnungen.  9 

erfolgt  durch  die  Zoll-  und  Steuerbehörden,  die  Festsetzung 
der  Einziehung  durch  Strafbescheid  der  Verwaltungsbehörden 
(§.  459  der  Strafprozessordnung). 

§.  23. 

Wer  im  Inlande  eine  Niederlassung  nicht  besitzt,  hat  auf 
den  Schutz  dieses  Gesetzes  nur  Anspruch,  wenn  in  dem  Staate, 
in  welchem  seine  Niederlassung  sich  befindet,  nach  einer  im 
Reichs-Gesetzblatt  enthaltenen  Bekanntmachung  deutsche  Waa- 
renbezeichnungen in  gleichem  Umfange  wie  inländische  Waa- 
renbezeichnungen zum  gesetzlichen  Schutz    zugelassen  werden. 

Der  Anspruch  auf  Schutz  eines  Waarenzeichens  und  das 
durch  die  Eintragung  begründete  Recht  können  nur  dui*ch  einen 
im  Inlande  bestellten  Vertreter  geltend  gemacht  werden.  Der 
letztere  ist  zur  Vertretung  in  dem  nach  Massgabe  dieses  Ge- 
setzes vor  dem  Patentamt  stattfindenden  Verfahren,  sowie  in  den 
das  Zeichen  betreffenden  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  und 
zur  Stellung  von  Strafanträgen  befugt.  Für  die  das  Zeichen  be- 
tretenden Klagen  gegen  den  eingetragenen  Inhaber  ist  das  Ge- 
richt zuständig,  in  dessen  Bezirk  der  Vertreter  seinen  Wohnsitz 
hat,  in  dessen  Ermangelung  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  das 
Patentamt  seinen  Sitz  hat. 

Wer  ein  ausländisches  Waarenzeichen  zur  Anmeldung  bringt, 
hat  damit  den  Nachweis  zu  verbinden,  dass  er  in  dem  Staate, 
in  welchem  seine  Niederlassung  sich  befindet,  für  dieses  Zeichen 
den  Markenschutz  nachgesucht  und  erhalten  hat.  Die  Ein- 
tragung ist,  soweit  nicht  Staatsverträge  ein  Anderes  bestimmen. 
nur  dann  zulässig,  wenn  das  Zeichen  den  Anforderungen  dieses 
Gesetzes  entspricht. 

§.  24. 

Aut  die  in  Gemässheit  des  Gesetzes  über  Markenschutz 
vom  30.  November  1874  in  die  Zeichenregister  eingetragenen 
Waarenzeichen  finden  bis  zum  1.  Oktober  1898  die  Bestinmiungen 
jenes  Gesetzes  noch  ferner  Anwendung.  Die  Zeichen  können 
bis  zum  1.  Oktober  1898  jederzeit  z\ir  Eintragung  in  die  Zeichen- 
rolle  nach  Massgabe  des  gegenwärtigen  Gesetzes  angemeldet 
werden  und  unterliegen  alsdann  dessen  Bestimmungen.  Die 
Eintragung  darf  nicht  versagt  werden  hinsichtlich  derjenigen 
Zeichen,  welche  auf  Grund  eines  älteren  landesgesetzlichen 
Schutzes  in  die  Zeichenregister  eingetragen  worden  sind.  Die 
Eintragung  geschieht  unentgeltlich    und  unter    dem  Zeitpunkte 


10  Gesetz  z.  Schutz  d.  Waarenbezeichnuiigen. 

der  ersten  Anmeldung.    Ueber  den  Inhalt  der  ersten  Eintragung 
ist  ein  Zeugniss    der    bisbierigen  Registerbehörde    beizubringen. 

Mit  der  Eintragung  in  dje  Zeichenrolle    oder,    sofern    eine« 
solche  nicht  erfolgt  ist,   mit   dem  1.  Oktober  1898  erlischt  der 
den  Waarenzeichen  bis  dahin  gewährte  Schutz. 

§.  25. 

Die  zur  Ausführung  dieses  Gesetzes  erforderlichen  Be- 
stimmungen über  die  Einrichtung  und  den  Geschäftsgang  des 
Patentamts,  sowie  über  das  Verfahren  vor  demselben  werden 
durch  Kaiserliche  Verordnung  unter  Zustimmung  des  Bundes - 
raths  getroflFen. 

§.  26. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Oktober  1894  in  Kraft. 

Von  dem  gleichen  Zeitpunkte  ab  werden  Anmeldungen  von 
Waarenzeichen  auf  Grund  des  Gesetzes  über  Markenschutz  vom 
30.  November  1874     nicht  mehr  angenommen. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift 
und  beigedrucktem  Kaiserlichen  Insiegel. 

Gegeben  Neues  Palais,  den  12.  Mai  1894. 

(L.  S.) 

Wilhelm, 
von  Boetticher. 


Einleitung. 


I.  Schutz  der  Waarenbezeicbnungen* 

i.  Waarenbezeichnungen. 

Das  Gesetz  zum  Schutz  der  Waarenbezeichnungen  vom  12.  Mai 
1894,  welches  am  1.  Oktober  1894  in  Kraft  getreten  ist,  ersetzt  das 
bis  dahin  seit  dem  1 .  Mai  1875  in  Geltung  gewesene  Gesetz  betreffend 
den  Markenschutz  vom  30.  November  1874  (vergl.  1006).  Wie  schon 
durch  die  verschiedene  Fassung  der  beiden  Gesetztitel  angedeutet 
wird,  greift  das  neue  Gesetz  ilber  den  Rahmen  des  Gesetzes  vom 
30.  November  1874  hinaus.  Als  „Marken"  wurden  unter  der  HeiT- 
schaft  des  letzteren  Gesetzes  lediglich  Waarenz eichen,  Namen 
und  Firmen  geschützt.  Der  Ausdruck  „Waarenbezeichnungen"  ist 
umfassender  und  zwar  sowohl  in  einem  engeren  als  in  einem  weiteren 
Sinne.  Im  weiteren  Sinne  ist  unter  „Waarenbezeichnung^  jedes 
sichtbare  Merkmal  zu  verstehen,  welches  auf  eine  Waare  gesetzt  oder 
zu  der  Waare  in  irgendwelche,  auf  dieselbe  hinweisende,  Beziehung 
gesetzt  wird.  In  diesem  weiteren  Sinne  ist  der  Ausdruck  „Waaren- 
bezeichnungen" nur  einmal  in  dem  Gesetze,  nämlich  in  dem  §  22 
gebraucht,  welcher  indessen  keine  den  Schutz  der  Waarenbezeich- 
nungen betreffende  Bestimmung  enthält  und  sonach  mit  dem  Gesetze, 
welches  den  Schutz  der  Waarenbezeichnungen,  bezweckt,  nur  in 
einer  losen  Verbindung  steht  (vergl.  886).  Im  Übrigen  wird  das  Wort 
„Waarenbezeichnungen"  in  dem  ganzen  Gesetze  und  auch  in  dessen 
üeberschrift  nur  für  solche  sichtbare  Merkmale  gebraucht,  welche  zum 
Hinweise  auf  dieHerku  nft  der  Waare,  sei  es  von  einer  bestimmten  Per- 
son, sei  es  aus  einem  bestimmten  Geschäftsbetriebe,  oder  aus  einem 
bestimmten  Orte  dienen.  Ausser  den  Waarenzeichen,  den  Namen 
und  den  Firmen  gehören  zu  den  Waarenbezeichnungen  in  diesem 
Sinne  auch  die  Waarenausstattungen  —  §  15  —  sowie  die  örtlichen 
Herkunftsbezeichnungen  —  §  16. 

2.  Bezeichnungen  von  Waaren,  welche  nicht  Waarenbezeichnungen 

im  gesetzlichen  Sinne  sind. 

Andererseits  fallen  nicht  unter  den  Begriff  der  Waarenbezeich- 
Bungen  im  gesetzlichen  Sinne  und  sind  nicht  nach  Massgabe  des  Ge- 
setzes geschützt:  a.  Bezeichnungen,  welche  nach  ihrer  Bedeutung 
oder  nach  Herkommen  dazu  dienen,  die  Beschaffenheit,  die  Bestini- 
mang,  den  Preis,  das  Gewicht,  die  Menge  der  Waare  zu  bezeichnen, 
oder  welche  Überhaupt  üblicher  Weise  zur  Beschreibung  der  Waare 
—  ohne  auf  deren  Herkunft  hinzuweisen  —  bestimmt  sind;  b.  Be- 
zeichnungen, welche  auf  die  Waare  gesetzt  werden,  um  den  Besitzer, 
den  Eigenthümer,    den  Absender    oder    den    Empfänger    der    Waare 
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kenntlich  zu  machen;  c.  die  sogenannten  Schau-  oder  Kontrollmarken, 
d.  h.  Bezeiclnungen,  welche  von  staatlichen  Organen  auf  die  Waare 
gesetzt  werden  zum  Zeichen,  dass  die  Waare  gewissen  gesetzlich 
oder  sonst  vorgeschriebenen  Erfordernissen  genügt.  Dahin  gehören 
die  Stempel  von  Gold-  und  Silberwaaren,  die  fSrÜftingsz eichen  auf 
Handfeuerwaffen  und  die  Eichzeichen  auf  Maassen  und  Gewichten, 
deren  Anbringung  reichsgesetzlich  vorgeschrieben  ist. 

3.  Personen-  und  Geschftftsbezeichnungen. 

Femer  sind  solche  Bezeichnungen  nicht  zu  den  Waarenbezeich- 
nungeu im  gesetzlichen  Sinne  zu  rechnen,,  welche  nicht  zur  Bezeich- 
nung und  zum  Hinweise  auf  die  Herkunft  von  Waaren  bestimmt 
sind,  sondern  welche  dazu  dienen,  eine  bestimmte  Person  oder  einen 
bestimmten  Geschäftsbetrieb  von  anderen  Personen  oder  anderen  Ge- 
schäftsbetrieben zu  unterscheiden.  Zu  diesen  Personen-  und  Geschäfts- 
bezeichnungen, welche  nicht  Waarenbezeichnungeu  sind,  gehören  auch 
der  Name  und  die  Firma,  insofern  als  dieselben  eine  Person  entweder 
in  ihren  allgemeinen  bürgerlichen  oder  in  ihren  kaufmännischen  Be- 
ziehungen kenntlich  zu  machen  bestimmt  sind.  Es  ist  darum  zu  be- 
achten, dass  die  Vorschriften  des  Gesetzes  zum  Schutz  der  Waaren- 
bezeichnun^en,  welche  sich  auf  den  Schutz  von  Name  und  Firma 
beziehen,  den  Namen  und  die  Firma  nur  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Waarenbezeichnungeu  betreffen;  der  sonstige  Schutz  von  Name  und 
Firma  liegt  ausserhalb  des  Gesetzes  und  bestimmt  sich  nach  dem  all- 
gemeinen bürgerlichen  Recht  und  nach  dem  Handelsrecht.  Zu  den 
Geschäftsbezeichnungen,  welche  nicht  Waarenbezeichnungeu  sind,  ge- 
hören femer  der  Etablissementsname  sowie  andere  ähnliche  zum 
Hinweise  auf  ein  Unternehmen  dienende  Bezeichnungen  wie  Zeitungs- 
titel u.  s.  w.  Der  Unterschied  zwischen  Waarenbezeichnungen  und 
Geschäftobezeichnungen  sowie  überhaupt  solchen  Bezeichnungen, 
welche  nicht  für  Waaren  bestimmt  sind,  ist  von  besonderer  Bedeutung 
für  die  Feststellung  des  Begriffs  des  Waarenzeichens  (vcrgl.  23  ff.  30). 

4.  Verpflichtung  zum  Gebrauche  einer  Waarenbezeichnung. 

Zum  Gebrauche  einer  Waarenbezeichnung  ist,  abgesehen  von  be- 
stimmten in  besonderen  Gesetzen  angeordneten  Ausnahmen,  Niemand 
verpflichtet.  (Str.  Bd.  23  S.  366).  Eine  derartige  Ausnahmebestim- 
mung ist  beispielsweise  angeordnet  in  dem  Bundesrathsbeschluss  vom 
7.  Januar  1886,  wonach  das  gesetzlich  vorgeschriebene  Stempelzeichen 
von  Gold-  und  Silbei-waaren  die  Firma  oder  die  Marke  des  Geschäfts, 
für  welches  die  Stempelung  bewirkt  ist,  enthalten  muss. 

5.  Rechtsgrund  des  Schutzes  der  Waarenbezeichnungen. 

Der  Rechtsgrund  des  Schutzes  der  Waarenbezeichnungen  teruht 
auf  denselben  Rücksichten,  welche  für  den  Schutz  von  Name  und 
Firma  —  abgesehen  von  ihrer  Funktion  als  Waarenbezeichnungen 
—  im  bürgerlichen  Recht  und  im  Handelsrecht  massgebend  sind. 
Gegen  den  unbefugten  Gebrauch  eines  fremden  Namens  oder  einer 
fremden  Firma  schützt  das  bürgerliche  Recht  und  das  Handelsrecht 
den  Berechtigten,  weil  durch  eine  derartige  widerrechtliche  Aneignung 
einer  fremden  Personenbezeichnung  ein  Eingriff  in  die  Persönlichkeit 
des  Berechtigten  begangen  wird  (vergl.  Civ.  Bd.  18  S.  35).  In 
gleicher  Weise  wie  durch  einen  derartigen  Eingriff  in  das  Namen- 
oder Firmenrecht  die  Persönlichkeit  in  ihren  allgemeinen  staatsbtii^er- 


L  Schutz  der  Waarenbezeichnungen.  13 

liehen  oder  kanfin&nnisclien  Beziehungen  verletzt  wird,  erfolgt  ein 
Ein^ff  in  die  Individualität  des  Berechtigten  in  Bezug  auf  dessen 
gewerbliche  Beziehungen  durch  die  Anmassung  einer  demselben  recht- 
m&ssig  zustehenden  Waarenbezeichnung.  Der  Schutz  der  Waaren- 
beseiehnungen  ist  mithin  ein  Schutz  des  Rechtes  der  Persönlichkeit, 
welches  technisch  Individualrecht  genannt  wird  (Kohl-er  M-R. 
S  74,  Amar  S.  31.  32,  Brunstein  S.  3,  Schuloff  S.  3,  vergl. 
Gareis  in  Busch  Bd.  35  S.  185  ff.)-  Im  gewöhnlichen,  und  selbst 
öfters  im  juristischen,  Sprachgebrauche  pflegt  man  das  Recht  an  einer 
Waarenbezeichnung  allerdings  auch  als  Eigenthumsrecht  zu  bezeichnen 
und  unter  den  allgemeinen  Begriff  des  gewerblichen  Eigenthums,  zu 
welchem  ausserdem  noch  das  Patentrecht  und  die  Musterschutzrechte 
gerechnet  werden,*  zu  stellen.  Indessen  dürfen  aus  diesem  Sprach- 
gebrauche rechtliche  Folgerungen  nicht  gezogen,  und  namentlich  nicht 
die  civilrechtlichen  Lehren  über  das  Eigenthum  an  körperlichen 
Sachen  zur  entsprechenden  Anwendung  gebracht  werden.  Denn  das 
Recht  an  einer  Waarenbezeichnung  gewährt  nicht  die  ausschliessliche 
Befugniss  zum  Gebrauche  der  Waarenbezeichnung'  überhaupt;  es 
hat  vielmehr  der  Berechtigte  im  besten  Falle  nur  Anspruch  auf 
Schutz  gegen  eine,  eine  Verwechselung  in  Hinsicht  auf  die  Herkunft 
von  Waaren  ermöglichende,  Benutzung  der  Waarenbezeichnung. 

.Das  Gesetz  bezweckt  diesen  Schutz  des  Berechtigten  gegen  die 
unlautere  Konkurrenz  anderer  Gewerbetreibender  in  erster  Linie;  erst 
in  zweiter  Linie  verfolgt  dasselbe  daneben  auch  noch  den  Zweck, 
das  Publiku  m  im  Allgemeinen  gegen  Täuschungen  durch  den  Gebrauch 
von  Waarenbezeichnungen  zu  schützen  (Civ.  Bd.  3  S.  76.  77,  Civ. 
Bd.  24  S.  81).  Der  letztere  —  im  Allgemeinen  nebensächliche  — 
Gesichtspunkt  tritt  mehr  in  den  Vordergrund  bei  den  Strafbestim- 
mungen, welche  sich  gegen  die  fälschliche  Benutzung  örtlicher  Her- 
kunftsbezeichnungen wenden.  Jedoch  fehlt  auch  in  diesem  Falle  die 
Absicht,  die  Individualität  zu  schützen,  nicht  gänzlich,  insofern  als 
das  Gesetz  dazu  dienen  soll,  den  Angehörigen  eines  bestimmten  geo- 
graphischen Bezirkes  gegen  die  Anmassung  der  Zugehörigkeit  zu  dem 
betreffenden  Bezirke  seitens  anderer  unbefugter  Personen  Schutz  zu 
gewähren. 

6.  Gemeingebraueh  im  Gegensatze  zu  Individualrecht. 

Daraus,  dass  der  Schutz  der  Waarenbezeichnungen  ein  Schutz 
der  Individualität  ist,  fol^t,  dass  solche  Waarenbezeichnungen,  welche 
entweder  allgemein  oder,  innerhalb  betheiligter  Verkehrskreise 
von  sämmtlichen  denselben  angehörenden  Personen  oder  doch  einem 
grösseren  Theile  derselben,  benutzt  werden,  auf  den  Schutz  des  Ge- 
setzes keinen  Anspruch  haben.  Im  Gegensatze  zu  dem  Individual- 
recht steht  demnach  der  Geraeingebrauch,  welcher  nicht  dadurch  be^ 
einträchtigt  werden  darf,  dass  das  Recht  der  ausschliesslichen  Be- 
nutzung einer  gemeingebräuchlichen  Bezeichnung  einem  Einzelnen 
zugesprochen  wird. 

7.  Einheitiiche  Regelung  des  Sohutzea  durch  das  Gesetz  vsm 

12.  Mai  1894. 

Schon  das  Gesetz  vom  30.  November  1874  hatte  sich  die  Auf- 
gabe gestellt,  den  Markenschutz  in  Anwendung  auf  Waarenzeichen, 
Kamen  und  Urmen  ftlr  das  ganze  Gebiet  des  deutschen  Reiches  ein- 
heitlich  zu  ordnen.     Den  gleichen  Zweck  verfolgt  das  Gesetz  vom 
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12.  Mai  1894  in  Rücksicht  auf  sämmtliche  Waarenbezeichnungen, 
Dies  bedeutet,- das s  die  landesgesetzlichen  Vorschriften,  welche  dea 
Schutz  der  Waarenbezeichnungen  betreffen,  das  Gesetz  zum  Schutz 
der  Waarenbezeichnungen  weder  abändern  noch  auch  ergänzen 
können,  gleichviel  ob  es  Spezialgesetze  markenrechtlichen  Inhalts 
oder  Vorschriften  des  allgemeinen  bürgerlichen  Rechts  sind.  Insbe- 
sondere  bleiben  neben  dem  Gesetze  zum  Schutz  der  Waarenbezeicli- 
nungen  nicht  die  Vorschriften  der  Landesgesetze  über  unlauteren 
Wettbewerb  oder  über  die  Widerrechtlichkeit  der  Arglist  auf  dem 
Gebiete  der  Waarenbezeichnung  anwendbar,  da  das  Gesetz  ¥om  12. 
Mai  1894  selbst  ein  Gesetz  ist,  welches  den  Schutz  der  Waarenbe- 
zeichnungen gegen  unlauteren  Wettbewerb  und  arglistige  Beeinträch- 
tigung bezweckt,  und  welches,  insoweit  Handlungen*  dieser  Art  civil- 
rechtlich  und  strafrechtlich  verfolgbar  sein  sollen,  ausdrücklich  Vor- 
schriften hierüber  trifft.  Ob  und  inwieweit  Handlungen  auf  dem  Ge- 
biete der  Waarenbezeichnung  als  widerrechtliche  zu  behandeln  sind, 
ist  demnach  im  Allgemeinen  lediglich  daraus  zu  entnehmen,  ob  die- 
selben nach  dem  Gesetze  vom  12.  Mai  1894  als  verboten  sich  dar- 
stellen (Civ.  Bd.  18  S.  30,  ZgR.  H.  S.  287.  288,  Seligsohn  S. 
19.  22,  anders  Kohler  M-R.  S.  89,  Kohler  P  &  J.  I.  S.  60  ff.) 
Anwendbar  bleiben  dagegen  die  landesgesetzlichen  Vorschriften,  in- 
soweit dieselben  Bezeichnungen  von  Waaren  betreffen,  welche  nicht 
Waarenbezeichnungen  im  gesetzlichen  Sinne  sind.  Zu  den  Bezeich- 
nungen letzterer  Art  gehört  insbesondere  auch  die  mündliche  Be- 
zeichnung von  W^aaren,  da  die  Waarenbezeichnung  im  gesetzlichen 
Sinne  ein  sichtbares  Merkmal  sein  muss  (vergl.  1.  397). 

8.  Ergänzung  des  Gesetzes  durch  das  Gesetz  zur  Bekämpfung  des 

unlauteren  Wettbewerbs. 

Während  mithin  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  über  den 
unlauteren  Wettbewerb  auf  dem  Gebiete  der  Waarenbezeichnung  nicht 
einmal  ergänzend  neben  dem  Gesetze  zum  Schutz  der  Waaren- 
bezeichnungen zur  Anwendung  gelangen  können,  gilt  nicht  das  Gleiche 
hinsichtlich  der  reichsgesetzlichen  Regelung,  welche  die  Bekämpfting 
des  unlauteren  Wettbewerbes  durch  das  Gesetz  vom  27.  Mai  1896 
erfahren  hat.  Aus  den  Vorverhandlungen  zu  diesem  letztgenannten 
Gesetze  ist  zu  entnehmen,  dass  durch  dasselbe  das  Gesetz  zum  Schutz 
der  Waarenbezeichnungen  zwar  nicht  abgeändert,  jedoch  ergänzt 
werden  sollte.  Es  kommen  hierbei  hauptsächlich  in  Betracht  die 
§§  1,  6,  7  und  8  des  Gesetzes  zur  Bekämpfting  des  unlauteren  Wett- 
bewerbs ,  welche  an  anderer  Stelle  wiedergegeben  sind  (vergl. 
968).  Der  §  1  wendet  sich  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  auf 
dem  Gebiete  des  Reklamewesens  und  will  verhindern,  dass  in  An- 
ktilidigungen,  welche  für  einen  grösseren  Kreis  von  Personen  be- 
stimmt sind,  unrichtige  Angaben  über  geschäftliche  Verhältnisse  im 
Allgemeinen  und  insbesondere  über  die  in  dem  §  1  im  Einzelnen 
bezeichneten  Verhältnisse  gemacht  werden.  In  das  Gebiet  der  Waaren- 
bezeichnung greift  diese  Bestimmung  insofern  ein,  als  Ankündigungen 
der  gedachten  Art,  wenn  sie  zu  W^aaren  in  Beziehung  gesetzt 
werden,  damit  zu  Trägem  von  Waarenbezeichnungen  werden  (vergl. 
410ff.).  Indessen  interessirt  die  Vorschrift  des  §  1  hier  nur  in  einem 
Punkte.  Dieselbe  verbietet  ausser  unrichtigen  Angaben  über  ge- 
schäftliche Verhältnisse  unwahre    Angaben    über    die  Beschaffenheit, 
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die  Herstellungsart    oder    die  Preisbemessung    von  Waaren  oder*  ge- 
werblichen Leistungen,    über  die  Art  des  Bezuges  oder  die  Bezugs- 
Quelle  von  Waaren,  über  den  Besitz  von  Auszeichnungen,  sowie  über 
aen  Anlass    oder   den  Zweck    des  Verkaufes.       Angaben    dieser  Art 
sind  regelmässig  —  sofern  sie  im  Wege  der  Ankündigung  zu  Waaren 
in  Beziehung  gesetzt  werden  —  als  Waarenbezeichnungen  im  weiteren 
Sinne,    d.    h.    als  Waarenbezeichnungen  solcher  Art  anzusehen,    auf 
welche  das  Gesetz  zum  Schutz  der  Waarenbezeichnungen  überhaupt 
keine  Anwendung  findet  (vergl.  2).     Im  Allgemeinen  ist  demnach  der 
^  1  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  ohne 
bedeatung  flir  das  Kecht  der  Waarenbezeichnungen;  eine  allgemeinere 
Anwendung  auf  dem  Gebiete  der  Waarenbe Zeichnung  kann  derselbe 
nur  insofern  finden,  als  der  Gebrauch  von  Waarenbezeichnungen  trü- 
gerischen Inhalts    danach    gerichtlich    verfolgbar    ist,    während    das 
Zeichengesetz  trügerischen  Waarenbezeichnungen  nur  die  Eintragung 
in  die  Zeichenrolle  versagt,  im  Übrigen  jedoch  —  abgesehen  von  der 
Spezialvorschrift  des    §  16    —    über  deren  Gebrauch  Bestimmungen 
nicht  trifft  (vergl.  151).     Eine  besondere  Bedeutung    für  den   Schutz 
der  Waarenbezeichnungen  hat  die  Vorschrift    des    §  1    nur  insofern, 
als  dieselbe  unrichtige  Angaben  über  die  Bezugsquelle  von  Waaren 
betrifft.      Denn   Angaben    über  die   Bezugsquelle    können    dann    als 
Waarenbezeichnungen    im    engeren    Sinne    Getrachtet  werden,    wenn 
die  Angabe  der  Bezugsquelle   auf  die   örtliche  Herkunft  der  Waare 
hinweist;  in  einem  solchen  Falle  sind  die  fraglichen  Angaben  gleich- 
bedeutend^ mit  den  örtlichen  Herkunftsbezeichnungen    im  Sinne  des 
§  16    des    Gesetzes    zum  Schutz    der  Waarenbezeichnungen.      Auch 
insofern  besteht  Uebereinstimmung  zwischen  der  fraglichen  Vorschrift 
und  dem  §  16  des  Gesetzes   zum  Schutz  der  Waarenbezeichnungen, 
als  in  dem  §  1  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wett- 
bewerbs den  Angaben  thatsächlicher  Art  gleichgestellt  sind  bildliche 
Darstellungen,  die  darauf  berechnet    und    geeignet    sind,    solche  An- 
gaben zu  ersetzen.     Demnach  fällt  auch    —    gleichwie  bei  §  16  des 
Gesetzes  zum  Schutz  der  Waarenbezeichnungen    —    die    fölschliche 
Verwendung  öffentlicher  Wappen  zum  Zwecke    der  Täuschung    über 
den    Herkunftsort    von  Waaren    unter    die  Verbotsvorschrift    des  er- 
wähnten §  1.     Ist  eine  Handlung  sowohl  nach  §  16  des  (iresetzes  zum 
Schutz    der  Waarenbezeichnungen    als    nach    dem    Gesetz    zur    Be- 
kämpfung   des    unlauteren    Wettbewerbs    verboten,     so     findet    eine 
strafrechtliche  Verfolgung  allein  nach  Massgabe  der  ersterwähnten  Vor- 
schrift,   da  diese  ein  Spezialgesetz  ist,    statt  ^vergL  auch   773).    Da- 
gegen   kommt    das   Gesetz    zur    Bekämpfung   des    unlauteren    Wett- 
bewerbs   zur  Anwendung,    wenn    die    civilrechtliche   Verfolgung    der 
Tän^ichung  über  den  Herkunftsort  in  Frage  steht,  da  das  Gesetz  zum 
Schatz  der  Waarenbezeichnungen  eine  civilrechtliche  Verantwortlich- 
keit in  einem  derartigen  Falle  niclit  kennt  und  daher  in  dieser  Hin- 
sicht   der  Ergänzung    ftihig    ist    (vergl.  734).       Auch    kann    in    den 
FäUen,  in  welchen  ein  Vergehen  gegen  den  §  16  des  Zeichengesetzes 
mit    einem  Vergehen    gegen    das  Gesetz    zur   Bekämpfung    des    un- 
lauteren   Wettbewerbs    zusammentrifft,    auf  Busse    erkannt    werden, 
während    sonst    das  Zeichengesetz    einen  Bussanspruch   im  Falle  des 
g  16  nicht  gewährt  (vergl.  800). 

Nach  §  6  des  Gesetzes    zur  Bekämpfung    des  unlauteren  Wett- 
bewerbs ist  derienige,    welcher    zu  Zwecken  des  Wettbewerbes  über 
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das  Erwerbsgeschäft  eines  Anderen,  über  die  Person  des  Inhabers 
oder  Leiters  des  Geschäfts,  über  die  Waaren  oder  gewerblichen 
Leistungen  eines  Anderen  Behauptungen  thatsächlicher  Art  aufstellt 
oder  verbreitet,  w^elche  geeignet  sind,  den  Betrieb  des  Geschäfts  oder 
den  Kredit  des  Inhabers  zu  schädigen,  sofern  die  Behauptungen  nicht 
erweislich  wahr  sind,  dem  Verletzten  zum  Ersätze  des  entstandenen 
Schadens  verpflichtet.  Werden  derartige  Behauptungen  wider  besseres 
Wissen  aufgestellt  oder,  verbreitet,  so  kann  nach  §  7  des  Gesetzes 
zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  Bestrafung  eintreten. 
Zu  den  Behauptungen  der  gedachten  Art  gehören  auch  solche 
Behauptungen ,  durch  welche  entweder  einem  Anderen  zu  Un- 
recht die  BerechtiguYig  zur  Führung  einer  Waarenbezeichnung  ab- 
gesprochen oder  durch  welche  einem  Anderen  ein  demselben  recht- 
mässig zustehendes  Zeichenrecht  bestritten  wird.  In  solchen  Fällen 
kann  demnach  nach  dem  Gesetze  zur  Bekämpfung  des  unlauteren 
Wettbewerbs  ein  Entschädigungsanspruch  begründet  sein  und  Straf- 
verfolgung stattfinden,  während  nach  dem  Gesetz  zum  Schutz  der 
Waarenbezeichnungen  ein  Anspruch  auf  Schadensersatz  und  Strafver- 
folgung nicht  besteht  (vergl.  430.  449.  623). 

Der  §  8  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wett- 
bewerbs verbietet  im  geschäftlichen  Verkehr  —  und  also  auch  auf 
dem  Gebiete  der  Waarenbezeichnung  —  den  Gebrauch  eines  Namens, 
einer  Firma ,  oder  der  besonderen  Bezeichnung  eines  Erwerbs- 
geschäftes, eines  gewerblichen  Unternehmens  oder  einer  Drackschrift, 
wenn  dieser  Gebrauch  in  einer  Weise  erfolgt,  welche  darauf  berechnet 
und  geeignet  ist,  Verwechselungen  mit  dem  Namen,  der  Firma*  oder 
der  besonderen  Bezeichnung  hervorzurufen,  deren  sich  ein  Anderer 
befugter  Weise  bedient.  Da  ein  derartiger  Gebrauch  eines  fremden 
Namens  oder  einer  ft'emden  Firma  bereits  nach  dem  Gesetze  zum 
Schutz  der  Waarenbezeichnungen  verboten  ist  —  jedoch  mit  der  Be- 
schränkung, dass  nach  diesem  Gesetze  nur  das  Bezeichnen  von 
Waaren,  Verpackungen,  Umhüllungen  und  Ankündigungen  sowie  das 
Inverkehrbringen  oder  Feilhalten  von  Waaren,  nicht  jeder  Gebrauch 
von  Name  und  Firma  zur  Waarenbezeichnung  Überhaupt,  einen  Ent- 
schädigungsanspnich  begründet,  —  so  kann  insoweit  neben  der  Spezial- 
vorschrift des  letzteren  Gesetzes  das  Gesetz  zur  Bekämpfung  des 
unlauteren  Wettbewerbs  auf  dem  Gebiete  .der  Waarenbezeichnung 
keine  Anwendung  finden.  Dagegen  wird  das  letztere  anwendbar  in 
denjenigen  Fällen,  für  welche  das  Gesetz  zum  Schutz  der  Waaren- 
bezeichnungen keine  Vorsorge  triflft,  d.  h.:  a.  wenn  der  eigene  Name 
oder  die  eigene  Firma;  oder  b.  ein  Etablissementsname;  oder 
c.  sonstige  geschäftliche  Bezeichnungen,  welche  nicht  Krmen  im 
Rechtssinne  sind ;  oder  d.  ein  Pseudonym ;  oder  e.  ein  Zeitungs-  oder 
Buchtitel  —  sofern  man  solche,  vas  bestritten  ist,  überhaupt  als 
Waarenbezeichnungen  ansehen  will  —  zu  Zwecken  unlauteren  Wett- 
bewerbes als  Waarenbezeichnungen  benutzt;  oder  f.  wenn  Name  oder 
Firma  in  einer  Weise  zur  Waarenbezeichnung  verwendet  werden, 
welche  sich  nicht  als  vollendetes  Bezeichnen,  Inverkehrbringen  oder  Feil- 
halten darstellt  (vergl.  489.  522  —  509  —  504.  505  —  496  --  24  —  567) 

9.  Ergftnzung  des  Gesetzes  durch  straA^echtliche  V«reekrfflen. 

Zur  Ergänzung  des  Gesetzes    zum  Schutz    der  Waarenbezeich- 
nungen dienen    neben  dem  Gesetze   zur  Bekämpfung  des  unlauteren 
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Wettbewerbs  auch  die  Vorschriften  des  Strafgesetzbuches,  vor  Allem 
die  Vorschriften  des  allgemeinen  Theiles  desselben,  da  das  Gesetz 
lom  Schutz  der  Waarenbezeichnungen  deren  Anwendbarkeit  still- 
schweigend voraussetzt  (vergl.  622}.  Nebendem  können  «uch  die 
Yorscfariften  des  besonderen  Theiles  des  Strafgesetzbuches  zur  An* 
venduBg  gelangen,  i^enn  ein  Vergehen  gegen  das  Zeichengesetz  mit 
«mem  anderen  Vergehen  —  namentlich  mit  Betrug  —  zusammen- 
trifft (vergl.  670ff.). 

10.  Ergtazung  des  Gesetzes  durch  oivilrechtliche  VorschrifteiL 

Da  das  Gesetz  nur  den  Schutz  der  Waarenbezeichnungen,  nicht 
aber  Überhaupt  alle  Kechtsverh&ltnisse,  zu  welchen  eine  Waaren- 
bezeichnung  Anlass  geben  kann,  in  den  Bereich  seiner  Vorschriften 
sieht,  so  werden  auch  nicht  berührt  durch  das  Gesetz  die  civilrecht- 
licheii  Vorschriften,  welche  die  vertragsmässigen  oder  sonstigen  pri- 
Tstrechtlichen  Beziehungen  des  Zeicheninhabers  oder  desjenigen, 
welcher  ein  Zeichen  verwendet  oder  zu  verwenden  beabsichtigt,  zu 
dritten  Personen  regeln,  insofern  dieselben  sich  nicht  im  Widerspruche 
SU  den  Vorschriften  des  Zeichengesetzes  befinden.  Insbesondere  ent- 
scheidet sich  nicht  nach  dem  Zeichengesetz  sondern  nach  dem  all- 
gemeinen bürgerlichen  Recht  oder  nach^  Handelsrecht  die  Frage, 
welche  Rechte  und  Verpflichtungen  aus  dem  Verkaufe  einer  mit 
^er  bestimmten  Waarenbezeichnung  versehenen  Waare  nach  dem 
Kaufverträge  für  den  Verkäufer  und  ftir  den  Käufer  begründet  sind, 
und  welche  rechtlichen  Beziehungen  aus  dem  Vertrage,  durch  welchen 
das  Recht  an  einer  Waarenbezeichnung  auf  einen  Anderen  übertragen 
wird,  für  die  Betheiligten  sich  ergeben.  Aus  den  civilrechtlichen  Be- 
ziehungen des  Zeichenanmelders  oder  Zeicheninhabers  zu  anderen 
Personen  kann  sich  übrigens  auch  die  Verpflichtung  zur  Rücknahme 
einer  Anmeldung,  zur  Bewilligung  der  Eintragung  eines  angemeldeten 
Zeichens  oder  zur  Löschung  eines  eingetragenen  Zeichens,  sowie 
die  Unwirksamkeit  der  Eintragung  eines  Zeichens  ergeben  (vergl. 
56.  193.  247.  376). 


§1. 

Wer  in  seinem  Oeseh&ftsbetriebe  zur  ünterselieidiiiig 
sdner  Waaren  ron  den  Waaren  Anderer  eines  Waaren- 
Zeichens  sich  bedienen  will,  kann  dieses  Zeichen  zur  Ein- 
tngniig  in  die  Zeichenrolle  anmelden. 

n.  Waarenzeichen. 

II.  Zweok. 

Die  wichtigste  Art  der  Waarenbezeichnung  ist  das  Waarenzeichen, 
d.  h.  ein  Zeichen,  welches  ein  Gewerbe-  oder  Handeltreibender  zur 
Unterscheidung  seiner  Waaren  von  den  Waaren  Anderer  gewählt  hat 
Ihirch  den  Gebrauch  des  Waarenzeichens  soll  verhindert  werden, 
dass  die  Waaren  eines  bestimmten  Gewerbetreibenden  im  Verkehre 
mit  den  Waaren  Anderer  verwechselt  werden.  Zur  Unterscheidung 
der  ans  einem  bestimmten  Geschäftsbetriebe  hervorgehenden  Waaren 
von  den  Waaren  anderer  Geschäftsbetriebe    dienen    zwar   auch    der 
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Name  und  die  Firma;  indessen  können  verschiedene  Gesichtspunkte 
massgebend  gewesen  sein,  welche  an  Stelle  von  Name  und  Firma 
oder  neben  denselben  den  Gebrauch  eines  Waarenzeichens  zweck- 
mlissig  erscheinen  lassen.  Das  Waarenz eichen  ist  in  vielen  Fällen 
besser  als  Name  und  f^rma  geeignet,  als  Unterscheidungsmerkmal 
für  Waaren  zu  dienen,  weil  auf  einer  Anzahl  von  Waaren,  sei  es 
wegen  ihrer  Beschaffenheit  oder  wegen  ihrer  äusseren  Gestaltung, 
Name  und  Firma  sich  entweder  überhaupt  nicht  oder  doch  nicht  in 
vollständiger  und  deutlicher  Form  anbringen  lassen.  Es  ist  dies  bei- 
spielsweise bei  Kl ein-Eisen waaren  der  Fall  (vergl.  Stockheim  S.  5, 
Brunst  ein  S.  5).  Das  Waarenzeichen  ersetzt  ferner  den  Namen 
und  die  Firma  in  solchen  Fällen,  in  welchen  die  letzteren  die  Bestimmung, 
zur  Bezeichnung  von  Waaren  zu  dienen,  nicht  oder  nur  unvollkommen 
erfüllen  können,  weil  dieselben  den  Abnehmern  der  Waare  unver- 
ständlich sind,  wenn  es  sich  z.  B.  um  den  Absatz  von  Waaren  in 
fremdsprachigen,  namentlich  in  Überseeischen  und  uncivilisirten, 
Ländern  handelt,  in  welchen  die  gebräuchlichen  Schiiftzeichen  nicht 
bekannt  sind  (Brunstein  S.  5,  Schuloff  S.  3).  Das  Waaren- 
zeichen wird  weiter  auch  dann  an  Stelle  von  Name  oder  Firma  ge- 
braucht, wenn  die  letzteren,  weil  andere  gleichnamige  Personen  zum 
Gebrauche  desselben  Namens  oder  derselben  Firma  berechtigt  sind, 
weniger  geeignet  erscheinen,  als  Unterscheidungsmerkmal  zu  dienen 
(Möllenhof  in  Busch  Bd.  43  S.  171).  In  anderen  Fällen  wiederum 
soll  die  Waare  sich  allerdings  als  aus  einem  bestimmten  Geschäfts- 
betriebe herrührend  kennzeichnen,  jedoch  der  Name  oder  die  Firma 
des  Geschäftsinhabers  nicht  hervortreten.  Ein  solches  Interesse  be- 
steht im  Zwischenhandel,  wenn  der  Zwischenhändler  die  Person  des 
Produzenten  geheim  halten  will  (Brunstein  S.  5). 

Abgesehen  hiervon  prägt  sich  das  Waarenzeichen  in  der  Regel 
—  namentlich  im  Kleinhandel  —  dem  Gedächtniss  des  weniger  auf- 
merksamen Käufers  leichter  ein  als  der  Name  oder  die  Firma.  Dass 
die  Bezeichnung  der  Waare  dem  Abnehmer  derselben  bekannt  und 
erinnerlich  sei,  liegt  sowohl  im  Interesse  des  Käufers  als  in  dem- 
jenigen des  Zeicheninhabers.  Der  erstere  wird  mit  Rücksicht  auf 
das  Vertrauen ,  welches  er  einer  derart  bezeichneten  Waare 
entgegenbringt ,  der  Nothwendigkeit  enthoben ,  die  Waare  nach 
Maass,  Gewicht  oder  Qualität  zu  prüfen,  was  insbesondere  dann  von 
Wichtigkeit  ist,  wenn  eine  Prüfung  der  Waare  in  diesen  Richtungen 
beim  Kaufe  kaum  möglich  oder  doch  wesentlich  erschwert  ist. 
Andererseits  hat  der  Zeicheninhaber  ein  Interesse  daran,  dass  der 
Käufer  die  Waarenbezeichnung  im  Gedächtniss  behalte,  weil 
der  Käufer  bei  weiterem  Bedarf  dieselbe  Waare  wiederum  ver- 
langen wird  (Schuloff  S.  3,  Träger  in  Gru  chot  Bd.  36 
S.  199.  200). 

Für  einen  und  denselben  Geschäftsbetrieb  können  mehrere 
Waarenzeichen  benutzt  werden,  welche  ftir  die  gleichen  oder  ftlr  ver- 
schiedene Waaren  bestimmt  und  im  ersteren  Falle  auch  nebeneinander 
auf  derselben  W^aare  angebracht  werden  können  (Komm.-Ber.  zu 
§  1,  Kohler  M-R.  S.  158,  Str.  Bd.  6  S.  31).  Hierdurch  bietet 
sich  die  Möglichkeit,  verschiedene  Arten  und  Qualitäten  der  aus 
einem  Geschäftsbetriebe  hervorgegangenen  Waaren  von  einander  und 
zugleich  von  den  Waaren  Anderer  zu  unterscheiden,  oder  die  Waare 
in  einer    für    die  verschiedenen  Absatzgebiete   geeigneten  Weise  zu 
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bezeichnen,  oder  endlich  auf  die  verschiedenen  Produktionsbezirke  der 
Waare  hinzuweisen  (Kohler  M-E.  S.  217,  Str.  Bd.  4  S.  173). 

12.  BegrifT. 

Der  Schutz  der  Waarenzeichen  ist  in  den  §§  1 — 14  des  Ge- 
setzes geordnet.  In  §  1  isl  zunächst  bestimmt,  dass,  wer  in  seinem 
Geschäftsbetriebe  zur  Unterscheidung  seiner  Waaren  von  den  Waaren 
Anderer  eines  Waaren  Zeichens  sich  bedienen  will,  dieses  Zeichen 
zur  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  anmelden  kann.  Nur  fiir  Waaren- 
zeichen —  nicht  ftir  alle  Arten  der  Waarenbezeichnungen  —  ist 
demnach  die  Zeichenrolle  bestimmt.  Was  unter  einem  Waarenzeichen 
zu  verstehen  sei,  ist  in  dem  Gesetze  nicht  gesagt;  es  geht  aus  dem- 
selben —  wegen  der  verschiedenartigen  technischen  Ausdrucks  weise 
—  nur  so  viel  hervor,  dass  Waarenzeichen  und  Waarenbe Zeich- 
nung nicht  gleichbedeutende  Begriffe  sind.  Das  deutsche  Gesetz 
unterscheidet  sich  insofern  von  einer  gi*ossen  Anzahl  ausländischer 
Rechte,  welche  nur  den  Begriflf  der  „Marke**  kennen  und  dabei  nicht 
zwischen  mehreren  begrifflich  verschiedenen  Unterarten  der  Marke 
unterscheiden. 

Der  Begriff  des  Waarenzeichens  hat  sich  in  Deutschland  unter 
der  Herrschaft  des  früheren  Gesetzes  durch  die  Praxis  entwickelt 
und  ist  im  Wege  dieser  Entwickelung  scharf  gegenüber  den  übrigen 
Arten  der  Waarenbezeichnung  abgegrenzt  worden.  Hiemach  ist 
das  Waarenzeichen  ein  willkürlich  von  einer  bestimmten  Person 
gewähltes,  mit  dem  Auge  in  allen  seinen  wesentlichen  Bestandtheilen 
sofort  wahrnehmbares,  Merkmal,  welches  zur  Unterscheidung  der  aus 
dem  Geschäftsbetriebe  seines  Inhabers  herrührenden  Waaren  von 
den  Waaren  Anderer  bestimmt  ist,  d.  h.  kenntlich  machen  soll,  dass 
die  mit  ihm  versehene  Waare  aus  der  Fabrik  oder  dem  Geschäft 
eines  bestimmten  Gewerbetreibenden  herstamme  (vergl.  P.  M.  & 
Z-Bl.  Bd.  2  S.  189).  Von  Name  und  Firma  und  den  Örtlichen  Her- 
kunftsbezeichnungen unterscheidet  sich  das  Waarenzeichen  dadurch, 
dass  dasselbe  seine  Beziehung  zur  Waare  der  Willkür  seines  ersten 
Inhabers  verdankt,  während  Name,  Firma  und  örtliche  Herkunftsbe- 
zeichnungen natürliche  Mittel  zur  Bezeichnung  von  Waaren  sind. 
Von  den  Waarenausstattungen  andererseits  unterscheidet  sich  das 
Waarenzeichen  durch  seine  äussere  Gestaltung,  da  eine  Waarenaus- 
stattung  auch  dann  geschützt  ist,  wenn  dieselbe  nicht  einen  mit 
einem  Blicke  sogleich  erfassbaren  einheitlichen  Gesammteindruck  — 
welcher  ein  nothwendiges  Erfordemiss  des  Waarenzeichens  ist  — 
gewährt.  Die  Unterschiede  zwischen  dem  Waarenzeichen  einerseits 
und  der  Waarenausstattung  andererseits  sind  im  Einzelnen  später 
erörtert  (vergl.  15).  Zum  Begriffe  des  Waarenzeichens  gehört  es  femer, 
dass  dasselbe  geeignet  sein  muss,  als  Unterscheidungsmerkmal  für 
Waaren  zu  dienen,  d.  h.  dass  es  genügende  Unterscheidungskraft 
haben  muss  (vergl.  20  ff.).  Wie  alle  Waarenbezeichnungen  muss  das 
Waarenzeichen  endlich  zur  Bezeichnung  von  Waaren  bestimmt  sein; 
ist  dies  nicht  der  Fall,  so  liegt  ein  Waarenzeichen  im  Sinne  des 
Gesetzes  nicht  vor  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  189.  190,  vergl. 
23  ff.  30). 


2* 


20  §  1*    ^^'  Aeuasere  Gestaltung  des  Waarenzeichens. 

ni.  Aeu8sere  Gestaltung  des  Waarenzeichens- 

13.  Einheitliches  Gteammtbild. 

Wie  schon  früher  erwähnt,  mnss  eine  Waarenbe Zeichnung,  welche 
Waarenzeichen  sein  soll,  sich  ihrer  äusseren  Gestaltung  nach  hierzu 
eignen  (vergl.  12).  Es  jnuss,  um  den  Anforderungen,  welche ,  nach 
herrschender  Meinung  in  dieser  Hinsicht  gestellt  werden,  zu  genügen, 
das  Waarenzeichen  —  ähnlich  wie  Name  und  Firma  —  eine  kurze, 
prägnante,  Bezeichnung  sein,  welche  sofort  ihrem  eanzen  Umfange 
nach  mit  einem  Blicke  erfasshar  ist  und  einen  einheitlichen  Gesammt- 
eindruck  gewährt  (Civ.  Bd.  18  S.  86,  Civ.  Bd.  22  S.  100  ff., 
Str.  Bd.  20  S.  80,  Str.  Bd.  26  S.  394).  Nur  wenn  das  Waaren- 
zeichen diesen  Voraussetzungen  genügt,  ist  dasselbe  geeignet,  sich 
leicht  dem  Gedächtnisse  einzuprägen  und  dadurch  seiner  Bestimmung, 
zur  Unterscheidung  von  Waaren  zu  dienen,  zu  genügen. 

Ein  einheitliches  Gesammtbild  liegt  bei  figürlichen  oder  ge- 
mischten, d.  h.  sowohl  aus  figürlichen  Bestandtheilen  als  aus  Worten 
bestehenden,  Zeichen  dann  vor,  wenn  das  Waarenzeichen  in  seiner 
Gesammtheit  gegenüber  der  Waare,  der  Verpackung  oder  Zubehö- 
rungen  der  letzteren,  z.  B.  Etiketten,  in  graphischer  oder  plastischer 
Weise  abgegrenzt  ist,  so  dass  sich  dasselbe  deutlich  von  denselben 
abhebt.  Befindet  sich  das  Waarenzeichen  auf  Etiketten,  so  ist  eine 
derartige  Abgrenzung  gegenüber  dem  sonstigen  Inhalt  der  Etikette 
in  gleicher  Weise  erforderlich.  In  ihrer  Anwendung  auf  Wort- 
zeichen besagt  die  Regel,  dass  das  Wortzeichen  sowohl  seiner  bild- 
lichen Erscheinung  als  vor  Allem  seiner  sprachlichen  Bedeutung  nach 
sofort  mit  einem  Blicke  erfassbar  sein  muss,  dass  also  keinesfalk  eine 
längere  Durchsicht  für  denjenigen  erforderlich  sein  darf,  welcher  von 
seinem  Inhalt  Kenntniss  nehmen  will  (vergl.  Civ.  Bd.  18  S.  86, 
Civ.  Bd.  22  S.  100  ff.).  In  der  Regel  wird  daher  das  Wesentliche 
des  Wortzeichens  nur  aus  einem  Worte,  einem  zusammengesetzten 
Worte,  einer  nicht  zu  grossen  Anzahl  einzelner  Wörter,  oder  ganz 
kurzen  Sätzen  —  Devisen,  Wahlsprüchen  u.  s.  w.  —  bestehen 
können. 

Ob  eine  Waarenbezeichnung  diesen  Erfordernissen  entspricht,  ist 
eine  Thatfrage,  welche  in  jedem  einzelnen  Falle  besonders  geprüft 
werden  muss. 

14.  Bezeichnungen,  welche  nicht  Waarenzeichen  sein  kftnnen. 

Es  ist  auf  Grund  des  früheren  Gesetzes  erkannt  worden,  dass 
nicht  Waarenzeichen  sein  können:  a.  Form,  Farbe,  überhaiwt  die 
äussere  Gestaltung  der  Waare  oder  deren  Verpackung  (Civ.  Bd.  18 
S.  86,  Str.  Bd.  26  S.  394);  b.  Farbe,  Form  und  Grösse  der  Waaren- 

Sakete  und  des  Verschlusses  derselben  (Busch  Bd.  45  S.  371);  c. 
ie  plastische  Gestaltung  der  Waare  TBolze  Bd.  12  No.  123);  d. 
ein  durch  zusammengefaltete  Prospektaodrücke  gebildeter  haubenar* 
tiger  Kopfverschluss  an  einer  Flasche  (Bolze  Bd.  12  No.  119);  e. 
ein  längeres  Schriftstück  (Civ.  Bd.  18  S.  86,  Civ.  Bd.  22  S.  100  ff., 
Str.  Bd.  26  S.  394.  395;  verrf.  auch  Sebastian  S.  74.  75);  f.  die 
Gesammtausstattung  der  Flaschen  für  Benediktiner  Likör,  bestehend 
aus  Etikette,  Kapsel,  Korkbrand  u.  s.  w.  (Bolze  Bd.  5  No.  197; 
vergl.  dagegen  Seligsohn  §  1  N.  15). 
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Nach  der  gegebenen  Regel  müssen  ferner  ausgeschlossen  er- 
scheinen Verzierungen,  welche  die  ganze  Waare  oder  Verpackung 
umfassen;  ein  um  Sie  vier  Seiten  eines  Pakets  geklebtes  Band  sowie 
überhaupt  mehrere  Zeichen,  welche  dazu  bestimmt  sind,  auf  verschie- 
denen Seiten  der  Waare  oder  der  Verpackung  angebracht  zu  werden 
(Meili  S.  18,  vergl.  auch  Civ.  Bd.  10  S.  56). 

Andererseits  können  Waarenzeichen  sein:  a.  die  Farbe,  soiem 
sie  nicht  mit  der  Farbe  der  Waare  oder  der  Verpackung  zusammen- 
Wlt  (vergl.  867);  b.  ein  plastisches  Erzeugniss,  welches  nicht  in 
der  Gestidtung  der  Waare  oder  Verpackung  besteht,  z.  B.  eine 
Plombe  (Bolze  Bd.  12  No.  123);  e.  ein  einzelner  Bestandtheil 
einer  Gruppirung,  z.  B.  der  Ausstattung  von  Flaschen,  welche  als 
solche  sich  nicht  zum  Waarenzeichen  eignet.  Es  ist  mithin  der  Fall 
denkbar,  dass  sämmtliche  Bestandtheüe  einer  solchen  Gruppirung, 
jedoch  jeder  flir  sich  als  selbständiges  Waarenzeichen,  geschützt 
sind,  während  ihre  Zusammenstellung  als  solche  keinen  Schutz  als 
Waarenzeichen  erlangen  kann  (vergl.  11). 

Diejenigen  Bezeichnungen,  welche  ihrer  äusseren  Gestaltung 
nach  den  an  ein  Waarenzeichen  zu  stellenden  Anforderungen  nicht 
entsprechen,  können  nach  §  15  geschützt  sein  (vergl.  697). 

IS.  Abgrenzung  des  BeorifTs  des  Waarenzeichens  gegenüber  der 

Waarenausstattung. 

Die  Ansicht,  dass  zum  Begriffe  des  Waarenzeichens  ein  indi- 
viduell bestimmter  Gesammteindruck  gehöre,  war  schon  wähi'end 
Bestehens  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  nicht  unbestritten, 
indem  Kohl  er  die  Meinung  vertrat,  dass  jedes  Mittel,  welches  zur 
Unterscheidung  von  Waaren  geeignet  sei,  ohne  Rücksicht  auf  seine 
äussere  Gestaltung  als  Marke  angesehen  werden  müsse,  demnach 
auch  ein  Komplex  von  Zeichen  auf  verschiedenen  Seiten  der  Waare 
oder  der  Verpackung  und  ein  längeres  Schriftstück  (Kohler  M-R. 
S.  208,  Kohler  P  &  J.  n.  S.  17  flP.,  vei^l.  auch  Seligsohn  §  1 
N.  15).  Dieselbe  Ansicht  findet  sich  vertreten  in  einer  Entscheidung 
des  Obertribunals,  welches  der  Gesammtausstattung  einer  Flasche, 
bestehend  aus  dem  Stempel  im  Boden  der  Flasche,  dem  Verschluss- 
siegel und  den  Etiketten,  die  Eigenschaft  eines  Waarenzeichens  zu- 
erkannt hat  (Goltd.  Bd.  25  S.  597). 

Was  das  nunmehr  geltende  Recht  anlangt,  so  giebt  der  Kom- 
missionsbericht der  Anschauung  Ausdruck,  dass  zwischen  dem  Waaren- 
zeichen und  der  Waarenausstattung  im  Sinne  des  §  15  ein  begriff- 
licher Unterschied  bestehe,  und  dass  nur  ersteres,  nicht  dagegen 
die  letztere,  der  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  £äh\g  sei.  Es  wurde 
dabei  hervorgehoben,  dass  sprachlich  feststehe,  was  unter  den  Begriff 
des  Waarenzeichens  falle,  eine  genaue  Definition  dieses  Begriffes 
sei  indessen  ebensowenig  möglieb  wie  etwa  eine  Definition  des  Be- 
griffes der  Erfindung  im  Patentrechte.  Ein  Antrag,  dem  Begriffe 
des  Waarenzeichens  in  §  1  eine  weitere  Ausdehnung  zu  geben  und 
den  den  Waarenzeichen  gewährten  gesetzlichen  Schutz  auf  alle 
Arten  der  Waarenkennzeichnung  auszudehnen,  wurde  abgelehnt 
(Komm. -B er.  zu  §  1).  Es  lag  mithin  keineswegs  in  der  Absicht 
des  Gesetzgebers,  den  Begriff  des  Waarenzeichens  anders  zu  be- 
stimmen, als  wie  sich  dieser  Begrifi  durch  die  feststehende  Recht- 
sprechung der    höchsten    deutschen  Gerichtshöfe    im  Laufe    der  Zeit 
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herausgebildet  hatte.  Diese  Ansicht  findet  auch  in  dem  Wortlaute 
des  Gesetzes  ihre  Begründung,  da,  wenn  beabsichtigt  worden  wfire, 
eine  Aenderung  des  gesetzlich  feststehenden  Begriffes  eintreten  zu 
lassen,  nicht  genau  der  gleiche  Ausdruck,  der  sich  bereits  im  früheren 
Gesetze  fand,  hätte  gewählt  werden  dürfen.  Es  kann  demnach  der 
von  K  atz  vertretenen  Meinung  nicht  beigetreten  werden,  dass  nach 
dem  §  1  des  neuen  Gesetzes  jedes  neue  Mittel  der  Kennzeichnung, 
durch  welches  Jemand  seine  Waaren  von  denen  eines  Anderen 
unterscheide,  —  und  demnach  auch  die  Waarenaus stattung  im  Sinne 
des  §  15  —  ein  eintragsf^higes  Zeichen  sei  (Katz:  Gesetz  zum 
Schutz  der  Waarenbezeichnungen  und  unlauterer  Wettbewerb  S.  9  ff.). 
Insbesondere  erscheint  es  unzulässig,  zur  Begründung  dieser  An- 
sicht sich  auf  die  ausländischen  Gesetzgebungen  zu  berufen,  welche 
grossentheils  dem  Begriffe  der  Marke  eine  derartige  Ausdehnung 
geben.  Für  das  deutsche  Recht  ist  vielmehr  allein  der  deutsch- 
rechtliche Begriff  des  Waarenzeichens  entscheidend,  d.  h.  es  ist 
hierunter  ein  Zeichen  zu  verstehen,  welches  geeignet  ist,  bei  dem- 
jenigen, welcher  es  auch  ohne  besondere  Aufrnerksamkeit  wahr- 
nimmt, unmittelbar  durch  seine  graphische  Form  einen  individuell 
bestimmten  Gesammtein druck  hervorzurufen,  und  welches  überdies 
auf  der  Waare,  auf  der  Verpackung,  auf  Ankündigungen  u.  s.  w. 
angebracht  zu  werden  pflegt,  also  nicht  in  der  Gestalt  der  Waare, 
der  Form  der  Verpackung  u.  s.  w.  bestehen  kann  (vergl.  insbesondere 
auch  ZgR.  IV.  S.  239  und  Str.  Bd.  26  S.  393.  394).  Wie  die 
Grenze  zu  ziehen  ist,  d.  h.  wo  der  Begriff  des  Waarenzeichens  auf- 
hört, und  wo  der  Begriff  der  Waarenausstattung  anfängt,  ist  eine 
Thatfrage,  indem  je  nach  Lage  des  einzelnen  Falles  zu  entscheiden 
ist,  ob  eine  Waarenbezeichuung  den  zu  dem  Begriffe  des  Waaren- 
zeichens ei*forderlichen  individuellen  Gesammteindruck  gewährt  Das 
Patentamt  geht  in  dieser  Hinsicht  weiter,  als  nach  der  hier  vertre- 
tenen Ansicht  zulässig  erscheint;  denn  das  Patentamt  hat  Zeichen 
eingetragen,  welche  auf  verschiedenen  Seiten  der  Waare  oder  an 
verschiedenen  Stellen  der  Verpackung  angebracht  sind,  und  solche, 
welche  aus  einem  fortlaufenden  Ornament,  z.  B.  einer  in  ein  Gewebe 
eingewebten  Borte,  bestehen  (vergl.  W-Z-Bl.  1895  S.  31  No.  1631, 
S.  35  No.  1802  &  1808,  S.  67  No.  1806,  S.  99  No.  2832  &  2868, 
S.  144  No.  2957,  S.  166  No.  2342  &  2359,  S.  168  No.  2765,  S.  169 
No.  2889,  S.  180  No.  2380.— 1895  S.  339  No.  3818,  S.  340  No. 
3876,  S.  597  No.  6536,  S.  498  No.  4267). 

Entspricht  eine  Waarenbezeichnung  ihrer  äusseren  Gestaltung 
nach  nicht  den  an  ein  Waarenzeichen  zu  stellenden  Anforderungen, 
so  kann  dieselbe  nicht  in  die  Zeichenrolle  eingetragen  werden,  es 
sei  denn,  dass  es  sich  um  ein  ausländisches,  auf  Grund  eines  Staats- 
vertrages bevorrechtigtes,  Zeichen  oder  um  ein  Zeichen  handelt,  dessen 
Eintragung  nach  §  24  wegen  früheren  landesgesetzlichen  Schutzes 
nicht  versagt  werden  darf  (vergl.  944.  964).  Ist  eine  Bezeichnung, 
welche  ihrer  äusseren  Gestaltung  nach  nicht  Waarenzeichen  ist,  — 
sei  es  auf  Grund  eines  Vorrechts  sei  es  versehentlich  —  zur  Ein- 
tragung gelangt,  so  ist  eine  derartige  Eintragung  nicht  vollwirksam, 
insofern  als  durch  dieselbe  nicht  unbedingt  Schutz  gegen  jede  Be- 
nutzung der  eingetragenen  Bezeichnung  gewährt  wird;  vielmehr  er- 
langt der  eingetragene  Zeicheninhaber  damit  nur  die  ausschliessliche 
Beftigniss,  die  eingetragene  Bezeichnung    als    Waarenzeichen    — 
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d.  h.  in  einer  sogleich  mit  dem  Ange  wahrnehmbaren,  ein  einheit- 
liches Gesammtbild  darstellenden,  Form  —  zu  gebrauchen  (vergl. 
356).  Demnach  wird,  wenn  eine  Art  der  Verpackung  eingetragen  ist, 
Niemand  gehindert,  die  Bezeichnung  als  Verpackung  zu  benutzen; 
unstatthaft  ist  nur  der  Gebrauch  der  graphischen  Darstellung,  d.  h. 
der  FlÄchenerscheinung  des  Zeichens  (vergl.  P.  M.  &  Z  -Bl.  Bd.  2 
S.  35.  36).  Ist  eine  Bezeichnung  eingetragen,  welche  in  verschiedene 
Bestandtheile  zerlegt  werden  kann,  so  erscheint  der  Gebrauch  der 
Bezeichnung  durch  einen  Anderen  nicht  unzulässig,  wenn  die  ver- 
schiedenen Bestandtheile  der  Bezeichnung  derart  auf  verschiedene 
Seiten  einer  Waare  vertheilt  werden,  dass  ein  einheitliches  Gesammt- 
bild der  sämmtlichen  Einz eltheile  nicht  erzielt  wird  (vergl.  auch 
843). 

Vollwirksam  ist  dagegen  nunmehr  —  im  Gegensatze  zum  früheren 
Reeht  —  mit  Rücksicht  auf  die  Einftlhrung  des  Wortschutzes  die  Ein- 
tragang  eines  längeren  Schriftstückes,  sofern  einzelne,  für  sich  ein- 
tragsflihige,    Wörter  sich  deutlich  in  demselben  abheben    (vergl.  21). 

16.  Etikette. 

Auch  Etiketten  eignen  sich  zur  Eintragung  als  Waarenz eichen 
(Mot,  zu  §  4,  Str.  Bd.  14  S.  63,  «tr.  Bd.  26  S.  394,  Oppen- 
hoff  Bd.  18  S.  23  flF.,  Blum  Ann.  Bd.  8  S.  347).  Es  ist  dabei 
vorauszusetzen,  dass  die  Etikette  ihrer  äusseren  Gestaltung  nach 
dem  Begriffe  eines  Waarenzeichens  entspricht,  demnach  ein  einheit- 
liches Gesammtbild  gewährt  und  einen  sofort  seinem  hauptsächlichen 
Umfange  nach  erkennbaren,  mit  einem  Blicke  erfassbaren,  Inhalt  und 
somit  auch  genügende  Unterscheidungskraft  hat  (vergl.  13.  21). 
Wenn  hiermit  allerdings  nicht  gesagt  sein  soll,  dass  der  Beschauer 
der  Etikette  schon  bei  oberflächlicher  Betrachtung  einen  sicheren  Ein- 
druck über  die  Bedeutung  sämmtlicher  auf  einer  Etikette  befindlichen 
Worte  haben  müsse,  so  ist  andererseits  doch  daran  festzuhalten,  dass 
wenigstens  der  hauptsächliche  Inhalt  der  Wort-  oder  Buchstaben- 
angaben auch  dem  oberflächlichen  Betrachter  sogleich  zum  Bewusst- 
sein  kommen  muss.  Die  Möglichkeit,  einer  Etikette  die  Eintrags- 
fthigkeit  zuzuerkennen,  verringert  sich  demnach  in  dem  Masse,  in 
welchem  die  Etikettenaufschrift  an  Umfang  zunimmt.  Ausschliesslich 
in  einer  längeren  schriftlichen  Ausführung  darf  eine  zum  Waaren- 
zeichen  bestimmte  Etikette  keinesfalls  bestehen  (Str.  Bd.  26  S. 
394.  395).  Dagegen  genügt  es,  wenn  aus  einer  grösseren  Anzahl 
von  Worten  einzelne  derselben,  welche  genügende  Unterscheidungs- 
kraft besitzen,  in  charakteristischer  Weise  in  dem  Gesammtbilde  her- 
vortreten (vergl.  21).  Der  Begriff  der  Etikette  ist  in  der  Literatur 
und  Rechtsprechung  kein  feststehender.  Es  werden  hierunter  ver- 
standen: a.  die  auf  der  Verpackung  der  Waaren  angebrachten 
Waarenzeichen  (Oppenhoff  Bd.  18  S.  29);  b.  diejenigen  Zeichen, 
welche  nicht  zur  Unterscheidung  der  aus  einem  Geschäftsbetriebe 
hervorgehenden  Waaren  im  Allgemeinen,  sondern  nur  zur  Verwen- 
dung auf  einzelnen  Waarensorten  oder  in  bestimmten  Absatzgebieten, 
bestimmt  sind  (Reuling  in  ZgR.  L  S.  319);  c.  diejenigen  Be- 
zeichnungen, in  welchen  bildliche  Darstellungen  mit  Wörtern,  meist 
innerhalb  einer  gemeinschaftlichen  Umrahmung,  vereinigt  erscheinen 
(Schima  S.  25.  26);  d.  die  am  Aeusseren  von  Gegenständen,  na- 
mentlich an  Gefässen  und  Hüllen,    angebrachten  Angaben  über  den 
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änsserlich  nicht  erkennbaren  Inhalt  derselben  (Civ.  Bd.  1  S.  75, 
Stenglein  §  1  N.  3,  Endemann  in  Busch  Bd.  32  S.  6);  e.  zum 
Schmuck  der  Waare,  der  Verpackung  oder  Umhüllung  bestimmte  Be- 
zeichnungen (Endemann  in  Busch  Bd.  32  S.  6).  Eine  rechtliche 
Bedeutung  haben  diese  Begriffsbestimmungen  nidbtf  es  sei  denn,  dass 
damit  bezweckt  wird,  hervorzuheben,  dass  einem  Zeichen,  welches 
seiner  äusseren  Gestaltung  und  Zusammensetzung  nach  dem  Begriffe 
eines  eintragsfUhigen  Waarenzeichens  entspricht,  nicht  um  deswillen 
die  Eintragung  versagt  werden  kann,  weil  dasselbe  gleichzeitig  als 
Etikette  benutzt  wird  und  neben  seiner  Bestimmung,  als  Herkunfts- 
bezeichnung zu  dienen,  noch  andere  Zwecke  verfolgt«  In  einem  Ur- 
theile  des  Keichsgerichts  ist  ausgesprochen,  dass  Etiketten  dann 
Waarenzeichen  sein  können,  wenn  sie  dazu  bestimmt  seien,  zur  Unter- 
scheidung der  Waaren  von  denjenigen  anderer  Gewerbetreibender, 
und  nicht  blos  zu  Kundgebungen  anderer  Art,  wie  z.  B.  zur  Angabe 
der  Bezugsquellen,  zu  Empfehlungen  oder  Gebrauchsanweisungen  zu 
dienen  (Str.  Bd.  26  S.  394).  Diese  Entscheidung  stimmt  mit  der  hier 
vertretenen  Ansicht  überein  mit  der  Massgabe  jedoch,  dass  die  Etikette 
ihre  Bestimmung  —  entweder  ausschliesslich,  oder  neben  sonstigen 
Zwecken  —  zur  Unterscheidung  von  Waaren  zu  dienen,  ohne  Wei- 
teres durch  ihre  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  erhält.  Die  Eintragung 
von  Etiketten  findet  ihre  Beschränkung  darin,  dass  die  gemeinge- 
bräuchlichen Formen  der  Etiketten,  da  sokhe  Freizeichen  im  Sinne 
des  §  4  Absatz  1  sind,  als  Waarenzeichen  nicht  eingetragen  werden 
können;  sonst  ist  jede  Etikette,  weldie  den  Erfordernissen  eines 
Waarenzeichens  entspricht,  z.  B.  auch  eine  solche,  welche  lediglich 
in  der  omamentalen  Umrahmung  einer  für  die  Au&ahme  beliebiger 
Worte  bestimmten  Fläche  besteht,  eintragsflähig  (vergl.  W-Z-Bl. 
1894  S.  74.  128.  139.  180,  1895  S.  59.  268.  347J. 

Die  Etikette  ist  entweder  selbst  Waarenzeichen  oder  sie  enthält 
ein  Waarenzeichen  als  Bestandtheil  und  ausserdem  sonstige  Bestand- 
theile,  z.  B.  eine  Firma,  Preismedaillen,  die  Echtheit  verbürgende 
Siegel  und  Stempel,  Maass-  nnd  Gewichtsangaben  oder  sonstige  auf 
den  Inhalt  der  Verpackung  hinweisende  Aufschriften  (Civ.  Bd.  1 
S.  75,  Schima  S.  26).  Ob  figürliche  Darstellungen  und  Wortangaben, 
welche  sich  auf  einer  Etikette  befinden ,  als  Bestandtheile  eines 
eingetragenen  Waarenzeichens  anzusehen  sind,  entscheidet  sich 
danach,  ob  dieselben  in  der  Darstellung  des  Zeichens,  welche  in 
der  Zeichenrolle  eingetragen  ist,  mit  enthalten  sind  (vergl.  68). 

Entspricht  die  Etikette  den  Anforderungen  des  Gesetzes  vom 
11.  Januar  1876,  so  kann  dieselbe  —  abgesehen  von  dem  Schutze 
als  Waarenbe Zeichnung  —  entweder  zu  Gunsten  des  Zeicheninhabers 
oder  anderer  Personen,  wenn  diese  als  Urheber  anzusehen  sind,  als 
Geschmacksmuster  geschützt  sein  (vergl.  379). 


IV.  Zusammensetzung   des   Waarenzeichens. 

17.  Zulässige  Bestandtheile;  Bildzeichen,  Wortzeichen,  gemischte 

Zeichen. 

Ein  Waarenzeichen  kann  aus  einem  oder  mehreren  Bestandtheilen 
zusammengesetzt    sein.       Aus    welchen  Bestandtheilen    das  Waaren- 
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seichen  bestehen  soll,  bestimmt  das  Gesetz  nicht;  vielmehr  giebt 
dasselbe  —  und  zwar  in  §  4  Absatz  1  —  nur  Vorschriften  darüber, 
ans  welchen  Bestandtheilen  ein  Waarenzeichen  nicht  bestehen,  nnd 
welche  Bestandtheile  es  nicht  enthalten  darf,  wenn  es  zur  Eintragung 
in  die  Zeichenrolle  zugelassen  werden  soll.  Aus  den  negativen  Vor- 
schriften des  §  4  Absatz  1  ergiebt  sich  indessen,  dass  ein  Waaren- 
seichen  bestehen  kann  entweder  aus  einer  oder  mehreren  Figuren, 
oder  aus  einem  oder  mehreren  Wörtern,  und  schließlich  aus  einer 
Zusammenstellung  von  Figuren  mit  Buchstaben,  Zahlen  oder  Wörtern. 
Ein  nur  aus  Figuren  bestehendes  Zeichen  wird  Figurenzeichen  oder 
Bildzeichen,  ein  ausschliesslich  aus  Wörtern  bestehendes  Zeichen 
Wortzeichen,  und  ein 'Zeichen,  welches  sowohl  Figuren  als  Wörter 
oder  Buchstaben  und  Zahlen  enthält,  gemischtes  Zeichen  »genannt.  Ein 
Wortzeichen  kann  nicht  nur  aus  einem  oder  mehreren  Wörtern  in 
der  allgemein  gebräuchlichen  Form  der  Typen  oder  Lettern  bestehen^ 
sondern  auch  in  besonderer  figürlicher  Gestaltung  dargestellt  sein. 
Im  letzteren  Falle  finden  sowohl  die  Vorschriften  über  Wortzeichen  als 
die  Bestimmungen  Über  Bildzeichen  auf  ein  derartiges  Zeichen  An> 
Wendung  (vergl.  852).  Ist  ein  Wort  nur  in  seiner  figürlichen  Ge- 
staltung geschützt,  so  wird  dasselbe  ausschliesslich  als  Bildzeichen 
behandelt  (vergl.  139). 

Die  Vorschriften  des  §  4  Absatz  1  über  die  Zusammensetzung  der 
Waarenzeichen  kommen  ganz  oder  theilweise  nicht  zur  Anwendung, 
wenn  es  sich  um  früher  landesgesetzlich  geschützte  Zeichen  oder  um 
gewisse,  auf  Grund  von  Staatsverträgen  bevorrechtigte,  ausländische 
Zeichen  handelt  (vergl.  944.  964). 

18.  Neuheit. 

Abgesehen  von  den  in  §  4  Absatz  1  enthaltenen  Bestimmungen 
finden  sich  Vorschriften  über  die  Zusammensetzung  von  Waaren- 
zeichen in  §  5  und  in  §  4  Absatz  2.  Aus  diesen  gesetzlichen  Vor- 
schriften ergiebt  sich,  dass  die  Eintragsflihigkeit  eines  Waarenzeichens 
durch  die  >ieuheit  der  dasselbe  bildenden  Darstellung  —  d.  h.  da- 
durch, dass  dieselbe  von  einem  Anderen  bisher  noch  nicht  zur 
Waarenbe Zeichnung  benutzt  ist  —  nicht  bedingt  ist.  Neu  muss  das 
Zeichen  nur  insofern  sein,  als  dasselbe  nicht  mit  einem  früher  an- 
gemeldeten Zeichen,  und  unter  gewissen  Voraussetzungen  auch  nicht 
mit  einem  bereits  gelöschten  Zeichen,  übereinstimmen  darf 

19.  Kollektiv-  und  Kombinationszeichen. 

Besteht  ein  Zeichen  aus  mehreren  Bestandtheilen,  von  denen 
jeder,  ftir  sich  betrachtet,  ein  selbständiges  Waarenzeichen  darstellen 
könnte,  so  wird  dasselbe  ein  Kollektivzeichen  genannt.  Von  mehreren 
selbstlindiKen  Einzelzeichen  unterscheidet  sich  das  Kollektiv  zeichen 
dadurch,  dass  die  mehreren,  als  Einzelzeichen  selbständigen,  Bestand- 
theile in  dem  Kollektivzeichen  zu  einem  einen  einheitlichen  Gesammt- 
eindruck  gewährenden  Ganzen  zusammengefasst  sind,  und  als  Ganzes, 
d.  h.  als  ein  Zeichen,  zur  Anmeldung  gebracht  werden  (Str.  Bd.  20 
S.  80.  81,  Gareis  &  Fuchsberger  X.  59,  vergl.  Str.  Bd.  6  S.  32. 
33,  Str.  Bd.  7  S.  215).  Ob  ein  Zeichenanmelder  beabsichtigt  hat, 
ein  Kollektivzeichen  oder  mehrere  selbständige  Zeichen  zur  An- 
meldung zu  bringen,  ist  daher  nach  dem  Inhalte  der  Anmeldung  zu 
entscheiden  (vergl.  Stenglein  §  1  N.  4).     Im  Zweifel  ist  allerdings 
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anzunelimen,  dass  ein  Kollektivzeichen  angemeldet  ist,  da  nach  den 
von  dem  Patentamt  flir  die  Anmeldung  von  Waaren  zeichen  erlassenen 
Bestimmungen  mit  einem  Gesuch  nicht  mehr  als  ein  Zeichen  ange- 
meldet werden  darf,  und  da  im  Zweifel  nicht  anzunehmen  ist,  dass 
der  Anmelder  etwas  Unzulässiges  gewollt  hahe.  In  einem  Kollektiv- 
zeichen kommen  die  einzelnen  Bestandtheile,  aus  welchen  das  Zeichen 
zusammengesetzt  ist,  für  die.  rechtliche  Behandlung  des  Zeichens 
nicht  in  Betracht;  entscheidend  ist  vielmehr  der  Gesammteindruck, 
welchen  das  ganze  Zeichen  gewährt.  Üaher  sind  die  einzelnen  Be- 
standtheile eines  Kollektivzeichens  nicht  gegen  Nachahmung  geschützt, 
sofern  sie  nicht  entweder  ausserdem  auf  eine  besondere  Anmeldung 
hin  als  selbständige  Zeichen  eingetragen  oder  so  wesentlich  für  den 
Gesammteindruck  sind,  dass  die  anderen  Bestandtheile  in  dem  Ge- 
sammtbilde  des  Zeichens  hinter  ihnen  zurücktreten  (vergl.  Civ.  Bd. 
22  S.  103,  Str.  Bd.  20  S.  80,  Stenglein  §  1  N.  4,  vergl.  auch  844ff.). 
Als  Bestandtheile  können  in  ein  geschütztes  Zeichen  auch  solche 
Zeichen  aufgenommen  werdep,  welche  fiir  sich  nicht  eintragsfähig 
sind,  vorausgesetzt  jedoch,  dass  das  Wesentliche  des  Gesammtzeichens 
nicht  aus  ihnen  besteht.  Bei  Erfüllung  dieser  Voraussetzung  wird 
daher  die  Eintragsfähigkeit  eines  Zeichens  nicht  dadurch  beeinträchtigt, 
dass  es  Zeichen  als  Bestandtheile  enthält,  welche  nach  §  4  Absatz  1 
oder  aus  sonstigen  Gründen  als  selbständige  Zeichen  nicht  einge- 
tragen werden  können.  Derart  ganz  oder  theilweise  aus  sonst  nicht 
eintragsfähigen  Bestandtheilen  zusammengesetzte  Zeichen  pflegt  man 
Kombinations  zeichen  zu  nennen  (Seligsohn  §  1  N.  16). 

Für  die  Anmeldung  eines  Kollektivzeichens  zur  Zeichenrolle 
gelten  andere  Grundsätze  als  für  die  Anmeldung  eines  einfachen 
Zeichens  nicht.  Es  ist  daher  keineswegs  zulässig,  dass  Jemand,  für 
den  ein  Zeichen  bereits  eingetragen  ist,  nachher  noch  ein  anderes 
oder  mehrere  andere  Zeichen  mit  der  Massgabe  anmeldet,  dass  die 
später  angemeldeten  zusammen  mit  dem  bereits  eingetragenen  ein 
einheitliches  Zeichen  bilden  sollen  (anders  Seligsohn  §  1  N.  15). 
Denn  Aenderungen  eines  Zeichens  sind,  gleichviel  ob  dieselben  durch 
Hinzufügung  neuer  Bestandtheile  oder  in  sonstiger  Weise  erfolgen, 
nach  der  Eintragung  nicht  mehr  zulässig. 


V.  Unterscheidungskraft  des  Waarenzeichens. 

20.  Waarenzeichen  als  Unterscheidungsmerkmal. 

Aus  dem  in  §  1  des  Gesetzes  angegebenen  Zwecke  des 
Waarenzeichens  ergiebt  sich,  dass  das  Waarenzeichen  geeignet  sein 
muss,  die  Waaren  eines  Gewerbetreibenden  von  den  Waaren  Anderer 
zu  unterscheiden  (Reuling  Zeitungstitel  S.  1).  Ob  eine  Waaren- 
bezeichnung  diese  Unterscheidungskraft  hat,  dafiir  ist  nicht  entschei- 
dend, ob  der  Zeichenverwender  sich  mit  derselben  als  einem  aus- 
reichenden Unterscheidungsmerkmal  begnügen  will;  diese  Frage  ist 
vielmehr  objektiv  nach  den  Anschauungen  des  Verkehrs  zu  ent- 
scheiden (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  G4).  Ebensowenig  kann  eine 
Waarenbezeichnung,  welche,  für  sich  betrachtet,  keine  genügende 
Unterscheidungskraft  besitzt,  dadurch  die  Eigenschaft  eines  Waaren- 
zeichens erlangen,  dass  dieselbe  nach  einer  von  dem  Zeichenanmelder 
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abgegebenen  Erklärung  an  einer  Stelle  der  Waare  angebracht  werden 
8oQ,  an  welcher  sonst  derartige  Bezeichnungen  nicht  vorzufinden 
sind.  Denn  es  giebt  keine  gesetzliche  Bestimmung,  auf  Grund  deren 
eine  besondere  Art  der  Anbringung  oder  der  Verwendung  von  Zeichen 
f^  die  Bestimmung  des  Begriffs  eines  Waarenzeichens  zu  berück- 
sichtigen  wfire.  Eine  derartige  Erklärung  würde  Übrigens  auch  ftir 
den  Zeicheninhaber  nicht  bindend  sein  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S. 
64,  vergl.  73). 

Mit  Rücksicht  auf  den  Mangel  genügender  Unterscheidungskrafl 
schliesst  das  Gesetz  ausdrücklich  in  §  4  Absatz  1  die  Freizeichen 
und  die  Wörter,  welche  innerhalb  der  betheiligten  Verkehrskreise 
allgemein  zur  Bezeichnung  von  Waaren  verwendet  werden,  von  der 
Eintragung  aus  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  307.  308,  Bd.  2  S. 
15.  16).  Damit  ist  indessen  der  Kreis  der  nicht  unterscheidungs- 
kräftigen und  daher  nicht  eintragsf^higen  Waarenzeichen  nicht  er- 
schöpft; denn  die  Frage  der  Eintragsfähigkeit  eines  Waarenzeichens 
ist  —  wie  sich  schon  daraus  ergiebt,  dass  auch  der  §  5  und  der 
§  23  des  Gesetzes  weitere  Versagungsgründe  enthalten  —  nicht 
allein  aus  dem  §  4,  sondern  auch  —  abgesehen  von  den  letzter- 
wähnten gesetzlichen  Bestimmungen  —  unter  Berücksichtirang  der 
ans  §  1  zu  entnehmenden  Erfordernisse  eines  Waarenzeichens  zu 
entscheiden  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  68). 

21.  Praxis  des  Patentamts. 

Nach  der  Praxis  des  Patentamts  fallen  wegen  nicht  genügender 
Unterscheidungskraft  nicht  unter  den  Begriff  eines  Waarenzeichens: 

a.  Punkte  und  Striche,  weil  dieselben  sich  Überall  auf  Waaren  ver- 
eiden, ohne  einem  bestimmten  Zwecke  oder  um  anderen  Zwecken 
als  der  Unterscheidung  von  Waaren  zu  dienen.  Ob  die  Figur  eines 
Kreises  als  genügend  charakteristisch  zu  erachten  ist,  wird,  je  nach- 
dem es  sich  um  die  eine  oder  die  andere  Waare  handelt, 
verschieden  beurtheilt  werden  können.  Im  Allgemeinen  spricht  gegen 
die  Zulassung  des  Kreises  schon  der  Umstand,  dass  eine  Stempelung 
sehr  häufig  emen  Kreis  darzustellen  pflegt,  und  dass  es  Niemandem 
benommen  sein  darf,  seine  Waaren  mit  einem  kreisrunden  Stempel 
zu  versehen.  Jedenfalls  erscheint  der  Kreis  als  Zeichen  für  solche 
Waaren  nicht  zulässig,  welchen  selbst  die  Kreisform  eigenthümlich 
ist;  dies  ist  z.  B.  bei  Nachtlichten  der  Fall,  weil  die  Scheibe,  in  der 
das    Nachtlicht   steckt,    kreisförmig  ist    (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  63); 

b.  Nicht  Waarenzeichen  können  sein  Einschläge  —  sogenannte 
^Körner"  —  in  Metall-  und  Eisenwaaren,  weil  derartige  Einschläge 
bei  diesen  Waaren  allgemein  verwendet  werden,  und  zwar  in  anderer 
Absicht,  als  um  dadurch  Waaren  im  Verhältniss  zu  anderen  kennt- 
lich zu  machen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  63.  64);  c.  Anerkannt 
wurde  femer,  dass  solche  Darstellungen  nicht  genügend  unterschei- 
dungskräftig sind ,  welche  in  der  üblicnen  etikettenartigen  Form  ledig- 
lich textliche  Angaben  ohne  prägnante  figurative  Gestaltung  enthalten. 
Dies  gilt  selbst  dann,  wenn  in  der  Etikette  Wortangaben  —  Fantasie- 
Wörter,  Name,  Firma  —  enthalten  sind,  welche  für  sich  als  Waaren- 
zeichen hätten  eingetragen  werden  können,  sofern  diese  Wörter 
hinter  den  sonstigen  Bestandtheilen  des  Zeichens  derart  zurücktreten, 
dass  für  den  Beschauer  eine  Erinnerung  daran  nicht  zurückbleiben 
wird.     Hebt  sich  dagegen  ein  solches  eintragsföhiges  Wort  von  dem 
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übrigen  Zeicheninhalt,  sei  es  durch  seinen  Druck  oder  durch  seine 
Stellung  zu  den  übrigen  Bestandtheilen,  —  z.  B.  dadurch,  dass  es 
an  einer  von  dem  sonstigen  Text  freigelassenen  Stelle  steht  —  so 
erheblich  ab,  dass  es  seiner  Eigenart  nach  sofort  mit  den  Sinnen 
wahrnehmbar  ist  und  eine  dauernde  Erinnerung  zurücklässt  so  ist 
die  Zulässigkeit  eines  derart  gebildeten  Zeichens  nicht  in  Zweifel 
zu  ziehen,  da  dasselbe  Ton  dem  Leser  als  ein  waarenzeichenmässiges 
Unterscheidungsmerkmal  empfanden  wird  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2 
S.  68);  d.  Ein  Waarenzeichen  kann  weiters  nicht  aus  solchen 
Wörtern  bestehen,  welche  zwar  nicht  unter  die  in  §  4  No.  1  ge- 
nannten, ausdrücklich  von  der  Eintragung  ausgeschlossenen,  Wort- 
angaben fallen,  deren  sich  jedoch  die  betheiligten  Verkehrskreise 
allgemein  zur  Beschreibung  von  Waaren  zu  bedienen  pflegen.  Die 
Worte  „Deutsches  Reich**  oder  „Deutscher  Keichskäse^  können 
daher  ein  Waarenzeichen  nicht  darstellen,  es  sei  denn,  dass  diese  Be- 
zeichnung von  dem  Deutschen  Reich  selbst  zur  Unterscheidung  von  durch 
das  Reich  vertriebenen  Waaren  angemeldet  wird  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  2  S.  16).  Aas  dem  gleichen  Gesichtspunkte  sind  die  Worte 
„Hochheimer  Roth^  und  „Champagne  Goldlack^  nicht  als  Waaren- 
zeichen für  Weine  zuzulassen,  da  die  Verwendung  verschiedener 
Farben  zur  Bezeichnung  der  Waare  und  der  Verpackung  sowie  der 
Hinweis  auf  die  Farbe  auf  Etiketten,  Ankündigungen  u.  s.  w.  ver- 
kehrsüblich ist  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  307.  308,  Bd.  2  S.  140); 
e.  Eine  Vereinigung  von  Freizeichen  und  gemeingebräuchlichen 
Wörtern  stellt  nicht  ein  neues,  im  Sinne  des  §  1  zur  Unterscheidung 
von  Waaren  geeignetes,  Gesammtbild  dar,  wenn  die  Zusammen- 
setzung der  einzelnen  Bestandtheile  die  bei  der  betreffenden  Waare 
allgemein  übliche  ist  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  140);  f.  Ebensowenig 
können  W^orte,  welche  die  natürliche  und  nothwendige  Bezeichnung 
eines  Industriezweiges  sind,  i^r  geeignet  erachtet  werden,  die  Waaren 
des  einen,  diesem  Industriezweige  angehörenden,  Gesch&ftsbetriebes 
von  denen  eines  anderen  zu  unterscheiden.  Wortbildungen  wie 
„Deutsche  Veilchen-Parftimerie"  und  „Deutsche  Eisengiesserei^  sind 
daher  nicht  f^hig,  waarenzeichenmässige  Unterscheidungsmerkmale 
zu  sein  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  170). 


VI.  Beziehung  des  Waar enzeichens  zur  Waare. 

22.  Beschränkung  des  Schutzes  auf  bestimmte  Waaren. 

Das  Waarenzeichen  ist  nur  in  seiner  Beziehung  zur  Waare  to- 
schützt,  d.  h.  der  Schutz  des  Waaren  Zeichens  soll  seinem  Inhaber  das 
ausschliessliche  Eecht  sichern,  mit  demselben  bestimmte  Waaren  zur 
Unterscheidung  von  den  Waaren  Anderer  zu  bezeichnen  (Civ.  Bd. 
30  S.  1.  2).  Die  Beziehung  des  Waaren  Zeichens  zur  Waare  wird 
geschaffen  durch  die  Eintragung  in  die  Zeichenrolle,  welche  ^ein 
Verzeichniss  der  Waaren,  für  welche  es  bestimmt  ist",  enthalten  muss 
(§  2,  §  3  No.  2).  Diese  Beziehung  zur  Waare  ist  eine  so  wesent- 
liche,dass  ohne  dieselbe  ein  Waarenzeichen  überhaupt  nicht  bestehen  kann ; 
ob  sie  vorliegt,  ist  aus  dem  Inhalte  der  Anmeldung  zu  entnehmen. 
Eine  Eintragung  des  Waarenzeichens  darf  nicht  auf  eine  Anmeldung^ 
erfolgen,    wenn    diese  entweder    nicht    das  vorgeschriebene  Waaren- 
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▼erseichniss  enthält,  oder  werm  sich  aus  diesem  Verzeichnisse  er- 
giebt,  dass  dasjen^e,  was  der  Anmeldende  als  Waare  bezeichnet, 
thatsächlich  nicht  Waare  ist  (vergl.  311).    - 

23.  Begriff  d«r  Waare. 

Waaren  sind  für  den  Verkehr  bestimmte  bewegliche  Sachen,  und 
zwar  im  weitesten  Sinne,  so  dass  auch  Sachen,  welche  nicht  Gegen- 
stand eines  Handelsgeschäfts  sind ,  unter  diesen  Begriff  fallen 
(MeTes  §  1  N.  7,  Endemann  in  Busch  Bd.  32  S.  22,  Kohler 
M.-&.  S.  213.  214,  Stenglein  §  14  N.  8).  Auch  lebende  Thiere 
sind  Waaren  im  Sinne  des  Gesetzes  (Komm.-Ber.  zu  §  1).  Da- 
gegen sind  unbewegliche  Sachen  nicht  als  Waaren  anzusehen 
(anders  Seligsohn  §  1  N.  7).  Das  Patentamt  hat  allerdings  ein 
zur  Bezeichnung  von  Fabrikschomsteinen  bestimmtes  Zeich^^n  zur 
£i]ilragang  zugelassen,  jedoch  diese  Eintragung  später  dahin  er- 
Untert,  dass  unter  Fabrikschomsteinen  nicht  die  fertig  gebauten 
Schornsteine,  sondern  der  bestimmte  Satz  Formsteine,  aus  welchen 
der  Schornstein  sich  zusammensetze,  zu  verstehen  sei,  da  die  fertig 
grebauten  Schornsteine  als  solche  in  ihrer  Eigenschaft  als  unbeweg- 
liche Sachen  nicht  mehr  Gegenstand  des  Verkehrs  sein  könnten 
(W-Z-Bl.  1895  S.  187,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  187).  Das  Gesetz  selbst 
spricht  sich  über  diese  Frage  nicht  ans;  die  Begründung  des  Gesetz- 
entwurfes sagt  ganz  allgemein,  dass  Waaren  im  Siune  des  Gesetzes 
alle  Erzeugnisse  seien,  welche  aus  einem  Geschäftsbetriebe  im  Sinne 
deB  Gesetzes  —  d.  h.  einem  auf  Gewinn  abzielenden  Unternehmen 
HO  Bereiche  der  Produktion  und  des  Handels  —  in  den  wirthschaft- 
hchea  Verkehr  gebracht  werden  (Mot.  zu  §  1). 

24.  Unkörperliohe  Gegenstände,  Zeitungatitel. 

Waaren  sind  femer  nur  körperliche  Sachen,  nicht  also  die  nn- 
körperlichen  Ergebnisse  geistiger  oder  künstlerischer  Thätigkeit, 
weiche,  soweit  sie  rechtlich  geschützt  sind  wie  Autorrechte,  Urheber- 
rechte an  Kunstwerken,  Patent-,  Musterschutzrechte  und  ähnliche, 
auch  als  unkörperliche  Sachen  bezeichnet  werden.  Eine  Bezeichnung 
zum  Zwecke  ihrer  Unterscheidung  von  den  Werken  Anderer  ver- 
tragen derartige  unkörperliche  Sachen  nicht.  Denkbar  ist  allein  ein 
Schatz  gegen  die  unoerechtigte  Aneignung  des  Ergebnisses  einer 
derartigen  Thätigkeit  seitens  Dritter,  wie  an  die  besonderen  zum 
Schntxe  solcher  Rechte  gegebenen  Gesetze  thatsächlich  gewähren. 
Waaren  können  dagegen  diejenigen  körperlichen  Gegenstände  sein, 
weiche  dnrch  die  geistige  oder  künstlerische  Thätigkeit  hervorgebracht 
amd,  z.  B.  Bücher,  Musikalien,  patentirte  Gegenstände  u.  s.  w.  Hin- 
siehüich  eines  derartigen  körperlichen  Produktes  einer  geistigen  oder 
kfinsüeriscken  Thätigkeit  können  demnach  zweierlei ,  ihrer  Natur 
aaeh  dorehans  verschiedene  und  von  einander  unabhängige,  Schutz- 
rechte bestehen;  einerseits  das  Recht  auf  ausschliessliche  Herstellung, 
Beantxiing  und  Verwerthung  des  betreffenden  Gegenstandes,  und 
andererseits  das  Recht,  denselben  zum  Zwecke  der  Unterscheidung 
Ton  anderen  gleichen  oder  ähnlichen  Gegenständen  mit  einer  Be- 
aeieimang  zu  versehen  (Kohler  M-R.  S.  21B.  224,  Pouil  let  No.  425. 
425  bis,  Amar  No.  BS,  vergl.  auch  Blum  Ann.  Bd.  4  S.  304).  Der 
Kfinstler  und  der  Schriftsteller  können  allerdings  ftlr  ihre  Werke  den 
Zeiebenschutz  nicht  erwerben,  weil  sie  einen  auf  die  Herstellung  oder 
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den  Vertrieb  von  Waaren  gerichteten  Geschäftsbetrieb  nicht  haben 
(vergl.  31).  Das  Gleiche  gilt  von  dem  Patentanwalt.  Denn  die  in 
einem  Patentbüreau  hergestellten  Ausarbeitungen  und  Zeichnungen 
sind  wesentlich  als  Geistesschöpfdngen  anzusehen;  die  äussere  Form 
tritt  dabei  gegenüber  dem  Inhalt  gänzlich  zurück  (P.  M.  &  Z.-Bl. 
Bd.  2  S.  64).  Andererseits  haben  der  Verleger,  der  Buchdrucker, 
der  Buch-  und  Kunsthändler  u.  s.  w.  einen  Anspruch  auf  Zeichen- 
schutz (Kohler  M-B.  S.  224.  225).  Indessen  können  Zeitungstitel, 
Buchtitel  und  sonstige  Bezeichnungen,  welche  entweder  auf  den  In- 
halt, die  Person  des  Verfassers  oder  Herausgebers  eines  Schrift- 
werkes oder  die  Person  des  Urhebers  eines  Kunstwerkes  u.  s.  w. 
hinweisen,  auch  nicht  von  dem  Verleger,  dem  Kunsthändler  u.  s.  w, 
als  Waarenzeichen  benutzt  werden,  da  dieselben  nicht  die  Herkunft 
der  körperlichen  Sache  zu  bezeichnen  bestimmt  sind  (vergL  Träger 
in  Gruchot  Bd.  36  S.  218,  ZgR.  IV.  S.  307,  anders  Seligsohn 
§  1  N.  11).  Was  Zeitnngstitel  insbesondere  anlangt,  so  sind  die- 
selben nicht  dazu  bestimmt,  die  einzelnen  körperlichen  Zeitungs- 
exemplare zu  kennzeichnen;  dieselben  dienen  vielmehr  zur  Bezeich- 
nung des  Zeitungsunternehmens  nach  seiner  geschäftlichen  und  lite- 
rarischen Seite,  sie  sind  also  nicht  Waarenzeichen,  sondern  Gesahäft»- 
zeichen  (vergl.  Reuling  Zeitungstitei  S.  1.  6.  10.  11,  Kohler  M-R. 
S.  21,  Propr.  Ind.  XI.  S.  166 fF.,  vergl.  auch  30).  Das  Patentamt 
hat  allerdings  vielfach  Zeichen,  welche  sich  als  Zeitungstitel  darstellen, 
zur  Eintragung  zugelassen  (W-Z-Bl.  1895  S.  331.  728.  804  u.  s.  w.). 
Dagegen  hat  das  Reichsgericht  anerkannt,  dass  Zeitungstitel  niclit 
Waarenzeichen  sind,  da  sie  entweder  durch  das,  Mittel  der  Sprache 
oder  durch  ihre  bildliche  Gestaltung  nicht  auf  Waaren  sondern  auf  das 
journalistische  Unternehmen  als  solches  hinzuweisen  bestimmt  seien 
(P.  M.  &  Z.-Bl.  Bd.  2  S.  189).  ^  Zeitungstitel,  Buchtitel  und  ähnliche 
besondere  Bezeichnungen  von  Druckschriften  haben  nur  nach  Mass- 
gabe des  §  8  des  Gesetzes  zur  Bekämpfting  des  unlauteren  Wett- 
bewerbs Anspruch  auf  gesetzlichen  Schutz  (vei^l.  8). 

25.  Vertriebsverbot,  Erforderniss  einer  Konzession. 

Daraus,  dass  die  Waare  eine  für  den  Verkehr  bestimmte  Sache 
ist,  ergiebt  sich,  dass  sie  auch  verkehrsfähig  sein  muss.  Verkehrs- 
fähig  ist  die  Waare  nicht,    wenn  ihre  Herstellung  oder  ihr  Vertrieb 

fesetzlich  verboten  sind.  Eines  ausdrücklichen  Verbotsgesetzes  be- 
arf  es  nicht,  wenn  Herstellung  oder  Vertrieb  der  Waare  gegen  all- 
gemein gültige  Rechtsgrundsätze  Verstössen,  z.  B.  wenn  dieselben 
der  Moral  und  der  öffentlichen  Ordnung  zuwider  sein  würden.  Eine 
für  derartige  Waaren  bestimmte  Bezeichnung  kann  umso  weniger 
Schutz  erlangen,  als  die  Organe  des  Staates  zu  einer  gesetzwidrigen 
Handlung  ihre  Hülfe  nicht  leisten  dürfen  (Kohl er  M-R.  S.  214, 
Amar  No.  44  &  157,  Thöl  Handelsrecht  §  205,  anders  jedoch  die 
französische  Jurisprudenz  vergl.  Pouillet  No.  128.  128  bis  ), 
Die  Verbotsbestimmung,  welche  den  reichsgesetzlich  geregelten  Be- 
mff  des  Waarenzeichens  beeinflussen  soll,  muss  selbstverständlich 
nir  das  ganze  Gebiet  des  Deutschen  Reiches  Wirksamkeit  haben. 
Eine  blos  landesgesetzliche  Vorschrift  könnte  nicht  in  Betracht 
kommen  (vergl.  Meili  S.  22).  Ist  die  Herstellung  oder  der  Vertrieb 
der  Waare  nicht  verboten,  sondern  nur  gewissen  Beschränkungen  unter- 
worfen, z.  B.  von  der  Verleihung  einer  Konzession  oder  der  Lizenz 
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eines  Patentberechtigten  abhängig,  oder  staatlich  monopolisirt,  so  kann 
ein  Waarenzeichen  ftlr  derartige  Waaren  mit  Eecht  erworben  werden, 
auch  ohne  dass  die  Berechtigung  zur  Herstellung  oder  zum  Vertriebe 
im  einzelnen  Falle  nachgewiesen  ist.  £s  hat  dies  seinen  Grund 
darin,  dass  Konzession  und  Lizenz  auch  später  noch  erworben  werden 
können,  und  dass  in  der  Herstellung  und  in  dem  Vertriebe  nicht  un- 
bedingt eine  Beeinträchtigung  des  Monopols  enthalten  sein  muss; 
dann  nämlich  nicht,  wenn  Lizenzen  ertheilt  sind,  wenn  Herstellung 
oder  Vertrieb  im  Auslande  stattfinden  sollen,  oder  wenn  nicht  Her- 
stellung und  Vertrieb,  sondern  nur  eines  derselben  monopolisirt  ist 
(Köhler  M-R.  S.  215.  216,  Amar  No.  44.  45). 

26.  Beziehungen  des  Inhabers  des  Zeichens  zur  Waare. 

Ohne  Belang  für  den  Begriff  des  Waarenzeichens  sind  die  Be- 
ziehungen, in  welchen  der  Inhaber  des  Zeichens  zur  Waare  steht, 
insbesondere  ob  dieselben  wirthschaftlicher  oder  rechtlicher  Natur 
sind.  Wenn  das  Gesetz  dem  Berechtigten  die  ausschliessliche  Be- 
nutzung des  Waarenzeichens  zur  Unterscheidung  ^seiner  Waaren^ 
von -den  Waaren  Anderer  vorbehält,  so  ist  damit  nicht  mehr  gesagt, 
als  dass  die  Waaren  Gegenstand  seines  Geschäftsbetriebes  sein  müssen. 
Gleichgültig  ist  daher,  ob  derjenige,  welcher  ein  Waarenzeichen  er- 
werben und  besitzen  will,  £igenthümer  oder  Produzent  der  Waare, 
oder  ob  er  nur  thatsächlicher  Besitzer,  Depositär,  Zwischenhändler, 
Vermittler  oder  Agent  ist.  Unerheblich  ist  es  gleichfalls,  ob  der  Ge- 
schäftsbetrieb in  eigenem  oder  in  fremdem  Interesse  gefuhrt  wird 
(Str.  Bd.  16  S.  315,  Str.  Bd.  23  S.  26.  27,  vergl.  auch  33). 

27.  Gebrauch  des  Zeichens  zur  Bezeichnung  anderer  Waaren 

sowie  zu  sonstigen  Zwecicen. 

Daraus,  dass  das  Waarenzeichen  nicht  allgemein,  sondern  nur 
in  seiner  Beziehung  zu  den  bestimmten,  in  der  Anmeldung  und  Ein- 
tragung näher  bezeichneten,  Waaren  geschützt  ist,  ergiebt  sich:  a. 
dass  die  Benutzung  des  Zeichens  zu  anderen  Zwecken  als  zur  Waaren- 
bezeichnung  das  Schutzrecht  nicht  verletzt  (vergl.  356) ;  b.  dass  auch 
der  Gebrauch  des  Zeichens  zur  Bezeichnung  anderer  Waaren  als  der, 
für  welche  das  geschützte  Zeichen  bestimmt  ist,  einen  Eingriff  in  das 
Schutzrecht  nicht  darstellt  (vergl.  359);  c.  dass  das  gleiche  Zeichen 
auch  zu  Gunsten  Anderer,  welche  dasselbe  zur  Bezeichnung  anderer 
Waaren  benutzen,  geschützt  sein  kann  (Civ.  Bd.  29  S.  45,  Kohl  er 
M-K.  S.  75.  76,  Komm.-Ber.  zu  §  5). 

28.  Gleichartige  Waaren. 

Damit  in  den  beiden  letztgedachten  Fällen  der  Gebrauch  des 
Zeichens  oder  dessen  Anmeldung  seitens  anderer  Personen  sich  nicht 
als  ein  unzulässiger  Eingriff  in  das  Recht  des  Zeicheninhabers  dar- 
stelle, muss  indessen  jede  Möglichkeit  einer  Verwechslung  im  Ver- 
kehre ausgeschlossen,  d.  h.  es  müssen  die  Waaren,  ftlr  welche  das 
Zeichen  benutzt  wird,  von  den  Waaren,  fUr  welche  das  geschützte 
fremde  Zeichen  bestimmt  ist,  gänzlich  verschieden  sein  (Kohl er 
M-R.  S.  75.  76,  Komm.-Ber.  zu  §  5).  Das  Gesetz  drückt  dies  da- 
durch aus,  dass  es  den  Schutz  des  Zeichens  auch  auf  die  den  an- 
gemeldeten Waaren  „gleichartigen  Waaren^  oder  Überhaupt  auf 
„Waaren  der  angemeldeten  Art^  erstreckt  (§  5  Absatz  1,  §  9  No.  1, 
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§  12  Absatz  1).  Ob  die  Möglichkeit  einer  Verwechslung,  d.  h.  Gleich- 
artigkeit, vorliegt,  ISsst  sich  in  der  Regel  nicht  allgemein,  sondern 
nur  von  Fall  zu  Fall,  feststellen.  Es  ist  bei  Kollision  zweier  gleicher 
Zeichen  darauf  zu  achten,  ob  unter  Berttcksichtigung  aller  Umstände 
des  einzelnen  Falles  eine  Verwechslung  im  Verkehre,  d.  h.  inner- 
halb der  bei  dem  Absätze  der  Waare  betheiligten  Verkehrskreise, 
überhaupt  denkbar  erscheint  (vergl.  874).  Es  ist  daher  die  im  Ver- 
kehre bestehende  Eintheilung  der  Waaren,  nicht  etwa  deren  wissen- 
schaftliche oder  auf  sonstigen  Grründen  beruhende  Klassifikation  der 
Entscheidung  zu  Grunde  zu  legen.  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2.  S.  106). 
Jm  Zweifelfalle  muss  stets  angenommen  werden,  dass  Gleichartigkeit 
vorliege  (Komm. -B er.  zu  §  5),  Anhaltspunkte  für  die  Bejahung 
der  Gleichartigkeit  lassen  sich  nicht  ohne  Weiteres  aus  der  Gleich- 
heit oder  Aehnlichkeit  der  Herstellung,  des  Materials  oder  der  in- 
neren Beschaffenheit  Überhaupt  entnehmen,  da  trotzdem  die  Waaren 
nach  der  Verkehrsauffassung  gänzlich  verschieden  sein  können 
(Komm. -B er.  zu  §  5).  Hiemach  ist  es  Thatirage,  ob  Stoffe  und 
Halbfabrikate  den  fertigen  Waaren  gleichartig  sind.  Diese  Frage  ist 
in  den  verschiedenen  Jndnstriezweigen  verschieden  zu  beantworten. 
Uebrigens  werden  die  hierüber  zu  treffenden  Feststellungen  mehr  od«r 
veniger  schwankend  sein,  da  die  stete  Entwickelung  der  Jndustrie  und 
des  Handels  die  Frage  der  Gleichartigkeit  dauernd  beeinflussen  wird. 
Das  Gleiche  ffilt  von  der  Frage,  ob  Waaren  aus  dem  nämlichenStoff 
einander  gleichartig  sind  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  93).  Nicht  gleich- 
artig sind  hiemach  die  sämmtlichen  Metallwaaren  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  2  S.  107).  Ebensowenig  sind  gleichartig  Maschinen,  welche  ftlr 
gänzlich  verschiedene  Jndustriezweige  bestimmt  sind,  z.  B.  landwirth- 
schaftliche  Maschinen  und  Nähmascninen.  Nicht  gleichartig  sind  ferr 
ner  Strümpfe  dem  Game,  aus  w^elchem  sie  hergestellt  sind,  und  nicht 
das  Hutfutter  dem  Hute  (vergl.  ZgR.  FV.  S.  54).  Dagegen  können 
wohl  Momente  für  die  Bejahung  der  Gleichartigkeit  sich  daraus  er- 
geben, dass  die  Waaren  im  Verkehre  trotz  verschiedener  innerer  Be- 
schaffenheit sich  äusserlich  gleichen,  dass  sie  mit  demselben  oder 
einem  gemeinschaftlichen  Namen  im  Verkehre  bezeichnet  werden,  oder 
dass  die  eine  Waare  als  Ersatz  —  Surrogat  —  für  die  andere  un 
Verkehre  kursirt.  Unechte  Waaren  sind  daher  den  entsprechen- 
den echten  durchweg  gleichartig  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  93). 
Als  gleichartig  sind  hiemach  zu  bezeichnen:  Meerschaumpfeifen  und 
Holzpfeifen,  lackirte  Blechwaaren  und  diesen  äusserlich  ganz  ähn- 
liche lackirte  Papierwaaren,  Leinenwäsche  und  Papierwäsche,  Kaffee 
und  Kaffeesurrogate,  echte  Gold-  und  Silberwaaren  einerseits  und 
Neusilber,  versilberte  und  vergoldete  Waaren  andererseits  (Komm.- 
B er.  zu  §  5,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  275).  Die  Gleichartigkeit 
ist  femer  regelmässig  zu  bejahen,  wenn  die  verschiedenen  in  Betracht 
kommenden  Waarenarten  demselben  oder  einem  ähnlichen  Gebrauche 
dienen,  wenn  sie  nebeneinander  in  denselben  Fabriken  hergestellt  und 
in  denselben  Verkaufsstellen  vertrieben  werden.  Es  könnte  sonst  ein 
Fabrikant  oder  Händler,  der  ursprünglich  seinen  Geschäftsbetrieb  auf 
die  eine  oder  die  andere  der  beiden  Waaren  beschränkt  hatte,  bei 
Erweiterung  seines  Geschäftsbetriebes  auf  die  andere  Waarenart  durch 
die  jüngere  Eintragung  eines  Konkurrenten  gehindert  werden,  sein 
Zeichen  f%lr  Waaren  der  letzteren  Art  zu  benutzen.  Als  gleichartig 
sind  hiemach  alle   Tabakfabrikate    einschliesslich  der  Cigarren  und 
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Cigaretten,  ferner  Sensen,  Sicheln  und  Strohni93ser  sowie  Zündhölzer 
«nd  ZUndbänder  anzusehen    (P.  M.  &  Z-Bl.   El.  2  S.  18.  lOi.  184). 

Zu  beachten  ist,  dass  die  allgemaine  Möglichkeit  einer  Verwech- 
selung im  Verkehre  durch  Benutzung  desselben  Zeichens  für  ver- 
schiedene Waaren  nicht  genügt;  vielmehr  wird  eine  solche  Verweeh- 
selangsgefahr  erfordert,  welche  durch  die  Gleichartigkeit  der  Wj.i- 
ren  —  d.  h.  die  Verwechselungsmöglichkeit  der  Waaren  unter  ein- 
ander —  hervorgerufen  wird.  Es  kann  daher  dasselbe  Zeichen  so- 
wohl von  dem  Fabrikanten  der  Waare  als  von  dam  Fabrikanten  der 
Verpaßkungsmittel,  in  welchen  die  Waare  aufbewahrt  wird,  verwendet 
werden,  wiewohl  bei  einer  derartigen  gleichzeitigen  Banutzung  Ver- 
wechselangen nicht  ausgeschlossen  sind.  In  einem  solchen  Falle 
muss  durch  die  Art  der  Anbringung  des  Zeichens  auf  der  Waare  die 
Verwechselungsgefahr  beseitigt  werden  (vergl.  407).  In  ähnlicher 
Weise  muss  derjenige,  welcher  befugter  Weise  das  zur  Bezeichnung 
einer  bestimmten  Waare  dienende  Zeichen  zur  Bezeichnung  von 
Bestandtheilen  derselben  Waare  benutzt  —  z.  B.  das  für  Hüte  be- 
stimmte Zeichen  zur  Kennzeichnung  von  Hutfutter  verwendet  —  da- 
für Sorge  tragen,  dass  im  Falle  der  Verbindung  des  Bestandtheils 
mit  der  Waare  das  für  ersteren  bestimmte  Zaichen  nicht  «uf  die  letztere 
bezogeii  werden  kann. 

Das  Patentamt  hat  zum  Zwecke  der  Erleichterung  der  Vorprüfung 
und  im  Jnteresse  der  Uebersichtlic&keit  der  in  §  3  Absatz  3  vorge- 
schriebenen Veröffentlichungen  die  W  aaren,  für  welche  die  angemeldeten 
und  eingetragenen  Zeichen  bestimmt  sind,  in  G-ruppen  eingetheilt 
(vergl.  979).  Diese  Eintheilung  ist  indessen  für  die  Frage,  ob  die 
in  einer  Gruppe  enthaltenen  Waaren  gleichartig  und  die  in  ver- 
schiedenen Gruppen  aufgeführten  Waaren  verschiedenartig  sind,  ohne 
Werth.  Denn  diese  Eintheilung  verfolgt  allein  den  Zweck,  sowohl 
dem  Patentamt  als  den  Jnteressenten  die  Prüfung  zu  erleichtern,  ob 
dasselbe  oder  ein  ähnliches  Zeichen  für  die  betreffenden  oder  diesen 
gleichartige  Waaren  bereits  eingetragen  ist;  auf  den  Umfang  des  durch 
die  Eintragung  erlangten  Schutzrechtes  ist  eine  derartige  Eintheilung 
ohne  jeden  Einfluss  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  106). 
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Geschäftsbetriebe. 

29.  Unlösbare  Verbindung  des  Zeichens  mit  dem  Geschftftsbetrlebe. 

Das  Waarenzeichen  findet  seine  bestimmungsgemässe  Verwen- 
dung im  Oeschäftsbetriebe  seines  Inhabers.  Mit  diesem  Oeschäfcs- 
hetriebe  wird  es  in  ähnlicher  Weise  wie  zur  Waare  in  Beziehung 
gesetzt  durch  die  Anmeldung  und  die  daraufhin  erfolgende  Ein- 
tragung, welche  beide  die  Bezeichnung  des  Oeschäftsbetriebs,  für 
welchen  das  Waarenzeichen  bestimmt  ist,  enthalten  müssen  (§§  2 
4&  3  No.  2).  Diese  Beziehung  zum  Geschäftsbetriebe  ist  eine  un- 
lösbare, da  das  Waarenzeichenrecht  nur  mit  dem  Geschäftsbetriebe 
übertragen  werden  kann  und  mit  dessen  Einstellung  nothwendiger- 
weise  erlischt  (§§  7  &  9  No.  2).  Ein  Wechsel  in  der  Person 
des  Inhabers  des  Geschäftsbetriebes  ist  dagegen,  wie  sich  aus  der 
3f(jglichkeit  einer  Uebertragung    des  Zeichens   ergiebt,    nicht  ausge- 
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schlössen.  Aus  der  LInlösbarkeit  der  Beziehung  zum  Geschäftsbe- 
triebe einerseits  und  der  Verändeiungsfähigkeit  der  Person  seine? 
Inhabers  andererseits  folgt,  dass  der  Z-weck  des  Waarenzeichens  ist, 
die  aus  einem  bestimmten  Geschäftsbetriebe  hervorgegangenen 
Waaren  von  den  Waaren  Anderer  zu  unterscheiden,  mithin  zur  Be- 
zeichnung der  Herkunft  von  Waaren  aus  einem  bestimmten  Geschäfts- 
betriebe zu  dienen. 

"Wie  sich  aus  der  Nothwendigkeit  der  Einreichung  und  Ein- 
tragung eines  Verzeichnisses  der  Waaren,  für  welche  das  Waaren- 
zeichen  bestimmt  ist,  ergiebt,  soll  dasselbe  indessen  nicht  den  Ge- 
schäftsbetrieb im  Allgemeinen  oder  die  aus  diesem  Geschäftsbetriebe 
hervorgehenden  Waaren  im  Allgemeinen  kennzeichnen,  vielmehr  ist, 
wie  bereits  dargelegt,  das  Waarenzeichen  nur  zur  Bezeichnung  be- 
stimmter, aus  einem  Geschäftsbetriebe  hervorgehender,  Waaren 
geeignet     (Civ.  Bd.  30     S.  1.  2,  vergl.  auch  22). 

3.   Gesch&ftszeichen. 

Es  können  demnach  nicht  Waarenzeichen  sein  diejenigen  Be- 
zeichnungen, welche  ausschliesslich  dem  Zwecke  dienen,  einen 
bestimmten  Geschäftsbetrieb  zu  kennzeichnen,  also  diesen  Geschäfts- 
betrieb von  anderen  Geschäftsbetrieben  unterscheiden  sollen.  Es 
sind  dies  die  sog.  Geschäftszeichen,  welche  zum  Ersatz  von  Name 
und  Firma  oder  neben  denselben  häufig  bei  Versicherungsgesell- 
schaften, Rhedereien  und  sonstigen  Verkehrsunternehmungen  im  Ge- 
brauch sind,  oder  gewisse  gewerbliche,  künstlerische,  schriftstellerische, 
wissenschaftliche  Leistungen  oder  ein  Verfahren  —  z.  B.  ein  Heil- 
verfahren —  kennzeichnen  sollen,  ohne  daneben  zur  Waarenbezeich- 
nung  zu  dienen  (Kohl er  M-R.  S.  91.  92,  G.  R.  &  U.  R.  L  S. 
60,  vergl.  24).  Ein  derartiges  Geschäftsizeichen  ist  auch  der  Zeitunes- 
titel  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  189.  190,  vergl.  24).  Verfolgt  das 
GeschäftszeicHen  nicht  ausschliesslich  den  gedachten  Zweck,  ist  das- 
selbe vielmehr  neben  diesem  Zwetke  —  wie  Käme  und  Firma  — 
auch  zur  Bezeichnung  von  Waaren  bestimmt,  so  kann  es  insofern 
ftuch  einen  Schutz  als  Waarenzeichen  erlangen.  Insbesondere  ist 
aus  diesem  Grunde    der    sogenannte    Etablissementsname    geeignet, 

Waarenzeichen  zu  sein  (vergl.  509). 

« 

31.  Gesch&ftsbetrieb. 

Aus  dem  Zweck  des  Waarenzeichens,  nur  zur  Bezeichnung 
bestimmter  —  nicht  der  aus  einem  Geschäftsbetriebe  hervorgehen- 
den Waaren  im  Allgemeinen  —  zu  dienen,  folgt  femer,  dass  der 
Geschäftsbetrieb  diejenigen  Waaren,  zu  deren  Unterscheidung  das 
Waarenzeichen  bestimmt  ist,  zum  Gegenstande  haben  muss  (vergL 
ZgR.  IV.  S.  54,  anders  Meves  II.  S.  70).  Gleichgültig  ist,  ob  der 
Geschäftsbetrieb  sich  ausschliesslich  auf  derai-tige  Waaren  bezieht, 
oder  ob  auch  noch  andere  Waaren  in  demselben  geführt  werden. 

Im  Übrigen  entspricht  der  Begriff  des  Geschäftsbetriebes  im 
Wesentlichen  dem  Begriffe  des  Handelsgeschäfts  —  Handelsunter- 
nehmens —  im  Sinne  der  Art.  22 — 24  des  Handelsgesetzbuchs 
mit  dem  alleinigen  Unterschiede,  dass  der  Geschäftsbetrieb  im  Sinne 
des  Zeichenrechts  sich  nicht  auf  Handelsgeschäfte  beschränkt,  viel- 
mehr jede  auf  die  Herstellung  oder  den  Vertrieb  von  Waaren  ge- 
richtete dauernde  wirth schaftliche  Thätigkeit  umfasst.     Hiemach    ist 
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unter  Gescliäftsbelrieb  die  Gesammtheit  der  wirthschaftlicben  Be- 
ziehungen einer  dauernd  mit  der  Herstellung  oder  dem  Vertriebe 
von  Waaren  befassten  Person  zu  verstehen,  d.  h.  der  Komplex 
derjenigen  Vermögensobjekte,  Hülfsmittel  und  thatsächlichen  Be- 
ziehungen —  wie  Kundschaft,  Bezugsquellen,  Fabrikationsmethoden, 
Fabrikgeheimnisse  —  welche  die  Erzeugung  von  Waaren  oder  den 
Handel  hiermit  ermöglichen  oder  befördern  (Mot.  zu  §  1,  Selig- 
sohn Patentrecht  §  5  N.  11,  Zeitschrift  für  Handelsrecht 
Bd.  26  S.  11,  Kohler  M-R.  S.  129,  Voigtel  in  Busch  Bd.  10  S. 
70,  Civ.  Bd.  1  S.  264).  Em  Geschäftsbetrieb  im  Sinne  des  Ge- 
setzes liegt  mithin  nicht  vor,  wenn  die  in  Frage  stehende  Thätigkeit 
nicht  die  Herstellung  oder  den  Vertrieb  von  Waaren  im  gesetzlichen 
Sinne  zum  Gegenstand  hat  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  64,  Kohler 
M-R.  S.  91). 

32.  Niederlassung. 

Der  Geschäftsbetrieb  tritt  gewöhnlich  äusserlich  in  sichtbare 
Erscheinung  durch  eine  oder  mehrere  Niederlassungen,  welche,  inso- 
fern es  sich  um  ein  Handelsunternehmen  handelt,  Handelsnieder- 
lassungen genannt  werden  (Völdemdorff  in  Ende  mann  Handbuch 
§  40,  Civ.  Bd.  26  S.  165).  Unbedingt  nothwendig  zum  Begriffe 
des  Geschäftsbetriebes  ist  eine  Niederlassung  indessen  nicht;  es 
nehmen  daher  auch  der  Hausirhandel  und  die  Hausindustrie  am 
Zeichenschutze  Theil.  Der  Ort  der  Niederlassung  ist  als  Sitz  des 
Geschäftsbetriebes  massgebend  fUr  die  Anwendung  des  Gesetzes  in- 
sofern, als  sich  nach  demselben  entscheidet,  ob  der  Geschäftsbetrieb 
als  ein  inländischer  oder  ausländischer  anzusehen    ist    (vergl.  §  23). 

33.  Erwerb  des  Zeichenrechtes  für  einen  fremden  Geschftftsbetrieb 

und  in  fremdem  Interesse. 

Das  Gesetz  verlangt  ausdrücklich,  dass  derjenige,  welcher  ein 
Waarenzeichen  zu  erwerben  beabsichtigt,  sich  desselben  „in  seinem 
Geschäftsbetriebe^^  bedienen  will.  Für  einen  fremden  Geschäftsbetrieb 
kann  daher  ein  Waarenz eichenrecht  nicht  erlangt  werden;  es  ist 
immer  erforderlich,  dass  der  Inhaber  des  Waarenz eichens  den  Ge- 
schäftsbetrieb selbst  ftlhrt  (vergl.  Amar  No.  38  S.  45.  46),  Bei 
Erftülung  dieser  Voraussetzung  ist  es  keineswegs  unerlaubt,  für  einen 
Geschäftsbetrieb,  welcher  in  erster  Linie  die  Förderung  fremder 
Interessen  bezweckt,  ein  Waarenzeichen  zu  erwerben  und  zu  be- 
sitzen, und  zwar  selbst  dann,  wenn  derjenige,  in  dessen  Interesse 
dies  geschieht,  ein  Waarenzeichen  selbst  nicht  erwerben  kann  und 
bezweckt  wird,  demselben  auf  diese  Weise  mittelbar  die  Vortheile 
des  Gesetzes  zuzuwenden.  So  kann  ein  Mitglied  einer  Personen- 
vereinigung, welche  als  solche  ein  Waarenzeichen  nicht  erwerben 
kann,  wohl  ein  solches  ftlr  einen  von  ihm  im  Interesse  dieser  Ver- 
einigung geftlhrten  Geschäftsbetrieb  besitzen  —  vorausgesetzt  dass 
die  betreffende  Vereinigimg  oder  die  Verfolgung  ihrer  Zwecke  nicht 
überhaupt  gesetzlich  verboten  ist  — ;  der  inländische  Agent  eines 
ausländischen  Unternehmens,  welches  in  Deutschland  keinen  An- 
spruch auf  Schutz  seines  Waarenz  eichens  hat,  kann  dieses  Zeichen 
ftir  seinen  Agenturbetrieb  in  gültiger  Weise  anmelden  (Kohler 
M-R.  S.  219,  derselbe  in  ZgR  11.  S.  186,  Propr.  Ind. 
X.    S.  9.    10,  Str.    Bd.  16  S.  313  ff.).     Selbstverständlich    darf   in- 
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dessen  nicht  ein  Scheingeschäft  vorliegen,  d.  h.  der  nach  Aussen 
als  Inhaber  des  Geschäftsbetriebs  Auftretende  darf  keine  vorge- 
schobene Person  sein,  welche  nur  zum  Scheine  den  thatsächlich  von 
einem  Anderen  geftihrten  Betrieb  leitet.  Umgekehrt  kann  in  diesem 
FaUe  auch  der  thatsächliche  Inhaber  des  Geschäftsbetriebs  das 
Waarenzeichen  nicht  en^^erben,  da  der  den  Zeichenschutz  bean- 
spruchende Inhaber  des  Geschäftsbetriebs  als  solcher  hervortreten, 
der  Betrieb  also  aufseinenNamen  oder  den  Namen  einer  ihm 
zustehenden  Firma  geftihrt  werden  muss.  Wenn  diese  Voraussetzung 
zutrifid,  ist  auch  der  Pächter  des  Geschäftsbetriebes,  der  Nutzniesser 
und  derjenige,  welchem  der  Geschäftsbetrieb  vetpföndet  ist,  zum 
Erwerbe  des  Waarenzeichens  berechtigt;  nicht  dagegen  der  Theil- 
haber  einer  Handelsgesellschaft,  der  Aktionär  oder  das  Mitglied  einer 
sonstigen  Korporation,  wenn  der  Betrieb  auf  den  Namen  der  Gesell- 
schaft oder  der  Korporation  geht. 

34.  Geschäftsbetrieb  in  fk^emdem  Namen. 

Wird  der  Betrieb  von  einem  Anderen  fiir  den  Inhaber  ausgeübt, 
so  ist  der  Inhaber,   nicht  derjenige,    welchem  die  Ausübung  zusteht, 
berechtigt.     Es  trifft  letzteres  zu  bei  Verpachtung,   Niessbrauch  und 
Verpfändung,  wenn   der  Geschäftsbetrieb    nicht  auf   den  Namen    des 
Pächters  u.  s.  w.  geführt  wird,  im  Falle  des  Konkurses,  einer  gericht- 
lich   angeordneten    Pflegschaft    u.  s.  w.     Findet    die    Ausübung    des 
Geschäftsbetriebes    nicht    kraft    eigenen    Rechtes,     sondern    in    Ver- 
tretung des  Inhabers  durch  einen  gesetzlich  berufenen  oder  freiwillig 
durch  den  Inhaber  bestellten  Vertreter  —  Vormund,   Vorstand  einer 
Korporation,  Handlungsbevollmächtigten  oder  sonstigen  Angestellten 
u.  s.  w.   —  statt,    so  kann    ein  Er\verb    des  Waarenzeichens    selbst- 
verständlich   auch  nur    zu  Gunsten    des  Geschäftsinhabers    .erfolgen, 
welcher  in  diesen  Fällen,  soweit    er  nicht    selbst  handlungsfähig  ist, 
nur    durch    seinen    gesetzlichen  Vertreter    den  Zeichenschutz    bean- 
spruchen   kann     (vergl.    67).      Ob    Jemand    Vertreter,    Angestellter 
eines  Anderen   oder  Inhaber  eines   selbständigen   Geschäftsbetriebes 
ist,  muss  unter  Umständen  nach  Lage  des  einzelnen  Falles   festge« 
stellt  werden,  da  die  Grenzen  —  z.B.  bei  der  Anstellung  eines  Agenten 
oder    bei    der  Beschäftigung   in    der  Hausindustrie    —    nicht   immer 
scharf  gezogen  sind. 

Der  Geschäftsbetrieb  muss  ein  gesetzlich  erlaubter  sein;  dagegen 
ist  es  unerheblich,  ob  eine  etwa  erforderliche  behördliche  Konzession 
oder  die  gesetzlich  erforderliche  Erlaubniss  einer  Privatperson  ertheilt 
ist  (vergl.  25,  anders  M  e  v  e  s  II.  S.  17.  18).  Dass  der  Geschäfts- 
betrieb bereits  zur  Zeit  der  Anmeldung  des  Zeichens  begonnen  sei, 
ist  nicht  erforderlich  (vergl.  65). 

35.  Mehrheit  von  Geechftftsbetrieben. 

Ein  Waarenzeichen  kann  immer  nur  ftlr  einen  Geschäftsbe- 
trieb erworben  werden  (vergl.  Komm. -B er.  zu  §  2,  anders  Land- 
graf II.  §  2  N.  6).  Eine  unlösbare  Verbindung  des  Zeichens  mit 
mehreren  selbständigen  Geschäftsbetrieben  ist  nicht  denkbar,  da  jeder 
einzelne,  diese/  Betriebe  selbständig  übertragen  und  eingestellt 
werden  kann.  Gleichgültig  ist  dabei,  ob  diese  mehreren  Betriebe 
verschiedenen  Inhabern  gehören,  oder  ob  dieselben  in  einer  Hand 
vereinigt  sind.    Gehören  die  mehreren  Geschäftsbetriebe  verschiedenen 
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Inhabern,  welche  im  ^ege  einer  Vereinigung  gemeinschaftliche  In- 
teressen verfolgen,  so  ist  ein  Ausweg  in  der  Weise  denkbar,  dass 
die  Eintragung  von  einem  Theilnehmer  nachgesucht  wird,  und 
dieser  sich  zur  Gestattung  der  Benutzung  gegenüber  den  Übrigen 
Mitgliedern  der  Vereinigung  verpflichtet  (vergl.  40).  Gänzlich  ver- 
schieden ist  hiervon  der  Fall,  dass  mehrere  selbständige,  unter  sich 
durchaus  gleiche,  Waaren zeichen  für  mehrere  Betriebe  bestehen 
können  (vergl.  181).  Nicht  zu  verwechseln  mit  einer  Mehrheit 
von  Geschäftsbetrieben  ist  eine  Mehrheit  der  Niederlassungen.  Ein 
Geschäftsbetrieb  kann  aus  einer  Hauptniederlassung  und  einer  oder 
mehreren  von  dieser  abhängigen  Zweigniederlassungen  bestehen. 
Kennzeichen  mehrerer  Geschäftsbetriebe  ist  das  Bestehen  mehrerer 
selbständiger,  von  einander  unabhängiger,  Hauptniederlassungen. 
In  der  Regel  wird  auch  der  Umstand,  dass  ein  Kaufmann  mehrere 
von  einander  verschiedene  Firmen  fiihrt,  darauf  hinweisen,  dass  eben- 
so viele  selbständige  Geschäftsbetriebe  bestehen;  nothwendig  ist  dies 
indessen  nicht,  da  auch  mehrere  Firmen  für  einen  Geschäftsbetrieb 
ausnahmsweise  geführt  werden  können  (vergl.  520). 


Vin.  Zeicheninhaber. 

36.  Berechtigung  zum  Erwerbe  des  Zeichenrechtes. 

£in  Waarenzeichen  anmelden  und  besitzen  kann  Jeder,  der 
überhaupt  Rechte  erwerben  kann.  Inhaber  des  Waarenzeichens  kann 
femer  nur  derjenige  sein,  welcher  zugleich  Inhaber  des  Geschäfts- 
betriebes ist,  zu  welchem  das  Waarenzeichen  gehört,  d.  h.  auf  dessen 
Namen  oder  unter  dessen  Firma  dieser  Geschäftsbetrieb  geführt 
wird  (vergl.  33).  Im  Übrigen  bestehen  irgendwelche  Beschränkungen 
nicht ;  es  ist  vielmehr  Jeder,  welche  Waai*en  herstellt  oder  vertreibt, 
berechtigt,  zur  Bezeichnung  der  Herkunft  derselben  aus  seinem 
Geschäftsbetriebe  ein  Waarenzeichen  sich  eintragen  zu  lassen.  Als 
Zeichenanmelder  sind  beispielsweise  aufgetreten:  Kaufleute,  Fabri- 
kanten, fiskalische  Anstalten,  Landwirthe,  Waldbesitzer,  Gärtner, 
Weinbauer,  Hopfenbauer,  Mineralquellenbesitzer,  Aerzte  und  Hand- 
werker (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  89).  Das  geltende  Gesetz  weicht 
insofern  von  dem  Gesetze  vom  30.  November  1874  ab,  nach  welchem 
nur  der  Inhaber  einer  in  das  Handelsregister  eingetragenen  Firma 
den  Zeichenschutz  erwerben  konnte. 

37.  Juristische  Personen. 

Ausser  den  physischen  Personen  sind  auch  die  sog.  juristischen 
Personen  berechtigt,  ein  geschütztes  Waarenzeichen  zu  haben,  d.  h. 
diejenigen  Personenvereinigungen  und  Vermögensmassen,  welche  kraft 
Gesetzes  befugt  sind,  unter  ihrem  Namen  oder  unter  ihrer  Firma 
Bechte  zu  erwerben  (KohlerM-R.  S.  218.  219,  vergl.  Oppen- 
hoff  Bd.  19  S.  332  ff.).  Von  den  reichsgesetzlich  als  rechtsfiihig 
in  diesem  Sinne  anerkannten  Vereinigungen  kommen  hier  vorzugs- 
weise die  Handelsgesellschaften  —  offene  Handelsgesellschaften, 
Kommanditgesellschaften,  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien  sowie  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  — 
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und  die  eingetragenen  Grenossenschaften  in  Betracht.  Daneben  be- 
stimmt sich  nach  den  Landesgesetzen  —  soweit  reichsgesetzliche  Vor- 
schriften nicht  bestehen  —  wer  ausserdem  als  juristische  Person  an- 
zusehen ist.  Regelmfissig  sind  hiernach  auch  der  Staat  als  Inhaber 
des  Staatsvermögens,  d.  h.  als  Fiskus,  sowie  die  Gemeinden  zum 
Erwerbe  des  Zeichenrechtes  befugt  (K  o  h  1  e  r  M-R.  S.  218,  vergl. 
Oppenhoff  Bd.  19  S.  332  ff.).  Welchen  Zweck  die  juristische 
Person  im  Allgemeinen  verfolgt,  insbesondere  ob  nach  den  Statuten 
dieselbe  die  Herstellung  oder  den  Vertrieb  der  in  der  Anmeldung 
bezeichneten  Waaren  oder  von  Waaren  überhaupt  bezweckt,  ist  da- 
bei nicht  zu  untersuchen,  da  ein  Greschäfcsbetrieb  in  den  betreffenden 
Waaren  —  namentlich  dann,  wenn  der  statutarische  Zweck  abge- 
ändert wird  —  doch  ausgeübt  werden  kann. 

38.  Ausl&nder. 

Entscheidend  für  die  Frage,  ob  einer  Person  Rechtsfähigkeit  zu- 
kommt, ist  das  Recht  ihres  Wohnsitzes,  bei  Personenvereinigungen 
und  Vermögensmassen  das  Recht  ihres  durch  Statut  oder  in  sonstiger 
Weise  bestimmten  Sitzes  (K  o  h  1  e  r  M-R.  S.  218,  A  n  s  c  h  ü  t  z  & 
Völderndorff  Bd.  1  S.  180,  B  ehrend  Handelsrecht  Bd.  J. 
§  62  N.  6).  Für  Personen  oder  Vereinigungen,  welche  im  Aus- 
lande ihren  Wohnsitz  oder  Sitz  haben,  ist  danach  das  ausländische 
Recht  entscheidend,  sofern  das  inländische  Recht  nicht  ausdrücklich 
Anderes  bestimmt  (K  o  h  1  e  r  M-R.  S.  219,  Behrend  Handels- 
recht Bd.  1  §  62  N.  6,  Bolze  Bd.  1  No.  42,  Blum  Ann.  Bd.  5 
S.  475  ff.).  Hängt  di^  Zulässigkeit  des  G-eschäftsbetriebes  eines 
Ausländers  von  der  Ermächtigung  der  inländischen  Behörden  ab,  so 
beeinträchtigt  dies  das  Recht  zum  Erwerbe  des  Zeichens  auch  dann 
nicht,  wenn  diese  Ermächtigung  noch  nicht  ertheilt  sein  sollte 
(vergl.  25).  Ausländer,  welche  nach  dem  für  sie  massgebenden 
Rechte  überhaupt  Rechtsfähigkeit  besitzen,  sind  hinsichtlich  des 
Schutzes  ih^er  Zeichen  den  Inländern  durchaus  gleichgestellt.  Jedoch 
hat,  wer  im  Inlande  keine  Niederlassung  besitzt,  gleichviel  ob  er 
seiner  Staatsangehörigkeit  nach  Inländer  oder  Ausländer  ist,  auf  den 
Schutz  des  Gesetzes  nur  unter  gewissen  Voraussetzungen  Anspruch 
(vergl.  890  ff.). 

39.  Voraussetzungen  der  juristischen  Persönlichkeit 

In  Deutschland  berstehen  zur  Zeit  einheitliche  gesetzliche  Vor- 
sc  hriften  darüber,  unter  welchen  Voraussetzungen  eine  Personenvereinig- 
ung  als  juristische  Person  anzusehen  ist,  nicht.  Xach  den  für  die  ein- 
zelnen Bundesstaaten  bestehenden  Landesgesetzen  ist  in  der  Re- 
gel besondere  gesetzliche  Anerkennung  oder  Verleihung  der  Kor- 
po  rationsrechte  erforderlich  (Bolze  Bd.  4  No.  828,  C  i  v. 
Bd.  27  S.  184.  185,  R-O-H.  Bd.  17  S.  80  ff,  R-O-H.  Bd.  18  S. 
398  ff.,  vergl.  Civ.  Bd.  4  S.  156,  C  i  v.  Bd.  7  S.  170,  C  i  v.  Bd. 
8  S.  122  ff.).  Nach  dem  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  tretenden 
bürgerlichen  Gesetzbuch  —  §§  21  ff.  —  wird  die  juristische  Persön- 
lichkeit entweder  durch  Eintragung  in  ein  gerichtliches  Vereinsregister 
oder  durch  staatliche  Verleihung  der  Rechtsfähigkeit  begründet. 

40.  Vereinigungen  ohne  juristische  Persönlichkeit. 

Vereinigungen,    welche  jxu-istische  Persönlichkeit  nicht  besitzen« 
können    ein    Zeichenrecht    selbst    dann  nicht  erwerben,    wenn  sie  in 
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ähnlicher  Weise  wie  juristische  Personen  mit  einer  gemeinsehaftli'» 
«hen  Organisation  und  Vertretung  ausgestattet  sind.  Dan  Genuss 
eines  Waarenzeichens  können  derartige  Vereinigungen  nur  mittelbar 
dadnrch  erlangen,  dass  eine  bestimmte  Person  —  Mitglied  oder 
Nichtmitglied  —  ein  Waarenzeichen  für  den  eigenen  G-eschäftsbe- 
trieb  anmeldet  und  den  gesammten  Mitgliedern  dessen  Benutzung 
fiberlässt.  Ein  eigenes  Recht  erlangen  hierdurch  indessen  weder  die 
Vereinigung  als  solche  noch  auch  die  einzelnen  Mitglieder;  das 
Becht  auf  das  Waarenzeichen  steht  in  einem  solchen  Falle  vielmehr 
aUein  dem  als  dessen  Inhaber  Eingetragenen  zu  (Kohler  M-R.  S. 
219.  220,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  89,  vergl.  35). 

m 

4L  Mehrere  einzelne  Personen  als  Inhaber  eines  Waarenzeichens. 

Noch  weniger  als  Vereine  ohne  juristische  Persönlichkeit  können 
mehrere  einzelne,  nicht  unter  einer  gemeinschaftlichen  Organisation 
jzusammengefasste,  Personen  ein  gemeinschaftliches  Waarenzeichen 
besitzen.  Unerheblich  ist  dabei,  ob  diese  mehreren  Personen  einen 
gemeinschaftlichen  Geschäftsbetrieb  haben  und  ob  dieselben  An- 
gehörige einer  bestimmten  Vereinigung  mit  oder  ohne  juristische 
Persönlichkeit  sind  (anders  Seligsohn  §  1  N.  2).  Nicht  ausgeschlos- 
sen ist  dagegen,  dass  mehreren  einzelnen  Personen  ein  durchaus 
gleiches  Zeichen  zusteht,  wenn  sie  durch  selbständige  Anmeldung 
nnd  Eintragung  jeder  für  sich  ein  selbständiges  Zeichen  erworben 
haben  (Kohler  M-R.  S.  222.  270,  vergl  auch  181). 

Ist  eine  juristische  Person  Inhaber  eines  Waarenzeichens,  so 
steht  dasselbe  den  einzelnen  Mitgliedern  derselben  nicht  zu;  das 
auf  den  Narasn  einer  offenen  Handelsgesellschaft;  eingetragene  Zei- 
chen gehört  nicht  den  einzelnen  Gesellschaftern  (Kohler  M-R.  S. 
221.  222,  vergl.  C  i  v.  Bd.  16  S.  2).  Auch  nach  der  Auflösung  der 
Vereinigung  oder  G-esellschaft  haben  die  einzelnen  Mitglieder  als 
solche  nicht  einmal  dann  ein  Anrecht  auf  das  Zeichen,  wenn  sie 
dasselbe  früher  besessen  und  auf  die  Vereinigung  oder  Gresellschaft 
übertragen  haben.  Das  Zeichen  erlischt  vielmehr  bei  der  Auflösung 
oder  geht  auf  denjenigen  über,  welchem  es  mit  dem  Geschäftsbe- 
triebe  übertragen  wird.  i 

42.  Firma  als  Inhaberin  eines  Waarenzeichens. 

Inhaberin  eines  Waarenzeichens  kann  auch  eine  Firma,  und 
zwar  nicht  nur  die  einer  Handelsgesellschaft  sondern  auch  die  eines 
Einzelkaufmanns,  sein  (vergl.  61).  Ist  ein  Waarenzeichen  zu  Gran- 
sten  einer  Firma  eingetragen,  so  steht  es  den  jedesmaligen  Inhabern 
derselben  zu  (vergl.  215). 


IX.    Mu3s  der  Inhaber   des  Waarenzeichens 
von  demselben  selbst  Gebrauch  machen? 

43.  Absicht  eigenen  Gebrauchs  als  Voraussetzung  des  Schutzes. 

Das  Gesetz  setzt  bei  demjenigen,  welcher  ein  Waarenzeichen 
«zur  Anmeldung  bringt,  voraus,  dass  derselbe  sich  des  Zeichens  in 
seinem  Geschäftsbetriebe  „bedienen  will",  also  die  Absicht  habe,  es 
in  seinem  Geschäftsbetriebe  zur  Unterscheidung  seiner  Waaren  that- 
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sächlich  zu  verwenden.  Rechtliche  Folgerungen  dürfen  indessen 
hieraus  nicht  gezogen  werden;  insbesondere  ist  nicht  etwa  der  Schutz 
des  Waarenzeichens  von  der  Ausführung  dieser  Absicht,  also  dem 
Gebrauche  des  Waarenzeichens  im  Geschäftsbetriebe,  abhängig.  Das 
Waarenzeichen  besieht  zu  Becht  und  wird  geschützt,  auch  wenn, 
dasselbe  thatsächlich  durch  seinen  Inhaber  nicht  zur  Veiwendiing 
gelangt  (Civ.  Bd.  18  S.  66,  vergl.  Amar  Ko.  185).  Ebenso- 
wenig kann  der  Bestand  des  Waarenzeichens  mit  der  Behauptung 
angefochten  werden,  dass  sein  Inhaber  bei  der  Anmeldung  von  vorn- 
herein nicht  die  AI  sieht  gehabt  habe,  dasselbe  in  seinem  Geschäfts- 
betriebe zu  gebrauchen  (Kohl er  P  &  J.  III.  S.  24).  Dies  gilt  unter 
der  Voraussetzung,  dass  der  Geschäftsbetrieb  nicht  eingestellt  ist. 
Denn  so  lange  der  in  der  Anmeldung  bezeichnete  Geschfilts- 
betrieb  besteht  und  derselbe  die  Waaren,  für  welche  das  W^aaren- 
zeichen  bestimmt  ist,  zum  Gegenstande  hat,  ist  die  Ausführung  der 
durch  die  Anmeldung  kundgegebenen  Absicht,  von  dem  Waaren- 
zeichen Gebrauch  zu  machen,  noch  möglich.  Das  Waarenzeichen 
kann  nicht  schon  wegen  Kichtgebrauchs,  sondern  nur  wegen  Ein- 
stellung des  Geschäftsbetriebes  zur  Löschung  gebracht  werden 
(vergl.  302). 

Die  Eintragung  des  Waarenzeichens  sichert  mithin  seinen  In- 
haber gegen  die  Annahme  des  Zeichens  seitens  Dritter,  inc!(m 
ersteitm  durch  die  Eintragung  die  ausschliessliche  Benutzung  des 
Zeichens  voibehalten  wird.  Ob  der  Inhaber  das  Zeichen  selbst  ver- 
wenden will,  steht  in  seinem  Belieben  (K  o  h  1  e  r  P  &  J.  III.  S.  24> 
Stockheim  S.  45,  Finger  §  12  N.  2,  vergl.  auch  Amar  No.  1^5). 

44.  Interesse  des  Zeicheninhabers  als  Voraussetzung  des  Schutzes. 

Aus  demselben  Grunde  kann  dem  Inhaber  des  Waarenzeichens 
auch  nicht  entgegengehalten  werden,  dass  er  kein  Interesse  an  der 
Erlangung  und  Aufrechterhaltung  des  Schutzes  habe,  da,  so  lange 
der  Geschäftsbetrieb  besteht,  auch  dieses  Interesse  als  vorhanden 
anzunehmen  ist.  Selbstverständlich  ist  dies,  wenn  der  Inhaber  be- 
sondere Gründe  hat,  welche  ihn  veranlassen,  die  Benutzung  des 
Zeichens  einstweilen  aufzuschieben.  Derartige  Gründe  können  man- 
nigfacher Art  sein:  z.  B.  ist  die  Fabrikation  für  die  Waaren,  für 
welche  das  Zeichen  bestimmt  sein  soll,  noch  nicht  eingerichtet;  — 
oder  die  Anmeldung  im  Inlande  erfolgt,  um  daraufhin  ein  ausländi- 
sches Zeichenrecht,  welches  nur  unter  der  Voraussetzung  inländi- 
schen Schutzes  gewährt  wird,  zu  erwerben;  —  oder  es  werden  ver- 
schiedene Varianten  eines  bereits  im  Gebrauche  befindlichen  Zei- 
chens angemeldet,  um  deren  Annahme  seitens  Dritter  zu  verhindern ; 
—  oder  der  Inhaber  des  Zeichens  beabsichtigt,  seinen  Geschäfts- 
betrieb nebst  dem  Waarenzeichen  demnächst  auf  einen  Anderen  zu 
übertragen  (KohlerP&  J.  III.  S.  24,  Amar  No.  186).  Das  Gleiche 
gilt  aber  dann  nicht,  wenn  ohne  jede  Absicht  der  Benutzung  auF 
Seite  des  Inhabers  die  Anmeldung  lediglich  zu  dem  Zwecke  ge- 
schehen ist,  einen  Anderen  an  dem  freien  Gebrauche  des  Zeichens 
zu  verhindern,  da  alsdann  der  Ausübung  des  Rechtes  aus  der  Ein- 
tragung des  Zeichens  die  Einrede  der  Arglist  entgegengesetzt  wer- 
den kann  (Civ.  Bd.  13  S.  159,  Civ.  Bd.  18  S.  96  ff.,  vergl.  380). 
Dagegen  ist  auch  in  einem  solchen  Falle  ein  Anspruch  auf  Löschung' 
des  eingetragenen  Zeichens  nicht  begründet  (vergl.  249). 
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«  2. 

Die  Zelchenrolle  wird  bei  dem  Patentamt  gefülirt.  Die 
Anmeldung  eines  IVaarelizeicliens  hat  sehriftllelL  bei  dem 
Patentamt  za  erfolgen.  Jeder  Anmeldung  mnss  die  Be- 
zeichnung des  OesehSftshetrlebes,  in  welehem  das  Zeichen 
Terwendet  werden  soll,  ein  Yerzeichnlss  der  Waaren,  für 
welche  es  bestimmt  ist,  sowie  eine  deutliehe  Darstellung 
und  soweit  erforderlich  eine  Beschreibung  des  Zeichens 
belgefHgt  sein. 

Das  Patentamt  erlSsst  Bestimmungen  fiber  die  sonstigen 
Erfordernisse  der  Anmeldung. 

Für  Jedes  Zeichen  Ist  bei  der  Anmeldung  eine  Oebtthr 
Ton  dreissig  Mark,  bei  Jeder  Eraeuerung  der  Anmeldung 
eine  Oebflhr  ron  zehn  Hark  zu  entrichten.  Fflhrt  die  erste 
Anmeldung  nicht  zur  Eintragung,  so  werden  ron  der  Oe- 
bfihr  zwanzig  Mark  erstattet. 

X.  Anmeldung* 

45.  Wirkung  der  Anmeldung. 

Die  ausschliessliche  Befiigniss,  ein  Waarenzeichen  gebrauchen 
zu  dürfen,  ist  durch  dessen  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  und  die 
demnächstige  Eintragung  in  dieselbe  bedingt.  Vor  der  Eintragung 
geniesst  ein  Waaren  zeichen  den  durch  §  12  gewährleisteten  Schutz 
nicht,  insbesondere  kann  nicht  schon  auf  Grund  der  Anmeldung  — 
«ei  es,  dass  die  Eintragung  später  erfolgt  oder  nicht  —  ein  Aus- 
«chliessungsrecht  gegenüber  Dritten  geltend  gemacht  werden.  Indessen 
hat  doch  bereits  die  Anmeldung  für  sich  wichtige  rechtliche  Folgen; 
denn:  a.  kann  das  durch  die  Anmeldung  erworbene  Recht  unter 
Lebenden  und  von  Todeswegen  auf  Andere  tibertragen  werden  (§  7) ; 
b.  nach  dem  Zeitpunkte  der  Anmeldung  bestimmt  sich  die  Piiorität  des 
Rechts  (§§  5  &  9  No.  1);  und  c.  dessen  Dauer  (§  8  No.  1).  Die 
Anmeldung  hat  aber  diese  Wirkungen  nur  dann,  wenn  auf  Grund  der- 
selben die  Eintragimg  später  wirklich  erfolgt;  ist  die  Anmeldung 
vor  der  Eintragung  zurückgenommen  worden,  oder  ist  die  Eintragimg 
rechtskräftig  versagt,  so  steht  es  allerdings  dem  Anmelder  frei,  eine 
neue  Anmeldung  einzureichen;  auf  die  frühere,  zurückgenommene 
oder  zurückgewiesene,  Anmeldung  kann  er  aber  dann  keinerlei 
Rechte  gründen  (vergl.  Gar  eis  Bd.  5  S.  127). 

46.  Form  und  Inhalt  der  Anmeldung. 

Für  die  Anmeldung  sind  gewisse  Erfordernisse  theils  gesetzlich 
—  in  §  2  —  theils  im  Wege  der  Verordnung  —  durch  die  auf  Grund 
des  §  2  Absatz  2  erlassene  Verordnung  des  Patentamts  vom  21. 
Juli  1894  —  vorgeschrieben  (vergl.  969).  Der  Inhalt  dieser  Ver- 
ordnung ist  als  Bestandtheil  des  Gesetzes  selbst,  welches  durch  die- 
selbe theils  erläutert  theils  ergänzt  wird,  anzusehen.  Hiemach  ist  die 
Anmeldung  in  der  Form  eines  schriftlichen  Gesuches  einzureichen. 
Dasselbe  muss  enthalten:  a.  die  Angabe  des  Namens,  der  Berufs- 
stellung, des  Wohnorts    oder    der   Niederlassung    des  Anmelders;  b. 
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den  Antrag,  dass  das  Waarenzeichen  in  die  Zeichenrolle  eingetragen 
werde;  c.  die  Bezeichnung  des  Geschäftsbetriebes,  in  welchem  das 
Zeichen  verwendet  werden  soll;  d.  ein  Verzeichniss  der  Waaren,  für 
welche  es  bestimmt  ist;  e.  die  Erklärung,  dass  die  gesetzliche  Gre- 
bühr  von  30  Mark  eingezahlt  sei  oder  gleichzeitig  mit  dem  Gesuche 
eingehen  werde,  sofern  die  Eintragung  nicht  unentgeltlich  —  in  Ge- 
mftssheit  des  §  24  —  zu  erfolgen  hat;  f.  die  AufPQhrung  der  Anlagen 
des  Gesuchs  imter  Angabe  ihrer  Nummer  und  ihres  Inhalts;  g.  'die 
Unterschrift  des  Anmelders  oder  seines  Vertreters. 

47.  Anlagen. 

Als  Anlagen  müssen  dem  Gesuche  nach  §  8  der  Verordnung 
vom  21.  Juli  1894  vier  Ausfertigungen  einer  deutlichen  Darstellung 
des  Zeichens  beigefügt  sein;  es  können  ausserdem  nach  §  4  der 
Verordnung  als  Anlagen  zu  dem  Gesuche  gehören  eine  Beschreibung 
des  Zeichens  sowie  Modelle  und  Probestücke  der  mit  dem  Zeichen 
versehenen  Waare,  welche  in  je  zwei  Ausfertigungen  eingereicht 
werden  sollen.  Hinsichtlich  der  Verpackung  von  als  Anlagen  bei- 
gefügten Modellen  und  Probestücken  hat  das  Patentamt  besondere 
Vorschriften  erlassen  (vergl.  973).  Ausserdem  kann  sich  die  Noth- 
wendigkeit  noch  weiterer  Anlagen  aus  den  sonstigen  gesetzlichen 
und  verordnungsmässigen  Vorschriften  ergeben.  Hiemach  sind  dem 
Gesuche  beizufügen:  a.  die  Vollmacht  für  den  von  dem  Anmelder 
bestellten  Vertreter  (V-0.  v.  30/6  94  §  8,  V-0.  v.  11/7  91  §  28,  vergl. 
auch  342.  343);  b.  diejenigen  Urkunden,  welche  im  einzelnen  Falle 
erforderlich  sind,  um  die  Legitimation  des  Anmelders  oder  seines  Ver- 
treters oder  die  Berechtigung  des  Anmelders  zum  Erwerbe  des  Zeichens 
nachzuweisen,  z.  B.  Bescheinigung  über  den  Besitz  der  Korporations- 
rechte, Auszug  aus  dem  Handelsregister,  Bestallung  eines  Vormunds 
u.  s.  w.  Sind  derartige  Bescheinigungen  der  Anmeldung  selbst  nicht 
beigefügt  gewesen,  so  müssen  dieselben  auf  Verlangen  des  Patent- 
amts mit  einem  Nachtrage  zur  Anmeldung  überreicht  werden  (vergl. 
313);  c.  im  Falle  der  Anmeldung  eines  ausländischen  Waarenzeichens 
der  in  §  23  Absatz  3  vorgeschriebene  Nachweis;  d.  wenn  die  unentgelt- 
liche Eintragung  eines  bereits  auf  Grund  des  früheren  Gesetzes  ein- 
getragenen Zeichens  oder  die  Eintragung  auf  Grund  älteren  landes- 
gesetzlichen Schutzes  verlangt  wird,  eine  beglaubigte  Abschrift  der 
bisherigen  Eintragung  und  nöthigenfalls  die  Bescheinigung  über  die 
Eintragung  auf  Grund  älteren  landesgesetzlichen  Schutzes  (V-0.  v. 
21/7  94  §  6);  e.  wenn  in  dem  Zeichen  Angaben  enthalten  sind, 
w^elche  nach  den  Verkehrsanschauungeu  fllr  die  Beurtheilung  des 
Geschäftsbetriebes  oder  der  Waaren,  für  welche  das  Zeichen  bestimmt 
ist,  von  Bedeutung  sind,  Bescheinigungen,  durch  welche  die  behaup- 
teten Thatsachen,  soweit  dieselben  nicht  amtskundig  sind,  nach- 
gewiesen werden  (vergl.  168).  Letzteres  Erfordemiss  ist  nicht  aus- 
drücklich im  Verordnungswege  vorgeschrieben,  sondern  durch  die 
Praxis  des  Patentamts  aufgestellt. 

48.  Gebühr. 

Keine  eigentliche  Anlage  des  Gesuchs,  doch  auch  ein  notli- 
wendiges  Erfordemiss  desselben,  ist  die  Einzahlung  der  Gebühr  von 
30  Mark  an  die  Kasse  des  Patentamts.  Wird  die  Gebühr  durch  die 
Post  eingezahlt,  so  ist   zur  Vermeidung    von  Weiterungen    auf   dem 
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Postabschnitte  die  Zweckbestimmung  des  Geldes  —  Waarenzeicheu- 
Anmeldegebühr,  Emeuerungsgebühr,  Beschwerdegebühr  —  genau 
anzugeben.  Ist  dem  Anmelder  das  Aktenzeichen  bekannt,  auf 
welches  sich  die  Zahlung  bezieht,  so  ist  dasselbe  hinzuzufügen 
(vergl.  974). 

49.  Wesentliche  Erfordernisse  der  Anmeldung. 

Wesentliches  Erfordemiss  einer  jeden  Anmeldung  ist  —  ausser 
der  Einzahlung  der  G-ebühr  —  dass  dieselbe  den  vorgeschriebenen 
Inhalt,  die  vorgeschriebene  Zahl  von  Darstellungen  in  gehöriger 
Form  als  Anlagen  und  die  sonst  nach  Lage  des  einzelnen  Falles 
vorgeschriebenen  Anlagen  —  Vollmacht  des  Vertreters,  Nachweis 
des  ausländischen  Schutzes,  Zeugniss  der  früheren  Registerbehörde 
—  hat.  Unwesentliche  Bestandtheile  der  Anmeldung  sind  dagegen 
die  Beschreibung  sowie  Modelle  und  Probestücke  der  mit  dem  > 
Zeichen  versehenen  Waare,  Verpackung,  Umhüllung  u.  s.  w.,  deren 
Beifügung  im  Belieben  des  Anmelders  steht  und  von  demPatentamt 
nicht  verlangt  werden  kann  (vergl.  72,  anders  Selig  söhn  §  2N.  8). 
In  der  Mitte  zwischen  diesen  wesentlichen  und  unwesentlichen  Be- 
standtheilen  der  Anmeldung  stehen  die  nach  Ansicht  des  Patentamts 
erforderlichen  Legitimationen  des  Anmelders  oder  seines  Vertreters 
sowie  die  Bescheinigungen  über  die  Wahrheit  nicht  amtskundiger  That- 
Sachen,  welche  als  wesentliche  Erfordernisse  der  Anmeldung  gelten 
müssen,  wenn  das  Patentamt  deren  Vorlage  verlangt. 

50.  Mehrere  Zeichen  in  einem  Gesuche;  Reprftsentativzeichen. 

Wesentlich  ist  der  Anmeldung  endlich,  dass  dieselbe  nicht  mehr 
als  ein  Zeichen  enthalten  darf  (V-0.  v.  24/7  94  §  1  Absatz  2). 
Dies  besagt  nicht  nur,  dass  in  derselben  Anmeldung  nicht  mehrere 
gänzlich  verschiedene  Zeichen  enthalten  sein  sollen ;  vielmehr  darf 
eine  Anmeldung  auch  nicht  dazu  benutzt  werden,  um  mehreren  Va- 
rianten eines  und  desselben  Zeichens  durch  eine  und  dieselbe  Ein- 
tragung Schutz  zu  verleihen.  Auf  Grund  des  früheren  Gesetzes,  in 
welchem  sich  allerdings  eine  entsprechende  Verbotsbestimmung  nicht 
findet,  ist  die  Ansicht  vertreten  worden,  dass  mehrere  sog.  „Reprä- 
sentativz eichen^  in  einem  Gesuche  zur  Anmeldung  gebracht  werden 
könnten.  Unter  Repräsentativzeichen  werden  mehrere  Varianten 
eines  und  desselben  Grundtypus  verstanden,  welche  je  nach  Ver- 
schiedenheit der  Gattung,  der  Qualität,  der  Quantität,  des  Produktions- 
ortes, des  Absatzgebietes,  des  Preises  u.  s.  w.  der  Waaren,  fUr  welche 
sie  bestimmt  sind,  durch  geringfügige  Abweichungen  sich  unter- 
scheiden (Kohler  M-R.  S.  322.  323).  Ein  Bedürfniss  für  die  Zu- 
lassung solcher  Repräsentativzeichen  ist  nicht  anzuerkennen,  weil  im 
Allgemeinen  schon  durch  die  Vorschrift  des  §  20  derartigen  Va- 
rianten des  eingetragenen  Zeichens  Schutz  gewährt  wird.  Wer  die 
verschiedenen  Verwendungsformen  seines  Zeichens  bei  der  Anmeldung 
und  Eintragung  erkennbar  machen  will,  findet  in  der  Beschreibung, 
welche  er  der  Anmeldung  beifUgen  kann,  hierfür  ein  geeignetes 
>Ottel  (vergl.  74). 

51.  Erlöschen  der  Wirkungen  der  Anmeldung. 

Entspricht  die  Anmeldung  nicht  den  wesentlichen  —  durch 
Oesetz,    Verordnung    oder    das    Patentamt    im    einzebien  Falle   vor- 
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geschriebenen  —  Anforderungen,  so  wird  dieselbe  zurückgewiesen 
(vergl.  90).  Ist  die  Eintragung  rechtskräftig  versagt,  d.  h.  die  Be- 
schwerde gegen  den  die  Anmeldung  zurückweisenden  Beschluss 
nicht  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Frist  eingelegt  oder  die  Be- 
schwerde verworfen  worden,  so  sind  damit  die  rechtlichen  Wirkungen 
der  Anmeldung  erloschen;  nur  im  Falle  des  §  6  Absatz  2  bleibt 
es  dem  zurückgewiesenen  Anmelder  vorbehalten,  auf  dem  Klage- 
wege die  Wiederherstellung  der  Wirkungen  der  ursprünglichen  An- 
meldung herbeizuführen. 

52.  Ergänzung  und  Aenderung  der  Anmeldung  in  formeller  Hinsicht. 

Werden  Mängel  der  Anmeldung  erst  nach  Einreichung  der  letzteren 
bei  dem  Patentamt  im  Laufe  des  bei  demselben  anhängigen  Ver- 
fahrens beseitigt,  so  kann  —  insofern  lediglich  formelle  Mängel  in 
Frage  stehen  —  die  Eintragung  nicht  versagt  werden  (vergl.  313). 
Indessen  treten  alsdann  hinsichtlich  der  Priorität  und  der  Dauer  des 
Zeichenrechtes  die  rechtlichen  Wirkungen  der  Anmeldung  erst  mit  dem 
Zeitpunkte  ein,  in  welchem  dieselbe  gehörig  ergänzt  und  berichtigt 
worden  ist;  die  Wirksamkeit  der  Anmeldung  ist  nicht  etwa  auf  den 
Zeitpunkt  zurückzube ziehen,  in  welchem  dieselbe  in  unzulänglicher 
Weise  bewirkt  war  (R-O-H.  Bd.  24  S.  74 ff.,  Endemann  in  Busch 
Bd.  32  S.  36,  Landgraf  §  2  X.  3,  Stenglein  §  8  N.  3,  Finger 
§  12  N.  4,  vergl.  Gareis  Bd.  5  S.  126,  Str.  Bd.  7  S.  416).  Es  hat 
allerdings  auch  die  Ansicht  Vertreter  gefunden,  dass,  wenn  seitens 
des  Patentamts  dem  Anmelder  eine  Frist  zur  Beseitigung  formeller 
Mängel  gesetzt  und  innerhalb  dieser  Frist  die  verlangte  Vervoll- 
ständigung oder  Verbesserung  erfolgt  ist,  die  ursprüngliche  Anmel- 
dung als  massgebend  betrachtet  werden  müsse  (Kohl er  M-R.  S. 
311,  verd.  derselbe  P  &  J.  II.  S.  20.  21).  Der  letzteren  Ansicht 
scheint  das  Patentamt  beigetreten  zu  sein.  Vorzuziehen  ist  indessen 
die  ersterwähnte  Meinung,  da  sonst  die  Einreichung  unvollständiger 
Anmeldungen  begünstigt  und  hierdurch  dem  Anmelder  die  Möglich- 
keit eröffnet  würde,  sich  die  Priorität  allgemein  für  ein  Recht  zu 
sichern,  über  dessen  Umfang  er  sich  einstweilen  noch  nicht  ent- 
scheiden will.  Selbstverständlich  ist,  dass  nur  durch  einen  Mangel 
in  den  wesentlichen  Erfordernissen  der  Anmeldung  eine  derartige 
Hemmung  der  Wirksamkeit  der  letzteren  herbeigeführt  werden 
kann;  indessen  wird  auch  bei  diesen  wesentlichen  Erfordernissen  zu 
unterscheiden  sein  zwischen  den  durch  das  Gesetz  für  die  Anmeldung 
gegebenen  Vorschriften  und  sonstigen  Anordnungen,  welche  auf  Ver- 
ordnungen oder  einer  Verfügung  des  Patentamtes  beruhen.  Die  gesetz- 
lichen Vorschriften  über  die  Anmeldung  sind  enthalten  in§  2«— Erforder- 
nisse der  Anmeldung  im  Allgemeinen  — ,  in  §  23  Absatz  2  —  Bestellung 
eines  inländischen  Vertreters  — ,  in  8  23  Absatz  3  —  Nachweis  des 
Schutzes  im  Heimathsstaate  —  und  in  §  24  —  Beibringung  des 
Zeugnisses  der  Registerbehörde.  Diesen  gesetzlichen  Vorschriften 
stehen  die  zur  Ergänzung  des  Gesetzes  vom  Patentamt  durch  die 
Verordnung  vom  21.  Juli  1894  erlassenen  Bestimmungen  über  die 
Anmeldung  gleich  (vergl.  Str.  Bd.  7  S.  415,  vergl.  auch  969).  Die  Nicht- 
beachtung der  gesetzlichen  und  der  diesen  gleichstehenden  verord- 
nungsmässiffen  Vorschriften  hat  die  Aufschiebung  der  Wirksamkeit 
der  Anmeldung  zur  Folge.  Dagegen  wird  der  Umstand,  .dass  für 
einen  Vertreter  eines  inländischen  Anmelders  eine  gehörige  Vollmacht 
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nicht  beigefügt  war,  oder  von  dem  Patentamt  besondere  Nachweise 
hinsichtlich  der  Legitimation  des  Antragstellers  oder  seines  Vertreters 
iür  erforderlich  erachtet  worden  sind,  die  rechtliche  Wirkung  der 
Anmeldung  nicht  aufhalten  können  (vergl.  Stenglein  §8N.  3). 
Desgleichen  wird  die  spätere  Berichtigung  von  Schreibfehlern  und 
ähnlichen  kleinen  Irrthümem  die  Wirksamkeit  der  ursprünglichen 
Anmeldung  nicht  beeinträchtigen.  Die  Hemmung  der  WirKungen  der 
Anmeldimg  ist  nur  von  Bedeutung  fiir  Priorität  und  Dauer  des  Rechts, 
da  auch  das  durch  eine  unvollkommene  Anmeldung  erworbene  Recht 
übertragen  werden  kann  (vergl.  197).  Der  Rechtsnachfolger,  welcher 
die  Anmeldung  vervollständigt ,  erwirbt  die  Berechtigung  selbst- 
verständlich auch  erst  mit  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  Ergänzung 
der  Anmeldung  erfolgt. 

53.  Eintragung  des  Zeltpunktes  der  Anmeldung  in  die  Zeichenrolle. 

Wird  die  Eintragung  des  Zeichens  angeordnet,  so  ist  als  Zeit- 
punkt der  Anmeldung  der  Zeitpunkt  der  ordnungs massig  erfolgten 
Anmeldung  in  die  Zeichenrolle  einzutragen  (vergl.  77).  Diese  Ein- 
tragung beweist  den  Zeitpunkt  der  Anmeldung;  indessen  wird  dem 
Inhaber  des  Zeichens  vorbehalten  bleiben  müssen,  durch  den 
Antrag'  auf  Berichtigung  der  Eintragung  bei  dem  Patentamt,  und 
dem  Inhaber  sowohl  als  auch  seinem  Gegner,  in  dem  Prozessverfah- 
ren vor  den  ordentlichen  Gerichten  den  Nachweis  zu  führen,  dass 
die  Anmeldung  zu  einem  anderen  Zeitpunkte  als  dem  in  der  Zeichen- 
rolle angegebenen  in  ordnungsmässiger  Weise  geschehen  sei  (vergl. 
85.  86).  Erfolgt  die  Eintragung  auf  Anordnung  des  Beschwerde- 
gerichts, so  ist  der  Zeitpunkt  der  von  dem  Beschwerdegericht  als 
ordnungsmässig  anerkannten  Anmeldung  massgebend  (vergl.  Str.  Bd. 
7  S.  416).  Eine  Berichtigung  des  den  Zeitpunkt  der  Anmeldung 
betreffenden  Vermerks  wird  auch  von  Amtswegen  seitens  des  Patent- 
amts jederzeit  erfolgen  können.» 

54.  Ergänzung  und  Aenderung  der  Anmeldung  in  materieller  Beziehung. 

Eine  nachträgliche  Ergänzung  oder  Aenderung  der  Anmeldung 
in  materieller  Beziehung  ist  nach  deren  Einreichnng  bei  dem  Patent- 
amte nicht  mehr  zulässig.  Insbesondere  kann  das  Patentamt  den 
Anmelder  zwar  auf  etwaige  materielle  Mängel  hinweisen,  um  den- 
selben zur  Rücknahme  der  Anmeldung  zu  veranlassen;  nicht  aber 
darf  dasselbe  dem  Anmelder  eine  Frist  zu  deren  Beseitigung  setzen 
< vergl.  313).  Weder  in  Hinsicht  auf  seine  äussere  Gestaltung,  noch 
in  Bezug  auf  seine  Zusammensetzung,  noch  auch  mit  Rück- 
sicht auf  den  Geschäftsbetrieb  oder  auf  die  Waaren,  für  welche  es 
bestimmt  ist,  oder  die  Person  seines  Inhabers  darf  das  angemeldete 
Zeichen  später  eine  Aenderung  erfahren.  Es  können  also  weder 
an  der  Darstellung  des  Zeichens  —  ausser  wenn  dieselbe  undeutlich 
war,  oder  es  sich  nur  um  künstlerische  Vervollkommnungen  in  der 
AnsfÜhrung  handelt  —  irgend  welche  Aenderungen,  selbst  nicht 
solche,  welche  für  das  Gesammtbild  des  Zeichens  von  unwesent- 
licher Bedeutung  sind,  vorgenommen  werden,  noch  auch  dürfen  an- 
dere Waaren,  ein  anderer  Geschäftsbetrieb  oder  ein  anderer  Inhaber 
an  die  Stelle  der  ursprünglich  angemeldeten  Waaren  u.  s.  w.  gesetzt  werden. 
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Ebensowenig  dürfen  andere  Waaren  —  auch  wenn  sie  den  ursprüng- 
lich angemeldeten  gleichartig  sein  sollten  —  dem  mit  der  Anmel- 
dung überreichten  Verzeichniss  später  hinzugefügt  werden.  Derar- 
tige Aenderungen  können  nur  im  Wege  einer  neuen  Anmeldung 
erfolgen  (vergl.  Kohler  M-R.  S.  322.  325)*.  In  der  Regel  sind  sol- 
che Aenderungen  der  Anmeldung  in  dem  Anmelde  verfahren  über- 
haupt nicht  zu  beachten,  d.  h.  es  ist  nur  die  ursprüngliche  Anmeldung 
der  Entscheidung  zu  Grunde  zu  legen,  es  sei  denn,  dass  aus  der 
betreffenden  Erklärung  des  Anmelders  die  Absicht,  die  frühere  An- 
meldung zurückzunehmen  und  an  deren  Stelle  eine  neue  zu  setzen,, 
sich  ergiebt.  Ist  letzteres  der  Fall,  so  muss  "die  nachträgliche  Er- 
gänzung als  neue  Anmeldung  —  insbesondere  auch  mit  Rücksicht 
auf  die  Gebührenzahlung  —  behandelt  werden. 

Eine    von     der    hier    ausgesprochenen     Meinung     abweichende 
Praxis  befolgt  das  Patentamt,    indem  dasselbe  im  Anmeldeverfahren 
unwesentliche    Abänderungen    gestattet.     Ob    eine    zulässige  Ab- 
änderung   oder    ein    unzulässiger     Ersatz     des    angemeldeten     Zei- 
chens durch  ein  von  diesem  verschiedenes  Zeichen    vorliege,    hänge 
demnach  davon  ab,   was  in  dem  Zeichen    als  wesentlich  anzusehen 
sei,  und  ob  der  wesentliche  Inhalt  durch  die  Aenderung  beeinträch- 
tigt   wjerde.     Das   Patentamt    stützt  sich  für  diese  Ansicht  auf  §  20 
Absatz  3  des  Patentgesetzes,    welcher  nach  §  10  Absatz  1    auf  das 
Verfahren  in  Waarenzeichenangelegenheiten   zur  entsprechenden  An- 
wendung zu  kommen  habe    (vergl.  978).     Dem  gegenüber  ist  indes- 
sen hervorzuheben,    dass  §  20    des  Patentgesetzes  eine  Abänderung 
der  in  der  Patentanmeldung    enthaltenen  Angaben  „bis  zu  dem  Be- 
schlüsse über  die  Bekanntmachung  der  Anmeldung^  zulässt,  ein  der- 
artiger Beschluss  aber  in'  Waarenzeichensachen    nicht    ergeht.     Als 
eine  wesentliche  Abweichung  der  Anmeldung  ist  es  insbesondere  nachder 
Ansicht  des  Patentamts  nicht  anzusehen,    wenn    das   Zeichen  in  den 
Hanptzügen  dasselbe    bleibt    und    nur    figürliches    oder    sprachliches 
Beiwerk  geändert    wird;    auch    wird*  es    für    zulässig    erachtet,    das- 
Waaren verzeichniss     auf    andere     Waaren      zu      erstrecken,    sofern 
diese  Waaren  mit    den    ursprünglich    angemeldeten    Waaren   gleich- 
artig sind.      Diese  Grundsätze  werden  von  dem  Patentamt  auch  bei 
der  in  Gemässheit    des    §  24    erfolgenden   Anmeldung  der  schon  in 
die      früheren      Zeichenregister      eingetragenen      Zeichen       befolgt 
(vergl.  1(X)7).      In  letzterer  Hinsicht  ist  allerdings  zuzugeben,    dass, 
da  die  nach  früherem  Recht  statthafte  Angabe  von  Waarengattun- 
gen  j.etzt  nicht  mehr    zulässig    ist,    es    gestattet    sein    muss,    in  der 
Anmeldung  schon    früher    geschützter  Zeichen  zur  Zeichenrolle    die 
Waaren,    fiir  welche    das    Zeichen    bestimmt  ist,    der  Vorschrift  des 
geltenden    Gesetzes    gemäss    genauer    zu    speciaUsiren     (vergl.    66)- 
Das  Patentamt  hat  in    einem  Falle   eine  Aenderung  der  Anmeldung 
sogar  in  dei    Beschwerdeinstanz  zugelassen,  in  einem  anderen  Falle 
dagegen  dieselbe  für  unstatthaft  erklärt,    da    die    Beschwerdeabthei- 
lung über  die  seitens  der    Vorabtheilung   nicht    geprüften,    mit    der 
Beschwerdebegründung  vorgelegten,  neuen  Zeichendarstellungen  eine 
Entscheidung  nicht  treffen  könne    (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S  185.  171). 
Die  Priorität    einer  erst  im  Laufe  des  Verfahrens  in  materieller  Be- 
ziehung vervollständigten  Anmeldung  ist  von   dem  Zeitpunkte  dieser 
Vervollständigung  an,  nicht  schon  von  dem  Zeitpunkte  des  Eingangs- 
der  ursprünglichen  Anmeldung  an,  zu  berechnen  (vergl.  52). 
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55.  Rflcknahme  der  Anmeldung. 

Die  Anmeldung  kann  in  jeder  Lage  des  Verfahrens,  so  lange 
die  Eintragung  nicht  erfolgt  ist,  zurückgenommen  werden.  Die 
Rücknahme  kann  sowohl  ausdrücklich  als  stillschweigend  dadurch 
erklärt  werden,  dass  seitens  des  Anmelders  auf  einen  die  Anmeldung  he- 
mangelnden  Vorbescheid  des  Patentamts  eine  Erklärung  nicht  rechtzeitig 
abgegeben  wird  (vergL  313).  Vorbehalte  bei  der  Rücknahme  sind  un- 
zulässig und  werden  als  nicht  geschehen  betrachtet  (vergl.  Gar  eis 
Bd.  5  S.  127).  Der  Rücknahme  der  Anmeldung  steht  der  Verzicht 
auf  die  Beschwerde  wegen  Versagung  der  Eintragung  gleich  (vergl. 
6  a  r  e  i  s  Bd.  5  S.  131).  Die  Rücknahme  der  Ajameldung  kann  von 
einem  Dritten  im  Wege  der  Klage  verlangt  werden,  wenn  die  An- 
meldung des  Zeichens  sich  als  ein  Eingriff  in  ein  Recht  dieses 
Dritten  darstellt  (Köhler  M-R.  S.  345).  Eine  derartige  Klage 
kann  sowohl  auf  ein  für  den  Dritten  begründetes  Zeichenrecht  — 
da  die  Anmeldung  eine  Störung  dieses  Rechtes  enthält  — 
als  auch  auf  vertragsmässige  Beziehungen  der  Betheiligten  unter 
einander  gegründet  werden.  Das  die  Verurtheilung  zur  Rücknahme 
der  Anmeldung  aussprechende  Urtheil  ersetzt,  sobald  es  zur  Kennt- 
niss  des  Patentamts  gebracht  wird,  die  Rücknahme erklärung  des 
Anmelders  (vergl.  877).  Von  der  Gebühr  werden  bei  Rücknahme 
der  Anmeldung  'nach  §  2  Absatz  3  zwanzig  Mark  erstattet.  Eine 
theilweise  Rücknahme  der  Anmeldung  ist  nur  insofern  fUr  zulässig 
zu  erachten,  als  der  Anmelder  im  Laufe  des  Verfahrens  auf  die  Ein- 
tragung einzelner  in  dem  Waarenverzeichniss  angegebener  Waaren 
verzichten  kann.  Eh  ist  dies  namentlich  dann  von  Bedeutung,  wenn 
sonst  die  Eintragung  auf  Grund  der  §§  5  und  6  wegen  theilweiser 
Uebereinstimmung  mit  einem  anderen  Zeichen  zu  versagen  sein 
würde  (vergl.  182). 

56.  Wirkungen  der  Mcknahme  und  der  Zurückweisung  der  Anmeldung. 

Mit  der  Rücknahme  der  Anmeldung  erlöschen,  in  gleicher  Wei- 
se wie-  bei  rechtskräftiger  Versagung  der  Eintragung,  alle  mit  der 
Anmeldung  verknüpften  rechtlichen  Wirkungen  (vergl.  Gareis  Bd. 
5  S.  127).  Eine  zurückgenommene  Anmeldung  kann  ebenso  wie 
eine  zurückgewiesene  Anmeldung  jederzeit  wiederholt  werden;  eine 
derartige  wiederholte  Anmeldung  ist  indessen  als  eine  völlig  neue  zu 
behandeln  (vergl.  G  a  r  e  i  s  Bd.  5  S.  131).  Eine  Wiederholung  der  zu- 
rückgewiesenen Anmeldung  ist  allein  im  Falle  des  6  6  nicht  für 
unbedingt  zulässig  zu  erachten  (vergl.  194). 

57.  Verfahren. 

Ueber  das  bei  der  Anmeldung  von  Waarenzeichen  eintretende 
Verfahren  trifiPt  §  10  Bestimmungen  (vergL  311  ff.). 

58.  Druoketook. 

Hat  die  Prüfung  der  Anmeldung  durch  das  Patentamt  ergeben, 
dass  die  Eintragung  des  Zeichens  in  die  Rolle  erfolgen  kann,  so  hat 
der  Anmelder  einen  für  die  Vervielfältigung  des  Zeichens  bestimmten, 
das  Zeichen  in  allen  wesentlichen  Theilen  deutlich  wiedergebenden. 
Druckstock  sowie  einen  mittels  desselben  gefertigten  Abdruck  des 
Zeichens   in    zwei    Ausfertigungen    einzureichen.      Der   Druckstock^ 
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dessen  Anfertigung  auf  Antrag  des  Anmelders  durch  d^s  Patentamt 
veranlasst  werden  kann,  muss  ein  Holzschnitt,  eine  Zinkätzung  oder 
ein  Galvano  sein  und  muss  eine  Schrifthöhe  von  2,4  cm  besitzen. 
Seine  Grösse  soll  6,5  cm  in  Höhe  und  Breite  nicht  übersteigen; 
in  Ausnahmefallen  kann,  falls  die  Deutlichkeit  es  erfordert,  eine 
grössere  Ausführung  zugelassen  werden  (V-0.  v.  21/7  94  §  5).  Da  die 
Grösse  von  6,5  cm  der  Regel  nach  bei  guter  technischer  Ausfüh- 
rung ausreichend  ist,  um  ein  deutliches  Bild  des  Waarenzeichens 
zu  liefern,  so  kann  die  Zulassung  von  grösseren  Druckstöcken  nur  in 
ganz  besonders  gearteten  Ausnahmefällen  bewilligt  werden.  Der 
Antrag  auf  Zulassung  ist  ausführlich  zu  begründen.  Auch  bei 
Wortzeichen  ist  ■  die  Einreichung  eines  Druckstocks  erforderlich 
(vergl.  975.  976). 

59.  VerfOgung  Ober  die  Unterlagen  der  Anmeldung. 

lieber  Modelle,  Probestücke  und  sonstige  Ünfterlagen  einer  An- 
meldung trifft,  insoweit  deren  Aufbewahrung  nicht  mehr  für  erforder- 
lich erachtet  wird,  der  Präsident  des  Patentamtes  im  Einvernehmen 
mit  der  Abtheilung  für  Waarenzeichen  Verfügung  (V-0.  v.  30  6  94 
§  7).  Zu  den  Unterlagen,  auf  welche  sich  diese  Vorschrift  bezieht, 
gehört  auch  der  Druckstock.  Letzterer  wird  regelmässig  nicht  eher 
von  dem  Patentamt  zurückgegeben,  als  bis  feststeht,  dass  das  Zeichen 
aus  der  Zahl  der  zu  veröffentlichenden  Zeichen  ausgeschieden,  d.  h. 
wenn  dasselbe  nicht  mehr  in  die  Jahresübersichten  über  die  jedes- 
mal noch  in  Kraft  befindlichen  Zeichen  aufzunehmen  ist  (vergl.  977). 
Eine  frühere  Rückgabe  des  Druckstocks  kann  nur  dann  erfolgen, 
wenn  der  Zeicheninhaber  die  Kosten  für  die  Herstellung  eines  im 
Besitz  des  Patentamts  verbleibenden  Galvanos,  welche  durch  letzteres 
vermittelt  wird,  übernehmen  zu  wollen  erklärt  (vergl.  977). 
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60.  Name  und  Berufsstellung  des  Anmelders. 

Die  Angabe  des  Namens  und  der  Berufsstellung  des  Anmelders 
in  dem  die  Anmeldung  enthaltenden  Gesuche  ist  vorgeschrieben,  da- 
mit die  Person  des  Zeicheninhabers  erkennbar  gemacht  und  dem- 
nächst in  die  Zeichenrolle  eingetragen  werde.  Bei  juristischen  Personen 
ist  der  statutenmässige  Name,  bei  Handelsgesellschaften  die  Firma, 
welche  bei  diesen  den  Namen  ersetzt,  anzugeben.  In  den  beiden 
letzteren  F&llen  wird  es  sich  ausserdem  empfehlen,  die  juristische 
Natur  der  anmeldenden  Person  —  z.  B.  dass  dieselbe  Aktiengesell- 
schaft ist  —  in  der  Anmeldung  hervorzuheben,  damit  das  Patentamt 
in  der  Lage  ist,  zu  prüfen,  ob  und  welche  Nachweise  hinsichtlich 
der  Vertretungsbefugniss  zu  verlangen  sind. 

61.  Firma. 

Der  Einzelkaufmann  kann  sowohl  unter  seinem  bürgerlichen 
Namen  als  unter  seiner  Firma  das  Zeichenrecht  erwerben,  da  die 
Firma  nach  Art.  15  des  Handelsgesetzbuchs  der  Name  ist,  unter 
welchem  ein  Kaufmann  im  Handel  seine  Geschäfte  betreibt  und  seine 
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Unterschrift  abglebt  (anders  Seligsohn  §  2  N.  3a).  Die  Frage,  ob 
die  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  selbst  ein  Handelsgeschäft  ist,  er- 
übrigt sich  hierbei,  da  die  Firma  nicht  nur  zum  Abschlüsse  eigent- 
licher Handelsgeschäfte  sondern  überhaupt  bei  Vornahme  aller  der- 
jenigen Massregeln  gebraucht  werden  kann,  welche  die  Wahrung 
von  Rechten  für  den  Handelsbetrieb  bezwecken,  insoweit  der  Gebrauch 
des  bürgerlichen  Namens  nicht  gesetzlich  vorgeschrieben  ist  (M  o  t. 
zu  §  1,  Meves  n.  S.  18,  Busch  Bd.  27  S.  436.  437,  Cosack 
S.  50,  vergl.  auch  K-O-H.  Bd.  3  S.  411).  Nach  der  Praxis  des  Patent- 
amtes werden  denn  auch  Firmen  —  ohne  Rücksicht  darauf,  -  ob  sie  einer 
Gesellschaft  oder  einem  Einzelkaufmann  zustehen  —  als'  Zeichen- 
inhaber eingetragen.  Erfolgt  die  Anmeldung  unter  der  Firma,  so 
wird,  wenn  ein  Kauftnann  mehrere  Geschäftsbetriebe  oder  mehrere 
Firmen  besitzt,  das  Zeichenrecht  nur  für  denjenigen  Geschäftsbetrieb 
erworben,  zu  dessen  Bezeichnung  die  in  der  Anmeldung  angegebene 
Firma  bestimmt  ist.  Die  Anmeldung  unter  der  Firma  hat  feiner  die 
Folge,  dass  das  Zeichen  mit  der  Firma  auf  den  jedesmaligen  Er- 
werber der  letzteren  übergeht,  ohne  dass  es  einer  besonderen  Ueber- 
tragung  bedarf  (vergl.  215).  Die  Berechtigung,  ein  Waarenz  eichen 
unter  einer  Firma  zu  erwerben,  ist  nicht  davon  abhängig,  dass  die 
Firma  in  das  Handelsregister  eingetragen  oder  dass  dieselbe  gesetz- 
lich zulässig  ist,  d.  h.  den  im  Handelsgesetzbuch  gegeben^.n  Vor- 
schriften entspricht.  Die  Rechtsakte,  welche  ein  Kaufmann  unter  der 
von  ihm  thatsächlich  geführten  —  wenn  auch  unzulässigen  —  Firma 
vornimmt,  entbehren  nicht  der  rechtlichen  Wirksamkeit  (vergl. 
Kohler  M-R.  S.  225.  226,  R-O-Ä.  Bd.  22  S.  71  72,  R-O-H. 
Bd.  24  S.  301.  302,  Str.  Bd.  23  S.  351,  Oppenhoff  Bd.  18 
S.  27).  Nichtkanfleute  und  Gesellschaften,  welche  Handelsgeschäfte 
nicht  betreiben,  können-  dagegen  unter  einer  Firma  keinerlei  Rechte 
erwerben;  dies  gilt  selbst  dann,  wenn  in  dem  einen  oder  dem  anderen 
Falle  eine  Firma  versehentlich  in  das  Handelsregister  eingetragen 
sein  sollte  (Bolze  Bd.  6  Nr.  631,  vergl.  auch  504  523). 

Stimmt  der  bürgerliche  Name  eines  Kaufmanns  mit  dessen  Firma 
überein,  so  empfiehlt  es  sich,  dass  in  der  Anmeldung  ausdrücklich 
hervorgehoben  wird,  ob  dieselbe  zu  Gunsten  der  Firma  oder  zu 
Gunsten  der  Privatperson  erfolgt.  Diese  Konstatirung  ist  namentlich 
mit  Rücksicht  auf  die  Rechtsnachfolge  in  das  Zeichenrecht  von  Be- 
deutung, indem  das  zu  Gunsten  der  Firm«  eingetragene  Zeichen  auf 
•die  späteren  Erwerber  der  Firma,  das  zu  Gunsten  der  Privatperson 
eingetragene  Zeichen  dagegen  auf  die  Rechtsnachfolger  der  Privat* 
person  übergeht  (vergl.  215.  219).  Ist  die  Anmeldung  für  einen 
kaufmämischen  Geschäftsbetrieb  geschehen,  so  wird  im  Zweifel  an- 
zunehmen sein,  dass  die  Firma  gemeint  sei. 

62.  Wohnort  ynd  Niederlassung. 

Die  Angabe  des  Wohnorts  oder  der.  Niederlassung  des  An- 
melders ist  nicht  allein  um  deswillen  erforderlich,  weil  hierdurch  die 
Person  des  Anmelders  besser  gekennzeichnet  wird,  sondern  auch  des- 
wegen, weil  aus  dieser  Angabe  sich  ergiebt,  ob  der  Geschäftsbetrieb  des 
Anmelders  ein  inländischer  oder  ausländischer  ist.  Im  letzteren  Falle 
kommt  ausser  den  für  die  Anmeldung  allgemein  gegebenen  Vor- 
schriften die  besondere  Bestimmung  des  §  23  zur  Anwendung.  Nach 
•§  23  ist  für  die  Frage,  ob  der  Gesehäftsbetrieb  als  ein  ausländischer 

Kent,  Sohati  der  WMrenbeseiohniiniceii.  ^ 
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anzusehen  ist,  zunächst  die  Lage  der  Niederlassung  des  Anmelders, 
nicht  diejenige  seines  Wohnorts,  wenn  solcher  von  der  Niederlassung^ 
verschieden  ist,  entscheidend;  hieraus  ergiebt  sich,  dass  die  Angabe 
der  Niederlassung,  falls  der  Anmelder  eine  solche  hat,  unumgänglich 
erforderlich  ist.  Unter  Niederlassung  im  Sinne  des  Gesetzes  ist  die 
Hauptniederlassung  des  Anmelders  zu  verstehen;  der  Angabe  etwaiger 
Zweigniederlassungen  bedarf  es  nur  dann,  wenn  mit  Bücksicht  hier- 
auf seitens  des  Anmelders  die  Inlfinderqu alitat  beansprucht  wird 
(vergl.  896.  930).  Erst  in  Ermangelung  einer  Niederlassung  kommt 
rechtlich  der  Wohnort  des  Anmelders  in  Betracht  (vergl.  892). 
Juristische  Personen  und  Handelsgesellschaften  haben  nur  eine  Nieder- 
lassung, keinen  Wohnort.  Findet  sich  in  der  Anmeldung  bei  dem 
Namen  des  Anmelders  nur  eine  Ortsangabe,  so  wird  hierunter 
regelmässig  die  Niederlassung  zu  verstehen*  sein.  Eine  unrichtige 
Angabe  der  Niederlassung  ist  dann  von  wesentlicher  Bedeutung,  wenn 
hierdurch  der  Anschein  erweckt  wird,  dass  ein  Geschäftsbetrieb, 
welcher  thatsächlich  ein  ausländischer  ist,  ein  inländischer  sei.  Ge- 
langt eine  derartige  Unrichtigkeit  vor  der  Eintragung  zur  Kenntniss 
des  Patentamtes,  so  ist,  wenn  die  ftir  die  Anmeldung  ausländischer 
Waarenzeichen  gegebenen  Vorschriften  nicht  beachtet  sind  oder  die 
Voraussetzungen  der  Schutzftihigkeit  ausländischer  Waarenzeichen 
nicht  vorliegen,  die  Eintragiyig  zu  versagen;  ist  die  Eintragung^ 
bereits  erfolgt,  so  kann  unter  Umständen  die  Löschung  nach  §  S 
No.  2  erfolgen  (vergl.  255.  933).  Ungenauigkeiten  und  Schreibfehler 
können  dagegen  jeder  Zeit  auch  nach  der  Eintragung  berichtigt 
werden  (vergl.  86). 

63.  Bezeichnung  des  Geschäftsbetriebes. 

Die  Anmeldung  muss  die  Bezeichnung  des  Geschäftsbetriebes,, 
in  welchem  das  Zeichen  bereits  verwendet  wird  oder  verwendet 
werden  soll,  enthalten,  um  die  unlösbare  Beziehung,  in  welchem  das 
Zeichen  zum  Geschäftsbetriebe  steht,  äusserlich  erkennbar  zu  machen 

S vergl.  29).  Aus  dem  BegriflFe  des  Geschäftsbetriebes  ergiebt  sich, 
lass  derselbe  bezeichnet  wird  durch  Angabe  der  Art  der  wirth- 
schaftlichen  Thätigkeit  des  Anmelders,  also  durch  die  Angabe,  ob 
der  Geschäftsbetrieb  sich  auf  die  Herstellung  oder  den  Vertrieb  von 
Waaren  erstreckt  —  insbesondere  ob  der  Anmelder  Fabrikant,  Land- 
wirth,  Bergwerksbesitzer,  Kaufmann,  Agent,  Kommissionär,  Importeur 
u.  s.  w.  ist  —  sowie  durch  die  Bezeichnung  derjenigen  W^aaren, 
welche  Gegenstand  des  Geschäftsbetriebes  sind.  Unter  diesen 
Waaren  müssen  sich  auch  die  in  der  Anmeldung  bezeichneten 
Waaren  befinden  (vergl.  31).  Wird  der  Geschäftsbetrieb  unter 
einem  besonderen  Namen  —  unter  einer  Firma  im  Sinne  des  Handels- 
gesetzbuchs oder  unter  einem  sonstigen  Namen,  dem  sog.  Etablisse- 
mentsnamen —  geführt,  so  empfiehlt  sich,  sofern  dies  behufs  Unter- 
scheidung des  Geschäftsbetriebes  von  anderen  ähnlichen  Betrieben 
nöthig  erscheint,  auch  die  Angabe  des  betreffenden  Namens,  wiewohl 
dies  weder  durch  Gesetz  noch  durch  Verordnung  vorgeschrieben  ist. 

64.  Ungenaue  und  unrichtige  Bezeichnung  des  Geschäftsbetriebes. 

Die  Bezeichnung  des  Geschäftsbetriebes  ist  ein  nothwendiger 
Bestandtheil  der  Anmeldung;  enthält  die  letztere  diese  Angabe  nicht» 
so    muss    sie    zurückgewiesen    werden.      Wird    der    Geschäftsbetrieb 
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ungenau  oder  unrichtig  bezeichnet,  so  kann  dies  bei  der  Eintragung 
nicht,  wohl  aber  dann  von  Bedeutung  sein,  wenn  es  sich  um  die 
Prtifting  der  Frage  handelt,  ob  der  in  der  Anmeldung  bezeichnete 
Geschäftsbetrieb  in  Gemassheit  des  §  7  übertragen  oder  in  Gemäss- 
heit  des  §  9  No.  2  als  eingestellt  anzusehen  ist  (vergl.  P.  M.  & 
Z-Bl.  Bd.  2  S.  184.  185). 

65.  Der  Geschftftsbetrieb  muss  zur  Zeit  der  Anmeldung  noch  nicht 

begonnen  sein. 

Ob  ein  Geschäftsbetrieb,  insbesondere  in  den  in  der  Ajimel- 
düng  bezeichneten  Waaren,  zur  Zeit  der  Anmeldung  bereits  besteht, 
bat  das  Patentamt  im  Anmeldeverfahren  nicht  zu  untersuchen.  Die 
£intragung  muss  erfolgen  und  ist  wirksam  Selbst  dann,  wenn  der 
Anmelder  zu  der  Zeit,  in  welcher  die  Anmeldung  erfolgt,  weder 
Veranstaltungen  zu  .einem  Geschäftsbetriebe  überhaupt  noch  zu  einem 
Betriebe  in  denjenigen  Waaren,  för  welche  das  Zeichen  bestimmt 
ist,  getroffen  hat  (K.ohler  M-R.  S.  213,  Civ.  Bd.  18  S.  96,  vergl. 
ZgR.  m.  S.  281.  282,  ZgR.  IV.  S. '  53).  Jedoch  muss,  da 
das  Waarenzeichen  nur  in  seiner  Beziehung  zu  dem  Geschäftsbetriebe 
geschützt  ist,  zum  Mindesten  eine  auf  Eröffnung  des  Betriebes  ge- 
richtete Absicht  bestehen.  Ob  diese  Absicht  thatsächlich  vorliegt, 
kann,  da  es  sich  um  ein  rein  innerliches  Moment  handelt,  im  An- 
meldeverfahren keiner  Prüfung  unterliegen;  äusserlich  dokumentart 
sich  eine  derartige  Absicht  dadurch,  dass  in  einer  den  Umst^mden 
nach  angemessenen  Zeit  nach  der  Anmeldung  der  Beginn  des  Ge- 
schäftsbetriebes thatsächlich  erfolgt.  Geschieht  dies  nicht,  so  spricht 
die  Vermuthung  daftir,  dass  diese  Absicht  niemals  bestanden  habe; 
es  muss  indessen  in  einem  solchen  Falle  dem  Inhaber  des  Zeichens 
freistehen,  durch  den  Nachweis,  dass  der  Beginn  des  Geschäftsbe- 
triebes durch  besondere  Umstände  sieh  verzögert  habe,  die  Ver- 
muthung  zu  widerlegen.  Wird  dieser  Nachweis  nicht  geführt,  so 
kann  die  Löschung  des  Zeichens  auf  Grund  des  §  9  No.  2  verlangt 
werden  (vergl.  301).  Ob  der  Geschäftsbetrieb  begonneu  ist,  ist  eine 
nach  Lage  des  einzelnen  Falles  zu  beurtheilende  Frage  thatsächlicher 
Natxir;  jedenfalls  muss  mit  der  auf  die  Herstellung  oder  den  Vertrieb 
der  in  der  Anmeldung  bezeichneten  Waaren  gerichteten  Thätigkeit, 
nnd  zwar  in  ernstlicher  Weise  —  nicht  nur  zum  Scheine  —  der 
Anfang  gemacht  sein;  es  ffentigen  z.  B.  noch  nicht  Handlungen  nur 
vorbereitender  Natur  wie  die  Ermiethung  eines  Geschäftslokals  oder 
die  Einrichtung  einer  Fabrik  (vergl.  C  i  v.  Bd.  Iß  S.  20  ff.). 

66.  Verzeichniss  der  Waaren. 

In  der  Anmeldung  müssen  die  Waaren,  für  welche  das  Zeichen 
bestimmt  ist,  angegeben  werden,  da  das  Zeichen  nicht  allgemein 
sondern  nur  in  seiner  Beziehung  zu  diesen  bestimmten  Waaren  ge- 
schützt ist  (vergl.  22).  Die  Bezeichnung  der  Waaren  muss  eine 
derartig  bestimmte  und  genaue  sein,  dass  im  Verkehre  möglichst 
jeder  Zweifel  darüber  ausgeschlossen  wird,  ob  im  einzelnen  Falle 
eine  Waare  zu  den  in  dem  Verzeignisse  angegebenen  Waaren  ge- 
hört. Eine  allgemein  gehaltene  Angabe  der  Waarengattung,  d.  h. 
Sammelnamen  wie  ^Maschinen",  „Kurzwaaren'',  ^chemische  Produkte", 
^Kleineisenwaaren",  „Textilwaaren"  u.  s.  w.  genügt  demnach  in 
der  Kegel   nicht    (M  o  t.  &  K  o  m  m.  -  B  e  r.    zu    §    2).     Andererseits 
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ist  weder  eine  ins  Einzelne  gehende  Beschreibung  der  Waare    noch 
eine  Aufzählung  der   verschiedenen  Qualitäten    oder  Sorten,    welche 
mit  dem  Zeichen   versehen   werden    sollen,    erforderlich;    es    genügt 
vielmehr    die    Angabe    derjenigen    Bezeichnung,    durch    welche    die 
Waare  im  Verkehr  von  anderen  Waaren  unterschieden  wird.    Daher 
muss    z.   B.    die    Anmeldung    eines  Waarenzeichens    für  ^Cigarren^, 
„Weine",  „Seifen"  u.  s.  w.  zulässig  erscheinen.     Handelt  es  sich  um 
eine    völlig   neue,    im  Verkehre    bisher   nicht   bekannte,    Waare,    so 
wird,  da  sonst    eine  Kennzeichnung    der  Waare    nicht    möglich    sein 
würde,    eine    allgemeinere  Bezeichnung    zugelassen  werden   müssen. 
Ein  neues  chemisches  Produkt   kann   beispielsweise    als  „Farbstoff", 
„pharmazeutisches    Produkt",     „Arzneimittel"     u.    s.    w.    bezeichnet 
werden.     Es    empfiehlt    sich  jedoch    alsdann  die  Hinzufügung  einer 
kurzen  Beschreibung,    aus  welcher    die  Zusammensetzung    oder   der 
.Zweck  der  Waare  sich    ergiebt.     Das  Waarenverzeichniss    hat    aus- 
schliesslich die  Waaren   selbst    anzugeben,    für   welche    das  Zeichen 
bestimmt  ist.     Unzulässig    ist    es    daher,    wenn,  in  einer  Anmeldung 
der  Schutz  des  Zeichens  für  bestimmte  Waaren  und  deren  Ver- 
packung   beantragt    wird,    da    die  Verpackung    als    solche    keine 
Waare  im  Sinne  des  Gesetzes  ist,  und    der   für    dieselbe    geforderte 
Schutz  ohnedies  nach    §   12    eijitritt,    so    dass    es    einer    besonderen 
Geltendmachung  desselben  in  der  Anmeldung  nicht  bedarf  (vergl.  971). 
Indessen  steht  nichts  entgegen,  dass  die  einzelnen  Verpackungsmittel, 
da  solche  selbständige  Waaren  sein  können,  neben  den  Waaren,  zu 
deren  Verpackung  sie  dienen,  angegeben  werden.     Dies  gilt  indessen 
nur  unter  der  Voraussetzung,    dass    die  Verpackungsmittel    auch  als 
selbständige  Waaren  in  dem  Geschäftsbetriebe  des  Anmelders  herge- 
stellt oder  vertrieben  werden. 

Die  Waaren,  für  welche  das  Zeichen  bestimmt'  ist,  müssen  nicht 
gleichartiger  Natur  sein;  ein  Geschäftsbetrieb,  z.  B.  derjenige  eines 
überseeischen  Import-  oder  Exporthauses,  kann  die  verschieden- 
artigsten Waaren  umfassen.  Es  empfiehlt  sich  —  besonders  in  Fällen 
der  letzteren  Art  —  das  Verzeichniss  so  umfassend  und  ausführlich 
als  möglich  zu  gestalten,  um  jeden  Zweifel  über  den  Umfang  des 
Schutzes  auszuschliessen.  Diese  im  Interesse  des  Zeichenschutzes 
vorgeschriebene  Spezialisirung  der  Waaren  muss  indessen  nach  der 
Praxis  des  Patentamtes  nicht  auf  alle  Waaren  ausgedehnt  werden, 
die  im  geschäftlichen  Verkehr  überhaupt  noch  begrifflich  unter- 
schieden werden.  Bei  solcher  Ausführlichkeit  würde  schon  In  einem 
mittleren  Geschäfts-  oder  Fabrikationsbetriebe  manches  Waarenver- 
zeichniss mehrere  Druckseiten  füllen.  Die  das  Waarenverzeichniss 
betreffende  Vorschrift  des  Gesetzes  wird  daher  so  verstanden,  dass, 
abgesehen  von  Fällen,  in  denen  nur  ganz  bestimmte  Waaren  durch 
ein  Zeichen  gedeckt  werden  sollen  —  z.  B.  ein  neues  Arzneimittel 
durch  ein  neues  Wort  —  die  Waaren  in  der  Regel  gruppenweise 
zusammenzufassen  sind.  Wie  eng  oder  umfassend  die  Gruppen  sein 
dürfen,  richtet  sich  nach  den  geschäftlichen  Bedürfhissen  des  Ver- 
kehrs und  insbesondere  des  Anmelders.  Unter  dieser  Voraussetzung 
hat  sogar  der  in  der  Begründung  des  Gesetzentwurfes  als  unzulässig 
aufgeführte  Ausdruck  „chemische  Produkte"  wiederholt  in  Waaren- 
verzeichnissen  Aufnahme  finden  können  (P.  M.  &,  Z-Bl.  Bd.  2  S. 
89).  Ist  die  Bezeichnung  der  Waaren  in  dem  Verzeichnisse  eine 
ungenaue,  so  kann  dies  nicht  allein  zur  Zurückweisung    der  Anmel- 
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dusg  führen,  sondern  auch  Einfluss  auf  die  Ausübung  der  Schutz- 
berechtigung haben,  insofern  als  der  Umfang  des  Schutzes  in  solchen 
Fällen  sich  nicht  immer  mit  Gewissheit  feststellen  lässt  (vergl.  359). 
Ebensowenig  wie  der  Geschäftsbetrieb  zur  Zeit  der  Anmeldung 
bereits  begonnen  sein  muss,  muss  der  Anmelder  zu  diesem  Zeitpunkte 
die  Waaren,  fttr  welche  das  Zeichen  bestimmt  ist,  schon  besitzen 
oder  Veranstaltungen  zu  deren  Herstellung  oder  Vertrieb  bereits  ge- 
troffen haben  (K  o  h  1  e  r  M-R.  S.  213,  C  i  v.  Bd.  18  S.  96). 

67.  Antrag,  Gebflhr,  Anlagen,  Unterschrift. 

Die  Anmeldung  muss  den  Antrag,  dass  das  Waarenz eichen  in 
die  Zeichenrolle  eingetragen  werde,  enthalten.     Es  wird  nicht  geradezu 
erforderlich    sein,    dass    die  Worte    „es  werde  Antrag  gestellt*  oder 
ähnliche  gebraucht  sind;  vielmehr  wird  jede  Erklärung  genügen,  aus 
welcher     sich     der     Wille     der     Antragstellung     deutlich    ergiebt, 
z.  B;  die  Erklärung  „das  Zeichen  werde  zur  Zeichenrolle  angemeldet*. 
Der  Antrag  auf  Eintragung   muss  vorbehaltslos    gestellt  sein.     Vor- 
behalte oder  Beschränkungen  —  z.  B.  der  Antrag,   das  Zeichen  nur 
für  ein  bestimmtes  Absatzgebiet    einzutragen  —  sind   nicht  zulässig 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  Id4).     Ausserdem  muss  die  Anmeldung  ent- 
halten die  die  Einzahlung  der  Gebühr  betreffende  Erklärung  —  sofern 
die  Eintragung  nicht  unentgeltlich  zu  erfolgen  hat  — ,  den  Erweis  auf 
die  Anlagen  der  Anmeldung  unter  namentlicher  Aufftihrung  derselben 
und    schliesslich    die    Unterschrift    des  Anmelders    oder    seines  Ver- 
treters.    Die  Anmeldung  kann   sowohl  von  dem  Anmelder  selbst  als 
von  dessen  freiwillig  bestellten,  gehörig  legitimirten,  Vertreter  unter- 
schrieben   werden ;    sie  m  u  s  s '  von    dem    Vertreter    unterschrieben 
sein,  wenn  dessen  Bestellung  in  Gemässheit    des    §    23    nothwendig 
und    erfolgt    ist    (vergl.   922,  anders  Seligsohn  §  2  N.  3).     Die 
Anmeldimg   muss    femer    von    dem  Vertreter   unterschrieben    sein, 
wenn  der  Fall    der   gesetzlichen  Vertretung   vorliegt,    der  Anmelder 
also    ein  Bevormundeter,    eine  Aktiengesellschaft    oder    eine  Korpo- 
ration ist,    welche  in  allen  ihren  rechtlichen  Beziehungen  durch  den 
Vormund,  den  Vorstand  u.  s.  w.  vertreten  werden. 


XII.  Darstellung. 

68.  Bestandtheiie  der  Darstellung. 

Der  Anmeldung  muss  eine  deutliche  Darstellung  des  Zeichens 
beigeftigt  sein,  d.  h.  eine  Darstellung,  welche  die  wesentlichen  Be- 
standtheiie des  Zeichens  deutlich  erkennen  lässt  (vergl.  V-0.  v.  21/7 
W  §  3).  Wesentlich  sind  diejenigen  Bestandtheiie  —  Figuren 
oder  Worte  — ,  welche  für  das  Gesammtbild  des  Zeichens  ent- 
scheidend sind,  während  als  nicht  wesentlich  die  bei  Betrachtung 
der  Gesammtersch einung  des  Zeichens  weniger  hervortretenden  Be- 
standtheiie erscheinen.  Nicht  wesentliche  Bestandtheiie  sind  hier- 
nach in  der  Regel  die  gebräuchlichen  Randverzierungen,  Orna- 
mente und  solche  Figuren  oder  Figurengruppirungen ,  welche 
dazn  dienen,  die  Hauptbestandtheile  des  Zeichens  oder  das 
Zeichen  in  seiner  Gesammtheit  gegenüber  seiner  Umgebung 
abzugrenzen,    oder    welche    dasselbe    im  Allgemeinen  ausschmücken 
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sollen.  Die  Darstellung  entspricht  der  gesetzlichen  Vorschrift,  wenn 
solche  Neb enbestandth eile  —  wie  dies  mit  Rücksicht  auf  die  Grösse 
der  für  die  Zeichenrolle  bestimmten  Darstellung  öfters  nicht  anders 
möglich  ist  —  nicht  im  Einzelnen  mit  der  gleichen  Deutlichkeit  wie 
die  Hauptbestandtheile  ausgeftihrt  sind.  Dagegen  muss  die 
Darstellung  —  mit  diesem  Vorbehalt  —  selbstverständlich  auch  die 
unwesentlicheren  Bestandtheile  des  Zeichens  wiedergeben.  Ob  bei 
der  Darstellung  des  Zeichens  mitangegebene  Verzierungen,  ins- 
besondere Bandverzierungen,  Arabesken  und  sonstige  Zuthaten,  z.  B. 
Linien,  Buchstaben  und  Worte,  überhaupt  als  Bestandtheile  des 
Zeichens  oder  nur  als  willkürliches  Beiwerk  anzusehen  sind,  welches 
bezweckt,  das  eigentliche  Waa^enzeichen  gegen  seine  Umgebung 
schärfer  abzuheben,  ist  eine  Frage  thatsächlicher  Natur;  es  muss 
hierbei  im  einzelnen  Falle  die  ganze  äussere  Erscheinung  des 
Waarenzeichens,  die  besondere  Beschaffenheit  und  Bedeutung  solcher 
Zuthaten  und  ihre  Anordnung  gegenüber  den  sonstigen  Bestand- 
theilen  des  Waarenzeichens  in  Berücksichtigung  gezogen  werden 
(ZgR.  m.  S.  142).  Ob  z.  B.  die  Wörter  ^Schutzmarke«,  j,Gesetzlich 
geschützt«  oder  eine  einem  figürlichen  Waarenzeichen  hinzugefügte 
Firma  Bestandtheile  des  Zeichens  sind,  kann  demnach  nicht  im  All- 
gemeinen sondern  nur  nach  den  Umständen  des  einzelnen  Falles 
entschieden  werden.  Im  Zweifel,  insbesondere  dann,  wenn  auch  aus 
der  Beschreibung  sich  nicht  Gegentheiliges  ergiebt,  ^ird  allerdings 
anzunehmen  sein,  dass  alle  in  der  für  die  Aufnahme  der  Darstellung 
bestimmten  Anlage  der  Anmeldung  der  Darstellung  des  Zeichens 
beigefügten  Zuthaten  als  zu  dem  letzteren  gehörig  anzusehen  sind 
(Oiv.  Bd.  19  S.  174.  175). 

69.  Undeutlichkeit  der  Darstellung;  Farbe  als  Bestandtheil. 

Ist  die  Darstellung  eine  deutliche  im  Sinne  des  Gesetzes  nicht, 
so  muss  die  Anmeldung  zurückgewiesen  werden;  sollte  die  Ein- 
tragung nichtsdestoweniger  erfolgt  sein,  so  hat  der  als  Inhaber  Ein- 
getragene bei  Geltendmachung  seines  Schutzrechtes  gegenüber  Beein- 
trächtigungen desselben  insofern  Nachtheile  zu  gewärtigen,  als  der 
wirkliche  Umfang  des  Schutzes  in  einem  solchen  Falle  sich  nicht 
immer  mit  Gewissheit  feststellen  lässt  (vergl.  Stenglein  §  2  N.  1). 
Nur  insofern  ist  eine  Ausnahme  zugelassen,  als  die  Farbe,  wenn  die- 
selbe auch  wesentlicher  Bestandtheil  des  Zeichens  ist,  nicht  aus  der 
Darstellung  sich  ergaben  muss,  vielmehr  auch  in  der  Beschreibung 
angegeben  werden  kann  (vergl.  865.  74,  anders  Seligsohn  §  2  N.  9). 
Im  Uebrigen  können  dagegen  weder  die  Beschreibung  noch  auch 
Modelle  oder  Probestücke  die  Darstellung  völlig  oder  theilweise  er- 
setzen; insbesondere  kann  eine  das  Zeichen  in  seinen  wesentlichen 
Bestandtheilen  nur  undeutlich  wiedergab  ende  Darstellung  durch 
Beides  nicht  ergänzt  werden. 

70.  Aeussere  Gestaltung  der  Darstellung. 

Hinsichtlich  der  äusseren  Gestaltung  der  Darstellung  sind  be- 
sondere Vorschriften  nicht  gegeben.  Eine  bestimmte  Grösse  der  für 
die  Zeichenrolle  bestimmten  Darstellung  ist  nicht  vorgeschrieben ; 
nur  hinsichtlich  des  für  die  Vervielfältigung  einzureichenden  Druck- 
stockes ist  bestimmt,  dass  derselbe  der  Regel  nach  nicht  6,  5  cm  in 
Höhe  und  Breite  übersteigen  soll.     Zum  Zwecke  der  Anmeldung  und 
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EIntragang  kann  eine  beliebige  Grösse  der  Darstellung  gewählt 
werden,  welche  der  Grösse  des  thatsächlich  von  dem  Zeicheninhaber 
verwendeten  Zeichens  nicht  zu  entsprechen  braucht.  Auch  hinsicht- 
lich des  Schutzes  gegenüber  Dritten  kommt  die  Grösse  der  einge- 
tragenen Darstellung  nicht  in  Betracht;  das  der  Darstellung  ent- 
sprechende Zeichen  ist  vielmehr  in  jeder  beliebigen  Grösse  geschützt 
(vergl.  869).  Besteht  das  Zeichen  in  einem  oder  mehreren  Wörtern, 
so.  genügt  als  Darstellung  die  graphische  Wiedergabe  des  oder  der 
Wörter  in  der  üblichen  Form  der  Lettern.  Enthält  die  Darstellung 
ein  Wort  oder  Wörter  —  sei  es  in  gewöhnlichen  T/pen  oder  in  be- 
sonderer figürlicher  Gestaltung  —  so  empfiehlt  es  sich,  dass  der 
Anmelder,  welcher  sich  und  seinen  Rechtsnachfolgern  die  ausschliess- 
liche Benutzung  des  Wortes  oder  der  Wörter  auch  in  ihrer  sprach- 
lichen Bedeutung  vorbehalten  will,  dies  in  der  Beschreibung  her- 
vorhebt (vergl.  74a).  Ausser  den  zu  dem  Zeichen  gehörigen  Be- 
standtheiien  darf  die  Darstellung  höchstens  noch  sonstige  Zuthaten 
der  bereits  erwähnten  Art  enthalten,  welche,  wenn  sie  auch  nicht 
eigentliche  Bestandtheile  des  Zeichens  «ind,  doch  —  weil  sie  z.  B. 
za  dessen  Abgrenzung  dienen  — *-  in  einem  gewissen  Zugehörigkeits- 
verhültnisse  zu  demselben  stehen.  Insbesondere  darf  die  zur 
Zeichenrolle  eingereichte  Darstellung  nicht  eine  Abbildang  der  Waara 
selbst  oder  deren  Verpackung,  zu  deren  Bezeichnung  das  Zeichen 
bestimmt  ist,  oder  einzelner  mit  dem  Zeichen  versehener  Thelle  der 
Waare  oder  Verpackung  enthalten. 

71.  Form  der  Darstellung. 

Bei  der  Einreichung  der  Darstellung  zur  Zeichenrolle  sind  die 
in  §§  3  und  5  der  Verordnung  vom  21.  Juli  1894  gegebenen  Vor- 
schriften zu  beachten  (vergl.  969).  Daraus,  dass  hiernach  die  Dar- 
stellung in  zwei  Exemplaren  auf  Bogen  der  vorgeschriebenen  Grösse 
jkufzakleben  ist,  ersieht  sich,  dass,  auch  wenn  es  sich  um  plastische 
Zeichen  handelt,  die  Darstellung  eine  graphische  sein  muss.  Wer 
die  plastische  Gestaltung  seines  Zeichens  hervorheben  will,  kann  zu 
diesem  Zwecke  Modelle  oder  Probestücke  einreichen  oder  sich  der 
Beschreibung  bedienen  (vergl.  47.  74).  Im  Uebrigen  kann  jede 
beliebige  mechanische  Nachbildung  des  Original  Zeichens,  also  eine 
Federzeichnung,  ein  Stempelabdruck,  eine  Photographie  u.  s.  w.  ein- 
gereicht werden;  die  Einreichung  des  Originalzeichens  selbst,  wie 
solches  von  dein  Anmelder  thatsächlich  benutzt  wird,  Ist  nicht  vor- 
geschrieben. 


Xin.  Beschreibung. 

72.  Beschreibung  nicht  obligatorisch. 

Die  Beschreibung  des  Zeichens  Ist  kein  not h wendiges  Erforder- 
niss  der  Anmeldung.  Ob  eine  solche  der  Anmeldung  beigefügt 
werden  soll,  hängt  vielmehr  von  dem  Belieben  des  Anmelders  ab, 
welcher  eine  Beschreibung  der  Anmeldung  anschllessen  kann,  wenn 
er  sie  für  erforderlich  erachtet  (vergl.  V-0.  v.  21//  94  §  4).  Das 
Patentamt  ist  weder  berechtigt,  eine  Beschreibung  zu  verlangen, 
noch  auch  die  Anmeldung  wegen  Mangels   einer  solchen  zurückzu- 


56  §  2.    XIII.  Beschreibung. 

weisen,  selbst  wenn  es  nach  Lage  der  Sache  eine  Beschreibung  für 
nothwendig  oder  nützlich  halten  sollte  (vergl.  Z  g  H.  IV.  S.  42, 
anders  Seligsohn  §  2  N.  10).  Macht  der  Anmelder  von  der  ihm 
freigestellten  Befugniss  Gebrauch,  so  hat  er  die  Beschreibung  in 
zwei  Ausfertigungen  der  Anmeldung  beizuftlgen  (vergl.  V-0.  v.  21/7 
94  §  4). 

73.  Zweck  und  Inhalt  der  Beschreibung. 

Die  Beschreibung  soll  dazu  dienen,  den  Umfang  des  durch  die 
Eintragung  gewährten  Schutzes  in  denjenigen  Fällen  genauer  zu  be- 
stimmen, in  welchen  die  zunächst  diesem  Zwecke  dienende  Darstellung^ 
des  Zeichens  die  Grenzen  des  Schutzrechtes  nicht  mit  genügender 
Deutlichkeit  erkennen  lässt.  Besonders  daän  muss  eine  derartige 
Ergänzung  der  Darstellung  ftir  erforderlich  erachtet  werden,  wenn 
das  von  dem  Zeicheninhaber  tbatsächlich  benutzte  und  im  Verkehre 
als  ihm  zustehend  anerkannte  Zeichen  ein  anderes  Bild  als  die  in. 
d.er  Zeichenrolle  eingetragene  Darstellung  gewährt,  auch  die  Ein- 
reichung von  Modellen  und  Probestücken,  deren  Beifügung  nach  §  4 
der  Verordnung  vom  21.  Juli  1894  zugelassen  ist,  nicht  angängig- 
oder  nicht  ausreichend  erscheint.  Es  ergiebt  sich  hieraus,  dass  die 
Beschreibung  eine  im  Interesse  des  Zeicheninhabers  zugelassene  Er- 
gänzung der  Darstellung  ist.  Die  Beschreibung  kann  keinen  Schutz 
gewähren,  welcher  nach  Massgabe  der  eingetragenen  Darstellung  "des 
Zeichens  nicht  möglich  oder  sogar  im  Widerspruche  mit  der  letzteren 
ist;  d.  h.  der  Anspruch  auf  Schutz  kann  durch  die  Beschreibung^ 
nie  über  die  aus  der  »Darstellung  unter  Berücksichtigung  der  Vor- 
schrift des  §  20  sich  ergebenden  Grenzen  ei-weitert  werden  (vergl. 
836).  Es  ist  demnach,  wenn  der  Umfang  des  Schutzes  in  Frage 
steht,  der  Schwei'punkt  stets  auf  die  Darstellung  zu  legen  und  die 
Beschreibung  nur  zur  Erläuterung  der  Darstellung  mitzubertick- 
sichtigen  (vergl.  M  o  t.  zu  §  2).  Die  Erklänmgen,  welche  der  An- 
melder über  den  Umfang  des  von  ihm  begehrten  Zeichenschutzes 
in  der  Beschreibung  abgiebt,  sind  schon  um'  deswillen  nicht  rechts- 
erheblich, weil  es  nicht  darauf  ankommt,  wie  der  Anmelder  sein 
Zeichen  verstanden  wissen  will,  sondern  darauf,  wie  der  Verkehr  es 
auffasst  (P.  M.  &  Z.-Bl.  Bd.  2  S.  184).  Danach  kommt  der  Be- 
schreibung, auch  wenn  ihr  Vorhandensein  in  der  ZeichcnroUe  ver- 
merkt ist,  eine  massgebliche  Bedeutung  in  Bezug  auf  den  Schutz- 
umfang nicht  zu.  Sie  gilt  als  einseitige  Erklärung  des  Anmelders 
über  die  Art,  wie  er  sein  Zeichenrecht  künftig  zu  vertreten  gedenkt^ 
und  wie  er  den  §  20  hinsichtlich  der  Verwechslungsgefahr  gehand- 
habt zu  sehen  wünscht.  Die  Entscheidung  in  BetreflF  der  Ueber- 
einstimmung  mit  anderen  Zeichen  ist  insbesondere  grundsätzlich  von 
den  Erklärungen  des  Anmelders  über  die  Tragweite  seines  Zeichen- 
rechtes unabhängig.  Dies  gilt  nicht  nur  dann,  wenn  der  Anmelder 
seinem  Schutzrecht  einen  weiten  Umfang  giebt,  um  Eingriffe  in  sein 
Zeichenrecht  im  Voraus  abzuwehren,  sondern  ebenso  dann,  wenn  er 
den  Kreis  enge  zieht,  um  der  Uebereinstimmung  mit  anderen 
zu  Gunsten  eines  Dritten  geschützten  oder  überhaupt  nicht  ein- 
tragsfähigen Zeichen  zu  entgehen.  Auch  hier  ist  nicht  nach  den 
Erklärungen  des  Anmelders,  sondern  nach  dem  Eindruck  der  Dar- 
stellung zu  entscheiden  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  63,  vergl.  972). 

Es    kann    daher    der    Schutz    mehrer   wesentlich    verschiedener 
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Zeichen  auf  Grund  einer  Anmeldung  in  der  Beschreibung  nicht 
beansprucht  werden  (vergl.  50.  972).  Ebensowenig  ist  es  zulässig, 
in  der  Beschreibung^ sich  die  Benutzung  eines  bestimmten  Zeicheu- 
bestandtheils  allgemein  ausschliesslich  derart  vorzubehalten,  dass  kein 
Anderer  denselben  zum  Bestandtheile  eines  anderen,  dem  Gesamint- 
bilde  nach  völlig  verschiedenen,  Waarenzeichens  machen  könnte, 
wenn  nicht  dem  betrefienden  Bestandtheile  nach  Ausweis  der  Dar- 
stellung oder  der  Verkehrsanschauung  ohnedies  eine  ausschlaggebende 
Bedentung  zukommt  (vergl.  Bolze  Bd.  4  No.  216,  S  c  h  i  m  a  S.  34, 
vergl.  auch  848).  Femer  kann  der  Anmelder  in  der  Beschreibung  die  aus- 
schliessliche Benutzung  des  Zeichens  in  beliebigen  Variationen,  Farben 
oder  Uebersetzungen  nur  dann  beanspruchen,  wenn  und  insoweit  ein 
derartiger  Schutz  des  Zeichens  nach  Inhalt  der  in  die  Zeichenrolle 
eingetragenen  Darstellung  möglich  erscheint.  Ein  Vorbehalt,  das 
Zeichen  in  beliebigen  Farben,  Grössen,  Uebersetzungen  und  in  solchen 
Variationen,  welche  nicht  wesentliche  Abweichungen  von  der  einge- 
tragenen Darstellung  enthalten,  gebrauchen  zu  dürfen,  ist  hiemach 
zulässig,  jedoch  der  Regel  nach  nicht  erforderlich,  da  der  gesetzliche 
Schutz  sich  ohnedies  auf  die  Benutzung  derartiger  Abweichungen 
erstreckt  (vergl.  864.  869.  861.  830).  Andererseits  kann  durch  die 
Beschreibung  der  nach  Massgabe  der  eingetragenen  Darstellung  ge- 
währte Schutz  nicht  zu  Ungunsten  des  Zeicheninhabers  beschränkt 
werden.  Wenn  daher  der  Anmelder  in  der  Beschreibung  auch  an- 
gegeben hat,  dass  er  das  Zeichen  in  bestimmter  Art  und  Weise  oder 
nur  ftlr  ein  bestimmtes  Absatzgebiet  verwenden  wolle,  so  wird  der- 
selbe nichtsdestoweniger  gegen  jede  sonstige,  nach  Inhalt  der  ein- 
getragenen Darstellung  unbefugte,  Verwendung  des  Zeichens  ge- 
schützt (vergl.  K  o  h  l  e  r  M-R.  S.  319.  320,  P.  M.  Ä  Z-Bl.  Bd.  2  S. 
184.  185). 

74.  Inhalt  der  Beschreibung  in  einzelnen  Anwendungsfällen. 

Im  Einzelnen  kaun  die  Beschreibung  benutzt  werden:  a.  zur 
Bezeichnung  der  Verkehrskreise,  filr  welche  die  Waare  bestimmt  ist 
(vergl.  874) ;  b.  zur  Hervorhebung '  der  charakteristischen  Merkmale 
des  Zeichens,  auf  welche  der  Anmelder  besonderes  Gewicht  legt, 
namentlich  der  Bedeutung  einzelner  Bestandtheile,  sofern  solche  aus 
der  Darstellung  nicht  klar  ersichtlich  ist  (vergl.  848) ;  c.  zur  Angabe 
der  verschiedenen  Uebersetzungsformen,  in  welchen  ein  Wortzeichen 
verwendet  werden  soll  (vergl.  861);  d.  zur  Bezeichnung  der  Vari- 
ationen, in  welchen  das  Zeichen  je  nach  der  Verschiedenheit  der 
Waaren,  fttr  die  es  bestimmt  ist,  mit  gewissen  —  nicht  erheblichen 
—  Abweichungen  verwendet  werden  soll.  Dabei  ist  die  Benutzung 
verschiedener  bildlicher  Darstellungen  in  der  Beschreibung,  um  die 
verschiedenen  Ausführungsformen  darzustellen,  nicht  ausgeschlossen 
(vergl.  Z  g  R.  IV.  S.  75.  76,  vergl.  auch  50);  e.  zum  Hinweis  auf  die  Art 
der  thatsächlichen  Verwendung  des  Zeichens,  wenn  in  Folge  derselben 
einzelne  Bestandtheile  je  nachdem  mehr  hervortreten  oder  in  der 
Gesammterscheinung  zurücktreten  (vergl.  872);  f.  zur  Bezeichnung 
der  Art  der  Verpackung,  oder  der  Gestaltung  oder  Farbe  der  Waare 
oder  Verpackung,  sofern  solche  auf  das  Bild  des»  Zeichens  von  Ein- 
flußs  sind  (vergl.  870.  871);  g.  zur  Bezeichnung  des  Stoffes,  aus 
welchem  das  Zeichen  besteht,  wenn  letzeres  z.  B.  ein  MetallplSttchen, 
eine  Bleiplombe    oder    ein  Wachssiegel   ist;    h.    zur   Kennzeichnung 
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der  Farbe  des  Zeichens,  sofern  dieselbe  ein  wesentlicher  Bestandtheil 
des  letzteren  ist  (vergl.  865.  69);  i.  zur  Angabe  der  Grösse  des 
Zeichens,  wenn  dasselbe  in  seiner  thatsächlichen  Gestalt  wesentlich 
von  der  in  der  Darstellung  angegebenen  Grösse  abweicht  (vergl.  869. 
872);  k.  zum  Hinweis  auf  die  Art  der  Befestigui^g  des  Zeichens  auf 
der  Waare,  z.  B.  ob  dasselbe  aufgeklebt,  aufgedruckt,  eingewebt,  ein- 
geprägt, eingebrannt,  angehängt  u.  s.  w.  wird;  1.  zur  Kennzeichnung 
der  besonderen  Stelle  der  Waare,  Verpackung  u.  s.  w-,  an  welcher 
das  Zeichen  angebracht  zu  werden  pflegt;  m.  zur  Angabe,  ob  die 
Waare  selbst  oder  die  .Verpackung,  Umhüllung  oder  Ankündigungen 
mit  dem  Zeichen  versehen  werden  sollen;  n.  ob  das  Zeichen  ein 
Flachbild  oder  ein  plastisches  Erzeugniss  ist;  o.  ob  der  Schutz 
eines  Wortes  sich  auch  auf  dessen  sprachliche  Bedeutung  und  auf 
dessen  Klang  beziehen  soll  (vergl.  74a). 

74a.  Beschreibung  von  Wortzeichen. 

Was  die  Benutzung  einer  Beschreibung  bei  Wortzeichen  an- 
langt, so  ist  bereits  hervorgehoben  worden,  dass  sich  die  Beifügung 
ein'er  Beschreibung  empfiehlt,  wenn  der  Anmelder  sich  den  Schutz 
eines  Wortzeichens  auch  in  Hinsicht  auf  die  sprachliche  Bedeutung  und 
den  Klang  des  oder  der  in  dem  Zeichen  enthaltenen  Wörter  sichern 
will  (vergl.  70.  74).  Die  Begründung  des  Gesetzentwurfes  besagt 
in  dieser  Beziehung,  dass,  wer  den  Schutz  in  diesem  Umfange  sich 
vorbehalten  wolle,  in  der  bildlichen  Darstellung  kein  genügendes 
Mittel  finde,  um  das  Wesen  seiner  Anmeldung  zu  kennzeichnen; 
der  Anmelder  werde  also  das  durch  das  Gesetz  ihm  gebotene  Hülfs- 
mittel  der  Beschreibung  benutzen,  um  erkennbar  zu  machen,  dass 
der  von  ihm  beanspruchte  Schutz  über  diejenige  bildliche  Darstel- 
lung hinaus,  welche  das  Wort  bei  der  Anmeldung  gefunden  hat, 
auf  dessen  sprachliche  Vem^endung  zur  Bezeichnung  von  Waaren 
sich  erstrecken  solle  (M  o  t.  zu  §  2).  Eine  massgebende  Bedeutung 
kann  indessen  dieser  Ausführung  nicht  beigelegt  werden,  da  ein 
Wort,  sei  es  dass  es  in  der  gewöhnlichen  Form  der  Typen  oder 
Lettern  oder  in  einer  besonderen  figürlichen  Gestaltung  angemel- 
det wird,  stets  auch  seine  Bedeutung  als  Sprach-  und  Klanglaut  be- 
hält und  in  diesem  Sinne  von  dem  Publikum  aufgefasst  wird.  £inen 
dementsprechenden  Schutz  geniesst  daher  das  Wortzeichen,  auch 
ohne  dass  demselben  eine  Beschreibung  hinzugefügt  ist  (vergl.  G. 
R.  &  U.  E.  I.  S.  248).  Empfehlenswerth  ist  allerdings  die  Hinzu- 
fügung  einer  Beschreibung  bei  einem  Wortzeichen,  namentlich  dann, 
wenn  abgesehen  von  der  Bedeutung  und  dem  Klange  des  Wortes 
der  Schutz  auch  für  die  bildliche  Gestaltung  desselben  verlangt  wird. 
Dies  trifft  umsomehr  dann  zu,  wenn  ein  Schutz  für  das  Wort  als 
solches  überhaupt  nicht  beansprucht  werden  kann,  das  Schutzrecht 
sich  vielmehr  lediglich  auf  die  bildliche  Gestaltung  des  Wortes  er- 
streckt (vergl.  139). 

75.  Prüfung  der  Beschreibung  durch  das  Patentamt. 

Das  Patentamt  hat  von  der  Beschreibung,  wie  von  sämmtlichen 
Anlagen  der  Anmeldung  Überhaupt,  Kenntniss  zu  nehmen;  dagegen 
steht  demselben  die  Befugniss,  den  Inhalt  der  Beschreibung  zu  be- 
anstanden, oder  gar,  falls  der  Anmelder  auf  deren  Beibehaltung  be- 
steht,   die  Anmeldung  zurückzuweisen,    nicht    zu.     Dies    gilt    selbst 
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djuin,  wenn  in  der  Beschreibung  ein  Schutzumfang  beansprueht 
wird,  welcher  dem  Anmelder  nach  Inhalt  seiner  Anmeldung  nicht 
zusteht.  Nur  eine  berathende  Thätigkeit  des  Patentamts  im  Inte- 
resse des  Anmelders  ist  nicht  ausgeschlossen,  wenn  z.  B.  aus  der 
Beschreibung  ersichtlich  ist,  dass  es  dem  Anmelder  nicht  um  einen 
Zeichenschutz,  sondern  etwa  um  einen  G-eschmacksmusterschutz  zu 
thun  ist,  oder  dass  er  nicht  ein  sondern  mehrere  wesentlich 
verschiedene  Zeichen  führen  wilL  Andererseits. ist  das  Patentamt  — 
ebenso  wie  das  Gericht  —  wie  sich  aus  früheren  Prörterungen 
erg:iebt,  nicht  an  den  Inhalt  der  Beschreibung  gebunden  (vergl.  972.  73). 


»3. 

Die  ZelchenroUe  soll  enthalten: 

1.  den  Zeitpunkt  des  Eingangs  der  Anmeldung; 
3.  die  naeh  %  2  Absatz  1  der  Anmeldung  beizufügenden 
Angaben ; 

3.  Namen  und  Wohnort  des  Zeieheninhabers  und  seines ' 
etwaigen  Vertreters,  sowie  Aenderungen  in  der 
Person,  im  Namen  oder  im  Wohnorte  des  Inhabers 
oder  des  Vertreters; 

4.  den  Zeitpunkt  einer  Erneuerung  der  Anmeldung; 

5.  den  Zeitpunkt  der  LSsehung  des  Zeichens. 

Die  Einsieht  der  Zeiehenrulle  steht  Jedermann  fi-ei. 

Jede  Eintragung  und  Jede  LSsehung  wird  amtUeh  be- 
kannt gemacht.  Das  Patentamt  TcrOlFentlieht  in  regel- 
missiger  Wiederholung  Uebersichten  Aber  die  in  der 
Zwischenzelt  eingetragenen  und  gelöschten  Zeichen. 

XIV.  Zeichenrolle. 

76.  Führung  der  Zeichenrolie  durch  das  Patentamt. 

Die  Zeichenrolle  ist  dazu  bestimmt,  die  ein  Waarenz eichen  be- 
treffenden Bechtsverhältnisse  zu  beurkunden  und  damit  den  Bestand 
und  den  Umfang  des  Zeichenrechtes  sowie  die  Person  des  Berech- 
tigten äusserlich  erkennbar  zu  machen.  Die  KoUe  wird  bei  dem 
Patentamt  und  zwar  bei  der  Abtheilung  für  Waarenzeichen  geführt 
(§  2  Absatz  1).  Die  Eintragungen  in  dieselbe  erfolgen  auf  An- 
ordnung des  Patentamtes,  welches  dieselben  im  Beschlusswege  ver- 
fügt (vergl.  3lOff.).  Ist  gegen  einen  Beschluss  die  Beschwerde  zu- 
lässig, so  darf  die  Eintragung  erst  nach  Rechtskraft  der  Entscheidung 
—  i  h.  falls  Beschwerde  eingelegt  ist,  nach  Erledigung  derselben, 
sonst  nach  Ablauf  der  Beschwerdetrist  —  bewirkt  werden  (vergl.  321  flF.). 
Darüber,  ob  und  welche  Eintragungen  in  die  Kolle  zu  erfolgen 
haben,  entscheidet  allein  das  Patentamt,  welches  hierbei  die  gesetz- 
lichen Vorschriften  zu  beachten  hat.  Anderen  Behörden  steht  die 
Berechtigung,  eine  Eintragung  in  die  Rolle  anzuordnen  oder  zu  er- 
zwingen, nicht  zu.  Demnach  sind  auch  die  Gerichte  nicht  befugt, 
sei  es  durch  Urtheil  sei  es  durch    einstweilige  Verfügung,    die  Vor- 
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nähme  einer  Eintragung  in  die  Rolle  anzuordnen;  die  Gerichte 
können  vielmehr  nur  darüber  erkennen,  ob  eine  Parthei  Terpflichtet 
ist,  einen  Antrag'  bei  dem  Patentamt  zu  stellen  oder  in  die  Vornahme 
einer  Eintragung  zu  willigen  (vergl.  Bolze  Bd.  16  No.  111.  796, 
Johow  &  Ktintzel  Bd.  4  S.  39).  Insbesondere  wirken  die  von 
den  ordentlichen  Gerichten  erlassenen  Löschungsurtheile  nur  unter 
den  Partheien,  welche,  wenn  sie  die  Löschung  darauthin  begehren 
wollen,  dieselben  mit  einem  entsprechenden  Antrage  zur  Kenntniss 
des  Patentamts  bringen  müssen  (vergl.  277).  Ersieht  das  Patentamt 
aus  dem  entscheidenden  Theile  öder  aus  der  Begründung  eines  ge-* 
richtlichen  Urtheils,  dass  das  Gericht  in  einem  Falle,  in  welchem  es 
nach  dem  Gesetze  nicht  dazu  berechtigt  war,  eine  Eintragung  oder 
die  Löschung  eines  Eintrags  verfögt  hat,  so  ist  das  Patentamt  be- 
rechtigt und  verpflichtet,  die  Eintragung  des  entsprechenden  Ver- 
merks in  die  Zeichenrolle  zu  verweigern  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2 
S.  67).  Noch  weniger  als  den  Gerichten  und  sonstigen  Behörden 
steht  den  an  einem  Waarenzeichen  interessirten  Privatpersonen  ein 
privatrechtlicher  Anspruch  auf  die  Vornahme  gewisser  Eintragungen 
zu  (vergl.  Johow  &  Küntzel  Bd.  4  S.  38).  Der  Anspruch  auf 
Bewirkung  einer  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  kann  vielmehr  nur 
auf  dem  durch  das  Zeichengesetz  geordneten  Wege,  d.  h.  durch 
Antrag  bei  der  Abtheilung  für  Waarenzeichen  und  ;bei  Ablehnung 
desselben  in  den  durch  das  Gesetz  vorgesehenen  Fällen  mit  der  Be- 
schwerde verfolgt  werden  (vergl.  310 ff.). 

77.  Zeltpunkt  des  Eingangs  der  Anmeldung. 

Der  wichtigste  Eintragungsvermerk  ist  die  Eintragung  des 
Waarenzeichens  selbst  auf  Grund  der  in  Gemftssbeit  des  §  2  er- 
folgten Anmeldung.  Zu  den  nothwendigen  Bestandtheilen  einer  der- 
artigen Eintragimg  gehört  der  Vermerk,  durch  welchen  der  Zeit- 
pimkt  des  Eingangs  der  Anmeldung,  d«  h.  der  Einreichung  derselben 
bei  dem  Patentamt,  beurkundet  ^vi^d.  Die  Feststellung  dieses  Zeit- 
punktes ist  um  deswillen  von  Bedeutung,  weil  nach  diesem  sowohl 
die  Priorität  als  die  Dauer  des  Zeichenrechtes  sich  bestimmt  (vergl. 
45).  Zu  beurkunden  ist  nicht  nur  der  Tag  sondern  auch  die  Stunde 
der  Anmeldung,  da  von  einer  derartigen  Feststellung  die  Prioritfit 
mehrerer  an  demselben  Tage  angemeldeter  Zeichen  abhängig  zu 
machen  ist.  Es  gilt  zwar  im  Allgemeinen  die  Regel,  dass  der  von 
Mitternacht  zu  Mittemacht  sich  erstreckende  bürgerliche  Tag  als  die 
kleinste,  nicht  weiter  theilbare,  Zeiteinheit  anzusehen  ist;  diese 
Regel  erleidet  indessen  dann  eine  Ausnahme,  wenn  es  sich  um  die 
Feststellung  der  zeitlichen  Aufeinanderfolge  mehrerer  rechtlich  er- 
heblicher Thatsachen  —  im  vorliegenden  Falle  der  Priorität  mehrerer 
Anmeldungen  —  handelt  (vergl.  (jl^areis  Bd.  5  S.  118,  Civ.  Bd.  27 
S.  80,  Thöl  Handelsrecht  §  209  N.  23).  Der  Zeitpunkt  des  Ein- 
gangs der  Anmeldung  wird  zunächst  festgestellt  durch  einen  auf  die- 
selbe gesetzten  Präsentationsvermerk,  welcher,  da  derselbe  die  Eigen- 
schaft einer  öffentlichen  Urkunde  hat,  den  Zeitpunkt  der  Anmeldung 
dergestalt  beweist,  dass  derjenige,  welcher  eine  widersprechende  Be- 
hauptung aufstellt,  dieselbe  beweisen  muss  (vergl.  Civ.  Bd.  1  S.  430). 
Nacli  der  Verordnung  vom  11.  Juli  1891  §  27  gilt  von  zwei  an  dem- 
selben Tage  an  das  Patentamt  gelangten  Geschäftssachen  diejenige 
als  später  eingegangen,    welche    die    höhere  Geschäftsnummer   trägt 
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(vergL  1012).     Indessen  schliesst    auch  diese  Vorschrift    den  Gegen- 
beweis, dass  die  mit  der  höheren  Geschäftsnummer  bezeichnete  An- 
meldung früher  oder  gleichzeitig  mit  der  anderen  Anmeldung  einge- 
gangen sei,  nicht  aus.     Der  Präsentationsvermerk,  welcher  bekundet, 
dass  die  Anmeldung    in    den  Besitz   des  Patentamts    gelangt  .ist,    ist 
auch  insofern  massgebend,  als  Anmeldungen,    welche  ausserhalb  der 
Dienststunden  —  z.  B.  an  Sonn-  und  Feiertagen    —    eingehen,  oder 
welche  zu  einem  früheren  Zeitpunkt  in  den  Briefkasten  des  Patent- 
amts eingeworfen  wurden,  um  deswillen  nicht  ein  Prioritätsrecht  vor 
anderen  Anmeldungen  beanspruchen  können,    die    bei  Wiederbeginn 
der  Dienststunden  oder  Leerung  des .  Briefkastens,    also    gleichzeitig 
mit  ihnen,  bei  dem  Patentamt  'eingehen  (vergl.  Gar  eis  Bd.  3  S.  167. 
168,  Civ.  Bd.  1  S.  430.  431).      Einzutragen    ist    der  Zeitpunkt  der-, 
jenigen  Anmeldung,  auf  welche    hin    die  Eintragimg    erfolgt.       War 
eine  Anmeldung  bereits  früher  eingereicht,  jedoch    zurückgenommen 
oder  die  Eintragung    in  Gemässheit    derselben    rechtskräftig  versagt 
worden,    so    darf   der  Zeitpunkt    dieser    früher  erfolgten  Anmeldung 
nicht  berücksichtigt  werden.       Eine  Ausnahme    hiervon    gilt  nur  im 
Falle  des  §  6  Absatz    2    (vergl.  193).       Massgebend   ist    femer    der 
Zeitpunkt  der  Ordnung  smässig  erfolgten  Anmeldung.  War  eine  An- 
meldung   wegen     ihr    anhaftender     wesentlicher     formeller    Mängel 
durch  Vorbescheid  dßs  Patentamts  beanstandet,  und  ist  die  Beseitigung 
dieser  Mängel  daraufhin  erst  später    erfolgt,    so    ist    derjenige    Zeit- 
punkt als  Zeitpunkt    des    Eingangs    der    Anmeldung    anzusehen,    in 
welchem  der  die  Verbesserung  oder  Vervollständigung  der  Anmeldung 
enthaltende  Antrag    bei    dem  Patentamt  eingeht.       Indessen  scheint 
das  Patentamt,  wie  bereits  an  anderer  Stelle  erörtert  ist,    eine  dem- 
entsprechende  Praxis  nicht  zu  befolgen;     vielmehr  trägt  das  Patent- 
amt anscheinend  unterschiedslos  —  also  auch  im  Falle  einer  mangel- 
haften Anmeldung  —  den  Zeitpunkt  der  ersten  Einreichung  der  An- 
meldung als  den  Zeitpunkt  des  Eingangs    derselben  in  die  Zeichen- 
rolle ein  (vergl.  52).    Zweifellos  ist  es  dagegen,  dass,  wenn  die  Ein- 
tragung erst  auf  erhobene  Beschwerde  angeordnet  wird,  der  Zeitpunkt 
der  ursprünglichen  Anmeldung  massgebend  bleibt. 

Hinsichtlich  der  Eintragung  der  aus  den  früheren  Zeichen- 
registem  übernommenen  Zeichen  bestimmt  §  24  Absatz  1,  dass  die- 
selbe unter  dem  Zeitpunkte  ihrer  ersten  Anmeldung  zum  Zeichen- 
register zu  erfolgen  hat.  Daneben  vermerkt  4as  Patentamt  regelmässig 
den  Zeitpunkt  ihrer  Anmeldung  zur  Zeichenrolle;  letzteres  haupt- 
sächlich um  deswillen,  weil  die  zehnjährige  Schutzfrist  solcher  aus 
den  früheren  Registern  in  die  Zeichenrolle  übernommener  Zeichen 
nicht  von  dem  Zeitpunkte  ihrer  ersten  Anmeldung  sondern  von  dem 
Zeitpunkte  ihrer  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  an  läuft  (vergl.  961). 
Im  Übrigen  bleibt  nach  dem  klaren  Wortlaute  des  Gesetzes  für  die 
Führung  der  Zeichenrolle  immer  der  Tag  der  Einreichung  bei  dem 
Patentamt  massgebend,  und  zwar,  auch  dann,  wenn  es  sich  um  ein 
ausländisches  Zeichen  handelt ,  welches  auf  Grund  eines  Staats- 
vertrages einem  anderen  früher  zur  Zeichenrolle  angemeldeten 
Zeichen  vorgeht  (vergl.  939).  Wer  die  Priorität  auf  Grund  eines 
solchen  Staii^s Vertrages  beansprucht,  muss  im  einzelnen  Falle  nach- 
weisen, dass  deren  Voraussetzungen  vorliegen.  Es  steht  indessen 
nichtb  entgegen,  und  wird  sich  sogar  im  Interesse  einer  Erleichterung 
des  Geschäftsganges  des  Patentamts  sowie  im  Interesse  der  Gerichte 
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und  sonstigen  Betheiligten  empfehlen,  dass  der  Eintragung  eines 
dergestalt  bevorzugten  ausländischen  Zeichens  ein  auf  den  Vorrang 
in  der  PrioritÄt  hinweisender  Vermerk  hinzugefügt  wird.  Dies  ge- 
schieht auch,  indem*  das  Patentamt  der  Eintragung  den  Vermerk 
hinzuftigt,  dass  der  Zeicheninhaber  auf  Grund  des  Staatsvertrages  die 
Priorit&t  nach  Massgabe  des  letzteren  beanspruche  (vergl.  939). 

78.  Der  Anmeldung  nach  §  2  Abeatz  I  beigefOgte  Angaben. 

Zu  den  nothwendigen  Bes'tandtheilen  der  Eintragung  eines 
Waaren Zeichens  gehören  femer  diejenigen  Bestandtheile  der  Anmel- 
dung, welche  derselben  nach-  §  2  Absatz  1  hinzugeftigt  werden 
sollen  oder  können.  Es  soll  dahcfr  die  Zeichenrolle  enthalten: 
a.  die  Bezeichnung  des  Geschäftsbetriebes,  in  welchem  das  Zeichen 
verwendet  werden  soll;  b.  das  Waarenverzeichniss;  c.  eine  Dar- 
stellung des  Zeichens;  d.  die  Beschreibung,  sofern  der  Anmelder 
eine  solche  der  Anmeldung  beigefügt  hat. 

79.  Name  und  Wohnort  des  Zeicheninhabere  und  seines  Vertreters. 

Die  Zeichenrolle  soll  weiters  enthalten  den  Namen  und  den 
Wohnort  des  Zeicheninhabers;  ist  das  Zeichen  unter  einer  Firma 
angemeldet,  so  tritt  an  Stelle  des  Namens  die  Firma  und  an  Stelle 
des  Wohnorts  die  Hauptniederlassung,  da  diese  dem  Wohnorte  der 
physischen  Personen  gleichsteht  (vergl.  891.  62).  Ist  der  Zeichen- 
inhaber ein  Ausländer,  welcher  im  Inlande  eine  Niederlassung  hat, 
so  ist  neben  der  ausländischen  Hauptniederlassung  die  inländische 
Zweigniederlassung  und  neben  dem  ausländischen  Wohnort  die  in- 
ländische Niederlassung  zu  bezeichnen,  sofern  mit  Rücksicht  auf  die 
inländische  Niederlassung  von  der  Anwendung  des  §  23  Absatz  2 
und  3  Abstand  genommen  worden  ist  (vergl.  896.911).  Neben  dem 
Zeicheninhaber  vrird  der  in  Gemässheit  des  §  23  Absatz  2  bestellte 
Vertreter  eingetragen,   sonstige  Bevollmächtigte  des  Zeicheninhabers 

—  auch    wenn    denselben    die    umfassendste    Vollmacht    ertheilt   ist 

—  dagegen  nicht,  da  ein  öffentliches  Interesse  an  der  Bekanntgabe 
der  Bestellung  eines  solchen  Vertreters  nicht  besteht  (vergl.  S  eli  g- 
8  o  h  n  §  3  N.  2).  Auch  gesetzliche  Vertreter,  z.  B.  der  Vormund, 
der  Vorstand  einer  Aktiengesellschaft  u.  s.  w.,  werden  nicht  einge- 
tragen. Der  Wohnort  des  in  Gemässheit  des  §  23  Absatz  2  be- 
stellten Vertreters  ist  einzutragen,  da  derselbe  ftlr  den  Gerichtsstand 
des  §  23  Absatz  2  massgebend  ist. 

80.  Aenderungen  in  der  Person,  im  Namen  und  im  Wohnorte  des 

Inhabers  oder  Vertreters. 

Aus  der  Zeichenrolle  sollen  auch  die  in  der  Person,  dem 
Namen  und  dem  Wohnorte  des  Zeicheninhabers  oder  seines  inlän- 
dischen Vertreters  eingetretenen  Aenderungen  hervorgehen,  damit 
dem  Patentamt  und  den  sonstigen  Betheiligten  die  Möglichkeit  ge- 
währt ist,  die  für  den  Zeicheninhaber  oder  Vertreter  bestimmten 
Ziistellungen  an  die  richtige  Adresse  gelangen  zu  lassen.  Das 
Patentamt  wird  regelmässig  die  Eintragung  solcher  Aenderungen  nur 
dann  vornehmen,  wenn  dieselben  ihm  von  den  Betheiligten  angezeigt 
werden.  Die  Unterlassung  der  Anzeige  hat  ftlr  den  Zeicheninhaber 
nicht  nur  den  Nachtheil,  dass  das  Patentamt  die  ftir  denselben  be- 
stimmten Zustellungen  —  z.  B.   im  Falle    des    §    5    die  Mittheilung" 
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an  den  Inhaber  des  älteren  Zeichens  —  nicht  bewirken  kann,  oder 
dieselben  in  Gemässheit  des  §  7  Absatz  3  als  bewirkt  ansieht,  wie- 
wohl sie  nicht  in  die  Hände  des  wirklich  Berechtigten  gelangt  sind, 
sondern  auch  materiellrechtliche  Nachtheile  insofern,  als  nur  der 
Eingetragene  und  nur  der  dem  Patentamt  gegenüber  bestellte  Ver- 
treter die  Rechte  aus  der  Eintragung  eines  Waaren Zeichens  geltend 
machen  kann  (vergl.  330.  364.  915). 

81.  Aenderungen  in  der  Person. 

Eine  Aenderung  in  der  Person  des  Zeicheninhabers  tritt  ein 
in  Folge  der  Uebertragung  des  Zeichenrechts  auf  einen  Anderen ; 
der  Eintrag  dieser  Aenderung  kann  nach  §  7  nur  auf  Antrag  des 
Kechtsnachfolgers  geschehen  (vergl.  Mot.  zu  §  7).  Keine  Aenderung 
in  der  Person  des  Zeicheninhabers  liegt  dagegen  dann  vor,  wenn  die 
Ausübung  der  Hechte  des  Zeicheninhabers  krm  Gesetzes  auf  einen  Dritten 
übergegangen  ist,  oder  wenn  eine  Firma,  zu  deren  Gunsten  das 
Zeichen  eingetragen  ist,  ihren  Inhaber  wechselt  (vergl.  216.  215).  -Ein 
Wechsel  in  der  Person  des  Vertreters  tritt  ein,  wenn  an  Stelle 
des  früheren  Vertreters  ein  anderer  bestellt  wird;  die  Bestellung  des 
neuen  Vertreters  wirkt  dabei  erst  von  dem  Zeitpunkte  an,  in  welchem 
dieselbe  dem  Patentamt  angezeigt  wird  (vergl.  915). 

82.  Aenderungen  im  Namen. 

Der  Aenderung  des  Namens,  welche  ebenfalls  beurkundet 
werden  soll,  steht  die  Firmenänderung  gleich  (vergl.  524).  Als  Aende- 
rung des  Namens  ist  nicht  nur  die  Annahme  eines  anderen  .Xamens^ 
die  regelmässig  obrigkeitliche  Erlaubniss  voraussetzt,  sondern  auch 
die  auf  Grund  Gesetzes  in  Folge  Verheirathung,  Legitimation, 
Adoption  u.  s.  w.  eintretende  Namensänderung  anzusehen.  Keine 
Aenderung  im  Namen  sondern  eine  Aenderung  in  der  Person  liegt 
di^egen  vor,  wenn  das  unter  der  Firma  eines  Einzelkaufmanns  ein- 
getragene Zeichen  auf  den  bürgerlichen  Namen  desselben  oder  um- 
gekehrt das  auf  den  bürgerlichen  Namen  eingetragene  Zeichen  auf 
die  Pinna  des  Namenträgers  umgeschrieben  werden  soll  (vergl.  216). 

83.  Aenderungen  im  Wohnorte. 

Die  Aenderung  des  Wohnortes  oder  der  Niederlassung  ist  ab- 
gesehen davon,  dass  die  Zustellungen  nunmehr  nach  dem  neuen 
Wohnort  gerichtet  werden  müssen,  auch  insofern  von  Bedeutung, 
als  bei  Verlegung  der  inländischen  Niederlassung  ins  Ausland  die 
Bestellung  eines  inländischen  Vertreters  erforderlich  und  bei  Ver- 
legung der  ausländischen  Niederlassung  ins  Inland  eine  solche  Be- 
stellung entbehrlich  werden  kann.  Verlegt  der  Vertreter  seinen 
Wohnsitz  ins  Ausland,  so  muss  ein  anderer  Vertreter  bestellt  werden 
(vergl.  911.  917). 

84.  Zeitpunkt  der 'Erneuerung  der  Anmeldung  und  der  Löscliung. 

Unter  dem  Zeitpunkte  der  Erneuerung  der  Anmeldung  und 
der  Löschung  ist  nur  der  Tag,  nicht  die  Stunde,  einzutragen,  da  die 
Stunde  hier  nicht  wie  bei  der  Anmeldung  von  rechtlicher  Bedeutung 
ist.  Die  Erneuerung  wird  überhaupt  nur  dann  beurkundet,  wenn 
dieselbe  rechtzeitig  unter  Beobachtung  der  Vorschriften  des  §  8 
erfolgt   ist.     Massgebend   ist    der    Zeitpunkt    des    Eingangs    der  Er- 
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neuerangsanmelduiig  bei  dem  Patentamt;  es  gilt  dabei  entsprechend 
das  Gleiche  wie  für  die  Anmeldung  selbst  (vergl.  252.  77).  Die 
Löschung  ist  nicht  schon  dann  einzutragen,  wenn  ein  dieselbe  an- 
ordnender Beschluss  ergangen,  sondern  erst  dann,  wenn  dieser  Be- 
schluss  rechtskräftig  geworden,  d.  h.  die  Beschwerde  nicht  erhoben 
oder  nicht  mehr  zulässig  ist    (vergl.  235). 

85.  Rechtliche  Bedeutung  der  Eintragungen  in  die  Zeichenrolle. 

Sämmtliche  Eintragungen  in  die  Zeichenrolle  verfolgen  nach  dem 
früher  Gesagten  den  Zweck,  über  die  das  Zeichen  betreffenden  Rechts- 
verhältnisse Auskunft  zu  geben  und  dieselben  zur  öffentlichen  Kennt- 
niss  zu  bringen;  dieselben  beurkunden  demnach  den  Eintritt  recht- 
lich erheblicher  Thatsachen  und  beweisen  insofern  dieselben,  da  sie 
die  Eigenschaft  öffentlicher  Urkunden  haben,  allerdings  vorbehaltlich 
des  Gegenbeweises  (§  402  der  Civilprozessordnung).  Lediglich  be- 
urkundender lind  beweisender  Natur  in  diesem  Sinne  sind  die  Ein- 
tragungen, welche  betreffen:  a.  den  Zeitpunkt  der  Anmeldung;  b. 
die  der  Anmeldung  nach  §  2  Absatz  1  beigeftigten  Angaben;  c. 
Namen  und  Wohnort  des  Zeicheninhabers  und  Aenderungen  hierin; 
d.  die  Bestellung  eines  Vertreters  sowie  Aenderungen  in  seiner  Per- 
son, seinem  Namen  oder  seinem  Wohnort ;  e.  den  Zeitpunkt  der  Er- 
neuerung der  Anmeldung.  Eine  wesentlich  hiervon  verschiedene, 
d.  h.  entweder  rechtserzeugende  oder  rechtsvemichtende,  Bedeutung 
haben  die  Eintragung  eines  Waarenzeichens  als  solche  und  die  Lö- 
schung, da  durch  den  Formalakt  der  Eintragung  das  Zeichenrecht 
überhaupt  erst  entsteht,  während  durch  den  Formalakt  der  Löschung 
dasselbe  erlischt  (vergl.  355.  356.  241.  242).  Vei-schieden  wiederum 
von  den  Eintragungsvermerken  beurkundenaer  und  denjenigen  rechts- 
begründender Natur  —  jedoch  den  letzteren  nahestehend  —  sind 
diejenigen  Vermerke,  von  deren  Eintragung  die  Befiigniss  zur  Gel- 
tendmachung des  Zeichenrechtes  —  also  nicht  dessen  Bestand  son- 
dern nur  dessen  Ausübung  —  abhängt.  Hierher  gehört  die  Vor- 
schrift des  §  7,  wonach  der  Erwerber  eines  Waarenzeichens  das 
Zeichenrecht  nicht  eher  ausüben  kann,  als  bis  derselbe  als  Zeichen- 
inhaber in  die  Rolle  eingetragen  ist.  Eine  weitere  rechtliche  Be- 
deutung, als  hier  angegeben,  haben  die  Einträge  in  die  Zeichen- 
rolle nicht;  insbesondere  besteht  keine  Vermuthung  dafür,  dass  ihr 
Inhalt  allen  interessirten  Personen  bekannt  geworden  sei.  Dies 
kommt  bei  Prüfung  der  Frage,  ob  eine  Störung  des  Zeichenröchts 
wissentlich  oder  fahrlässig  begangen  ist,  in  Betracht  (vergl.  612.  618). 

86.  Berichtigung  der  Zeichenrolle. 

Das  Patentamt  ist  berichtigt,  die  Eintragungen  in  der  Zeichen- 
rolle jederzeit  auf  Antrag  oder  von  Amtswegen  zu  berichtigen,  so- 
fern ein  irrthümlicher  Eintrag  vorliegt.  Dies  kann  jedoch  nur  dann 
geschehen,  wenn  die  Eintragung  auf  einem  Irrthum  des  Patentamtes 
beruht,  nicht  aber  dann,  wenn  der  Antragsteller  selbst  einen  Irrthum 
begangen  hat,  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  die  Berichtigung  von 
offenbaren  Schreibfehlem  oder  sonstiger  offensichtlicher  irrthüm- 
licher Angaben  handelt.  Von  welchem  Zeitpunkte  an  die  Berichti- 
gung der  Zeichenrolle  wirkt,  bestimmt  sich  danach,  ob  die  Haupt- 
eintragung, zu  welcher  die  Berichtigung  gehört,  nur  beurkundende, 
oder  ob  dieselbe  rechtserzeugende  Wirkung  hat.     Im  ersteren  Falle 
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hat  auch,  die  Berichtigung  nur  eine  beurkundende  Wirkung;  im 
letzteren  Falle  dagegen  wirkt  die  Berichtigung  erst  von  dem  Zeit- 
punkte ab,  in  welchem  sie  vorgenommen  wird  (vergl.  Kohle r  M-R. 
S.  250). 

87.  Einsicht  der  Zeichenrolle. 

Die  Zeichenrolle  ist,  da  dieselbe  über  die  das  Zeichen  betref- 
fenden Verhältnisse  den  Betheiligten  Auskunft  geben  soll,  ein  öffent- 
liches Register,  dessen  Einsicht  Jedermann  ohne  Nachweis  eines  In- 
teresse und  kostenlos  während  der  Dienststunden  freisteht.  Da  das 
Patentamt  überhaupt  nach  seinem  Ermessen  von  den  bei  ihm  beru- 
henden. Eingaben  und  Verhandlungen,  soweit  deren  Einsicht  nicht 
gesetzlich  beschränkt  ist,  an    Jedermann    Abschriften    und   Auszüge 

fegen  Einzahlung  der  Kosten  ertheilen  kann,  so  wird  dasselbe  je- 
enfalls  auch  die  Ertheilung  von  Abschriften  aus  der  Zeichenrolle 
bewilligen  (vergl.  V-0.  v.  30/6  94  8  8,  V-0.  v.  11/7  91  §  29). 
Eine  Verpflichtung  des  Patentamts  hierzu  besteht  indessen  nicht; 
dasselbe  kann  daher  auch  von  dem  eine  Abschrift  oder  einen  Aus- 
zug Beantragende^!  den  Nachweis  eines  Interesse  verlangen. 

88.  Bekanntmachung  von  Eintragung  und  Löschung. 

Jede  Eintragung  und  jede  Löschung  wird  amtlich  bekannt  ge- 
macht. Es  wird  jeder  in  die  Zeichenrolle  eingetragene  Vermerk, 
sei  es  dass  derselbe  die  erste  Eintragung  des  Zeichens  oder  eine 
-spätere  Aenderung  derselben  betrifft,  vollinhaltlich  veröffentlicht  mit 
Ausnahme  der  Beschreibung  ^  ist  eine  solche  der  Anmeldung  beige- 
fügt, so  enthält  die  Veröffentlichung  den  Vermerk:  ^Der  Anmeldung 
ist  eine  Beschreibung  beigefügt^.  Auch  Uebertragungen,  Aende- 
rangen  in  der  Person  des  Vertreters,  Erneuerungen  der  Anmeldung, 
Berichtigungen  der  Eintragung  u.  s.  w.  sind  denmach  bekannt  zu  ma- 
chen. Die  Bekanntmachung  der  Eintragung  eines  Waarenzeichens 
erfolgt  zunächst  sogleich  nach  der  Eintragung  im  Heichsanzeiger,  in 
welchem  die  Eintragungen  in  chronologischer  Keihenfolge  veröffent- 
licht werden,  sodann  in  monatlichen  Uebersichten  im  Waarenzeichen- 
blatt.  In  diesen  monatlichen  Uebersichten  sind  die  Zeichen 
nach  Waarenklassen  geordnet  (vergl;  979).  Femer  sollen  auch 
Jahresübersichten  über  die  jedesmal  noch  in  Kraft  befindlichen 
Zeichen  herausgegeben  werden  (vergl.  977).     Löschungen,  Uebertra- 

fungen    u.  s.  w.   werden  ebenfalls  nicht    nur  im  Keichsanzeiger  son- 
em  auch  im  Waarenzeichenblatt  bekannt  gemacht. 

89.  Rechtliche  Bedeutung  der  Bekanntmachung. 

Die  Bekanntmachung  verfolgt  allein  den  Zweck,  die  das  Zei- 
chen betreffenden  Eintragungen  zur  öffentlichen  Kenntniss  zu  brin- 
gen; eine  besondere  rechtliche  Bedeutung  hat  dieselbe  nicht.  Insbe- 
sondere tritt  die  Wirkung  der  Eintragung,  der  Löschung  und  der 
Uebertragung  des  Zeichens  schon  mit  der  Beurkundung  dieser  Akte 
in  der  Rolle,  nicht  erst  mit  der  Veröffentlichung,  ein.  Ebensowenig 
begründet  die  Bekanntmachung  fUr  sich  allein  eine  rechtliche  Ver- 
muthung  dafür,  das  die  veröffentlichten  Thatsachen  zur  Kenntniss 
der  Betheiligten  gekommen  seien;  vielmehr  muss,  wenn  eine  Kennt- 
niss der  Eintragung  behauptet  wird,  solche  von  dem  Behauptenden 
bewiesen  werden,    wobei  allerdings  der  Umstand,    dass  die  Bekannt- 

Kent,  Sohati  der  Wau6nb«s«ioliiivnK6S.  ^ 
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machüng  erfolgt  ist,  ins  Gewicht  fallen  kann  (verffl.  85.  612).  Da- 
gegen kommt  ftir  die  Frage,  ob  die  Benutzung  eines  fremden  Zei- 
chens als  grobe  Fahrlässigkeit  sich  darstellt,  die  Thatsache,  dass  die 
Bekanntmachung  erfolgt  ist,  regelmässig  wohl  als  faktisches-  Beweis- 
moment in  Betracht  (vergl.  618j.  Besteht  ein  Widerspruch  zi^^dschen 
Bekanntmachung  und  Eintragung,  so  ist  letztere  entscheidend. 


Die  Elntra^mig  In  die  Bolle  Ist  zu  yersagen  fUr  Frei- 
zeichen, sowie  fttr  Waarenzelchen, 

1.  welche  ausschliesslich  In  Zahlen,  Buchstaben  oder 
solchen  WSrtem  bestehen,  die  Angaben  fiber  Art^ 
Zelt  und  Ort  der  Herstellung,  über  die  Beschaffen- 
heit, Über  die  Bestimmung,  Aber  Preis-,  Mengen- 
oder O^ewlchtSTcrhBltnlsse  der  Waare  enthidten; 

2.  welche  in-  oder  ausländische  Staatswappen  oder 
Wappen  eines  Inländischen  Ortes,  eines  Inländischen 
Oemelnde-  oder  weiteren  Eommunalrerbandes  ent- 
halten ; 

3.  welche  Aergernlss  erregende  Darstellungen  oder 
solche  Angaben  enthalten,  die  ersichtlich  den  that- 
sächllchen  Yerhältnlssen  nicht  entsprechen  und  die 
O^efahr  einer  Täuschung  begründen. 

Zeichen,  welche  gelöscht  sind,  dürfen  fOr  die  Wanren^ 
fBr  welche  sie  eingetragen  waren,  oder  fUr  gleichartige 
DVaaren  zu  O^unsten  eines  anderen,  als  des  letzten  Inhabers 
erst  nach  Ablauf  Ton  zwei  Jahren  seit  dem  Tage  der 
LSschung  von  Neuem  eingetragen  werden. 

XV.    Vorprüfung  der  Anmeldung. 

90.  Formelle  und  materielle  VorprOfking. 

lieber  die  Eintragung  eines  zur  Zeichenrolle  angemeldeten 
Zeichens  fasst  das  Patentamt  Beschluss,  nachdem  es  die  Anmeldung' 
einer  Vorprüfimg  unterzogen  hat.  Das  Verfahren  bei  der  Vorprüfung 
richtet  sich  nach  den  Vorschriften  des  §  10  (vergl.  311  ff.).  Eine  be- 
sondere Art  des.  Verfahrens  wird  beobachtet,  wenn  es  sich  um  die 
Feststellung  handelt,  ob  ein  angemeldetes  Zeichen  ein  Freizeichen 
ist  (vergl.  105).  Die  Vorprüfung  ist  formeller  und  materieller  Natur. 
Die  formelle  Früfung  betrifft  hauptsfichlich  die  durch  §  2  und  die  zu 
dessen  Ausführung  erlassene  Verordnung  vorgeschriebenen  FormaJien 
der  Anmeldung  soi^ae  die  Feststellung  des  früheren  gerichtlichen  oder 
im  Auslande  ertheilten  Schutzes  nach  den  §§  23  Absatz  3  und  24. 
Aufweiche  formellen  Voraussetzungen  die  Vorprüfimg  sich  im  Ein- 
zelnen zu  erstrecken  hat,  ist  an  anderer  Stelle  erörtert  (vergl.  311. 
313).  Die  materielle  Prüfung  erstreckt  sich  auf  die  Feststellung  der 
materiellrechtlichen     zeichenrechtlichen    Voraussetzungen    der    Ein- 


§  4.    XV.  Vorprüfung  der  Anmeldung.  67 

tragimg  und  diejenigen  Punkte,  welche  von  dem  Gesetz  als  Ver- 
sagungsgründe aufgestellt  sind  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  88).  Da- 
gegen ist  es  nicht  Gegenstand  der  Vorprüfang,  ob  die  Anmeldung 
mit  Kticksicht  auf  die  civilrechtlichen  Beziehungen  des  Anmelders 
zu  anderen  Personen  zulässig  ist  (vergl.  311). 

Entspricht  die  Anmeldung  den  vorgeschriebenen  formellen  und 
materiellen  Erfordernissen,  so  ist  die  Eintragung  anzuordnen ;  anderen- 
falls  wird  die  Anmeldung  zurückgewiesen. 


81.  Versagung  der  Eintragung. 

Für  die  Zurückweisung  einer  Anmeldung*  aus  materiellrechtlichen 
Gründen  gebraucht  das  Gesetz  den  Ausdruck  Versagung  der  Ein- 
tragung (vergl.  255).  Die  ausdrücklich  im  Gesetze  hervorgehobenen 
Versagungsgründe  ergeben  sich  aus  den  §§  4  und  5.  Hiemach  darf 
das  Zeichen:  ä.  nicht  ein  Freizeichen  sein;  b.  nicht  ausschliesslich 
in  Zahlen,  Buchstaben  oder  den  in  §  4  No.  1  namhaft  gemachten 
W<$rtem  bestehen;  c.  nicht  öffentliche  Wappen  im  Sinne  des  §  4 
Xo.  2  und  d.  nicht  Aergemiss  erregende  Darstellungen  oder  trüge- 
rische Angaben  enthalten.  Endlich  darf  e.  das  Zeichen  innerhalb 
der  in  §  4  Absatz  2  bestimmten  Frist  nicht  mit  einem  gelöschten 
Zeichen  kollidiren.  Die  in  §  4  aufgeführten  Versagungsgründe  sind 
im  öffentlichen  Interesse  aufgestellt.  Im  Gegensatz  hierzu  enthält 
der  §  5  den  weiteren ,  zum  Schutze  von  Privatinteressen  auf- 
gestellten, Versagungsgrund,  dass  das  Zeichen  nicht  mit  einem  früher 
zu  Gunsten  eines  Anderen  angemeldeten  Zeichen  kollidiren  darf 

Die  ausdrücklich  im  Gesetze  genannten  Versagungsgründe  des 
§  4  und  des  §  5  erschöpfen  indessen  die  materiellrechtUchen  Vor- 
aussetzungen der  Eintragung  nicht ;  vielmehr  ergiebt  sich  aus  §  23 
Absatz  1,  dass  die  Eintragung  auch  dann  zu  versagen  ist,  wenn  ein 
Zeichen  von  dem  Inhaber  einer  ausländischen  Niederlassung,  der  auf 
den  Schutz  des  Gesetzes  keinen  Anspruch  hat,  angemeldet  wird 
(vergl.  909).  Femer  folgt  daraus,  dass  die  Waarenbezeichnung, 
welche  in  die  Zeichenrolle  eingetragen  werden  soll,  nach  §  1  des 
Gesetzes  ^ein  Waarenz eichen^  sein  muss,  dass  die  Eintragung  auch 
dann  zu  versagen  ist,  wenn  die  angemeldete  Bezeichnung  dem  Be- 
griffe eines  Waarenzeichens  im  Sinne  des  §  1  nicht  entspricht  (Mot. 
zu  §  4,  Landgraf  IT.  §  4  N.  3,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  88).  Aus 
dem  letztgenannten  Grunde  muss  die  Eintragung  versagt  werden: 
a.  wenn  die  angemeldete  Bezeichnung  wegen  ihrer  äusseren  Ge- 
staltung kein  Waarenzeichen  ist  (vergl.  13 ff.);  oder  b.  wenn  dieselbe 
nicht  genügende  Unterscheidungskraft  hat  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2 
S.  64);  oder  c.  nicht  für  Waaren  im  Sinne  des  Gesetzes  bestimmt 
ist  (P.  M.  &  Z-BL  Bd.  2  S.  64).  Die  Eintragung  ist  schliesslich 
zu  versagen,  wenn  der  Anmelder  nicht  Zeichenimiaber  sein  kann 
(vergl.  36  ff.). 

Die  materiellrechtlichen  Versagungsgründe  kommen  entweder 
ganz  oder  theilweise  nicht  zur  Anwendung,  wenn  es  sich  um  die 
Anmeldung  eines  früher  auf  Grund  älteren  landesgesetzlichen  Schutzes 
eingetragenen  Zeichens  oder  von  gewissen  ausländischen  Zeichen 
handelt,  welche  nach  Massgabe  der  Staatsverträge  Anspruch  auf  eine 
bevorrechtete  Behandlung  haben  (vergl.  964 ff.  943.  944). 
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92.  Theilweise  Versagung. 

Eine  theilweise  Versagung  der  Eintragung  kann  eintreten,  wenn 
ein  Zeichen  nur  mit  Rücksicht  auf  einen  Theil  der  in  dem  Waarenver- 
zeichniss  angegebenen  Waaren  als  ein  trügerisches  sich  darstellt 
oder  mit  einem  älteren  Zeichen  nur  bezüglich  eines  Theiles  der  an- 
gemeldeten Waaren  koUidirt  (vergl.  151  ff.  182).  Alsdann  kann  das 
Patentamt  bei  der  Eintragung  diejenigen  Waaren,  rücksichtlich  deren 
die  Eintragung  als  unzulässig  sich  darstellt ,  in  dem  Waaren- 
verzeichniss  streichen.  Von  der  Absicht  einer  derartigen  Beschrän- 
kung des  Waarenverzeichnisses  wird  dem  Anmelder  vor  der  Ein- 
tragung in  Gemässlieit  der  Vorschriften  über  das  Verfahren  Kenntniss 
gegeben,  so  dass  der  Anmelder  in  Hinsicht  hierauf  sich  entschliessen 
kann,  ob  trotz  einer  solchen  Beschränkung  die  Eintragung  so  viel 
Werth  für  ihn  hat,  dass  er  bei  seiner  Anmeldung  beharrt.  Abgesehen 
von  der  Beschränkung  des  Waarenverzeichnisses  muss  die  Eintragung 
—  nur  vorbehaltlich  geringfügiger  redaktioneller  Aenderungen  — 
immer  genau  der  Anmeldung  entsprechen;  insbesondere  darf  in  der 
Darstellung  des  angemeldeten  Zeichens  nichts  geändert,  noch  auch 
dürfen  einzelne  Bestandtheile  des  letzteren  fortgelassen  werden. 
Entspricht  ein  Zeichen  auch  nur  theilweise  den  gesetzlichen  Vor- 
schriften nicht,  so  hat  die  Versagung  der  Eintragung  des  ganzen 
Zeichens  zu  erfolgen. 


XVI.  Freizeichen. 

93.  Begriff. 

Freizeichen  sind  Waarenzeichen,  welche  zur  Bezeichnung  von 
Waaren  bei  den  betheiligten  Verkehrskreisen  im  freien  Gebrauche 
stehen.  Jedes  Zeichen,  welches  seiner  äusseren  Gestaltung  nach 
dem  Begriffe  eines  Waarenzeichens  entspricht,  demnach  jedes  Wort-, 
Figuren-  oder  gemischte  Zeichen,  ist  fähig,  Freizeichen  zu  sein  (vergl. 
17.  115).  Wie  die  Waarenzeichen  überhaupt,  müssen  die  Freizeichen 
sich  in  einer  bestimmten  Darstellung  verkörpern  lassen.  Abstrakte 
Begriffe  können  nicht  Freizeichen  sein,  z.  B.  nicht  das  Bild  eines 
Mädchens  überhaupt  oder  ein  sonstiges  Motiv'  ohne  Rücksicht  auf 
seine  figürliche  Darstellung  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  65). 

94.  Unterschied  zwischen  Frei-  und  Sonderzeichen. 

Im  Gegensatze  zu  den  Waarenzeichen,  welche  Kennzeichen 
der  Waaren  eines  bestimmten  Gewerbetreibenden  und  zur  Unter- 
scheidung der  Waaren  eines  solchen  von  den  Waaren  A  n  d  e  re  r 
bestimmt  sind  —  den  Sonder-  oder  Individualzeichen  im  Sinne  des 
§  1  —  sollen  die  Freizeichen  gewisse  Waaren  von  anderen 
Waaren,  d.  h  von  anderen  Waarengattungen  oder  anderen  Arten 
derselben  Gattung,  unterscheiden  (R-O-H.  Bd.  25  S.  68  ff.).  Die 
Freizeichen  haben  in  der  Regel  die  Bestimmung,  die  Beschaffenheit, 
Grösse,  Menge,  Ge-vncht  und  sonstige  Eigenschaften  der  Waare  oder 
deren  Herkunft  aus  einem  bestimmten  Orte  oder  Bezirke  erkennbar 
zu  machen  und  hierdurch  einen  den  Einzelbesitz  ausschliessenden 
Zweck;    oder   sie   haben   einen   besonderen  Zweck  überhaupt    nicht, 
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indem  dieselben  nur  um  deswillen  auf  die  Waare  gesetzt  werden, 
weil  die  Käufer  gewohnt  sind,  auf  gewissen  Waaren  das  Zeichen  zu 
sehen  (R-O-H.  Bd.  24  S.  293,  R-O-H.  Bd.  25  S.  68,  C  i  v.  Bd.  3 
S.  79,  Kohl  er  M-R.  S.  189).  Freizeichen  sind  nur  diejenigen 
Zeichen,  welche  ausschliesslich  die  Bestimmung  haben,  Waaren 
von  anderen  Waaren  zu  unterscheiden.  Hat  ein  Gewerbetreibender 
ein  Zeichen  zur  Unterscheidung'  gewisser  aus  seinem  Geschä^be- 
triebe  herrührender  Waaren  von  seinen  anderen  Waaren,  z.  B.  zur 
Unterscheidung  verschiedener  Qualitäten  seiner  Waaren,  bestimmt, 
so  ist  dies  kein  Freizeichen,  da  ein  derartiges  Zeichen  ausserdem 
den  Zweck  verfolgt,  die  Herkunft  der  damit  versehenen  Waare  aus 
einem  bestimmten  Geschäftsbetriebe  zu  kennzeichnen  (vergl.  S  e- 
bastian  S.  69.  70). 

95.  Beziehung  zur  Waare. 

Der  Gebrauch  eines  Freizeichens  beschränkt  sich  regelmässig 
auf  eine  bestimmte  Art  von  Waaren  oder  eine  Mehrheit  von  solchen. 
Dasselbe  ist  nur  in  seiner  Beziehung  zu  den  Waaren,  zu  deren  Be- 
zeichnung es  bestimmt  ist,  oder  in  der  Beziehung  zu  gleichartigen 
Waaren  dem  freien  Gebrauche  vorbehalten  ;  soll  es  zur  Kennzeichnung 
der  Herkunft  hiervon  gänzlich  verschiedener  Waaren  dienen,  so  kann 
es  Sonderzeichen  sein  (Kohler  M-R.  S.  191,  vergl.  28). 

96.  Abbildungen  und  Symbole  der  Waare,  Preismedaillen  u.  8.  w. 

als  Freizeichen. 

Ein  Waarenzeichen  wird  zum  Freizeichen  allein  in  Folge 
seines  allgemeinen  Gebrauchs  innerhalb  der  betheiligten  Verkehrs- 
kreise (Civ.  Bd.  3  S.  80,  vergl.  MöUenhof  in  Busch  Bd.  43  S. 
172.  173).  Hierdurch  unterscheiden  sich  die  Freizeichen  von  den- 
jenigen anderen  Zeichen,  die  ihrer  B  estimmung  nach  im  freien 
Gebrauche  Aller  stehen  müssen,  wie  Zahlen,  Buchstaben  und  Wörter, 
welche  Angaben  über  Herstellung,  Bestimmung  und  Eigenschaften 
der  Waare  enthalten  (vergl.  §  4  No.  1).  Zum  Nachweise  eines  Frei- 
zeichens ffehört  daher  der  Beweis,  dass  das  betreffende  Zeichen 
thatsächlich  gewohnheitsmässig  in  den  massgebenden  Verkehrskreisen 
zur  Bezeichnung  von  Waaren  verwendet  wird.  Nur  unter  dieser 
Voraussetzung  sind  Abbildungen  der  Waare  oder  sonstige  Symbole 
für  dieselbe  —  z.  B.  die  Kaffeemühle  ftlr  Kaffee,  das  Bild  eines 
Ochsen  ftlr  Fleischextrakt,  Reblaub  ftir  Wein  u.  s.  w.  —  oder  sym- 
bolische Bezeichnungen  für  die  Herkunft  der  Waare  —  z.  B.  die 
Ansicht  einer  Stadt,  die  Abbildung  eines  Monumentes  —  als  Frei- 
seichen  anzusehen  (Blum  Ann.  Bd.  8  S.  347,  anders  K  o  h  1  e  r 
M-R.  S.  185.  186,  derselbe  in  Busch  Bd.  48  S.  364,  ZgR.  HI. 
S.  243,  A  m  a  r  No.  64,  vergl.  Sebastian  S.  42.  43).  Mit  Recht 
hat  daher  das  Patentamt  als  Waarenzeichen  eingetragen:  a.  Kaffee- 
tassen, Kaffeekannen  und  Kaffeemühlen  als  Zeichen  ftlr  Kaffee- 
Surrogate  und  eine  Kopierpresse  ftir  Kopierbücher  (W-Z-Bl.  1894 
S.  65.  66,  1895  S.  167.  460.  473);  b.  Städteansichten  (W-Z-Bl.  1894 
S.  24,  1895  S.  189);  c.  Abbildungen  öffentlicher  Denkmäler  (W-Z-Bl. 
1894  S.  23,  1895  S.  66.  70.  121.  179);  d.  Ansichten  öffentHcher 
Gebäude  (W-Z-Bl.  1895  S.  192. 347. 449).  Sehr  häufig  werden  aller- 
dings Abbildungen  der  Waare  und  gleichartige  Symbole  Freizeichen 
ftir   die  betreffende  Waare  sein,   da  deren  Gebrauch  zur  Bezeichnung 
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der  durch  dieselben  dargestellten  oder  gekennzeichneten  Waare  ein 
allgemein  sehr  verbreiteter  ist.  Das  Gleiche  gilt  von  Preismedailleu 
und  ähnlichen  Auszeichnungen,  z.  B.  Orden,  insofern  solche  von 
den  zu  ihrer  Führung  Berechtigten  regelmässig  zur  Bezeichnung 
einer  Eigenschaft  der  Waare  —  um  dieselbe  als  eine  prämiirte  za 
kennzeichnen  —  verwendet  werden  (K[  o  h  1  e  r  M-R.  S.  184, 
Möllenhof  in  Busch  Bd.  48  S.  172,  Landgraf  §  10  N.  4, 
P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  34).  Daraus,  dass  nur  bestimmte  Personen, 
die  Prämiirten,  zur  Verwendunff  der  Preismedaillen  befugt  sind,  folgt 
nicht,  dass  ein  Sonderrecht  auf  dieselben  erworben  werden  könnte 
(aaders  Str.  Bd.  7  S.  216.  217,  S  t  englein  §  10  N.  6,  Finger 
§4  N.  2,  Selig  söhn  §  1  N.  12).  Eine  Art  der  Freizeichen 
sind  auch  die  öffentlichen  Wappen,  indem  dieselben  regelmässig  zur 
Bezeichnung  der  Herkunft  von  Waaren  aus  einem  bestimmten  Orte 
oder  Gebiete  verwendet  werden  (S  t  r.  Bd.  17  S.  87.  88,  G  o  1 1  d. 
Bd.  39  S.  314.  315,  ZgR  HI.  S.  137,  Meves  §  3  N.  5).  Die 
öffentHchen  Wappen  sind  ohnedies  nach  §  4  No.  2  von  der  Eiar 
trag^ng  ausgeschlossen. 

87.  Betheilifte  Verkehrskreiee. 

Daaiit  ein  Waarenzeichen  Freizeichen  sei,  muss  dasselbe  in  den 
betheiligten  Verkehrskreisen  gebräuchlich  und  anerkannt  sein, 
d.  h.  es  muss  von  den  mit  der  Herstellung  und  dem  Vertriebe  der- 
jenigen Waaren,  ftlr  welche  es  bestimmt  ist,  beiichäftigten  Kreisen 
zur  Bezeichnung  solcher  Waaren  verwendet  werden  und  auch  bei 
den  Abnehmern  als  Gattungs-  oder  Qualitätszeichen  gelten  (Kohl er 
M-R.  S.  190,  Civ.  Bd.  24  S.  80,  ZgR.  IV.  S.  556).  Welche  Per- 
sonen in  Betracht  kommen,  wenn  es  sich  um  die  Anschauung  der 
betheilig^en  Verkehrskreise  handelt,  ist  an  anderer  Stelle  dargelegt 
(verel.  706).  Insbesondere  ist  weniger  die  Auffassung  der  Zwischen- 
händler als  diejenige  des  konsumirenden  Publikums  massgebend 
(C  i  V.  Bd.  24  S.  81).    Die  betheiligtenKreise  können  lokale  oder  kor- 

Sorative  sein  oder  überhaupt  alle  in  einem  gelassen  Zweige  der  In- 
ustrie  oder  des  Handels  beschäftigten  Personen  umfassen.  Es  kön< 
nen  z.  B.  die  Gewerbe-  oder  Handeltreibenden  eines  gewissen  Ortes 
oder  einer  gewissen  Gegend,  die  Angehörigen  eines  Verbandes, 
einer  Gilde,  einer  Innung  oder  überhaupt  die  Gewerbe-  und  Handel- 
treibenden einer  gewissen  Branche  sein  (Kohl er  M-R.  S.  186. 
187,  vergl.  Busch  Bd.  39  S.  131.  132). 

Die  betheiligten  Verkehrskreise  können  von  grösserem  oder 
geringerem  Umfange  sein.  Es  ist  nicht  erforderlieh,  dass  eine  be- 
stimmte Zahl  von  Personen,  oder  dass  sämmtliche  Angehörige 
des  betreffenden  Verkehrskreises  das  Zeichen  benutzen.  Unter  Um- 
ständen, z.  B.  wenn  ein  Industriezweig  nur  von  einer  beschränkten 
Anzahl  von  Personen  betrieben  wird,  kann  schon  eine  geringere 
Zahl  genügen,  die  allerdings  nicht  so  geringfügig  sein  darf,  dass  sie 
ftir  den  Verkehr  überhaupt  nicht  in  Betracht  kommt  (vergl.  Kohler 
M-R.  S.  191).  Andererseits  wird  ein  Zeichen  noch  nicht  dadurch  zum  Frei- 
zeichen, dass  es  von  mehr  als  einer  Person  gebraucht  wird,  da  das- 
selbe Zeichen  zur  Bezeichnung  der  Herkunft  von  Waaren  ans  meh- 
reren verschiedenen  Geschäftsbetrieben  dienen  und  mithin  zu  Gun- 
sten Mehrerer  als  deren  Sonderzeichen  geschützt  sein  kann 
(vergl.  181,     anders  Möllenhof  in   Busch   Bd.    43    S.    185).     Das 
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Freizeichen  unterscheidet  sich  von  einem  derartigen,  im  Gebrauche 
Mehrerer  stehenden,  Sonderzeichen  durch  seinen  einen  Einzelbe- 
sitz ausschliessenden  Zweck  (Blum  Ann.  Bd.  3  S.  620). 

98.  Avsiftndisohe  Freizeichen. 

.  Die  betheiligten  Verkehrskreise  können  in-  oder  ausländische 
sein,  da  das  gesammte  Absatzgebiet  der  Waare  als  ein  Ganzes  an- 
zusehen und  Deutschland  nur  aU  ein  Theil  dieses  Absatzgebietes 
aufzufassen  ist  (Civ.  Bd.  24  S.  80,  vergl.  E-O-H.  Bd.  24  S.  220 
ff.,  vei^l.  auch  706).  Es  kann  daher  selbst  ein  Zeichen,  welches 
aussehliessUeh  im  Auslande  als  Freizeichen  anerkannt  ist,  im  In* 
lande  keinen  Schutz  als  Sonderzeichen  gemessen,  sofern  dasselbe  be- 
grifflich gleichzeitig  Freizeichen  im  Sinne  des  deutschen  Gesetzes 
ist  (Kohler  M-K.  S.  190,  Amar  No.  460,  Propr.  Ind.  IX. 
S.  148,  anders  Blum  Ann.  Bd.  3  S.  85,  Meves  in  G  o  1 1  d.  Bd.  43 
S.  11,  Sebastian  S.  383,  Pouillet  No.  24). 

Für  die  vorliegende  Frage  kommt  auch  der  Artikel  7  des  Ueber- 
eiakonunens  mit  Italien  betreffend  den  gegenseitigen  Markenschutz 
in  Betracht.  Derselbe  bestimmt,  da^s  Zeichen,  welche  im  Ursprungs- 
lande der  Waare  Freizeichen  sind,  in  den  Gebieten  des  anderen 
Theiles  nicht  den  Gegenstand  ausschliesslicher  Benutzung  bilden 
li^fitxTt*»«^  (vergl.  1005).  Dies  schliesst  indessen  keineswegs  aus,  dass, 
ohne  Rücksicht  auf  den  Ursprung  der  Waare,  überhaupt  jedem  in 
Italien  anerkannten  Freizeichen  —  sofern  dasselbe  begrifflich  ein 
Freizeichen  im  Sinne  des  deutschen  Gesetzes  ist  —  die  Eintragung 
versagt  werden  kann,  weil  die  fragliche  Vertragsbestimmung  nur 
den  angegebenen  Fall  gleichheitlich  für  die  vertragschliessenden 
Theüe  regeln,  nicht  aber  den  Begriff  des  Freizeichens  Überhaupt 
bestimmen  will. 

99.  Entstehung  des  Freizeichens  durch  Gebrauch. 

Das    Freizeichen    kann   von  jeher  einen  den  Sonderbesitz  aus- 
schliessenden  Zweck  gehabt  oder    solchen    erst    im   Laufe   der  Zeit 
erlangt  haben  (Civ.  Bd.  24  S.  78,  Blum  Ann.  Bd.  S  S.  620).     So 
kann  ein  Zeichen,  welches  ursprünglich  lediglich  zur  Ausschmückung 
von  Waare  oder  Verpackung   gedient  hat,   -später   Kennzeichen    der 
Waare  selbst  und  damit  Freizeichen  werden  (Bolze  Bd.  16  No.   114). 
Ein  Zeichen  kann  sich  auch  erst  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  zu 
einem  Freizeichen    ausbilden  (Finger  §  4  N.  2).      Anders    wai    es 
nach  dem  Gesetze  vom  30.  November  1874,  welches  als  Freizeichen 
nur  die  ^bisher"^,    d.  h.    bei  Einführung  des  Gesetzes  im  freien  Ge. 
brauche  stehenden,    Zeichen    anerkannte  (vergl.  Str.  Bd.   7  S.  217 
Goltd.  Bd.  35  S.  215,     Gareis    &    Fuchsberger  §  3  N.  22)', 
Mit  KüclLsicht  auf  diesen  Wortlaut  des  älteren  Gesetzes  ist  Meves* 
der  Ansicht,  dass  auch  jetzt  noch    nur    diejeni^^en  Zeichen  als  Frei- 
zeichen  anzusehen    seien,    die  bei    dem  Inkrafttreten    des    früheren 
Gesetzes  —  d.  h.  am  1.  Mai  1875  —   bereits  die  Freizeicheneigen- 
Schaft  besessen  haben,  und  dass  daher  eine  Neubildung  von  Freizeichen 
seit  dem  angegebenen  Zeitpunkt   ausgeschlossen  sei.     Eine  Ausnah- 
me von  dieser  Kegel  will  Meves    nur  hinsichtlich   derjenigen  Zei- 
chen zulassen,  die  unter  der  Herrschaft  des  früheren  Gesetzes  nicht 
als    Marken    eintragsföhig    waren.      Diese,    d.  h.    die    Wortzeichen, 
sollen  dann  —  aber  auch  nur  dann  —  als  Freizeichen  gelten,  wenn 
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sie  bei  dem  Inkrafttreten  des  geltenden  Gesetzes  —  d.  h.  am  1.  Ok- 
tober 1894  —  nachweisbar  Freizeichen  waren.  Diese  Ansicht  grün- 
det sich  auf  die  Annahme,  dass  der  Begriff  des  Freizeichens  unver- 
ändert aus  dem  £rüheren  Gesetze  in  das  geltende  Recht  übernom- 
men sei  (Meves  in  Goltd.  Bd.  43  S.  5  ff.).  Dabei  wird  indessen 
übersehen,  dass  nicht  zugleich  mit  dem  Begriffe  des  Freizeichens 
auch  die  in  dem  früheren  Gesetze  enthaltene  Zeitbeschränkung  in 
das  neue  Gesetz  übernommen  worden  ist. 

Der  Gebrauch  des  Zeichens  muss  eine  gewisse,  insbesondere 
eine  längere,  Dauer  nicht  erreicht  haben.  Entscheidend  ist  allein, 
ob  durch  den  Gebrauch  das  Zeichen  in  den  betheiligten  Verkehrs- 
kreisen sich  die  Anerkennung  als  Freizeichen  errungen  hat.  In  der 
Kegel  wird  das  Letztere  allerdings  erst  im  Laufe  eines  längeren  Zeit- 
raums möglieh  sein. 

100.  Freier  Gebrauch. 

Der  Gebrauch,  welcher  die  Grundlage  fiir  die  Annahme  der 
Freizeichenqtialität  bilden  soll,  muss  ein  freier  sein,  d.  h.  das  be- 
treffende Zeichen  muss  nicht  nur  in  einem  verhältnissmässig  allge- 
meinen Gebrauche  stehen,  so  dass  es  im  Verkehre  nicht  mehr  als 
ein  individuelles  Kennzeichen  gilt,  sondern  es  darf  dieser  allgemeine 
Gebrauch  auch  nicht  gegen  den  ausdrücklich  oder  diirch  schlüssige 
Handlungen  erklärten  Willen  des  ursprünglich  Berechtigten  sich  ent- 
wickelt haben.  Es  wird  damit  ein  natürlicher,  durch  das  Gesetz 
geschützter,  Besitzstand  des  Ersten,  welcher  das  Zeichen,  wenn  auch 
ohne  Eintragung,  als  sein  Sonderzeichen  benutzt  hat,  anerkannt 
(Str.  Bd.  1  S.  218.  219,  Civ.  Bd.  24  S.  75,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S. 
96.  97,  Bd.  2  S.  90).  Es  genügt  daher  zum  Nachweise  eines  Frei- 
zeichens noch  nicht  die  Thatsache,  dass  das  gleiche  Zeichen  von 
einer  grösseren  Anzahl  von  Personen  zur  Bezeichnung  ihrer  Waa- 
ren  verwendet  wird  (Komm.-Ber.  zu  §  4,-  P.M.  &  Z-fil.  Bd.  2  S. 
13).  Der  Gebrauch  eines  Zeichens  durch  Mehrere  ist  kein  freier, 
wenn  diese  mehreren  Personen  das  Zeichen  rechtmässig  als  ihr  Son- 
derzeicheii  benutzen,  sei  es,  dass  das  Zeichen  zu  Gunsten  dermeh- 
reren  Benutzer  geschützt  ist,  sei  es,  dass  das  Zeichen  das  Sonder- 
zeichen eines  Einzelnen  ist,  welcher  den  Mitbenutzen!  'dessen  Ge- 
brauch gestattet  hat  (vergl.  181.  382).  Der  Gebrauch  ist  in  einem 
solchen  Falle  fem  er  auch  dann  kein  freier,  wenn  das  Zeichen  das 
rechtmässige  Sonderzeichen  eines  Einzelnen  ist,  und  der  Gebrauch 
der  Anderen  in  widerrechtlicher  oder  missbräuchlicher  Weise  zu 
dem  Zwecke  erfolgt,  um  das  Publikum  über  die  Herkunft  der  Wäa- 
re  aus  dem  Geschäftsbetriebe  des  rechtmässigen  Inhabers  zu  täu- 
schen. Die  betheiligten  Verkehrskreise  sehen  bei  einer  derartigen 
missbräuchlichen  Benutzung  in  dem  Zeichen  stets  nur  das  Zechen 
eines  Einzelnen,  nicht  aber  ein  Freizeichen    (K  o  h  1  e  r  M-R.  S.  187. 

188,  Str.  Bd.  1  S.  218.  219,  Civ.  Bd.  3  S.  83,  Civ.  Bd.  24  S.  75t 
Rechtspr.  Bd.  1  S.  701  ff.,  anders  Möllenhof  in  Busch  Bd.  43  S. 

189.  190).  Daraus  —  überdies  auch  aus  der  Vorschrift  des  §  9  Ab- 
satz 2  —  folgt,  dass  ein  Zeichen,  M'elches  im  Verkehre  noch  als 
Kennzeichen  der  Waaren  eines  bestimmten  Gewerbetreibenden  gilt, 
trotz  späteren  Gebrauchs  seitens  anderer  Personen  auf  die  Anmeldung 
des  Erstbenutzers  eingetragen  werden  muss  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2 
S.  72).     Auch   ein  ausländisches  Sonderzeichen,  welches  im  Inlande 
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keinen  Schutz  geniesst  ödes  des  inländischen  Schutzes  —  wegen 
mangelnder  Gegenseitigkeit  —  überhaupt  nicht  fähig  ist,  kann  auf 
derartige  inissbräuchliche  Weise  Avegen  cies  internationalen  Charakters 
des  Zeichenrechtes  nicht  zum  Freizeichen  werden.  Umsoweniger 
kann  es  einen  Unterschied  machen,  ob  der  Inhaber  des  nachgeahmten 
Zeichens  In-  oder  Ausländer  ist  (Civ.  Bd.  24  S.  78.  79,  P.  M.  & 
Z-Bl.  Bd.  1  8.  97,  vergl.  Pouillet  No.  336).  Denn  es  ist  überhaupt 
kein  Gewicht    darauf  zu    legen,    ob  das  angemasste   fremde  Zeichen 

fesetzlichen  Schutz  geniesst,  und  ob  dessen  Aneignung  eine  gegen 
as  Gesetz  verstossende  Handlung  ist.  Daher  stellt  auch  die  An- 
eignung fremder  Zeichen,  die  in  eine  Zeit  fällt,  in  Welcher  ein  ge- 
setzlicher Schutz  flir  Waarenbezeichnungen  überhaupt  oder  fllr  die 
betreffende  Art  der  Waareubezeichnung  noch  nicht  bestand,  als  eine 
missbräuchliche  sich  dar,  z.  B.  die  Benutzung  eines  fremden  Zeichens, 
ehe  dasselbe  zur  Eintra^ng  gelangt  oder  sonst  —  in  Gemässheit 
des  §  15  —  gegen  Nachahmung  geschützt  ist,  sowie  die  Anmassung 
eines  Wortzeichens  in  einer  Zeit,  in  welcher  Wortzeichen  nicht  ein- 
tragsföhig  waren  (Kohler  M-R.  S.  188,  Civ.  Bd.  24  S.  75.  76, 
Rechtspr.  Bd.  1  S.  701  ff.,  Rechtspr.  Bd.  3  S.  718  ff.,  P.  M.  & 
Z-Bl.  Bd.  1  S;  97). 

101.    Umwandlung  von  Sonderzeichen  in  Freizeichen. 

Ausgeschlossen  ist  es  indessen  nicht,  dass  ein  Zeichen,  welches 
ursprünglich  Sonderzeichen  war,  später  im  Laufe  der  Zeit  zum  Frei- 
zeichen wird,  nämlich  dann,  wenn  im  gutgläubigen  Verkehr  das 
Bewnsstsein,  dass  es  sich  um  ein  Individualzeichen  handelt,  durch- 
aus verloren  gegangen  ist  (Civ.  Bd.  24  S.  80).  Ist  letzteres  nach- 
weisbar der  Fall,  so  wird  es  nicht  in  Betracht  kommen,  dass  der.  nun- 
mehrige gutgläubige  Gebrauch  sich  ursprünglich  auf  missbräuchliche 
Weise  gebildet  hat.  Im  Zweifel  wird  allerdings  nicht  anzunehmen 
sein,  dass  ein  früher  im  Sonderbesitz  befindliches  Zeichen  diesen 
seinen  Charakter  völlig  verloren  habe  (Civ.  Bd.  3  S.  80,  P.  M. 
&  Z-Bl.  Bd.  l  S.  96).  Insbesondere  genügt  zur  Annahme  eines  Frei- 
zeichens noch  nicht  der  Umstand,  dass  in  gewissen  lokal  begrenzten 
Kreisen  das  Bewnsstsein,  dass  es  sich  um  ein  Sonderzeichen  handelt, 
verloren  gegangen  ist,  während  innerhalb  anderer  Verkehrskreise  an 
der  Bedeutung  des  Zeichens  als  eines  Sonderzeichens  festgehalten 
wird  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  98).  Die  Umwandlung  eines  Sonder- 
zeichens in  ein  Freizeichen  vollzieht  sich  entweder  kraft  des  Willens 
des  früher  Berechtigten,  indem  dieser  auf  das  Zeichen  verzichtet  pnd 
dasselbe  dem  freien  Verkehre  überlässt,  oder  ohne  ausdrückliche 
Willenserklärung,  wenn  der  Geschäftsbetrieb,  zu  welchem  das  Zeichen 
gehört,  eingestellt  wird,  oder  wenn  der  Berechtigte  dadurch,  dass  er 
gegen  Verletzungen  seines  Besitzstandes  oder  des  ihm  durch  §  15 
gewährten  Rechtes  nicht  einschreitet,  es  zulässt,  dass  das  Zeichen 
allmählich  nach  der  Anschauung  des  Verkehrs  zu  einem  Gattungs- 
oder Qualitätszeichen  wird  (Civ.  Bd.  24  S.  78,  Sebastian  S.  222  ff., 
P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  97).  Ob  ein  derartiger  stillschweigender 
Verzicht  auf  die  Geltendmachung  des  Hechtes  oder  des  Besitzstandes 
gegenüber  der  Allgemeinheit  vorliegt,  ist  entsprechend  nach  den 
Grundsätzen  zu  beurtheilen,  welche  für  den  stillschweigenden  Ver- 
zicht auf  die  Ausübung  des  durch  die  Eintragung  gewährten  Hechtes 
—    d.  h.  für    die    Lizenz    —    gelten    (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.    Bd  2 
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S.  244,  vergl.  auch  387).  Nur  ein  nicht  eingetragenes  Zeichen 
kasin  auf  diese  Weise  die  Freizeicheneigenschtit  erlangen. 
Ein  eingetralgenes  Zeichen  l^ann  dagegen,  so  lange  die 
Eintragung  besteht,  nicht  zum  Freizeichen  werden,  da  die  Wirkung 
der  Eintragung  nur  durch  die  Löschung  beseitigt  wird,  und  keine 
Möglichkeit  besteht,  ein  Zeichen  auf  Grund  des  Umstandes,  dass  das- 
selbe nach  der  Eintragung  zum  Freizeichen  geworden  ist,  zur  Löschung 
zu  bringen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  64.  6ö,  vergl.  Komm.-Ber.  zu 
§  4,  Civ.  Bd.  24  S.  75,  vergl.  auch  259).  Dass  auch  ein  noch  in  die 
früheren  Zeichenregister  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  30.  November 
1874  eingetragenes  Zeichen  nicht  zum  Freizeichen  w^urden  kann,  er- 

fiebt  sich  aus  der  bereits  erörterten  Vorschrift  des  früheren  Gesetzes, 
ass  nur  die  am  1.  Mai  1875  im  freien  Gebrauche  befindlich  ge- 
wesenen Zeichen  als  Freizeichen  anzusehen  sind  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  2  S  64.  65).  Die  Eintragung  eines  Zeichens  in  ein  ausländisches 
Zeichenregister  verhindert  an  sich  nicht  dessen  Umwandlung  in  ein 
Freizeichen;  doch  kann  —  namentlich  wenn  es  sich  um  ein  Zeichen 
handelt,  welches  früher  in  Deutschland  nicht  eintragsll&hig  war  —  die 
ausländische  Eintragung  immerhin  als  ein  Beweis  dafür  verwerthet 
werden,  dass  der  Zeicheninhaber  die  Freigabe  seines  Individual- 
zeichens nicht  beabsichtigt  hat  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  16.  72). 

Was  von  den  Sonderzeichen  im  Allgemeinen  gilt,  findet  auch 
Anwendung  auf  diejenigen  Zeichen,  welche  aus  Name  oder  Firma 
bestehen,  oder  welche  Name  und  Firma  zu  Bestandtheilen  haben 
(Blum  Urt.  &  Ann.  Bd.  2  S.  417).  Werden  solche  Zeichen  zu  Frei- 
zeichen, so  wird  der  Schutz,  welchen  Name  und  Firma  als  selbstän- 
dige Bezeichnungsmittel  gemessen,  nicht  dadurch  aufgehoben.  Anderer- 
seits sind  Name  und  Firma,  wenn  solche  in  ihrer  Eigenschaft  als 
selbständige  Bezeichnungsmittel  im  freien  Gebrauche  der  betheiligten 
Verkehrskreise  stehen,  gleichfalls  als  Freizeichen  anzusehen  (vergl. 
547.  555). 

102.  Besondere  Vorschriften  fOr  österreichische  und  ungarische  Zeichen. 

Wie  bereits  vorher  erörtert,  schliesst  die  ausländische  Eintragung 
eines  Zeichens  nicht  aus,  dass  dasselbe  in  Deutschland  als  ein  Frei- 
zeichen angesehen  und  dass  daher  auch  dessen  Eintragung  zu 
Gunsten  des  auslfindischen  Zeicheninhabers  versagt  werden  Kann. 
Dies  gilt  soffar  fUr  diejenigen  ausl&ndischen  Zeichen,  welche  auf 
Grund  besonderer  Staatsvertröge  zur  Eintragting  in  Deutschland  zu- 
gelassen werden  müssen,  wiewohl  sie  den  Anforderungen  des  deut- 
schen Gesetzes  hinsichtlich  ihrer  Zusammensetzung  und  äusseren 
Gestaltung  nicht  entsprechen  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  289. 
290,  vergl.  auch  944).  Eine  abweichende  Vorschrift  besteht 
zur  Zeit  nur  zu  Gunsten  österreichischer  und  ungarischer 
Zeichen,  d.  h.  zu  Gunsten  der  Zeichen  solcher  Personen,  welche 
entweder  Staatsangehörige  von  Gestenreich  oder  Ungarn  sind, 
oder  welche  in  einem  meser  Länder  ihre  Hauptniederlassung  oder 
ihren  Wohnsitz  haben  (vergl.  944).  In  Artikel  7  Absatz  1  des 
Uebereinkommens  mit  Oesterreich- Ungarn  betreffend  den  gegen- 
seitigen Markenschutz  ist  nämlich  bestimmt,  dass  Handels-  und  Fabrik- 
marken, welche  in  Oesterreich  oder  Ungarn  als  Kennzeichen  der 
Waaren  von  Angehörigen  eines  bestimmten  gewerblichen  Verbandes, 
eines  bestimmten  Ortes  oder  Bezirkes  Schutz  gemessen,  in  Deutsch- 
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land  von  der  Benutzung  als  Freizeichen  ausgeschlossen  sind,  sofern 
die  Anmeldung  dieser  Marken  in  Deutschland  vor  dem  1.  Oktober 
1875  erfolgt  ist.  Anspruch  auf  den  Schutz  solcher  Marken  hat 
Niemand  ausser  den  Angehörigen  des  betreffenden  Verbandes,  Ortes 
oder  Bezirkes  (vergL  1005).  Diese  Vorschrift  bezweckte  hauptsäch- 
lich den  Schutz  der  alten  Marken  der  österreichischen  Sensenindustrie, 
innerhalb  welcher  auf  Grund  früherer  Verordnungen  die  Uebung  be- 
steht, dass  jeder  Sense  neben  der  Marke  des  einzelnen  Meisters  das 
österreichische  Erblandswappen  in  Verbiadung  mit  dem  Anfangs- 
buchstaben der  Zunft  desselben  —  dem  sogenannten  ;,Innungs- 
beiachlag^  —  aufgeprägt  wurde,  (vergl.  Denkschrift  in  Drucksachen 
des  Beichstags  1890/92  No.  579).  Die  alten  Marken  der  öster- 
reiehiachen  Sensenfabrikanten  sind  hiemach  in  ihrer  Verbindung  mit 
den»  Erblandswappen  und  dem  Innungsbeischlag  vor  der  Behandlung 
als  FrMzeiehen  geschützt.  '  Die  wichtigsten  hier  in  Frage 
kommenden  Innungsbeischlfige  bestehen  aus  den  Buchstaben 
^  M^  für  die  Genossenschaft  der  Sensenwerke  von  Kirchdorf- 
Mtthldorf  in  Ober-Oesterreich,  ^J^  für  die  Sensenwerksgenossenschaft 
Ton  Judenburg  in  Steiermark,  und  ^K^  für  die  Sensenwerksgenossen- 
sekaft  von  Kindberg,  Steiermark  (G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  87).  Der  Ar- 
tikel 7  des  fraglichen  Uebereinkommens  enthält  insofern  nichts  Neues, 
als  die  Benutzung  der  Zeichen  der  Österreichischen  Sensenfabrikanten 
seitens  deutscher  Gewerbetreibender  bereits  unter  der  Herrschaft  des 
früheren  Gesetzes  ab  eine  missbräuchliche  und  auf  T&usehung  ab- 
zielende angesehen  wurde  (vergl.  Civ.  Bd.  24  S.  74  ff.).  Durch 
die  Aufnahme  des  Artikel  7  Absatz  1  in  das  Uebereinkommen  sollte 
demmach  der  frühere  Rechtszustand  auch  für  die  Zukunft  aufrecht 
erhalten  werden.  Oesterreichische  und  ungarische  Zeichen,  hinsicht- 
lieh deren  die  Voraussetzungen  des  Artikel  7  nicht  vorliegen,  unter- 
liegen den  gewöhnlichen  Vorschriften,  d.  h.  es  kann  ihre  Eintragung 
wegen  Freizeichenqualit&t  versagt  werden  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  2  S.  289.  290). 

Eine  weitere,  die  Umwandlung  eines  österreichischen  oder  unga- 
liaehen  Sonderzeiehens  zu  einem  Freizeichen  betreffende,  Vorschrift 
findet  sich  in  dem  zweiten  Absatz  des  vorgedachten  Artikel  7.  Hier 
ist  bestimmt,  dass  Waarenzeichen,  welche  öffentliche  Wappen  aus  den 
Gebieten  des  einen  Theiles  enthalten,  in  den  Gebieten  des  anderen 
Theiles  von  der  Benutzung  als  Freizeichen  ausgeschlossen  sind,  und 
dass  ausser  demjenigen,  welcher,  die  Erlaubniss  zur  Benutzung  des 
Wappens  besitzt.  Niemand  Anspruch  auf  den  Schutz  solcher  Zeichen 
hat.  Da  in  Oesterreich-Ungarn  Waarenzeichen,  welche  öffentliche 
inländische  Wappen  als  Bestandtheile  enthalten,  zur  Eintragung  zu- 
gelassen werden,  wenn  das  Recht  zur  Benutzung  des  Wappens  nach- 
gewiesen wird,  so  kann  ein  derartiges  in  Oesterreich  oaer  Ungarn 
eingetragenes  Zeichen  nicht  wegen  Freizeichenqualität  beanstandet 
werden,  sofern  es  von  demjenigen,  der  die  Erlaubniss  zur  Benutzung 
des  Wappens  besitzt,  in  Deutschland  zur  Anmeldung  gebracht  'wird. 

103.  Unweeentllche  Abweichungen. 

Von  der  Eintragung  ausgeschlossen  und  den  fVeizeichen  gleich- 
bedeutend sind  diejenigen  Zeichen,  welche  sich  nur  durch  unwesent- 
liehe  Abweichungen  von  den  Freizeichen  unterscheiden  (C  i  v.  Bd. 
3  S.  72,  B  o  1  z  e  Bd.  2  No.  339,  Blum  Urt.  &  Ann.  Bd.  2  S.  418, 


76  §  4.    XVI.  Freizeichen. 

Gar  eis  &  Fuchsberger  §  4  X.  23,  vergl.  ZgR.  IV.  S.  256, 
anders  M  e  v  e  s  11.  S.  23.  24).  Eine  Abweichung  ist  eine  unwesent- 
liche, wenn  trotz  derselben  die  Gefahr  einer  Verwechselung  des 
Zeichens  mit  einem  Freizeichen  im  Verkehre  besteht.  Es  ist  dies 
im  einzelnen  Falle  unter  entsprechender  Anwendung  der  bei  §  20 
erörterten  Grundsätze  zu  ermitteln  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  65.  89. 
173.  174,  Stenglein  §  10  N.  5,  vergl.  dagegen  auch  R-O-H. 
Bd.  24  S.  294,  G  o  1 1  d.  Bd.  39  S.  315). 

104.  Freizeichen  als  Bestandtlielle  von  Waarenzeiohen. 

Eine  wesentliche  Abänderung  des  Freizeichens  liegt  insbesondere 
dann  vor,  wenn  dasselbe  dergestalt  zum  Bestandtheile  eines  Waaren- 
zeichens  gemacht  wird,  dass  mit  Rücksicht  auf  die  sonstigen  hinzu- 
gefügten Bestandtheile  die  Bildung  eines  der  Gesammterscheinung 
nach  neuen,  von  dem  Freizeichen  sich  merkbar  unterscheidenden, 
Zeichens  herbeigeführt  wird  (R-O-H.  Bd.  24  S.  293.  294,  C  i  v. 
Bd.  3  S.  72,  S  t  r.  Bd.  7  S.  217.  218,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  69, 
Möllenhoff  in  Busch  Bd.  43  S.  190.  191).  Ein  aus  einem  Frei- 
zeichen imter  Hinzufligung  eines  Namens  oder  einer  Firma  gebildetes 
Zeichen  kann  hiernach  eintragsfkhig  sein.  Unter  der  Herrschaft  des 
früheren  Gesetzes  wurde  ein  derartig  gebildetes  Zeichen  allerdings 
im  Allgemeinen  für  unzulässig  erklärt  (vergl.  Busch  Bd.  39  S.  132, 
Stenglein  §  10  N.  5).  Diese  Praxis  ist  für  das  geltende  Gesetz 
nicht  ohne  Weiteres  massgebend,  da  nunmehr  —  was  früher  nicht 
zulässig  war  —  sogar  ein  ausschliesslich  aus  Name  oder  Firma  be-> 
stehendes  Zeichen  eingetragen  werden  darf.  Indessen  macht  das 
Patentamt  auch  jetzt  noch  die  Eintragsflihigkeit  eines  derart 
gebildeten  Zeichens  davon  abhängig,  dass  Name  oder  Firma  ent- 
weder die  Hauptbestandtheile  des  Zeichens  sind,  oder  dass  dieselben 
in  ihrer  Vereinigung  mit  dem  Freizeichen  ein  neues  eigenartiges  — 
d.  h.  von  dem  Freizeichen  für  sich  betrachtet  wesentlich  abweichendes 
—  Gesammtbild  darstellen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  139.  140).  Da- 
gegen wird  für  die  Regel  die  Hinzufügung  eines  Buchstabens 
nicht  geeignet  sein,  die  Eintragsf^higkeit  herbeizuföhren  (P.  M. 
&  Z-Bl.  Bd.  2  S.  69).  Es  kann  sogar  ein  eintragsfähiges  Waaren- 
zeichen  aus  Freizeichen  und  sonstigen  Bestandtheilen,  in  welchen 
nach  §  4  No.  1  ein  Waarenzeichen  nicht  ausschliesslich  bestehen  darf, 
und  selbst  ausschliesslich  aus  mehreren  Freizeichen  zusammengesetzt 
sein  (Kohler  M-R.  S.  192,  Str.  Bd.  7  S.  214  ff.,  ZgR.  HI.  S.  137, 
P  0  u  i  1 1  e  t  No.  20).  Besteht  ein  Zeichen  ausschliesslich  aus  mehreren 
Freizeichen,  so  muss  Gewicht  darauf  gelegt  werden,  dass  durch  die 
Einheitlichkeit  der  Bildung  des  Gesammtzeichens  die  einzelnen,  die 
Bestandtheile  desselben  bildenden,  Freizeichen  für  das  Auge  zurück- 
treten und  demnach  ein  gänzlich  neues  Gesammtbild  geschaffen  ist; 
jedoch  können  auch  sonstige  Umstände  zu  Gunsten  der  Eintraes- 
f^igkeit  in  Betracht  gezogen  werden,  z.  B.  die  Thatsache,  dass  die 
einzelnen  Bestandtheile  in  völlig  verschiedenen  Verkehrskreisen  als 
Freizeichen  benutzt  werden  (ZgR.  HL  S.  137).  Allgemein  übliche 
Kombinationen,  welche  entweder  ausschliesslich  aiis  Freizeichen  oder 
aus  Freizeichen  mit  sonstigen  gemeingebränchlichen  Zuthaten  bestehen, 
sind  indessen  keinesfalls  eintragsfkhig  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  140). 
Dadurch,  dass  ein  Freizeichen  als  Bestandtheil  in  ein  Waarenzeichen 
aufgenommen    ist,    kann    selbstverständlich    Niemand    in    dem    freien 
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Gebrauche  desselben  als  eines  selbständigen  Zeichens  oder  in  sonstigen 
nicht  verwechselungsföhigen  Zusammensetzungen  gehindert  werden 
{Meves  in  G  o  1 1  d.  Bd.  43  S.  12,  vergl.  851). 

105.  Feststellung  der  FrelzeicbeneigenschafL 

Ob  ein  Zeichen  als  ein  Freizeichen  anzusehen  ist,  hat  das  Patent- 
amt bei  der  von  ihm  vor  Eintragung  eines  angemeldeten  Zeichens 
vorzunehmenden  Vorprüfung  festzustellen.  Diese  Feststellung  unter- 
liegt keiner  Xachprünmg  durch  die  Gerichte  (vergl.  356)  Behufs 
Erleichterung  der  ihm  obliegenden  Prüfung  hat  das  Patentamt  bereits 
vor  Inkrafttreten  des  Gesetzes  von  Handelskammern  und  sonstigen 
Korporationen  Verzeichnisse  der  in  ihren  Bezirken  oder  bei  ihren 
Mitgliedern  bekannten  Freizeichen  eingefordert.  Diese  Verzeichnisse 
bilden  die  Grundlage  ftlr  die  Vorprüfung.  Ist  ein  angemeldetes  Zeichen 
mit  einem  derart  gemeldeten  Freizeichen  Übereinstimmend  oder  ver- 
irechselungsflähig,  so  wird  zunächst  der  Anmelder  zur  Erklärung  auf- 
gefordert, ob  er  die  Freizeicheneigenschaft  anerkennen,  oder  ob  und 
aus  welchen  Gründen  er  ein  Individualrecht  an  dem  Zeichen  geltend 
machen  will.  Im  letzteren  Falle  wird  bei  derjenigen  Körperschaft, 
die  das  Freizeichen  gemeldet  hatte,  unter  Mittheilung  der  Aeusserung 
des  Anmelders  Rückfrage  dahin  gehalten,  welche  Umstände  für  die 
Angabe  über  die  Freizeichenqualität  bestimmend  gewesen  sind,  insbe- 
sondere von  welchen  Geweroetreibenden  und  in  welcher  Zeit  das 
Zeichen  geführt  worden  ist.  Wenn  durch  die  Antwort  nicht  noch 
weitere  Verhandlungen  veranlasst  werden,  oder  wenn  sich  nicht  er- 
giebt,  dass  die  angeführten  Umstände  zur  Annahme  eines  Freizeichens 
offenbar  ungenügend  sind,  dann  ^ird  zur  Beweisaufnahme  geschritten. 
Bisweilen  genügt  ein  urkundlicher  Beweis.  So,  wenn  rechtskräftige 
Urtheile,  Geschäftsbücher,  Rechnungen,  Preisverzeichnisse  und  der- 
gleichen vorgelegt  werden.  In  der  Regel  erfolgt  Zeugenvernehmung 
mittels  Ersuchens  der  zuständigen  Amtsgerichte.  Gehen  die  Beweis- 
protokolle ein,  so  wird  dem  Anmelder  Gelegenheit  gegeben,  das  Be- 
weismaterial einzusehen  und  seine  Einwendungen  vorzubringen.  Als- 
dann wird  Beschluss  gefasst  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.2  S.  89.  90).  Bestreitet 
der  Anmelder  die  Freizeicheneigenschaft  nicht,  und  sind  auch  sonst 
alle  diejenigen,  welche  an  dem  Schutze  des  Zeichens  ein  Interesse 
haben,  darüber  einig,  dass  ein  Freizeichen  vorliegt,  so  bedarf  es  weiterer 
thatsächlicher  Ermittelungen  und  insbesondere  einer  Beweisaufnahme 
nicht  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  183).  Die  Beweisaufnahme  erübrigt 
sich  auch  bei  einer  ganzen  Anzahl  von  Zeichen,'  deren  Benutzune 
als  Freizeichen  allgemein  bekannt  ist.  Derartige  Freizeichen  sind 
regelmässig  Preismedaillen,  Orden  und  ähnliche  einer  grösseren  An- 
zahl von  Personen  zustehende  Auszeichnungen  f vergl.  96).  Freizeichen 
in  diesem  Sinne  sind  femer  —  abgesehen  von  besonderen  Ausnahmen 
—  die  Farben,  da  solche  entweder  durch  die  Natur  der  Waare  oder 
der  Verpackung  derselben  gegeben  sind,  oder  verkehrsUblicher  Weise 
^ur  Bezeichnung  von  Waare  und  Verpackung  verwendet  werden 
(vergl.  867).  Allgemein  als  Freizeichen  bekannt  sind  ferner  bei- 
spielweise: a.  der  rauchende  Neger  für  Tabakfabrikate;  b.  Hammer 
und  Schlägel  für  Bergwerksprodukte;  c.  der  Aeskulapstab  mit  Schlange 
für  Arzneiwaaren;  d.  das  rothe  Kreuz  für  Waaren,  die  mit  der  Ge- 
sundheitspflege zusammenhängen;  e.  der  Bock  für  Bier  (vergl.  P.  M. 
4fc  Z-Bl.  Bd.  2  S.  89;. 


78  §  4.    XVI.  Freizeichen. 

106.  Massgebender  Zeitpunkt  fOr  die  Freizelcheneigeneohafl« 

Massgebend  ftir  die  Feststellnng  der  Freizeicheneigensehaft  ist 
der  Zeitpunkt,  in  welchem  das  Zeichen  znr  Zeichenrolle  angemeldet 
wird.  Ist  das  Zeichen  frfther  Sonderz  ei(fhen  gewesen,  so  muss  die 
Eintragung  versagt  werden,  wenn  bei  der  Vorprüfong  sich  ergiebt, 
dass  dasselbe  nunmehr  Freizeichen  ist;  andererseits  kann  ein  Zeichen, 
welches  früher  Freizeichen  war,  aber  diese  Eigenschaft  vor  der  An- 
meldung verloren  hat,  'als  Waarenzeichen  zu  Gunsten  eines  Einzelnen 
eingetragen  werden  (vergl.  Meves  in  Goltd.  Bd.  43  8.  11).  Was 
die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  in  die  Zeichen- 
regster  eingetragenen  Zeichen  anlangt,  so  kann  deren  lieber- 
nsühme  in  die  Zeichenrolle  wegen  Freizeichenqualitftt  nur  dann 
verweigert  werden ,  wenn  das  betreffende  Zeichen  bereits  zur 
Zeit  der  ersten  Anmeldung  zum  Zeichenregister  ein  Freizeidlien 
gewesen  ist  (Komm. -B er.  zu  §  4,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd  2 
S.  64.  65,  vergl.  auch  101).  Fernere  Voraussetzung  für  die  An- 
nahme der  Freizeicheneigenschaft  bei  einem  solchen  Zeichen  ist,  dass 
dasselbe  sich  bereits  am  1.  Mai  1875  im  freien  Gebrauche  bef^den 
hat  [ZgR,  IV.  S.  256,  vergl.  99).  Nach  der  Ansicht  von  Meves 
soll  —  abgesehen  von  einer  besonderen  Ausnahme  —  auch  bei  den 
neu  zur  Zeichenrolle  angemeldeten  Zeichen  der  1.  Mai  1875  der  ent- 
scheidende Tag  sein.  Das  Nähere  über  diese  Ansicht  ist  bereits 
'früher  gesagt  (vergl.  99).  Den  auf  Grund  älteren  landesgesetzlichen 
Schutzes  in  die  Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen  kann  die 
Uebemahme  in  die  Zeichem*olle  wegen  Frei  Zeicheneigenschaft  über- 
haupt nicht  versagt  werden  (vergl.  964). 

107.  Sammlung  der  Freizeichen. 

Die  dem  Patentamt  auf  dessen  Erfordern  von  Handelskammern 
und  sonstigen  Korporationen  mitgetheilten  Verzeichnisse  von  Frei- 
zeichen sind  im  Waarenzeichenblatt  veröffentlicht  (W-Z-Bl.  1894  S. 
29ff.,  83 ff.,  182 ff.,  1895  S.  79ff.,  198ff.,  351ff.,  669ff.).  Indessen 
können  diese  Angaben,  da  dieselben  auf  nicht  immer  zuverlässigen 
Privatmittheilungen  beruhen,  auf  unbedingte  Autorität  keinen  An- 
spruch erheben;  dieselben  dienen  vielmehr  nur  dem  Patentamt  als 
—  zum  Theil  allerdings  werthvolles  —  Material  für  die  von  ihm 
vorzunehmende  Vorprüfung  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  95,  Bd.  2 
S,  89).  Das  Patentamt  wird  auch  in  der  Folgezeit  die  durch  Be- 
schluss  im  Anmeldeverfahren  rechtskräftig  festgestellten  Freizeichen 
von  Fall  zu  Fall  besonders  veröffentlichen  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2 
S.  90,  W-Z-Bl.  1894  S.  29).  Jedoch  ist  dabei  zu  beachten,  dass 
die  rechtskräftige  Feststellung  eines  Freizeichens  in  einem  Falle  der 
Eintragung  desselben  Zeichens  in  einem  anderen  Anmeldeverfahren 
nicht  entgegensteht,  wobei  die  Möglichkeiten  denkbar  sind,  dass  ent- 
weder das  Patentamt  sich  von  der  Unrichtigkeit  der  früher  ausge- 
sprochenen Ansicht  Überzeugt  hat,  oder  dass  dem  Anmelder  be- 
sondere, in  dem  früheren  Verfahren  nicht  gewürdigte,  Nachweise  zur 
Begründung  seines  Anspruches  auf  Eintragung  zu  Gebote  stehen^ 
oder  endlich  dass  ein  Zeichen,  welches  früher  Freizeichen  war,  diese 
Eigenschaft  im  Laufe  der  Zeit  nach  der  Anschauung  der  betheiligten 
Verkehrskreise  verloren  hat.  Wer  ein  Interesse  daran  hat,  dass  ein 
Zeichen  als  Freizeichen  angesehen  werde,  kann  dieses  Interesse  da- 
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durch  wahren,  dass  er  dem  Patentamt  von  der  behaupteten  Frei- 
zeich eiieigenschaft,  thnnlichst  unter  Beiftlgung  von  Beweisangaben, 
Mittheilfing  macht.  Die  betheiligten  Kreise  sind  seitens  des  Patent- 
amtes wiederholt  snr  Einreichung  derartiger  Mittheilungen  aufgefordert 
worden  (vei^l.  980). 


XVn.  ZaJilen  und  Buchstaben 
als  Bestandtheile  eines  Waarenzeichens. 

108.  BegrifT  von  Zahl  und  Buchstabe. 

Ein  Waarenzeichen  darf  nicht  ausschliesslich  in  Zahlen  und 
Buchstaben  bestehen.  Darüber ,  was  als  Zahl  und  Buchstabe  anzu- 
sehen sei,  sind  die  Ansichten  getheilt.  Theils  werden  hierunter  die 
Zahlen-  und  Schriftzeichen  der  lebenden  Sprachen  Überhaupt,  the^s 
nur  diejenigen  der  üblichen  Verkehrssprachen  verstanden;  theils 
werden  auch  Bestandtheile  der  todten  Sprachen  darunter  begriffen 
(Kohler  M-R.  S.  197,  Landgraf  §  3  N.  5,  Stockheim  S.  16, 
Seligsohn  §  4  N.  9,  Finger  §  4  N.  2,  Meves  §  3  N.  2,  vergl. 
auch  Meili  S.  21,  Stenogr.  Ber.  des  Reichstages  1874/75  S.  35.  84). 
Wesentliches  Gewicht  wird  indessen  weder  auf  die  eine  noch  auf  die 
andereUnterscheidung  zulegen  sein.  Entscheidend  muss  vielmehr  sein,  ob 
die  zur  Anmeldung  gelangenden  Zeichen  dem  Beschauer  und  insbe- 
sondere den  bei  dem  Absatz  der  Waare  betheiligten  Yerkehrskreisen 
in  ihrer  Bedeutung  als  Buchstaben  und  Zahlen  oder  als  nur  ihrer 
bildlichen  Erscheinung  nach  in  Betracht  kommende  figürliche  Zeichen 
sich  darstellen.  Im  ersteren  Falle  müssen  dieselben  dem  freien  Ge- 
brauche aller  Interessenten  vorbehalten  bleiben.  -Demnach  sind  als 
Zahlen  und  Buchstaben  auch  die  Zahlen-  und  Schriftzeichen  der 
todten  Sprachen,  auch  diejenigen  überseeischer  und  selbst  uncivili- 
sirter  Völker  anzusehen;  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  von  den 
gewöhnlichen  Schiiftzeichen  durchaus  abweichende  Figuren  und  ein 
für  den  Verkehr  gänzlich  abgelegenes  Sprachgebiet  handelt.  Buch- 
staben sind  hiemach  auch  chinesische,  japanesische,  türkische,  hebrä- 
ische Lettern  und  die  stenographischen  Schriftzeichen;  nicht  dagegen 
Hieroglyphen  und  Runen.  Das  Patentamt  scheint  dieser  Ansicht  nicht 
durchaus  zu  folgen,  indem  dasselbe  ein  ausschliesslich  aus  dem  grie- 
chischen Buchstaben  „Q^  bestehendes  Zeichen  eingetragen  hat 
(W-Z-Bl.  1895  S.  593).  Wahrscheinlich  hat  in  diesem  Falle  das 
Patentamt  die  Eintragung  um  deswillen  zugelassen,  weil  dasselbe 
angenommen  hat,  dass  nach  der  Anschauung  der  bei  dem  Absätze 
der  Waare  betheiligten  Verkehrskreise  der  betreffende  Buchstabe  nicht 
als  Buchstabe  sondern  als  Figur  angesehen  werde. 

109.  Zahlen,  Buchstaben  und  Wörter  als  ausschliessliche  Bestandtheile 

von  Waarenzeichen. 

Zahlen  und  Buchstaben  können  ebensowenig  wie  die  ausserdem 
in  §  4  No.  1  erwähnten  Wörter  ausschliessliche  Bestandtheile  eines 
Waarenzeichens  sein.  Aus  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  ergiebt  sich, 
dass  ein  Waareniseichen  nicht  nur  dann  von  der  Eintragung  ausge- 
schlossen  ist,    wenn    dasselbe    ausschliesslich   in  Zahlen,    oder   aus- 
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schliesslich  in  Buchstaben  besteht ;  vielmehr  ist  die  Eintragung  immer 
dann  zu  versagen,  wenn  das  Waarenzeichen  ausschliesslich  einen 
oder  mehrere  der  drei  in  §  4  No.  1  genannten  Bestandtheile  enthält. 
Sowohl  für  sich  allein  als  in  ihrer  Zusammensetzung  sind  Zahlen, 
Buchstaben  und  die  erwähnten  Wörter  ungeeignet,  zur  Unterscheidung 
der  aus  einem  bestimmten  Geschäftsbetriebe  hervorgehenden  Waaren 
zu  dienen,  da  sie  zur  Bezeichnung  von  Waaren  allgemein  gebräuchlich 
sind%  Dieselben  stehen  in  dieser  Beziehung  den  Freizeichen  gleich 
(vergl.  Kohl  er  M-R.  S.  196).  Nicht  eintragsföhig  sind  daher  Zeichen, 
welche  ausschliesslich  bestehen:  a.  in  einer  oder  mehreren  Zahlen; 
b.  in  einem  oder  mehreren  Buchstaben;  c.  in  Zahlen  und  Buch- 
staben ;  d.  in  Zahlen  oder  Buchstaben  und  einem  oder  mehreren  der  von 
der  Eintragung  ausgeschlossenen  Wörter.  Indessen  sind  ausnahms- 
weise derartige,  ausschliesslich  aus  unzulässigen  Bestandtheilen  be- 
stehende Zeichen  zur  Eintragung  zuzulassen,  wenn  deren  Zusammen- 
stellung nicht  in  verkehrsüblicher  Weise  erfolgt,  vielmehr  eine 
willkürliche  und  fantasie artige  ist.  Beispielsweise  hat  das  Patentamt 
das  Zeichen  ^W.  &  W.  Universal**  zur  Eintragung  zugelassen,  wie- 
wohl das  Wort  „Universal"  für  sich  nicht  eintragsföhig  ist  (P.M.  & 
Z-Bl.  Bd.  2  S.  185,  vergl.  auch   138). 

HO.  Zahlen  und  Buchstaben  in  Verbindung  mit  sonstigen  Bestandtheilen. 

Dagegen  können  Zahlen  und  Buchstaben  wohl  Bestandtheile 
eines  Zeichens  sein,  wenn  in  demselben  noch  sonstige ,  nicht  unter 
die  Verbotsbestimmung  des  §  4  No.  1  fallende,  figürliche  oder  wört- 
liche Bestandtheile  enthalten  sind.  Es  genügt,  um  die  Eintragsföhigkeit 
herbeizufuhren,  indessen  nicht,  dass  irgend  ein  unbedeutendes,  nicht 
in  die  Augen  fallendes,  figürliches  Zeichen  oder  Beiwort  beigefügt  wird, 
so  dass  dasWes  entliche  des  Waarenzeichens  immer  nur  in  Zahlen  oder 
Buchstaben  bestefht.  Entscheidend  ist,  ob  der  Zusatz  zu  Zahl  oder 
Buchstabe  als  wesentlicher —  das  Gesammtbild  des  Zeichens  abändernder 
—  oder  nur  als  Zubehör  der  in  Zahlen  und  Buchstaben  bestehenden 
Bestandtheile  ins  Auge  f^llt.  Welche  Zuthaten  zu  Zahlen  oder 
Buchstaben  hiemach  als  derart  wesentlich  anzusehen  sind,  dass  sie 
die  Eintragung  als  Waarenzeichen  ermöglichen,  ist  Thatfirage.  Als 
Massstab  für  die  Entscheidung  dieser  Frage  wird  die  Erwägung  zu 
dienen  haben,  ob  die  sonstigen  Bestandtheile  des  Zeichens  ihrer 
äusseren  Erscheinung  nach  im  Gesammtbilde  des  Zeichens  eine 
selbständige  Bedeutung  beanspruchen,  oder  ob  dieselben  lediglich 
dazu  bestimmt  sind,  die  Zahlen  oder  Buchstaben  im  Zeichenbilde 
besser  hervortreten  zu  lassen  oder  dem  übrigen  Inhalt  der  Etikette 
oder  der  Waare,  der  Verpackung  u.  s.  w.  gegenüber  abzugrenzen. 
Hiernach  können  die  üblichen  linearen  Umrahmungen  und  Randver- 
zierungen nicht  als  wesentliche  Zuthaten  angesehen  werden  (Civ.  Bd. 
10  S.  56.  57,  Gareis  &  Fuchsberger  N.  18,  Seligsohn  §  4  N. 
16,  vergl.  auch  Schima  S.  52,  anders  Endemann  in  Busch  Bd.  32 
S.  24,  Meili  S.  21).  Beispielsweise  wird  ein  sonst  aus  Buchstaben 
oder  Zahlen  bestehendes  Zeichen  eintragsföhig,  wenn  dieselben  mit 
einer  charakteristischen  Umrahmung  —  z.  B.  einem  Achteck,  einem 
Rhombus,  einem  Dreieck  oder  einem  Kreise  7—  umgeben  sind,  oder 
wenn  denselben  ein  Stern,  ein  kleiner  Pfeil  u.  s.  w.  hinzugefügt  ist 
(W-Z-Bl.  1894  S.  138,  1895  S.  39.  152.  537  —  1895  S.  8.  613,  vergl. 
P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  280).     Nach  der  Praxis    des  Patentamts    ist 
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für  die  Fn^e,  ob  die  Hinzufiigungen  zu  Zahlen  und  Buchstaben  ein 
so  wesentliches  Merkmal  sind,  dass  der  Beschauer  nicht  mehr  ein 
Ausschliesslich  aus  Zahlen  oder  Buchstaben  bestehendes  Zeichen  vor 
sich  zu  sehen  glaubt,  der  Umstand  von  Bedeutung,  ob  der  figürliche 
Zusatz  bei  der  Kennzeichnung  der  jedesmal  in  Betracht  kommenden 
Waaren  allgemein  üblich  ist  oder  nicht.  Ist  diese  Frage  zu  bejahen, 
so  fehlt  sowohl  dem  Zusätze  für  sich  als  in  Verbindung  mit  Zahlen 
und  BuchstaBen  die  Fähigkeit,  als  zeichenrechtliches  Unterscheidungs- 
merkmal zu  dienen.  Beispielsweise  sind  elliptische  Umrahmungen  in 
der  Metallindustrie  und  ornamentale  Linien  in  der  Seifenindustrie  in 
obigem  Sinne  allgemein  gebräuchlich.  Hinzufiigungen  zu  Zahlen 
und  Buchstaben  sind  hiernach  nicht  anders  zu  behandeln  als  Hinzu- 
fUgangen  zu  den  sonst  in  §  4  No.  1  genannten  Wörtern,  über 
welche  später  Näheres  gesagt  ist  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S. 
172.  186,  rergl.  140).  Nach  der  Ansicht  von  Schmid  soll 
eine  verschiedenartige  Behandlung  der  aus  Wörtern  und  der  aus 
Bachstaben  bestehenden  Zeichen  um  deswillen  berechtigt  sein,  weil 
die  Gefahr,  dass  solche  Kombinationen  die  Buchstaben  selber  dem 
Gemeingebrauche  entziehen,  viel  geringer  sei  als  bei  den  Wörtern, 
da  die  Bachstabenkombinationen  keinen  Begriff  darstellen,  sondern 
nur  in  ihrer  bildlichen  Erscheinung  als  Kennzeichen  in  Betracht 
kommen  könnten  (Z  gK.  IV.  S.  262.  263).  Indessen  ist  dem  gegenüber 
hervorzuheben,  dass  auch  Buchstaben  nicht  nur  ihrer  bildlichen  Er- 
scheinung.  nach,  sondern  auch  —  und  dies  in  sehr  vielen  Fällen,  z.  B. 
als  Initialen  —  ihrem  Begriffe  nach  in  Betracht  kommen;  eine  ver- 
schiedenartige Behandlung  der  nach  §  4  No.  1  von  der  Eintragung 
ausgeschlossenen  Zeichen  erscheint  überdies  nach  dem  Wortlaute 
dieser  Vorschrift  ausgeschlossen.  Nur  soviel  kann  zugegeben  werden, 
dass,  da  die  Buchstaben  ihrer  bildlichen  Erscheinung  nach  weniger 
Unterscheidungskraft  besitzen  als  die  Wörter  und  daher  weniger  im 
Gesammtbilde  des  Zeichens  hervortreten,  im  einzelnen  Falle  eine 
figürliche  Hinzufugung,  welche  ein  sonst  aus  Wörtern  bestehendes 
Zeichen  nicht  eintragsftihig  machen  würde,  genügen  kann,  um  die 
Eintragung  eines  sonst  aus  Buchstaben  oder  Zahlen  bestehenden 
Zeichens  zu  ermöglichen. 

III.  Verbindung  von  Zahlen  oder  Buchstaben  mit  Freizeichen. 

Unter  Anwendung  der  im  Vorstehenden  erörterten  Regel  ist  es 
nicht  ausgeschlossen,  dass  Zahlen  und  Buchstaben  auch  mit  einem 
Freizeichen  zu  einem  Waarenzeichen  verbunden  werden  können,  da 
aach  ein  Freizeichen  Bestandtheil  eines  Waarenzeichens  sein  kann. 
Indessen  wird  dieser  Fall  höchst  selten  praktisch  werden;  denn  die 
Eintragung  ist  alsdann  nur  zulässig,  wenn  das  Freizeichen  seiner 
Gesammterscheinung  nach  durch  die  Zuthaten  wesentlich  abgeändert 
ist.  Eine  derartige  Aenderung  des  Gesammtbildes  wird  durch  alleinigen 
Zusatz  von  Zahlen  oder  Buchstaben  sich^  in  der  Regel  nicht  ermög- 
lichen lassen  (vergl.  104). 

112.  Zahlen  und  Buchstaben  in  figürlicher  Gestaltung. 

Darüber,  ob  ein  Zeichen  ans  Zahlen  oder  Bachstaben  zusammen- 
gesetzt ist,  können  dann  Zweifel  entstehen,  wenn  nicht  die  üblichen 
Drnck-  oder  Schriftzeichen  gebraucht,  oder  wenn  figürliche  Zusammen- 
steUungen    mehrerer   Buchstaben    oder    Zahlen    vorgenommen    sind. 

Kent,  Sohttto  der  Waarenbecei<duiuigen.  6 
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Hier  muss  allein  darauf  gesehen  werden,  ob  die  betreffenden  Zeichen 
noch  als  Buchstaben  erkennbar  hervortreten,  oder  ob  dieselben  in  Folge 
der  mit  ihnen  vorgenommenen  Abänderungen  fllr  den  Beschauer  diese 
Eigenschaft  verloren  haben.  In  der  Kegel  wird  man  demnach  auch 
künstlerisch  ausgeführte,  in  der  Form  der  Handschrift  hergestellte, 
oder  besonders  gefärbte  Buchstaben  und  Zahlen,  Monogramme  u.  s.  w. 
—  z.  B.  das  aus  vier  F  zusammengesetzte  Tumerwappen  —  als 
reine  Buchstaben-  oder  Zahlenzeichen  betrachten  müssen       (Meves 

t3  N.  3,  Gareis  &  Fuchsberger  N.  17,  vergl.  Sebastian  S.  41, 
chima  S.  25,  Seligsohn  §  4  N.  15).  Haben  mehrere  zu  einem 
Zeichen  verschlungene  Buchstaben  oder  Zahlen  durch  ihre  eigen* 
thümliche  Zusammenstellung  dagegen  ihre  Eigenschaft  als  Buch- 
staben oder  Zahlen  gänzlich  verloren,  so  können  dieselben  als 
Figurenzeichen  Schutz  erlangen  (Goltd.  Bd.  35  S.  213.  214,  Meves 
II.  S.  27).  Letzteres  wird  indessen  nur  in  Ausnahmeftillen  ange- 
nommen werden  können,  nämlich  dann,  wenn  es  nicht  denkbar  er- 
scheint, dass  im  Verkehre  die  einzelnen  Buchstaben  als  solche  wahr- 
genommen werden  können.  Ob  eine  derartige  Möglichkeit  vorliegt 
oder  nicht,  ist  entsprechend  nach  den  zu  §  20  erörterten  Kegeln  zu 
beurtheilen  (vergl.  834).  Das  Patentamt  stellt  offenbar  weniger 
strenge  Anforderungen  hinsichtlich  der  Eintragsft&higkeit  solcher 
Zeichen;  dasselbe  hat  in  mehrfachen  Fällen  Zeichen,  die  aus  künst- 
lich verschlungenen  Buchstaben  bestehen,  eingetragen,  wiewohl  schon 
bei  flüchtigem  Anblick  des  Zeichens  hervortritt,  dass  die  Darstellung 
desselben  ausschliesslich  aus  Buchstaben  besteht  (vergl.  z.  B.  W-Z-Bl. 
1894  S.  116.  1896  S.  153).  Auch  das  Tumerwappen  ist  von  dem 
Patentamt  als  Waarenzeichen  zugelassen  worden  (W-Z-Bl.  1895 
S.  251). 


xvm. 

Wörter  als  Bestandtheile  von  Waarenzeichen. 

113.  Gemeingebrftuchliche  Wörter. 

Ein  Waarenzeichen  kann  aus  einem  oder  mehreren  Wörtern  zu- 
sammengesetzt sein.  Ausgeschlossen  von  der  Eintragung  sind  in- 
dessen nach  §  4  No.  1  diejenigen  Zeichen,  welche  ausschliesslich 
aus  solchen  Wörtern  bestehen,  die  Angaben  über  Art,  Zeit  und 
Ort  der  Herstellung ,  über  die  Beschaffenheit ,  über  die  Be- 
stimmung ,  über  Preis- ,  Mengen-  oder  Gewichtsverhältnisse  der 
Waare  enthalten.  Derartige  Wörter,  welche  entweder  die  Waare 
selbst  oder  Eigenschaften  derselben  kennzeichnen  und  dadurch  die 
Waare  von  anderen  Waaren  unterscheiden,  sind  im  Verkehre  unent- 
behrlich; dieselben  müssen  daher,  ebenso  wie  die  Freizeichen,  wie 
Buchstaben  und  Zahlen,  dem  freien  Gebrauche  Aller  vorbehalten 
bleiben  (Kohler  M-R.  S.  177^.  Die  betreffenden  Wörter  sind  auch 
schon  um  deswillen  von  der  Emtragung  als  Waarenzeichen  ausge- 
schlossen, weil  sie  nicht  geeignet  sind,  zur  Unterscheidung  der 
Waaren  eines  Gewerbetreibenden  von  den  Waaren  Anderer  zu  dienen, 
und  mithin  wegen  Mangels  der  erforderlichen  Bestimmtheit  und  in- 
dividuellen Gestaltung  dem  Begriffe  eines  Waarenzeichens  im  Sinne 
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des  §  1  des  Gesetzes  nicht  entsprechen  (vergl.  21).  Dies  trifft  aber 
nicht  nur  hinsichtlich  der  in  §  4  No.  1  ausdrücklich  im  Einzelnen 
aufgeführten  Wörter  sondern  allgemein  hinsichtlich  aller  W^örter  zu, 
deren  sich  der  Verkehr  zur  Beschreibung  von  "Waaren  bedient 
(vergl.  Mot.  zu  §  4).  Der  Sinn  des'  Gesetzes  ist,  dass  überhaupt 
alle  diejenigen  Wörter  oder  Zusammenstellungen  von  solchen  — 
also  auch  Wortverbindungen,  Sätze  u.  s.  w.  —  welche  als  dem  all- 
gemeinen Sprachschatze  angehörig  die  nothwendigen  und  verkehrs- 
tiblichen  Bezeichnungsmittel  für  die  Waare  sind,  nicht  zu  Gunsten 
Einzelner  als  Waarenzeichen  eingetragen  werden  dürfen.  Es  sind 
dies  vor  Allem  solche  Ausdrücke,  bei  welchen  eine  durch  den  Be- 
griff des  Wortes  gegebene  Beziehung  zu  der  Waare  und  ihren  Be- 
sonderheiten vorhanden  ist  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  242).  Auch  in 
abgekürzter  Gestalt  können  die  fraglichen  Wörter  nicht  den  Gegen- 
stand ausschliesslicher  Benutzung  bilden  (vergl.  §  13).  Den  von 
der  Eintragung  ausgeschlossenen  Wörtern  stehen  daher  solche  Ab- 
kürzungen, welche  im  Verkehre  allgemein  gebräuchlich  sind,  gleich, 
z.  B.  Bezeichnungen  wie  „No.",  „^",  „'"«*',  „&"  u.  s.  w.  Das 
Patentamt  hat  allerdings  das  Zeichen  „4^  und  die  Bezeichnung  „No.", 
letztere  in  Verbindung  mit  einer  Zahl,  eingetragen  (W-Z-Bl.  1895 
S.  24.  481). 

Von  den  Freizeichen  und  insbesondere  von  denjenigen  Wörtern, 
welche  ursprünglich  Sonderzeichen  waren,  jedoch  im  Laufe  der  Zeit 
zn  Freizeichen  geworden  sind,  unterscheiden  sich  die  in  §  4  No.  1 
genannten  Wörter  dadurch,  dass  die  Freizeichen  ihre  Bestimmung, 
dem  Gemeingebrauche  zu  dienen,  durch  ihren  allgemeinen  Gebrauch 
innerhalb  betheiligter  Verkehrskreise  erlangen,  während  die  Wörter 
des  §  4  No.  1  diese  Bestimmung  von  vornherein  nach  den  Regeln 
des  Sprachgebrauchs  oder  der  Sprachbildung  haben  (vergl. 
P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  242).  Es  kann  darum  derjenige, 
welcher  eines  der  letzterwähnten  Wörter  zur  Anmeldung  bringt, 
sich  nicht  etwa  darauf  berufen,  dass  er  das  in  Frage  stehende 
Wort  zuerst  zur  Waarenbezeichnung  in  den  Verkehr  eingeführt  habe, 
oder  dass  das  Wort  als  Kennzeichen  seiner  Waaren  im  Verkehre 
anerkannt  sei,  während  bei  Prüfung  der  Frage,  ob  ein  Freizeichen 
vorliegt,  die  Thatsache,  dass  der  Anmelder  das  Zeichen  zuerst  be- 
nutzt hat,  oder  dass  dasselbe  in  einer  individuellen  Beziehung  zu 
seinem  Geschäftsbetriebe  steht,  unter  Umständen  von  ausschlag- 
gebendem Gewicht  ist  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  305.  307,  Bd.  2 
S.  72,  vergl.  100).  Nur  in  ZweifelfKllen  kann  aus  der  Thatsache, 
dass  ein  Wortzeichen  seine  Aufgabe,  zur  Unterscheidung  von  Waaren 
eines  bestimmten  Gewerbetreibenden  von  den  W^aaren  Anderer  zu 
dienen,  bisher  erfüllt  und  mithin  als  Kennzeichen  der  Waaren  eines 
bestimmten  Geschäftsbetriebes  gegolten  hat ,  darauf  geschlossen 
werden,  dass  das  W^ort  die  Eigenschaft  eines  eintragsßchigen  Waaren- 
zeichens  besitzt  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  15).  Die  Eintrags- 
f^higkeit  wird  auch  nicht  etwa  dadurch  herbeigeführt,  dass  das  in 
Frage  stehende  gemeingebräuchliche  Wort  mit  dem  Namen  oder  der 
Firma  des  Anmelders  oder  eines  Dritten  übereinstimmt  oder  einen 
Bestandtheil  von  Name  oder  Firma  bildet,  da  es  im  Sinne  des  Ge- 
setzes liegt,  dass  jede  Verwechselungsmöglichkeit  hinsichtlich  der  Be- 
deutung des  Zeichens  unbedingt  ausgeschlossen  sein  muss  (vergl.  P. 
31.  &  Z-Bl.  Bd.    1  S.  234,  Bd.  2  S.  139;.       Aus    dem  gleichen  Ge- 
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Sichtspunkte  ist  die  Eintragung  auch  dann  nicht  zuzulassen,  wenn 
das  Wort  neben  seiner  auf  die  Waare  hinweisenden  Bedeutung  noch 
eine  andere  Bedeutung  hat,  welche  zu  der  Waare  in  keinerlei  Beziehung 
steht  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  140.  290). 

114.  Fantasiewörter. 

Im  Gegen  Satze  zu  den  gemeingebräuchlichen  Wörtern  sind  ein- 
tragsfahig  alle  diejenigen  Wörter,  welche  ihrem  Begriffe  und  ihrer 
sprachlichen  Bedeutung  nach  zu  der  Xatur  der  in  der  Anmeldung 
angegebenen  Waaren  in  keinerlei  Beziehung  stehen  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  2  S.  242).  Dieselben  werden  —  abgesehen  von  Name  und  Firma, 
welche  ähnlich  den  gemeingebräuchlichen  Wörtern  natürliche 
Bezeichnungsmittel  der  Waare  sind  —  Fantasiewörter  ge- 
nannt, da  sie  ihre  Beziehung  zur  Waare  allein  der  Fan- 
tasie oder  der  Willkür  des  Anmelders  verdanken.  Die 
Fantasie  Wörter  gehören  entweder  dem  allgemeinen  Sprachschatze  an, 
oder  es  sind  frei  erfundene  Wörter,  sogenannte  Schlagwörter.  Letztere 
pflegt  man  als  Fantasiewörter  im  engeren  Sinne  zu  bezeichnen,  da 
sie  auch  ihre  Entstehungauf  die  menschliche  Fantasie  zurückfuhren. 
Einen  Fantasiecharakter  erlangen  die  dem  allgemeinen  Sprachschatze 
angehörenden  Wörter  dadurch,  dass  sie  zu  Waaren  in  Beziehung  ge- 
setzt werden,  obwohl  sie  sonst  zur  Bezeichnung  derartiger  Waaren 
nicht  dienen  oder  überhaupt  nicht  zur  Waarenbezeichnung  verwendet 
werden,  so  dass  die  gewählte  Bezeichnung  als  eine  rein  willkürliche, 
d.  h.  dem  Sprachgebrauche  nicht  entsprechende,  erscheint.  Beispiele 
solcher  Bezeichnungen,  welche  sonst  zur  Waarenbezeichnung  nicht 
verwendet  werden,  sind:  a.  Sachbezeichnungen  wie  „Krone",  „Helm", 
„Stern";  b.  Personenbezeichnungen,  z.  B.  „Kaiser",  „König",  „Neger"; 
c.  Personennamen,  insbesondere  die  Namen  mythologischer  oder 
historischer  Personen;  d.  frei  erfundene  Namen,  also  Pseudonyme 
und  iingirte  Firmen  —  diese  jedoch  unter  der  Bedingung,  dass  keine 
Täuschung  möglich  ist  (yergl.  §  4  No.  3);  e.  die  Namen  von  Thieren, 
welche  nicht  Gegenstand  des  Handels  sind,  insbesondere  die  Namen 
symbolischer  Thiere  wie  „Greif",  „Sphynx";  f.  der  Etablissements- 
name sowie  sonstige  geschäftliche  Bezeichnungen,  welche  nicht 
Firmen  sind  (vergl.  509.  504.  505).  Die  Fantasie  Wörter  im  engeren 
Sinne  dürfen  auf  jede  beliebige  Weise  gebildet  werden;  nur  ist  darauf 
Bedacht  zu  nehmen,  dass  dieselben- mit  gemeingebräuchlichen  Wörtern 
nicht  verwechselt  werden  können  (vergl.  134).  Ein  Waarenzeichen 
kann  ausschliesslich  aus  einem  oder  mehreren  Fantasiewörtem  zu- 
sammengesetzt sein,  oder  es  kann  neben  den  Fantasiewörtem  noch 
sonstige  Bestandtheile  —  Figuren,  gemeingebräuchliche  Wörter,  Buch- 
staben oder  Zahlen  —  enthalten  (Komm.-Ber.  zu  §  4).  Besteht 
ein  Waarenzeichen  ausschliesslich  aus  einem  Fantasiewort  und  son- 
stigen Wortangaben,  so  wird  indessen  dem  Zeichen  die  Eintragsföhig- 
keit  genommen,  wenn  das  Fantasiewort  sich  in  der  bildlichen  Er- 
scheinung des  Zeichens  nicht  deutlich  von  dem  sonstigen  textlichen 
Inhalt  desselben  abhebt  (vergl.  21). 

115.    Fantasiewörter  als  Freizeichen. 

Ein  Fantasiewort  oder  eine  Zusammenstellung  von  mehreren 
Fantasiewörtem  kann,  wie  jedes  Zeichen,  welches  dem  Begriffe  eines 
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Waarenzeichens  entspricht,  zum  Freizeichen  werden  (Kohler  M-K. 
S.  179  fiP.,  Schima  S.  62,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  13.  15,  vergl.  93). 
Entsprechend  dem,  was  im  Allgemeinen  von  den  Freizeichen  gilt, 
ist  ein  Fantasiew.ort  dann  als  Freizeichen  anzusehen,  wenn  es  nach 
Anschauung  der  betheiligten  Verkehrskreise  nicht  auf  einen  be- 
stimmten Geschäftsbetrieb  als  den  Ursprung  der  Waare  hinweist, 
sondern  als  objektive  Benennung  der  letzteren  ohne  Rücksicht  auf 
ihre  Herkunft  anzusehen  ist  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  242). 
Die  Eigenschaft  eines  Freizeichens  erlangt  ein  Fantasiewort  entweder 
allmählich  —  wie  in  der  Begel  die  Freizeichen  überhaupt  —  oder 
dasselbe  ist  von  vornherein  dazu  bestimmt,  als  Gattunes-  oder  Qua- 
litätsbezeichnung zu  dienen.  Letzteres  trifft  namentlich  dann  zu, 
wenn  der  Erfinder  oder  erste  Produzent  einer  Waare  seiner  neuen 
Waare  eine  Bezeichnung  giebt,  unter  welcher  dieselbe  in  Verkehr 
gebracht  und  allgemein  im  Verkehre  bezeichnet  werden  soll. 
Stellt  eine  derartige  Fantasiebezeichnung  sich  als  die  nothwendige 
Bezeichnung  der  Waare  dar,  d.  h.  als  eine  Bezeichnung,  welche  im 
Verkehr  nicht  entbehrt  werden  kann,  weil  sie  das  einzige  Mittel  zur 
Kennzeichnung  der  Waare  ist,  dann  ist  selbst  derjenige,  welcher  der 
Waare  den  Namen  gegeben  hat,  nicht  berechtigt,  eine  ausschliess- 
liche Befugniss  zum  Gebrauch  desselben  zu  erwerben  (Pouillet 
No.  50,  Amar  No.  41).  Von  grosser  Bedeutung  ist  diese  Unterscheidung 
bei  patentirten  Waaren:  Wenn  der  Patentinhaber  das  alleinige  Recht 
erwerben  könnte,  den  Gegenstand  des  Patentes  mit  der  Bezeichnung, 
unter  welcher  derselbe  im  Verkehre  allgemein  bekannt  ist,  zu  ver- 
sehen, so  würde  dies  die  Monopolisirung  des  Vertriebes  der  Waare 
auch  nach  Ablauf  der  Patentdauer  zu  Gunsten  des  Patentinhabers 
zur  Folge  haben  (Pouillet  No.  54,  Amar  No.  41).  Geht  demnach 
aus  den  Umständen  hervor,  dass  der  Erfinder  oder  der  erste  Produ- 
zent der  Waare  derselben  einen  bestimmten  Namen  nicht  zu  dem 
Zwecke  der  Unterscheidung  von  den  Waaren  Anderer  sondern  zu 
dem  Zwecke  gegeben  hat,  um  die  Waare  selbst  damit  zu  bezeichnen, 
so  muss  die  Eintragung  versagt  werden  (vergl.  Sebastian  S.  61, 
Schima  8.  61.  62).  Der  Erfinder  einer  neuen  Waare  kann  mithin 
derselben  zwei  Namen  geben,  den  einen  zur  Bezeichnung  der  Waare 
selbst,  den  anderen  zur  Kennzeichnung  der  Herkunft  aus  seinem 
Geschäftsbetriebe;  giebt  er  der  Waare  nur  einen  Namen,  so  ist  dies 
regelmässig  die  nothwendige  Bezeichnung  derselben.  Ob  im  ein- 
zelnen Falle  eine  Fantasiebezeichnung  als  Bezeichnung  der  Waare 
selbst  oder  als  das  Waarenzeichen  eines  Einzelnen  anzusehen  ist, 
entscheidet  sich  nach  der  Anschauung  der  betheiligten  Verkehrskreise. 
Es  kann  hiemach  ein  Fantasiewort  als  nothwendige  Bezeichnung  der 
Waare  angesehen  werden,  wiewohl  sonstige  —  jedoch  im  Verkehre 
nicht  verwendbare  —  Bezeichnungen  für  die  Waare  bestehen.  Ein 
neuer  chemischer  Stofi^  z.  B.  ist  im  Verkehre  regelmässig  nicht  unter 
seiner  wissenschaftlichen  Bezeichnung  sondern  unter  dem  von  dem 
Erfinder  ihm  gegebenen  Fantasienamen  bekannt;  der  letztere  ist 
hiemach  die  allein  in  Betracht  kommende  Bezeichnung  des  Stoffes. 
Man  denke  z.  B.  an  die  Namen  der  gebräuchlichen  Sprengmittel  — 
Dynamit  u.  s.  w.  —  und  an  die  Namen  der  bekannteren  Farbstoffe 
(Schima  S.  61.  62,  anders  Amar  No.  43). 

Die  Ansicht  von  Kohl  er  stimmt  im  Wesentlichen  hiermit  überein, 
indem  derselbe  ein   Fantasiewort  dann    als    ein    Freizeichen  ansieht, 
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wenn  es  sich  als  Sachname  im  Verkehre  eingebürgert  und  der  Pro- 
duzent nicht  das  Erforderliche  gethan  hat,  um  die  Bezeichnung  als 
Individualzeichen  einerseits  und  die  Bezeichnung  als  Unterscheidungs- 
mittel  von  den  Waaren  Anderer  andererseits  auseinander  zu  halten.  Ein 
Hauptmittel  fiir  diese  Scheidung  soll  nach  Kohl  er  unter  Anderem  darin 
bestehen,  dass  der  Waare  ein  von  dem  als  Waarenzeichen  zu  be- 
nutzenden Worte  verschiedener  Name  gegeben  ynid  (G.  R.  &  U.  R. 
I.  S.  38.  39).  Auch  die  Praxis  des  Patentamtes  steht  im  Wesent- 
lichen damit  in  Einklang.  Denn  das  Patentamt  versagt  die  Eintra- 
gung wegen  FreizeichenqualitÄt,  wenn  das  Wort  im  Verkehre  nach- 
weislich in  Folge  vielfacher  Verwendung  durch  eine  grössere  Zahl 
von  Gewerbetreibenden  den  Hinweis  auf  die  besondere  Herkunft  der 
W^aare  aus  der  Produktionsstätte  eines  Einzelnen  abgestreift  hat  und 
ledigUch  als  ein  Hinweis  auf  die  Art  oder  Qualität  der  Waare  dient 
oder  bereits  zu  einer  Sorten-  oder  Gattungsbezeichnung  geworden 
ist  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  72).  Wer  abgesehen  von  dem  noth- 
wendigen  Namen  der  Waare  ein  für  die  Verkehrszwecke  bestimmtes 
Schlagwort  wählt  und  während  der  Dauer  eines  die  Herstellung  der 
Waare  zu  seinen  Gunsten  schützenden  Patentes  zur  Bezeichnung  der 
Waare  verwendet,  erwirbt  nach  der  Ansicht  des  Patentamtes  einen 
natürlichen  Besitzstand,  der  die  Entwickelung  zum  Freizeichen 
verhindert.  Unter  dieser  Voraussetzung  erachtet  das  Patentamt  — 
abweichend  von  der  oben  vorgetragenen  Ansicht  —  für  schutzfähig 
auch  die  für  die  Verkehrs  zwecke  gewählte  Bezeichnung  chemischer 
Produkte,  welche  mit  dem  technischen  oder  wissenschaftlichen  Namen 
der  Waare  nicht  übereinstimmt.  Es  wurde  daher  das  im  Verkehre 
bekannte  und  fast  ausschliesslich  zur  Bezeichnung  der  Waare  benutzte 
Wort  „Antipyrin"  zur  Eintragung  zugelassen,  weil  die  damit  bezeich- 
nete Waare  den  technischen  und  wissenschaftlichen  Namen  ^Phenjl- 
dimethylpyrazolon"  fuhrt  und  unter  ähnlicher  Begründung  das  Wort- 
zeichen „Lanolin"  fiir  eintragsfähig  erklärt.  Bei  diesen  Entschei- 
dungen wurde  sogar  für  unerhebHch  erklärt,  dass  auch  die  pharma- 
zeutische W^issenschaft  die  Worte  „Antipyrin"  und  „Lanolin"  in  ihren 
Sprachschatz  aufgenommen  hat  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  15.  16. 
171.  172,  vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  72,  vergl.  dagegen  auch 
G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  70).  Auch  die  belgischen  Gerichte  haben  das 
Wort  „Antipyrin"  für  schutzfähig  erklärt,  während  dasselbe  anderer- 
seits nach  der  Rechtsprechung  des  schweizerischen  Bundesgerichts 
als  ein  Freizeichen  anzusehen  ist  (ver^l.  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  212, 
vergl.  dagegen  auch  Meili  in  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  229  ff.).  Die 
Frage,  ob  ein  Fantasiewort  im  einzelnen  Falle  zu  einer  Gattungs- 
oder Sortenbezeichnung  geworden  ist,  kann  unter  Umständen  schwie- 
rig zu  entscheiden  sein  (vergl.  liierüber  G.  R.  &  U.  R.  L  S.  43 
ff.,  66  ff.).  Im  Zweifel  ist  die  Freizeicheneigenschaft  zu  verneinen. 
Dies  gilt  umsomehr,  wenn  es  sich  um  die  Bezeichnung  solcher 
Waaren  handelt,  welche  nur  in  einem  bestimmten  Geschäftsbetriebe 
erhältlich  sind,  sei  es  auf  Grund  eines  Patentes  oder  sonstigen  ge- 
werblichen Rechtes,  oder  Aveil  für  deren  Herstellung  ein  geheimes 
Rezept'  besteht,  oder  —  bei  Naturprodukten,  namentlich  Mineral- 
quellen —  weil  sie  nur  an  einem  bestimmten  Orte  sich  vorfinden. 
Denn  das  Publikum  ^Wrd,  so  lange  es  das  echte  Produkt  nur  in 
einem  bestimmten  Betriebe  erhalten  kann,  auch  dessen  Bezeichnung 
mit  jenem  Betriebe  in  Verbindung  bringen    und    sie  trotz  ihrer  Ver- 
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Wendung  fiir  Nachbildungen  als  etwas  Individuelles    ansehen    (P.  M. 
4&  Z-Bl.  Bd.  2  S.  244). 

116.  Bedeutung  des  Sprachgebrauchs. 

Ob  ein  Wort  als  ein  die  Waare  beschreibendes  anzusehen  ist, 
«ntscheidet  sich,  wie  bereits  früher  dargelegt,  nach  dem  Sprachge- 
branche,  und  zwar  nach  dem  Sprachgebrauche  der  betheiligten  Ver- 
kehrskreise. Es  sind  daher,  wenn  mehrere  Bezeichnungen  für  die- 
selbe Waare  bestehen,  nicht  nur  diejenigen  Wörter,  welche  unbedingt 
nothwendig  sind,  um  die  Natur  der  W^aare  zu  bezeichnen,  von  der 
Eintragung  ausgeschlossen,  sondern  auch  die  verkehrsüblichen,  insbe- 
sondere die  handelsüblichen  und  technischen,  Benennungen,  welche 
'fiir  den  Verkehr  in  gleicher  Weise  wie  die  nothwendigen  Bezeich- 
nungen unentbehrlich  sind  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  13.  14.  15.  69). 
Auf  die  Absicht,  in  welcher  der  Zeichenanmelder  das  Wort  zur  Be- 
zeichnung seiner  Waaren  gewählt  hat,  oder  die  Deutung, 
welche  er  dem  Wort  beilegt,  kommt  es  nicht  an  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  308.  310,  Bd.  2  S.  14.  185.  290).  Femer  kommt  es 
auch  nicht  darauf  an,  ob  die  gewählte  Bezeichnung  im  wissenschaft- 
lichen Sinne  zutreffend  ist.  Dem  Wortzeichen  „Nabelschluss"  für 
ein  B^chband  wurde  4ie  Eintragung  versagt,  wiewohl  es  sich  um 
ein  Schliessen  des  Nabels  bei  Nabelbrüchen  nicht  handelt  (P.  M. 
&  Z-BL  Bd.  1  S.  305).  Das  Wort  „Glühstoff^  wurde  als  nicht  ein- 
tragsföhig  befunden,  obwohl  im  physikalischen  Sinne  der  bei  dem  be- 
treffenden Stoffe  stattfindende  Verbrennungsprozess  nicht  mit  „Glühen^ 
sondern  mit  „Glimmen**  bezeichnet  wird.  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd  1  S. 
307).  Die  Anmeldung  des  Wortes  „Pompös"  für  Spirituosen  wurde 
zurückgewiesen,  weil  dieses  Wort,  obwohl  in  der  besseren  Schrift- 
sprache nicht  üblich,  in  der  Unterhaltungssprache  im  Sinne  von 
«, delikat"  oder  „prächtig"  gebraucht  zu  werden  pflegt  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  306).  Aus  demselben  Gesichtspunkte  wurde  das  Wort- 
zeichen „Ideal"  für  Waaren  verschiedener  Art  als  nicht  eintragsfahig 
befunden  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  171).  Das  Wortzeichen  „Krys- 
tallbier"  wurde  gelöscht,  weil  das  Wort  „Krystall"  zur  Bezeichnung 
der  Eigenschaft  besonderer  Klarheit  im  Verkehre  allgemein  üblich 
und  in  Verbindungen  wie  „kry stallklar",  „krystallhell"  längst  sprach- 
gebräuchlich ist  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S/66j.  Durch  die  Kraft 
des  Sprachgebrauches  kann  sogar  ein  aus  einer  fremden  Sprache  ent- 
nommenes Wort  zn  einem  gemeingebräuchlichen  werden,  wiewohl 
es  in  der  fremden  Sprache  nicht  eine  derartige  Bedeutung  hat.  Das 
Wort  „Bodega"  ist  hiemach  nicht  eintragsfähig,  da  es  nach  dem  deut- 
schen Sprachgebrauche  eine  Schankstätte  bezeichnet,  wiewohl  es  in 
der  spanischen  Sprache  nicht  in  diesem  Sinne  gebraucht  wird  (P.  M. 
&  Z-Bl.  Bd.  2  S.  72.  73).  Andererseits  'wurde  das  W^ort  „Saccharin" 
flir  eintragsföhig  erklärt,  wiewohl  dieses  Wort  in  der  wissenschaftli- 
chen und  Patent-Literatur  vielfach  zur  Bezeichnung  der  Waare  ver- 
wendet wird,  da  nach  den  Gewohnheiten  und  der  Sprache  des  Ver- 
kehrs diese  Bezeichnung  nicht  üblich  sei     (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  72). 

117.    Fftlschliche  Angaben. 

Ob  die  Waare  thatsächlich  der  gewählton  Bezeichnung  entspricht, 
ist  unerheblich;  es  genügt  die  Möglichkeit,  dass  das  Wort  in  dem 
massgebenden  Verkehr    für    eine  Bezeichnung    der  Waare    gehalten 
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werden  kann.  Denn  das  Gesetz  will  jede  Möglichkeit  einer  Ver- 
wechselung ausschliessen.  Auch  unwahre,  reklameartige  und  be- 
trügerische Bezeichnungen  können  daher,  soweit  dieselben  nicht  schon 
nach'  §  4  No.  3  von  der  Eintragung  ausgeschlossen  sind,  nicht  ge- 
schützt werden  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  272.  273,  vergl.  Sebastian 
S.  70.  71).  Anders  ist  es  nur,  wenn  nach  der  Anschauung  des  Ver- 
kelirs  ein  im  Allgemeinen  zur  Kennzeichnung  von  Waaren  geeignetes 
Wort  im  gegebenen  Falle  unmöglich  die  Bestimmung  haben  kann^ 
die  Natur  der  Waare  zu  bezeichnen.  Denn  dann  liegt  eine  Fantasie- 
bezeichnung vor,  wie  später  im  Einzelnen  zu  erörtern  ist. 

118.    Art  der  Herstellung;  BeschafTenheit  der  Waare. 

Kein  wesentlicher  Unterschied  besteht  zwischen  denjenigen 
Wörtern,  welche  Angaben  über  die  Art  der  Herstellung  und 
solchen,  welche  Angaben  über  die  ^  Beschaffenheit  der  Waare  ent- 
halten, da  die  Art  der  Herstellung,  wenn  solche  einer  besonderen 
ErAvähnung  für  werth  erachtet  wird,  meist  auf  die  Beschaffenheit  der 
Waare  von  Einfluss  ist.  Es  trifft  dies  in  der  Regel  zu,  wenn  bei 
chemischen  und  ähnlichen  Stoffen  das  Herstellungsverfahren,  oder 
wenn  sonst  angegeben  wird,  dass  die  Waare  auf  maschinellem  Wege^ 
durch  Handarbeit,  unter  Verwendung  gewisser  Rohstoffe  u.  s.  w.  her- 
gestellt sei. 

119.    Gattungs-  und  Qualitätsbezeichnungen. 

Angaben  über  die  Beschaffenheit  der  Waare  enthalten  insbe- 
sondere die  im  Verkehre  üblichen  Gattungs-  und  Qualitätsbezeich- 
nungen sowie  diejenigen  Wörter,  welche  gewisse  Eigenschaften  oder 
Vorzüge  der  Waare  hen^orzuheben  bestimmt  sind  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  2  S.  13).  Als  Beispiele  solcher  Wörter  galten  bereits  unter  der 
Herrschaft  des  früheren  Gesetzes  Wörter  wie  „preisgekrönt",  „feinste 
Mai'ke'',  „feinste  Xummer'^,  „fein",  „gut**,  „prima",  „patentirt",  „ga- 
rantirt",  „gesetzlich  geschützt",  „hygienisch"  u.  s.  w.  (R-O-H.  Bd.  20 
S.  363,  Pouillet  No.  62,  Kohler  P  &  J.  U.  S.  32.  33, 
K  0  h  1  e  r  M-R.  S.  181,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1.  S.  305).  Das  Patent- 
amt hat  aus  dem  angegebenen  Gesichtspunkte  die  Eintragung  versagt 
den  Wörtern:  „Brillant",  „Chic",  „Excelsior"  —  jedoch  ündet  sieb 
das  Wort  Excelsior  auch  als  Waarenzeichen  eingetragen  (vergl.  W- 
Z-Bl.  1896  S.  29)  — ,  „Extra",  „Faultless",  „Gloriosa", 
„Graciosa",  „Handsome",  „Nobel",  „Non  plus  ultra",  „Precioso", 
„Reell",  „Reform"  —  doch  ist  das  Wort  Reform  auch 
mehrfach  als  Waarenzeichen  eingetragen  (vergl.  W-Z-Bl.  1894  S.  18) 
— ,  „Splendid",  „Standard",  „Universal",  „Economic",  „Halb  und 
Halb",  „Hygienique",  „Canaster",  „Prunelle"  für  Liköre,  „Pepsalia", 
„(^oca  Bitters",  „Firestone",  „Cacao  vero",  „Feinster  Tafel-Aquavit", 
„Gros  grains"  für  Kaffee  Surrogate,  „Imperial  Blackbeny  Brandy.", 
„Improved  Nähmaschinen",  „Methode  Toussaint-Langenscheidt"  für 
Bücher,  „Oscillating  Shuttle  Nähmaschinen",  d.  h.  Nähmaschinen  mit 
schwingendem  Schiffchen,  „Permanent  Hydrochinon",  „Poudre  extra", 
„Superior  Quality  Emery  Paper",  „Terpentinfreie  aetlierische  Oele", 
„The  Patent  Pneumatic  Tyre"  für  Fahrradreifen,  „Universal  Pneu- 
matik", „Wasserlösliches  Desinfectol",  „Cognac  hygi^nique"  (P.  M. 
&  Z-Bl.  Bd.  1  S.  271.  272}.  Auch  die  äussere  Gestalt,  in  der  eine 
Waare  vertrieben  wird,    fallt  unter  den  allgemeinen  Begriff  der  Be- 


§  4.    XVni.  Wörter  als  Bestandtheile  von  Waarenzeichen.  89 

scbaffenheit;  aus  diesem  Grunde  ist  dem  Worte  ^Caf6-TafeP  für 
Kaffee  in  Tafelform  die  Eintragung  versagt  worden  (P,  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  272.  273). 

120.  Bedeutung  der  Worte  „Angaben  über  die  Beschaffenheit'. 

Aus  dem  Wortlaute  des  Gesetzes,  welches  von  Angaben  über 
die  Beschaffenheit*  der  Waare  spricht,  ergiebt  sich,  dass  es  zu  dessen 
Anwendung  genügt,  wenn  in  irgend  einer  Weise  auf  die  Beschaffen- 
heit der  Waare  —  z.  B.  auf  ein  charakteristisches  Merkmal  derselben 
—  hingewiesen  wird.  Es  ist  *  nicht  nöthig,  dass  die  betreffenden 
Wörter  die  Beschaffenheit  der  Waare  erschöpfend  darlegen,  dass 
dieselben  sämmtliche  Eigenschaften  oder  auch  nur  eine  Haupteigen- 
schaft der  Waare  treffen,  oder  dass  sie  deren  Beschaffenheit  mit 
unanfechtbarer  Genauigkeit  bezeichnen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S. 
232.  235.  307).  Darauf,  dass  die  Angabe  ungenau  sei,  kann  sich  der 
Anmelder  umsoweniger  dann  berufen,  wenn  diese  Ungenauigkeit  eine 
Täuschungsgefahr  begründet  —  wenn  z.  B.  ein  Gemisch  aus  Bohnen- 
kaffee und  Surrogaten  als  Kaffee  schlechthin  bezeichnet  wird.  Viel- 
mehr tritt  in  einem  solchen  Falle  dem  Versagungsgründe  des  §  4 
No.  1  der  Versagungsgrund  des  §  4  No.  3  hinzu  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  272.  273).  Zu  den  der  Eintragung  nicht  fähigen  Beschaffen- 
heitsangaben gehören  auch  Angaben  über  die  Ausstattung  der  Waare 
oder  der  Verpackung,  z.B.  über  die  Farbe  derselben,  sofern  diese  im 
freien  Gebrauche  steht  und  deren  Verwendung  daher  verkehrstiblich 
ist     (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  307.  308,  vergl«.  auch  21.  867). 

121.  Symbolische  BeschafTenheiteangaben. 

Da  die  von  der  Eintragung  ausgeschlossenen  Beschaffenheits- 
angaben femer,  wie  bereits  früher  dargelegt,  solche  Wörter  sind, 
welche  nach  den  Gesetzen  der  Sprache  oder  nach  der  Uebung  des 
Sprachgebrauchs  zur  Bezeichnung  der  Beschaffenheit  der  Waare  im 
Allgemeinen  oder  einzelner  Merkmale  derselben  bestimmt  sind,  so 
genügt  es  nicht  zur  Anwendung  des  §  4  Xo.  1,  wenn  die  Wörter 
nur  in  symbolischer  Weise  auf  die 'Beschaffenheit  hinweisen,  sofern 
die  symbolische  Bezeichnung  im  Verkehre  nicht  gebräuchlich  ist 
fvergl.  ZgR.  IV.  S.  263,  Landgraf  IL  §4N.  9).  Beispielsweise  ist 
die  Eintragung  des  Wortes  „Manna"  als  eines  zur  Bezeichnung  eines 
Nahrungsmittels  bestimmten  Waarenzeichens  nicht  zu  beanstanden 
(W-Z-Bl.  1895  S.  803).  Eine  gewisse  symbolische  Bedeutung  hat 
auch  das  Wort  „Doppelstärke'',  insofern  dasselbe  die  Andeutung  ent- 
hält, dass  de»  Anmelder  seiner  Waare  eine  besonders  gute  Wirkung 
znschreibt.  Die  Beschwerdeabtheilung  des  Patentamts  hat  die  Ein- 
tragung zugelassen,  weil  der  Zusatz  „Doppel"  hier  nicht  wie  bei 
sonstigen  Waaren  einen  stärkeren  Gehalt  oder  eine  stärkere  Wirkung 
der  Waare  kennzuzeichnen  bestimmt  sei  fP.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S. 
309,  vergl.  dagegen  Kohler  in  G.  R.  &  U.  R.  ü.  S.  41).  Aus 
ähnlichem  Grunde  ist  die  Eintragung  der  Worte  „Rhein gold"  und 
„Ruhr perle"  für  Weine  als  zulässig  anzuerkennen,  weil  diese  Be- 
zeichnungen in  nur  symbolischer  Weise  auf  die  Trefflichkeit  der 
Waare  hinweisen  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  310).  Fernere  Bei- 
spiele symbolischer  und  mithin  eintragsfthiger  Wortbo Zeichnungen 
sind:  „Sorgenbrecher",  „Fleur  de  Raisins"  und  „Blume  von  Lothringen" 
als    Waarenzeichen    für    Wein,     „Magenheil"    fiir    Likör,    „Triumph" 
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für  Nadeln  und  ^Haut-Freund"'  für  kosmetische  Praeparate  (W-Z-Bl. 
1896  S.  45.  59.  66.   184.  291.  371). 

122.  BeschafTenheitsangaben  gleichartiger  Waaren. 

Auch  solche  Angaben  sind  von  der  Eintragung  ausgeschlossen, 
welche  nicht  gerade  auf  die  Beschaffenheit  derjenigen  Waaren,  für 
welche  das  Zeichen  bestimmt  sein  soll,  hinweisen,  welche  jedoch  die 
Beschaffenheit  gleichartiger  W^aaren  zu  bezeichnen  bestimmt  sind. 
Denn  es  ist  Rücksicht  darauf  zu  nehmen,  dass  durch  die  Eintragung 
dem  Anmelder  die  Befugniss  gewährt  würde.  Andere  von  der  Be- 
nutzung des  Zeichens  auch  für  gleichartige  Waaren  auszuschliessen 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  232.  235,  vergl.  359). 

123.  Praxis  des  Patentamtes. 

Aus  der  Praxis  des  Patentamtes  sind  namentlich  die  nachfolgen- 
den Entscheidungen  wegen  der  denselben  beigegebenen  Begründung 
von  besonderem  Interesse:  a.  Versagt  wurde  die  Eintragung  des 
Zeichens  ^Piano-Orchestrion"  für  ein  selbstspielendes  pianoartiges 
Musikwerk.  Für  unerheblich  wurde  dabei  erachtet,  dass  diese  Be- 
zeichnung nicht  im  Einzelnen  ersehen  lasse,  in  welcher  Weise  das 
Musikwerk  in  Betrieb  gesetzt  und  zum  Ertönen  veranlasst  werde 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  232);  b.  Die  Eintragung  des  Wortes 
^Eichel"  als  Waarenzeichen  für  Kakao  wurde  abgelehnt,  da  das 
Hinzufugen  von  Eichelmehl  bei  Herstellung  von  Kakao  erfahrungs- 
mässig  vielfach  geübt  werde  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  232);  c.  Ver- 
sagt wurde  die  Eintragung  der  Worte  „Spear  Pointed  Pen*'  als 
Waarenzeichen  für  Stahlfedern,  da  es  sich  um  eine  Feder  handelte, 
welche  nach  Art  eines  Speeres  zugespitzt  ist;  durch  die  fragliche 
Bezeichnung  wird  demnach  die  Form  der  Feder,  welche  ein  charakte- 
ristisches Merkmal  für  deren  Beschaffenheit  ist,  bestimmt  (P.  M.  & 
Z-Bl.  Bd.  1  S.  232,  anders  Schmid  inZgR.  IV.  S.  263);  d.  Die  An- 
meldung des  Wortes  ^Husten-Heil'^  für  Zucker-,  Marzipan-  und 
Schoknladenwaaren  wurde,  obwohl  Heilmittel  unter  dem  Zeichen  nicht 
vertrieben  werden  sollten,  zurückgewiesen,  da  unter  den  gedachten 
Waaren  es  manche  Arten  giebt,  welche  bei  Erkältungen,  Heiserkeit 
und  Husten  lindernd  wirken  und  zu  diesem  Zweck  und  auch  zur 
Verhütung  von  derartigen  Erkrankungen  vielfach  genossen  und  ärztlich 
empfohlen  werden  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  233);  e.  Abgelehnt  wurde 
die  Eintragung  der  Worte  ^ Extra- Cuvde"  für  Schaumwein,  da  dies 
eine  in  den  Kreisen  der  Schaumweinproduzenten  und  auch  der 
Konsumenten  allgemein  gebräuchliche  Bezeichnung  ist,  welche  etwa 
dem  deutschen  Ausdruck  „Verschuitt*^  entspricht  und  besagt,  dass  der 
mit  ihr  versehene  Schaumwein  je  nach  Bedürfniss  aus  verschiedenen 
Weinsorten  nach  hiermit  zusammenhängenden  technischen,  Geschmack 
und  Güte  des  Produktes  beeinflussenden,  Gesichtspunkten  zusammen- 
gesetzt ist.  Auch  durch  die  Hinzufiigung  des  Wortes  „Extra^  wird 
die  Eintragsfähigkeit  nicht  erlangt,  da  hierdurch  lediglich  zum  Aus- 
druck gebracht  wird,  dass  bei  der  Wahl  und  Zusammenstellung  der 
verschiedenen  Weinsorten  und  bei  den  sonstigen  dazu  gehörigen 
Manipulationen  mit  besonderer  Sorgfalt  verfahren  wurde  (P.  M.  & 
Z-Bl.  Bd.  l  S.  233);  f.  Aus  dem  gleichen  Grunde  wurde  die  Ein- 
tragung der  Worte  «Cuv^e  reservc^e-*  und  ^Extra*^,  und  zwar  des 
letzteren   für  Waaren   jeder  Art,  beanstandet,    da  die  fragliche    Be- 
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Zeichnung  allgemein  als  ein  Hinweis  auf  besonders  gute  Eigen- 
schaften der  Waare  betrachtet  wird  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  272. 
275);  g.  Die  Eintragung  wurde  versagt  dem  Worte  „Weldless"  für 
Stahlröhren,  da  dasselbe  die  englische  Uebersetzung  des  Wortes 
^ungeschweisst^  ist  und  mithin  darauf  hinweist,  dass  die  mit  dem 
Zeichen  zu  versehenden  Röhren  ohne  Naht  sind  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd. 
1  S.  234);  h.  Verweigert  wurde  ferner  die  Eintragung  den  Worten 
^Parchment''  und  „Cabinet*'  für  Papier,  da  ersteres  auf  die  besondere 
Haltbarkeit  und  letzteres  auf  eine  bessere  Qualit&t  der  Waare  hin- 
weist (P.  M.  &Z-BI.  Bd.  1  S.  276);  i.  Das  Wort  ^Standard^  wurde 
nicht  eingetragen,  weil  dasselbe  in  abgeleiteter  Bedeutung  die  Be- 
zeichnung ftlr  „normal^,  „gesetzlich",  „typisch",  „charakteristisch" 
und  für  „ausgezeichnet"  ist  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  305);  k.  Die 
Eintragung  des  Wortzeichens  „Berliner  Adress-Buch"  wurde  versagt, 
weil  diese  Worte  lediglich  besagen,  dass  das  Buch  Adressen  von 
Einwohnern  Berlins  enthalte  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  19);  1.  Die 
Wörter  „Perfect"  und  „Perfection"  —  sei  es  für  sich  allein  sei  es 
in  Verbindung  mit  sonstigen  gemeingebräuchlichen ,  namentlich 
englischen,  Wörtern  —  wurden  für  nicht  eintragsföhig  erachtet,  da 
sie  lediglich  angeben,  dass  es  sich  um  eine  Waare  von  grosser  Voll- 
kommenheit handelt  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  13) ;  m.  Die  Eintragung 
wurde  femer  versagt  dem  Wortzeichen  „Universal"  für  Bleistifte 
und  Lampen,  da  das  Wort  „Universal"  in  derartigen  Zusammen- 
setzungen die  Bedeutung  habe,  dass  der  betreffende  Gegenstand  einen 
vielseitigen  Gebrauch  gestatte  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  14.  185). 

Andererseits  hat  dagegen  das  Patentamt  die  Worte  „Edelveilchen" 
für  Parfüms  und  „Hygiene- Quelle"  für  Mineralwasser  zugelassen, 
obwohl  nach  den  früheren  Erörterungen  diese  Bezeichnungen  auf  die 
Zusammensetzung  oder  die  Beschaffenheit  der  Waare  hindeuten  (W- 
Z-Bl.  1894  S.  165,  1895  S.  713).  Hieraus  kann  indessen  eine 
Folgerung  zu  Ungunsten  der  oben  vertretenen  Ansicht  nicht  gezogen 
werden,  da  die  Ansicht  des  Patentamts  über  die  Voraussetzungen  der 
Eintragsf^higkeit  im  Laufe  der  Zeit  sich  vielfach  geändert  hat. 

124.  BesohafTenheitsangaben  mit  Fantasiecharakter. 

Wird  ein  Wort,  welches  begrifflich  nur  zur  Bezeichnung  der  Be- 
schaffenheit ganz  bestimmter  Waaren  dienen  kann,  seiner  sprach- 
lichen BedeutuAg  zuwider  ohne  die  Absicht  und  die  Möglichkeit 
einer  Täuschung  zur  Bezeichnung  gänzlich  verschiedener  Waaren  be- 
nutzt —  es  kommen  hierbei  hauptsächlich  die  Gattungsbezeich- 
nungen in  Betracht  —  so  liegt  eine  eintragsföhige  Fantasiebezeichnung 
vor.  Dies  trifft  z.  B.  zu,  wenn  das  Wort  „Rose"  zur  Bezeichnung 
von  Gegenständen  derEisenindustrie,  das  Wort  „Stahl"  zur  Bezeichnung 
einer  Wollensorte  oder  das  Wort  „Electric"  zur  Bezeichnung  von 
Mehl  gebraucht  wird  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  324).  Damit 
jeder  Zweifel  und  jede  Möglichkeit  einer  Verwechselung  auf  Seite 
der  massgebenden  Verkehrskreise  ausgeschlossen  sei,  dürfen  aller- 
dings die  verschiedenen  in  Betracht  kommenden  Waaren gattun gen 
nicht  gleichartige  sein;  es  könnte  demnach  das  Wort  „Kaffee"  nicht 
für  ein  aus  Feigen  oder  Malz  zubereitetes  Kaffeesurrogat,  ein  Blumen- 
name nicht  als  Waarenzeichen  für  ParfÜmerien  verwendet  werden, 
es  sei  denn,  dass  es  sich  um  eine  völlig  geruchlose  Blume,  z.  B.  das 
Edelweiss,  handelt  (vergl.  Sebastian    S.   71).      Mit    Rücksicht    auf 
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die  Ungleicliartigkeit  der  in  Betracht  kommenden  Waaren  hat  das  Patent- 
amt die  Eintragsfähigkeit  des  Wortes  „Saccharin"  für  einen  chemisch  zu- 
sammengesetzten Süssstofi'  anerkannt,  wiewohl  unter  dem  gleichen 
Namen  ein  aus  dem  Zucker  hergestelltes  bitter  schmeckendes  Zwischen- 
produkt bekannt  war  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  71;.  Unter  Um- 
ständen kann,  selbst  wenn  völlig  verschiedene  Waaren  in  Frage 
stehen,  ein  seitler  sprachlichen  Bedeutung  zuwider  gebrauchtes  Wort 
dazu  dienen,  auf  die  Beschaffenheit  der  Waare  hinzuweisen.  Wort- 
zusammenstellungen wie  ^Fleisch-Thee'',  „China-Wein'' ,  „Feigen- 
Syrup"  u.  s.  w.  werden  daher  nicht  als  eintragsfahig  anzusehen  sein, 
mit  Rücksicht  darauf,  dass  für  den  massgebenden  Verkehr  kein 
Zweifel  darüber  bestehen  kann,  dass  die  betreffenden  Worte  flüssige 
Extrakte  von  Flei.  ch,  Chinarinde  und  Feigen  bezeichnen  sollen 
(vergl.  Kohler  in  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  39,  Propr.  Ind.  XI.  S.  166). 
Das  Patentamt  hat  allerdings  das  Wort  „Maschinenspeck"  —  jedoch 
nach  der  Ansicht  von  Kohl  er  mit  Unrecht  —  als  Zeichen  .für  eine 
schwärzliche  teig-  oder  kittartige  Masse  zum  Dichten  von  Maschinen- 
theilen  zugelassen,  mit  der  Begründung,  dass  der  Naturspeck  zum 
Dichten  von  Maschinentheilen  nicht  verwendet  werde  und  auch  in 
Bezug  auf  Aussehen  und  Eigenschaften  mit  dem  betreffenden  Fabrikat 
keinerlei  Aehnlichkeit  besitze  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  13,  vergl. 
Kohler  in  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  41). 

125.  Bestimmung  der  Waare. 

Die  Bestimmung  der  Waare  bezeichnen  diejenigen  Wörter  und 
Wortverbindungen,  welche  Angaben  über  den  Zweck  der  W^aare,  ins- 
besondere über  die  Art  ihrer  Verwendung  und  über  ihre  Wirkung 
enthalten.  Hierher  gehören  namentlich  auch  Gebrauchsanweisungen 
(vergl.  Kohl  er  M-R.  S,  179  ff.).  Ob  die  Bestimmungsangabe  eine 
genaue  und  erschöpfende  ist,  oder  ob  sie  nur  im  Allgemeinen  auf 
den  Zweck  der  Waare  hinweist,  ist  auch  hier  unerheblich.  Als  An- 
gaben, welche  in  dieser  allgemeinen  Art  die  Verwendung  und  damit 
die  Bestimmung  der  Waare  zu  bezeichnen  bestimmt  sind,  sind  bei- 
spielsweise nicht  eintragsfahig  die  Wörter  „Consum-Cacao",  „(Jonsum- 
Chocolade",  „Austem-Öekt*',  „Hummem-Sekt",  „Trank"  (P.  M.  & 
Z-Bl.  Bd.  1  S.  272). 

Zu  den  die  Art  der  Verwendung  bezeichnenden  Wörtern  ge- 
hören insbesondere  diejenigen  Angaben,  welche  auf  den  Ort,  an  dem 
die  Waare  konsumirt  werden  soll,  oder  auf  das  Publikum,  für  welches 
die  W^aare  bestimmt  ist,  hinweisen.  Aus  diesem  Gesichtspunkt  hat 
die  Abtheiliing  für  Waarenzeichen  für  nicht  eintragsfähig  erklärt  die 
Wörter:  „Casino**,  „Speisehaus",  „Tischwein",  „Tafelessig",  „Familien- 
Zwirn",  „Soldatentabak",  „Casino-Sekt",  „Export-Kaffee",  „Gourmand" 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  308.  272).  Aus  dem  angegebenen  Gesichts- 
punkte wurde  ferner  das  Wortzeichen  „Comtoirfeder"  gelöscht,  da 
es  nichts  Anderes  besage,  als  dass  die  Waare  zur  Verwendung  in 
Comtoirs  geeignet  und  bestimmt  sei.  Für  unerheblich  wurde  dabei 
erklärt,  dass  die  unter  dem  Zeichen  vertriebene  Feder  keineswegs 
vorwiegend  in  Comtoirs,  sondern  auch  in  Schulen  und  im  Haus- 
gebrauche verwendet  werde  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  66).  Dem 
Worte  „Bodega",  welches  für  Weine,  Thee  und  Cigarren  bestimmt  sein 
sollte,  wurde  die  Eintragung  versagt,  weil  unter  Bodega  nach  dem 
herrschenden  Sprach  gebrauche  eine  Schankstätte    verstanden    werde. 
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in  welcher  Südweine  direkt  aus  Fässern  verschftnkt  werden.  Hier- 
durch sei  das  Wort  Bodega  zur  Bestimmungsangabe  geworden,  ähn- 
lich den  Wörtern  „Hotel*',  „Bestaurant'S  „Osteria",  „Bar",  „Büffet", 
für  Waaren,  welche  an  derartigen  Stellen  verabreicht  werden  (P.  M. 
&  Z-Bl.  Bd.  2  S.   72.  73). 

Die  Art-  der  Verwendung  geben  auch  an  solche  Wörter,  welche 
die  Apparate,  Maschinen,  Behältnisse  u.  s.  w.  bezeichnen,  bei  oder 
in  welchen  die  Waare  bestimmungsgemäss  zur  Verwendung  gelangt, 
beispielsweise  die  Wörter  „Kannenbier",  „Mutz-Tabak"  —  Mutz  ist 
eine  kurze  Thonpfeife  — ,  „Glühstoff"  für  Erwärmungsapparate,  in- 
sofern als  die  Bestimmung  der  Apparate  —  mit  Glühstoff  beheizt 
zu  werden  —  bezeichnet   wird     (P.   M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  307). 

Die  Wirkung  der  Waare  bezeichnen  und  damit  nicht  eintra^s- 
f^ig  nach  der  Praxis  der  Abtheilung  für  Waarenzeichen  sind  die 
Worte:  „Insektentod",  ^ Leder- Appretur " ,  „Metallglanz"  für  Putz- 
pulver,  „Pain-Expeller",  „Rettung"  für  ein  Heilmittel,  „Sanita", 
„Sanitas",  „Echte  Sparkemseife"  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  272). 
Hierher  gehört  auch  das  Wort  „Medizinisch"  —  sei  es  für  sich  allein 
oder  in  Zusammensetzung  mit  sonstigen  gemeingebräuchlichen  Wörtern 

—  da  dasselbe  nicht  nur  eine  Angabe  über  die  Beschaffenheit,  son- 
dern auch  eine  solche  über  die  Bestimmung  der  Waare  enthält,  als 
Arznei  verwendet  zu  werden  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  306).  Ferner 
ist  auch  hier  nochmals  zu  erwähnen  das  Wort  „Glühstoff",  welches 
die  Bestimmung  der  Waare  —  durch  Glühen  zu  erwärmen  —  aus- 
drückt (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  307).  Andererseits  hat  aber  die 
Beschwerdeabtheilung  des  Patentamtes  das  Wort  „Sanitas",  welches 
zur  Bezeichnung  von  Lakritzen  bestimmt  ist,  für  eintragsfähig  erklärt, 
da  die  Bedeutung  dieses  Wortes  weit  über  den  zunächst  liegenden 
Gesichtspunkt  der  physischen  Gesundheit  hinausgehe,  demnach  keine 
direkte  Angabe  über  die  Bestimmung  der  Waare,  vielmehr  höchstens 
die  Andeutung  eines  Gesichtspunktes,  der  bei  dem  Gebrauch  der 
Waare  mit  in  Betracht  kommen  könne,  enthalte  —  ähnlich,  wie 
wenn  für  Regenschirme  oder  Ueberschuhe  das  Wort  ^Pro\ndentia*' 
als  Waarenzeichen  angemeldet  würde  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  14). 
Diese  —  auch  nach  der  Ansicht  von  Kohler  zu  Unrecht  ergangene 

—  Entscheidung  ist  jedoch  nicht  zu  billigen  (vergl.  Kohler  in  G.  K. 
&  U.  R.  L  S.  41). 

126.  Bestimmungsaiigaben  mit  Fantasiecharakter. 

Zu  unterscheiden  von  den  die  Bestimmung  der  Waare  ange- 
henden und  in  Folge  dessen  von  der  Eintragung  ausgeschlossenen 
W^örtem  sind  solche  Angaben,  welche  nur  scheinbar  auf  die  Bestim- 
mung der  Waare  dinweisen,  in  der  That  jedoch  von  fantasieartigem 
Charakter  sind.  Denn  es  liegt  noch  nicht  eine  Bestimmungsangabe 
im  Sinne  des  Gesetzes  vor,  wenn  eine  Angabe  in  Frage  steht,  welche 
nach  den  Regeln  des  Sprachgebrauchs  als  Zweckbestimmung  der 
Waare  verstanden  werden  könnte,  wenn  die  angegebene  Zweckbe- 
stimmung nur  eine  scheinbare  ist,  und  in  Wirklichkeit  keine  durch 
die  Natur  der  Waare  gegebene  Beziehung  zu  der  letzteren  besteht. 
Entspricht  somit  die  Angabe  weder  den  allgemeinen  naturgeraässen 
Zwecken  der  Waare  noch  auch  den  besonderen  Eigenschaften  der- 
selben, liegt  die  angebliche  Bestimmung  vielmehr  ausserhalb  der 
gewöhnlichen  Funktionen  der    Waare,    so     handelt    es  sich    um  eine 
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mehr  oder  weniger  willkürliche,  vom  Gesetze  für  die  Eintragung  frei 
gelassene,  Fantasiebezeichnung.  Denn  in  diesem  Falle  hat  die  Waare 
mit  den  Zwecken  und  Aufgaben  des  Begriffs  der  Bezeichnung  nichts 
zu  thun;  die  Benennung  der  Waare  stellt  si(5h  nur  der  Form  nach 
als  eine  Bestimmungsangabe,  in  Wirklichkeit  aber  als  eine  aus  Rück- 
sichten der  Keklame  oder  aus  sonstigen  geschÄftlichen  Gründen  frei 
gewählte  sachlich  bedeutungslose  Benennung  dar.  Eintragsfahig 
sind  daher  Worte  wie  „Armeelikör**,  „Mandarin-Ginger",  „Alter  Hu- 
sarenkoru",  „Parlamentsfeder",  „Armee-Sekt",  und  ähnliche  Worte, 
bei  denen  zwischen  der  benannten  Waare  und  der  zusätzlichen  An- 
gabe keinerlei  durch  die  Natur  der  Waare  gegebene  Beziehung 
besteht.  Auch  in  subjektiver  Hinsicht  kann  in  diesen  Fällen  von 
einer  eigentlichen  Bestimmungsangabe  im  technischen  oder  geschäft- 
lichen Sinne  nicht  die  Rede  sein.  Denn  die  Waaren  sind  fUr  das 
Publikum  schlechthin,  nicht  bloss  für  den  aus  dem  Worte  ersichtli- 
chen engeren  Kreis  von  Personen,  bestimmt.  Die  mit  der  Bezeich- 
nung „Armee-Sekt"  versehene  Waare  hat  beispielsweise  mit  den  Auf- 
graben und  Zwecken  der  Armee  nichts  zu  thun.  Man  kann  im  Sinne 
einer  Bestimmung  der  Waare  wohl  von  einem  „Armee-Revolver" 
oder  einem  „Armee-Femglas"  reden,  nicht  aber  von  „Armee-Sekt" 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  308.  309,  verel.  auch  Kohler  in  G.  R.  & 
U.R.  I.  S.  41).  Unter  dem  hier  behandelten  Gesichtspunkte  hat  das 
Patentamt  auch  die  Worte  „Volkslampe"  und  „Intemational-Lampe" 
als  Waarenzeichen,  welche  für  Lampen  bestimmt  sind,  eingetragen, 
desgleichen  das  Wort  „Weltlateme"  für  Laternen  (W-Z-Bl.  1895  S. 
687.  1332,  1896  S.  411).  Femer  ist  das  Wort  „Jagdkanaster"  als  eine 
eintragsfÄhige  Fantasiebezeichnung  erachtet  worden  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  2  S.  16). 

127.  Preis-,  Mengen-  und  Gewichtsverh&ltnisse. 

Preis-,  Mengen-  und  GewichtsverhÄltnisse  sind  Begriflte,  welche 
einer  Erläuterung  nicht  bedürfen;  neben  denselben  kommen  die 
Maassverhältnisse,  obwohl  sie  nicht  ausdrücklich  im  Gesetze  er- 
wähnt sind,  in  Betracht.  Auch  hier  ist  es  gleichgültig,  ob  die 
Bezeichnung  eine  genaue  und  erschöpfende,  oder  ob  dieselbe  nur 
ganz  allgemeiner  Natur  ist.  Ausgeschlossen  von  der  Eintragung  sind 
daher  auch  Wörter  wie  ,, billig",  „gross",  „klein",  „leicht",  „schwer" 
u.  s.  w. 

128.  Ort  der  Herstellung. 

Auf  den  Ort  der  Herstellung  weist  in  der  Regel  jede  örtliche 
Bezeichnung  überhaupt  hin,  da  im  Zweifel  jede  Ortsbezeichnung  die 
Herkunft  der  damit  versehenen  Waare  aus  dem  angegebenen  Orte 
erkennbar  machen  soll  (vergl.  750).  Ob  die  Herstellung  vollständig 
oder    nur    in  ihren  letzten   oder  wesentlichen  Stadien  an  dem  ange- 

f ebenen  Orte  erfolgte,  ist  gleichgültig;  es  genügt  sogar,  wenn  nicht 
ie  Herstellung  sondern  nur  der  Vertrieb  von  dort  aus  stattfindet. 
Ort  der  Herstellung  ist  demnach  gleichbedeutend  mit  Ursprungsort 
fvergl.  743  ff.).  In  Zweifelfallen  entscheidet  sich  die  Frage,  wo  der 
Herstellungsort  gelegen  ist,  nach  den  zu  §  16  erörterten  Regeln 
(vergl.  743.  744).  Von  der  Eintragung  ausgeschlossen  sind  denmach 
sämmtliche  geographischen  Bezeichnungen,  weil  dieselben  den  Ge- 
werbe- und  Handeltreibenden  der  betreffenden  Oertlichkeit  zum  freien 
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Gebrauche  vorbehalten  bleiben  müssen,  also  Ländernamen)  die  Namen 
einer  Provinz,  einer  Gegend,  eines  Flusses,  Thaies,  einer  Gemeinde, 
Vorstadt,  Strasse,  eines  öffentlichen  Platzes  u.  s.  w.  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  273.  310,  Bd.  2  S.  139,  Kohl  er  M-R.  S.  184,  Kohler  in 
G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  39,  Amar  No.  70,  Landgraf  H.  §  4  N.  8). 
Darauf,  ob  die  gebrauchte  Bezeichnung  im  politischen  Sinne 
noch  üblich  ist,  kommt  es  nicht  an,  sofern  dieselbe  nicht 
in  Folge  der  Umgestaltung  der  politischen  Verhältnisse  ihre 
geographische  Bedeutung  verloren  hat,  sondern  nach  der  Anschauung 
des  Verkehrs  immer  noch  als  eine  Ortsangabe  angesehen  wird.  Dies 
triflft  beispielsweise  hinsichtlich  des  früheren  Grossherz ogthums  Lit- 
thanen  zu.  Die  Eintragung  des  Zeichens  „Litthauer  Magenbitter*' 
wurde  versagt  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  138).  Die  geographischen 
Bezeichnungen  sind  auch  dann  nicht  zur  Eintragung  zugelassen,  wenn 
sie  mit  anderen  gemeingebräuchlichen  Wörtern  verbunden  sind.  Fol- 
gende Zeichen  hat  das  Patentamt  aus  den  angegebenen  Gesichtspunkten 
beanstandet:  „Beuther**,  „Stonsdorfer",  „WsJdheimer*,  „Hobro**,  „War- 
rington", „Colonial";  „Zum  Pilsener",  „Charente  Cognac",  „Lorraine 
Champagne",  „Am^re  Russe'*,  „Casseler  Hafer- Cacao",  „Eckendorfer 
Runkelsamen",  „Münchener  Bleichsoda",  „Mtinchener  Wasserglas- 
seife", „Nordhäuser  Kautabak",  „Pilsener  Bier",  „Wiesbadener  Gicht- 
wasser", „Echt  russischer  Steppenkäse",  „Rother  Eifler  Feinkorn", 
„Angostura  Bitters",  „B^j^^  Material",  „Flensburg  Stock  Beer", 
„Mexico  Chocolade'S  „Augsburger  sechsfach"  ftir  Zwirn,  „Extra 
Schweden"  für  Streichhölzer,  „Hochheimer  Extra",  „Hochheimer 
Blau",  „Hochheimer  Gelb",  „Hochheimer  Lila"  (P.  M.  &  Z-BL  Bd.  1 
S.  271).  Ausgeschlossen  von  der  Eintragung  sind  übrigens  auch  all- 
gemeinere Angaben,  welche  einen  geographischen  Charakter  nicht 
haben,  z.  B.  Wörter  wie  ^Fabrik",  „Werk*,  «Institut"  u.  s.  w.  Eine 
auf  den  Ort  der  Herstellung  hinweisende  Angabe  wird  dadurch  nicht 
eintragsf^hig,  dass  dieselbe  ganz  oder  theilweise  mit  dem  Namen 
oder  der  Firma  des  Anmelders  oder  einer  anderen  Person  überein- 
stimmt, weil  trotzdem  bei  den  betheiligten  Verkehrskreisen  die  Auf- 
fassung bestehen  kann,  es  sei  eine  Herkunftsangabe  beabsichtigt 
(vergh  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  309.  310). 

129.    Etablissementsname. 

Andererseits  sind  eintrags^hi^  diej  enigen  Wörter,  welche  auf  ein 
bestimmtes  Unternehmen  als  Ort  der  Herstellung  hinweisen,  d.h.  der  sog. 
Etablissementsname,  der  Name  einer  bestimmten  Fabrik,  eines  be- 
stimmten Gutes  U.S.W.,  da  derartige  Angaben  nicht  frei  gebräuchlich  sind, 
sondern  zur  Kennzeichnung  der  Herkunft  der  Waare  aus  einem  be- 
stimmten Geschäftsbetriebe  dienen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  310). 
Dasselbe  muss  gelten,  wenn  es  sich  um  den  besonderen  Namen  eines 
im  Privatbesitze  stehenden  Ortes  oder  Gebietes,  z.  B.  eines  Ritter- 
gutes, ^Klosters,  eines  bestimmten  Hauses,  einer  Mineralquelle,  eines 
Bergwerks,  einer  Weinlage  u.  s.  w.  handelt.  Auch  derartige  örtliche 
Bezeichnungen  sind  eintragsfiihig,  da  Niemand  ausser  dem  Eigen- 
thümer  der  betreffenden  Oertlichkeit  oder  demjenigen,  welchem  der 
Eigenthümer  die  Benutzung  des  Ortsnamens  gestattet,  ein  berech- 
tigtes Interesse  an  dessen  Gebrauch  hat  (vergl.  Amar  No.  70, 
Pouillet  No.  65).  Eintragsfähige  W^aaren  zeichen  sind  beispielsweise 
die  Namen  „Kränchen*',  „Kochbrunnen'', ,. Fürsten brunn*,  „Apollinaris- 
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für  die  Produkte  der  gleichnamigen  Mineralquellen  und  der  Name 
^Brauerei  zum  Spaten^  ^r  das  aus  der  gleichnamigen  Brauerei  herv^or- 
gehende  Bier  (vergl.  W-Z-Bl.  1894  S.  55.  58,  1895  S.  438.  712,  vergl. 
auch  Schmid  in  Z  gK.  IV.  S.  290  und  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  241  ff.)- 
Uebrigens  ist  zu  beachten,  dass  ein  Name,  welcher  ursprünglich 
lediglich  die  Betriebsstätte  eines  einzelnen  Gewerbetreibenden  gekenn- 
zeichnet hat,  im  Laufe  der  Zeit  —  namentlich  wenn  sich  eine  Ansiede- 
lung um  das  Etablissement  gebildet  hat  —  zur  geographischen  Orts- 
bezeichnung werden  und  mit  Rücksicht  auf  diese  Umwandlung  von 
der  Eintragung  ausgeschlossen  sein  kann  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  310). 

130.    Ortsangaben  mit  Fantasiecharakter. 

Auch  Ortsangaben  sind  als  Waarenzeichen  zulässig,  wenn  nach 
Anschauung  der  betheiligten  Verkehrskreise  die  Waare  unmöglich 
aus  dem  angegebenen  Orte  oder  Bezirke  herrühren  kann.  Es  gilt 
in  dieser  Beziehung  hier  das  Gleiche  wie  bei  §  16  (vergl.  Kohler  in 
G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  39.  40,  P  ouillet  No.  64.  66,  vergl.  auch  758).  Es 
muss  dabei  die  Verwechselungsgefahr  in  zweifelsfreier  Weise  ausge- 
schlossen sein.  Spricht  auch  nur  .eine  gewisse  Wahrscheinlichkeit 
für  die  Möglichkeit  einer  Verwechselung,  so  ist  die  Eintragung  un- 
zulässig. Auf  die  Absicht,  welche  der  Anmelder  mit  der  Namen- 
gebung  verbunden  hat,  kommt  es  nicht  an;  vielmehr  entscheidet  die 
Meinung  des  Verkehrs  (Kohler  in  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  40,  vergl. 
auch  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  71).  Dabei  muss  im  einzelnen  Falle  nicht 
auf  die  Anschauungen  der  engen  Kreise  der  wirklich  Sachverstän- 
digen, sondern  auf  die  Vorstellungen  des  grossen  Publikums  Rück- 
sicht genommen  werden.  Daher  wurde  das  Wort  „Epirus*  nicht  als 
Waarenzeichen  für  Cigaretten  und  Tabak  zugelassen,  obwohl  die 
gleichnamige  türkische  Provinz  so  wenig  oder  so  minderwerthigen 
Tabak  produziren  soll,  dass  ein  Export  ausgeschlossen  erscheint,  weil 
in  den  konsumirenden  Kreisen  in  der  Regel  eine  genauere  Kenntniss 
der  Oertlichkeiten,  in  welchen  der  türkische  Tabak  gedeiht,  nicht 
vorhanden  ist  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  139).  Andererseits  wurde 
das  Wort  „Gei:mania^  für  eintragsföhig  erklärt,  weil  dasselbe  nach 
der  Anschauung  des  Verkehrs  nicht  einen  konkreten  geographischen 
Begriff  sondern  die  symbolische  Personifikation  des  Ländernamens 
darstellt  (P.  M.  &  Z-B1.  Bd.  2  S.  173).  Eintragsföhig  sind  femer: 
a.  die  Wörter  „Capri''  imd  ^Florida«  fttr  Anilinfarben ;  b.  „Pera«  für 
Bleche  ;  c.  ^Kamerun^  für  Lacke  ;  d.  „India^  für  chemisch-technische 
Artikel  (W-Z-Bl.  1894  S.  50.  51,  1896  S.  26.  38,  P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  3X0.  311).  Einen  Fantasiecharakter  haben  niemals  die- 
jenigen Ortsbezeichnungen,  welche  nach  Handelsgebrauch  zur  Be- 
nennung gewisser  Waaren  dienen,  ohne  deren  Herkunft  bezeichnen 
zu  sollen;  denn  dieselben  sind  nach  der  Auffassung  des  Verkehrs 
nicht  als  Fantasiewörter  sondern  als  Angaben  über  die  Beschaffenheit 
oder  die  Art  der  Herstellung  der  Waare  anzusehen  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  2  S.   139,  vergl.  759  ff.). 

131.    Uebersetzungen. 

In  zweifelhaften  Fällen  entscheidet  darüber,  ob  ein  Wort  als 
eine  Gattungs-  oder  Qualitätsbezeichnung  anzusehen  und  demnach 
von  der  Eintragung  ausgeschlossen  ist,  die  Anschauung  der  bei  dem 
Absätze    der    Waare    betheiligten    Verkehrskreise,    vornehmlich    die 


§  4.    XVni.  Wörter  als  Bestandtheile  von  Waarenzeichen.         97 

Auffassung  des  kousnmirenden  Publikums  (vergl.  706).    Da  der  Schutz 
eines    eingetragenen   Zeichens    sich    nicht    nur   auf  Deutschland  er- 
streckt,   vielmehr    auch    das   ausländische  Absatzgebiet  und  die  An- 
schauung   der    ausländischen    Verkehrskreise    für    den    Umfang    des 
Schutzes    mitbestimmend  sind,    so  müssen  auch  die  Uebersetzungen 
der  frei  gebräuchlichen  Wörter  in  fremde  Sprachen  als  nicht  eintrags- 
f^ige  Zeichen  behandelt  werden,   es  sei  denn,   dass  es  sich  um  ein 
ftlr  den  Verkehr  gänzlich  abgelegenes  Sprachgebiet  oder  ein  in  den 
betheiligten  Verkehrskreisen  völlig  unbekanntes  Wort,  z.  B.  ein  der 
Indianersprache  oder  der  Sprache   eines  australischen  Stammes  an- 
gehörendes Wort,  handelt  (K  o  h  1  e  r  M-R.  S.  179,  K  o  h  1  e  r  P  &  J. 
n.  S.  33-  34,  Kohler  in  G.  E.  &  U.  R.  I.  S.  42,  vergl.  Sebastian 
S.  75.    76,    Pouillet   No.  69,    P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.    232.  233. 
273. -305.  306.  310).    Es  sind  demnach  die  Uebersetzungen  in  sämmt- 
liche  Verkehrssprachen  dem  freien  Gebrauche  vorbehalten;  es  kommen 
keineswegs    ausschliesslich    die  in  dem  Ursprungslande  oder  in  dem 
Absatzgebiete    der  Waare  gebräuchlichen  Sprachen  in  Betracht,    da 
der  Zeichenschutz  sich  auf  die  Waare  ohne  Rücksicht  auf  deren  lo- 
kale Herkunft  und  auf  das  gesammte  Verkehrsgebiet,    nicht  nur  auf 
das  gegenwärtige  Absatzgebiet,  erstreckt.     Indessen  muss,  wenn  die 
Waare    ihren   Absatz    in    einem    für    die    Regel    dem   Verkehr   ver- 
schlossenen Sprachgebiete  nachweisbar  findet,  mit  Rücksicht  auf  die 
Anschauungen    der   Bewohner    dieses    Gebietes    auch    den    frei    ge- 
bräuchlichen Wörtern    ihrer  Sprache  die  Eintragung  versagt  werden 
(Kohler  in  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  42).     Nicht    ganz  in  Einklang  hier- 
mit   steht    die  Praxis  des  Patentamtes.     Denn  nach  der  Ansicht  des 
Patentamtes    kommt    es  bei  der  Prüfung  der  EintragsHihigkeit  eines 
fremdsprachigen  Wortes    in    erster  Linie    auf  die  Gewohnheiten  des 
Verkehrs  an ;  es  sei  also  im  einzelnen  Falle  zu  untersuchen,  ob  nach 
Lage  der  Sache  dem  fremdsprachigen  Ausdruck  die  Bedeutung  einer 
^Angabe^,    d.  h.  eines    sprach-    und   verkehrsüblichen  thatsächlichen 
Hinweises  beschreibender  Art,  im  Verkehr  beigelegt  werde.    Bei  dieser 
Untersuchung  sei  insbesondere  zu  beachten,  ob  zwischen  der  Waare, 
für  welche  das  Wortzeichen  bestimmt  ist,  und  dem  Lande,  dessen 
Sprache  das  Wort  angehört,  Beziehungen  bestehen,  welche  die  Be- 
nutzung gerade  der  betreffenden  Sprache  als  zweckdienlich  und  so- 
mit die  Freilassung  der  unter  §  4  fallenden  W^örter  auch  in  dieser 
Sprache    für    alle    Interessenten    als    Verkehrsbedürfniss    erscheinen 
lassen.     Diese   Voraussetzung    liege  nicht  nur  dann  vor,   wenn  die 
Waare  in  das  betreffende  Sprachgebiet  importirt,  sondern  auch  dann, 
wenn   sie  aus   demselben   exportirt  werde.     Femer  sei  darauf  Rück- 
sicht  zu  nehmen,    ob  in   dem  Fabrikations-  und  Handelszweige,  um 
den  es  sich  handelt,  die  Benutzung  der  Sprache,   welcher  das  W^ort 
entnommen   ist,    zur  Bezeichnung  von  Waaren  allgemein  üblich  sei 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  70.  7L  173.  185). 

Für  Fantasiewörter,  welche  einer  Uebersetzung  föhig  sind,  gelten 
die  hier  erörterten  Regeln  in  gleicher  Weise,  sofern  eine  Umwand- 
lung des  Fantasiewortes  in  ein  Freizeichen  stattgefunden  hat  und 
damit  das  Fantasiewort  zu  einer  Gattungsbezeichnung  geworden  ist 
(vergl.  1 15).  Ob  und  inwieweit  em  geschütztes  Fantasiewort  über- 
setzt werden  darf,  ist  an  anderer  Stelle  erörtert  (vergl.  861). 

Besteht  ein  Zweifel  über  die  Bedeutung  eines  ausländischen 
Wortes,  so  wird  das  Patentamt  berechtigt  sein,  eine  Uebersetzung 
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oder  eine  sonstige  glaubhafte  Auskunft  über  die  Bedeutung  des  Wortes 
zu  verlangen.  , 

132.  Uebersetzungen  in  todte  Sprachen. 

Uebersetzungen  frei  gebräuchlicher  Wörter  in  die  bekannteren 
todten  Sprachen,  insbesondere  die  lateinische  und  griechische  Sprache, 
sind  gleichfalls  nicht  eintragsfähig,  da  derartige  Uebersetzungen  in 
der  Regel  für  solche  Verkehrskreise  bestimmt  sind,  welche  von  der 
betreffenden  Sprache  oder  der  Bedeutung  des  Wortes  Kenntniss  haben 
(Kohler  in  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  42).  Namentlich  hinsichtlich  der  la- 
teinischen Sprache  kommt  in  Betracht,  dass  sie,  obgleich  im  Handel 
und  Verkehr,  abgesehen  von  der  Pharmazie,  nicht  mehr  gebräuchlich, 
sich  in  Deutschland  einer  weiter  verbreiteten  Kenntniss  erfreut  als 
die  Sprache  zahlreicher  lebender  Völker.  Daher  ist  die  Anmeldung 
eines  Hamburger  Fabrikanten  auf  Eintragung  des  Wortes  „Hammonia" 
—  der  lateinischen  Uebersetzung  des  Wortes  Hamburg  —  zurück- 
gewiesen worden  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  232.  233).  Aus  dem 
gleichen  Gesichtspunkte  wurde  ferner  die  Eintragung  versagt  den 
Wörtern:  „Borussia'',  „Brunonia",  „Columbia",  „Frankofurtia",  „Ger- 
mania'', „Holsatia",  „Hungaria",  „Livadia**,  „Pommerania'',  „West- 
falia",  „Vinum  bonum«  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  271.  272).  Es 
besteht  jedoch  auch  die  Ansicht,  dass  die  den  todten  Sprachen  an- 
gehörenden Wörter  nur  dann  von  der  Eintragung  ausgeschlossen 
seien,  wenn  sie  im  Verkehre  thatsächlich  zur  Bezeichnung  von  Waaren 
benutzt  werden  oder  doch  allgemeiner  verständlich  sind  (Schmid  in 
ZgR.  IV.  S.  264).  Dieser  letzteren  Ansicht  folgt  das  Patentamt  in 
neueren  Entscheidungen,  indem  es  der  Entscheidung  über  die  Ein- 
tragsfahigkeit  nicht  die  AufiPassung  des  Sprachkenners,  sondern  die 
Anschauung  der  betheiligten  Verkehrskreise  zu  Grunde  legt  und 
beispielsweise  annimmt,  dass  dem  grössten  Theile  der  betheiligten 
Verkehrskreise  die  griechische  Sprache  nicht  bekannt  sei  (P.  M. 
&  Z-Bl.  Bd.  1  S.  307).  Damm  wurde  das  Wort  „Xylolith",  welches 
dem  deutschen  Worte  „Steinholz'^  entspricht,  als  Waarenzeichen  zu- 
gelassen, und  zwar  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  griechische  Sprache 
wohl  in  der  Baukunst,  aber  nicht  in  dem  Verkehre  mit  Baumaterialien, 
herkömmlich  sei  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  70).  Das  Wortzeichen 
„Germania**  für  Kakao  wurde  eingetragen,  da  es  im  gewöhnlichen 
Verkehr  mit  Nahrungsmitteln  nicht  üblich  sei,  sich  der  lateinischen 
oder  italienischen  Sprache  zu  bedienen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  173). 
Ans  dieser  Auffassung  lässt  es  sich  femer  erklären,  dass  das  Wort 
„Thanatos*  für  ein  Insektenvertilgungsmittel  und  das  Wort  „Her- 
cynia"  zu  Gunsten  eines  im  Harze  wohnhaften  Fabrikanten  einge- 
tragen worden  ist  (W-Z-Bl.  1896  S.  3.  76). 

133.  Wissenschaftliche  Benennungen. 

Aus  den  todten  Sprachen  werden  meist  die  wissenschaftlichen 
oder  technischen  Benennungen  entnommen,  welche  dem  Sachver- 
ständigen die  Herstellung,  die  Zusammensetzung  oder  die  Bestimmung 
der  Waare  erkennbar  machen,  wie  dies  namentlich  in  der  chemischen 
und  pharmazeutischen  Industrie  häufig  geschieht.  Solche  Benennungen 
stehen  den  allgemein  verständlichen,  cUe  Beschaffenheit  oder  die  Be- 
stimmung der  \Vaare  kennzeichnenden,  Wörtern  gleich,  da  die  Waare 
dann  gewöhnlich  gerade  für  die  sachverständigen  Kreise  bestimmt  ist 
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(Ponillet  No,  63.  68,  vergl.  Stenoffr.  Ber.  S.  40,  P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  2  S.  15).  Das  Gleiche  muss  gelten,  wenn  es  sich  um  Wörter 
aus  einer  lebendan  Sprache  handelt,  welche  ausschliesslich  der 
wissenschaftlichen  Sprache  angehören.  Das  Patentamt  hat  allerdings 
—  entsprechend  seinem  Prinzipe,  wonach  immer  die  Auffassung  der 
betheiligten  Verkehrskreise  entscheidet  —  in  einem  Falle,  welcher 
das  Wortzeichen  „Saccharin^  für  einen  SüssstofF  betraf,  angenommen, 
dass  die  der  englischen  und  französischen  wissenschaftlichen  Sprache 
Angehörenden  Adjektive  „saccharine*^  und  „Saccharin^,  welche  ..silss^ 
oder  ^zuckerartig^  bedeuten,  als  dem  Verständnisse  der  betheiligten 
Verkehrskreise  zu  ferne  liegend,  nicht  als  Angaben  über  die  Be- 
schaffenheit anzusehen  seien  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  71). 

134.  Unwesentliche  Abweichungen. 

Nicht  eintragsföhig  sind  auch  diejenigen  Wörter,  welche  sich  nur 
durch  unwesentliche  Abweichungen  von  den  freigebräuchlichen 
Wörtern  unterscheiden.  Eine  Abweichung  ist  eine  unwesentliche, 
wenn  trotz  derselben  die  Gefahr  einer  Verwechselung  des  als  Zeichen 
angemeldeten  Wortes  mit  einem  frei  gebräuchlichen  Worte  im  Ver- 
kehre besteht;  es  ist  dies  im  einzelnen  Falle  unter  entsprechender  An- 
wendung der  bei  §  20  erörterten  Grundsätze  zu  ermitteln  (vergl. 
852).  Indessen  werden  diese  Regeln  hier,  wo  es  sich  um  die  Ver- 
^leichung  eines  neugebildeten  Wortes  mit  anderen,  dem  Sprachschatze 
bereits  angehörigen,  Wörtern  handelt,  weniger  streng  zur  Anwendung 
gebracht  als  bei  der  Vergleich ung  zweier  Fantasiewörter  mit  einander. 
Dies  geschieht  mit  Kücksicht  darauf,  dass  im  letzteren  Falle,  da  dem 
Publikum  beide  Wörter  als  Neubildungen  gegenübertreten,  die  Gefahr 
der  Verwechselung  naturgemäss  schon  bei  geringeren  Verschieden- 
heiten näher  liegt.  Daher  wurde  von  der  Beschwerdeabtheilung  das 
Wort  ^Granulin^  zur  Eintragung  zugelassen,  wiewohl  die  Bezeichnung 
-^Granulif*  für  ähnliche  Waaren  im  Verkehr  bereits  bekannt  war  (P. 
M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  141).  Für  unzulässig  wurde  andererseits  von 
der  Abtheilung  fUr  Waarenzeichen  die  Eintragung  des  Wortes  ^Ar- 
gentin^  erachtet,  da  dasselbe  mit  dem  Worte  „Argentan^,  welches 
Neusilber  bedeutet,  verwechselt  werden  könne  (F.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1 
S.  255).  Sodann  ist  das  Wort  „Plendid*"  als  unwesentliche  Abweichung 
des  Wortes  ^ Splendid^  nicht  eingetragen  worden  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd. 
l  S.  271).  Die  Eintragung  ist  ferner  versagt  worden  dem  Wort- 
zeichen „Glühstein^,  da  dasselbe,  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die 
bereits  üblichen  Wortbildungen  •»Kohlenstein*',  Pressstein*'  u.  s.  w. 
etwas  Eigenthümliches  gegenüber  dem  Worte  „ Glühstoff  **  nicht  biete 
<P.  M.  &  Z-Bl.  Bd  1  S.  307). 

135.  Bildung  von  Fantasiewörtern  unter  Anlehnung  an  bekannte 

Wortst&mme. 

Das  Patentamt,  Abtheilung  für  Waarenzeichen,  hat  die  Un- 
zulässigkeit der  Eintragung  des  W^ortes  „Argentin"  für  Britannia- 
und  Zinnwaaren  auch  daraus  abgeleitet,  dass  der  sprachliche  Zu- 
sammenhang zwischen  dieser  Bezeichnung  und  dem  Worte  argentum 
—  dem  lateinischen  Ausdrucke  für  Silber  —  so  nahe  liege,  dass  man 
ohne  weitere  Aufklärung  an  einen  Stoff  denken  werde,  welcher  zwar 
Silber  nicht  ist,  wohl  aber  zum  Ersätze  desselben  nach  irgend  einer 
Richtung    dienen    soll.     Diese  Entscheidung    geht  indessen  zu  weit. 
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Denn  das  Gesetz  schliesst  nur  solche  Wörter  von  der  Eintragung- 
aus,  die  nach  den  Regeln  oder  nach  der  Hebung  des  Sprachgebrauchs 
Angaben  über  die  Beschaflfenheit,  Bestimmung  der  Waare  u.  s.  w. 
enthalten  oder  mit  solchen  Angaben  verwechselt  werden  können,  nicht 
dagegen  auch  Wörter  fantasieartigen  Charakters,  welche  willkürlich 
unter  Anlehnung  an  dem  allgemeinen  Sprachschatze  angehörige 
Wörter  derart  gebildet  sind,  dass  die  Gefahr  einer  Verwechselung  im 
Verkehre  nicht  besteht.  Denn  alsdann  enthalten  solche  Wörter  nicht 
Angaben  über  die  Beschaffenheit  u.  s.  w.  der  W^aare;  es  wird  daher 
durch  die  Eintragung  eines  solchen  Wortes  Niemand  gehindert,  die 
die  Waare  näher  beschreibenden  Wörter  gemeingebräuchlicher  Art,, 
aus  welchen  die  fraglichen  Bezeichnungen  gebildet  sind,  im  Verkehre 
zu  gebrauchen,  oder  andere  Wortbildungen  mit  gleicher  Grundform 
zur  Bezeichnung  seiner  W^aaren  zu  benutzen.  Die  Möglichkeit  einer 
Vermuthung,  dass  das  Wort  eine  bestimmte  —  z.  B.  die  Be- 
schaffenheit der  W'aare  beschreibende  —  Bedeutung  haben  könne ^ 
genügt  nicht,  um  die  Anwendung  des  §  4  No.  1  zu  rechtfertigen 
(anders  Seligsohn  §  4  N.  13,  vergl.  Kohler  M-R.  S.  180,  Amar 
No.  66,  Landgraf  n.  §  4  N.  9).  Dies  trifft  insbesondere  zu 
hinsichtlich  derjenigen  Wörter,  welche  unter  Anlehnung  an  griechische 
oder  lateinische  Wortstämme  und  häufig  unter  Verwendung  der  End- 
silben ^-in**,  ^-id",  y,-al*',  ^-ol^,  »-on**  u.  s.  w.  gebildet  sind,  um 
chemische  Stoffe  und  insbesondere  pharmazeutische  Mittel,  dadurch 
mit  einem  iiir  den  Verkehr  geläufigen  Schlagworte  zu  bezeichnen. 
Diese  den  Gepflogenheiten  und  Bedürfnissen  des  Verkehrs  entsprechende 
Uebung  ist  insofern  anzuerkennen,  als  den  derartig  gebildeten 
W^örtern,  insofern  sie  nicht  als  nothwendige  Bezeichnung  der  Waare 
anzusehen  oder  im  Verkehre  bereits  allgemein  gebräuchlich  sind,  die 
Eintragsfahigkeit  zuzusprechen  ist,  wiewohl  das  Zeichen  den  Sprach- 
kundigen oder  Sachverständigen  mehr  oder  weniger  die  Bedeutung, 
welche  das  W^ort  haben  soll,  vermuthen  lässt  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2 
S.  15,  vergl.  115).  Es  kommt  hinzu,  dass  neugebildete  Wörter  der 
in  Frage  stehenden  Art  meist  nicht  genau  die  gleiche  Waare,  zu 
deren  Bezeichnung  das  entlehnte,  dem  allgemeinen  Sprachschatze 
angehörige,  Wort  dient,  bezeichnen  sollen,  dass  sie  vielmehr  der 
Regel  nach  dazu  bestimmt  sind,  eine  Waare  anderer  Art,  welche 
der  ersteren  zwar  ähnlich,  jedoch  nach  der  Verkehrsanschauung^ 
nicht  gleichartig  ist,  zu  kennzeichnen. 

136.  Praxis  des  Patentamts. 

Aus  der  Praxis  des  Patentamtes  ist  Folgendes  zu  entnehmen. 
Die  Abtheilung  für  Waaren zeichen  hat,  entsprechend  ihrer  Entschei- 
dung hinsichtlich  des  Wortes  „ Argen tin"  die  Eintragung  verweigert 
den  nachfolgenden  Wörtern :  „Crinin"  flir  ein  Haarwasser;  „Desin- 
fectorin*- ;  ^Dormitiv"  ;  ^Reduziu"  flir  einen  Stoff  zu  photographischen 
Zwecken ;  ^Resorbin**  fiir  pharmazeutische  und  kosmetische  Artikel ; 
^Sterilisator'' ;  ^Haemol";  „Pikantin"  für  Gewürze;  ^Antibakterikon" ; 
„Antidysentericum" ;  „Antitoxine^  für  medizinische  Praeparate;  „Hae- 
malbumin^  ;  ^ Original- Anticorrosivum*'  für  eine  Anstrichmasse  ;  „Bime- 
tall^ (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  271.  272).  Eingetragen  hat  dagegen 
die  Abtheilung  für  Waarenzeichen  die  nachfolgenden  Zeichen:  „Nik- 
keline''  für  vernickelte  Britannia-  und  Zinkwaaren  (W-Z-Bl.  1894 
S.  59);  „Aluman«  für  Aluminiumlegirungen    (W-Z-Bl.    1895  S.  39); 
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^Thranit«  für  Thran  in  Stücken  (W-Z-Bl.  1895  S.  151);  „Somnal  « 
fiir  ein  Schlafmittel  (W-Z-Bl.  1895  S.  232.  233);  „Olivin^  fdr  Mi- 
neraloele  (W-Z-BL  1895  S.  445);  „Blectra^  für  Bogenlichtkohlen 
<W-Z-BL  1895  S.  716);  „Odol"  für  ein  Zahnreinigangsmittel  (W-Z- 
fel.  1895  S.  232);  „Ferripyrin**  für  eine  Eisenverbind iing  des  Anti- 
pyrins  (W-Z-Bl.  1895  S.  942);  „Dermol'^  ftir  kosmetische  Präparate 
(W-Z-Bl.  1895  S.  1045.  1046);  ^Preservaline^  für  Konservirungs- 
mittel  (W-Z-Bl.  1895  S.  1321);  „Insecticidium-  für  Ungeziefer- Ver- 
tilgungsmittel rW-Z-Bl.  1895  S.  1322);  „Traiiraatol"  für  Antiseptica 
<W-Z-ßl.  1896  S.  1323);  „Antiparasitin«  für  Desinfektionsmittel 
<W-Z-B1.  1895  S.  1325)  ;  „Jodoformin"  für  ein  Jodoformprä- 
parat (W-Z-Bl.  1895  S.  1327);  „Dnlcin*  für  künstliche  Süssstoffe 
(W-Z-Bl.  1895  S.  1334);  „Myrrholin"  für  den  oeligen  Auszug  der 
Myrrhe  enthaltende  Präparate  (W-Z-Bl.  1896  S.  3);  „Sterilisin^  für 
ein  Konservirungsmittel  (W-Z-Bl.  1896  S.  4>;  „Zuckerin -^  für  künst- 
liche Süssstoffe  (W-Z-Bl.  1896  S.  13);  „Sacharol"  für  künstliche 
Süssstoffe  r W-Z-Bl.  1896  S.  14);  „Autophon"  für  mechanische  Mu- 
sikwerke (W-Z-Bl.  1896  S.  77);  „Chordephon"  für  mechanische 
Musikwerke  (W-Z-Bl.  1896  S.  79);  „Dentol''  für  Zahnwasser  (W-Z- 
Bl.  1896  S.  100) ;  „Kaloderma''  für  ein  kosmetisches  Mittel  (W-Z-Bl. 
1896  S.  102);  „Antibakterin'*  für  ein  Desinfektionsmittel  (W-Z-Bl. 
1896  S.  129);  „Philodonf*  für  Zahnreinigungsmittel  (W-Z-Bl.  1896 
S.  137;;  „Antinervin^  für  Nervenheilmittel  (W-Z-Bl.  1895  S.  2); 
„Haemoferin*^  für  Bleichsuchtsmittel  (W-Z-Bl.  1895  S.  234) ;  „Nasin«' 
für  Schnupfpul xer  (W-Z-Bl.  1895  S.  830) ;  „Influenzin«  für  ein  Mit- 
tel gegen  Influenza  (W-Z-Bl.  1896  S.  277);  „Crinol^  für  Kopfwasch- 
wasser (W-Z-Bl.  1896  S.  370);  ^Crinin«  für  ein  Haarpflegemittel  (W- 
Z-ßl.  1896  S.  372);  „Haemalbumin*'  für  ein  Emährungsmittel  (W-Z- 
Bl.  1896  S.  403). 

Wie  aus  den  vorerwähnten  Eintragungen  in  die  Zeichenrolle  her- 
vorgeht, ist  die  Abtheilung  fiir  W^aarenz eichen  —  und  zwar  in  Ueber- 
einstimmung  mit  der  Praxis  der  Beschwerdeabtheilung  —  von  der 
ursprünglich  befolgten  Praxis  abgegangen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S, 
90).  Die  Beschwerdeabtheilung  hat  die  Eintragsfäihigkeit  von  Wör- 
tern der  in  Frage  stehenden  Art  mehrfach  unter  beachtenswerther 
Begründung  anerkannt.  So  wurde  die  Eintragung  des  Wort- 
zeichens „Dentalin'^,  welches  für  Zahnpulver  bestimmt  ist, 
zugelassen,  obwohl  dasselbe  von  dem  lateinischen  Worte 
^dens^  abgeleitet  ist  und  mehr  oder  weniger  erkennen  lässt,  dass 
die  Waare,  für  welche  das  Zeichen  bestimmt  ist,  in  irgend  einer  Be- 
ziehung zu  den-  Zähnen  steht.  Denn  einem  grossen  Theile  der  für 
die  Waare  in  Betracht  kommenden  Konsumentenkreise  werde  die  Be- 
deutung des  Wortes  gemäss  seiner  etymologischen  Beziehung  über- 
haupt unbekannt  sein;  andererseits  bleibe  es  auch  für  den  Kundigen 
ungewiss,  ob  es  sich  bei  der  Waare  um  Zahnpulver,  Zahnwasser, 
Mittel  gegen  Zahnschmerzen,  um  ein  Zahnfulhnittel  oder  sonstige  der 
Zahnpflege  oder  der  zahnärztlichen  Technik  zugehörige  Dinge  handele 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  306,  vergl.  dagegen  Kohler  in  (}.  R.  & 
Xj.  R.  I.  S.  41).  Die  Eintragsfähigkeit  wurde  ferner  dem  Wort  zeichen 
„Aristol*  für  ein  pharmazeutisches  Produkt  zuerkannt,  obwohl  dem 
Sprachkenner  bei  näherer  Betrachtung  die  Vermuthung  sich  auf- 
dränge, dass  das  Wort  in  Anlehnung  an  das  das  griechische  Adjek- 
tivum  „4pi<rro;"  gebildet  sei.     In  diesem    Falle  wurde    übrigens    auch 
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angenommen,  dass  das  Wortzeichen  schon  durch  Betonung  und  Klang 
alä  ein  neu  erfundener  Ausdruck  sich  darstelle,  bei  dem  die  von  dem 
Wortstamme  etwa  herzuleitende  Bedeutung  gänzlich  zurücktrete 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  307,  vergl.  Kohler  in  G.  K.  &U.  R.  I.  S.  41). 
Fem  er  wurde  das  Wort  „Antipyrin**  für  ein  Arzneimittel  gegen  Fieber 
eingetragen,  wiewohl  das  dem  Zeichen  zu  Grunde  liegende  griechische 
Wort  „iitJp"  nicht  bloss  Feuer  im  natürlichen  Sinne,  sondern  auch. 
Heberhitze  bedeute.  Demnach  lasse  das  Zeichen  den  zugleich  sach» 
verständigen  Sprachkundigen  zwar  vermuthen,  dass  es  sich  um  ein 
Fiebermittel  handele;  das  Wort  könne  aber  nach  seiner  Zusammen- 
setzung ebenso  gut  ein  Feuerlöschmittel  oder  Aehnliches  bedeuten 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  15,  vergl.  Kohler  in  G.  R.  &  U.  R.  I.  S. 
41.  42).  Das  Wortzeichen  „Saccharin**  wurde  zugelassen,  wiewohl  das- 
selbe aus  dem  lateinischen  W^orte  „saccharum**,  d.  h.  Zucker,  gebil- 
det ist,  weil  der  unter  diesem  Namen  vertriebene  Süssstoff  sich  in 
seiner  chemischen  Zusammensetzung,  in  seiner  physiologischen  Wir- 
kung und  als  Handelsobjekt  so  wesentlich  von  dem  Zucker  unter- 
scheide, dass  in  der  Benutzung  des  Wortstamms  saccharum  nur  eine 
Andeutung  über  eine  der  Waare  innewohnende  Eigenschaft,  nicht 
aber  eine  Angabe  über  die  Beschaffenheit  der  W^aare,  gefunden 
werden  könne  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  71).  Aus  ähnlichen  Gründen 
wurde  das  Wort  „Lanolin"  für  ein  aus  Substanzen  der  Wolle  gewon- 
nenes fettiges  Präparat  trotz  der  Aehnlichkeit  dieser  Zusammen- 
setzung mit  den  lateinischen  Worten  „lana"  und  „oleum"  eingetragen 
(P.  M.  &  Z-BL  Bd.  2  S.  171). 

137.  Zusammenziehung  mehrerer  Wörter. 

Häufig  werden  Wörter  aus  verschiedenen  selbständigen  anderen 
W^örtem  derart  neugebildet,  dass  das  neu  gebildete  Wort  in  allge- 
mein verständlicher  Weise  auf  die  Natur  der  Waare  hinweist.  Solche 
Wörter  sind,  wenn  sie  auch  bisher  im  Verkehre  nicht  bekannt  waren, 
nicht  eintragsfahig,  da  eine  derartige,  den  sprachlichen  Gesetzen  ent- 
sprechende, Neubildung  einen  willkürlichen  oder  fantasieartigen  Cha- 
rakter nicht  hat.  Das  Patentamt  hat  die  Eintragung  versagt  den 
Wörtern:  „Alpenkräuter-Thee**,  ^Anthracengelb^,  ^Condurango-Sani- 
tätsgetränke''  —  Condurango  ist  eine  offizinelle  Pflanze  — ,  „Deck- 
kittfarbe", „Eicognac**,  „Fettlaugenmehl'',  „Cobalt-Bronce'',  „Herm- 
huterzwim",  „Formleim",  „HsJer-Cacao",  „Kerbhalter*',  „Milch- 
Caramels'',  „Mumme-Malzextrakf ,  „Palmitin-Glycerin'' ,  „Salmiak- 
Terpentin  -  Seifenpulver'' ,  „Scherbet  ■  Bonbons",  „Seifenextrakt" ^ 
„Seifenpulver",  „IViangel-Egge",  „Wachspasta",  „Waffelch okolade", 
„W^asserstaub"  für  Feueningen,  „Zellstoffgaze",  „Pferdebrod",  „Bleich- 
soda*, „Hy^eafettseife,'-  ^Kraft-Cacao",  „Kraft-Chocolade",  „Kranken- 
heiler-Liniment" ,  „Kropf liniment",  „Sanitätscnffee",  „Sanitätslikör", 
„Schwi  isswolle",  „Brockenseife"  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  271.  272, 
Bd.  2  S.  290).  Im  Einzelnen  wurde  erkannt:  Die  Anmeldung 
des  Wortes  „Glühstoff"  für  Holzkohlenbrikets  und  damit 
geheizte  Apparate  wurde  zurückgewiesen,  weil  die  beiden 
Sprachstämme,  aus  welchen  das  Wort  besteht,  in  viel- 
fachen Zusammensetzungen  —  Glühlicht,  Glühlampe,  andererseits 
Brennstoff,  Rohstoff  u.  s.  w.  —  bekannt  und  gebräuchlich  seien  (P. 
M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  307).  Dem  Wortzeichen  „Korkstein"  für  leichte, 
schlecht  leitende,  Materialien  wurde  die  Eintragung  versagt,  weil  das 
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Wort  „Stein*'  neben  seiner  mineralogischen  Bedeutung  in  der  Tech- 
nik und  im  Verkehr  häufig  so  viel  besagt,  wie  „Formung",  „Kom- 
position" oder  schlechthin  „Masse",  und  weil  dasselbe  in  ähnlichen 
Zusammensetzungen,  z.  B«  „Torfstein"  oder  „Baustein"  bei  Kinder- 
spielzeugen, zur  Bezeichnung  von  geschnittenen  oder  sonst  geformten 
Stücken  aus  allerlei  Material,  das  dem  Mineralkörper  Stein  nicht  ver- 
wandt zu  sein  braucht,  benutzt  wird  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  69). 
Das  Wortzeichen  „Zephyr-Sammet"  wurde  nicht  zugelassen,  da  das 
Wort  „Zephyr"  für  WoUe  und  Seide  eine  bestimmte  technische  Be- 
deutung als  Hinweis  auf  besondere  Weichheit  des  Stoffes  gewonnen 
hat  und  demnach  in  seiner  Anwendung  auf  Sammet,  zumal  dieser 
vielfach  aus  Wolle  oder  Seide  hergestellt  wird,  nicht  als  ein  Fantasie- 
wort angesehen  werden  kann  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  69).  Dem 
Wort  „Vino  da  pasto",  welches  Tisch  wein  bedeutet,  wurde  die  Ein- 
tragung versagt,  und  dabei  für  unerheblich  erklärt,  dass  nach  der 
Erklärung  des  Anmelders  diese  drei  Worte  eventuell  in  ein  Wort  zu- 
sammengezogen werden  sollten  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  305).  An- 
dererseits hat  das  Patentamt  die  Wörter  „Teckwolle"  als  Zeichen  für 
die  Wollfabrikate  eines  Fabrikanten  in  Teck  und  „Doppellicht"  für 
Kohlenstäbe  an  elektrischen  Bogenlampen  zur  Eintragung  zugelassen, 
obwohl  nach  dem  Vorgesagten  diese  Eintragungen  nicht  hätten  er- 
folgen dürfen  (W-Z-Bl.  1896  S.  274.  694). 

138.  Fantasieartige  Zusammenstellung  mehrerer  selbständiger  Wörter. 

Fraglich  ist  es,  ob  mehrere  selbständige  gemeingebräuchliche 
Wörter  in  Folge  der  Eigenthümlichkeit  ihrer  Zusammenstellung  einen 
Fantasiecharakter  erlangen  können.  Im  Prinzipe  ist  dies,  da  ein 
Waarenzeichen  nicht  ausschliesslich  aus  solchen  Wörtern  bestehen 
kann,  zu  vemdnen.  Nur  dann,  wenn  in  Folge  einer  durchaus  will- 
kürlichen Kombination  die  mehreren  Wörter  in  ihrer  Gemeinschaft 
ihre  Beziehung  zur  Waare  gänzlich  verloren  haben  sollten,  wären  die- 
selben als  Waarenzeichen  denkbar,  z  B.  wenn  eine  Devise,  ein  Citat 
aus  den  Werken  eines  Dichters  oder  Schriftstellers,  oder  wenn  die 
Sachfirma  einer  Aktiengesellschaft  oder  ein  Etablissementsname  zur 
Bezeichnung  vonWaaren  benutzt  werden  sollen.  Daher  ist  zulässig 
das  Wortzeichen  „Tandem  bona  causa  triumphat"  für  Schuhwaaren, 
oder  die  Bezeichnung  „Allen  zu  gefallen  ist  unmöglich"  für  Spiri- 
tuosen (W-Z-Bl.  1895  S.  1328.  1369).  Das  Patentamt  hat  allerdings 
auch  die  Bezeichnungen  ^Trockne  dein  llnar"  flir  Haartrocken appa- 
rate,  „Schmücke  dein  Heim"  für  Glasbilder,  „Plätte  isolirt"  für 
Plätteisen,  «Tragt  Echtes  Merino"  tmd  ähnliche  zugelassen,  wiewohl 
diese  Wortzusammen  Stellungen  in  Beziehung  zu  der  Beschaffenheit 
und  Bestimmung  der  Waare  stehen  (W-Z-Bl.  1896  S.  1150.  1411, 
1896  S.  211.  723). 

139.  Wörter  in  DgQrlicIier  Gestaltung. 

Nicht  unzweifelhaft  ist  auch  die  Frage,  ob  die  freigebräuchlichen 
Wörter  dadurch  eintragsfahig  werden,  dass  ihnen  eine  besondere 
figürliche  Gestaltung  gegeben  wird.  Eine  derartige  figürliche  Er- 
scheinung können  Wörter  dadurch  erlangen,  dass  sie  in  der  Form 
eines  Autographen,  oder  mit  blonderen  Verzierungen  oder  beson- 
derer Färbung  der  Lettern  wiedergegeben  werden,  oder  dadurch, 
dass  mehrere  Wörter  in  eine  eigenthiimliche    figürliche  Kombination 
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oder  in  eine  eigenthümliche  Stellung,  z.  B.  in  die  Form  eines  Kreises, 
Kreuzes  u.  s.  w.,  gebracht  werden.  Hierher  gehört  es  auch,  wenn 
ein  einheitliches  Wort  willkürlich  in  mehrere  Bestandtheile  zerlegt 
wird.  Gegen  die  Eintragsföhigkeit  spricht  im  Allgemeinen  der  Um- 
stand, dass  die  gemeingebräuchlichen  Wörter  auch  in  einer  derartigen 
Form  ihre  sprachliche  Bedeutung  und  demnach  ihren  den  Einzel- 
besitz ausschliessenden  Zweck  nicht  verlieren  (vergl.  Kohler  in  G. 
R.  &  U.  R.  I.  S.  42).  Diese,  die  aufgeworfene  Frage  verneinende, 
Ansicht  scheint  indessen  nicht  im  Sinne  des  Gesetzgebers  zu  liegen, 
da  in  der  Begründung  des  Gesetzentwurfes  gesagt  ist,  dass  der 
Schutz  von  Zeichen,  die  in  Wörtern  bestehen,  auch  dann  nicht  aus- 
geschlossen sein  soll,  wenn  die  Wörter,  ohne  ihren  sprachlichen  Klang 
zu  verlieren,  nur  durch  die  Gestalt  der  Buchstaben  ein  anderes  Bild 
darbieten  (Mot.  zu  §  4).  Auch  das  Patentamt  folgt  der  die  Frage 
bejahenden  Ansicht.  Dasselbe  hat  zwar  mehrfach  die  Eintragung 
auch  solcher  Wörter,  die  in  figürlicher  Gestaltung  angemeldet  waren, 
versagt,  jedoch  nur  um  deswillen,  weil  in  den  vorliegenden  Füllen 
das  Bild  des  Wortes,  abgesehen  von  dem  Wortsinne,  etwas  Cha- 
rakteristisches nicht  darbiete,  oder  weil  die  gewählten  Schriftzeichen 
nicht  als  besonders  eigenthümlich  erachtet  werden  könnten,  indem 
die  den  einzelnen  Buchstaben  hinzugefügten  Verzierungen  nicht  über 
das  übliche  Maass  hinausgingen  und  somit  nicht  den  Eindruck  eines 
ei^enthümlichen  typographischen  Bildes  gewährten  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  19.  306,  vergl.  auch  Seh ima  S.  60).  Gegenstand  des  Aus- 
schliessungsrechtes ist,  wenn  ein  frei  gebräuchliches  Wort  in  be- 
sonderer figürlicher  Gestaltung  eingetragen  ist,  selbstverständlich 
immer  nur  der  bildliche  Eindruck,  niemals  aber  Klang  und  Bedeutung 
des  Wortes. 

140.  Verbindung  gemeingebräuchlicher  Wörter  mit  sonstigen 

Zeichenbestandtheilen. 

Ein  Waarenzeichen  kann  nicht  ausschliesslich  aus  gemein- 
gebräuchlichen Wörtern  bestehen;  dagegen  darf  es  wohl  solche  Wör- 
ter als  Bestandtheile  enthalten.  Wird  durch  die  Hinzufügung  sons- 
tiger Bestandtheile  —  Figuren  oder  eintragsföhiger  Wörter;  es  dürfen 
selbst  Freizeichen  sein  —  die  Bildung  eines  der  Gesammterscheinung 
nach  neuen  Zeichens  herbeigeführt,  in  welchem  die  frei  gebräuch- 
lichen Bestandtheile  gegenüber  den  sonstigen  Zuthaten  zurücktreten, 
so  ist  ein  derart  zusammengesetztes  Zeichen  als  schutzfähig  anzuer- 
kennen (vergl.  104).  Es  darf  immer  nur  das  Wesentliche  des  Zei- 
chens weder  ausschliesslich  aus  gemeingebräuchlichen  Wörtern  noch 
ausschliesslich  aus  einer  Verbindung  derartiger  Wörter  mit  Zahlen 
oder  Buchstaben  bestehen  (vergl.  Mot.  zu  §  12,  Str.  Bd.  7  S.  215. 
216,  R-O-H.  Bd.  20  S.  363,  vergl.  auch  109).  Die  üblichen  linearen 
Umrahmungen  und  Randverzierungen  und  überhaupt  solche  Zuthaten, 
welche  nur  als  unwesentliches  Beiwerk  und  dazu  bestimmt  erscheinen, 
die  Wörter  mehr  herv'ortreten  zu  lassen,  vermögen  daher  nicht,  die 
Eintragsföhigkeit  eines  im  Uebrigen  aus  frei  gebräuchlichen  Wörtern 
oder  aus  einer  Verbindung  solcher  mit  Zahlen  und  Buchstaben  be- 
stehenden Zeichens  herbeizuführen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  234, 
Bolze  Bd.  14  No.  121,  Str.  Bd.  6  S.  33.  34,  vergl.  Goltd.  Bd.  35 
S.  214).  Bei  Prüfung  der  Frage,  welche  HinzufUgungen  als  wesent- 
liche im  Sinne  des  Vorgesagten  anzusehen  sind,  kommen  die  in  dieser 
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KiDsicht  für  die  aus  Buchstaben  und  Zahlen-  bestehenden  Zeichen 
geltenden  Regeln  zur  entsprechenden  Anwendun«;  (vergl.  P.  M.  & 
Z-Bl.  Bd.  2  S.  186,  vergl.  auch  110).  Eintragsfähig  ist  im  Allgemeinen 
ein  solches  Zeichen,  welches  ausser  den  von  der  Eintragung  ausgeschlos- 
senen Wörtern  einen  Namen  oder  eine  Firma  enthält,  sofern  nicht 
Name  oder  Firma  gleichfalls  im  Gemeingebrauche  stehen  (P.  M. 
&  Z-Bl.  Bd.  1  S.  308,  vergl.  547j.  Dies  gilt  indessen  nur  unter  der 
Voraussetzung,  dass  entweder  Name  und  Firma  die  wesentlichsten 
Merkmale  des  Zeichens  bilden,  oder  dass  die  Vereinigung  der 
mehreren  W^örter  ein  neues  eigenartiges  Gesammtbild  darstellt. 
Nicht  eintragsfähig  sind  daher  Flaschen etiketten,  welche,  ohne  einen 
charakteristischen  Gesammteindruck  zu  gewähren,  als  hervortretendsten 
Bestandtheil  die  gemeingebräuchliche  Bezeichnung  der  Waare  und 
daneben  in  weniger  hervortretender  Form  die  Firma  enthalten  (P. 
M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  139.  I40j.  Andererseits  sind  nach  der  Praxis 
des  Patentamts  eintragsfahig  Zusammenstellungen  wie  „Hahn' scher 
Regler**,  „Kupferberg  Gold"  u.  s.  w.,  da  in  diesen  der  Name  den 
Hauptbestandtheil  bildet  (W-Z-Bl.  1894  S.  19,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2 
S.  140).  Die  Eintragung  eines  Zeichens,  welches  ausschliesslich  aus 
frei  gebräuchlichen  Wörtern  und  aus  Freizeichen  zusammengesetzt 
ist,  ist  nur  mit  Vorsicht  zuzulassen,  da  die  Fälle  nicht  häufig  sein 
werden,  in  welchen  ein  derart  zusammengesetztes  Zeichen,  sowohl 
den  gemeingebräuchlichen  Wörtern  als  dem  Freizeichen  gegenüber 
wesentlich  abgeändert  erscheint  f vergl.  ZgR.  IlL  S.  142,  vergl. 
auch  103.  104).  Dadurch,  dass  ein  frei  gebräuchliches  Wort  zum 
Bestandtheile  eines  Waarenzeichens  gemacht  ist,  kann  selbstverständ- 
lich Niemand  gehindert  werden,  dasselbe  für  sich  oder  als  Bestand- 
theil eines  anderen  nicht  verwechselungsföhigen  Zeichens  zu  ge- 
brauchen (vergl.  §  13). 

141.  Name  und  Firma  als  Waarenzeichen. 

Gleichwie  die  Fantasie  Wörter  sind  auch  Name  und  Firma  nicht 
von  der  Eintragung  als  Waarenzeichen  ausgeschlossen,  da  sie  nicht 
zu  den  in  §  4  No.  1  genannten  Wörtern  gehören.  Das  Nähere  über 
Name  und  Firma  als  Waarenzeichen  ist  an  anderer  Stelle  gesagt 
(vergl.  554.  55ö).  Name  und  Firma  können  sowohl  ausschliessliche 
Bestandtheile  eines  Waarenzeichens  sein  als  auch  mit  anderen  Be- 
standtheilen  zum  Zwecke  gleichzeitiger  Eintragung  verbunden  werden. 
Insbesondere  wird  häuüg  ein  eintrags fähiges  Waarenzeichen  dadurch 
geschaffen,  dass  Name  oder  Firma  solchen  Wörtern  beigefügt  werden, 
ans  welchen  ein  Waarenzeichen  aussschliesslich  nicht  bestehen  kann. 
Indessen  muss  in  einem  derartigen  Falle,  namentlich  wenn  es  sich 
um  textliche  Angaben  grösseren  Inhaltes  handelt,  der  Name  oder  die 
Firma  in  der  bildlichen  Erscheinung  des  Zeichens  deutlich  hervor- 
treten oder  den  Hauptbestandtheil  des  Zeichens  bilden    (vergl.  140). 

Nicht  eintragsföhig  sind  Name  und  Firma,  wenn  sie  im  Gemein- 
gebrauche stehen;  denn  alsdann  enthalten  dieselben  eine  Angabe  über  die 
Beschaffenheit  der  W^aare  im  Sinne  des  §  4  No.  1  (vergl.  547).  Anderer- 
seits kann,  wenn  Name  und  Firma  nicht  gemeingebräuchlich  geworden 
sind,  ihre  EintragsfKhigkeit  nicht  dadurch  beeinträchtigt  werden,  dass 
ihnen  sonstige.  Worte  hinzugeiUgt  sind.  Anders  hat  die  Abtheilung 
fiir  Waarenzeichen  des  Patentamts  entschieden,  indem  den  Wort- 
zeichen „System  Kneipp*,  *Nach  Pfarrer  Kneipp-,  und  „Empfohlen 
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von  Pfarrer  Seb.  Kneipp  in  Wörishofen*^  die  Eintragung  versagt 
wurde,  weil  diese  Wortzusammenstellungen  Angaben  über  die  Be- 
schaffenheit enthalten  sollen,  insofern,  als  dieselben  bestimmt  seien, 
darauf  hinzuweisen,  dass  die  Waare  den  Vorschriften  und  den  An- 
sichten des  Pfarrers  Kneipp  entspreche  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  66). 
Die  Eintragung  fiir  Name  und  Firma  ist  auch  dann,  und  zwar 
auf  Grund  des  §  4  No.  3,  zu  versagen,  wenn  durch  die  Aufnahme 
von  Name  und  Firma  in  das  Zeichen  die  Gefahr  einer  Täuschung  her- 
beigeführt wird  (vergl.  162  ff.). 


XIX.    Oeffentliche  Wappen  als  Bestandtheile 

von  Waarenzeichen. 

142.  Unzul&sslgkeit  der  Eintragunj}  im  Allgemeinen;  Einwilligung 

des  Wappenmhabere. 

Oeffentliche  Wappen  können  nicht  Bestandtheile  eines  ein- 
getragenen Waarenzeichens  sein,  da  derartige  Zeichen  öffentlicher  Au- 
torität nicht  zum  Gegenstande  privater  Spekulation  gemacht  und  die 
berechtigten  Inhaber  der  Wappen  nicht  durch  die  Eintragung  an  der 
eigenen  Benutzung  derselben  und  der  Gestattung  der  Benutzung  an 
Andere  gehindert  werden  sollen  (Mot.  zu  §  4,  R-O-H.  Bd.  24  S. 
296,  Str.  Bd.  17  S.  86).  Nach  dem  Wortlaute  der  gesetzlichen 
Vorschrift  ist  anzunehmen,  dass  das  Verbot  ein  absolutes  ist,  da 
hiemach  nicht  nur  der  unbefugte  Gebrauch  eines  öffentlichen  Wappens, 
sondern  der  Gebrauch  eines  solchen  überhaupt  als  Bestandtheil 
eines  Waarenzeichens  ausgeschlossen  erscheint.  Es  hat  dies  zur 
Folge,  dass  ein  ein  öffentliches  Wappen  enthaltendes"  Waarenzeichen 
selbst  dann  nicht  zur  Eintragung  gelangen  kann,  wenn  der  zur  Führung 
desselben  Berechtigte  selbst  —  z.  B.  der  Staat  fiir  seinen  Gewerbe- 
betrieb —  das  Zeichen  anmeldet,  oder  wenn  der  Berechtigte  dem 
Anmelder  die  Erlaubniss  zur  Führung  des  Wappens  überhaupt  oder 
zum  Zwecke  der  Waarenbezeichnung  —  insbesondere  zur  Aufnahme 
in  das  angemeldet-e  Waarenzeichen  —  ert heilt  hat,  oder  —  bei  einem 
ausländischen  Zeichen  —  wenn  d"*'?sen  Inhaber  nach  ausländischem 
Recht  zur  Wappenführung  befugt  int  (R-O-H.  Bd.  24  S.  295,  Bolze 
Bd.  6  No.  166,  Finger  §  4  N.  2,  Stenglein  §  3  N.  4,  Völdem- 
dorff  in  Endemann  Handbuch  §  50,  Meves  §  3  N.  5,  Endemann 
in  Busch  Bd  32  S.  25,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  211.  212,  Bd.  2  S.  174, 
andere  Kohler  M-R.  S.  1G6,  Stockheim  S.  16,  Seligsohn  §  4 
N.  17,  Landgraf  §  4  N.  10,  Allfeld  §  4  X.  4).  Anders  war  ur- 
sprünglich die  Praxis  des  Patentamts,  da  hiemach  die  Vorschrift  des 
§  4  No.  2  dann  keine  Anwendung  finden  sollte,  wenn  die  zur  Ver- 
ftigung  über  das  Wappen  berechtigte  Autorität  dem  Anmelder  die 
Benutzung  des  Wappens  tiir  die  Zwecke  der  ZeichenfUhrung  gestattet 
habe.  Die  Ertheilung  der  Erlaubniss  sei  erforderlichen  Falls  bei 
der  Anmeldung  nachzuweisen.  Insbesondere  seien  Hoflieferanten  im 
Allgemeinen  für  befugt  zu  erachten,  auf  den  von  ihnen  angemeldeten 
Waarenzeichen  ihrem  Titel  das  in  Betracht  kommende  Hof-  und 
Staatswappen  beizufiigen,   sofern  die  Verleihung  des  Hoflieferanten- 
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titeis  nach  den  jedesmal  massgebenden  Vorschriften  das  Recht  ge- 
währe, das  Wappen  auch  zur  äusseren  Kennzeichnung  der  Waaren, 
auf  welche  sich  die  Verleihung  bezieht,  zu  verwenden  (vergl.  981). 
Später  hat  indessen  das  Patentamt  diese  irrthümliche  Praxis  auf- 
gegeben unter  Anerkennung  des  Grundsatzes,  dass  der  §  4  Absatz  1 
absolute  Verbotsvorschriften  öffentlichrechtlicher  Natur  im  Gegensatze 
zu  dem  in  §  6  gegebenen  Versagungsgründe,  welcher  durch  Ein- 
willigung des  besser  Berechtigten  beseitigt  werden  könne,  enthalte. 
Die  Stellung  des  Wappenverbots  in  §  4  lasse  demnach  erkennen, 
dass  der  Gesetzgeber  nicht  bloss  den  Eingriff  in  subjektive  Hechte 
des  W^appen  führenden  Gemeinwesens  verhüten,  sondern  aus  Gründen 
öffentlicher  Ordnung  Hoheitszeichen  dem  gewerblichen  Wettbewerbe 
entziehen  und  nicht  zum  Gegenstande  eines  Ausschliessungsrechtes 
machen  wollte.  Es  mache  dabei  keinen  Unterschied,  ob  die  Geneh- 
migung zur  Wappenftlhrung  einem  einzelnen  Gewerbetreibenden  oder 
ganzen  Klassen  von  solchen  ertheiit  sei.  Auch  Hoflieferanten  haben 
nach  dieser  richtigen  Ansicht  demnach  keinen  Anspruch  auf  Ein- 
tragung eines  das  ihnen  verliehene  Wappen  enthaltenden  Zeichens. 
Gleiches  gilt  von  den  deutschen  Fabrikanten,  welchen  der  Gebrauch 
des  Kaiserlichen  Adlers  zur  Bezeichnung  ihrer  Waaren  gestattet  ist 
(vergl.  981).  Eine  Ausnahme  besteht  nur  insofern,  als  nach  §  23  Absatz  3 
ausländische  Waarenzeichen  von  den  Anforderungen  des  Gesetzes 
befreit  sind,  soweit  Staat svertr^ge  dies  bestimmen.  In  Staats- 
verträgen kann  die  Erlaubniss  zur  Benutzung  von  Wappen  fiir  den 
Anspruch  aaf  Schutz  der  diese  enthaltenden  Zeichen  als  wesentlich 
erklärt  werden,  ^le  dies  in  Art.  7  Absatz  2  des  XJebereinkommens 
mit  Oesterreich-Ungam  vom  6.  Dezember  1891  geschehen  ist  (vergl. 
1005).  Auf  Grund  von  Staatsverträgen  findet  das  Wappenverbot  auf 
gewisse  ausländische  Zeichen  überhaupt  keine  Anwendung  (vergl.  944). 

143.  telTentliche  Wappen  als  Bestandtheüe  von  Waarenzeichen. 

Das  Gesetz  besagt,  dass  Waarenzeichen,  welche  öflfentliche 
W^appen  „enthalten^  nicht  eintragsfähig  sind,  d.  h.  dass  öffentliche  Wappen 
in  einem  W^aarenzeichen  überhaupt  nicht  vorkommen  dürfen.  Daher 
ist  ein  Zeichen  nicht  nur  dann  von  der  Eintragung  ausgeschlossen, 
wenn  dasselbe  ausschliesslich  aus  einem  öffentlichen  Wappen  oder  aus 
einem  Öffentlichen  Wappen  mit  unwesentlichen  Zuthaten  besteht, 
sondern  auch  dann,  wenn  das  öffentliche  W^appen  auch  nur  ein  un- 
wesentlicher Bestandtheil  des  Zeichens  und  gegenüber  dem  Gesammt- 
bilde  desselben  von  sichtlich  untergeordneter  Bedeutung  ist  (Str. 
Bd.  10  S.  354ff.). 

144.  Oeffentliche  Wappen  als  Freizeichen. 

Ausschliessliche  Bestandtheile  eines  Waaren  Zeichens  können 
öffentliche  Wappen  schon  um  de&willeu  im  Allgemeinen  nicht  sein, 
weil  diese  W^appen  regelmässig  als  Freizeichen  zum  Zwecke  der  Be- 
zeichnung der  Herkunft  der  Waare  aus  einem  bestimmten  Orte  oder 
Gebiete  im  Gemeingebrauche  sind  (R-O-H.  Bd.  24  S.  296,  Str.  Bd. 
17  S.  86  ff.,  vergl.  §  16,  vergl.  auch  96).  Oeffentliche  Wappen  können 
daher,  sofern  besondere  gesetzliche  Vorschriften  dies  nicht  untersagen 
oder  von  einer  besonderen  behördlichen  Erlaubniss  abhängig  machen, 
von  Jedermann  zur  Waarenbezeichnung  —  als  nicht  eingetragene 
Zeichen  —  benutzt  werden.     Verboten  und  strafbar  ist    nach    §  360 


108    §  4.  XIX.  Oeffentliche  Wappen  als  Bestandtheile  von  Waarenzeichen. 

No.  7  des  Strafgesetzbuchs  nur  der  unbefugte,  d.  h.  nicht  behördlich 
genehmigte,  Gebrauch  des  Kaiserlichen  Wappens  oder  von  Wappen 
eines  Bundesfursten  oder  von  Landeswappen.  Unter  Landeswappen 
sind  allein  die  Wappen  der  zum  Deutschen  Reiche  gehörigen 
Länder  zu  verstehen  (K-O-H.  Bd.  24  S.  297.  298,  Olshausen 
§  360  No.  7).  Der  Gebrauch  des  Kaiserlichen  Adlers  —  jedoch 
nicht  in  der  Form  eines  Wappenschildes  —  ist  indessen  den 
deutschen  Fabrikanten  zur  Bezeichnung  ihrer  Waaren  und  Eti- 
ketten durch  Kaiserlichen  £rlass  ausdrücklieb  gestattet  und  insoweit 
die  Anwendung  des  §  360  Xo.  7  ausgeschlossen  (Keichsgesetzblatt 
1872  S.  90.  93).  Aehnliches  gilt  von  dem  preussischen  Adler  und 
dem  sächsischen  Landeswappen,  deren  Gebrauch  zum  Zwecke  der 
Waarenbezeichnung  den  preussischen  und  sächsischen  Fabrikanten 
auf  Grund  landesgesetzlicher  Vorschriften  gleichfalls  gestattet  ist. 

145.  telTentliche  Wappen,  welche  nicht  Bestandtheile  von 

Waarenzeichen  sein  können. 

Die  öffentlichen  Wappen  stehen  im  Gegensatze  zu  den  Privat- 
wappen, welche  letztere  Bestandtheile  eines  W^aarenzekhens  sein 
können  (vergl.  565).  Von  den  öffentlichen  Wappen  sind  nur  die 
nachfolgenden  von  der  Verwendung  in  W^aarenz eichen  ausgeschlossen : 
a.  Staatswappen,  und  zwar  sowohl  inländische  als  ausländische  (P.M. 
&  Z-Bl.  Bd.  2  S.  173);  b.  Wappen  eines  inländischen  Ortes;  c. 
Wappen  eines  inländischen  Gemeindeverbandes;  d.  Wappen  eines 
weiteren  inländischen  Kommunalverbandes.  Die  Beschränkung  in 
der  Verwendung  ausländischer  öffentlicher  Wappen  auf  Staats- 
wappen ist  auf  Zweckmässigkeitsgründe  zurückzufuhren/  da  dem 
Patentamt  nicht  die  umständliche  Prüfung  eines  angemeldeten  Zeichens 
darauf,  ob  ein  sonstiges  ausländisches  öffentliches  Wappen  in  dem- 
selben enthalten  sei,  zugemuthet  werden  sollte  (Mot.  zu  §  4).  Das 
Gesetz  vom  30.  November  1874  schliesst  in  §  3  Absatz  2  Waaren- 
zeichen, welche  „öffentliche  Wappen*^  enthalten,  von  der  Eintragung 
aus;  in  der  Rechtsprechung  wurden  indessen  nur  inländische 
Wappen  hierunter  verstanden  (R-O-H.  Bd.  24  S.  294  ff.,  Civ.  Bd.  3 
S.  70,  Str.  Bd.  17  S.  85  ff.).  Dies  kommt  auch  jetzt  noch  insofern 
in  Betracht,  als  gegen  die  Kechtsgültigkeit  eines  noch  in  die  früheren 
Zeichenregister  eingetragenen  Zeichens  ein  Einwand  nicht  um  des- 
willen erhoben  werden  kann,  weil  ein  ausländisches  Wappen  in  dem- 
selben enthalten  ist  (vergl.  358).  Nur  noch  thatsächlich  als  Wappen 
dienende  heraldische  Bezeichnungen  können  nicht  Bestandtheile  eines 
Waarenzeichens  sein;  daher  kann  beispielsweise  das  jetzt  nicht  mehr 
gebrauchte  Wappen  des  älteren  deutschen  Reiches  in  ein  W^aaren- 
z eichen  aufgenommen  werden. 

146.  Staatswappen. 

Unter  den  Staatswappen  werden  nicht  allein  die  Wappen  der 
souveränen  Staaten  und  der  Oberhäupter  derselben  —  vor  Allem 
das  Kaiserliche  Wappen,  die  Wappen  der  deutschen  Bundesfürsten 
luid  der  deutschen  Bundesstaaten  —  sondern  auch  die  Wappen  der 
früher  souveränen,  jetzt  aber  mit  einem  anderen  Staate  vereinigten, 
Gebiete  zu  verstehen  sein  (vergl.  preuss.  Gesetzsammlung  1873  S. 
397  ff.).  Das  Verbot  gilt  ausnahmslos;  eine  Beschränkung  desselben 
auf  die  Wappen    der    europäischen    oder    wenigstens  der  civilisirten 
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Staaten  ist  aus  dem  Gesetze  nicht  zu  entnehmen  (Str.  Bd.  17  S.  87, 
anders  Kohler  P&J.  11.  S.  36).  Der  Schutz  der  ausländischen 
Staatswappen  ist  auch  nicht  davon  abhängig,  dass  inländische  Staats- 
wappen im  Auslände  einen  ähnlichen  oder  den  gleichen  Schutz  ge- 
messen (vergl.  890  ff.). 

147.  0rt8-,  Gemeindewappen  u.  s.  w. 

Als  Wappen  eines  inländischen  Ortes  sind  diejenigen  Wappen 
anzusehen,  welche  zur  Bezeichnung  irgend  eines  inländischen,  nicht 
oder  nicht  früher  souveränen,  Gebietstheiles  dienen  (vergl.  735). 
Ausser  diesen  sind  die  Wappen  gewisser  inländischer  öffentlichrecht- 
licher Korporationen,  nämlich  der  Gemeinden  und  weiterer  Kommunal- 
rerbände,  d.  h.  solcher  öffentlicher  Verbände,  welche  in  der  staat- 
lichen Organisation  zwischen  der  einzelnen  Gemeinde  und  dem  Staate 
stehen,  wie  Kreise,  Provinzen  u.  s.  w.,  von  der  Eintragung  ausge- 
schlossen. Trotz  der  Zulässigkeit  der  Eintragung  ausländischer  Orts- 
und ähnlicher  Wappen  im  Allgemeinen  kann  deren  Eintragung  im  ein- 
zelnen Falle  doch  —  und  zwar  auf  Grund  des  §  4  No.3 —  verweigert  und 
die  thatsächliche  Verwendung  eines  derartigen  Zeichens  nach  §  16  be- 
straft werden,  wenn  eine  Täuschung  des  Publikums  über  die  örtliche 
Herkunft  der  Waare  damit  bezweckt  wird  (vergl.  151.  738).  Ausser- 
dem kann  die  Eintragung  regelmässig  auch  dann  versagt  werden, 
wenn  das  angemeldete  Zeichen  nur  aus  einem  solchen  Wappen  oder 
aus  einem  derartigen  Wappen  mit  unwesentlichen  Zuthaten  besteht^ 
mit  Rücksicht  darauf,  dass  im  Allgemeinen  öffentliche  Wappen  als 
Freizeichen  anzusehen  sind  (vergl.  96). 

148.  BegrifT  des  Wappens;  Abweichungen  in  dessen  Wiedergabe. 

Die  Frage,  was  unter  einem  Wappen  zu  verstehen  sei,  und  was 
zu  demselben  gehöre,  wird  durch  eine  besondere  Wissenschaft,  die 
Heraldik,  beantwortet;  der  Begriff  des  Wappens  ist  kein  Kechtsbe-- 
griff  fGoltd.  Bd.  39  S.  447).  Nach  den  Regeln  der  Heraldik  lie^ 
ein  Wappen  nur  dann  vor,  wenn  ein  Zeichen  gewisse  Hauptbestand- 
theile  —  namentlich  den  Schild  und  den  Helm  oder  die  als  Ersatz 
des  Helmes  dienenden  Stücke  wie  Kronen  u.  s.  w.  —  enthält,  sofern 
diese  wesentlichen  Bestandtheile  und  die  auf  denselben  befindlichen 
Figuren  die  besondere  heraldische  Gestalttmg  haben  (Goltd.  Bd.  39 
S.  446.  447,  vergl.  Heraldisches  Handbuch  von  F.  Warnecke  1884 
S.  1  ff.).  Indessen  sind  die  strengen  heraldischen  Regeln  nicht  zur 
Anwendung  zu  bringen,  wenn  es  sich  darum  handelt,  ob  eine  in 
einem  Waarenzeichen  enthaltene  bildliche  Darstellung  als  die  Nach- 
bildung eines  Wappens  im  Sinne  des  Zeichengesetzes  anzusehen  i^t. 
Es  ergiebt  sich  dies  aus  dem  §  20,  da  hiemach  die  Anwendung  der 
Vorschriften  des  Gesetzes  nicht  durch  Abweichungen  in  der  Wieder- 
gabe Ton  Wappen  ausgeschlossen  wird,  sofern  ungeachtet  dieser  Ab- 
weichungen die  Gefahr  einer  Verwechselung  im  Verkehre  vorliegt. 
Hiemach  ist  für  die  Anwendung  der  die  Verwendung  öffentlicher 
Wappen  verbietenden  Vorschrift  des  Zeichengesetzes  nicht  entschei- 
dend, ob  ein  der  Heraldik  Kundiger  oder  ein  wissenschaftlich  Ge- 
bildeter die  betreffende  Darstellung  für  ein  öffentliches  Wappen  an- 
sieht oder  mit  einem  solchen  verwechseln  kann ;  vielmehr  entscheidet 
sich  die  Frage,  ob  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  des  §  4  No.  2  die 
Eintragung  zulässig  ist  oder  nicht,    allein  danach,  ob  nach  der  Auf- 
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fassung  der  bei  dem  Absätze  der  Waare  betheiligten  Verkehrskreise  die 
Gefahr  der  Verwechselung  mit  einem  Wappen  der  in  §  4  Xo.  2  be- 
zeichneten Art  vorliegt  (F.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  212.  276,  Bd.  2  S.  18. 
19,  vergl.  874).  Man  darf  sich  daher  auch  nicht  auf  den  Stand- 
punkt derjenigen  stellen,  welche  das  betreffende  Wappen  überhaupt 
nicht  kennen;  massgebend  ist  vielmehr,  ob  eine  Verwechselung  möglich 
ist  für  diejenigen,  welche  das  Wappen  schon  gesehen  und  eine  all- 
gemeine Vorstellung  davon  im  Gedfichtniss  haben  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1 
S.  276).  Ein  Unterschied  zwischen  wesentlichen  und  unwesentlichen 
Wappenbestandtheilen  im  Sinne  der  Heraldik  besteht  demnach  im 
Zeichenrechte  nicht;  wesentlich  können  einzelne  Bestandtheile  des 
Wappens  nur  insofern  sein,  als  sie  nach  der  im  Verkehre  herr- 
schenden Anschauung  von  hervorragender  oder  von  ausschlaggebender 
Bedeutung  für  das  Gesammtbild  des  Wappens  sind  (vergl.  Bolze 
Bd.  6  No.  166,  Goltd.  Bd.  39  S.  446,  Olshausen  §  360  No.  7). 
Was  insbesondere  die  Farben  des  Wappens  anlangt,  so  werden 
solche,  während  sie  in  der  Heraldik  eine  sehr  wesentliche  Bedeu- 
tung haben,  für  das  Zeichenrecht  in  der  Eegel  bedeutungslos 
sein,  sofern  das  Wappen  nicht  hauptsächlich  aus  einer  Farbe  oder 
einer  Zusammenstellung  von  Farben  besteht.  Demnach  kann  das 
Verbot  des  §  4  No.  2  nicht  etwa  dadurch  umgangen  werden,  dass  ein 
farbiges  Wappen  in  abweichenden  Farben  oder  in  Schwarzdruck 
dargestellt  wird,  und  zwar  bei  Anwendung  des  Schwarzdrucks  ohne 
Kücksicht  darauf,  ob  die  in  der  Heraldik  als  Ersatz  der  Farben  üb- 
liche Schraffirung  zur  Anwendung  gebracht  ist  (vergl.  863  ff.).  Ebenso 
wird  es  regelmässig  bedeutungslos  sein,  wenn  das  durch  die  Heraldik 
vorgeschriebene  GrÖ^senverhältniss  der  einzelnen  Wappenbestand- 
theile  abgeändert  oder  eine  Umstellung  derselben  vorgenommen  wird, 
sofern  nur  das  Gesammtbild  des  W^appens  im  Verkehre  das  gleiche 
bleibt  (vergl.  869.  841). 

Ob  ein  Zeichen  ein  öffentliches  W^appen  enthält,  ist  demnach 
stets  Sache  der  thatsächlichen  Feststellung  im  einzelnen  Falle 
(Goltd.  Bd.  39  S.  315).  Es  kann  daher  auch  nicht  ohne  W^eiterea 
die  in  der  Begründung  des  Gesetzentwurfes  vertretene  Ansicht  ge- 
billigt werden,  dass  Wappen  nur  in  ihrer  besonderen  heral- 
dischen Gestaltung  von  der  Eintragung  ausgeschlossen  seien, 
insofern  diese  Ansicht  dazu  führen  kann,  die  Regeln  der  Heraldik 
und  nicht  die  Lage  des  einzelnen  Falles  entscheiden  zu  lassen 
(vergl.  Mot.  zu  §  4).  Ist  die  Waare  für  überseeische  und  uncivili- 
sirte  Völker  bestimmt,  so  muss  schon  der  Umstand  zur  Versagung 
der  Eintragung  führen,  dass  das  Zeichen  einen  Bestandtheil  enthält, 
welcher,  ohne  nach  den  Regeln  der  Heraldik  ein  Wappen  zu  sein, 
von  den  Abnehmern  der  Waare  für  ein  bestimmtes  öffentliches 
Wappen  angesehen  werden  kann.  Aehnliches  gilt,  wenn  bei  der 
thatsächlichen  Verwendung  des  Zeichens  diejenigen  Bestandtheile 
desselben,  welche  dasselbe  von  einem  öffentlichen  W^appen  unter- 
scheiden, zurücktreten,  oder  wenn  andere  Bestandtheile,  die  die 
Verwechselung  ermöglichen,  hierbei  mehr  hervortreten  (vergl.  872). 
Es  ist  demnach  nur  für  die  Regel  richtig,  wenn  die  Motive  des  Gesetzes 
femer  sagen,  dass  einzelne  einem  Wappen  entnommene  Motive,  Sinn 
bilder  oder  Figuren  —  z.B.  ein  schreitender  Löwe  —  der  Verwerthung 
bei  der  Zeichenanmeldung  nicht  entzogen  seien  (Mot.  zu  §  4,  Steng- 
lein §  3  N.  4).     Da  die  Umstände  des  einzelnen  Falles  zu  berück- 
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sichtigen  sind,  gilt  dies  keineswegs  ausnahmslos.  Das  Patentamt 
wird  allerdings  bei  Prüfung  der  Anmeldung  regelmässig  nur  dann 
Auf  §  4  No.  2  Rücksicht  nehmen  können,  wenn  die  angemeldete 
Darstellung  ganz  oder  theilweise  von  einem  öffentlichen  Wappen  sich 
dem  Augenscheine  nach  nicht  wesentlich  unterscheidet;  doch 
schliesst  dies  nicht  aus,  dass,  wenn  bei  späterer  Nachprüfung  die 
Eintragung  sich  wegen  sonstiger  Umstände,  welche  bei  der  Prüfung 
der  Anmeldung  nicht  berücksichtigt  werden  konnten,  als  ungerecht- 
fertigt herausstellt,  die  Löschung  des  Zeichens  auf  Grund  des  §  8 
No.  2  erfolgt. 

Nach  der  Praxis  des  Patentamts  sind  zu  den  Wappen  auch 
staatliche  Hoheitszeichen  —  z.  B.  der  preussische  Adler  —  und 
Siegelabdrücke,  sofern  sie  in  einer  Form  erscheinen,  welche  die 
charakteristischen  Merkmale  des  Hoheitszeichens  eines  Öffentlich- 
rechtlichen Verbandes  aufweist,  zu  rechnen.  Dabei  bleibt  ausser  Be- 
tracht, ob  solche  Hoheitszeichen  auch  im  heraldischen  Sinne 
Wappen  sind.  Dagegen  soll  die  Wiedergabe  eines  Wappenmotivs, 
welches  weder  in  der  Form  eines  Wappenschildes  noch  in  Siegelform 
erscheint,  nicht  als  Wappen  angesehen  werden  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  2  S.  173.  175). 


XX.    Aergemiss  erregende  und  trügerische 
Darstellungen  oder  Angaben  als  BestandtheUe 

von  Waarenzeichen, 

149.  Unzulässigkeit  der  Eintragung  im  Allgemeinen. 

Ebensowenig  wie  die  Waare,  zu  deren  Bezeichnung  das  Waaren- 
zeichen  bestimmt  ist,  darf  dieses  letztere  selbst  wider  Moral  und 
öffentliche  Ordnung  Verstössen.  Das  Patentamt  als  Organ  des  Staates 
darf  nicht  dazu  mitwirken,  dass  ein  Zeichen  ipit  solchem  Inhalt  durch 
die  Eintragung  gesetzlichen  Schutz  erlange  (vergl.  25). 

Aergemiss  erregende  und  trügerische  Darstellungen  und  An- 
gaben können  daher  nicht  Bestandtheile  eines  Waarenzeichens  sein; 
sie  dürfen  in  einem  solchen  Überhaupt  nicht  vorkommen.  Die  Ein- 
tragung ist  nicht  nur  dann  unzulässig,  wenn  das  Zeichen  ausschliess- 
lich aus  solchen  Angaben  oder  Darstellungen  besteht,  sondern  auch 
dann,  wenn  diese  gegenüber  dem  Gesammtbilde  des  Zeichens  und 
dessen  sonstigen  Be stand th eilen  zurücktreten  und  nur  von  unter- 
geordneter Bedeutung  sind  (Str.  Bd.  10  S.  354  ff.). 

150.  Aergemiss  erregende  Darstellungen. 

Nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  sind  Aergemiss  erregende 
„Darstellungen"  von  der  Eintragung  ausgeschlossen.  Hierunter  sind 
nicht  nur  bildliche,  sondern  auch  aus  Wörtern  bestehende  Darstellungen, 
d.  h.  Schriften,  zu  verstehen  (Seligsohn  §  4  X.  21,  Allfeld 
§  4  N.  5,  anders  L  a  n  d  g  r  a  f  H.  §  4  X.  12).  Es  liegt  dies  im  Sinne 
des  Gesetzes  und  zwar  umsomehr  deswegen,  weil  auch  unter  der 
nach  §  2  der  Anmeldung  beizufügenden  „Darstellung"  des  Zeichens, 
sofern  es  sich  um  ein  Wortzeichen  handelt,  die  schriftliche  Wieder- 
gabe eines  oder  mehrerer  Wörter  zu  verstehen  ist  (vergl.  70). 
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Als  Aergemiss  erregende  Darstellungen  sind  zunächst  unzüchtige 
Schriften  und  Abbildungen  im  Sinne  des  §  184  des  Strafgesetzbuches, 
femer  solche  Darstellungen,  deren  Verbreitung  nach  §  166  ebenda 
als  Vergehen  gegen  die  Religion  oder  nach  §  360  No.  11  als  grober 
Unfug  mit  Strafe  bedroht  ist,  zu  verstehen.  Ob  das  Aergemiss  bei 
der  Allgemeinheit  oder  nur  bei  einem  Einzelnen  erregt  werden  kann, 
ist  unerheblich;  es  muss  daher,  da  die  Organe  des  Staates  zu  einer 
wider  die  öffentliche  Ordnung  und  das  Strafgesetz  verstossenden 
Handlung  ihre  Hülfe  nicht  leisten  dürfen,  auch  die  Eintragung  von 
Angaben  beleidigender  Xatur  versagt  werden  (anders  M  e  v  e  s  II. 
S.  36).  Strafbar  muss  indessen  die  Anmeldung  oder  Verbreitung  der 
in  Frage  stehenden  Darstellung  nicht  unbedingt  sein.  Vielmehr  ent- 
scheidet allein  das  ^eie  Ermessen  des  Patentamts  im  einzelnen  Falle 
darüber,  ob  die  Anwendung  des  §  4  No.  3  geboten  ist.  Dabei  ist  zu 
prüfen,  ob  das  Zeichen  mit  Rücksicht  aut  seinen  Inhalt  geeignet  ist, 
Aergemiss  zu  erregen ;  ob  es  zu  einem  Aergemiss  thatsfichlich  bereits  ge- 
kommen ist,  bleibt  ausser  Betracht  (Meves§3N.  8,  Finger 
§  4  N.  2,  S  t  e  n  g  1  e  i  n  §  3  N.  5).  Daher  können  z.  B.  auch  poli- 
tisch anstössige  Darstellungen  von  der  Eintragung  ausgeschlossen 
werden  (K  o  h  1  e  r  M-R.  S.  169.  170,  M  e  v  e  s  H.  S.  36,  Finger 
§  4  N.  2).  Bei  der  Prüfung,  ob  die  Gefahr  der  Erregung  eines 
Aergemisses  vorliegt,  ist  auf  die  Umstände  des  einzelneu  Falles  Rück- 
sicht zu  nehmen,  vor  Allem  auf  die  Anschauungen  und  Gewohnheiten 
derjenigen  Verkehrskreise,  für  welche  die  Waare  bestimmt  ist.  Da- 
neben können  aber  auch  noch  sonstige  Umstände  für  die  Entscheidung^ 
massgebend  sein,  z.  B.  die  Art  und  Weise,  in  welcher  das  Zeichen 
nach  Inhalt  der  Anmeldung  thatsächlich  verwendet  werden  soll.  Denk- 
bar wäre  es,  dass  die  Verbindung  religiöser  Darstellungen  mit  ge- 
lassen Waaren  geeignet  ist,  bei  den  betheiligten  Bereisen  Anstoss  zu 
erregen.  Auf  die  Absicht  des  Anmelders,  Aergemiss  zu  erregen,  oder 
auf  die  Kenntniss  desselben  von  dem  unstatthaften  Inhalt  des  Zeichens 
kommt  es  nicht  an,  sofern  letzteres  thatsächlich  einen  Anstoss  er- 
regenden Inhalt  hat. 

151.  Trügerische  Angaben. 

Gegen  die  öffentliche  Ordnung  Verstössen  auch  diejenigen  Zeichen^ 
welche  dem  Anmelder  als  ein  Mittel  unlauteren  Wettbewerbes  dienen^ 
weil  hierdurch  das  Publikum  geschädigt  werden  kann;  daher  lässt 
das  Zeichengesetz  als  ein  überhaupt  gegen  den  unlauteren  Wett- 
bewerb auf  dem  Gebiete  der  Waarenbezeichnung  gerichtetes  Gesetz 
auch  solche  Zeichen  nicht  zur  Eintragung  zu,  welche  unwahre  An- 
gaben enthalten  und  in  Folge  dessen  geeignet  sind,  das  Publikum 
über  Güte,  Werth  und  Herkunft  der  AVaare,  für  welche  das  Zeichen 
bestimmt  ist,  zu  tauschen  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  90). 
Der  Gebrauch,  derartiger  tiügerischer  W^aarenbezeichnungen  ist  über- 
dies nach  dem  Gesetze  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  W^ettbewerbs 
unter  gewissen  Voraussetzungen  unzulässig  und  nach  Massgabe  der 
§§  1  und  4  dieses  Gesetzes  ci\'ilrechtlich  sowie  strafrechtlich  ver- 
folgbar (vergl.  968).  Eine  Täuschung  lässt  sich  nicht  nur  durch 
wörtliche  Angaben,  sondern  auch  durch  bildliche  Darstellungen  er- 
möglichen; es  liegt  demnach  kein  Anlass  vor,  obwohl  das  Gesetz  nur 
von  „Angaben",  nicht  auch  von  ^Darstellungen",  spricht,  die  An- 
wendung der  Bestimmung  des  §  4  No.3  auf  trügerische  Wortangaben  zu 
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beschränken?  (Seligsohn  §  4  N.  23,  anders  Landgraf  IL  §4N.  12. 
13,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  l  S.  234).  Der  Käufer  wird  in  dem  BUde 
eine  , Angabe"  über  die  Waare  finden,  wenn  zwischen  dem  gewählten 
Zeichen  und  der  Waare  für  das  unbefangene  Publikum  eine  oflPen- 
sichtliche  Beziehung  besteht  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  311).  Bei- 
spielsweise ist  das  Bild  einer  Biene  für  Syrup  und  für  künstliches 
Wachs,  sowie  das  Bild  eines  Butterfasses,  einer  Kuh  und  einer  Milch- 
wirthschaft  für  Margarine  als  zur  Täuschung  geeignet  abgelehnt 
worden  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  91).  Es  mag  dabei  femer  auf 
§  186  des  Strafgesetzbuchs  verwiesen  werden,  da  nach  diesem  eine 
unwahre  Thatsache  nicht  nur  wörtlich  oder  durch  Schriften,  sondern 
auch  durch  das  Mittel  von  Abbildungen  oder  Darstellungen  behauptet 
oder  verbreitet  werden  kann.  Insbesondere  folgt  auch  die  Praxis 
des  Patentamts  —  wie  aus  den  vorher  angeführten  Beispielen  er- 
sichtlich —  der  Ansicht,  nach  welcher  trügerische  „Darstellungen" 
von  der  Eintragung  ausgeschlossen  sind.  Unzulässig  ist  daher 
Bamentlich  die  Verwendung  von  Preismedaillen,  Orden  oder  ähn- 
lichen figürlichen  Auszeichnungen,  wenn  solche  dem  Anmelder 
nicht  oder  nicht  für  die  Waaren  oder  den  Geschäftsbetrieb,  für  welche 
das  Zeichen  bestimmt  ist,  verliehen  sind,  und  der  Anmelder  auch 
sonst  ein.  Recht  zu  deren  Führung  nicht  hat  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  2  S.32,  Amar  Xo.  333.  374,  vergl.  auchl52  ff.)  Unstatthaft  ist  femer 
mit  Rücksicht  auf  §  16  die  Verwendung  öffentlicher  Wappen,  wenn 
hierdurch  ein  Irrthum  über  die  örtliche  Herkunft  der  Waare  hervor- 
gerufen werden  kann     (vergl.  738). 

152.  Preismedaillen. 

Preismedaillen  dürfen  in  der  Regel  zwar  nur  von  demjenigen, 
welchem  dieselben  verliehen  sind,  zur  Waarenbezeichnung  verwendet 
werden;  jedoch  wird  diese  Befugniss,  wiewohl  besondere  gesetzliche 
Vorschriften  in  Deutschland  nicht  hierüber  bestehen,  im  Zweifel,  d, 
h.  wenn  nicht  aus  den  Vereinbarungen  der  Betheiligten  oder  aus 
den  Umständen  des  einzelnen  Falles  sich  ein  Anderes  ergiebt,  auch 
demjenigen  zugestanden  werden  müssen,  welcher  ein  bestehendes 
Geschäft  mit  Firma  übernimmt.  Eine  Uebertragung  der  Medaillen 
auf  den  Nachfolger  im  Geschäftsbetriebe  und  zugleich  mit  letzterem 
ist  demnach  nicht  ausgeschlossen  (K  o  h  1  e  r  M-R.  S.  231,  der- 
selbe P  &  J.  IL  S.  38.  39,  Pouillet.Xo.  530,  Amar  No.  333). 
Ohne  eine  derartige  Uebertragung  steht  auch  die  einer  Handels- 
gesellschaft als  solcher  verliehene  Medaille  nicht  den  einzelnen 
Theilhabern  derselben  zu  (Propr.  Ind.  VIII.  S.  145.  146).  Un- 
statthaft ist  die  Uebertragung^  wenn  eine  Medaille  ausschliesslich 
für  persönliche  Verdienste  verliehen  ist,  oder  wenn  nicht  der  ganze 
Betrieb,  für  welchen  sie  verliehen  wurde,  sondern  nur  ein  Theil  des- 
selben auf  einen  Anderen  übergeht  (Amar  No.  333).  Zeichen, 
welche  ausschliesslich  aus  einer  oder  mehreren  Medaillen  be- 
stehen, sind  regelmässig  selbst  dann,  wenn  die  Benutzung  der  Me- 
daillen keine  unbefugte  ist,  von  der  Eintragung  ausgeschlossen,  da 
I^eismedaillen  im  Allgemeinen  als  Freizeichen  gelten;  doch  kann 
anders  zu  entscheiden  sein,  wenn  durch  eigenthümliche  Kombination 
mehrerer  Medaillen  ein  ganz  neues,  von  den  einzelnen  Medaillen  ver- 
schiedenes, Gesammtbild  geschafien  ist  (vergl.  104).  Demjenigen, 
welcher  unbefugt  Medaillen    verwendet,    steht  gleich,    wer  Medaillen 
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nicht  existirender  Ausstellungen    oder  medaillenähnliche  Zeichen  als 
Bestandtheile  in  ein  Waarenzeichen  aiiinimmt. 

t 

153.  Orden. 

Tn  gleicher  Weise  wie  die  getrene  Nachbildung  existirender 
Orden  sind  ordensfthnliche  Zeichen  mit  Rücksicht  auf  die  Gefahr  einer 
Täuschung  des  Publikums  unzulässig,  sofern  in  wahrheitswidriger 
W^eise  der  Anschein  erweckt  wird,  dass  der  Anmelder  des  Zeichens 
Inhaber  eines  Ordens  sei.  W^er  ausländische  ihm  verliehene  Orden 
gebraucht,  wird  indessen  nicht  den  Nachweis  lieffern  müssen,  dass  er 
die  Berechtigung  hat,  dieselben  im  Inlande  zu  führen.  Zulässig  ist  in 
jedem  Falle  die  Verwendung  solcher  Ordenszeichen,  welche  nicht  fiir 
gewerbliche  Verdienste  verliehen  sein  können,  z.  B.  des  eisernen 
Kreuzes. 

154.  Porträts  und  Privatwappen. 

Ob  die  Verwendung  von  fremden  Porträts  und  von  fremden  Privat- 
wappen zulässig  ist,  wird  regelmässig  Thatfrage  sein.  Die  Beant-' 
w  Ortung  dieser  Frage  muss  davon  abhängen,  ob  die  Porträts  oder 
Wappen  als  Abbildungen  oder  Abzeichen  von  Personen,  welche  in 
Bezug  auf  die  Herstellung  oder  den  Vertrieb  der  W^aare  einen  Ruf  ge- 
messen, im  Verkehre  bekannt  sind.  Ist  dies  der  Fall,  so  darf  sie  ein 
Anderer  ohne  Einwilligung  des  Berechtigten  nicht  gebrauchen.  Trifft 
diese  Voraussetzung  dagegen  nicht  zu,  so  ist  der  Gebrauch  fremder 
Porträts  und  Wappen  zulässig  und  nicht  etwa  von  der  Einwilligung 
der  abgebildeten  oder  zur  Führung  des  W^appens  berechtigten  Person 
abhängig  (anders  Kohler  in  Z  g  R.  II.  S.  337.  366,  vergl.  564.  565j. 
Hinsichtlich  der  öffentlichen  Wappen  gilt,  wie  bereits  erörtert  ist^ 
Besonderes     (vergl.  151). 

155.  Täuschung. 

Ausgeschlossen  von  der  Eintragung  sind  alle  Angaben,  welche 
ersichtlich  den  thatsächlichen  Verhältnissen  nicht  entsprechen  und 
die  Gefahr  einer  Täuschung  begründen.  Die  blosse  Unrichtigkeit 
einer  in  einem  W^aarenzeichen  behaupteten  Thatsache  gentigt  noch 
nicht,  sofern  nicht  durch  die  unw^ahre  Behauptung  zugleich  eine  Täu- 
schung des  Publikums  ermöglicht  wird.  Ebensowenig  gentigt  das 
Vorhandensein  einer  Tau  schnngsgefahr,  wenn  nicht  zugleich  das  Zeichen 
eine  Angabe  enthält,  die  ersichtlich  den  thatsächlichen  Verhältnissen 
nicht  entspricht  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  312).  Dabei  bleibt  ausser 
Betracht,  ob  das  Publikum  geschädigt  wird  oder  geschä- 
digt werden  kann,  da  der  Konsument  oder  Abnehmer  der  W^aare 
schon  dagegen  geschützt  werden  soll,  dass  er  eine  andere  Waare 
als  die  ihm  nach  Inhalt  des  Waarenzeichens  zugesicherte  erhält;  die 
Täuschung  kann  nicht  nur  in  einer  Irreführung  über  den  Werth  oder 
die  Güte  der  Waare,  sondern  auch  in  der  Erregung  eines  Irrthums 
über  die  Herkunft  derselben  bestehen.  Unerheblich  ist  es  auch,  ob 
der  Anmelder  von  der  Möglichkeit  der  Täuschung  Kenntniss,  ob  er 
eine  solche  beabsichtigt  hat,  und  ob  das  Publikum  bereits  durch  einen 
früheren  Gebrauch  des  Zeichens  thatsächlich  getäuscht  worden  ist; 
der  §  4  No.  3  findet  Anwendung,  wenn  auch  nur  die  objektive  Mög- 
lichkeit einer  Täuschung  des  Publikums  vorliegt  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1 
S.  274.  275).     Der  Ausdruck  „Gefahr  einer  Täuschung"  entspricht 
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insofern  dem  Ausdruck  „Gefahr  einer  Venyechselung  im  Verkehre" 
in  §  20;  ausgeschlossen  von  der  Eintragung  sind  demnach  überhaupt 
alle  Angaben,  welche  im  Sinne  des  §  20  mit  Angaben  trügerischer 
Natur  verwechselt  werden  können.  (Jb  die  Grefahr  einer  Täuschung 
des  Publikums  in  diesem  Sinne  vorliegt,  dafür  ist  die  Anschauung 
der  bei  dem  Absätze  der  Waare  betheiKgten  Verkehrskreise  und  das 
Bild,  welches  das  Zeichen  im  Verkehre  gewährt,  massgebend ;  nament- 
lich ist  auf  die  Möglichkeit  der  Irrefiihrung  des  unerfahrenen  und 
nicht  genau  das  Zeichen  prüfenden  Konsumenten  Rücksicht  zu  nehmen 
(vergl.  835.  874.  876).  Es  kommt  insbesondere  nicht  wesentlich  darauf 
an,  ob  der  erste  Abnehmer,  welcher  den  Verhältnissen  gewöhnlich 
nahe  genug  steht,  um  sich  nicht  täuschen  zu  lassen,  irregefiihrt  werden 
kann,  sondern  darauf,  ob  eine  Täuschung  der  weiteren  Käufer  und 
namentlich  im  Kleinverkehr  möglich  ist  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  274. 
311).  Die  Gefahr  einer  Täuschung  des  Publikums  genügt  auch  inso- 
fern, als  Angaben  doppelsinniger  Natur  von  der  Eintragung  ausge- 
schlossen sind,  wenn  sie  eine  Deutung  in  trügerischem  Sinne  zulassen, 
z.  B.  solche  Angaben,  welche  geeignet  sind,  unter  Umständen 
einen  Irrthum  über  die  Herkunft  der  Waare  hervorzurufen  (P.  M.  & 
Z-Bl.  Bd.  1  S.  312). 

156.  Unwahre  Angaben  nicht  täuschender  Natur. 

Offenbar  unrichtige  oder  nicht  beweisbare  Angaben  mit  Fantasie- 
oder reklameartigem  Charakter  sind  der  Eintragung  fähig,  wenn  durch 
dieselben  auch  nicht  der  geschäftsunkundige  Abnehmer  der  Waare 
getäuscht  werden  kann  (S  e  1  i  g  s  o  h  n  §  4  X.  25,  Allfeld  §  4 
N.  6).  Beispielsweise  ist  es  eine  indifferente  Reklamebezeichnung, 
wenn  Schuhwichse  in  einem  Zeichen  als  „bester  Erhalter  des  Leder- 
werks"  bezeichnet  wird  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  314).  Insbesondere 
ist  Jedermann  berechtigt,  solche  Angaben  und  Darstellungen,  welche 
zur  Bezeichnung  der  Waare  innerhalb  der  betheiligten  Verkehrskreise 
in  freiem  Gebrauche  stehen,  als  Bestandtheile  seines  Waarenzeichens 
zu  verwenden,  da  selbst  bei  thatsächlicher  Unrichtigkeit  der  betreffenden 
Angaben  die  Gefahr  einerTäuschung  in  diesem  Falle  nicht  besteht.  Da- 
her kann  §  4  Xo.  3  keine  Anwendung  finden,  wenn  Freizeichen,  Namen, 
Firmen  oder  Ortsbezeichnungen,  welche  im  Gemeingebrauche  stehen,  in 
ein  Waarenzeichen  aufgenommen  werden  (vergl.  93  ff.  547.  759j.  In- 
dessen dürfen  Preismedaillen,  da  solche  nicht  allgemein  sondern  nur 
denjenigen,  welchen  sie  rechtmässig  zustehen,  als  Freizeichen  dienen, 
auch  nur  von  solchen  als  Bestandtheile  eines  Waarenzeichens  benutzt 
werden  (vergl.  96.  152). 

157.  Wahre  Angaben  täuschender  Natur. 

Angaben,  welche  den  thatsächlicben  Verhältnissen  entsprechen, 
sind  stets  zulässig,  sofern  dieselben  nicht  gegen  sonstige  Vorschriften 
des  Gesetzes  —  z.  B.  §  4  Xo.  1  —  Verstössen,  und  zwar  selbst 
dann,  wenn  sie  eine  Täuschung  im  Verkehre  ermöglichen.  Nimmt 
Jemand  seine  ihm  rechtmässig  zustehende  Finna,  welche  der  Finna 
eines  renommirten  Fabrikanten  derselben  Brauche  gleichlautend  ist, 
in  sein  Waarenzeichen  auf,  so  kann  die  Eintragung,  wiewohl  eine 
Verwechslung  hierdurch  ermöglicht,  sogar  vielleicht  beabsichtigt  ist, 
nicht  versagt  werden.  Desgleichen  darf  derjenige,  welcher  einen 
Geschäftsbetrieb  rechtmässig  mit  Firma  er^'orben  hat,  sich  als  Nach- 
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folger  des  früheren  Inliabers  bezeichnen,  wenn  auch  das  Publikum 
hierdurch  in  den  Glauben  versetzt  wird,  dass  der  Inhaber  des  Zeichens 
in  den  Besitz  der  ihm  thatsachlich  nicht  mitübertragenen  Fabri- 
kationsmethoden des  Vorbesitzers  gelangt  sei_.  Nur  muss  dabei  be- 
achtet werden,  dass  die  Anschauungen  und  Gewohnheiten  der  be- 
theiligten Verkehrskreis©  und  das  Bild  des  Zeichens,  wie  solches 
im  Verkehre  sich  darstellt,  dafür  massgebend  sind,  ob  eine 
Angabe  als  den  wirklichen  Verhältnissen  entsprechend  anzusehen  ist. 
Sind  z.  B.  einzelne  Worte,  welche  für  sich  betrachtet  als  eine  unwahre 
und  täuschende  Angabe  sich  darstellen,  durch  grossen  Druck  oder 
sonst  in  auftauender  Weise  hervorgehoben,  und  andere  Worte,  welche 
ein  Missverständniss  zu  beseitigen  geeignet  sind,  durch  kleinen  Druck 
oder  in  sonstiger  Weise  unauftallig  gemacht  oder  verdeckt,  so  kann 
damit  die  Verbotsbestimmung  des  §  4  Xo.  3  nicht  umgangen  werden. 
Gleiches  gilt,  wie  bereits  früher  dargelegt,  hinsichtlich  der  figtlrlichen 
Darstellungen  (vergl.  151j.  Im  Einzelnen  sind  dabei  die  bei  §  20 
erörterten  Regeln  zur  entsprechenden  Anwendung  zu  bringen 
(vergl.  830  ff.)- 

158.  Gebrauch  fremder  Waarenzeichen. 

Daraus,  dass  die  Möglichkeit  einer  Täuschung  des  Publikums 
allein  noch  nicht  zur  Anwendung  des  §  4  Xo.  3  genügt,  sofern  nicht 
die  thatsächliche  Unrichtigkeit  der  in  dem  Waarenzeichen  gemachten 
Angaben  hinzutritt,  ergiebt  sich  ferner,  dass  die  Eintragung  auch 
dann  nicht  versagt  werden  kann,  wenn  Jemand  das  bisher  nicht  ein- 
getragene W^aarenz eichen  eines  Anderen,  wiewohl  dasselbe  als  Kenn- 
zeichen der  AVaaren  dieses  Anderen  in  den  betheiligten  Verkehrs- 
kreisen bekannt  ist,  anmeldet.  Dies  gilt  selbst,  wenn  der  Anmelder 
den  Vorbesitz  des  Anderen  kennt  und  sogar  dann,  wenn  die  An- 
meldung in  der  ausgesprochenen  Absicht  erfolgt,  das  Publikum  hier- 
durch über  die  Herkunft  der  Waare  zu  täuschen  und  dem  Vorbesitzer 
damit  Konkurrenz  zu .  bereiten.  In  der  Anmeldung  eines  Waaren- 
zeichens  ist  keineswegs  die  Abgabe  der  Erklärung  zu  erblicken,  dass 
der  Anmelder  der  erste  oder  einzige  Benutzer  des  Zeichens  sei 
(vergl.  374.  380.  730,  anders  K  o  h  l  e  r  M-R.  S.  261  ff.,  Kohler  in 
ZgR.  n.  S.  387,  Mot.  zu  §  8,  Finger  §  12  N.  4).  Daher  kann 
selbst  die  Eintragung  eines  bereits  zu  Gunsten  eines  Anderen  durch 
Eintragung  geschützten  Zeichens  nicht  auf  Grund  des  §  4  No.  3 
versagt  werden;  vielmehr  sind  für  diesen  Fall  besondere  Vorschriften 
in  den  §i}  5  und  6  gegeben  (vergl.  176  ft'.).  Gegen  die  Amiahme, 
dass  in  dem  Gebrauche  und  der  Anmeldung  eines  fremden  Waaren- 
zeichens  eine  trügerische  Handlung  liege,  spricht  insbesondere  auch 
der  Umstand,  dass  dem  durch  eine  derartige  Anmeldung  Be- 
einträchtigten ein  Anspruch  auf  Löschung  nach  §  9  Absatz  2  nur 
innerhalb  eines  beschränkten  Uebergangszeitraums  und  nur  unter  be- 
stimmton Voraussetzungen  zusteht,  während,  wenn  es  sich  um  ein 
trügerisches  Zeichen  handelte,  mit  Rücksicht  auf  §  9  Xo.  3  Jedermann 
ohne  Rücksicht  auf  die  beschränkenden  Vorschriften  des  §  9  Absatz  2 
berechtigt  sein  würde,  als  Löschuugskläger  aufzutreten.  Die  Be- 
stimnmng  des  §  9  Absatz  2  wäre  mithin,  weini  man  der  hier  ver- 
worfenen Ansicht  beitreten  wollte  —  wenigstens  ihrem  wesentlichen 
Inhalte  nach  —  entbehrlich  gewesen. 
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159.  Gebrauch  fremdsprachiger  Wörter. 

Ermöglicht  wird  eine  Täuschung  unter  Umständen  auch  dadurch, 
dass  fremdsprachige  Wörter  zur  Bezeichnung  einer  inländischen 
oder  nicht  aus  dem  betrefteriden  Sprachgebiete  stammenden  Waare 
verwendet  werden,  insofern  hierdurch  der  Irrthum  erregt  werden  kann, 
dass  das  fragliche  ausländische  Gebiet  das  Ursprungsland  der  W^aare 
sei.  Indessen  kann  auch  hier  regelmässig  die  Eintragung  nicht  ver- 
sagt werden,  da  in  dem  Gebrauche  einer  fremden  Sprache  noch  nicht 
eine  Zusicherung  in  Bezug  auf  die  örtliche  Herkunft  der  AVaare  zu 
finden  ist  (Kohler  in  G.  R.  &  ü.  R.  I.  S.  42,  anders  S  e  1  i  g  s  o  h  n 
§  4  N.  24  &  25,  vergl.  ZgR.  IV.  S.  45.  46.  81.82).  An  sich  schon 
sind  Bezeichnungen,  welche  auf  die  Herkunft  aus  einem  Lande  im 
Allgemeinen  ohne  Hinzufiigung  eines  bestimmten  Ortsnamens  hin- 
weisen, nach  der  Yerkehrsanschauung  der  Kegel  nach  nicht  geeignet, 
eine  W^aare  oder  deren  EigenschiDPten  zu  charakterisiren  (vergl.  737). 
Es  kann  aber  femer  auch  keinem  Gewerbetreibenden  der.  Gebrauch 
fremder  Sprachen  zur  Bezeichnimg  seiner  W^aaren  verwehrt  werden, 
weil  die  Wirkung  und  der  Schutz  des  Zeichens  sich  auf  das  gesammte 
in-  und  ausländische,  und  zwar  sowohl  gegenwärtige  als  zukünftige, 
Absatzgebiet  der  W^aare  erstreckt,  so  dass  im  einzelnen  Falle  nicht 
einmal  der  Nachweis  gefordert  werden  darf,  dass  die  W'aare  thatsäch- 
lich  im  Auslande  oder  in  dem  in  Betracht  kommenden  ausländischen 
Sprachgebiete  ihren  Absatz'finde.  Anderenfalls  würde  dem  Inhaber  eines 
Zeichens  die  Möglichkeit  genommen  sein,  in  demselben  die  W^aare 
oder  deren  Eigenschaften  in  einer  für  den  ausländischen  Abnehmer 
verständlichen  Weise  zu  bezeichnen  (vergl.  131). 

Das  Patentamt,  Abtheilung  für  Waarenz eichen,  des  hat  allerdings 
ursprünglich  die  Eintragung  von  Zeichen,  in  welchen  fremdsprachige  An- 
gaben sich  fanden,  nur  dann  zugelassen,  wenn  das  W^aarenzeichen  für 
den  Export  bestimmt  war  und  einen  die  wahre  Herkunft  der  Waare 
angebenden  Zusatz  enthielt  (vergl.  ZgR.  IV.  S.  82).  Diese  Be- 
schränkung erscheint  indessen  nicht  gerechtfertigt  und  ist  auch  später 
von  der  Beschwerdeabtheilung  des  Patentamtes  und  demnächst  von 
der  Abtheilung  fiir  Waarenzeichen  aufgegeben  worden  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  2  S.  91).  Die  Beschwerdeabtheilung  hat  anerkannt,  dass  bei  der 
internationalen  Bedeutimg  des  \Vaaren Verkehrs  die  Wahl  einer  fremden 
Sprache  diu*ch  mannigfache  geschäftliche  Rücksichten  bestimmt 
werde,  so  dass  nicht  angenommen  werden  könne,  die  fremdsprachige 
Aufschrift  sei  regelmässig  gleichbedeutend  mit  ein^r  Ursprungsangabe 
ftir  die  Waare.  Es  wurden  daher  Waarenzeichen,  welche  die  Worte 
„Trade  Mark**  und  „Bouc  veritable''  enthielten,  zur  Eintragung  zu- 
g^elassen.  Hinsichtlich  des  Wortes  „Trade  Mark*'  wurde  dabei  ausser- 
dem in  Betracht  gezogen,  dass  dasselbe  in  weiteren  Kreisen  den 
Charakter  einer  fremdsprachigen  Bezeichnung  fast  verloren  habe  und 
nichts  Anderes  bedeute  als  „Slarke**  oder  „Waarenzeichen'*  schlecht- 
hin   (V.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1    S.  311.    312). 

Der  Umstand,  dass  eine  fremdsprachige  In«5clirift  regel- 
mässig nicht  gleichbedeutend  mit  einer  Ursprungsangabe 
ist,  schliesst  indessen  nicht  aus,  dass  in  gewissen  Fällen  der 
Gebrauch  einer  fremden  Sprache  ersichtlich  zu  Täuschungszwecken 
erfolgt  sein  und  damit  die  Unzulässigkeit  der  Eintragung  zur  Folge 
haben    kann.     Dies    ist    der  Fall,    wenn    durch    den  Gebrauch    der 
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fremden  Sprache  im  Zusammenhang  mit  der  sonstigen  Aus- 
stattung des  Zeichens  oder  der  Waare  der  Anschein  erweckt  M^d, 
als  ob  die  Waare  aus  einem  bestimmten,  für  die  Werthschätzung  der 
Waare'  nach  der  Verkehrsanschauuug  bedeutsamen^  Gebiete  her- 
stamme, und  es  gänzlich  ausgeschlossen  erscheint,  dass  die  Waare 
in  dem  fremden  Sprachgebiete  oder  in  den  Verkehrskreisen,  die  auf 
die  fremde  Sprache  Werth  legen,  ihren  Absatz  finden  könne.  Zwei 
Entscheidungen  der  Abtheilung  für  Waarenz eichen  sind  aus  diesem 
Gesichtspunkte  zu  billigen.  In  dem  einen  Falle  enthielt  das  Zeichen 
neben  einem  Wappen,  welches  als  eine  Nachahmung  des  englischen 
Wappens  angesehen  wurde,  ausschliesslich  Angaben  in  englischer 
Sprache  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  I  S.  275.  276).  In  einem  anderen  Falle 
bestand  das  für  Cognac  bestimmte  Zeichen  aus  figürlichen  Bestand- 
theilen,  einer  Sortenangabe  in  französischer  Sprache  und  ausserdem 
dem  Namen  Henry  Bourgeois,  während  der  Anmelder  thatsächlich 
Heinrich  Bürger  hiess  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  276.  277).  In  beiden 
Fällen  hat  das  Patentamt  mit  Rücksicht  auf  den  Ges  ammtein- 
druck  der  Zeichen  angenommen,  dass  die  Täuschung  hervorgerufen 
werde,  als  handele  es  sich  um  ein  englisches  oder  französisches  Er- 
zeugniss;  aus  den  Inschriften  allein  wurde  dies  nicht  entnommen.  In 
dem  letztgedachten  Falle  findet  sich  überdies  ausgesprochen,  dass  die 
Unzulässigkeit  des  Zeichens  auch  dann  nicht  ausgeschlossen  sei,  wenn 
die  Etikette  einen  Vermerk  enthalte,  wonach  der  Cognac  in  Deutschland 
verschnitten  und  abgezogen  werde,  mit  Rücksicht  darauf,  dass  trotz- 
dem die  Täuschung  fortbestehen  bleibe,  als  rühre  die  Waare  von  einer 
französischen  Firma  her. 

Der  Gebrauch  einer  fremden  Sprache  ist  überdies  auch  dann  un- 
zulässig, wienn  unwahre  Angaben  täuschender  Natur  in  fremder 
Sprache  gemacht  sind;  jedoch  findet  in  diesem  Falle  eine  Ausnahme 
dann  statt,  wenn  es  sich  um  Wörter  aus  einer  für  den  Verkehr  nicht 
in  Betracht  kommenden  Sprache  handelt.  Ist  letzteres  der  Fall,  so 
sind  die  betreffenden  Wortangaben  als  Fantasiewörter  der  Eintragung 
fähig  (Kohler  in  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  42,  vergl.  131). 

160.  Trügerische  Angaben  im  Einzelnen. 

Zu  einem  Mittel  der  Täuschung  werden  die  in  einem  Waaren- 
zeichen  enthaltenen  Angaben  insbesondere  dann,  wenn  dieselben  nach 
der  Anschauung  der  betheiligten  Verkehrskreise  für  die  Beurtheilung 
des  Geschäftsbetriebes,  oder  der  Waaren,  fiir  welche  das  Zeichen  be- 
stimmt ist,  oder  der  Person  des  Inhabers  des  Geschäftsbetriebes  von 
Bedeutung  sind.  Hinsichtlich  der  figürlichen  Darstellungen  ist  dies 
bereits  früher  erörtert  (vergl.  151  ff.). 

i6i.  Auszeichnungen  des  Geschäfsbetriebes  oder  seines  Inhabers. 

Trügerische  Angaben  über  den  Geschäftsbetrieb  oder  die  Person 
seines  Inhabers  bestehen  meist  in  der  imwahren  Behauptung  von 
Auszeichnungen,  welche  dem  Inhaber  des  Geschäftsbetriebes  für 
diesen  oder  fiir  seine  Person  zukommen  sollen.  Nur  derjenige,  welchem 
eine  derartige  Auszeichnung  thatsächlich  verliehen  ist,  darf  solche 
in  sein  AVaaren zeichen  aufnehmen;  indessen  wird  auch  dem  Nach- 
folger im  Geschäftsbetriebe  regelmässig  diese  Befugniss  zustehen, 
sofern  die  Auszeichnung  oder  Anerkennung  dem  Geschäftsinhaber 
für  den  Geschäftsbetrieb,    nicht  nur    für  seine  Person,    zuerkannt  ist 
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(vergl.  152).  Andererseits  darf  eine  für  einen  bestimmten  Geschäfts- 
betrieb verliehene  Auszeichnung  nicht  zur  Bezeichnung  von  Waaren, 
welche  aus  einem  anderen  Geschäftsbetriebe  hervorgegangen  sind, 
verwendet  werden.  Zur  Versagung  der  Eintragung  müssen  insbeson- 
dere unwahre  Angaben  folgenden  Inhalts  führen:  a.  dass  der  An- 
melder Inhaber  oder  einziger  Inhaber  einer  Preismedaille  sei  (vergl. 
Amar  No.  374);  b.  dass  der  Anmelder  Inhaber  eines  Ordens,  von 
Auszeichnungen  oder  Approbationen  wissenschaftlicher  oder  gelehrter 
Körperschaften  oder  alleiniger  Inhaber  von  solchen  sei;  c.  die  un- 
richtige Bezeichnung  des  Inhabers  als  Hoflieferant,  als  Lieferant 
hochgestellter  oder  hervorragender  Personen  oder  von  Behörden,  als 
Mitglied  einer  gelehrten  Körperschaft,  als  Inhaber  eines  Titels  oder 
einer  Würde ;  d.  die  fälschliche  Auslegung  erhaltener  Anerkennungen 
und  Auszeichnungen,  sowie  die  fälschliche  Angabe  oder  Auslegung 
gerichtlicher  Urtheile  (vergl.  Amar  No.  375) ;  e.  überhaupt  solche 
Angaben,  welche  dem  Geschäftsbetrieb  oder  dessen  Inhaber  nach  der 
Verkehrsanschauung  thatsächlich  einen  Vorzug  vor  anderen  Betrieben 
verleihen,  z.  B.  die  Behauptung,  dass  der  Anmelder  Fabrikant  sei, 
während  derselbe  in  Wirklichkeit  nur  Zwischenhändler  ist,  dass  das 
Geschäft  das  einzige  oder  älteste  der  betreffenden  Branche,  dass 
dasselbe  in  einem  gewissen  Jahre  begründet  sei,  die  Bezeichnung 
des  Anmelders  als  Erfinder  der  Waare  oder  als  einziger  Depositar 
derselben,  die  Bezeichnung  desselben  als  Eigenthümer  oder  aus- 
schliesslicher Inhaber  eines  Territoriums,  welches  für  die  Produktion 
der  Waare  von  Bedeutung  ist,  u.  s.  w.  (K  o  h  1  e  r  M-R.  S.  173, 
Pouillet  Xo.  516.  518.  519,  Amar  No.  371.  373). 

162.  Gebrauch  fremder  Namen,  Firmen,  Porträts  und  Wappen. 

Als  eine  trügerische  Angabe  mit  Rücksicht  auf  die  Person  des 
Geschäftsinhabers  stellt  sich  auch  die  Aufnahme  eines  dem  Anmelder 
nicht  zustehenden  Namens  oder  einer  Firma,  zu  deren  Führung  der- 
selbe nicht  befugt  ist,  dar,  sofern  hierdurch  eine  Täuschung  des 
Publikums  ermöglicht  wird.  Ist  der  in  das  Zeichen  aufgenommene 
Name  der  Name  oder  die  Firma  eines  Anderen,  so  wird  regelmässig 
dann  die  Gefahr  einer  Täuschung  bestehen,  wenn  der  Andere  in  der 
gleichen  Branche  oder  in  den  Waaren,  für  welche  das  Zeichen  be- 
stimmt ist,  Geschäfte  betreibt  und  der  Name  oder  die  Firma  in  einer 
solchen  Weise  verwendet  ist,  dass  der  Anschein  erweckt  wird,  als 
ob  die  Waare  aus  dem  Geschäftsbetriebe  des  Anderen  herrühre 
(vergl.  542).  Ahnliches  gilt  von  der  Verwendung  der  Porträts  und 
Wappen  von  im  Verkehre  bekannten  Personen,  sowie  von  dem  Ge- 
brauche eines  fremden  Etablissementsnamens  oder  der  Benutzung  der 
Abbildung  eines  im  Verkehre  seiner  äusseren  Erscheinung  nach  be- 
kannten Geschäftshauses  oder  Etablissements.  Die  Möglichkeit  einer 
Täuschung  liegt  in  einem  solchen  Falle  ferner  dann  vor,  wenn  durch 
die  Verwendung  des  Namens  oder  des  Porträts  oder  des  Wappens 
einer  hochstehenden  oder  wissenschaftlich  hervorragenden,  oder  sonst 
im  Verkehre  bekannten,  Person  das  Publikum  in  den  Glauben  ver- 
setzt wird,  dass  die  Waare  unter  der  Autorität  oder  Billigung  dieser 
Person  durch  den  Anmelder  hergestellt  oder  vertrieben  werde. 
.Handelt  es  sich  um  den  Namen  historischer  oder  verstorbener  Personen, 
so  kann,  da  meist  eine  Täuschung  in  einer  der  angegebenen  Richtungen 
unmöglich  ist,   die  Eintragung  regelmässig  nicht   versagt  werden  (P. 
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M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  91).  Doch  sind  allerdings  Fälle  denkbar,  in  welchen 
mit  Rücksicht  auf  die  Auffassung  der  betheiligten  Verkehrskreise  anders 
zu  entscheiden  sein  wird,  z.  B.  wenn  ein  Rechtsnachfolger  de$ 
Verstorbenen  vorhanden  ist,  welcher  den  von  letzterem  übernommenen 
Geschäftsbetrieb  fortsetzt.  Unbedenklich  ist  der  Gebrauch  fremder 
Persönlichkeitsbezeichnungen  auch  dann,  wenn  durch  Zusätze  zu 
Name  oder  Firma  jede  Möglichkeit  eines  Irrthums  darüber,  dass  die 
Waare  von  dem  Betrefienden  hen-tihre  oder  unter  dessen  Autorität 
in  den  Verkehr  gelange,  ausgeschlossen  ist,  oder  es  sich  um  Namen 
oder  Firmen  handelt,  welche  zur  Bezeichnung  von  Waaren  der  be- 
treffenden Art  im  Gemeingebrauche  stehen  (vergl.  543.  544.  547).  Was 
von  dem  Gebrauche  eines  fremden  Namens  überhaupt  gilt,  gilt  in 
gleicher  Weise,  wenn  ein  fremder  Name  mit  imwesentlichen  Ab- 
weichungen verwendet  wird ;  hierbei  kommt  §  20  zur  entsprechenden 
Anwendung  (vergl.  856  ff.). 


163.  Einwilligung  des^Namen-  oder  Firmeninhabers  oder  des  sonstigen 

Bereclitigten. 

Die  Verwendung  eines  fremden  Namens,  einer  fremden  Firma,, 
eines  fremden  Porträts  oder  Wappens  in  einem  Waaren  zeichen  wird 
regelmässig  allgemein  zulässig  dadurch,  dass  der  zur  Führung  von 
Name  oder  Firma  u.  s.  w.  Berechtigte  seine  Einwilligxmg  hierzu 
ertheilt,  sofern  diese  Zustimmung  im  Anmelde  verfahren  in  beweisender 
Form  beigebracht  wird.  Eine  Täuschung  des  Publikums  ist  in  diesem 
Falle  selbst  dann  der  Regel  nach  ausgeschlossen,  wenn  die  Waare 
nicht  von  dem  rechtmässigen  Inhaber  von  Name  oder  Firma  u.  s.  w. 
herrührt,  da  nach  der  Anschauung  der  Abnehmer  regelmässig 
eine  unter  Billigung  einer  bestimmten,  im  Verkehre  bekannten,  Person 
hergestellte  oder  vertriebene  Waare  die  gleiche  Werthschätzung  ge- 
niesst  wiedievon  der  betreffenden  Person  selbst  produzirte  und  in  Verkehr 
gebrachte  Waare  (Landgraf^  3  N.  7,  Pouillet  No.  63).  Da- 
her ist  die  Rechtswirksamkeit  der  Einwilligung  auch  nicht  davon 
abhängig,  dass  der  Berechtigte  an  dem  Geschäftsbetriebe  des  An- 
melders in  irgend  einer  Weise  sich  betheiligt  (vergl.  384.  550). 
Eine  solche  Einwilligung  liegt  indessen  noch  nicht  dann  vor,  wenn 
der  Berechtigte  einem  Anderen  gestattet,  seinen  —  des  Berechtigten 
—  Namen  zur  Waarenbezeicbnung  zu  verwenden,  da  eine  solche 
Gestattung  —  Lizenz  —  nur  das  Recht  zKm  eigenen  Gebrauche 
des  Namens,  nicht  aber  die  Befugniss,  durch  die  Eintragung  desselben 
ein  Ausschliessungsretht  gegenüber  Dritten  zu  erwerben,  gewährt 
(vergl.  550.  383).  Abgesehen  von  der  ausdrücklichen  Einwilligung 
des  Namen-  oder  Firmeniiihabers  ist  das  einen  fremden  Namen  oder 
eine  fremde  Firma  enthaltende  Zeichen  auch  dann  nicht  als  ein 
trügerisches  anzusehen,  wenn  zwischen  dem  Anmelder  und  dem  Träger 
des  Namens  oder  der  Firma  eine  nachweisbare  Beziehung  besteht, 
welche  die  Einwilligung  des  letzteren  voraussetzen  und  eine  Irre- 
führung des  Verkehrs  daher  nicht  befürchten  lässt.  Dies  wird 
namentlich  dann  zutreffen,  wenn  der  inländische  Generalvertreter  eines 
Ausländers  ein  Zeichen  mit  dem  Namen  des  letzteren  anmeldet 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  91). 
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164.  Fingirte  Namen  und  Firmen. 

Unstatthaft  ist  die  Verwendung  einer  dem  Anmelder  nicht  zu- 
stehenden, das  Publikum  täuschenden,  Namen-  öder  Firmenbezeichnung 
auch  dann,  wenn  hierdurch  nicht  in  fremde  Rechte  eingegriffen  wird. 
Daher  muss  die  Eintragung  versagt  werden,  wenn  durch  den  Gebrauch 
einer  fingirten,  z.  B.  ausländisch  klingenden,  Firma  der  Irrthum  er- 
regt wird,  dass  die  Niederlassung  des  Anmelders  sich  an  einem  für 
die  Werthschätzung  des  Geschäftsbetriebes  oder  der  Waare  bedeut- 
samen Orte  befinde.  Dies  kommt  namentlich  für  den  Verkehr  mit 
Weinen,  Spirituosen  und  Cigarren  in  Betracht  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2 
S.  91).  Ob  die  fingirte  Firma  eine  reine  Fantasiefirma  ist  oder  in 
einer  willkürlichen  Abänderung  der  dem  Anmelder  rechtmässig  zu- 
.«stehenden  Firma  besteht,  ist  dabei  ohne  Belang  (vergl.  496.  497.  524). 
Häufig  werden  fingirten  Firmen  falsche  Domizilangaben  hinzugefügt; 
in  einem  solchen  Falle  ist  die  Versagung  der  Eintragung  umsomehr 
gerechtfertigt  (vergl.  165).  Dem  Gebrauche  einer  fingirten  Firma 
steht  die  Annahme  einer  erloschenen  Firma  gleich,  insofern  hierdurch 
eine  Täuschung  des  Publikums,  insbesondere  in  der  Richtung  ermöglicht 
wird,  als  sei  der  Zeicheninhaber  der  Rechtsnachfolger  der  nicht 
mehr  bestehenden  Firma. 

165.  Trügerische  Angaben  in  Bezug  auf  die  Waare. 

Trügerische  Angaben,  welche  die  Waare,  für  die  das  Zeichen 
bestimmt  ist,  betreffen,  beziehen  sich  meist  auf  die  Gattung,  die  Be- 
schaffenheit, Zusammensetzung,  Bestimmung,  Wirkung  der  Waare 
oder  überhaupt  auf  Eigenschaften,  welche  für  die  Beurtheilung  der 
Waare  nach  der  Verkehrsanschauung  von'  Bedeutung  sein  können. 
Hauptsächlich  handelt  es  sich  dabei  um  die  Zusicherung  von  Eigen- 
schaften, welche  nach  der  Auffassung  der  betheiligten  Verkehrskreise 
die  Güte  oder  den  Verkehrs werth  der  Waare  zu  beeinflussen  geeignet 
sind  (Kohler  M-R.  S.  172).  Daher  ist  es  unzulässig,  in  ein  für  ein 
mindenj^'erthigeres  Surrogat  bestimmtes  Zeichen  eine  auf  die  Original- 
waare,  welche  durch  das  Surrogat  ersetzt  werden  soll,  hinweisende 
Darstellung  —  z.  B.  in  ein  für  ^fargarine  bestimmtes  Zeichen  ein 
Butterfass,  oder  in  ein  für  Syrup  bestimmtes  Zeichen  eine  Biene  — 
aufzunehmen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  234.  274).  Die  Darstellung 
einer  Biene  darf  auch  nicht  zur  Bezeichnung  eines  mineralischen  oder 
vegetabilischen  Produktes  verwendet  werden,  wenn  die  betreffende 
Waare  mit  Bien^nwachs  leicht  verwechselt  werden  kann,  oder  vielfach 
zur  Verfölschung  von  echtem  Bienenwachs  dient  und  erheblich  bil- 
liger ist  als  dieses  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd  1  S.  311).  Ein  Gemisch  aus 
Bohnenkaffee  und  anderen  Substanzen  darf  nicht  als  Kaffee  bezeichnet 
werden  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  272.  273).  Es  darf  überhaupt  nicht  der 
Name  einer  Waare  als  Wortzeichen  tiir  ein  Surrogat  derselben  ge- 
schützt werden  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  186). 

Häufig  wird  insbesondere  durch  die  Angabe  eines  falschen  Her- 
kunftsortes eine  Täuschung  hervorgerufen,  wenn  im  Verkehre  auf 
die  örtliche  Herkunft  der  Waare  Gewicht  gelegt  wird  (Kohler 
M-R.  S.  173,  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  139).  Es  kommen  in  dieser  Hin- 
sicht die  bei  §  16  erörterten  Grundsätze  zur  entsprechenden  An- 
wendung; doch  ist  zu  beachten,  dass  eine  Bestrafung  nach  §  16  nur 
dann  eintreten  kann,    wenn    durch  fölschliche  Herkunftsangaben  ein 
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Irrtimm  „über  Beschaffenheit  und  AYerth"  der  Waare  erregt  werden 
soll,  während  eine  derartige  Beschränkung  für  die  Anwendung  des 
§  4  No.  3  nicht  gilt,  letztere  Vorschrift  vielmehr  allgemein  anzu- 
wenden ist,  wenn  die  betheiligten  Verkehrskreise  in  Bezug  auf  die 
örtliche  Herkunft  der  AVaare  getäuscht  werden  können.  Wenn  daher 
Jemand  den  Namen  eines  im  Verkehre  bekannten  Fabrikationsortes 
zur  Bezeichnung  einer  nicht  an  dem  angegebenen  Orte  hergestellten 
Waare  benutzt,  so  ist  kein  Gewicht  darauf  zu  legen,  dass  die  be- 
zeichnete Waare  den  an  dem  angegebenen  Orte  hergestellten  Waaren 
ihrer  Beschaffenheit  nach  durchaus  gleichwerthig  ist.  Es  genügt 
vielmehr  zur  Anwendung  des  §  4  No.  3,  dass  im  Verkehre  auf  die 
AVaaren  der  betreffenden  Herkunft  mehr  Werth  gelegt  wird  oder  ge- 
legt werden  kann,  als  auf  die  Waaren  andrerer  Herkunft.  Es  ist 
daher  die  Eintragung  des  Wortes  „Columbia"  ftlr  Getreide  versagt 
worden,  weil  die  Täuschung  begründet  werde,  als  handele  es  sich 
nm  amerikanisches  Getreide  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S-.  274.  275).  Als 
ein  für  die  Werthschätzung  der  Waare  bedeutsamer  Herkunftsort 
wird  im  Verkehre  häufig  auch  eine  im  Privatbesitze  stehende  Fabri- 
kationsstätte angesehen.  Aus  diesem  Gesichtspunkte  kann  der  un- 
befugte Gebrauch  eines  ft-emden  Etablissementsnamens,  der  Bezeich- 
nung eines  fremden  Weinbergs  n.  s.  w.  als  eine  trügerische  Angabe 
Angesehen  werden  fvergl.  Landgraf  Ü.  §  16  N.  12,  vergl.  auch 
129).  Eine  Täuschung  über  den  Herkunftsort  kann  ferner  durch  die 
Verwendung  öffentlicher  Wappen  hervorgerufen  werden,  da  öffentliche 
Wappen  —  und  zwar  auch  aie  nicht  schon  nach  §  4  No.  2  von  der 
Eintragung  ausgeschlossenen  —  im  Allgemeinen  nur  von  denjenigen, 
welche  in  dem  in  Betracht  kommenden  Gebiete  ihre  Niederlassung 
haben,  zur  Bt^zeichnung  von  Waaren  verwendet  werden  dürfen.  Auch 
in  dieser  Beziehung  ist  auf  die  Erörterungen  zu  §  16  zu  verweisen 
(vergl.  738). 

Fälschliche  Angaben  über  Art  und  Eigenschaften  der  AVaare  und 
fälschliche  Herkunftsbezeichnungen  sind  als  Waarenzeichen  zulässig, 
wenn  sie  einen  offenbaren  Fantasiecharakter  haben  oder  im  Verkehre 
als  Gattungsnamen  angesehen  werden,  da  alsdann  eine  Täuschung 
des  Publikums  ausgeschlossen  ist  (vergl.  114  ff.,  117.  758.  759). 

166.  Fälschlicher  Hinweis  auf  behördliche  Kontrolle 

und  gesetzlichen  Schutz. 

Die  Täuschung  in  Bezug  anf  die  Waare  kann  auch  darin  be- 
stehen, das  falschliche  Angaben  gemacht  werden,  welche  den  Anschein 
erwecken  sollen,  als  ob  die  Güte  der  Waare  durch  die  Autorität  von 
staatlichen  oder  sonstigen  Behörden  garantirt  sei.  Daher  müssen 
Angaben  unzulässig  sein,  welche  darauf  hinweisen,  dass  die  Waare 
von  dem  Staat  oder  einer  öffentlichen  Behörde  oder  unter  deren 
Aufsicht  hergestellt  oder  in  Verkehr  gebracht  werde  (vergl.  Brun- 
stein S.  8.  9).  Oeffentliche  Siegel  und  Beglaubigungstempel  dürfen 
aus  diesem  Grunde  ohne  Bewilligung  des  zu  ihrer  Führung  Berech- 
tigten von  Privaten  nicht  verwendet  werden.  Gleiches  gilt,  wenn 
falschlich  behauptet  wird,  dass  die  Herstellung  oder  der  Vertrieb  der 
Waare  im  In-  oder  Auslande  oder  das  Zeichen  selbst  im  Auslande  zu 
Gunsten  des  Anmelders  gesetzlich  geschützt  sei.  Die  unrichtige  Angabe, 
dass  die  Waare  patentirt,  durch  Gebrauchsmusterschutz  oder  überhaupt 
gesetzlich  geschützt  sei,  oder  dass  das  Zeichen  im  Auslande  Markenschutz 
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geniesse,  muss  daher  zur  Versagung  der  Eintragung  fiiliren  (Kohler 
M-E.  S.  172,  Amar  No.  372).  Der  Vermerk  „gesetzlich  geschützt^ 
für  sich  allein  ist  indessen  der  Regel  nach  nicht  zu  beanstanden,  .da 
derselbe  in  Ermangelung  sonstiger  Hinweise  auf  den  im  Inlande  er- 
iv'irkten  Zeichenschutz  zu  beziehen  ist,  Ist  das  Zeichen  für  mehrere 
verschiedene  Waarengattungen  bestimmt,  so  darf  die  Bezeichnung 
^patentirt"  nur  dann  in  dasselbe  aufgenommen  werden,  wennsämmt- 
liche  in  dem  der  Anmeldung  beigefügten  Verzeichniss  angegebene 
Waaren  wirklich  Anspruch  auf  Patentschutz  haben  fvergl.  Sebastian 
S.  462).  Die  Angabe,  dass  die  Waare  patentirt,  durch  Gebrauchs- 
musterschutz,  gegen  Nachahmung  geschlitzt  sei,  u.  s.  w.  wird  indessen 
besser  überhaupt  vermieden,  da  nach  Fortfall  des  Schutzes  das 
Zeichen  auf  Grund  des  §  9  No.  3  regelmässig  der  Löschung  unter- 
liegt (vergl.  983j. 


167.    Vorprüfung  des  Patentamts. 

Eine  eingehende  Prüfung  in  der  Richtung,  ob  die  in  einem  an- 
gemeldeten Zeichen  enthaltenen  Angaben  trügerische  im  Sinne  des 
§  4  No.  3  sind,  liegt  dem  Patentamt  in  dem  der  Eintragung  voran- 
gehenden Vorprüfungs verfahren  nicht  ob ;  das  Patentamt  soll  vielmehr 
nur  solchen  Zeichen  die  Eintragung  versagen,  welche  „ersichtlich", 
d.  h.  von  vorneherein,  als  den  thatsächlichen  Verhältnissen  nicht  ent- 
sprechend imd  auf  Täuschung  abzielend  erkannt  werden  (Stenogr. 
Ber.  des  Reichstags.  1893/94  S.  2159).  Ersichtlich  trügerisch 
sind  daher  solche  Angaben,  deren  unwahrer  und  auf  Täuschung  ab- 
zielender Inhalt  sich  entweder  bereits  aus  dem  Inhalte  der  Anmel- 
dung selbst  oder  aus  sonstigen  Umständen  ergiebt,  welche  bei  dem 
Patentamt  amtskundig,  d.  h.  der  Behörde  als  solcher  und  vermöge 
ihrer  Eigenschaft  und  Stellung  als  Behörde,  bekannt  sind  (vergl.  Str. 
Bd.  16  S.  330).  Das  Patentamt  wird  hiemach  auf  Grund  des  §  4 
No.  3  die  Eintragung  zu  versagen  haben,  wenn  der  trügerische  In- 
halt des  angemeldeten  Zeichens  sich  aus  den  eigenen  Akten  des 
Patentamtes,  insbesondere  aus  den  Entscheidungen  in  früheren  Fällen, 
«rgiebt  (vergl.  Civ.  Bd.  13  S.371.  372,  Bolze  Bd.  3  No.  1174).  Glöiches 
muss  auch  dann  gelten,  wenn  die  Umstände,  aus  welchen  die  Unzu- 
lässigkeit der  Eintragung  hervorgeht,  aus  sonstigem  Material,  in 
dessen  Besitz  das  Patentamt  sich  befindet,  z.  B.  aus  Büchern,  welche 
der  Behörde  zugänglich  sind,  zu  entnehmen  sind  (vergl.  Bolze  Bd.  5 
No.  1132b,  Bolze  Bd.  6  No.  1020).  Hat  ein  Dritter,  welcher  ein 
Interesse  an  der  Nichteintragung  des  Zeichens  hat,  dem  Patentamte 
Thatsachen  und  Beweismittel  zur  Verfügung  gestellt,  welche  fiir  die 
Prüfung  der  Eintragsfähigkeit  des  Zeichens  von  Erheblichkeit  sind, 
so  besteht  ein  Bedenken  gegen  die  Verwendung  dieses  Materials, 
da  dasselbe  in  den  Akten  des  Patentamts  enthalten  ist,  nicht.  Keines- 
falls soll  aber  die  Vorprüfung  auf  eingehende  und  spezielle  Unter- 
suchungen sich  erstrecken,  ob  und  inwieweit  der  Inhalt  des  Zeicliens 
mit  der  Wirklichkeit  übereinstimmt.  Insbesondere  sollen  Zeugen  und 
Sachverständige  in  der  Regel  nicht  gehört  und  Auskünfte  bei  sonstigen 
Behörden  und  Körperschaften  regelmässig  nicht  eingeholt  werden 
(Stenogr.  Ber.  des  Reichstags  1893,94  S.  215S.  2159,  vergl. 
312.   315). 
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168.    Beweispflicht  des  Anmelders  fQr  die  Wahrheit  der  in  dem 

Zeichen  enthaltenen  Angaben. 

In  eine  Prüfung  des  angemeldeten  Zeichens  auf  die  Wahrheit 
seines  Inhaltes  hat  das  Patentamt  nicht  nur  dann  einzutreten,  wenn 
die  Unirichtigkeit  der  Angahen  des  Zeichens  schon  bei  dessen  blossem 
Anblick  klar  auf  der  Hand  liegt,  sondern  auch  dann,  wenn  sich  aus 
dem  Inhalte  der  Anmeldung  oder  aus  sonstigen  amtskundigen  Um- 
ständen auch  nur  Bedenken  in  dieser  Richtung  ergeben.  Nach  der 
Praxis  des  Patentamts  hat  daher  der  Anmelder,  wenn  das  angemeldete 
Zeichen  Angaben  enthält,  welche  nach  den  Verkehrsanschauungen 
für  die  Beurtheilung  des  Geschäftsbetriebes  oder  der  "Waaren,  ftir 
welche  das  Zeichen  bestimmt  ist,  von  Bedeutung  sind,  insbesondere 
wenn  solche  Angaben  sich  vorfinden,  welche  die  Güte  der  Waare  ge- 
währleisten sollen,  die  behaupteten  Thatsachen,  soweit  dieselben 
nicht  amtskundig  sind,  dem  Patentamte  glaubhaft  nachzuweisen. 
Handelt  es  sich  um  Auszeichnungen,  z.  B.  Preismedaillen,  so  ist 
entweder  durch  Vorlegung  der  Verleihungsurkunden  oder  in  sonstiger 
glaubhafter  Art,  z.  B.  du^ch  Beibringung  amtlicher  —  polizeilicher  — 
Zeugnisse,  der  Beweis  zu  ftihren,  dass  die  Auszeichnungen  dem  An- 
melder in  Bezug  auf  die  in  Frage  stehende  gewerbliche  Thätigkeit 
in  Wirklichkeit  verliehen  worden  sind.  Dasselbe  gilt,  wenn  behauptet 
yird,  dass  das  Geschäft  des  Anmelders  bereits  in  einem  gewissen 
Jahre  begründet,  dass  die  Waare  patentirt  oder  in  sonstiger  Weise 
gesetzlich  geschützt,  dass  der  Anmelder  Hoflieferant  sei,  dass  Zweig- 
niederlassungen bestehen,  u.  s.  w.  (P.  M.  ,&.  Z-Bl.  Bd.  2  S.  90.  91, 
vergl.  982). 

Stehen  Thatsachen  in  Frage,  welche  allein  in  der  Wahrnehmung 
von  Privatpersonen  liegen,  so  müssen  glaubhafte  Bescheinigungen 
dieser  Privatpersonen  genügen,  z.  B.  die  Erklärung  eines  Chemikers 
über  die  Wahrheit  der  in  dem  Zeichen  enthaltenen  Angabe,  dass  die 
Waare  von  demselben  chemisch  untersucht  sei  oder  werde.  Unter 
Umständen  wird  ein  hervorgetretenes  Bedenken  durch  eine  Erklärung 
oder  Erläuterung  der  Anmeldung  seitens  des  Anmelders  gehoben 
werden  können.  Die  Berechtigung  des  Patentamts,  von  dem  Antrag- 
steller die  Abgate  einer  derartigen  Aeusserung  zu  verlangen,  kann 
nicht  bestritten  werden. 

169.    Massgebender  Zeitpuni(t  fOr  die  VorprGfting  des  Patentamts. 

Ob  eine  Angabe  den  wirklichen  Verhältnissen  entspricht,  ent- 
scheidet sich  nach  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  die  Prüfung  des 
Patentamts  hinsichtlich  der  Eintragsfahigkeit  des  Zeichens  statt- 
findet. Dies  gilt  auch  für  diejenigen  Zeichen,  welche  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  30.  November  1874  bereits  eingetragen  waren  (vergl.  954). 
War  zu  dieser  Zeit  der  Inhalt  des  Zeichens  ersichtlich  trügerischer 
Natur,  so  kann  das  Patentamt,  wenn  die  Eintragung  trotzdem  statt- 
gefunden hat,  später  die  Löschung  von  Amtswegen  nach  Massgabe 
des  §  8  No.  2  veranlassen;  war  die  Unwahrheit  jedoch  nicht  ersicht- 
lich oder  treten  erst  nach  der  Eintragung  des  Zeichens  Umstände 
ein,  welche  dessen  Inhalt  zu  einem  trügerischen  gestalten,  so  kann 
die  Löschung  des  Zeichens  nicht  durch  das  Patentatnt,  sondern  nach 
§  9  No.  3  nur  von  den  ordentlichen  Gerichten  auf  erhobene  Klage 
ausgesprochen  werden  (vergl.  303). 


§  4.    XXI.  Kollision  mit  einem  gelöschten  Zeichen.  125 


XXI.  Kollision  mit  einem  gelöschten  Zeichen. 

170.  Verh&ltniss  des  §  4  Absatz  2  zu  §  4  No.  3  und  zu  §§  5  &  6. 

Es  ist  bereits  früher  ausgeführt  worden,  dass  einem  zur  Zeichen- 
rolle angemeldeten  Zeichen  die  Eintri^ng  auf  Grund  des  §  4  No. 
3  —  wegen  trügerischen  Inhalts  —  nicht  um  deswillen  versagt 
werden  kann,  weil  dasselbe  mit  einem  von  einem  anderen  Gewerbe- 
treibenden bereits  vorher  benutzten  Zeichen  Übereinstimmt  (vergl. 
158).  Vielmehr  ist  die  Verweigerung  der  Eintragung  wegen  Kollision 
mit  einem  älteren  Zeichen  im  Allgemeinen  —  und  zwar  auf  Grund 
der  §§  5  und  6  — '■  nur  dann  zulässig,  wenn  ein  übereinstimmendes 
Zeichen  früher  zu  einem  gerichtlichen  Zeichenregister  oder  zur  Zei- 
chenrolle angemeldet  und  auf  Grund  dieser  Anmeldung  demnächst 
-eingetragen  worden  ist.  In  dem  Verfahren  nach  Massgabe  der  §§ 
5  und  6  wird  auf  ein  solches  früher  angemeldetes  und  demnächst 
eingetragenes  Zeichen  indessen  nur  so  lange  Rücksicht  genommen, 
als  dasselbe  in  dem  Zeichenregister  oder  in  der  Zeichenrolle  einge- 
tragen steht;  das  Widerspruchsverfahren  ist  demnach  nicht  einzu- 
leiten, wenn  das  früher  angemeldete  und  eingetragene  Zeichen  zur 
Zeit  der  Anmeldung  des  jüngeren  Zeichens  bereits  gelöscht  war 
(vergl.  179).  Für  den  letzteren  Fall  —  d.  h.  für  die  Kollision  mit 
einem  bereits  gelöschten  Zeichen  —  ist  Vorsorge  durch  die  Be- 
stimmung des  §  4  Absatz  2  getroffen. 

171.  SeflTentliohes  Interesse  als  Grund  der  Vorschrift  des  §  4 

Absatz  2. 

Dass  die  §§  5  und  6  im  Falle  der  Kollision  eines  neu  ange- 
meldeten Zeichens  mit  einem  älteren  bereits  gelöschten  Zeichen  nicht 
zur  Anwendung  gelangen,  beruht  im  Wesentlichen  darauf,  dass  durch 
die  §§  5  und  6  das  Privatinteresse  des  Zeicheninhabers  an  der  un- 
gestörten Benutzung  seines  Zeichens  geschützt  wird,  und  dass  ein 
solches  Interesse,  nachdem  der  Zeicheninhaber  die  Löschung  zuge- 
lassen hat  oder  hat  zulassen  müssen,  regelmässig  nicht  mehr  besteht. 
Dagegen  wird  in  den  meisten  Fällen  das  öffentliche  Interesse  es 
erfordern,  dass  nicht  unmittelbar  nach  der  Löschung  eines  Zeichens 
ein  Anderer  den  gesetzlichen  Schutz  ftlr  das  vorher  durch  die  Ein- 
tragung zur  öffentlichen  Kenntniss  gelangte  Zeichen  erhält,  da  hier- 
durch eina  Irreführung  des  Publikums  ermöglicht  würde.  Darum 
hat  das  Gesetz  in  §  4  Absatz  2  bestimmt,  dass  Zeichen,  welche 
gelöscht  sind,  fiir  die  Waaren,  für  welche  sie  eingetragen  waren, 
oder  für  gleichartige  Waaren  zu  Gunsten  eines  Anderen  als  des  letz- 
ten Inhabers  erst  nach  Ablauf  von  zwei  Jahren  seit  dem  Tage  der 
Löschung  von  Neuem  eingetragen  werden  dürfen.  Neben  dem  öffent- 
lichen Interesse,  welches  die  Vorschrift  des  §  4  Absatz  2  hiemach 
wahren  soll,  bezweckt  dieselbe  aber  auch  den  Schutz  des  letzten 
Zeicheninhabers  gegen  die  Aneignung  des  gelöschten  Zeichens  seitens 
eines  Anderen  zum  Zwecke  unlauteren  Wettbewerbes,  und  zwar 
hauptsächlich  in  dem  Falle,  wenn  der  letzte  Zeicheninhaber  ver- 
sehentlich die  rechtzeitige  Erneuerung  der  Anmeldung  versäumt  und 
dadurch  das  Erlöschen  des  Zeichenrechtes  herbeigeführt  hat.     In  der 
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Begründung  des  Gesetzentwurfes  ist  der  Schutz  dieses  Privatinteres- 
ses in  den  Vordergrund  gestellt  und  gesagt,  dass  dieses  Interesse 
Anlass  zu  dem  Erlasse  der  Vorschrift  des  §  4  Absatz  2  gegeben 
habe.  Dies  ist  jedoch  iii  dem  Gesetze  nicht  zum  Ausdruck  gekom- 
men; denn  es  ergiebt  sich  sowohl  aus  der  Stellung  des  §  4  Absatz 
2  in  dem  Gesetze  — -  da  §  4  die  Versagungsgründe  aus  öffentlichem 
Interesse  enthält  —  als  aus  dem  Umstände,  dass  die  Vorschrift  nicht 
auf  Antrag  und  nicht  einmal  nach  Anhörung  des  letzten  Zeichenin- 
habers sondenr  von  Amtswegen  zur  Anwendung  zu  bringen  ist,  dasa 
dieselbe  in  erster  Linie  jedenfalls  nur  im  Öffentlichen  Interesse  erlas- 
sen sein  kann     (vergl.  984). 

172.  Anwendbarkeit  des  §  4  Absatz  2  auf  die  noch  in  die  gericht- 
lichen Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen. 

Die  Vorschrift  des  §  4  Absatz  2  bezieht  sich  nur  auf  solche 
gelöschte  Zeichen,  welche  vor  ihrer  Löschung  in  der  Zeichenrolle 
eingetragen  standen,  nicht  also  auf  die  vorher  in  die  gerichtlichen 
Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen.  Dies  ist  um  deswillen  anzu- 
nehmen, weil  das  Gesetz  sonst,  wenn  dessen  Vorschriften  sich  auch 
auf  die  in  die  gerichtlichen  Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen 
beziehen  sollen,  dies  —  wie  dies  in  §  5  und  in  §  9  Xo,  1  geschehen 
ist  —  ausdrücklich  hervorhebt.  Auch  abgesehen  hiervon  würde  die 
Ausführung  der  Vorschrift  des  §  4  Absatz  2  hinsichtlich  der  noch 
in  den  gerichtlichen  Zeichenregistem  geführten  Zeichen  insofern 
nicht  der  Absicht  des  Gesetzgebers  entsprechend  möglich  sein,  als 
das  Erlöschen  des  diesen  Zeichen  gewährten  Schutzes  von  der 
Vornahme  der  Löschung  nicht  abhängig  ist,  und  insbesondere  um 
des>villen,  weil  der  Schutz  solcher  Zeichen,  sofern  dieselben  nicht 
in  die  Zeichenrolle  übertragen  worden  sind,  nach  §  24  spätestens 
mit  dem  1.  Oktober  1898  auch  ohne  Löschung  erlischt,  und  eine 
Löschung  in  letzterem  Falle  regelmässig  sogar  nicht  erfolgen  wird. 
Da  die  Vorschrift  des  §  4  Absatz  2  ihrem  Wortlaute  nach  nur  im 
Falle  der  Löschung,  nicht  aber  im  Falle  eines  Erlöschens  des  Schutz- 
rechtes ohne  Löschung,  zur  Anwendung  gelangen  kann,  so  würde 
für  den  letzteren  Fall  —  wenn  man  auch  die  in  die  Zeichenregister 
eingetragenen  Zeichen  berücksichtigen  wollte  —  keine  Vorsorge  ge- 
troffen sein.  Das  Patentamt  bringt  indessen  den  §  4  Absatz  2  auch  dann 
zur  Anwendung,  wenn  es  sich  um  Zeichen  handelt,  welche  vorher 
in  die  gerichtliciien  Zeichenregister  eingetragen  waren.  Dabei  berech- 
net sich  nach  der  Praxis  des  Patentamts  die  zweijährige  Sperrfrist 
nicht  von  dem  Tage  der  Löschung  im  Zeichenregister,  sondern  schon 
von  dem  Zeitpunkte  an,  in  welchem  das  Zeichenrecht  materiell  erlo- 
schen, also  ein  Löschungsgrund  eingetreten  ist  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd. 
2  S.  183). 

Andererseits  kommt  §  4  Absatz  2,  wie  sich  aus  Sinn  und  Wort- 
laut desselben  ergiebt,  nur  gegenüber  der  Neu  anmeldung  eines  Zei- 
chens zur  Zeichenrolle,  nicht  aber  gegenüber  Anmeldungen  aus  § 
24  des  Gesetzes  zur  Anwendung     (vergl.  984). 

173.  Voraussetzungen  fOr  die  Anwendung  des  §  4  Absatz  2. 

Wie  im  Falle  einer  Kollision  mit  einem  früher  angemeldete*n, 
jedoch  noch  eingetragenen,  Zeichen  ist  auch  bei  der  Kollision  mit 
einem  gelöschten  Zeichen  nicht  genaue  Uebereinstimmung  iü  Bezug^ 


§  4.    XXI.  Kollision  mit  einem  gelöschten  Zeichen.  127 

auf  die  Darstellung  des  Zeichens  und  in  Betreff  der  Waaren,  tur 
welche  das  Zeichen  bestimmt  ist,  erfordert.  Vielmehr  genügt  es, 
wenn  das  neu  angemeldete  Zeichen  mit  dem  gelöschten  Zeichen  ver- 
wechselbar  im  Sinne  des  §  20  ist,  und  wenn  die  Waaren,  für  welche 
das  jüngere  Zeichen  bestimmt  sein  soll,  den  in  der  gelöschten  Ein- 
tra^ng  angegebenen  Waaren  gleichartig  sind  (vergl.  182).  Dage- 
gen wird,  da,  im  Gegensatze  zu  dem  Verfahren  nach  §  5,  hier  das 
Öffentliche  Interesse  geschützt  werden  soll,  die  Anwendung  des  § 
4  Absatz  2  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dass  der  letzte  Zeichenin- 
haber seine  Einwilligung  zu  der  Eintragung  des  neu  angemeldeten 
Zeichens  ertheilt  (vergl.  984j.  Unerheblich  ist  es  femer,  aus  wel- 
cher Veranlassung  die  Löschung  erfolgt  ist,  d.  h.  ob  das  Zeichen 
auf  Antrag  des  Zeicheninhabers,  oder  von  Amtswegen  durch  das 
Patentamt,  oder  auf  Grund  eines  gerichtlichen  Urtheils  gelöscht  wor- 
den ist.  Xur  wenn  die  Löschung  auf  Grund  des  §  9  Absatz  2  ge- 
schehen ist,  ist  die  Anwendbarkeit  des  §  4  Absatz  2  kraft  ausdrück- 
licher Bestimmung  in  dem  §  9  Absatz  2  zu  Gunsten  der  dort  ge- 
nannten Person  ausgeschlossen. 

174.  Letzter  Zeicheninhaber. 

Innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  kann  das  gelöschte  Zeichen 
nur  zu  Gunsten  des  letzten  Zeicheninhabers  eingetragen  werden. 
Letzter  Inhaber  des  Zeichens  im  Sinne  des  §  4  Absatz  2  ist  der 
Inhaber  des  Zeichenrechtes  zu  dem  Zeitpunkte  der  Löschung.  Es 
ist  nicht  nöthig,  dass  der  Berechtigte  zu  dem  gedachten  Zeitpunkte 
als  Zeicheninhaber  in  der  Zeichenrolle  eingetragen  stand;  denn  wenn  das 
Zeichenrecht  im  Wege  der  Rechtsnachfolge  aut  einen  Anderen  über- 
o^egangen  ist,  wird  der  Erwerber  auch  ohne  Eintragung  Inhaber  des 
Zeichenrechtes  (vergl.  20ö).  Es  wurde  demnach  mit  Recht  in  der 
Reichstagskommission  festgestellt,  dass  unter  .^letztem  Inhaber^  auch 
der  oder  die  Rechtsnachfolger  zu  verstehen  seien,  auf  welche  das 
Zeichenrecht  in  rechtsgültiger  Weise  übergegangen  ist  (Komm.-Ber. 
zu  §  4).  Allerdings  ist  dabei  vorauszusetzen,  dass  die  Rechtsnach- 
folge bereits  vor  der  Lösi-hung  eingetreten  ist;  denn  nach  der  Lö- 
«ichung  ist  weder  ein  durch  die  Anmeldung  noch  ein  durch  die  Ein- 
tragung begründetes  Recht  mehr  vorhanden,  welches  nach  Vorschrift 
des  §  7  Absatz  1  übertragen  werden  könnte.  Insbesondere  kann 
man  nicht  davon  sprechen,  dass  nach  der  Löschung  noch  ein  durch 
die  Anmeldung  begnindetes,  übertragbares,  Recht  bestehen  bleibe, 
da  alle  Rechte  aus  der  Anmeldung,  ebenso  wie  diejenigen  aus  der 
Eintragung,  mit  der  Löschung  hinfällig  werden  (vergl.  Seligsohn 
§  4  N.  28,  anders  Meves  IL  S.  107.  108). 

Der  letzte  Zeicheninhaber,  welcher,  ohne  in  die  Zeichenrolle 
eingetragen  zu  sein,  die  wiederholte  Eintragung  des  gelöschten  Zeichens 
innerhalb  der  Sperrfrist  zu  seinen  Gunsten  beantragt,  muss  entweder 
die  durch  §  7  vorgeschriebene  Einwilligung  des  Berechtigten  in  ge- 
höriger Form  beibringen,  oder,  wenn  er  hierzu  nicht  im  Stande  ist, 
nachweisen,  dass  das  Zeichenrecht  durch  Vertrag  oder  krafl  Gesetzes 
und  zwar  zugleich  mit  dem  Geschäftsbetriebe  auf  ihn  tibergegangen 
ist.  Hat  das  Patentamt  das  Zeichen  innerhalb  der  Sperrfrist  wieder- 
holt zu  Gunsten  einer  Person  eingetragen,  welche  nicht  letzter 
Zeicheninhaber  war,  so  kann  die  Löschung  von  Amtswegen  auf  Grund 
des  §  8  Xo.  2  erfolgen.     Von  dem  Zeitpunkte  dieser  späteren  Löschung 
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ab  läuft  wiederum  eine  zweijährige  Frist,  innerhalb  deren  jeder  Dritte 
—  aber  nicht  der  Inhaber  des  zuerst  gelöschten  Zeichens  —  ver- 
'  hindert  ist,  das  zuletzt  gelöschte  Zeichen  fiir  sich  anzumelden.  Das 
Kecht  des  Inhabers  des  zuerst  gelöschten  Zeichens  bleibt,  sofern  das- 
selbe innerhalb  zwei  Jahren  nach  der  Löschung  dieses  Zeichens  aus- 
geübt wird,  um  deswillen  auch  in  dem  zuletzt  erwähnten  Falle  be- 
stehen, weil  die  ausschliessliche  Befugniss  zur  Anmeldung  innerhalb 
der  Sperrfrist  nicht  dadurch  beeinträchtigt  werden  kann,  dass  ein 
Anderer  inzwischen  unberechtigt  das  Zeichen  zur  Anmeldung  gebracht 
hat  (anders  Seligsohn  §4  N.  28).  Lässt  der  frühere  Zeicheninhaber 
das  Zeichen  innerhalb  der  Frist  wieder  für  sich  eintragen,  so  werden 
in  Folge  dessen  nicht  etwa  die  inzwischen  eingetretenen  Wirkungen 
der  Löschung  aufgehoben;  insbesondere  bestimmt  sich  die  Priorität  des 
Zeichens  nach  dem  Tage  der  wiederholten  Anmeldung  zur  Zeichenrolle, 
welche  auch  für  den  Beginn  der  Schutzdauer  massgebend  ist. 

175.  Frist. 


S 


Die  zweijährige  Sperrfrist  beginnt  mit  dem  Ta^e  der  Lösohun_ 
und  endigt  mit  dem  Ablaufe  des  durch  seine  Zahl  und  Monatsbezeich- 
nung entsprechenden  Tages  des  zweiten  Jahres  und  zwar  auch  dann, 
wenn  dieser  letzte  Tag  auf  einen  Sonntag  oder  einen  Feiertag  föUt; 
eine  am  1.  April  1896  begonnene  Frist  endigt  mithin  mit  dem  Ab- 
laufe des  1.  April  1898.  Die  Vorschrift  des  §  4  Absatz  2  kommt 
nicht  zur  Anwendung,  wenn  die  wiederholte  Anmeldung  seitens  eines 
Anderen  als  des  letzten  Inhabers  nach  Ablauf  der  Frist  erfolgt;  das 
Gleiche  gilt  auch  für  den  Fall,  wenn  das  Zeichen  vor  Beginn  der 
Frist,  also  zu  einer  Zeit  angemeldet  wird,  in  welcher  das  überein- 
stimmende ältere  Zeichen  noch  in  der  Rolle  eingetragen  steht.  Im 
letzteren  Falle  kann  die  Eintragung  nur  nach  Massgabe  der  §§  5  und 
6  versagt  werden.  Dies  muss  auch  dann  gelten,  wenn  nach  der  An- 
meldung, jedoch  vor  dem  Beschlüsse  über  die  Eintragung  des  neu 
angemeldeten  Zeichens  die  Löschung  des  früher  eingetragenen  damit 
übereinstimmenden  Zeichens  erfolgt.  Die  Eintragung  kann  alsdann 
nicht  auf  Grund  des  §  4  Absatz  2  sondern  nur  auf  Grund  der  §§  5 
und  6  versagt  werden.  Andererseits  ist  die  Eintragung  auf  Gnmd 
des  §  4  Absatz  2  zu  versagen,  wenn  die  Neuanmeldung  zu  Gunsten 
eines  Anderen  als  des  letzten  Inhabers  innerhalb  der  Sperrfrist  er- 
folgt, diese  Frist  jedoch  vor  dem  Erlasse  der  über  die  Eintragung 
entscheidenden  Verfügung  bereits  ihr  Ende  erreicht  hat.  Denn,  wie- 
wohl das  Gesetz  besagt,  dass  innerhalb  der  Frist  das  Zeichen  nicht 
von  Neuem  „eingetragen"  werden  darf,  so  ist. doch  nicht  der  Zeit- 
punkt, in  welchem  das  Zeichen  eingetragen  werden  soll,  sondern  der 
Tag  der  Anmeldung  massgebend;  es  ist  der  Sinn  des  Gesetzes,  dass 
jedem  Zeichen,  welches  nach  der  Löschung  —  und  zwar  innerhalb 
zwei  Jahren  hiernach  —  angemeldet  wird,  die  Eintragung  zu  ver- 
sagen ist.  Dies  ist  schon  mit  Rücksicht  darauf  anzunehmen,  dass 
sonst  derjenige,  welcher  dem  Gesetze  zuwider  vorzeitig  das  Zeichen 
zur  Anmeldung  bringt,  in  Folge  des  zufälligen  Umstandes,  dass  die 
Eintragung  sich  bis  nach  Ablauf  der  Frist  verzögert,  einen  Vorrang 
in  der  Priorität  gegenüber  Anderen,  die  mit  ihrer  Anmeldung  bis 
zum  Ablaufe  der  Frist  gewartet  haben,  erlangen  könnte  (vergl.  Se- 
ligsohn §  4  N.  28). 
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Erachtet  das  Patentamt,  dass  ein  zur  Anmeldung  ge- 
lirachtes  Waarenzeichen  mit  einem  anderen,  für  dieselben 
oder  ffir  gleichartige  Waaren  auf  Grrund  des  Gresetzes  Aber 
Markenschutz  vom  80.  Norember  1874  (Reichs-Cresetzbl. 
S.  143j  oder  auf  Oruud  des  gegenwärtigen  Gresetzes  früher 
angemeldeten  Zeichen  aber  einstimmt,  s«»  macht  es  dem 
Inhaber  dieses  Zeichens  hierron  Mitthollunsr.  Erhebt  der- 
selbe nicht  Innerhalb  eines  Monats  nach  der  Zustellung 
Widerspruch  gegen  die  Eintragung  des  neu  angemeldeten 
Zeichens,  so  ist  das  Zeichen  einzutragen.  Im  anderen  Falle 
entscheidet  das  Patent^imt  durch  Besehluss,  ob  die  Zeichen 
liberelnstimmen. 

Aus  dem  Unterbleiben  der  im  ersten  Absatz  rorgesehenen 
Xittheilung  erwächst  ein  Ersatzanspruch  nicht. 

»6. 

Wird  durch  den  Beschluss  (§  5  Absatz  1)  die  Ueber- 
«Instimmung  der  Zeichen  rerneint,  so  ist  das  neuangemeldete 
Zeichen  einzutragen. 

Wird  durch  den  Beschluss  die  Uebereinsttmmung  der 
Zeichen  festgestellt,  so  ist  die  Eintragung  zu  rersagen. 
Sofern  der  Anmelder  geltend  machen  will,  dass  ihm  un- 
beachtet der  durch  die  Entscheidung  des  Patentamts  fest- 
gestellten üebereinstimmung  ein  Anspruch  auf  die  Ein- 
tragung zustehe,  hat  er  diesen  Anspruch  im  Wege  der 
Klage  gegenfiber  dem  Widersprechenden  zur  Anericennung 
zu  bringen.  Die  Eintragung  auf  Grund  einer  zu  seinen 
C^unsten  ergehenden  Entscheidung  wird  unter  dem  Zeit- 
punkte der  urspriinglichen  Anmeldung  bewirlct. 

XXTT.-  Kollision  mit  eüiem  früher  angemeldeten 

Zeichen. 

176.    Verletzung  von  Privatrecliten  im  Allgemeinen. 

Während  §  4  die  Fälle  angiebt,  in  welchen  die  Eintragung  eines 
Waarenzeichens  im  öffentlichen  Interesse  zu  versagen  ist,  trifft  §  5 
Vorsorge  gegen  die  durch  eine  solche  Eintragung  zu  besorgende  Beein- 
trächtigung des  Einzelinteresses.  Uiernach  genügt  indessen  keineswegs 
der  Umstand  allgemein,  dass  die  Verletzung  privater  Interessen  durch 
die  Eintragung  eines  Zeichens  zu  beftlrchten  steht,  zur  Zurückweisung 
der  Anmeldung ;  nur  die  Kücksicht  auf  den  Bestand  eines  zu  Gunsten 
-eines  Anderen  bereits  begründeten  Zeichenrechtes  kann  eine  der- 
artige Massregel  rechtfertigen.  Stellt  die  Anmeldung  oder  Eintragung 
sich  als  Eingriff  in  ein  sonstiges  Privatrecht,  z.  B.  als  die  Verletzung 
«iner  vertragsmässigen  Verbindlichkeit  oder  als  eine  Zuwiderhandlung 

Kent,  Sehntz  der  Waarenbezeichnangen.  ^ 
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gegen  ein  früher  ergangenes  gerichtliches  Urtheil  dar,  so  kann  dies 
eine  anf  Kücknahme  der  Anmeldung  gerichtete  Klage  des  Verletzten 
bei  den  ordentlichen  Gerichten  zur  Folge  haben;  das  Patentamt  hat 
dies,  da  demselben  überhaupt  nicht  die  Prüfung  privatrechtlicher  Ver- 
hältnisse obliegt,  im  Anmeldeverfahren  nicht  zu  berücksichtigen  (P.  M- 
&  Z-Bl.  Bd.  2  S.  187,  vergl.  R-O-H.  Bd.  24  S.  79).  Auf  das  Ver- 
fahren vor  dem  Patentamt  ist  weder  die  Erhebung  der  auf  die  Unter- 
sagung oder  Rücknalime  der  Anmeldung  gerichteten  Klage  noch 
auch  sind  für  dasselbe  einstweilige  Verfügungen  des  Gerichts  Ähn- 
lichen Inhaltes  massgebend,  da  derartige  gerichtliche  Massnahmen 
nur  flir  die  Betheiligten,  nicht  dagegen  für  das  Patentamt,  verbind- 
lich sind. 

Von  Einfluss  auf  die  Fortsetzung  des  Anmelde  Verfahrens  kann 
allein  —  abgesehen  von  einer  eigenen  Erklärung  des  Anmelders  — 
ein  rechtskräftiges,  denselben  zur  Rücknahme  der  Anmeldung  ver- 
pflichtendes, Urtheil  sein,  wenn  dieses  von  einem  der  Betheiligten 
zur  Kenntniss  des  Patentamts  gebracht  wird  (vergl.  277). 

177.  Kollision  mit  Zeichenrechten. 

In  Betracht  kommt  nur  die  Verletzung  eines  durch  die  An- 
meldung zu  der  von  dem  deutschen  Patentamt  geführten  Zeichenrolle 
oder  durch  Anmeldung  zu  den  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  30.  No- 
vember 1874  gefiihrten  Registern  begründetes  Recht.  Auf  dieThat- 
sache,  dass  ein  Anderer  durch  die  Eintragung  des  neu  angemeldeten 
Zeichens  in  der  Fortbenutzung  einer  bisher  von  ihm  thatsächlich  ge- 
brauchten Waarenbezeichnung  gehindert  oder  geschädigt  wird,  ist 
nicht  Rücksicht  zu  nehmen,  sofern  dieser  Andere  sich  das  betreffende 
Zeichen  nicht  durch  Anmeldung  zur  Rolle  oder  dem  Register  ge- 
sichert hat  (P,  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  275.  312.  313,  Bd.  2  S.  92). 
Es  fällt  hierbei  nicht  einmal  der  Umstand  ins  Gewicht,  dass  die  be- 
treffende Waarenbezeichnung  bisher  innerhalb  betheiligter  Verkehrs- 
ki-eise  als  Kennzeichen  der  Waaren  des  Anderen  gegolten  und  daher 
nach  §  15  gesetzlichen  Schutz  genossen  hat.  Letzteres  gewährte 
nur  dem  Inhaber  der  betreffenden  Waarenbezeichnung  innerhalb  einer 
nunmehr  abgelaufenen  Frist  das  Recht,  später  die  Löschung  zu  betreiben 
(§  9  Absatz  2).  Die  in  Gemässheit  des  früheren  Gesetzes  angemeldeten 
Zeichen  sind,  falls  ihre  Uebertragung  in  die  neue  Zeichenrolle  nicht 
bewirkt  ist,  nur  bis  zum  1.  Oktober  1898  zu  beachten,  da  nach 
diesem  Zeitpunkt  die  Wirksamkeit  ihrer  Anmeldung  erlischt  (§  24 
Absatz  2). 

178.    Priorit&t. 

Das  früher  zur  Zeichenrolle  oder  dem  Zeichenregister  angemeldete 
Zeichen  geht  im  Falle  einer  Kollision  dem  später  angemeldeten  vor. 
Auf  gleichzeitig  angemeldete  Zeichen  ist  keine  Rücksicht  zunehmen; 
mehrere  Übereinstimmende  gleichzeitig  angemeldete  Zeichen  sind 
ohne  Beanstandung  einzutragen.  Der  Vorrang  eines  Zeichenrechtes^ 
vor  dem  anderen  ist  demnach  durch  seine  Priorität,  d.  h.  den 
früheren  Zeitpunkt  seiner  Anmeldung,  bedingt.  In  welchem 
Zeitpunkt  die  Anmeldxmg  als  erfolgt  gilt,  ist  an  anderer  Stelle  er- 
örtert (vergl.  77).  Regelmässig  ist  der  hierauf  bezügliche,  in  die 
Zeichenrolle  oder  die  früheren  Register  eingetragene,  Vermerk  mass- 
gebend,  jedoch    vorbehaltlich  des  jedem  Interessenten  freistehenden. 
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Gegenbeweises,  dass  die  Anmeldung  überhaupt  oder  in  ordnungs- 
mässiger  Weise  zu  einem  anderen  Zeilpunkt  erfolgt  sei  (vergl.  53). 
Bei  den  in  die  früheren  Register  auf  Grund  des  §  3  Absatz  1  des 
Gesetzes  vom  30.  November  1874  eingetragenen  Zeichen,  d.  h.  den 
Zeichen,  „deren  Benutzung  fwc  den  Anmeldenden  landesgesetzlich 
geschützt"  war  oder  „solchen  Zeichen,  welche  bis  zum  Beginn  des 
Jahres  1875  im  Verkehr  allgemein  als  Kennzeichen  der  Waaren  eines 
bestimmten  Gewerbetreibenden  gegolten  haben",  giebt  indessen  die 
PrioritÄt  der  Anmeldung  kein  Vorrecht,  da  diese  Zeichen  nach  dem 
älteren,  für  dieselben  bis  zum  1.  Oktober  1898  noch  massgebenden, 
Gesetze  als  wohlerworbene  Rechte  geschützt  sind,  vorai^sgesetzt,  dass 
deren  Anmeldung  zu  den  früheren  Registern  vor  dem  1 .  Oktober  1875 
erfolgt  ist  (R-O-H.  Bd.  20  S.  371  ff.,  vergl.  Civ.  Bd.  10  S.  58  ff., 
Kohl  er  M-R.  S.  205.  206).  Derartige  Zeichen  behalten  sogar,  wenn 
sie  vor  dem  1.  Oktober  1875  zum  Zeichenregister  angemeldet  waren, 
gegenüber  anderen  früher  zum  Zeichenregister  angemeldeten  Zeichen 
ihre  Priorität  (vergl.  965).  Durch  die  Uebertragung  solcher  bevor- 
rechteten Zeichen  in  die  Zeichenrolle  wird  an  dem  Schutze  derselben 
nichts  geändert;  überhaupt  behalten  die  aus  den  früheren  Registern 
in  die  Zeichenrolle  übertragenen  Zeichen  die  ihnen  nach  dem  früheren 
Gesetze  gewährte  Priorität  (vergl.  960).  Die  Priorität  eines  aus- 
ländischen Zeichens  kann  auf  Grund  internationaler  Verträge  nach 
einem  früheren  Zeitpunkte  als  demjenigen  der  Anmeldung  zur  Zeichen- 
rolle sich  bestimmen  (vergl.  937). 

179.  Wirksamkeit  der  fk*uliereii  Anmeldung. 

Entscheidend  für  die  Priorität  ist  die  frühere  Anmeldung,  nicht 
der  frühere  Gebrauch  des  Zeichens,  auch  nicht  die  frühere  Eintragung 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  312.  313,  Allfeld  §§  5  &  6  N.  2,  anders 
Meves  II.  S,  72,  vergl.  177).  Schon  vor  der  Eintragung  und  vor 
Erlangung  des  Ausschliessungsrechtes  gegenüber  Dritten  wird  daher 
ein  bereits  angemeldetes  Zeichen  gegen  di  e  Eonkurren  z  ander  er  Zeichen - 
rechte  geschützt.  Hinsichtlich  der  noch  auf  Grund  des  früheren 
Gesetzes  geschützten  Zeichen  gilt  dies  schon  deswillen,  weil  nach 
dem  Gesetze  vom  30.  November  1874  —  and,ers  als  nach  dem  nun- 
mehr geltenden  Rechte  —  schon  die  Anmeldung,  nicht  erst  die  Ein- 
tragung, den  überhaupt  durch  das  Gesetz  gewährten  Schutz  verleiht 
(vergl.  357).  Dasselbe  gilt  aber  nach  dem  zweifellosen  Wortlaute 
des  Gesetzes  auch  hinsichtlich  der  auf  Grund  des  geltenden 
Gesetzes  angemeldeten  Zeichen.  Indessen  ist  dabei  zu  beachten, 
dass  nach  dem  geltenden  Gesetze  die  Wirksamkeit  der  Anmeldung 
überhaupt  —  also  auch  in  Bezug  auf  die  Priorität  —  dadurch  be- 
dingt ist,  dass,  wenn  die  Eintragung  noch  nicht  erfolgt  ist,  diese 
später  erfolgt,  oder,  wenn  die  Eintragung  stattgefunden  hat,  dass 
dieselbe  rechtlich  wirksam  ist.  Im  Falle  völliger  Unwirksamkeit  der 
Eintragung  wird  das  Zeichen  gleich  einem  nicht  eingetragenen  be- 
handelt; daher  kann  in  einem  solchen  Falle  auch  auf  dessen  Anmeldung, 
welche  nicht  für  sich  sondern  nur  als  Vorbereitung  der  Eintragung 
rechtliche  Bedeutung  hat,  keine  Rücksicht  genommen  werden  (vergl. 
365).  Denmach  ist  ein  früher  zur  Zeichenrolle  angemeldetes  Zeichen 
nicht  zu  beachten,  wenn  sich  ergiebt:  a.  dass  dessen  Anmeldung  be- 
reits zurückgenommen  oder  rechtskräftig  zurückgewiesen  ist  (vergl.  56);  b. 
dass  die  Eintragung,  zu  welcher  die  Anmeldung  gehört,   bereits  ge- 

9* 
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löscht  ist  —  vorbehaltlich  der  Vorschrift  des  §  4  Absatz  2  (vergl. 
241};  c.  dass  der  Anmelder  auf  Grund  des  §  23  Absatz  1  keinen  An- 
spruch auf  den  Schutz  des  Gesetzes  hat  (vergl.  909).  Auf  ein  früher  ange- 
meldetes noch  in  ein  gerichtliches  Zeichenregister  eingetragenes  Zeichen 
ist  dagegen  nur  dann  keine  Rücksicht  zu  nehmen:  a.  wenn  dasselbe 
auf  Grund  der  Vorschrift  des  §  24  Absatz  2  keine  Beachtung  mehr 
verdient;  und  b.  wenn  der  Zeicheuinhaber  auf  Grund  des  §  23  Ab- 
satz 1  von  dem  Schutze  des  Gesetzes  ausgeschlossen  ist.  Denn  wer 
überhaupt  keinen  Anspruch  auf  den  Schutz  des  Gesetzes  hat,  kann 
auch  nicht  verlangen,  dass  der  §  5  zu  seinen  Gunsten  zur  Anwendung 
gelange  (Vergl.  986).  Dagegen  ist  es,  was  die  zu  den  früheren 
Zeichenregistem  augemeldeten  und  noch  in  diesen  eingetragenen 
Zeichen  anlangt,  gleichgültig,  ob  deren  Anmeldung  und  Eintragung 
nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  als  eine 
wirksame  anzusehen  ist  (vergl.  184).  Dadurch,  dass  ein  früher  ein- 
getragenes, aber  demnächst  gelöschtes,  Zeichen  später  wiederum  zu 
Gunsten  seines  früheren  Inhabers  eingetragen  wird,  bleibt  demselben 
nicht  die  frühere  Priorität  gewahrt,  Vielmehr  hat  ein  solches  Zeichen 
die  Priorität  von  dem  Tage  der  wiederholten  Anmeldung  an  (P.  M. 
&  Z-Bl.  Bd.  1  S.  275). 

180.  Aussetzung  des  Verfahrens. 

Ist  es  noch  nicht  entschieden,  ob  die  Eintragung  des  früher  an- 
gemeldeten Zeichens  in  die  Zeichenrolle  erfolgen,  oder  ob  dieselbe 
rechtlichen  Bestand  haben  wird,  so  kann  das  Patentamt  die  in  Ge- 
mässheit  der  §§  5  und  6  zu  erlassende  Entscheidung  bis  zur  end- 
gültigen Erledigung  dieser  Vorfrage  aussetzen.  Eine  derartige  Aus- 
setzung des  Verfahrens  kann  demnach  stattfinden:  a.  wenn  in  Betreff 
des  früher  angemeldeten  Zeichens  ein  rechtskräftiger  Beschluss  über 
die  Eintragung  noch  nicht  ergangen;  oder  b.  wenn  ein  Löschungs- 
verfahren in  Bezug  auf  dieses  Zeichen  anhängig  ist. 

181.    Ausschluss  der  Prioritätsrechte  auf  Grund  Verzichtes. 

Wie  die  Geltendmachung  von  Privatrechten  im  Allgemeinen  von 
dem  freien  Willen  des  Berechtigten  abhängig  ist,  so  gilt  auch  im 
Zeichenrechte  der  Grundsatz,  dass  das  Patentamt  die  Beeinträchtigung 
des  Inhabers  eines  bereits  angemeldeten  Waarenzeichens  dann  nicht 
berücksichtigen  darf,  wenn  der  Berechtigte  selbst  auf  die  Geltend- 
machung seines  Rechtes  Verzicht  leistet.  Es  ist  daher  —  anders 
als  in  den  Fällen  des  §  4,  in  welchen  es  sich  um  das  öffentliche 
Interesse  handelt  —  die  Eintragung  eines  mit  einem  früher  an- 
gemeldeten Waarenzeichen  übereinstimmenden  Zeichens  dann  nicht 
zu  beanstanden,  wenn  der  Inhaber  des  älteren  Zeichens,  sei  es  aus- 
drücklich oder  stillschweigend,  seine  Einwilligung  hierzu  ertheilt. 
Die  stillschweigende  Ertheilung  dieser  Einwilligung  liegt  darin,  dass 
der  besser  Berechtigte  nicht  Widerspruch  gegen  die  Eintragung  er- 
hebt, wenn  ihm  seitens  des  Patentamts  die  Anmeldung  eines  mit 
seinem  Zeichen  übereinstimmenden  Zeichens  bekannt  gegeben  wird. 
Die  ausdi'ückliche  Einwilligung  in  die  Eintragung  ist  nur  dann  wirk- 
sam, wenn  sie  vorbehaltlos  ertheilt  ist.  Die  Eintragung  ist  daher  zu 
versagen,  wenn  der  Inhaber  eines  älteren  übereinstimmenden  Zeichens 
nur  unter  gewissen  Beschränkungen,  z.  B.  nur  für  ein  bestimmtes  Ab- 
satzgebiet, in  die  Eintragung  gewilligt  hat.    Derartige  Beschränkungen 
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des  Zeichenrechtes  können  im  Verhältnisse  der  Betheiligten  zu  ein- 
ander dadurch  wirksam  gemacht  werden,  dass  die  Ein^iilligung  vor- 
behaltlos ertheilt,  und  die  Beschränkungen  durch  besonderen  Vertrag 
vereinbart  werden  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  184.  185)-  Ein  Vertrag, 
in  welchem  sich  der  Inhaber  eines  Zeichens  einem  Anderen  gegen- 
über verpflichtet,  die  Eintragung  eines  gleichen  oder  ähnlichen  Zeichens 
zuzulassen,  ist  demnach  gültig  (vergl.  Stenogr.  Ber.  des  Reichs- 
tags 1893,94  S.  878,  ZgR.  II.  S.  373).  Die  Folge  ist,  dass  dasselbe 
Zeichen  mehrmals  zu  Gunsten  verschiedener  Personen  in  die  Zeichen- 
rolle eingetragen  werden  kann  auf  Grund  verschiedener  Anmeldungen, 
welche  nicht  die  gleiche  Priorität  haben  (vergl.  Stenogr.  Ber.  des 
Reichstags  1893/94  S.  878).  Unter  entsprechender  Anwendung  dieser 
Regel  steht  auch  nichts  entgegen,  dass  eine  und  dieselbe  Person 
dasselbe  Zeichen  mehrmals  ftlr  sich  eintragen  lassen  darf.  Letzteres 
ist  namentlich  von  Bedeutung,  wenn  die  betreffende  Person  Inhaber 
mehrerer  Geschäftsbetriebe  ist,  da  auf  diese  Weise  für  jeden  der 
mehreren  Geschäftsbetriebe  der  Erwerb  des  Zeichenrechtes  ermög- 
licht wird  (vergl.  35). 

Das  Patentamt  nat  nicht  von  Amtswegen  zu  prüfen,  ob  auf  Grund 
der  privatrechtlichen  Beziehungen  der  Betheiligten  zu  einander  die 
Eintragung  des  später  angemeldeten  Zeichens  zuzulassen  ist;  es  ist 
vielmehr  Sache  des  Anmelders,  entweder  eine  die  Einwilligung  des 
besser  Berechtigten  enthaltende  Urkunde  oder  ein  die  Einwilligung 
ersetzendes  gerichtliches  Urtheil  zur  Kenntniss  des  Patentamts  zu 
bringen,  wenn  er  sich  auf  den  Verzicht  des  besser  Berechtigten  be- 
rufen will. 

Nicht  zu  verVechseln  mit  der  Ertheilung  der  Einwilligung  zur 
Eintragung  eines  Zeichens  durch  einen  Anderen  ist  die  einem  Anderen 
von  dem  Berechtigten  ertheilte  Gestattung  zum  Gebrauche  des 
Zeichens,  die  sogenannte  Lizenz.  Derjenige,  welchem  nur  der  Ge- 
brauch des  Zeichens  gestattet  ist,  erlangt  damit  noch  nicht  das  Recht, 
das  Zeichen  für  sich  eintragen  zu  lassen  (vergl.  383). 

182.    Uebereinstimmung. 

Voraussetzung  für  die  Beanstandung  eines  angemeldeten  Zeichens 
ist  schliesslich  dessen  Uebereinstimmung  mit  einem  früher  angemeldeten 
Zeichen.  Ob  zwei  Zeichen  übereinstimmen,  entscheidet  sich  nach 
§  20  und  den  dort  erörterten  Regeln ;  Uebereinstimmung  ist  demnach 
anzunehmen,  wenn  die  Gefahr  einer  Verwechselung  im  Verkehre  be- 
steht (vergl.  Komm. -Ber.  zu  §5).  Die  Grundsätze  des  §  20  kommen 
auch  dann  zur  Anwendung,  wenn  die  Kollision  eines  zur  Zeichen- 
rolle angemeldeten  Zeichens  mit  einem  noch  auf  Grund  des  früheren 
Gesetzes  in  die  gerichtlichen  Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen 
in  Frage  steht  (vergl.  951).  Die  Frage,  ob  zwei  Zeichen  überein- 
stimmen, kann  nur  dann  autgeworfen  werden,  wenn  beide  Zeichen 
für  dieselben  oder  für  gleichartige  Waaren  bestimmt  sind,  da  ein 
eingetragenes  Zeichen  nur  in  seiner  Beziehung  zu  denjenigen  Waaren, 
mit  welchen  es  durch  die  Anmeldung  und  Eintragung  in  Verbindung 
gesetzt  ist,  oder  in  seiner  Beziehxmg  zu  Waaren,  die  den  angemeldeten 
Waaren  gleichartig  sind,  aut  rechtlichen  Schutz  Anspnich  hat  (vergl. 
22.  28).  Demnach  liegt  Uebereinstimmung  im  Sinne  der  §§  5  und  6 
vor,  wenn  zwei  Zeichen  sowohl  ihrer  Erscheinung  nach  als  mit  Rück- 
sicht auf  die   Waaren',  für  welche  sie  bestimmt  sind,  übereinstimmen 
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(Komm. -B er.  zu  §  5).  Es  ist  dabei  nicht  erforderlich,  dass  das 
mit  der  späteren  Anmeldung  überreichte  Verzeichniss  sämmtliche 
Waaren,  für  welche  das  ältere  Zeichen  bestimmt  ist,  enthält;  es  ge- 
nügt in  dieser  Hinsicht  auch  schon  eine  theilweise  Uebereinstimmung. 
Ln  Falle  einer  nur  theilweisen  Uebereinstimmung  ist  die  Eintragung 
auch  nur  fUr  diejenigen  Waaren,  hinsichtlich  deren  die  Ueberein- 
stimmung besteht,  zu  beanstanden  und  eintretenden  Falles  zu  ver- 
sagen; für  die  sonstigen  in  dem  bei  der  Anmeldung  überreichten 
Verzeichnisse  enthaltenen  Waaren  kann  in  einem  solchen  Falle  das 
Zeichen  ohne  Rücksicht  auf  den  etwa  erhobenen  Widerspruch  ein- 
getragen werden. 

Ist  ein  Zweifel  in  der  Richtung  möglich,  ob  die  Waaren,  für 
welche  beide  Zeichen  bestimmt  sind,  gleichartig  sind,  so  muss  zu 
Gunsten  des  älteren  Zeichens  entschieden  werden  (vergl.  28).  Das 
Gleiche  gilt  bei  etwaigem  Zweifel  darüber,  ob  die  Waaren,  für 
welche  das  Zeichen  bestimmt  ist,  den  Waarengattungen,  für 
welche  ein  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  noch 
eingetragenes  Zeichen  bestimmt  ist,  gleich  oder  gleichartig  sind  (vergl. 
Ges.  V.  30/11  74  §  2). 


XXm.  Verfahren  im  Falle  der  §§  5  und  6. 

183.  Anwendbarkeit  des  §  10. 

Die  auf  die  Uebereinstimmung  des  angemeldeten  Zeichens  mit 
einem  früher  angemeldeten  Zeichen  sich  erstreckende  Prüfung  des 
Patentamts,  d.  h.  die  Untersuchung  darüber,  ob  ein  neu  angemeldetes 
Zeichen  mit  einem  bereits  früher  angemeldeten  Zeichen  sowohl  seiner 
Erscheinung  nach  als  mit  Rücksicht  auf  die  Waaren,  für  welche  es 
bestimmt  ist,  übereinstimmt,  ist  ein  Theil  des  in  §  10  Absatz  1  für 
die  Erledigung  von  Zeichenanmeldungen  allgemein  vorgeschriebenen 
Verfahrens.  Es  gelten  demnach  auch  hier  die  bei  §  10  Absatz  1 
erörterten  Grundsätze  mit  der  alleinigen,  aus  dem  angegebenen  Pa- 
ragraphen sich  ergebenden,  Ausnahme,  dass  ein  Vorbescheid  mit  Rück- 
sicht auf  den  Fall  des  §  5  nicht  erlassen  werden,  und  daher  auch 
ein  aus  sonstigen  Gründen  erlassener  Vorbescheid  sich  nicht  auf 
diesen  Fall  erstrecken  darf.  An  die  Stelle  des  Vorbescheides  tritt 
nach  §  5  die  Mittheilung  der  Anmeldung  an  den  Inhaber  des  früher 
angemeldeten  Zeichens,  um  diesem  Gelegenheit  zur  Wahrnehmung 
seiner  Rechte,  d.  h.  zur  Erhebung  des  Widerspruchs  gegen  die  Ein- 
tragung, zu  geben. 

184.  Voraussetzungen  für  die  Einleitung  des  Widerspruchsverfahrens. 

In  eine  durchgreifende  Erörterung  aller  derjenigen  Punkte,  welche 
bei  der  Frage,  ob  zwei  Zeichen  übereinstimmen,  in  Betracht  kommen, 
hat  bei  seiner  Prüfung,  ob  Veranlassung  zur  Einleitung  des  Wider- 
spruchsverfahrens vorliegt,  das  Patentamt  nicht  sogleich  einzutreten. 
Zunächst  hat  das  Patentamt,  d.  h.  der  Vorprüfer,  welchem  die  erste 
Prüfung  der  Anmeldung  obliegt,  nach  Durchsicht  der  neu  eingegan- 
genen Anmeldung  —  wenn  kein  sonstiger  offensichtlicher  Versagungs- 
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grund  vorliegt  —  nur  darüber  sich  za  vergewissern,  ob  aus  dem  In- 
baHe  der  Anmeldung  im  Vergleiche  zu  dem  Inhalte  einer  früheren 
Anmeldung  oder  Eintragung  eine  Uebereinstimmung  der  beiden  Zeichen 
-ersichtlich  ist,  ohne  dass  es  einstweilen  der  Anstellung  umständlicher 
Ermittelungen,  insbesondere  der  Vernehmung  von  Zeugen  oder  Sach- 
verstündigen,  bedarf.  Die  Prüfung  hat  sich  femer  nur  auf  die  f o  r- 
male  Uebereinstimmung  der  beiden  in  Frage  stehenden  Zeichen  zu 
erstrecken;  die  Einleitung  des  Widerspruchsverfahrens  ist  keineswegs 
durch  die  materielle  Kechtsbeständigkeit  der  für  ein  älteres 
Zeichen  bestehenden  Eintragung  bedingt  (vergl.  987).  Dies  kommt 
namentlich  hinsichtlich  der  noch  auf  &rand  des  früheren  Gesetzes 
in  die  gerichtlichen  Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen  in  Betracht, 
da  deren  Eintragung  im  Allgemeinen,  sofern  die  Zeichen  den  Vor- 
schriften des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  nicht  entsprechen, 
der  rechtlichen  Wirksamkeit  entbehrt  (vergl.  357.  858.  987).  Dass 
das  Patentamt  nicht  befugt  ist,  die  Rechts  Wirksamkeit  der  in  den 
Zeichenregistem  eingetragenen  Zeichen  einer  Nachprüfung  zu  unter- 
ziehen, beruht  darauf,  dass  hierüber  nach  dem  früheren  Gesetze  allein 
die  Gerichte  zu  entscheiden  haben.  Das  Patentamt  hat  demnach 
lediglich  zu  prüfen,  und  nöthigenfalls  durch  Anfrage  bei  der  Register- 
behörde sich  darüber  zu  vergewissern,  ob  ein  übereinstimmendes 
Zeichen  eingetragen  ist,  ohne  sich  in  weitere  Untersuchungen  über 
den  Recht sbe-ttand  des  früher  eingetragenen  Zeichens  einzulassen. 
Selbst  solche  noch  in  die  Zeichenregister  eingetragene  Zeichen,  deren 
Schutz  erloschen,  deren  Löschung  indessen  irrthümlich  unterblieben 
ist,  müssen  hiernach  —  vorbehaltlich  indessen  der  Vorschrift  des 
§  24  Absatz  2  — noch  berücksichtigt  werden  (vergl.  179).  Es  muss 
femer  auf  ein  früher  zu  einem  Zeichenregister  angemeldetes  Zeichen 
selbst  dann  Rücksicht  genommen  werden,  wenn  dieses  wiederum  mit 
einem  anderen  noch  früher  zu  Gunsten  des  jetzigen  Anmelders  an- 
gemeldeten Zeichen  übereinstimmt.  In  einem  solchen  Falle  muss 
es  dem  Anmelder,  welcher  sein  Recht  auf  das  Zeichen  zur  Geltung 
bringen  will,  überlassen  bleiben,  zunächst  die  Beseitigung  der  Ein- 
tragung in  dem  Zeichenregister  im  Wege  der  Klage  nach  Mass- 
gabe des  §  11  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  herbeizufuhren 
<P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  233).  Ein  früher  eingetragenes  Zeichen, 
gleichviel  ob  dasselbe  in  der  Zeichenrolle  oder  in  einem  gerichtlichen 
Zeichenregister  eingetragen  steht,  ist  indessen  dann  nicht  zu  be- 
achten, wenn  dessen  Inhaber  im  Inlande  eine  Niederlassung  nicht 
besitzt,  und  zwischen  dem  Staate,  in  welchem  er  seine  Niederlassung 
hat,  und  Deutschland  Gegenseitigkeit  im  Sinne  des  §  23  nicht  ver- 
bürgt ist  Denn  der  Inhaber  eines  solchen  ausländischen  Zeichens 
hat  auf  den  Schutz  des  Gesetzes  überhaupt  keinen  Anspruch  und 
kann  demnach  auch  nicht  verlangen,  dass  der  §  5  zu  seinen  Gunsten 
angewendet  werde  (vergl.  986).  Für  die  Frage,  ob  mit  Rücksicht 
auf  §  23  von  der  Einleitung  des  Widerspruchsverfahrens  abzusehen 
ist,  kommt  es  nicht  darauf  an,  wo  die  Niederlassung  des  Zeichen- 
inhabers thatsächlich  gelegen  ist,  sondern  darauf,  wo  dieselbe  nach 
Ausweis  der  Zeichenrolle  oder  des  Zeichenregisters  sich  befinden  soll. 
Denn  die  Verlegung  der  Niederlassung  muss  zur  Zcichenrolle  und 
dem  Zeichenregister  angezeigt  werden.  Ob  der  betreffende  Eintrag 
in  Rolle  oder  Register  den  thatsächlichen  Verhältnissen  entspricht, 
ist  in  dem  Widerspruchsverfahren,  nicht  vor  demselben,  zu  erörtern. 
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Liegen    die    thatsächlichen  Voraussetzungen   iiir    die  Einleitun 
des  Widerspruchsverfahrens  vor,  so  pflegt  das  Patentamt  vorher  den 
Anmelder  unter  Mittheilung  der  früheren  Anmeldung  zu  einer  Aeusse- 
rung  aufzufordern.     Dies  soll  dem  Anmelder  nicht  nur  Gelegenheit 

feben,  die  gegen  die  Einleitung  des  Widerspruchsverfahrens  sprechen- 
en  Umstände  darzulegen,  sondern  es  soll  demselben  dadurch  auch 
ermöglicht  werden,  entweder  die  Anmeldung  zuiückzuziehen,  oder^ 
wenn  er  auf  derselben  beharrt,  die  Anmeldung  zur  Vermeidung  einer 
Kollisionsgefahr  in  Bezug  auf  das  Zeichen  oder  das  W^aarenverzeichniss 
zu  beschränken,  oder  sich  mit  dem  Inhaber  des  älteren  Zeichen» 
dahin  zu  verständigen,  dass  dieser  keinen  Wideröpruch  erhebt  (P> 
M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  91). 

185.  Mittheilung  der  Anmeldung  an  den  Inhaber  des  fk*üher 

angemeldeten  Zeichens. 

Ist  das  Patentamt  nach  dem  Ergebnisse  seiner  Prüfiing  der  An- 
sicht, dass  eine  Uebereinstimmung  der  beiden  Zeichen  nicht  ausge- 
schlossen sei,  so  ist  dem  Inhaber  des  älteren  Zeichens  durch  Zu- 
stellung einer  entsprechenden  Benachrichtigung  hiervon  Mittheilung- 
zu  machen  zwecks  der  Erwägung,  ob  er  Widerspruch  gegen  die  Ein- 
tragung erheben  will.  Voraussetzung  für  den  Erlass  dieser  Mitthei- 
lung ist  es  keineswegs,  dass  keine  sonstigen  Hindemisse  —  abgesehen 
von  der  Kollision  —  der  Eintragung  entgegenstehen ;  das  Patentamt 
kann  vielmehr  gleichzeitig  in  eine  Erörterung  darüber  eintreten,  ob 
die  Eintragung  mit  Kücksicht  auf  einen  sonstigen  Umstand  oder 
wegen  Kollision  mit  einem  älteren  Zeichen  zu  versagen  sei  (anders 
Seligsohn  §  5  N.  4).  Indessen  pflegt  das  Patentamt  der  Einleitung^ 
des  Widerspruchsverfahrens  regelmässig  die  Feststellung,  dass  das 
Zeichen  an  sich  eintragsfahig  ist,  vorangehen  zu  lassei^  (P.  M.  &  Z-BL 
Bd.  2  S.  91).  Die  Mittheilung  ist  dem  eingetragenen  Inhaber 
oder,  wenn  die  Niederlassung  des  Inhabers  im  Auslande  sich  befindet^ 
dem  im  Inlande  bestellten  Vertreter  zuzustellen  (vergl.  330).  Ist 
ein  übereinstimmendes  Zeichen  ftlr  mehrere  Personen  gleichzeitig  ein- 
getragen, so  wird  die  Mittheilung  regelmässig  sämmtlichen  eingetra- 
genen Inhabern  gleichzeitig  zugestellt  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  92), 
W^enn  die  Eintragung  noch  nicht  erfolgt  ist,  ergeht  die  Zustellung 
an  den  Anmelder  oder  au  dessen  Vertreter  oder  —  wenn  eine 
Kechtsnachfolge  eingetreten  und  dem  Patentamt  angezeigt  ist  —  an 
den  Rechtsnachfolger  des  Anmelders. 

Von  der  Zustellung  der  Mittheilung  ist  abzusehen:  a.  wenn  der 
Inhaber  des  älteren  Zeichens  nach  §  23  Absatz  1  auf  den  Schutz 
des  Gesetzes  keinen  Anspruch  hat  (vergl.  909);  b.  wenn  vor  Ein- 
leitung des  Widerspruchsverfahrens  auf  den  Widerspruch  verzichtet 
worden  ist,  oder  ein  den  Verzicht  ersetzendes  rechtskräftiges  Urtheil 
vorgelegt  wird  (vergl.  181,  193);  c.  wenn  mehrere  Zeichen  gleichzeitig 
angemeldet  werden  (vergl.  173);  d.  wenn  der  Anmelder  des  jüngeren 
Zeichens  zugleich  Inhaber  des  älteren  Zeichens  ist. 

Gleichzeitig  mit  der  Mittheilung  wird  dem  Inhaber  des  älteren 
Zeichens  regelmässig  eine  Darstellung  des  angemeldeten  Zeichen^ 
und  die  erste  Aeusserung  des  Anmelders  zur  Kenntnissnahme  zuge- 
stellt (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  91). 

Aus  dem  Unterbleiben  der  Mittheilung  erwächst  nach  §  5  Absatz  2 
ein  Schadenersatzanspruch  gegenüber  den  Beamten  des  Patentamts  nicht- 
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186.  Widerspruch. 

Naih  Zustellung  der  Mittheilung  ist  der  Inhaber  des  älteren 
Zeichens  berechtigt,  AViderspruch  gegen  die  Eintragung  des  neu  an- 
gemeldeten Zeichens  zu  erheben;  und  zwar  erlangt  der  ältere  Zeichen- 
inhaber die  prozessuale  Legitimation,  in  das  Verfahren  einzutreten 
und  die  durch  §§  5,  6,  10  des  Gfesetzes  festgestellten  Rechte  aus- 
zuüben, erst  durch  diese  Mittheilung.  Voraussetzung  für  den  Wider- 
spruch ist  demnach,  dass  das  Patentamt  zuvor  die  Uebereinstimmung 
des  angemeldeten  Zeichens  mit  einem  früheren  Zeichen  als  vorliegend 
erachtet  und  dem  Inhaber  des  älteren  Zeichens  hiervon  MittheiTung 
gemacht  hat.  Vorläufige  Widersprüche,  in  denen  beantragt  ist,  im  F  al  1  e 
der  Anmeldung  eines  Waaren Zeichens  die  Eintragung  desselben 
mit  Rücksicht  auf  ein  dem  Antragsteller  gehöriges  älteres  Zeichen 
zu  versagen,  sind  demnach  rechtlich  nicht  wirksam.  Indessen  befolgt 
das  Patentamt  im  Falle  vorzeitigen  Widerspruchs  die  Praxis,  dass  es 
den  Antragsteller,  sobald  das  bezeichnete  Waarenzeichen  angemeldet 
worden  ist,  hiervon  benachrichtigt.  Liegt  nach  der  Ansicht  des 
Patentamts  Uebereinstimmung  oder  Verwechselnngsähnlichkeit  der 
Zeichen  vor,  so  wird  dem  Antragsteller  zugleich  anheim  gegeben, 
seinen  Widerspruch  zu  wiederholen.  Ist  nach  Ablauf  einer  geraumeren 
Zeit  die  erwartete  Anmeldung  nicht  eingegangen,  so  wird  dem  An- 
tragsteller davon  unter  Schliessung  der  Akten  Nachricht  gegeben. 
Ein  vorläufiger  Widerspruch  gegen  die  zu  erwartende  Anmeldung 
eines  bestimmten  Zeichens  dient  demnach  nicht  nur  zur  Geschäfts- 
erleichterung  des  Patentamts,  sondern  liegt  auch  im  Interesse  des 
Zeicheninhabers  (vergl.  985). 

187.  Frist  und  Form  des  Widerspruchs. 

Der  Widerspruch  darf  nur  dann  berücksichtigt  werden,  wenn 
derselbe  rechtzeitig,  d.  h.  innerhalb  eines  Monats  nach  Zustellung 
der  Mittheilung,  bei  dem  Patentamt  eingeht.  Die  monatliche  Frist 
endigt  mit  dem  Ablaufe  desjenigen  Tages  des  nächstfolgenden  Mo- 
nats, welcher  dem  Tage  der  Zustellung  durch  seine  Zahl  entspncht. 
Gegen  den  Ablauf  dieser  Frist  findet  eine  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand  oder  ein  sonstiges  Rechtsmittel  nicht  statt  (vergl.  333. 
336).  Eine  Verlängerung  der  Widerspruchsfrist  ist  nicht  statthaft; 
es  kann  indessen  zum  Zwecke  der  Begründung  eines  rechtzeitig  ein- 
gelegten Widerspruchs  eine  weitere  Frist  gewährt  v.erden  (vergl.  988). 

Einer  besonderen  Form  oder  Begründung  bedarf  der  Widerspruch 
nicht;  es  genügt  vielmehr,  wenn  ans  der  von  dem  Inhaber  des  älteren 
Zeichens  abgegebenen  Erklärung  mit  o^enüfrender  Deutlichkeit  hervor- 
geht, dass  derselbe  mit  der  Eintrajj^ung  des  neu  angemeldeten  Zeichens 
nicht  einverstanden  ist.  Die  ausreichende  Begründun<]j  des  Wider- 
spruches liegt  indessen  wesentlich  im  Interesse  des  Widersprechen- 
den, da  sonst  die  Entscheidung  des  Patentamts  xmter  einseitiger  Be- 
rücksichtigung der  von  dem  Anmelder  vorgetragenen  Thatsace  n 
ergehen  mtisste.  Etwaige  Beweismittel  sind  der  Bekundung  beizu- 
fügen oder  in  derselben  näher  zu  bezeichnen.  Das  Patentamt  pflegt 
bei  der  Mittheilung  der  Anmeldung  an  den  Inhaber  des  alteren  Zeichens, 
diesem  die  Begründung  eines  etwaigen  Widerspruchs  aufzugeben  (P. 
M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  91.  92).  An  die  Nichtbefolgung  dieser  Auf- 
forderung  dürfen  indessen    keinerlei  Rechtsfolgen    geknüpft  werden. 
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Der  Widerspruch    muss  vorbehaltlos    erklärt    sein;    bedingte  Wider- 
sprüche sina  nicht  zu  beachten. 

188.  Widerspruchsberechtieung. 

Berechtigt,  den  Widerspruch  zu  erheben,  ist  der  eingetragene 
Inhaber  des  älteren  Zeichens,  wenn  dieses  in  der  Zeichenrolle  ein- 
getragen steht  (vergl.  364).  Ist  das  Zeichen  noch  nicht  eingetragen, 
oder  handelt  es  sich  um  ein  noch  in  die  früheren  Zeichenregister 
eingetragenes  Zeichen,  so  ist  der  Anmelder  desselben  oder  derjenige, 
auf  welchen  die  Kechte  ans  der  Anmeldung  übergegangen  sind,  wider- 
spruchsberechtigt. Der  Widerspruch  kann  auch  durch  einen  gehörig 
legitimirten  Vertreter  erhoben  werden;  er  muss  durch  den  in  G-emäss- 
heit  des  §  23  Absatz  2  bestellten  Vertreter  erhoben  werden,  wenn 
der  Inhaber  eines  zur  Zeichenrolle  angemeldeten  oder  in  dieselbe 
eingetragenen  Zeichens  im  Inlande  eine  Niederlassung  nicht  hat.  Diese 
Praxis  befolgt  auch  das  Patentamt  im  Gegensatze  zu  der  von  Selig- 
s  0  h  n  vertretenen,  indessen  nach  Inhalt  des  §  23  Absatz  2  nicht  be- 
gründeten, Ansicht,  dass  der  Inhaber  selbst  widerspruchsberechtigt 
sei,  sofern  er  einen  Vertreter  bestellt  habe  (vergl.  922.  986,  Selig- 
sohn  §  5.  N.  4).  Auf  Grund  einer  Anmeldung  zur  ZeichenroUe 
kann  der  Widerspruch  nur  dann  erhoben  werden,  wenn  dieselbe  noch 
wirksam  ist  (vergl.  179).  Insbesondere  kann  der  im  Inlande  nicht 
angesessene  Zeicheninhaber  den  Widerspruch  gegen  ein  jüngeres  zur 
Anmeldung  gelangendes  Zeichen  nur  dann  geltend  machen,  wenn  in 
dem  Lande,  in  welchem  seine  Niederlassung  sich  befindet,  nach  einer 
im  ßeichsgesetzblatt  enthaltenen-  Bekanntmachung  zur  Zeit  der 
Erhebung  des  Widerspruchs  deutsche  Waarenbezeichnungen  in 
gleichem  Umfange  wie  inländische  zum  gesetzlichen  Schutze  zuge- 
lassen sind.  Diese  Beschränkung  gilt  auch  für  die  noch  in  die 
früheren  Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen  (vergl.  986.  179). 
Dag^en  steht  dem  Inhaber  eines  noch  in  die  früheren  Zeichenregister 
eingetragenen  Zeichens  die  Widerspruchsberechtigung  selbst  dann 
zu,  wenn  die  Eintragung  seines  Zeichens  wegen  Verfehlung  gegen 
die  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  unwirksam 
ist.  Denn  die  Widerspruchsberechtigung  auf  Grund  einer  Eintragung 
in  ein  gerichtliches  Zeichenregister  ist  —  wie  die  Einleitung  des 
Widerspruchsverfahrens  —  lediglich  mit  Rücksicht  auf  die  formale 
Uebereinstimmung  der  beiden  Zeichen  und  ohne  Rücksicht  auf  den 
Rechtsbestand  der  früheren  Eintragung  gewährt,  weil  das  Patentamt 
.  nicht  dazu  berufen  ist,  die  Rechtmässigkeit  der  Eintragungen  in  ge- 
richtliche Zeichenregister  einer  Nachprüfung  zu  unterziehen  (vergl. 
18 i).  Der  Anmelder  kann  sich  daher  nicht  einmal  zu  seinen  Gunsten 
darauf  berufen,  dass  die  Eintragung  des  Zeichens  des  Widersprechen- 
den unwirksam  sei,  weil  dasselbe  oder  ein  übereinstimmendes  Zeichen 
für  den  Anmelder  selbst  auf  Grund  einer  noch  früheren  Anmeldung 
in  einem  Zeichenregister  eingetragen  stehe.  Will  der  Anmelder, 
welcher  durch  den  Widerspruch  des  Inhabers  eines  älteren,  materiell 
nicht  rechtsbeständigen,  Zeichens  betroflPen  wird,  den  Widerspruch 
beseitigen,  so  ist  es  seine  Sache,  durch  Stellung  eines  Antrages  bei 
der  das  Zeichenregister  führenden  Behörde  die  Löschung  des  älteren 
Zeichens  in  Gemässheit .  des  §  5  des  Gesetzes  vom  30.  November 
1874  oder  im  Wege  der  Klage  —  auf  Grund  des  §  11  des  nämlichen 
Gesetzes  —  herbeizuführen  (vergl.  987). 
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189.  Rücknahme  des  Widerspruche  und  Verzicht  auf  denselben. 

Die  Rücknahme  des  Widerspruchs  vor  ergangener  rechtski*äftiger 
Entscheidung  des  Patentamts  sowie  der  Verzicht  auf  denselben  sind 
nach  den  das  Verfahren  überhaupt  beherrschenden  Grundsätzen  zu- 
lässig. Nach  Rechtskraft  des  den  Widerspruch  für  begründet  erklären- 
den Beschlusses  ist  dagegen  die  Rücknahme  nicht  mehr  statthaft  und 
daher  ohne  Wirkung  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  68).  Dem  Verzichte 
auf  den  Widerspruch  steht  es  gleich,  wenn  der  Inhaber  des  älteren 
Zeichens  bei  dem  Patentamt  seine  Einwilligung  zu  der  Eintragung 
-Tor  Erlass  der  Entscheidung  anzeigt.  Wird  bei  der  Anmeldung  so- 
gleich der  Nachweis  geliefert,  dass  der  Inhaber  des  älteren  Zeichens 
auf  den  Widerspruch  verzichtet  oder  seine  Einwilligung  zu  der  Ein- 
tragung ertheilt  hat,  so  bedarf  es  der  Zustellung  der  Mittheilung  nicht 
mehr.  Dies  gilt  insbesondere  von  dem  Falle,  dass  bereits  zur  Zeit  der 
Anmeldung  der  Inhaber  des  älteren  Zeichens  durch  rechtskräftiges 
gerichtliches  Urtheil  für  schuldig  erklärt  ist,  die  Eintragung  geschehen 
zu  lassen  (vergl.  181). 

190.  Verfahren  nach  Mittheilung  und  Widerspruch. 

Das  Verfahren  vor  dem  Patentamt  ist  verschieden,  je  nachdem 
Widerspruch  erhoben  ist  oder  nicht.  Ist  Widerspruch  überhaupt 
nicht  oder  nicht  von  einem  dazu  Berechtigten  erhoben,  so  verfügt 
das  Patentamt  ohne  Weiteres,  sofern  nicht  ein  sonstiger  Versagungs- 
grund vorliegt,  die  Einträgung.  Gegen  diesen  Beschluss  ist  Be- 
schwerde nicht  zulässsig  (vergl.  322).  Abweichend  hiervon  ist 
Selig  söhn  der  Ansicht,  dass  bei  Nichterhebung  des  Widerspruchs 
das  Patentamt  selbst  bei  Vorliegen  sonstiger  Versagungsgründe  ver- 
pflichtet sei,  die  Eintragung  vorzunehmen,  da  in  der  auf  Grund  des 
§  5  erfolgten  Mittheilung  ein  verbindliches  Anerkenntniss  enthalten 
sei,  dass  sonstige  Hindernisse  der  Eintragung  nicht  entgegenstehen 
(Seligsohn  §  5  N.  4.)  Aus  dem  Gesetze  lässt  sich  dagegen  nur 
entnehmen,  dass  bei  Nichterhebung  des  Widerspruchs  wegen  Kolli- 
sion mit  einem  älteren  Zeichenrechte  —  nur  hierauf  bezieht 
sich  §  5  —  die  Eintragung  nicht  versagt  werden  darf.  Wenn 
Widerspruch  erhoben  ist,  hat  das  Patentamt  die  Anmeldung  und  den 
hiergegen  erhobenen  Widerspruch  in  dem  allgemein  für  die  Erledi- 
gung der  Anmeldungen  vorgeschriebenen  Verfahren  zu  erledigen;  es 
kann  Zeugen  und  Sachverständige  vernehmen  sowie  sonstige  Er- 
mittelungen, insbesondere  die  Anhörung  der  Betheiligten,  anordnen. 
Letzteres  geschieht  regelmässig  in  der  Weise,  dass  die  Eingaben  und 
schriftlichen  Erklärungen  jedes  Betheiligten  dem  anderen  Betheiligten 
zur  schriftlichen  Aeusserung  innerhalb  bestimmter  Frist  zugestellt 
werden.  Zu  diesem  Zwecke  sind  die  Eingaben  in  zwei  Ausferti- 
gungen einzureichen.  So  wird  in  erster  Instanz  meist  auf  Grund  von 
drei  Schriftsätzen  —  der  ersten  Aeusserung  des  Anmelders,  des 
Widerspruchs  und  der  Erklärung  des  Anmelders  auf  den  Widerspruch 
— ,  in  zweiter  Instanz  auf  (irund  von  zwei  weiteren  Schriftsätzen  — 
.  der  Beschwerde  und  der  Erklärung  auf  die  Beschwerde  —  und  einer 
etwa  beantragten  mündlichen  Verhandlung  entschieden  (P.  M.  & 
Z-BL  Bd.  2  S.  92).  In  denjenigen  Fällen,  in  welchen  die  Anhörung 
der  Betheiligten  vorgeschrieben  ist,  muss  sowohl  der  Anmelder  als 
der  Widersprechende  gehört  werden.     In  dem  Verfaliren  kann  nicht 
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allein  erörtert  werden,  ob  die  beiden  in  Frage  stehenden  Zeichen 
übereinstimmen ;  vielmehr  kann  von  Amtswegen  und  muss  auf  Antrag 
die  Verhandlung  sich  auch  darauf  erstrecken,  ob  ein  übereinstim- 
mendes Zeichen  früher  angemeldet  und  ob  diese  Anmeldung  wirksam 
ist.  Im  Einzelnen  kann  hiemach  zum  Gegenstande  der  Verhandlung 
gemacht  werden:  a.  ob  aus  dem  Inhalte  der  beiderseitigen  Anmel- 
dungen; oder  b.  aus  sonstigen  Umständen,  welche  nach  §  20  in  Be- 
tracht kommen  können  —  z.  B.  mit  Rücksicht  auf  die  Auffassung 
der  betheiligten  Verkehrskreise  —  die  Uebereinstimmung  der  beiden 
.  Zeichen  anzuerkennen  ist  (vergl.  874) ;  c.  ob  das  ältere  Zeichen  mit 
Rücksicht  auf  die  für  die  Priorität  geltenden  Grundsätze  als  früher 
angemeldet  anzusehen  ist  (vergl.  178);  d.  ob  die  frühere  Anmeldung 
wirksam  ist,  und  ob  mit  Rücksicht  auf  eine  Ungewissheit  in  dieser 
Beziehung  Veranlassung  vorliegt,  die  Beschlussfassung  bis  zum  Er- 
lasse der  Entscheidung  in  einem  anderen  anhängigen  oder  anhängig 
zu  machenden  Verfahren  auszusetzen  (vergl.  179.  180).  Dagegen 
ist  die  Erörterung  von  Fi^agen  civilrechtlicher  Xatur,  z.  B.  ob  mit 
Rücksicht  auf  die  privatrechtlichen  Beziehungen  der  Betheiligten 
oder  wegen  eines  die  Verpflichtung  zur  Anerkennung  des  angemel- 
deten Zeichens  feststellenden  rechtskräftigen  ürtheils  der  Widerspruch 
ungerechtfertigt  ist,  nicht  zulässig.  Derartige  civilrechtliche  Fragen 
sind  vor  den  ordentlichen  Gerichten  zum  Austrag  zu  bringen  (P.  M 
&  Z-Bl.  Bd.  2  S.  142,  vergl.  193.  195). 

191.  Beschluss;  Beschwerde. 

Die  das  Verfahren  nach  erhobenem  Widerspruche  beschliessende 
Endentscheidung  lautet  entweder  dahin,  dass  die  Uebereinstimmung 
der  beiden  Zeichen  festgestellt  und  demgemäss  die  Eintragung  ver- 
sagt werde,  oder  dass  die  Uebereinstimmung  zu  verneinen  und  das 
neu  angemeldete  Zeichen  einzutragen  sei.  Die  Entscheidung,  dass 
das  Zeichen  einzutragen  sei,  ist  mit  dem  die  Uebereinstimmung  be- 
treffenden Beschlüsse  nur  dann  zu  verbinden,  wenn  kein  sonstiger 
Versagungsgrund  inzwischen  zur  Kenntniss  des  Patentamtes  gekommen 
ist  (anders  Seligsqhn  §  5  X.  4,  vergl.  190).  Gegen  die  Entschei- 
dung steht  im  Falle  der  Versagung  der  Eintragung  dem  Anmelder 
das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  zu.  Ob  auch  dem  Widersprechenden 
das  Beschwerderecht  zustehe,  ist  sehr  bestritten.  In  der  Reichstags- 
kommission wurde  festgestellt,  dass  durch  die  Fassung  der  §§  5  und 
6  das  Recht  der  Beschwerde  gegen  einen  Beschluss  des  Patentamts 
nicht  ausgeschlossen  werde,  dass  sich  vielmehr  §  9  des  Entwurfes 
—  der  jetzige  §  10  —  auch  auf  den  §  5  beziehen  solle  (Komm.- 
Ber.  zu  §  b).  Dieser  allerdings  nicht  völlig  klare  Satz  wird  von 
den  Kommentatoren,  welche  sich  mit  dieser  Frage  beschäftigen,  dahin 
verstanden,  dass  auch  dem  Widersprechenden  das  Rechtsmittel  der 
Beschwerde  zuzubilligen  sei  (Allfeld  §§  5  &  6  X.  4,  Seligsohn 
§  6  N.  1).  Das  Patentamt  versagt  dagegen  dem  Widersprechenden 
die  Beschwerde,  und  zwar  um  deswillen,  weil  der  Widerspnich  des 
§  5  nicht  als  ein  „Antrag'*  im  Sinne  des  §  10  Absatz  2,  dessen  Zu- 
rückweisung die  Beschwerdebefugniss  begründe,  anzusehen  sei.  Das 
Patentamt  geht  hierbei  ferner  davon  aus,  dass  das  Anmelde  verfahren 
vor  dem  Patentamte  wesentlich  ein  Verfahren  von  Amtswegen  sei, 
in  welchem  dem  Widersprechenden  —  anders  als  dem  Einsprechenden 
im  Patentverfahren  —  eine  Partheirolle  und  demgemäss  auch  ein  Be- 
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schwerderecbt  nicht  zustehe.  Der  Widersprechende,  welcher  seinen 
Widerspruch  weiterverfolgen  wolle,  könne  dies  im  Wege  der  Löschungs- 
klage nach  §  9  Xo.  1  thun,  da  diese  ihm  zustehe  ohne  Hücksiclit 
darauf,  ob  er  im  Anmelde  verfahren,  welches  nur  den  Charakter  eines 
Vorverfahrens  habe,  gehört  oder  nicht  gehört  worden  sei  (P.  M.  & 
Z-Bl.  Bd.  1  S.  316.  317,  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  247.  248).  Indessen 
scheint  diese  Praxis  des  Patentamts  nicht  in  Uebereinstimmuns:  mit 
der  Absicht  des  Gesetzgebers  zu  stehen.  Denn  aus  den  Verhand- 
lungen der  Reichstagskommission  geht  hervor,  dass  man  dem  Patent- 
amt nicht  nur  für  das  Anmeldeverfahren  die  Entscheidung  hinsichtlich 
der  Uebereinstimmung  zweier  Zeichen  im  Falle  erhobenen  Widerspruchs 
überlassen  wollte,  sondern  dass  der  im  Anmelde  verfahren  hierüber 
ergehende  Beschluss  auch  fiir  die  Folgezeit  diese  Frage  endgültig 
zu  entscheiden  bestimmt  sein  sollte.  Insbesondere  wurde  beabsichtigt, 
durch  die  Fassung  des  §  5,  welche  dem  Patentamt  im  Falle  er- 
hobenen Widerspruchs  die  Entscheidung  hinsichtlich  der  Ueberein- 
stimmung der  Zeichen  zuweist,  den  Gerichten  die  Nachprüfung  dieser 
auf  mehr  technischem  Gebiete  liegenden  Frage  zu  entziehen  (Komm.- 
Ber.  zu  §  5,  vergl.  Stenogr.  Ber.  des  Reichstags  1893^94  S. 
878  ff.).  Hiemach  kann,  wenn  das  Patentamt  über  die  Ueberein- 
stimmung entschieden  hat,  eine  Nachprüfung  dieser  Frage  im  gericht- 
lichen Löschungsverfahren  nicht  mehr  erfolgen  (Allfeld  §  9  N.  3, 
Finger  §§  5  &  6  X.  1,  anders  Seligsohn  §  9  X.  2,  Landgraf 
IL  §§  5  &  6  X.  10,  Meves  U.  S.  136,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.316. 
317,  G.  R.  &  U.  R.  L  S.  247.  248).  Ist  aber  dem  Widersurechenden 
€S  versagt,  die  Löschungsklage  auf  die  Uebereinstimmung  der  Zeichen 
zu  gründen,  so  muss  demselben  ein  Rechtsmittel  in  der  Gestalt  der 
Beschwerde  zustehen.  Das  Beschwerderecht  des  Widersprechenden 
ist  nicht  davon  abhängig,  dass  das  ordnungsmässige  Verfahren  dem 
Beschlüsse  über  die  Eintragung  vorangegangen  ist;  dasselbe  besteht 
vielmehr  auch  dann,  wenn  das  Patentamt  einen  rechtzeitig  erhobenen 
Widerspruch  versehentlich  nicht  berücksichtigt  und  ohne  Weiteres 
die  Eintragung  auf  Grund  des  §  5  Absatz  1  angeordnet  hat. 

192.    Rechtskraft  des  die  Uebereinstimmung  betreflTenden  Beschlusses. 

Da  der  Beschluss  des  Patentamts  nur  mit  der  Beschwerde  an- 
fechtbar ist,  so  ist  mit  dem  Beschlüsse  der  Beschwerdeinstanz,  oder, 
wenn  keine  Beschwerde  eingelegt  ist,  mit  dem  Beschlüsse  der  Ab- 
theilung  für  Waarenzeichen  die  Frage  der  Uebereinstimmung  rechts- 
kräftig zwischen  den  Betheiligten  entschieden.  Während  auf  Seite 
des  Widersprechenden,  wie  vorher  erörtert,  dies  nicht  unbestritten 
ist,  erscheint  auf  Seite  des  Anmelders  jeder  Zweifel  durch  die  Fas- 
sung des  §  6  Absatz  2  ausgeschlossen,  da  hiernach  der  Anmelder 
die  durch  §  6  Absatz  2  gewährte  Klage  auf  Bewilligung  der  Ein- 
tragung nur  auf  solche  Umstände  stützen  kann,  welche  ungeachtet 
der  Uebereinstimmung  der  Zeichen  seinen  Anspruch  auf  Eintragung 
rechtfertigen,  so  dass  derselbe  in  dem  gerichtlichen  Verfahren  den 
die  Uebereinstimmung  betreffenden  Beschluss  des  Patentamts  nicht 
-anfechten  kann  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  67,  vergl.  193).  Die  er- 
wähnte rechtskräftige  Wirkung  hat  nur  die  bei  erhobenem 
Widerspruche  die  Uebereinstimmung  der  Zeichen  feststellende 
oder  verneinende  Entscheidung,  und  zwar  auch  imr  im  Verhältnisse 
<ler    an    dem  Verfahren    betheiligten  Personen   zu  einander.     Ist  der 
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Inhaber  eines  übereinstimmenden  filteren  Zeichens  versehentlich  nicht 
benachrichtigt  worden,  oder  hat  derselbe  Widerspruch  trotz  Benach- 
richtigung nicht  erhoben,  oder  hat  endlich  das  Patentamt  auf  den 
erhobenen  Widerspruch  nicht  das  nach  §§  5  und  6  vorgeschriebene 
Verfahren  eingeleitet,  so  kann  der  ergehende  Beschluss,  welcher  sich 
in  diesen  Fällen  nicht  auf  die  Uebereinstimmung  der  Zeichen  bezieht, 
keine  endgültige  Wirkung  haben.  Wenn  das  gleiche  Zeichen  fiir 
mehrere  verschiedene  Personen  eingetragen  steht,  so  ist  die  die 
Uebereinstimmung  betreffende  Entscheidung  des  Patentamts  nur  für 
diejenigen  der  mehreren  Inhaber  massgebend,  welche  sich  durch 
ihren  Widerspruch  an  dem  Verfahren  betheiligt  haben.  Die  die 
Uebereinstimmung  betreffende  Entscheidung  des  Patentamts  hat  die 
erörterte  rechtskräftige  Wirkung  ferner  nur  in  dem  Verfahren,  welches 
die  Eintragung  oder  die  Löschung  eines  Waaren Zeichens  betriflft, 
nicht  dagegen  dann,  wenn  es  sich  um  die  gerichtliche  Verfolgung" 
eines  Eingriffs  in  das  Zeichenrecht  handelt.  Vielmehr  sind  in  dem 
letzteren  Falle  die  Gerichte  an  die  vorhergegangene  Entscheidung^ 
des  Patentamts  nicht  gebunden  (vergl.  877). 

193.    Klage  auf  Bewilligung  der  Eintragung. 

Der  Anmelder,  welcher  geltend  machen  will,  dass  ihm  ungeachtet 
der  durch  die  Entscheidung  des  Patentamts  festgestellten  Ueberein- 
stimmung ein  Anspruch  auf  Eintragung  zustehe,  hat  diesen  Anspruch 
nach  §  6  Absatz  2  gegenüber  dem  Widersprechenden  im  Wege  der 
Klage  zur  Anerkennung  zu  bringen.  Wie  bereits  früher  erörtert, 
kann  mit  dieser  Klage  die  Frage,  ob  die  beiden  Zeichen  ihrer  Er- 
scheinung nach  und  mit  Rücksicht  auf  die  Waaren,  fiir  welche  sie 
bestimmt  sind,  tibereinstimmen,  nicht  nochmals  der  gerichtlichen  Ent- 
scheidung unterbreitet  werden ;  vielmehr  darf  die  Klage  nur  auf  solche 
Umstände  gegründet  werden,  welche  trotz  der  Uebereinstimmung  der 
beiden  Zeichen  den  Anspruch  des  Anmelders  auf  Eintragung  als 
nicht  ungerechtfertigt  erscheinen  lassen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  67, 
vergl.  192,  anders  Meves  IL  S.  84).  Das  Gesetz  bringt  dies  da- 
durch zum  Ausdruck,  dass  es  diese  Klage  dann  für  statthaft  erklärt, 
„sofern  der  Anmelder  geltend  machen  will,  dass  ihm  ungeachtet 
der  durch  die  Entscheidung  des  Patentamts  festgestellten  Ueberein- 
stimmung ein  Ansprach  auf  die  Eintragung  zustehe**.  Die  Klage  auf 
Bewilligung  der  Eintragung  nach  §  6  Absatz  2  kann  demnach  darauf 
gestützt  werden:  a.  dass  auf  Grund  civilrechtlicher  Verhältnisse, 
z.  B.  auf  Grund  eines  zwischen  den  Betheiligten  bestehenden  Ver- 
tragsverhfiltnisses,  oder  wegen  eines  früher  ergangenen  rechtskräftigen 
Urtheils,  der  Widersprechende  verpflichtet  gewesen  sei,  den  Wider- 
spruch zu  unterlassen;  b.  dass  dem  Widersprechenden  die  Wider- 
spruchsberechtigung überhaupt  nicht  zugestanden  habe;  c.  dass  das 
angeblich  ältere  Zeichen  nicht  die  Priorität;  oder  d.  keiiien  Anspruch 
auf  Schutz  habe  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  142.  187,  vergl.  auch 
188). 

Befugt  zur  Anstellung  der  Klage  ist  der  Anmelder  sowie  der- 
jenige, auf  welchen  das  Kecht  aus  der  Anmeldung  in  Gemässheit 
des  §  7  übergegangen  ist.  Hat  der  Kläger  im  Inlande  eine  Nieder- 
lassung nicht,  so  muss  die  Klageerhebung  durch  einen  im  Inlande 
bestellten  Vertreter  erfolgen  (vergl.  924).  Die  Klage  ist  gegen  den 
Widersprechenden    und,    falls  derselbe  verstorben  ist,    gegen  dessen 
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Erben  zu  richten,  mit  dem  Antrage,  dass  der  Beklagte  verurtheilt 
werde,  in  die  Eintragung  des  angemeldeten  Zeichens  zu  willigen 
(S  e  1  i  g  s  0  h  n  §  6  N.  2).  Hinsichtlich  der  Gerichtszuständigkeit  und 
der  Vollstreckung  des  ürtheils  kommen  die  fiir  die  Löschungsklage 
des  §  9  erörterten  Regeln  zur  entsprechenden  Anwendung  (vergl. 
280.  277).  Demnach  ist  die  Eintragung  des  neu  angemeldeten 
Zeichens  durch  das  Patentamt  zu  bewirken,  wenn  der  obsiegende 
Kläger  das  zu  seinen  Gunsten  ergangene  rechtskräftige  ürtheil  mit 
dem  Antrabe  auf  Eintragung  überreicht.  Geht  indessen  aus  der  Be- 
gründung des  die  Eintragung  anordnenden  Ürtheils  hervor,  dass  das 
Gericht  mit  Unrecht  über  die  üebereinstimmung  der  Zeichen  ent- 
schieden hat,  so  hat  das  Patentamt  die  Eintragung  auf  Grund  eines 
solchen  Ürtheils  zu  verweigern  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  67,  vergl. 
76).  Durch  das  zu  Gunsten  des  Klägers  ergehende  Urtheil  wird 
festgestellt,  dass  dem  Kläger  bereits  zur  Zeit  der  ursprünglichen  An- 
meldung ein  rechtlich  begründeter  Anspruch  auf  die  Eintragung 
zustand.  Die  Eintragung  auf  Grund  einer  solchen  Entscheidung  ist 
demnach,  da  die  Wirksamkeit  der  Anmeldung  durch  einen  unbegrün- 
deten Widerspruch  nicht  aufgehalten  werden  soll,  unter  dem  Zeit- 
punkte der  ursprünglichen  Anmeldung  zu  bewirken. 

Die  Klage  auf  Bewilligung  der  Eintragung  kann  gegen  den  In- 
haber des  älteren  Zeichens',  wenn  die  Üebereinstimmung  von  dem 
Kläger  anerkannt  wird,  auch  unabhängig  von  dein  Anmeldeverfahren 
und  daher  auch  schon  vor  Einreichung  der  Anmeldung  angestellt 
werden,  um  von  vorneherein  einen  zu  erwartenden  Widerspruch  zu 
beseitigen,  da  gegenüber  dem  im  Prozessverfahren  ergangenen,  den 
Beklagten  rechtsloräftig  verurtheilenden,  Erkenntnisse  die  Aufrecht- 
erhaltung des  Widerspruchs  nicht  zulässig  ist  (K  0  m  m.  -  B  e  r.  zu  §  5, 
vergl.  181). 

194.    Wiederholung  der  Anmeldung. 

Nach  den  Grundsätzen,  welche  überhaupt  für  das  Verfahren 
Geltung  haben,  ist  der  Anmelder  berechtigt,  die  rechtskräftig  ver- 
sagte Anmeldung  zu  wiederholen  (vergl.  56).  Jedoch  bedarf  es  im 
letzteren  Falle  einer  neuerlichen  Beschlussfassung  über  die  Üeber- 
einstimmung nicht',  wenn  der  Widersprechende  sich  auf  die  früher  zu 
seinen  Gunsten  ergangene  rechtskräftige  Entscheidung  des  Patent- 
amts beruft.  Von  Amtswegen-  ist  die  früher  erlassene  Entscheidung 
nicht  zu  berücksichtigen,  da  nach  dem  Gnindsatze,  dass  die  Wah- 
rung der  Privatrechte  von  dem  Willen  der  Betheiligten  abhängig  ist, 
dem  Inhaber  des  früher  angemeldeten  Zeichens  die  Wahl  gelassen 
werden  muss,  ob  und  aus  welchen  Gründen  er  der  wiederholten  An- 
meldung widersprechen  will.  Nur  durch  eine  Wiederholung  der  An- 
meldung kann  —  abgesehen  von  dem  Ausnahmefalle  des  §  6  Absatz  2 
—  die  Eintragung  des  rechtskräftig  wegen  üebereinstimmung  mit 
einem  älteren  Zeichen  zurückgewiesenen  Zeichens  herbeigeführt 
werden,  vorausgesetzt,  dass  der  Widersprechende,  welcher  in  dem 
früheren  Verfahren  obgesiegt  hat,  nunmehr  seine  Einwilligung  ertheilt 
oder  nicht  Widerspruch  erhebt.  Insbesondere  werden  die  Wirkungen 
des  rechtskräftigen  die  Eintragung  versagenden  Beschlusses  nicht 
dadurch  beseitigt,  dass  nach  dessen  Rechtskraft  der  Widerspruch 
nachträglich  zurückgenommen  wird;  denn  eine  Kücknahme  des  Wider- 
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Spruchs  kann  nur  im  Laufe  des  Widerspruchsverfahrens  erfolgen  (P. 
M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  68). 

195.  Löschung  wegen  Kollision  mit  einem  älteren  Zeichen. 

Da  die  die  Uebereinstimmung  zweier  Zeichen  betreffende  Ent- 
scheidung des  Patentamts,  soweit  die  Führung  der  Zeichenrolle  in 
Frage  steht,  überhaupt  —  nicht  nur  für  das  Anmeldeverfahren  — 
als  eine  endgültige  anzusehen  ist,  so  kann  auch  die  nach  §  9  No.  1 
zugelassene  Löschungsklage  nur  dann  erhoben  werden,  sofern  der 
Kläger  geltend  machen  will,  dass  ihm  ungeachtet  der  von  dem 
Patentamt  verneinten  uebereinstimmung  ein  Anspruch  auf  die 
Löschung  zustehe  (vergl.  191.  287).  üeber  die  Löschung  wegen 
Uebereinstimmung  mit  einem  früher  angemeldeten  Zeichen  kann  über- 
haupt nur  iln  Wege  der  Klage  nach  §  9  Xo.  J  entschieden  werden; 
dem  Patentamt  steht  eine  Löschungsbefugniss  wegen  Kollision  mit 
einem  älteren  Zeichenrechte  nicht  —  insbesondere  nicht  auf  Grund 
des  §  8  No.  2  —  zu  (vergl.  256). 


Das  durch  die  Anmeldnng  oder  Eintragung  eines  Waa- 
renzelehens  begründete  Recht  geht  auf  die  Erben  Über 
und  kann  durch  Vertrag  oder  durch  Verfügung  rön  Todes- 
wegen auf  Andere  Übertragen  werden.  Das  Recht  kann 
Jedoch  nur  mit  dem  Geschäftsbetriebe,  zu  welchem  das 
l^aarenzeichen  gehOrt,  auf  einen  Anderen  fibergehen.  Der 
Uebergang  wird  auf  Antrag  des  Rechtsnachfolgers  in  der 
Zeichenrolle  rermerkt,  sofern  die  Einwilligung  des  Berech- 
tigten In  beweisender  Form  beigebracht  wird.  Ist  der  Be- 
rechtigte y erstorben,  so.  ist  der  Nachweis  der  Rechtsnach- 
folge zu  führen. 

Solange  der  Uebergang  in  der  Zeichenrolle  nicht  ver- 
merkt Ist,  kann  der  Rechtsnachfolger  seii^  Recht  aus  der 
Eintragung  des  Waarenzeichens  nicht  geltend  machen. 

Verfügungen  und  Beschlüsse  des  Patentamts,  welche 
einer  Zustellung  an  den  Inhaber  des  Zeichens  bedürfen, 
sind  stets  an  den  eingetragenen  Inhaber  zu  richten.  Er- 
glebt sich,  dass  derselbe  rerstorben  Ist,  so  kann  das  Pa- 
tentamt nach  seinem  Ermessen  die  Zustellung  als  bewirkt 
ansehen  oder  zum  Zweck  der  Zustellung  »n  die  Erben 
deren  Ermittelung  r^ranlassen. 

XXIV.  Uebertragung  des  Zeichenrechts. 

196.  Uebertragung  des  Zeichenrechtes  im  Allgemeinen. 

Das  Zeichenreclit  ist,  obwohl  dasselbe  ein  Individualrecht  ist 
und  als  solches  den  Schutz  der  Persönlichkeit  seines  Inhabers  be- 
zweckt, deshalb  doch  nicht  unlöslich  an  die  l*erson  de§  ursprünglich 
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Berechtigten  geknüpft;  denn  das  Zeichen  ist  nicht  nur  zur  Kenn- 
zeichnung seines  ersten  Anmelders  oder  Inhabers  sondern  vielmehr 
dazu  bestimmt,  die  Herkunft  von  Waaren  aus  einem  bestimmten  G-e- 
schäfbsbetriebe,  gleichviel  wer  dessen  Inhaber  zur  Zeit  ist,  zu  be- 
zeichnen (vergl.  29).  Demnach  kann  das  Zeichen  auf  einen  Anderen 
übergehen,  sofern  der  Erwerber  des  Zeichens  gleichzeitig  zum  In- 
haber des  Geschäftsbetriebes,  zu  welchem  das  Zeichen  gehört,  d.  h. 
des  in  der  Anmeldung  und  Eintragung  bezeichneten  Geschäftsbe- 
triebes gemacht  wird.  Dies  gilt  sowohl  von  dem  durch  die  Ein- 
tragung begrtlndeten  als  auch  von  dem  erst  in  der  Eintragung  be- 
friffenen,  d.  h.  dem  durch  die  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  begrün- 
eten,  Rechte.  Ob  auch  die  nach  Löschung  eines  Zeichens  dem 
letzten  Inhaber  desselben  verbleibende  ausschliessliche  Befugniss 
zur  Neuanmeldung  des  Zeichens  innerhalb  der  Sperrfrist  übertragbar 
ist,  ist  zu  §  4  Absatz  2  erörtert  (vergl.  174).  Zu  unterscheiden  "von 
der  Uebertragung  des  Zeichenrechtes,  welche  nur  zugleich  mit  dem 
Oeschäftsbetriebe  geschehen  kann,  ist  die  Gestattung  der  Ausübung 
des  Rechtes  —  die  Lizenz  — ,  welche  auch  ohne  eine  solche 
Mitübertragung  des  Geschäftsbetriebes  gültig  ist  und  nicht  einen 
Uebergang  des  Rechtes  sondern  nur  persönliche  —  obligatorische  — 
Yerpflichtungen  unter  den  Betheiligten  zur  Folge  hat  (vergl.  383.  384). 

197.  Uebertragung  des  durch  die  Anmeldung  begründeten  Rechtee. 

Das  durch  die  Anmeldung  eines  Waarenzeichens  zur  Zeichen- 
xoUe  begründete  Recht  hat  nicht  die  ausschliessliche  Befugniss  zum 
Gebrauche  des  Zeichens  zum  Gegenstande,  da  diese  erst  durch  die 
Eintragung  des  »Zeichens  erworben  wird  (vergl.  355).  Immerhin  hat 
Jedoch  die  Anmeldung  rechtliche  Wirkungen,  welche  als  die  Aus- 
flüsse eines  durch  die  Anmeldung  begründeten  Rechtes  unbedenk- 
lich bezeichnet  werden  können,  wiewohl  die  Anmeldung  fiir  sich  keine 
Privatrechte  —  insbesondere  keinen  privatrechtlichen  Anspruch  auf 
Eintragung  gegenüber  dem  Patentamt  —  begründet  (vergl.  45.  76) 
Die  hauptsächlichste  Wirkung  der  Anmeldung,  die  hierbei  in  Betracht 
kommt,  ist  der  Anspruch  auf  die  Priorität  des  Zeichenrechtes  (vergl. 
178).  Abgesehen  von  dieser  materiellrechtlichen  Wirkung  hat  die 
Anmeldung  auch  eine  formale  Bedeutung,  insofern  als  dem  Anmelder 
in  dem  Vorprüfungsverfahren  vor  dem  Patentamt  eine  Partheistellung 
«ingeräumt  ist;  denn  nicht  allein  hat  das  Patentamt  die  im  Anmelde- 
verfahren  ergehenden  Verfügungen,  Beschlüsse  und  Mittheilungen  — 
unter  Anderem  die  Mittheilung  auf  Grund  des  §  5  —  dem  Anmelder 
oder  dessen  Vertreter  zuzustellen,  sondern  der  Anmelder  hat  auch 
4as  Recht,  in  gewissen  Fällen  vor  der  Entscheidung  des  Patentamts 
gehört  zu  werden;  ihm  steht  das  Widerspruchsrecht  nach  Massgabe 
^es  §  5  und  bei  Ablehnung  der  Anmeldung  ein  Beschwerderecht 
nach  §  10  Absatz  2  zu.  Diese  Wirkungen  —  wenigstens  soweit  sie 
•das  Verfahren  vor  dem  Patentamt  betreffen  —  hat  auch  die  in  for- 
meller oder  materieller  Hinsicht  mangelhafte  Anmeldung.  Auch  eine 
-solche  ist  übertragbar,  und  der  Rechtsnachfolger  auf  Grund  der 
Uebertragung  zur  Vervollständigung  und  Verbesserung  der  Anmel- 
dung befugt,  insoweit  eine  solche  nicht  ausschliesslich  durch  den 
ursprünglichen  Anmelder  erfolgen  kann.  Beispielsweise  kann  der 
Kechtsnachfolger  die  unter  der  ursprünglichen  Anmeldung  fehlende 
Unterschrift  des  Anmelders  nie  ergänzen.  Darüber,  inwiefern  durcl^ 
Kont,  Behau  der  WaaronbeEeichnangen.  ^0 
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eine  derartig-e  spfStere  Vervollständigung  der  Anmeldung  die  Priorität 
gewahrt  wird,  ist  das  an  anderer  Stelle  Gesagte  zu  vergleichen 
(vergl.  178.  52).  Eine  wenigstens  formale  Bedeutung  hat  auch  die 
nach  Massgabe  des  §  23  unwirksame  Anmeldung,  wenn  solche  ent- 
weder von  Jemandem,  der  auf  den  Schutz  des  Gesetzes  keinen  An- 
spruch hat,  oder  —  im  Falle  des  §  23  Absatz  2  —  nicht  durch 
einen  inländischen  Vertreter  bewirkt  ist.  Auch  eine  solche  Anmel- 
dungistübertragbar, eine  Vervollständigung  derselben  durch  den  Rechts- 
nachfolger allerdings  ausgeschlossen.  Vor  der  Anmeldung  be- 
steht ein  Recht  im  Sinne  des  §  7  nicht.  Dies  würde  an  sich  nicht 
der  Uebertragbarkeit  vor  Bewirkung  der  Anmeldung  entgegensteh en> 
da  auch  zukünftige  Rechte  übertragen  werden  können  f vergl.  Str. 
Bd.  8  S.  263.  264,  Str.  Bd.  11  S.  267).  Indessen  steht  der  Zu- 
lässigkeit  einer  derartigen  Uebertragung  hier  derUmstand  entgegen,  das» 
der  Anmelder  zur  Zeit  der  Anmeldung  entweder  einen  Geschäfts- 
betrieb oder  doch  wenigstens  die  Absicht,  einen  solchen  zu  .beginnen, 
haben  mnss;  diese  Voraussetzung  liegt  aber  dann  nicht  mehr  vor, 
wenn  der  Anmelder  bereits  früher  mit  seinem  Rechte  aus  der  zu- 
künftigen Anmeldung  seinen  Geschäftsbetrieb  auf  einen  Anderen 
tibertragen  hat.  Ohne  die  Mitübertragung  des  Geschäftsbetriebes^ 
würde  die  Uebertragung  auch  des  zukünftigen  Rechtes  nach  Mass- 
gabe des  §  7  überhaupt  nicht  gültig  sein. 

Das  durch  die  Anmeldung  begründete  Recht  wird  mit  rückwir- 
kender Kraft  hinfällig,  wenn  'die  Anmeldung  zurückgenommen  oder 
rechtskräftig  zurückgewiesen  wird.  Nur  im  Falle  des  §  6  Absatz  2  bleibt 
trotz  der  Versagung  der  Eintragung  ein  im  Klagewege  verfolgbares 
Recht  aus  der  Anmeldung  noch  bestehen;  dieses  Recht  kann  gleich- 
falls —  und  zwar,  wenn  dasselbe  auf  privatrechtliche  Ansprüche  sich 
gründet,  zugleich  mit  diesen  —  auf  einen  Anderen  übergehen.  Ist 
der  die  Zurückweisung  der  Anmeldung  aussprechende' Beschluss  noch 
nicht  rechtskräftig,  so  ist  die  Uebertragung  allgemein  —  ftir  die  Be- 
schwerdeinstarfz  —  zulässig. 

198.  Eintritt  des  Rechtsnachfolgers  in  die  Rechte  des  Anmelders. 

In  die  Rechte  des  ersten  Anmelders  tritt  derjenige,  auf  welchen 
das  durch  die  Anmeldung  begründete  Recht  übertragen  wird,  ein*^ 
ein  Anspruch  auf  Berücksichtigung  als  Parthei  in  dem  patentamt- 
lichen Verfahren  steht  ihm  indessen  selbstverständlich  nur  unter  der 
Voraussetzung  zu,  dass  er  rechtzeitig  dem  Patentamte  die  geschehene 
Uebertragung  mittheilt.  Darüber,  in  welcher  Form  die  Uebertragung 
des  Rechtes  aus  der  Anmeldung  geschehen  müsse,  damit  das  Patentamt 
den  Erwerber  als  legitimirten  Rechtsnachfolger  anzusehen  habe,  bestimmt 
das  Gesetz  nichts.  Entsprechend  dem,  was  in  dieser  Hinsicht  von 
der  Uebertragung  des  durch  die  Eintragung  begründeten  Rechtes 
gilt,  ist  anzunehmen,  dass  die  Einwilligung  des  Anmelders  in  die  Ein- 
tragung des  Erwerbers  als  Zeicheninhabers  in  beweisender  Form  bei- 
gebracht, oder  bei  der  Uebertragung  von  Todes^vegen  der  Nachweis 
der  Rechtsnachfolge  geführt  werden  muss  (Meves  II.  S.  101, 
vergl.  229).  Ist  diese  Formvorschrift  erfüllt,  so  wird  als  Inhaber  des 
Zeichens  nicht  mehr  der  Anmelder  sondern  dessen  Rechtsnachfolger 
in  die  Rolle  eingetragen.  Dem  Rechtsnachfolger  steht  in  gleicher 
Weise  wie  dem  Anmelder  die  weitere  Uebertragung  des  durch  die 
Anmeldung  begründeten  Rechtes  zu. 
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Mit  den  Rechten  gehen  zugleich  diejenigen  Beschränkungen, 
welchen  der  erste  Anmelder  unterworfen  war,  auf  den  Erwerber  über; 
demnach  läuft  die  Schutzdauer  des  Zeichens  auch,  gegenüber  dem 
letzteren  von  dem  Tage  der  ursprünglichen  Anmeldung  an,  ebenso 
laufen  für  den  Kechtsnachfolger  die  im  Anmeldeverfahren,  sei  es 
durch  das  Patentamt  sei  es  gesetzlich  bestimmten,  Fristen,  deren 
Laufbereits  vor  der  Uebertragung  begonnen  hat,  ohneünterbre<?hung  fort. 

I 

199.  Aenderung  in  der  Behandlung  der  Anmeldung  in  Folge 

der  Uebertragung. 

Während  im  Allgemeinen  eine  Aenderung  in  der  Behandlung 
der  Anmeldung  in  Folge  der  Rechtsnachfolge  nicht  eintritt,  so  kann 
eine  solche  doch  nöthig  werden,  wenn  für  die  Eintragung  Umstände 
massgebend  sind,  die  lediglich  die  Person  des  Anmelders  oder  seines 
Rechtsnachfolgers  betreffen.  Es  kann  beispielsweise  ein  Zeichen, 
welches  im  Besitze  des  Anmelders  als  ein  trügerisches  erschien,  weil 
der  Anmelder  diejenigen  persönlichen  Eigenschaften  nicht  besass, 
auf  welche  das  Zeichen  hinwies,  mit  Rücksicht  darauf,  dass  der 
Rechtsnachfolger  im  Besitze  dieser  Eigenschaften  ist,  die  Eintrags- 
fahigkeit  erlangen  (vergl.  161).  Eine  Aenderung  in  der  Behandlung 
der  Anmeldung  in  Folge  ihrer  Uebertragung  kann  sowohl  zu  Gunsten 
als  zu  Ungunsten  des  Rechtsnachfolgers  eintreten;  dies  gilt  nament- 
lich hinsichtlich  des  §  23.  Trotzdem  nämlich  die  Anmeldung  seitens 
des  Inhabers  einer  inländischen  Niederlassung  bewirkt  ist,  muss  doch 
der  Rechtsnachfolger,  der  im  Inlande  eine  Niederlassung  nicht  besitzt, 
wenn  er  in  Gemässheit  des  §  23  Absatz  1  auf  den  Schutz  des  Ge- 
setzes Ansprtfch  hat,  einen  inländischen  Vertreter  bestellen;  hat  er 
auf  den  Schutz  des  Gesetzes  keinen  Anspruch,  so  muss"  sogar  die 
Versagung  der  Eintragung  erfolgen.  Andererseits  kann  der  in- 
ländische Vertreter,  zu  dessen  Bestellung  der  Rechtsvorgänger  ge- 
nöthigt  war,  entbehrt  werden,  wenn  der  Rechtsnachfolger  im  Inlande 
eine  Niederlassung  hat.  Ohne  jeden  Einfluss  ist  dagegen  die  Ueber- 
tragung des  Rechtes  aus  der  Anmeldung  in  dem  Falle,  wennletztere  von 
Jemandem,  der  auf  den  Schutz  des  Gesetzes  keinen  Anspruch  hat,  oder — 
im  Falle  des  §  23  Absatz  2  —  nicht  durch  einen  inländischen  Vertreter 
bewirkt  ist.  Eine  solche  Anmeldung  ist  ohne  jede  materielle  Wir- 
kung und  kann  daher  auch  nicht  dadurch  gültig  werden,  dass  in  der 
Person  des  Rechtsnachfolgers  die  Unwirksamkeitsgründe,  welche  für 
den  Vorbesitzer  galten,  nicht  zutreffen.  Dass  der  Rechtsnachfolger 
auch  nicht  zur  Vervollständigung  einer  derartigen  Anmeldung  befugt 
ist,  ist  bereits  an  anderer  Stelle  dargelegt  (vergl.  197). 

200.  Uebertragung  des  durch  die  Anmeldung  zu  den  früheren  Zeichen- 
registern begründeten  Rechts. 

Was  die  noch  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874 
in  die  früheren  Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen  anlangt,  so 
besteht  bei  diesen  ein  Unterschied  zwischen  dem  durch  die  An- 
meldung und  dem  durch  die  Eintragung  begründeten  Rechte  im 
Wesentlichen  nicht,  da  nach  früherem  Recht  die  ausschliessliche  Be- 
ftigniss  nicht  erst  mit  der  Eintragung,  sondern  bereits  von  dem  Zeit- 
punkte der  Anmeldung  ab  erworben  wurde.  Das  durch  die  An- 
meldung   eines    solchen   älteren  Zeichens    erworbene  Recht  geht  zu- 

10* 
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gleich. mit  der  Firma,  zu  deren  Gunsten  das  Zeichen  eingetragen  ist, 
auf  den  Erwerber  der  Firma  über  (vergl.  Civ.  Bd.  11  S.  141). 

201.    Üebertragung  des  durch  die  Eintragung  begründeten  Reclits. 

Die  Üebertragung  des  durch  die  Eintragung  begründeten  Rechtes 
hat,  abgesehen  von  dem  Prioritätsanspruche,  den  Uebergang  der 
ausschliesslichen  Befugniss  zum  Gebrauche  des  Zeichens  zur  Folge. 
Hieraus  folgt,  dass,  wenn  eine  Störung  der  ausschliesslichen  Befug- 
niss nach  der  Üebertragung  des  Zeichenreclites  begangen  wird,  der 
Erwerber  als  „Verletzter"  im  Sinne  des  §  14  und  als  Klageberechtigter 
im  Sinne  des  §  12  angesehen  werden  muss. 

202.  Bescliränkung  des  nicht  eingetragenen  Rechtsnachfolgers  In  der 

Ausübung  des  Hechts. 

Indessen  sind  der  Ausübung  der  gesetzlich  gegenüber  einer 
Störung  gewährten  Schutzmittel  sowie  überhaupt  derjenigen  Befug- 
nisse, welche  dem  Inhaber  des  Zeichens  gegenüber  dem  Patentamt 
und  Dritten  zustehen,  durch  das  Gesetz  Schranken  gesetzt,  da  nach 
§  7  Absatz  2  der  Rechtsnachfolger  sein  Kecht  aus  der  Eintragung 
nicht  eher  geltend  machen  kann,  als  bis  der  Uebergang  des  Zeichens 
in  der  Zeichenrolle  vermerkt  ist.  .Die  Aktiv-  und  Fassivlegitimation 
für  die  zeichenrechtlichen  Ansprüche  ist  demnach  von  der  Eintragung 
des  Rechtsnachfolgers  in  die  Rolle  abhängig  gemacht  (Mot.  zu  §  6). 
Die  Löschung  kann  wegen  Unterlassung  der  Umschreibung  in  der 
Rolle  allein  noch  nicht  gefordert  werden,  sondern  nur  dann,  wenn  die 
Umschreibung  ohne  rechtfertigende  Veranlassung  ungebührlich  verzögert 
wird  (vergl.  Mot.  zu  §  6,  vergl.  auch  295).  Die  Bestimmungjies  §  7  Absatz 
2  hat  ihren  Grund  in  der  formalen  Natur  der  Eintragung,  indem  über- 
haupt nur  der  „Eingetragene",  d.  h.  der  eingetragene  Inhaber, 
sowohl  gegenüber  dem  Patentamt  als  gegenüber  Dritten  aktiv  und 
passiv  zur  Geltendmachung  des  Zeichenrechtes  legitimirt  ist.  Xur 
der  eingetragene  Inhaber  ist  berechtigt,  bei  dem  Patentamt  Anträge 
zu  stellen,  zu  welchen  der  Zeicheninhaber  nach  dem  Gesetze  befugt 
ist,  nur  an  ihn  sind  die  für  den  Inhaber  des  Zeichens  bestimmten  Zu- 
stellungen —  mit  Ausnahme  des  besonderen  in  §  7  Absatz  3  er- 
wähnten Falles,  in  welchem  eine  Zustellung  an  die  Erben  zulässig 
ist  —  zu  richten;  kein  Anderer  als  er  kann  die  Prioritätsrechte  oder 
die  gesetzlichen  Schutzmittel  im  Wege  der  Klage,  der  Einrede,  des 
Widerspruchs  oder  durch  Anträge  bei  der  Staatsanwaltschaft  und 
sonstigen  Behörden  geltend  machen,  und  nur  gegen  ihn  kann  die 
auf  Löschung  des  Zeichens  gerichtete  Klage  erhoben  werden 
(vergl.  364). 

203.  Befligniss  des  noch  eingetragenen  Ver&usserers   zur  Geltend- 

machung des  Rechts. 

Diese  formale  Befugniss  verbleibt  bei  dem  eingetragenen  Inhaber 
auch  selbst  dann  noch,  wenn  das  Zeichenrecht  auf  einen  Anderen 
übertragen  wurde,  so  lange  dieser  Uebergang  nicht  in  der  Rolle  ver- 
merkt und  damit  die  Aktiv-  und  Passivlegitimation  für  zeichenrecht- 
liche Ansprüche  auf  den  Erwerber  des  Zeichens  übergegaugeti  ist 
(vergl.  Z  g  R.  III.  S.  259).  Der  Eingetragene  kann  demnach,  trotz- 
dem ein  Anderer  Inhaber  des  Zeichens  und  des  Zeichenrechtes  ge- 
worden ist,  so  lange  die  Eintragung  zu  seinen  Gunsten  noch  besteht, 
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die  abwehrende  und  die  Entscbädigungsklage  erheben  —  letzteres, 
soweit  ihm  nachweisbar  ein  Schaden  entstanden  ist  — ,  Strafanträge 
und  Anträge  auf  Beschlagnahme  in  Gemässheit  des  §  17  stellen,  die 
Löschung  des  Zeichens  auf  Grund  des  §  8  Absatz  1  beantragen,  und 
in  der  gegen  ihn  gerichteten  Löschungsklage  ein  Anerkenntniss  des 
Klageanspruches  rechtswirksam  abgebeü;  das  gegen  ihn  in  der 
Löschungsklage  ergangene  Urtheil  ist  gegen  den  Rechtsnachfolger 
wirksam  und  vollstreckbar  (§  9  Absatz  4).  Alle  Verhandlungen  im 
patentamtlichen  nnd  gerichtlichen  Verfahren,  auch  soweit  solche  den 
Rechtsbestand  des  Zeichens  betreffen,  werden  demnach  lediglich  mit 
dem  noch  eingetragenen  Veräusserer  gepflogen  (Mot.  zu  §  6,  vergl. 
330j.  Insbesondere  erfolgen  die  Zustellungen  aes  Patentamtes  aus- 
schliesslich an  ihn.  Der  nicht  eingetiagene  Erwerber  kann  sich  als 
Nebenintervenient  —  als  Hauptparthei  nur,  wenn  die  besonderen 
Voraussetzungen  des  §  73  der  Civilprozessordnung  vorliegen  —  an 
dem  gerichtlichen  Verfahren  betheiligen  (vergl.  §  9  Absatz  4).  lieber 
die  Wirkungen  einer  Veräusserung  während  des  Prozesses  sind 
die  Erörterungen  zu  §  9  zu  vergleichen  (vergl.  273). 

i 

204.    Befligniss  des  eingetragenen  Veräueserers  zur  Geltendmachung 
dee  Rechtes  in  seinem  Verhältnisse  zum  Rechtsnachfolger. 

Die  fortdauernde  Befugniss  des  Eingetragenen  zur  Ausübung  der 
zeichenrechtlichen  Ansprüche  hat  indessen  Wirkung  nur  im  Verhält- 
nisse nach  Aussen  hin,  d.  h.  gegenüber  Dritten  und  dem  Patentamt; 
denn  in  dem  inneren  Verhältnisse  des  Eingetragenen  zu  dem  Er- 
werber des  Zeichenrechtes  ist  die  rechtsgültig  erfolgte  Üebertragung 
sogleich  wirksam,  auch  ohne  dass  dieselbe  in  der  Zeichenrolle  ver- 
merkt ist  (vergl.  ZgR.  III.  S.  259).  Dem  Erwerber  gegenüber  ist 
der  Veräusserer  auch  schon  vor  der  Eintragung  der  Üebertragung 
nicht  zur  Geltendmachung  des  Ausschliessungsrechtes  befugt;  ja  er 
muss  sogar,  falls  ihm  dies  nicht  besonders  gestattet  ist,  den  eigenen 
Gebrauch  des  Zeichens  und  die  Anstellung  von  Klagen  gegenüber 
Dritten  unterlassen,  und  kann  im  Zuwiderhandlungsfalle  mit  der  Ver- 
tragsklage auf  Unterlassung  weiterer  Eingriffe  in  das  Recht  und  auf 
Schadensersatz  belangt  werden  (vergl.  0  i  v.  Bd.  31  S.  56).  Wenn 
daher  der  Eingetragene  trotz  erfolgter  üebertragung  des  Rechts  seine 
formale  Befugniss  zum  Nachtheile  des  neuen  Inbabers  ausübt,  so 
kann  er  diesem  auf  Grund  des  mit  demselben  geschlossenen  üeber- 
tragungsvertrages  verantwortlich  sein.  Um  etwaigen  Schadensersatz- 
ansprtichen  wegen  nachlässiger  oder  nicht  sachgemässer  Prozess- 
ftihrung  zu  entgehen,  empfiehlt  es  sich,  dass  der  Eingetragene  in 
Gemässheit  der  §§  69. ff.  der  Civilprozessordnung  und  insbesondere, 
wenn  er  auf  Löschung  verklagt  ist,  auf  Grund  des  §  73  derselben 
dem  nicht  eingetragenen  Inhaber  den  Streit  verkündet,  damit  dieser 
dem  Prozesse  als  Nebenintervenient  beitreten,  oder  an  Stelle  des 
Beklagten  den  Prozess  tibernehmen  kann  fvergl  §  9  Absatz  4). 
Eine  Vereinbarung  des  Inhaltes,  dass  der  Veiliusserer  bis  zu  er- 
folgter Eintragung  der  üebertragung  die  Rechte  aus  der  Eintragung 
im  Interesse  des  Erwerbers  ausüben  solle,  kann  unbedenklich  zwischen 
dem  Veräusserer  und  dem  Erwerber  getroffen  werden.  Wird  dann 
später  im  Laufe  des  von  dem  Veräusserer  angestellten  Rechts- 
streits die  üebertragung  in  der  Rolle  vermerkt,  so  findet  auf  die  Be- 
fugniss des  Erwerbers,  in  den  Rechtsstreit  einzutreten,  der  §"236  der 
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Civilprozessordnung  Anwendung,  wonncb  .der  Hechtsnachfolger  nur 
mit  Zustimmung  des  Gegners  in  den  Prozess  als  Parthei  eintreten 
kann.  Diese  Zustimmung  kann  auch  stillschweigend  gegeben  werden, 
indem  der  Gegner  dem  Eintritte  des  Rechtsnachfolgers  nicht  wider- 
spricht (Bolze  Bd.  14  No.  592).  Auch  ohne  besondere  Verein- 
barung ist  der  Eingetragene',  welcher  durch  Ausübnng  seiner  formalen 
Befugniss  eine  Entschädigung  oder  Busse  wegen  Störungen,  die  erst 
nach  üebertragung  des  Zeichenrechtes  begangen  sind,  erhalten  hat, 
regeln^Kssig  verpÄichtet,  die  ihm  auf  diese  Weise  zugekommenen 
Vortheile  seinem  Rechtsnachfolger  —  welcher  der  wirklich  Beschüdigte 
ist  —  herauszugeben  (vergl.  Kohl  er  P-R.  No.  489j. 

205.  Ausübung  des.  Rechts  seitens  des  Rechtsnachfolgers  fDr  die  Zeit 

vor  seiner  Eintragung  in  die  Rolle. 

Während  desjenigen  Zeitraums,  welcher  zwischen  der.  Uebei^ 
tragung  des  Waarenzeichens  und  der  Eintragung  dieser  Üebertragung 
in  die  Zeichenrolle  liegt,  erlischt  also  weder  das  Recht,  noch  auch 
ruht  während  dieser  Zeit  dessen  Ausübung;  vielmehr  besteht  nur 
ßine  persönliche  Beschränkung  des  nicht  eingetragenen  Zeicheninhabers 
in  der  Ausübung  der  ihm  an  sich  gesetzlich  zustehenden  Befugnisse, 
welche  er  vor  seiner  Eintragung  nur  nach  Üebertragung  des  für  den 
noch  eingetragenen  Veräusserer  begründeten  Klagerechtes  seitens 
des  letzteren  geltend  machen  kann  (vergl.  458).  Die  Störungen, 
welche  während  des  gedachten  Zeitraums  begangen  sind,  können 
demnach  auch  von  dem  Erwerber,  sobald  seine  Eintragung  bewirkt 
ist,  mit  den  gesetzlichen  Schutzmitteln  —  mit  der  abwehrenden  Klage, 
der  Entschädigungsklage,  mit  Strafantrag,  Xebenklage  und  Antrag 
auf  Beschlagnahme  —  verfolgt  werden,  sofern  nicht  bereits  der  Ver- 
äusserer wegen  der  gleichen  Störung  Klage  erhoben  oder  Antrag  be- 
stellt hat.«  Denn,  trotzdem  die  formale  Befiiguiss  zur  Ausübung  des 
Rechtes  bei  dem  noch  eingetragenen  Veräusserer  verblieben  ist,  ist 
doch  der  Erwerber  in  allen  sonstigen  Beziehungen  wirkUcher  Rechts« 
Inhaber  geworden;  die  Rechtsgültigkeit  !der  Üebertragung  ist  —  wie 
dies  bereits  in  Hinsicht  auf  das  innere  Verhältniss  des  Veräusserers 
zu  dem  Erwerber  dargelegt  wurde  —  durch  den  Vermerk  in  der 
Zeichenrolle  nicht  bedingt  (Mot.  zu  §  6,  vergl.  204 j.  Dies  zeigt 
sich  insbesondere  auch  darin,  dass  die  Verfügung  über  das  Recht, 
insoweit  nicht  die  Aktiv-  oder  Passivlegitimation  für  zeichenrechtliche 
Ansprüche  in  Frage  steht,  schon  von  der  Üebertragung  an  dem  nicht 
eingetragenen  Erwerber  ausschliesslich  zusteht;  letzterer  ist  vor 
Allem  ausschliesslich  befugt,  das  Waarenzeichen  weiter  zu  über- 
tragen und  Lizenzen  zu  ertheilen  (vergl.  iJ8(i). 

206.  Mehrfaclie  Veräusserung  des  Rechts  seitens  desselben  Inhabers. 

Hat  der  Eingetragene  daher  nach  erfolgter  üebertragung  des 
Rechte«^  dasselbe  nochmals  an  einen  Anderen  veräussert,  so  oleibt 
das  Recht  des  ersten  Erwerbers  bestehen,  selbstverständlich  unter 
der  Voraussetzung,  dass  die  Üebertragung  an  ihn  in  rechtsgültiger 
Weise  geschehen  ist.  Dies  gilt  selbst  dann,  wonn  auf  (Irund  der 
späteren  Üebertragung  der  spätere  Erwerber  in  die  Rolle  als  Inhaber 
eingetragen  sein  sollte;  denn  diese  Eintragung  wirkt  nur  nach  Aussen 
hin,  nicht  dagegen  im  Verhältnisse  der  Betheiligten  zu  einander. 
Der  erjjte  P>werber  hat  hiernach,  wenn  er  in  der  Lage  ist,  sein  Vor- 
recht nachzuweisen,  einen  Anspruch  auf  Berichtigung  der  Rolle  durch 
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das  Patentamt,  und  nöthigenfalls,  wenn  wegen  Bestreitens  des  anderen 
Theüs  die  Thatsachen,  aus  welchen  die  Priorität  der  Uebertragung 
zu  folgern  ist,  bewiesen  werden  müssen,  einen  im  Klagewege  verfolg- 
baren Anspruch  auf  Einwilligung  des  zu  Unrecht  Eingetragenen  in 
die  Umschreibung  des  Zeichens  auf  seinen,  des  Ersterwerbers,  Namen 
(vergl.  Seligsohn  §  7  Nl  13).  So  lange  eine  derartige  Um- 
schreibung nicht  erfolgt  ist,  bleibt  allerdings  der  materiell  mit  Unrecht 
eingetragene  spätere  Erwerber  zur  Geltendmachung  der  Rechte  aus 
-der  Eintragung  legitimirt;  alle  Vortheile  —  Entschädigungen  und 
Bussen  — ,  die  er  auf  diese  Weise  erlangt,  muss  er  aber  später  dem 
Ersterwerber  als  dem  wirklich  Geschädigten  herausgeben.  Auf  die 
Befugniss,  in  die  von  dem  zu  Unrecht  Eingetragenen  bereits  anhängig 
gemachten  Kechtsstreitigkeiten  einzutreten,  findet  auch  hier  §  236 
der  Civilprozessordnung  Anwendung  (vergl.  204).  In  dem  Verhält- 
nisse des  späteren  Erwerbers  zu  dem  Veräusserer  ist  dagegen  der  Ueber- 
tragungsvertrag  rechtswirksam,  und  der  Veräusserer  auf  Grund  dieses 
Vertrages  regelmässig  dem  Erwerber  Ssur  Entschädigung  verpflichtet, 
wenn  diesem  durch  den  früheren  Erwerber  das  Zeichenrecht  ent- 
zogen wird. 

207.  Eintritt  des  Rechtsnachfolgers  in  die  Rechtsstellung  desVeräusserers. 

Die  im  Vorstehenden  erörterten  Regeln,  welche  bei  mehrfacher 
Veräusserung  des  Zeichenrechtes  zu  gelten  haben«  sind  eine  An- 
wendung des  Rechtssatzes,  dass  Niemand  mehr  Rechte  übertragen 
kann,  als  er  selbst  besitzt.  Aus  derselbeo  Rechtsregel  folgt  femer, 
dass  das  Zeichenrecht  mit  allen  denjenigen  Beschränkungen  und 
Mängeln  auf  den  Erwerber  übergeht,  mit  welchen  dasselbe  zur  Zeit 
der  Uebertragung  behaftet  war.  Hinsichtlich  der  Schutzdauer  des 
Zeichens  ist  hierbei  auf  frühere  Erörterungen  s^u  verweisen  (vergl. 
198).  jVIängel  des  Zeichens  können  insofern  vorliegen,  als  das  Zeichen 
«in  solches  ist,  welches  der  Löschung  unterliegt.  In  einem  solchen 
Falle  bleibt  das  Zeichen  auch  nach  seiner  Uebertragung,  gleichviel 
ob  diese  in  der  Rolle  vermerkt  ist  oder  nicht,  der  Löschung  unter- 
worfen, und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Rechtsnachfolger 
bei  dem  Erwerbe  in  gutem  oder  in  bösem  Glauben  war.  Handelt 
•es  sich  um  ein  Zeichen,  dessen  Eintragung  hätte  versagt  werden 
müssen,  so  kann  demnach  der  Rechtsnachfolger  sich  nicht  darauf 
berufen,  dass  die  Eintragung,  wenn  er  die  Anmeldung  bewirkt  hätte, 
hätte  erfolgen  müssen.  Beispielsweise  muss  ein  Zeichen,  welches 
wegen  offensichtlich  trügerischen  Inhalts  nicht  eintragsfähig  war,  auch 
dann  gelöscht  werden,  wenn  mit  Rücksicht  auf  die  Person  und  den 
Geschäftsbetrieb  des  Rechtsnachfolgers  die  in  dem  Zeichen  enthal- 
tenen Angaben  nicht  als  den  thatsächlichen  Verhältnissen  wider- 
sprechend «angesehen  werden  können.  Auch  diejenigen  Lüschungs- 
gründe,  welche  erst  nach  der  Eintragung  eingetreten  sind,  jedoch  zur 
Zeit  der  Uebertragung  bereits  vorlagen,  muss  der  Erwerber  des 
Zeichens  gegen  sich  gelten  lassen,  da  ein  einmal  begründeter  Löschungs- 
grund  durch  den  Eintritt  anderer  Umstände  nicht  wieder  beseitigt 
wird  .(vergl.  483).  Nur  insofern  kann  die  Uebertragung  des  Zeichens 
auf  dessen  Rechtsbestand  von  Einfluss  sein,  als  die  Löschungsklage 
des  §  9  Xo.  3  gegen  den  Rechtsnachfolger  nicht  zulässig  ist,  obwohl 
sein  Recht 3 Vorgänger  von  dem  Zeichen  einen  trügerischen  Gebrauch 
gemacht  hat,  sofern  nur  gegenüber  dem  Rechtsnachfolger  keine  Um- 


152  §  7.    XXIV.  üebertrag^g  des  Zeichenrechts. 

stände  vorliegen,  aus  welchen  auf  die  Gefahr  einer  Täuschung  durcli 
den  Gebrauch  des  Zeichens  geschlossen  werden  kann.     Dies  beruht 
darauf,  dass  bei  Prüfung    des  Löschungsgrundes    des  §  9  Ko.  3  auf 
den  Zeitpunkt  der  Erhebung  der  Klage  gesehen  werden  muss  (vergl. 
304).       • 

Nur  diejenigen  Mängel  und  Beschränkungen  gehen  auf  den  Hechts- 
nachfolger Über,  welche  in  der  Beschaffenheit  des  Zeichens  ihre  Ver- 
anlassung haben,  nicht  aber  etwaige  Beschränkungen,  die  lediglich 
in  der  Person  des  Zeicheninhabers  ihre  Begründung  finden.  War 
der  Veräusserer  in  der  Ausübung  des  Rechtes  beschränkt,  weil  der- 
selbe in  Gemässheit  des  §  23  Absatz  1  keinen  Anspruch  auf  den 
Schutz  des  Gesetzes  oder  weil  derselbe  nicht  nach  Massgabe  des 
§  23  Absatz  2  einen  inländischen  Vertreter  bestellt  hatte,  so  gilt 
diese  Beschränkung  für  den  Erwerber,  welcher  im  Inlande  eine 
Niederlassung  hat,  nicht.  Andererseits  wird  durch  die  Thatsache,. 
dass  der  Erwerber  in  die  Rechtsstellung  des  Veräusserers  eintritt, 
nicht  ausgeschlossen,  dass  ersterer,  wenn  er  nach  Massgabe  des  §  23> 
in  der  Ausübung  seiner  Rechte  beschränkt  sein  sollte,  diesen  Be- 
schränkungen selbst  dann  unterworfen  ist,  wenn  auch  der  Veräusserer 
Inhaber  einer  inländischen  Niederlassung  war  (Kohl er  M-R.  S.  11  y, 
vergl.  199.  900). 

Der  Veräusserer,  in  dessen  Rechte  der  Erwerber  eintritt,  verliert 
andererseits  mit  der  Uebertragung  des  Zeichens  seine  frühere  Rechts- 
stellung, und  zwar  dem  Er^'erber  gegenüber  schon  mit  der  Ueber- 
tragung,  Dritten  gegenüber  mit  der  Eintragung  der  Uebertragung- 
in  die  Zeichenrolle. 

208.    Uebergang  der  persönlichen  Berechtigungen  und  Verpflichtungen 

des  Veräusserers  auf  den  Rechtsnachfolger. 

Im  Uebrigen  geht  mit  der  Uebertragung  des  Zeichenrechtes  nur 
die  ausschliessliche  Befugniss  zum  Gebrauche  des  Zeichens  auf  den 
Erwerber  über;  derselbe  übernimmt  nicht  etwa  auch  die  persönlichen 
privatrechtlichen  Berechtigungen  und  Verpflichtungen,  welche  zu 
Gunsten  oder  zu  Lasten  des  Veräusrferei'«  zur  Zeit  seiner  Inhaber- 
schaft und  aus  Anlass  derselben  entstanden  sind.  Dies  gilt  nament- 
lich von  den  Entschädigungsansprüchen,  welche  sich  auf  vor  der 
Uebertragung  des  Zeichenrechtes  begangene  Störungen  gründen;  diese 
Entschädigungsansprüche  bleiben  bei  dem  Veräusserer,  sofern  sie 
nicht  ausdrücklich  oder  stillschweigend  nach  Inhalt  des  Uebertra- 
gungs Vertrages  oder  sonstiger  Vereinbarungen  der  Betheiligten  dem 
Erwerber  mit  übertragen  sind  (vergl.  Kohler  M-R.  S.  365,  vergl.  auch 
685).  Das  Gleiche  gilt  von  der  Beüigniss,  die  abwehrende  Klage 
wegen  früherer  Störungen  zu  erheben.  Diese  Befugniss  kann  ent- 
weder von  dem  Veräusserer,  so  lange  dieser  eingetragen  ist,  im  In- 
teresse des  Erwerbers  ausgeübt  oder  auf  letzteren  besonders  über- 
tragen werden ;  ohne  eine  solche  Uebertragung  des  Klagerechts  steht 
dem  Erwerber  die  Befugniss,  vor  der  Uebertragung  geschehene  Stö- 
rungen abzuwehren,  nicht  zu  (vergl.  453).  Ein  Uebergang  des 
Strafantragsrechts  und  des  Rechts  auf  Busse  auf  den  Erwerber  ist 
schon  um  deswillen  ausgeschlossen,  weil  diese  Berechtigungen  über- 
haupt nicht  —  die  Busse  jedenfalls  nicht  vor  Rechtskraft  des  die- 
selbe zusprechenden  Urtheils  —  übertragbar  sind  (vergl.  651.  799). 
Der   ft'üher  Berechtigte  kann  den  Strafantrag  auch  trotz  der  Ueber- 
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tragung  noch  stellen,  da  die  Ausübung  dieses  Rechtes  —  in  gleicher 
Weise  wie  die  Erbebung  der  abwehrenden  Klage  —  durch  das  Vor- 
handensein eines  Interesse  nicht  bedingt  ist  (vergl.  589).  Dass  der 
Erwerber  nicht  in  die  persönlichen  Verpflichtungen  seines  Rechts- 
vorgängers eintritt,  zeigt  sich  insbesondere  darin,  dass  derselbe  auch 
nicht  an  die  von  letzterem  ertheilten  Lizenzen  gebunden  ist,  wenn  er 
die  Verpflichtungen  aus  dem  Lizenz  vertrage  nicht  besonders  Über- 
nommen hat  (vergl.  393). 

209.    Üebertragung  des  Geech&ftsbetriebes. 

Das  Zeichenrecht  kann  nur  mit  dem  Geschäftsbetriebe,  zu  wel- 
chem das  Waarenzeichen  gehört,  auf  einen  Anderen  übergehen,  da 
es  mit  dem  Geschäftsbetriebe  in  einer  unlösbaren  Verbindung  steht 
(vergl.  29).  Dies  ist  in  §  7  Absatz  1  ausdrücklich  bestimmt.  Die 
Vorschrift  bezieht  sich  sowohl  auf  das  Recht  aus  der  Eintragung  als 
auf  das  Recht  aus  der  Anmeldung.  Was  unter  Geschäftsbetrieb  zu 
verstehen  ist,  und  was  zur  Üebertragung  des  Geschäftsbetriebes  ge- 
hört, ist  an  anderer  Stelle  erörtert  (vergl.  31.  529).  Die  Üebertra- 
gung des  Geschäftsbetriebes  besteht  hiemach  in  der  Aufgabe  der  aut 
die  Herstellung  oder  den  Vertrieb  von  Waaren  gerichteten  Thätigkeit 
des  Veräusserers  und  Fortsetzung  der  geschäftlichen  Operationen 
seitens  des  Erwerbers.  Eine  einseitige  oder  vertragsmässige  Erklä- 
rung des  Inhalts,  dass  der  Geschäftsbetrieb  übergegangen  sei,  genügt, 
wenn  nicht  ein  thatsächlicher  Uebergang  der  geschäftlichen  Thätig- 
keit wirklich  stattgefunden  hat,  nicht  (vergl.  529).  Es  ist  ferner  zu 
beachten,  dass,  wenn  ein  Geschäftsbetrieb  tibertragen  werden  soll, 
derselbe  vor  der  Üebertragung  bereits  und  noch  bestanden  haben 
niuss  (vergl.  532).  Dies  gilt  nach  dem  klaren  Wortlaute  des  Ge- 
setzes auch  für  die  üebertragung  des  'durch  die  Anmeldung  begrün- 
deten Rechtes,  obwohl  das  Gesetz  nicht  voraussetzt,  dass  zur  Zeit 
der  Anmeldung  der  Geschäftsbetrieb  bereits  begonnen  sei  (vergl.  65). 
Denn  sonst  würde  das  Gesetz  leicht  umgangen  werden  können,  da 
es  dessen*  Tendenz  ist,  dass  nur  für  den  eigenen  Geschäftsbetrieb 
ein  Zeichenreeht  erworben  werden  kann,  und  dass  die  Anmeldung 
eines  Zeichens  lediglich  zu  dem  Zwecke,  dasselbe  einem  Anderen 
für  dessen  Geschäftsbetrieb  zuzuwenden,  verhindert  werden  soll 
(vergl.  33.  65).  Für  die  Frage,*  ob  der  Geschäftsbetrieb  bei  der 
Üebertragung  noch  bestanden  hat,  ist  es  gleichgültig,  ob  der  Ge- 
schäftsbetrieb Überhaupt  nicht  begonnen,  oder  ob  derselbe  vor  der 
Üebertragung  bereits  eingestellt  war;  auch  im  letzteren  Falle  ist  ein 
Uebergang  desselben  auf  einen  Anderen  nicht  mehr  möglich  (vergl. 
532).  Die  Üebertragung  des  Zeichen«?  und  des  Geschäftsbetriebes 
muss  nicht  unbedingt  gleichzeitig  erfolgen;  nur  dart*  der  zeitliche 
Zwischenraum  kein  zu  bedeutender  sein  (vergl.  528,  anders  M  e  v  e  s 
IL  8.  96).  Uebertragen  werden  muss  der  in  der  Anmeldung  oder 
Eintragung  bezeichnete  Gescliäftsbetrieb;  es  ist  jedoch  nicht  nöthig, 
dass  derselbe  von  dem  Rechtsnachfolger  in  unveränderter  Form  fort- 
betrieben werde.  Nur  darf  die  Aendening,  welche  der  Rechtsnach- 
folger vornimmt,  nicht  eine  derartige  sein,  dass  hieraus  auf  die  Ein- 
stellung des  von  dem  Vorgänger  übernommenen  Betriebes  und  die 
Eröffnung  eines  neuen  Betriebes  geschlossen  werden  müsste  (vergl. 
294). 
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Auch  die  noch  in  die  früheren  Zeichenregister  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  30.  November  1874  eingetragenen  Zeichen  können  nur 
mit  dem  Geschäftsbetriebe,  zu  welchem  sie  gehöre^,  übergehen. 
Denn  nach  früherem  Recht  war  das  Zeichen  unlöslich  mit  der  Firma, 
zu  deren  Gunsten  dasselbe  eingetragen  war,  verbunden;  der  Ueber- 
gang  der  Firma,  welcher  hiernach  den  gleichzeitigen  Uebergang  des 
Zeichenrechtes  zur  Folge  hatte,  ist  aber  nur  dann  möglich,  wenn 
gleichzeitig  der  Geschäftsbetrieb  der  Firma  mitübertragen  wird 
(vergl.  C  i  V.  Bd.  11  S.  141,  vergl.auch  528j.  Nach  jetzigem  Recht  ist  es 
nicht  mehr  nöthig,  dass  mit  dem  Geschäftsbetriebe  auch  die  Firma 
übertragen  werde;  dies  gilt  selbst  dann,  wenn  das  Zeichen  zu 
Gunsten  einer  Firma  eingetragen  ist. 

210.    Theilweise  Uebertragung  des  Geschäftsbetriebes. 

Der  in  der  Anmeldung  und  Eintragung  bezeichnete  Geschäfts- 
betrieb muss  nicht  seinem  vollen  Umfange  nach  übertragen  werden; 
vielmehr  kann  der  Veräusserer  einzelne  Theile  des  Betriebes  von 
der  Uebertragung  an  den  Erwerber  des  Zeichens  ausschliessen  (vergl. 
K  o  h  1  e  r  M-R.  S.  234.  .235).  Es  wird  demnach,  wenn  der  Geschäfts- 
betrieb nur  im  ITebrigen  auf  den  neuen  Zeicheninhaber  übergeht,  die 
Gültigkeit  der  Uebertragung  nicht  durch  einen  Vorbehalt  des  Inhalts« 
beeinträchtigt,  dass  der  Geschäftsbetrieb  zum  Theil  eingestellt,  oder 
zum  Theil  von  dem  Veräussorer  fortgesetzt,  oder  theilweise  auf  einen 
Anderen  als  den  Zeichenerwerber  übergehen  soll.  Nur  eine  Be- 
schränkung besteht  dabei ;  der  auf  den  Rechtsnachfolger  übergehende 
Theil  des  Geschäftbetriebes  muss  nämlich  diejenigen  Waaren  zum 
Gegenstände  haben,  zu  deren  Bezeichnung  das  übertragene  Waaren- 
zeichen  nach  der  Anmeldung  und  Eintragung  bestimmt  ist.  Die 
Uebertragung  dieses  Theils  des  Geschäftsbetriebes  genügt  einerseits 
und  ist  andererseits  unbedingt  erforderlich,  weil  der  Zeichenschutz 
dem  Zeicheninhaber  nicht  für  seinen  Geschäftsbetrieb  im  Allge- 
meinen, sondern  lediglich  zum  Schutze  des  Vertriebes  der  in  dem 
Waarenverzeichnisse  angegebenen  Waaren  gewährt,  und  das  Zeichen 
somit  an  den  Geschäftsbetrieb  nur  insoweit,  als  er  diese  bestimmten 
Waaren  betrifft,  geknüpft  ist  (vergl.  C- i  v.  Bd.  30  S.  1.  2,  anders 
M  e  V  e-s  U.  S.  96).  Es  ist  sogar,  wenn  das  Waaren verzeichniss  ver- 
schiedene Arten  von  Waaren  umfasst,  nicht  nöthig,  dass  die  Herstel- 
lung oder  der  Vertrieb  dieser  sämmtlichen  Waarenarten  auf  den 
Rechtsnachfolger  übergeht ;  vielmehr  genügt  es,  wenn  dies  auch  nur 
hinsichtlich  einer  Waarenart  geschieht.  Werden  einzelne  der  in  dem 
Waarenverzeichniss  genannten  Waarenarten  von  der  Uebertragung 
ausgeschlossen,  so  kann  auf  Grund  hiervon,  nachdem  die  Uebertra- 
gung in  der  Rolle  vermerkt  ist,  die  Löschung  der  Eintragung,  soweit 
solche  die  von  der  Uebertragung  ausgeschlo'^senen  Waarenarten  be- 
trifft, verlangt  werden  (vergl.  291.  295 j. 

211.  Theilung  des  Zeichenrechts. 

In  Zusammenhang  mit  der  Frage,  ob  eine  theilweise  Uebertra- 
gung des  Geschättsbetriebes  genügt.,  steht  die  andere  Frage,  ob  bei 
theilweiser  Uebertragung  des  Betriebes  eine  Theilung  des  Zeichen- 
rechtes erfolgen  kann.  Eine  Theilung  des  Zeicheni-echtes  ist  nach 
verschiedenen  Richtungen  hin  denkbai*.  Dieselbe  könnte  einmal 
in  der  Weise    erfolgen,    dass  Mehrere    zu  Mitinhabern    des  Zeichen- 
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Tecbtes  gema(:ht  werden,  und  zwar  dergestalt,  dass  denselben  Dritten 
gegenüber  die  Ausübung  des  Rechtes  unbeschränkt  übertragen  wird, 
und  eine  Beschränkung  der  Ausübung  des  Hechtes  nur  im  Verhalt- 
nisse der  Mitbesitzer  zu  einander  eintritt.  Es  würde  dies  dasselbe 
Kechtsverhältniss  sein,  welches  im  Falle  der  Kollision  mehrerer  ver- 
schiedener Zeichenrechte  vorliegt  (vergl.  181.  371).  Ein  derartiger 
Mitbesitz  Mehrerer  könnte  entweaer  in  der  Weise  herbeigeführt 
werden,  dass  der  Veräusserer  sich  neben  dem  Erwerber  das  Zeichen- 
recht  zu  eigener  Ausübung  vorbehält,  oder  derart,  dass  der  Ver- 
äusserer mehreren  Erwerbern  das  Zeichen  gleichzeitig  überträgt. 
Andererseits  wäre  eine  Theilung  auch  in  der  Hichtung  denkbar,  dass 
die  einzelnen  aus  der  Eintragung  sich  ergebenden  Befugnisse  unter 
Mehrere  vertheilt  werden,  oder  dass  die  Ausübung  des  Hechtes  nach 
geographischen  Bezirken  unter  mehrere  .Inhaber  getheilt  wird. 

Gegen  die  bedingungslose  Zulässigkeit  einer  Theilung  des  Hechtes 
spricht  sowohl  der  Wortlaut  als  die  Tendenz  des  Gesetzes.  Während 
nämlich  in  §  6  des  Patentgesetzes  und  in  §  7  des  Gebrauchsmuster- 
schutzgesetzes ausdrücklich  vorgeschrieben  ist,  dass  das  Hecht  ^be- 
schränkt oder  unbeschränkt"  übertragen  werden  kann,  findet  sich  in 
§  7  des  Zeichengesetzes  eine  entsprechende  Bestimmung  nicht,  wie- 
wohl es  doch  nahe  gelegen  hätte,  den  Wortlaut  des  Gesetzes  ebenso 
zu  fassen,  wenn  auch  hier  das  Gleiche  hätte  gelten  sollen.  Abgesehen 
hiervon  widerspricht  die  Tendenz  des  Gesetzes  der  Zulässigkeit  einer 
Theilung  im  Allgemeinen,  weil  das  Zeichen  dazu  bestimmt  sein  soll, 
die  Herkunft  von  Waaren  aus  einem  bestimmten  Geschäftsbetriebe 
zu  kennzeichnen,  daher  auch  die  Anmeldung  eines  Zeichens  für 
mehrere  Geschäftsbetriebe  unzulässig  ist  (vergl.  35).  Indessen  ist 
dabei  zu  beachten,  dass  der  Grund,  warum  das  Gesetz  das  Zeichen 
an  einen  bestimmten  Geschäftsbetrieb  und  den  Uebergang  desselben 
an  die  gleichzeitige  üebertragung  dieses  Betriebes  knüpft,  der  ist, 
dass  eine  Täuschung  des  Publikums  über  den  Geschäftsbetrieb,  aus 
welchem  die  von  dem  Zeicheninhaber  bezeichneten  Waaren  herrühren, 
verhindert  werden  soll.  Insofern  eine  derartige  Täuschung  unbedingt 
ausgeschlossen  ist,  und  ein  Zweifel  in  der  angegebenen  Hichtung 
überhaupt  nicht  bestehen  kann,  ist  daher  eine  Theilung  des  Hechtes 
nicht  fiir  unstatthaft  zu  erachten.  Diese  Voraussetzung  liegt  vor, 
wenn  das  Zeichen  ftir  mehrere  gänzlich  von  einander  verschiedene 
Waarenarten  nach  Inhalt  der  Eintragung  bestimmt,  eine  Trennung 
des  Geschäftsbetriebes  nach  den  verschiedenen  Waarengattungen 
möglich  ist,  und  auch  thatsächlich  ausgeführt  wird.  Wer  beispiels- 
weise seinen  Geschäftsbetrieb  sowohl  auf  Eisenwaaren  als  auf  chemische 
Stoffe  erstreckt,  kann  den  Betrieb  in  Eisenwaaren  nebst  dem  Zeichen 
auf  einen  Anderen  übertragen  und  sich  den  Betrieb  in  cheuiif^chen 
Stoffen  sowie  den  konkurrirenden  Gebrauch  des  Zeichens  \'orbehalten; 
oder  er  kann  auch  den  Betrieb  in  chemischen  Stoffen  auf  den  Einen, 
denjenigen  in  Eisenwaaren  auf  einen  Anderen,  und  auf  Beide  —  und 
2war  zu  getrenntem  Besitz  —  das  Zeichen  übertragen  (vergl.  Kohler 
31-R.  S.  233  ff.  244,  Seligsohn  §  7  N.  3,  Landgraf  II.  §  7  X.  3, 
vergl.  aoch  Amar  Xo.  106,  Pouillet  Xo.  93.  95).  Für  die  Zulä>sig- 
keit  einer  Theilung  des  Zeichenrechtes  unter  diesen  Lmtänden  spricht 
auch  die  Thatsache,  dass  eine  theilweise  I^'nchung  der  Eintragung, 
d.  h.  die  Löschung  einzelner  Waarenarten  in  dem  Waarenverzeich- 
nisse,  möglich  ist  i  vergl.  236».     Denn  daraus  ergiebt   sich,  das?   ein 
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theilweiser  Fortbestand  des  Zeichenrechtes  dem  Wesen  desselben 
nicht  widerspricht.  Eine  Theilung  des  Zeichenrechtes  in  anderer 
Weise,  insbesondere  seinem  Inhalte  nach,  oder  nach  räumlichen  Rück- 
sichten, ist  dagegen  gänzlich  ausgeschlossen  (Kohl er  M-R.  S.  244). 
Wird  eine  derartige,  an  sich  nicht  zulässige,  Theilung  vereinbart,  so 
kann  dieselbe  nicht  in  die  Zeichenrolle  eingetragen  werden,  und  daher 
nie  Wirksamkeit  gegenüber  Dritten  erlangen.  Im  Verhältnisse  der 
Betheiligten  zu  einander  sind  indessen  solche  Verabredungen,  welche 
dem  Erwerber  des  Zeichenrechtes  dessen  Ausübung  theilweise  unter- 
sagen, selbst  dann  wirksam,  wenn  der  Erwerber  als  unbeschränkter 
Inhaber  in  die  Zeichenrolle  eingetragen  ist;  namentlich  ist  ein  von 
dem  Rechtsnachfolger  verrtragsmässig  zugestandener  Vorbehalt,  nach 
welchem  der  Veräusserer  zur  fortdauernden  Ausübung  des  Rechtes 
befugt  sein  soll,  als  eine  dem  letzteren  ertheilte  Lizenz  zu  behandeln 
(vergl.  Bolze  Bd.  9  No.  415).  Ohne  Eintragung  in  die  Rolle  kommt 
selbstverständlich  auch  die  zulässiger  Weise  vereinbarte  Theilung  des 
Rechtes  Dritten  gegenüber  nicht  in  Betracht;  insbesondere  kann  sich 
ein  Dritter  dem  Eingetragenen  gegenüber  niemals  darauf  berufen^ 
dass  derselbe  das  nach  der  Eintragung  ihm  ungetheilt  zustehende 
Recht  nach  der  mit  dem  Vorbesitzer  getroffenen  Vereinbarung  nur 
theilweise  auszuüben  berechtigt  sei. 

Die  vorstehenden  Grundsätze  finden  entsprechend  auf  die  Üeber- 
tragung von  Todeswegen  Anwendung.  Daher  theilt  sich  das  Zeichen- 
recht weder  von  Gesetzeswegen  unter  mehrere  Erben  noch  kann 
dies  im  Wege  der  Erbesauseinandersetzung  geschehen,  wenn  nicht 
eine  Theilung  des  Geschäftsbetriebes  nach  den  im  Waarenverzeichniss 
angegebenen  Waarengattungen  ausführbar  ist  und  thatsächlich  derart 
durchgeführt  wird,  dass  jeder  der  mehreren  Erben  zum  Inhaber  eines 
abgesonderten  Geschäftsbetriebes  gemacht  wird  (K oh  1er  M-R.  S. 
246.  247). 

Nicht  zu  verwechseln  mit  der  Theilung  des  Zeichenrechtes  — 
d.  h.  des  Rechtes  aus  einer  Anmeldung  und  Eintragung  —  ist  die 
Kollision  mehrerer  stslbständiger  Zeichenrechte,  welche  dadurch  ein- 
tritt, dass  ein  gleiches  Zeichen  auf  Grund  mehrerer  selbständiger 
Anmeldungen  entweder  für  mehrere  verschiedene  Personen  oder  ftir 
eine  Person,  welche  Inhaber  mehrerer  Geschäftsbetriebe  ist,  mehrfach 
eingetragen  worden  ist.  Ein  jedes  solches  selbständig  eingetragene 
Zeichen  kann  mit  dem  dazu  gehörigen  Geschäftsbetriebe  selbständig 
auf  einen  anderen  Erwerber  Übertragen  werden;  die  ftir  «die  Theilung 
des  Zeich eiirechtes  geltenden  Beschränkungen  sind  auf  diese  Ueber- 
tragungen  nicht  anwendbar.  Eine  derartige  selbständige  Üebertragung 
auf  verschiedene  Erwerber  wird  indessen  nicht  dadurch  ermöglicht, 
dass  Jemand  dasselbe  Zeichen  sich  mehrfach  fUr  denselben  Ge- 
schäftsbetrieb eintragen  lässt. 

212.  Leere  Üebertragung. 

Zu  unterscheiden  von  der  Üebertragung  und  Theilung  des 
Zeichens,  die  stets  gleichzeitigen  Uebergang  des  Geschäftsbetriebes 
voraussetzen,  ist  die  Neubegrtindung  eines  Zeichenrechtes  durch  An- 
meldung eines  Zeichens,  welches  bereits  zu  Gunsten  eines  Anderen 
eingetragen  ist.  Ein  der  Üebertragung  oder  Theilung  des  Zeichen- 
rechtes  ähnlicher  Zustand  kann  hierbei  eintreten,  wenn  auf  Grund 
einer  zwischen  dem  bisherigen  Inhaber    und    dem  Neuanmelder    ge- 
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troffenen  Vereinbarung  der  erstere  der  Anmeldung  nicht  widerspricht, 
und  entweder  nach  der  Anmeldung  sein  Zeichen  löscht,  oder  dasselbe 
neben  dem  später  angemeldeten  Zeichen  bestehen  lässt.  Ein  Ueber- 
gang  des  Geschäftsbetriebes  ist  bei  einem  solchen  Vorgange,  welcher 
als  leere  Uebertragung  bezeichnet  wird,  nicht  erforderlich  (Seh im a 
S.  15,  Schnlöff  S.  9,  Seligsohn  §  7  N.  3).  Der  wirklichen  Ueber- 
tragung oder  Theilung  des  Zeichenrechtes  steht  diese  leere  Ueber- 
tragung nicht  gleich,  da  der  spätere  Anmelder  nicht  in  die  Rechts- 
Stellung  des  früheren  Inhabers  eintritt,  vielmehr  das  später  ange- 
meldete Zeichen  in  jeder  Hinsicht  als  ein  neues  Zeichen  behandelt 
wird.  Insbesondere  hat  letzteres  nicht  die  Priorität  des  früher  ein- 
getragenen Zeichens  und  auch  nicht  einen  Anspruch  auf  Eintragung, 
wenn  das  frühere  Zeichen  auf  Grund  besonderer  Privilegien,  die  für 
das  spätere  Zeichen  nicht  zutrefien  —  z.  B.  auf  Grund  landesgesetz- 
lichen Schutzes  oder  auf  Grund  eines  Staatsvertrages  —  einge- 
tragen war. 

213.  Unwirksamkeit  der  ZeichenObertragung  bei  NicIitQbertragung 

des  Gescliäftsbetriebes. 

Die  Vorschrift,  dass  das  Zeichen  nur  mit  dem  Geschäftsbetriebe 
übertragen  werden  kann,  ist,  wie  bereits  erwähnt,  zur  Verhinderung 
einer  Täuschung  des  Publikums  und  daher  im  öffentlichen  Interesse 
erlassen.  Die  Nichtbeachtung  dieser  Vorschrift  hat  die  Unwirksam- 
keit des  Uebertragungsaktes  zur  Folge,  da  Rechtsakte,  welche  gegen 
zwingende  gesetzliche  Bestimmungen  Verstössen,  der  rechtlichen 
Wirksamkeit  selbst  dann  entbehren,  wenn  seitens  der  Betheiligten 
Anderes  gewollt  sein  sollte.  Bedeutung  hat  die  Unwirksamkeit  des 
Uebertragungsaktes  vor  Allem  in  dem  Verhältnisse  des  Veräusserers 
SU  dem  Erwerber;  die  beiden  Kontrahenten  können  daher  jederzeit 
die  Auflösung  des  Uebertragungsvertrages,  insbesondere  der  Ver- 
üusserer  Rückübertragung  des  Rechtes  und  der  Erwerber  Rücker- 
stattung des  fHv  dessen  Uebertragung  geleisteten  Aequivalentes,  ver- 
langen, falls  eine  besondere  Vergütung  für  die  Uebertragung  des 
Zeichenrechtes  ausgemacht  war.  Diese  Ungültigkeit  der  Uebertragung 
in  dem  Verhältnisse  des  Veräusserers  zu  dem  Erwerber  wird  nicht 
etwa  dadurch  beseitigt,  dass  der  Uebergang  des  Zeichens  in  der 
Zeichenrolle  vermerkt  wird ;  vielmehr  steht  dem  Veräusserer  trotzdem 
ein  —  nöthigenfalls  im  Rechtswege  erzwingbarer  —  Anspruch  darauf 
zu,  dass  der  Erwerber  in  die  Umschreibung  des  Zeichens  auf  ihn, 
den  Veräusserer,  willige,  und  dass  derselbe  das  Ausschliessungsrecht 
weder  ihm  noch  Dritten  gegenüber  ausübe.  Anders  ist  es  indessen 
im  Verhältnisse  zu  Dritten ;  denn  Dritten  gegenüber  äussert  die  Uebet- 
tragi^ng  eines  Zeichens,  wie  bereits  erörtert,  Wirkung  überhaupt  nur 
dann,  wenn  der  Uebergang  'des  Zeichens  in  der  Zeichenrolle  vermerkt 
ist  fvergl.  202).  Andererseits  hat,  wenn  die  Eintragung  des  Erwerbers 
in  die  Zeichenrolle  bewirkt  ist,  dies  Dritten  gegenüber  eine  von  der 
Rechtswirksamkeit  des  Uebertragungsaktes  unabhängige  formale  Be- 
deutung, indem  Dritten  gegenüber  der  Eingetragene  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  derselbe  inderThat  einen  Anspruch  auf  das  Zeichen- 
recht hat,  als  der  Berechtigte  angesehen  wird  (vergl.  202.  203j.  Auch 
dem  Patentamt  gegenüber  gilt  demnach  der  Eingetragene  als  der 
wirklich  Berechtigte;  das  Patentamt  kann  die  durch  die  Eintragung 
begründete    formale  Befugniss    demselben    iimso weniger  absprechen, 
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als  das  Patentamt  bei  Vornahme  der  Uebertrag^tig  in  der  Zeichen- 
rolle nicht  einmal  zu  prüfen  hat,  ob  der  Geschäftsbetrieb  thatsftchlich 
auf  den  Erwerber  übergegancren  ist  (vergl.  229).  Die  formale  Be- 
rechtigung des  eingetragenen  Erwerbers,  welcher  den  Geschäftsbetrieb 
seines  Vorgängers  nicht  übernommen  hat,  kann  allein  im  Wege  der 
Löschung  nach  Massgabe  des  §  9  Xo.  2  beseitigt  werden  (vergl.  295)- 
Eine  .  wegen  NichtÜbertragung  des  Geschäftsbetriebes  unwirksame 
Uebertragung  kann  nicht  etwa  als  Lizenz  aufrecht  erhalten  werden, 
da  der  Wille  der  Betheiligten  nicht  auf  eine  blosse  Gestattung  der 
Ausübung  des  Rechtes  sondern  auf  eine  wirkliche  Uebertragung  des- 
selben gerichtet  ist  (anders  Meves  §  8  N.  9). 

214.  Art  und  Weise  der  Uebertragung  des  Zeichenrechtes. 


Die  Uebertragung  des  Zeichenrechtes  besteht  in  der  Erklärun 
des  Veräusserers,  dass  er  in  den  Uebergang  seiner  Rechte  auf  den 
Erwerber  willige.  Damit  der  Uebergang  des  Zeichens  in  der  Zeichen- 
rolle vermerkt  werde,  muss  diese  Erklärung  in  beweisender  Foim  ab- 
gegeben sein  (vergl.  232).  Die  Gültigkeit  der  Uebertragungserklärung 
ist  indessen  von  der  Beobachtung  dieser  Formvorschrift  nicht  abhängig; 
ist  die  Uebertragungserklärung  nicht  in  beweisender  Form  abgegeben^ 
so  hat,  wenn  dieselbe  sonst  rechtswirksam  ist,  der  Erwerber  einen 
im  Klagewege  verfolgbaren  Anspruch,  dass  der  Veräusserer  in  der 
gesetzlich  vorgeschriebenen  Form  seine  Einwilligung  ertheile  (vergL 
Civ.  Bd.  31  Ö.  56).  Für  die  Frage,  auf  welche  Weise  das  Zeichen- 
recht übertragen  wird,  ist  allein  das  deutsche  Recht  entscheidend, 
gleichviel  ob  die  Uebertragung  im  Auslande  oder  im  Inlande  vorge- 
nommen wird  (vergl.  Civ.  Bd.  31  S.  56).  Eine  Erklärung  des  Vor- 
besitzers ist  dann  nicht  nöthig,  wenn  das  Zeichen  auf  Grund  gesetz- 
licher Erbfolge  auf  den  Erben  übergeht. 

215.  Uebertragung  des  zu  Gunsten  einer  Firma  eingetragenen  Zeichens. 

Einer  besonderen  Uebertragungserklärung  bedarf  es  dann  nichts 
wenp  das  Zeichen  zu  Gunsten  einer  Firma  eingetragen  ist  und  ein 
Wechsel  in  der  Person  der  Firmeninhaber  eintritt ;  denn  das  Zeichen 
steht  alsdann  —  gleichviel  ob  es  sich  um  die  Firma  einer  Handels- 
gesellschaft oder  eines  Einzelkaufmanns  handelt  —  den  jeweiligen 
Inhal>em  der  Firma  zu,  und  geht,  sofern  nicht  ausdrücklich  Gegen- 
theiliges  vereinbart  ist,  tait  der  Firma  auf  den  neuen  Firmeninhaber 
über  (R-O-H.  Bd.  9  S.  17,  Bd.  20  S.  181,  Bolze  Bd.  14  No.  117, 
Köhler  M-R.  S.  235  ff.,  Stenglein  §  5  N.  1,  Schuloff  S.  10). 
Die  Eintragung  eines  Vermerks  in  die  Rolle  ist  in  einem  solchen 
Falle  nur  dann  nöthig,  wenn  mit  dem  Uebergang  der  Firma  eine 
Aenderung  derselben  eintritt  (Mot.  zu  §  6).  Von  dem  vorgängigen 
Eintrage  der  Firmenänderung  ist  indessen  die  Befugniss  des  neuen 
Firmeninhabers  zur  (Teltendmachung  der  Kechte  aus  der  Eintragung 
nicht  abhängig,  da  dieser  Eintrag  nur  von  beurkundender  Bedeutung 
ist  (vergl.  85).  Wird  nur  das  Zeichen,  die  Firma  dagegen  nicht,  über- 
tragen, so  kommen  die  gewöhnlichen  Regeln  zur  Anwendung.  Die 
Uebertragung  des  Zeichens  ohne  die  Firma  ist  zulässig,  vorausgesetzt, 
dass  der  zu  der  Firma  gehörige  Geschäftsbetrieb  auf  den  Erwerber 
des  Zeichens  übergeht  (vergl.  209). 
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216.    Aenderung  in  der  Person  des  Zeicheninhabers  als  Voraussetzung 

der  Uebertragung. 

Keine  Uebertragung  im  Rechtssinne  Hegt  femer  dann  vor, 
wenn  ein  Anderer  als  der  Zeiclieninhaber  kraft  Gesetzes  zur  Aus- 
übung der  dem  letzteren  zustehenden  Befugnisse  berechtigt  ist, 
ohne  dass  ein  Wechsel  in  der  Inhaberschaft  des  Zeichens  ein- 
tritt. Es  findet  daher  ein  Uebergang  des  Zeichenrechtes  nicht' 
auf  den  Konkurs vei^walter,  den  Nachlasspfleger  und  den  Liqui- 
dator statt;  diese  Personen  sind  vielmehr  sogar,  ohne  als  Inhaber 
eingetragen  zu  sein,  zur  Geltendmachung  des  Zeichenrechtes  befugt 
(vergl.  451.  587.  642).  Ferner  kommen  die  Vorschriften  des  §  7 
auch  dann  nicht  zur  Anwendung,  wenn  eine  Aenderung  in  dem  Namen 
oder  der  Firma  des  Zeicheninhabers  eintritt;  denn  die  Person  des 
Zeichen inhabers  bleibt  trotz  einer  solchen  Aenderung  die  gleiche. 
Keine  Aenderung  im  Nansen,  sondern  eine  Aenderung  in  der  Person, 
also  eine  wirkliche  Uebertragung  des  Zeichens  liegt  vor,  wenn  das 
unter  der  Firma  eines  Einzelkaufmanns  eingetragene  Zeichen  auf  den 
•bürgerlichen  Namen  desselben  oder  umgekehrt  das  auf  den  bürger- 
lichen Namen  eingetragene  Zeichen  auf  die  Firma  des  NamentrÄgers 
tibergeht;  denn  die  Firma  und  die  Person  ihres  Inhabers  sind  für  die 
zeichenrechtliche  Behandlung  verschiedene  Personen  (vergl.  61). 

217.    Form  des  Uebertragungsaktes. 

,  Ob  die  Uebertragung,  abgesehen  von  der  zur  Eintragung  des 
Zeichenüberganges  erforderlichen  beweisenden  Form ,  zu  ilirer 
Gültigkeit  noch  einer  besonderen  Form  bedarf,  bestimmt  sich 
nach  den  Landesgesetzen,  und  zwar  entweder  nach  den  Gesetzen 
desjenigen  Ortes,  an  welchem  der  Uebertragungsakt  vorgenommen 
wurde,  oder  nach  dem  an  dem  Orte  der  Hauptniederlassung  des  Ver- 
äusserers  geltenden  Rechte,  da  an  letzterem  der  Uebertragungsakt 
seine  Wirkung  ausüben  soll.  In  dem  demnächst  in  Kraft  tretenden 
bürgerlichen  Gesetzbuch  ist  eine  besondere  Form  nicht  vorge- 
schrieben. Für  die  Form  der  erbrechtlichen  Uebertragung  ist 
das  Recht  des  letzten  Domizils  des  Erblassers  massgebend  neben 
dem  Rechte  des  Ortes,  an  welchem  die  letztwillige  Verftlgung 
errichtet  ist.  Einer  besonderen  Form  bedarf  es  jedenfalls  dann  nicht, 
wenn  die  Uebertragung  sich  als  ein  Handel sgeschäfit  darstellt;  dies 
ist  regelmässig  der  Fall,  wenn  ein   kaufmännischer  Betrieb  mit  dazu 

fehörigem  Waarenzeichen  auf  einen  Anderen  übergeht  (vergl.  Art.  317 
es  Handelsgesetzbuchs). 

218.    Stillschweigender  Uebergang  des  Zeiohenreohtes. 

Die  Uebertragungserklärung  muss  nicht  ausdrücklich  erfolgen ; 
dieselbe  kann  auch  aus  den  Umständen  des  einzelnen  Falles  gefolgert, 
also  stillschweigend  abgegeben  werden.  Ob  eine  solche  stillschweigende 
Uebertragung  des  Waaren Zeichens  schon  dann  vorliegt,  wann  der 
Geschäftsbetrieb,  zu  welchem  das  Zeichen  gehört,  auf  einen  Anderen 
übergeht,  ohne  dass  hinsichtlich  der  Uebertragung  des  Zeichens  be- 
sondere Vereinbarungen  getroffen  sind,  ist  nicht  unzweifelhaft.  Ein 
stillschweigender  Uebergang  findet  jedenfalls  dann  statt,  wenn  die 
Firma,  zu  deren  Gunsten  das  Zeichen  eingetragen  ist,  auf  einen 
Anderen    übergeht;    dies  galt  bereits  nach  friiherem  Recht    und    gilt 
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auch  jetzt  noch  (vergl.  215).  Abgesehen  von  diesem  Falle  sprechen 
überwiegende  Gründe  dafür,  dass  ein  stillschweigender  Uebergang 
des  Zeichenrechtes  wenigstens  dann  stattfindet,  wenn  der  Geschäfts- 
betrieb ungetheilt  auf  einen  Anderen  übertragen  wird,  ohne  dass  be- 
sondere Vorbehalte  hinsichtlich  des  Zeichens  gemacht  sind.  Denn 
das  Zeichen  ist  unlösbar  an  den  Geschäftsbetrieb  geknüpft  und  hat 
mithin  nach  völliger  Aufgabe  desselben  für  den  Veräusserer  einen 
^besonderen  Werth  nicht  mehr.  Daher  ist  anzunehmen,  dass  der 
Veräusserer,  sofern  er  den  Uebergang  des  Zeichens  auf  den  Erwerber 
des  Geschäftsbetriebes  nicht  wünscht,  dies  regelmässig  ausdrücklich 
hervorheben  wird  (vergl,  Seligsohn  §  7  N.  3,  Landgraf  11.  §  7  N.  3, 
Finger  §  7  N.  3,  Kohler  M-R.  S.  230,  Pouillet  Xo.  98,  Sebastian 
S.  11.  109,  AmarNo.  108.  109.  116).  Andererseits  wird,  wenn  der 
Veräusserer  sich  den  Geschäftsbetrieb)  auch  nur  theilweise  vorbehält, 
im  Zweifel  der  Schluss  nicht  gerechtfertigt  sein,  dass  der  Uebergang 
des  Zeichens  auf  den  theilweisen  Nachfolger  im  Geschäftsbetriebe  ge- 
wollt sei.  Vorbehalte,  durch  welche  der  Uebergang  des  Zeichens 
ausgeschlossen  wird,  können  auch  ohne  ausdrückliche  Hervorhebung 
aus  den  Umständen  sich  ergeben.  Beispielsweise  wird,  wenn  die 
Firma  nicht  mit  dem  Geschäftsbetriebe  übergeht,  auch  der  Uebergang 
des  aus  der  Firma  bestehenden  Waarenzeichens  nicht  als  gewollt 
anzusehen  sein. 


219.    Materielle  Gültigkeit  des  Uebertragungsaktes;  Reolitagrunde  fQr 

die  Uebertragung. 

Ob  der  Uebertragungsakt  materiell  gültig  ist,  bestimmt  sich  in 
gleicher  Weise,  wie  dies  hinsichtlich  der  formellen  Erfordernisse  der 
Fall  ist,  nach  den  Landesgesetzen,  und  zwar  regelmässig  nach  dem 
Kechte  des  Ortes,  an  welchem  der  Veräusserer  seine  Hauptnieder- 
lassung hat,  da  nach  diesem  Orte  der  Sitz  des  Zeichenrechtes  und 
damit  die  rechtliche  Beurtheilung  der  dasselbe  betreffenden  Akte  sich 
bestimmt  (vergl.  Civ.  Bd.  18  S.  31).  Die  materielle  Gültigkeit  der 
erbrechtlichen  Uebertragung  entscheidet  sich  nach  dem  Rechte  des 
letzten  Domizils  des  Erblassers.  Die  materielle  Gültigkeit  des  Ueber- 
tragungsaktes ist  durch  das  Vorhandensein  eines  Kechtsgrundes  für 
die  Uebertragung  bedingt.  Als  Rechtsgründe  in  diesem  Sinne 
kommen,  da  die  Uebertragung  nicht  nur  unter  Lebenden,  sondern 
auch  von  Todeswegen  geschehen  kann,  hauptsächlich  in  Betracht : 
Kauf,  Tausch,  Schenkung,  Verpachtung,  Verpfändung,  gesetzliche 
und  testamentarische  Erbfolge  sowie  Vermächtniss.  Die  Uebertragung 
kann  auch  zum  Zwecke  der  Auseinandersetzung  unter  mehreren 
Theilhabem  einer  Handelsgesellschaft  geschehen.  Erfolgt  eine  solche 
Uebertragung  bei  Auflösung  einer  Handelsgesellschaft  nicht,  so  kann 
die  Löschung  wegen  Einstellung  des  Geschäftsbetriebes  verlangt 
werden,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  der  eine  oder  der  andere  Ge- 
sellschafter den  früheren  Geschäftsbetrieb  selbständig  fortgesetzt  oder 
einen  neuen  Geschäftsbetrieb  begonnen  .haben  sollte;  denn  das 
Zeichenrecht  geht  ohne  besondere  —  ausdrückliche  oder  still- 
schw^eigende  —  Uebertrngun*?  auch  nach  Auflösung  der  Gesellschaft 
nicht  auf  die  einzelnen  Gesellschafter  über. 
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220.    Rechtsverhältniss  bei  entgeltlicher  Uebertragung ;  Haftung  für 

Mängel  des  Zeichens. 

Die  Uebertragung  des  Zeichens  kann  entgeltlich  oder  unentgelt- 
lich erfolgen.     Auch    bei  der  entgeltlichen  Uebertragung  wird  meist 
ein    besonderer  Preis    für  die  Ueberlassung   des  Zeichens  nicht  aus- 
gemacht sein;  vielmehr  wird  regelmässig  bei  Uebertragung  des  Ge- 
schäftsbetriebes   ein    Gesammtpreis    für    sämmtliche    mit    demselben 
übergehende  Vermögensobjekte  und  damit  auch  für  die  Ueberlassung 
des  Waarenz eiche ns  vereinbart.     Ob  der  Veräusserer  bei  entgeltlicher 
Uebertragung    dem  Erwerber   für    den  Kechtsbestand    des   Zeichen- 
rechtes   einzustehen  hat,   ob  namentlich  im  Falle  späterer  Löschung 
wegen  eines  schon    bei  der  Uebertragung  vorhandenen  Mangels  der 
Rechtsnachfolger  die  Auflösung  des  Vertrages   oder  Preisminderung 
verlangen  kann,  ist  eine  Frage,   welche   sich  nur  nach  Lage  des  im 
einzelnen    Falle    vorliegenden    Rechtsverhältnisses  entscheiden    lässt. 
Regelmässig  wird   dem  Erwerber  dann  wenigstens  ein  Anspruch  auf 
Preisminderung  zustehen,   wenn   entweder  für   die  Uebertragung  des 
Zeichenrechtes  eine  besondere  Vergütung  vereinbart  war,  oder  wenn 
der  Werth  des   Zeichenrechtes   nachweisbar  für  die  Bemessung  des 
im  Ganzen    gezahlten  Ueberlassungspreises    mitbestimmend  gewesen 
ist.     Befand  sich  der  Veräusserer  des   mangelhaften  Rechtes  in  Ver- 
schulden, hat  derselbe  z.  B.  einen  ihm  bekannten  bereits  bestehenden 
Löschungsgrund  arglistig  verschwiegen,  so  ist  derselbe  sogar  schadens- 
ersatzpflichtig fvergl.  Bolze  Bd.  G  Xo.  blS).     Aehnliche  Grundsätze 
greifen  dann  Platz,  wenn  der  Erwerber  durch   ein  zu  Gunsten  eines 
Dritten  bestehendes  Recht,    z.  B.  durch  ein  fremdes  Musterrecht,    an 
-dem    eigenen  Gebrauche   des  Zeichens   gehindert  wird,    da  die  Kon- 
trahenten   bei    der    entgeltlichen  Uebertragung  regelmässig  von    der 
Voraussetzung  ausgehen  werden,    dass   ein   fremdes  Recht   der  Aus- 
übung   der    übertragenen   Berechtigung    nicht    entgegenstehe    (vergl. 
Civ.  Bd.  20  S.  96).     Waren  dem  Erwerber  bei  dem  Abschlüsse  des 
Uebertragungsvertrages    die  Mängel   des  Zeichens  bekannt,    so  kann 
er  Rechtsfolgen  zu  seinen  Gunsten  aus  der  Mangelhaftigkeit  des  ihm 
übertragenen  Rechtes    nicht    ableiten    i vergl.  Bolze  Bd.  5  No.   192, 
Str.  Bd.  8  S.  264 j. 

221.    Formelle  und  materielle  Mängel  des  Uebertragungsaktes. 

Leidet  der  Uebertragnngsakt  an  formellen  oder  materiellen  Män- 
j^eln,  ist  z.  B.  der  Vertrag  aus  Rechtsgründen  unwirksam  oder  der 
Äuflösnng  unterworfen,  so  kann  das  Patentamt  um  deswillen,  sofern 
nur  die  Einwilligung  des  Vorbesitzers  in  den  Uebergang  des  Zeichens 
in  beweisender  Form  vorliegt,  nicht  die  Eintragung  des  Rechtsnach- 
folgers in  die  .Rollo  verweigern  (vergl.  229).  Im  Uebrigen  ist  auch 
hier  zu  unterscheiden  zwischen  dem  inneren  Rechtsverhältnisse  der 
Betheiligten,  d.  h.  des  Veräusserers  und  seines  Rechtsnachfolgers, 
nnd  dem  Rechtsverhältnisse  des  eingetragenen  Erwerbers  gegenüber 
Dritten  und  dem  Patentamt.  In  dein  Verhältnisse  des  Veräusserers 
zu  dem  Erwerber  kann  die  Ungültigkeit  des  Uebertragungsaktes 
«inen  Anspruch  auf  Rückübertragung  des  Zeichens  oder  einen  Ein- 
wand gegenüber  der  Ausübung  des  Rechtes  gewähren,  gleich^nel  ob 
der  Erwerber  in  die  Rolle  eingetragen  ist  oder  nicht;  etwaige  Mängel 
^es  Uebertragungsaktes    werden   durch  die  Eintragung  nicht  geheilt, 
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Dritten  und  dem  Patentamt  gegenüber  ist  dagegen  der  eingetragene 
Erwerber  zur  Geltendmachung  des  Zeichenrechtes  in  jedem  Falle 
befugt;  es  kann  demselben  nicht  etwa  der  Einwand,  dass  er  auf 
Grund  eines  ungültigen  Uebertragungsaktes  in  den  Besitz  des  Zeichen- 
rechtes gelangt  sei,  entgegengehalten  werden.  Ebensowenig  kann 
die  Loschung  aus  diesem  Gründe  von  Amtswegen  oder  auf  Antrag" 
eines  Dritten  erfolgen.  Durch  die  Eintragung  wird  auch  nicht  etwa 
eine  Vemxuthung  für  das  Vorhandensein  eines  wirksamen  Uebertra- 
gungsaktes begründet  (anders  Schanze  in  ZgR.  II.  S.  170). 

222.     Anfechtung  der  Uebertragung  wegen  Benachtheiligung  der 

Gläubiger. 

"Ein  Dritter  kann  sich  dem  Rechtsnachfolger  gegenüber  selbst 
dann  nicht  auf  die  Unwirksamkeit  des  Uebertragungsaktes  berufen, 
wenn  die  Uebertragung  in  der  dem  letzteren  bekannten  Absicht  des 
Veräusserers,  seine  Gläubiger  zu  benachtheüigen,  geschehen  war, 
wiewohl  im  Allgemeinen  die  Glaubiger  oder  der  Konkursverwalter 
des  Veräusserers  zur  Anfechtung  solcher  die  Benachtheiligung  der 
Gläubiger  bezweckender  Akte  befugt  sind.  Denn  eine  Benachtheili- 
gung der  Gläubiger  kann  in  der  Veräusserung  des  Zeichenrechtes 
nicht  enthalten  sein,  weil  das  Zeichenrecht  regelmässig  nicht  der 
Zwangsvollstreckung  unterliegt,  und  daher  durch  dessen  Veräusse- 
rung den  Gläubigern  ein  Befriedigungsobjekt  nicht  entzogen  wird 
(vergl.  226).  Dies  gilt  sowohl  für  den  Fall,  dass  die  Rechtsnachfolge 
in  die  Rolle  eingetragen  ist,  als  auch  dann,  wenn  dies  nicht  geschehen 
sein  sollte. 

223.    Beschränkte  Uebertragung. 

Aus  den  privatrechtlichen  Beziehungen  des  Veräusserers  zu  »dem 
Erwerber,  welche  durch  die  Eintragung  der  Rechtsnachfolge  in  die 
Zeichenrolle  nicht  berührt  werden,  namentlich  aus  dem  Inhalte  des 
Uehertragungsvertrages  oder  den  begleitenden  Umständen,  können 
sich  Beschränkungen  des  Rechtsnachfolgers  in  der  Ausübung  der 
durch  die  Eintragung  gewährten  Befugniss,  unter  Umständen  sogar 
die  Verpflichtung,  sich  selbst  der  Benutzung  des  Zeichens  zu  ent- 
halten, die  Löschung  des  Zeichens  zu  beantragen,  oder  die  Weiterver- 
äusserung  desselben  durch  den  Vorbesitzer  zu  bewilligen,  ergeben 
(vergl.  C  i  v.  Bd.  31  S.  56).  In  die  Zeichenrolle  können  derartige 
Beschränkungen  nicht  eingetragen  werden  und  daher  Wirksamkeit 
zu  Gunsten  von  Dritten  regelmässig  nicht  erlangen,  da  eine  be- 
schränkte Uebertragung  des  Zeichenrechtes  nicht  zulässig  ist  (vergL 
211).  Das  Patentamt  hat  vielmehr,  sofern  der  Wille  der  Uebertra- 
gung wirklich  vorhanden  ist,  die  unbeschränkte  Eintragung  in  die 
Rolle  auch  dann  vorzunehmen,  wenn  derartige  BesQhränkungen  zu 
seiner  Kenntniss  gekommen  sind.  Ob  ein  Dritter  sich  dann  doch 
auf  solche,  den  Erwerber  beschränkende,  Verabredungen  berufen 
kann,  wenn  sie  zu  seinen  —  des  Dritten  —  Gunsten  vereinbart  sind 
und  dem  eingetragenen  Rechtsnachfolger  bei  dem  Erwerbe  bekannt 
waren,  bestimmt  sich  nach  dem  für  die  rechtliche  Beurtheilung  des 
Verhältnisses  der  Betheiligten  zu  einander  überhaupt  massgebenden 
Landesgesetze  (vergl.  auch  bürgerl.  Gesetzbuch  §328).  Nachpreussi- 
schem  Recht  ist  der  auf  eine  solche  Behauptung  gegründete  Anspruch 
pder  Einwand  regelmässig  zuzulassen  (vergl.  C  i  v.  Bd.  31  S.  58). 
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224.    Verpachtung;  Verpfändung;  Niessbrauch. 

Besondere  Arten  einer  Uebertragiing  des  Zeichenrechtes  unter 
Hinzufugung  beschränkender  Aoreden  sind  die  Verpachtung,  die 
Verpfandung  und  die  Bestellung  eines  Niessbrauches.  Zulässig  sind 
diese  Rechtsgeschäfte,  sofern  gleichzeitig  der  Geschäftsbetrieb  pacht-, 
pfand-  oder  nutzweise  tibertragen  wird;  geschieht  letzteres,  so  geht 
das  Zeichenrecht  regelmässig  sogar  stillschweigend  mit  dem  Ge- 
schäftsbetriebe über  (vergl.  K  o  h  1  e  r  ^I-R.  S.  233,  Landgraf  U. 
§  7  N.  3,  Finger  §  7  X.  3,  Pouillet  Xo.  89.  90,  Amar 
No.  118.  124).  I&nsichtlich  des  Rechtsverhältnisses  der  Betheiligten 
zu  einander  und  zu  Dritten  gilt  ftir  die  Verpachtung,  Verpfandung 
Und  den  Niessbrauch  nichts  Besonderes.  Dritten  gegenüber  erlangt 
daher  der  Pächter,  der  Pfandgläubiger  und  der  Xiessbraucher  das 
Zeichenrecht  erst  durch  die  Eintragung,  während  dieselben  Personen 
dem  Verpächter,  dem  Vierpfünder  und  dem  Besteller  des  Niess- 
brauches  gegenüber  zur  Einhaltung  der  für  das  Vertragsverhältniss 
geltenden  vertragsmässigen  und  gesetzlichen  Schranken  verpflichtet 
sind.  Das  Recht  des  Pächters  u.  s.  w.  erlischt  hiemach  insbesondere 
dann  noch  nicht  gegenüber  Dritten,  wenn  das  Rechtsverhältniss 
nach  dem  Vertrage  oder  nach  gesetzlicher  Vorschrift  sein  Ende 
erreicht  hat,  sondern  erst  dann,  wenn  auf  Grund  hiervon  die 
Rückübertragung  des  Zeichens  in  der  Rolle  auf  den  Namen  des  Ver- 
pächters u.  s.  w.  bewirkt  ist.  Gleiches  gilt  auch  von  dem  durch 
gesetzliche  Vorschrift  begründeten  Niessbrauche ;  auch  der  gesetzliche 
Niessbraucher  kann  die  Rechte  gegenüber  Dritten  erst  nach  seiner 
Eintragung,  welche  auf  sein  Verlangen  von  dem  Zeicheninhaber  be- 
willigt werden  muss,  ausüben. 

225.  Erwerb  des  Zeichenrechtes  durch  die  Rechtsnachfolger  des 
Erwerbers  bei  unwirlcsamer  oder  beschränicter  Uebertragung. 

Durch  die  Uebertragung  des  Zeichenrechtes  erlangt  der  Erwerber 
die  BeftignisszurweiterenVeräusserung  desselben.  Vorauszusetzen  ist  da- 
bei, dass  die  Uebertragung  an  den  weiterveräussemden  Erwerber  selbst 
in  gültiger  Weise  erfolgt  war,  dass  also  keine  formellen  oder  materi- 
ellen ]yängel  vorlagen,  welche  die  Nichtigkeit  der  von  dem  Veräus- 
serer  abgegebenen  Uebertragungserklärung  zur  Folge  haben.  Denn, 
wenn  das  Gesetz  die  rechtliche  Gültigkeit  eines  Rechtsaktes  an 
gewisse  materielle  oder  formelle  Vorbedingungen  knüpft,  so  gilt, 
wenn  ein  Verstoss  gegen  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  vorliegt, 
der  Akt  als  überhaupt  nicht  geschehen.  Demnach  wird,  wenn  der 
erste  Uebertragungsakt  an  formellen  oder  materiellen  Mängeln  der 
bedachten  Art  leidet,  wenn  z.  B.  das  Testament,  auf  welches  der 
Uebergang  des  Zeichens  sich  gründen  soll,  nicht  in  gehöriger  Form 
abgefasst  ist,  der  weitere  Rechtsnachfolger  auf  Grund  der  an  ihn  ge- 
schehenen —  wenn  auch  an  sich  wirksamen  —  Uebertragung  nicht 
Inhaber  des  Rechts,  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  derselbe  als 
Zeicheninhaber  in  die  Rolle  eingetragen  wurde  oder  nicht.  Denn 
durch  die  Eintragung  in  die  Rolle  erlangt  der  Eingetragene  nur  die 
formale  Befugniss  zur  Ausübung  des  Rechts  gegenüber  Dritten  und 
dem  Patentamt,  nicht  aber  das  Recht  selbst  (vergl.  205).  Gleiches 
gilt,  wenn  die  erste  Uebertragung  des  Zeichens  ungültig  war,  weil 
der    Geschäftsbetrieb    nicht    mitü bergegangen    ist   (vergl.  213).     Der 
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erste  VerÄiisserer  kann  demnach  den  ihm  wegen  der  Unwirksamkeit 
des  Uebertragungsaktes  gegenüber  seinem  Rechtsnachfolger  zustehen- 
den Anspnich  auf  Rückübertragung  des  Rechtes  auch  gegenüber  den 
weiteren  Rechtsnachfolgern  seines  Gegenkontrahenten  durchsetzen, 
während  die  letzteren,  falls  ihn^n  auf  diese  Weise  ihr  Recht  ent- 
zogen wird,  regelmässig  an  ihren  Veräusserer  einen  Anspruch  auf 
Auflösung  des  Vertrages,  Preisminderung  oder  Entschädigung  haben 
(vergl.  221.  220). 

Die  vorbeschriebene  Wirkung  gegenüber  den  Rechtsnachfol- 
gern des  Erwerbers  tritt  nicht  ein,  wenn  es  sich  um  Mängel  handelt, 
welche  nicht  die  Nichtigkeit  der  Uebertragung,  sondern  nur  die  Un- 
wirksamkeit derselben  im  Verhältnisse  der  bei  der  Uebertragung  be-. 
theiligten  Personen  zu  einander  zur  Folge  haben,  wenn  z.  B.  der 
Veräusserer  wegen  eines  von  dem  Erwerber  bei  dem  Vertragsschlusse 
begangenen  BjBtruges  zur  Auflösung  des  Vertrages  berechtigt  ist. 
Denn  in  einem  solchen  Falle  ist  die  Uebertragungserklärung  an  sich 
wirksam  und  nur  der  Anfechtung  im  Verhältnisse  der  Kontrahenten 
zu  einander  unterworfen.  Aehnliches  gilt,  wenn  dem  Erwerber  des 
Zeichenrechtes  die  Weiter\'eräusserung  des  Zeichens  vertragsmässig 
oder  nach  der  Natur  des  der  Uebertragung  zu  Grunde  liegenden 
Rechtsverhältnisses  untersagt  ist,  wenn  z.  B.  die  Uebei-tragung  an 
ihn  zum  Zwecke  der  Verpaelitung,  der  Verpfändung  oder  der  Bestel- 
lung eines  Niessbrauchs  geschah,  und  der  aus  der  Natur  dieser 
Rechtsgeschäfte  sich  ergebenden  Beschränkung  ungeachtet  eine  Wei- 
terveräusserung  erfolgt.  Solche  vertragsmässige  oder  gesetzliche  Be- 
schränkungen haben  Wirksamkeit  nur  im  Verhältnisse  der  Betheilig- 
ten zu  einander;  handelt  der  Erwerber  deiiselben  zuwider,  so  besteht 
wohl  ein  Schadensersatzanspruch  gegen  ihn,  aber  regelmässig  kein 
direkter  Anspruch  gegenüber  seinem' weiteren  Rechtsnachfolger.  Ob 
gegenüber  dem  Rechtsnachfolger  des  Erwerbers  ein  direkter  Anspruch 
wenigstens  dann  erhoben  werden  kann,  wenn  dersell)e  Anlass  hatte, 
an  der  Befugniss  seines  Rechtsvorgängers  zur  Uebertragung  des 
Rechtes  zu  zweifeln,  bestimmt  sich  nach  den  Landesgesetzen,  Nach 
preussischem  Recht  wird  unter  dieser  Voraussetzung  ein  Anspruch 
gegenüber  dem  weiteren  Rechtsnachfolger  regelmässig  begründet  sein 
(vergl.  Civ.  Bd.  31  S.  58j. 

226.  Uebertragung  des  Zeichens  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung. 

Darüber,  ob  eine  Uebertragung  des  Zeichenrechtes  ohne  Ein- 
willigung des  Zeicheninhabers  oder  sogar  gegen  dessen  Willen  im 
Wege  der  Zwangsvollstreckung  oder  im  Konkursverfahren  stattfinden 
kann,  bestimmt  das  (iesetz  nichts.  Da  das  Zeichenrecht  ein  Vermö- 
gensrecht ist  und  nicht  zu  den  gesetzlich  von  der  Zwangsvollstreckung 
ausgeschlossenen  Gegenständen  geliört,  so  würde  eine  Zwangsvoll- 
streckung in  dasselbe  unbedenklich  allgemein  zulässig  sein,  wenn 
nicht  das  Gesetz  ausdrücklich  den  Uebergang  des  Rechtos  und  da- 
mit auch  dessen  zwangsweise  Uebertragung  von  dem  gleiclizeitigen 
Uebergange  des  Geschäftsbetriebes  abhängig  machte.  Eine  Voll- 
streckung in  den  Geschäftsbetrieb  und  dessen  zwangSAvei^e  Leber- 
tragung  erscheint  jedoch  vollständig  ausgeschlossen,  da  der  Geschäfts- 
betrieb, welclier  nicht  ein  selbständiger  Vermögensgegenstand,  son- 
dern nur  eine  Summe  thatsäclilicher  Beziehungen  ist,  nicht  pfändbar 
ist  (vergl.  Civ.  Bd.  9  S.  104,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  ISO,  vergl.  auch  31. 
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535).  Daher  erscheint  eine  Zwangsvollstreckung  in  das  Zeichenrecht 
—  und  zwar  auch  in  das  durch  die  Anmeldung  begründete  Recht  — 
nur  in  den  wenig  praktischen  Fällen  angängig,  dass  der  Schuldner, 
gegen  welchen  die  Vollstreckung  sich  richtet,  entweder  mit  der  Ueber- 
tragung seines  Geschäftsbetriebes  auf  den  die  Vollstreckung  betrei- 
benden Gläubiger  oder  durch  denselben  einverstanden  ist,  oder  selbst 
die  Uebertragung  auf  denjenigen,  welcher  das  Zeichenrecht  in  dem 
Vollstreckungsverfahren  erwirbt,  vornimmt  (vergl.  Seligsohn  §  7 
N.  5,  Kohler  M-R.  S.  232,  Landgraf  II.  §  7  N.  3,  Finger  §  7 
N.  3,  Pouillet  No.  91,  Amar  No.  124).  Was  von  dem  Zeichenrechte 
selbst  gilt,  gilt  nicht  auch  für  die  auf  Grund  der  Eintragung  zu 
Gunsten  des  Zeicheninhabers  entstandenen  Ansprüche ;  die  Zwangs- 
vollstreckung in  Entschädigungsansprüche  wegen  Verletzung  des 
Zeichenrechtes  und  in  die  rechtskräftig  erkannte  Busse  ist  daher 
zulässig. 

227.  Uebertragung  des  Zeichens  im  Konicursverfahren. 

Der  Uebertragung  des  Zeichens  im  Konkursverfahren  steht  das 
Bedenken,  welches  gegen  die  Zulässigkeit  der  Zwangsvollstreckung 
spricht,  nicht  entgegen,  da  nach  §  122  der  Konkursordnung  der 
Konkursverwalter  zur  Veräusserung  des  Geschäftsbetriebes  befugt 
erscheint.  Ein  Zweifel  gegen  die  bedingungslose  Zulässigkeit  der 
Uebertragung  im  Konkursverfahren  könnte  höchstens  daraus  abge- 
leitet werden,  dass  zur  Konkursmasse  nur  dasjenige  Vermögen  ge- 
hört, welches  der  Zwangsvollstreckung  unterliegt.  Dem  gegenüber 
kommt  indessen  in  Betracht,  dass  die  Zwangsvollstreckung  in  ein 
Waarenzeichen,  wie  bereits  dargelegt,  rechtlich  nicht  ausgeschlossen, 
sondern  nur  praktisch  selten  durchftihrbar  ist  (vergl.  226).  Im  Kon- 
kursverfahren ist  demnach  die  Veräusserung  des  Zeichens  auch  ohne 
Einwilligung  des  Gemeinschuldners  statthaft;  veräussert  der  Verwal- 
ter den  Geschäftsbetrieb,  so  geht  das  Zeichen  im  Zweifel  stillschwei- 
gend auf  den  Erwerber  über  (vergl.  Seligsohn  §  7  N.  6,  Kohler 
M-R.  S.  232,  Landgraf  U.  §  7  N.  3,  Meves  II.  S.  120,  Finger  § 
7  N.  3,  Stenogr.  Ber.  S.  34,  Sebastian  S.  11.  114.334).  Selbst 
dasjenige  Zeichen,  welches  den  Namen  oder  die  Firma  des  Gemein- 
schuldners enthält,  kann  durch  den  Konkursverwalter  veräussert 
werden,  wiewohl  Name  und  Firma  sonst  im  Konkursverfahren  nicht  — 
und,  was  die  Firma  betrifi't,  wenigstens  nicht  ohne  Einwilligung  des 
Gemeinschuldners  —  übertragbar  sind  (vergl.  502.  535).  Denn  die 
Uebertragung  eines  aus  Name  oder  Mrma  bestehenden  Waaren Zei- 
chens ist  ihrer  rechtlichen  Natur  nach  durchaus  verschieden  von  der 
Uebertragung  des  Namen-  oder  Firmenrechts  selbst  (vergl.  554.  556, 
vergl.  dagegen  auch  Pouillet  No.  91,    Amar  No.    124^. 

Die  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  hat  keinen  Uebergang  des 
Zeichenrechtes  im  Sinne  des  §  7  zur  Folge;  der  Konkursverwalter  ist 
demnach  auch  ohne  vorgängigen  Vermerk  in  der  Zeichenrolle  zur  Gel- 
tendmachung der  Rechte  aus  der  Eintragung  befugt  (vergl.  451.  587). 

228.  Veräusserer  und  Erwerber. 

Uebertragen  kann  das  Zeichen  nicht  nur  der  eingetragene, 
sondern  auch  der  nicht  eingetragene  Inhaber  (vergl.  205).  Hat  der 
Zeicheninhaber  nach  Massgabe  des  §  23  Absatz  1  auf  den  Schutz 
des  Gesetzes  keinen  Anspruch,  so  ist  um  deswillen  die  Uebertragung 
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des  Rechtes  auf  einen  Anderen  nicht  unzulässig,  da  die  Unwirksamkeit 
des  Eechtes  die  Befugniss,  dasselbe  zu  übertragen,  nicht  ausschliesst; 
der  Erwerber  erlangt  sogar,  wenn  in  seiner  Person  die  Voraus- 
setzungen des  Schutzanspruches  zutreffen,  die  unbeschränkte  Befugniss 
zur  Ausübung  des  ihm  übertragenen  Rechtes  (vergl.  909.  207).  In 
gleicher  Weise  ist  die  Uebertragung  auch  dann  zulässig,  wenn  die 
nach  §  28  Absatz  2  erforderliche  Bestellung  eines  inländischen  Ver- 
treters unterblieben  ist.  Denn  die  Uebertragung  des  Rechtes  muss 
nicht  durch  den  inländischen  Vertreter  vorgenommen  werden;  letzterer 
ist  sogar  nicht  einmal  auf  Grund  der  ihm  nach  dem  Gesetze  zu- 
stehenden Vollmacht  zu  einer  Uebertragung  berechtigt  (vergl.  927). 
Der  inländische  Vertreter  kann  die  Uebertragung  nur  dann  vornehmen, 
wenn  ihm  besondere  Vollmacht  hierzu  ertheilt  ist;  denn  auf  Grund 
einer  solchen  Vollmacht  ist  auch  jeder  andere  von  dem  Zeichen- 
inhaber Beauftragte  dazu  befugt.  Ohne  ausdrückliche  Vollmacht  hat 
auch  der  Prokurist  der  Firma,  zu  deren  Gunsten  das  Zeichen  ein- 
getragen ist,  nicht  die  besagte  Befugniss;  dies  schon  um  deswillen, 
weil  dem  Prokuristen  nicht  das  Recht  zur  Veräusserung  des  Geschäfts- 
betriebes zusteht  (vergl.  R-O-H.  Bd.  23  S.  28).  Gleichwie  die  frei- 
willig bestellten  Bevollmächtigten  sind  die  gesetzlichen  Vertreter  nicht 
handlungsfähiger  Personen  —  z.  B.  der  Vormund,  der  Vorstand 
einer  Aktiengesellschaft,  der  Liquidator  einer  Handelsgesellschaft 
u.  s.  w.  —  zur  Uebertragung  befugt. 

Erwerben  kann  ein  eingetragenes  Waarenzeichen  Jeder,  welcher 
überhaupt  Inhaber  eines  solchen  sein  kann  (vergl.  36  ff.).  Der  Um- 
stand, dass  derjenige,  aufweichen  das  Zeichen  übertragen  werden  soll, 
auf  Grund  des  §  23  Absatz  1  keinen  Anspruch  auf  den  Schutz  des 
Gesetzes  oder  nicht  nach  Vorschrift  des  §  23  Absatz  2  einen  inländischen 
Vertreter  bestellt  hat,  steht  dem  rechtsgültigen  Erwerbe  des  Zeichen- 
rechtes nicht  entgegen;  es  gilt  in  dieser  Beziehung  Gleiches  wie  hin- 
sichtlich der  Befugniss  zur  Veräusserung.  Die  Voraussetzungen  des 
§  23  müssen  nur  dann  erfüllt  sein,  wenn  der  Antrag  auf  Eintragung 
des  Uebertragungsvermerks  von  dem  Patentamt  berücksichtigt  werden 
soll  (vergl.  229).  Mehrere  Personen  können,  sofern  eine  Theilung  des 
Zeichenrechtes  nicht  möglich  ist,  das  Zeichen  nur  dann  erwerben, 
wenn  sie  eine  Handelsgesellschaft  oder  eine  Korporation  bilden  und 
in  dieser  Verbindung  ein  gemeinsames  Geschäft  betreiben  (vergl.  40). 
Dies  gilt  auch  dann,  wenn  das  Zeichen  auf  mehrere  Erben 'durch 
gesetzliche  Erbfolge  oder  durch  Testament  übergegangen  ist. 

229.    Eintragung  des  Uebertragungsvermerkes  in  die  Zeichenrolle. 

Die  Eintragung  des  Uebertragungsvermerkes  in  die  Zeichenrolle 
geschieht  auf  Antrag  des  Rechtsnachfolgers  und  hat  zu  erfolgen, 
wenn  bei  Rechtsgeschäften  unter  Lebenden  die  Einwilligung  des  Be- 
rechtigten in  beweisender  Form  beigebracht,  und  bei  der  Uebertra- 
gung von  Todes  wegen  der  Beweis  der  Rechtsnachfolge  geführt  wird. 
Die  Stellung  und  die  Begründung  des  Antrages  kann  nur  durch  den 
Rechtsnachfolger  geschehen;  Anträge  des  bisherigen  Zeicheninhabers 
oder  dessen  Vertreters  sind  daher  nicht  zu  berücksichtigen  (vergl. 
989).  Abgesehen  von  diesen  formalen  Voraussetzungen  hat  das 
Patentamt  nur  zu  prüfen,  ob  der  Antragsteller  nicht  nach  Massgabe 
des  §  23  Absatz  1  von  dem  gesetzlichen  Schutze  ausgeschlossen  ist; 
ob,  wenn  der  Fall  des  §  23  Absatz  2  vorliegt,  der  Antrag  durch  den 
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inll^ndischen  Vertreter  gestellt  ist;  und  ob  der  Rechtsnachfolger  eine 
Person  ist,  welche  Zeicheninhaber  sein  kann  (vergl.  909.  922.  36  ff.)- 
Dag^egen  hat  das  Patentamt  auf  eine  Untersuchung  darüber,  ob  der 
Uebertragungsakt  bei  Rechtsgeschäften  unter  Lebenden  materiell  und 
formell  gültig,  oder  ob  der  Geschäftsbetrieb  mitübertragen  ist,  sich 
nicht  'einzulassen.  Dies  ergiebt  sich  einmal  schon  aus  dem  Wort- 
laute des  Gresetzes;  sodann  ist  aber  auch  das  Patentamt  regelmässig 
überhaupt  nicht  im  Stande,  eine  derartige  Untersuchung  vorzunehmen, 
da  die  Rechtsgültigkeit  des  Uebertragungsaktes  bei  Rechtsgeschäften 
unter  Lebenden  und  die  Frage,  ob  der  Geschäftsbetrieb  in  der  That 
übergegangen  ist,  regelmässig  nur  nach  Anhörung  der  Bethei- 
ligten und  nach  vorgängiger  Beweisaufnahme  entschieden  werden  kann. 
Pur  eine  derartige  Verhandhmg  ist  in  dem  Verfahren  vor  dem 
Patentamt  kein  Raum;  vielmehr  können  diese  Fragen  nur  von  den 
ordentlichen  Gerichten  entschieden  werden.  Mit  Rücksicht  hierauf 
kann  nach  der  Praxis  des  Patentamts  die  vorgeschriebene  ausdrück- 
liche Einwilligung  auch  nicht  durch  die  Vorlage  des  auf  die  Üeber- 
tragung des  Zeichens  gerichteten  Vertrags  ersetzt  werden.  Denn 
letzterer  begründe  nur  die  Verpflichtung  des  Veräusserers  zur  Be- 
willigung der  Umschreibung;  diese  Einwilligung  stelle  also  einen 
Theü  der  Vertragserfüllung  dar  und  dürfe  nicht  ohne  Weiteres  vor- 
ausgesetzt werden,  da  über  die  Vertragserfüllung  ein  Streit  entstehen 
könne,  dessen  Entscheidung  nicht  den)  Patentamt,  sondern  den  Ge- 
richten zustehe.  Andererseits  stehe  nichts  entgegen,  dass  die  aus- 
drückliche Einwilligung  in  die  Umschreibung  in  die  Vertragsurkunde 
mitaufgenommen  werde.  Dagegen  scheint  das  Patentamt  der  An- 
sicht zu  sein,  dass  es  berechtigt  und  verpflichtet  sei,  zu  prüfen,  ob 
«ine  Üebertragung  des  Geschäftsbetriebes  thatsächlich  stattgefunden 
habe.  Denn  das  Patentamt  empfiehlt,  die  Erklärung,  dass  der  Ge- 
schäftsbetrieb auf  den  Erwerber  tibergegangen  sei,  mit  der  Bewilli- 
gung der  Umschreibung  zu  verbinden  (vergl.  989). 

Durch  den  Umstand,  dass  das  Patentamt  die  Eintragung  vorge- 
nommen hat,  werden  die  Rechte  der  Betheiligten  zur  gerichtlichen 
Anfechtung  der  Üebertragung  —  sei  es  wegen  Mängeln  sei  es  wegen 
NichtÜbertragung  des  Geschäftsbetriebes  —  nicht  beeinträchtigt;  ist 
4er  Geschäftsbetrieb  nicht  mitübergegangen,  so  steht  nach  der 
Eintragung  überdies  Dritten  die  Löschungsklage  auf  Grund  des  §  9 
No.  2  zu  (vergl.  295).  Ist  das  Zeichen  mehrfach  hintereinander  ver- 
äussert worden,  so  bedarf  es  nur  der  Eintragung  des  letzten  Erwerbers, 

nicht  auch  der  Zwischenerwerber. 

« 

230.    Verfahren  bei  der  Eintragung  des  Usbertragungsver merke. 

Ueber  den  Antrag  auf  Eintragung  des  Uebertragungsvermerkes 
wird  nach  §  10  Absatz  1  durch  Beschluss  entschieden.  Gegen  den 
den  Antrag  zurückweisenden  Beschluss  steht  dem  Antragsteller  das 
Rechtsmittel  der  Beschwerde  zu  (vergl.  317.  321).  • 

231.    Berichtigung  des  Uebertragungevermerke. 

Ist  der  Eintrag  erfolgt,  wiewohl  die  von  dem  Patentamt  zu 
prüfenden  Voraussetzungen  nicht  vorlagen,  so  kann  eine  Löschung 
des  Zeichens  von  Amts  wegen  um  deswillen  nicht  stattfinden;  §  8 
No.  2,  welcher  die  Löschuno^  gestattet,  wenn  die  ^Eintragung  des 
Zeichens^  hätte  versagt  werden  müssen,   bezieht  sich  nicht  auch  auf 
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den  Fall,  dass  die  Eintragung  des  Ueberfragungsvermerks  hatte 
versagt  werden  müssen.  Auf  Grund  der  ihm  allgemein  zustehenden 
Berichtigungsbefugniss  wird  indessen  dem  Patentamt  die  Berechtigung^ 
zugestanden  werden  müssen,  den  Uebertragungsvermerk '  zu  löschen^ 
falls  derselbe  sich  später  als  zu  Unrecht  eingetragen  herausstellt. 
Wegen  der  einschneidenden  Wirkung,  welche  eine  derartige  Berichti- 
gung auf  die  Geltendmachung  der  Hechte  aus  der  Eintragung  hat, 
wird  das  Patentamt  vor  Vornahme  derselben  den  Betheiligten  Ge- 
legenheit zur  Aeussemng  und  zur  Verbesserung  der  Mängel  zu  geben 
haben.  Durch  Klage  vor  den  ordentlichen  Gerichten  kann  die  Ein- 
tragung des  Uebertragungsvermerkes  wegen  einfes  Mangels  in  den 
Voraussetzungen  derselben  nicht  angefochten  werden,  da  die  Ent- 
scheidung darüber,  welche  Eintragungen  in  die  Zeichenrolle  vorzu- 
nehmen sind,  ausschliesslich  dem  Patentamt  zusteht  (vergl.  76). 

232.  Beweisende  Form. 

In  beweisender  Form  ist  die  Einwilligungserklämng  abgegeben, 
wenn  dieselbe  in  einer  Urkunde  enthalten  ist,  welche  entweder  von 
einer  öffentlichen  Behörde  oder  von  einer  mit  öffentlichem  Glauben 
versehenen  Person  aufgenommen  oder  ausgestellt  ist.  Diejenigen 
Urkunden,  welche  von  einer  inländischen  mit  Öffentlichem  Glauben 
versehenen  Person  oder  von  einer  inländischen  Behörde,  d.  h.  von 
einem  deutschen  Gericht  oder  Notar  oder  einem  deutschen  Konsul, 
errichtet  sind,  bedürfen  einer  Beglaubigung — Legalisation  —  nicht. 
Zur  Annahme  der  Echtheit  einer  Urkunde,  welche  als  von  einer  aus- 
ländischen öffentlichen  Behörde  oder  von  einer  mit  öffentlichem  Glauben 
versehenen  Person  des  Auslandes  ausgestellt  oder  aufgenommen  sich 
darstellt,  gentigt  die  Legalisation  durch  einen  Konsul  oder  Gesandten 
des  Reichs  (Gesetz  v.  1.  Mai  1878  —  Rcichsgesetzblatt  S.  89,  vergl, 
989).  Ein  anderer  Beweis  als  der  Urkundenbeweis  —  z.  B.  der 
Zeugenbeweis  —  ist  ausgeschlossen,  da  nur  Urkunden  eine  ^be- 
weisende Form*  haben.  Die  Urkunde,  welche  die  Ein\^*illigungser- 
klärung  enthält,  muss  nicht  nothwendigerw^eise  ein  behördlicher  oder 
notarieller  Akt  sein;  es  genügt  vielmehr  auch  eine  Privaturkunde, 
sofern  die  hierunter  befindliche  Unterschrift  in  gehöriger  Weise  be- 
glaubigt ist  fP.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  102).  Dagegen  gentigt  es 
andererseits  nicht,  wenn  eine  nicht  beglaubigte  Privaturkunde  ein- 
gereicht wird  unter  dem  Erbieten,  die  Echtheit  der  Unterschrift  vor 
dem  Patentamt  oder  einem  Beamten  desselben  anerkennen  zu  wollen. 
Ist  die  Einwilligungserklärung  nicht  in  gehöriger  Form  abgegeben,  so 
steht  dem  Erwerber,  sofern  der  Uebertragungsakt  an  sich'  rechts- 
gültig vorgenommen  ist,  gegen  den  Veräusserer  ein  klagbarer  Anspruch 
auf  Ertheilung  der  formellen  Einwilligung  zu;  denn  die  Erftlllung  der 
durch  das  Gesetz  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  gehört  zu  den  aus 
dem  Uebertragungsvertrage  sich  ergebenden  Obliegenheiten  des  Ver- 
äusserers  (vergl.  Civ.  Bd.  31  S.  56)..  Das  auf  eine  solche  Klage 
ergangene  oder  überhaupt  auf  Verurtheilung  zur  Abgabe  der  Ein- 
willigungserklärung lautende  rechtskräftige  Erkenntniss  ist  eine 
öffentliche  Urkunde,  aus  welcher  die  Einwilligung  sich  in  beweisender 
Form  ergiebt  (vergl.  §  779  der  Civilprozessordnung).  Auslän- 
dische Urtheile  haben  diese  Wirkung  nur  dann,  wenn  die  Voraus- 
setzimgen  vorliegen,  unter  welchen  ein  ausländisches  Urtheil  im  Jn- 
lande  überhaupt   zur  Vollstreckung    gelangen   kann     (vergl.    §§    660 
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&  661  der  Civilprozessordnung).  Ist  die  Einwilligtmg  eine  stillschwei- 
gende, so  muss  die  üebertragung  des  Geschäftsbetriebes  in  der  vor- 
geschriebenen Form  nachgewiesen  werden  (vergl.  218).  Hat  ein  Be- 
vollmächtigter des  Zeicheninhabers  das  Zeichen  übertragen,  so  muss 
nicht  nur  die  Uebertragungserklämng  sondern  auch  die  Vollmacht 
in   beweisender  Form  ausgestellt  sein. 

233.  Nachweis  der  erbrechtlichen  Rechtsnachfolge. 

Ist  der  Berechtigte  verstorben,  so  ist  der  Nachweis  der  Rechts- 
nachfolge zu  fuhren.  Hierfrir  ist  die  beweisende  Form  nicht  be- 
sonders vorgeschrieben;  indessen  ist  diese  doch  regelmässig  erfordere 
lieh,  weil  nach  dem  btlrgerlichen  Hecht,  welches  die  erbrechtliche 
Rechtsnachfolge  ordnet,  der  Nachweis  derselben  durchgängig  nur 
durch  öffentliche  Urkunden  geführt  werden  kann.  Es  gilt  daher  hier 
entsprechend  das  Gleiche  wie  für  die  Rechtsnachfolge  unter  Lebenden; 
insbesondere  genügt  es  zum  Nachweise  der  Echtheit  von  Urkunden 
aosländischer  Behörden,  wenn  solche  von  einem  Konsul  oder  Ge- 
sandten des  Reichs  beglaubigt  sind. 

234.  Folgen  der  Nichteintragung  des  Uebertragungsvermerks. 

Unterbleibt  die  Eintragung  des  Erwerbers,  so  hat  dies,  wie  be- 
reits früher  erörtert,  zur  Folge,  dass  der  Erwerber  die  Rechte  aus 
der  Eintragung  des  Zeichens  nicht  geltend  machen  kann;  es  xkann 
anter  Umständen  auch  mit  Rücksicht  hierauf  die  Löschung  wegen 
Einstellung  des  Geschäftsbetriebes  durch  den  eingetragenen  Inhaber 
erfolgen  (vergl.  202.  295).  Abgesehen  von  diesen  materiellen  Folgen 
der  Nichteintragung  hat  letztere  auch  eine  formale  Bedeutung  in- 
sofern, als  —  wie  dies  in  §  7  Absatz  3  ausdrücklich  hervorgehoben 
wird  —  alle  das  Zeichen  betreffenden  Zustellungen  an  den  noch  ein- 
getragenen Veräusserer  zu  richten  sind.  Ergiebt  sich,  dass  die  an 
den  eingetragenen  Inhaber  gerichtete  Zustellung  nicht  ausgeführt 
werden  konnte,  weil  derselbe  verstorben  ist,  so  kann  auf  Grund  der 
Bescheinigung  des  mit  der  Zustellung  beauftragten  Beamten  über  die 
Unausführbarkeit  des  Zustellungsauftrages  die  Zustellung  als  bewirkt 
angesehen  werden;  das  Patentamt  kann  aber  auch  zum  Zwecke  der 
Zustellung  an  die  Erben  deren  Ermittelung  veranlassen.  Letzteres 
wird  meist  geschehen,  sofern  die  Ermittelung  der  Erben  nicht  mit 
besonderen  Schwierigkeiten  verbunden  ist  und  im  Inlande  erfolgen 
kann.  Befasst  sich  das  Patentamt  mit  der  Ermittelung  der  Erben, 
so  haben  um  deswillen  dieselben  noch  nicht  einen  Anspruch  auf  Be- 
rücksichtigung; insbesondere  können,  wenn  die  Zustellung  nur  an 
einen  Theil  derselben  erfolgt  ist,  die  Übrigen  nicht  berücksichtigten 
Erben  um  deswillen  nicht  geltend  machen,  dass  die  Zustellung  ihnen 
gegenüber  nicht  wirksam  sei.  Auf  welche  Weise  die  Zustellungen 
im  Allgemeinen  zu  erfolgen  haben,  ist  an  anderer  Stelle  erörtert  (vergl. 
328  ff.;. 


§  8. 

Auf  Antrasr  des  lohabers  wird  das  Zeichen  Jederzeit  In 
der  Rolle  gelöscht. 

Von  Amtswegen  erfolgt  die  Löschung: 
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1.  wenn  seit  der  Anmeldung  des  Zeichens  oder  seit 
Ihrer  Erneuerung:  zehn  Jahre  rerflossen  sind; 

2.  wenn   die  Eintragung   des  Zeichens   hätte   rersagt 
werden  mfissen. 

Soll  die  I/Oschung  ohne  Antrag  des  Inhabers  erfolgen, 
so  glebt  das  Patentamt  diesem  zuvor  Nachricht.  Wider- 
spricht er  Innerhalb  eines  Monats  nach  der  Zustellung 
nicht,  so  erfolgt  die  Löschung.  Widerspricht  er,  so  fasst 
das  Patentamt  Beschluss.  Soll  In  Folge  Ablaufs  der  zehn- 
jährigen Frist  die  LQschung  erfolgen,  so  Ist  ron  derselben 
abzusehen,  wenn  der  Inhaber  des  Zeichens  bis  zum  Ablauf 
eines  Monats  nach  der  Zustellung  unter  Zahlung  einer  Ge- 
bühr Ton  zehn  Mark  neben  der  Erneuerungsgebtthr  die 
Erneuerung  der  Anmeldung  nachholt;  die  Erneuerung  gilt 
dann  als  an  dem  Tage  des  Ablaufs  der  früheren  Frist  ge- 
schehen. 

XXV.  Löschimg. 

235.  Begriff. 

Die  Löschung  ist  die  Tilgung  des  Eintragungsvermerks;  sie 
wird  bewirkt  dadurch,  dass  dem  die  Eintragung  in  die  Zeichenrolle 
beurkundenden  Vermerke  eine  Bemerkung  des  Inhalts  beigefugt 
wird,  dass  diese  Eintragung  gelöscht  sei.  Dem  Löschungsvermerke 
ist  die  Angabe  des  Zeitpunktes,  zu  welchem  die  Löschung  erfolgt 
ist,,  beizufügen.  Zur  Löschung  ist,  wie  zur  Führung  der  Zeichenrolle 
überhaupt,  ausschliesslich  das  Patentamt  befugt,  und  zwar  auch  in  den 
Fällen  des  §  9,  in  welchen  der  Antrag  auf  Löschung  im  Wege  der 
gerichtlichen  Klage  zu  stellen  ist.  Die  Thätigkeit  der  Gerichte  be- 
schränkt sich  in  den  letzterwähnten  Fällen  darauf,  die  Befugniss  des 
Klägei-s  zur  Herbeiföhrung  der  Löschung  bei  dem  Patentamte  fest- 
zustellen; die  gerichtlichen  Löschungsurtheile  wirken  daher  nur  unter 
den  Partheien,  indem  sie  dem  obsiegenden  Theile  das  Recht  gewähren, 
auf  Grund  des  Urtheils  die  Löschung  bei  dem  Patentamt  zu  be- 
antragen. In  Ermangelung  eines  solchen  Antrages  darf  selbst  nach 
rechtskräftiger  gerichtlicher  Entscheidung  die  Löschung  nicht  erfolgen; 
insbesondere  sind  die  Gerichte  nicht  befugt,  die  von  ihnen  erlassenen, 
die  Löschung  aussprechenden,  ürtheile  dadurch  zu  vollziehen,  dass 
sie  das  Patentamt  um  Vollstreckung  derselben  ersuchen  (vergl.  277). 
In  denjenigen  Fällen,  in  welchen  das  Patentamt  über  die  Voraus- 
setzungen der  Löschung  entscheidet,  kann  der  die  Löschung  aus- 
sprechende Beschluss,  falls  der  Zeicheninhaber  Widerspruch  gegen 
die  Löschung  erhoben  hat,  erst  nach  Ablauf  der  Beschwerdefrist, 
und  wenn  Beschwerde  eingelegt  ist,  erst  nach  Bestätigung  des  Be- 
schlusses in  der  Beschwerdeinstanz  durch  Eintrag  in  die  Zeichenrolle 
vollzogen  werden.  Die  Löschung  geschieht  kostenlos;  dies.elbe  wird 
amtlich  bekannt  gemacht  (§  3  Absatz  3).  Zum  Begriffe  der  Löschung 
gehört  indessen  diese  Bekanntmachung  nicht;  ihre  Wirkung  tritt  viel- 
mehr auch  dann  ein,  wenn  diese  Verötfentlicliung  versehentlich  unter- 
blieben sein  sollte. 
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Ueber  das  Verfahren  bei  der  Löschung  ist  das    später  und  bei' 
§  10  Gesagte  zu  vergleichen  (vergl.  318.  260  ff.). 

236.  Theilweise  Löschung. 

Hegelraässig  besteht  die  Löschung  in  der  Tilgung  des  Eintragungs- 
Termerks  seinem  ganzen  Inhalte  nach.  Indessen  ist  auch  eine  theil- 
weise Löschung  in  der  Weise  möglich,  dass  nur  einzelne  der  in  dem 
VTaarenverzeichnisse  angegebenen  Waaren  gestrichen,  der  Eintrag 
jedoch  im  üebrigen  aufrecht  erhalten  wird.  Es  gilt  in  dieser  Hinsicht 
hier  Aehnliches  wie  hinsichtlich  der  Versagung  der  Eintragung 
(Kohler  M-R.  S.  325.  346,  Stenglein  §  5  N.  2,  Meves  §  5  N.  2, 
Stockheim  S.  20,  Allfeld  §  8  N.  2a,  Seligsobn  §  8  N.  1,  vergl. 
92).  Eine  derartige  theilweise  Löschung  kann  sowohl  auf  Antrag 
des  Zeicheninhabers  als  auf  Antrag  eines  Dritten  erfolgen,  wenn  die 
Voraussetzungen  der  Löschung  nicht  hinsichtlich  der  ganzen  Ein- 
tragung sondern  nur  in  Bezug  auf  einzelne  in  dem  Waarenverzeich- 
nisse  aufgeführte  Waaren  zutreffen,  wenn  also  ein  eingetragenes 
Zeichen  mit  einem  früher  angemeldeten  Zeichen  nur  mit  Rücksicht 
Äuf  einen  Theil  der  im  Waarenverzeichnisse  genannten  Waaren 
übereinstimmt,  oder  wenn  der  Geschäftsbetrieb  nur  hinsichtlich  eines 
Tbeiles  dieser  Waaren  eingestellt  ist,  oder  wenn  das  Waarenzeichen 
nur  hinsichtlich  eines  Theiles  der  Waaren  als  ein  trügerisches  sich 
darstellt  (vergl.  182.  291.  305).  Dagegen  ist  eine  Theillöschuug  nicht 
etwa  derart  zulässig,  dass  im  Wege  der  Löschung  einzelne  Bestandtheile 
-des  eingetragenen  Zeichens  beseitigt  oder  durch  andere  Bestandtheile 
ersetzt  werden  könnten;  denn  hierin  würde  thatsächlich  nicht  eine 
Löschung  sondern  der  Ersatz  des  eingetragenen  Zeichens  durch  ein 
neues  anderes  Zeichen  liegen.  Ein  solcher  Ersatz  kann  nur  durch 
gänzliche  Löschung  und  demnächstige  Xeuanmeldung  des  ver- 
änderten Zeichens  herbeigeführt  werden  (K  o  h  1  e  r  M-R.  S.  325, 
Seligsohn  §  8  N.  1).  Dies  gilt  auch  dann,  wenn  es  sich  um  ein 
Kollektivzeichen  handelt,  da  Kollektivzeichen  rechtlich  nicht  anders 
zu  behandeln  sind  als  andere  Zeichen;  die  Ansicht,  dass  bei  Kollek- 
tivzeichen einzelne  Bestandtheile  gelöscht  werden  dürften,  ist  daher 
nicht  haltbar  (anders  Stenglein  §  5  N.  2,  vergl.  19). 

237.    Voraussetzungen  der  Löschung. 

Die  Löschung  darf  nur,  wenn  die  im  Gesetze  angegebenen  Vor- 
aussetzungen vorliegen,  erfolgen.  Diese  Voraussetzungen  sind: 
a.  Antrag  des  Inhabers;  b.  Zeitablauf;  c.  Unrechtmässigkeit  der 
Eintragung;  ^.  gerichtliches  Ui*theil.  Ein  gerichtliches  die  Löschung 
aussprechendes  Urtheil  kann  nicht  nur  in  den  Fällen  des  §  9,  sondern 
auch  im  Falle  des  §  8  Absatz  1  ergehen,  insofern  als  die  Möglich- 
keit besteht,  den  Löschungsantrag  des  Inhabers  im  Wege  der  ge- 
richtlichen Klage  zu  erzwingen,  und  dieser  Löschungsantrag  demnach 
durch  ein  die  Löschungsverpflichtung  des  Inhabers  anerkennendes 
Urtheil  ersetzt  werden  kann  (vergl-  246).  Ob  die  Voraussetzungen 
der  Löschung  vorliegen,  hat  das  Patentamt  zu  prüfen.  Liegt  ein  ge- 
richtliches Urtheil  vor,  so  ist,  wenn  aus  einem  der  in  §  9  angegebenen 
Löschungsgründe  die  Löschung  ausgesprochen ,  oder  aus  materiell- 
rechtlichen Gründen  der  Zeicheninhaber  zur  Stellung  des 
Ijöschnngsantrages  verurtheilt  ist ,  eine  Nachprüfung ,  ob  dieses 
Urtheil  mit   Recht   ergangen    sei,    unzulässig;    die  Prüfung  hat  sich 
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in  diesen  Fällen  lediglich  darauf  zu  erstrecken,  ob  das  Zeichen, 
dessen  Löschung  gerichtlich  angeordnet  ist,  sich  mit  einem  bestimmten 
in  die  Zeichenrolle  eingetragenen  Zeichen  deckt.  Dagegen  hat  das 
Patentamt,  wenn  sich  aus  der  Urtheilsbegriindung  ergiebt,  dass  das 
Gericht  aus  einem  nicht  im  Gesetze  genannten  Grunde  oder  aus 
einem  Grunde,  dessen  Prüfung  ausschliesslich  dem  Patentamt  zusteht,, 
die  Löschung  verfugt  hat,  die  Eintragung  des  Löschungsvermerks 
zu    verweigern  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  67). 

238.  Löschungsgründe. 

Zu  unterscheiden  von  den  Voraussetzungen  der  Löschung  sind 
die  Rechtsgrttnde  für  die  Löschung,  worunter  die  im  Gesetze  ange- 
gebenen Gründe  zu  verstehen  sind,  welche  die  Löschung  des  Zeichens, 
sei  es  im  patentamtlichen  sei  es  im  gerichtlichen  Verfahren,  recht- 
fertigen. Diese  Löschungsgründe  sind  in  den  §§  8  und  9  —  und 
zwar  erschöpfend  —  aufgefülirt  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  142).  Was 
das  Verfahren  vor  dem  Patentamte  betrifft,  stimmen  die  Rechtsgründe 
für  die  Löschung,  welche  kurz  Löschnngsgründe  genannt  werden, 
können,  mit  den  Voraussetzimgen  der  Löschung  überein.  Löschungs- 
gründe in  diesem  Sinne  sind:  a.  Antrag  des  Inhabers;  b.  Zeitablauf; 
c.  Unrechtmässigkeit  der  Eintragung;  d.  üebereinstimmung  mit  einem 
filteren  Zeichen;  e.  Einstellung  des  Geschäftsbetriebes;  f.  Trügerischer 
Inhalt  des  Zeichens.  Für  die  noch  in  die  früheren  Register  auf 
Grund  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  eingetragenen  Zeichen 
gelten  noch  die  in  den  §§  5  und  11  des  letzteren  Gesetzes  ange- 
gebenen Löschungsgründe  (vergl.  948.  1006). 

239.    Antragsverfahren  und  Verfahren  von  Amtswegen. 

Die  Löschung  geschieht  entweder  auf  Antrag  oder  von  Amts- 
wegen; d.  h.  die  Einleitung  des  Verfahrens  ist  entweder  durch  den 
Eingang  eines  Löschungsantrages  bedingt,  oder  sie  erfolgt  kraft 
eigener  selbstfindiger  Entschliessung  des  Patentamtes.  Es  ist  dem- 
nach zwischen  Antragsverfahren  und  Verfahren  von  Amtswegen  zu 
unterscheiden.  Der  Antrag  kann  entweder  von  dem 'Inhaber  selbst 
oder  von  einem  Dritten  gestellt  sein;  von  einem  Dritten,  welcher 
nicht  zur  Vertretung  des  Zeicheninhabers  berechtigt  ist,  jedoch  nur, 
wenn  entweder  die  Einwilligung  des  Inhabers  oder  seines  Vertreters  in  die 
Löschung  nachgewiesen  oder  ein  gerichtliches,  die  Löschung  aussprechen- 
des, Urtheil  vorgelegt  wird  (vergl.  245. 277).  Der  Dritte,  welcher  Löschung- 
beantragen  will,  muss  daher  regelmässig  seinen  Antrag  im  Wege  der 
gerichtlichen  Klage  verfolgen;  es  ist  dies  theils  im  Gesetze  —  in 
§  9  —  ausdrücklich  vorgeschrieben,  theils  ergiebt  sich  dies  aus 
sonstigen  privatrechtlichen  —  durch  das  Gesetz  nicht  berührten  —  Vor- 
schriften (vergl.  264 ff.  246).  In  denjenigen  Fällen  dagegen,  in  welchen 
das  Verfahren  von  Amtswegen  einzutreten  hat  —  d.  h.  in  den  Fällen 
des  §  8  Absatz  2  —  steht  einem  Dritten  ein  rechtlich  verfolgbarer 
Anspruch  auf  Löschung  und  überhaupt  die  Befugniss  zur  Mitwirkung- 
bei  dem  Verfahren  nicht  zu;  ob  und  mit  welchen  Personen  in 
diesem  Verfahren  zu  verhandeln  ist,  hat  vielmehr  das  Patentamt 
nach  seinem  Ermessen  zu  bestimmen  fP.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S. 
142).  Der  Rechtsweg  ist  in  den  Fällen  des  §  8  gänzlich  ausgeschlossen 
(Meves  II.  8.  115j.  Da  der  Ausschluss  des  Rechtswegs  auf  einer 
Vorschrift  öffentlichrechtlichen  Inhalts  beruht,  so  kann  in  den  FfiUeu 
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-des  §  8  eine  Klage  selbst  nicht  mit  Zustimmung  des  Beklagten  er- 
hoben werden  (vergl.  Seligsohn  in  ZgK.  11.  S.  16,  Reuling  S.  33). 
Andererseits  hat  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  ein  gerichtliches 
Jjöschungsverfahren  angeordnet  ist,  das  Patentamt  keine  Befugniss,  über 
die  Löschung  zu  erkennen;  die  Thätigkeit  des  Patentamtes  beschränkt 
sich  hierbei  auf  den  Vollzug  des  gerichtlichen  Urtheils.  Demnach 
erkennt  das  Patentamt  ausschliesslich  über  die  Löschung  auf  Antri^ 
des  Inhabers,  wegen  Zeitablaufs  und  wegen  Unrechtmässigkeit  der 
Eintragung;  die  Gerichte  erkennen  ausschliesslich  über  die  Löschung 
wegen  Uebereinstimmung  mit  einem  älteren  Zeichen  und  wegen  Ein- 
stellung des  Geschäftsbetriebes.  Femer'  erkennen  die  Gerichte  da- 
rüber, ob  der  Inhaber  verpflichtet  ist,  den  Löschungsantrag  zu  stellen, 
da  es  sich  hierbei  um  Fragen  ausschliesslich  privatrechtlicher  Natur 
handelt  (vergl.  246).  Ob  wegen  trügerischen  Inhalts  ein  Zeichen  ;zu 
löschen  ist,  hat,  wenn  die  Eintragung  deswegen  hätte  versagt  werden 
müssen,  das  Patentamt,  in  den  übrigen  Fällen  das  Gericht  zu  ent- 
scheiden (vergl.  303). 

240.  Einwirkung  Dritter  auf  das  Verfahren  von  Amtswegen. 

Wenn  auch  die  Einleitung  des  Verfahrens  von  Amts  wegen  durch 
einen  Antrag  nicht  bedingt  und  fUr  einen  solchen  Antrag  begrifflich 
in  diesem  Verfahren  kein  Raum  ist,  so  ist  damit,,  namentlich  in  den- 
jenigen Fällen,  in  welchen  die  Eintragung  hätte  versagt  werden 
müssen,  doch  nicht  ausgeschlossen,  dass  ein  Dritter  bei  dem  Patent- 
amte die  Löschung  in  Anregung  bringt  (Schanze  in  ZgR.  II.  S.  172, 
Landgraf  n.  §  8  N.  3,  Seligsohn  §  8  N..  1,  Meves  U.  S.  108, 
vergl.  992).  Eine  derartige  Anregung  wird  regelmässig  den  Zweck 
verfolgen,  solche  Thatsachen  und  Beweismittel,  welche  in  dem  der 
Eintragung  vorangehenden  Prüfungsverfahren  von  dem  Patentamt 
nicht  berücksichtigt  worden  sind  oder  nicht  berücksichtigt  werden 
konnten,  zur  patentamtlichen  Kenntniss'  zu  bringen,  wenn  daran v 
sich  ergiebt,  dass  die  Eintragung  nicht  hätte  erfolgen  dürfen. 
Ein  Anspruch  auf  Berücksichtigung  einer  solchen  Anregung 
oder  die  Rechte  einer  Parthei,  insbesondere  eine  Beschwerde 
wegen  Nichtberücksichtigung  der  Anregung,  stehen  dem  Dritten 
allerdings  nicht  zu;  gleichwohl  tritt  das  Patentami  in  eine 
Prüfung  der  Anregung  ein,  wenn  der  gestellte  Antrag  ausreichend 
begründet  und  erforderlichen  Falls  mit  Beweisangaben  versehen  ist 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  142.  143).  Der  Antrag  ist  in  zwei  Aus- 
fertigungen einzureichen,  damit  die  eine  derselben  dem  Zeichen- 
inhaber zur  Erklärung  zugestellt  werden  kann.  In  Ermangelung 
einer  solchen  Anregung  wird  das  Patentamt  mit  Rücksicht  auf 
die  vor  der  Eintragung  bereits  stattgehabte  Prüfung  regelmässig  keine 
Veranlassung  haben,  in  eine  wiederholte  Prüfung  der  Rechtmassigkeit 
der  Eintragung  einzutreten  oder  die  Einleitung  des  Löschungsver- 
fahrens zu  verfügen.  Darum  ist  es  Sache  der  betheiligten  Verkehrs- 
kreise, welche  ein  Interesse  an  der  Löschung  des  Zeichens  haben  — 
namentlich  derjenigen  Betheiligten,  welchen  gegenüber  der  Zeichen- 
inhaber sein  Ausschliessungsreclit  geltend  macht  —  dem  Patentamt 
möglichst  neue  Thatsachen  mitzutheilen,  welche  die  Nothwendigkeit 
der  Löschung  ergeben,  und  die  nicht  bereits  in  dem  der  Eintragung 
vorhergegangenen  Verfahren  erörtert  worden  sind.  Wie  sich  aus  den 
Erörterungen  zu  §  8  Xo.  2  ergiebt,  kann  eine  Anregung,  das  Lösch- 
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ungsverfahren  wegen  TJnrechtmässigkeit  der  Einti*agang  einzuleiten, 
nur  dann  auf  Berücksichtigung  rechnen,  wenn  behauptet  wird,  dass 
die  Eintragung  entgegen  den  Vorschriften  in  §§  1,  4,  23  des  Ge- 
setzes bewirkt  worden  sei.  Wenn  der  Antragsteller  dagegen  glaubt^ 
dass  die  Eintragung  zu  Unrecht  erfolgt  sei,  weil  für  ihn  selbst  auf 
Grund  einer  früheren  Anmeldung  ein  übereinstimmendes  Zeichen  fiir 
gleichartige  Waaren  eingetragen  sei,  so  hat  er  seinen  Anspruch  nach 
§  9  No.  1  im  Wege  der  Klage  vor  den  ordentlichen  Gerichten 
geltend  zu  machen.  Desgleichen  kann  eine  Anregung,  auf  Grund 
des  §  9  No.  2  oder  Xo.  3  die  Löschung  herbeizuführen,  auf  Berück- 
sichtigung nicht  rechnen  (vergl.  992). 

24r.  Wirkung  der  Löschung. 

lieber  die  Wirkung  der  Löschung  ist  im  Gesetze  nichts  be- 
stimmt; doch  ergiebt  sich  dieselbe  ohne  Weiteres  aus  ihrem  Begriffe^ 
Da  durch  die  Löschung  die  Eintragung  beseitigt  wird,  und  die  Aus- 
übung des  durch  die  Eintragung  begründeten  Ausschliessungsrechtes 
nach  §  12  dem  „Eingetragenen''  zusteht,  so  können  nach  der  Löschung- 
in  Ermangelung  eines  dann  noch  „Eingetragenen"  die  Rechte  aus 
der  Eintragung  nicht  mehr  geltend  gemacht  werden.  Die  Wirkung- 
der  Eintragung  in  ihren  sämmtlichen  Beziehungen — also  sowohl  die 
Geltendmachung  des  Ausschliessungsrechtes  als  die  Befngniss,  auf 
Grund  der  Eintragimg  die  Löschung  eines  jüngeren  Zeichens  zu  be- 
antragen oder  gegen  dessen  Eintragung  Widerspruch  zu  erheben  — 
ist  alsdann  nicht  nur  .einer  bestimmten  Person  oder  einer  Mehrzahl 
solcher,  sondern  der  Allgemeinheit  gegenüber,  und  nicht  nur  auf  be- 
stimmte Zeit,  sondern  fiir  immer,  ausgeschlossen.  Das  Recht  aus  der 
Eintragung  erlischt  demnach  mit  der  Löschung,  womit  nicht  in 
Widerspruch  steht,  dass  gewisse  Wirkungen  der  Eintragung  auch 
nach  der  Löschung  noch  bestehen  bleiben.  Die  Eintragung  äussert 
nämlich  noch  trotz  erfolgter  Löschung  ihre  Wirkung  einmal  mit  Rück- 
sicht auf  die  Vorschrift  des  §  4  Absatz  2,  wonach  das  Zeichen  zu 
Gunsten  eines  Anderen  als  seines  früheren  Inhabers  innerhalb  einer 
bestimmten  Frist  nicht  von  Neuem  eingetragen  werden  kann.  Ab- 
gesehen hiervon  bleiben  die  Wirkungen  der  Eintragung  nach  der 
Löschung  noch  insofern  bestehen,  als  auch  nach  der  letzteren  die 
vorher  begründeten  Entschädigungsansprüche  und  die  vorher  be- 
gangenen Strafthaten  —  vorbehaltlich  der  Vorschrift  des  §  12  Absatz. 
2  —  noch  verfolgt  werden  können  (vergl.  590). 

Das  Recht  aus  der  Eintragung  eines  Waaren  Zeichens  erlischt  erst 
mit  der  Löschung,  nicht  schon  vorher.  Insbesondere  führt  der  Eintritt 
eines  Löschungsgrundes  noch  nicht  den  Untergang  des  Rechtes  herbei^ 
sondern  erst  die  daraufhin  erfolgende  Löschung  (Schanze  in  Z  g  R.  11. 
S.  172. 173).  Dies  schliesst  indessen  nicht  aus,  dass,  wenn  die  Löschung^ 
erfolgt  ist,  deren  Wirkungen  auf  einen  früheren  Zeitpunkt  zurück- 
bezogen werden.  Denn  §  12  Absatz  2  besagt,  dass  im  Falle  der 
Löschung  für  die  Zeit,  in  welcher  ein  Rechtsgrund  für  die  Löschung 
bereits  früher  vorgelegen  hat,  Rechte  aus  der  Eintragung  nicht  mehr 
geltend  gemacht  werden  können.  Mit  Rücksicht  auf  diese  rück«- 
wirkende  Kraft  der  Löschung  ist  behauptet  worden,  dass  das  Zeichen- 
recht materiell  sein  Ende  bereits  mit  dem  Zeitpunkte  finde,  in  welchem 
zuerst  ein  Rechtsgrund  für  die  Löschung  vorgelegen  habe:  es  sei 
dies  der  Sinn  der  Bestimmung  des  §  12  Absatz  2,  aus  welcher  hervor- 


§  8.    XXV.  Löschung.  175 

gehe,  die  Bedeutung  der* Löschung  bestehe  darin,  dass  mit  ihr  das 
frühere  Erlöschen  des  Rechts  geltend  gemacht  werden  dürfe 
(Selig  söhn  §  12  K  10,  All  f  e  1  d  §  8  N.  1).  Diese  Ansicht 
würde  dazu  führen,  dass  demjenigen,  welcher  nach  der  Löschung 
noch  in  Anspruch  genommen  wird,  die  Verpflichtung  auferlegt  werden 
müsste,  die  Löschung  und  das  Bestehen  eines  früheren  Löschungs- 
grnndes  in  jedem  Falle  einredeweise  geltend  zu'machen  und  nöthigen- 
falls  zu  beweisen.  Nach  Inhalt  des  §  12.  Absatz  2  verhält  es  sich 
jedoch  insofern  anders,  als  der  Verlust  der  Ansprüche  aus  der  Ein- 
tragung für  die  vergangene  Zeit  eine  gesetzliche  Folge  der  Löschung 
ist,  so  dass  das  Gericht  auch  ohne  desfallsigen  Partheieinwand,  wenn 
es  auf  irgend  eine  Weise  von  der  Löschung  und  dem  Bestehen  eines 
früheren  Löschungsgrundes  Kenntniss  erhält,  voi^  Amtswegen  dem 
Zeicheninhaber  die  Geltendmachung  seiner  Rechte  versagen  muss. 
Dass  die  Wirkungen  der  Eintragung  in  der  That  erst  mit  der  Lösch^mg 
und  nicht  schon  mit  dem  Eintritt  eines  Löschungsgrunde^  beseitigt 
werden,  zeigt  sich  übrigens  deutlich  darin,  dass  nur  die  noch  nicht 
rechtskräftig  erledigten  Ansprüche  für  die  vergangene  Zeit  nicht  mehr 
geltend  gemacht  werden  können,  dass  dagegen  nach  der  Löschung 
nicht  etwa  die  Rückvergütung  auf  Grund  rechtskräftigen  ürtheils  be- 
wirkter Leistungen  oder  die  Wiederaufnahme  eines  rechtskräftig  ge- 
schlossenen Strafverfahrens  mit  Rücksicht  darauf  verlangt  werden, 
kann,  dass  zur  Zeit  des  Ürtheils  ein  Löschungsgrund  bereits 
vorgelegen  habe  (vergl.  480).  Der  Bemerkung  der  Motive,  dass 
durch  §  12  Absatz  2  der  Zeitpunkt  habe  bestimmt  werden  sollen, 
von  welchem  an  gerechnet  im  Fall  der  Löschung  das  Recht  als  be- 
seitigt gelten  solle,  kann  eine  ausschlaggebende  Bedeutung  nicht  bei- 
gemessen werden,  da  das  Gesetz  thatsächlich  nicht  ausspricht,  dass 
das  Recht  schon  in  einem  früheren  Zeitpunkte  erloschen  sei,  das  Gesetz 
vielmehr  nur  die  Ausübung  des  Rechtes  für  die  Zukunft  verhindern 
will  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Veranlassung  zur  Ausübung  des 
Rechtes  in  der  Vergangenheit  oder  in  der  Zukunft,  liegt  (vergl. 
M  o  t.  zu  §  11,  vergl.  auch  480).  Die  Anwendung  der  Vorschrift  des  §  12 
Absatz  2  ist  im  Einzelnen  an  anderer  Stelle  erörtert  (vergl.  480  ff'.). 
Die  Wirkung  der  Löschung  tritt  —  abgesehen  von  ihrer 
gesetzlichen  Rückwirkung  —  mit  dem  Zeitpunkte  ihrer  Eintragung 
in  die  Zeichenrolle  ein;  weder  der  Zeitpunkt,  in  welchem  der  die 
Löschung  anordnende  Beschluss  ergangen,  noch  auct  derjenige,  in 
welchem  der  Beschluss  rechtskräftig  geworden  ist,  ist  hierfür  mass- 
gebend —  ebensowenig  wie  der  Zeitpunkt  des  Erlasses  oder  der  Rechts- 
kraft eines  die  Löschung  aussprechenden  Ürtheils  (M  e  v  e  s  IL  S. 
105,  vefgl.  277). 

242.  Formale  Wirkung  der  Löschung. 

Aus  dem  Begriffe  der  Löschung  folgt  ferner,  dass  dieselbe  das 
Erlöschen  des  Rechtes  herbeiftihrt,  gleichviel  ob  die  gesetzlichen 
Voraussetzungen  der  Löschung  vorgelegen  haben  oder  nicht,  und  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  das  gesetzlich  vorgeschriebene  Verfahren  ein- 
gehalten worden  ist.  Die  Wirkung  der  Löschung  ist  demnach  eine 
formale  —  in  ähnlicher  Weise  wie  auch  die  Wirkung  der  Eintragung 
rein  formaler  Katur  ist  (M  e  v  e  s  IL  S.  117,  vergl.  355.  356). 
Es  ist  dies  zwar  nicht  unstreitig,  indem  nach  einer  anderen  Ansicht 
die  Löschung  nur  bei  Vorhandensein  der  gesetzlichen  Voraussetzungen 
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das^Erlöschen  des  Rechtes  zur  Folge  haben  soll,  nicht  dag/Bgen  dann, 
wenn  sie  in  Folge  eines  Versehens  des  Patentamts  —  ohne  dass 
überhaupt  ein  Löschungsgrund  vorlag  —  erfolgt  sei.  Nach  dieser  ab- 
weichenden Meinung  begründet  die  Löschung  höchstens  eine  durch  Ge- 
genbeweis widerlegbare  Vermuthung  dafär,  dass  ihre  Voraussetzungen 
vorgelegen  haben,  mit  Rüpksicht  darauf,  dass  eine  Prüfung  der  ge- 
setzlichen Voraussetzungen  durch  das  Patentamt  der  Löschung  voraus- 
gehen muss  (Schanze  in  ZgK.  IL  S.  172,  Seligsohn  §  12  N. 
10,  Allfeld  §  8  N.  1).  Diejenigen,  welche  diese  Meinung  ver- 
treten, übersehen  aber,  dass  die  Rechte  aus  der  Eintragung  —  ins- 
besondere die  Rechte  aus  §  12  und  aus  §  9  No.  1  —  dem  ^Ein- 
getragenen^ zustehen.  Da  die  Löschung  regelmässig  den  ganzen 
Eintragungsvermerk  —  auch  soweit  solcher  sich  auf  die  Person  des 
Zeicheninhabers  bezieht  —  beseitigt,  so  ist  nach  der  Löschung  ein 
„Eingetragener^,  welcher  die  Rechte  aus  der  Eintragung  ausüben 
könnte,  nicht  mehr  vorhanden  (vergl.  M  e  v  e  s  IL  S.  104).  Die 
formale  Wirkung  der  Löschung  besteht  demnach,  auch  trotzdem  das 
Gesetz  dies  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  hat;  sie  ist  übrigens 
auch  mit  Noth wendigkeit  aus  der  formalen  Wirkung  der  Eintragung 
zu  folgern,  welche  letztere  sich  nicht  nur  auf  den  Erwerb  des  Zeichen- 
rechtes sondern  auch  auf  dessen  Fortbestand  erstreckt  (vergl.  355. 
356.  364). 

Ist  die  Löschung  irrthümlich  ei'folgt,  so  kann  das  Patentamt  auf 
Grund  seiner  Befugniss,  die  Einträge  in  die  Zeichenrolle  jederzeit 
zu  berichtigen,  auf 'Antrag  oder  von  Amts  wegen  den  Löschungs  ver- 
merk wieder  beseitigen;  dies  geschieht  indessen  nicht  mit  rück- 
wirkender Kraft,  d.  h.  es  können  auch  nach  dieser  Berichti- 
gung die  Rechte  aus  der  Eintragung  für  die  Zeit  der  Unterbrechung 
derselben  nicht  ausgeübt  werden  (anders  Allfeld  §  8  N.  1,  Selig- 
sohn §  12  N.  10). 

243.  Wirkung  der  Löschung  nach  dem  Gesetze  vom  30.  November  1874. 

Die  Löschung  der  noch  in  die  früheren  Zeichenregister  auf 
Grund  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  eingetragenen  Zeichen, 
für  welche  bis  zum  1.  Oktober  1898  noch  das  frühere  Recht  gilt, 
hat  die  hier  erörterten  Wirkungen  weder  im  Allgemeinen  noch  auch 
in  formaler  Hinsicht;  vielmehr  beurkundet  —  entsprechend  der  Wir- 
kung der  Eintragung  nach  älterem  Recht  —  die  Löschung  eines 
solchen  Zeichens  das  mit  Eintritt  eines  Löschungsgrundes  bereits 
eingetretene  Erlöschen  des  Zeichenrechtes.  Die  Löschung 
nach  dem  früheren  Gesetze  hat  demnach  nur  Wirkung  bei  Vor- 
handensein der  gesetzlichen  Voraussetzungen;  eine  versehentliche 
Löschung  ist  ohne  rechtliche  Bedeutung  (Kohl er  M-R.  S.  302, 
Schanze  in  ZgR.  IL  S.  172.  173,  Civ.  Bd.  20  S.  170,  Str.  Bd, 
23  S.  351)  Anderei-seits  ist  das  Erlöschen  des  Zeichenrechts  nach 
dem  Gesetze  vom  30.  November  1874  nicht  durch  die  demnächstige 
Löschung  bedingt;  das  Recht  erlischt  vielmehr  bei  Eintritt  eines 
Löschungsgrundes  auch  dann,  wenn  die  Löschung  nicht  bewirkt  ist. 
Das  durch  die  Eintragimg  eines  Zeichens  in  die  früheren  Zeichen- 
register begründete  Recht  erlischt  abgesehen  von  den  diesbezüg^chen 
Vorschriften  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  auf  Grund  des 
§  24  Absatz  2  des  geltenden  Gesetzes  mit  der  Eintragung  in  die 
Zeichenrolle    oder    mit    dem  Ablauf  des  30.  September  1898,    sofern 
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die  Üebertragung  des  Zeichens  in  die  Zeiclienrolle  nicht  bewirkt  ist. 
In  diesen  Fällen  ist  eine  Löschung  nicht  einmal  vorgeschrieben 
(vergl.     949). 
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244.  Allgemeines;  Form  und  Inhalt  des  Antrags. 

Wie  jedes  Privatrecht  unterliegt  auch  das  Zeichenrecht  der 
freien  Verfügung  seines  Inhabers  dergestalt,  dass  derselbe  jederzeit 
auf  das  Recht  verzichten  kann.  Der  Verzicht  erfolgt  durch*  Ein- 
reichung des  Antrages  auf  Löschung  bei  dem  Patentamt.  Der  An- 
trag ist  in  der  Gestalt  eines  schriftlichen  Gesuches  einzureichen. 

Einer  sonstigen  besonderen  Form  bedarf  der  Antrag  nicht;  es 
genügt,  dass  aus  demselben  der  Wille  des  Zeicheninh/tbers,  dass 
das  Zeichen  gelöscht  werde,  mit  genügender  Deutlichkeit  hervorgeht. 
Mit  der  Einreichung  des  Antrages  bei  dem  Patentamt  ist  der 
Ijöschungsgrund  gegeben  (vergl.  238).  Indessen  ist  dem  Antrag- 
steller die  Rücknahme  seines  Antrages  so  lange  -gestattet,  als  die 
I>Öschung  noch  nicht  bewirkt  ist  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  155). 
Der  Inhaber,  welcher  den  Antrag  auf  Löschung  gestellt  hat,  ist  beftigt, 
dasselbe  Zeichen  wieder  zur  Anmeldung  zu  bringen;  es  bedarf  eines 
diesbezüglichen  Vorbehaltes  in  dem  Antrage  nicht.  Sonstige  Vor- 
behalte, z.  B.  die  Erklärung,  dass  man  nur  für  eine  gewisse  Zeit 
auf  das  Recht  verzichten  wolle,  sind  unzulässig  (vergl.  Stockheim 
S.  45,  Gareis  Bd.  5  S.  127). 

Der  Antrag  des  Inhabers  auf  Ixischung  ist  jederzeit  nach  der 
Eintragung  zulässig.  Eine  Rückerstattung  gezahlter  Gebühren  wie 
im  Falle  der  Rücknahme  der  Anmeldung  oder  der  Versagung  der 
Eintragung  findet  hier  nicht  statt.  Der  Antrag  ist  auch  dann  zu 
boriicksichtigen,  wenn  bereits  aus  einem  anderen  Grunde  die  Löschung 
erfolgen  müsste;  nur  muss  in  diesem  Falle  dem  Patentamt  die  Wahl 
zustehen,  in  Gemässheit  welchen  IxJschungsgrnndes  das  Zeichen  zur 
Löschung  gebracht  werden  soll.  Regelmässig  wird  mit  Rücksicht  auf 
die  Vorschrift  des  §  12  Absatz  2  die  Löschung  auf  Grund  des  der 
Zeit  nach  früheren  Löschungsgrundes  erfolgen. 

Der  Antrag  kann,  insoweit  eine  theilweise  Löschung  des  Zeichens 
überhaupt  möglich  ist,  auf  eine  solche,  z.  B.  auf  die  Ijöschung  be- 
stimmter Waaren  in  dem  in  die  Zeichenrolle  eingetragenen  Waaren- 
verzeichnisse,  gerichtet  sein  (vergl.  236). 

245.  Antragsberechtigter. 

Berechtigt  zur  Stellung  des  Antrages  ist  nur  der  eingetragene 
Inhaber  (jMeves  II.  S.  119j.  Dies  ist  anzunehmen,  weil  nur  der  einge- 
tragene Inhaber  die  Legitimation  besitzt,  auf  das  Zeichen  bezügliche  An- 
träge bei  dem  Patentamt  zu  stellen  (vergl.  364).  Der  eingetragene 
Inhaber  kann  den  Antrag  auch  durch  einen  Vertreter,  dessen  Voll- 
macht sich  hierauf  erstreckt,  stellen  lassen;  insbesondere  ist  der  in 
Gemüssheit  des  §  28  Absatz  2  bestellte  inländische  Vertreter  neben 
dem  Zeicheninhaber  zur  Antragstellung  befugt  (vergl.  922).  Ein 
Dritter,   welcher  keine  Vollmacht  hat,  kann  an  Stelle  des  Inhabers 
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den  Antrag  auf  Löschane  dann  stellen,  wenn  er  gesetzlicher  Ver- 
treter des  Inhabers  ist,  oder  die  Einwilligung  des  .eingetragenen  In- 
habers in  die  Löschung  durch  Vorlage  von  Urkunden  nachweist,  oder 
ein  die  freiwillige  Einwilligung  ersetzendes  gerichtliches  Urtheil  zur 
Kenntniss  des  Patentamtes  bringt  (yergl.  "246.  277).  Der  Einwilli- 
gungserklärung  des  Inhabers  steht  die  Einwilligung  des  in  Gemäss- 
heit,  des  §  23  Absatz  2  bestellten  Vertreters  gleich  (vergl.  924). 
Femer  muss  auch  denjenigen  Personen  die  Antragsberechtigung  zu- 
gestanden werden,  welchen  an  Stelle  des  eingetragenen  Inhabers  die 
Befugniss  zur  Veräusserung  des  Rechtes  zusteht,  z.  B.  dem  Kon- 
kursverwalter und  dem  Liquidator,  nicht  dagegen  dem  Prokuristen 
(vergl.  Meves  11.  S.  120,  vergl.  auch  227.  228). 

246.  Löschungsklage  auf  Grund  von  PrivatreGhtsverh&ltnissen. 

Der  Löschungsantrag  kann  seitens  des  eingetragenen  Inhabers 
entweder  freiwillig  gestellt  sein  —  dadurch,  dass  der  Inhaber  den 
Antrag  bei .  dem  Patentamt  selbst  einreicht  oder  einem  Anderen  eine 
die  Einwilligung  in  die  Löschung  beweisende  Urkunde  mit  der  Er- 
mächtigung, dieselbe  zur  Kenntniss  des  Patentamts  zu  bringen,  aus- 
stellt —  oder  gezwungener  Weise,  indem  der  Inhaber  durch  Klage 
vor  den  ordentlichen  Gerichten  zur  Ertheilung  der  Einwilligung  an- 
gehalten wird.  Es  kann  auf  diesem  Wege  die  Xjöschiing  des  Zeichens 
durch  gerichtliche  Klage  auch  in  solchen  Fällen  herbeigefiihrt  werden, 
in  welchen  das  Zeichengesetz  weder  eine  Klage  auf  Löschung  noch 
überhaupt  eine  Möglichkeit  der  Löschung  gewährt.  Dies  beruht 
darauf,  dass  durch  die  Vorschriften  des  Zeichengesetzes  die  privat- 
rechtlichen  Beziehungen  der  an  einem  Waarenzeichen  interessirten 
Personen  nicht  berührt  werden  (Civ.  Bd.  18  S.  97j.  Besteht  demnach 
irgend  ein  aus  sonstigen  gesetzlichen  Vorschriften  abzuleitender 
Rechtsgrund,  aus  welchem  ein  Dritter  von  dem  Zeicheninhaber  die 
Löschung  des  Zeichens  verlangen  kann,  so  ist  eine  Klage  zulässig, 
welche  darauf  zu  richten  ist,  dass  der  Zeicheninhaber  die  Löschung 
des  Zeichens  beantrage.  Das  in  einer  solchen  Klage  ergehende  Ur- 
theil hat  die  gleiche  Wirkung  wie  eine  in  der  durch  das  Gesetz  selbst 
— T  in  §  9  No.  1  —  gegebenen  Löschungsklage  ergangene  Entschei- 
dung. Die  Löschung  erfolgt,  wenn  der  obsiegende  Kläger  das  rechts- 
kräftige Urtheil  zur  Kenntniss  des  Patentamts  bringt  (vergl.  277). 
Indessen  unterscheidet  sich  die  auf  die  privatrechtlichen  Beziehungen 
der  Betheiligten  gegründete  Löschungsklage  von  der  zeichenrecht- 
lichen Löschungsklage  dadurch,  dass  die  Löschung  auf  Grund  eines 
in  ersterer  ergangenen  Urtheils  —  insofern  kein  sonstiger  Löschungs- 
grund  vorgelegen  hat  —  Wirkung  erst  von  dem  Zeitpunkte  an  hat, 
in  welchem  das  Urtheil  mit  dem  Antrage  auf  Löschung  bei  dem 
Patentamt  eingereicht  wird,  da  erst  mit  der  Einreichung  dieses  An- 
trags der  Löschungsgrund  gegeben  ist.  Anders  ist  es  bei  der  auf 
Grund  der  zeichenrechtlichen  Löschungsklage  ausgesprochenen 
Löschung,  deren  Wirkungen  stets  auf  einen  früheren  Zeitpunkt  zu- 
rückbezogen werden  (vergl.  483). 

247.  Vertragsmassige  Verpflichtung  zur  Löschung. 

Hauptsächlich  kann  die  Stellung  des  Löschungsantrags  auf  Gmnd 
privatrechtlicher  Beziehungen  im  Klagewege  erzwungen  werden,  wenn 
der  Zeicheninhaber  einem  Dritten  gegenüber  sich  vertragsmässig  ver> 
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pflichtet  hat,  das  Zeichen  entweder  überhaupt  nicht  zur  Anmeldung  zu 
bringen  oder  dasselbe  nach  erfolgter  Eintragung  löschen  zu  lassen 
(Civ.  Bd.  18  S.  97).  Eine  derartige  vertragsmÄssige  Verpflichtung 
musB  nicht  ausdrücklich  übernommen  sein;  dieselbe  kann  sich  auch 
aus  der  Natur  eines  zwischen  den  Betheiligten  bestehenden  Vertrags- 
verhältnisses ohne  besondere  Vereinbarung  —  namentlich  im  Han- 
delsverkehr, wenn  Treu  und  Glauben  dies  erfordern  —  ergeben 
(vergl.  Propr.  Ind.  IX.  S.  92.  93).  Es  ist  indessen  dabei  zu  be- 
achten, dass  nur  in  denjenigen  Fällen  ein  Anspruch  auf  Löschung 
begründet  sein  kann,  in  welchen  der  übernommenen  Verpflichtung 
allein  durch  die  Löschung  des  Zeichens  genügt  wird.  Ist  die  Er- 
föUung  der  vertragsmässigen  Verbindlichkeit  ohne  Löschung  des 
Zeichens  denkbar,  so  kann  letztere  nicht  verlangt  werden.  Eine 
Vereinbarung,  welche  dem  Berechtigten  die  Ausübung  seines  Rechtes 
gegenüber  einer  bestimmten  Person  untersagt,  ist  hiemach  nicht  ge- 
nügend, um  den  Antrag  auf  Löschung  zu  rechtfertigen,  da  eine  solche 
Beschränkung  der  Geltendmachung  des  Rechts  gegenüber  einem 
Einzelnen  dasselbe  nicht  der  Allgemeinheit  gegenüber  hinföllig 
macht,  und  derjenige,  welcher  im  einzelnen  Falle  durch  vertrags- 
widrige Anwendung  des  Ausschliessungsrechts  geschädigt  werden  soll, 
sich  hiergegen  durch  den  Einwand,  dass  die  Ausübung  des  Rechts 
ihm  gegenüber  unzulässig  sei,  schützen  kann  (Civ.  Bd.  18  S.  97). 
Ebensowenig  kann  ein  Ajispruch  auf  Löschung  auf  eine  Ueberein- 
kunft  des  Inhaltes  gestützt  werden,  dass  der  Zeicheninhaber  von  dem 
Zeichen  selbst  nicht  Gebrauch  machen  dürfe,  da  das  Zeichenrecht 
bestehen  kann,  auch  wenn  das  Zeichen  von  dessen  Inhaber  thatsäch- 
lich  nicht  verwendet  wird  (vergl.  43). 

Der  vertragsmässig  begründete  Anspruch  auf  Löschung  hat  nur 
Wirkung  zwischen  den  bei  dem  Vertrage  betheiligten  Personen  und 
denjenigen,  welche  als  Rechtsnachfolger  in  die  vertragsmässigen 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  eingetreten  sind;  der  Anspruch  geht 
nicht  ohne  Weiteres  gegen  den  Rechtsnachfolger  im  Besitze  des 
Waarenzeichens,  da  auf  diesen  die  privatrechtlichen  Verpflichtungen 
des  Vorbesitzers,  selbst  wenn  solche  mit  Rücksicht  auf  das  Zeichen 
eingegangen  sind,  ohne  besondere  Vereinbarung  nicht  übergehen 
(Bolze  Bd.  6  No.  164,  vergl.  208). 

248.    Verpflichtung  zur  Löschung  wegen  Eingriffs  in  sonstige  Rechte. 

Die  gleichen  Grundsätze  gelten,  wenn  behauptet  wird,  dass  die 
Eintragung  sich  als  ein  unberechtigter  Eingriff  in  ein  sonstiges  Privat- 
recht darstelle.  Auch  hier  ist  zu  untersuchen,  ob  nach  der  Natur 
des  verletzten  Rechtes  ein  Anspruch  auf  Löschung  begründet 
ist.  In  der  Regel  wird  dies  nicht  der  Fall  sein.  Ist  beispielsweise 
ein  Xame,  eine  Firma,  ein  Privatwappen,  ein  Muster,  eine  Photo- 
graphie oder  ein  Kunstwerk,  welche  rechtlichen  Schutz  geniessen, 
als  Waarenzeichen  oder  als  Bestandtheil  eines  solchen  eingetragen, 
ohne  dass  der  als  Inhaber  Eingetragene  die  Berechtigung  zum  Ge- 
brauche oder  zur  Nachbildung  besitzt,  so  wird  regelmässig  ein  An- 
spruch auf  Löschung  nicht  gegeben  sein,  da  es  gesetzlich  nicht  aus- 
geschlossen ist,  sich  durch  die  Eintragung  das  Recht  zur  ausschliess- 
lichen Benutzung  eines  Zeichens  zum  Zwecke  der  Waarenbezeich- 
nung  auch  dann  zu  sichern,  wenn  ein  Anderer  ausschliesslich  befugt 
ist,    das  Zeichen  selbst    oder    einzelne  Bestandtheile    desselben    zu 
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anderen  Zwecken  zu  gebrauchen  oder  mechanisch  nachzubilden 
(G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  249.  251,  vergl.  Komm. -B er.  zu  §  11,  anders 
Kohl  er  M-R.  S.  161.  162).  Dagegen  kann  die  Benutzung  fremder 
Namen,  Firmen  oder  Privatwappen  unter  einem  anderen  Gesichts- 
punkte —  sofera  die  besonderen  Voraussetzungen  des  §  9  No.  3 
vorliegen  —  zur  Löschung  im  Wege  der  Klage  ftihren  (vergl.  305. 
162). 

Wer  einen  fremden  Namen,  eine  fremde  Firma,  ein  für  einen 
Anderen  geschütztes  Muster  u.  s.  w.  als  Zeichen  fiir  sich-  eintragen 
lässt,  hat  die  Befugniss  ^  eigenem  Gebrauche  des  Zeichens  nur 
dann,  wenn  er  —  sei  es  vor  oder  nach  der  Eintragung  —  die  Ge- 
stattung des  Berechtigten  erwirkt  hat,  da  das  Recht  des  letzteren, 
die  thatsächliche  Verwendung  des  Zeichens  zu  verhindern,  durch 
dessen  Eintragung  nicht  ausgeschlossen  wird  (Kohler  M-R.  S.  161, 
vergl.  auch  557.  379).  Gleiches  gilt  von  der  Verwendung  eines  fremden 
Porträts  und  eines  fremden  Wappens,  sofern  einem  Anderen  ein 
Recht  zusteht,  die  Verwendung  derselben  zur  Waarenbezeichnung  zu 
hindern  (vergl.  564.  565). 

249.    Verpflichtung  zur  Löschung  wegen  arglistigen  Verhaltens  oder 

unlauteren  Wettbewerbs. 

Die  Löschung  kann  schliesslich  auch  dann  nicht  verlangt  werden, 
wenn  die  Eintragung  nach  sonstigen  —  nicht  in  dem  Zeichengesetz 
enthaltenen  — -  Vorschriften  als  eine  unerlaubte  Handlung 
sich  darstellen  w^ürde.  Es  kommen  hierbei  namentlich  die  landesge- 
setzlichen Vorschriften  über  arglistiges  Verhalten  —  die  sog.  Dolus- 
klage  —  sowie  die  aus  dem  Artikel  1382  des  Code  Civil  abgeleiteten 
Bestimmungen  über  unlauteren  Wettbewerb  in  Betracht.  In  der 
Regel  wird  durch  ein  derartiges  verbotswidriges  Verhalten  nur  ein 
Einzelner  beeinträchtigt,  welcher  sich  hiergegen  —  soweit  das 
Zeichengesetz  dies  zulässt  —  durch  Einrede  schützen  kann  (Civ. 
Bd.  18  S.  97,  vergl.  44.  380).  Ab(»T  selbst  in  denjenigen  Fällen,  in 
welchen  nach  den  Vorschriften  der  Landesgesetze  über  Dolus  und 
unlauteren  Wettbewerb  ein  Anspruch  auf  Löschung  erhoben  werden 
könnte,  ist  demselben  nicht  stattzugeben,  da  das  Zeichengesetz  als 
ein  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  auf  dem  Gebiete  der  Waaren- 
bezeichnung gerichtetes  Geöetz  die  Fälle,  in  welchen  aus  einem  der- 
artigen Gesichtspunkte  die  Löschung  erfolgen  darf,  erschöpfend  und 
einheitlich  fiir  das  ganze  Gebiet  des  deutschen  Reiches  regeln  will. 
Demgemäss  kann  eine  nach  Inhalt  des  Zeichengesetzes  zulässige  und 
rechtsbeständige  Eintragung  nicht  auf  Grund  landesgesetzlicher  Vor- 
schriften als  unerlaubte  Handlung  der  Anfechtung  unterworfen  sein 
((Mv.  Bd.  3  S.  69,  Civ.  Bd.  25  S.  114 ff.,  Civ.  Bd.  29  S.  59,  Bolze 
Bd.  3  No.  225,  Bolze  Bd.  19  No.  144,  vergl.  auch  7).  Es  kann 
daher  selbst  dann  nicht  die  Löschung  verlangt  werden,  wenn  ein 
Anderer  das  Zeichen  —  als  nicht  eingetragenes  —  jahrelang  vorher 
benutzt  hatte,  und  die  Eintragung  ohne  die  Absicht  eigenen  Ge- 
brauches nur  zu  dem  Zwecke  geschehen  ist,  den  Vorbesitzer  zu 
schädigen  oder  das  Publikum  über  die  Herkunft  der  Waare  zu 
täuschen  (Civ.  Bd.  18  S.  97).  Anderer  Ansicht  ist  Kohler,  welcher 
der  wissentlichen  Aneignung  eines  von  einem  Anderen  bereits 
früher  benutzten  Zeichens,  auch  im  Falle  der  Eintragung  zu  Gunsten 
des    späteren    Benutzers,    jede    rechtliche    Wirkung    abspricht    und 
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dem  geschädigten  Vorbesitzer  gegen  den  später  Eingetragenen 
die  Löschungsklage  geben  will  (K oh  1er  M-K.  S.  262 ff.,  derselbe 
P.  &  J.  I.  S.  60ff.,  m.  S.  24ff.,  vergl.  Traeger  in  Gruchot  Bd.  36 
S.  222).  Indessen  spricht  gegen  die  Kohl  er 'sehe  Ansicht  die  Ten- 
denz aes  Gesetzes,  welches  —  abgesehen  von  der  Uebergangsbe- 
stinunung  des  §  9  Absatz  2  —  ein  ausschliessliches  Recht  auf  ein 
Waarenzeichen  nur  im  Falle  der  Eintragung  anerkennt.  Bestehen 
yertragsmässige  Beziehungen  zwischen  den  Betheiligten,  dann  kann 
allerdings  sowohl  arglistiges  Verhalten  als  unlauterer  Wettbewerb 
einen  Anspruch  auf  Löschung  gewähren,  wenn  die  Natur  des  Ver- 
tragsverhältnisses dies  zulässt  (vergl.  10). 

Die  reichsgesetzlichen  Vorschriften  zur  Bekämpfung  des  un- 
lauteren Wettbewerbs  kommenhier  nicht  in  Betracht,  da  dieselben 
sich  nicht  mit  der  Anmassung  eines  fremden  Waarenzeichens  be- 
schäftigen (vergl.  8). 
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250.  6rund  der  Vorschrift  des  §  8  No.  I. 

Der  Zeichencjchutz  soll  so  lange  bestehen,  als  der  Inhaber  des 
Zeichens  ein  Interesse  an  dem  Fortbestand  des  Zeichenrechtes  hat. 
Die  Dauer  des  Zeichenschutzes  ist  demnach  an  sich  unbegrenzt  im 
Gegensatze  zu  den  sonstigen  gewerblichen  Schutzrechten  —  dem 
Patentrecht  und  den  Musterschutz  rechten  —  welche  eine  zeitlich  be- 
scliränkte  Schutzdauer  haben.  Bei  diesen  anderen  gewerblichen 
Schutzrechten  beruht  die  zeitliche  Beschränkung  des  Rechtes  auf 
dem  Gedanken,  dass  im  Interesse  einer  gedeihlichen  Fortentwickelung 
der  Industrie  neue  Erfindungen  und  neue  gewerbliche  Produkte  nach 
Ablauf  einer  gewissen  Frist  allen  Gewerbetreibenden  zur  Nachbildung 
zugänglich  werden  sollen.  Anders  verhält  es  sich  mit  dem  ge- 
schätzten Zeichen;  denn  es  liegt  nicht  im  Interesse  der  Allgemein- 
heit, dass  ein  bisher  von  einem  bestimmten  Gewerbetreibenden  zur 
Kennzeichnung  seiner  Waaren  benutztes  Zeichen  später  auch  von 
anderen  Gewerbetreibenden  gebraucht  werden  dürfe.  Ein  öffentliches 
Interesse  an  der  Löschung  eines  Zeichens  besteht  vielmehr  nur  in- 
sofern, als  verhindert  werden  muss,  dass  solche  Zeichen,  an  deren 
Schutz  der  Berechtigte  kein  Interesse  mehr  hat,  noch  in  der  Zeichen- 
rolle fortgeführt  und  damit  ohne  rechtfertigenden  Grund  der 
Benutzung  durch  Andere  entzogen  werden.  Um  die  Zeichenrolle 
von  solchen  zwecklos  noch  eingetragenen  Waarenzeichen  zu  reinigen, 
ist  in  §  8  No.  1  vorgeschrieben,  dass  die  Anmeldung  des  Zeichens 
von  Zeit  zu  Zeit  erneuert  werden  muss,  und  dass,  wenn  diese  Er- 
neuerung nicht  rechtzeitig  geschieht,  die  Löschung  von  Amtswegen 
einzutreten  hat  (Mot.  zu  §  7). 

251.  Schutzdauer. 

Das  Gesetz  bestimmt  in  §  8  No.  1,  dass  die  Löschung  von 
Amtswegen  zu  erfolgen  hat,  wenn  seit  der  Anmeldung  des  Zeichens 
oder  seit  ihrer  Erneuerung  zehn  Jahre  verflossen  sind.  Demnach 
beginnt    der  Lauf   der    zehnjährigen   Schutzdauer    des  Zeichens   zu- 
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nächst  mit  dem  Ablaufe  des  aus  der  Zeichenrolle  ersichtlichen  Tages 
der  Anmeldung.  Nach  dem  Ablaufe  dieser  ersten  zehnjährigen  Frist 
beginnt,  sofern  die  Erneuerung  der  Anmeldung  rechtzeitig  und 
ordnungsmässig  erfolgt  ist,  der  Lauf  einer  weiteren  zehnjidirigen 
Frist,,  welche  jedoch  nicht  von  dem  Ablaufe  der  ersten  zehnjährigen 
Frist,  sondern  von  dem  Ablaufe  des  Tages  der  Erneuerung  der 
Anmeldung  an  zu  berechnen  ist  (Mot.  zu  §  7^.  Ebenso  wird  es  in 
der  Folgezeit  gehalten,  in  welcher  die  Anmelaung  beliebig  erneuert 
werden  kann,  und  in  welcher  der  Lauf  der  zehnjährigen  Schützest 
jeweilig  durch  den  Tag  der  letzten  Erneuerung  der  Anmeldung  be- 
stimmt wird.  Die  Frist  eudigt  mit  dem  Ablaufe  desjenigen  Tages 
des  letzten  Jahres,  welcher  durch  seine  Zahl  und  Monatsbezeicimung 
dem  Tage  der  Anmeldung  oder  dem  Tage  der  Erneuerung  entspricht, 
und  zwar  auch  dann,  wenn  der  letzte  Tag  ein  Feiertag  oder  ein 
Sonntag  ist.  Ist  also  die  Anmeldung  oder  die  Emeueruug  der  An- 
meldung am  1.  April  1900  erfolgt,  so  endigt  die  Frist  mit  dem  Ab- 
laufe des  1.  April  1910.  Fehlt  der  entsprechende  Tag  in  dem  Jahre 
des  Fristablau^  —  29.  Februai-  —  so  eudigt  die  Fiist  mit  dem  Ab- 
laufe des  vorhergehenden  Tages  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  155). 

Die  in  §  8  No.  1  bestimmte  Frist  kann  verlängert  werden. 
Denn  das  Patentamt,  welches  vor  der  Vornahme  der  Löschung  —  wie 
an  anderer  Stelle  erörtert  ist  —  dem  Zeicheninhaber  von  der  Ab- 
sicht, das  Zeichen  zu  löschen,  zunächst  Nachricht  geben  muss,  hat 
von  der  Löschung  abzusehen,  wenn  der  Inhaber  des  Zeichens  bis 
zum  Ablaufe  eines  Monats  nach  der  Zustellung  der  Benachrichtigung 
unter  Zahlung  einer  Gebühr  von  zehn  Mark  neben  der  Erneuerungs- 
gebühr die  Erneuerung  der  Anmeldung  nachholt;  die  Erneuerung 
gilt  dann  als  an  dem  Tage  des  Ablaufs,  also  dem  letzten  Tage  der 
früheren  Frist,  geschehen.  Dies  ist  in  §  8  Absatz  3  bestimmt. 
Eine  Verlängerung  der  monatlichen  Nachfrist  ist  nicht  zulässig,  und 
zwar  selbst  nicht  im  dem  Falle,  wenn  der  Zeicheninhaber  ohne 
sein  Verschulden  nicht  in  der  Lage  gewesen  ist,  die  Frist  zu  wahren. 
Es  findet  weder  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  noch 
auch  ein  sonstiges  Rechtsmittel  gegen  den  Ablauf  der  Frist  statt 
(vergl.  334.  336). 

Die  monatliche  Frist  endigt  mit  dem  Tage  dos  nächsten  Monats, 
welcher  durch  seine  Zahl  dem  Tage  der  Zustellung  der  Benach- 
richtigung entspricht  (vergl.  333). 

252.  Erneuerung  der  Anmeldung. 

Für  die  Erneuerungserklärung  ist  eine  bestimmte  Form  nicht  vor- 
geschrieben ;  insbesondere  unterliegt  dieselbe  nicht  den  für  die  erste 
Anmeldung  bestehenden  Form  Vorschriften.  Es  genügt  vielmehr  eine 
mit  der  Unterschrift  des  eingetragenen  Zeicheninhabers  oder  seines 
Vertreters  versehene  schriftliche  Eingabe,  in  welcher  unter  Bezug*- 
nahme  auf  die  das  Zeichen  betreffende  Nummer  der  Zeichenrolle  die 
Erklärung  abgegeben  ward,  dass  die  Anmeldung  dieses  Zeichens  er- 
neuert werde.  Hat  der  Zeicheninhaber  zu  dem  Zeitpunkte  der  Ab- 
gabe der  Emeuerungserklärung  im  Inlande  eine  Niederlassung  nicht, 
so  muss  die  Eingabe  von  einem  im  Inlande  bestellten  Vertreter  unter- 
schrieben sein  (vergl.  922).  Gleichzeitig  mit  der  Emeuerungs- 
erklärung muss  die  nach  §  2  Absatz  3  ftir  die  Erneuerung  zu  ent- 
richtende Gebühr  von  zehn  Mark,  und,  falls  die  Erneuerung  in  Ge- 
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müssheit  des  §  8  Absatz  3  nach  Ablauf  der  zehnjährigen  Frist  nach- 
geholt wird,  eine  Gebühr  von  insgesammt  zwanzig  Mark  bei  dem 
Patentamt  eingehen.  Es  genügt  nicht'  etwa  zur  Wahrung  der  Frist 
in  dem  letztgedachten  Falle,  wenn  bei  rechtzeitiger  Abgabe  der  Er- 
neuerungserklärung die  Gebühr  von  zwanzig  Mark  innerhalb  der 
Frist  des  §  8  Absatz  3  bei  einer  Postanstalt  im  Gebiete  des  Deutschen 
Reiches  zur  Ueberweisung  an  die  Kasse  des  Patentamts  eingezahlt 
wird;  denn  nach  §  2  Absatz  3  ist  die  Emeuerungsgebühr,  und  mit- 
hin auch  die  gleichzeitig  mit  dieser  zu  zahlende  Verzögerungsgebtihr, 
bei  der  Erneuerung  der  Anmeldung,  also  gleichzeitig  mit  dieser,  zu 
entrichten  (anders  Seligsohn  §  8  N.  6).  Daher  ist  auch  eine 
Zahlung  der  Gebühren  vor  Erneuerung  der  Anmeldung  nicht  zulässig. 
Eine  Eückerstattung  der  Emeuerungsgebühren  findet  dann  statt,  wenn 
die  Erneuerung  nicht  rechtzeitig  oder  nicht  ordnungsmässig  geschehen, 
oder  vor  derselben  die  Löschung  bereits  erfolgt  ist,  obwohl  in  §  2  Absatz  3 
eine  Rückerstattung  der  Gebühr  nur  fiir  den  Fall  vorgesehen  ist^ 
dass  die  erste  Anmeldung  nicht  zur  Eintragung  föhrt.  Denn  die 
Emeuerungsgebühr  ist,  wie  die  erste  Gebühr,  eine  Schutz  gebühr. 
Beide  werden  zurückgezahlt,  sofern  der  entsprechende  Schutz  nicht 
zur  Entstehung  gelangt.  Stundung  und  Erlass  der  Gebühren  sind 
nicht  sUtthaft  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  155). 

Die  Emeuerungserklärung  kann  jederzeit  während  des  Laufes 
der  Frist  —  also  selbst  längere  Zeit  vor  deren  Ablauf  ^-  abgegeben 
werden  (M  o  t.  zu  §  7).  Die  Erneuerung  gilt  —  vorbehaltlich  der 
Vorschrift  des  §  8  Absatz  3 —  als  erfolgt  an  dem  Tage,  an  welchem 
die  Emeuerungserklärung  bei  dem  Patentamt  eingeht.  In  Welcher 
Weise  der  Tag  des  Eingangs  in  ZweifelföUen  festzustellen  ist,  ist  an 
anderer  Stelle  dargelegt  (vergl.  77).  Der  Zeitpunkt  der  Erneuerung 
der  Anmeldung  ist  nach  Massgabe  der  Vorschrift  des  §  3  No.  4  in 
der  Zeichenrolle  zu  vermerken,  vorausgesetzt,  dass  die  Erneuerung 
rechtzeitig  und  ordnungsmässig  erfolgt  ist,  .und  unter  der  ferneren 
Voraussetzung,  dass  der  eingetragene  Zeicheninhaber  entsprechend 
der  Vorschrift  des  §  23  Absatz  1  Anspruch  auf  den  Schutz  des  Ge- 
setzes hat  (vei^l.  909).  Vor  der  Eintragung  des  die  Erneuerung 
betreifenden  Vermerks  bat  demnach  das  Patentamt  in  eine  Prüfung 
der  Kechtsgültigkeit  der  Emeuerungserklärung  einzutreten,  und,  falls 
dieselbe  nicht  zulässig  sein  sollte,  die  Eintragung  des  Emeuerungs- 
Vermerks  zu  verweigern.  Gleichzeitig  mit  der  Verweigerung  der  Ein- 
tragung hat,  wenn  die  Frist  für  die  Nachholung  der  Emeuerungs- 
erklärung endgültig  abgelaufen  ist,  die  Löschung  des  Zeichens  zu  er- 
folgen. 

Die  Eintragung  des  die  Erneuerung  betrefienden  Vermerks 
liat  nur  eine  beurkundende  Bedeutung  (vergl.  85).  Es  ist  daher 
einerseits  die  Wirkung  der  Emeuerungserklärung  nicht  von  einem 
derartigen  Eintrage  abhängig,  und  andererseits  ersetzt  der  Eintrag 
die  Emeuerungserklärung  nicht,  wenn  solche  nicht  thatsächlich  ab- 
gegeben ist. 

253.  Schutzdauer  der  früher  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  30. 
November  1874  eingetragenen  Zeichen. 

Nach  §  5  No.  3  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874,  welches 
am  1.  Oktober  1894  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  ersetzt  worden 
ist,    war  die  Löschung  zu  bewirken,    wenn    seit    der  Eintragung  des 
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Zeichens,  ohne  dass  dessen  weitere  Beibehaltung  angemeldet  worden, 
oder  seit  einer    solchen  Anmeldung,    ohne    dass    dieselbe  wiederholt 
worden,  zehn  Jahre  verflossen  waren.     Das  frühere  Recht  unterscheidet 
sich  demnach  von  dem  geltenden    Gesetze  allein  dadurch,    dass  der 
Lauf  der  ersten  zehnjährigen  Frist  nicht  von  dem  Tage  der  Anmeldung, 
sondern  erst  von  dem  Tage    der  Eintragung    an  zu  berechnen    war. 
Insbesondere    besteht    Uebereinstimmung    zwischen    den   beiden  Ge- 
setzen insofern,  als,  wenn  eine  Erneuerung  des  Zeichens  nach  früherem 
Recht  stattgefunden  hat,  die  Schutz dauer  auch  nicht  von  dem  Ablaufe  der 
ersten  zehnjährigen  Frist,    sondern  von  dem  Ablaufe    des  Tages  der 
Beibehaltungserklärung  an  zu  berechnen    ist   (vergl.  251).     Der  §  5 
No.  3  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  gilt  auch  jetzt  noch  nach 
§  24  des  geltenden  Gesetzes  für  die  noch  in  die  gerichtlichen  Zeichen- 
register eingetragenen  Zeichen  bis  zum  1.  Oktober  1898,  sofern  diese 
Zeichen  nicht  vorher  in    die  Zeichenrolle    eingetragen    worden    sind. 
Nach  der  Uebertragung  in  die  Zeichenrolle  unterliegen  die  früher  in 
den  gerichtlichen  Zeichenregistem  geföhrten  Zeichen  ausschliesslich 
den  Bestimmungen  des  geltenden  Gesetzes;  für  den  Beginn  der  zehn- 
jäiirigen  Schutzdauer  ist  daher  nach  der  Eintragung  des  Zeichens  in 
die  Zeichenrolle  nicht  mehr  der  Tag  der  ersten  Anmeldung  zu  dem 
gerichtlichen  Zeichenregister,  sondern  der  Tag  der  Neuanmeldung  zur 
Zeichenrolle  massgebend.     Auf  diese  Weise  kann  —  namentlich  dann, 
wenn  derartige  Zeichen  kurz  vor  Ablauf  ihrer  Schutzdauer  zur  Zeichen- 
rolle angemeldet  werden  —  die  Schutzfrist  derselben  erheblich  über 
den  Zeitraum  von  zehn  Jahren  hinaus  erweitert  werden  (vergl.  961.  990). 
So '  lange    die  in    den    gerichtlichen  Zeichenregistem    geführten 
Zeichen   noch    nicht    in    die    Zeichenrolle    übertragen  worden    sind, 
bleiben    für  die  Schutz  dauer  derselben  ausschliesslich  die  Vorschrif- 
ten des  früheren  Gesetzes  massgebend.     Insbesondere  genügt  weder 
die    Thatsache,    dass    dieselben    am    1.  Oktober    1894   noch  in  dem 
Zeichenregister    eingetragen  standen,    noch  auch  der  Umstand,  dass 
sie  zur  Zeichenrolle  angemeldet  sind,  um  denselben  den  Fortbestand 
des  gesetzlichen  Schutzes  ohne  rechtzeitige  Erneuerung  nach  Mass- 
gabe   des    früheren    Gesetzes    zu    sichern.      Denn    einmal    hört  der 
Zeichenschutz  nach  dem  früheren  Gesetze  trotz    der  Anmeldung  zur 
Zeichenrolle    mit    dem  Ablaufe    der    zehnjährigen   Schutzdauer    auf, 
während  der  Zeichenschutz  nach  dem  geltenden  Gesetze  erst  mit  der 
Eintragung  in  die  Zeichenrolle  beginnt.     Es  entsteht  also,  wenn  die 
Beibehaltung     des     Zeichens     nicht    rechtzeitig     erklärt    wird,    eine 
Zwischenzeit,  innerhalb  deren  eine  Zeichenrechtsverletzung  nicht  be- 
gangen  werden    kann.     Sodann    aber  wahrt  die    rechtzeitige  Anmel- 
dung   bei    dem    Patentamt    den    Fortbestand  des  Zeichenrechtes  nur 
filr  den  Fall,    dass    das  Zeichen  in  die  Rolle  übernommen  wird.     Ist 
dagegen    die  Anmeldung    zur  Zeichenrolle    später   zurückgenommen, 
oder  die  Eintragung  in  die  letztere  rechtskräftig  versagt  worden,  so 
ist    das    einmal    eingetretene    Erlöschen    des    Markenschutzes    nicht 
wieder  rückgängig   zu  machen.     Wer  sich  also  den  ungeschmälerten 
Fortbestand  des  Schutzes  nach  dem  früheren  Gesetze  auf  alle  Fälle 
bis  zum  1.  Oktober  1898  sichern  will,  muss  für  die  rechtzeitige  Er- 
neuerung des  Zeichens  bei  dem  Amtsgericht  so    lange    besorgt  sein, 
bis    das  Zeichen    in  der  Rolle  thatsächlicli    eingetragen   steht  (vergl. 
991.  991a). 
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XXVm.  Löschung  wegen  Unrechtmässigkeit 

der  Eintragung. 

2S4.  Unterschied  zwischen  Löschung  der  Eintragung  und  Berichtigung 

derselben. 

Die  Löschung  kann  nach  §  8  No.  2  von  Amtswegen  jederzeit 
erfolgen,  wenn  die  Eintragung  des  Zeichens  hätte  versagt  werden 
müssen.  Von  der  allgemeinen  Befugniss  des  Patentamts  zur  Berich- 
tigung von  Irrthtimem,  welche  bei  Führung  der  Zeichenrolle  vor- 
gekommen sind,  unterscheidet  sich  die  Befugniss  zur  Löschung  des 
Zeichens  wegen  Unrechtmässigkeit  der  Eintragung  dadurch,  dass  letz- 
tere nur  unter  Beobachtung  des  gesetzlich  vorgeschriebenen  Verfalirens 
erfolgen  darf,  während  für  die  Berichtigung  der  Einträge  in  die 
Zeichenrolle  im  Allgemeinen  irgend  welche  formellen  Vorschriften 
nicht  bestehen  (vergl.  86).  Die  Vorschrift  des  §  8  No.  2  bezieht 
sich  übrigens  nicht  nur  auf  solche  Fälle,  in  welchen  die  Eintragung 
in  Folge  eines  Versehens  des  Patentamts  erfolgt  ist,  sondern  ist  auch 
dann  anwendbar,  wenn  Hindemisse  der  Eintragung  entgegenstanden, 
welche  dem  Patentamt  nicht  bekannt  waren  und  auch  nicht  bekannt 
sein  konnten. 

255.  Begriff  der  Versagung  der  Eintragung. 

Der  Ausdruck    Versagung    der  Eintragung  ist    insofern  doppel- 
deatig,    als    darunter    entweder    die  Ablehnung    der  Eintragung    all- 
gemein —  ohne  Rücksicht  darauf,   ob  dies   wegen   formeller  Mängel 
der  Anmeldung  oder  wegen  materieller  Mängel  des  Zeichens  geschieht 
—  oder  die  Zurückweisung    der  Anmeldung    nur    wegen   materieller 
Mängel  des  Zeichens   verstanden    werden    kann    (vergl.  90.  91).     In 
dem  letzteren  beschränkteren   Sinne  wird   der  Ausdruck   „versagen" 
iu  §  4,  §  6  Absatz   2  und  §  24  Absatz    1    des  Gesetzes   gebraucht, 
während    es    nicht    unzweifelhaft    erscheinen    könnte,    ob    die  Worte 
^Versagung  der    Eintragung''   in  §  4a  der  zur  Ausfuhrung  des  Ge- 
setzes erlassenen  Verordnung  vom  30.  Juni  1894  auch  nur  in  diesem 
engeren  Sinne  auszulegen  sind,  oder  ob  dieselben  sich  nicht  vielmehr 
auf  alle  Fälle   der  Ablehnung    der  Eintragung    ohne  Ausnahme    be- 
ziehen.    Indessen    ergiebt    sich    aus    der  Entstehungsgeschichte    der 
Vorschrift  des  §  8  No.  2,  dass  dieselbe  nur  bei  dem  Vorhandensein 
materieller  Hindemisse   der  Eintragung   zur  Anwendung  gelangen 
kann,  und  dass  daher  unter  Versagung  der  Eintragung  im  Sinne  des 
§  8  No.  2  eine  Verweigerung  derselben  wegen  eines  Mangels  in  den 
materiellen    Voraussetzungen    der    Eintragung     zu    verstehen    ist 
(Seligsohn    §    8    N.    4,    Allfeld   §    8    N.  2,    Meves  U.    S.  110, 
Landgraf  U.  §  8  N.  7).     Denn  der  §  8  No.  2  entspricht  durchaus 
dem  §  5  Absatz  2  No.  4  des  Gesetzes   über  Markenschutz   vom  30. 
November  1874,  wonach  die  Löschung    von  Amtswegen    zu  erfolgen 
hat,  wenn  das  Zeichen  den  Vorschriften  des  §  3  des  letzterwähnten 
Gesetzes,    welcher    über    die    materiellen  Voraussetzungen    der  Ein- 
tragung Bestimmung  trifft,  nicht  genügt. 
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256.  Versagung  der  Eintragung  im  Falle  der  §§  5  und  6. 

Die  materiellen  Voraussetzungen  der  Eintragung  nach  dem  gel- 
tenden Gesetze  ergeben  sich  aus  den  §§  1,  4,  5,  6  und  23  so- 
wie bei  ausländischen  Zeichen  mit  Rücksicht  auf  §  23  Absatz  3  aus 
den  Staatsverträgen  (vergl.  313).  Auszuscheiden  ist  jedoch,  soweit 
die  Anwendbarkeit  des  §  8  No.  2  in  Frage  steht,  auf  Grund  positiver 
gesetzlicher  Vorschrift  der  Fall  der  §§  5  und  6,  d.  h,  der  Fall  der 
Versagung  der  Eintragung  wegen  üebereinstimmung  mit  einem  früher 
angemeldeten  Zeichen  (anders  Seligsohn  §  8  N.  4,  Hergenhahn  in 
ZgR.  II.  S.  340).  Hierbei  sind  zwei  Fälle  zu  unterscheiden:  Ent- 
weder ist  nämlich  im  Falle  der  §§  5  und  6  die  Eintragung  trotz 
Widerspruchs  erfolgt;  dann  liegt  eine  rechtskräftige  Entscheidung 
vor,  welche  nicht  nur  die  Betheiligten  sondern  auch  das  Patentamt 
fUr  die  Zukunft  bindet  (vergl.  192).  Oder  es  ist  kein  Widerspruch 
erhoben  worden;  dann  ist  eine  Löschung  von  Amtswegen  nicht  zu- 
lässig, weil  in  Fällen  dieser  Art  nach  Inhalt  des  Gesetzes,  wie  sich 
insbesondere  aus  der  Begründung  desselben  ergiebt,  allein  der  ge- 
richtliche Klageweg  —  d.  h.  die  Löschungsklage  auf  Grund  des  §  9 
No.  1  —  statthaft  sein  soll.  Gleiches  gilt  ftir  den  Fall,  dass 
das  Patentamt  die  Mittheilung  an  den  älteren  Zeicheninhaber  ver- 
sehentlich unterlassen  hat,  oder  —  wie  dies  bei  ausländischen  Zeichen 
der  Fall  sein  kann  —  die  Priorität  eines  anderen  Zeichens  erst  nach 
der  Eintragung  des  jüngeren  Zeichens  bekannt  wird  (Mot.  zu  §  8, 
P.  M.  &  Z-BV  Bd.  2  S.  93,  vergl.  993).  Dass  die  Versagung  aus  §§  5 
und  6  in  §  8  No.  2  nicht  gemeint  sein  kann,  ergiebt  sich  weiter  aus 
der  Erwägung,  dass  in  Kollisionsfallen  der  Fortbestand  des  Zeichens, 
ebenso  wie  dessen  Entstehung,  mit  Zustimmung  des  älteren  Zeichen- 
inhabers statthaft  bleiben  muss,  und  dass  deshalb  eine  Löschung  von 
Amts  wegen  ohne  Anhörung  des  früheren  Anmelders  nicht  angängig 
erscheint.  Ein  nachträgliches  Widerspruchsverfahren  ist  aber  in  §  8 
nicht  vorgesehen  (vergl.  993).  Demnach  kann  eine  Löschung  von 
Amts  wegen  auf  Grund  des  §  8  No.  2  nur  dann  in  Frage  kommen, 
wenn  behauptet  wird,  dass  die  Eintragung  entgegen  den  Vorschriften 
in  §§  1,  4,  23  des  C^l^esetzes  bewirkt  worden  sei  (vergl.  992,  anders 
Jacobson  in  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  170flF.). 

257.  Fälle,  in  welchen  die  Eintragung  hätte  versagt  werden  müssen. 

Im  Einzelnen  gelangt  sonach  §  8  No.  2  zur  Anwendung:  a. 
wenn  das  Zeichen  seiner  äusseren  Gestaltung  nach  oder  wegen  man> 
gelnder  Unterscheidimgskraft  dem  Begriffe  eines  Waarenzeichens 
nicht  entspricht;  b.  wenn  das  Zeichen  nicht  ftir  Waaren  im  Sinne  des 
Gesetzes  bestimmt  ist;  c.  wenn  der  Anmelder  zum  Erwerbe  eines 
Zeichens  nicht  berechtigt  war;  d.  wenn  das  Zeichen  unter  Berück- 
sichtigung der  in  §  4  Absatz  1  enthaltenen  Vorschriften  über  die 
Zusammensetzung  der  Waarenzeichen  als  ein  eintragsföhiges  nicht 
gelten  kann ;  e.  wenn  das  Zeichen  zur  Zeit  seiner  Eintragung  ein  in 
Gemässheit  des  §  4  Absatz  2  gesperrtes  war;  f.  wenn  hinsichtlich 
eines  ausländischen  Zeichens  keine  Gegenseitigkeit  bestand  (vergl. 
91).  Die  Löschung  wegen  trügerischen  Inhalts  des  Zeichens  —  §  4 
No.  3  —  kann  nur  dann  von  Amtswegen  erfolgen,  wenn  die  Ein- 
tragung deswegen  hätte  versagt  werden  müssen;  in  den  übrigen  Fällen» 
in  welchen  die  Löschung  eines  trügerischen  Zeichens   erfolgen    darf, 
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kann  dieselbe  nur  durch  Klage  vor  den  ordentlichen  Gerichten  herbei- 
geföhrt  werden  (vergl.  303).  In  anderen  als  den  hier  angegebenen 
PiCllen  darf  die  Eintragung  wegen  materieller  Mängel  nicht  versagt 
nnd  daher  auch  die  Löschung  wegen  Unrechtm&ssigkeit  der  Eintragung 
nicht  ausgesprochen  werden  (vergl.  91).  Insbesondere  ist  die  Löschung 
von  Amtswegen  nicht  statthail,  wenn  die  Eintragung  erfolgt  ist,  weil 
das  Bestehen  des  ausländischen  Markenschutzes  im  Falle  des  §  23 
oder  die  Eintragung  auf  (rrund  älteren  landesgesetzlichen  Schutzes 
im  Falle  des  §  24  von  dem  Patentamt  fttr  erwiesen  angesehen  worden 
ist,  wiewohl  der  Nachweis  der  Schutzberechtigung  nicht  geführt  war, 
oder  ein  derartiger  Schutz  sogar  überhaupt  nicht  bestanden  hat. 
Denn  der  Nachweis  des  ausländischen  und  des  früheren  gerichtlichen 
Schutzes  gehört  nicht  zu  den  materiellen  Voraussetzungen,  sondern 
25U  den  Formalien  der  Anmeldung  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  88, 
vergl.  auch  933.  963). 

258.  Vorsagung  der  Eintragung  früher  landesgesetzlich  geschützter  und 

ausländischer  Zeichen. 

Ausgeschlossen  ist,  auch  wenn  eine  der  vorerwähnten  Voraus- 
setzungen der  Anwendbarkeit  des  §  8  No.  2  an  sich  vorliegt  —  ab- 
gesehen von  dem  unter  lit.  f  erwähnten  Falle  —  die  Löschung  doch 
dann,  wenn  es  sich  um  ein  Zeichen  handelt,  welches  aus  den  früheren 
Zeichenregistern  übernommen  und  in  diese  auf  Grund  eines  filteren 
landesgesetzlichen  Schutzes  eingetragen  war;  denn  die  'Eintragung 
solcher  Zeichen  kann  nach  §  24  Absatz  1  nur  dann,  wenn  ein  aus- 
ländisches Zeichen  in  Frage  steht  und  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt 
ist,  versagt  werden  (vergl.  964.  966).  Ferner  kann  die  Löschung 
auch  dann  nicht  ausgesprochen  werden,  wenn  die  Eintragung  eines 
ausländischen  Zeichens,  welches  den  Anforderungen  des  Gesetzes 
nicht  entspricht,  auf  (irund  eines  Staats  Vertrages  erfolgt  ist,  nach 
welchem  die  Versagung  der  Eintragung  nicht  erfolgen  durfte  (vergl.  944). 

259.  Massgebender  Zeitpunict  fOr  die  Prüfung  der  Eintragsf&higiceit. 

Bei  der  Prüfung,  ob  die  Eintragung  hätte  versagt  werden  müssen, 
ist  auf  denjenigen  Zeitpunkt  zu  sehen,  in  welchem  die  Eintragung 
erfolgt  ist.  Später  eingetretene  Umstände  dürfen  weder  zum  Nach- 
theil noch  auch  zu  Gunsten  des  Zeicheninhabers  berücksichtigt  werden 
(Landgraf  n.  §  8  N.  6^.     Beispielsweise   wird  die  Anwendung  des 

f8  No.  2  nicht  dadurcli  ausgeschlossen,  dass  während  Bestehend 
er  Eintragung  die  Frist  des  §  4  Absatz  2  abgelaufen  oder  hinsichtlich 
eines  ausländischen  Zeichens  die  früher  nicht  begründete  Gegen- 
seitigkeit eingetreten  ist.  Andererseits  kann  die  Ijöschung  auch  nicht 
um  deswillen  erfolgen,  weil  nach  der  Eintragung  die  vorher  bestehende 
Gegenseitigkeit  aufgehoben  worden  ist.  Kohl  er  ist  der  Ansicht, 
dass  ein  Zeichen  auch  wegen  solcher  Umstände,  welche  erst  nach 
der  Eintragung  eingetreten  sind,  auf  Grund  des  §  8  No.  2  gelöscht 
werden  könne;  denn  ein  Zeichen,  welches  nicht  den  Vorschriften 
über  die  Gestaltung  oder  Zusammensetzung  der  Waarenzeichen  ent- 
spreche, könne  begrifflich  nicht  Waarenzeichen  sein.  Es  dürfe  daher, 
wenn  ein  Zeichen  nach  der  Eintragung  zum  Fi-eizeichen  werde,  die 
Jjöschung  ausgesprochen  werden.  Diese  Ansicht  steht  indessen  in 
Widerspruch  zu  dem  klaren  Wortlaut  des  Gesetzes    und    wird    auch 


1  88     §  8.   XXIX.  Prosessaale  Vorschriften  für  das  LOschuügsyerfaliren. 

von  der  herrschenden  Meinung  nicht  gebilligt  (yergl.  G.R.  &U.R.  I. 
S.  42.  43.  45.  67.  71,  Seligsohn  §  8  N.  4). 

Nur  der  Zeitpunkt  der  Eintragung  des  Zeichens  ist  für 
das  Vorhandensein  des  liöschungsgrundes  massgebend,  nicht  etwa  der- 
jenige Zeitpunkt,  in  welchem  ein  sonstiger  Vermerk  eingetragen,  z.B. 
die  Uebertragung  des  Zeichens  in  der  Zeichenrolle  vermerkt  wurde. 
Auch  kann  die  Löschung  nicht  etwa  deswegen  erfolgen,  weil  die 
Uebertragune  des  Zeichens  zu  Unrecht  in  der  Zeichenrolle 
beurkundet  wurde  (vergl.  231). 


XXIX.  Prozessuale  Vorschriften  für  das 
Löschungsverfahren  von  Amtswegen. 

260.    Benachrichtigung  des  Zeicheninhabers. 

Bevor  die  Löschung  von  Amtswegen  auf  Grund  des  §  8  Absatz  2 
erfolgt,  hat  nach  der  Bestimmung  des  §  8  Absatz  3  das  Patentamt 
den  Inhaber  des  Zeichens  von  der  beabsichtigten  Löschung  zu  be- 
nachrichtigen, um  demselben  Gelegenheit  zur  Erhebung  des  Wider- 
spruchs gegen  die  Löschung  zu  geben.  Diese  Mittheilung  ist  dem 
eingetragenen  Zeicheninhaber  oder,  falls  derselbe  im  Inlande  eine 
Niederlassung  nicht  hat,  seinem  inländischen  Vertreter  zuzustellen. 
Hat  der  Zeicheninhaber  auf  Grund  des  §  23  Absatz  1  auf  den  Schutz 
des  Gesetzes  keinen  Anspruch,  so  unterbleibt  die  Benachrichtigung 
überhaupt  (vergl.  909).  Gleichzeitig  mit  der  Benachrichtigung  wird 
dem  Zeicheninhaber,  wenn  die  Einleitung  des  Verfahrens  auf  Anre- 
gung eines  Dritten  erfolgt  ist,  die  die  Anregung  enthaltende  Eingabe 
in  Abschrift  mitgetheilt  (vergl.  240). 

261.    Widerspruch. 

Der  eingetragene  Zeicheninhaber  ist  berechtigt,  gegen  die 
Löschung  innerhalb  eines  Monats  nach  der  Zustellung  der  Benach- 
richtigung Widerspruch  zu  erheben.  Hinsichtlich  der  Form  und  der 
Frist  des  Widerspruchs  und  hinsichtlich  der  Widerspruchsberechti- 
gung gilt  hier  entsprechend  das  Gleiche  wie  für  den  Widerspruch 
im  Falle  des  §  5.  Hiemach  wird  nur  der  rechtzeitig  innerhalb  der 
einmonatlichen  Frist  bei  dem  Patentamt  eingegangene  Widerspruch 
berücksichtigt;  diese  Frist  endigt  mit  dem  Ablaufe  desjenigen  Tages 
des  nächstfolgenden  Monats,  welcher  dem  Tage  der  Zustellung  durch 
seine  Zahl  entspricht.  Eine  Verlängerung  der  Widerspruchsfrist  ist 
nicht  statthaft;  es  kann  indessen  ziim  Zwecke  der  Begründung  eines 
rechtzeitig  eingelegten  Widerspruches  eine  weitere  Frist  gewährt 
werden.  Gegen  den  Ablauf  der  Frist  findet  eine  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  oder  ein  sonstiges  Rechtsmittel  nicht  statt. 

Einer  Begründung  bedarf  der  Widerspruch  nicht;  doch  liegt  eine 
solche  selbstverständlich  im  Interesse  des  widersprechenden  Zeichen- 
inhabers. Der  Widerspruch  kann  nicht  nur  von  dem  eingetragenen 
Zeicheninhaber  sondern  auch  durch  einen  Vertreter  desselben  erhoben 
werden;  er  muss  durch  einen  —und  zwar  inländischen  —  Vertreter 
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geltend  gemacht  werden,  wenn  der  Zeicheninhaber  zur  Zeit  der  Er- 
hebung des  Widerspruchs  im  Inlande  eine  Niederlassung  nicht  hat. 
Ueberhaupt  zu  versagen  ist  die  Widerspruchsbefugniss  demjenigen, 
welcher  zur  Zeit  der  Erhebung  des  Widerspruchs  in  Gemässheit  des 
§  23  Absatz  1  von  dem  Ansprüche  auf  den  Schutz  des  Gesetzes 
ausgeschlossen  ist  (vergl.  909).  Die  Rücknahme  des  Widerspruchs 
ist  zulässig  (vergl.  189). 

262.    Verfahren  nach  Benachrichtigung  und  Widerspruch. 

Widerspricht  der  eingetragene  Zeicheninhaber  entweder  über- 
haupt nicht  öder  nicht  rechtzeitig,  so  erfolgt  die  Löschung,  ohne  dass 
es  noch  eines  weiteren  Verfahrens  vor  dem  Patentamt  bedarf,  da 
das  Patentamt  in  der  Kegel  über  das  Vorhandensein  eines  Löschungs- 
gnmdes  sich  bereits  vor  der  Zustellung  der  Benachrichtigimg  schlüssig 
gemacht  haben  wird.  Indessen  ist  das  Patentamt,  falls  dasselbe  in- 
zwischen seine  Ansicht  geändert  haben  sollte,  auch  befugt,  von  der 
JjÖschung  abzusehen.  Widerspricht  der  Zeicheninhaber,  so  fasst  das 
Patentamt  Bedchluss.  Der  Beschluss  kann  entweder  auf  Löschung 
des  Zeichens  oder  auf  Aufrechtorhaltung  der  Eintragung  lauten.  Vor 
fler  Beschlussfassung  hat  das  Patentamt  unter  Berücksichtigung  der 
von  den  dritten  Personen,  welche  zur  Einleitung  des  Verfahrens  An- 
regung gegeben  haben,  vorgebrachten  Gründe  und  der  von  dem 
Widersprechenden  dagegen  erhobenen  Einwände  die  flir  das  Vor- 
handensein eines  von  Amtswegen  zu  beachtenden  Löschungsgrundes  * 
sprechenden  Thatsachen  zu  prüfen.  In  diesem  Verfahren  kann  das 
Patentamt  Zeugen  und  Sachverständige  vernehmen  lassen  sowie 
sonstige  Ermittelungen,  insbesondere  die  Anhörung  der  Betheiligten, 
anordnen  und  Auskünfte  bei  Behörden,  Korporationen,  Vereinen 
u.  s.  w.  einziehen.  Dem  Dritten,  welcher  durch  seine  Anregimg 
Veranlassung  zur  Einleitung  des  Verfahrens  gegeben  hat,  steht  ein 
Anspruch  auf  Betheiligung  bei  demselben  nicht  zu.  Jedoch  kann 
das  Patentamt  auch  ihn  hören  (vergl.  240).  Gegen  den  Beschluss, 
durch  welchen  Widerspruchs  ungeachtet  die  Löschung  angeordnet 
wird,  steht  nach  §  10  Absatz  2  dem  Inhaber  des  Zeichens  das 
Rechtsmittel  der  Beschwerde  zu.  Ist  dagegen  Widerspruch  nicht  oder 
nicht  rechtzeitig  erhoben,  so  besteht  ein  Beschwerderecht  gegen  den 
die  Tjöschung  anordnenden  Beschluss  nicht. 

263.    Besondere  Vorschriften  fOr  den  Fall  des  §  8  No.  I. 

Für  das  Verfahren,  welches  bei  Löschung  wegen  Zeitablaufs  eintritt, 
sind  besondere  Vorschriften  in  §8  Absatz  3  gegeben  (vergl.  251).  Hiemach 
ist  von  der  Löschung  abzusehen,  wenn  der  Zeicheninhaber  innerhalb 
der  Widerspruchsfrist  die  Enicuerung  der  Anmeldung  unter  Zahlung 
einer  Verzögerungsgebühr  nachholt.  Erfolgt  diese  nachträgliche  Er- 
neuerung rechtzeitig  und  ordnungsmässig,  so  bedarf  es  einer  Be- 
«schlussfassung  nicht;  vielmehr  wira  alsdann  die  Emeuenmg  der  An- 
meldung in  die  Rolle  eingetragen.  Wenn  die  Erneuerung  nicht 
rechtzeitig  geschieht,  so  kommen,  je  nachdem  Widerspruch  erhoben 
ist  oder  nicht,  für  das  Verfahren  die  gewöhnlichen  Regeln  zur  An- 
wendung. 
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Ein  Dritter  kann  die  Löschung  eines  Waarenzeichens 
beantragen: 

1.  wenn  das  Zeichen  ffir  Ihn  auf  O^rund  einer  fkrflheren 
Anmeldung  für  dieselben  oder  fOr  gleichartige  Waaren 
in  der  Zeichenrolle  oder  in  den  nach  Hassgabe  des 
G^esetzes  ttber  den  Markenschutz  Tom  80«  November 
1874  gefnhrten  Zeichenregistem  eingetragen  steht; 

2.  wenn  der  fteschfiftsbetrieb,  zu  welchem  das  Waaren- 
zelchen  gehört,  ron  dem  eingetragenen  Inhaber 
nicht  mehr  fortgesetzt  wird; 

3.  wenn  Umstände  Torllegen,  aus  denen  sich  erdebt, 
dass  der  Inhalt  des  Waarenzeichens  denthatsachllchen 
YerhSltnissen  nicht  entspricht  und  die  O^efahr  einer 
Tauschung  begründet« 

Hat  ein  nach  dem  Gesetze  ttber  Harkenschutz  Tom  30. 
November  1874  ron  der  Eintragung  ausgeschlossenes  Waaren- 
zeichen  bis  zum  Erlass  des  gegenwartigen  Gesetzes  inner- 
«  halb  betheillgterYerkehrskreise  als  Kennzeichen  der  Waaren 
eines  bestimmten  Geschäftsbetriebes  gegolten,  so  kann  der 
Inhaber  des  letzteren,  falls  da^s  Zeichen  nach  Hassgabe  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  fttr  einen  Anderen  In  die  Zeichen- 
rolle eingetragen  wird,  bis  zum  1.  Oktober  1895  die  Löschung 
beantragen.  Wird  dem  Antrage  stattgegeben,  so  darf  das 
Zeichen  fttr  den  Antragsteller  schon  Yor  Ablauf  der  im  § 
4  Absatz  3  bestimmten  Frist  in  die  Zeichenrolle  eingetragen 
werden. 

Der  Antrag  auf  Löschung  ist  im  Wege  der  Klage  geltend 
zu  machen  und  gegen  den  eingetragenen  Inhaber  oder, 
wenn  dieser  gestorben,  gegen  dessen  Erben  zu  richten. 

Hat  Tor  oder  nach  Erhebung  der  Klage  ein  Tebergang 
des  Waarenzeichens  auf  einen  Anderen  stattgefunden,  so 
ist  die  Entscheidung  in  Ansehung  der  Sache  auch  gegen 
den  Rechtsnachfolger  wirksam  und  Tollstreckbar.  Auf  die 
Befngniss  des  Rechtsnachfolgers,  in  den  Rechtsstreit  ein- 
zutreten, finden  die  Bestimmungen  der  §§  63  bis  66  und 
73  der  ClTilprozessordnung  entsprechende  Anwendung. 

In  den  Fallen  des  Absatz  1  No.  2  kann  der  Antrag  mt 
Löschung  zunächst  bei  dem  Patentamt  angebracht  werden. 
Bas  Patentamt  giebt  dem  als  Inhaber  des  Waarenzeichens 
Eingetragenen  daron  Nachricht.  Widerspricht  derselbe 
innerhalb  eines  Honats  nach  der  Zustellung  nicht,  so  er- 
folgt die  Löschung.  Widerspricht  er,  so  wird  dem  An- 
tragsteller anheimgegeben,  den  Anspruch  auf  Löschung  im 
Wege  der  Klage  zu  yerfolgen. 
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XXX.  Löschungsklage. 

264.  Vorh&ltniss  zu  dem  Löschungsverfahren  vor  dem  Patentamt 

Die  Löschung  hat  nach  §  8  durch  das  Patentamt  von  Amts- 
wegen dann  zu  erfolgen,  wenn  dieselbe  entweder  von  dem  Zeichen- 
inhaber beantragt  ist  oder  im  öfientlichen  Interesse  geboten  erscheint. 
£s  handelt  sich  hierbei,  selbst  wenn  gegen  die  Löschung  Wider- 
spruch erhoben  ist,  regelmässig  um  die  Beurtheilung  einfacher  that- 
sächlicher  oder  rechtlicher  Verhältnisse,  deren  Feststellung  in  dem 
Verfahren  vor  dem  Patentamt  und  mit  den  dem  Patentamt  zu  Gebote 
stehenden  Mitteln  unschwierig  erfolgen  kann.  Im  Gegensatze  hierzu 
verweist  der  §  9  diejenigen  Fälle,  in  welchen  ein  privates  Interesse 
betheiligt  ist,  oder  in  welchen  meist  weitläufige  thatsäcldiche  Er- 
mittelungen oder  schwierige  rechtliche  Erhebungen  nothwendig  werden, 
auf  den  Weg  des  Prozesses,  d.  h.  der  Löschungsklage  (vergl.  Mot. 
zu  §  8).  Es  ist  dies  die  eigentlich  zeichenrechtliche  Löschungs- 
klage, welche  nicht  zu  verwechseln  ist  mit  der  Löschungsklage,  die  auf 
eine  privatrechtliche  Verpflichtung  zur  Löschung  gegründet  ist 
(vergl.  246).  Auf  Grund  privaten  Interesses  kann  die  zeichenrechtliche 
I^schungsklage  erhoben  werden  wegen  Kollision  mit  einem  älteren 
Zeichen  (§  9  No.  1  und  Absatz  2).  Ausserdem  ist  diese  Löschungs- 
klage statthaft,  wenn  die  Einstellung  des  Geschäftsbetriebes  durch 
den  Zeicheninhaber  oder  ein  trügerischer  Gebrauch  des  Zeichens 
behauptet  wird  (§  9  No.  2  und  3).  Gegenüber  den  noch  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  in  die  früheren  Zeichenregister 
eingetragenen  Zeichen  ist  nach  §  11  des  erwähnten  Gesetzes  die 
Löschungsklage  zu  Gunsten  des  Inhabers  eines  besser  berechtigten 
Zeichens  und,  wenn  ein  Freizeichen  eingetragen  ist,  zu  Gunsten  jedes 
Betheiligten  begründet  (vergl.  948). 

265.  Verfahren  vor  dem  Patentamt  im  Falle  des  §  9  Absatz  5. 

Was  den  Fall  des  §  9  No.  2  —  Einstellung  des  Geschäfts- 
betriebes —  betrifft,  so  ist  derselbe  insofern  eigenartig,  als  die  Fest- 
stellung seiner  Voraussetzungen  in  den  meisten  FäUen  zu  keinen 
Meinungsverschiedenheiten  Anlass  geben  wird.  Es  ist  mit  Rücksicht 
hierauf  in  §  9  Absatz  5  vorgesehen,  dass  der  Antrag  auf  Löschung 
wegen  Einstellung  des  Geschätsbetriebes  zunächst  bei  dem  Patentamt 
angebracht  werden  kann  (Mot.  zu  §  8).  Der  Antrag  ist  schriftlich 
zu  stellen,  bedarf  aber  sonst  ausser  der  Behauptung,  dass  der  Ge- 
schäftsbetrieb eingestellt  sei,  keiner  besonderen  Form  oder  Begründung 
Antragsberechtigt  ist  jeder  Dritte,  und  selbst  derjenige,  welcher  nach  § 
23  Absatz  1  auf  den  Schutz  des  Gesetzes  keinen  Anspruch  hat  (vergl. 
909).  Die  Löschung  erfolgt,  wenn  der  Zeichen  Inhaber  nicht  recht- 
zeitig —  d.  h.  innerhalb  eines  Monats  nach  Bekanntgabe  des  Antrags 
auf  Löschung  —  demselben  widerspricht.  Die  Mittheilung  von  dem 
Löschungsantrage  ist  dem  eingetragenen  Zeicheninhaber  oder,  falls  der- 
selbe im  Inlande  eine  Niederlassimg  nicht  hat,  seinem  inländischen 
Vertreter  zuzustellen  (vergl.  380).  Hat  der  Zeicheninhaber  auf  Grund 
des  §  23  Absatz  1  auf  den  Schlitz  des  Gesetzes  keinen  Anspruch,  so 
unterbleibt  die  Mittheilung  überhaupt  (vergl.  909).  Hinsichtlich  der  Form 
tind  der  Frist   des  Widerspruches  und  der  Widerspruchsberechtigung 
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kommen  die  ftir  den  Widerspruch  im  Löschungsverfahren  im  All- 
gemeinen geltenden  Regeki  zur  Anwendung;  eine  Begründung  des 
Widerspruchs  ist  jedoch  hier  enthehrlich  (vergl.  261).  Die  ein- 
monatliche Frist  kann  nicht  verlängert  werden;  gegen  deren  Ablauf 
findet  eine  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stanii  nicht  statt  (vergl. 
261).  Erfolgt  der  Widerspruch  rechtzeitig,  so  entscheidet  das  Pa- 
tentamt in  der  Sache  selbst  nicht;  dasselbe  hat  vielmehr  alsdann  dem 
Antragsteller  anheimzugeben,  den  Anspruch  auf  Löschung  im  Wege 
der  Klage  zu  verfolgen.  Eine  Verpflichtung,  den  auf  §  9  No.  2  ge- 
gründeten Löschungsantrag  zunächst  bei  dem  Patentamt  einzubringen, 
besteht  nicht;  indessen  empfiehlt  sich  dieser  Weg  als  der  unter  Um- 
ständen am  schnellsten  und  kostenlos  zum  Ziele  führende.  Wird  die 
Löschungsklage  sogleich,  ohne  vorgängigen  Antrag  bei  dem  Patentamt, 
erhoben,  so  kann  dies  zur  Folge  haben,  dass  die  Kosten  des  Prozesses 
den  Kläger  treffen  (vergl.  266).  Abgesehen  von  dem  Falle  des  § 
9  No.  2  —  also  namentlich  wenn  es  sich  um  die  Löschimg  wegen 
Kollision  mit  einem  älteren  Zeichen  oder  wegen  trügerischen  Gre- 
brauchs  des  Zeichens  handelt  —  ist  ein  Verfahren  vor  dem  Patentamt 
gänzlich  ausgeschlossen  (Keulin g  S.  33). 

266.    Aussergerichtliche  Geltendmachung  des  Löschungsanspruchs. 

Der  Antrag  auf  Löschung  muss  in  den  Fällen  des  §  9  nicht 
nothwendiger  Weise  im  Wege  der  Klage  gestellt  werden;  die  Kla^e 
wird  vielmehr  entbehrlich,  wenn  der  Zeieheninhaber  oder  dessen  in 
Gemässheit  des  §  23  Absatz  2  bestellter  Vertreter  freiwillig  der 
Verpflichtung,  in  die  Löschung  einzuwilligen,  dadurch  nachkommt, 
dass  er  entweder  selbst  den  Löschungsantrag  stellt  oder  in  beweisen- 
der Form  seine  Zustimmung  zu  der  Löschung  ertheilt,  so  dass  darauf- 
hin von  dem  die  Löschung  betreibenden  Dritten  die  letztere  bean- 
tragt werden  kann  (Schanze  in  ZgR.  11.  S.  171.  172,  vergl.  245). 
Es  empfiehlt  sich  regelmässig  sogar,  vor  Erhebung  der  Klage  den 
Zeicheninhaber  zur  Löschung  aufzufordern,  da  sonst,  sofern  der  Be- 
klagte nach  erhobener  Klage  seine  Löschungsverpflichtung  sofort  an- 
erkennt, die  Bestimmung  des  §  89  der  Civilprozessordni^ng  zur  An- 
wendung gelangt,  wonach  dem  Kläger  die  Prozesskosten  zur  I^ast 
fallen,  wenn  der  Beklagte  nicht  durch  sein  Verhalten  zur  Erhebung 
der  Klage  Veranlassung  gegeben  hat.  Einer  solchen  Aufforderung 
bedarf  es  allerdings  dann  nicht  mehr,  wenn  der  Beklagte  im  Falle 
des  §  9  Absatz  5  im  patentamtlichen  Verfahren  der  Löschung  wider- 
sprochen und  daraufhin  das  Patentamt  den  Antragsteller  auf  den 
Weg  der  Klage  verwiesen  hat.  Auch  in  diesem  letzteren  Falle  kann 
indessen  der  Zeicheninhaber  von  der  Verpflichtung  zur  Tragung  der 
Kosten  der  Löschungsklage  sich  dadurch  befreien,  dass  er  rechtzeitig 
vor  P>hebung  der  Klage  die  Löschung  selbst  beantragt  oder  in  ge- 
höriger Form  seine  Zustimmung  hierzu  ertheilt,  und  dem  Antragsteller 
rechtzeitig  von  der  hierin  liegenden  Rücknahme  seines  Widerspruches 
Kenntniss  giebt. 

267.    Kläger. 

Klageberechtigt  ist  im  Falle  des  §  9  No.  1  der  eingetragene 
Inhaber,  im  Falle  des  §  9  Absatz  2  der  Inhaber  des  älteren  Zeichens, 
in  den  übrigen  Fällen  ein  „Dritter*',  d.  h.  eine  Person,  welche  nicht 
eingetragener  Inhaber  des  Zeichens  ist.     Der  Dritte  kann  eine  ph^* 
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sische  oder  eine  juristische  Person,  ein  In-  oder  ein  Ausländer  sein. 
Hat  der  Dritte  nach  Massgabe  des  §  23  Absatz  1  auf  den  Schutz 
des  Gesetzes  keinen  Anspruch,  so  ist  ihm  wohl  die  auf  §  9  No.  1 
und  die  auf  §  9  Absatz  2  gestützte  Klage,  nicht  aber  die  Löschungs- 
klage in  den  übrigen  Fällen  versagt  (vergl.  909).  Die  Klagen  auf 
Grund  des  §  9  No.  1  und  des  §  9  Absatz  2  können,  wenn  der 
Kläger  im  Inlande  eine  Niederlassung  nicht  hat,  nur  durch  den  in 
Gemässheit  des  §  23  Absatz  2  bestellten  inländischen  Vertreter  an- 
gestellt werden  (vergl.  924).  Nicht  handlungsfähige  Personen,  Kor- 
porationen und  Handelsgesellschaften  werden  durch  ihre  gesetz- 
lichen Vertreter  vertreten.  Nebenintervention  auf  Seite  des  Klägers 
ist  zulässig  (vergl.  §§  63  ff.  der  Civilprozessordnung,  vergl.  auch  455). 

268.    Interesse  als  Voraussetzung  der  Klage. 

Nicht  erforderlich  ist  es,  dass  der  Kläger  ein  thatsächliches  oder 
rechtliches  Interesse    an    der  Beseitigung    der  Eintragung    hat  oder 
nachweisen    kann,    wenigstens    in  den  Fä'ilen  des  §  9  No.  2  und  3, 
während   in    den  Fällen    des  §  9  No.  1  und  des  §  9  Absatz  2  das 
Interesse    des  Klägers    sich  schon  aus  dem  Bestehens  eines  älteren 
Zeichenrechtes    ohne    Weiteres    ergiebt.     Das   Vorhandensein   eines 
Interesse  auf  Seiten  des  Klagers  ist  in  den  ersterwähnten  Fällen  um  des- 
willen entbehrlich,  weil  die  Klage  im  öffentlichen  Interesse,  nicht  im  pri- 
vaten Interesse  des  Klägers,  erhoben  wird;  die  Klage  ist  —  ähnlich  der 
Nichtigkeitsklage  in  Patent  sacken  —  eine  sog.  Popularklage  (Selig- 
s  o  h  n  §  9  N.  1,  vergl.  G  a  r  e  i  s  Bd.  1  S.  287,  G  a  r  e  i  s  Bd.  2  S.  17, 
G  a  r  e  i  s  Bd.  7  S.  25,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd  2  S.  152,  anders  M  e  v  e  s  II. 
S.  132,  S  t  e  n  g  1  e  i  n  II.  §  9  N.  1,  F  i  n  g  e  r  §  9  N.  6,  vergl.  K  o  h  1  e  r 
P-K.  No.  189).    Der  Kläger  muss  daher  nicht  darlegen,  dass  er  selbst 
das  Zeichen  benutze  oder  benutzen  wolle ;  oder,  dass  er  die  Waaren, 
für    welche   das   Zeichen  bestimmt  ist,    in  seinem  Geschäftsbetriebe 
ftthre;    oder,    dass    er   durch    den  Gebrauch  des  Zeichens   oder  die 
Geltendmachung  des  Ausschliessungsrechtes  geschädigt  werde.    Auch 
derjenige,  welcher  überhaupt  keinen  Geschäftsbetrieb  hat,  ist  zur  An- 
stellung   der    Klage    befugt.      Der    Nebenintervenient,    welcher    zur 
Unterstützung  des  Klägers  dem  Rechtsstreite  beitritt,   muss  dagegen 
auf  Grund   der  besonderen  Vorschrift  des  §  63  der  Civilprozessord- 
nung  das   Vorhandensein    eines    Interesse    nachweisen  (vergl.  P.  M. 
&  Z-BL  Bd.  2  S.  152.  163). 

269.    Vorgeschobene  Personen  als  Kläger. 

Da  ein  Interesse  auf  Seiten  des  Klägers  überhaupt  nicht  er- 
fordert ist,  so  ist  es  auch  zulässig,  dass  der  Dritte  mit  der  Anstel- 
lung der  Klage  das  Interesse  eines  Anderen  und  sogar  das  Interesse 
des  Beklagten  selbst  verfolgt,  wenn  z.  B.  letzterer  das  Zeichenrecht 
käuflich  erworben  und  behufs  Anfechtung  dos  Kaufvertrages  ein  In- 
teresse an  der  Löschung  hat.  Dabei  ist  jedoch  immer  vorauszu- 
setzen, dass  der  Kläger  nicht  eine  von  dem  Beklagten  vorgeschobene 
Person  ist,  welche  lediglich  im  Auftrage  und  tiir  liechnung  des 
letzteren,  ohne  eigenes  lateresse,  den  Prozess  fUhi*t.  £in  derartiges 
Verfahren  würde  im  Widerspruche  zu  der  Prozessregel  stehen,  dass 
ein  prozessuales  Verfahren  nur  zwischen  zwei  verschiedenen  Per- 
sonen möglich  ist.  £s  ist  demnach  nicht  zu  dulden,  wenn  unter 
Täuschung    der    richterlichen  Behörde    der  Schein    eines  Prozesses, 
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der  thatsächlich  nur  von  einer  Person  im  eigenen  Interesse  geMirt 
wird,  hervorgerufen  werden  soll.  Ein  solcher  Scheinprozess  liegt  in- 
dessen nicht  schon  dann  vor,  wenn  der  Kläger  von  dem  Beklagten 
znr  Erhebung  der  E^age  angestiftet  ist,  sofern  nur  der  klagende 
Dritte  die  ernstliche  Absicht  hat,  die  Stellung  als  Parthei  unabhängig 
von  den  Instruktionen  und  Anweisungen  des  Beklagten  selbständig 
einzunehmen  und  durchzuführen  (vergl.  Kohler  P&J.  UI.  S.  19 ff., 
Bolze  Bd.  10  No.  848,  Gareis  Bd.  8  S.  346.  347).  Der  Umstand, 
dass  Jedermann  die  Löschungsklage  erheben  kann,  darf  auch  nicht 
dazu  benutzt  werden,  dass  der  eigentliche  Kläger  eine  andere  Person 
als  Parthei  vorschiebt,  um  hierdurch  die  Möglichkeit  zu  erlangen, 
selbst  als  Zeuge  vernommen  zu  werden ;  denn  dem  steht  der  Grund- 
satz entgegen,  dass  Niemand  Zeuge  in  eigener  Sache  sein  kann  (P. 
M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  286).  Ebensowenig  können  die  gegenüber 
dem  eigentlichen  Kläger  begründeten  Einreden  des  Beklagten  durch 
eine  derartige  Verschiebung  der  Partheirolle  abgeschnitten  werden  <; 
'die  vorgeschobene  Person  'muss  vielmehr  diese  Einreden  gegen  sich 
gelten  lassen  (vergl.  Bolze  Bd.  9  No.  838). 

270.    Beklagter. 

Die  Klage  ist  gegen  den  eingetragenen  Inhaber  zu  richten,  und 
zwar  auch  dann,  wenn  derselbe  materiell  nicht  der  wirklich  Berech- 
tigte ist,  da  nach  Aussen  hin,  d.  h.  im  Verhältnisse  zu  Dritten, 
aliein  der  Eingeti  agene  berechtigt  ist,  den  Bestand  des  Zeichenrechtes 
zu  vertheidigen  (vergl.  364).  Hat  der  als  Inhaber  Eingetragene  eine 
Niederlassung  im  Inlande  nicht,  so  kann  die  Klage  für  ihn  auch  dem 
im  Inlande  bestellten  Vertreter  zugestellt  werden  (vergl.  923).  Der 
eingetragene  Inhaber  muss  auch  dann  verklagt  werden,  wenn  vor 
Anstellung  der  Klage  ein  Uebergang  des  Zeichenrechtes  auf  einen 
Anderen  stattgefunden  hat,  dies  aber  noch  nicht  in  der  Zeichenrolle 
vermeikt  ist  (vergl.  203).  Die  strikte  Durchführung  dieses  Grund- 
satzes würde  indessen  dazu  führen,  dass  im  Falle  des  Todes  des 
eingetragenen  Inhabers  die  Erhebung  der  Klage  überhaupt  dadurch 
vereitelt  werden  könnte,  dass  die  Uebertragung  des  Zeichens  auf  die 
Erben  oder  die  sonstigen  Rechtsnachfolger  nicht  oder  nicht  recht- 
zeitig vorgenommen  wird.  Darum  bestimmt  der  §  9  Absatz  3,  dass, 
wenn  der  eingetragene  Zeicheninhaber  verstorben  ist,  die  Klage 
gegen  dessen  Erben  angestellt  werden  kann,  und  zwar  auch  dann, 
wenn  das  Zeichen  noch  nicht  in  der  KoUe  auf  die  Erben  übertragen 
ist,  und  selbst  dann,  wenn  ein  Uebergang  des  Zeichens  und  des  Gre- 
schäftsbetriebes,  zu  welchem  das  Zeichen  gehört,  auf  die  Erben  über- 
haupt nicht  stattgefunden  hat.  Haben  die  Erben  die  Erbschaft  noch 
nicht  angetreten,  so  kann,  wenn  ein  Nachlasspfleger  bestellt  ist,  die 
Klage  auch  gegen  diesen  gerichtet  werden.  Befindet  sich  der  ein- 
getragene Inhaber  in  Konkurs,  so  ist  der  als  Inhaber  eingetragene 
Gemeinschuldner  der  richtige  Beklagte,  obwohl  das  Zeichenrecht  zur 
Konkursmasse  gehört,  und  demnach  dem  Konkursverwalter  die  aus- 
schliessliche Verfugung  hierüber  zusteht  (vergl.  227).  Denn,  da 
nicht  einmal  eine  gänzliche  Veräusserung  des  Zeichenrechtes  die 
Passivlegitimation  des  eingetragenen  Inhabers  beseitigt,  so  kann  die 
blosse  Verfügungsbeschränkung,  welche  durch  die  Einleitung  des  Kon- 
kursverfahrens dem  Gemeinschuldner  auferlegt  wird,  noch  umsoweniger 
die  vorerwähnte  Wirkung  haben.    Entsprechend  dem,  was  von  dem  Ein- 
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tritte  einer  Kechtsnachfolge  vor  Erhebung  der  Klage  gilt,  steht  indessen 
dem  auf  Löschung  verklagten  Gemeinschuldner  dieBefugniss  zu,  vor  der 
Verhandlung  zur  Hauptsache  den  Konkursverwalter  zur  Uebemahme 
des  Prozesses  zu  laden,  während  andererseits  der  Konkursverwalter 
berechtigt  ist,  durch  Beitritt  als  Nebenintervenient  die  Interessen  der 
Konkursmasse  zu  wahren  (vergl.  271). 

271.    Streitverkündung. 

Der  Eingetragene,  welcher  verklagt  ist,  obwohl  ihm  das  Zeichen- 
recht materiell  nicht  zusteht,  ist  be^gt,  dem  wirklichen  Inhaber  den 
Streit  zu  verkünden.  Diese  Berechtigung  gründet  sich  im  Allge- 
meinen schon  auf  §  69  der  Civilprozessordnung,  nach  welchem' der, 
welcher  für  den  Fall  des  ihm  ungünstigen  Ausgangs  des  Rechtsstreites 
einen  Anspruch  auf  Schadloshaltung  —  z.  B.  wegen  der  Prozess- 
kosten —  gegen  einen  Anderen  zu  haben  glaubt,  oder  einen  An-' 
Spruch  dieses  Anderen  besorgt,  diesem  bis  zur  rechtskräftigen  Ent- 
scheidung des  Rechtsstreites  den  Streit  verkünden  kann.  Dei jenige, 
welchem  der  Streit  verkündet  ist,  ist  zu  weiterer  Streitverkündung 
berechtigt.  Das  Verfahren  im  Falle  einer  Streitverkündung  riclitet 
sich  nach  den  Vorschriften  der  §§  70  ff.  der  Civilprozessordnung. 
Erfolgt  die  Streitverkündung  noch  vor  der  Verhandlung  zur  Haupt- 
sache, so  kommen  nach  §  9  Absatz  4  die  besonderen  Bestimmungen 
des  §  73  der  Civilprozessordnung  zur  Anwendung  (vergl.  994). 

'272.    Nebenintervention  zu  Gunsten  des  Belclagten. 

Tritt  der  materiell  Berechtigte,  welchem  der  Streit  verkündet  ist^ 
dem  Rechtsstreite  bei,  so  bestimmt  sich  sein  Verhältniss  zu  den  Par- 
theien nach  den  Grundsätzen  über  die  Nebenintervention;  insbeson- 
dere finden  die  •  hierüber  geltenden  Vorschriften  der  §§  63  bis  66 
der  Civilprozes$ordnung  entsprechende  Anwendung  (§71  der  Civil- 
prozessordnung, §  9  Absatz  4,  vergl.  994).  Die  Befugniss  zum  Ein- 
tritt als  Nebenintervenient  ist  indessen  nicht  von  der  vorgängigen 
Streitverkündung  abhängig;  vielmehr  kann  der  wirkliche  Zeichenin- 
haber auch  ohne  eine  solche  dem  gegen  den  Eingetragenen  anhängig 
g^emachten  Rechtsstreite,  da  er  regelmässig  ein  Interesse  an  dem 
Obsiegen  des  letzteren  haben  wird,  zum  Zwecke  der  Unterstützung 
des  Beklagten  beitreten.  Da  nach  §  9  Absatz  4  Satz  1  die  Ent- 
scheidung in  der  Hauptsache  auch  gegen  den  Rechtsnachfolger  von 
Wirksamkeit  ist,  so  gilt  in  (lemässheit  des  §  66  der  Civilprozessord- 
nung der  als  Nebenintervenient  beigetretene  Rechtsnachfolger  im 
Sinne  des  §  58  der  Civilprozessordnung  als  Streitgenosse  der  Haupt- 
parthei  (vergl.  994).  Ausser  dem  Rechtsnachfolger  können  noch 
andere  Personen,  welche  an  dem  Obsiegen  des  Beklagten  ein  Inter- 
esse haben,  dem  Rechtsstreite  beitreten,  z.  B.  die  Lizenznehmer  des 
Beklagen. 

273.    Eintritt  einer  Rechtsnachfolge  während  des  Prozesses. 

Für  den  Fall,  dass  eine  Rechtsnachfolge  erst  während  des  Pro- 
zesses eintritt,  trifft  im  Allgemeinen  der  §  236  der  (Civilprozessord- 
nung Vorsorge.  Hiemach  schliesst  die  Rechtshängigkeit  des  Pro- 
zesses die  Befugniss  der  einen  oder  der  anderen  Parthei,  das  im 
Streit  befangene  Recht  zu  veräussern,  nicht  aus.  Die  Veränsserung 
hat  auf  den  Prozess  keinen  Einfluss.    Der  Rechtsnachfolger  ist  nicht 
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berechtigt,  ohne  Zustimmmig  des  Gegners  den  Prozess  als  Hanpt- 
parthei  an  Stelle  des  Rechtsvorgängers  zu  übernehmen.  Tritt  der 
Rechtsnachfolger  als  Nebenintervenient  auf,  so  findet  der  §  66  der 
Civilprozessoranang  keine  Anwendung  (vergl.  994).  Der  §  236 
der  Civilprozessordnung  findet  keine  Anwendung  auf  den  Uebergang 
des  Zeichenrechtes  von  Todeswegen;  in  diesem  Falle  sind  vielmehr 
die  Rechtsnachfolger  zur  Aufiiahme  des  Rechtsstreits  berechtigt  und 
sogar  verpflichtet  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieselben  Inhaber  des 
Zeichens  oder  des  Geschäftsbetriebes  geworden  sind  (vergl.  §  217  ff. 
der  Civilprozessordnung,  vergl.  auch  270).  Abgesehen  hiervon  können 
die  Vorschriften  des  §  236  im  Zeichenrechte,  was  wenigstens  die  Ver> 
äusserung  des  Zeichens  seitens  des  Löschungsbeklagten  anlangt,  nur 
insoweit  Geltung  beanspruchen,  als  bestimmt  ist,  dass  die  Uebertra- 
gung  des  Rechtes  auf  den  Fortgang  des  Prozesses  ohne  Einfluss  ist. 
Dies  gilt  selbst  dann,  wenn  der  Uebergang  des  Zeichens  in  der 
Zeichenrolle  vermerkt  wurde.  Im  Uebrigen  ist  die  Frage,  ob  und 
inwieweit  der  Rechtsnachfolger  des  Beklagten  berechtigt  ist,  an  dessen 
Stelle  den  Prozess  als  Hauptparthei  zu  übernehmen,  der  §  73  der 
Civilprozessordnung  massgebend;  es  kommt  femer  auch —  abweichend 
von  dem  §  236  —  der  §  66  der  Civilprozessordnung  zur  entsprechen- 
den Anwendung,  nach  welchem  der  dem  Rechtsstreite  als  Neben- 
intervenient beigetretene  Rechtsnachfolger  als  Streitgenosse  der 
Hauptparthei  im  Sinne  des  §  58  der  Civilprozessordnung  gilt.  Dies 
ergiebt  sich  aus  dem  Wortlaute  des  §  9  Absatz  4,  da  hier  kein^ 
Unterschied  zwischen  einer  Rechtsnachfolge  vor  oder  wfthrend  des 
Prozesses  gemacht  ist,  vielmehr  fUr  beide  Fälle  gleichmässig  die 
§§  63  bis  66  und  73  der  Civilprozessordnung  fiir  anwendbar  erklärt 
werden  (anders  Meves  IL  S.  137).  Ausser  im  Falle  des  §  73  — 
d.  h.  auch  nach  Verhandlung  zur  Hauptsache  —  ist  Streitverkündung 
und  Nebenintervention  nach  den  gewöhnlichen  Grundsätzen  auch  hier 
zulässig  (vergl.  271.  272). 

274.  Klageantrag. 

Der  Klageantrag  ist  darauf  zu  richten,  dass  der  Beklagte  ver- 
urtheilt  werde,  in  die  Löschung  des  nach  der  Nummer  der  Zeichen- 
rolle näher  zu  bezeichnenden  Zeichens  zu  willigen.  Kann  nur  theil- 
weise  Löschung  begehrt  werden,  so  sind  diejenigen  Waaren  in  dem 
Antrage  anzugeben,  hinsichtlich  welcher  die  Löschung  erfolgen  soll 
(vergl.  236).  Die  spätere  Erweiterung  des  auf  theilweise  Löschung 
gerichteten  Klageantrages  durch  den  auf  die  Löschung  weiterer  Waaren 
gerichteten  Antrag  ist  nach  §  240  No.  2  der  Civilprozessordnung  für 
zulässig  zu  erachten.  Dagegen  stellt  sich  die  Erweiterung  des  IQage- 
antrages  durch  den  auf  die  Löschung  anderer  oder  weiterer  Zeichen, 
als  ursprünglich  gefordert  war,  gerichteten  Antrag  als  eine  unzulässige 
Klageänderung  dar     (Blum  Ann.  Bd.  4  S.  328). 

275.  Ktagogrund. 

Klagegrund  ist  im  Falle  des  §  9  No.  1  und  des  §  9  Absatz  2 
die  Uebereinstimmung  der  beiden  in  Frage  stehenden  Zeichen  sowie 
das  Bestehen  einer  Eintragung  oder  eines  Besitzstandes,  aus  welchen 
das  Vorrecht  des  Klägers  sich  ergiebt.  Klagegrund  im  Falle  des 
§  9  No.  2  ist  die  Einstellung  des  Geschäftsbetriebes  und  im  Falle 
des    §  9  No.  3  die  trügerische  Natur  oder  der  trügerische  Gebrauch 
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des  Zeichens.  Wenn  an  Stelle  eines  "ilieser  Klageg^nde  ein  anderer 
Klagegrund  gesetzt  oder  die  Klage  sp&ter  auf  Klagegründe,  welche 
nicht  in  der  Klageschrift  angegeben  sind,  erstreckt  werden  soll,  so 
liegt  eine  Klage änderung  vor,  welche  nur  unter  Zustimmung  des  Be- 
klagten zulässig  ist.  Diese  Zustimmung  kann  auch  stillschweigend 
dadurch  ertheilt  werden,  dass  der  Beklagte  ^ich  in  einer  mündlichen 
Verhandlung  auf  die  abgeänderte  Klage  einlässt  f§  241  der  Civü- 
prozessordnung).  Als  eine  Klageänderung  stellt  es  sich  z.B.  dar, 
wenn  im  Laufe  des  Prozesses  behauptet  wird,  dass  das  Zeichen  des 
Beklagten  nicht  mit  dem  in  der  Klage  bezeichneten,  wohl  aber  mit 
einem  anderen  Zeichen  des  Klägers  übereinstimme,  oder  wenn  die 
ursprünglich  auf  Einstellung  des  Oeschäftsbetriebes  gestützte  Klage 
später  unter  Beru^ng  auf  die  trügerische  Natur  des  Zeichens  aufrecht 
erhalten  werden  soll.  Dagegen  ist  es  nicht  als  eine  Klageänderung 
anzusehen,  wenn  zur  Rechtfertigung  des  bereits  aus  der  Klage  hervor- 
gehenden Klagegrundes  im  Laufe  des  Prozesses  neue  Behauptungen 
aufgestellt  werden,  z.B.  bei  einer  auf  §  9  No.  3  gestützten  Klage 
neue  Umstände  dargelegt  werden,  aus  welchen  sich  die  trügerische 
Natur  oder  der  trügerische  Gebrauch  des  Zeichens  ergiebt. 

Der  Klagegrund  muss  im  Falle  des  §  9  No.  1  und  Absatz  2 
sowie  im  Falle  des  §  9  No.  3  bis  zum  Erlasse  des  Urtheils  bestehen, 
d.  h.  die  Klage  muss  abgewiesen  werden,  wenn  nach  Klageerhebnng, 
jedoch  noch  vor  dem  ürtheile,  das  ältere  Zeichenrecht  wegfallt,  oder 
mit  Rücksicht  auf  den  Eintritt  anderer  Umstände  das  Zeichen  sich 
nicht  mehr  als  ein  trügerisches  darstellt.  Dagegen  ist  es  auf  die 
Klage  wegen  Einstellung  des  Geschäftsbetriebes  ohne  Einfluss,  wenn 
der  einmal  eingestellte  Geschäftsbetrieb  später  wieder  aufgenommen 
wird  (vergl.  293). 

276.  Einreden. 

Einreden  privatrechtlicher  Natur  sind  im  Falle  des  §  9  No.  1 
oder  des  §  9  Absatz  2  zulässig  (vergl.  289.  308).  In  den  Fällen  des 
§  9  No.  2  und  3  sind  di^egen  solche  Einreden  regelmässig  aus- 
geschlossen, da  es  sich  hierbei  im  Allgemeinen  lediglich  um  die  Fest- 
stellung des  Vorhandenseins  des  Klagegrundes  handelt.  Allgemein 
zuzulassen  sind  in  den  letztgedachten  Fällen  nur:  a.  die  Einrede, 
,dass  der  Kläger  eine  vorgeschobene  Person  sei  (vergl.  269);  und  b. 
die  Einrede,  dass  der  Kläger  auf  die  Erhebung  der  Klage  dem  Be- 
klagten gegenüber  verzichtet  habe.  Ein  solcher  Verzicht  kann  sich 
anc!h  stillschweigend  aus  einem  Vertragsverhältnisse  der  Betheiligten 
ergeben,  z.B.  aus  dem  über  das  Zeichen  geschlossenen  Veräusserungs- 
vertrage,  insofern  als  der  Veräusserer  regelmässig  nicht  befugt  sein 
wird,  den  Löschungsanspruch  gegenüber  seinem  Rechtsnachfolger, 
welchem  er  für  den  Bestand  des  Zeichenrechtes  einzustehen  hat,  zu 
verfolgen.  Die  Einrede  des  Verzichts  greift  nicht  nur  gegenüber  dem 
Verzichti^nden  selbst,  sondern  auch  gegenüber  seinen  allgemeinen 
Rechtsnachfolgern  durch.  Welche  Einreden  im  Besonderen  im  Falle 
des  §  9  No.  1  erhoben  werden  können,  ist  an  anderer  Stelle  erörtert 
(vergl.  289). 

277.  Urtheil. 

Das    Urtheil   geht    entsprechend  dem  Klageantrage    auf  Verur- 
theilung  des  Beklagten    zur  Einwilligung    in    die  Löschung.     Dieses 
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Ürtheil  ersetzt  nach  §  779  der-Civilprozessordnung,  sobald  dasselbe 
rechtskräftig  geworden  ist,  die  eigene  Willenserklärung  des  Beklagten 
(vergl.  Civ.  Bd.  25  S.  379,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  64).  Mit  der 
Eechtskraft  des  Urtheils  treten  indessen  noch  nicht  die  Wirkungen 
der  Löschung  ein;  die  gerichtlichen  Löschungsurtheile  wirken  viel- 
mehr nur  unter  den  Parteien,  indem  sie  auf  der  einen  Seite  die 
Verpflichtung  und  auf  der  anderen  Seite  die  Berechtigung,  die  Löschung 
herbeizuführen,  feststellen.  Es  ist  daher  Sache  des  obsiegenden 
Theiles,  das  rechtskräftige  Urtheil  mit  dem  Antrage  auf  Löschung 
zur  Kenntniss  des  Patentamts  zu  bringen,  worauthin  die  Löschung  in 
der  Zeichenrolle  durch  das  Patentamt  bewirkt  wird  (vergl.  Stenglein 
§  11,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  63,  vergl.  auch  235).  Jedoch  ist  das  Patent- 
amt in  gewissen  Fällen  trotz  Vorliegens  eines  rechtskräftigen  Urtheils 
zur  Verweigerung  der  Löschung  bei  echtigt  (vergl.  76).  Die  Löschung 
auf  Grund  eines  gerichtlichen  Löschungsurtheils  setzt  hiemach  immer 
einen  Partheiantrag  voraus;  ob  auf  Grund  des  Urtheils  die  Löschung 
erfolgen  soll,  hat  der  Prozessgegner  des  eingetragenen  Inhabers  'zu 
bestimmen,  welcher  auf  den  Löschungsanspruch  nach  Erlass  des  Urtheils 
sogar  noch  verzichten  kann.  Die  Gerichte  sind  nicht  etwa  befugt, 
auf  Grund  der  von  ihnen  erlassenen  Urtheile  die  Löschung  bei  dem 
Patentamt  in  Anregung  zu  bringen  oder  im  Wege  der  Zwangsvoll- 
streckung zu  erzwingen  (vergl.  Johow  &  Küntzel  Bd.  4  S.  38, 
P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  155,  vergl.  auch  76).  Dritte,  welche  in  dem  Rechts- 
streite eine  Partheirolle  nicht  eingenommen  haben,  können  sich  auf 
ein  Löschungsurtheil  zu  ihren  Gunsten  nicht  berufen,  es  sei  denn, 
dass  sie  Rechtsnachfolger  des  Klägers  sind.  Andererseits  hat  das 
Löschungsurtheil  keine  Wirkung  gegenüber  Dritten,  welche  nicht 
Rechtsnachfolger  des  Beklagten  sind  (vergl.  278.  279). 

278.  Wirkung  des  Urtheils  gegenOber  den  Rechtsnachfolgern 

des  Beklagten. 

Das  rechtskräftige  Urtheil  ist  nach  §  9  Absatz  4  ^in  Ansehung 
der  Sache^,  d.  h.  soweit  dasselbe  die  Löschung  ausspricht,  auch  gegen 
den  Rechtsnachfolger  des  Beklagten  wirksam  und  vollstreckbar,  und 
zwar  gleichviel,  ob  der  Uebergang  des  Zeichens  vor  oder  nach  Klage- 
erhebung erfolgt,  und  gleichviel  ob  der  Uebergang  in  der  Zeichenrolle 
vermerkt  ist  oder  nicht.  Diese  Wirksamkeit  des  Urtheils  erstreckt 
sich  allgemein  auf  die  sämmtlichen  Rechtsnachfolger  im  Besitze  des 
Zeichenrechtes,  also  nicht  nur  auf  die  unmittelbaren  Rechtsnachfolger 
des  Beklagten,  sondern  auch  auf  diejenigen,  an  welche  der  oder  die  un- 
mittelbaren Rechtsnachfolger  das  Zeichenrecht  weiter  veräussert  haben. 
Die  Löschung  muss  demnach  immer  dann  erfolgen,  wenn  zu  dem 
Zeitpunkte,  in  welchem  sie  vorgenommen  werden  soll,  zwar  ein  An- 
derer als  der  rechtskräftig  Verurtlieilte  als  Zeicheninhaber  eingetragen 
ist,  jedoch  der  Verurtheilte  zur  Zeit  der  Klageanstellung  als  Lihaber 
in  die  Rolle  eingetragen  war.  Der  Zeitpunkt  der  Klageerhebung  ist 
nöthigenfalls  entweder  durch  das  Urtheil  selbst  oder  durch  Bezug- 
nahme auf  die  Prozessakten  nachzuweisen. 

279.  Rechtskraft  des  Urtheils  gegenOber  dem  Kläger. 

Die  rechtskräftige  Abweisung  der  Klage  hat  zur  Folge,  dass  der 
Kläger  oder  dessen  Rechtsnachfolger  gegen  den  Beklagten  oder 
dessen  Rechtsnachfolger    die  gleiche  —   d.  h.  die    auf   die    gleichen 
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tbats&chliclien  Behauptnngen  gestützte  —  Klage  nicbf  von  Neuem 
erheben  können;  es  steht  dem  vielmehr  die  Einrede'  der  Rechts- 
kraft entgegen  (vergl.  Gareis  Bd.  7  S.  39).  Diese  Wirkung  der 
Rechtskraft  tritt  ein  nicht  nur  gegenüber  den '  allgemeinen  Eechts- 
nachfolffem  des  Klägers  und  zu  Gunsten  der  allgemeinen  Eechtsnach- 
folger  des  Beklagten,  sondern  auch  für  und  gegen  die  Sondemach- 
f olger,  d.  h.  die  Rechtsnachfolger  im  Besitze  desjenigen  Zeichenrechtes, 
auf  welches  im  Falle  des  §  9  No.  1  oder  des  §  9  Absatz  2  die  Klage 
gestützt,  oder  dessen  Löschung  mit  der  Klage  beantragt  ist.  Keinen 
Unterschied  macht  es  hierbei  mit  Rücksicht  auf  den  §  236  der  Civil- 
prozessordnung  und  mit  Rücksicht  auf  die  formale  Wirkung  der  Ein- 
tragung, ob  die  Rechtsnachfolge  erst  nach  Beendigung  des  Prozesses, 
oderwährendSchwebens  desselben,  oder  ob  dieselbe  bereits  vor  Erhebung 
des  Prozesses  eingetreten  war.  Einem  neuen  Prozesse  unter  denselben 
Partheien  oder  unter  ihren  Rechtsnachfolgern  steht  die  Einrede  der 
Rechtskraft  jedoch  dann  nicht  entgegen,  wenn  es  sich  in  dem  zweiten 
Prozesse  um  einen  anderen  Klagegrand  oder  um  die  Geltendmachung 
solcher  Umstände  handelt,  welche  erst  eingetreten  sind,  nachdem 
deren  Geltendmachung  in  dem  früheren  Prozesse  nicht  mehr  möglich 
war  (vergl.  Bolze  Bd.  5  No.  1288).  Daher  kann  die  auf  Einstellung 
des  Geschäftsbetriebes  gestützte  Klage  trotz  rechtskräftiger  Abwei- 
sung erneuert  werden,  wenn  erst  nach  Beendigung  des  früheren  Pro- 
zesses oder  in  einem  Stadium  desselben,  in  welchem  neue  Thatsachen 
nicht  mehr  vorgebracht  werden  konnten,  die  Einstellung  des  Geschäfts- 
betriebes wirldich  erfolgt  ist.  Auf  Q^mnd  derselben  Thatsachen, 
welche  bereits  in  einem  früheren  Prozesse  geltend  gemacht  waren, 
kann  ein  Dritter,  welcher  weder  Kläger  in  dem  früheren  Prozesse 
war,  noch  auch  Rechtsnachfolger  des  früheren  Klägers  ist,  die  Klage 
stets  wieder  erheben;  es  steht  dem  selttt  nicht  der  Umstand  ent- 
gegen, dass  der  nunmehrige  Kläger  durch  das  gleiche  Interesse  wie 
der  frühere  Kläger  —  z.  B.  Abwehr  einer  gegen  beide  Kläger  ge- 
richteten Entschädigungsklage  —  zur  Erhebung  der  Klage  bestimmt 
worden  ist  (vergl.  Bolze  Bd,  2  No.  1926,  Gareis  Bd.  7  S.  257). 
Dei*  Dritte  darf  hierbei  allerdings  nicht  nur  eine  vorgeschobene  Person 
sein,  welche  ohne  eigenes  Interesse  lediglich  im  Auftrage  und  im 
Interesse  des  rechtskräftig  Abgewiesenen  klagt.  Der  Umstand,  dass 
der  jetzige  Kläger  von  dem  früheren  Kläger  zur  Klage  angestiftet 
ist,  steht  dagegen  der  Zulässigkeit  der  Wiederholung  der  Klage  nicht 
ohne  Weiteres  entgegen  (vergl.  Gar  eis  Bd.  8  S.  323,  Bolze  Bd.  9 
No.  838,  vergl.  auch  269).  Ist  eine  offene  Handelsgesellschaft  früher  ab- 
gewiesen worden,  so  ist  die  Einrede  der  Rechtskraft  auch  gegenüber 
jedem  einzelnen  Theilhaber  derselben  begründet  (vergl.  Bolze  Bd.  9 
No.  838).  Dagegen  steht  einer  offenen  Handelsgesellschaft  die  Ein- 
rede der  Rechtskraft  aus  einem  gegen  einen  ihrer  Theilhaber  erlas- 
senen Urtheile  nur  dann  entgegen,  wenn  sie  Rechtsnachfolgerin  des 
letzteren  ist  (vergl.  Bolze  Bd.  8  No.  941). 

280.  Zuständigkeit. 

Für  die  Entscheidung  der  Löschungsklage  ist  ein  Gerichtsstand 
bei  jedem  Gerichte  begründet,  bei  welchem  vermögensrechtliche 
Ansprüche  überhaupt  gegen  den  Beklagten  geltend  gemacht 
werden  können.  Zuständig  ist  hiemach  das  Gericht  des 
Wohnsitzes    des  Beklagten,  und  sofern  derselbe  einen  solchen   nicht 
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hat,    das  Gericht,    in    dessen  Bezirk    der  Beklagte  sich  authält.     Ist 
ein  Aufenthaltsort   im  Deutschen  Reiche  nicht  hekannt,   so  wird  der 
Gerichtsstand  durch  den    letzten  Wohnsitz   bestimmt    (§§  12,  13,  18 
der    Civilprozessordnung).     Der  Gerichtsstand    der  juristischen  Per- 
sonen   und    der  Gesellschaften,    welche    als    solche   verklagt  werden 
können,  wird  durch  deren  Sitz  und  hinsichtlich  des  Fiskus  durch  den 
Sitz  der  Behörde  bestimmt,  welche  berufen  ist,  den  Fiskus  im  Rechts- 
streite   zu    vertreten    (§§    19,  20  C-P-0).     Hat    der    Zeicheninhaber 
zum  Betriebe  einer  Fabrik,   einer  Handlung  oder   eines  anderen  Ge- 
werbes   eine  Niederlassung,    von    welcher  aus  unmittelbar  Geschäfte 
geschlossen    werden,    oder   bewirthschäftet    derselbe    ein  mit  Wohn- 
und    Wirthschaftsgetjäuden    versehenes  Gut    als  Eigenthümer,   Nutz- 
niesser    oder  Pächter,    so    ist    auch    das  Gericht    des  Ortes,    wo  die 
Niederlassung  sich  befindet,  zuständig,  sofern  das  Zeichen,  um  dessen 
Löschung    es    sich    handelt,    zu    dem  Geschäftsbetriebe    der  Nieder- 
lassung   gehört   (vergl.    §  22  C-P-0).     Gleichgültig    ist    es,    ob    die 
Niederlassung    eine  Hauptniederlassung    oder    nur  eine  Zweignieder- 
lassung  ist  (Civ.  Bd.    23  S.  428).     Hat    der  Zeicheninhaber   im  In- 
lande    eine  Niederlassung  im  Sinne  des  §  23  nicht,   so   ist  auch  das 
Gericht    zuständig,    in    dessen  Bezirk    der   in   Gemässheit   des  §  23 
Absatz  2  bestellte  inländische  Vertreter  seinen  Wohnsitz  hat,  und  in 
dessen  Ermangelung    das  Gericht,    in    dessen  Bezirk    das  Patentamt 
seinen    Sitz  hat  (vergl.  929).     Für  Klagen    gegen  Personen,    welche 
im  Deutschen  Reiche    einen  Wohnsitz    nicht  haben,    ist  das  Gericht 
zuständig,    in  dessen  Bezirk    sich  Vermögen  des  Beklagten   befindet 
(§  24  C-P-0).    Ob  das  Zeicherirecht  ein  Vermögensrecht  ist,  ist  nicht 
unbestritten;     bejahenden     Falles     kommt     für     den     Gerichtsstand 
des  §  24  der  Civilprozessordnung  als  Ort,  an  welchem  das  Vermögen 
sich  befindet,  der  Ort  der  Aiuptnied erlassung  des  Zeicheninhabers  in 
Betracht    (vergl.  929).     Ein  Gerichtsstand   kann   auch  durch  Verein- 
barung der  Partheien  begründet  werden  (§§  38  ff.  C-P-0).     Dagegen 
ist  der  Gerichtsstand  des  §  32  der  Civilprozessordnung  —  d.  h.  der 
Gerichtsstand    der    unerlaubten    Handlung   —    in    keinem  Falle    be- 
gründet,   da  weder    in  der  Anmeldung  eines  Zeichens  noch   auch  in 
dem    Fortbestehenlassen    der  Eintragung  trotz  Vorhandenseins  eines 
Löschungsgrundes  eine  imerlaubte  Handlung  gefimden  werden  kann. 
Dies  gilt  selbst  dann,  wenn  der  Zeicheninhaber  bewusster  Weise  ein 
imzulässiges  Zeichen  angemeldet  hat,  da  die  Eintragung  nicht  allein 
auf  die  Angaben  des  Anmelders  hin,   sondern  erst  nach  vorgängiger 
Prüfung    der  Anmeldung    und    ihrer  Unterlagen   seitens  des  Patent- 
amts   erfolgt.       Auch     das    Urtheil    eines    ausländischen    Gerichtes 
muss    genügen,    sofern    dasselbe    nach    Massgabe    der    §§    660    und 
661    der    Civilprozessordnung    im   Inlande    vollstreckbar    ist  (anders 
Kohl  er  M-R.  S.  454).     Indessen   ist  dabei  vorauszusetzen,  dass  das 
ausländische  Urtheil   unter  Berücksichtigung  des  inländischen  Rechts 
ergangen  ist,  da  die  Löschung  auf  Grund  eines  gerichtlichen  Urtheils 
nur  in  den  in  dem  Gesetze  selbst  namhaft  gemachten  Fällen  erfolgen 
darf.     Das  Patentamt    hat  demnach  bei  Vorlage   eines  ausländischen 
Löschungsurtheiles    letzteres    einer  Nachprüfting  in  der  Richtung  zu 
unterziehen,    ob    nach  den  getroffenen    thatsächlichen  Feststellungen 
die  Löschung    auch  im  Inlande  hätte  ausgesprochen  werden  müssen 
(vergl.    237).     Unter    mehreren    gleichzeitig    begründeten    Gerichts- 
ständen hat  der  Kläger  die  Wahl. 
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Sachlich  zuständig  ist,  da  der  Werth  des  Streitgegenstandes 
regelmässig  den  Betrag  von  300  Mark  übersteigen  wird,  das  Land- 
gericht und  zwar  die  Kammer  für  Handelssachen  (vergl.  878). 

281.  Verbindung  der  Loschuiigekiage   mit  sonstigen  Klagen;  Geltend- 
macliung  des  Löschungsanspruches  durch  Widerklage  und  Einrede. 

Die  Löschungsklage  kann  mit  einer  anderen  Klage  verbunden 
oder  im  Wege  der  Widerklage  von  dem  mit  der  Löschungsklage, 
mit  der  abwehrenden  Klage  oder  mit  der  Entschädigungsklage  Be- 
langten verfolgt  werden.  Kommt  die  Löschungsklage  gleichzeitig 
mit  einer  Klage  wegen  Störung  desjenigen  Zeichenrechtes,  dessen 
Ijöschung  beantragt  ist,  zur  Verhandlung,  so  hat  dies  nicht  etwa  zur 
Folge,  dass  bei  Begründetheit  der  Löschungsklage  der  auf  die 
Zeichenrechtsverletzung  gegründeten  Klage  die  Wirkung  versagt 
werden  müsste,  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ein  Löschungs- 
gmnd  vor  Begehung  des  Eingriffs  in  das  Zeichenrecht  vorgelegen  hat 
oder  nicht.  Denn  die  Befugniss  zur  Geltendmachung  der  Kechte 
aus  der  Eintragung  erlischt  erst  mit  der  Löschung,  nicht  schon  mit 
der  Erhebung  der  Löschungsklage  und  sogar  noch  nicht  mit  dem  Er- 
lass  des  Löschu^gsurtheües  (vergl.  241.  277).  Ebensowenig  kann  mit 
Rücksicht  auf  das  schwebende  Lös chungs verfahren  die  Aussetzung 
der  Verhandlung  über  die  Zeichenrechtsverletzung  begehrt  werden 
(vergl.  486,  anders  Seligsohn  §  9  N.  15).  Dementsprechend  ist, 
wenn  mit  der  auf  §  9  No.  1  gestützten  Klage  zugleich  '  die  ab- 
wehrende oder  Entschädigungsklage  gegen  den  auf  Löschung  ver- 
klagten Zeicheninhaber  verbunden  ist,  nicht  etwa  der  Klage  wegen 
der  Zeichenrechtsverletzung  stattzugeben,  wenn  auf  Löschung  er- 
kannt wird;  denn  auch  das  mit  einem  älteren  Zeichen  kollidirende 
jüngere  Zeichen  hat  bis  zu  seiner  Löschung  in  der  Zeichenrolle  die 
gesetzliche  Wirkung,  d.  h.  das  ältere  Zeichenrecht  ist  bis  zur  Löschung 
des  jüngeren  Zeichens  dem  Inhaber  des  letzteren  gegenüber 
unwirksam  (vergl.  372).  Die  Verbindung  der  Klagen*  aus  einer 
Z eichenrech tsverl et znng  mit  der  Tx)schungöklage  ist  hiemach  nicht 
statthaft.  Dagegen  kann  die  L<)schungsklage  mit  der  auf  die  Fest- 
stellung der  Nichtberechtigung  des  Beklagten  för  die  Zukunft,  d.  h. 
für  die  Zeit  nach  d^  Löschung,  gerichteten  Feststellungsklage 
verbunden  werden,  sofern  die  Voraussetzungen  der  Feststellungs- 
klage überhaupt  vorliegen  (vergl.  437).  Anders  verhält  es  sich 
mit  den  noch  in  die  früheren  Zeichenregister  eingetragenen 
Zeichen,  da  deren  Einti*agung  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  30. 
November  1874  unwirksam  ist,  wenn  dieselben  mit  einem  früher  ein- 
getragenen Zeichen  kollidiren,  oder  wenn  sonst  ein  Löschungsgrund 
vorliegt.  Daher  muss,  wenn  es  sich  um  ein  noch  in  die  früheren 
Register  eingetragenes  Zeichen  handelt,  auf  dahin  gehenden  Antrag 
über  Löschung  und  Eingriff  in  das  Recht  gleichzeitig  entschieden 
werden. 

Das  Erlöschen  eines  nach  dem  früheren  Gesetze  begründeten 
Zeichenrechts  kann  sogar  im  Wege  der  Einrede  geltend  gemacht  werden, 
während  einem  in  die  Zeichenrolle  eingetragenen  Zeichen  gegenüber 
der  Löschungsanspruch  nicht  ohne  Weiteres  im  Wege  der  Einrede 
verfolgt  werden  darf.  Denn  gegenüber  einem  in  die  Zeichenrolle 
eingetragenen   Zeichen    ist   erst,    wenn  dessen  Löschung  erfolgt  ist, 
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die  Einrede  statthaft,  dass  die  Geltendmachung  der  Rechte  ans  der 
Eintragung  wegen  Vorliegens  eines  früheren  Löschungsgrundes  un- 
zulässig sei  (vergl.  480  ff.;. 

282.  Feststellungsklage. 

Mit  der  Löschungsklage  soll,  -^e  hereits  an  anderer  Stelle  er- 
örtert ist,  die  Abgabe  einer  Willenserklärung  des  eingetragenen 
Zeicheninhabers  erzwungen  werden;  die  Löschungsklage  ist  daher 
nicht  eine  Feststellungsklage  sondern  eine  Leistungsklage  (vergl. 
Bolze  Bd.  5  No.  1076).  Die  Erhebung  eines  Feststellungsanspruches 
im  Sinne  des  §  231  der  Civilprozessordnung  ist  in  den  Fällen  des 
§  9  nicht  zulässig;  denn  ein  Feststellungsurtheil  hat  nicht  die  in 
§  779  der  Civilprozessordnung  bestimmte  Wirkimg,  und  hat  demnach 
auch  nicht  zur  Folge,  dass  daraufhin  die  Löschung  erfolgen  könnte. 
Die  auf  Feststellung  der  Löschungspflicht  des  Beklagten  gerichtete 
Klage  ist  demnach  zurückzuweisen,  es  sei  denn,  dass  aus  der  Be- 
gründung der  Klage  sich  ergiebt,  dass  die  Fassung  des  Klageantrages 
eine  irrthümliche  und  thatsächlich  die  Löschung  auf  Grund  des  §  9 
gewollt  ist.  Im  letzteren  Falle  ist  der  Kläger  zur  Berichtigung 
seines  Antrages  zu  veranlassen.  Eine  Feststellungsklage  ist  nur 
dann  zulässig,  wenn  nicht  der  Bestand  des  Rechtes  angegriffen, 
sondern  behauptet  wird,  dass  trotz  Bestehens  der  Eintragung  die 
Rechte  aus  dieser  dem  Kläger  gegenüber  nicht  ausgeübt  werden 
dürften,  weil  dieser  einen  Eingriff  nicht  begangen  habe,  oder  weil 
das  Zeichenrecht  diesem  gegenüber  unwirksam  sei.  Es  ist  dabei 
vorauszusetzen,  dass  *der  Kläger  ein  rechtliches  Interesse  an  der 
Feststellung,  dass  dem  Beklagten  ihm  gegenüber  ein  Verbietungs- 
recht  nicht  zustehe,  nachweist  (vergl.  449).  Mit  der  Feststellungs- 
klage kann  übrigens,  sofern  deren  allgemeine  Voraussetzungen  vor- 
liegen, auch  derjenige,  welcher  nach  erfolgter  Löschung  noch  wegen 
früher  begangener  Eingriffe  belangt  werden  soll,  die  Feststellung  be- 
gehren, dass  vor  dem  behaupteten  Eingriffe  bereits  ein  Löschungs- 
grund vorgelegen  habe  (vergl.  483). 

283.    Erlöschen  des  Klagerechtes. 

Das  Klagerecht  erlischt  durch  Verzicht  '(vergl.  276).  Im  TJebri- 
gen  besteht  dasselbe,  so  lange  das  Zeichen  eingetragen  steht,  und 
erlischt  daher  weder  durch  Nichtgebrauch  noch  durch  Verjährung 
(Meves  II.  S.  135).  Insbesondere  kann  der  Klage  auf  Grund  des 
§  9  No.  1  regelmässig  nicht  der  Einwand  entgegengesetzt  werden, 
dass  aus  der  Nichterhebung  der  Klage  seitens  des  Inhabers  des 
älteren  Zeichens  sich  ergebe,  derselbe  habe  mit  der  Eintragung  des 
späteren  Zeichens  sich  einverstanden  erklärt.  Auf  ein  solches  Ein- 
verständniss  könnte  nur  dann  geschlossen  werden,  wenn  sonstige  er- 
hebliche Thatsachen  vorliegen,  aus  welchen  —  unter  Umständen 
in  Zusammenhalt  mit  der  Unterlassung  der  Klageanstellung  —  ein  Ver- 
zicht auf  das  Klagerecht  mit  Sicherheit  sich  ergiebt.  Eine  Frist  Air 
die  Klageerhebung  ist  —  abgesehen  von  dem  Falle  des  §  9  Absatz  2 
—  nicht  vorgeschrieben;  indessen  folgt  aus  §  24,  dass  die  Klage  im 
Falle  des  §  9  No.  1  nach  dem  1.  Oktober  1898  nicht  mehr  ange- 
stellt oder  fortgesetzt  werden  kann,  wenn  dieselbe  sich  auf  ein  noch 
in  die  früheren  Zeichenregister  eingetragenes  Zeichen  gründet,  dessen 
Uebertragung  in  die  Zeichenrolle  nicht  bewirkt  ist. 
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284.    Allgemaine  Voraussetzungen  der  Löschungsklage. 

Während  das  in  den  §§  5  und  6  angeordnete  Verfahren  dazu 
bestimmt  ist,'  die  Kollision  zwischen  zwei  angemeldeten  Zeichen  zu 
regeln,  verfolgt  die  in  §  9*  No.  1  gewährte  Löschungsklage  den 
Zweck,  die  Rechtsverhftltnisse  der  Betheiligten  im  Falle  der  Kolli- 
sion zweier  eingetragener  Zeichen  zu  ordnen.  Wie  im  Falle  des 
§  5  gilt  auch  hier  der  Grundsatz,  dass  dasjenige  Zeichen,  welches 
die  Priorität  hat,  d.  h.  das  früher  angemeldete  Zeichen,  dem  später 
angemeldeten  vorgeht.  Der  Zeitpunkt  der  Eintragung  kommt  nicht 
in  Betracht.  Voraussetzung  ftir  die  Klage  ist,  dass  das  Zeichen  des 
Klägers  in  der  Zeichenrolle  oder  den  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
30.  November  1874  geehrten  Registern  eingetragen  steht,  während 
das  Zeichen  des  Beklagten  in  die  Zeichenrolle  aufgenommen  sein 
muss.  Die  Löschung  derjenigen  Zeichen,  welche  in  den  früheren 
Registern  noch  eingetragen  stehisn,  kann  nicht  auf  Grund  des  nun- 
mehr geltenden  Gesetzes,  sondern  nach  Massgabe  des  §  24  Absatz  1 
nur  auf  Grund  und  in  Gemässheit  des  älteren  Gesetzes  verlangt 
werden,  welches  bis  zum  1.  Oktober  1898  auf  diese  Zeichen  noch 
Anwendung  findet  (vergl.  948).  Eine  Klage  auf  th eilweise  Löschung, 
d.  h.  auf  Löschung  einzelner  Waaren  in  dem  Waarenverzeichniss,  ist 
nach  firtiher  erörterten  Grundsätzen  zulässig  (vergl.  236). 

285.  Koliision  mit  sonstigen  Privatrecliten. 

Ist  durch  die  Eintragung  eines  Waarenzeichens  ein  Eingriff  in 
ein  sonstiges  Privatrecht  begangen,  oder  wird  durch  dieselbe  ein 
Anderer  in  dem  Gebrauche  eines  bisher  thatsächlich  von  ihm  be- 
nutzten —  jedoch  nicht  eingetragenen  —  Zeichens  gehindert  oder 
gestört,  so  kann  dies  nie  zu  der  in  §  9  No.  1  gewährten  Löschungs- 
klage Anlass  geben.  Im  ersteren  Falle  kann  unter  gewissen  Um- 
ständen im  Wege  der  Klage  verlangt  werden,  dass  der  Inhaber  des 
eingetragenen  Zeichens  selbst  den  Löschungsantrag  stelle;  im  letz- 
teren Falle  ist  nur,  wenn  die  besonderen  Voraussetzungen  des  §  9 
Absatz  2  vorliegen,  eine  Löschungsklage  gegeben  (vergl.  246. 
306  ff.). 

286.  Priorität;  Wrlcsamkeit  der  Eintragung. 

Hinsichtlich  der  Priorität  eines  eingetragenen  Zeichens  kommen 
entsprechend  die  ftlr  die  Prior;tät  eines  angemeldeten  Zeichens  gel- 
tenden Grundsätze  zur  Anwendung.  Es  muss  hiemach  die  Anmel- 
dung eine  firtihere  und  die  Eintragung  eine  wirksame  sein  (vergl.  178. 
179).  Insbesondere  ist  gegenüber  einem  auf  Grund  älteren  landes- 
gesetzlichen Schutzes  in  die  früheren  Zeichenregister  eingetragenen 
und  später  rechtzeitig  in  die  Zeichenrolle  übertragenen  Zeichen  die 
Löschungsklage  auf  Grund  des  §  9  No.  1  überhaupt  nicht  statthaft, 
da  einem  solchen  Zeichen  ein  anderes  Zeichen  in  aer  Priorität  -nicht 
vorgehen  kann  (vergl.  965). 

Die  im  Anmeldeverfahren  geltenden  Regeln  finden  indessen  hier 
nicht  ausnahmslos  Anwendung.     Denn,  während  im  Anmeldeverfahren 
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auf  die  Kollision  mit  einem  noch  in  einem  gerichtlichen  Zeichen- 
register eingetragenen  Zeichen  selbst  dann  Rücksicht  zu  nehmen  ist, 
wenn  diese  Eintragung  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  30. 
November  1874  der  rechtlichen  Wirksamkeit  entbehrt,  kann  die  Klage 
des  §  9  No.  1  auf  eine  solche  Eintragung  nicht  gestützt  werden. 
Dies  hat  seinen  Grund  darin,  dass  über  die  Klage  des  §  9  No.  1  die 
Gerichte  zu  entscheiden  haben,  welche  —  anders  als  das  Patentamt 
—  befugt  sind,  die  Eintragung  in  ein  gerichtliches  Zeichenregister 
einer  Nachprüfung  zu  unterziehen  (vergl.  184).  Abgesehen  hiervon 
kann  der  Klage  eine  Eintragung  in  ein  gerichtliches  Zeichenregister 
nicht  zu  Grunde  gelegt  werden,  wenn  die  Eintragung  auf  Grund  des  §  24 
Absatz  2  keine  Beachtung  mehr  verdient,  oder  wenn  der  Zeichen- 
inhaber nach  §  23  Absatz  1  auf  den  Schutz  des  Gesetzes  keinen 
Anspruch  hat  (vergl.  179). 

Eine  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  genügt  dann  nicht  zur  Klage- 
begrttndung,  wenn  der  Zeicheninhaber  nach  §  23  Absatz  1  von  dem 
Schutze  des  Gesetzes  ausgeschlossen  ist  (vergl.  909). 

287.  Befkigniss  des  Gerichts  zur  Prflfling  der  Uebereinstimmung. 

Voraussetzung  für  die  Klage  ist,  ^ss  die  beiden  eingetragenen 
Zeichen  einander  gleich  sind  oder  im  Sinne  des  §  20  mit  einander 
verwechselt  werden  können  (vergl.  833).  Fernere  Voraussetzung  ist, 
dass  die  beiden  Zeichen  für  dieselben  oder  für  gleichartige  Waaren 
bestimmt  sind.  Demnach  sind  die  Voraussetzungen  für  die  Erhebung 
der  Löschungsklage  die  gleichen  wie  die  fiir  die  Einleitung  des  Wider- 
spruchsverfahrens im  Falle  der  §§  5  und  6  (vergl.  182).  Die  Ent- 
scheidung der  Frage,  ob  die  beiden  Zeichen  in  dem  angegebenen 
Sinne  übereinstimmen,  steht  indessen  nicht  immer  dem  Gericht  zu. 
Ist  in  dem  Anmeldeverfahren  in  Gemässheit  der  §§  5  und  6  nach  er- 
hobenem Widerspruch  ein  die  Uebereinstimmung  verneinender  rechts- 
kräftiger Beschluss  des  Patentamts  ergangen,  so  ist,  wenn  der  Be- 
klagte sich  auf  diese  zu  seinen  Gunsten  ergangene  Entscheidung  be- 
ruft, das  Gericht  nicht  befugt,  die  patentamtliche  Entscheidung  einer 
Nachprüfung  zu  untei-werfen,  da  dieselbe  eine  endgültige  ist  (vergl. 
191.  192).  Von  Amtswegen  hat  das  Gericht  den  Beschluss  des  Pa- 
tentamts nicht  zu  berücksichtigen,  da  es  im  Belieben  des  Beklagten 
steht,  ob  und  inwieweit  er  von  den  zu  seinen  Gunsten  begründeten 
Rechten  Gebrauch  machen  will.  Andererseits  kann  die  Klage  in 
jedem  Falle,  in  welchem  ein  die  Uebereinstimmung  betreffender 
Beschluss  des  Patentamts  nicht  ergangen  ist,  erhoben  werden, 
also :  a.  wenn  der  Inhaber  des  älteren  Zeichens  im  Anmeldeverfahren 
überhaupt  nicht  in  Gemässheit  des  §  5  benachrichtigt  worden  ist; 
b.  wenn  derselbe  trotz  Benachrichtigung  keinen  Widerspruch  erhoben; 
und  c.  wenn  das  Patentamt  trotz  erhobenen  Widerspruches  versehentlich 
einen  die  Uebereinstimmung  betreffenden  Beschluss  nicht  gefasst  hatte 
(vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  92).  Die  Nichterhebung  des  Wider- 
spruches schliesst  demnach  nicht  einen  Verzicht  auf  die  Erhebung 
der  Löschungsklage  in  sich  (Landgraf  11.  §§  5  &  6  N.  6).  Der 
Widerspruchsberechtigte,  welcher  den  Widerspruch  unterlfisst,  versetzt 
sich  hierdurch  nur  in  die  rechtlich  ungünstigere  Lage,  dass  er  später 
in  der  Löschungsklago  die  Rolle  des  Klägers  übernehmen  muss,  und 
dass  der  später  Eingetragene  einstweilen  die  Rechte  aus  der  Ein- 
tragung ausüben  kann,    Dör  Inhaber  des  älteren  Zeichens  hat  dem- 
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nach  die  Wahl,  ob  er  durch  Erhebung  des  Widerspruches  die  Frage 
der  Uebereinstimmung  durch  das  Patentamt,  oder  durch  Unterlassung 
des  Widerspruches  von  dem  Gericht  auf  erhobene  Löschungsklage  ent- 
scheiden lassen  will. 

Dass  das  Gericht  in  der  vorerörterten  Weise  an  die  die  Ueberein- 
stimmune  betreffende  Entscheidung  des  Patentamts  gebunden  sei,  ist 
indessen  Keineswegs  allgemein  anerkannt.  Nach  einer  vielverbreiteten 
Ansicht,  welcher  auch  das  Patentamt  folgt,  soll  der  Inhaber  des  älteren 
Zeichens  in  jedem  Falle,  also  auch,  wenn  ein  die  Uebereinstimmung 
betreffender  Beschluss  des  Patentamts  bereits  ergangen  ist,  befugt 
sein,  die  Frajge  der  Uebereinstimmung  von  dem  Gericht  entscheiden 
zu  lassen  (vergl.  192): 

288.  UnStatthaftigkeit  der  Löschungeklage  aus  civilrechtlichen  Gründen. 

Die  Löschungsklage  ist  femer  dann  ausgeschlossen,  wenn  der 
Inhaber  des  älteren  Zeichens  im  Anmeldeverfahren  oder  spätem  aus- 
drücklich seine  Einwilligung  ssur  Eintragung  ertheilt  hatte,  sofern 
derselbe  nicht  rechtliche  Gründe  geltend  macht,  aus  welchen  er  an 
die  früher  erklärte  Einwilligung  jetzt  nicht  mehr  gebunden  sein  will 

S vergl.  Seligsohn  §9  N.  2).  Die  Erklärung  der  Einwilligung  in 
lie  Eintragung  schliesst  nicht  allein  einen  Verzicht  auf  den  Wider- 
spruch, sondern,  wenigstens  der  Regel  nach,  auch  einen  Verzicht  auf 
die  Geltendmachung  des  Löschungsanspruches  in  sich.  Die  Löschungs- 
klage ist  auch  dann  unstatthaft,  wenn  die  Eintragung  des  jüngeren 
Zeichens  auf  Grund  eines  in  Gemässheit  des  §  6  Absatz  2  erlassenen 
Urtheiles  erfolgt  ist,  und  der  Beklagte  sich  auf  diese  zu  seinen  Gun- 
sten ergangene  rechtskräftige  Entscheidung  beruft.  Indessen  kann 
auch  in  diesem  Falle  der  Kläger  geltend  machen,  dass  nach  Erlass 
des  Urtheils  Umstände  eingetreten  seien,  welche  ungeachtet  desselben 
den  Anspruch  auf  Löschung  rechtfertigen. 

289.  Einreden. 

Wie  aus  dem  Vorhergesagten  sich  ergiebt,  kann  der  Beklagte 
nicht  nur  einwenden,  dass  über  die  Uebereinstimmung  der  beiden 
Zeichen  bereits  rechtskräftig  zu  seinen  Gunsten  entschieden  sei;  son- 
dern es  ist  auch  die  Einrede  zuzulassen,  dass  dem  Kläger  ein  An- 
spruch auf  Löschung  um  deswillen  nicht  zustehe,  weil  derselbe  aus- 
drücklich seine  Einwilligung  zur  Eintragung  ertheilt,  oder  auf  die 
Klage  verzichtet  habe,  oder  auf  Grund  sonstiger  civilrechtlicher  Ver- 
hältnisse —  z.  B.  auf  Grund  eines  zwischen  den  Betheiligten  be- 
stehenden Vertragsverhältnisses  —  nicht  zur  Anfechtung  der  Eintra- 
gungberechtigt sei.  Dass  derartige,  die  Löschungsklage  ausschliessende, 
civilreehtliche  Beziehungen  bestehen,  hat  der  Beklagte  nöthigenfalls 
nachzuweisen.  Abgesehen  hiervon  kann  der  Beklagte  noch  geltend 
machen,  dass  das  klägerische  Zeichen  nicht  die  l'riorität  habe  — 
z.  B.  weil  das  beklagtische  Zeichen  auf  Grund  eines  Staatsvertrages 
ein  Vorrecht  hinsichtlich  der  Priorität  geniesse  — ,  oder  dass  die  Ein- 
tragung des  klägerischen  Zeichens  nicht  wirksam  sei.  Die  Einrede, 
dass  das  klägerische  Zeichen  zu  Unrecht  eingetragen  sei,  oder  dass 
die  Wirkungen  der  Eintragung  erloschen  seien,  ist  nur  gegenüber 
einem  in  die  früheren  Zeichenregister  noch  eingetragenen,  nicht 
dagegen  gegenüber  einem  in  die  Zeichenrolle  eingetragenen  Zeichen 
statthaft  (vergl.  366.  357.  243). 
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290.    KIftger;  Geltendmachung  des  Löschungsansprnchs 
durch  Widerklage  und  Einrede. 

Elageberechtigt  ist  der  eingetragene  Inhaber  des  früher  ange- 
meldeten Zeichens,  welcher,  wenn  er  im  Inlande  eine  Niederlassung 
nicht  hat,  durch  den  in  Gemässheit  des  §  23  Absatz  2  bestellten  in- 
ländischen Vertreter  vertreten  sein  muss  (vergl.  364.  924).  Auch 
durch  Widerklage  kann  der  Löschungsanspruch  verfolgt  werden^  was 
namentlich  dann  von  Bedeutung  ist,  wenn  der  Beklagte  auf  Grund 
des  §  9  No.  1  oder  auf  Grund  der  §§  12  und  14  belangt  wird.  Da- 
gegen kann  seiner  Natur  nach  der  Löschungsanspruch  nicht  im  Wege 
der  Einrede  geltend  gemacht  werden,  wodurch  indessen  nicht  aus- 
geschlossen wird,  dass,  wenn  es  sich  um  ein  noch  in  die  früheren 
Zeichenregister  eingetragenes  Zeichen  handelt,  der  Beklagte  ein- 
wenden darf,  dass  das  klägerische  Zeichen  der  Löschung  unterliege 
und  dessen  Eintragung  mithin  unwirksam  sei  (vergl.  281).  Der  Beklagte 
kann  auch  nicht  etwa  einen  Einwand  daraus  herleiten,  dass  ein  Löschungs- 
verfahren hinsichtlich  des  älteren  Zeichens  vor  einem  anderen  Ge- 
richte oder  vor  dem  Patentamte  anhängig  sei.  Es  kann  nicht  ein- 
mal mit  Kücksicht  auf  ein  derartiges  vor  einer  anderen  Behörde 
schwebendes  Löschungs verfahren  die  Aussetzung  des  Verfahrens  bis 
zum  Erlasse  der  Entscheidung  der  anderen  Behörde  angeordnet 
werden.  Dies  ergiebt  sich  aus  den  Erörterungen  zu  §  12  Absatz  2 
(vergl.  486).  Auf  die  Entscheidung  kann  nur  der  Nachweis  von  Ein- 
fluss  sein,  dass  vor  Erlass  des  Urtheils  das  ältere  Zeichen  thatsäch- 
lich  in  der  Rolle  gelöscht  worden  ist.  Ist  letzteres  geschehen,  so 
kann  die  Klage  nicht  mehr  fortgesetzt  werden,  da  mit  der  Löschung 
sämmtliche  Wirkungen  der  Eintragung,  und  mithin  auch  diejenige 
des  §  9  No.  1,  erlöschen. 
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291.    Begrifr. 

Wird  der  Geschäftsbetrieb,  zu  welchem  das  Waarenzeichen  ge- 
hört, d.  h.  der  in  der  Anmeldung  bezeichnete  Geschäftsbetrieb,  nicht 
mehr  fortgesetzt,  so  kann  auch  das  Zeichenrecht  wegen  der  unlös- 
baren Beziehung,  in  welcher  das  Waarenzeichen  zum  Geschäftsbe- 
triebe steht,  nicht  fortbestehen  (vergl.  29).  Die  Einstellung  des 
Geschäftsbetriebes  besteht,  wie  sich  aus  dem  Begriffe  des  Geschäfts- 
betriebes ergiebt,  in  der  Aufgabe  der  auf  die  Herstellung  oder  den 
Vertrieb  von  Waaren  gerichteten  Tliätigkeit  (vergl.  31).  l3a  der  Ge- 
schäftsbetrieb die  in  der  Anmeldung  und  Eintragung  angegebenen 
Waaren  zum  Gegenstande  haben  muss,  so  gilt  der  Betrieb  schon 
dann  als  eingestellt,  wenn  derartige  Waaren  nicht  mehr  hergestellt 
oder  vertrieben  werden,  gleichviel  ob  im  Uebrigen  der  Geschäftsbe- 
trieb fortgesetzt  wird  (C  i  v.  Bd.  15  S.  105  fP.,  C  i  v.  Bd.  30  S.  1.  2, 
vergl.  auch  31;  anders  Meves  II.  S.  46.  133).  Ist  das  Waaren- 
zeichen fiir  eine  Anzahl  verschiedener  Waarengattungen  bestimmt, 
dann  liegt  Einstellung  des  Betriebes  im  Sinne  des  Gesetzes  auch 
dann  vor,  wenn  derselbe  auch  nur  hinsichtlich  einzelner  der  ver- 
schiedenen Waarenarten  nicht  mehr  fortbesteht.     Es  kann  daraufhin 
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jedoch  nur  eine  theilweise  Löschung,  nämlich  in  Bezug  auf- diejenigen 
Waaren,  hinsichtlich  deren  der  Betrieb  eingestellt  ist,  begehrt  werden 
(▼ergl.  236,  anders  S  e  1  i  g  s  o  h  n  §  9  N.  3). 

292.    Fortsetzung  des  Betriebs  durch  Andere. 

Da  ein  Zeichenschutz  nur  für  den  eigenen  Geschäftsbetrieb 
erworben  und  besessen  werden  kann,  so  genügt  es  bei  Aufgabe  des 
eigenen  Betriebes  zur  Aufrechterhaltung  des  Zeichenrechtes  nicht, 
dass  der  Inhaber  bei  sonstigen  Betrieben,  welche  die  Herstellung 
oder  den  Vertrieb  der  betreffenden  Waaren  zum  Gegenstände  haben, 
interessirt  ist,  und  dies  selbst  dann  nicht,  wenn  er  den  Inhabern  der 
betreffenden  Betriebe  die  Gestattung  zum  Gebrauche  des  Zeichens 
ertheilt  hat  (vergl.  33).  Anders  ist  es,  d.  h.  Einstellung  liegt  nicht 
vor,  wenn  der  Geschäftsbetrieb  durch  einen  Anderen  im  Namen  des 
Zeicheninhabers,  z,  B.  durch  einen  Angestellten  für  den  Prinzipal 
oder  durch  den  Pächter  für  den  Verpächter,  fortgeführt  wird  (S  c  h  u  - 
1  o  f  f  S.  9,  vergl.  K  o  m  m.-B  e  r.  zu  §  8). 

298.    Unterbrechung  des  Betriebs. 

Der  Betrieb  ^t  ah  eingestellt,  wenn  die  endgültige  Aufgabe  der 
wirthschaftlichen  Thätigkeit  des  eingetragenen  Zeicheninhabers  fest- 
steht; nicht  schon  bei  zeitweiliger,  vorübergehender,  Unterbrechung 
derselben.  Ob  im  einzelnen  Falle  die  Aufgabe  des  Betriebes  als 
eine  endgültige,  oder  als  eine  nur  vorübergehende  Unterbrechung  an- 
zusehen ist,  dafür  ist  die  Dauer  einer  solchen  Unterbrechung  nicht 
ohne  Weitere^  entscheidend.  Es  ist  vielmehr  unter  Berücksichtigung 
«der  besonderen  Umstände,  welche  im  einzelnen  Falle  die  Unter- 
brechung veranlasst  haben,  darauf  zu  sehen,  ob  eine  Fortsetzung  des 
Geschäftsbetriebes  überhaupt  möglich  und  von  dem  Zeicheninhaber 
beabsichtigt  ist  (C  i  v.  Bd.  15  S.  105  ff.,  G  i  v.  Bd.  30  S.  1.  2).  Die 
Dauer  der  Betriebsunterbrechung  kann,  wenn  es  sich  um  die  Fest- 
stellung dieser  Absicht  handelt,  in  Berücksichtigung  gezogen  werden. 
Dagegen  kann  die  spätere  Wiederaufnahme  eines  einmal  endgültig 
eingestellten  Betriebes  die  mit  dieser  Einstellung  verknüpften  Rechts- 
folgen selbstverständlich  nicht  beseitigen  (vergl.  Schul  off  S.  9). 
Als  Aufgabe  des  früheren  Geschäfles  und  Neuerrichtung  eines  anderen 
ist  es  beispielsweise  anzusehen,  wenn  ein  ehemaliger  Fabrikant  nun- 
mehr nur  noch  als  Agent  — ■  wenn  auch  in  derselben  Branche  — 
thätig  ist  (vergl.  C  i  v.  Bd.  1  S.  261  flf.). 

294.    Aenderungen  im  Betriebe. 

Der  Einstellung  des  Betriebes  steht  es  nicht  gleich,  wenn  Aen- 
deruneen  in  dem  Geschäftsbetriebe  eintreten,  welche  nicht  in  einer 
Aufgabe  desselben  bestehen.  Ohne  Einfluss  auf  den  Bestand  des 
Zeichenrechtes  ist  es  demnach,  wenn  der  Geschäftsbetrieb  an  einen 
anderen  Ort  verlegt,  mit  einem  anderen  Geschäftsbetriebe  ver- 
schmolzen, auf  neue  Branchen  erstreckt,  oder  in  Bezug  auf  ältere 
beschränkt  wird,  sofern  nur  nicht  eine  gänzliche  Einstellung  des 
Betriebes  in  den  Waaren,  ftlr  welche  das  Zeichen  bestimmt  ist,  er- 
folgt (Kohler  M-R.  S.  127.  128,  Schuloff  S.  10,  vergl.  auch 
Civ.  Bd.  1  S.  261  ff.). 
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295.    Fortsetzung  des  Betriebes  durch  den  Rechtsnachfolger. 

Da  eine  Rechtsnachfolge  in  den  Geschäftsbetrieb  und  in  dasWaaren- 
zeichen,  wenn  solche  gleichzeitig  übertragen  werden,  zulässig  ist, 
so  Hegt  Einstellung  des  Betriebes  nicht  vor,  wenn  derselbe  von  dem 
Rechtsnachfolger  in  der  Inhaberschaft  des  Zeichens  fortgesetzt  wird 
(vergl.  Komm. -B er.  zu  §  8).  Jedoch  kann  eine  derartige  Fort- 
setzung des  Betriebes  durch  den  Rechtsnachfolger  nur  dann  den  Ver- 
lust des  Zeichenrechtes  verhindern,  wenn  der  Rechtsnachfolger  als 
Inhaber  in  die  Zeichenrolle  eingetragen  ist;  denn  die  Löschung  kann 
nach  §  9  No.  2  erfolgen,  wenn  der  Geschäftsbetrieb  von  dem  ein- 
getragenen Inhaber  nicht  mehr  fortgesetzt  wird.  Es  sind  hierbei 
drei  Fälle  denkbar:  a.  das  Waarenzeichen  wird  mit  dem  Geschäfts- 
betriebe übertragen.  Wird  die  Uebertragung  in  einem  solchen  Falle 
in  der  Zeichenrolle  vermerkt,  dann  liegt  keine  Einstellung  vor.  Da- 
gegen muss  Löschung  erfolgen,  wenn  die  Eintragung  der  Rechts- 
nachfolge nicht,  oder  nicht  in  einer  den  Umständen  nach  ange- 
messenen Frist,  erfolgt,  da  alsdann  der  Betrieb  von  dem  noch  Ein- 
getragenen nicht  fortgesetzt  wird;  b.  der  Geschäftsbetrieb  wird 
ohne  das  Waarensf eichen  übertragen.  In  einem  solchen  Falle  setzt 
der  frühere  Inhaber,  welcher,  sofern  er  nicht  selbst  die  Löschung 
des  Zeichens  beantragt  hat,  noch  eingetragener  Inhaber  ist,  den  Ge- 
schäftsbetrieb nicht  fort.  Es  kann  also  in  Gemässheit  des  §  9  No.  2 
Löschung  verlangt  werden;  c.  das  Waarenzeichen  wird  ohne 
Geschäftsbetrieb  übertragen.  Hierbei  ist  wiederum  zu  unterscheiden: 
1.  die  Uebertragung  wird  in  der  Zeichenrolle  vermerkt.  Dann  kann 
Löschung  nach  §  9  No.  2  beantragt  werden,  weil  der  als  nunmehriger 
Inhaber  des  Zeichens  eingetragene  Erwerber  desselben  den  Ge- 
schäftsbetrieb nicht  fortsetzt;  2.  die ^  Uebertragung  ist  nicht  in  dei* 
Zeichenrolle  vermerkt.  Dann  kann  Löschung  nur  unter  der  Vor- 
aussetzung erfolgen,  dass  der  noch  als  Inhaber  eingetragene  Ver- 
äusserer des  Zeichens  den  Geschäftsbetrieb  eingestellt  hat;  setzt 
derselbe  den  Betrieb  fort,  so  ist  die  Löschung  nach  Inhalt  des  Ge- 
setzes nicht  möglich. 

296.    Möglichkeit  der  Fortsetzung  des  Betriebs  durch  Andere. 

Daraus,  dass  die  Fortsetzung  des  Betriebes  durch  den  Rechts- 
nachfolger der  Fortsetzung  des  eigenen  Betriebes  gleichsteht,  folgt, 
dass  eine  Einstellung  des  Betriebes  auch  dann  nicht  vorliegt,  wenn 
der  Betrieb  vorläufig  unterbrochen  und  die  Aufnahme  desselben  durch 
den  Zeicheninhaber  selbst  nicht  möglich,  dagegen  dessen  demnäch- 
stiger  Uebergang  auf  einen  Anderen  nicht  ausgeschlossen  ist  (Civ. 
Bd.  15  S.  106).  Es  ist  auch  hier  vorauszusetzen,  dass  der  bisherige 
Inhaber  den  Betrieb  nicht  bereits  endgültig  eingestellt  hatte  (vergl. 
209.  532). 

297.  Tod  des  Berechtigten  und  Erlöschen  der  berechtigten  Firma. 

Daher  erlischt  mit  dem  Tode  des  Zeicheninhabers  das  Zeichen- 
recht noch  nicht,  da  der  Betrieb  seitens  der  Erben  oder  seitens  des- 
jenigen, welchem  die  Erben  den  Geschäftsbetrieb  übertragen,  fort- 
gesetzt werden  kann  (vergl.  Voigtel  in  Busch  Bd.  10  S.  72  und 
K  0  m  m.  -  B  e  r.  zu  §  8)  Der  Tod  des  Berechtigten  führt  nur  dann 
ohne    Weiteres    die  Einstellung  des  Betriebes  herbei,    wenn  der  Be- 
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rechtigte  keine  Erben  hinterlässt  und  auch  nicht  sonst  letztwillig 
Verfiigung  über  Waarenzeichen  und  Geschäftsbetrieb  getroffen  hat, 
oder  wenn  die  Erben  den  Betrieb  weder  selbst  fortsetzen  noch  auch 
dessen  Uebertragung  auf  einen  Anderen  beabsichtigen.  Diejenigen, 
welche  in  einem  solchen  Falle  den  Betrieb  fortsetzen,  müssen  sich, 
um  das  Erlöschen  des  Rechtes  zu  verhindern,  als  Inhaber  in  die 
Zeichenrolle  eintragen  lassen.  Dem  Tode  des  Berechtigten  steht 
das  Erlöschen  der  Firma,  zu  deren  Gunsten  das  Zeichen  eingetragen 
steht,  nicht  ohne  Weiteres  gleich.  Denn  es  besteht  die  Möglichkeit, 
dass  trotzdem  derselbe  Geschäftsbetrieb  von  dem  bisherigen  Inhaber 
unter  einer  geänderten  Firma  fortgeftihrt  wird.  Die  Aendening  der 
Firma  ist  nach  Vorschrift  des  §  3  No.  3  in  der  Zeichenrolle  zu  ver- 
merken. Da  dieser  Vermerk  nur  von  beurkundender  Bedeutung  ist, 
so  hat  dessen  Unterlassung  keine  Rechtsnachtheil e  zur  Folge  (vergl. 
Meves  II.  S.  121,  vergl.  auch  215). 

298.  Liquidation. 

Wegen  der  Möglichkeit  der  Fortsetzung  des  Betriebes  durch  die 
Rechtsnachfolger  hat  femer  die  Auflösung  einer  Handelsgesellschaft 
—  offenen  Handelsgesellschaft,  Aktiengesellschaft  u.  s.  w.  —  nicht 
ohne  Weiteres  die  Einstellung  des  Geschäftsbetriebes  und  damit  den 
Verlust  des  der  Handelsgesellschaft  zustehenden  Zeichenrechtes  zur 
Folge.  Das  Zeichenrecht  bleibt  vielmehr,  auch  wenn  der  Betrieb 
thatsächlich  nicht  fortgefiihrt  wird,  während  der  Liquidation  und  bis 
zu  deren  Beendigung  bestehen;  dasselbe  kann  von  den  Liquidatoren 
übertragen  und,  da  es  sich  um  die  Erhaltung  der  der  Gesellschaft 
zustehenden  Rechte  handelt,  geltend  gemacht  werden,  ohne  dass 
dargethan  werden  muss,  in  welcher  Weise  dieses  Recht  bei  der 
Liquidation  zur  Verwerthung  gebracht  werden  kann  oder  soll  (Civ. 
Bd.  15  S.  104  ff.,  vergl.  R-O-H.  Bd.  19  S.  163,  R-O-H.  Bd.  22 
S.  328,  Civ.  Bd.  28  S.  132.  133,  Civ.  Bd.  29  S.  70,  Bolze  Bd.  3 
No.  784,  Kohler  M-R.  S.  246,  anders  Busch  Bd.  34  S.  298.  299, 
vergl.  auch  Bolze  Bd.  2  No.  1123).  Sobald  die  Liquidation  dagegen 
beendigt  ist,  gilt  der  Geschäftsbetrieb,  sofern  eine  vorherige  Ueber- 
tragung desselben  nicht  stattgefunden  hat,  als  endgültig  eingestellt, 
da  alsdann  eine  Uebertragung  nicht  mehr  möglich  ist.  Das  Gleiche 
gilt,  wenn  eine  Liquidation  überhaupt  nicht  stattfindet  oder  in  Er- 
mangelung vorhandenen  Vermögens  ausgeschlossen  ist  (Str.  Bd.  14 
S.  64,  Bolze  Bd.  1  No.  1183,  Bolze  Bd.  6  No.  638).  Beginnt  bei 
oder  nach  der  Auflösung  einer  Handelsgesellschaft  ein  früherer 
TTieilhaber  derselben  wieder  den  Geschäftsbetrieb  in  der  gleichen 
Branche,  ohne  dass  eine  Uebertragung  des  Geschäftes  auf  ihn  statt- 
geinnden  hat,  so  kann  dies  die  durch  die  Einstellung  des  Betriebes 
seitens  der  Gesellschaft  eingetretenen  Folgen  nicht  beseitigen  (vergl. 
Pouillet  No.  87).  Aehnliches  wie  bei  den  Handelsgesellschaften 
muss  bei  Korporationen  im  Allgemeinen  gelten. 

299.   Konkurs. 

Auch  die  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  —  Über  eine  Einzel- 
person, eine  Handelsgesellschaft  oder  eine  Korporation  —  ftlhrt  nicht 
schon  das  Erlöschen  des  Zeichenrechtes  herbei,  und  zwar  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  der  Geschäftsbetrieb  einstweilen  für  Rechnung 
der  Konkursmasse  fortgeftihrt  wird  oder  nicht;   denn  entweder  kann 
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bei  Zustandekommen  eines  Zwangsvergleiches  oder  bei  Einstellung 
des  Verfahrens  der  Gemeinschuldner  selbst  den  Geschäftsbetrieb 
wieder  aui^ehmen,  oder  es  kann  eine  Veräusserung  des  Geschäfts- 
betriebes und  des  Zeichens  im  Konkursverfahren  stattfinden  (Meves 
U.  S.  120,  Finger  §  8  N.  5,  vergl.  Civ.  Bd.  28  S.  132.  133,  Bolze 
Bd.  3  No.  784,  Civ.  Bd.  16  S.  2.  3,  vergl.  227).  Befngt,  die  Rechte 
aus  der  Eintragung  geltend  zu  machen,  ist  während  der  Dauer  des 
Konkursverfahrens  der  Konkursverwalter,  unter  Umständen  auch  der 
Gemeinschuldner  (vergl.  451.  587.  642). 

300.  Unfreiwiiiige  Einstellung  und  Einstellung  durch  Andere. 

Ob  die  Einstellung  des  Geschäftsbetriebes  freiwillig  oder  im 
Wege  behördlichen  Zwanges  —  z.  B.  in  Folge  eines  gerichtlichen 
Urtheils  oder  einer  Verftigung  der  Verwaltungsbehörde  —  statt- 
findet, ist  ohne  Belang  (Schul off  S.  9).  Im  Uebrigen  kann  die 
Einstellung  des  Betriebes  nur  auf  der  eigenen  Entschliessung  des 
Zeicheniuhabers  beruhen;  auf  der  Entschliessung  eines  Anderen  nur 
dann,  wenn  der  Zeicheninhaber  demselben  die  freie  Verftigung  über 
den  Geschäftsbetrieb  tiberlassen  hat.  Hiemach  wird  die  Einstellung 
des  Betriebes  durch  den  Prokuristen  in  der  Regel  für  den  Prinzipal 
keine  Folgen  haben  können  (vergl.  R-O-H.  Bd.  23  S.  28). 

301.    Nichtbeginn  des  Betriebes. 

Regelmässig  hat  derjenige,  welcher  ein  Zeichen  zur  Anmeldung 
bringt,  bereits  einen  Geschäftsbetrieb  oder  beabsichtigt  doch,  einen 
solchen  demnächst  nach  der  Anmeldung  zu  beginnen.  Das  Gesetz 
geht  von  diesem  Regelfalle  aus,  indem  es  die  Löschung  zulässt, 
wenn  der  Geschäftsbetrieb  von  dem  eingetragenen  Inhaber  „nicht 
mehr  fortgesetzt  wird".  Es  ist  klar,  dass  ganz  das  Gleiche  gelten 
muss,  wenn,  der  Anmeldende  und  später  als  Inhaber  Eingetragene, 
der  durch  die  Anmeldung  kundgegebenen  Absicht  zuwider,  einen 
Geschäftsbetrieb  überhaupt  nicht  beginnt  (vergl.  ZgR.  IV.  S.  53). 
Sonst  würde  für  diesen  Fall  eine  Löschung  nicht  verlangt  werden 
können;  eine  Löschung  mit  Rücksicht  auf  §  8  No.  2  könnte  ins- 
besondere nicht  erfolgen,  da  der  Umstand,  dass  der  Geschäftsbetrieb 
zur  Zeit  der  Anmeldung  noch  nicht  begonnen  war,  kein  Hindemiss 
ftlr  die  Eintragung  ist  (vergl.  65,  anders  Seligsohn  §  9  N.  3). 
Die  Löschung  kann  in  einem  solchen  Falle  auch  gegen  den  ein- 
getragenen Rechtsnachfolger  des  Anmeldenden,  und  zwar  selbst  wenn 
der  Rechtsnachfolger  für  seine  Person  den  Geschäftsbetrieb  begoimen 
hat,  ausgesprochen  werden,  da  die  Uebertragung  des  Zeichenrechtes  nur 
dann  rechtsgültig  ist,  wenn  der  Veräusserer  einen  Geschäftsbetrieb  be- 
reits hatte  (vergl.  209).  Auch  dann  muss  entsprechend  den  früheren  Er- 
örterungen die  Löschung  auf  Antrag  erfolgen,  wenn  der  Betrieb  auch  nur 
hinsichtlich  der  angemeldeten  Waaren  nicht  begonnen  ist  (vergl.  291, 
anders  Schmid  in  ZgR.  III.  S.  282). 

302.  Nichtgebrauch  des  Zeichens. 

Der  blosse  Nichtgebrauch  des  Zeichens  steht  der  Einstellung 
des  Geschäftsbetriebes  nicht  gleich  (vergl.  Stockheim  S.  46, 
Kohl  er  M-R.  S.  295,  Meves  IL  S.  134,  vergl.  auch  43.  44). 
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303.  Verhftitniss  des  §  9  No.  3  zu  §  4  No.  3. 

Wegen  trügerischen  Inhalts  kann  nach  §  4  No.  3  nur  solchen 
Zeichen  die  Eintragung  versagt  werden,  welche  ersichtlich  den 
thatsächlichen  Verhältnissen  nicht  entsprechen  und  die  Gefahr  einer 
Täuschung  hegründen  (vergl.  167).  Zeichen,  bei  welchen  diese  that- 
sächliche  Unrichtigkeit  nicht  so  offenkundig  zu  Tage  tritt,  werden 
daher  zur  Eintragung  zugelassen.  Da  indessen  Zeichen  trügerischen 
Inhalts  überhaupt  keinen  rechtlichen  Schutz  verdienen,  so  muss  die 
Möglichkeit  einer  Löschung  nicht  nur  dann  bestehen,  wenn  das  Pa- 
tentamt bei  der  der  Eintragung  vorausgehenden  Prüfting  Thatsachen 
nicht  berücksichtigt  hat,  welche  ersichtlich  waren  und  daher  zur  Ver- 
sagung der  Eintragung  hätten  Anlass-  geben  müssen,  sondern  auch 
dann,  wenn  später  Umstände  zu  Tage  treten,  welche  vor  der  Ein- 
tragung nicht  haben  berücksichtigt  werden  können  —  sei  es,  weil 
dieselben  später  überhaupt  erst  eingetreten  sind,  oder  weil  dieselben 
bei  der  summarischen  Prüfung  der  Eintragsßihigkeit  nicht  „ersichtlich*' 
hervortraten  (vergl.  Schanze  in  ZgR.  IT.  S.  173).  Im  ersteren  Falle, 
d.  h.  wenn  der  trügerische  Inhalt  des  Zeichens  zur  Zeit  der  Vor- 
prüfung bereits  derart  ersichtlich  war,  dass  die  Eintragung  deswegen 
hätte  versagt  werden  müssen,  kann  nach  §  8  No.  2  die  Löschung 
jederzeit  von  Amtswegen  erfolgen;  ein  gerichtliches  Verfahren  ist  in 
diesem  Falle  unzulässig  (vergl.  239).  Andererseits  ist  dann,  wenn 
der  trügerische  Inhalt  zur  Zeit  der  Vorprüfung  nicht  ersichtlich  war, 
oder  wenn  erst  später  Umstände  eintreten,  welche  den  Inhalt  des 
Zeichens  als  einen  trügerischen  kennzeichnen,  ausschliesslich  die 
Löschungsklage  auf  Grund  des  §  9  No.  3  vor  den  ordentlichen  Ge- 
richten statthaft  (vergl.  Heul  in g  S.  33).  Die  Ansicht,  dass  die 
Löschungsklage  ein  Rechtsmittel  sei,  welches  den  Betheiligten  wahl- 
weise neben  dem  Verfahren  von  Amtswegen  zustehe,  wird  nicht  zu 
billigen  sein,  weil  das  Verfahren  von  Amtswegen  und  das  gerichtliche 
Löschungsverfahren  sich  gegenseitig  mit  Nothwendigkcit  ausschliessen 
(anders  Allfeld  §  9  N.  3,  vergl.  239).  Die  Entscheidung,  ob  der 
trügerische  Inhalt  eines  eingetragenen  Zeichens  zur  Zeit  der  Ein- 
tragung bereits  ersichtlich  war,  und  ob  demnach  das  Verfahren  von 
Arotswegen  vor  dem  Patentamt  oder  ein  Rechtsstreit  vor  den  ordent- 
lichen Gerichten  stattzufinden  hat,  wird  nicht  immer  zweifelsfrei  zu 
treffen  sein;  meist  wird  es  sich  empfehlen,  in  solchen  Fällen,  in 
welchen  der  Inhalt  des  Zeichens  schon  zur  Zeit  der  Eintragung  den 
thatsächlichen  Verhältnissen  nicht  entsprach  und  die  Gefahr  einer 
Täuschung  begründete ,  zunächst  bei  dem  Patentamt  die  Löschimg  in 
Anregung  zu  bringen.  In  Zweifelf&llen  wird  die  Erhebung  der 
Löschungsklage  ftir  zulässig  zu  erachten  sein,  weil  die  Eintragung 
des  Zeichens  durch  das  Patentamt  immerhin  eine  gewisse  Vermuthung 
dafür  begründet,  dass  der  gesetzwidrige  Inhalt  dos  Zeichens  nicht 
ersichtlich  gewesen  ist. 

Fraglich  ist  es,  ob  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  die  An- 
wendung des  §  4  No.  3  überhaupt  ausgeschlossen  ist,  doch  ein  Ver- 
fahren auf  Grund  des  §  9  No.  3  stattfinden  kann,  ob  also  ein  Zeichen, 
dessen  Eintragung  mit  Rücksicht  auf  älteren  landesgesetzlichen  Schutz 
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oder  auf  Gnind  eines  Staats  Vertrages  wegen  trügerischen  Inhaltes 
nicht  versagt  werden  durfte,  doch  nach  §  9  No.  3  wegen  nach  der 
Eintragung  eingetretener  UmstÄnde  zur  Löschung  gebracht  werden 
kann  (vergl.  964.  944).  Diese  Frage  ist  zu  verneinen.  Denn,,  wie- 
wohl dem  Wortlaute  nach  die  fraglichen  Vorschriften  sich  nur  auf 
die  Versagung  der  Eintragung  beziehen,  so  liegt  es  doch  indem 
Sinne  dieser  Ausnahmebestimmungen,  dass  das  Zeichen  einer  Be- 
anstandung mit  Rücksicht  auf  seinen  Inhalt  überhaupt  nicht  —  also 
auch  spÄter  nicht  —  unterliegen  soll. 

304.  Löschung  wegen  Eintritts  spftterer  Umstftnde. 

In  dem  Wortlaute  stimmt  §  9  No.  3  mit  dem  §  4  No.  3  nicht 
ganz  überein.  Nach  der  letzterwähnten  Bestimmung  soll  den  Zeichen 
die  Eintragung  versagt  werden,  welche  ^solche  Angaben  enthalten, 
die  ersichtlich  den  thatsächlichen  Verhältnissen  nicht  entsprechen  und 
die  Gefahr  einer  Täuschung  begründen",  während  nach  §  9  No.  3 
die  Löschung  erfolgt,  ^wenn  Umstände  vorliegen,  aus  denen  sich 
ergiebt,  dass  der  Inhalt  des  Waarenzeichens  den  thatsächlichen  Ver- 
hältnissen nicht  entspricht  und  die  Gefahr  einer  Täuschung  begründet". 
Hierdurch  ist  zum  Ausdruck  gebracht,  dass  die  Anwendung  des  §9 
No.  8  nicht  dadurch  bedingt  ist, dass  die  Nichtübereinstimmung  zwischen 
dem  Zeicheninhalt  und  den  thatsächlichen  Verhältnissen  schon  bei 
der  Eintragung  vorgelegen  hat,  dass  es  vielmehr  genügt,  wenn  eine 
solche  Nichtübereinstimmung  in  Folge  des  Eintritts  späterer  Umstände 
zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  dargelegt  wird  (Mot.  zu  §  8, 
Seligsohn  §  9  N.  4,  Allfeld  §  9  N.  3,  Meves  H.  S.  130). 
Beispielsweise  kann  die  Löschung  auf  Grund  des  §  9  No.  3  statt- 
finden, wenn  der  Zeicheninhaber,  welcher  in  sein  Zeichen  als  Be- 
zeichnung seines  geschäftlichen  Domizils  eine  Ortsbezeichnung  auf- 
genommen hat,  die  innerhalb  betheiligter  Verkehrskreise  ftir  die 
Werth Schätzung  der  Waare  von  Bedeutung  ist,  sein  Geschäft  oder 
seine  Produktion  nach  der  Eintragung  des  Zeichens  an  einen  anderen 
Ort  verlegt  (vergl.  Kohl  er  M-R.  S.  114).  Femer  unterliegt  das 
Zeichen  der  Löschung,  wenn  Angaben  über  Patent-,  Musterschutz  oder 
ähnliche  Seliutzrechte  von  beschränkter  Dauer  in  das  Zeichen  auf- 
genommen sind,  sobald  das  Patent-,  Musterrecht  u.s.w.  erloschen  ist. 
Es  empfiehlt  sich  daher  überhaupt,  Angaben,  welche  nur  für  eine  be- 
stimmte Zeitdauer  zutreffen,  nicht  in  das  Zeichen  aufzunehmen  (vergl. 
983).  Aehnliches  gilt,  wenn  Auszeichnungen,  welche  nur  einer  be- 
stimmten Person  verliehen  und  nicht  übertragbar  sind,  in  dem  Zeichen 
sich  vorfinden.  Zeichen,  welche  solche  Angaben  enthalten,  sind  nach 
Massgabe  des  §  9  No.  3  zu  löschen,  wenn  sie  im  Wege  der  Ueber- 
tragung  auf  einen  Anderen,  nicht  zur  Führung  der  Auszeichnung  Be- 
fugten, übergegangen  sind,  wenn  auch  die  Uebertragung  in  Gemäss- 
heit  des  §  7  in  gültiger  Weise  erfolgt  ist.  Hiemach  ist  z.  B.  die 
Frage  zu  entscheiden,  ob  ein  Zeichen,  welches  einen  Hinweis  auf  die 
Verleihung  eines  Hoflieferantentitels  enthält,  nach  seiner  Uebertragung 
auf  einen  Anderen,  nicht  zur  Führung  des  Titels  Berechtigten,  ge- 
löscht werden  kann.  Weiters  liegt  ein  Löschungsgrund  regelmässig 
dann  vor,  wenn  ein  Zeichen  in  trügerischer  Weise  anders  als  in  der 
Anmeldung  angegeben,  z.B.  für  andere  Waaren  oder  für  einen  anderen 
Geschäftsbetrieb,  benutzt  wird.  Endlich  kann  die  Löschung  dann  er- 
folgen, wenn  die  Verkehrskreise,  für  welche  die  Waare  bestimmt  ist. 
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sich  geändert  haben,  und  innerhalb  des  neuen  Absatzgebietes  eine 
vorher  nicht  mögliche  Täuschung  hervorgerufen  werden  kann  (vergl. 
Kohler  in  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  42.  43).  Auch  Streitigkeiten  privat- 
rechtlicher  Natur  können  durch  Klage  in  Gemässheit  des  §  9  No.  3 
insofern  ausgetragen  werden,  als,  wenn  dem  Zeicheninhaber  der 
Gebrauch  eines  fremden  Namens  oder  einer  fremden  Firma  nur  auf 
bestimmte  Zeit  oder  nur  auf  Widerruf  eingeräumt  war,  nach  Ablauf 
der  Lizenzdauer  Jedermann  auf  die  Löschung  des  Zeichens  zu  klagen 
berechtigt  ist. 

305.  Anwendbarkeit  der  Grundsätze  des  §  4  No.  3. 

Im  Uebrigen  sind  die  Voraussetzungen  der  Anwendbarkeit  des 
§  4  No.  8  und  des  §  9  No.  3  die  gleichen.  Lisbesondere  muss  auch 
im  letzteren  Falle  der  Zeicheninhalt  den  thatsächlichen  Verhältnissen 
nicht  entsprechen  und  die  Gefahr  der  Täuschung  begründen;  es  genügt 
keineswegs,  dass  nur  die  eine  oder  die  andere  Voraussetzung  ge- 
geben sei  (vergl.  Komm. -B er.  zu  §  8).  Es  gewährt  femer  auch 
nicht  jeder  betrügerische  Gebrauch  des  Zeichens  den  Anspruch  auf 
Löschung,  sondern  es  besteht  ein  solcher  Anspruch  nur  dann,  wenn 
der  Inhalt  des  Zeichens  sich  in  Folge  dessen  als  ein  trügerischer 
darstellt.  Bezieht  sich  die  Täuschungsmöglichkeit  nur  auf  einen 
Theil  der  in  dem  Waarenverzeichnisse  angegebenen  Waaren,  so  kann 
theilweise  Löschung  eintreten  (vergl.  236). 
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eingetragenen  Zeichen. 

306.    Grund  der  Vorschrift  des  §  9  Absatz  2. 

Wie  aus  den  Erörterungen  zu  §  9  No.  1  in  Verbindung  mit  den 
Erörterungen  zu  §§  5  &  6  sich  ergiebt,  gewährt  die  Kollision  eines 
eingetragenen  Zeichens  mit  einem  älteren  nicht  eingetragenen 
Zeichen  dem  Inhaber  des  letzteren  regelmässig  nicht  das  Kecht,  die 
Löschung  des  jüngeren  eingetragenen  Zeichens  zu  verlangen.  Viel- 
mehr wird  der  Regel  nach  der  Zeicheninhaber,  welcher  es  verab- 
säumt, das  von  ihm  ohne  Eintragung  benutzte  Zeichen  zur  Ein- 
tragung  anzumelden,  sogar  an  der  eigenen  Fortbenutzung  seines 
Zeichens  gehindert,  wenn  ein  Anderer  durch  Anmeldung  und  Eiur 
tragung  des  gleichen  oder  eines  tibereinstimmenden  Zeichens  die 
gesetzliche  Ausschliessungsbefugniss  hinsichtlich  des  fraglichen 
Zeichens  erlangt  hat.  Die  strikte  Anerkennung  dieses  Kechtszu- 
standes  würde  indessen  von  allen  denjenigen  Zeicheninhabem  als 
ein  Unrecht  empfunden  werden  müssen,  welche  unter  der  Herrschaft 
des  früheren  Gesetzes  ihre  Zeichen  nicht  eintragen  lassen  konnten, 
sei  es,  weil  sie  nicht  die  Befugniss  zur  Führung  einer  Firma  hatten 
—  da  nur  Firmenberechtigte  nach  älterem  Recht  zeichenberechtigt 
waren  —  sei  es,  weil  ihr  Zeichen  ausschliesslich  aus  Worten  be- 
stand, da  nach  §  3  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  Wort- 
zeichen nicht  eingetragen  werden  durften.  Diese  nach  dem  früheren 
Recht  nicht,  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  aber  wohl,  schutzberecli- 
tigten  Zeicheninhaber  würden    bei    der  ausnahmslosen  Durchführung 
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des  von  dem  Gesetze  eingenommenen  prinzipiellen  Standpunktes  den 
Verlust  der  Befugniss  zur  Benutzung  ihres  Zeichens  und  den  Ueber- 
gang  des  Zeicheürechtes  auf  einen  Anderen  nur  schwer  haben  ver- 
hindern können,  wenn  es  Jedermann  freigestanden  hätte,  ein  fremdes 
Zeichen  sofort  nach  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes  zur  Anmeldung 
zu  bringen.  Denn  nach  dem  geltenden  Gesetze  genügt  schon  der 
geringfügigste  Vorsprung  in  der  Anmeldung,  um  dem  früher  An- 
meldenden das  Vorrecht  und  damit  das  'Ausschliessungsrecht  nach 
der  demnächstigen  Eintragung  gegenüber  den)  später  Anmeldenden 
zu  geben. 

307.    Vorschrift  des  §  9  Absatz  2  als  Uebergangsbestimmung. 

Zur  Vermeidung  dieser  Härten  ist  in  §  9  Absatz  2  eine  Ueber- 
gangsbestimmung verordnet,  indem  innerhalb  eines  beschränkten  — 
bis  zum  1.  Oktober  1895  dauernden  —  Zeitraums  dem  älteren,  durch 
die  Eintragung  seines'  Zeichens  zu  Gunsten  eines  Anderen  geschä- 
digten, Zeicheninhaber  unter  gewissen  Voraussetzungen  ein  Anspruch 
auf  Löschung  und  damit  zugleich  die  ausschliessliche  Befugniss  zur 
Anmeldung  des  Zeichens  innerhalb  des  gedachten  Zeitraums  gewährt 
wird.  Die  Vorschrift  des  §  9  Absatz  2  hat,  da  der  Zeitraum,  inneif- 
halb  dessen  der  Löschungsanspruch  im  Wege  der  Klage  geltend 
gemacht  w.erden  konnte,  nunmehr  bereits  verstrichen  ist,  nur  noch 
Bedeutung  für  die  rechtzeitig  anhängig  gemachten,  d.  h.  spätestens 
am  30.  September  1895  zugestellten,  Klagen. 

308.  Voraussetzungen  der  Klage  des  §  9  Absatz  2. 

Zu  den  Voraussetzungen  der  Löschungsklage  des  §  9  Absatz  2 
gehört  es,  abgesehen  von  der  Einhaltung  der  vorgeschriebenen 
Frist,  dass  das  Zeichen  nach  dem  Gesetze  vom  30.  November 
1874  —  sei  es  wegen  der  Person  seines  Inhabers  sei  es  wegen 
seiner  Zusammensetzung  —  von  der  Eintragung  ausgeschlossen  war 
(K  o  m  m.  -  B  e  r.  zu  §  8).  Dabei  ist  zu  beachten,  dass  ausländische 
Zeichen  unter  der  Herrschaft  des  früheren  Gesetzes  vielfach  zur 
Eintragung  zugelassen  waren,  wiewohl  sie  den  Vorschriften  jenes 
Gesetzes  nicht  genügten.  Ein  Ausländer  konnte  nach  dem  Gesetz 
vom  30.  November  1874  einen  Schutz  für  sein  Waarenzeichen  er- 
langen, wenn  auch  seine  Firma  nicht  im  Handelsregister  eingetragen 
war,  und  wenn  auch  sein  Waarenzeichen  ausschliesslich  aus  Worten 
bestand  (vergl.  942).  Solche,  bereits  nach  dem  früheren  Gesetze 
nicht  vom  Zeichenschutz e  ausgeschlossene,  Ausländer  können  sich 
demnach  auf  den  §  9  Absatz  2  zu  ihren  Gunsten  nicht  berufen. 

Weitere  Voraussetzung  der  Klage  ist,  dass  das  ältere  Zeichen 
bis  zum  Erlass  des  geltenden  Gesetzes,  d.  h.  bis  zum  12.  Mai  1894, 
innerhalb  betheiligter  Verkehrskreise  als  Kennzeichen  der  aus  dem 
Geschäftsbetriebe  des  Klägers  herrührenden  Waaren  gegolten  hat. 
Der  Löschungsanspruch  des  §  9  Absatz  2  beruht  demnach  auf  den- 
selben thatsächlichen  Grundlagen  wie  der  Schutz  der  Waarenaus- 
Btattung  nach  §  15  des  geltenden  Gesetzes;  daher  sind  auch  die 
Erörterungen  zu  §  15  hier  ergänzend  zur  Anwendung  zu  bringen 
(vergl.  697  ff.).  Ein  Unterschied  zwischen  dem  §  9  Absatz  2  und 
dem  §  15  besteht  nur  insofern,  als  im  ersteren  Falle  der  klägerische 
Besitzstand  an  dem  Zeichen  nur  bis  zum  12.  Mai  1894,  nicht  aber 
bis  zur  Klage  oder  bis  zum  Urtheile,  gedauert  haben  muss. 
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Femer  gehört  es  zur  Klagebegründung,  dass  das  Zeichen  zu 
Gunsten  des  Beklagten  in  der  Zeichenrolle,  zu  Gunsten  des  Klägers 
dagegen  überhaupt  nicht  eingetragen  steht.  Ist  das  Zeichen  zu 
Gunsten  des  Klägers,  wenn  auch  unter  Nichtbeobachtung  der  Vor- 
schriften des  früheren  Gesetzes,  in  ein  Zeichenregister  eingetragen 
worden,  so  kommt  der  §  9  Absatz  2  nicht  zur  Anwendung.  Ob 
einem  mit  Kecht  oder  zu  Unrecht  in  das  Zeichenregister  Einge- 
tragenen ein  Löschungsanspruch  zusteht,  bestimmt  sich  vielmehr  nach 
den  zu  §  9  No.  1  erörterten  Regeln. 

Schliesslich  müssen  —  es  gilt  dabei  das  Gleiche  wie  zu  §  9 
No.  1  —  das  eingetragene  Zeichen  und  das  vorher  benutzte  kläge- 
rische Zeichen  sowohl  m  Betreff  ihrer  Darstellung  als  hinsichtlich  der 
Waaren,  für  welche  sie  bestimmt  sind,  übereinstimmen  (vergl;  287). 
Einreden,  welche  sich  aus  dem  civilrechtlichen  Verhältnisse  der  Be- 
theiligten zu  einander  ergeben,  sind  gegenüber  der  Klage  zulässig 
(vergl.  276.  289). 

309.    Anmeldungsbefkigniss  des  obsiegenden  Klägers. 

Ausser  der  Gewähning  der  Löschungsklage  enthält  der  §  9  Ab- 
satz 2  noch  eine  weitere  Vorschrift,  welche  die  Sicherung  des  An- 
spruchs des  im  Verkehre  anerkannten  Zeichenbenutzers  auf  das  von 
ihm  gebrauchte  Zeichen  bezweckt.  Diese  Sicherung  wird  dadurch 
erreicht,  dass  das  Zeichen  für  denselben,  wenn  dem  Löschungsantrage 
stattgegeben  wird,  schon  vor  Ablauf  der  in  §  4  Absatz  2  bestimmten 
Sperrfrist  in  die  Zeichenrolle  eingetragen  werden  kann,  während 
jedem  Anderen  die  Anmeldung  wegen  der  Vorschrift  des  §  4  Ab- 
satz 2  innerhalb  der  Sperrfrist  versagt  ist.  Diese  Ausnahme  von  der 
Bestimmung  des  §  4  Absatz  2  muss,  obwohl  das  Gesetz  vorschreibt, 
dass  der  Löschungsantrag  im  Wege  der  Klage  zu  stellen  ist,  auch 
dann  gelten,  wenn  der  Eingetragene  in  aussergerichtlicher  Anerken- 
nung seiner  Löschungspflicht  das  Zeichen  vor  Erhebimg  der  Klage 
oder  vor  Erlass  des  Urtheils  zur  Löschung  bringt.  Denn  sonst 
könnte  der  eingetragene  Zeicheninhaber  auf  diese  Weise  verhindern, 
dass  das  Zeichen  innerhalb  der  Sperrfrist  zu  Gunsten  des  Berech- 
tigten eingetragen  wird  (vergl.  266,  anders  Seligsohn  §  9  N.  5). 
Lässt  der  obsiegende  Kläger  das  Zeichen  nicht  innerhalb  der  Sperr- 
frist für  sich  eintragen,  so  kann  jeder  Andere,  also  auch  der  zur 
Löschung  verurtheilte  Beklagte,  dasselbe  für  sich  eintragen  lassen 
(vergl.  Meves  II.  S.  129). 


§10. 

Anmeldungeii  ron  Waareozeichen,  AntrSge  auf  Heber- 
tragang  nnd  Widerspruche  gegen  die  LSsehnng  derselben 
werden  in  dem  für  Patentangelegenheiten  massgebenden 
Verfahren  durch  Yorbescheid  und  Beschluss  erledigt.  In 
den  FBUen  des  §  5  Absatz  1  wird  ein  Yorbescheid  nicht 
erlassen. 

Oegen  den  BeseUuss,  durch  welchen  ein  Antrag  zurück- 
gewiesen wird,  kann  der  Antragsteller,  und  gegen  den  Be- 
schluss,    durch    welchen    Widerspruchs    ungeachtet    die 
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LSsehimg  angeordnet  wird^  der  Inhaber  des  Zeichens  inner- 
halb eines  Monats  nach  der  Zustellung  bei  dem  Patentamt 
Beschwerde  einlegen. 

Zustellungen^  welche  die  Eintragung,  die  Uebertragung 
oder  die  Löschung  eines  Waarenzelchens  betreffen,  erfolgen 
mittelst  eingeschriebenen  Briefes.  Kann  eine  Zustellung 
Im  Inlande  nicht  erfolgen,  so  wird  sie  durch  Aufgabe  zur 
Post  nach  Massgabe  der  §§  161, 175  der  ClTÜprozessordnung 
bewirkt. 
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310.  Anwendbarkeit  sonstiger  Bestimmungen. 

l'ür  die  Anmeldung  von  Waai-enzeichen,  die  Anträge  auf  Ueber- 
tragung  und  Widersprüche  gegen  Löschung  kommen  die  für  das  Ver- 
fahren in  Patentangelegenheiten  geltenden  Vorschriften,  d.  h.  der 
dritte  Abschnitt  des  Patentgesetzes  vom  7.  April  1891  betreffend  das 
„Verfahren  in  Patentsachen",  zur  entsprechenden  Anwendung  (vergl. 
995).  Besondere  die  Waarenzeichen  betreffende  Vorschriften  finden 
sich  ausserdem  in  der  auf  Grund  des  §  25  zur  Ausführung  des  Ge- 
setzes erlassenen  Kaiserlichen  Verordnung  vom  30.  Juni  1894  (vergl. 
1011).  Durch  letztere  ist  ein  Theil  der  zur  Ausführung  des  Patent- 
gesetzes erlassenen  Kaiserlichen  Verordnung  vom  11.  Juli  1891  auf 
das  Verfahren  in  Angelegenheiten  des  Schutzes  der  Waarenzeichen 
für  anwendbar  erkläit  worden  (vergl.  1012). 

311.  Vorprüfung  der  Anmeldungen. 

Nach  diesen  Vorschriften  unterliegt  die  Anmeldung  einer  Vor- 
prüfung durch  ein  Mitglied  der  bei  dem  Patentamt  bestehenden  Ab- 
theilung für  Waai'enz eichen  (Pat.-Ges.  §  21  Absatz  1,  vergl.  1011). 
Dieses  Mitglied  der  Abtheilung,  der  sog.  Vorprüfer,  hat  seine  Prüfung 
darauf  zu  erstrecken,  ob  einestheils  die  für  die  Anmeldung  in  §  2 
des  Gesetzes  und  in  der  zur  Ergänzung  desselben  erlassenen  Ver- 
ordnung des  Patentamts  vom  21.  Juli  1894  gegebenen  Vorschriften 
beobachtet  und  anderentheils,  ob  das  angemeldete  Zeichen  ein  eintrags- 
fähiges ist  (vergl.  Pat.-Ges.  §  21  Absatz  2  &  3).  Handelt  es  sich 
um  ein  ausländisches  Waarenzeichen,  so  bedarf  es  einer  Prüfung  auch 
in  der  Richtung,  ob  die  Voraussetzungen  vorliegen,  unter  welchen  ein 
ausländisches  Zeichen  den  Schutz  des  Gesetzes  beanspruchen  kann. 
Im  Einzelnen  hat  demnach  der  Vorprüfer  zu  untersuchen:  a.  ob  die 
Anmeldung  die  in  §  2  des  Gesetzes  und  in  der  Verordnung  vom 
21.  Juli  1894  vorgeschriebenen  Angaben  und  Anlagen  enthält,  und 
ob  diese  Angaben  und  Anlagen  den  erlassenen  Vorschriften  entsprechen 
(vergl.  46  ff.);  b.  ob  ausserdem  eine  besondere  Legitimation  des  An- 
melders oder  seines  Vertreters,  z.  B.  durch  gerichtliche  Bestallung, 
Auszug  aus  dem  Handelsregister,  Bescheinigung  über  den  Besitz  der 
Korporationsrechte  u.  s.  w.  erforderlich   erscheint  (vergl.  49. ,  39  ff.) ; 

c.  ob  die  Anmeldung  nicht  mehr  als  ein  Zeichen  enthält  (vergl.  50); 

d.  ob  die  Kosten  mit  30  Mark  bei  der  Kasse  des  Patentamts  ein- 
gegangen sind  (vergl.  48);  e.  im  Falle  der  Anmeldung  durch  einen 
\'ertreter,    ob  eine    gehörige  Vollmacht  vorliegt,  und    ob  die  Person 
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des  Bevollmächtigten    der   hierüber    erlassenen  Vorschrift   entspricht 
(vergl.  342);  f.  bei  Anmeldung  eines  ausländischen  Waarenzeichens, 
ob  die  Anmeldung   von    einem    gehörig   bestellten  inländischen  Ver- 
treter unterzeichnet  ist,  und  ob  die  Person  des  Vertreters  sowie  seine 
Vollmacht    den    gesetzlichen    und    sonstigen   Vorschriften    entspricht 
(§  23  Absatz  2,    vergl.  67);    g.    ob  hinsichtlich    eines    ausländischen 
Waarenzeichens    der    Nachweis    erbracht  ist,    dass   der  Anmelder  in 
seinem  Heimathsstaate    den  Markenschutz    für   dasselbe  nachgesucht 
und  erhalten  hat    (§  23  Absatz  3);    h.  wenn  die  unentgeltliche  Ein- 
tragung eines  in  Gemässheit  des  Gesetzes  über  Markenschutz   vom 
30.  November    1874   in    die  Zeichenregister    eingetragenen  Waaren- 
zeichens   oder  die  Eintragung    eines  derartigen  Zeichens  auf  Grund 
älteren  landesgesetzlichen  Schutzes  beansprucht   wird,  ob  das  nach 
§  24  erforderliche  Zeugniss  der  bisherigen  Registerbehörde  beigebracht 
ist;  i.  ob  das  Zeichen  seiner 'äusseren  Gestaltung  nach  dem  Begriffe 
eines  Waarenzeichens    entspricht    (vergl.  13  ff.);   k.  ob  dasselbe  ge- 
nügende Unterscheidungskraft  besitzt  (vergl.  ^0  ff.);  1.  ob  das  Zeichen 
ftir  Waaren   im  Sinne    des  Gesetzes    bestimmt  ist  (vergl.  23  ff.);  m. 
ob    der  Anmelder    zum  Erwerbe    des  Zeichenrechtes    berechtigt   ist 
(vergl.  36  fi.) ;  n.  ob  das  Zeichen  unter  Berücksichtigung  der  in  §  4 
Absatz  1  enthaltenen  Vorschriften    über    die  Zusammensetzung   von 
Waareiizeichen  als  ein  eintragsfahiges  anzusehen  ist ;  o.  ob  dasselbe  ein 
in  Gemässheit    des  §  4  Absatz  2    gesperrtes  ist;    p.  bei  Anmeldung 
eines  ausländischen  Zeichens,   ob   die  Gegenseitigkeit  in  Gemässheit 
des  §23  Absatz  1  verbürgt  ist;  q.  ob  das  Zeichen  mit  einem  anderen 
für  dieselben  oder  für  gleichartige  Waaren  auf  Grund  des  Gesetzes 
über  Markenschutz  vom  30.  November  1874  oder  auf  Grund  des  gel- 
tenden Gesetzes   früher    angemeldeten   Zeichen    übereinstimmt   (§  5 
Absatz  1).     Handelt  es  sich  um  die  Anmeldung  eines  in  die  früheren 
Zeichenregister  auf  Grund  ältereü  landesgesetzlichen  Schutzes   ein- 
getragenen   oder    eines    ausländischen  Zeichens,    welches  auf  Grund 
eines  Staatsvertrages  bevorrechtigt  ist,  so  beschränkt  sich  die  Prüfung 
nur  auf  einzelne  der  angegebenen  Voraussetzungen  (vergl.  944.  964). 
Auf  sonstige  .Fragen  darf  sich  die  Prüfung  nicht  erstrecken,  ins- 
besondere  nicht   darauf,  ob  etwa  einem  Dritten  ein  privatrechtlicher 
Anspruch  auf  Nichteintragung  des  Zeichens  oder  auf  Nichtbenutzung 
desselben  zusteht,  etwa  weil  die  Verwendung  oder  Nachbildung  des 
Zeichens  einen  Eingriff  in  ein  fremdes  Namen-,  Firmen-  oder  Wappen- 
recht   oder    eine  Verletzung  vertragsmässiger  Verbindlichkeiten  dar- 
stelle (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  187).     Ebensowenig  ist  zu  prüfen,  ob 
der  Anmelder  seinen  Geschäftsbetrieb   schon  begonnen  hat,   und  ob 
derselbe  Waaren  der  angemeldeten  Art  thatsächlich  führt  (vergl.  ZgK. 
in.  S.  282,  IV.  S.  53,  vergl.  auch  65.  66). 

312.  Verfahren  vor  dem  VorprQfer. 

Ob  die  angegebenen  Bedingungen  fiir  die  Eintragung  erfüllt 
sind,  wird  der  Vorprüfer  theils  auf  Grund  eigener  Kenntnisse  und 
Wahrnehmungen,  theils  an  Hand  der  ihm  zu  (lebote  stehenden 
Hülfsmittel,  z.  B.  der  Zeichenrolle,  der  Akten  des  Patentamts,  der 
Veröffentlichungen  im  Reichsanzeiger  über  die  Eintragungen  auf 
Grund  des  früheren  Gesetzes,  der  hierüber  sonst  bestehenden  Samm- 
lungen, der  Handbücher  über  Wappenkunde  u.  s.  w.  beurtheilen 
können.     Oefters  werden  indessen  diese  Mittel  nicht  ausreichen,  z.  B. 
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wenn  es  sich  um  die  Feststellung  handelt,  ob  ein  Zeichen  Freizeichen 
ist,  ob  ein  Wort  zu  den  nach  §  4  No.  1  von  der  Eintragung 
ausgeschlossenen  Wörtern  gehört,  ob  das  Zeichen  täuschende 
Angaben  enthält,  ob  die  Waaren,  flLr  welche  das  Zeichen 
bestimmt  ist,  anderen  Waaren,  flir  welche  bereits  ein  ähnliches 
Zeichen  angemeldet  ist,  gleichartig  sind  u.  s.  w.  In  solchen  Fällen 
kann  der  Vorprtifer '  alle  zur  Aufl^lärung  der  Sache  .  erforderlichen 
Ermittelungen  vornehmen,  insbesondere  durch  Einholung  von  Aus- 
künften bei  Behörden,  Handelskammern  und  sonstigen  zur  Vertretung 
von  Handel  und  Industrie  berufenen  Körperschaften,  durch  Anhörung 
der  Betheiligten,  d.  h.  des  Antragstellers  oder  seines  Vertreters, 
endlich  durch  Vemehmuhg  von  Zeugen  und  Sachverständigen  (P at.- 
G  e  s.  §  25).  Ob  und  welche  Ermittelungen  der  Vorprüfer  vornehmen 
will,  steht  ganz  in  dessen  Belieben;  derselbe  kann  Anträge,  welche 
seitens  des  Anmelders  oder  seitens  dritter  Personen,  die  ein  Inter- 
esse an  der  Nichteintragung  des  Zeichens  haben,  bei  ihm  ge- 
stellt werden,  sowie  auf  solche  Weise  zu  seiner  Kenntniss  gelangende 
Thatsachen  oder  Beweismittel  berücksichtigen,  ohne  indessen  hierzu 
verpflichtet  zu  sein.  Insbesondere  haben  dritte  Personen  —  ausser 
dem  Anmelder  und  dessen  Vertretern  —  einen  Anspruch  darauf, 
in  dem  Verfahren  gehört  zu  werden,   nicht.     Die  Gerichte  sind  ver- 

S fliehtet,  dem  Vorprtifer  Kechtshülfe  nach  Massgabe  der  §§  158  fl^. 
es  Gerichtsverfassungsgesetzes  zu  leisten.  Die  Vernehmung  von 
Zeugen  und  Sachverständigen,  die  Festsetzung  von  Strafen  im  Falle 
des  Nichterscheinens  oder  unberechtigter  Verweigerung  der  Zeugen- 
oder Sachverständigenaussage,  sowie  die  Vorführung  eines  nicht  er- 
schienenen Zeugen  erfolgt  auf  Ersuchen  des  Patentamts  durch  die  Ge- 
richte. Auf  die  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachverständigen  so- 
wie deren  Recht  zur  Verweigerung  des  Zeugnisses  oder  Gutachtens 
finden  die  Vorschriften  der  Civilprozessordnung  Anwendung  (Pat. - 
Ges.  §  30  Absatz  1,  §  32,  Civilprozessordnung  §§  338  ff.)- 

313.  Vorbescheid. 

Ergiebt  sich  bei  der  Vorprüfung,  dass  der  Eintragung  Bedenken 
entgegenstehen,  so  erlässt  der  Vorprüfer  einen  sog.  Vorbescheid, 
wenn  nicht  der  Fall  des  §  5  Absatz  1  —  oben  lit.  q  —  vorliegt, 
in  welchem  nach  ausdrücklicher  Bestimmung  des  §  10  I  Absatz  ein 
Vorbescheid  nicht  zu  erlassen  ist.  Der  Vorbescheid  hat  einen  ver- 
schiedenen Inhalt  und  eine  verschiedene  rechtliche  Bedeutung,  je 
nachdem  sich  Mängel  in  der  Anmeldung  —  formelle  Mängel  —  oder 
Bedenken  gegen  die  Eintragsföhigkeit  des  angemeldeten  Zeichens 
—  materielle  Mängel  —  ergeben  haben.  Als  formeller  Mangel  muss 
ein  Mangel  in  den  oben  unter  lit  a — h,  als  materieller  Mangel  ein 
Mangel  in  den  oben  unter  lit.  i — q  angegebenen  Erfordernissen  gelten. 
Ist  der  Vorprüfer  der  Ansicht,  dass  formelle  Mängel  vorliegen,  so 
wird  durch  den  Vorbescheid  der  Anmelder  aufgefordert,  die  Mängel 
innerhalb  einer  bestimmten  Frist  zu  beseitigen;  ergiebt  die  Vorprü- 
fung das  Vorhandensein  materieller  Mängel,-  so  wird  der  Anmelder 
hiervon  unter  Angabe  der  Gründe  mit  der  Aufforderung  benachrich- 
tigt, sich  binnen  einer  bestimmten  Frist  zu  äussern  (Pat. -Ges.  §  21 
Absatz  2  &  3).  Erklärt  sich  der  Anmelder  auf  den  Vorbescheid 
nicht  rechtzeitig,  d.  h.  nicht  innerhalb  der  bestimmten  Frist,  so  gilt 
die  Anmeldung  als  zurückgenommen;   erklärt  er  sich  innerhalb  der 
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Frist,  so  fasst  die  Abtheilung  für  Waaren zeichen,  welcher  der  Vor- 
prüfer nach  Abschluss  der  Vorprüfung  und  —  falls  ein  Vorbescheid 
erlassen  ist,  nach  Ablauf  der  in  diesem  bestimmten  Frist  —  die  Akten 
zu  übermitteln  hat,  Beschluss  (Pat.-Ges.  §  21  Absatz  4).  Eine  Be- 
schlussfassnng  der  Abtheilung  ist  immer  dann  erforderlich,  wenn  die 
Anmeldung  weder  ausdrücklich  noch  stillschweigend  —  durch  Nicht- 
erklärung innerhalb  der  Frist  —  seitens  des  Anmelders  zurückge- 
nommen Vorden  ist;  nur  die  Abtheilung,  nicht  der  Vorprtifer,  ist  be- 
fugt, endgültig  darüber  zu  entscheiden,  ob  die  in  dem  Vorbescheid 
enthaltenen  Beanstandungen  als  erledigt  anzusehen  sind.  Zur  Wah- 
rung der  in  dem  Vorbescheid  bestimmten  Frist  genügt  jede  Erklä- 
rung des  Anmelders,  aus  welcher  sich  ergiebt,  dass  derselbe  bei 
seiner  Anmeldung  beharrt;  unter  dieser  Voraussetzung  ist  die  Frist 
gewahrt,  auch  wenn  weder  eine  Beseitigung  der  gerügten  Mängel 
erfolgt,  noch  überhaupt  irgend  eine  hieraiä  bezügliche  Erklänmg  ab- 
gegeben wird. 

314.  Abtheilung  für  Waarenzeichen ;  Berathung  und  Abstimmung. 

Die  Abtheilung  für  Waarenzeichen,  welcher  die  Beschlussfas-  / 
sung  über  die  nicht  bereits  in  dem  Vorprüftingsverfahren  oder  später 
zurückgenommenen  Anmeldungen  zusteht,  besteht  aus  einem  rechts- 
kundigen Mitgliede  als  Vorsitzendem  und  aus  Mitgliedern,  welche 
rechtskundig  oder  in  einem  Zweige  der  Technik  sachverständig  sind 
(V-O.  V.  30/6  94  §  1).  Die  Beschlussföhigkeit  der  Abtheilung  ist  durch 
die  Anwesenheit  von  mindestens  drei  Mitgliedern  bedingt,  hinsichtlich 
deren  die  Bestimmungen  der  Civilproze^sordnung  über  Ausschliessung 
und  Ablehnung  der  Gerichtspersonen  entsprechende  Anwendung 
finden  (V-O.  v.  30/6  94  §  3  Absatz  1  &  3,  vergl.  Civilprozessord- 
nung  §§  41  fi.).  Zu  ihren  Berathuugen  kann  die  Abtheilung 
Sachverständige,  welche  nicht  Mitglieder  sind,  zuziehen;  dieselben 
dürfen  indessen  an  den  Abstimmungen  nicht  theilnehmen  (V-  O.  v. 
30/6  94  §  3  Absatz  4).  An  den  Berathuugen  und  Abstimmimgen 
kann  auch  der  Vorprüfer  theilnehmen,  nur  darf  derselbe,  wenn  er 
einen  Vorbescheid  erlassen  hat,  bei  einer  die  Zurückweisung  der 
Anmeldung  aussprechenden  Entscheidung  nicht  mitwirken,  und  zwar 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Zurückweisung  aus  den  bereits  in  dem 
Vorbescheid  angegebenen  Gründen  erfolgt  oder  nicht  (Pat.-Ges. 
§  22  Absatz  1).  Ist  eine  Anhörung  der  Betheiligten  vorhergegan- 
gen, so  kann  ein  Mitglied,  welches  hierbei  nicht  zugegen  gewesen 
ist,  an  der  Abstimmung  nicht  theilnehmen.  Bei  den  Abstimmungen 
entscheidet  die  absolute  Mehrheit  der  Stimmen,  bei  Stimmengleich- 
heit die  Stimme  des  Vorsitzenden  (V-O.  v.  11/7  91  §  8).  Be- 
schlüsse, welche  die  Eintragung  oder  Uebertragung  eines  Zeichens 
abordnen,  oder  Beschlüsse  vorbereitender  Xatur  —  z.  B.  eine  Be- 
weisanordnung enthaltende  Beschlüsse  —  können  ohne  vorgängige 
Berathung  und  Abstimmung  gefasst  werden;  dagegen  bedarf  es  der 
Berathung  und  Abstimmung  in  einer  Sitzung  für  die  Bcschlussfassung 
Über  die  Versagung  der  Eintragung  sowie  für  Beschlüsse,  welche  in 
Gemässheit  des  §  5  Absatz  1  die  Uebereinstimmung  des  angemel- 
deten Zeichens  mit  einem  bereits  früher  angemeldeten  Zeichen  be- 
treffen (V-O.  V.  30/6  94  §  4a).  Die  Beschlussfassung  in  einer 
Sitzung  wird  durch  den  mündlichen  Vortrag  eines  Berichterstatters 
vorbereitet  (V-O.  v.  11/7  91  §  6  Absatz  5). 
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315.  Verfahren  vor  der  Abtheilung. 

Das  Verfahren  yor  der  Abtbeilimg  ist  im  Allgemeinen  das  gleiche 
wie  vor  dem  Vorprüfer.  Die  Abtheilung  kann  daher  vor  der  Be- 
schlussfassung die  zur  Aufklärung  der  Sache  erforderlichen  Ermitte- 
lungen vornehmen,  insbesondere  die  Anhörung  der  Betheilifften  sowie 
die  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachverständigen  anoranen,  und 
zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  bereits  im  Vorprtifungsverfahren  der- 
artige Ermittelungen  stattgefunden  haben,  und  ob  ein  Vorbescheid 
erlassen  war  oder  nicht  (P  a  t.  -  G  e  s.  §§  25,  30  Absatz  1,  32).  Der 
Anmelder,  welcher  die  zur  Beseitigung  von  formellen  Mängeln  oder 
zur  Abgabe  einer  Aeusserung  auf  mm  kundgegebene  materielle 
Mängel  durch  Vorbescheid  gesetzte  Frist  hat  verstreichen  lassen,  ohne 
die  gerügten  Mängel  zu  beseitigen,  oder  ohne  auf  dieselben  sich  zu 
äussern,  kann  dies  in  dem  Verfahren  vor  der  Abtheilung  nachholen,  wenn 
er  überhaupt  eine  —  die  Annahme,  dass  er  die  Anmeldung  zurückge- 
nommen habe,  ausschliessende  —  Erklärung  auf  den  Vorbescheid 
rechtzeitig  abgegeben  hat.'  Die  Prüfung  der  Abtheilung  hat  sich  so- 
wohl auf  die  formellen  als  auf  die  materiellen  Erfordernisse  der  An- 
meldung zu  erstrecken ;  diese  Prüfung  ist  eine  durchaus  selbständige, 
d.  h.  dieselbe  hat  sich  nicht  nur  auf  die  bereits  im  Vorprüfungsver- 
fahren zur  Sprache  gebrachten  Umstände .  2u  beziehen.  Soll  indessen 
eine  Zurückweisung  der  Anmeldung  auf  Grund  von  Umständen  er- 
folgen, welche  nicht  bereits  durch  den  Vorbescheid  dem  Anmelder 
mitgetheilt  waren,  so  muss  dem  letzteren  vorher  Gelegenheit  gegeben 
werden,  sich  über  diese  Umstände  binnen  einer  bestimmten  Frist  zu 
äussern  (P  a  t,  -  G  e  s.  §  22  Absatz  2).  War  demnach  ein  Vorbescheid 
im  Vorprüfungsverfahren  überhaupt  nicht  ergangen,  so  kann  eine  Ver- 
sagung der  Eintragung  nicht  erfolgen,  ohne  dass  eine  derartige  Ver- 
fügung vorausgegangen  ist.  Der  Beschluss  der  Abtheilung,  durch 
welchen  dem  Anmelder  eine  bestimmte  Frist  zur  Aeusserung  gesetzt 
wird,  ergänzt  und  ersetzt  den  Vorbescheid  in  Fällen,  in  welchen 
dieser  in  nicht  erschöpfender  Weise  oder  überhaupt  nicht  erlassen 
war;  demnach  sind  die  Umstände,  über  welche  dem  Anmelder  Ge- 
legenheit zur  Aeusserung  gegeben  werden  muss,  die  gleichen  wie  die 
im  Vorprüfungsverfahren  demselben  durch  Vorbescheid  bekannt  zu 
gebenden  Bedenken  rechtlicher  und  thatsächlicher  Natur.  Insbeson- 
dere wird  die  Abtheilung  neue  Thatsachen  und  neue  Beweismittel 
nicht  berücksichtigen  können,  ohne  dem  Anmelder  vorher  Gelegenheit 
gegeben  zu  haben,  eine  Erklärung  hierauf  abzugeben  (vergl.  Selig- 
sohn Patent-Recht  §  22  N.  6).  An  die  Nichterklärung  des  Anmelders 
innerhalb  der  durch  Verfügung  der  Abtheilung  bestimmten  Frist  sind 
irgend  welche  besonderen  Kechtsnachtheile  nicht  geknüpft;  insbeson- 
dere gilt  im  Falle  der  Nichterklärung  die  Anmeldung  nicht  als  zurück- 
genommen. 

316.  Beschlüsse  und  Entscheidungen. 

Die  ergehende  Endentscheidung  ist  im  Falle  des  §  5  Absatz  1 
entweder  dahin  zu  erlassen,  dass  das  angemeldete  Zeichen  mit  dem 
näher  zu  bezeichnenden  bereits  früher  angemeldeten  Zeichen  tiber- 
einstimme und  demnach  die  Eintragung  zu  versagen,  oder  dass  eine 
Uebereinstimmung  nicht  bestehe  und  demnach  das  neu  angemeldete 
Zeichen  einzutragen  sei  (§  6).  In  den  übrigen  Fällen  ordnet  die 
Endentscheidung    entweder  die  Eintragung  an  oder  spricht  die  Ver- 
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sagung  der  Eintragung  oder  Zurückweisung  der  Anmeldung  ans,  wenn 
sich  ergiebt,  dass  ein  eintragsföhiges  Zeichen  nicht  vorliegt,  oder 
wenn  die  Anmeldung  den  vorgeschriebenen  Anforderungen  nicht  ge- 
nügt und  diese  Mängel  auch  im  späteren  Verfahren  nicht  beseitigt 
worden  sind  (Pat.-Ges.  §  22  Absatz  1).  Die  Beschlüsse  und  Ent- 
scheidungen erfolgen  im  Kamen  des  Patentamts ;  sie  sind  mit  Gründen 
zu  versehen,  schriftlich  auszufertigen  und  allen  Betheiligten  von 
Amtswegen  zuzustellen  (V-0.  v.  30/6  94  §  5).  Wird  die  Eintragung 
des  Zeichens  angeordnet,  so  erhält  der  Inhaber  hierüber  eine  Be- 
scheinigung (V-0.  V.  30/6  94  §  6). 

317.    Anträge  auf  Uebertragung. 

Durch  Beschluss  werden  nach  §  10  Absatz  1  auch  Anträge  auf 
Uebertragung  erledigt,  d.  h.  Anträge  des  Erwerbers  eines  bereits  be- 
stehenden Zeichenrechts,  welche  bezwecken,  dass  der  Uebergang  des 
Waarenzeichens  in  der  Zeichenrolle  vermerkt  werde  (§  7).  Die  Prü- 
fung der  Abtheilung  hat  sich  auch  in  einem  solchen  Falle  darauf  zu 
erstrecken,  ob  die  formellen  sowie  die  materiellen  Erfordernisse  eines 
solchen  Antrages  vorliegen.  Insbesondere  ist  zu  untersuchen:  a.  ob 
ein  gehöriger  Antrag  des  Rechtsnachfolgers  vorliegt  (vergl.  229); 
b.  wenn  die  Niederlassung  des  Eechtsnachf olgers  sich  im  Auslände 
befindet,  ob  der  Antrag  von  dem  gehörig  bestellten  inländischen  Ver- 
treter des  Rechtsnachfolgers  unterzeichnet  ist,  und  ob  die  Vollmacht 
sowie  die  Person  des  Vertreters  den  hierüber  gegebenen  Vorschriften 
entsprechen  (vergl.  922.  914.  915);  c.  bei  Verfolgungen  unter  Leben- 
den, ob  die  die  Einwilligimg  des  Berechtigten  enthaltende  Urkunde 
in  gehöriger  Form  beigebracht  ist  (vergl.  229.  232) ;  d.  bei  Uebergang 
von  Todeswegen,  ob  die  den  Nachweis  der  Rechtsnachfolge  betreffen- 
den Urkunden  beigefiigt  sind  (vergl.  233) ;  e.  ob  aus  den  unter  lit.  c. 
und  d.  genannten  Urkunden  die  Einwilligimg  und  die  Rechtsnachfolge 
sich  in  genügender  Weise  ergeben;  f.  ob  der  Rechtsnachfolger  nach 
§  23  Absatz  i  Anspruch  auf  den  Schutz  des  Gesetzes  hat;  und  g.  ob 
derselbe  eine  Person  ist,  welche  Zeicheninhaber  sein  kann  (vergl. 
220).  Dagegen  wird  die  Prüfung  sich  nicht  auch  darauf  zu  erstrecken 
haben,  ob  der  Geschäftsbetrieb  mitübertragen,  und  ob  der  Ucbertra- 
gungsakt  bei  Rechtsgeschäften  unter  Lebenden  materiell  und  formell 
gültig  ist  (vergl.  229).  Für  Beschlüsse,  welche  die  Uebertragung  be- 
treffen, sei  es,  dass  sie  die  Uebertragung  anordnen  oder  versagen, 
bedarf  es  der  Berathung  und  Abstimmung  in  einer  Sitzung  nicht 
(vergl.  V-0.  V.  30/6  94  §  4a.). 

318.  Widerspruche  gegen  Löschung. 

Die  Widersprüche  gegen  Löschung  eines  Waarenzeichens  werden 
nur  dann  in  Gemässheit  des  §  10  Absatz  1  durch  Beschluss  erledigt, 
wenn  der  Fall  des  §  8  Absatz  3  vorliegt,  d.  h.  'eine  Löschung  von 
Amtswegen  beabsichtigt  wird.  Der  Widerspruch  gegen  die  seitens 
eines  Dritten  beantragte  Löschung,  welcher  nach  §  9  Absatz  5  er- 
hoben werden  kann,  führt  zu  einem  Verfahren  vor  dem  Patentamt 
überhaupt  nicht,  derselbe  ist  vielmehr  im  Prozessverfahren  vor  den 
ordentlichen  Gerichten  in  Gemässheit  der  angezogenen  Gesetzes- 
bestimmung zu  erledigen.  Voraussetzung  ftir  die  Eröffnung  des  in 
§  10  Absatz  1  vorgeschrieijenen  Verfahrens  ist,  dass  der  Widerspruch 
gegen  die  Löschung  rechtzeitig  nach  §  8  Absatz  3   erhoben  wurde; 
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ob  dies  geschehen,  ist  daher  in  diesem  Verfahren  zu  untersuchen. 
Im  Uebrigen  ist  das  Verfahren  dem  Anmeldeverfahren  durchaus 
entsprechend.  Insbesondere  wiederholt  sich,  wenn  die  Löschung  auf 
Grund  des  §  8  No.  2  erfolgen  soll,  weil  die  Eintragung  des  Zeichens 
hätte  versagt  werden  müssen,  die  gleiche  Prüfung,  welche  im  An- 
meldeverfahren bereits  stattgefunden  hat  oder  hStte  stattfinden  sollen. 
Die  prozessualen  Vorschriften  über  das  Löschungsverfahren  nach 
erhobenem  Widerspruch  sind  an  anderer  Stelle  erörtert  (vergl.  260  AT.). 
Für  die  Beschlüsse,  welche  die  Löschung  des  Zeichens  gegen  den 
Widerspruch  des  Inhabers  betrefien,  bedarf  es  der  Berathung  und 
Abstimmung  in  einer  Sitzung  (V-0.  v.  30/6  94  §  4a). 

319.  Geschäftssprache. 

In  Betreff  der  Geschäftssprache  in  dem  Verfahren  vor  dem 
Patentamt  ist  der  §  34  des  Patentgesetzes  zur  entsprechenden  An- 
wendung zu  bringen.  Danach  finden  die  Bestimmungen  des  Gericht«- 
verfassungsgesetzes  über  die  Gerichtssprache,  nach  welchen  die 
Gerichtssprache  die  deutsche  ist  und  mit  den  der  deutschen  Sprache 
unkundigen  Personen  nöthigenfalls  unter  Zuziehung  eines  Dolmet- 
schers verhandelt  werden  soll,  entsprechende  Anwendung.  Eingaben 
an  das  Patentamt,  welche  nicht  in  deutscher  Sprache  abgefasst  sind, 
werden  nicht  berücksichtigt.*  Dagegen  dürfen  die  Anlagen  zu  den 
Eingaben  —  z.  B.  die  Vollmacht  des  Vertreters  eines  ausländischen 
Zeicheninhabers  oder  die  Bescheinigung  einer  ausländischen  Register- 
behörde über  die  Ertheilung  des  Markenschutzes  in  einem  Auslands- 
Staate  —  auch  in  fremder  Sprache  verfasst  sein ;  das  Patentamt  ist 
indessen  alsdann  befugt,  eine  beglaubigte  Üebersetzung  der  Urkunden 
in  die  deutsche  Sprache  zu  verlangen. 

320.  Unterbrechung  und  Aussetzung  des  Verfahrens. 

In  dem  Gesetze  und  den  dazu  erlassenen  Verordnungen  findet 
sich  keine  Vorschrift,  welche  die  Unterbrechung  des  Verfahrens  bei 
Eintritt  gewisser  Umstände  anordnete;  insbesondere  ist  nicht  eine 
Unterbrechung  im  Laufe  der  gesetzlichen  Fristen  vorgesehen.  Dem- 
nach nimmt  das  Verfahren  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  seinen 
ungestörten  Fortgang,  auch  wenn  der  Zeicheninhaber  verstirbt,  oder 
sonst  wegßillt,  oder  in  Konkurs  geräth.  Insbesondere  steht  den 
Rechtsnachfolgern  des  Zeicheninhabers  in  solchen  Fällen  kein  Rechts- 
mittel gegen  den  Ablauf  der  Fristen,  keine  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand  zu,  auch  wenn  sie  ohne  ihr  Verschulden  von  dem 
Stande  des  Verfahrens  keine  Kenntniss  gehabt  haben.  Indessen  wird 
dem  Patentamt  die  Befugniss  zugestanden  werden  müssen,  in  Fällen 
der  gedachten  Art  zur  Verhinderung  unverschuldeter  Rechtsnach- 
theile  die  x\ussetzung  des  Verfahrens  für  einen  angemessenen  Zeit- 
raum anzuordnen.  Denn  dem  Patentamt  steht  die  Befugniss  zur 
Aussetzung  des  Verfahrens  unbeschränkt  zu,  wenn  es  eine  solche 
nach  Lage  der  Sache  für  angemessen  hält.  Dies  ist  namentlich  im 
Anmelde-  und  Löschungsverfahren  von  Bedeutung,  wenn  auf  die 
zu  einlassende  Entscheidung  der  Ausgang  eines  anderen  bereits  — 
sei  es  vor  dem  Patentamt  sei  es  vor  einem  Gericht  —  anhän^gen 
Verfahrens  von  Einfluss  ist.  In  derartigen  Fällen  wird  in  der  Regel 
die  endgültige  Beschlussfassung  bis  zur  rechtskräftigen  Erledigung 
des  anderen  Verfahrens  ausgesetzt  werden. 
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321.  Zulässigkeit  4er  Beschwerde. 

Gegen  die  Beschlüsse  des  Patentamts  findet  in  den  gesetzlich 
vorgesehenen  Fällen  die  Beschwerde  statt.  Nach  §  10  Absatz  2 
kann  gegen  den  Beschluss,  durch  welchen  ein  Antrag  zurückge- 
wiesen wird,  der  Antragsteller,  und  gegen  den  Beschluss,  durch 
welchen  Widerspruchs  ungeachtet  die  Löschung  angeordnet  wird, 
der  Inhaber  des  Zeichens  innerhalb  eines  Monats  nach  der  Zustellung 
Beschwerde  einlegen.  Als  Beschlüsse,  durch  welche  ein  Antrag  zu- 
rückgewiesen wird,  kommen  hauptsächlich  die  Beschlüsse,  durch 
welche  die  Anmeldung  oder  der  Antrag  auf  Uebertragung  zurück- 
gewiesen wird,  in  Betracht.  Indessen  ist  nicht  nur  gegen  diese 
Entscheidungen  allein,  sondern  allgemein  gegen  die  einen  bei  dem 
Patentamt  eingereichten  Antrag  zurückweisenden  Beschlüsse  das 
Rechtsmittel  aer  Beschwerde  gegeben,  da  der  zweite  Absatz  des 
§  10  —  wie  aus  dessen  gesonderter  Stellung  in  diesem  Paragraphen 
sich  ergiebt  —  sich  nicht  ausschliesslich  auf  das  im  ersten  Absatz 
geordnete  Anmeldungs-,  Uebertragungs-  und  Widerspruchsverfahren 
bezieht  (vergl.  Komm. -Bor.  zu  §  9).  Unter  ^Antarag"  ist  nicht 
jedes  an  das  Patentamt  gestellte  Gesuch  beliebigen  Inhalts  zu  ver- 
stehen; vielmehr  gehören  zu  den  Anträgen  im  gesetzlichen  Sinne 
nur  diejenigen  Eingaben,  welche  eine  Person  kraft  eines  ihr  gesetz- 
lich zustehenden  Rechtes  zu  machen  befugt  ist,  und  über  welche 
daher  die  angegangene  Behörde  im  vorgeschriebenen  Verfahren 
unter  Angabe  von  Gründen  eine  Entscheidung  zu  treifen  hat 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  142).  Sollte  also  das  Patentamt,  z.  B.  auf 
ein  im  Laufe  des  Anmelde-,  Uebertragungs-  oder  Widerspruchsver- 
fahrens gestelltes  Gesuch,  in  einer  bestimmten  Richtung  die  Vor- 
prüfungsthätigkeit  auszuüben,  einen  abschlägigen  Bescheid  erlassen 
haben,  so  kann  dieser  Beschluss  nicht  fär  sich,  sondern  erst  mit  der 
Beschwerde  gegen  die  Endentscheidung  angefochten  werden.  Ebenso- 
wenig können  Anträge,  welche  den  Geschäftsbetrieb  des  Patentamts 
betreffen,  zu  den  Anträgen  im  gesetzlichen  Sinne  gerechnet  werden. 
Beschwerden  wegen  Nichtberücksichtigung  solcher  Anträge  sind  an 
den  Präsidenten  des  Patentamts  zu  richten,  welchem  die  Leitung 
und  Beaufsichtigung  des  gesammten  Geschäftsbetriebes  zusteht 
(vergl.  V-0.  V.  11/7    91  §  26). 

Zu  den  Anträgen,  gegen  deren  Zurückweisung  die  Beschwerde 
zulässig  ist,  gehören  demnach  insbesondere:  a.  der  Antrag  auf  Ein- 
tra^ng  eines  Waaren Zeichens,  d.  h.  die  Anmeldung  (§  2,  vergl. 
V-O.  V.  24/7  94  §  1  b);  b.  der  Antrag  des  Erwerbers  eines 
Waarenzeichens  auf  Uebertragung  in  der  Zeichenrolle  (§  7  Absatz  1); 

c.  der  Antrag  des  Inhabers  auf  Löschung  des  Zeichens  (§  8  Absatz  1); 

d.  der  Antrag  eines  Dritten  auf  Löschung  des  Zeichens  auf  Grund 
des  §  9  Absatz  5;  e.  der  Antrag  auf  Einschreibung  eines  die  Ein- 
tragung ergänzenden  oder  berichtigenden  Vermerks  in  die  Zeichen- 
rolle. Aus  dem  letzterwähnten  Gesichtspunkte  wird  die  Beschwerde 
gegeben  sein  wegen  Ablehnung  des  Antrages  auf  Berichtigung  der 
^eichenrolle,  weil  der  Eintrag  nicht  der  Anmeldung  oder  nicht  den 
Vorschriften    über    die    Eintragung  entspricht,    sowie  wegen  Zurück- 
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Weisung  des  Antrags  auf  Eintragung  einer  in  der  Person,  im  Namen 
oder  im  Wohnort  des  Inhabers  oder  des  Vertreters  eingetretenen 
Veränderung  (§  3,  vergl.  80).  Endlich  ist  aus  dem  angegebenen 
Grunde  die  Beschwerde  zuzulassen  gegen  den  Beschluss,  welcher 
die  Erneuerung  der  Anmeldung  unberücksichtigt  lässt  (§  8  Absatz  3, 
vergl.  262). 

Ob  auch  demjenigen,  welcher  in  Gemässheit  des  §  5  Wider- 
spruch erhoben  hat,  das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  zusteht,  ist, 
wie  bereits  an  anderer  Stelle  ausgeführt,  nicht  unbestritten.  Das 
Patentamt  versagt  in  diesem  Falle  das  Beschwerderecht  (vergl.  191). 
Dagegen  hat  derjenige,  welcher  Widerspruch  gegen  die  Löscbung 
erhoben  hat,  das  Recht  der  Beschwerde  gegen  den  die  Jjöschung 
anordnenden  Beschluss  in  jedem  Falle  ohne  Rücksicht  darauf,  ob 
das  in  §  10  Absatz  1  geregelte  Verfahren  vorher  gegangen  ist;  dem- 
nach auch  dann,  wenn  in  den  Fällen  des  §  8  Absatz  3  und  des  §  9 
Absatz  5  ein  ordnungsmässig  erhobener  Widerspruch  überhaupt 
nicht  beachtet  und  ohne  weiteres  Verfahren  die  Löschung  ausge-r 
sprochen  worden  ist. 

Weitere  Fälle  der  Beschwerde  als  die  in  §  10  Absatz  2  an- 
gegebenen sieht  das  Gesetz  nicht  vor.  Es  ergiebt  sich  indessen  aus 
den  zur  Ausfühnm'g  des  Gesetzes  erlassenen  Vorschriften,  dass  die 
Beschwerde  auch  statthaft  ist  gegen  den  Beschluss,  durch  welchen  die 
Ablehnung  eines  Mitgliedes  der  Abtheilung  für  unbegründet  erklärt 
wird  (V-0.  V.  30/6  94  §  3  Absatz  3,  §  46  Absatz  2  der  Civil- 
prozessordnung). 

322.  Fälle,  In  welchen  die  Beschwerde  nicht  zulässig  ist. 

Ausser  in  den  gesetzlich  hervorgehobenen  Fällen  ist  die  Be- 
schwerde nicht  zulässig  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  142).  Insbesondere 
ündet  dieselbe,  abgesehen  von  den  bereits  früher  erörterten  Fällen, 
nicht  statt:  a.  gegen  den  Vorbescheid  oder  sonstige  Verftigungen  des 
Vorprüfers;  b.  gegen  im  Verfahren  vor  der  Abtheilung  ergehende 
Beschlüsse  vorbereitender  Natur;  c.  gegen  den  die  Eintragimg  eines 
Waarenzeichens  oder  dessen  Uebertragung  anordnenden  oder  über- 
haupt gegen  einen  einem  Antrage  stattgebenden  Beschluss,  voraus- 
gesetzt, dass  der  Antrag  auch  nicht  theilweise  zurückgewiesen 
wurde  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  93);  d.  gegen  einen  die 
Löschung  wegen  Nichterhebung  des  Widerspruchs  in  den  Fällen  des 
§  8  Absatz  3  und  des  §  9  Absatz  5  anordnenden  Beschluss ;  e.  gegen 
den  Beschluss,  welcher  feststellt,  dass  die  Löschung  von  Amtswegen 
nicht  einzutreten  habe  (F.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  142). 

323.   BeschwerdefDhrer. 

Das  Beschwerde  verfahren  ist  von  dem  Gesetz  ausschliesslich  zu 
Gunsten  von  Anmeldern  oder  Inhabern  von  Waaren zeichen  eröfihet 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  93).  Anderen  Personen  als  den  im  Gesetze 
genannten  steht  ein  Beschwerderecht  selbst  dann  nicht  zu,  wenn  sie 
auch  im  Verfahren  vor  dem  Patentamt  gehört  worden  sind.  Ins- 
besondere hat  derjenige,  welcher  im  Falle  des  §  8  No.  2  bei  dem 
Patentamt  die  Löschung  von  Amtswegen  angeregt  hat,  ein  Be- 
schwerderecht nicht  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  142).  Berechtigt  zur 
Erhebung  der  Beschwerde  ist  im  Falle  der  Zurückweisung  eines 
Antrages  der  Antragsteller  und  bei  Nichtberücksichtigung  eines 
Widerspruchs  der  Widersprechende. 
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324.  Beschwerdeabthellung. 

Für  die  Entscheidung  über  die  Beschwerde  ist  die  Beschwerde- 
abtheilung I  des  Patentamts  zuständig  (V-0.  v.  30/6  94  §  2).  Die  Be- 
schwerdeabtheilung entscheidet  in  der  Besetzung  von  ilin£  Mitgliedern, 
voD  denen  mindestens  zwei  rechtskundig  sein  müssen  (V-0.  v.  30/6  94 
§  3  Absatz  2).  Die  Vorschriften  über  Berathung  und  Abstimmung 
in  erster  Instanz  finden  entsprechende  Anwendung  (V-0.  v.  30/6  94 
§  3  Absatz  3  &  4).  An  der  Beschlussfassung,  darf  indessen  kein 
Mitglied  theilnehmen,  welches  bei  dem  angefochtenen  Beschlüsse  mit- 
gewirkt hat  (Pat.-Ges.  §  16).  Der  Berathung  und  Abstimmung  in 
einer  Sitzung  bedarf  es  stets  fUr  die  Beschlussfassung  über  die  Be- 
schwerde (V-0.  V.  30/6  94  §  4b). 

325.  Form  und  Frist  der  Beschwerde. 

Die  Beschwerde  ist  bei  dem  Patentamt  schriftlich  einzureichen; 
im  üebrigen  bedarf  dieselbe  einer  besonderen  Form  nicht,  auch  nicht 
einmal  einer  Begründung,  wenngleich  eine  solche  selbstverständlich 
sachgemäss  ist  (vergl.  Seligsohn  Patentrecht  §  26  N.  5).  Es  muss 
jede  schriftliche  Erklärung  genügen,  aus  welcher  die  Absicht,  den 
näher  zu  bezeichnenden  Beschluss  des  Patentamts  anfechten  zu 
wollen,  mit  genügender  Deutlichkeit  hervorgeht.  Bei  welcher  Ab- 
theilung  die  Beschwerde  eingereicht  werden  soll,  ist  weder  in  dem 
Gesetze  noch  sonst  vorgeschrieben.  Zur  Wahrung  der  Frist  genügt 
es,  dass  die  Beschwerdeschrift  ^bei  dem  Patentamt",  also  bei  einer 
beliebigen  Abtheilung,  eingereicht  wird  (vergl.  §  10  Absatz  2).  Sach- 
gemäss wird  die  Einreichung,  entsprechend  den  Vorschriften  über  die 
eivilprozessualische  Beschwerde,  bei  der  in  erster  Instanz  entscheiden- 
den Abtheilung,  nicht  bei  der  Beschwerdeabtheilung,  erfolgen.  Die  Be- 
schwerde muss  innerhalb  eines  Monats  nach  Zustellung  des  angefoch- 
tenen Beschlusses  bei  dem  Patentamt  eingehen;  es  genügt  nicht, 
dass  sie  innerhalb  der  Frist  zur  Post  gegeben  wird  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  2  S.  314).  Eine  Verlängerung  der  gesetzlich  fest  bestimmten  Frist 
ist  nicht  statthaft;  indessen  kann  zur  Begründung  der  rechtzeitig 
eingelegten  Beschwerde  eine  weitere  Frist  gewährt  werden  (vergl. 
334).  Ausser  der  Einhaltung  der  Frist  ist  in  formeller  Hinsicht  noch 
zu  beachten,  dass  gleichzeitig  mit  der  Beschw^erde  die  Gebühr  für 
die  Beschwerdeinstanz  mit  IMQc.  20  bei  der  Kasse  des  Patentamts 
eingehen  muss;  erfolgt  diese  Zahlung  nicht,  so  gilt  die  Beschwerde 
als  nicht  erhoben  (Pat.-Ges.  §  26  Absatz  1,  vergl.  326,  vergl.  auch 
P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  314,  Bd.  2  S.  175,  ZgR.  IV.  S.  179.  180). 
Der  Nichteinhaltung  der  Beschwerdefrist  steht  es  gleich,  wenn  auf 
die  Beschwerde  ausdrücklich  verzichtet  wird  (vergl.  Gar  eis  Bd.  5 
S.  131). 

326.  Verfahren  vor  der  Beschwerdeabtheilung. 

Für  das  Verfahren  vor  der  Beschwerdeabtheilung  kommen  die 
entsprechenden  Vorschriften  des  Patentgesetzes,  insbesondere  des 
§  26  desselben  zur  Anwendung  (vergl.  995).  Die  Beschwerdeab- 
theilnng  hat  hiemach  zunächst  darüber  zu  befinden,  ob  die  Beschwerde 
an  sich  statthaft  —  d.  h.  ob  der  angegriffene  Beschluss  überhaupt 
mit  der  Beschwerde  anfechtbar  und  der  Antragsteller  zur  Beschwerde 
berechtigt  —  und  ob  die  Einlegung  innerhalb  der  vorgeschriebenen 
Frist  erfolgt  ist.      Ist  das  Eine    oder  das  Andere    nicht  der  Fall,  so 
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wird  die  Beschwerde  als  unzulässig  verworfen  (Pat.-Ges.  §  26  Ab- 
satz 2).  Wenn  der  Kostenbetrag  von  Mk.  20  nicht  rechtzeitig  bezahlt 
ist,  bedarf  es  einer  Beschlussfassung  nicht,  da  die  eingereichte  Be- 
schwerde in  diesem  Falle  überhaupt  nicht  berücksichtigt  werden  darf 
(vergl.  Pat.-Ges.  §26  Absatz  1).  Wird  die  Beschwerde  als  zulässig 
befunden,  so  wiederholt* sich  vor  der  Beschwerdeabtheilung  das  gleiche 
Verfahren  wie  in  ereter  Instanz.  Indessen  muss  in  der  Beschwerde- 
instanz die  Ladung  und  Anhörung  der  Betheiligten  auf  Antrag  eines 
derselben  erfolgen.  Dieser  Antrag  kann  nur  dann  abgelehnt  werden, 
wenn  die  Ladung  des  Antragstellers  in  dem  Verfahren  vor  der  Ab- 
theilung fUr  Waai'enz eichen  bereits  erfolgt  war  (Pat.-Ges.  §  26  Ab- 
satz 3).  Die  Verhandlung  vor  der  Beschwerdeabtheilung  beschränkt 
sich  nicht  auf  die  in  dem  angegriffenen  Beschlüsse  berücksichtigten 
Umstände;  die  Beschwerd^abtheilung  kann  ihre  Entscheidung  auch 
auf  neue  rechtliche  Gesichtspunkte,  auf  neue  Thatsachen  und  Be- 
weismittel gründen  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  solche  von  dem 
Beschw^erdefährer  zur  Begründung  der  Beschwerde  geltend  ge- 
macht worden  sind.  Indessen  ist,  wenn  die  Entscheidung  auf 
Grund  solcher  neuer  Umstände  erfolgen  soll,  den  Betheiligten 
zuvor  Gelegenheit  zu  geben,  sich  hierüber  zu  äussern  (Pat.-Ges. 
§  26  Absatz  4).  Es  folgt  hieraus,  dass  auch  noch  in  der  Beschwerde- 
instanz der  Antragsteller  die  gerügten  formellen  Mängel  seines  An- 
trages beseitigen  kann  (vergl.  Gar  eis  Bd.  5  S.  130.  131).  Eine  ma- 
terielle Aenderung  der  Anmeldung  darf  dagegen  in  der  Beschwerde- 
instanz nicht  stattfinden  (vergl.  54).  Die  Entscheidung  der  Beschwerde- 
abtheilung lautet  entweder  dahin,  dass  unter  Verwerfung  derBeschwerde 
der  Beschluss  der  ersten  Instanz  zu  bestätigen,  oder  dass  unter  Auf- 
hebung des  Beschlusses  dem  Antrage  oder  dem  Widerspruche  statt- 
zugeben sei. 

337.  Rechtskraft  der  Entscheidung. 

Mit  der  Entscheidung  der  Beschwerdeinstanz  sind  die  Rechts- 
mittel erschöpft,  eine  weitere  Beschwerde  hiergegen  findet  nicht  statt, 
ebensowenig  eine  Wiederauftiahme  des  Verfahrens  im  Sinne  der 
§§  541  ff.  der  Civilprozessordnung  (Mot.  zu  §  9,  vergl.  auch  P.  31. 
&  Z-Bl.  Bd.  1  S.  146.  147).  Dagegen  bleibt  es  dem  mit  der  Be- 
schwerde abgewiesenen  Antragsteller  unbenommen,  seine  Anmeldung 
zu  wiederholen,  sofern  die  Zurückweisung  der  Anmeldung  oder  die 
Löschung  des  Zeichens  ausgesprochen  ist;  der  mit  dem  Antrage  aut 
Uebertragung  zurückgewiesene  Antragsteller  kann  diesen  Antrag 
wiederholen.  Es  ist  indessen  die  wiederholte  Anmeldung  in  einem 
solchen  Falle  sowohl  hinsichtlich  der  Priorität  als  der  Kostenzahlung 
als  eine  völlig  neue  zu  behandeln  (vergl.  Seligsohn  Patentrecht 
§  26  N.  2,  Gar  eis  Bd.  5  S.  131).  Nicht  unbedingt  zulässig  ist  die 
Wiederholung  der  Anmeldung,  wenn  durch  die  ergangene  Entschei- 
dung die  Uebereinstimmung  des  angemeldeten  Zeichens  mit  einem 
früher  angemeldeten  Zeichen  festgestellt  ist  (vergl.  194).  Der  Wider- 
spruch gegen  die  Löschung  kann  dagegen  in  keinem  Falle  nach  Ab- 
lauf der  für  dessen  Erhebung  offen  gelassenen  einmonatlichen  Frist 
wiederholt  werden  (vergl.  261). 
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328.  Notwendigkeit  der  Zustellung. 

Die  Beschlüsse  und  Verfügungen  des  Patentamts  werden,  in- 
soweit dies  im  Gresetze  vorgeschrieben  ist,  oder  sonst  von  dem 
Patentamt  für  angemessen  erachtet  wird,  den  Betheiligten  zugestellt. 
Voi^eschrieben  ist  die  Zustellung  in  dem  §  5  der  Verordnung  vom 
30.  Juni  1894  zunächst  für  sämmtliche  Beschlüsse  und  Entscheidungen 
des  Patentamts  (vergl.  1011).  Ausserdem  ist  in  dem  Gesetze  selbst 
die  Zustellung  angeordnet:  a.  der  Mittheilung  von  der  Anmeldung 
eines  mit  einem  älteren  Zeichen  kollidirenden  Zeichens  an  den  In- 
haber des  älteren  Zeichens*  (§  5);  b.  der  Benachrichtigung  von  der 
bevorstehenden  Löschung  oder  von  dem  Löschungsantrage  eines 
Dritten  an  den  Inhaber  eines  eingetragenen  Zeichens  (§  8  &  §  9 
Absatz  5);  c.  des  Beschlusses,  durch  welchen  ein  Antrag  zurück- 
gewiesen wird,  sowie  des  Beschlusses,  durch  welchen  Widerspruchs 
ungeachtet  die  Löschung  angeordnet  wird  (§  10  Absatz  2).  Aus 
dem  8  10  Absatz  1  in  Verbindung  mit  den  Vorschriften  über  das 
Verfahren  in  Patentsachen  folgt  femer,  dass  der  Vorbescheid  dem 
Anmelder  zuzustellen  ist;  es  ergiebt  sich  weiters  auch  aus  der  Natur 
der  Sache,  dass  Terminsbenachrichtigungen  sowie  überhaupt  alle  schrift- 
lichen Verfügungen,  welche  eine  einem  Betheiligten  gemachte  Auflage 
enthalten,  der  Zustellung  bedürfen.  Endlich  enthält  der  §  6  der  Ver- 
ordnung srom  30.  Juni  1894  die  Bestimmung,  dass  dem  Zeicheninhaber 
eine  Bescheinigung  über  die  Eintragung  eines  Waarenzeichens  in 
die  Zeichenrolle  zu  ertheilen  und  also  auch  zuzustellen  ist. 

Ob  und  welche  Zustellungen  ausserdem  zu  erfolgen  haben, 
bestimmt  das  Patentamt,  welches  insbesondere  auch  darüber  zu  be- 
finden hat,  ob  der  Zeicheninhaber  oder  sonstige  Betheiligte  von  den 
Eintragungsvermerken,  welche  eine  Veränderung  in  der  Person  oder 
den  sonstigen  das  Zeichen  betreffenden  Rechtsverhältnissen  in  der 
Zeichenrolle  beurkunden,  zu  benachrichtigen  sind. 

329.  Form  der  Zustellung. 

Zu  unterscheiden  ist  zwischen  der  einfachen  und  der  förmlichen 
Zustellung;  die  erstere  erfolgt  durch  gewöhnlichen  Brief,  die  letztere 
durch  eingeschriebenen  Brief.  Die  formliche  Zustellung  mittelst  ein- 
geschriebenen Briefes  ist  vorgeschrieben,  wenn  das  zuzustellende  Schrift- 
stück die  Eintragung,  die  Uebertragung  oder  die  Löschung  eines 
Waarenzeichens  betriffl  (§  10  Absatz  3).  Da  das  gesetzlich  geord- 
nete Verfahren  vor  dem  Patentamt  sich  nur  auf  solche  Angelegen- 
heiten erstreckt,  welche  die  Eintragung,  die  Uebertragung  oder  die 
Löschnng  von  Waarenzeichen  betreffen,  so  müssen  sämmtliche  im 
Gesetze  angeordnete  Zustellungen  mittelst  eingeschriebenen  Briefes 
bewirkt  werden.  Die  Ansicht,  dass  nur  diejenigen  Zustellungen  in 
dieser  Weise  geschehen  müssten,  welche  die  Mittheilung  enthalten, 
dass  die  betreffenden  Eintragungen  und  Vermerke  geschehen  sind, 
7erdient  keine  Billigung  (Seligsohn  §  10  N.  3,  anders  Meves  II. 
S.  93).  In  den  übrigen,  nicht  gesetzlich  vorgeschriebenen,  Fällen, 
in  welchen  das  Patentamt  eine  Zustellung  für  angemessen  erachtet,  kann 
68  ebenso  wie  über  ihre  Nothwendigkeit  auch  über  die  Art  derselben 
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nach    freiem    Ermessen    befinden,    also    auch    eine    vereinfachte   Zu- 
stellung anordnen. 

Ist  eine  gesetzlich  vorgeschriebene  Zustellung  nicht  in  gehöriger 
Form  erfolgt,  so  ist  dieselbe  unwirksam;  in  einem  solchen  Falle  kann 
beispielsweise  die  Versäumung  einer  in  dem  zuzustellenden  Schrift- 
stück   angesetzten  Frist  keine  nachtheiligen  Rechtsfolgen  nach  sich 

ziehen. 

Die  Gültigkeit  der  Zustellung  wird  dadurch  nicht  beeinträchtigt, 
dass  die  Postsendung  an  einem  Sonn-  oder  Feiertag  in  den  Besitz 
des  Adressaten  gelangt  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  314). 

330.    Person,  welcher  zuzustellen  ist. 

Die  Verfügimgen  und  Beschlüsse  des  Patentamts,  welche  einer 
Zustellung  an  den  Inhaber  des  Zeichens  bedürfen,  sind,  wie  sieh  aus 
§  7  Absatz  3  ergiebt,  stets  an  den  eingetragenen  Inhaber  zu 
richten,  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  derselbe  der  wirkliche 
Zeieheninhaber  ist.  Dies  folgt  daraus,  dass  der  eingetragene  Lihaber, 
selbst  wenn  derselbe  das  Zeichenrecht  auf  einen  Anderen  übertragen 
hat,  dem  Patentamt  gegenüber  formal  berechtigt  bleibt  (vergl.  234. 
203).  Ergiebt  sich,  dass  der  eingetragene  Zeicheninhaber  verstorben 
ist,  so  kann  das  Patentamt  nach  seinem  Ermessen  die  Zustellung  als 
bewirkt  ansehen,  oder  zum  Zweck  der  Zustellung  an  die  Erben  deren 
Ermittelung  veranlassen.  Auch  dies  ist  in  §  7  Absatz  3  ausdrück- 
lich angeordnet  (vergl.  234).  Diese  Vorschrift  wird  entsprechend  an- 
zuw^enden  sein,  wenn  der  Aufenthalt  des  eingetragenen  Zeichen- 
inhabers unbekannt  ist,  oder  als  Zeicheninhaber  eine  Firma  eingetragen, 
diese  jedoch  erloschen  ist.  In  solchen  Fällen  wird  das  Patentamt 
nicht  nur  Ermittelungen  über  den  Aufenthalt  des  ZeiQheninhabers 
und  über  die  etwaigen  Rechtsnachfolger  in  der  Inhaberschaft  des 
Zeichens  anstellen,  sondern  auch  nach  seinem  Ermessen  die  Zustel- 
lung als  bewirkt  ansehen  können.  Letzteres  muss  auch  dann  gelten, 
wenn  der  Adressat  die  Annahme  der  Zustellimg  verweigert  (vergl. 
Seligsohn  §  7  N.  15,  Meves  II.  S.  93).  Hätte  das  Patentamt 
nicht  die  Befugniss,  die  Zustellung  in  Fällen  der  vorerwähnten  Art 
als  geschehen  zu  betrachten,  so  würde  der  Zeicheninhaber,  welcher 
ein  Interesse  an  der  Vereitelung  einer  an  ihn  zu  bewirkenden  Zu- 
stellung hat,  seinen  Zweck  leicht  erreiclien  können,  wenn  er  die  ge- 
setzliche Vorschrift,  wonach  jede  Aenderung  in  der  Person  oder  in 
dem  Wohnort  des  Zeicheninhabers  zur  Zeichenrolle  angezeigt  werden 
soll,  vernachlässigt. 

Für  den  eingetragenen  Inhaber  können  die  Zustellungen  auch 
an  dessen  Vertreter  erfolgen,  insoweit  sich  die  Vollmacht  des  letz- 
teren auf  die  Empfangnahme  der  Zustellung  erstreckt.  Der  inländische 
Vertreter  eines  Zeicheninhabers,  welcher  im  Inlande  eine  Niederlassung 
nicht  hat,  ist  in  jedem  Falle  zur  Annalime  sämmtlicher  das  Zeichen, 
zu  dessen  Vertretung  er  bestellt  ist,  betreffender  Zustellungen  er- 
mächtigt. Ist  der  Aufenthalt  des  inländischen  Vertreters  nicht  zu 
ermitteln,  oder  verweigert  derselbe  die  Annahme  der  Zustellung,  so 
kann  das  Patentamt  entsprechend  dem,  was  von  der  Zustelhmg  an 
den  Zeicheninhaber  selbst  gilt,  entweder  Ermittelungen  anstellen  oder 
die  Zustellung  als  bewirkt  ansehen,  ohne  dass  es  noch  des  Versuchs 
der  Zustellung  an  den  im  Auslande  domizilirten  Zeicheninhaber 
bedarf. 
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331.  Zustellung  im  Auslande. 

Kann  eine  Zustelliing,  die  mittelst  eingeschriebenen  Briefes  zu 
erfolgen  hätte,  im  Inlande  nicht  erfolgen,  so  wird  sie  durch  Aufgabe 
zur  Poät  nach  Massgabe  der  §§  161,  175  der  Civilprozessordnung 
bewirkt  (§  10  Absatz  3).  Die  Zustellung  erfolgt  alsdann  in  der  Art, 
dass  der  dazu  bestellte  Beamte  das  zu  übergebende  Schriftstück  unter 
der  Adresse  der  Parthei  nach  ihrem  Wohnorte  zur  Post  giebt.  Der 
Beamte  muss  über  die  Zustellung  eine  mit  seiner  Unterschrift  ver- 
sehene Urkunde  aufnehmen,  aus  welcher  sich  ergiebt,  dass  er  im 
Auftrage  des  Patentamtes  einen  Brief  an  den  näher  zu  bezeichnenden 
Adressaten  der  Post  zur  Beförderung  übergeben  habe.  Ausserdem 
muss  aus  äer  Urkunde  pich  ergeben,  zu  welcher  Zeit  und  bei  welcher 
Postanstalt  die  Aufgabe  geschehen  ist.  Die  Zustellung  wird  mit  der 
Aufgabe  zur  Post  als  bewirkt  angesehen,  selbst'  wenn  die  Sendung 
als  unbestellbar  zurückkommt.  Die  Postsendungen  sind  mit  der  Be- 
zeichnung „Einschreiben"  zu  versehen,  wenn  die  Parthei  es  ver- 
langt und  zur  Zahlung  der  Mehrkosten  sich  bereit  erklärt.  Nach 
diesen  Vorschriften  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  diejenigen  Per- 
sonen, welche  im  Inlande  eine  Niederlassung  oder  eine  amtlich 
bekannte  Vertretung  nicht  besitzen,  nicht  in  der  Lage  sind,  einen 
etwaigen  Widerspruch  in  Gemässheit  der  §§  5,  8  Absatz  3  und*  9  Absatz  5 
rechtzeitig,  d.  h.  innerhalb  eines  Monats  nach  der  mit  der  Aufgabe  zur 
Post  bewirkten  Zustellung  der  patentamtlichen  Mittheilung,  geltend 
zu  machen.  Es  empfiehlt  sich  daher  die  Bestellung  eines  inländi- 
schen Vertreters  für  alle  im  Auslände  domizilirten  Zeicheninhaber 
auch  wenn,  dieselben  nach  dem  Gesetze  zur  Bestellung  eines  in- 
ländischen Vertreters  nicht  verpflichtet  sind,  und  insbesondere  für 
diejenigen  Ausländer,  welche  nach  dem  Gesetze  vom  30.  November 
1874  zur  Anmeldung  eiiies  Waarenzeichens  bei  dem  Handelsgericht 
in  T^eipzig  sowie  auch  jetzt  noch  zur  Geltendmachung  der  Zeichen- 
rechte eines  im  Inlande  wohnhaften  Vertreters  nicht  bedürfen 
(vergl.  999). 


XXXVTEL  Fristen. 

332.  Gesetzliche  und  patentamtliche  Fristen. 

In  dem  Verfahren  vor  dem  Patentamt  sind  Fristen  theils  durch 
das  Gesetz  bestimmt;  theils  können  solche  durch  die  Behörde 
den  Betheiligten  gesetzt  werden.  Gesetzliche  Fristen  sind:  a.  die 
Sperrfrist  im  Falle  des  §  4  Absatz  2 ;  b.  die  Fristen  für  Erhebung 
des  Widerspruchs  gegen  die  Eintragung  eines  angemeldeten  und 
gegen  die  Löschung  eines  eingetragenen  Zeichens  in  den  Fällen  der 
§§  5,  8  Absatz  3,  9  Absatz  5;  c.  die  Fristen  für  die  Erneuerung 
der  Ajuneldung  in  den  Fällen  des  §  8  No.  1  und  des  §  8  Absatz  3 ; 
d.  die  Beschwerdefrist  im  Falle  des  §  10  Absatz  2.  Die  Wider- 
'  Spruchsfristen  und  die  Beschwerdefrist  betragen  einen  Monat,  die 
Sperrfrist  zwei  Jahre,  die  Frist  für  die  Erneuerung  der  Anmeldung 
zehn  Jahre  und  für  die  Nachholung  einer  versäumten  Erneuerung 
einen  Monat.  Ausserdem  kennt  das  Gesetz  in  den  Fällen  des  §  9 
Absatz   2    und    des    §    24  Fristen,    welche    bis    zu    im  Voraus    fest- 
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bestimmten  Tagen,  d.  h.  bis   zum   1.  Oktober   1895   und   1.  Oktober 
1898,  laufen. 

Von  dem  Patentamt  sind  Fristen  anzuberaumen  in  dem  Vorbescheid 
nach  Vorschrift  des  zur  entsprechenden  Anwendung  gelangenden 
§  21  des  Patentgesetzes  (vergl.  313).  Ausserdem  pflegt  das  Patent- 
amt im  Interesse  des  Fortganges  des  Verfahrens  in  allen  Verfügungen, 
in  welchen  eine  Auflage  an  einen  Betheiligten  enthalten  ist,  eine 
Frist  anzuberaumen,  innerhalb  welcher  die  Auflage  zu  erledigen  ist. 

333.  Berechnung. 

« 

Ueber  die  Art  der  Berechnung  der  Fristen  ist  bei  den  einzelnen 
Fristen  Näheres  gesagt  (vergl.  175.  187.  261.  265.  251.  263.  325). 
Hiemach  beginnen  die  monatlichen  Fristen  mit  dem  Tage  der  Zu- 
stellung der  di«  Frist  in  Lauf  setzenden  Verfügung  und  endigen  mit 
dem  Ablaufe  desjenigen  Tages  des  nächstfolgenden  Monats,  welcher 
durch  seine  Zahl  dem  Zustellungstage  entspricht  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd. 
2  S.  314).  Fehlt  dieser  Tag  in  dem  nächstfolgenden  Monate,  so 
endigt  die  Frist  —  wie  in  entsprechender  Anwendung  dös  §  200  der 
Civilprozessordnung  anzunehmen  ist  —  mit  dem  Ablaufe  des  letzten 
Tages  dieses  Monats.  Fällt  das  Ende  einer  monatlichen  Frist  auf 
einen  Sonntag  oder  allgemeinen  Feiertag,  so*  endigt  dieselbe  mit 
Ablauf  des  nächstfolgenden  Werktags  (vergl.  §  200  der  Civilprozess- 
ordnung, Seligsohn  §  5  N.  4,  §  8  N.  5).      ^ 

Die  nach  Jahren  bestimmten  Fristen  endigen  mit  dem  Ablaufe 
des  durch  seine  Zahl  und  Monatsbezeichnung  dem  Tage  des  Beginns 
der  Frist  entsprechenden  Tages  des  letzten  Jahres,  oder  wenn  der 
betreffende  Tag  in  dem  letzten  Monat  fehlt,  mit  dem  Ablauf  des  letzten 
Tages  dieses  Monats,  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  letzte 
Tag  ein  Sonntag  oder  Feiertag  ist  (vergl.  175.  251).  Die  Fristen 
des  §  9  Absatz  2  und  des  §  24  endigen  mit  dem  Ablauf  des  30. 
September  der  Jahre  1895  und  1898. 

Für  die  Berechnung  der  von  dem  Patentamt  bestimmten  Fristen 
sind  gleichfalls  die  Vorschriften  der  Civilprozessordnung  —  und  zwar 
diejenigen  der  §§  198 ff.  —  entsprechend  anwendbar.  Hiernach  be- 
ginnt der  Lauf  einer  solchen  Frist,  sofern  nicht  bei  Festsetzung  der- 
selben ein  Anderes  bestimmt  wird,  mit  der  Zustellung  des  Schrift- 
stückes, in  welchem  die  Frist  festgesetzt  ist,  und,  Wenn  es  einer 
solchen  Zustellung  nicht  bedarf,  mit  der  Verkündung  der  Frist.  Bei 
der  Berechnung  einer  Frist,  welche  nach  Tagen  bestimmt  ist,  wird 
der  Tag  nicht  mitgerechnet,  auf  welchen  der  Zeitpunkt  oder  das 
Ereigniss  föllt,  nach  welchem  der  Anfang  der  Frist  sich  ricliten  soll. 
Eine  Frist,  welche  nach  Wochen  bestimmt  ist,  endigt  mit  dem  Ablauf" 
desjenigen  Tages  der  letzten  Woche,  welcher  durch  seine  Benennung 
dem  Tage  entspricht,  an  welchem  die  Frist  begonnen  hat.  Fällt  das 
Ende  einer  solchen  Frist  auf  einen  Sonntag  oder  allgemeinen  Feier- 
tag, so  endigt  dieselbe  mit  Ablauf  des  nächstfolgenden  Werktages. 
Die  monatlichen  von  dem  Patentamt  angesetzten  Fristen  werden  ni^ch 
den  gleichen  Grundsätzen  wie  die  gesetzlichen  monatlichen  Fristen 
berechnet. 

334.  Verlängerung. 

Die  von  dem  Patentamt  bestimmten  Fristen  können  sowohl  von 
Amts  wegen    als    auf  Antrag    verlängert    werden.     Die    Verlängerung 
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der  gesetzlichen  Fristen  ist  dagegen  regelmässig  nicht  statthaft,  wo- 
durch nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  zur  weiteren  Begründung  eines 
rechtzeitig  erhobenen  Widerspruchs  oder  einer  rechtzeitig  erhobenen 
Beschwerde  eine  Frist  gewähi-t  werden  kann  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  209).  Eine  Ausnahme  besteht  nur  hinsichtlich  der  Schutz- 
fiist  des  §  8  No.  1,  deren  Verlängerung  nach  Massgabe  des  §  8 
Absatz  3  zulässig  ist.  Die  gesetzlichen  Fristen  werden  auch  nicht 
dadurch  verlängert,  oder  deren  Lauf  dadurch  unterbrochen,  dass 
einer  der  Betheiligten  verstirbt  oder  in  Konkurs  geräth  (vergl.  320). 

335.  Wahrung  der  Fristen. 

Eine  gesetzlich  oder  patentamtlich  bestimmte  Frist  wird  gewahrt 
durch  die  Einreichung  des  den  vorzunehmenden  Akt  enthaltenden 
Schriftstückes  bei  dem  Patentamt,  d.  h.  durch  die  Uebergabe  des- 
selben an  den  zuständigen  Beamten  des  Patentamtes,  welcher  nach 
den  hierüber  bestehenden  Vorschriften  jede  bei  ihm  eingereichte 
Geschäftssache  mit  dem  Datum  des  Eingangs  zu  bezeichnen  hat, 
und  zwar  Geschäftssachen,  die  während  der  Dienststunden  eingehen, 
alsbald,  andere  Geschäftssachen  bei  dem  Wiederbeginn  der  Dienst- 
stunden (V-0.  V.  11/7  91  §  27).  Dieser  Eingangsvermerk  beweist 
den  Zeitpunkt  der  Einreichung,  allerdings  vorbehaltlich  des  jedem 
Betheiligten  zustehenden  Gegenbeweises  (vergl.  Gar  eis  Bd.  1  S. 
163  ff.).  Die  blosse  Aufgabe  des  Schriftstücks  zui*  Post  gentigt 
nicht  zur  Wahrung  der  Frist  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  314). 
Durch  Einwerfen  einer  Schrift  in  den  Briefkasten  des  Patent- 
amts wird  eine  Frist  nur  dann  gewahrt,  wenn  das  Schriftstück 
innerhalb  der  Frist  durch  Eröffnung  des  Briefkastens  in  den  Besitz 
des  Patentamtes  gelangt,  oder  der  Einreichende  wenigstens  darauf 
rechnen  konnte,  dass  es  bei  regelmässiger  Geschäftsbehandlung  inner- 
halb der  Frist  in  den  Besitz  des  Patentamts  gelangen  werde.  Nach 
Beendigung  der  Dienststunden  kann  demnach  die  an  dem  betreffenden 
Tage  ablaufende  Frist  nur  dadurch  gewahrt  werden,  dass  die  Schrift 
einem  Beamten  des  Patentamts  persönlich  zugestellt  wird  (vergl. 
Gareis  Bd.  1  S.  163  ff.). 

336.  Folgen  der  Versäumung. 

Welche  Folgen  die  Versäumung  einer  durch  das  Gesetz  vor- 
geschriebenen Frist  nach  sich  zieht,  ist  im  Gesetze  selbst  bestimmt. 
Hiemach  hat  die  Versäumung  des  Widerspruchs  auf  Grund  des  §  6 
die  Eintragung  des  angemeldeten  Zeichens,  und  die  Versäumung  des 
"Widerspruchs  gegen  die  Löschung  sowie  der  rechtzeitigen  Erneuerung 
der  Anmeldung  die  Löschung  des  Zeichens  zur  Folge.  Wird  ein 
Vorbescheid  nicht  rechtzeitig  beantwortet,  so  gilt  die  Anmeldung  als 
zurückgenommen;  wird  eine  Beschwerde  nicht  rechtzeitig  eingelegt, 
so  tritt  Verlust  dieses  Rechtsmittels  ein.  Welche  Folgen  sich  an 
die  Versäumung  der  Fristen  des  §  4  Absatz  2,  §  9  Absatz  2  und  des 
§  24  knüpfen,  ergiebt  sich  aus  der  Natur  dieser  Bestimmungen  von 
selbst.  Gegen  den  fruchtlosen  Ablauf  der  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Fristen  ist,  selbst  wenn  der  Nachweis  mangelnden  Verschuldens  er- 
bracht wird,  ein  Rechtsmittel,  insbesondere  die  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand,  nicht  gegeben. 

Die  Versäumung  einer  nicht  auf  dem  Gesetze,  sondern  lediglich 
auf  einer  Anordnung  des  Patentamts,  beruhenden  Frist  bewirkt  dagegen 
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nicht  ohne  Weiteres,  dass  ein,  Rechtsnachtheil  für  den  Säumigen  ein- 
tritt; vielmehr  kann  die  versäumte  Handlung  auch  nach  Ahlauf  der 
Frist  immer  noch  nachgeholt  werden,  sofern  dies  nach  Lage  des 
Verfahrens  überhaupt  noch  möglich  ist. 
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337.  Gebühren. 

Hinsichtlich  der  Kosten  des  Verfahrens  bestimmt  das  Gesetz, 
dass  Gebühren  erhoben  werden :  a.  für  die  Anmeldung  eines  Waaren- 
zeichens  —  abgesehen  von  dem  Falle  des  §  24  (vergl.  48.  953); 
b.  für  die  Erneuerung  der  Anmeldung  (vergl.  252);  und  c.  für  die 
Beschwerdeinstanz  (vergl.  325).  Eine  Eückerstattung  gezahlter  Ge- 
bühren findet  —  abgesehen  von  den  später  zu  erörternden  Vorschriften 
für  die  Beschwerdeinstanz  —  dann  statt,  wenn  die  erste  Anmeldung 
nicht  zur  Eintragung  fuhrt,  d.  h.  wenn  dieselbe  zurückgenommen 
wird,  oder  kraft  gesetzlicher  Vorschrift  als  zurückgenommen  gilt, 
oder  wenn  die  Anmeldung  demnächst  rechtskräftig  zurückge- 
wiesen wird.  Femer  wird  die  Emeuerungsgebühr  zurückgezahlt, 
wenn  die  Erneuerung  der  Anmeldung  nicht  rechtzeitig  oder  nicht 
ordnungsmässig  geschehen,  oder  vor  derselben  die  Löschung  bereits  er- 
folgt ist  (vergl.  252).  Im  Uebrigen  werden  weder  Gebühren  erhoben 
noch  auch  gezahlte  Gebühren  zurückvergütet.  Die  Gebühren  suid  an 
die  Kasse  des  Patentamts  zu  entrichten.  Dieselben  müssen  gleich- 
zeitig mit  der  Einreichung  des  gebührenpflichtigen  Aktes  bei  dem 
Patentamt  eingehen;  es  genügt  nicht  etwa,  dass,  wenn  ein  gebülireu- 
pflichtiger  Akt  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  vorzunehmen  ist,  die 
Gebühr  für  den  rechtzeitig  bewirkten  Akt  nicht  gleichzeitig  mit  diesem, 
jedoch  noch  innerhalb  der  Frist,  bei  einer  Postanstalt  im  Gebiete  des 
Deutschen  Keiches  zur  Ueberweisung  an  die  Kasse  des  Patentamts 
eingezahlt  wird  (vergl.  252).  Wird  die  Gebühr  nicht  rechtzeitig  ge- 
zahlt, so  gilt  der  Akt  als  nicht  vorgenommen;  eine  nachträgliche 
Erhebung  der  Gebühr  findet  in  keinem  Falle  statt.  Ebensowenig  ist 
Stimdung  oder  Erlass  von  Gebühren  zulässig. 

338.  Auslagen. 

Darüber,  ob  und  inwieweit  die  bei  einem  Verfahren  betheiligten 
Personen  zur  Erstattung  der  Auslagen  des  Patentamtes  verpflichtet 
sind,  triflt  das  Gesetz  keine  Bestimmung.  Im  Allgemeinen  ist  daher 
anzunehmen,  dass  eine  Verpflichtung  zum  Ersätze  von  Auslagen 
nicht  besteht,  dass  vielmehr,  insoweit  das  Verfahren  für  gebühren- 
pflichtig erklärt  ist,  mit  der  Gebühr  auch  die  Auslagen  des  Patent- 
amts abgegolten  sind.  Eine  Ausnahme  wird  nur  insofern  anzuerkennen 
sein,  als  die  dem  Patentamt  erwachsenden  haaren  Auslagen  für  Zeugen- 
und  Sachverständigengebühren  von  demjenigen  zu  ersetzen  sein 
werden,  welcher  die  Zeugen-  oder  Sachverständigenvemehmung 
veranlasst  hat;  zum  Mindesten  wird  das  Patentamt  berechtigt  sein, 
die  Vernehmung  von  der  Zahlung  der  erwachsenden  Kosten  durch 
die  Parthei  abhängig  zu  machen.  Die  Zeugen  und  Sachverständigen 
erhalten  Gebühren  nach  Massgabe  der  Gebührenordnung  vom  30. 
Juni  1878  (V-0.  v.  11/7  91  §  13). 
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339.  Kosten  der  Beschwerdeinstanz. 

Für  die  Beschwerdeinstanz  bestehen  besondere  Vorschriften. 
Zunächst  ist  in  dem  zur  entsprechenden  Anwendung  gelangenden  §  26 
Absatz  5  des  Patentgesetzes  bestimmt,  dass  das  Patentamt  nach 
freiem  Ermessen  darüber  befindet,  inwieweit  einem  Betheiligten  im 
Falle  des  Unterliegens  die  Kosten  des  Beschwerdeverfahrens  zur 
Last  fallen,  sowie  dass  das  Patentamt  befugt  ist,  anzuordnen,  dass 
dem  Betheiligten,  dessen  Beschwerde  für  gerechtfertigt  befunden 
ist,  die  Beschwerdegebühr  zurückgezahlt  wird  (vergl.  995).  Wie 
sich  aus  dem  Gesammtinhalte  dieser  Vorschrift  ergiebt,  ist  unter 
dem  bei  einer  Beschwerde  ^  Beth eiligt en"  der  Beschwerdefiihirer 
zu  verstehen;  eine  Vertheilung  der  Kosten  des  Beschwerdever- 
fahrens auf  mehrere  Betheiligte  kann  demnach  nur  dann  stattfinden, 
wenn  die  Beschwerde  von  Mehreren  eingelegt  ist.  Als  Betheiligte 
im  Sinne  des  §  26  Absatz  ö  des  Patentgesetzes  sind  andererseits 
nicht  anzusehen  andere  Personen,  welche  nicht  Beschwerdeführer 
sind,  auch  wenn  solche  sich  durch  Anträge  bei  dem  Verfahren  in 
erster  Instanz  oder  in  der  Beschwerdeinstanz  betheiligt  haben,  und 
nicht  einmal  derjenige,  welcher  in  Gemässheit  des  §  5  Widerspruch 
erhoben  und  damit  ein  Recht  auf  Betheiligung  an  dem  Verfahren 
erworben  hat.  Nach  Massgabe  der  Vorschrift  des  §  26  Absatz  5  des 
Patentgesetzes  können  dem  Beschwerdeführer,  welcher  theilweiso 
obsiegt,  unbedenklich  die  Kosten  zum  T heile  auferlegt  werden. 

Eine  weitere  die  Beschwcrdeinstanz  betreffende  Bestimmung 
findet  sich  in  dem  §  14  der  gleichfalls  zur  entsprechenden  Anwendung 
gelangenden  Verordnung  vom  11.  Juli  1891,  indem  dort  angeordnet 
ist,  dass  zu  den  Kosten  des  Verfahrens,  über  welche  das  Patentamt 
nach  §  26  Absatz  5  des  Patentgesetzes  zu  bestimmen  hat,  ausser 
den  aus  der  Kasse  des  Patentamts  bestrittenen  Auslagen  diejenigen 
den  Betheiligten  erwachsenen  Kosten  gehören,  welche  nach  freiem 
Ermessen  des  Patentamts  zur  zweckentsprechenden  Wahrung  der 
Ansprüche  und  Rechte  nothwendig  waren  (vergl.  1012).  Diese  Vor- 
schrift kann  dazu  führen,  dass  eine  Vergütung  aufgewendeter  Kosten 
aus  der  Kasse  des  Patentamtes  stattfindet. 

340.  Verpflichtung  zum  Kostenereatz. 

Eine  Verpflichtung  zum  Ersätze  der  einem  Gegner  erwachsenen 
Kosten  ist  selbst  in  dem  Widerspruchsverfahren  nach  Massgabc  der 
§§  5  &  6  nicht  anerkannt;  es  ist  demnach  auch  in  diesem  Verfahren 
kein  Raum  für  ein  Kostenfestsetzungsverfahren,  wie  solches  in  Civil- 
prozesssachen  und  in  Patentsachen  stattfindet.  In  dem  §  14  der 
Verordnung  vom  11.  Juli  1891,  welcher  in  Waarcnzeichensachen  zur 
entsprechenden  Anwendung  gelangt,  ist  zwar  auch  auf  den  §  31  des 
Patentgesetzes  Bezug  genommen,  nach  welchem  das  Patentamt  in 
erster  Instanz  nach  freiem  Ermessen  bestimmt,  zu  welchem  Antheile 
die  Kosten  des  Verf'ahrens  den  Betheiligten  zur  Last  fallen.  In- 
dessen gehört  der  §  31  des  Patentgesetzes,  welcher  lediglich  das 
Verfahren  wegen  Erklärung  der  Nichtigkeit  und  wegen  Zurücknahme 
von  Patenten  betrifft,  nicht  zu  denjenigen  Vorschriften,  welche  auch 
in  Waarenzeichensachen  Geltung  haben  (vergl.  995). 


234  §  10.    XL.    Vertreter. 

XL.  Vertreter. 

341.   Zulässigkeit  und  Noth wendig keit  der  Bestellung  eines  Vertreters. 

Da,  soweit  die  Gesetze  nichts  Anderes  bestimmen,  die  Vornahme 
von  Reclitshandlungen  allgemein  durch  Bevollmächtigte  erfolgen  kann, 
so  darf  derjenige,  welcher  ein  Waarenzeichen  anmelden  will  oder 
besitzt,  sieb  in  dem  Verfahren  vor  dem  Patentamt  eines  Vertreters 
bedienen.  Demnach  kann  sowohl  der  Anmelder  als  der  Inhaber 
eines  Zeichens  sich  vertreten  lassen.  Der  Anmelder  und  der  Inhaber 
eines  ausländischen  zur  Zeichenrolle  angemeldeten  oder  in  dieselbe 
eingetragenen  Waaren Zeichens  müssen  nach  §  23  einen  Vertreter 
bestellen  und  können  nur  durch  diesen  den  Anspruch  auf  Schutz  und 
die  Rechte  aus  der  Eintragung  geltend  machen,  während  sonst  die 
Regel  gilt,  dass  durch  die  B^tellung  eines  Vertreters  der  Vollmacht- 
geber nicht  an  der  Ausübung  seiner  Rechte  gehindert  wird  (vergl. 
912,  anders  Seligsohn  §  2  N.  3).  Nicht  vorgeschrieben  ist  die 
Bestellung  eines  Vertreters  für  die  Inhaber  auslandischer  Zeichen, 
welche  noch  in  den  früheren  gerichtlichen  Zeichenregistem  ein- 
getragen stehen.  Indessen  empfiehlt  sich  die  Bestellung  eines  Ver- 
treters auch  für  diese  Zeicheninhaber  sowie  überhaupt  für  Jeden,  der 
im  Auslande  domizilirt  ist,  damit  die  Zustellung  der  das  Zeichen  be- 
treffenden Verfügungen  rechtzeitig  erfolgen  kann  (vergl.  331).  Auch 
nur  durch  Vertreter  können  juristische  und  nicht  handlungsfähige 
Personen  ihre  Rechte  geltend  machen  (vergl.  346).  Die  Bestellung 
eines  selbstgewählten  Vertreters  erfolgt  durch  Ertheilung  einer  schrift- 
lichen Vollmacht  (V-0.  v.  11/7  91  §  28).  Gesetzliche  Vertreter  haben 
auf  Verlangen  des  Patentamts  ihre  Legitimation  urkundlich  nach- 
zuweisen. 

342.  Person  des  Vertreters;  Vollmacht 

Vertreter  können  nur  prozessfähige  —  d.  h.  wie  §  51  der  Civil- 
prozessordnung  besagt,  vertragsföhige  —  Personen  sein,  welche  mit 
ihrem  bürgerlichen  Namen  in  der  Vollmacht  bezeichnet  sein  müssen 
(V-0.  V.  11/7  91  §  28).  •  Aus  der  letztgedachten  Vorschrift  ergiebt 
sich,  dass  juristische  Personen  und  Handelsgesellschaften  nicht  zu 
Vertretern  bestellt  werden  können,  da  sie  einen  bürgerlichen  Namen 
nicht  haben.  Der  Vertreter  muss  sich  durch  eine  schriftliche  Voll- 
macht vor  dem  Patentamt  ausweisen.  Sind  mehrere  Pei'sonen  bevoll- 
mächtigt, so  gelten  dieselben  für  befugt,  sowohl  gemeinschaftlich  als 
auch  einzeln  die  Vertretung  wahrzunehmen.  Eine  abweichende 
Bestimmung  dürfen  die  Vollmachten  nicht  enthalten  (V-0.  v.  11/7  91 
§  28).  Eine  dieser  Vorschrift  nicht  entsprechende  Vollmacht  ist  von 
dem  Patentamt  zurückzuweisen,  da  die  Legitimation  des  Vertreters 
nur  durch  eine  dem  Gesetze  entsprechende  Vollmacht  erbracht 
werden  kann.  Beglaubigung  der  Unterschrift  des  Vollmachtgebers 
ist  nicht  erforderlich,  kann  indessen  von  dem  Patentamt  verlangt 
werden.  Die  Vollmacht  kann,  wenn  im  Auslande  ausgestellt,  auch 
in  fremder  Sprache  abgefasst  sein,  vorbelialtlich  der  Befugniss  des 
Patentamtes,  die  Vorlage  einer  beglaubigten  Uebersetzung  zu  verlangen 
(vergl.  319). 

334.  Umfang  der  Vollmacht. 

Der  Umfang  der  Vollmacht  ist  aus  deren  Inhalt   s^u  entnehmen. 
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Hiemacli  bestimmt  sich  vor  Allem,  ob  der  Vertreter  nur  für  die 
Vornahme  eines  einzelnen  Aktes,  z.  B.  zur  Anmeldung  in  Gemässheit 
des  §  2  oder  zur  Erhebung  des  VTiderspruchs  in  Gemässheit  des  §  6 
bestellt  ist,  oder  ob  derselbe  Vollmacht  hat,  den  Vollmachtgeber 
überhaupt  in  dem  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vor  dem  Patentamt 
stattfindenden  Verfahren  zu  vertreten.  In  jedem  Falle  muss  die 
Vollmacht  bestimmt  zum  Ausdruck  bringen,  zu  welchen  Handlungen 
der  Vertreter  befugt  sein  soll  (vergl.  996).  Ein  zur  Verwendung  ge- 
eignetes Formular  ist  an  anderer  Stelle  abgedruckt  (vergl.  997). 
Zur  Bestellung  eines  Unterbevollmächtigten  wird  der  Regel  nach  der 
Vertreter  nicht  berechtigt  sein,  wenn  ihm  diese  Ermächtigung  nicht 
ausdrücklich  in  der  Vollmacht  ertheilt.  ist  (vergl.  928).  Hinsichtlich 
des  nach  §  23  bestellten  inländischen  Vertreters  bedarf  es  indessen 
einer  ausdrücklichen  Bestimmung  des  Umfanges  der  Vollmacht  nicht; 
die  Erklärung,  dass  derselbe  in  Gemässheit  des  §  23  als  Vertreter 
bestellt  werde,  genügt,  da  der  Umfang  der  Vollmacht  in  diesem 
Falle  gesetzlich  in  unbeschränkbarer  Weise  dahin  festgestellt  ist,  dass 
die  Vertretungsbefugniss  sich  auf  das  gesammte  vor  dem  Patentamt 
stattfindende  Verfahren  erstreckt  (vergl.  920.  922). 

344.  Bestellung  eines  Vertreters  fOr  das  ganze  Verfahren. 

Ein  für  das  ganze  Verfahren  bestellter  Vertreter  ist  befugt, 
sämmtliche  Eingaben  an  das  Patentamt,  welche  in  dem  Verfahren 
erforderlich  werden  können,  Namens  des  Vollmachtgebers  zu  unter- 
zeichnen und  in  dem  mündlichen  Gehör  für  letzteren  aufzutreten 
dergestalt,  dass  seine  schriftlich  und  mündlich  abgegebenen  Er- 
klärungen als  eigene  Erklärungen  des  Vollmachtgebers  gelten.  Ist 
eine  Anhörung  der  Betheiligten  nach  Ansicht  des  Patentamts  erforder- 
lich oder  gesetzlich  vorgeschrieben,  so  genügt  die  Anhörung  des 
Vertreters.  Die  Bestellung  des  Vertreters  schliesst  —  abgesehen 
von  dem  Falle  des  §  23  —  die  Befugniss  des  Vollmachtgebers  zur 
Abgabe  schriftlicher  und  mündlicher  Erklärungen  vor  dem  Patentamt 
nicht  aus.  Das  Patentamt  hat  die  Wahl,  ob  es  die  fiir  den  Voll- 
machtgeber bestimmten  Zustellungen  an  diesen  selbst  oder  an  den 
Vertreter  richten  will;  dies  gilt  auch,  wenn  ein  Vertreter  in  Gemäss- 
heit des  §  23  Absatz  2  bestellt  ist.  Dagegen  sind  im  letzteren  Falle 
nur  die  von  dem  inländischen  Vertreter  unterzeichneten  Eingaben 
und  die  von  diesem  abgegebenen  Erklärungen,  nicht  eigene  Er- 
klärungen des  Vollmachtgebers,  von  dem  Patentamt  zu  beachten, 
sofern  nicht  nach  Lage  des  Falles  der  Vollmachtgeber  neben  dem 
Vertreter  zur  Abgabe  der  Erklärung  befugt  ist  (vergl.  Gareis  Bd.  1 
S.  291.  292,  vergl.  auch  922). 

345.  Eintrag  in  die  Zeichenroile. 

Der  in  Gemässheit  des  §  23  bestellte  Verti-eter  ist  in  die  Zeichen- 
rolle einzutragen,  sonstige  Vertreter,  auch  wenn  ihnen  die  um- 
fassendste Vollmacht  ertheilt  ist,  dagegen  nicht  (vergl.  79). 

346.  Gesetzlicher  Vertreter. 

Personen,  welche  nicht  handlungsfähig  sind,  wie  juristische  und 
bevormundete  Personen,  müssen  sich  durch  ihre  nach  dem  (jesetzo 
hierzu  berufenen  Vertreter,  d.  h.  Vorstand,  Vormund  u.  s.  w.,  ver- 
treten lassen,  welche  ihre  liegitimation  auf  Verlangen  des  Patentamts 
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durch  Vorlage  einer  behördlichen  Bescheinigung  —  z.  B.  Auszug  aus 
dem  Handelsregister  oder  gerichtliche  Bestallung  —  nachzuweisen, 
haben.  Für  mehrere  gesetzliche  Vertreter  gilt  die  Bestimmung  nicht, 
dass  dieselben  sowohl  gemeinschaftlich  als  auch  einzeln  zur  Ver- 
tretung, befugt  sein  müssen;  vielmehr  ist,  wenn  nach  Gesetz  oder 
nach  dem  Statut  einer  juristischen  Person  gemeinschaftliche  Ver- 
ti-etung  vorgeschrieben  ist,  diese  Vorschrift  auch  für  das  Verfahren 
vor  dem  Patentamt  massgebend.  Gleiches  ffilt  hinsichtlich  der  Ver- 
tretung von  Handelsgesellschaften.  Darüber,  durch  wen  eine  juristische 
Person  oder  eine  Handelsgesellschaft  gesetzlich  vertreten  wird,  ent- 
scheidet das  Kecht  des  Sitzes  derselben;  daher  gilt  in  dieser  Hinsicht 
für  ausländische  juristische  Personen  und  Handelsgesellschaften  das 
ausländische  Kecht  (Blum  Ann.  Bd.  5  S.  475  ff.,  Bolze  Bd.  1 
No.  42;  B  ehrend  Handelsrecht  Bd.  1  §  62  N.  6).  Konkursmassen 
werden  durch  den  Konkursverwalter  vertreten. 

347.  Prokurist. 

Der  Prokurist  ist  nach  Art.  42  und  44  des  Handelsgesetzbuchs 
im  Allgemeinen  befiigt,  seine  Firma  in  dem  Verfahren  vor  dem 
Patentamt  zu  vertreten  ^vergl.  Kohl  er  M-R.  S.  310,  Meves  §  2  N.  6). 
Zur  Stellung  des  Löscnungsantrages  auf  Grund  des  §  8  Absatz  1 
ist  indessen  der  Prokurist  ohne  besondere  Vollmacht  nicht  berechtigt 
(vergl.  245). 

348.  Erlöschen  der  Vertretungsbeftigniss. 

Ob  und  wann  die  Vertretungsbefugniss  erlischt,  bestimmt  sich 
nach  dem  bürgerlichen  Recht,  welchem  das  Vollmachtsverhältniss 
überhaupt  unterliegt  (vergl.  bürgerl.  Gesetzbuch  §§  168  ff.).  Dies 
k  ommt  jedoch  in  der  Regel  nur  in  dem  Verhältnisse  des  Vollmacht- 
gebers zu  seinem  Vertreter  in  Betracht;  das  Patentamt  kann  das 
Erlöschen  der  Vertretungsbefugniss  nur  ßann  berücksichtigen,  wenn 
dasselbe  zu  seiner  Kenntniss  gebracht  wird  (vergl.  'bürgerl.  Gesetz- 
buch §  170).  Besonderes  gilt  von  dem  Erlöschen  der  Vertretungs- 
befugniss des  in  Gemässheit  des  §  23  Absatz  2  bestellten  inländischen 
Vertreters  (vergl.  917). 


SU. 

Das  Patentamt  ist  rerpfllchtet,  auf  Ersuchen  der  Be- 
richte Aber  Fragen,  welche  eingetragene  Waarenzeichen  be- 
treffen, Outachten  abzugeben,  sofern  in  dem  gerichtlichen 
Verfahren  von  einander  abweichende  Gutachten  mehrerer 
SachTcrständigen  Torllegen. 

XLI.  Gutachten  des  Patentamts. 

349.  Sachverständiges  Gutachten  Jm  Allgemeinen. 

In  den  Prozessen,  welche  auf  Grund  der  Eintragung  eines 
Waarenzeichens  erhoben  werden,  wird  häufig  die  Vernehmung  von 
Sachverständigen  erforderlich,    wenn    dem  Gericht    oder    der  Staats- 
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anwaltschaft  selbst  die  nötkige  Säclikuüde  fehlte  um  aus  eigener  Er- 
fahrung eine  Entscheidung  zu  treflfen.  Auf  den  Beweiö  durch  8ach- 
verdtftndige  finden  die  Vorschriften  der  §§  367  ff.  der  CiviiprOaiesa- 
Ordnung  und  der  §§  72  ff.  der  Strafprozessordnung  Anwendung.  Ob 
und  inwieweit  das  Gericht  von  der  ihm  nach  den  Prozessordnungen 
zustehenden  Befugniss,  zur  Entscheidung  technischer  Fragen  Sach- 
verständige heranzuziehen,  Gebrauch  machen  will,  ist  frei  in  dessen 
gewissenhaftes  Ermessen  gestellt;  die  Itevisiön  ist  nicht  zulässig, 
wenn  das  Gericht  solche  Fragen  aus  eigener  Wissenschaft  entschieden 
hat.  .Die  Erstattung  eines  Sachverständigengutachtens  b^äoltigt 
nicht  das  Kecht  und  die  Pflicht  des  Gerichts  zur  freien  ße- 
weiswttrdigung;  das  Gericht  ist  daher  an  die  ihm  ertheilten  Gut- 
achten nicht  gebunden  (Str.  Bd.  26  S.  327.  328,  Rechtspr.  Bd.  3 
S.  96  ff.).  Namentlich  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  es  sich  um 
die  Anwendung  des  §  20  des  Gesetzes  handelt,  wird  die  Entschei- 
dung öfters  von  dem  Gutachten  Sachverständiger  abhängen,  da  die 
Verwechslungsgefahr  regelmässig  nach  dem  Bilde,  welches  das 
Zeichen  im  Verkehre  gewährt,  und  nach  den  Anschaimngen  der  be- 
theiligten Verkehrskreise  —  nicht  nur  nach  der  Erscheinung,  in  der 
das  Zeichen  dem  Gericht  sich  darstellt  —  zu  beurtlieilen  ist  (vergl. 
835.  873  ff.).  Abgesehen  hiervon  kann  bei  Anwendung  des  §  9 
No.  3  und  des  §  13  die  Hülfe  von  Sachverständigen  in  Anspnich 
genommen  werden,  um  festzustellen,  ob  die  in  einem  Waarenzeichen 
enthaltenen  Angaben  als  trügerische  oder  als  Angaben  über  Art, 
Zeit  und  Ort  der  Herstellung,  über  die  Beschaffenheit,  über  die  Be- 
stimmung, über  Preis-,  Mengen-  oder  Gewichts  Verhältnisse  anzusehen 
sind.  Endlich  werden  häufig  nur  Sachverständige  beurtlieilen  können, 
ob  Waaren  als  gleichartige  im  Sinne    des  Gesetzes    sich    darstellen. 

350.  Voraussetzungen  fGr  das  Gutachten  des  Patentamts. 

Das  Patentamt  ist  in  allen  diesen  Fällen,  wenn  es  sich  um  die 
Begutachtung  eingetragener  Waarenzeichen  handelt,  auf  Grund 
seiner  im  Anmelde-  und  Lösch ungs verfahren  gesammelten  Erfahrungen 
besser  als  jeder  andere  Sachverständige  in  der  Lage,  ein  Gutachten 
abzugeben.  Aus  diesem  Grunde  und  um  dem  Patentamte  die  ihm 
gebührende  Einwirkung  auf  die  Rechtsprechung  zu  sichern,  soll  das 
Patentamt  die  Befugniss  und  die  Pflicht  haben,  im  gerichtlichen  Ver- 
fi^ren  Gutachten  zu  ertheilen;  indessen  ist,  um  eine  Ueberlastung 
der  Behörde  zu  verhindern,  das  Recht  und  die  Verpflichtung  des 
Patentamts  zur  Ertheilung  von  Gutachten  auf  den  Fall  beschränkt, 
dass  bereits  von  einander  abweichende  —  d.  h.  in  ihren  Ender- 
gebnissen, nicht  nur  in  der  Begründung,  abweichende  —  Gutachten 
mehrerer  anderer  Sachverständiger  vorliegen.  Die  'Fhätigkeit  des 
Patentamts  darf  nicht  in  Anspruch  genommen  werden,  wenn  die  Ver- 
letzung eines  Namen-,  Firmen-  oder  Waarenausstattungsrechts  oder 
ein  Vergehen  gegen  §  16  in  Frage  steht.  Gleichgültig  ist  es  anderer- 
seits, (ih  das  Waarenzeichen,  auf  welches  die  Begutachtung  sich  be- 
zieht, in  der  Zeichenrolle  oder  ob  dasselbe  noch  in  den  früheren 
Zeich enregistem  eingetragen  steht  (anders  Seligsohn  §  11  N.  1). 
Das  Gesetz  macht  in  dieser  Hinsicht  keinen  Unterschied;  auch  er- 
streckt sich  die  Thätigkeit  des  Patentamtes,  insbesondere  bei  An- 
wendung der  §§  5  und  6,  auf  die  Prüfung  der  noch  in  die  früheren 
Zeichenregister    eingetragenen    Zeichen.      Zeichen,    welche    in    aus- 
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ländischen  Zeichenregistem  eingetragen  sind,  kommen  dagegen 
hier  nicht  in  Betracht  (vergL  Seligsohn  §  11  N.  1).  Hinsichtlich 
der  noch  nach  älterem  Recht  geschützten  Zeichen  kann  sich  die 
Begutachtung  auch  auf  die  Voraussetzungen  der  Wirksamkeit  der 
Eintragung  erstrecken,  z  B.  oh  das  Zeichen  ein  Freizeichen  ist,  ob 
dasselbe  ausschliesslich  in  Zahlen,  Buchstaben  oder  Worten  besteht, 
oder  ob  es  ein  öffentliches  inländisches  Wappen  .oder  eine  Nach- 
ahmung eines  solchen  enthält  (vergl.  358).  Im  Uebrigen  darf  sich 
—  wie  der  Sachverständigenbeweis  überhaupt  —  das  Gutachten  nur 
auf  thatsächliche,  niemals  dagegen  auf  rechtliche,  Fragen  erstrecken. 
Zuständig  für  die  Erstattung  des  Gutachtens  ist  die  Beschwerde- 
abtheilnng  I  des  Patentamts;  es  genügt  zu  deren  Beschlussfähigkeit 
die  Anwesenheit    von    drei  Mitgliedern  (V-0.    v.  30/6  94  §§  2  &  3). 

351.  Gerichtliches  Verfahren  und  gerichtliches  Ersuchen. 

Der    Ausdruck  ^gerichtliches  Verfahren"    besagt,    dass    privatim 
dem     Anzeiger,    Kläger,    oder    dem    Beschuldigten,    Beklagten,    von 
Sachverstänaigen  abgegebene  Gutachten  noch  nicht  genügen,  um  das 
Recht  und   die  Pflicht    des  Patentamtes    zur  Abgabe  eines  Obergut- 
achtens, wenn  diese  Privatgutachten  von  einander  abweichen,  zu  be- 
gründen; vielmehr  kommen  nur  solche  Gutachten  in  Betracht,  welche 
von  gerichtlich  bestellten  Sachverständigen  dem  Gerichte  erstattet 
sind.     Dass  diese  Gutachten  schon  beeidet   seien,    ist  dagegen  nicht 
nothwendig  (vergl.  Stenglein    zu  Pat.-Ges.   §  18  N.  1).     Der  §  11 
findet    nicht    nur  im  Civilprozesse,    sondern    auch    im  Strafverfahren 
Anwendung,    und  in  letzterem  nicht  nur  im  Hauptverfahren,  sondern 
auch  in    der  Voruntersuchung  und  dem   der  öffentlichen  Klage  vor- 
angehenden   Ermittel ungs verfahren    (Seligsohn    §   11  N.    1,    vergl. 
Civ.  Bd.  6  S.  338).     Berechtigt,    die  Erstattung    des  Gutachtens  zu 
verlangen,    sind    ^die    Gerichte",    nicht    etwa    Privatpersonen    oder 
sonstige  Behörden,  z.  B.  nicht  die  Verwaltungsbehörden  im  Falle  des 
§  17.     In  Strafsachen  steht  den  Gerichten  —  d.  h.  der  erkennenden 
Strafkammer,     der    über     die    Eröffnung     des    Hauptverfahrens    be- 
schliessenden    Kammer,    dem    Untersuchungsrichter    und    dem  Amts- 
richter im  vorbereitenden  Verfahren  —  die  Staatsanwaltschaft  gleich, 
trotzdem  der  Wortlaut  des  Gesetzes  hiergegen   zu  sprechen  scheint. 
Denn    es  muss  in   dieser  Hinsicht  in  Zeichensachen  Gleiches   gelten 
wie    in    Patent-   und  Gebrauchsmustersachen,    zumal    der    §    18    des 
Patentgesetzes    denselben  Wortlaut    hat  wie   der  §   11  des  Zeichen- 
gesetzes.    In  Patent-  und   Gebrauchsmusterangelegenheiten    ist    dem 
Patentamt  allgemein  die  Ermächtigung,    auch   der  Staatsanwaltschaft 
Gutachten    zu    erstatten,    ertheilt    worden    (Seligsohn  §   11    N.    1, 
vergl.  Stcnglein  zu  Pat-Ges.  §  18  N.  1,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  4). 
Im  Uebrigen  sind  unter   dem  Ausdnick  „Gerichte"  selbstverständlich 
nur  deutsche  Gerichte  zu  verstehen,  da  nur  deutsche  Gerichte  über 
die  Verletzung  eines    in  Deutschland  eingetragenen  Waaren Zeichens 
Entscheidung  treffen  können. 

352.  Verpflichtung  des  Gerichte  zur  Einholung  und  Beachtung  des 

Gutachtens. 

Das  Gericht  kann  das  Gutachten  des  Patentamts,  wenn  die 
Voraussetzungen  des  §  11  vorliegen,  einholen,  ist  aber  hierzu  nicht 
verpflichtet.   Wird  ein  dahin  gehender  Partheiantrag  abgelehnt,  so  liegt 
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hierin  keine  zur  Begründung  der  Revision  geeignete  Gesetzesver- 
letzong,  insbesondere  keine  Verletzung  des  §  83  der  Strafprozess- 
ordnung (Rechtspr.  Bd.  3  S.  96  ff.,  Str.  Bd.  25  S.  327.  328).  Durch 
die  Erstattung  des  Gutachtens  wird  die  Verpflichtung  des  Gerichts, 
nach  freier  Beweiswürdigung  zu  entscheiden,  nicht  berührt;  das 
Gericht  ist  daher  an  die  in  dem  Gutachten  ausgesprochene  Ansicht 
nicht  gebunden  (Mot.  zu  §  10,  Str.  Bd.  25  S.  327.  328). 

353.  Form  des  Gutachtens. 

Das  Gutachten  des  Patentamts  wird  in  der  ftir  die  schriftlichen 
Erlasse  der  Behörde  überhaupt  vorgeschriebenen  Form  erstattet. 
Die  prozessrechtlichen  Vorschriften  über  Sachyerst&ndigenbeweis  finden 
keine  Anwendung,  insbesondere  nicht  die  Bestimmungen  über  persön- 
liche Vernehmung  und  Vereidigung  von  Sachverständigen  (Civ. 
Bd.  6  S.  338,  vergl.  Stenglein  zu  Pat.-Ges.  §  18  N.  2).  Das 
Gericht  kann  zwar  nach  §  255  der  Strafprozessordnung  das  Patent- 
amt ersuchen,  eines  seiner  Mitglieder  mit  der  Vertretung  des  Gut- 
achtens in  der  Ilauptverhandlung  zu  beauftragen;  indessen  ist  das 
Patentamt  nicht  verpflichtet,  diesem  Ersuchen  stattzugeben,  und  wird 
dies  auch  in  der  Regel  nicht  thun  (vergl.  Stenglein  zu  Pat.-Ges. 
§  18  N.  3). 

354.  Ertheilung  von  Gutachten  an  Privatpersonen ;  Beamte  des  Patent- 
amts als  Sachverständige. 

Abgesehen  von  dem  Falle  des  §  11  ertheilt  das  Patentamt  Gut- 
achten weder  an  die  Behörden  noch  auch  an  Private  (P.  M.  & 
Z-Bl.  Bd.  1  S.  2B4).  Auch  den  einzelnen  Beamten  des  Patentamts 
ist  nach  einer  Bekanntmachung  des  letzteren  vom  6.  Januar  1882 
die  Abgabe  gutachtlicher  Aeusserungen  an  Privatpersonen  untersagt 
(Seligsohn  §  11  N.  4).  Dagegen  kann  ein  einzelner  Beamter  des 
Patentamts  wohl  seitens  des  Gerichts  als  Sachverständiger  bestellt 
werden.  Dessen  Vernehmung  darf  jedoch  dann  nicht  stattfinden, 
wenn  seine  vorgesetzte  Behörde  erklärt,  dass  die  Vernehmung  den 
dienstlichen  Interessen  Nachtheile  bereiten  würde.  Im  Civilprozesse 
ist  der  als  Sachverständiger  bestellte  Beamte  berechtigt,  die  Be- 
antwortung solcher  Fragen  zu  verweigern,  welche  ohne  Verletzung 
•der  Amtsverschwiegenheit  nicht  beantwortet  werden  können;  im 
Strafprozesse  darf  der  Beamte  Über  solche  Umstände  überhaupt  nur 
mit  Genehmigung  seiner  vorgesetzten  Dienstbehörde  vernommen 
werden  (§§  373,  348  No.  6  der  Civilprozessordnung,  §§  76,  53  der 
Strafprozessordnung). 


»  12. 

Die  Eintragung  eines  Wanrenzeiehens  hat  die  Wirkung, 
dass  dem  Eingetragenen  aussehllesslieh  das  Keelit  zusteht, 
Waaren  der  angemeldeten  Art  oder  deren  Verpackung  oder 
IJmhiUlung  mit  dem  Waarenzeichen  zu  yersehen,  die  so 
l^ezeiehneten  Waaren  in  Verkehr  zu  setzen,  sowie  auf  An- 
kfindigungen,  Preislisten,  CresehSftshriefen,  Empfehlungen, 
Beehnungen  oder  dergleichen  das  Zeichen  anzubringen. 


240  §  12.    XLn.    Wirkung  der  Eintragung. 

Im  Falle  der  LOschnng  kSnneii  für  die  Zelt,  In  weleher 
ein  Rechtsgrund  für  die  LSschung  frUier  bereits  Torgelegen 
hat,  Rechte  aas  der  Eintragung  nicht  mehr  geltend  gemacht 
werden. 

XLn.  Wirkung  der  Eintragung. 

355.  Erwerb  des  Zeichenrechtes. 

Die  Eintragung  eines  Waarenzeichens  hat  die  Wirkung,  dass 
der  als  Inhaber  Eingetragene  die  ausschliessliche  Befiigniss  hat,  das 
Zeichen  behufs  Bezeichnung  derjenigen  Waaren,  für  welche  es  be- 
stimmt ist,  zu  gebrauchen.  Dieses  ausschliessliche  Gebrauchsrecht 
des  eingetragenen  Inhabers  wird  allein  durch  die  Eintragung  be- 
gründet, nicht  schon  durch  die  Anmeldung  oder  den  thatsächlichen 
Gebrauch  des  Zeichens,  selbst  wenn  in  Folge  des  letzteren  das 
Zeichen  innerhalb  betheiligter  Verkehrskreise  als  Kennzeichen  der 
Waaren  des  thatsächlichen  Benutzers  bekannt  geworden  ist.  Ohne 
Eintragung  besteht  nie  ein  Ausschliessungsrecht  gegenüber  Dritten, 
d.  h.  nie  ein  Recht,  Andere  ohne  Rücksicht  auf  ein  etwaiges  Ver- 
schulden an  der  Annahme  und  dem  Gebrauche  des  Zeichens  zu 
hindern,  vielmehr  nur  unter  den  in  §  15  angegebenen  Voraussetzimgen 
ein  Anspruch  darauf,  dass  das  Zeichen  nicht  zum  Zwecke  unlauteren 
Wettbewerbes  benutzt  werde,  und  unter  den  besonderen  Voraus- 
setzungen des  §  9  Absatz  2  ein  Anspruch  auf  Löschung.  Dem- 
gemä'ss  kann  auch  der  Inhaber  eines  im  Verkehre  bereits  bekannten 
—  aber  noch  nicht  eingetragenen  —  Zeichens  sich  gegenüber  dem- 
jenigen, welcher  dasselbe  Zeichen  später  für  sich  hat  eintragen  lassen, 
nicht  auf  seinen  früheren  Besitzstand  berufen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2 
S.  189,  vergl.  Civ.  Bd.  3  S.  71,  vergl.  auch  374).  Das  Recht  auf  das 
Zeichen  und  aus  dem  Zeichen  wird  allein  erzeugt  durch  den  for- 
malen Akt  der  Eintragung;  die  letztere  ist  nicht  etwa  nur  beurkun- 
dender Natur  und  nicht  etwa  nur  dazu  bestimmt,  ein  schon  früher 
begründetes  Recht  zu  erhalten  oder  seinem  Umfange  nach  festzustellen. 

356.  Mängel  in  den  Voraussetzungen  der  Eintragung. 

Wegen  ihrer  formalen  Natur  äussert  die  Eintragung  eines 
Waarenzeichens  ihre  Wirkung  —  abgesehen  von  den  später  zu  er- 
örternden Fällen,  in  welchen  dieselbe  kraft  gesetzlicher  Vorschrift 
ausgeschlossen  ist  —  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dem  Anmelder  ein 
rechtlicher  Anspruch  auf  Zeichenschutz  zustand,  d.  h.  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  das  Zeichen  oder  dessen  Anmeldung  den  gesetzlichen 
Anforderungen  entsprach.  Jede  Eintragung  eines  Waarenzeichens, 
auch  diejenige,  welche  hätte  versagt  oder  beanstandet  werden  müssen, 
oder  welche  wegen  nach  der  Eintragung  hervorgetretener  Umstände 
gelöscht  werden  kann,  schliesslich  auch  die,  welche  aus  civilrecht- 
lichen  Gründen  als  ein  unberechtigter  Eingriff  in  fremde  Rechte  oder 
als  eine  Verletzung  vertragsmässiger  Verpflichtungen  sich  darstellt, 
soll  die  gesetzliche  Wirkung  haben  (Mot.  zu  §  11,  P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  2  S.  188,  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  248,  Schanze  in  ZgR.  D.  S.  166  ff.). 
Diese  Wirkung  der  Eintragung  bleibt  bis  zur  Löschung  bestehen; 
sie  wird  erst  durch  die  letztere  beseitigt.  Indessen  können,  wenn 
die  Löschung  erfolgt  ist,    deren  Wirkungen  auf  einen  früheren  Zeit- 
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-ptinkt  zurückbezogen  werden  (vergl.  480  fF.).  Eine  Nachprüfung,  ob 
die  Eintragung  recht sbestündig  ist,  kann  demnach  nur  im  Löschungs- 
verfahren erfolgen,  wenn  solches  von  dem  Patentamt  von  Amtswegen 
oder  von  dem  Gericht  auf  erhobene  Klage  oder  Widerklage  ein- 
geleitet ist,  nicht  dagegen  im  Civil-  oder  Strafverfahren  vor  den  Ge- 
jichten,  wenn  es  sich  lediglich  um  die  Verfolgung  von  Eingriffen  in 
<las  Recht  handelt  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  75.  188,  anders 
3feves  II.  S.  88.  89). 

Die  Regel,    dass  jede  Eintragung,    auch    wenn*  dieselbe    hStte 
irersagt  werden    müssen,    die    gesetzliche  Wirkung    haben    soll,    gilt 
ausnahmslos.     Daher    kann    der   Eintragung    selbst    dann    nicht    die 
"Wirkung  abgesprochen  werden,    wenn  —  sei  es  versehentlich   sei  es 
.auf  Grund  eines  Staats  Vertrages    oder  nach  §  24  auf  Grund    älteren 
Jandesgesetzlichen  ■  Schutzes  —    eine   Waarenbezeichnung    zur  Ein- 
tragung gelangt  ist,  welche  dem  gesetzlichen  Begriffe  eines  Waaren- 
'zeichens  nicht  entspricht,  obwohl    der  Wortlaut    des  Gesetzes,    nach 
welchem  die  Eintragung  „eines  Waarenz eiche ns"  die  in  §  12  'be- 
stimmte W^irkung  haben  soll,  in  dieser  Hinsicht    zu  Zweifeln  Anlass 
geben  könnte  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.    2    S.    188,    Finger   §    12  N.   4). 
Denn  das  Patentamt  ist  ausschliesslich  befugt,  darüber  zu  erkennen, 
>ob    eine.  Waarenbezeichnung    die    Eigenschaft    eines  eintragsfähigen 
WTaarenzeichens   hat.     Dagegen    kann    der  Umstand,    dass    eine  Be- 
.zeichnung    zur  Eintragung    gelangt    ist,    welche    dem  Begriffe    eines 
Waarenzeichens  nicht  entspricht,  aus  einem    anderen  Gesichtspunkte 
.auf  die  Wirksamkeit  der  Eintragung  von  Einfluss    sein.     Denn    den 
•Gerichten,  welche  Übei*haupt  über  den  Umfang    des  durch  eine  Ein- 
tragung gewährten  Schutzes    zu  entscheiden    haben,    steht    die  Be- 
.fugniss  zu,    der -Eintragung  die  Wirkung  gegenüber    demjenigen    zu 
versagen,  welcher  ein  eingetragenes  Zeichen  nicht  als  Waarenzeichen 
sondern    zu    sonstigen   Zwecken    benutzt.     Diese  Befugniss    der  Ge- 
richte   findet    ihre  Begründung    darin,    dass    das  Recht    an  Waaren- 
bezeichnungen  überhaupt,  und  insbesondere  an  Waarenzeichen,  nicht 
ein  —    dem  Eigenthum    an    körperlichen    Sachen    ähnliches  —  aus- 
schliessliches Gebrauchsrecht,  sondern  nur  ein  Verbietungsrecht  gegen- 
über einer  die  Verwechselung  in  Bezug  auf  die  Herkunft  von  Waaren 
-ermöglichenden    Benutzung    gewährt    (vergl.  5).     Demnach    tritt    die 
<rivilrechtliche  und  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  desjenigen,  welcher 
ein  eingetragenes  Zeichen  benutzt,  nicht  ein,   wenn  diese  Benutzung 
nicht  eine  waarenzeichenmässige  ist,  d.  h.  nicht  zum  Zwecke  der 
Bezeichnung  der  Herkunft    von  Waaren    aus  einem    bestimmten  Ge- 
schäftsbetriebe   sondern    zu    anderen    Zwecken    erfolgt    (P.  M.&Z-Bl. 
Bd.  2  S.  188  ff.,    Reuling    Zeitungstitel  S.  5).     Hiernach    ist    trotz 
der  Eintragung    eines   Zeichens,    welches    in  Wirklichkeit    nicht    ein 
Waarenzeichen  sondern  ein  Geschäfts  zeichen  ist,  oder  doch  als  ein 
-solches  benutzt  werden  kann,    Niemand  gehindert,    das  eingetragene 
Zeichen  zur  Bezeichnung  eines  geschäftlichen  Unternehmens,  z.  B. 
einen  als  W^aaren zeichen  eingetragenen  Zeitungstitel  zur  Bezeichnung 
eines  Zeitungsuntemehmens,   zu  benutzen  (P.  M;&Z-B1.  Bd.  2  S.  188 
ff.,  Reuling  Zeitungstitel  S.  6  ff.,  vergl.  30).    Ob  ein  Waarenzeichen^ 
welches  auch  Geschäfts  zeichen    sein    kann,    im    einzelnen  Falle    als 
AVaaren zeichen  oder  als  Geschäftszeichen  benutzt  ist,  kann  dann  zu 
Zweifeln  Anlass  geben,  wenn  die  Bezeichnung  ausschliesslich  auf  An- 
JkÜndignngen  verwendet  wird.     In  derartigen  Zweifelfällen    ist    unter 
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entsprechender  Anwendung  der  für  die  Firma   geltenden  Kegeln    ztr 
entscheiden  (vergl.  562).  .Ist  eine  Waarenbezeichnung  in    die  Roll» 
eingetragen,     welche    ihrer     äusseren     Gestaltung     nach     nicht 
Waarenzeichen  sein  kann,    so  ist  für  jeden   Anderen    als  den    Ein- 
getragenen   unzulässig     nur     die    Benutzung     der    Darstellung    des^ 
Zeichens  in  derjenigen  Form,  in  welcher  sie  in  die  Rolle  eingetragnen, 
ist,  nicht  jeder  sonstige  Gebrauch  überhaupt.     Daher  handelt,    wena 
eine  Art  der  Verpackung  in  die  Rolle  eingetragen  ist,  nur  der  wider- 
rechtlich, welcher  die  graphische,  in  die  Rolle   eingetragene.  Dar— 
Stellung    nachahmt,    nicht    aber    der,    welcher    die    Verpackung    in 
plastischer  Form  zur  Annahme  von  Waaren  benutzt.     In  ähnlicher 
Weise  ist  es  nicht  ohne  Weiteres  unstatthaft,    eine    in    verschiedene^ 
gesonderte  Bestandtheile  zerlegbare  Bezeichnung  —  trotz  deren  Ein- 
tragung zu  Gunsten  eines  Anderen  —  zum  Zwecke  der  Ausstattung  der 
Waare  oder  Verpackung  auf  verschiedenen  Seiten  derselben  anzu- 
bringen (vergl.  15).     Eine  besondere  Anwendung  der  hier  erörterten 
Regel  findet  sich  in  §  13,  indem  danach  durch  die  Eintragung  eines 
Waaren  Zeichens,  welches  eines  der  in  §.  4  No.  1  wegen  mangelnder 
Unterscheidungskraft   von   der  Eintragung    ausgeschlossenen    Wörter 
enthält.  Niemand  gehindert  wird,  das  betreffende  Wort  zur  Waaren- 
bezeichnung, d.  h.  zum  Zwecke  der  Beschreibung  von  Waaren,  eu 
benutzen    oder     sonst     im     geschäftlichen  Verkehr     zu    -gebrauchen 
(vergl.  490). 

Was  die  Freizeichen  anlangt,  so  sind  dieselben  allerdings  nicht 
Waarenzeichen  im  engeren  Sinne,  insofern  als  sie  nicht  dazu  ge- 
eignet sind,  die  Waaren  eines  bestimmten  Geschäftsbetriebes  von 
anderen  Waaren  zu  unterscheiden  (vergl.  20).  Indessen  ist,  wenn 
ein  Freizeichen  zu  Gunsten  eines  Einzelnen  in  die  -Zeichenrolle  als 
Waarenzeichen  eingetragen  ist,  dasselbe  damit  bis  zur  Löschung^ 
als  ein  waarenzeichenmässiges  Unterscheidungsmerkmal  gekenn- 
zeichnet, so  dass  dessen  Benutzung,  gleichviel  durch  wen  sie  erfolgt,, 
sich  immer  als  eine  waarenzeichenmässige  darstellt.  Demnach  kann 
gegenüber  der  Eintragung  eines  Freizeichens  der  Einwand  der  Un- 
wirksamkeit nicht  erhoben  wefden.  Dies  gilt  auch  dann,  wenn  ein 
Freizeichen,  welches  in  einem  Fantasiewort  besteht,  zur  Eintragung^ 
gelangt  ist     (G.  R.  *  U.  R.  I.  S.  248). 

357.    Wirkung  der  Eintragung  nach  dem  Gesetze 
vom  30.  November  1874. 

Die  erörterte  formale  Wirkung  hat  nur  die  Eintragung  eines 
Waaren  Zeichens  in  die  Zeichenrolle,  nicht  die  auf  Grund  des  früheren 
Gesetzes  vom  30.  November  J874  erfolgte  Eintragung  eines  Zeichens 
in  die  auf  Grund  des  letzteren  Gesetzes  gefiihrten  Register.  Auf 
die  noch  in  diese  älteren  Register  eingetragenen  ,  und  nicht  in  die 
neue  Zeichenrolie  Übertragenen  Zeichen  finden  nach  §  24  Absatz  1 
die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  noch  bis 
zum  1.  Oktober  1898  Anwendung.  Der  Erwerb  der  ausschliesslichen 
Beiiigniss  znm  Gebrauche  des  Zeichens  zur  Bezeichnung  bestimmter 
Waaren  knüpft  sich  nach  dem  älteren  Rechte  an  die  Anmeldung  des 
Zeichens  zum  Zeichenregister,  nicht  an  die  Eintragung,  welche  nur 
dazu  bestimmt  ist,  die  geschehene  Anmeldung  zu  beurkunden(R-0-H> 
Bd.  24  S.  79,  Civ.  Bd.  3  S.  70).  Die  Anmeldung  und.  die  darauf- 
hiB  erfolgte  Eintragung  haben  nach  dem  älteren  Rechte   die  gesetz- 
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liehe  Wirkung  nur  dann,  wenn  das  Waarenzeichen  den  im. Gesetze 
vom  30.  November  1874  gestellten  Anforderungen  entspricht;  hier- 
nach ist.  die  Eintragung,  wenn  solche  nach  dem  Gesetze  unstatthaft 
-war,  völlig  unwirksam  (Ges.  v.  30/11  74  §  10  Absatz  2).  Dem- 
gemäss  hat  das  Gericht  —  und  zwar  sowohl  im  Civil-  als  im  Straf- 
verfahren —  wenn  es  sich  um  die  Verletzung  eines  noch  in  die  finiheren 
Kegister  eingetragenen  Zeichens  handelt,  stets  zu  prüfen,  ob  die 
Voraussetzungen  vorliegen,  unter  welchen  das  Zeichen  nach  dem 
Gesetze  vom  30.  November  1874  Anspruch  auf  Schutz  hat;  die 
Schutzberechtigung  wird  nicht  ohne  Weiteres  durch  die  Thatsache 
der  Eintragung  dargethan.  Diese  richterliche  Nachprüfungspflicht 
wird  zwar  in  der  Regel  nur  bei  erhobenem  Einwand  einzutreten 
haben,  indessen  ist  dieselbe  auch  von  Amtswegen  zu  beobachten, 
wenn  die  Mängel  der  Schutz berechtigung  ohne  Weiteres  ersichtlich 
sind,  oder  in  der  Verhandlung  Umstände  hervortreten,  welche  zu 
Zweifeln  in  dieser  Hinsicht  Anlass  geben  (Civ.  Bd.  3  S.  70,  Str. 
Bd.  10  S.  363.  354,  Str.  Bd.  14  S.  64,  Str.  Bd.  20  S.  79). 

358.  Fftlie,  in  welchen  die  Eintragung  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 

30.  November  1874  unwirksam  Ist 

Ohne  Wirkung  igt  nach  dem  Gesetze  vom  30.  November  1874 
die  Eintragung:  a.  wenn  das  Zeichen  seiner  äusseren  Gestaltung  nach 
nicht  dem  Begriffe  eines  Waaren Zeichens  entspricht  (Civ.  Bd.  18 
S.  86,    Civ.  Bd.  19    S.  174.  175,    Str.    Bd.  26    S.  393,   vergl.    14); 

b.  wenn  das  Zeichen  ausschliesslich  in  Zahlen,  Buchstaben  oder 
Worten  besteht,  oder  wenn  dasselbe  öffentliche  —  inländische  — 
Wappen  oder  Aergerniss  erregende  Darstellungen  enthält  (Ges.  v. 
30/11  74. §  3  Absatz  2,  R-O-H.  Bd.  24  S.  294  ff.,  Civ.  Bd.  3  S.  70, 
Str.  Bd.  10  S.  354,    Str.  Bd.  17  S.  85  ff.,  Bolze  Bd.  18  No.  113); 

c.  wenn  das  Zeichen  zu  Gunsten  eines  Anderen  früher  angemeldet 
war    (Ges.  v.  30/11    74  §§  8  &  11,    vergl.  Bolze  Bd.  10  No.  157); 

d.  wenn  das  Zeichen  zu  Gunsten  eines  Anderen  landesgesetzlich 
geschützt  war  oder  bis  zum  Beginne  des  Jahres  1875  im  Verkehr 
allgemein  als  Kennzeichen  der  Waaren  eines  bestimmten  Gewerbe- 
treibenden gegolten  hat,  sofern  die  Anmeldung  zu  Gunsten  des 
landesgesetzlich  geschützten  oder  im,  Verkehr  allgemein  anerkannten 
Inhabers  vor  dem  1.  Oktober  1875  bewirkt  ist  (Ges.  v.  30/11  74  §  9, 
Civ.  Bd.  3  S.  71);  e.  wenn  ein  Freizeichen  vorliegt  (Ges.  v.  30/11  74 
§  10  Absatz  2,  Civ.  Bd.  24  S.  75,  ZgR.  IV.  S.  256,  vergl.  93  ff.);  f.  b^i 
Zeichen  von  Gewerbetreibenden,  welche  im  Inlande  eine  Handels- 
niederlassung nicht  besitzen,  wenn  die  Voraussetzungen  des  §  20  des 
älteren  Gesetzes  nicht  erfüllt  sind,  d.  h.  wenn  entweder  die  hierin 
vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  nicht  beobachtet  sind,  oder  eine 
Schutzberechtiffung  hiemach  überhaupt  nicht  besteht  (R-O-H.  Bd.  24 
S.  79,  Civ.  Bd.  22  S.  93  ff.,  Str.  Bd.  11  S.  235).  Streitig  ist  nach 
älterem  Becht,  ob  die  Eintragung  eines  Zeichens  Wirkung  hat,  wenn 
bei  dessen  Anmeldung  nicht  die  gesetzlich  oder  durch  Verordnung 
vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  beobachtet  waren.  Aus  §  10  Absatz  2 
des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  wird  zu  entnehmen  sein,  dass 
nur  ein  Mangel  in  den  materiellen  Voraussetzungen  der  Schutz- 
berechtigung—  abgesehen  von  der  oben  unter  lit.  f.  erörterten  Ausnahme 
—  die  Eintragung  wirkungslos  macht,  dass  also  die  formalen  Mängel 
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der    Anvieldung    durch    die    Eintragung    gedeckt     werden     (Kohl er 
M-R.  S.  310,  anders  Endemann  in  Busch  Bd.  32  S.  36). 

Das  Hecht  aus  der  Anmeldung  eines  Zeichens  zu  den  früher 
geführten  Hegistern  erlischt  nicht  erst  mit  der  Löschung,  sondern 
bereits  mit  der  Rücknahme  der  Anmeldung  sow'ie  mit  dem  Eintritte 
eines  Löschungsgrundes  (vergl.  243 j. 

359.  Inhalt  desZeichenrechtds  im  Allgemdinen. 

Der  Inhalt  der  ausschliesslichen  Befugniss  des  Eingetragenen 
geht  allgemein  dahin,  dass  derselbe  befugt  ist,  gegen  jede  Be- 
einträchtigung im  ungestörten  Genüsse  seines  Zeichens,  sei  es  im 
Wege  der  Klage  sei  es  im  Wege  der  Einrede  gegenüber  einer  gegen 
ihn  angestrengten  Klage,  die  Hülfe  der  Behörden  in  Anspruch  zu 
nehmen.  Eine  Beeinträchtigung  des  Eingetragenen  liegt  nicht  nur 
dann  vor,  wenn  ein  Anderer  genau  das  gleiche  Zeichen  zur  Be- 
zeichnung der  Herkunft  genau  derselben  Waaren,  für  welche  das 
Zeiclien  des  Eingetragenen  bestimmt  ist,  benutzt;  vielmehr  ist  eine 
Störung  des  durch  die  Eintragung  begründeten  Rechtes  schon  dann 
begangen,  wenn  in  beiden  Richtungen  —  d.  h.  sowohl  mit  Rücksicht 
auf  das  Zeichen  als  mit  Rücksicht  auf  die  Waaren,  flir  welche  das 
Zeichen  bestimmt  ist — die  Möglichkeit  einer  Verwechslung  im  Verkehre 
und  damit  die  Gefahr  einer  Täuschung  des  Publikums  über  die  Her- 
kunft der  Waare  besteht.  Es  darf  demnach  ein  Anderer  auch  nicht 
ein  anderes  Zeichen,  welches  im  Verkehre  mit  dem  eingetragenen 
Zeichen  verwechselt  werden  kann,  zum  Zwecke  der  Bezeichnung  von 
Waaren  der  angemeldeten  Art  gebrauchen  (vergl.  §  20).  Desgleichen 
genügt  in  Betreff  der  Waaren  die  Möglichkeit  einer  «Verwechslung 
dergestalt,  dass  das  Zeichen  auch  nicht  zur  Bezeichnung  von  Waaren, 
welche  denjenigen  Waaren,  für  die  das  eingetragene  Zeichen  bestimmt 
ist,  gleichartig  sind,  durch  Andere  benutzt  werden  darf  (vergl.  28). 
Eine  Verpflichtung  des  Berechtigten  zum  Selbstgebrauche  des  Zeichens 
besteht  nicht  (vergl.  43). 

360.  Inhalt  des  Zeichenrechtes  im  Einzelnen. 

Im  Einzelnen  besteht  der  Inhalt  der  ausschliesslichen  Befugniss 
des  Eingetragenen  darin:  a.  dass  der  Eingetragene  gegen  die  Ein- 
tragung eines  gleichen  oder  ähnlichen  Zeichens  zu  Gunsten  eines 
Anderen  in  Gemässheit  des  §  5  Widerspruch  und;  b.  falls  die  Ein- 
tragung erfolgt  ist,  nach  g  ^  ^o.  1  die  Löschungsklage  erheben  kann 
(vergl.  188.  290) ;  c.  dass  der  Eingetragene  Anderen  untersagen  kann, 
Waaren  der  angemeldeten  Art  oder  deren  Verpackung  oder  Umhüllung 
mit  dem  eingetragenen  Zeichen  zu  versehen,  die  so  bezeichneten 
Waaren  iti  Verkehr  zu  setzen  sowie  auf  Ankündigungen  u.  s.  w.  das 
Zeichen  anzubringen;  und  d.  falls  eine  dieser  Handlungen  wissentlich 
oder  aus  grober  Fahrlässigkeit  begangen  wurde,  entschädigungs- 
berechtigt  ist  (§  14);  e.  dass  der  Eingetragene,  wenn  die  Handlung' 
wissentlich  begangen  wurde,  einen  Anspruch  auf  Strafverfolgung  und 
Busse  hat  (§§  14  &  18);  f.  dass  endlich  derselbe  berechtigt  ist,  gegen 
Jeden,  welcher  in  sonstiger  Weise  ihn  im  Genüsse  seines  Rechtes  stört, 
z.  B.  ^egen  den,  welcher  die  ausschliessliche  Befugniss  zur  Benutzung* 
desselben  Zeichens  für  sich  in  Anspruch  nimmt  oder  dem  Einge- 
tragenen das  Recht  auf  dasselbe  bestreitet,  gerichtliche  Hülfe  in 
Anspruch  zu  nehmen  (vergl.  429  flP.). 
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861.  Inhalt  des  Zeichenrechtes  nach  dem  Gesetze  vom  30.  November  1874. 

Der  Schutz  der  noch  in  den  früheren  Registern  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  30.  November  1874  eingetragenen  Zeichen  ist  in  ver- 
schiedenen Richtungen  anders  als  nach  dem  jetzt  in  Kraft  befindlichen 
Gesetze  geregelt,  der  Inhalt  der  ausschliesslichen  Befugniss  nach 
beiden  Gesetzen  demnach  nicht  durchaus  der  -gleiche.  Die  Unter- 
schiede .sind  hauptsächlich  die  folgenden:  a.  die  Bezeichnung  von 
Ankündigungen  u.  s.  w.  ist  erst  durch  das  neue  Gesetz  dem  Einge- 
tragenen ausschliesslich  vorbehalten;  nach  dem  älteren  Gesetze  kann 
der  Zeicheninhaber  nur  die  Bezeichnung  von  Waare  oder  Verpackung 
seitens  Anderer  hindern;  b.  nach  §  14  des  Gesetzes  vom  30.  November 
1874  ist  ein  Entschädigungsanspruch  nur  bei  wissentlicher,  nicht  schon 
wie  jetzt  bei  grob  fahrlässiger  Handlungsweise  des  Störers  begründet; 
c.  der  Höchstbetrag  von  Strafe  und  Busse  ist  in  den  beiden  Gesetzen 
verschieden  geregelt;  d.  die  Rücknahme  des  Strafantrags  ist  nach 
älterem  Rechte  unzulässig,  dagegen  .  nach  dem  neuen  Gesetze*  ge- 
stattet; e.  durch  das  neue  Gesetz  ist  die  Möglichkeit  einer  Beschlag- 
nahme durch  die  Zoll-  und  Steuerbehörden  in  Gemässheit  des  §  17 
eröffnet  worden;  f.  in  dem  Gesetze  vom  30.  November  1874  findet 
sich  nicht  die  nunmehr  durch  §  23  Absatz  2  eingeführte  Be- 
stimmung, dass  die  Bestellung  eines  inländischen  Vertreters  von 
dem  Inhaber  eines  ausländischen  Geschäftsbetriebes  zu  erfolgen  hat. 

362.  Wirkung  der  inländischen  Eintragung  fOr  das  Ausland. 

Die  ausschliessliche  Gebräuchsbefugniss  des  eingetragenen  Zeichen- 
inhabers ist  nicht  auf  das  Inland  beschränkt;  vielmehr  erstreckt  sich 
die  Wirkung  der  Eintragung  auf  das  gesammte  Absatzgebiet  der 
Waare  ohne  jede  lokale  Begrenzung,  demnach  auch  auf  das  Ausland 
(vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  185).  Es  muss  dabei  nicht  untersucht 
werden,  ob  die  Waare  gerade  in  dem  Auslande  oder  dem  in  Be- 
tracht kommenden  ausländischen  Gebiete  ihren  Absatz  findet,  oder  ob 
das  Zeichen  im  Auslande  thatsächlich  zur  Bezeichnung  der  Waare  ver- 
wendet wird,  da  der  Zeichenschutz  dem  Berechtigten  die  ausschliessliche 
Befugniss  zum  Gebrauche  des  Zeichens  auch  in  den  Fällen  vorbehalten 
soll,  in  welclien  derselbe  thatsächlich  von  dem  Zeichen  noch  nicht  Ge- 
brauch macht  oder  noch  nicht  Gebrauch  zu  machen  im  Stande  ist  (vergl. 
43).  Auch  die  im  Auslande  begangenen,  als  ein  Eingriff  in  das  Recht  des 
Zeicheninhabers  sich  darstellenden,  Handlungen  sind  demnach  nach 
inländischem  Becht  zu  beurtheilen  ohne  Kücksicht  darauf,  ob  in  dem 
ausländischen  Gebiete  überhaupt  ein  Zeichenschutz  besteht,  und  ob, 
wenn  dies  der  Fall  ist,  der  nach  inländischem  Hechte  Berechtigte 
auch  das  ausländische  Schutzrecht  erworben  hat  (Civ.  Bd.  3  S.  76, 
(Mv.  Bd.  18  S.  29  ff.,  Bolze  Bd.  9  No.  110,  Kohler  M-R.  S.  446, 
vergl.  Amar  No.  230,  Sebastian  S.  16).  Dies  gilt  indessen  aus- 
nahmslos nur  für  das  Civilrecht  —  nicht  für  das  Strafrecht  (vergl.  363). 
£ine  andere  Frage  ist  es,  ob  der  Anspruch  auf  Schutz  ^gegen  im 
Auslände  begangene  Eingriffe  praktisch  verwirklicht  werden  kann; 
letzteres  ist  selbstredend  nur  dann  möglich,  wenn  die  Zuständigkeit 
der  deutschen  Gerichte  sich  begründen  lässt,  und  die  Vollstreckung 
in  im  Inlande  befindliches  Vermögen  erfolgen  kann  (Civ.  Bd.  18 
S-  33,  Kohl  er  M-R.  S.  446).  Der  Regel  nach  wird  demgemäss  die 
Klage  nur  dann  in  Deutschland  erhoben  werden  können,  wenn  der 
Beklagte    in  Deutschland   seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  —  d.  h. 


246  §  12.    XLII.    Wirkung  der  Eintragunj?. 

seinen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  —  oder  Vermögen  in  Deutschland 
hat  (vergl.  439.  571).  Ist  der  auf  Grund  des  inländischen  Rechtes  in 
'  Anspruch  Genommene  nach  dem  in  Betracht  kommenden  ausländischen 
Rechte-  selbst  der  ausschliesslich  Berechtigte,  so  liegt  eine  Kollision 
zweier  Rechte  vor,  derzufolge  die  Rechte  aus  der  inländischen  Ein- 
tragung nicht  geltend  gemacht  werden  können  (vergl.  375). 

363.  Bestrafung  im  Auslände  begangener  Handlungen. 

Die  Regel,  dass  im  Auslande  begangene  Handlungen  nach  in- 
ländischem Rechte  verfolgt  werden  können,  gilt  hinsichtlich  der  Straf- 
verfolgung wegen  der  besonderen  Natur  des  Strafrechts  nur  mit  ge- 
wissen Beschränkungen  (vergl.  683  ff.).  Nicht  dagegen  wird  der 
Ansicht  zuzustimmen  sein,  welche  wegen  im  Auslande  begangener 
Eingriffe  in  das  Zeichenrecht  die  abwehrende  Klage  nur  gegen 
Deutsche,  nicht  dagegen  gegen  Ausländer  geben  will,  weil  die  Voll- 
streckung des  auf  die  abwehrende  Klage  ergangenen  Urtheils  durch 
Androhung  einer  Strafe  erfolge,  eine  Strafandrohung,  gegenüber  Aus- 
ländem wegen  im  Auslande  begangener  Handlungen  aber  die  Be- 
fugnisse des  Staates  überschreite.  Es  steht  dem  entgegen,  dass  die 
von  dem  Civilgerichte  verhängten  Strafen  keine  Strafen  im  Sinne 
des  Strafrechts  sind  (anders  Seligsohn  §  12  N.  5,  vergl.  Kohl  er 
M-R.  S.  446.  376). 

364.  Formale  Wirkung  der  Eintragung. 

Neben  der  bisher  erörterten  materiellrechtlichen  Wirktmg  hat  die 
Eintragung  eines  Waarenzeichens  —  oder  richtiger  die  Eintragung- 
einer  bestimmten  Person  als  Inhaber  des  Zeichens  —  auch  eine 
formale  Bedeutung,  insofern  als  lediglich  der  als  Inhaber  Eingetragene 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  derselbe  der  wirklich  Berechtigte  ist,  die 
zeichenrechtlichen  Ansprüche  geltend  machen^  das  Zeichen  gegen 
Angriffe  vertheidigen  und  dem  Patentamt  gegenüber  die  dem  Inhaber 
zustehenden  Rechte  ausüben  kann  (vergl.  Mot.  zu  §  11).  Dem 
Patentamt  und  Dritten  gegenüber  —  nicht  dagegen  ohne  Weiteres 
in  seinem  Verhältnisse  zu  dem  wirklichen  Zeicheninhaber  —  gilt 
daher  stets  der  Eingetragene  als  Inhaber  des  Zeichenrechtes  (vergl. 
204).  Insbesondere  ist  nur  der  Eingetragene  berechtigt:  a.  Störungen 
des  Zeichenrechtes  mit  der  abwehrenden  Klage  zu  verfolgen  (vergl. 
450) ;  b.  die  Rechte  aus  der  Eintragung  im  Wege  der  Einrede  gegen- 
über den  aus  kollidirenden  Eintragungen  erhobenen  Ansprüchen 
geltend  zu  machen  (vergl.  371);  c.  die  dem  Verletzten  nach  §§  14 
und  18  zustehenden  Befugnisse  auszuüben  (vergl.  586.  798);  d.  die 
Löschungsklage  auf  Grund  des  §  9  No.  1  anzustellen  (vergl.  290); 
e.  die  Beschlagnahme  und  Einziehung  in  Gemässheit  des  §  17  zu 
beantragen  (vergl.  784);  f.  Anträge,  zu  welchen  der  Inhaber  des 
Zeichens  nach  dem  Gesetze  berechtigt  ist,  bei  dem  Patentamt  zu 
stellen,  insbesondere  den  Löschungsantrag  in  Gemässheit  des  §  8 
Absatz  1  zu  stellen,  Widerspruch  nach  Massgabe  des  §  5  zu  erheben, 
die  Anmeldung  in  Gemässheit  des  §  8  No.  1  zu  erneuern,  der 
Löschung  des  Zeichens  nach  §  8  Absatz  3  und  nach  §  9  Absatz  5 
zu  widersprechen  und  Beschwerde  gegen  die  Löschung  nach  Mass- 
gabe des  §  10  Absatz  2  einzulegen  (vergl.  245.  188.  252.  261.  265. 
323).  Nur  gegen  den  ^Eingetragenen  kann  endlich  die  Löschungs- 
klage erhoben  werden,  und  alle  das  Zeichen  betreffenden  Zu- 
stellungen erfolgen  an  ihn  (vergl.  270.  330). 
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XLni.  Unwirksamkeit  der  Eintragung. 

365.  BegrifT. 

Die  Eintragung  eines  Zeichens  hat  «ine  verschiedene  Wirkung, 
je  nachdem  das  Zeichen  in  der  Zeichenrolle  oder  noch  in  den  auf 
Orund  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  geführten  Registern 
eingetragen  steht.  Im  ersteren  Falle  endigen  die  Wirkungen  der 
Eintragung  regelmässig  erst  •  mit  der  Löschung,  im  letzteren  Falle  ist 
die  Wirksamkeit  der  Eintragung  von  sonstigen  Voraussetzungen  ab- 
hängig und  erlischt  schon  mit  dem  Eintritt  eines  Löschungsgrundes 
{vergi.  356.  357.  243).  Indessen  kann  auch  eine  Eintragung  in  die 
Zeichenrolle  schon  vor  der  Löschung  aus  gewissen  theils  zeichen- 
rechtlichen  theils  allgemeinrechtlichen  Gründen  unwirksam  sein. 
Von  diesen  ünwirksamkeitsföUen  finden  einige  —  abgesehen  von 
.<den  bereits  früher  erörterten  —  auch  auf  die  noch  in  die  früheren 
Jßegister  eingetragenen  Zeichen  Anwendung  (vergl.  357.  358). 

.  Die  Unwirksamkeit  der  Eintragung  ist  entweder  eine  allgemeine, 
d.  h.  das  Zeichen  wird  in  allen  Beziehungen  einem  nicht  eingetra- 
genen Zeichen  gleichgeachtet,  oder  eine  beschränkte.  Die  Beschrän- 
kungen der  Unwirksamkeit  können  insbesondere  darin  bestehen: 
A.  dass  der  Anspruch  auf  Schutz  des  Zeichens  nicht  allgemein,  son- 
<dem  nur  in  einer  bebtimmten  Kichtung  ausgeschlossen  ist ;  b.  dass  die 
Wirkung  der  Eintragung  nur  bestimmten  Personen  gegenüber  nicht 
geltend  gemacht  werden  kann;  c.  dass  die  Ausübung  der  Rechte 
nur  zeitweise  nicht  geschehen  darf. 

366.  Unterschiede  von  der  Löschung. 

Von  der  Löschung  unterscheidet  sich  die  Unwirksamkeit  der 
Eintragung  dadurch:  a.  dass  entweder  die  Unwirksamkeit  öfters  nur 
eine  zeitliche,  demnach  ein  Wiederaufleben  der  Wirkung  der  Ein- 
tragung nicht  ausgeschlossen  ist,  während  die  Löschung  die  Wir- 
kungen der  Eintragung  ein  für  allemal  beseitigt;  oder  b.  dass  die 
Lföschung  die  Wirkung  der  Eintragung  gegenüber  jedem  Dritten  be- 
seitigt, während  die  Unwirksamkeit  derselben  oft  nur  gegenüber 
bestimmten  Personen  besteht ;  oder  c.  dass  die  Löschung  von  Amts- 
wegen zu  berücksichtigen  ist,  während  die  Unwirksamkeit  unter  Um- 
ständen von  Partheiwegen  geltend  gemacht  werden  muss.  Ein  Unter- 
schied besteht  auch  insofern,  als  die  Unwirksamkeit  die  Befugniss, 
das  Zeichenrecht  auf  einen  Anderen  zu  Übertragen,  nicht  ausschliesst,  * 
während  ein  gelöschtes  Zeichen  nicht  übertragen  werden  kann. 

367.  Unterschiede  von  sonstigen  Beschränkungen   in  der  Rechtsaus- 

flbung.  ^ 

Nicht  als  hierher  gehörig  sind  diejenigen  Fälle  anzusehen,  in 
welchen  gewisse  Personen  verhindert  sind,  die  Kechte  aus  der 
Eintragung  geltend  zu  machen,  wie  der  nicht  in  die  Zeichenrolle 
eingetragene  Erwerber  eines  Zeichens  nach  §  7  und  der  nicht 
«dnrch  einen  inländischen  Vertreter  vertretene  Inhaber  eines  auslän- 
dischen Geschäftsbetriebes  nach  §  23.  In  diesen  beiden  Fällen 
bleiben  die  Wirkungen  der  Eintragung  durchaus  bestehen,  die  in 
der  Zwischenzeit  vor  der  Eintragung  des  Erwerbers  und  vor  der  Be- 
stellung des    inländischen  Vertreters  begangenen  Zuwiderhandlungen 
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bleiben  rechtlich  verfolgbar;  nur  kann  die  Verfolgung  erst  nach  Er- 
füllung der  durchdas  Gesetz  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  eintreten 
(vergl.205.  913).  Diejenigen  Handlungen  dagegen,  welche  während  der 
Unwirksamkeit  der  Eintragung  begangen  sind,  können  auch  nach 
Wiedereintritt  der  Wirkungen  der  Eintragung  weder  auf  dem  Civil- 
wege  noch  auch  strafrechtlich  verfolgt  werden  (vergl.  467  ff.). 

368.  Späterer  Eintritt  der  Unwirksamkeit. 

Die  Unwirksamkeit  liegt  entweder  sogleich  schon  bei  der  Einti-a- 
gung  in  die  Zeichenrolle  vor,  oder  sie  tritt  erst  nach  derselben  ein. 
Ersteres  ist  beispielsweise  der  Fall,  wenn  die  Eintragung  eines  aus- 
iandischen  Zeichens  erfolgt  ist,  trotzdem  Gegenseitigkeit  im 'Sinne 
des  §  23  Absatz  1  nicht  verbürgt  war;  letzteres,  wenn  die  ursprüng- 
lich begründete  Gegenseitigkeit  nach  der  Eintragung  aufgehoben 
.wird  (vergl.  370).  Tritt  die  Unwirksamkeit  der  Eintragung  erst  nach 
derselben  ein,  so  hat  dies  flir  die  Zukunft  den  Verlust  des  Schutz- 
anspruchs zur  Folge;  eine  abwehrende  Klage  kann  demnach  nicht 
mehr  erhoben,  und  selbst  wenn  sie  vorher  erhoben  war,  nicht  fortge- 
setzt werden  —  vorbehaltlich  der  Verpflichtung  des  rechtmässig  Be- 
klagten, die  entstandenen  Kosten  zu  tragen  (vergl.  427).  Dagegen 
bleiben  diejenigen  Ansprüche,  welche  nicht  durch  den  Fortbestand 
des  Schutzes  bedingt  sind,  auch  nach  Eintritt  der  Unwirksamkeit 
rechtlich  verfolgbar.  Dies. gilt  von  Strafthateh  und  Entschädigungs- 
ansprüchen, welche  noch  während  der  Wirksamkeit  der  Eintragung 
begangen  oder  entstanden  sind  (vergl.  Oppenhoff  Bd.  13  S.  36  ff.). 
Rückwirkende  Kraft  bat  die  später  eintretende  Unwirksamkeit  auch 
in  sonstigen  Beziehungen  nicht;  insbesondere  ist  dieselbe  auf  die 
Vollstreckung  fi-üher  erlassener  rechtskräftiger  Uitheile  ohne  jeden 
Einfluss. 

369.  Unwirksamkeit  der  Eintragung   gegenüber  nicht   waarenzeichen- 

massiger  Benutzung  des  Zeichens. 

Die  Eintragung  eines  Zeichens  in  die  Zeichenrolle  ist  unwirk- 
sam gegenüber  demjenigen,  welcher  dasselbe  nicht  als  Waaren- 
zeichen,  sondern  zu  sonstigen,  nicht  waarenzeichenmässigen,  Zwecken 
benutzt  (vergl.  356).  Insbesondere  wird  durch  die  Eintragung  eines 
Waarenzeichens  Niemand  gehindert,  Angaben  über  Art,  Zeit  und 
Ort  der  Herstellung,  über  die  Beschaffenheit,  über  die  Bestimmung, 
über  Preis-,  Mengen-  oder  Gewichtsverhältnisse  von  Waaren  sowie 
überhaupt  solche  Angaben,  welche  allgemein  zur  Beschreibung  von 
Waaren  verwendet  werden,  auch  in  abgekürzter  Gestalt  auf  Waaren^ 
auf  deren  Verpackung  oder  Umhüllung  anzubringen  oder  derartige 
Angaben  im  Geschäftsverkehre  zu  gebrauchen;  dies  ist  in  §  13  be- 
stimmt (vergl^490). 

Auch  nsrch  dem  Gesetze  vom  30.  November  1874  konnte  der- 
jenige, welcher  ein  eingetragenes  Zeichen  nicht  als  waaren  zeichen- 
massiges  Unterscheidungsmerkmal  benutzte,  insofern  nicht  in  Anspruch 
genommen  werden,  als  nach  früherem  Recht  die  Eintragung  einer 
Waarenbezeichnung,  welche  dem  gesetzlichen  Begriffe  eines  Waaren- 
zeichens nicht  entsprach,  allgemein  unwirksam  war  (vergl.  358).  Dies 
gilt  auch  jetzt  noch  auf  Grund  des  §  24  bis  zum  1.  Oktober  1898 
hinsichtlich  der  noch  in  die  früheren  Zeichenregister  eingetragenen 
und  nicht  in  die  Zeichenrolle  übertragenen  Zeichen. 
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370.  Unwirksamkeit  auf  Grand  des  §  23. 

Unwirksam  ist  auch  die  Eintragung  eines  Zeichens,  dessen  ein- 
getragener Inhaber  eine  Niederlassung  im  Inlande  nicht  hat,  wenn 
mit  dem  ausländischen  Staate,  in  welchem  seine  Niederlassung  sich 
befindet,  nicht  Gegenseitigkeit  im  Sinne  des  §  23  Absatz  1  verbürgt  ist 
(vergl.  909).  Hat  bereits  zur  Zeit  der  Anmeldung  des  Zeichens  die 
jGregenseitigkeit  nicht  bestanden,  so  liegt  ein  Fall  vor,  in  welchem 
die  Eintragung  hätte  versagt  werden  müssen;  es  kann  daher  die 
Löschung  von  Amts  wegen  erfolgen  (vergl.  255.  256).  Ausserdem 
ist  die  Eintragung  auf  Grund  des  §  23  von  vorneherein  unwirksam, 
da  nach  §  23  dem  Zeichen  in  einem  solchen  Falle  jeder  Anspruch 
auf  Schutz  versagt  ist.  Es  kann  aber  auch  der  Fall  eintreten,  dass 
nach  der  Eintragung  die  Gegenseitigkeit  zwischen  dem  Inlande  und 
dem  in  Betracht  kommenden  ausländischen  Staate  aufgehoben  wird; 
dann  liegt  nach  dem  Gesetze  nicht  ein  Löschungsgrund  vor,  sondern 
nur  ein  IJnwirksamkeitsgrund.  Auf  Grund  des  §  23  tritt  die  spätere 
Unwirksamkeit  der  Eintragung  ferner  dann  ein,  wonn  ein  ursprünglich 
zu  Gunsten  des  Inhabers  eines  inländischen  Geschäftsbetriebes  ein- 
getragenes Zeichen  später  von  diesem  an  den  Inhaber  eines  aus- 
ländischen Geschäftsbetriebes,  welcher  auf  den  Schutz  des  Gesetzes 
nach  §  23  keinen  Anspimch  hat,  übertragen  und  diese  lieber- 
tragung  in  der  Zeichenrolle  vermerkt  wird,  oder  wenn  der  eingetra- 
gene Inhaber  seine  inländische  Niederlassung  entweder  aufj^ebt  oder 
in  das  Ausland  verlegt  (vergl.  900). 

Der  Inhaber  eines  Zeichens,  dessen  Eintragiing  auf  Grund  des 

t23  unwirksam  ist,  hat  auf  den  Schutz  des  Gesetzes  überhaupt 
einen  Anspruch;  die  zu  seinen  Gunsten  erfolgte  Eintragung  ist 
völlig  unwirksam  dergestalt,  dass  ftir  denjenigen  Zeitraum,  innerhalb 
dessen  die  Voraussetzungen  des  Schutzes  nach  §  23  nicht  vorliegen, 
das  Zeichen  einem  nicht  eingetragenen  Zeichen  gleich  geachtet  wird. 
Die  einzelnen  Folgen  dieser  Unwirksamkeit  sind  an  anderer  Stelle 
erörtert  (vergl.  9()9).  Andererseits  ist  die  Unwirksamkeit  der  Ein- 
tragung eine  zeitlich  beschränkte,  insofern  als  mit  dem  Wiedereintritt 
der  vorher  aufgehobenen  Gegenseitigkeit,  mit  der  Uebertragung  des 
Zeichens  auf  den  Inhaber  eines  inländischen  Geschäftsbetriebes  oder 
mit  Verlegung  des  Geschäftsbetriebes  in  das  Inland  der  Anspruch 
auf  Schutz  wieder  entsteht  (vergl.  900). 

Die  Unwirksamkeit  der  P^intragung  auf  Grund  des  §  23  ist  bei 
dem  in  Gemässheit  der  §§  5  und  6  stattfindenden  Verfahren  von  dem 
Patentamt,  in  den  übrigen  Fällen  —  §§9  No.  1,  12  und  14  —  von 
dem  Gericht  von  Amtswegen  zu  berücksichtigen. 

Auf  die  noch  in  die  früheren  Register  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  30.  November  1874  eingetragenen  Zeichen  findet  nicht  §  23, 
sondern  §  20  des  älteren  Gesetzes  Anwendung  (vergl.  358.  931). 

371.  Kollision  mit  einem  anderen  Zeichen. 

Unwirksam  muss  femer  die  Eintragung  eines  Zeichens  in  die 
Zeichenrolle  sein  im  Falle  der  Kollision  eines  eingetragenen  Zeichens 
mit  einem  anderen  übereinstimmenden,  gleichfalls  durch  Eintragung 
in  die  Zeichenrolle  geschützten,  Zeichen.  Eine  derartige  Kollision 
entsteht  entweder  dadurch,  dass  zwei  eingetragene  Zeichen  die  gleiche 
Priorität  haben,  oder  dadurch  dass  die  Uebereinstimmung  der  Zeichen 
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im  Anmejdeverfahren  von  dem  Patentamt  übersehen  oder  von  dem  In- 
haber des  älteren  Zeichenrechts  nicht  gerü^  worden  ist  (vergl.  178. 181). 
Diese  Kollision  hat  zur  Folge,  dass  solange  die  beiden  Eintragan^en 
bestehen  und  wirksam  sind,  die  Rechte  aus  der  Eintragung  gegenüber 
dem  anderen  Eingetragenen  nicht  ausgeübt  werden  können.  Es  er- 
giebt  sich  dies  aus  der  formalen  Natur  der  Eintragung,  da  jede  Ein- 
tragung ohne  Rücksicht  auf  die  Berechtigung  des  eingetragenen  In- 
habers zum  Erwerbe  oder  Besitze  des  Zeichenrechtes  die  gesetzliche 
Wirkung  haben  soll  (vergl.  356).  Ohne  Belang  ist  es  dabei,  ob  die 
kollidirende  Eintragung  für  die  Dauer  aufrecht  erhalten  werden  kann, 
da  auch  diejenige  Eintragung,  welche  der  Löschung  unterliegt,  Wir- 
kung bis  zur  Löschung  haben  soll,  und  erst  nach  der  Löschung  rück- 
wirkend die  Unwirksamkeit  für  die  vorhergegangene  Zeit  geltend  ge- 
macht werden  darf  (vergl.  356).  Berechtigt,  diese  Unwirksamkeit 
geltend  zu  machen,  sind  dieselben  Personen,  welche  die  Rechte  aus 
der  Eintragung  auch  im  Klagewege  zu  verfolgen  befugt  sind  (vergL 
450 ff.).  Eine  Uebertragung  des  Rechts,  den  Einwand  der  Unwirk- 
samkeit zu  erheben,  ist  indessen  nicht  zulässig;  es  würde  hierin  eine 
gegenüber  Dritten  unwirksame  Lizenz  liegen  (vergl.  383). 

372.  Kollision  mit  einem  später  angemeldeten  Zeichen. 

Demnach  sind  die  Wirkungen  der  Eintragung  nicht  nur  gegen- 
über dem  ausgeschlossen,  welcher  gleichzeitig  oder  mit  Einwilligung 
des  Zeicheninhabers  angemeldet  hat,  sondern  auch  gegenüber  dem- 
jenigen, welcher  dasselbe  Zeichen  für  die  gleichen  Waaren  auf  Grund 
einer  späteren  Anmeldung  ohne  Einwilligung  des  früheren  Anmelders 
für  sich  hat  eintragen  lassen.  Die  Frage,  welches  der  beiden  Rechte 
dem  anderen  vorgeht,  kann  allein  im  Löschungsverfahren  entschieden 
werden  und  unterliegt  der  richterlichen  Entscheidung  daher  nur  dann, 
wenn  Klage  oder  Widerklage  auf  Grund  des  §  9  No.  1  erhoben  ist. 
Ob  und  inwieweit  die  Klage  auf  Löschung  des  später  angemeldeten 
Zeichens  mit  der  auf  Grund  der  §§  12  oder  14  angestellten  Klage 
verbunden  we'rden  kann,  ist  an  anderer  Stelle  erörtert  (vergl.  281). 
Der  Inhaber  eines  früher  angemeldeten  Zeichens  kann  die  Rechte 
aus  der  Eintragung  gegenüber  dem  Inhaber  eines  später  angemeldeten 
Zeichens  hiemach  nicht  ohne  Weiteres,  sondern  nur  dann  geltend 
machen,  wenn  gleichzeitig  die  Ijöschungsklage  angestellt  und  ein 
rechtskräftiges  Urtheil  in  der  Löschun^sklage  vor  Erlass  des  Urtheils 
in  der  Klage  wegen  Verletzung  des  Zeicheurechtes  ergangen  ist. 
Nach  der  hierauf  erfolgten  Löschung  kann  sich  der  Beklagte 
auch  für  die  vergangene  Zeit  nicht  mehr  auf  die  zu  seinen  Gunsten 
erfolgte  Eintragung  berufen  (vergl.  480 ff.).  Der  Ansicht,  dass  der 
frühere  Anmelder  dem  späteren  den  Gebrauch  des  Zeichens  —  ohne 
Rücksicht  auf  die  Löschung  des  später  angemeldeten  Zeichens  — 
untersagen  könne,  kann  also  nicht  beigetreten  werden  (anders  Se- 
ligsohn §  12  X.  2,  Allfeld  §  12  N.  4).  Diejenigen,  welche  diese 
Ansicht  vertreten,  nehmen  an,  dass  nur  im  Verhältnisse  gegenüber 
Dritten  beide  kollidirende  Eintragungen  wirksam  seien,  während  im 
Verhältnisse  der  beiden  Eintragungen  zu  einander  die  spätere  Ein- 
tragung auch  vor  ihrer  Löschung  der  früheren  gegenüber  unwirksam 
sei.  Die  Begründung  des  Gesetzentwurfes  hebt  allerdings  auch  nur 
hervor,  dass  beide  Eintragungen  Dritten  gegenüber  wirksam  seien, 
dass  insbesondere   ein  Dritter  sich  nicht  darauf  berufen  könne,  dass 
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einem  Anderen  ein  besseres  Kecht  auf  das  Zeichen  zustehe  (Mot. 
2u  §  11).  £ine  ausschlaggebende  Bedeutung  kann  indessen  dieser 
Aeusserung  nicht  beigelegt  werden,  da  es  im  Begriffe  der  ausschliess- 
lichen Befugniss  liegt,  dass  dieselbe  gegenüber  Jedem  ohne  Aus- 
nahme geltend  gemacht  werden  kann  und  an  einem  fremden  Kechte 
nnr  deshalb  ihre  Schranke  findet,  weil  die  Ausübung  eines  eigenen 
Rechtes  nie  ein  Eingriff  in  eine  fremde  Befugniss  ist.  Ein  Anderer  als 
<ler  Inhaber  des  früher  angemeldeten  Zeichens  kann  —  so  werden 
<die  Motive  zu  verstehen  sein  —  um  deswillen  auf  die  Kollision  sich 
nicht  berufen,  weil  nur  der  besser  Berechtigte  auf  Grund  einer  solchen 
Kollision  die  Löschungsklage  nach  §  9  No.  1  zu  erheben  berechtigt 
ist.  Die  hier  verworfene  Ansicht  würde  zu  dem  Ergebnisse  führen, 
class  derjenige,  welcher  die  gesetzliche  Priorität  hat,  dem  Anderen 
den  Gebrauch  des  Zeichens  untersagen  könnte,  trotzdem  die  Löschungs- 
lilage  auf  Grund  dieser  Priorität  überhaupt  —  z.  B.  wegen  der  ver- 
traglichen Beziehungen  der  Betheiligten  —  oder  doch  in  gewisser 
Hinsicht  —  z.  1>.  in  Bezug  auf  die  Uebereinstimmung  der  Zeichen  — 
ausgeschlossen  ist  (vergl.  287  ff.). 

373.  Kollision  von  und  mit  nocli  in  die  Zeichenregister 

eingetragenen  Zeiclien. 

Eine  koUidirende  Eintragung  kann  nur  dann  die  Unwirksamkeit 
der  anderen  Eintragung  herbeiführen,  wenn  die  koUidirende  Ein- 
tragung selbst  wirksam  ist,  da  nur  eine  wirksame  Eintragung  Anspruch 
Auf  Schutz  —  auch  im  Wege  der  Einrede  —  gewährt.  Es  ist  hier- 
üuf  besonders  zu  achten,  wenn  es  sich  um  die  Kollision  zweier  noch 
in  die  frtiheren  Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen  oder  um  die 
Kollision  eines  solchen  Zeichens  mit  einem  in  die  Zeichenrolle  ein- 
getragenen Waarenzeichen  handelt.  Da  nach  dem  Gesetze  vom 
30.  November  1874  das  später  angemeldete  Zeichen  dem  früher  an- 
gemeldeten gegenüber  ohne  Rücksicht  auf  die  Löschung  unwirksam 
ist,  so  liegt  eine  Kollision,  welche  die  Unwirksamkeit  beider  Zeichen 
in  ihrem  Verhältnisse  zu  einander  zur  Folge  hat,  nur  dann  vor,  wenn 
•entweder  beide  noch  in  die  früheren  Register  eingetragenen  Zeichen 
gleichzeitig  angemeldet  sind,  oder  wenn  es  sich  um  früher  landesge- 
«etzlich  geschützte  oder  um  solche  Zeichen  handelt,  welche  bis  zum 
Beginn  des  Jahres  1875  als  Kennzeichen  der  Waaren  eines  bestimmten 
Gewerbetreibenden  gegolten  haben.  Denn  bei  Zeichen  der  beiden 
letzteren  Arten  giebt  die  Priorität  der  Anmeldung  kein  Vorrecht,  so- 
fern die  Anmeldung  vor  dem  1.  Oktober  1875  erfolgt  ist  (R-O-H.  Bd. 
2()  S.  368  ff.,  vergl.  178).  Tritt  dagegen  ein  noch  auf  Grund  des 
-früheren  Gesetzes  eingetragenes  Zeichen  mit  einem  in  die  Zeiche n- 
Tolle  eingetragenen  *  Zeichen  in  Kollision,  so  kann  dem  Inhaber 
^es  letzteren  —  selbst  wenn  das  Zeichen  vorher  in  die  auf  Grund 
^es  Gesetzes  vom  30.  November  1874  geführten  Register  eingetragen 
-war  und  erst  später  in  die  Zeichenrolle  übertragen  worden  ist  — 
4lie  Ausübung  seiner  Rechte  nicht  um  deswillen  verwehrt  werden, 
-weil  das  andere  Zeichen  früher  angemeldet  war;  die  Unwirksamkeit 
•des  später  angemeldeten  Zeichens  tritt  dann  vielmehr  erst  nach  der 
Xiöschung  ein.  Dagegen  kann  wohl  der  Inhaber  eines  in  die  Zeichen- 
rolle  eingetragenen  Zeichens  ohne  Weiteres  die  Benutzung  eines  noch 
nach  älterem  Rechte  geschützten  Zeichens  untersagen,  wenn  das  in 
die  Zeichenrolle  eingetragene  Zeichen  die  Priorität  hat. 
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Das  kollidirende  Recht  eines  Anderen  ist  nur  auf  erhobenen  Ein- 
wand, nicht  von  Amtswegen,  zu  berücksichtigen;  zur  Erhebung  des 
Einwanden  ist  allein  der  Inhaber  des  Rechtes,  nicht  ein  Dritter,  auch 
nicht  derjenige,  welchem  der  Inhaber  des  kollidirenden  Rechts  die 
Benutzung  des  Zeichens  gestattet  hat,  befugt  (vergl.  383).  Der  zum 
Einwand  Berechtigte  hat  im  Bestreitungsfalle  den  Nachweis  seine» 
Rechtes  zu  fuhren. 

374.  Kollision  mit  nicht  eingetragenen  Zeichen. 

Keine  Kollision  und  demnach  keine  Unwirksamkeit  der  Ein- 
tragung liegt  vor,  wenn  ein  Anderer  dasselbe  oder  ein  ähnliches 
Zeichen  vor  dessen  Eintragung  thatsächlich  benutzt  hat,  ohne  das- 
selbe für  sich  eintragen  zu*  lassen^  der  Fall  der  Kollision  liegt  selbst 
dann  nicht  vor,  wenn  das  Zeichen  als  Kennzeichen  der  Waaren  des 
thatsächlichen  Benutzers  innerhalb  betheiligter  Verkehrskreise  bekannt 
geworden  ist  und  nach  §  Iß  als  Waarenausstattung  gesetzlichen 
Schutz  geniesst.  Derjenige,  welcher  die  Eintragung  des  vorher  be- 
nutzten Zeichens  zu  seinen  Gunsten  nicht  beantragt  hat,  kann,  sich 
dem  eingetragenen  Inhaber  gegenüber  auf  seinen  früheren  Besitzstand 
nicht  berufen  (R-O-H.  Bd.  23  S.  300,  Civ.  Bd.  3  S.  71,  Civ.  Bd.  IS 
S.  95,  Str.  Bd.  20  S.  114,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  189,  vergl.  249. 
730).  Gleichgültig  ist  es  dabei,  ob  die  Anmeldnng  des  geschützten 
Zeichens  mit  oder  ohne  Kenntniss  der  Vorbenutzung  erfolgt  ist 
(anders  Kohl  er  M-R.  S.  261  ff..  Kohler  in  ZgR.  II.  S.  387). 

375.  Kollision  mit  ausländischen  Zeichen. 

Dagegen  stellt  sich  diö  Eintragung  dann  als  unwirksam  dar, 
wenn  eine  im  Auslande  begangene  Handlung  verfolgt  werden  soll^ 
und  der  deswegen  Belangte  in  dem  betreffenden  ausländischen  Staate 
selbst  auf  Grund  des  ausländischen  Rechtes  das  Ausschliessungsrecht 
erworben  hat;  die  Ausübung  eines  gesetzlich  anerkannten  Rechtes 
kann  hier  —  w^ie  im  Falle  «der  Kollision  zweier  geschützter  in- 
ländischer Zeichen  —  nicht  ein  Eingriff  in  ein  fremdes  Recht  sein. 
Vorauszusetzen  ist  auch  hier,  dass  nach  dem  im  Auslande  geltenden 
Gesetze  das  dort  erworbene  Zeicherirecht  dem  Inhaber  des  inländischen 
Zeichens  entgegengehalten  werden  kann,  also  demselben  gegenüber 
nach  den  Vorschriften  des  ausländischen  Rechtes  wirksam  ist  (Kohl er 
M-R.  S.  446,  Seligsohn  §  12  N.  5,  Civ*.  Bd.  18  S.  37).  Der 
umstand,  dass  das  im  Inlande  geschützte  Zeichen  im  Auslande  als 
Freizeichen  angesehen  wird,  steht  indessen  der  Geltendmachung  der 
Rechte  aus  der  inländischen  Eintragung  nicht  entgegen.  Denn  nach 
der  Eintragung  kann  ein  Zeichen  nicht  —  auch  nicht  durch  Gebrauch 
im  Auslande  —  die  Eigenschaft  eines  Freizeichens  erlangen;  wurde 
dasselbe  bereits  vor  der  Eintragung  als  Freizeichen  angesehen,  sa 
fuhrt  dies  nicht  ohne  Weiteres  die  Unwirksamkeit  der  Eintragung 
herbei,  kann  aber  zur  Löschung  Anlass  geben  (vergl.  101-  3o6.  257)- 
Ist  eine  Handlung  sowohl  im  Auslande  als  im  Inlande  begangen,, 
oder  erstreckt  sich  die  Wirksamkeit  einer  im  Auslande  begangenen 
That  Bxxi  das  Inland,  so  kommt  allein  das  inländische  Recht  zur  An- 
wendung; die  Berufung  auf  ein  ausländisches  kollidirendes  Recht  ist 
in  einem  solchen  Falle  unstatthaft  (vergl.  686 ff.). 
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376.  Unwirksamkeit  auf  Grund  vertraglicher  Verpflichtungen. 

KolUdirt  die  Eintragung  eines  Waaren Zeichens  mit  einem  sonsti* 
^en  Privatrechte,  so  ist  zu  heachten,  dass,  wie  bereits  an  anderer 
Stelle  hervorgehoben  wurde,  durch  die  Vorschriften  des  Zeichen- 
Gesetzes  die  privatrechtlichen  Beziehungen  der  an  einem  Waaren- 
zeichen  interessirten  Personen  nicht  berührt  werden,  und  dass  die 
Geltendmachung  der  Rechte  aus  der  Eintragung  vertragsgemäss  — 
sei  es  durch  besondere  Uebereinkunft,  oder  ohne  solche  d.  h.  still- 
schweigend —  ausgeschlossen  sein  kann  (vergl.  10). 

377.  Lizenz. 

Die  häufigste  Form  eines  derartigen  Vertrages  ist  die  Lizenz, 
Äuf  Grund  deren  der  Lizenznehmer  des  Berechtigten,  nicht  aber  ein 
Dritter  —  also  auch  nicht  der  Lizenznehmer  eines  gleich  oder  so- 
gar besser  Berechtigten  —  die  Unwirksamkeit  der  Eintragung  geltend 
machen  kann,  wenn  im  Civil-  oder  Strafverfahren  in  GemÄssheit  des 
ij  12  oder  des  §  14  Ansprüche  gegen  ihn  erhoben  werden.  Die 
Lizenzertheilung  ist  nur  auf  erhobenen  Einwand  zu  berücksichtigen 
und  von  dem  Behauptenden  zu  beweisen  (vergl.  382  ff.). 

378.   Kollision  mit  dem  Recht  an  Name,  Firma,  Porträt,  Wappen. 

Aehnliches  gilt,  wenn  die  P]intragung  in  Kollision  tritt  mit  dem 
Pinnen-  und  Namenrecht.  In  einem  solchen  Falle  kann  dem  zur 
Führung  der  Firma  oder  des  Namens  Berechtigten  der  Gebrauch  der 
Firma  oder  des  Namens  zur  Waarenbezeichnung  nicht  verwehrt 
werden  (§  13,  vergl.  489j.  Die  für  das  Firmen-  und  Namenrecht 
geltenden  Grundsätze  finden  auf  Porträts  und  Privatwappen  keine 
Anwendung  (vergl.  564.  565,  anders  Seligsohn  §  1  N.   13). 

379.  Kollision  mit  dem  Recht  an  Kunstwerken,  Photographieen 

und  Mustern. . 

Zweifelhafter  wird  die  Entscheidung,  wenn  ein  Zeichen  die  Nach- 
t)ildung  eines  Kunstwerks,  einer  Photographie  oder  eines  Musters 
enthält,  und  der  nachgebildete  Gegenstand  auf  Grund  der  Gesetze 
vom  9.,  10.  und  11.  Januar  1876  Schutz  geniesst.  In  einem  solchen 
Falle  kann  der  Inhaber  des  Urheberrechts  dem  Inhaber-  des  Zeichen- 
rechts die  Nachbildung  des  Mustei-s  u.  s.  w.  zum  Zwecke  der  Ver- 
breitung und  die  Verbreitung  selbst,  d.  h.  die  thatsächliche  Ver- 
wendung des  Zeichens,  untersagen,  sofern  der  Zeicheninhaber  nicht 
im  Besitze  einer  Lizenz  ist;  dagegen  steht  dem  Inhaber  des  Zeichen - 
rechtes  die  Befugniss  zur  Verwendung  der  Nachbildungen  als 
AVaaren zeichen  ausschliesslich  zu  (G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  249. 
251,  vergl.  Komm.-Ber.  zu  §  11).  Demnach  ist  die  Eintragung  dem 
fremden  Urheberrechte  gegenüber  nicht  unwirksam,  und  zwar  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  die  bei  der  Anmeldung  überreichte  Darstellung  des 
Zeichens  nach  den  Grundsätzen  des  Urheberrechtes  eine  berechtigte 
oder  eine  unbefugte  Nachbildung  war.  Letzteres  kommt  um  deswillen 
nicht  in  Betracht,  weil  in  der  Anmeldung  des  Zeichens  noch  keine 
"Verbreitung  —  hiermit  ist  Verbreitung  im  Verkehre  gemeint  — 
liegt,  und  daher  die  Nachbildung,  welche  ausschliesslich  zum  Zwecke 
^er  Anmeldung  erfolgt,  nicht  eine  gesetzlich  verbotene  Handlung 
ist.     Dass  der  Inhaber  des  Urheberrechts  im  Stande  ist,  den  Zeichen- 
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Inhaber  an  dem  thatsfichlichen  Gebrauche  des  Zeichens  zu  hindern^ 
ist  gleichfalls  ohne  Belang  filr  den  Bestand  des  Zeichenrechtes,  da 
dieser  nicht  dadurch  bedingt  ist;  dass  der  Zeicheninhaber  selbst  von 
dem  Zeichen  Gebrauch  macht  (vergl.  43,  anders  Seligsohn  §  1 
N.  13,  vergl.  auch  K  o  h  1  e  r  M-R.  S.  161.  162).    ' 

380.  Unwirksamkeit  wegen  Arglist  und  unlauteren  Wettbewerbs. 

Ist  die  Eintragung  auf  Grund  sonstiger  Kechtssätze,  welche  sieb 
nicht  aus  dem  Zeichengesetze  selbst  ergeben,  jedoch  auch  ohne  be- 
sondere Hervorhebung  aligemein  im  Rechte  Gültigkeit  beanspruchen,, 
als  eine  unerlaubte  Handlung  anzusehen,  so  kann  derjenige,  welchem 
gegenüber  die  Handlung  als  eine  unerlaubte  sich  darstellt,  hieraus 
einen  Einwand  gegenüber  der  Anwendung  des  Gesetzes  ableiten 
(vergl.  10).  Vor  Allem  wird  durch  das  Zeichengesetz  —  sofern  aus 
dem  Gesetze  selbst  nicht  Gegentheiliges  ersichtlich  ist  —  die  An- 
wendung des  allgemein  gültigen  Rechtssatzes  nicht  ausgeschlossen^ 
dass  Rechte  nicht  in  arglistiger  Weise  gegen  den  durch  die  Arglist 
Beeinträchtigten  geltend  gemacht  werden  dürfen.  Wegen  Arglist 
kann  derjenige  die  Rechte  aus  der  Eintragung  nicht  gegenüber  dem 
hierdurch  Beeinträchtigten  ausüben,  welcher  dem  wahren  Zwecke  des 
Gesetzes  zuwider  ein  Zeichen  ftir  sich  ohne  Absicht  eigenen  Gebrauchs 
hat  eintragen  lassen,  d.  h.  lediglich  zu  dem  Zwecke,  um  einen  Anderen 
an  der  Benutzung  des  Zeichens  zu  hindern,  oder  um  denselben  zu 
schädigen  (Civ.  Bd.  18  S.  97,  vergl.  44).  Arglistig  handelt  auch 
der  Berechtigte,  welcher,  nachdem  er  selbst  einen  Anderen  zu  dem 
Eingriffe  verleitet  hat,  nunmehr  wegen  dieses  Eingriffes  Ansprüche 
gegen  den  Verleiteten  erheben  will,  abgesehen  von  dem  Falle^ 
dass  berechtigte  Zwecke  —  wie  im  Falle  des  agent  provocateur  — 
von  dem  Berechtigten  hierbei  verfolgt  werden  (vergl.  389.  66ö).  Eine 
Art  der  Arglist  ist  der  unlautere  Wettbewerb  im  Sinne  des  Art.  1382 
des  Code  civil;  es  könnte  daher  im  Gebiete  des  französischen 
Rechts  auch  aus  diesem  Gesichtspunkte  eine  Eintragung  ^r  unwirksam 
erachtet  werden.  Das  Anwendungsgebiet  ftir  den  Einwand  der  Arg- 
list und  des  unlauteren  Wettbewerbs  ist  jedoch  thatsächlich  ein  sehr 
beschränktes.  Ein  solcher  Einwand  ist  keinesfalls  zulässig,  wenn  die 
Eintragung  nach  Wortlaut  und  Sinn  des  Zeichengesetzes  als  eine  er- 
laubte sich  darstellt,  da  das  Zeichengesetz  als  ein  gegen  den  un- 
lauteren Wettbewerb  auf  dem  Gebiete  der  Waarenbezeichnung  ge- 
richtetes Gesetz  diejenigen  Fälle,  in  welchen  die  Eintragung  aus  dem 
Gesichtspunkte  des  unlauteren  Wettbewerbes  nicht  rechtsbeständig 
sein  soll,  einheitlich  und  erschöpfend  für  das  ganze  Gebiet  des  deut- 
schen Reiches  regeln  will  (vergl.  7).  Gegenüber  einem  durch  die 
Eintragung  erworbenen  Zeichenrechte  kann  daher  derjenige,  welcher 
das  Zeichen  —  ohne  dasselbe  ftir  sich  eintragen  zu  lassen  —  that- 
sächlich vorher  benutzt  hat,  nicht  geltend  machen,  dass  ^ie  Ausübung 
des  Rechtes  ilim  gegenüber  als  ein  Akt  unlauteren  W^ettbewerbes 
unzulässig  sei,  da  nach  dem  Gesetze  ein  Anrecht  auf  die  ausschliess- 
liche Benutzung  des  Zeichens  allein  durch  die  Eintragung  erworben 
wird,  und  die  Aneignung  eines  nicht  eingetragenen  Zeichens  dem- 
nach nicht  eine  unerlaubte  Handlung  sein  kann  (Civ.  Bd.  3  S.  69,. 
Civ.  Bd.  18  S.  95,  Civ.  Bd.  25  S.  114ff.,  Civ.  Bd.  29  S.  59,  Bolze 
Bd.  3  Xo.  225,  anders  Kohl  er  M-R.  S.  261ff.).  Der  Einwand  der 
Arglist    oder    des    unlauteren  Wettbewerbes    kann    vielmehr    nur    inp 
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solchen  Fällen  erhoben  werden,  in  welchen  die  Ausübung  des  Rechtes 
dem  wahren  Zwecke  des  Gesetzes  zuwider  lediglich  ein  Mittel  der 
Chikane  sein  würde  (vergl.  Civ.  Bd.  15  S.  106,  Pouillet  No.  83, 
vergl.  auch  btirgerl.  Gesetzbuch  §  226). 

Der  .erschöpfenden  Regelung  der  Wirkungen  der  Einträgung 
gegenüber,  welche  durch  das  Zeichengesetz  bezweckt  wird,  kommen 
auch  nicht  die  Bestimmungen  über  unlauteren  Wettbewerb  in  Betracht, 
welche  sich  in  dem  Heichsgesetze  vom  27.  Mai  1896  und  in  dem 
demnächst  in  Kraft  tretenden  bürgerlichen  Gesetzbuch  finden.  D^s 
Gesetz  vom  27.  Mai  1896  bezieht  sich  überdies  nur  auf  Spezialfälle,. 
zu  welchen  der  hier  vorliegende  Thatbestand  nicht  gehört. 

381.  Unwirksamkeit  auf  Grund  von  Staatsverträgen. 

Da  das  Gesetz  allgemein  durch  Staatsverträge  abgeändert  oder 
ergänzt  werden  kann,  so  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  durch  eine 
Vereinbarung  mit  einem  ausländischen  Staate  einer  in  Deutschland 
bew^irkten  Eintragimg  die  gesetzliche  Wirkung  gegenüber  den  Ange- 
hörigen des  fremden  Staates  allgemein  oder  in  gewissen  Beziehungen 
abgesprochen  wird.  Eine  solche  die  Wirksamkeit  der  Eintragung 
betreffende  Bestimmung -findet  sich  in  Artikel  28  des  deutsch-franzö> 
siscben  Handelsvertrages  vom  2.  August  1862  (vergl.  1005.  940). 
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382.  Zulässigkeit  der  Lizenz. 

Von  dem  Belieben  des  Berechtigten  hängt  es  ab,  ob  er  sein 
Aasschliessungsrecht  gegenüber  Eingriffen  in  dasselbe  ausüben,  ob 
er  im  Civil-  oder  Strafverfahren  gegen  den  Störer  vorgehen  oder  ob 
er  auf  die  Geltendmachung  seiner  Rechte  verzichten  will.  Demnach 
kann  die  Gültigkeit  eines  Vertrages,  durch  welchen  der  Zeichen- 
infaaber  einem  Anderen  den  Gebrauch  des  Zeichens  gestattet  —  der 
sog.  Lizenz  —  nicht  bezweifelt  werden,  da  eine  derartige  Gebrauchs^ 
gestattung  sich  von  dem  Verzichte  des  Zeicheninhabers  auf  die  Au  s- 
Übung  seiner  Befugnisse  rechtlich  nicht  unterscheidet  (Stenogr.  Ben 
des  Reichstags  1874/75  S.  105,  Komm. -B er.  zu  §  2,  Str. 
Bd.  23  S.  368,  Endemann  in  Busch  Bd.  32  S.  68,  Schuloff  S.  19, 
X^andgraf  II.  §  7  N.  3).  Es  ist  zwar  die  Zulässigkeit  der  Lizenz- 
ertheilung  im  Zeichenrechte  von  Kohl  er  unter  Hinweis  darauf  be- 
stritten worden,  dass  das  Waarenzeichen  zur  Kennzeichnung  der  aus 
einem  bestimmten  Geschäftsbetriebe  hervorgehenden  Waaren  be- 
stimmt sei,  und  daher  dessen  Benutzung  durch  Andere,  selbst  wenn 
solche  mit  Genehmigung  des  Inhabers  des  Geschäftsbetriebes  erfolge,, 
eine  Täuschung  des  Publikums  ermögliche  (Kohl er  M-R.  S*  242. 
243).  Indessen  kommt  dem  gegenüber  in  Betracht,  dass  das  Gesetz 
in  erster  linie  den  Schutz  des  Zeicheninhabers,  nicht  denjenigen 
des  Publikums  im  Allgemeinen,  bezweckt,  und  dass,  soweit  die  (ie- 
setze  dies  nicht  ausdrücklich  verbieten,  ein  Verzicht  auf  die  Aus- 
übung eines  jeden  Privatrechtes  zulässig  und  bindend  ist  (vergl.  Civ. 
Bd.  29  S.  71,  Civ.  Bd.  18  S.  97,  vergl.  auch  5.  181).  Umso- 
^ireniger  kann  gegen  die  Rechtsgültigkeit  der  Lizenz  ein  Einwand 
erhoben  werden,  als  mit  Bewilligung  des  Zeicheninhabers  neben  dem- 
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selben  ein  Anderer  sogar  als  Inhaber  des  gleichen  Zeichens    in   die 
Zeichenrolle  eingetragen  werden  kann  (vergl.  181). 

383.  Rechte  des  Lizenznehmers. 

Von  der  Uebertragiing  des  Zeichenrechtes  —  die  nach  §  7 
zulässig  ist  —  unterscheidet  sich  die  Lizenz  dadurch,  dass  der 
Lizenzgeber  Inhaber  des  Rechtes  bleibt  und  der  Lizenznehmer  nicht 
die  Rechte  aus  der  Eintragung  —  auch  nicht  einmal  beschränkt 
oder  theil weise  —  für  seine  Person  erwirbt.  Der  Inhalt  der  Lizenz 
besteht  allein  in  dem  Verzichte  des  Zeicheninhabers  auf  die  Geltend- 
machung der  ihm  durch  die  Eintragung  verliehenen  ausschliesslichen 
Befugniss  gegenüber  einer  bestimmten  Person  —  d.  h.  gegenüber 
dem  Lizenznehmer  —  oder  einer  Mehrheit  von  solchen  (vergl.  R-O-H. 
Bd.  19  S.  403  ff.,  Civ.  Bd.  33  S.  103,  Gar  eis  Bd.  6  S.  210). 
Daher  hat  der  Lizenznehmer  keine  Befugniss,  die  Rechte  aus  der 
Eintragung  gegenüber  Störungen  seitens  Dritter  geltend  zu  machen; 
•der  Lizenznehmer  kann  weder  Strafantrag  stellen  noch  auch  auf  dem 
•Civilwege  gegen  den  Störer  vorgehen.  Ebensowenig  ist  der  Lizenz- 
nehmer befugt,  die  Rechte  aus  der  Eintragung  einredeweise  gegen- 
über einer  gegen  ihn  seitens  eines  Dritten  angestrengten  Klage  gel- 
tend zu  machen;  die  Lizenz  kann  nur  einer  von  dem  Lizenzgeber 
selbst  erhobenen  Klage  entgegengehalten  werden  (vergl.  P.  M,  &  Z- 
Bl.  Bd.  2  S.  144).  Nur  dann  gelangt  der  Lizenznehmer  in  den  Mit- 
genuss  der  durch  die  Eintragung  begründeten  Rechte,  wenn  mit  Be- 
willigung des  Lizenzgebers  das  Zeichen  auch  zu  dessen  Gunsten  in 
die  Zeichenrolle  eingetragen  worden  ist;  alsdann  stehen  dem  ersteren 
die  Rechte  aus  der  Eintragung  in  seiner  Eigenschaft  als  Zeichen- 
inhaber, nicht  in  seiner  Eigenschaft  als  Lizenznehmer,  zu  (vergl.  181). 
Auch  nicht  im  Namen  des  Berechtigten  ist  der  Lizenznehmer  befugt, 
gegen  Störungen  aufzutreten,  es  sei  denn,  dass  er  ausdrücklich  Voll- 
macht hierzu  von  dem  Zeicheninhaber  erhalten  hat.  Der  Schutz  des 
Lizenznehmers  gegenüber  Beeinträchtigungen  seitens  Dritter  kann 
daher  in  der  Regel  nur  durch  den  Zeicheninhaber  wahrgenommen 
werden,  indem  dieser  die  Rechte  aus  der  Eintragung  gegen  die  Störer 
geltend  macht.  Ob  der  Lizenznehmer  einen  rechtlichen  Anspruch 
gegenüber  dem  Lizenzgeber  auf  die  Ausübung  eines  solchen  Schutzes 
hat,  bestimmt  sich  nach  der  Natur  des  Rechtsverhältnisses,  auf  Grund 
-dessen  die  Lizenz  ertheilt  ist;  allgemein  besteht  ein  solcher  Anspruch 
nicht  (vergl.  Bolze  Bd.  4  No.  745,  Gareis  Bd.  6  S.  210).  Ans 
dem  privatrechtlichen  Verhältnisse  des  Lizenznehmers  zu  dem  Lizenz- 
geber kann  sich  übrigens  auch  ergeben,  dass  der  Jjizenzgeber  ver- 
pflichtet ist,  die  ihm  erwachsenen  civilrechtlichen  Klageansprüche  dem 
Lizenznehmer  zu  übertragen.  Durch  eine  derartige  Uebertragung  er- 
langt der  Lizenznehmer  das  Recht,  die  Störungen  in  eigenem  Namen 
jiuf  dem  Civilwege  zu  verfolgen  (vergl.  453.  585). 

384.  Voraussetzungen  der  GOltigkeit  der  Lizenz. 

Daraus,  dass  die  Lizenz  der  Uebertragung  des  Zeichenrechtes 
selbst  nicht  gleich  steht,  folgt  auch,  dass  die  Gültigkeit  der  Lizenz 
nicht  durch  eine  Uebertragung  des  Geschäftsbetriebes  —  wie  im 
Falle  des  §  7  — ,  auch  nicht  durch  einen  beschränkten  oder  theil- 
weisen  Uebergang  desselben  bedingt  ist.    Ebensowenig  ist  die  Rechts- 
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^'irksamkeit  der  Lizenz  davon  abhängig,  dass  der  Lizenzgeber  an 
-dem  Geschäftsbetriebe  des  Lizenznehmers  in  irgend  einer  Weise  be- 
theiligt ist,  oder  davon,  dass  der  Lizenznehmer  ausschliesslich  von 
dem  Lizenzgeber  herrührende  Waaren  vertreibt,  oder  endlich  davon, 
dass  die  Waaren  des  ersteren  deiyenigen  des  letzteren  gleichwerthig 
sind;  denn  das  Interesse  des  Publikums  und  eine  mögliche  Täuschung 
des  letzteren  werden  von  dem  Gesetz  nicht  —  wenigstens  nicht  in 
erster  Linie  —  berücksichtigt  (vergl.  5). 

385.   Ausschliessliche  Lizenz. 

Dem  Lizenznehmer  kann  eine  sog.  ausschliessliche  Lizenz  ertheilt 
sein,  d.  h.  der  Lizenzgeber  kann  sich  ihm  gegenüber  verpflichtet  haben, 
überhaupt  oder  innerhalb  eines  bestimmt  abgegrenzten  Bezirkes  an- 
deren Personen  keine  Lizenzen  zu  ertheilen.  Im  Allgemeinen  ist  der 
Zeicheninhaber  befugt,  Lizenzen  in  beliebiger  Anzahl  zu  bewilligen; 
die  Lizenz  ist  daher  nur  dann  eine  ausschliessliche,  wenn  dies  beson- 
ders vereinbart  ist  (vergl.  Bolze  Bd.  4  No.  745).  Die  ausschliessliche 
Lizenz  unterscheidet  sich  ihrer  rechtlichen  Natur  nach  in  keiner  Weise 
von  den  gewöhnlichen  Lizenzen  (vergl.  Gar  eis  Bd.  9  S.  286).  Ins- 
besondere werden  auch  durch  Ertheilung  einer  ausschliesslichen  Lizenz 
für  den  Lizenznehmer  keinerlei  eigenen  Rechte  gegenüber  Dritten  be- 
gründet; der  Lizenznehmer  hat  daher  nicht  einmal  die  Berechtigung. 
Andere,  welchen  der  Lizenzgeber  in  vertragswidriger  Weise  gleichfalls 
Lizenzen  ertheilt  hat,  an  dem  Gebrauche  des  Zeichens  zu  hindern, 
vielmehr  stehen  demselben  in  einem  solchen  Falle  allein  gegen  den 
Lizenzgeber  Ansprüche  wegen  Vertragsverletzung  und  auf  Unterlassung 
weiterer  Lizenzertheilung  zu  (vergl.  Kohler  in  ZgR.  II.  S.  336,  P.M. 
A:  Z-Bl.  Bd.  1  S.  3.  4).  Kohl  er  will  dem  vertragsmässigen  Mono- 
polisten einen  selbständigen  Zeichenrechtsanspruch  gewähren.  In- 
dessen liegt  kein  Grund  vor,  den  vertragsmässigen  Monopolisten  anders 
als  jeden  anderen  Lizenznehmer  zu  behandeln.  Die  Entscheidung  des 
Reichsgerichts,  auf  welche  Kohl  er  sich  bezieht,  ist  für  das  Patent- 
recht ergangen,  welches  —  anders  .als  das  Zeichenrecht  —  eine  be- 
schränkte LTebertragung  des  Rechtes  kennt  (Kohler  M-R.  S.  333). 
Seligsohn  will  den  Monopolisten  wenigstens  als  Verletzten  im  Sinne 
des  §  14  betrachten  und  hält  daher  denselben  für  berechtigt,  Straf- 
autrag  zu  stellen  und  Entschädigung  zu  verlangen.  Dieser  Ansicht 
kann  gleichfalls  aus  dem  bereits  angegebenen  Grunde  nicht  beigetreten 
werden  (vergl.  Seligsohn  §  7  N.  7). 

386.   Lizenzgeber. 

Zur  Ertheilung  von  Lizenzen  berechtigt  ist  allein  der  Inhaber  des 
Zeichenrechtes,  ein  Dritter  nur  auf  Grund  besonderer  Vollmacht  des 
Inhabers  (vergl.  Gareis  Bd.  9  S.  291.  292).  Ohne  Vollmaclit  oder 
besondere  Vereinbarung  —  welche  auch  stillschweigend  aus  dem  Rechts- 
verhältnisse der  Betheiligten  zu  einander  sich  ergeben  kann  —  ist 
daher  auch  der  Lizenznehmer  nicht  befugt,  auf  Grund  der  ihm  er- 
t heilten  Lizenz  weitere  Lizenzen  an  Andere  zu  bewilligen  (vergl. 
Gareis  Bd.  9  S.  291.  292).  Ebensowenig  steht  eine  derartige  Be- 
fugniss  dem  in  Gemässheit  des  §  23  bestellten  Vertreter  zu,  da  letz- 
t<»rer  nur  zur  Vertretung  des  Zeicheninhabers  vor  dem  Patentamt  und 
dem  Gericht,  nicht  aber  allgemein  zur  Vertretung  in  allen  das  Zeichen 
betreflfenden  Rechtsangelegenheiten  befugt  ist  (vergl.  927).    Die  Wirk- 
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sarakeit  der  Lizenz  ist  indessen  nicht  dadurch  bedingt,  dass  der 
Lizenzgeber  zur  Zeit  der  von  ihm  ertheilten  Gestattung  bereits  als 
Inhaber  eingetragen  war.  Eine  Lizenz  kann  von  dem  noch  nicht  ein- 
getragenen Erwerber  eines  Waarenzeichens,  von  dem  noch  nicht  ein- 
getragenen Anmelder,  ja  sogar  von  demjenigen,  welcher  überhaupt 
noch  nicht  die  Anmeldung  bewirkt  hat  —  gleichviel  ob  derselbe  selbst 
bisher  das  Zeichen  in  Gebrauch  hatte  —  in  gültiger  Weise  ertheilt 
werden.  Es  ist  dabei  nicht  einmal  erforderlich,  dass  zu  der  Zeit,  als- 
die  Lizenz  ertheilt  wurde,  ein  gesetzlicher  Schutz  für  das  Zeichen 
überhaupt  erlangt  werden  konnte.  Auch  die  vor  Inkrafttreten  des- 
Gesetzes  geschlossenen  Lizenzverträge  müssen  aufrecht  erhalten  wer- 
den, da  eine  in  der  Zeit  der  Schutzlosigkeit  ertheilte  Gestattung  nur 
den  Zweck  haben  kann,  den  Lizenznehmer  gegen  jede  spätere  Beein- 
trächtigung im  Gebrauche  des  Zeichens  zu  sichern  (vergl.  Blum  Ann. 
Bd.  5  S.  445).  Desgleichen  sind  die  Lizenzen  als  wirksam  anzusehen^ 
welche  von  einem  nach  §  23  Absatz  1  von  dem  Schutze  des  Gesetze?- 
ausgeschlossenen  Zeieheninhaber  ertheilt  sind  (vergl.  909). 

387.   Ausdrückliche  und  stillschweigende  Lizenz. 

Die  Lizenz  kann  ausdrücklich  oder  stillschweigend  ertheilt  sein. 
Ob  die  ausdrückliche  Lizenz  einer  besonderen  Form  bedarf,  bestimmt 
sich  nach  dem  bürgerlichen  Recht,  welches  im  Allgemeinen,  wie^ 
auch  das  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  tretende  bürgerliche  Gesetz- 
buch, besondere  Formvorschriften  nicht  aufstellt.  Eine  ausdrück- 
liche Vereinbai'ung  liegt  auch  dann  vor,  wenn  bei  Uebertragung: 
des  Zeichenrechtes  der  Veräussorer  sich  die  weitere  Ausübung  des^ 
Rechtes  vorbehält ;  ein  solcher  Vorbehalt  steht  der  Bewilligung  einer 
Lizenz  seitens  des  Erwerbers  gleich  (vergl.  Bolze  Bd.  9  No.  415). 
Stillschweigend  ist  die  Lizenz  ertheilt,  wenn  aus  Handlungen  oder 
Erklärungen  des  Berechtigten  mit  Sicherheit  der  Schluss  zu  ziehen 
ist,  dass  derselbe  im  gegebenen  Falle  von  seinen  Rechten  keinen  Ge- 
brauch habe  machen  wollen  (Str.  Bd.  23  S.  368,  vergl.  Str.  Bd.  S 
S.  357.  358).  Unter  Handlungen  im  weiteren  Sinne  sind  auch  L^nt er- 
lassungen zu  verstehen.  Unterlässt  der  Zeicheninhaber  es,  ge^f^n  ihm 
bekannte  Verletzungen  seines  Rechtes  im  Wege  der  Klage  oder  auf 
sonstige  Weise  —  z.  B.  durch  Warnungen  des  Publikums  —  einzu- 
schreiten, so  kann  dies  —  namentlich  wenn  die  störende  Thätigkeit 
mit  Wissen  des  Berechtigten  von  längerer  Dauer  ist  —  den  Schluss 
rechtfertigen,  dass  der  Berechtigte  auf  die  Ausübung  seines  Ver- 
bietungsrechtes  Verzicht  geleistet  habe  (vergl.  Propr.  Ind.  VIIL 
8.  46.  47).  Um  zu  beurtheilen,  ob  diese  Schlussfolgerung  begründet 
ist,  müssen  die  Umstände  des  einzelnen  Falles  in  Berücksichtigung 
gezogen  werden.  Es  kann  dabei  sich  herausstellen,  dass  besondere 
Gründe  vorliegen,  welche  den  Berechtigten  veranlasst  haben,  im  ein- 
zelnen Falle  von  der  Verfolgung  seiner  Rechte,  ohne  Verzicht  auf  die- 
selben, abzustehen.  Der  Zeicheninhaber  ist  vielleicht  nur  um  des- 
willen gegen  den  Störer  nicht  vorgegangen,  weil  die  Störung  keine 
bedeutende  oder  in  einem  nicht  in  Betracht  kommenden  Absatzgebiete 
geschehen,  weil  ein  Schaden  überhaupt  nicht  oder  nur  in  geringem 
Maasse  entstanden,  oder  der  Störer  zum  Ersätze  desselben  nicht  ver- 
pflichtet oder  nicht  im  Stande  ist,  weil  die  Beschreitung  des  Klage- 
Aveges  oder  sonstige  gegen  die  Störung  gerichtete  Schritte  mit  er- 
heblichen Kosten    oder   Unbequemlichkeiten   verbunden    sein    würden 
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u.  s.  w.  (vergl.  Amar  No.  186).  In  derartigen  Fällen  ist  die  Annahme, 
dass  der  Berechtigte  auf  sein  Verbiet ungsrecht  habe  verzichten  wollen, 
ausgeschlossen. 

Die  Frage,  ob  aus  Unterlassungen  eine  stillschweigende  Lizenz- 
ertheilung  gefolgert  werden  kann,  ist  bisher  nur  hinsichtlich  des 
Firmenrechtes  in  bejahendem  Sinne  entschieden  Avorden  (R-O-H.  Bd.  21 
S.  306.  307).  Andererseits  ist  in  einem  das  Urheberrecht  betreffenden 
Falle  dies  mit  der  Begründung  verneint  Avorden,  dass  Stillschweigen 
nur  dann  für  Einwilligung  geachtet  Averden  könne,  wenn  dem  Schwei- 
genden durch  das  Gesetz  die  Verpflichtung  zum  Einsprüche  auferlegt 
sei  (Str.  Bd.  3  S.  357.  358).  Für  das  Zeichenrecht  trifft  die  Analogie 
des  diesem  verwandten  Firmenrechts  zu. 

388.   Falle  stillschweigender  Lizenzertheilung. 

Die  Ertheilung  einer  stillschweigenden  Lizenz  kann  beispielsAveise 
in  folgenden  Fällen  angenommen  werden :  a.  wenn  der  Zeicheninhaber 
dem  Publikum  gegenüber  die  Berechtigung  eines  Anderen  zur  Führung 
des  Zeichens  anerkannt,  insbesondere  dasselbe  als  dem  Anderen  zu- 
stehend bezeichnet  hat  (Civ.  Bd.  13  S.  159.  160);  b.  Avenn  der  Be- 
rechtigte Waaren,  welche  er  selbst  mit  dem  Zeichen  versehen  hat, 
verkauft,  so  ertheilt  er  damit  —  falls  ein  gegentheiliger  Vorbehalt 
nicht  gemacht  ist  —  sowohl  dem  Käufer  als  dessen  Abnehmern  die 
Lizenz,  die  so  bezeichneten  Waaren  in  Verkehr  zu  bringen,  feilzuhalten 
und  auf  dieselben  bezügliche  Ankündigungen  mit  dem  Zeichen  zu  ver- 
sehen (vergl.  Stockheim  S.  52,  Gareis  Bd.  7  S.  203  ff.);  c.  Avenn 
die  Lizenz  ertheilt  ist,  Waaren  mit  dem  Zeichen  zu  versehen,  so  liegt 
hierin  regelmässig  zugleich  die  Gestattung,  die  innerhalb  der  Lizenz- 
zeit bezeichneten  Waaren  in  Verkehr  zu  bringen  und  feilzuhalten;  in 
gleicher  Weise  gilt  der  Veräusserer  eines  Zeichens  der  Regel  nach  für 
ermächtigt,  die  zur  Zeit  der  Veräusserung  bereits  gezeichneten  Waaren 
noch  zu  vertreiben  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  101,  Aergl.  Gareis  Bd.  9 
S.  285,  Kohler  M-R.  S.  245);  d.  Avenn  die  Lizenz  für  das  Bezeichnen, 
Inverkehrbringen  oder  Feilhalten  ertheilt  ist,  so  schliesst  dies  die 
(iestattung  für  die  Abnehmer  des  Lizenznehmers  zu  weitcrem  In- 
verkehrbringen und  Feilhalten  in  sich  (vergl.  Gar  eis  Bd.  9  S.  285); 
e.  wenn  seitens  des  Zeicheninhabers  mit  dem  Zeichen  versehene  Ver- 
packungen, Ankündigungen,  Etiketten  u.  s.  av.  an  seine  Abnehmer  ge- 
liefert werden,  so  ist  damit  die  Lizenz  ertheilt,  die  von  demBe  rech- 
tigten herrührenden  Waaren  dadurch,  dass  sie  mit  diesen  Gegen- 
ständen in  Verbindung  gebracht  werden,  mit  dem  Zeichen  zu  versehen, 
in  Verkehr  zu  bringen  und  feilzuhalten.  Auf  den  Gebrauch  dieser  Gegen- 
stände zur  Bezeichnung  sonstiger  Waaren  erstreckt  sich  die  Lizenz 
in  einem  solchen  Falle  selbst  dann  nicht,  Avenn  die  betreffenden  Be- 
zeichnungsmittel dem  Abnehmer  zu  Eigenthum  überlassen  sind  (vergl. 
Str.  Bd.  21  S.  218);  f.  wenn  das  Zeichen  durch  Zufall  von  der  Waare 
oder  Vei^packung  sich  losgelöst  hat,  ohne  dass  die  Integrität  der  Waaro 
hierdurch  berührt  wird,  ist  der  Abnehmer  stillschweigend  ermächtigt, 
das  Zeichen  auf  Waare  oder  Verpackuns:  Avieder  zu  befestigen  (Str. 
Bd.  23  S.  370). 

Nicht  dagegen  ist  auf  eine  stillschweigende  Lizenz  zu  schliessen: 
a.  aus  Handlungen  oder  Unterlassungen  des  in  Gemässheit  des  §  23 
bestellten  Vertreters,  da  dieser  nur  zur  Vertretung  vor  dem  Patentamt 
und  dem  Gericht,  nicht  aber  zu  Verfügungen  über  das  Zeichenrecht, 
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befugt  ist  (vergl.  927);  b.  aus  der  Lieferung  nicht  bezeichneter  Waaren 
seitens  des  Zeicheninhabers,  selbst  wenn  solche  in  allen  Stücken  mit 
den  Waaren,  welche  der  Berechtigte  selbst  mit  dem  Zeichen  versieht, 
übereinstimmen,  folgt  noch  nicht,  dass  der  Abnehmer  zur  Bezeichnung 
der  ihm  gelieferten  Waaren  sich  für  ermächtigt  halten  kann  (Str. 
Bd.  23  S.  367);  o.  ist  eine  Zeichenübertragung  wegen  Nichtbeobachtung 
der  gesetzlichen  Vorschriften,  z.  B.  wegen  NichtÜbertragung  des  Ge- 
schäftsbetriebes, unwirksam,  so  kann  dieselbe  nicht  als  Lizenz  auf- 
recht erhalten  werden,  da  der  Wille  der  Betheiligten  in  diesem  Falle 
nicht  auf  eine  Lizenzertheilung  gerichtet  ist  (anders  Meves  §  8  N.  9). 

389.   Agent  provocateur. 

Eine  stillschweigende  Lizenz  liegt  auch  dann  nicht  vor,  wenn  der 
Zeicheninhaber  eine  Störungshandlung  zu  dem  Zwecke  provozirt,  um 
einen  Anderen,  der  einer  rechtsverletzenden  Thätigkeit  verdächtig  ist, 
auf  die  Probe  zu  stellen,  oder  um  sich  den  Beweis  für  die  gerichtliche 
Geltendmachung  seiner  Rechte  gegenüber  diesem  Anderen  zu  sichern. 
In  einem  solchen  Falle  ist  die  Annahme,  dass  der  Berechtigte  die 
störende  Thätigkeit  in  AVahrheit  habe  gestatten  und  auf  die  Aus- 
übung seiner  Rechte  verzichten  wollen,  ausgeschlossen  (Str.  Bd.  23 
S,  364.  365).  Dadurch,  dass  der  Zeicheninhaber  —  ohne  sich  als 
Berechtigter  zu  erkennen  zu  geben  —  selbst  oder  durch  andere  vor- 
geschobene Personen  den  äusseren  Anlass  zur  Rechtsverletzung  giebt 
—  es  ist  dies  der  Fall  des  sog.  Agent  provocateur  —  wird  demnach 
die  Widerrechtlichkeit  der  Thätigkeit  des  hierdurch  beeinflussten 
Dritten  nicht  aufgehoben  (Kohl er  M-R.  S.  389,  Pouillet  No.  152. 
153,  Amar  No.  228).  Es  können  in  einem  solchen  Falle  von  dem 
Berechtigten  sämmtliche  Rechte  aus  der  Eintragung  geltend  gemacht 
werden,  es  sei  denn,  dass  täuschende  Mittel  behufs  Herbeiführung 
der  störenden  Thätigkeit  angewendet  sind,  in  welchem  Falle  jeder 
Anspruch  wegen  Arglist  des  Provokanten  ausgeschlossen  ist  (vergl. 
Amar  No.  228).  Auch  Entschädigung  kann  verlangt  werden,  sofern 
nicht  der  Zeicheninhaber  in  arglistiger  Weise  den  unberechtigten 
Zweck  verfolgt  hat,  einen  vorher  nicht  bereits  begründeten  Entschä- 
digungsanspruch überhaupt  erst  zu  schaffen  (vergl.  Amar  No.  228, 
anders  Kohl  er  M-R.  S.  364.  365). 

390.  Vorbehalte  und  Beschränkungen. 

Die  Lizenz  kann  ganz  allgemein  oder  unter  bestimmten  Vorbehalten 
und  Beschränkungen  ertheilt  sein.  Die  Gestattung  zum  Gebrauche 
des  Zeichens  kann  insbesondere  beschränkt  werden  auf  bestimmte 
Waarengattungen,  einen  bestimmten  Geschäftsbetrieb  oder  eine  be- 
stimmte Niederlassung,  auf  eine  bestimmte  Zahl  von  Waaren,  eine 
bestimmte  Zeit,  einen  bestimmten  Ort  oder  Bezirk,  auf  Waaren,  welche 
aus  dem  Geschäftsbetriebe  des  Zeicheninhabers  herrühren  u.  s.  w. ;  der 
Lizenznehmer  kann  auch  verpflichtet  sein,  das  Zeichen  nur  mit  ge- 
wissen, ihm  vorgeschriebenen  AbAveichungen  zu  benutzen;  die  Lizenz 
kann  widerruflich  und  unwiderruflich  ertheilt  sein.  Insbesondere  bei 
der  stillschweigenden  Lizenz  ist  darauf  zu  achten,  welchen  Umfang 
dieselbe  im  einzelnen  Falle  hat;  im  Zweifel  wird  der  dem  Berechtigten 
günstigeren  Auslegung  zu  folgen  sein.  Dies  kommt  namentlich  dann 
in  Betracht,  wenn  es  sich  um  die  Frage  handelt,  ob  die  Lizenz  all- 
gemein   oder   nur   für  die  Bezeichnung  von  dem  Zeicheninhaber 
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selbst  herrührender  Waaren  ertheilt  ist  (P.M.  S:  Z-Hl.  Bd.  2  S.  248, 
vergl.  474).  Eine  Beschränkung  der  Lizenz  miiss  überhaupt  nicht 
ausdrücklich  verabredet  sein,  dieselbe  kann  sich  auch  aus  der  Natur 
des  zwischen  den  Betheiligten  bestehenden  Rechtsverhältnisses  oder 
aus  sonstigen  Umständen  ohne  Weiteres  ergeben.  Ist  z.  B.  das  Waaren- 
zeiehen  dazu  bestimmt,  eine  besondere  Waarenqualität  zu  kenn- 
zeichnen, so  hat  der  Lizenznehmer  im  Zweifel  kein  Recht,  das  Zeichen 
für  eine  andere  Waarengattung,  wenn  auch  solche  von  dem  In- 
haber des  Zeichens  selbst  herrührt,  zu  benutzen  (vergl.  Str.  Bd.  4 
S.  172.  173). 

Werden  von  dem  Lizenznehmer  die  ihm  durch  die  vertragsmässige 
Lizenz  gesetzten  Schranken  überschritten,  so  macht  derselbe  —  ab- 
gesehen von  der  Vertragsverletzung  —  eines  EingriflFs  in  die  Befugniss 
des  Zeicheninhabers  und  demnach  einer  Verletzung  des  Zeichengesetzes 
sich  schuldig  (Bolze  Bd.  9  No.  108).  Dies  gilt  insbesondere  von  dem 
Falle,  dass  der  Lizenznehmer  auch  nach  Ablauf  der  der  Lizenz  ge- 
setzten Frist  in  der  Ausübung  der  durch  die  Lizenz  gewährten  Be- 
fugnisse fortfährt  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  247.  248,  vergl.  auch  Kohler 
in  Propr.  Ind.  XL  S.  182). 

391.   Entgeltliohkeit  und  Unentgeltliohkeit  der  Lizenz. 

Die  Lizenz  kann  entgeltlich  und  unentgeltlich  ertheilt  sein 
(Schul off  S.  19.  20).  Ist  nicht  ausdrücklich  eine  Vergütung  verein- 
bart und  ergiebt  sich  die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  einer  solchen 
auch  nicht  aus  der  Natur  des  zwischen  den  Betheiligten  bestehenden 
Rechtsverhältnisses,  so  kann  ein  Entgelt  nicht  verlangt  \verden.  Wenn 
eine  Vergütung  versprochen  und  die  Lizenz  auf  eine  gewisse  Dauer 
ertheilt  ist,  so  kann,  wenn  vor  Ablauf  der  Lizenzzeit  die  Löschung 
des  Zeichens  erfolgt,  der  Lizenzgeber  doch  Zahlung  eines  verhältniss- 
mässigen  Betrages  für  die  Gestattung  des  Gebrauchs  bis  zur  Löschung 
fordern.  Der  Lizenznehmer  muss  der  Kegel  nach  selbst  für  die  Zeit, 
in  welcher  die  Eintragung  unwirksam  war,  die  Vergütung  entrichten, 
sofern  er  trotz  der  Unwirksamkeit  der  Eintragung  im  ungestörten 
Gebrauche  des  Zeichens  verblieben  ist  (vergl.  Civ.  Bd.  33  S.  104, 
Bolze  Bd.  9  No.  102,  Bolze  Bd.  9  No.  417,  Bolze  Bd.  11  No.  414, 
Gareis  Bd.  1  S.  233  ff.).  Dem  Lizenznehmer  steht,  wenn  die  Lizenz 
entgeltlich  ertheilt  ist,  bei  vorzeitiger  Löschung  des  Zeichens  ein  Ent- 
schädigungsanspruch gegen  den  Lizenzgeber  zu,  sofern  letzteren  ein 
Verschulden  trifft,  z.  B.  wenn  der  Lizenzgeber  bereits  bei  Ertheilung 
der  Lizenz  die  Mängel  des  Zeichens,  welche  zur  Löschung  geführt 
haben,  kannte  und  dies  dem  Lizenznehmer  verschwiegen  hat  (vergl. 
Bolze  Bd.  6  No.  578,  Gareis  Bd.  1  S.  236). 

Die  Nichtzahlung  der  vereinbarten  Lizenzgebühr  macht  die  Aus- 
übung der  Lizenz  nicht  zu  einer  unberechtigten,  wenn  dies  nicht  aus- 
drücklich bedungen  oder  durch  die  Gesetze  desjenigen  Rechtsgebiets, 
welchem  das  Lizenzverhältniss  überhaupt  unterliegt,  vorgeschrieben  ist 
(vergl.  Kohl  er  P-H.  No.  460a).  Nach  §  326  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs,  welches  am  1.  Januar  19(X)  in  Kraft  tritt,  ist  unter  gewissen 
Voraussetzungen  im  Falle  verzögerter  Gebührenzahlung  der  Lizenz- 
geber zum  Rücktritte  von  dem  Vertrage  berechtigt. 

392.    Reohtsnachfolge  in  die  Lizenz. 

Die  Frage,  ob  die  Rechte  und  Verpflichtungen  aus  der  Lizenz- 
ertheilung  auf  die  Rechtsnachfolger  der  Betheiligten  übergehen,  d.  h. 
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ob  die  Rechtsnachfolger  des  Zeicheninhabers  an  die  von  diesem  er- 
theilten  Lizenzen  gebunden,  und  ob  die  Rechtenachfolger  des  Lizenz- 
nehmers sich  auf  die  ihrem  Rechtevorgänger  ertheilte  Lizenz  berufen 
können,  muss  ihre  Entecheidung  auf  Grund  der  Erwägung  finden, 
dass  die  Lizenz  —  anders  als  die  Uebertragung  des  Rechte  im  Falle 
des  §  7  —  nur  persönliche  —  obligatorische  —  Wirkung  unter  den 
Betheiligten  hat.  Die  Rechte  und  die  Verpflichtungen  aus  der  Lizenz- 
ertheilung  gehen  nach  denselben  Regeln  wie  persönliche  Verbindlich- 
keiten —  Obligationen  —  überhaupt   auf   die  Rechtsnachfolger  über. 

393.   Uebergang  auf  die  Reohtsnaohfolger  des  Lizenzgebers. 

Demnach  sind  auf  der  Seite  des  Lizenzgebers  dessen  allgemeine 
Rechtsnachfolger,  d.  h.  dessen  Erben,  sowie  dessen  Sondernachfolger,  d.  h. 
die  Rechtsnachfolger  in  die  einzelne  durch  die  Lizenzertheilung  be- 
gründete Vertragsverpflichtung,  an  die  ertheilte  Lizenz  gebunden,  so- 
fern im  einzelnen  Falle  die  Verpflichtung  aus  der  Lizenzertheilung 
nicht  ausdrücklich  auf  die  Person  des  Lizenzgebers  beschränkt  ist, 
oder  eine  derartige  Beschränkung  aus  den  Umständen,  unter  welchen 
die  Lizenz  ertheilt  wurde,  sich  auch  ohne  besondere  Vereinbarung  er- 
giebt.  Die  der  Lizenzertheilung  eigenthümliche  Wirkung,  d.  h.  die 
Unwirksamkeit  der  Eintragung  gegenüber  dem  Lizenznehmer,  kann 
indessen  nur  dann  eintreten,  wenn  die  in  die  persönlichen  Verpflich- 
tungen des  Lizenzgebers  eingetretenen  Rechtsnachfolger  zugleich  die 
Rechte  aus  der  Eintragung  —  durch  Uebergang  des  Rechtes  im  Sinne 
des  §  7  und  Eintrag  dieses  Ueberganges  in  die  Zeichenrolle  —  er- 
werben. Ist  letzteres  nicht  der  Fall,  geht  vielmehr  das  Zeichenrecht 
auf  einen  Anderen  über,  so  kann  unter  Umständen  —  je  nach  der 
Katur  des  Rechtsverhältnisses,  durch  welches  die  Lizenz  begründet 
wurde  —  zu  Gunsten  des  Lizenznehmers  ein  Entschädigungsanspruch 
»i'egenüber  dem  Lizenzgeber  oder  dessen  Rechtsnachfolgern  begründet 
sein;  dagegen  kann  gegenüber  dem  Erwerber  des  Zeichenrechtes  der 
Lizenznehmer  in  einem  solchen  Falle  auf  die  Lizenz  sich  nicht  berufen, 
da  ersterer  mit  dem  Erwerbe  des  Zeichenrechtes  nicht  zugleich  in 
die  —  wenn  auch  mit  Rücksicht  auf  das  Zeichen  begründeten  —  per- 
sönlichen Verpflichtungen  des  Vorbesitzers  eintritt  (vergl.  208).  Ob 
anders  zu  entscheiden  ist,  wenn  dem  Erwerber  des  Zeichenrechtes  bei 
dem  Erwerbe  das  Bestehen  von  Lizenzen  zu  Gunsten  Dritter  bekannt 
gewesen  ist,  bestimmt  sich  nach  dem  bürgerlichen  Recht.  Die  Lizenz 
hat  demnach  Wirkung  nur  so  lange,  als  der  Lizenzgeber  oder  dessen 
persönliche  Rechtsnachfolger  Inhaber  des  Zeichenrechtes  sind;  ihre 
Wirkung  erlischt  —  vorbehaltlich  der  Ansprüche  gegen  den  Lizenz- 
geber —  mit  der  Uebertragung  des  Zeichens  auf  einen  Anderen 
(vergl.  Geller  §  23  N.  3).  Diese  Folge  der  Zeichen veräusserung  kann 
dadurch  vermieden  werden,  dass  dem  Erwerber  von  dem  Veräusserer 
die  Verpflichtung  auferlegt  wird,  die  bisher  ertheilten  Lizenzen  zu 
respektiren;  auf  einen  derartigen  zu  ihren  Gunsten  geschlossenen  Ver- 
trag werden  sich  die  Lizenznehmer  regelmässig  berufen  können  (vergl. 
Kohler  in  Propr.  Ind.  IX.  S.  159).  Der  Lizenznehmer  kann  bei 
beabsichtigter  Veräusserung  des  Zeichenrechtes  die  Ausübung  seiner 
Befugnisse  sich  dadurch  sichern,  dass  er  im  Wege  der  Klage  oder,  bei 
Gefahr  im  Verzuge,  durch  Gesuch  um  Erlass  einer  einstweiligen  Ver- 
fügung ein  gerichtliches  Verbot  erwirkt,  durch  welches  die  Ver- 
äusserung des  Zeichenrechtes  ohne  Vorbehalt  der  durch  die  Lizenz- 
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ertheilung  übernommenen  Verpflichtungen  untersagt  wird  (vergl.  Kohler 
in  Propr.  Ind.  IX.  S.  159,  Bolze  Bd.  16  No.  796). 

Eine  nach  Uebertragung  des  Zeichenrechtes  von  dem  früheren 
Inhaber  ertheilte  Lizenz  ist  selbstredend  dem  Erwerber  des  Zeichens 
gegenüber  ohne  Wirkung  (vergl.  Str.  Bd.  3  S.  357). 

394.   Uebergang  auf  die  Rechtanaohfolger  des  Lizenznehmers. 

Auf  der  Seite  des  Lizenznehmers  gehen  dessen  Befugnisse  gleich- 
ialls  auf  die  Rechtsnachfolger  über;  die  Lizenzberechtigung  ist  demnach 
-unter  Lebenden  und  von  Todeswegen  beliebig  übertragbar,  jedoch  auch 
hier  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Lizenz  nicht  ausdrücklich 
oder  stillschweigend  dem  Lizenznehmer  nur  für  seine  Person  oder  nur 
für  bestimmte  Rechtsnachfolger,  z.  B.  die  Nachfolger  im  Geschäfts- 
betriebe, ertheilt  war  (vergl.  Gareis  Bd.  9  S.  290,  Kohler  P&  J.  U. 
S.  22).  Ob  die  Lizenz  vererblich  und  übertragbar  ist,  kann  demnach 
nicht  allgemein,  sondern  nur  nach  den  Umständen  des  einzelnen  Falles 
«entschieden  werden;  gerade  bei  der  Lizenz  —  und  zwar  sowohl  bei 
•der  ausdrücklich  als  bei  der  stillschweigend  ertheilten  —  sind  Be- 
schränkungen in  Bezug  auf  die  Person  des  Lizenznehmers  häufig. 
Xach  der  Natur  des  Zeicheorechtes  wird  in  der  Regel  derjenige, 
welcher  einem  Anderen  die  Benutzung  seines  Zeichens  gestattet,  dies 
mit  Rücksicht  auf  das  Vertrauen,  welches  er  der  geschäftlichen  Tüchtig- 
keit des  Lizenznehmers  entgegenbringt,  thun;  allgemein  wird  daher 
nur  in  dei^'enigen  Fällen,  in  Avelcben  ein  derartiges  Interesse  nicht 
'ersichtlich  ist,  eine  Uebertragung  der  Lizenzberechtigung  zulässig 
sein.  Insbesondere  gehen  die  Rechte  des  Lizenznehmers,  wenn  die 
Lizenz  für  einen  bestimmten  Geschäftsbetrieb  ertheilt  ist,  auf  die 
Rechtsnachfolger  nur  dann  über,  wenn  diese  den  Geschäftsbetrieb  fort- 
-setzen.  Es  kann  aber  andererseits  in  gültiger  Weise  —  und  zwar 
sowohl  ausdrücklich  als  stillschweigend  —  vereinbart  sein,  dass  jedem 
späteren  Inhaber  des  von  dem  Lizenznehmer  betriebenen  Geschäftes 
ohne  Rücksicht  auf  seine  rechtlichen  Beziehungen  zu  ersterem  die 
Befugnisse  aus  der  Lizenz  zustehen  sollen;  die  späteren  Geschäfts- 
inhaber können  sich  auf  diesen  zu  ihren  Gunsten  geschlossenen  Ver- 
trag berufen  (vergl.  R-O-H.  Bd.  12  S.  356 ff.,  Blum  Ann.  Bd.  5  S.44()). 


XLV.   Bezeiclinung  der  Waare. 

395.    Begriff. 

Eine  Waare  ist  mit  einem  Waarenzeichen  versehen,  wenn  eine 
I)arst«ellung  des  Zeichens  derartig  mit  der  Waare  in  körperliche  Ver- 
l)indung  gebracht  ist,  dass  das  Zeichen  hierdurch  demjenigen,  welcher 
die  Waare  besichtigt  oder  in  Gebrauch  nimmt,  zur  Kenntniss  ge- 
langen kann.  Eine  Bezeichnung  der  Waare  im  Sinne  des  Gesetzes 
Jiegt  demnach  in  jeder  Herstellung  einer  wahrnehmbaren  Verbindung 
jswischen  Waarenzeichen  und  Waare  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  19). 

396.  Verwendung  nachgeahmter  Zeichen. 

Durch  die  Eintragung  wird  dem  Zeicheninhaber  nicht  nur  die 
ausschliessliche   Benutzung   der   für   seinen    eigenen    Gebrauch    her- 
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gestellten  —  der  echten  —  Zeichen  vorbehalten;   vielmehr  geht  seine 
Recht    allgemein    dahin,    die   Vem^endung   einer   jeden    Darßtellun*^, 
welche  seinem  Zeichen  gleich  oder  ähnlich  ist,  zu  untersagen    (Str. 
Bd.  4    S.  172,   P.M.  &  Z-Bl.   Bd.  2    S.  20,    Kohler   M-R.    S.  385. 
Schuloff  S.  20,  vergl.  §20). 

397.   Körperliche  Verbindung  des  Zeichens  mit  der  Waare. 

Die  Waare  ist  mit  dem  Zeichen  versehen,  wenn  eine  Darstellung 
desselben  mit  der  Waare  in  eine  körperliche  Verbindung  gebracht 
wird.  Ist  eine  Beziehung  des  Zeichens  zur  Waare  auf  andere  Weise- 
hergestellt, so  gilt  die  AVaare  nicht  als  mit  dem  Zeichen  versehen. 
Bezeichnung  der  Waare  liegt  daher  nicht  vor:  a.  wenn,  wie  dies 
häufig  bei  dem  Feilhalten  von  Waaren  geschieht,  entweder  mündlieh 
oder  schriftlich  die  Erklärung  abgegeben  wird,  dass  die  Waare  mit 
dem  Zeichen  versehen  sei  (vergl.  Pouillet  No.  164);  b.  wenn  eine 
das  Zeichen  enthaltende  Ankündigung  in  einer  Auslage  oder  einem 
Verkaufslokale  in  der  Nähe  der  Waare  aufgestellt  oder  ausgehängt 
wird;  ja  sogar,  wenn  die  Ankündigung  oder  das  Zeichen  selbst  lose 
auf  die  Waare  gelegt  sein  sollte  (vergl.  Str.  Bd.  25  S.  78,  79,  anders 
Kohl  er  M-R.  S.  340).  Ist  das  Zeichen,  ohne  dass  eine  körperliche 
Verbindung  mit  der  Waare  besteht,  auf  schriftlichem  Wege  —  durch 
Hand-  oder  Druckschrift  —  zu  der  Waare  in  Beziehung  gesetzt,  so 
kann  eine  derartige  Handlung  aus  einem  anderen  Gesichtspunkte  sich 
als  ein  Eingriff  in  die  ausschliessliche  Befugniss  des  Zeicheninhabers 
darstellen  (vergl.  410  ff.).  Dagegen  findet  in  denjenigen  Fällen,  in 
welchen  die  Waare  nur  mündlich  bezeichnet  ist,  das  Gesetz  überhaupt 
keine  Anwendung,  da  eine  derartige  Bezeichnung  der  W^aare  nie  eine 
Waarenbezeichnung  im  Sinne  des  Gesetzes  sein  kann.  Stellt  sich  eine 
solche  Handlung  nach  sonstigen  gesetzlichen  Vorschriften  als  eine  un- 
erlaubte, z.  B.  als  unlauterer  Wettbewerb  im  Sinne  des  Art.  1382  des 
Code  civil  oder  als  eine  gegen  die  guten  Sitten  verstossende  Hand- 
lung  im  Sinne  des  §  826  des  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  tretenden 
bürgerlichen  Gesetzbuchs,  dar,  so  kann  sie  nach  diesen  Bestimmungen 
des  bürgerlichen  Rechts,  welche  neben  dem  Zeichengesetze  in  Gel- 
tung sind,  verfolgt  werden  (vergl.  Kohl  er  P  &  J.  I.  S.  62,  vergL 
auch  7).  Das  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  vom 
27.  Mai  1896  kommt  nicht  zur  Anwendung,  da  in  demselben  Vor- 
schriften über  die  Benutzung  eines  Waarenzeichens  überhaupt  nicht, 
und  demnach  auch  nicht  über  den  mündlichen  Gebrauch  eines  solchen, 
sich  finden  (vergl.  8).  Nur  der  mündliche  Gebrauch  eines  Namens 
oder  einer  Firma  kann  nach  diesem  Gesetz  Aviderrechtlich  sein  (vergl. 
Propr.  Ind.  XH.  S.  138). 

398.  Arten  der  Bezeichnung. 

Die  körperliche  Verbindung  des  Zeichens  mit  der  Waare  kann 
auf  die  verschiedenste  W^eise  hergestellt  werden;  die  Art  und  Weise 
dieser  Verbindung  ist  von  dem  Gesetzgeber  keiner  Einschränkung 
unterworfen  (P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  19).  Das  Zeichen  kann  auf  der 
Waare  selbst  dadurch  angebracht  werden,  dass  es  eingeprägt,  ein- 
gewebt, aufgeklebt  oder  in  sonstiger  Weise  an  oder  auf  der  Waare 
befestigt  wird  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  237).  Die  Verbindung  zwischen 
Waarenzeichen  und  Waare  kann  insbesondere  auch  so  hergestellt 
sein,  dass  Zeichen  und  Waare  aus  einem  und  demselben  Stoffe  heraus- 
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gearbeitet  werden,  also  ein  stoflFIiches  Ganzes  bilden  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Hd.  2  S.  19).  Der  Anbringung  des  Zeichens  auf  der  AVaare  selbst 
steht  es  gleich,  wenn  dasselbe  sich  auf  einem  mit  der  Waare  in  un- 
mittelbarem Zusammenhange  stehenden  Gegenstande,  z.  B.  einem  der- 
selben angehängten  Zettel,  einer  angehängten  Plombe  u.  s.  w.  befindet 
(Schima  S.  48.49).  Mittelbar  wird  die  Waare  dadurch  bezeichnet,  dass 
das  Zeichen  auf  der  Verpackung  oder  Umhüllung  der  Waare  oder  auf 
einem  mit  der  Verpackung  und  Umhüllung  in  körperlichem  Zusammen- 
hange sich  befindenden  Gegenstande  angebracht,  oder  dass  die  mit  dem 
Zeichen  versehene  Verpackung  oder  Umhüllung  mit  der  Waare  in  Ver- 
bindung gebracht  wird;  es  ist  dies  ein  besonders  im  Gesetze  hervor- 
gehobener Fall,  welcher  einer  selbständigen  Behandlung  bedarf  (vergl. 
405  ff.).  Dass  die  Befestigung  des  Zeichens  auf  Waare  oder  Ver- 
packung eine  dauernde  oder  unlösbare  sei,  ist  keineswegs  vor*- 
geschrieben.  Es  genügt  eine  nur  zeitweilige  und  lose  Verbindun<^ 
(Kohler  M-R.  S.  340.  341,  Meves  §  1  N.  8).  Körperlich  verbunden 
ist  das  Zeichen  mit  der  Waare  demnach  auch  schon  dann,  wenn 
ersteres  lose  zwischen  Waare  und  Verpackung  gelegt,  oder  wenn  die 
Waare  in  ein  offenes,  mit  dem  Zeichen  versehenes,  Behältniss  ge- 
schüttet wird  (vergl.  Str.  Bd.  21  S.  219.  220). 

399.   Vornahme  von  Veränderungen  an  der  bereits  bezeichneten 

Waare. 

Die  Verbindung  des  Zeichens  mit  der  Waare  kann  nicht  allein 
dadurch  geschehen,  dass  das  Zeichen  auf  Waare  oder  Verpackung  ge- 
setzt wird;  sie  ist  vielmehr  möglich  auch  in  der  Weise,  dass  dem 
Zeichen  eine  Waare  untergeschoben  wird.  Dies  ist  der  Fall,  wenn 
ein  Theil  der  Originalwaare,  welcher  das  Zeichen  trägt,  z.  B.  der 
Kessel  einer  Dampfmaschine,  die  Knöpfe  von  Kleidungsstücken,  der 
Cylinder  einer  Lampe,  zum  Bestandtheile  einer  anderen  Waare  ge- 
macht wird  (KohlerM-R.  S.  336,  PouilletNo.  197).  Dasselbe  muss 
gelten,  wenn  wesentliche  Aenderungen  an  einer  mit  dem  Zeichen 
bereits  versehenen  Waare  vorgenommen,  insbesondere  die  Waare  o]ine 
Entfernung  des  Zeichens  ganz  oder  theilweise  durch  andere  Waaro 
ersetzt,  wenn  z.  B.  in  eine  ganz  oder  theilweise  entleerte  Verpackung 
eine  andere  Waare  als  die  vorher  in  derselben  enthaltene  eingefüllt 
oder  der  Originalwaare  ein  Zusatz  hinzugefügt  wird  (Kohler  M-R. 
S.  336.  337,  Amar  Xo.  217,  Pouillet  No.  197,  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  2 
S.  76). 

400.  Wiederverwendung  losgelöster  Zeichen. 

Ist  ein  Zeichen,  welches  von  der  Waare  oder  Verpackung  los- 
gelöst worden  ist,  oder  sich  selbst  losgelöst  hat,  wieder  auf  Waare 
oder  Verpackung  gesetzt  worden,  so  ist  auch  hierin  eine  Bezeichnuni;' 
der  Waare  im  Sinne  des  Gesetzes  zu  erblicken.  Der  Umstand,  dass 
das  Zeichen  sich  bereits  früher  auf  Waare  oder  Verpackung  befand, 
kann  jedoch  unter  Umständen  auf  die  Rechtmässigkeit  der  Bezeich- 
nung von  Einfluss  sein  (vergl.  Str.  Bd.  23  S.  369.  370,  vergl.  auch  3H8). 

401.  Wahrnehmbarkelt  der  Bezeichnung. 

Durch  die  Verbindung  des  Zeichens  mit  der  Waare  müssen  die 
bei  dem  Absatz  der  Waare  betheiligten  Verkehrskreise  in  Stand  ge- 
setzt werden,  von  dieser  Bezeichnung  Kenntniss  zu  erlangen.  Liegt 
diese  Möglichkeit  vor,  so  ist  es  unerheblich,    ob  das  Zeichen  an  der- 
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selben  Stelle  oder  in  derselben  Weise  angebracht  ist,  wie  der  Zeichen- 
inhaber dasselbe  selbst  zu  verwenden  pflegt  oder  nach  der  seiner 
Anmeldung  beigefügten  Beschreibung  zu  verwenden  beabsichtigte. 
Das  Zeichen  darf  von  einem  Anderen  als  dem  Berechtigten  in  keiner 
Form  —  auch  nicht  als  Verzierung  —  benutzt  werden  (vergl.  Komm,- 
Ber.  zu  §  11).  Nicht  erforderlich  ist  es  femer,  dass  das  Zeichen 
offensichtlich  angebracht  oder  sofort  bei  dem  ersten  Blicke  wahrnehm- 
bar sei;  es  genügt,  dass  dasselbe  an  einer  selbst  schwer  wahrnehm- 
baren Stelle  angebracht  ist,  oder  dass  dasselbe  überhaupt  erst  bei 
dem  Gebrauche  der  Waare  entdeckt  werden  kann.  Die  Bezeichnung 
der  AVaare  gilt  daher  auch  dann  als  erfolgt,  wenn  die  mit  dem  Zeichen 
versehene  Waare  in  verpacktem  oder  eingewickeltem  Zustande  sich 
befindet,  und  wenn  das  Zeichen  auf  der  Innenseite  eines  Stoffes  oder 
der  Innenseite  einer  Verpackung,  z.  B.  auf  der  unteren  Fläche  eines 
Flaschenverschlusses  —  als  Korkbrand  — ,  angebracht  ist,  so  dass  es 
erst  nach  Oeffnung  der  Verpackung  sichtbar  wird  (Oppenhoff  Bd.  12 
S.  568,  Str.  Bd.  25  S.  20,  Pouillet  No.  12,  Amar  No.  89). 

402.  Verdeckung 'des  Zeichens. 

Ist  das  Zeichen  zwar  auf  der  Waare  angebracht,  jedoch  jede 
Möglichkeit,  von  demselben  Kenntniss  zu  erlangen,  unbedingt  aus- 
«ifeschlossen,  so  gilt  die  Waare  nicht  als  mit  dem  Zeichen  versehen. 
Es  ist  dies  z.  B.  der  Fall,  wenn  ein  auf  Waare  oder  Verpackung  be- 
findliches Zeichen  durch  irgend  welche  Mittel  vollständig,  sicher  und 
dauernd  verdeckt  wird  (Str.  Bd.  24  S.  100,  Sebastian  S.  158.  159). 
Eine  einfache  Ueberklebung  eines  Zeichens  wird,  insbesondere  wenn 
es  sich  um  ein  plastisches  Zeichen  handelt,  hiernach  regelmässig 
nicht  genügen,  insofern  trotz  der  Ueberklebung  die  Möglichkeit  be- 
.*^teht,  vermittelst  des  Tastsinnes  oder  durch  Ablösen  der  übergeklebten 
Theile  von  dem  Zeichen  Kenntniss  zu  erlangen  (Str.  Bd.  24  S.  100, 
Kohler  in  Propr.  Ind.  XI.  S.  182).  Das  Gleiche  gilt,  wenn  über  ein 
Zeichen  ein  Stempel  gedrückt  ist,  dasselbe  aber  trotzdem  in  seiner 
Individualität  erkennbar  bleibt  (Str.  Bd.  14  S.  417). 

403.  Mittelspersonen;  Gehülfen. 

Derjenige,  welcher  eine  Bezeichnung  der  Waare  zu  dem  Zwecke, 
deren  Herkunft  hierdurch  kenntlich  zu  machen,  vornehmen  will,  kann 
sich  hierzu  der  Hülfe  von  Mittelspersonen,  z.  B.  seiner  Angestellten 
oder  selbständiger  von  ihm  beauftragter  Personen,  bedienen.  Der- 
artige Mittelspersonen  können  neben  ihrem  Auftraggeber  als  Gehülfen 
7.ur  Verantwortung  gezogen  werden  (vergl.  432.  431.  664). 

404.  Vollendung  der  Bezeichnung, 

Die  Handlung  des  Bezeichnens  ist  vollendet,  sobald  die  Verbin- 
dung des  Zeichens  mit  der  Waare  hergestellt  ist  (Stenglein  §  14 
N.  13,  Str.  Bd.  13  S.  390,  P.M.  &Z-B1.  Bd.  1  S.  318),  Es  ist 
keineswegs  erforderlich,  dass  ein  Dritter  von  der  Vornahme  der  Be- 
zeichnung Kenntniss  erlangt,  noch  viel  weniger,  dass  die  bezeichnete 
Waare  einem  Dritten  vorgezeigt,  angeboten  oder  überliefert  ist  (vergl. 
Str.  Bd.  3  S.  270,  Str.  Bd.  20  S.  113).  Werden  nach  erfolgter  Be- 
zeichnung Aenderungen  an  dem  Zeichen  vorgenommen,  oder  dasselbe 
sogar  gänzlich  von  der  Waare  entfernt,  so  hebt  dies  die  Rechts- 
widrigkeit des  einmal  beganirenen  Eingriffs  nicht  auf  (vergl.  Str. 
Bd.  14  S.  417). 
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XL  VI.    Bezeiclmung  von  Verpackung  und 

Umliüllung. 

405.  Begriff  der  Verpackung. 

Unter  Verpackung  versteht  man  gewöhnlich  die  Umhüllung  einer 
AVaare  zum  Zwecke  des  Transportes  (Völdemdorff  in  Endemann 
Handbuch  §48  N.  5,  Meves  §  1  N.  7).  In  weiterem  Sinne  ist 
<larunter  jedoch  jede  Hülle  einer  Waare  zu  verstehen,  welche  eine 
einzelne  Waare  oder  eine  Waarenmenge  in  einer  gegen  äussere  Ein- 
wirkungen sieherstellenden  Weise  umgiebt,  oder  —  wenn  einer  Waare 
nach  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  die  Eigenschaft  einer  Sache  von 
fester,  geschlossener,  ein  einheitliches  Ganzes  bildender  Form  abgeht 
—  diese  Waare  zu  einem  quantitativ  bestimmten  Ganzen  zusammen- 
fasst  und  hierdurch  es  ermöglictit,  dass  sie  zum  Gegenstande  wirth- 
schaftlichen  Verkehrs  werde  (Str.  Bd.  21  S.  218).  Es  fallen  demnach 
nicht  allein  Eisten  und  ähnliche,  Transportzwecken  dienende,  Um- 
hüllungen einer  Waare,  sondern  auch  Fässer,  Flaschen,  Krüge,  Säcke. 
>5chachteln,  Dosen  u.  s.  w.  unter  den  Begriif  der  Verpackung,  indem 
nur  durch  EinfüUung  in  derartige  Behältnisse  gewisse  Waaren,  wie 
Flüssigkeiten  jeder  Art,  Mehl,  Kaffee,  Thee,  Stecknadeln,  Näh- 
nadeln u.  8.  \\\  iu  einen  verkehrsfähigen  Zustand  versetzt  werden 
können.  Die  Verpackung  muss  nicht  die  Waare  umgeben;  es  ist 
ebensowohl  möglich,  dass  die  Waare,  wie  dies  z.  B.  bei  Garnrollen 
der  Fall  ist,  um  die  Verpackung  gelegt  wird.  Es  ist  auch  keines- 
wegs nöthig,  dass  die  Verpackung  die  Waare  gerade  von  allen  Seiten 
umgiebt  oder  dieselbe  vollständig  nach  Aussen  hin  abschliesst;  auch 
offene  Behältnisse,  welche  nur  zu  vorübergehender  Aufbewahrung  der 
Waare  bestimmt  sind,  z.  B.  Standdosen,  aus  welchen  die  Waare  in 
losem  Zustande  verkauft  wird,  gelten  demnach  als  Verpackung  (Str. 
Bd.  21  S.  218).  Ebenso  müssen  die  Wagen,  welche  für  den  Trans- 
port der  Waare  bestimmt  sind,  als  Verpackung  im  Sinne  des  §  12  an- 
«-esehen  werden  (P.  M.  &Z-B1.  Bd.  1  8,  278,  vergl.  Sebastian  S.  106, 
Amar  No.  216). 

406.  Begriff  der  Umhüllung. 

Ein  begrifflicher  Unterschied  zAvischen  Verpackung  und  Um- 
hüllung besteht  nicht.  In  der  Begründung  des  Gesetzentwurfes  ist 
gesagt,  dass  die  Umhüllung  neben  der  Verpackung  genannt  sei,  um 
klarzustellen,  dass  auch  Behälter,  welche  in  eine  nur  vorübergehende 
^'erbindung  mit  der  Waare  gebracht  werden,  nicht  unbefugt  mit  dem 
Zeichen  versehen  werden  dürfen  (Mot.  zu  §  11).  Beispielsweise  sind 
Bierkrüge  unter  den  Begriff  der  Umhüllung  gebracht  worden  (P.M. 
<V:  Z-Bl.  Bd.  2  S.  247).  Nebendem  werden  unter  Umhüllung  aber  auch 
alle  diejenigen  eine  Waare  oder  deren  Verpackung  umgebenden  Hüllen 
zu  verstehen  sein,  welche  anderen  Zwecken  als  die  Verpackung  dienen, 
z.  B.  durch  künstlerische  oder  geschmackvolle  Ausstattung  den  Käufer 
anlocken  oder  ii'gend  welchen  Gebrauchszweck  erfüllen  sollen,  wie 
Prospekte,  Rechnungen,  Avisbriefe,  Gebrauchsanweisungen  und  Cir- 
kulare,  wenn  solche  um  Waare  oder  Verpackung  gelegt  sind  (vergl. 
Bolze  Bd.  4  No.  217). 
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407.   Verpackung  und  Umhüllung  als  selbständige  Waaren. 

Neben  der  Verpackung  und  Umhüllung  als  solcher  kommen  für 
die  rechtliche  Beuitheilung  die  einzelnen  Verpackungsmittel  iii  Be- 
tracht, insofern  solche  neben  ihrer  Bestimmung,  andere  "Waaren  auf- 
zunehmen oder  gegen  äussere  Einflüsse  zu  sichern,  als  selbständiire^ 
Waaren  Gegenstand  des  wirth schaftlichen  Verkehrs  sein  können.  Der- 
jenige, welcher  Flaschen,  Krüge  u.  s.  w.  herstellt  oder  vertreibt, 
kann  solche  ebensowohl  mit  einem  Zeichen  versehen,  als  derjenige, 
welchem  derartige  Verpackungsmittel  zur  Aufnahme  seiner  Waare 
dienen.  Benutzen  Beide  rechtmässig  das  gleiche  Zeichen,  so  muss 
beiderseits  die  Möglichkeit  einer  Verwechselung  vermieden  werden, 
damit  das  für  die  Verpackung  bestimmte  Zeichen  nicht  auf  den  Inhalt 
und  das  für  den  Inhalt  bestimmte  Zeichen  nicht  auf  die  Verpackung: 
bezogen  wird.  In  einem  solchen  Falle  hat  derjenige,  welcher  den  In- 
halt der  Verpackung  kennzeichnen  will,  jede  Bezeichnung  der  Ver- 
packung zu  vermeiden,  welche  die  Verpackung  als  Waare  besonderer 
Herkunft  dauernd,  d.  h.  auch  für  die  Zeit  nach  Entleerung  der  Waare,. 
erkennbar  macht.  Es  trifft  dies  vorzugsweise  bei  Flaschen,  Fässern, 
}?owie  sonstigen  Gefässen  und  Behältnissen  zu,  welche  nach  ihrer  Ver- 
wendung als  Verpackung  für  eine  bestimmte  Waare  noch  die  Fähig- 
keit behalten,  als  Verpackungsmittel  für  andere  Waaren  zu  dienen. 
Unzulässig  ist  alsdann  die  Bezeichnung  durch  Einpressen,  nicht  da- 
gegen durch  Etiketten  oder  als  Verschluss  dienende  Staniolkapseln 
iCiv.  Bd.  29  S.  45  flF.).  Andererseits  wird  derjenige,  welcher  das  Ver- 
packungsmittel als  Waare  besonderer  Herkunft  kennzeichnen  will,  in 
entsprechender  Weise  dafür  sorgen  müssen,  dass  das  Zeichen  nicht 
auf  die  mit  der  Verpackung  zu  versehende  Waare  bezogen  Averden 
kann. 

408.    Bezeichnung  von  Verpackung  und  Umhüllung. 

Wird  die  Verpackung  als  selbständige  Waare  mit  einem  Zeichen 
versehen,  so  gelten  hierfür  besondere  Regeln  nicht  (vergl.  395  flF.).  Ge- 
schieht dagegen  die  Bezeichnung  der  A'erpackung  zu  dem  Zwecke, 
um  dadurch  deren  Inhalt  zu  kennzeichnen  —  es  ist  dies  der  im 
Gesetze  vorausgesetzte  Fall  —  so  genügt  es  noch  nicht,  dass  die- 
Verpackung  für  sich  mit  dem  Zeichen  versehen  ist.  Vielmehr  gilt 
in  einem  solchen  Falle  die  Waare,  zu  deren  Aufnahme  die  Verpackung- 
bestimmt ist,  erst  dann  als  bezeichnet,  wenn  eine  —  auch  nur  vor- 
übergehende —  körperliche  Verbindung  zwischen  Waare  und  Ver- 
packung hergestellt  ist,  sei  es,  dass  die  AVaare  bereits  zur  Zeit  der 
Bezeichnung  der  Verpackung  in  letzterer  enthalten  war,  oder  erst 
später  zu  der  schon  mit  dem  Zeichen  versehenen  Verpackung  in  körper- 
liche Beziehung  gebracht  wird  (Str.  Bd.  13  S.  390,  Str.  Bd.  14  S.  417, 
P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  20.  247,  vergl.  auch  398.  409).  Hiernach  liegt 
in  der  Bezeichnung  von  Verpackungen  für  sich  selbst  dann  noch  nicht 
eine  Bezeichnung  im  Sinne  des  Gesetzes,  wenn  die  Verpackungen 
nachAveisbar  zur  Aufnahme  der  Waaren,  für  welche  das  eingetragene 
Zeichen  bestimmt  ist,  dienen  sollen  oder  ihrer  BeschaflTenheit  nach 
nur  zur  Aufnahme  solcher  dienen  können.  Indessen  ist  es  nicht  aus- 
geschlossen, dass  auch  schon  eine  derartige  Handlung,  wenn  durch 
dieselbe  ein  Eingriff  vorbereitet  oder  unterstützt  wird,  Aulass  zu  ge- 
richtlicher Verfolgung   geben    kann    (vergl.  429.    431).     Für  die  Art 
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und  Weise,  in  welcher  die  Verpackung  mit  dem  Zeichen  verseilen 
werden  kann,  gelten  die  bereits  vorher  erörterten  Regeln  (vergl.  395  ff,). 
Auf  die  Bezeichnung  der  Umhüllung  finden  die  gleichen  Grundsätze 
Anwendung  (vergl.  406). 

409.   Benutzung  fremder  Verpackungen  und  Umhüllungen. 

Wer  die  mit  dem  Zeichen  versehene  Verpackung  und  die  Waare  mit 
einander  verbindet,  versieht  hierdurch  die  Waare  selbst  mit  dem 
Zeichen,  ohne  dass  es  einen  Unterschied  macht,  ob  er  selbst  oder  ein 
Anderer  die  Bezeichnung  der  Verpackung  vorgenommen  hat.  Insbe- 
sondere macht  sich  auch  derjenige  eines  Eingriffs  schuldig,  welcher 
unbefugt  die  mit  einem  fremden  Zeichen  versehenen  Verpackungen 
nach  ihrer  Entleerung  von  Neuem  zur  Einfüllung  von  Waaren  ver- 
wendet (Kohler  M-R.  S.  335,  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  260,  Bd.  2  S.  20, 
Sebastian  S.  158.  159,  Pouillet  No.  197).  Es  werden  daher  —  da 
<\uch  Geschäftswagen  unter  den  Begriff  der  Verpackung  fallen  — 
Waaren  dadurch  mit  dem  Zeichen  versehen,  dass  dieselben  in  hiermit 
bezeichnete  Geschäfts  wagen  eingeladen  werden  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1 
S.  278).  Eine  derartige  Verwendung  fremder  Verpackungen  ist  selbst 
dann  nicht  zulässig,  wenn  das  Zeichen  schwer  oder  gar  nicht  aus  der 
Vorpackung  zu  entfernen  ist,  und  wenn  die  Verpackung  nur  zur  Auf- 
nahme solcher  Waaren,  für  welche  das  auf  der  Verpackung  befind- 
liche Zeichen  bestimmt  ist,  dienen  kann,  mithin  für  jeden  Anderen 
als  den  Zeichenberechtigten  deren  Weiterverwendung  im  wirthschaft- 
lichen  Verkehre  ausgeschlossen  sein  würde  (anders  Kohl  er  M-K. 
S.  337.  338).  Die  Wiederverwendung  solcher  Verpackungen  für  gleielie 
oder  gleichartige  Waaren  darf  vielmehr  durch  einen  Anderen  als  den 
Zeicheninhaber  erst  dann  erfolgen,  wenn  das  auf  denselben  angebrachte 
Zeichen  dauernd,  sicher  und  vollständig  aus  der  Verpackung  entfernt 
oder  in  einer  der  Vertilgung  gleichkommenden  Weise  unkennbar  ge- 
macht ist  (Str.  Bd.  24  S.  100,  vergl.  auch  402).  Es  genügt,  insbe- 
sondere keineswegs  zum  Ausschlüsse  der  Widerrechtlichkeit  einer  sol- 
chen Benutzung,  wenn  neben  dem  noch  deutlich  wahrnehmbaren  in  ein 
Gefäss  eingepressten  Zeichen  eine  auf  eine  andere  Herkunft  der  Waare 
hinweisende  Bezeichnung  —  z.  B.  auf  einer  Etikette  —  augebracht 
wird.  Denn  die  Gefahr  der  Verwechslung  wird  regelmässig  nicht  da- 
durch ausgeschlossen,  dass  der  geschützten  Waarenbezeichnung  eine 
andere  Waarenbezeichnung  hinzugefügt  wird  (Kohler  in  Propr.  Ind. 
XL  S.  182,  vergl.  Sebastian  S.  158.  159,  vergl.  auch  849,  anders 
P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  278).     Für  [Jmhüllungen  gilt  Gleiches. 


XLVIL  Bezeiclinuiig  von  Ankündigungen. 

410.   Begriff  der  Ankündigungen. 

Die  Beziehung  des  Zeichens  zur  Waare  kann  nicht  allein  dadurch 
hergestellt  werden,  dass  das  Zeichen  mit  Waare,  Verpackung  oder  Um- 
hüllung in  eine  körperliche  Verbindung  gebracht  wird.  Diese  Beziehung 
wird  vielmehr  auch  dadurch  vermittelt,  dass  das  Zeichen  auf  irgend 
<>iDem  anderen  Gegenstande,  welcher  wieder  mit  der  Waare  noch  mit 
der  Verpackung  oder  der  Umhüllung  in  einem  unmittelbaren  Zusammen- 
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hange  steht,  körperlich  derart  angebracht  wird,  dass  dasselbe  geeignet 
ist,  auf  die  Waare  und  damit  auf  deren  Herkunft  aus  dem  Geschäfts- 
betriebe des  Zeichenberechtigten  hinzuweisen.  Nach  dem  Gesetze  steht 
daher  dem  Zeicheninhaber  auch  die  ausschliessliche  Befugniss  zu,  auf 
Ankündigungen,  Preislisten,  Geschäftsbriefen,  Empfehlungen,  Rechnun- 
gen oder  dergleichen  das  Zeichen  anzubringen.  Wie  der  Wortlaut  des 
Gesetzes  ergiebt,  ist  diese  Aufzählung  keine  erschöpfende;  es  sind 
vielmehr  hierher  sämmtliche  Kundmachungen  zu  zählen,  welche  lih 
irgend  einer  Weise  die  Beziehung  zwischen  Zeichen  und  Waare  ver- 
mitteln können,  daher  z.  B.  auch  Gebrauchsanweisungen,  Prospekte, 
Firmenschilder,  Plakate,  Aufschriften  auf  Geschäftswagen,  Zeitungs- 
annoncen, Cirkulare,  Weinkarten  u.  s.  w.  (Kohl er  M-R.  S.  95,  Kohler 
in  Propr.  Ind.  XI.  S.  183,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  278,  Bd.  2  S.  247. 
Komm.-Ber.  zu  §  13).  Indessen  gehören  mündliche  Kundmachun- 
gen nicht  hierher  (vergl.  7.  397). 

411.   Beziehung  der  Ankündigung  zur  Waare. 

Da  der  Zeichenschutz  sich  nur  auf  die  in  der  Anmeldung  und 
Eintragung  angegebenen  Waaren  erstreckt,  so  müssen  dergleichen  mit 
dem  Zeichen  versehene  Kundmachungen  zu  diesen  Waaren  in  irgend, 
eine  Beziehung  gesetzt  sein  (vergl.  Str.  Bd.  21  S.  216.  217).  Es  ist 
nicht  erforderlich,  dass  diese  Beziehung  des  Zeichens  zur  Waai^e  sich, 
aus  dem  Inhalte  der  Ankündigung  ohne  Weiteres  ergiebt,  wie  dies 
z.  B.  der  Fall  ist,  wenn  Jemand  in  einer  Annonce  oder  Empfehlungs- 
karte sich  ausdrücklich  zur  Lieferung  der  Waare  erbietet;  vielmehr 
kann  diese  Beziehung  auch  durch  die  Art,  in  welcher  solche  Kund- 
machungen verwendet  werden,  hergestellt  sein.  Demnach  begeht  auch 
deijenige  einen  Eingriff  in  die  ausschliessliche  Befugniss  des  Zeichen- 
inhabers, welcher  unbefugt  sein  Firmenschild  behufs  Bezeichnung  der 
in  seinem  Laden  verkäuflichen  Waare  oder  ein  in  der  Nähe  der  Waare 
aufgehängtes  oder  aufgestelltes  Plakat  mit  dem  Zeichen  versieht,  ohne 
dass  auf  dem  Schild  oder  dem  Plakate  selbst  ein  Hinweis  auf  die 
Waare  sich  befindet  —  und  nicht  weniger  derjenige,  welcher  auf 
seinen  Geschäftsbriefen  und  sonstigen  Geschäftspapieren  das  Zeichen 
anbringt,  wenn  er  in  seinem  Geschäfte  überhaupt  Waaren  der  in  Be- 
tracht kommenden  Art  führt.  Die  Geschäfts  wagen  werden  zu  Trägei*n 
von  Ankündigungen,  wenn  sie  entweder  im  Geschäftsbetriebe  auf  die 
Strasse  gebracht  oder  mit  der  Waare,  für  die  die  Waarenbezeichnung^ 
bestimmt  ist,  beladen  werden  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  278).  Werden 
die  Wagen  unbeladen  oder  mit  anderen  Waaren  beladen  im  Geschäfts- 
verkehr verwendet,  so  liegt  nach  dem  Vorhergesagten  eine  Be- 
zeichnung im  Sinne  des  Gesetzes  nur  dann  vor,  wenn  die  Aufschrift  auf 
dem  Wagen  neben  der  Waarenbezeichnung  eine  Bezugnahme  auf  die 
Waare,  für  welche  letztere  bestimmt  ist,  enthält.  Es  kann  aus  dem 
angegebenen  Gesichtspunkte  sogar  die  mit  dem  Zeichen  versehene 
Waare  selbst  als  Ankündigung  benutzt  sein,  wenn  solche  in  der  Nähe 
von  Waaren  gleicher  Art  oder  überhaupt  derart  aufgestellt  oder  aus- 
gelegt ist,  dass  die  Täuschung  hervorgerufen  wird,  als  ob  auch  die 
anderen  in  dem  betreffenden  Lokale  verkäuflichen  Waaren  aus  dem 
Geschäftsbetriebe  des  Zeichenberechtigten  hervorgegangen  seien.  Regel- 
mässig wird  dies  dann  anzunehmen  sein,  wenn  die  betreffende  mit 
dem  Zeichen  versehene  Waare  nicht  selbst  feilgehalten  wird  (vergL 
Str.  Bd.  25  S.  79  ff.).     Das  Gleiche  gilt,  w^enn  mit  dem  Zeichen  ver- 
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sehene  Verpackungen,  welche  die  echte  Waare  nicht  enthalten  —  sei 
es,  dass  sie  leer  oder  mit  einer  anderen  Waare  gefüllt  sind  —  behufs 
Täuschung  über  die  Herkunft  von  Waaren  zur  Schau  gestellt  werden 
(vergl.  Amar  No.  217). 

412.    Plakate  u.  8.  w.  als  selbständige  Waaren. 

Xeben  den  in  dem  Gesetze  bezeichneten  Mitteln  der  Kundmachung 
kommen  die  die  körperliche  Unterlage  derselben  bildenden  Gegen- 
stände, z.  B.  Plakate,  Cirkulare  u.  s.  w.,  insofern  in  Betracht,  als  die- 
selben neben  ihrer  Bestimmung,  als  Waarenbezeichnung  zu  dienen,  als 
selbständige  Waaren  Gegenstand  des  wirthschaftlichen  Verkehrs  sein 
können.  Der  Fabrikant  der  Plakate  kann  solche  ebensowohl  mit  einem 
Zeichen  versehen  als  derjenige,  welcher  durch  dieselben  auf  seine 
Waaren  hinweisen  will.  Benutzen  Beide  rechtmässig  das  gleiche 
Zeichen,  dann  ist  eine  derartige  Kollision  der  beiden  Zeichenrechte  in 
entsprechender  Weise  nach  denjenigen  Regeln  zu  lösen,  welche  für  die 
Bezeichnung  der  Verpackung  und  Umhüllung  gelten  (vergl.  407). 

413.    Bezeichnung  von  Ankündigungen. 

Wird  der  eine  Ankündigung  darstellende  Gegenstand  als  selb- 
ständige Waare  mit  einem  Zeichen  versehen,  so  gelten  hierfür  beson- 
dere Regeln  nicht.  Wird  dagegen  das  Zeichen  auf  der  Ankündigung 
zu  dem  Zwecke  angebracht,  um  eine  andere  Waare  damit  zu  kenn- 
zeichnen, so  genügt  es  noch  nicht,  wenn  die  Ankündigung  für  sich 
mit  dem  Zeichen  versehen  ist  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  278). 
Vielmehr  gilt  in  einem  solchen  Falle  die  Anbringung  des  Zeichens 
erst  dann  als  erfolgt,  wenn  die  Ankündigung  durch  ihren  Inhalt  oder 
die  Art  ihrer  Verwendung  zur  Waare  in  diejenige  Beziehung  gesetzt 
ist,  welche  sie  als  Herkunftsbezeichnung  für  dieselbe  erscheinen  lässt. 
Es  kommen  auch  in  dieser  Beziehung  entsprechend  die  Regeln  zur 
Anwendung,  welche  für  die  Bezeichnung  der  Verpackung  oder  Um- 
hüllung gelten  (vergl.  408).  Demnach  liegt  in  der  unbefugten  Be- 
zeichnung von  Ankündigungen  für  sich  in  der  Regel  noch  nicht  die 
Vollendung  der  rechtswidrigen  Handlung;  zu  einer  Störung  der  aus- 
schliesslichen Befugniss  des  Zeichenberechtigten  kann  indessen  eine 
solche  Thätigkeit  sich  gestalten,  wenn  durch  dieselbe  ein  Eingriff  vor- 
bereitet oder  unterstützt  wird  (anders  Seligsohn  §  14  N.  23).  Nur 
unter  dieser  Voraussetzung  können  demnach  der  Drucker,  welcher  die 
Ankündigungen  anfertigt,  der  Lieferant  derselben  und  die  für  die 
Zeitungsannoncen  verantwortlichen  Personen  gerichtlich  in  Anspruch 
g-enommen  werden.  Es  bringt  ferner  derjenige  im  Sinne  des  Gesetzes 
das  Zeichen  auf  der  Ankündigung  an,  welcher  die  mit  dem  Zeichen 
versehene  Ankündigung  mit  der  Waare  in  die  erforderliche  Beziehung 
setzt,  auch  wenn  weder  er  selbst  noch  ein  Anderer  für  ihn  die  Be- 
zeichnung des  die  körperliche  Unterlage  der  Ankündigung  bildenden 
Gegenstandes  vorgenommen  hat.  Insbesondere  macht  daher  eines  Ein- 
griffes sich  schuldig,  wer  ohne  sein  Zuthun  angefertigte  und  mit  dem 
Zeichen  versehene  Ankündigungen  —  sei  es,  dass  solche  rechtmässig 
oder  in  unrechtmässiger  Weise  erworben  sind  —  unbefugt  als  Waaren- 
bezeichnung verwendet.  Es  begeht  sogar  derjenige  einen  Verstoss 
gegen  das  Gesetz,  welcher  mit  dem  Zeichen  versehene  Plakate  oder 
Firmenschilder,  die  er  oder  ein  Anderer  mit  Einwilligung  des  Zeichen- 
inhabers angebracht  hat,  an  seinem  Lokale  belässt,  wiewohl  die  Lizenz 
widerrufen  ist  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  248). 
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Die  Bezeichnung  im  Sinne  des  Gesetzes  ist  schon  dann  vollendet, 
wenn  die  mit  der  Waarenbezeichnung  versehene  Ankündigung  durch 
ihren  Inhalt  oder  durch  körperliche  Verbindung  zur  Waare  in  Be- 
ziehung gebracht,  z.  B.  ein  Geschäftswagen  mit  einer  fremden  Firma 
versehen  ist.  Es  ist  keineswegs  erforderlich,  dass  die  Ankundigunji: 
irgend  Jemandem  zur  Kenntniss  gekommen  sei;  denn  es  muss  in 
dieser  Beziehung  hier  Gleiches  gelten,  wie  von  der  Bezeichnung  der 
Waare.  Das  Gesetz  bezweckt  ein  Eingreifen  der  Justiz  bereits  in  den 
vorbereitenden  Stadien  der  Rechtsverletzung  (vergl.  404,  anders  P.  M. 
.V  Z-Bl.  Bd.  1  S.  278). 

414.   Ankündigungen  als  Verpackung. 

Die  für  die  Bezeichnung  der  Verpackung  massgebenden  Regeln 
gelten  ohne  Weiteres,  wenn  Gegenstände,  welche,  für  sich  betrachtet, 
als  Ankündigungen  sich  darstellen,  z.  B.  Prospekte,  Rechnungen,  Ge- 
brauchsanweisungen und  Cirkulare  im  einzelnen  Falle  mit  der  Waare 
unmittelbar  körperlich  verbunden,  d.  h.  zur  Umhüllung  derselben  ver- 
wendet worden  sind  (vergl.  Bolze  Bd.  4  No.  217).  Diese  Regel  findet 
insbesondere  auf  Geschäftswagen  Anwendung,  wenn  solche  mit  der 
Waare  beladen  werden  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  278,  vergl.  405). 


XL VIII.   Inverkehrbringen. 

415.    Begriff. 

In  Verkehr  bringt,  wer  die  thatsächliche  und  rechtliche  Ver- 
fügungsgewalt über  eine  Sache  auf  einen  Anderen  überträgt  —  und 
zwar  entweder  unbeschränkt  durch  Uebertragung  des  Eigenthums, 
wie  solches  bei  dem  Verkaufe  regelmässig  der  Fall  ist  —  oder  be- 
schränkt durch  Vermiethung,  Verleihung,  Verpfändung  u.  s.  w.  Das 
Inverkehrbringen  vollzieht  sich  in  der  Regel  durch  Besitzübertragung ; 
indessen  ist  diese  ein  untrügliches  Kennzeichen  nicht,  insbesondere 
dann  nicht,  wenn  trotz  der  Uebertragung  des  Besitzes  der  frühere 
Besitzer  die  Verfügungsgewalt  über  die  Sache  behält.  So  kann  nicht 
als  Inverkehrbringen  betrachtet  werden  die  Hingabe  einer  Sache  zur 
Aufbewahrung  sowie  deren  Ueberlassung  an  einen  Angestellten,  einen 
Agenten  oder  sonstigen  Beauftragten,  um  mit  derselben  nach  An- 
weisung des  Prinzipals,  Auftraggebers  u.  s.  w.  zu  verfahren.  Ins- 
besondere ist  daher  auch  die  Uebergabe  der  Waare  zum  Zwecke  des 
Transports  an  einen  Boten,  Spediteur,  Frachtführer,  Schiffer,  die  Post 
und  die  Eisenbahn  für  die  Regel  nicht  als  Inverkehrbringen  anzu- 
sohen,  da  die  mit  dem  Transport  beauftragten  Personen  regelmässig 
Beauftragte  des  Absenders  und  dessen  Vorfügung  über  die  Sache 
anzuerkennen  verpflichtet  sind  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  318). 
Anders  gestaltet  es  sich,  wenn  der  die  Sache  in  Empfang  Nehmende 
als  Beauftragter  des  Empfängers,  für  welchen  die  Sache  bestimmt  ist, 
handelt,  da  mit  der  Uebergabe  der  Sache  an  einen  Bevollmächtigten 
des  Empfängers  die  Verfügungsgewalt  auf  den  Letzteren  in  gleicher 
Weise  übergeht,  als  ob  er  selbst  die  Sache  in  Empfang  genommen 
hätte.  Es  muss  demnach  neben  der  thatsächlichen  Möglichkeit, 
über  die  Sache  zu  veiiügen,  auch  die  rechtliche  Verfügungsgewalt 
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auf  einen  Anderen  übertragen  sein.  Andererseits  ist  eine  Sache  nicht 
schon  dann  in  Verkehr  gebracht,  wenn  einem  Anderen  ein  Recht  an 
derselben  oder  auf  dieselbe  eingeräumt  wird,  z.  B.  wenn  ein  Kauf* 
Tertrag  über  die  Sache  abgeschlossen,  aber  der  Besitz,  d.  h.  die  that- 
sächliche  Verfügung,  noch  nicht  auf  den  Käufer  übergegangen  ist. 

416.    Fälle,  in  welchen  Inverkehrbringen  vorliegt. 

Nach  der  Rechtsprechung  ist  als  Inverkehrbringen  anerkannt 
worden:  a.  die  Uebertragung  einer  Sache  zu  Eigenthum;  desgleichen 
die  Uebergabe  an  den  Miether  zur  miethweisen  Benutzung  (Bolze 
Bd.  4  No.  211);  b.  die  Uebertragung  des  Eigenthums  auf  Grund  eines 
Rechtsgeschäfts  (Civ.  Bd.  13  S.  425);  c.  die  Uebergabe  des  Kaufobjekts 
behufs  Erfüllung  eines  abgeschlossenen  Kaufvertrags  (Str.  Bd.  4  S.  94, 
Str.  Bd.  10  S.  350). 

417.   Falle,  in  welchen  Inverkehrbringen  nicht  vorliegt. 

Xicht  als  Inverkehrbringen  ist  dagegen  anzusehen :  a.  die  Ueber- 
gabe der  Sache  an  den  von  dem  bisherigen  Besitzer  beauftragten 
Boten,  Spediteur  oder  Frachtführer  (Str.  Bd.  14  S.  35.  36,  vergl. 
P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  318);  b.  der  Transport  der  Waare  zur  Ver- 
kaufsstelle des  Transportirenden  (Rechtspr.  Bd.  6  S.  334  ff.,  Recht- 
spr.  Bd.  6  S.  724  ff.,  Rechtspr.  Bd.  10  S.  157);  c.  der  Transport  der 
Waare  zum  Abnehmer,  sofern  der  letztere  nicht  in  den  Besitz  der- 
selben gelangt  (Rechtspr.  Bd.  10  S.  611). 

418.   Inverkehrbringen  durch  Mittelspersonen. 

Im  gewerblichen  Verkehr  wird  meist  derjenige,  welcher  eine 
Waare  in  Verkehr  bringt,  sich  hierzu  der  Hülfe  von  Mittelspersonen, 
z.  B.  seiner  Angestellten,  eines  Spediteurs,  Frachtführers  u.  s.  w.  be- 
dienen. Wird  durch  diese  der  Akt  des  Inverkehrbringens  vollzogen, 
so  haftet  nach  den  früher  entwickelten  Regeln  der  Auftraggeber  hier- 
für in  gleicher  Weise,  als  ob  er  selbst  in  Verkehr  gebracht  hätte 
(vergl.  403).  Daneben  können  die  Mittelspersonen  als  Gehülfen  sich 
verantwortlich  machen;  Thäter  sind  sie  nicht,  da  sie  nicht  die  recht- 
liche Verfügung  über  die  Sache  übertragen  (vergl.  664).  Ist  die 
Waare  thatsächlich  in  die  Verfügungsgewalt  des  Empfängers,  für 
welchen  sie  bestimmt  war,  gelangt,  so  wird  die  Haftung  des  Aufti^ag- 
gebers  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dass  die  Mittelspersonen,  welche 
ihm  als  Werkzeug  dienten,  Beauftragte  des  Empfängers  waren  (Str. 
Bd.  16  S.  362.  363,  Str.  Bd.  21  S.  207.  208). 

419.  Vorbereitung,  Vereuch  und  Vollendung. 

So  lange  die  Waare  nicht  in  die  Verfügungsgewalt  des  Empfän- 
gers übergegangen  ist,  ist  die  Handlung  des  Inverkehrbringens  nicht 
vollendet.  Noch  nicht  liegt'»  daher  Inverkehrbringen  vor,  wenn  Jemand 
Veranstaltungen  hierzu  getroffen,  wenn  er  Waaren  zu  diesem  Zwecke 
angeschafft,  in  sein  Lager  eingeführt,  oder  mit  der  Ausführung,  z.  B. 
dem  Transport,  sogar  schon  begonnen  hat  (Kohl er  M-R.  S.  339,  Str. 
Bd.  14  S.  35.  36,  Rechtspr.  Bd.  6  S.  334ff'.,  Rechtspr.  Bd.  6  S.  724flF., 
Rechtspr.  Bd.  10  S.  157,  Rechtspr.  Bd.  10  S.  611).  Damit  ist  in- 
dessen nicht  gesagt,  dass  derartige  Vorbereitungs-  und  Versuchs- 
handlungen der  gerichtlichen  Verfolgung  durchaus  entzogen  seien. 
Dieselben   können    unter  Umständen    sowohl    der   civilrechtlichen  als 
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der  strafrechtlichen  Ahndung  unterliegen  (vergl.  429.  431.  662).  Nur 
muss  in  depjenigen  Fällen,  in  welchen  das  Gesetz  Rechtsfolgen  daran 
knüpft,  dass  eine  Sache  in  Verkehr  gebracht  ist,  das  Inverkehrbringen 
stets  vollendet  sein  (vergl.  §§  14.  15.  16). 

420.  Anschaffung  und  Besitz  der  Waare. 

Wer  Waaren  kauft  oder  in  Besitz  hat  ohne  die  Absicht,  die- 
selben weiter  in  Verkehr  zu  bringen  oder  sich  sonst  in  irgend  einer 
Weise  an  einem  Eingriff  zu  betheiligen,  handelt  nie  widerrechtlich,  da 
in  der  Anschaffung  der  Waare  ein  Inverkehrbringen  derselben  nicht 
liegt.  Erfolgt  der  Kauf  in  der  Absicht,  die  Waare  zu  eigenen  Zwecken 
zu  verwenden,  so  macht  sich  der  Käufer  einer  Theilnahme  an  der 
widerrechtlichen  Handlung  des  Verkäufers  selbst  dann  nicht  schuldig, 
wenn  er  von  der  Widerrechtlichkeit  Kenntniss  hat  (Kohler  M-R. 
S.  337,  Str.  Bd.  7  S.  153,  Str.  Bd.  23  S.  243.  244,  vergl.  Selig- 
sohn  Patentrecht  §  4  N.  9,  Rechtspr.  Bd.  6  S.  724  ff.,  Kohler 
P-R.  No.  677). 

421.   Wiederholtes  Inverkehrbringen. 

Eine  Sache  kann  so  oft  in  Verkehr  gebracht  werden,  als  die- 
selbe ihren  Besitzer  wechseln  kann.  Es  ist  unter  Inverkehrbringen 
nicht  nur  diejenige  Handlung  zu  verstehen,  durch  welche  die  Sache 
zum  ersten  Male  in  den  Verkehr  eingeführt  wird,  vielmehr  auch 
jeder  spätere  Akt  der  Weiterveräusserung  (Kohl er  M-R.  S.  338, 
Oppenhoff  Bd.  15  S.  85,  Oppenhoff  Bd.  16  S.  648,  Gareis  Bd.  7 
S.  201,  anders  Merkel  in  Holtzendorff  Bd.  3  S.  830  ff.,  Endemann 
in  Busch  Bd.  32  S.  71). 

422.   Gewerbsmassigkeit. 

Dass  das  Inverkehrbringen  zu  gewerblichen  Zwecken  erfolge,  ist 
nicht  erforderlich  (vergl.  429).  In  Verkehr  gebracht  wird  eine  Sache 
auch  dann,  wenn  dieselbe  nicht  Gegenstand  eines  Handels-  oder  eines 
sonstigen  gewerblichen  Geschäftes  ist;  es  fällt  daher  auch  die  unent- 
geltliche Ueberlassung,  die  Schenkung,  sowie  die  ohne  Absicht  eigenen 
Vortheils  nur  die  Beeinträchtigung  eines  Anderen  bezweckende  Hand- 
lung unter  diesen  Begriff  (Stenglein  §  8  N.  8,  Kohler  M-R.  S.  340, 
Endemann  in  Busch  Bd.  32  S.  71,  Gareis  &  Fuchsberger  N.  61, 
Finger  §  14  N.  5,  vergl.  auch  Str.  Bd.  3  S.  120 ff.,  anders  Meves 
§  13  N.  24). 


XLIX.  Feimalten. 

423.   Begriff. 

Das  Feilhalten  einer  Waare  besteht  darin,  dass  derjenige,  welcher 
die  Waare  in  Besitz  hat,  deren  Lieferung  gegen  Entgelt  anbietet  oder 
verspricht.  Das  Feilhalten  ist  nicht  etwa  eine  Art  des  Inverkehr- 
bringens (anders  Str.  Bd.  3  S.  122,  Seligsohn  Patentrecht  §  4  N.  8, 
Oppenhoff  Bd.l5  S.85).  Das  Anerbieten  oder  Versprechen,  eine  Waare 
gegen  Entgelt  liefern  zu  wollen,  geht  in  der  Regel  dem  Inverkehr- 
bringen, d.  h.  der  Uebei*tragung  der  Verfügungsgewalt  über  die  Waare, 
zeitlich  voran  (vergl.  415).    Es  ist  demnach  für  das  Feilhalten  keines- 
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wegs  Voraussetzung,  dass  die  Verfügung  über  die  Waare  auf  einen 
Anderen  übertragen  werde;  dagegen  muss  der  Feilhaltende  selbst  die 
Verfügung  über  die  Waare,  d.  h.  deren  Besitz,  haben,  da  das  Feil- 
halten in  dem  Bereithalten  der  Waare  zum  Zwecke  der  entgelt- 
lichen Uebergabe  an  einen  Anderen  besteht  und  daher  nicht  dem  Feil- 
bieten, welches  auch  ohne  Besitz  der  Waare  möglich  ist,  gleichsteht 
^Allfeld  §  14  N.  11).  Deijenige  hält  schon  feil,  welcher  die  Ab- 
sicht, eine  Waare  in  Verkehr  zu  bringen,  deutlich  zu  erkennen  giebt 
•(Endemann  in  Busch  Bd.  32  S.  72,  Stenglein  §  14  N.  9).  Wird 
die  feilgehaltene  Sache  später  in  Verkehr  gebracht,  so  stellt  unter 
Umständen  dieses  Inverkehrbringen  sich  als  selbständige  widerrecht- 
liche Handlung  dar,  zumal  derjenige,  welcher  in  Verkehr  bringt,  sich 
nicht  zu  seiner  Entschuldigung  darauf  berufen  kann,  dass  er  eine 
-dahingehende  Verpflichtung  einem  Anderen  gegenüber  übernommen 
habe  (Str.  Bd.  4  S.  94,  Str.  Bd.  16  S.  362.  363,  vergl.  678.  468). 
Von  dem  Inverkehrbringen  unterscheidet  sich  das  Feilhalten  auch  da- 
'durch,  dass  der  Feilhaltende  ein  Entgelt  für  die  üeberlassung  der 
Waare  fordert,  während  Inverkehrbiingen  auch  bei  unentgeltlicher 
Abgabe  vorliegt. 

424.    Fälle,  In  welchen  Fellhalten  vorliegt. 

Das  Versprechen,  eine  Waare  gegen  Entgelt  zu  liefern,  ist  regel- 
mässig in  dem  Abschluss  von  Kauf-,  Lieferungs-,  Mieth vertragen  u.  s.w. 
<»nt halten,  ohne  Kücksicht  darauf,  ob  diese  Verträge  rechtliche  Wirk- 
samkeit haben  oder  nicht.  Ebensowenig  ist  es  erforderlich,  dass  das 
Angebot  der  Waare  in  der  Form  einer  rechtlich  bindenden  Offerte  erfolgt. 
Feilgehalten  wird  vielmehr  die  Waare  nicht  nur  dann,  wenn  sie  einer 
einzelnen  Person  oder  einem  engbegrenzten  Kreise,  sondern  auch  dann, 
wenn  sie  dem  Publikum  im  Allgemeinen  dargeboten  wird  (Str.  Bd.  14 
S.  436,  Str.  Bd.  18  S.  354,  Str.  Bd.  25  S.  243).  Daher  ist  in  dem  Ver- 
senden oder  dem  Auflegen  von  Preislisten,  Weinkarten  u.  s.  w.  regel- 
mässig ein  Feilhalten  zu  finden  (P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  192).  Werden 
Waaren  in  einem  Laden  oder  Verkaufsmagazine  aufgestellt  oder  aus- 
gelegt, so  spricht  die  Vermuthung  dafür,  dass  dieselben  dem  Publi- 
kum damit  zum  Kaufe  angeboten  werden  sollen  (Str.  Bd.  4  S.  275.  276, 
Str.  Bd.  5  S.  146).  Es  genügt  in  dieser  Beziehung,  dass  die  Waare 
zum  Verkaufe  bereit  gestellt  ist ;  weder  ein  Anpreisen  noch  auch  eine 
Schaustellung  derselben  ist  erforderlich.  Feilgehalten  sind  Waaren 
demnach  auch  dann,  wenn  sie  derartig  in  dem  zum  Verkaufe  be- 
stimmten Lokale  aufbewahrt  werden,  dass  sie  überhaupt  oder  in  Folge 
ihrer  Verpackung  den  Blicken  des  Publikums  entzogen  bleiben  und 
nur  dem  sie  verlangenden  Kauflustigen  vorgezeigt  werden  (Rechtspr. 
Bd.  4  S.  137ff.,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  192,  Stenglein  §  14  N.  13). 
Kann  dagegen  derjenige,  welcher  die  Waare  in  dem  Verkaufslokale 
aufbewahrt,  nachweisen,  dass  dies  nicht  zu  Verkaufszwecken  ge- 
sichehen  sei,  dass  er  z.  B.  die  Waare  selbst  habe  benutzen  oder  nur  zur 
Anlockung  von  Käufern  habe  ausstellen  wollen,  so  muss  dieser  Gegen- 
beweis zugelassen  werden  (Gar eis  Bd.  6  S.  151.  152).  Im  letztge- 
dachten Falle  stellt  sich  indessen  die  Handlungsweise  regelmässig  aus 
einem  anderen  rechtlichen  Gesichtspunkt  als  eine  widerrechtliche  dar 
(vergl.  411). 

Das  Angebot,  die  Waare  gegen  Entgelt  zu  liefern,  kann  in  jeder 
Weise  erklärt   werden,    in  welcher    eine  Willenserklärung    überhaupt 
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abgegeben  werden  kann.  In  der  Bereitstellung  von  Waaren  zum  Ver- 
kaufe liegt  eine  stillschweigende  Erklärung  dieses  Inhalts.  Abgesehen 
hiervon  kann  das  Feilhalten  sowohl  mündlich  als  schriftlich,  z.  B.  im 
Wege  der  geschäftlichen  Korrespondenz,  durch  Annoncen,  Cirkulare 
u.  s.  w.  sowie  dadurch  geschehen,  dass  behufs  Erlangung  von  Be- 
stellungen Probesendungen  gemacht,  Muster  vorgelegt  oder  Waaren 
zur  Ansicht  geschickt  werden  (vergl.  Str.  Bd.  10  S.  350).  Daher  steht 
auch  die  Aufstellung  einer  Waare  auf  einer  industriellen  Ausstellung 
dem  Feilhalten  gleich,  weil  damit  regelmässig  die  Absicht  verbundea 
wird,  entweder  die  ausgestellte  Waare  oder  Nachbildungen  nach  deren 
Muster  gegen  Entgelt  an  Andere  zu  überlassen  (Kohl er  M-R.  S.  339, 
Pouillet  No.  168.  201).  Der  Nachweis,  dass  die  Aufstellung  der 
Waare  nicht  in  dieser  Absicht,  vielmehr  z.  B.  zu  wissenschaftlichen 
Zwecken  stattfinde,  ist  selbstverständlich  auch  hier  nicht  ausge- 
schlossen. 

425.   Mittelspersonen;  Gehülfen. 

Wird  die  Hülfe  von  Mittelspersonen,  z.B.  Agenten,  Maklern  u.s.w.,. 
zum  Zwecke  des  Feilhaltens  in  Anspruch  genommen,  so  macht  sich 
der  Auftraggeber  in  gleicher  Weise  verantwortlich,  als  wenn  er  selbst 
gehandelt  hätte  (vergl.  Kohler  M-K.  S.  457,  Gareis  Bd.  6  S.  160. 
161).  Die  Vermittler  können  in  einem  solchen  Falle  als  Gehülfen  zur 
Verantwortung  gezogen  werden.  Wenn  ein  Agent  nicht  nur  das  An- 
gebot eines  Anderen  vermittelt,  sondern  in  eigenem  Namen  handelt, 
so  ist  er  selbst  Thäter,  derjenige,  in  dessen  Interesse  der  Agent  thätig 
ist,  dagegen  möglicherweise  Mitthäter,  Gehülfe  oder  Anstifter  (vergl. 
660.  664.  665). 

426.   Vorbereitungs-  und  Versuchshandlungen. 

Die  Handlung  des  Feilhaltens  ist  erst  dann  vollendet,  wenn  die^ 
Waare  sei  es  ausdrücklich  oder  durch  schlüssige  Handlungen  ent- 
weder dem  gesammten  Publikum  oder  bestimmten  Personen  zum  Er- 
werbe dargeboten  ist.  Es  kann  demnach  nicht  als  Feilhalten  ange- 
sehen werden :  a.  wenn  Waaren  zum  Zwecke  späteren  Verkaufs  ange- 
schafft, bearbeitet  oder  zur  Verkaufsstelle  transportirt  werden 
(Rechtspr.  Bd.  6  S.  334  flf.,  Rechtspr.  Bd.  6  S.  724  ff.,  Rechtspr. 
Bd.  10  S.  157);  b.  wenn  Waaren  in  der  Absicht  späteren  Verkaufs 
aufbewalirt  werden,  ein  Bereitstellen  oder  sonstiges  Anbieten  zum 
Kaufe  indessen  nicht  erfolgt,  z.  B.  wenn  der  Aufbewahrungsort  dem 
Publikum  nicht  zugänglich  ist  (Endemann  in  Busch  Bd.  32  S.  72^ 
Rechtspr.  Bd.  6  S.  724ff.,  Str.  Bd.  25  S.  242);  c.  wenn  Waaren  feil- 
geboten werden,  welche  sich  nicht  oder  noch  nicht  im  Besitze  des  Feil- 
bietenden befinden  (Allfeld  §  14  N.  11).  Dass  indessen  auch  derartige 
Vorbereitungs-  und  Versuchshandlungen  sich  als  widerrechtlich  dar- 
stellen können,    ist  an  anderer  Stelle    erörtert  (vergl.  429.  431.  662). 


L.  Klage. 

427.    Klagebefug niss. 

Das  Gesetz  schützt  den  Eingetragenen  im  Genüsse  seiner  aus- 
schlifessHchen  Befugniss  zum  Gebrauche  des  Waarenzeichens  dadurch, 
dass    es  demselben    im  Falle    einer  Störung    in    diesem  Genüsse  eine 
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Klage  gegen  den  Stförenden  gewährt  (vergl.  Civ.  Bd.  25  S.  348). 
Dsus  Recht  zur  Erhebung  der  Klage  ist  nicht  dadurch  bedingt,  dass 
der  KlÄger  einen  Vermögeneschaden  erlitten  hat  oder  sonst  irgend  ein 
Interesse  an  der  gerichtlichen  Verfolgung  seines  Rechtes  nachweisen 
kann.  So  lange  die  ausschliessliche  Befugniss  des  Eingetragenen 
rechtlich  besteht,  hat  der  Eingetragene  ein  rechtlich  anerkanntes  In- 
teresse, jede  Verletzung  dieses  Rechtes  zu  verhindern  (Kohl er  M-R. 
S.342,  Str.  Bd.  4  S.  173,  Endemann  in  Busch  Bd.  32  S.  77,  Stock- 
heim  S.  54,  Schuloff  S.  20,  vergl.  Civ.  Bd.  12  S.  52).  Der  Einge- 
tragene ist  daher  sogar  dann  zur  Geltendmachung  seines  Rechtes  be- 
fugt, wenn  er  selbst  von  dem  Zeichen  überhaupt  keinen  Gebrauch 
macht  (vergl.  43).  Die  Klagebefugniss  endigt  mit  der  Löschung  des 
Zeichens  sowie  mit  dem  Eintritt  der  Unwirksamkeit  der  Eintragung 
-(Kohl er  M-R.  S.  332).  Die  zur  Zeit  der  Löschung  und  des  Eintritts 
der  Unwirksamkeit  bereits  angestellte  Klage  kann  daher  in  der  Haupt- 
sache nicht  mehr,  sondern  nur  wegen  der  Kosten,  fortgesetzt  werden ; 
dagegen  steht  die  Uebertragung  des  Rechtes  auf  einen  Anderen  der 
Fortsetzung  der  bereits  erhobenen  Klage  nicht  entgegen  (vergl.  452). 

428.   Klageansprüche. 

Die  Klage  ist  darauf  zu  richten,  dass  der  Störende  von  seiner 
Thätigkeit  ablässt;  sie  bezweckt  lediglich  die  Abwehr  des  Berech- 
t igten  gegenüber  der  Störung  und  wird  daher  im  Gegensatze  zur  Ent- 
schädigungsklage, mit  welcher  Leistungen  von  dem  Beklagten  ge- 
fordert werden,  die  abwehrende  Klage  genannt.  Die  Entschädi- 
^ungsklage  ist  eine  Unterart  der  abwehrenden  Klage,  w^elche  ihre  be- 
sonderen Voraussetzungen  hat  (vergl.  567).  Aehnlich  dem  aus  der 
Störung  des  Eigenthumsrechtes  entstehenden  Ansprüche  wird  der  aus 
dem  Zeichenrechte  sich  ergebende  Abwehranspruch  als  ein  negato- 
rischer bezeichnet  (Kohler  M-R.  S.  343,  Civ.  Bd.  15  S.  104,  Civ. 
Bd.  18  S.  36.  37,  Civ.  Bd.  33  S.  138,  ZgR.  III.  S.  273).  Es  kann 
demnach  mit  der  abwehrenden  Klage  die  richterliche  Feststellung  der 
Xichtberechtigung  des  Beklagten  sowie  die  Untersagung  oder  Unter- 
lassung weiterer  Störung  unter  richterlicher  Strafandrohung  für  den 
Fall  des  Zuwiderhandelns  verlangt  werden  (Mot.  zu  §11,  R-O-H. 
Bd.  24  S.  232,  Civ.  Bd.  14  S.  71.  72,  Civ.  Bd.  25  S.  348,  Civ.  Bd.  25 
S.  378,  Civ.  Bd.  26  S.  353.  354,  Civ.  Bd.  29  S.  60,  Civ.  Bd.  33 
S.  138,  ZgR.  III.  S.  273).  Positive  Leistungen  können  mit  der  ab- 
wehrenden Klage  nur  dann  gefordert  werden ,  wenn  solche  erforder- 
lich sind,  um  eine  bestehende  Störung  zu  beseitigen  (vergl.  434).  Der 
Regel  nach  wird  die  richterliche  Untersagung  weiterer  Störung  den 
Interessen  des  Klägers  genügen;  der  Anspruch  auf  Feststellung  der 
Nichtberechtigung  des  Beklagten  —  oder,  was  gleichbedeutend  ist, 
auf  Feststellung  des  Verbietungsrcchtes  des  Klägers  —  kann  nach 
Vorschrift  des  §  231  der  Civilprozessordnung  nur  dann  geltend  ge- 
macht werden,  wenn  der  Kläger  ein  rechtliches  Interesse  an  der  als- 
baldigen Feststellung  seines  Rechtsverhältnisses  zu  dem  Beklagten 
nachweisen  kann,  z.  B.  w^enn  der  Beklagte  für  sich  selbst  ein  Recht 
zum  Gebrauche;  des  Zeichens  in  Anspruch  nimmt.  Nach  §  13  des  Ge- 
setzes vom  30.  November  1874  konnte  der  Antrag  bei  der  abwehren- 
den Klage  allgemein  —  also  auch  ohne  dass  die  Voraussetzungen  der 
Feststellungsklage  vorlagen  —  darauf  gerichtet  werden,  dass  der  Be- 
klagte   „für   nicht  berechtigt   erklärt   werde**,   von  dem  Zeichen  Go- 
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brauch  zu  machen.  Dieser  Antrag  stand  dem  Antrage  auf  Unter- 
sagung  weiteren  Gebrauches  gleich  (vergl.  Civ.  Bd.  25  S.  378).  Nach: 
dem  jetzt  geltenden  Gesetze  kann  der  Antrag  auf  Feststellung  deir 
Nichtberechtigung  nur  gestellt  werden,  -wenn  die  Voraussetzungen  dei^ 
Feststellungsklage  vorliegen  (vergl.  437). 

429.   Störung. 

Genügender  Anlass  zur  Klage  liegt  vor,  wenn  Jemand  eine  der- 
jenigen Befugnisse,  welche  dem  Eingetragenen  ausschliesslich  vorbe- 
halten sind,  sich  widerrechtlich  anmasst,  also  Waaren  u.  s.  w.  mit  dem- 
Zeichen  versieht,  in  Verkehr  bringt  oder  feilhält.  Die  Klage  richtet 
sich  gegen  die  Fortsetzung  eines  derartigen  widerrechtlichen  Ver- 
haltens (Civ.  Bd.  25  S.  348,  Civ.  Bd.  26  S.  353.  354).  Daneben  ist 
die  Klage  zur  Abwehr  künftiger  Rechtsverletzungen  bestimmt,  indenv 
dieselbe  auch  verhindern  soll,  dass  erst  beabsichtigte  Eingriffe  zur- 
Ausführung  gelangen  (Kohler  M-R.  S.  339.  340).  Es  genügt  indessen 
in  dieser  Hinsicht  zur  Klage  nicht  schon  ein  blosser  Verdacht:  die 
Besorgniss  eines  bevorstehenden  Eingriffs  muss  vielmehr  durch  That- 
Sachen,  welche  dessen  Verwirklichung  befürchten  lassen,  gerechtfertigt 
sein  (vergl.  Kohler  in  Propr.  Ind.  IX.  S.  160).  Derartige,  die 
Klageerhebung  rechtfertigende.  Umstände  liegen  vor,  wenn  durch  irgend 
welche  Thätigkeit  die  Ausführung  eines  Eingriffes  vorbereitet  oder 
mit  dieser  Ausführung  selbst  begonnen  wird,  und  mit  der  Klage  dem- 
nach die  Fortsetzung  des  widerrechtlichen  Verhaltens  verhütet  werden 
soll  (vergl.  ZgR.  III.  S.  89).  Die  Klage  kann  daher  gegen  denjenigeit 
erhoben  werden,  welcher  das  Zeichen  behufs  Bezeichnung  der  Waaren^ 
für  welche  das  Zeichen  bestimmt  ist,  anfertigt,  anfertigen  lässt,  oder 
die  zur  Anfertigung  desselben  nothwendigen  Mittel,  Handwerks- 
zeuge u.  s.  w.  liefert,  also  gegen  den  Drucker,  den  Lithographen,  dea 
Verfertiger  der  mit  dem  Zeichen  versehenen  Verpackungen,  gegen  den 
Lieferanten  des  Zeichens  und  der  Verpackungen:  ferner  gegen  den- 
jenigen, welcher  das  Inverkehrbringen  und  Feilhalten  vorbereitet,, 
also  gegen  den  Agenten,  Spediteur  und  den  Frachtführer;  endlich 
gegen  Jeden,  welcher  mit  einer  dieser  Handlungen  oder  dem  Be- 
zeichnen, Inverkehrbringen  oder  Feilhalten  beginnt,  ohne  dass  im 
Zeitpunkte  der  Klageerhebung  es  zur  Vollendung  des  Vorhabens  ge- 
kommen ist.  Die  Beziehung  derartiger  Handlungen  zu  einem  wider- 
rechtlichen Gebrauche  des  Zeichens  muss  jedoch  im  einzelnen  Falle 
vorliegen. 

Die  ernstliche  Absicht,  einen  Eingriff  zu  begehen,  kann  auch  aus 
schriftlichen  oder  mündlichen  Aeusserungen  gefolgert  werden,  wenn  nach 
Lage  der  Sache  anzunehmen,  dass  der  Entschluss,  entsprechend  zu  han^ 
dein,  mit  der  betreffenden  Erklärung  verknüpft  ist.  Unter  dieser  Vor- 
aussetzung kann  Klage  erhoben  werden,  wenn  Jemand  zu  Unrecht  be- 
hauptet, ohne  Verletzung  der  Rechte  des  Eingetragenen  das  Zeichen 
gebrauchen  zu  dürfen  (vergl.  Bolze  Bd.  8  No.  146.  Bolze  Bd.  8 
No.  148).  Endlich  liegt  auch  in  der  Anmeldung  eines  Zeichens  zur 
Zeichenrolle  eine  derartige,  den  Eingriff  vorbereitende,  Handlung.  Da- 
gegen ist  eine  Klage  —  und  zwar  selbst  eine  Feststellungsklage  -— 
dann  nicht  möglich,  wenn  das  Recht  des  Eingetragenen  weder  that- 
sä<ihlich  gestört  ist,  noch  auch  die  Absicht,  dasselbe  zu  stören,  aus 
Handlungen  oder  Erklärungen  dessen,  der  in  Anspruch  genommen 
werden  soll,  gefolgert  werden  kann.     Dies  gilt  selbst  dann,  wenn  der 


§  12.    L.   Klage.  279 

Beklagte  sich  mit  Austragung  einer  Streitfrage  im  Wege  der  Klage 
einverstanden  erklärt  hat(vergl.  Bolze  Bd.  17  No.  110).  Jede  Störung 
begründet  andererseits  die  Klage  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  ver- 
schuldet oder  im  Bewusstsein  ihrer  Rechtswidrigkeit  begangen  ist 
(Kohler  M^.  S.  343).  Indessen  ist  einem  Störenden  gegenüber, 
welcher  sich  in  Unkenntniss  über  das  klägerische  Recht  befindet,  eine 
vorherige  Warnung  angezeigt,  da  sonst,  wenn  nach  erhobener  Klage 
der  Beklagte  den  Klageanspruch  sogleich  anerkennt,  dem  Kläger  nach 
§  89  der  Civilprozessordnung  die  Prozesskosten  zur  Last  fallen. 
Weiters  ist  die  Klagebefugniss  auch  nicht  dadurch  bedingt,  dass  die 
Störung  gewerbsmässig  oder  gewohnheitsmässig  begangen  sei  (Fin- 
ger §  14  N.  5,  vergl.  422).  a 

430.   Störung  durch  Bestreiten  des  Rechts. 

Die  Klage  richtet  sich  femer  gegen  jede  Thätigkeit  überhaupt, 
durch  welche  der  Berechtigte  in  dem  Genüsse  seines  Rechtes  in  irgend 
einer  Weise  beeinträchtigt  wird,  auch  wenn  der  thätig  Werdende 
nicht  gerade  einen  der  im  Gesetze  ausdrücklich  hervorgehobenen  Ein- 
griffe —  Bezeichnen^  Inverkehrbringen,  Feilhalten  —  oder  eine  einen 
derartigen  Eingriff  vorbereitende  Handlung  begeht.  Daher  ist  die 
Klage  auch  gegen  denjenigen  begründet,  welcher  öffentlich,  z.  B.  in 
Bekanntmachungen,  Preiscouranten  u.  s.  w.,  die  Behauptung  aufstellt, 
dass  der  als  Inhaber  des  Zeichens  Eingetragene  nicht  das  Recht  habe, 
dasselbe  zu  führen  (Bolze  Bd.9  No.llO,  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.2  S.181).  Aus 
dem  angegebenen  Gesichtspunkt  ist  die  Klage  auch  gegen  deiijenigen 
gegeben,  welcher  zu  Unrecht  behauptet,  dass  sein  Verhalten  sich  nicht 
als  ein  Eingriff  in  das  fremde  Recht  darstelle  (Bolze  Bd.  15  No.  108). 
Dagegen  ist  die  Zulässigkeit  der  Klage  verneint  worden  in  einem 
Falle,  in  welchem  Jemand  eine  rechtlich  ganz  unmögliche  Behauptung 
aufgestellt  hatte,  über  deren  Unhaltbarkeit  nach  der  Ansicht  des  Ge- 
richts Niemand  im  Zweifel  sein  konnte;  die  Möglichkeit  einer  Beein- 
trächtigung des  Berechtigten  wurde  mit  Rücksicht  darauf  für  ausge- 
schlossen erachtet,  dass  derselbe  in  der  Lage  gewesen  sei,  durch  eine 
öffentliche  Darlegung  des  Sachverhalts  eine  Täuschung  des  Publi- 
kums auszuschliessen  (vergl.  Bolze  Bd.  16  No.  795).  In  der  Regel 
wird  indessen  jede  eine  Beeinträchtigung  des  Berechtigten  bezweckende 
Kundgebung  genügenden  Anlass  zur  Klage  geben  müssen,  und  darauf 
Rücksicht  zu  nehmen  sein,  dass  auch  durch  rechtlich  ganz  unhalt- 
bare Behauptungen  eine  Täuschung  des  rechtsunkundigen  Publikums 
und  mittelbar  hierdurch  eine  Gefährdung  des  Berechtigten  herbeige- 
führt werden  kann.  Ob  und  inwieweit  eine  Bestreitung  des  Rechts, 
wenn  solche  nur  in  massigem  Umfange  oder  nur  dem  Eingetragenen 
gegenüber  erfolgt,  die  Klage  rechtfertigt,  wird  sich  nach  den  Um- 
ständen des  einzelnen  Falles  richten;  eine  Klage  auf  Feststellung  der 
ausschliesslichen  Befugniss  des  Eingetragenen  muss  im  Falle  solchen 
Verhaltens  des  Beklagten  jedenfalls  dann  zulässig  sein,  wenn  der 
Zeicheninhaber  ein  rechtliches  Interesse  an  der  alsbaldigen  Feststellung 
seines  Rechtes  nachweisen  kann  (vergl.  Kohl  er  P-R.  No.  459,  vergl. 
auch  437).  Eine  Klage  auf  Untersagung  weiterer  Störung  durch  Be- 
streiten des  Rechts  und  sogar  auf  Schadensersatz  wird  übrigens  meist 
auch  auf  Grund  des  §  6  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  un- 
lauteren Wettbewerbs  begründet  sein  (vergl.  968,  vergl.  auch  bürgerl. 
Gesetzbuch  §§  823.  824.  826). 
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431.   Beihülfe-  und  Anstiftungsakte  als  Störung. 

Als  eine  Beeinträchtigung  des  Eingetragenen  und  als  eine  Störunge 
seiner  ausschliesslichen  Befugniss  stellen  sich  auch  alle  diejenigen 
Handlungen  dar,  durch  welche  eine  Störung  irgend  welcher  Art  be- 
fördert oder  veranlasst  wird,  ohne  dass  derartige  Beihülfe-  oder  An- 
stiftungsakte zu  dem  Gebrauche  des  Zeichens  in  einer  unmittelbaren 
Beziehung  stehen  (Civ.  Bd.  33  S.  140,  ZgR.  III.  S.  273,  Kohler  M-R. 
S.  339).  Es  reicht  in  einem  solchen  Falle  hin,  wenn  die  Absicht,  dass 
die  die  Rechtsverletzung  unmittelbar  darstellenden  Handlungen  durch 
Andere  verwirklicht  werden,  durch  irgend  eine  Handlung  bethätigt 
wird  (vergl.  Civ.  Bd.  22  S.  167.  168).  Die  Klage  ist  daher  auch 
gegen  den  begründet,  welcher  Waaren  zu  dem  Zwecke  und  mit  der 
Verabredung  einem  Anderen  liefert,  dass  dieser  dieselben  mit  der  Be- 
zeichnung versehe  und  in  Verkehr  bringe  (Civ.  Bd.  18  S.  38,  Bolze 
Bd.  9  No.  108).  Derartige  an  sich  erlaubte  Handlungen  werden  nur 
dadurch  im  einzelnen  Falle  zu  unerlaubten,  dass  dieselben  nach  der 
Absicht  des  Handelnden  zur  Förderung  oder  Herbeiführung  einer 
Zeichenrechtsverletzung  bestimmt  sind.  Die  hierfür  verantwortlich  zu 
machende  Person  muss  demnach  in  bösem  Glauben,  d.  h.  in  Kenntniss 
der  Widerrechtliclikeit  der  von  ihr  veranlassten  oder  unterstützten 
Thätigkeit  des  Anderen,  gehandelt  haben  (Bolze  Bd.  9  No,  108,  vergl. 
Civ.  Bd.  22  S.  168,  Civ.  Bd.  33  S.  139.  140).  Daher  können  mit  der 
abwehrenden  Klage  der  Mitthäter,  der  Gehülfe  und  der  Anstifter  im 
Sinne  des  Strafrechts  belangt  werden,  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  das  Vergehen  demnächst  ausgeführt  wird,  während  die  Strafbar- 
keit der  Theilnehmer  an  dem  Vergehen  durch  dessen  Vollendung 
bedingt  ist  (vergl.  623). 

432.   Störung  durch  Mittelspersonen. 

Eine  Störung  liegt  schliesslich  vor,  wenn  derjenige,  welcher  den 
Eingriff  beabsichtigt,  die  denselben  darstellenden  mechanischen  Hand- 
lungen durch  andere  Personen,  welche  er  als  ausführende  Organe  be- 
nutzt —  sog.  Mittelspersonen  —  begehen  lässt  (vergl.  Str.  Bd.  3 
S.  273,  Str.  Bd.  3  S.  318,  Str.  Bd.  5  S.  273).  In  diesem  Falle  wird 
die  Störung  sowohl  von  dem  Auftraggeber  als  von  den  Beauftragten, 
welche  im  einzelnen  Falle  Gehülfen  sein  können,  begangen  (vergl.  403. 
418.  425.  431.  664).  Damit  eine  Störung  durch  Mittelspersonen  an- 
genommen werden  kann,  muss  eine  Beziehung  zwischen  dem  als  Störer 
in  Anspruch  Genommenen  und  der  die  thatsächliche  Störung  aus- 
führenden Person  bestehen,  welche  den  ersteren  als  Urheber,  die  letz- 
tere dagegen  als  Organ  erscheinen  lässt,  so  dass  die  Annahme,  die 
ausführende  Person  habe  aus  eigenem  Antriebe  gehandelt,  aus- 
geschlossen ist  (Civ.  Bd.  33  S.  139.  140). 

433.   Ablassen  von  der  Störung. 

Die  Störung  muss  nicht  in  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  Klage 
erhoben  wird,  noch  fortdauern.  Zur  Klage  genügt,  wie  daraus  her- 
vorgeht, dass  dieselbe  sich  schon  gegen  bevorstehende  Angriffe  richtet, 
der  genügend  gerechtfertigte  Verdacht,  dass  eine  Wiederholung  der 
störenden  Thätigkeit  beabsichtigt  werde.  Dieser  Verdacht  bedarf 
keiner  weiteren  Begründung,  wenn  seitens  des  Beklagten  das  wider- 
rechtliche Verhalten  bereits  verwirklicht  worden  ist  (vergl.  Civ.  Bd.  25 
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S.  348,  Civ.  Bd.  26  S.  353.  354).  Hat  der  Beklagte  zur  Zeit  der 
Klageerhebung  oder  später  seine  widerrechtliche  Thätigkeit  eingestellt, 
so  schliesst  dies  weder  die  Erhebung  der  Klage  noch  deren  Fort- 
isetzung  aus,  sofern  nicht  der  Beklagte  nachweist  oder  aus  den  Um- 
ständen sich  ergiebt,  dass  die  Wiederholung  des  Eingriffs  unmöglich 
oder  doch  nach  Lage  der  Sache  gänzlich  ausgeschlossen  erscheint 
iyergi.  ZgR.  m.  S.  89,  Bolze  Bd.  12  No.  68,  Bolze  Bd.  14  No.  193, 
Kohler  P-R.  No.  461).  Jedoch  wird,  selbst  wenn  nach  Lage  der 
Sache  eine  Wiederholung  des  Eingriffs  ausgeschlossen  erscheint,  der 
Kläger  mindestens  dann,  wenn  er  ein  rechtliches  Interesse  hieran 
nachweisen  kann,  berechtigt  sein,  den  auf  Untersagung  weiterer 
Störung  gerichteten  Klageantrag  in  den  Antrag  auf  Feststellung  der 
iXichtberechtigung  des  Beklagten  umzuwandeln,  d.  h.  die  Klage  als 
Peststellungsklage  fortzusetzen  (vergl.  Bolze  Bd.  9  No.  727). 

434.  Verurtheilung  zur  Vornahme  von  Handlungen. 

Besteht  die  Störung  zur  Zeit  der  Klage  noch  fort,  so  kann  der 
Störende  zur  Vornahme  derjenigen  Handlungen  verurtheilt  werden, 
^^elche  nach  Lage  des  einzelnen  Falles  zur  Beseitigung  des  Eingriffs 
erforderlich  erscheinen.  Es  kann  daher  der  Beklagte  für  verpflichtet 
erklärt  werden,  eine  von  ihm  erlassene  Bekanntmachung  in  gleicher 
Weise,  wie  solche  erfolgt  ist,  z.  B.  durch  Annonce  oder  Cirkular  zu 
-widerrufen;  er  kann  auch  dazu  angehalten  werden,  die  von  ihm  einem 
Anderen,  z.  B.  dem  Spediteur,  Frachtführer  oder  Kommissionär,  zum 
Zwecke  des  Inverkehrbringens  oder  Feilhaltens  übergebenen  Waaren 
zurückzufordern.  Ist  die  Störung  durch  Bezeichnen  der  Waare  be- 
dangen, so  kann  gegen  den  Störer,  welcher  die  widerrechtlich  be- 
zeichnete Waare  in  Besitz  hat,  auf  Beseitigung  der  Kennzeichnung 
geklagt  werden  (anders  Seligsohn  §12  N.  14).  Die  Beseitigung 
der  Kennzeichnung  kann  ferner  auch  dann  verlangt  werden,  wenn 
solche  auf  Ankündigungen,  z.  B.  auf  öffentlich  aushängenden  Plakaten 
oder  Schildern,  sich  befindet  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  248). 

435.   Klagegrund. 

Die  Klage  muss  die  bestimmte  Angabe  des  Gegenstandes  und 
des  Grundes  des  erhobenen  Anspruches  —  den  Klagegrund  —  sowie 
.<einen  bestimmten  Antrag  enthalten  (§  230  der  Civilprozessordnung). 
Die  Angabe  des  Klagegrundes  besteht  in  der  Darlegung,  dass  dem 
Kläger  das  durch  die  Eintragung  gewährte  Recht  zustehe,  und  in  der 
näheren  Bezeichnung  deijenigen  Störungshandlungen,  welche  dem  Be- 
klagten zur  Last  gelegt  werden.  Der  Klagegrund  ist  in  zweierlei 
Hinsicht  ausserdem  von  Bedeutung,  nämlich  insofern,  als  derselbe 
nach  Erhebung  der  Klage  nicht  mehr  geändert  werden  kann,  und  in- 
sofern, als  die  Rechtskraft  des  Urtheils  sich  auf  denjenigen  That- 
hestand  erstreckt,  welcher  der  Klage  zu  Grunde  gelegt  ist.  Zum 
Klagegrunde  gehört  die  Angabe  der  einzelnen  Störungshandlungen; 
indessen  können  auch  solche  Störungsakte,  welche  in  der  Klage  nicht 
erwähnt  sind  —  z.  B.  die  nach  Klageerhebung  erfolgenden  Fortsetzungs- 
handlnngen  —  zur  Klagebegründung  verwendet  werden,  da  mit  der 
Klage  nicht  nur  der  einzelne  Eingriff,  sondern  die  Störung  des  Rechtes 
überhaupt  verfolgt  und  die  Anerkennung  des  dem  Kläger  gegenüber 
dem  Beklagten  zustehenden  Ausschliessungsrechtos  bezweckt  wird 
(vergl.  Kohler  M-R.  S.  377).    Mit  Rücksicht  hierauf  ist  es  auch  nicht 
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als  eine  Klageänderung  anzusehen,  ^enn  die  ursprünglich  auf  eine  in 
die  gerichtlichen  Zeichenregister  erfolgte  Eintragung  gegründete  Klag:e- 
nach  der  Uebertragung  des  Zeichens  in  die  Zeichenrolle  auf  die  Eiiv- 
tragung  in  die  letztere  gestützt  wird  (P.M.  &  Z-Bl.    Bd.  1    S.  283). 

436.   Klageantrag. 

Der  Klageantrag  muss  die  Handlungen,  deren  Unterlassung  be- 
j2:ehrt  wird,  bestimmt  bezeichnen,  demnach  regelmässig  auf  das  Verbot 
weiteren  Bezeichnens,  Inverkehrbringens  oder  Feilhaltens  gerichtet 
sein.  Hat  der  Beklagte  nicht  selbst  und  auch  nicht  durch  Mittels- 
personen bezeichnet,  in  Verkehr  gesetzt  oder  feilgehalten,  hat  der- 
selbe vielmehr  nur  als  Gehülfe  oder  als  Anstifter  mitgewirkt,  oder 
hat  derselbe  die  Störung  nicht  vollendet,  so  ist  der  Klageantrag^ 
in  Bezug  auf  diesen  Beklagten  der  im  einzelnen  Falle  entwickelten 
Thätigkeit  anzupassen,  z.  B.  auf  das  Verbot  weiterer  Anfertigung  oder 
Lieferung  von  Etiketten  zu  richten,  wenn  der  Beklagte  durch  Herstel-^ 
lung  oder  Lieferung  von  mit  dem  Zeichen  versehenen  Etiketten  eine^ 
Beihülfethätigkeit  entwickelt  hat  (Ci  v.  Bd.  33  S.  140).  War  ursprünglicb 
gegen  den  Gehülfen  oder  Anstifter  ein  weitergehenderer  Anspruch  er- 
hoben worden,  so  ist  die  spätere  Beschränkung  des  Antrages  im  an- 
gedeuteten Sinne  im  Laufe  desselben  Prozesses  rechtlich  durchaus^ 
zulässig  (Civ.  Bd.  33  S.  140).  Der  Klageantrag  muss  das  Zeichen^ 
dessen  weiterer  Gebrauch  untersagt  werden  soll,  bestimmt  —  z.  B. 
unter  Bezugnahme  auf  eine  der  Klageschrift  beigelegte  Darst^Uung^ 
des  von  dem  Beklagten  benutzten  Zeichens  —  bezeichnen;  ausserdem 
muss,  da  die  Benutzung  des  Zeichens  nicht  allgemein,  sondern  nur  in 
Hinsicht  auf  diejenigen  Waaren,  für  welche  das  Zeichen  bestimmt 
ist,  verboten  werden  kann,  der  Klageantrag  die  bestimmte  Angabe- 
der  Waaren,  für  welche  das  Zeichen  nicht  mehr  benutzt  werden  solU 
enthalten.  Unzulässig  wegen  mangelnder  Bestimmtheit  wäre  z.  B. 
der  Antrag,  dass  der  Beklagte  gehalten  sein  solle,  ein  dem  klägeri- 
schen Zeichen  ähnliches  Zeichen  nicht  zu  gebrauchen,  oder  dass  der- 
selbe das  Zeichen  für  Waaren,  welche  den  in  der  Eintragung  bezeich- 
neten Waaren  gleichartig  seien,  nicht  benutzen  dürfe  (vergl.  Bolze- 
.Bd.  9  No.  112).  Jedoch  hat  das  Reichsgericht  den  auf  Untersagung- 
des  Gebrauchs  eines  dem  klägerischen  Zeichen  ähnlichen  Zeichens  ge- 
,richteten  Antrag  als  zulässig  anerkannt  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  338)^ 

437.    Feststellungsklage. 

Unter  Umständen  kann  der  Klageantrag,  wie  bereits  an  anderer 
Stelle  dargelegt  ist,  auf  Feststellung  der  Nichtberechtigung  des  Be- 
klagten oder  darauf  gerichtet  werden,  dass  der  Beklagte  verurtheilt 
werde,  anzuerkennen,  dass  er  das  Recht  des  Klägers  verletze  (vergl. 
428).  Eine  derartige  Feststellungsklage  kann  nur  dann  erhoben  wer- 
den, wenn  der  Kläger  ein  rechtliches  Interesse  an  der  alsbaldigen 
Feststellung  seines  Rechtsverhältnisses  zu  dem  Beklagten  hat,  wenn, 
iüso  die  Untersagungsklage  nicht  oder  noch  nicht  erhoben  werde» 
kann,  oder  wenn  die  Geltendmachung  des  Untersagungsanspruehe» 
nicht  den  Interessen  des  Klägers  genügt.  Die  Feststellungsklage  ist 
hiernach  regelmässig  begründet:  a.  gegenüber  drohenden  Eingriffen 
(Kohler  in  Propr.  Ind.  IX.  S.  160,  vergl.  429);  b.  gegenüber  münd- 
lichen oder  schriftlichen  Bestreitungen  des  klägerischen  Rechts  (vergL 
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430);  c.  wenn  durch  die  sofortige  Verhandlung  der  Sache  ein  weit- 
läufiges Beweisaufhahmeverfahren  oder  der  Verlust  von  Beweismitteln 
vermieden  werden  kann  (Blum  Ann.  Bd.  4  S.  75,  Bolze  Bd.  4No.ll89); 
d.  wenn  die  störende  Thätigkeit  eingestellt  worden  ist.  Im  letzten 
Falle  kann  der  Antrag  auf  Untersagung  des  rechtswidrigen  Verhaltens, 
sofern  die  allgemeinen  Voraussetzungen  der  Feststellungsklage  vor- 
liegen, in  den  Antrag  auf  Feststellung  der  Nichtberechtigung  umge- 
ändert werden  (vergl.  Bolze  Bd.  9  No.  727,  vergl.  auch  438). 

438.   Sachliche  Zuständigkeit. 

Die  Klage  muss  regelmässig  bei  dem  Landgericht  erhoben  wer- 
den, da  der  Werth  des  Streitgegenstandes,  welcher  von  dem  Gericht 
nach  freiem  Ermessen  festzusetzen  ist,  ausnahmslos  den  Betrag  von 
300  Mark  überschreiten  wird.  Nach  §  101  No.  3  c  des  Gerichtsver- 
fassungsgesetzes gehört  die  Klage  zur  Zuständigkeit  der  Kammer  für 
Handelssachen  (vergl.  878).» 

439.   Gerichtsstand. 

Für  die  Klage  ist  zuständig  das  Gericht  des  Wohnsitzes  des  Be- 
klagten, und  sofern  derselbe  einen  solchen  nicht  hat,  das  Gericht,  in 
dessen  Bezirk  der  Beklagte  sich  aufhält.  Ist  ein  Aufenthaltsort  im 
Deutschen  Reiche  nicht  bekannt,  so  wird  der  Gerichtsstand  durch 
den  letzten  Wohnsitz  bestimmt  (§§  12,  13,  18  der  Civilprozessord- 
niing).  Der  Gerichtsstand  der  juristischen  Personen  und  der  Gesell- 
schaften, welche  als  solche  verklagt  werden  können,  wird  durch  deren 
Sitz  und  hinsichtlich  des  Fiskus  durch  den  Sitz  der^Behörde  bestimmt, 
welche  berufen  ist,  den  Fiskus  im  Rechtsstreite  zu  vertreten  (§§  1\\ 
20  OP-O.).  Für  Klagen  gegen  Arbeiter  und  Gewerbegehülfen,  welche 
sich  unter  Verhältnissen,  die  ihrer  Natur  nach  auf  einen  Aufenthalt 
von  längerer  Dauer  hinweisen,  an  einem  Orte  aufhalten,  ist  auch  das 
Gericht  des  Aufenthaltsorts  zuständig  (§  21  C-P-0.).  Hat  der  Stö- 
rende zum  Betriebe  einer  Fabrik,  einer  Handlung  oder  eines  anderen 
Gewerbes  eine  Niederlassung,  von  welcher  aus  unmittelbar  Geschäfte 
geschlossen  werden,  oder  bewirthschaftet  derselbe  ein  mit  Wohn-  und 
Wirthschaftsgebäuden  versehenes  Gut  als  Eigenthümer,  Nutzniesser 
oder  Pächter,  so  ist  auch  das  Gericht  des  Ortes,  wo  die  Niederlassung 
sich  befindet,  zuständig,  sofern  die  Störung  im  Betriebe  der  Nieder- 
lassung oder  bei  Bewirthschaftung  des  Gutes  begangen  ist,  z.  B.  in  der 
i^ezeichnung  der  aus  dem  betreffenden  Geschäftsbetriebe  hervorgehen- 
den Waaren  besteht  (§  22  C-P-0.,  vergl.  Giv.  Bd.  15  S.  54,  Civ. 
Bd.  15  S.  133,  Civ.  Bd.  23  S.  428,  Kohl  er  P-R.  No.  509).  Gleich- 
gültig ist  es,  ob  die  Niederlassung  eine  Hauptniederlassung  oder  nur 
eine  Zweigniederlassung  ist  (Civ.  Bd.  23  S.  428).  Für  Klagen  gegen 
Personen,  welche  im  Deutschen  Reiche  einen  Wohnsitz  nicht  habeiu 
ist  auch  das  Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk  sich  Vermögen  de."> 
Beklagten  befindet  (§  24  C-P-0.).  Darüber,  ob  das  Zeichenrecht  als 
ein  Vermögensrecht  anzusehen  ist,  und  wo  —  bejahenden  Falles  — 
der  Gerichtsstand  des  Vermögens  begründet  ist,  ist  das  an  anderer 
Stelle  Gesagte  zu  vergleichen  (vergl.  929).  Der  Gerichtsstand  kann 
auch  durch  Vereinbarung  der  Partheien  begründet  werden  (§  38  ff. 
C-P-0.).  Unter  mehreren  gleichzeitig  begründeten  Gerichtsständen 
hat  der  Kläger  die  Wahl. 
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440.   Gerichtsstand  der  unerlaubten  Handlung. 

Nach  §  32  C-P-0.  ist  für  Klagen  aus  unerlaubten  Handlungen 
<}a6  Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk  die  Handlung  begangen  ist. 
In  diesem  Gerichtsstande  kann  die  abwehrende  Klage,  da  diese  nicht 
eine  unerlaubte  —  d.  h.  strafbare  oder  schuldvolle  —  Handlung  ver- 
folgt, vielmehr  lediglich  den  Schutz  der  durch  die  Eintragung  ge- 
währten ausschliesslichen  Befugniss  bezweckt,  nicht  erhoben  werden. 
Dies  gilt  selbst  dann,  wenn  die  Klage  die  Angabe  enthält,  dass  die 
Störung  wissentlich  oder  grob  fahrlässig  begangen  sei,  sofern  doch 
nicht  Entschädigung  verlangt,  sondern  nur  Antrag  auf  Verbot  weiterer 
StöTuu^r  gestellt  wird  (vergl.  Civ.  Bd.  10  S.  327,  Civ.  Bd.  24  S.  394. 
395,  Civ.  Bd.  29  S.  61).  Für  die  abwehrende  Klage  ist  der  Gerichts- 
stand der  unerlaubten  Handlung  auch  dann  nicht  gegeben,  wenn  die- 
selbe mit  der  Entschädigungsklage  verbunden  ist  (vergl.  Civ.  Bd.  27 
S.  385flf.  —  Plenarentscheidung  — ,  anders  Gareis  Bd.  6  S.  162 ff.). 

441.   Urtheil. 

Das  Urtheil  wird  auf  Grund  freier  richterlicher  Sach-  und  Be- 
weiswürdigung erlassen.  Dies  gilt  auch  dann,  wenn  über  dieselbe 
Frage  bereits  in  einem  vorhergegangenen  Strafverfahren  entschieden 
worden  ist;  der  Civilrichter  ist  an  das  strafgerichtliche  Urtheil  und 
die  in  demselben  getroffenen  Feststellungen  nicht  gebunden  (Civ. 
Bd.  20  S.  103).  Dagegen  darf  das  Civilgericht  wohl,  wenn  es  die.s 
für  angemessen  hält,  das  Strafurtheil  seiner  Entscheidung  zu  Grunde 
legen:  es  darf  sogar  zu  diesem  Zwecke  das  Verfahren  bis  zur  Erledi- 
gung des  Strafverfahrens  aussetzen  (§  140  C-P-0.).  In  dem  der  Klage 
vStattgebenden  Urtheile  ist  dem  Beklagten  aufzugeben,  die  in  dem 
Klageantrage  im  Einzelnen  namhaft  gemachten  Handlungen  zu  unter- 
lassen; d.  h.  es  wird  dem  Beklagten  verboten,  das  von  ihm  bisher 
benutzte  Waarenzeichen  fernerhin  zur  Bezeichnung  der  im  Antrage 
angegebenen  Waaren  zu  benutzen,  oder,  falls  ein  eigener  Gebrauch 
des  Zeichens  seitens  des  Beklagten  nicht  stattgefunden  hat,  diejenigen 
Handlungen  vorzunehmen,  in  welchen  eine  Mitwirkung  zur  Zeichen- 
verletzung zu  finden  ist  (vergl.  436).  Ausnahmsweise  kann  auch  eine 
Verurtheilung  zur  Vornahme  von  Handlungen  stattfinden  (vergl.  434). 
Abgesehen  von  diesen  Ausnahmen  kann  das  Urtheil  nur  in  einem 
richterlichen  Verbote  bestehen.  Es  ist  zwar  von  Kohl  er  die  Ansicht 
aufgestellt  worden,  dass  in  dem  Urtheile  anstatt  eines  generellen  Ver- 
botes dem  Beklagten  die  Fortbenutzung  des  Zeichens  unter  gewissen 
im  Urtheile  namhaft  gemachten  Abänderungen  gestattet  werden  könne 
(vergl.  Kohler  M-R.  S.  345).  Dieser  Meinung  kann  indessen  schon 
um  deswillen  nicht  beigetreten  werden,  weil  durch  eine  derartige  An- 
ordnung die  Rechte  des  Beklagten  in  zu  weitgehender  Weise  beschränkt 
wurden,  indem  dem  Beklagten  nicht  verwehrt  werden  kann,  das  Zeichen 
auch  mit  sonstigen  Abweichungen  zu  benutzen,  sofern  nur  die  Gefahr 
einer  Verwechselung  im  Verkehre  nicht  besteht.  Das  urtheilsmässige 
Verbot  hat  Wirkung  nur  für  die  Dauer  des  mit  der  Klage  geltend 
gemachten  Rechtes:  da  dies  selbstverständlich  ist,  bedarf  es  eines 
ausdrücklichen  Vorbehaltes  in  dieser  Richtung  im  Urtheilstenor  nicht. 

442.  Vollstreckung  des  Urtheils. 

Handelt  der  verurtheilte  Beklagte  der  ihm  auferlegten  Verpflich- 
tung, sein  rechtswidriges  Verhalten  einzustellen,  zuwider,    so    ist    er 
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wegen  einer  jeden  Zuwiderhandlung  auf  Antrag  des  Klägers  zu  einer 
Geldstrafe  bis  zu  Fünfzehnhundert  Mark  oder  zur  Strafe  der  Haft  bis 
zu  sechs  Monaten  zu  verurtheilen.  Das  Maass  der  Gesammtstrafe 
darf  zwei  Jahre  Haft  nicht  übersteigen.  Dieser  Verurtheilung  muss 
eine  Strafandrohung  vorausgehen,  welche,  wenn  sie  in  dem  die  Ver- 
pflichtung aussprechenden  Urtheile  nicht  enthalten  ist,  auf  Antra«^ 
von  dem  Gericht  erster  Instanz  erlassen  wird.  Auch  kann  der  Be- 
klagte auf  Antrag  des  Klägers  zur  Bestellung  einer  Sicherheit  für  den 
durch  fernere  Zuwiderhandlung  entstehenden  Schaden  auf  bestimmte 
Zeit  verurtheilt  werden  (§  775  C-P-0.).  Ist  der  Beklagte  zur  Vor- 
nahme von  Handlungen  verurtheilt,  so  hängt  die  Art  der  Voll- 
streckung des  ürtheils  davon  ab,  ob  die  Vornahme  der  Handlung  auch 
durch  einen  Dritten  erfolgen,  oder  ob  die  Handlung  nur  von  dem  Be- 
klagten selbst  vorgenommen  werden  kann.  Im  ersteren  Falle  —  z.  B. 
wenn  es  sich  um  die  Rücknahme  von  in  Annoncen  aufgestellten  Be- 
hauptungen handelt  —  ist  der  Kläger  auf  dessen  Antrag  von  dem 
Gericht  zu  ermächtigen,  auf  Kosten  des  Beklagten  die  Handlung  vor- 
nehmen zu  lassen:  letzterenfalls  ist  der  Beklagte  zur  Vornahme  der 
Handlung  durch  Geldstrafen  bis  zum  Gesammtbetrage  von  Fünfzehn- 
hundert Mark  oder  durch  Haft  anzuhalten  (§§  773,  774  C-P-0.).  Be- 
nutzt der  Beklagte  nach  erlassenem  Urtheil  nicht  mehr  das  früher 
gebrauchte  Zeichen,  sondern  ein  anderes  hiervon  abweichendes,  so 
steht  dem  Gerichte,  welches  über  die  Vollstreckung  des  ürtheils  zu 
befinden  hat,  nicht  die  Befugniss  zu,  deswegen  Strafen  zu  verhängen, 
selbst  wenn  die  Abweichungen  geringfügiger  Natur  sind;  es  muss 
vielmehr  über  die  Berechtigung  des  Beklagten  zur  Führung  des  neuen 
Zeichens  zunächst  in  einem  neu  anhängig  zu  machenden  Prozess- 
verfahren entschieden  werden  (vergl.  Bolze  Bd.  5  No.  1290).  Nur 
dann  würde  anders  zu  entscheiden  sein,  wenn  durch  das  Urtheil  dem 
Beklagten  allgemein  untersagt  ist,  ein  dem  klägerischen  Zeichen 
„ähnliches**  Zeichen  zu  benutzen  (vergl.  436). 

443.   Strafandrohung  im  Vollstreckungsverfahren. 

Die  ivegen  Nichtbefolgung  des  "ürtheils  verhängte  Strafe  ist  keine 
Strafe  im  Sinne  des  Strafrechts;  die  Strafandrohung  ist  daher  bei 
der  Verurtheilung  von  juristischen  Personen  und  Handelsgesellschaften 
nicht  etwa  gegen  die  gesetzlichen  Vertreter  oder  die  Gesellschafter, 
sondern  gegen  die  juristische  Person  oder  die  Gesellschaft  selbst  zu 
richten,  sofern  nicht  die  Vertreter  oder  Gesellschafter  persönlich  ver- 
klagt und  verurtheilt  worden  sind  (anders  Kohler  Pä  J.  II.  S.  13, 
Seligsohn  §  12  N.  14). 

444.  Vorläufige  Vollstreokbarkeit  des  Ürtheils. 

Die  Vollstreckung  des  Ürtheils  findet  entweder  erst  nach  dessen 
Rechtskraft  oder  dann  statt,  wenn  im  Urtheile  die  vorläufige  Voll- 
streckung gegen  Sicherheitsleistung  gestattet,  und  die  Sicherheit  vom 
Kläger  hinterlegt  ist.  Wird  im  letzteren  Falle  das  für  vorläufig  voll- 
streckbar erklärte  Urtheil  später  in  der  höheren  Instanz  aufgehoben, 
so  haftet  der  Kläger  nach  dem  hierbei  zur  Anwendung  kommenden 
bürgerlichen  Recht  für  den  durch  die  Vollstreckung  dem  Beklagten 
erwachsenen  Schaden  regelmässig  nur  dann,  wenn  ihn  ein  Ver- 
i?chulden  trifft  (Civ.  Bd.  30  S.  418fl'.,  vergl.  auch  bürgerl.  Gesetz- 
buch §  823). 
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445.   Rechtskraft  des  Urtheils. 

Durch  das  Urtheil  wird  sowohl  im  Falle  einer  Verurtheilung  des 
Beklagten  als  im  Falle  der  Abweisung  des  Klägers  rechtskräftig  über 
das  Bestehen  des  klägerischen  Verbietungsrechtes  entschieden  der- 
gestalt, dass  bei  Abweisung  der  Klage  eine  Wiederholung  derselben 
und  bei  Verurtheilung  ein  späteres  Bestreiten  der  ausschliesslichen 
Befugniss  unter  denselben  Partheien  nicht  mehr  zulässig  ist,  und  zwar 
selbst  dann  nicht,  wenn  neue  Thatsachen,  welche  geeignet  gewesen 
wären,  die  frühere  Entscheidung  zu  beeinflussen,  vorgebracht  werden 
können  (vergl.  Bolze  Bd.  6  No.  1175).  Eine  Wiederholung  der  Klage 
auf  Grund  neuer  Thatsachen  ist  nur  dann  statthaft,  wenn  es  sich  um 
solche  Umstände  handelt,  welche  erst  nach  Beendigung  des  früheren 
Prozesses  oder  in  einem  Stadium  desselben,  in  dem  sie  nicht  mehr 
geltend  gemacht  werden  konnten,  eingetreten  sind.  Eine  fernere  Aus- 
nahme findet  dann  statt,  wenn  das  Vorhandensein  einer  Störung  ver- 
neint und  deshalb  die  Klage  abgewiesen  wurde,  weil  in  diesem  Falle 
die  Abweisung  trotz  Bestehens  eines  Verbietungsrechts  erfolgen  muss 
{Kohl er  M-R.  S.  378).  Nur  die  frühereu  Partheien  oder  deren  Rechts- 
nachfolger können  sich  auf  die  Rechtskraft  der  Entscheidung  berufen 
und  müssen  dieselbe  gegen  sich  gelten  lassen,  nicht  dritte  Personen 
(Köhler  M-R.  S.  382).  Dies  gilt  sowohl  für  die  allgemeinen  Rechts- 
nachfolger als  für  die  Sondernachfolger,  d.  h.  für  die  späteren  In- 
haber des  Zeichens,  welche  nach  rechtskräftiger  Abweisung  ihres 
Vorbesitzers  die  gleiche  Klage  nicht  wieder  erheben  können.  Keinen 
Unterschied  macht  es  hierbei  mit  Rücksicht  auf  §  236  der  Civilprozess- 
ordnung  und  die  formale  Wirkung  der  Eintragung,  ob  die  Rechts- 
nachfolge erst  nach  Beendigung  des  Prozesses,  oder  während  Schwebens 
desselben,  oder  ob  dieselbe  bereits  vor  Erhebung  des  Prozesses  er- 
Iblgt  ist.  Die  Tragweite  der  rechtskräftigen  Entscheidung  wird  sich 
häufig  nicht  aus  dem  Uilheilstenor  allein,  sondern  nur  in  Verbindung 
damit  entscheiden  lassen,  was  nach  dem  Thatbestande  des  Urtheils 
dem  Richter  zur  Entscheidung  vorgetragen  ist  (vergl.  Bolze  Bd.  2 
No.  1796).  Insbesondere  ist  meist  nur  aus  dem  Thatbestande  zu  ent- 
nehmen, mit  Rücksicht  auf  welches  Zeichen  die  Entscheidung  ge- 
troff'en  ist,  wenn  es  sich  um  ein  figürliches  Zeichen  handelt.  Die 
Rechtskraft  bezieht  sich  stets  nur  auf  das  Zeichen,  welches  in  Streit 
gewesen  ist;  wird  später  von  dem  rechtskräftig  Verurtheilten  ein 
anderes  —  wenn  auch  wenig  hiervon  abweichendes  —  Zeichen  be- 
nutzt, so  ist  in  einem  neuen  Verfahren  über  die  Berechtigung  zur 
Führung  des  neuen  Zeichens  zu  verhandeln  (vergl.  Bolze  Bd.  5 
No.  1290,  vergl.  dagegen  auch  436.  442). 

446.    Beseitigung  der  Wirkungen  der  Rechtskraft. 

Trotz  der  Rechtskraft  des  Urtheils  werden  dessen  Wirkungen 
mit  Ausnahme  der  Entsclieidung  über  die  Kosten  —  durch  die 
Löschung  der  Eintragung  beseitigt,  da  nach  Beendigung  des  Rechtes 
Untersagungsansprüche  nicht  mehr  geltend  gemacht  werden  können 
(vergl.  427).  Abgesehen  liiervon  steht  dem  rechtskräftig  Verurtheilten 
in  gewissen  Fällen  ein  Anspruch  auf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens 
und  damit  auf  Heseitigung  des  Urtheils  zu  (vergl  §§  541  ff.  C-P-0.). 
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447.  Verjährung. 

Ueber  die  Veijährung  der  Ansprüche  aus  einer  Störungshandlunfi: 
ist  im  Gesetze  nichts  bestimmt;  die  Verjährung  richtet  sich  daher 
nach  den  Landesgesetzen.  Es  ist  dabei  daran  festzuhalten,  dass  die 
Veijährungsfristen,  welche  für  Ansprüche  aus  unerlaubten  Handlungen 
■^reiten,  hier  keinesfalls  in  Betracht  kommen,  da,  wie  bereits  dargelegt, 
-die  mit  der  abwehrenden  Klage  verfolgbare  Störung  rechtlich  nicht 
als  unerlaubte  Handlung  zu  behandeln  ist  (vergl.  440).  Durch  welche 
Handlungen  eine  Veijährung,  deren  Lauf  bereits  begonnen  hat,  unter- 
t)roehen  wird,  bestimmt  sich  gleichfalls  nach  den  Landesgesetzen. 
Keinesfalls  tritt  eine  Unterbrechung  der  Verjährung  dadurch  ein,  dass 
•die  Entschädigungsklage  anhängig  gemacht  oder  die  Einleitung  des 
Strafverfahrens  gegen  den  Störer  beantragt  wird. 

In  §§  195  und  198  des  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  tretenden 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  ist  bestimmt,  dass  die  Verjährungsfrist 
80  Jahre  beträgt,  und  dass  die  Verjährung  mit  der  Zuwiderhandlung 
•beginnt.  Ueber  die  Unterbrechung  der  Verjährung  sind  die  §§  209  ff. 
•des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  zu  vergleichen. 

448.   Aussergerichtliohe  Geltendmachung  des  Ausschliessungsrechtes. 

In  der  ausschliesslichen  Befugniss  des  Eingetragenen  liegt  es, 
•dass  derselbe  seinen  Anspruch  auf  Unterlassung  jeder  Störung  seines 
Kechts  nicht  unbedingt  im  Wege  der  Klage  geltend  machen  muss; 
•OS  steht  demselben  vielmehr  frei,  auch  in  anderer  Weise,  ohne  An- 
rufung der  Gerichte  oder  sonstiger  Behörden,  sein  Verbietungsrecht 
gegenüber  jedem  Unbefugten  auszuüben.  Ein  zulässiges  und  häufig 
angewandtes  Mittel  zur  privaten  Abwehr  und  Verhütung  von  Rechts- 
verletzungen sind  öffentliche  Kundgebungen,  in  welchen  dem  Publi- 
kum Kenntniss  von  begangenen  Rechtsverletzungen  gegeben  und  das- 
selbe zugleich  vor  Fortsetzung  derselben,  z.  B.  vor  dem  weiteren  In- 
verkehrbringen widerrechtlich  bezeichneter  Waaren,  gewarnt  wird. 
Hierzu  gehört  auch  die  Veröffentlichung  gerichtlicher  eine  Zeichen- 
verletzung konstatirender  Erkenntnisse  (vergl.  827).  Insoweit  der- 
artige Kundgebungen,  welche  gewöhnlich  vermittelst  Annoncen,  Cir- 
kularen  u.  s.  w.  verbreitet  werden,  sich  gegen  eine  bestimmte  Person 
richten,  ist  gleichwie  bei  der  Klage  vorauszusetzen,  dass  von  der  be- 
treffenden Person  ein  widerrechtlicher  Eingriff  bereits  verwirklicht 
worden  ist;  der  blosse  Verdacht  einer  bevorstehenden  Störung  genügt 
.auch  nicht  zur  aussergerichtlichen  Ausübung  des  Anspruches  aus  der 
Eintragung  (vergl.  429), 

-449.    Rechtsmittel    gegenüber    unberechtigter   Anmassung    des    Aus- 

schiiessungsrechtes. 

Andererseits  ergiebt  sich  aus  der  Zulässigkeit  derartiger  pri- 
vater Aeusserungen  die  Noth wendigkeit,  demjenigen,  welchem  unbe- 
rechtigt in  solcher  Weise  der  Vorwurf  einer  Rechtsverletzung  gemacht 
wird,  ein  Rechtsmittel  hiergegen  zu  gewähren.  Wird  der  Anspruch 
aus  der  Eintragung  nur  klageweise  geltend  gemacht,  so  besteht  ein 
Bedürfniss  für  ein  derartiges  besonderes  Rechtsmittel  nicht,  da  al?^- 
^ann  der  Beklagte  sich  durch  die  p]inrede  vertheidigen  kann,  dass  ein 
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Schutzrecht  zu  Gunsten  des  Klägers  —  sei  es  überhaupt  oder  in  dem 
behaupteten  Umfange  —  nicht  bestehe,  oder  dass  dasselbe  —  allgemein 
oder  ihm,  dem  Beklagten,  gegenüber  —  unwirksam  sei,  oder  dass  seine^ 
des  Beklagten,  Handlungsweise  nicht  als  eine  Verletzung  des  klägerischen 
Schutzrechtes  sich  darstelle.     Ist   dagegen    eine  Klage  nicht  erhoben^ 
oder  ist  der  Kläger   neben    der  Klage   mit   sonstigen  Kundgebungen 
^egen   den   Beklagten   vorgegangen,    so    ist   dem   durch    eine  solche 
Handlungsweise    eines  Nichtberechtigten  in    seinem   Gewerbebetriebe 
Beeinträchtigten   eine  Klage  —  oder,    sofern   es   sich    um  einen  Be- 
klagten handelt,  eine  Widerklage  —  auf  Feststellung  der  mangelnden 
Berechtigung  zu  den  beeinträchtigenden  Handlungen  beziehungsweise- 
zur  Abwehr  fernerer  Beeinträchtigung  gegeben.    Die  rechtliche  Grund- 
lage   für   eine    solche   Klage   bietet    der    §  1    der    Gewerbeordnung,, 
da   durch  die    unberechtigte  Anmassung  eines   gewerblichen  Schutz- 
rechtes in  den  Rechtskreis    aller  derjenigen  Personen   verletzend  ein- 
gegriflfen  wird,    die    solche  Waaren  herstellen  oder  vertreiben,  indem 
dadurch  deren  berechtigte  gewerbliche  Dispositionen  gestört,  ihr  Ab- 
satz beeinträchtigt    und    deren  rechtlich  erlaubte  Erwerbshandlungen 
mit    dem  Scheine    der   Ungesetzlichkeit   belegt   werden.      Ausserdem 
trifft  auch  der  Gesichtspunkt  zu,    dass  die  unberechtigte  Aufstellung- 
derartiger  Behauptungen   als    eine  Ehrverletzung  gegenüber  dem  an- 
deren Theile  anzusehen  ist  (Civ.  Bd.  22  S.  96,  vergl.  P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1    S.  94,  vergl.  auch  bürgerl.   Gesetzbuch    §  824).     Demnach   ist 
die  Feststellungsklage  begründet,  wenn  Jemand  auf  der  Waare  selbst, 
auf  deren  Verpackung  oder  Umhüllung  oder  in  Ankündigungen   eine^ 
Waarenbezeichnung   wahrheitswidrig    als    „gesetzlich   geschützt '^    be- 
zeichnet, und  zwar  zu  Gunsten  aller  derjenigen,  welche  diese  Waaren- 
bezeichnung in  erlaubter  Weise  in  ihrem  Geschäftsbetriebe   benutzen 
(vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.    Bd.  1    S.  94).     Die   Feststellungsklage    .steht 
ferner    demjenigen    zu,    welchem    unter    Bezugnahme    auf    die   Ein- 
tragung eines  Waarenzeichens  dessen  Gebrauch  untersagt,  oder  dessen 
Verhalten  —  namentlich    wenn  solches    in  öffentlichen    Ankündigun- 
gen, Briefen  u.  s.  w.  geschieht   —    als  ein  rechtswidriges   bezeicihnet 
wird,    trotzdem    die    Eintragung    nicht   wirksam    ist,    oder    die    ge- 
rügte  Handlungsweise   überhaupt   nicht   gegen    das   durch    die   Ein- 
tragung   erlangte  Recht    verstösst    (Civ.    Bd.  22    S.  95.    96,    vergl. 
Bolze  Bd.  7  No.  984,  Bolze  Bd.  8  No.  147).   Umsomehr  ist  die  Fest^ 
Stellungsklage  dann  gegeben,  wenn  ein  Nichtberechtigter,  welcher  ein 
Verbietungsrecht   für   sich    in  Anspruch   nimmt,  Strafantrag  gestellt 
und  Beschlagnahmen    im  Strafverfahren    oder   bei    den  Verwaltungs- 
behörden  auf  Grund    des  §  17   veranlasst   hat   (vergl.  Bolze  Bd.  11 
No.  112).     Wird  durch  die  unberechtigte  Anmassung   eines  Schutz- 
rechtes in  einschneidender  Weise  in  die  gewerbliche  Freiheit  eines  An- 
deren eingegriffen  —  es  ist  dies  namentlich  dann  der  Fall,  wenn  die 
Behauptung    einer   Rechtsverletzung   in    öffentlichen   Ankündigungen, 
Cirkularen  oder  überhaupt  einem  grösseren  Personenkreise  gegenüber 
erfolgt  —    so  kann    der  Boeinträchtigt,e ,    wenn    er   glaubhaft/   macht, 
dass  eine  Störung  des  Rechts  nicht  vorliege,  zur  Abwendung  der  ihm 
hieraus    erwachsenden   wesentlichen   Nachtheile    im  Wege    der  einst- 
weiligen Verfügung  ein  vorläufiges  Verbot  erlangen  (Kohler  in  Prep r. 
Ind.  IX.    S.  160,   P.  M.  &Z-B1.  Bd.  1   S.  115).     Ein  gerichtlich  ver- 
folgbarer  Anspruch    auf  Untersagung   weiteren   rechtswidrigen    Ver- 
haltens gegenüber  der  unbefugten  aussergerichtliehen  Ausübung  eines 
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Ausschliessungsrechtes  besteht  übrigens  auch  auf  Grund  des  §  6  des 
Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs;  hiemach  ist 
sogar  ein  Entschädigungsanspruch  zu  Gunsten  des  Verletzten  be- 
gründet (vergl.  8).  Ob  und  inwieweit  ausserhalb  der  reichsgesetz- 
lichen Bestimmungen  über  unlauteren  Wettbewerb  Entschädigung 
wegen  eines  derartigen  Verhaltens  gefordert  werden  kann,  bestimmt 
sich  nach  den  Landesgesetzen.  Nach  dem  1.  Januar  1900  kommt  der 
§  824:  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  zur  Anwendung,  wonach  die 
w-ahrheitswidrige  Aufstellung  von  Behauptungen  der  gedachten  Art 
zum  Schadensersatze  yerpflichtet,  wenn  dem  Behauptenden  deren  Un- 
wahrheit bekannt  war  oder  bekannt  sein  musste.  Erfolgt  die  un- 
befugte aussergerichtliche  Ausübung  des  Ausschliessungsrechtes  wider 
besseres  Wissen,  so  kann  überdies  unter  Umständen  Bestrafung  nach 
Massgabe  des  §  7  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wett- 
bewerbs stattfinden  (vergl.  8). 


LL  Kläger. 

450.   Eingetragener. 

Befugt  zur  Erhebung  der  abwehrenden  Klage  ist  der  „Ein- 
getragene"",  d.  h.  die  als  Inhaber  des  Zeichens  in  die  Zeichenrolle  ein- 
getragene Person.  Daher  steht  diese  Befugniss  dem  Anmelder  eines 
Zeichens,  solange  dasselbe  noch  nicht  eingetragen  ist,  nicht  zu  (vergl. 
355).  Selbst  derjenige,  welcher  durch  Uebertragung  eines  Zeichen- 
rechtes rechtmässiger  Inhaber  eines  eingetragenen  Zeichens  geworden 
ist,  kann  die  Rechte  aus  der  Eintragung,  solange  der  Uebergang  des 
Zeichens  in  der  Rolle  nicht  vermerkt  ist,  nicht  im  Klagewege  ver- 
folgen (vergl.  202).  Ist  die  Eintragung  des  Erwerbers  als  Inhabers 
des  Zeichens  erfolgt,  so  kann  derselbe  alsdann  nicht  nur  wegen  der 
seit  der  Eintragung  des  Ueberganges,  sondern  auch  wegen  der  vorher 
seit  der  Veräusserung  begangenen  Eingriffe  vorgehen,  sofern  nicht 
bereits  der  Veräusserer,  welcher,  so  lange  er  eingetragen  ist,  hierzu 
legitimirt  bleibt,  die  Klage  deswegen  erhoben  hat  (vergl.  205).  Auch 
der  Pfandgläubiger,  der  Pächter,  der  Niessbraucher  und  der  Lizenz- 
nehmer sind,  sofern  sie  nicht  als  Inhaber  des  Rechts  eingetragen 
wurden,  zur  klageweisen  Verfolgung  der  Rechte  aus  der  Eintragung 
nicht  befugt.  Das  Gleiche  gilt  von  denjenigen,  welchem  die  aus- 
schliessliche Ausübung  des  Rechtes  entweder  überhaupt  oder  für  einen 
gewissen  Bezirk  übertragen  ist.  dem  vertragsmässigen  Monopolisten 
(vergl.  224.  383.  385). 

451.  Gesetzliche  Vertreter  des  Eingetragenen. 

Ein  Anderer  als  der  Eingetragene  kann  nur  dann  die  Klage  er- 
heben, wenn  ein  Fall  der  gesetzlichen  Vertretung  vorliegt;  der  Ver- 
treter muss  jedoch  alsdann  die  Klage  im  Namen  des  als  Inhaber  ein- 
getragenen Vertretenen,  nicht  in  eigenem  Namen,  anstellen.  In  diesem 
Sinne  sind  klageberechtigt,  auch  wenn  sie  nicht  in  die  Zeichenrolle 
eingetragen  sind:  der  Vorstand  einer  Korporation,  einer  Aktiengesell- 
schaft, die  Theilhaber  einer  oflTeuen  Handelsgesellschaft,  der  Vormund, 
der  Nachlasspfleger,  der  Konkursverwalter,  der  Sequester,  endlich  die 
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Liquidatoren  einer  Handelsgesellschaft,  ohne  dass  es  bei  diesen  eines 
besonderen  Nachweises  bedarf,  dass  die  Erhebung  der  Klage  in  irgend- 
welcher Verbindung  mit  dem  Liquidationszweck  stehe  (Civ.  Bd.  15 
S.  104,  vergi.  Meves  IL  S.  120).  Neben  dem  Konkursverwalter  bleibt 
der  eingetragene  Gemeinschuldner  klageberechtigt,  da  in  der  Anstel- 
lung der  abwehrenden  Klage  keine  Verfügung  über  die  Konkursmasse 
liegt;  in  den  übrigen  Fällen  ist  die  Klagebefugniss  des  gesetzlichen 
Vertreters  eine  ausschliessliche  dergestalt,  dass  der  Vertretene  die- 
selbe nicht  ausüben  kann.  Letzteres  gilt  auch,  wenn  im  Falle  des 
§  23  ein  inländischer  Vertreter  von  dem  Inhaber  einer  ausländischen 
Niederlassung  bestellt  ist  (vergl.  925). 

452.   Eingetragener  als  formal  Berechtigter. 

Die  Thatsache  der  Eintragung  gewährt  dem  Eingetragenen  die 
Klagebefugniss  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Eintragung  mit  Recht 
erfolgt  ist  und  auf  die  Dauer  aufrecht  erhalten  werden  kann;  es  kann 
dem  Eingetragenen  diese  Befugniss  nicht  unter  Hinweis  darauf  be- 
stritten werden,  dass  die  Eintragung  hätte  versagt  werden  müssen, 
dass  dieselbe  der  Löschung  unterliege,  oder  dass  die  Uebertragung 
des  Zeichens  zu  Unrecht  in  der  Rolle  vermerkt  sei  (vergl.  356.  202). 
Die  Eintragung  hat  überhaupt  die  formale  Wirkung,  dass  der  Einge- 
tragene die  Rechte  aus  der  Eintragung  geltend  machen  kann  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  derselbe  der  materiell  Berechtigte,  d.  h.  ob  der- 
selbe rechtmässiger  Inhaber  des  Zeichens  ist.  Daher  ist  auch  der- 
jenige, welcher  das  Recht  aus  der  Eintragung  auf  einen  Anderen  über- 
tragen hat,  noch  so  lange  zur  Erhebung  der  Klage  berechtigt,  als  die 
Uebertragung  auf  den  Erwerber  nicht  in  der  Zeichenrolle  vermerkt 
ist  (vergl.  203).  Ist  das  Recht  erst  nach  Beginn  des  Prozesses  ver- 
äussert worden,  so  kann  der  Kläger,  welcher  zur  Zeit  der  Klage  ein- 
getragen war,  selbst  nach  Eintragung  des  Erwerbers  in  die  Zeichen- 
rolle die  Klage  noch  fortsetzen,  da  nach  §  236  der  Civilprozessordnung 
die  Veräusserung  des  Rechtes  auf  den  Fortgang  des  Rechtsstreites 
ohne  Einfluss  ist,  unbeschadet  der  Befugniss  des  eingetragenen  Er- 
werbers als  Nebenintervenient  dem  Rechtsstreite  beizutreten.  Wird 
dagegen  während  Schwebens  des  Prozesses  die  Eintragung  des  Zeichens 
gelöscht,  so  kann  die  Klage  in  der  Hauptsache  überhaupt  nicht  mehr, 
sondern  nur  wegen  der  Kosten,  fortgesetzt  werden  (Kohler  M-R. 
S.  332,  vergl.  427). 

453.   Uebertragbarkeit  des  Klagerechtes. 

Bestritten  ist  es,  ob  eine  Uebertragung  der  Befugniss,  die  ab- 
wehrende Klage  zu  erheben,  auf  Andere  zulässig  ist.  In  Frage  steht 
dabei  nur  die  Befugniss  der  Klageerhebung  gegen  eine  bestimmte 
Person  wegen  eines  von  dieser  bereits  begangenen  Eingriffes,  da  die 
Klagebefugniss  im  Allgemeinen,  abgesondert  von  dem  Rechte,  nicht 
übertragen  werden  kann.  Da  regelmässig  jeder  vermögensrechtliche 
Anspruch  übertragbar  ist,  so  besteht  kein  Grund,  den  aus  der  aus- 
schliesslichen Befugniss  des  Zeicheninhabers  entsprungenen  Abwehr- 
anspruch hiervon  auszunehmen:  derselbe  kann  also  unter  Lebenden 
und  von  Todeswegen  auf  die  Rechtsnachfolger  des  zur  Zeit  der  Störung 
Berechtigten  übergehen,  er  geht  aber  nicht  ohne  Weiteres  auf  den  Er- 
werber des  Zeichenrechtes  über,  wenn  nicht  bei  der  Uebertragung  des 
Rechtes   dieser  Anspruch   ausdrücklieh   oder  stillschweigend  mitüber- 
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tragen  wurde  (vergl.  208,  anders  Kohler  M-R.  S.  332,  Köhler  P-R. 
No.  493.  494).  Dem  Erwerber  des  Rechtes  steht  ohne  eine  solche 
Uebertragung  der  Abwehranspruch  nur  dann  zu,  wenn  die  Störung 
nach  der  Veräusserung  des  Zeichenrechtes  fortgesetzt  wurde.  Von 
Wichtigkeit  wird  die  Möglichkeit  einer  Uebertragung'  des  Abwehr- 
anspruches insbesondere  im  Verhältnisse  des  Zeicheninhabers  zu  seinem 
Lizenznehmer,  da  der  letztere,  welcher  eigene  Rechte  gegenüber  Dritten 
nicht  hat,  hierdurch  in  den  Stand  gesetzt  wird,  selbst  im  Klagewege 
gegen  Störungshandlungen  vorzugehen.  Auch  dem  noch  nicht  einge- 
tragenen Erwerber  des  Zeichenrechtes  kann  auf  diese  Weise  die  so- 
fortige Verfolgung  der  nach  der  Uebertragung  begangenen  Eingriffe 
noch  vor  Eintragung  der  Uebertragung  in  die  Zeichenrolle  ermöglicht 
werden  (vergl.  208.  383.  205).  Da  derjenige,  ^eelchem  ein  Anspruch 
übertragen  ist,  niemals  mehr  Rechte  als  sein  Rechts  Vorgänger  haben 
kann,  so  endigt  auch  die  Klageberechtigung  des  Rechtsnachfolgers 
in  das  Klagerecht  mit  der  Löschung  des  Zeichens. 

454.   Mehrere  Eingetragene. 

Ist  dasselbe  Zeichen  für  Mehrere  gleichzeitig  eingetragen,  so  steht 
jedem  der  mehreren  Eingetragenen  die  Klagebefugniss  unabhängig  von 
den  anderen  zu  (vergl.  181). 

455.   Nebenintervention. 

Wer  nicht  als  Inhaber  des  Zeichens  in  die  Rolle  eingetragen  und 
demnach  nicht  als  Kläger  aufzutreten  befugt  ist,  kann,  wenn  er  ein 
rechtliches  Interesse  an  dem  Obsiegen  des  Klägers  hat,  nach  §  63  ff. 
der  Civilprozessordnung  als  Nebenintervenient  dem  Rechtsstreite  zum 
Zwecke  der  Unterstützung  des  Klägers  beitreten.  Insbesondere  ist 
der  nicht  eingetragene  Erwerber  des  Zeichens,  sei  es,  dass  der  Rechts- 
übergang vor  oder  nach  Erhebung  der  Klage  erfolgt  ist,  regelmässig 
zur  Nebenintervention  berechtigt,  ebenso  der  nicht  eingetragene  Pfand- 
gläubiger, Niessbraucher  und  der  Lizenznehmer,  letzterer  unter  der 
Voraussetzung,  dass  er  durch  die  Störung  in  dem  ihm  eingeräumten 
Gebrauche  des  Zeichens  beeinträchtigt  ist.  Der  als  Kläger  auftretende 
Eingetragene  kann  ein  Interesse  daran  haben,  eine  Nebenintervention 
herbeizuführen,  insbesondere  dann,  wenn  bei  ungünstigem  Ausgange 
des  Rechtsstreits  ein  Schadensersatzanspruch  seitens  eines  Dritten  zu 
besorgen  ist.  Für  diesen  Fall  steht  dem  Kläger  das  Rechtsmittel  der 
Streitverkündung  zu  Gebote  (§  69  der  Civilprozessordnung).  Nament- 
lich das  Rechtsverhältniss  des  eingetragenen  Inhabers  zu  dem  Er- 
werber des  Zeichens,  dem  Pfandgläubiger,  Niessbraucher  und  Lizenz- 
nehmer wird  in  der  Regel  eine  Streitverkündung  rathsam  erscheinen 
lassen. 


LII.   Beklagter. 

456.   In  fremdem  Interesse  und  Namen  handelnde  Personen. 

Die  Klage  kann  gegen  Jeden  erhoben  werden,  der  eine  Störungs- 
handlung begeht  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Störung  eine  verschul- 
dete oder  eine  unverschuldete  war  und  ferner  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  der  Störende  in  eigenem  Interesse    und    Namen    thätig   geworden 
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ist,  oder  ob  derselbe  für  fremde  Rechnung  handelte,  und  ob  die  Vor- 
theile  der  Handlung  ihm  oder  einem  Anderen  zukommen  (Kohl er 
M-R.  S.  344,  Amar  No.  210,  vergl.  Kohler  P-R.  No.  463,  Str.  Bd.  4 
S.  183,  ZgR.  III.  S.  273,  Civ.  Bd.  33  S.  140).  Wer  eine  durch  das  Ge- 
setz verbotene  Handlung  begeht,  kann  sich  auch  nicht  zu  seiner  Ent- 
schuldigung auf  einen  ihm  ertheilten  Auftrag  oder  eine  sonstige  einem 
Dritten  gegenüber  eingegangene  Verpflichtung  zur  Vornahme  der  Hand- 
lung berufen,  gleichviel  ob  der  Handelnde  nur  im  einzelnen  Falle  oder 
allgemein,  z.  B.  in  Folge  seiner  Anstellung  im  fremden  Dienst,  zum 
Gehorsam  gegenüber  den  ihm  von  dritter  Seite  ertheilten  Anordnun- 
gen verpflichtet  war.  Ebensowenig  kann  derjenige,  welcher  in  Folge 
seiner  eigenen  Entschliessung,  jedoch  in  seiner  Eigenschaft  als  Ver- 
treter eines  Anderen,  eine  Handlung  vorgenommen  hat  —  wie  der 
Vormund  pder  der  Beamte  einer  juristischen  Person  —  durch  den 
Hinweis  auf  seine  Stellung  als  Organ  oder  gesetzlicher  Vertreter  die 
Verantwortung  für  sein  Thun  ablehnen  (Civ.  Bd.  28  S.  242,  Civ. 
Bd.  30  S.  45.  46,  Bolze  Bd.  4  No.  1557).  Gleiches  gilt  von  dem  Ge- 
hülfen (ZgR.  HL  S.  273,  vergl.  auch  bürgerl.  Gesetzbuch  §830). 

457.   Auftraggeber. 

Da  eine  Störung  nicht  nur  durch  eigene  Handlungen,  sondern 
auch  dadurch  begangen  werden  kann,  dass  andere  Personen  zur  Be- 
gehung des  Eingriffs  veranlasst  werden,  so  kann  auch  derjenige, 
welcher  Auftrag  zu  einer  derartigen  rechtswidrigen  Handlung  ertheilt 
hat,  mit  der  Klage  belangt  werden  (Civ.  Bd.  30  S.  45.  46,  Bolze 
Bd.  4  No.  1557,  vergl.  R-O-H.  Bd.  13  S.  17.  18,  R-O-H.  Bd.  13 
S.  45,  Kohler  P-R.  No.  483,  vergl.  auch  432).  Die  Verantwortlich- 
keit des  Auftraggebers  besteht  nicht  nur  dann,  wenn  der  Auftrag  für 
den  einzelnen  Fall,  sondern  auch  dann,  wenn  derselbe  allgemein  er- 
theilt war;  jedoch  ist  dieselbe  andererseits  dadurch  bedingt,  dass  der 
Beauftragte  innerhalb  der  Grenzen  seines  Auftrags  thätig  geworden 
ist  (Bolze  Bd.  4  No.  1557).  Der  Auftrag  muss  auf  die  Begehung  der 
rechtswidrigen  Handlung  gerichtet  gewesen  sein;  der  Prinzipal  haftet 
demnach  für  die  Handlungen  seiner  Angestellten  nicht  allgemein, 
sondern  nur  dann,  wenn  deren  Thütigkeit  mit  seinem  Wissen  und 
Willen  vorgenommen  worden  ist  (vergl.  Str.  Bd.  3  S.  273,  Str.  Bd.  3 
S.  318,  anders  Meves  §  13  N.  21).  Der  vorherigen  Ertheilung  des 
Auftrags  steht  die  nach  Begehung  einer  Handlung  erfolgte  spätere 
Genehmigung  derselben  gleich;  der  Genehmigende  haftet  ebenso  wie 
der  Auftraggeber  (vergl.  Kohl  er  P-R.  No.  483,  R-O-H.  Bd.  13  S.  17.18, 
R-O-H.  Bd.  13  S.  45,  Bolze  Bd.  9  No.  149). 

458.    Nicht  handlungsfähige  Personen. 

Gleichwie  die  Auftraggeber  für  die  Handlungen  ihrer  Bevollmäch-' 
tigten,  haften  diejenigen  Personen,  welche  nicht  selbst  handlungsfähig 
sind  und  daher  kraft  Gesetzes  durch  andere  Personen  vertreten  wer- 
den müssen,  für  die  von  ihren  gesetzlichen  Vertretern  innerhalb  der 
Grenzen  ihrer  Befugnisse  vorgenommenen  Handlungen,  z.  B.  der  Be- 
vormundete für  Handlungen  des  Vormunds,  die  Konkursmasse  für 
Handlungen  des  Konkursverwalters  (Bolze  Bd.  4  No.  1557). 

459.   Juristische  Personen. 

Juristische  Personen  sind  nach  den  gleichen  Grundsätzen  für  die 
Handlungen  derjenigen  Personen,  welche    kraft   gesetzlicher   Bestim- 
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mung  oder  kraft  ihres  Statutes  deren  Willensorgane  sind,  verantwort- 
lich, wenn  diese  Vertreter  —  von  welchen  insbesondere  der  Vorstand 
einer  Aktiengesellschaft  in  Betracht  kommt  —  im  einzelnen  Falle 
auf  Grund  ihrer  Vertretungsbefugniss  und  in  den  Grenzen  derselben 
thätig  geworden  sind  (Civ.  Bd.  19  S.  350,  Civ.  Bd.  22  S.  261,  Civ. 
Bd.  31  S.  249,  Bolze  Bd.  10  No.  541,  Bolze  Bd.  15  No.  418,  Bolze 
Bd.  16  No.  504,  vergl.  bürgerl.  Gesetzbuch  §§  31,  86).  Sind  mehrere 
derartige  Vertreter  nur  in  Gemeinschaft  zur  Vertretung  befugt,  so  be- 
steht eine  Haftung  der  juristischen  Person  nur  für  die  gemeinschaftlich 
oder  in  gemeinschaftlichem  Einverständnisse  vorgenommene  Thätigkeit 
derselben.  Für  die  Handlungen  sonstiger  Personen,  welche  nicht 
Willensorgane  sind,  z.  B. 'gewöhnlicher  Angestellter,  haften  die  juristi- 
schen Personen  in  gleicher  Weise  wie  physische  Personen,  d.  h.  wenn 
die  thätig  Gewordenen  durch  die  gesetzlichen  Vertreter  zur  Begehung 
der  Handlung  veranlasst  worden  sind  (Civ.  Bd.  19  S.  351,  Blum. 
Ann.  Bd.  7  S.  98).  Unter  den  gleichen  Voraussetzungen  wie  die' 
sonstigen  juristischen  Personen  sind  auch  der  Staat  und  die  Gemein- 
den für  die  Handlungen  ihrer  Beamten,  durch  welche  in  fremde  Privat- 
rechte  eingegriffen  wird,  verantwortlich,  sofern  es  sich  nicht  um  die 
Ausübung  von  Hoheitsrechten  des  Staates  oder  von  obrigkeitlichen 
oder  öffentlichrechtlichen  Funktionen  handelt.  Regelmässig  haften 
daher  der  Staat  und  die  Gemeinden,  wenn  dieselben  Inhaber  eines 
Geschäftsbetriebes  sind,  für  die  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Voll- 
machten vorgenommenen  Handlungen  der  Betriebsbeamten  (Civ.  Bd.  8 
S.  236,  Civ.  Bd.  11  S.  210,  Civ.  Bd.  23  S.  224,  Civ.  Bd.  28  S.  337, 
Civ.  Bd.  31  S.  248,  Bolze  Bd.  15  No.  419,  Blum  Ann.  Bd.  7  S.  98, 
Blum  ürt.  &  Ann.   Bd.  2  S.  295,   vergl.   bürgerl.   Gesetzbuch  §  89). 

460.   Offene  Handelsgesellschaft. 

In  ähnlicher  Weise  wie  für  die  juristischen  Personen  ihre  gesetz- 
lichen Vertreter  sind  für  die  offene  Handelsgesellschaft  die  vertretungs- 
berechtigten Gesellschafter  als  Willensorgane  thätig.  Die  offene  Han- 
delsgesellschaft als  solche  ist  demnach  für  die  mit  ihrem  Geschäfts- 
betriebe in  Zusammenhang  stehenden  Handlungen  ihrer  vertretungs- 
berechtigten Gesellschafter  ohne  Weiteres,  für  die  Handlungen  sonstiger 
Personen  nur  in  gleicher  Weise  wie  die  physischen  Personen  haftbar 
(R-O-H.  Bd.  25  S.  346ff.,  Civ.  Bd.  15  S.  128ff,  Civ.  Bd.  17  S.  93ff, 
Civ.  Bd.  19  S.  383.  384,  Bolze  Bd.  7  No.  631,  Bolze  Bd.  10  No.  541, 
Bolze  Bd.  13  No.  495).  Eine  Haftung  der  offenen  Handelsgesellschaft 
besteht  insbesondere  dann,  wenn  die  betreffende  Handlung  mit  Mitteln 
der  Gesellschaft  oder  zu  deren  Vortheil  ausgeführt  ist  (Bolze  Bd.  17 
No.  523).  Gleiches  gilt  auch  von  den  Handlungen  der  zu  Liquidatoren 
einer  Handelsgesellschaft  bestellten  Personen. 

460  a.   Haftung  von  Vertretern. 

Dadurch,  dass  für  die  Handlungen  eines  Beauftragten  oder  Ver- 
treters der  Auftraggeber  oder  Vertretene  verantwortlich  gemacht  wer- 
den kann,  wird  die  eigene  Haftung  des  Beauftragten  oder  Vertreters 
nicht  ausgeschlossen;  die  Klage  kann  in  einem  solchen  Falle  sowohl 
gegen  den  Vertreter  als  gegen  den  Vertretenen  und  daher  auch  gegen 
beide  gemeinschaftlich  gerichtet  werden  (Civ.  Bd.  28  S.  242,  Civ. 
Bd.  30  S.  45.  46,  Bolze  Bd.  4  No.  1557). 
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461.   Rechtsnachfolger. 

Die  Klage  geht  nur  gegen  den  Störer  selbst,  nicht  gegen  dessen 
Erben  oder  sonstige  Rechtsnachfolger,  insofern  dieselben  sich  nicht 
einer  Fortsetzung  der  Störung  schuldig  machen,  oder  der  Rechtsstreit 
zur  Zeit  des  Todes  des  Erblassers  bereits  anhängig  war  (vergl.  Kohler 
P.R.  No.  462). 


LIIL   Provisorisclie  Massregeln. 

462.   Einstweilige  Verfügungen. 

Zur  Verhinderung  fortdauernder  Störung  vor  Erlass  des  Urtheils 
dienen  einstweilige  gerichtliche  Verfügungen,  welche  nach  §§  814  ff. 
der  Civilprozessordnung  zur  Sicherung  der  Ausübung  bestehender 
Rechte  und  zur  Abwehr  wesentlicher  Nachtheile  erlassen  werden 
können,  wenn  eine  Gefährdung  des  Berechtigten  in  einer  dieser  Rich- 
tungen glaubhaft  gemacht  oder,  falls  Glaubhaftmachung  nicht  möglich, 
Sicherheit  geleistet  wird.  Ob  eine  einstweilige  Verfügung  zur  Sicherung 
der  Rechte  des  Antragstellers  oder  zur  Abwehr  wesentlicher  Nach- 
theile desselben  nothw^ endig  ist,  hat  das  Gericht  nach  freiem  Er- 
messen zu  untersuchen.  Der  Prüfung  der  Nothwendigkeit  der  Ver- 
fügung kann  sich  das  Gericht  durch  das  Verlangen  einer  Sicherheit, 
welche  nur  den  Beweis  ersetzt,  nicht  entziehen  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  57.  58),  Als  ein  wesentlicher  Nachtheil  im  Sinne  der  er- 
wähnten Bestimmungen  kann  nicht  allgemein  der  Umstand  angesehen 
w^erden,  dass  bis  zum  Erlasse  des  Urtheils  der  bisherige  Zustand 
erhalten  und  der  Beklagte  —  namentlich  wenn  derselbe  gutgläubig 
ist  —  demnach  bis  dahin  im  Genüsse  des  Zeichens  bleibt.  Es  sind 
vielmehr  in  der  Regel  besondere  Gründe  darzulegen,  welche  abgesehen 
hiervon  den  Erlass  der  Verfügung  rechtfertigen  (Bolze  Bd.  4  No.  1555, 
Bolze  Bd.  8  No.  1029,  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  319.  320).  Anderer- 
seits würde  es  zu  weit  gehen,  von  dem  Antragsteller  den  Nachweis 
zu  verlangen,  dass  er  bei  Fortbestand  des  gegenwärtigen  Zustandes 
keine  Aussicht  habe,  zu  der  ihm  gebührenden  Entschädigung  zu  ge- 
langen. Schon  darin,  dass  der  Berechtigte  in  der  ungestörten  Aus- 
übung seines  Rechtes  gehindert  wird,  kann  nach  Lage  des  einzelnen 
Falles  genügende  Veranlassung  zum  Erlasse  der  einstweiligen  Ver- 
fügung gefunden  werden  (Bolze  Bd.  5  No.  1398).  Ebensowenig  ist 
eine  Glaubhaftmachung  in  der  Richtung  erforderlich,  dass  der  Beweis 
des  Schadens  sonst  erschwert  werde,  oder  dass  der  Verletzer  in 
bösem  Glauben  handele  (Katz  in  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  267).  Bei 
der  Entscheidung  über  einen  Antrag  auf  Erlass  einer  einstweiligen 
Verfügung  ist  nicht  allein  auf  das  Interesse,  welches  der  Berechtigte 
an  dem  ungestörten  Genüsse  seines  Zeichens  hat,  zu  sehen;  es  müssen 
andererseits  auch  die  dem  Beklagten  in  Folge  der  Ausführung  der 
Verfügung  drohenden  Gefahren  in  Berücksichtigung  gezogen  werden, 
zumal  dem  letzteren,  wenn  auch  der  Erlass  der  Verfügung  sich  später 
als  ungerechttertigt  herausstellen  sollte,  nicht  immer  ein  Entschä- 
digungsanspruch zusteht  (Bolze  Bd.  14  No.  622,  Gareis  Bd.  9  S.  529. 
vergl.  Schul  off  S.  27).  Das  Gericht  hat  nach  §  817  der  Civilprozess- 
ordnung  nach    freiem    Ermessen    die    Anordnungen,  welche    zur  Er- 
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reichung  des  Zweckes  der  einstweiligen  Verfügung  erforderlich  sind, 
zu  bestimmen;  insbesondere  kann  die  letztere  in  einer  Sequestration 
des  Geschäftsbetriebes  sowie  in  dem  Verbote  weiterer  Störung  unter 
Strafandrohung  für  den  Fall  des  Zuwiderhandelns  bestehen.  Auch 
die  Beschlagnahme  der  widerrechtlich  bezeichneten  Waaren,  welche 
durch  den  Gerichtsvollzieher  im  Wege  der  Pfändung  zu  vollziehen 
ist,  kann  angeordnet  werden  (vergl.  Civ.  Bd.  9  S.  336).  Befinden 
sich  die  Waaren  im  Gewahrsam  Dritter,  welche  für  den  Beklagten 
besitzen,  z.  B.  des  Spediteurs,  Kommissionärs  u.  s.  w.,  so  wird  dem 
Beklagten  aufgegeben  werden  können,  die  Waaren  zurückzunehmen, 
um  das  Inverkehrbringen  derselben  zu  verhindern  (vergl.  Bolze  Bd.  5 
No.  1396). 

Einstweilige  Verfügungen  können  nicht  nur  zu  Gunsten  des 
Inhabers  des  Rechts  erlassen  werden,  sondern  auch  gegen  ihn,  wenn 
derselbe  in  vertragswidriger  Weise  seinem  Lizenznehmer  gegenüber 
das  Recht  ausüben  will  (vergl.  393). 

463.  Sicherung  des  Beweises. 

Eine  weitere  einstweilige  Massregel,  welche  den  Beweis  für  die 
Klage  sichern  soll,  ist  das  Verfahren  zur  Sicherung  des  Beweises, 
welches  nach  §§  447  ff.  der  Civilprozessordnung  erfolgen  kann,  wenn 
zu  besorgen  ist,  dass  ein  Beweismittel  verloren  oder  dessen  Benutzung 
erschwert  werde.  Dieses  Verfahren  verdient  hier  um  deswillen  be- 
sondere Beachtung,  weil  die  Störungshandlungen  in  der  Regel  vor- 
übergehender Natur  sind,  und  längeres  Zuwarten  unter  Umständen 
den  Verlust  des  Beweismittels  zur  Folge  haben  kann.  Insbesondere 
der  richterliche  Augenschein  in  den  Geschäftsräumen  des  Beklagten 
empfiehlt  sich  in  solchen  Fällen  als  wirksames  Mittel  zur  Feststellung 
begangener  Rechtsverletzungen  (vergl.  Kohl  er  P-R.  No.  519). 

464.   Strafrechtliche  Beschlagnahme. 

Aehnliche  Zwecke  wie  die  einstweiligen  Verfügungen  und  das 
Verfahren  zur  Sicherung  des  Beweises  verfolgt  die  Beschlagnahme  im 
Strafprozesse  (vergl.  622). 

465.   Beschlagnahme  durch  die  Zoll-  und  Steuerbehörden. 

Zur  einstweiligen  Sicherung  des  Berechtigten  dient  auch  die  Be- 
schlagnahme, welcher  widerrechtlich  bezeichnete  ausländische  Waaren 
bei  ihrem  Eingang  nach  Deutschland  auf  Antrag  des  Verletzten  unter- 
liegen, und  welche  nach  §  17  durch  die  Zoll-  und  Steuerbehörden  er- 
folgen kann  (vergl.  774  ff.). 

466.   Schadensersatzpflicht  des  Antragstellers. 

Wenn  eine  einstweilige  Verfügung,  eine  strafrechtliche  oder  eine 
sonstige  Beschlagnahme  später  aufgehoben  wird,  weil  dieselbe  sich 
als  ungerechtfertigt  herausgestellt  hat,  so  entscheidet  sich  die  Frage, 
ob  dem  Beklagten  ein  Entschädigungsanspruch  gegen  den  Antrag- 
steller zusteht,  nach  den  Landesgesetzen,  und  zwar  ist  massgebend 
das  Recht  desjenigen  Ortes,  an  welchem  die  betreffende  Massregel 
nachgesucht  wurde,  nicht  dasjenige  des  Ortes  der  Vollstreckung 
(Bolze  Bd.  12  No.  10).  Nach  gemeinem,  preussischem  und  franzö- 
sischem Recht  besteht  ein  derartiger  Anspruch  —  abgesehen  von  den 
Kosten    des  Verfahrens    und    den    durch  den  Vollzug  der  Verfügung 
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entstandenen  Kosten  —  nur  im  Falle  arglistigen  oder  fahrlässigen 
Verhaltens  des  Antragstellers,  nach  Hamburger  Recht  auch  ohne 
solches  Verschulden  (Civ.  Bd.  22  S.  208  ff.,  Civ.  Bd.  26  S.  204  ff.  — 
R-O-H.  Bd.  21  S.  71,  Civ.  Bd.  7  S.  377 ff.,  Blum  Ann.  Bd.  6  S.  393  ff. 
—  Bolze  Bd.  4  No.  1557  —  Bolze  Bd.  12  No.  10).  Auch  nach  §  823 
des  bürgerlichen  Gesetzbuchs,  welches  mit  dem  1.  Januar  1900  an 
die  Stelle  der  Landesgesetze  tritt,  ist  Schadensersatz  nur  bei  Ver- 
schulden zu  leisten.  Das  Verschulden  kann  nicht  nur  bei  der  An- 
tragstellung —  durch  wissentlich  oder  fahrlässig  falsche  Behauptungen 
oder  Verschweigung  erheblicher  Thatsachen  —  begangen  werden;  das- 
selbe kann  auch  darin  bestehen,  dass  trotz  Kenntniss  der  wirklichen 
Sachlage  nicht  die  Aufhebung  der  bereits  erlassenen  Verfügung  bean- 
tragt wird  (Bolze  Bd.  4  No.  1557). 


LIV.  WiderrechtUclikeit. 

467.   Begriff. 

Die  gerichtliche  oder  aussergerichtliche  Geltendmachung  des  Aus- 
schliessungsrechtes einer  bestimmten  Person  gegenüber  setzt  nicht 
allein  voraus,  dass  ein  Eingriff  in  das  Schutzrecht  begangen  sei,  dieser 
Eingriff  muss  vielmehr  auch  ein  widerrechtlicher  sein.  Widerrechtlich 
ist  das  Handeln,  wenn  ein  Verbietungsrecht  zu  Gunsten  des  Inhabers 
der  ausschliesslichen  Befugniss  bestand.  Ein  solches  Verbietungs- 
recht kann  der  Zeicheninhaber  nur  dann  ausüben,  wenn  die  für  ihn 
erfolgte  Eintragung  demjenigen  gegenüber,  welcher  eine  an  sich  als 
Eingriff  sich  darstellende  Handlung  vorgenommen  hat,  wirksam  ist 
(vergl.  365  ff.).  Die  Widerrechtlichkeit  wird  dadurch,  dass  der  Ein- 
griff nicht  schuldhaft,  insbesondere  in  dem  guten  Glauben  an  die  Be- 
rechtigung zu  einer  derartigen  Handlungsweise,  vorgenommen  wurde, 
nicht  ausgeschlossen;  ob  ein  Verschulden  vorliegt,  kommt  vielmehr 
nur  hinsichtlich  der  Entschädigungspflicht  und  der  Strafbarkeit  in 
Betracht  (vergl.  429.  566). 

468.  Ausschluss  der  Widerrechtlichkeit  durch  kollidirendes  Recht. 

Nicht  widerrechtlich  ist  hiernach  der  Eingriff,  wenn  derselbe  sich 
als  die  Ausübung  eines  eigenen,  mit  der  ausschliesslichen  Befugniss 
des  Zeicheninhabers  koUidirenden,  Rechtes  darstellt,  wenn  also  das 
Waarenzeichen  auch  zu  Gunsten  des  Handelnden  eingetragen  steht 
(vergl.  Civ.  Bd.  28  S.  248,  Blum  Ann.  Bd.  10  S.  74,  vergl.  auch  371). 
Die  kollidirende  Eintragung  muss  wirksam  sein;  unter  dieser  Voraus- 
setzung ist  selbst  der  Gebrauch  des  Zeichens  seitens  des  auf  Grund  einer 
späteren  Anmeldung  in  die  Zeichenrolle  eingetragenen  Zeicheninhabers 
dem  auf  Grund  einer  früheren  Anmeldung  Eingetragenen  gegenüber 
nicht  widerrechtlich  (vergl.  372).  Keine  Kollision  im  angegebenen 
Sinne  liegt  dagegen  vor,  wenn  ohne  Eintragung  dem  Handelnden  der 
gesetzliche  Schutz  des  §  15  für  die  von  demselben  benutzte  Waaren- 
bezeichnung  zukommt,  oder  wenn  zu  dessen  Gunsten  das  Waaren- 
zeichen als  Geschmacksmuster  eingetragen  oder  als  Kunstwerk  oder 
als  Photographie  geschützt  ist  (vergl.  374.  379).  Das  kollidirende 
Recht  muss  objektiv  vorliegen;  gleichgültig  ist  es,  ob  der  Handelnde 
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irrthümlich  an  den  Besitz  eines  solchen  glaubte,  selbst  wenn  dieser 
gute  Glaube  auf  gewichtige  Thatsacben  —  z.  B.  die  Eintragung  eines 
Waarenzeichens,  welches  indessen  wegen  Verfehlung  gegen  die  Vor- 
schriften des  früheren  Markenschutzgesetzes  keinen  Schutz  geniesst 
—  sieh  gründet  (Meves  §  13  N.  25).  Das  kollidirende  Recht  muss 
zur  Zeit  der  Vornahme  der  Handlung  noch  bestanden  haben;  wer 
nach  Erlöschen  des  für  ihn  begründeten  Schutzrechtes  oder  nach  dessen 
Uebertragung  auf  einen  Anderen  noch  Gebrauch  von  dem  nunmehr 
zu  Gunsten  eines  Anderen  geschützten  Zeichen  macht,  handelt  regel- 
mässig ebenso  widerrechtlich  wie  jeder  andere  Unbefugte  (vergl. 
Meves  §  12  N.  5).  Beseitigt  wird  die  Widerrechtlichkeit  nur  durch 
ein  Recht  des  Handelnden,  nicht  durch  ein  Recht,  welches  dritte 
Personen  gegenüber  dem  letzteren  auf  Vornahme  der  Handlung  haben. 
Insbesondere  schliesst  die  civilrechtliche  Verpflichtung  des  Verkäufers 
zur  Uebergabe  der  Waare  an  den  Käufer  die  Widerrechtlichkeit  des 
Inverkehrbringens  bei  Erfüllung  des  Kaufvertrages  nicht  aus  (Kohl er 
M-R.  S.  348,  vergl.  Str.  Bd.  4  S.  94,  Str.  Bd.  16  S.  362.  363).  Eben- 
sowenig kann  seitens  eines  Angestellten  oder  seitens  des  Organs  einer 
juristischen  Person  die  Verantwortlichkeit  für  ein  rechtswidriges 
Handeln  unter  Berufung  auf  einen  ertheilten  Auftrag,  auf  die  Ver- 
pflichtung zum  Gehorsam  gegenüber  dem  Prinzipal  oder  unter  Hin- 
weis auf  die  Stellung  als  Organ  abgelehnt  werden  (Civ.  Bd.  28  S.  242, 
Str.  Bd.  6  S.  440).  Auch  aus  dem  Umstände,  dass  der  Berechtigte 
seinerseits  sich  einer  unerlaubten  Handlung  schuldig  gemacht  hat, 
folgt  nicht  die  Befugniss  des  hierdurch  Verletzten  zur  vergeltungs- 
weisen Begehung  einer  rechtswidrigen  Handlung  gegenüber  dem  Thäter 
(ver^l.  Bolze  Bd.  12  Xo.  199).  Sind  Mehrere  an  einem  Eingriff  be- 
theiligt, so  ist  zu  unterscheiden:  Ist  der  Thäter  oder  einer  der  Mit- 
thäter  Inhaber  eines  koUidirenden  Rechtes,  so  ist  das  Handeln  aller 
Uebrigen,  welche  diesen  Thäter  unterstützt  haben,  als  nicht  wider- 
rechtlich anzusehen;  dagegen  nützt  der  Umstand,  dass  der  Gehülfe 
oder  Anstifter  Rechtsinhaber  ist,  weder  diesen  noch  dem  Thäter,  und 
zwar  den  ersteren  deshalb  nicht,  weil  dieselben  ein  widerrecht- 
liches Handeln  unterstützt  haben.  Vorauszusetzen  ist  allerdings 
dabei,  dass  die  Unterstützungshandlung  sich  nicht  lediglich  als  die 
Ausübung  des  dem  Gehülfen  oder  Anstifter  zustehenden  Rechtes  dar- 
stellt. Mitthäter  können  hiernach  nur  dann  verantwortlich  gemacht 
werden,  wenn  keinem  Einzigen  von  diesen  das  Recht  zur  Begehung 
der  That  zustand  (vergl.  Civ.  Bd.  22  S.  168). 

469.  Ausschluss  der  Widerrechtlichkeit  durch  Lizenz. 

Widerrechtlich  handelt  auch  nicht  der  Lizenznehmer,  sofern  derselbe 
innerhalb  der  ihm  durch  die  Lizenz  gesetzten  Schranken  thätig  wird 
(Kohler  M-R.  S.394,  Merkel  in  Holtzendorff  Handbuch  Bd.3  S. 830fr., 
Stockheim  S.  54,  Str.  Bd.  4  S.  172,  Blum  Ann.  Bd.  10  S.  74,  vergl. 
Civ.  Bd.  13  S.  159.  160,  vergl.  auch  377).  Die  Lizenz  muss,  wenn 
dieselbe  zum  Ausschlüsse  der  Widerrechtlichkeit  dienen  soll,  vor  Be- 
gehung der  Handlung  ertheilt  sein;  die  nachträgliche  Ertheilung  der 
Lizenz  beseitigt  die  einmal  begründete  Widerrechtlichkeit  nicht.  Dies 
gilt  ausnahmslos  für  das  Strafrecht,  da  dasselbe  als  öffentliches  Recht 
der  Willkür  der  Betheiligten  entzogen  ist,  und  da  Umstände,  welche 
erst  nach  Begehung  der  That  eintreten,  die  einmal  begründete  Straf- 
barkeit nicht  rückwirkend   aufzuheben   vermögen    (vergl.    Rechtspr. 
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Bd.  4  S,  306  ff.,  vergl.  auch  629).  Wirksam  wird  die  nachträglich  er- 
theilte  Lizenz  im  Strafrcchie  daher  nur  dann,  wenn  auf  Grund  der- 
selben der  Berechtigte  von  seiner  Befugniss,  Strafantrag  zu  stellen, 
nicht  oder  nicht  rechtzeitig  Gebrauch  macht  oder  den  gestellten 
Strafantrag  zurücknimmt,  während  sie  andererseits  selbst  dann  un- 
wirksam bleibt,  wenn  auf  die  Strafantragsberechtigung  ausdrücklich 
Verzicht  geleistet  ist  (vergl.  645.  649.  650).  Anders  ist  es  im  Civil- 
rechte  nur  deshalb,  weil  der  durch  eine  rechtswidrige  Handlung  Ver- 
letzte keine  civilrechtlichen  Ansprüche  mehr  aus  der  Verletzung  ableiten 
kann,  sofern  derselbe  sich,  wenn  auch  erst  nachträglich,  mit  der  Vornahme 
der  Handlung  einverstanden  erklärt  hat  (vergl. P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  101). 
Es  kommt  auch  hier  —  wie  bei  koUidirendem  Rechte  —  darauf  au,  ob 
eine  Lizenz  objektiv  vorliegt;  gleichgültig  ist  es,  ob  der  Handelnde  irr- 
thümlich  der  Ansicht  war,  eine  Lizenz  zu  besitzen,  und  ob  derselbe 
in  der  mehr  oder  minder  gerechtfertigten  Erwartung  handelte,  dass 
der  Berechtigte  ihm  die  Lizenz  ertheilen  werde.  Für  die  Frage,  ob 
bei  der  Betheiligung  Mehrerer  an  einem  Eingriffe  die  Befugniss  eines 
Einzelnen  zur  Vornahme  der  Handlung  genügt,  gilt  das  Gleiche  wie 
in  dem  Falle,  wenn  einem  einzelnen  Theilnehmer  an  der  Handlung 
ein  kollidirendes  Recht  zusteht.  Es  genügt  hiernach  zum  Ausschlüsse 
der  Widerrechtlichkeit  der  Umstand,  dass  dem  Thäter  oder  einem 
Mitthäter  Lizenz  ertheilt  war,  während  die  dem  Gehülfen  oder  An- 
stifter ertheilte  Lizenz  regelmässig  nicht  die  gleiche  Wirkung  hat. 
Nur  dann  wäre  hinsichtlich  des  Gehülfen  oder  Anstifters  anders  zu 
entscheiden,  wenn  nach  Inhalt  ihrer  Lizenz  dieselben  nicht  nur  zur 
eigenen  Vornahme  der  Handlung,  sondern  auch  zur  Betheiligung  bei 
fremden  Handlungen  befugt  erscheinen.  Steht  Mehreren  gleichzeitig 
die  ausschliessliche  Befugniss  zu,  so  schliesst  die  Lizenz  des  Einen 
nicht  die  Widerrechtlichkeit  der  Handlungsweise  im  Verhältnisse  des 
Handelnden  zu  dem  anderen  Berechtigten,  welcher  keine  Lizenz  er- 
theilt hat,  aus  (vergl.  Landgraf  §  13  N.  6,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2 
S.  144,  vergl.  auch  383). 

470.   Sonstige  Fälle,  In  welchen  Widerrechtlichkeit  nicht  vorliegt. 

Keine  Widerrechtlichkeit  liegt  ferner  vor:  a.  wenn  eine  Eintra- 
gung auf  Grund  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  in  Frage  steht, 
welche  wegen  Nichtbeobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften  unwirk- 
sam ist  (vergl.  357.  358);  b.  mit  Rücksicht  auf  §  23,  wenn  Gegen- 
seitigkeit zu  Gunsten  des  Zeicheninhabers  nicht  verbürgt  ist  (vergl. 
370);  c.  wenn  das  Waarenzeichen  einen  Namen  oder  eine  Firma  ent- 
hält, deren  Gebrauch  mit  Rücksicht  auf  §  13  nicht  untersagt  werden 
kann  (vergl.  378);  d.  in  Fällen,  in  welchen  die  Ausübung  der  aus- 
schliesslichen Befugniss  als  eine  chikanöse  sich  darstellen  würde 
(vergl.  380):  e.  wenn  die  Handlung  im  Auftrage  des  Berechtigten 
und  in  dessen  Interesse  durch  Mittelspersonen  vorgenommen  wurde, 
da  in  einem  solchen  Falle  der  Berechtigte  selbst  durch  die  von  ihm 
als  Organe  benutzten  Personen  thätig  wird  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1 
S.  101);  f.  wenn  der  Gebrauch  eines  eingetragenen  Zeichens  in  nicht 
waarenzeichenmässiger  Weise  stattfindet  (vergl.  369);  g.  wenn  der 
Artikel  28  des  deutsch-französischen  Handelsvertrages  vom  2.  August 
1862  zur  Anwendung  zu  kommen  hat  (vergl.  381). 
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471.   Fälle,  in  welchen  Widerrechtlichkeit  vorliegt. 

Andererseits  stellt  sich  der  Eingriff  als  ein  widerrechtlicher  auch 
dann  dar:  a.  wenn  von  einem  Zeicheninhaber,  welcher  im  Inlande 
keine  Niederlassung,  jedoch  nach  §  23  Absatz  1  auf  den  Schutz  des 
Qesetzes  Anspruch  hat,  zeitweise,  d.  h.  bei  Begehung  des  Eingrifis, 
ein  Vertreter  nicht  bestellt  war  (vergl.  367);  b.  wenn  die  Störungs- 
handlung in  der  Zwischenzeit  zwischen  Uebertragung  des  Waaren- 
zeichenrechtes  und  der  Eintragung  der  Uebertragung  in  die  Zeichen- 
rolle begangen  wurde  (vergl.  367);  c.  auch  wenn  ein  Löschungsgrund 
vorliegt.  Indessen  kann  im  letztgedachten  Falle  die  Widerrechtlich- 
keit auf  Grund  der  nachträglichen  Löschung  des  Zeichens  rückwirkend 
wieder  beseitigt  werden  (vergl.  480  ff.). 

472.   Widerrechtlichkeit  der  Herstellung  von  Waarenbezeichnungen, 
von   bezeichneten  Verpackungen,   Umhüllungen   und  Ankündigungen. 

Die  Herstellung  eines  durch  Eintragung  geschützten  Waaren- 
zeichens  stellt  sich  —  für  sich  betrachtet  —  noch  nicht  als  eine 
widerrechtliche  Handlung  dar,  da  das  Gesetz  nicht  schon  die  Anferti- 
gung des  Zeichens,  sondern  erst  die  Bezeichnung  von  Waaren  mit 
demselben  sowie  das  Inverkehrbringen  und  Feilhalten  derartig  bezeich- 
neter Waaren  verbietet  (Str.  Bd.  4  S.  172,  Str.  Bd.  13  S.  390).  Es 
trifft  dabei  der  Gesichtspunkt  zu,  dass  die  Eintragung  kein  Eigen- 
thumsrecht  oder  eine  dem  Eigenthumsrecht  ähnliche  ausschliessliche 
Befugniss  an  dem  Zeichen  selbst  verleiht,  vielmehr  nur  die  eine  Ver- 
wechslung ermöglichende  Benutzung  eines  solchen  verhindern  will, 
und  dass  das  Zeichen  nur  in  seiner  Beziehung  zu  bestimmten  Waaren 
geschützt  ist,  demnach  ungestraft  behufs  Bezeichnung  anderer  Waaren 
angefertigt  oder  sonst  im  Verkehr  benutzt  werden  darf  (P.  M.  Sc  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  237).  Steht  es  allerdings  bei  der  Anfertigung  des  Zeichens 
schon  fest,  dass  dasselbe  zur  Bezeichnung  solcher  Waaren  dienen  soll, 
für  welche  das  geschützte  Zeichen  bestimmt  ist,  so  liegt  regelmässig 
ein  widerrechtlicher  Eingriff  vor.  Denn  entweder  wird  alsdann  eine 
Störung  vorbereitet,  oder  die  Herst/cllung  des  Zeichens  stellt  sich  als 
ein  Beihülfeakt  zu  einer  Störung  oder  als  ein  Akt  der  Mitthäterschaft 
dar,  je  nachdem  der  Handelnde  einem  Anderen  durch  die  Herstellung 
des  Zeichens  dessen  Benutzung  ermöglichen  wollte,  oder  selbst  das 
Zeichen  später  zu  gebrauchen  beabsichtigte  (Str.  Bd.  25  S.  107, 
P.M.  i&Z-Bl.  Bd.  1  S.  161.  162,  Kohler  in  Propr.  Ind.  XL  S.  183, 
vergl.  429.  431).  Den  Beweis,  dass  das  Waarenzeichen  einem  der- 
artigen verbotenen  Zwecke  zu  dienen  bestimmt  ist,  hat  der  das  Ver- 
bietungsrecht  Ausübende  zu  erbringen;  des  besonderen  Nachweises 
einer  solchen'  Absicht  bedarf  es  indessen  dann  nicht,  wenn  aus  der 
bisherigen  Verwendung  des  Zeichens  dessen  Bestimmung,  zur  Bezeich- 
nung der  in  Frage  kommenden  Waaren  zu  dienen,  sich  klar  ergiebt, 
oder  wenn  der  Inhalt  des  Zeichens  ohne  Weiteres  darauf  hinweist, 
z.  B.  wenn  dasselbe  den  Namen  oder  die  Firma  des  Berechtigten  oder 
die  Angabe  der  damit  zu  bezeichnenden  Waaren  enthält.  Aehnliches 
gilt  für  die  Herstellung  von  Verpackungen,  Umhüllungen  und  Ankün- 
digungen, auf  welchen  sich  das  geschützte  Zeichen  befindet. 
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473.  Widerrechtlichkeit  der   Bezeichnung   von  dem  Zeicheninhaber 

herrührender  Waaren. 

Was  die  Bezeichnung  von  Waaren  anlangt,  so  steht  auf  Grund 
der  Eintragung  dem  Zeicheninhaber  die  ausschliessliche  Befugniss  zu, 
Waaren  der  angemeldeten  Art  mit  dem  Zeichen  zu  versehen,  ohne 
Rücksicht  darauf,  in  welchen  Beziehungen  der  Zeicheninhaber  zur 
Waare  steht,  insbesondere  ohne  Rücksicht  darauf,  in  wessen  Eigen- 
thum  die  Waaren  stehen,  und  ob  dieselben  aus  dem  Geschäftsbetriebe 
des  Berechtigten  oder  aus  einem  fremden  Geschäftsbetriebe  herstam- 
men (vergl.  26).  Auch  solche  Waaren,  welche  von  dem  Zeicheninhaber 
selbst  herrühren,  dürfen  selbst  dann  ohne  dessen  Genehmigung  nicht 
mit  dem  Zeichen  versehen  werden,  wenn  dieselben  sonst  in  allen 
Stücken  mit  den  Waaren,  welche  der  Berechtigte  mit  dem  Zeichen 
versieht,  übereinstimmen.  Ob  und  in  welchem  Umfange  von  dem  an- 
gemeldeten Zeichen  Gebrauch  gemacht  werden  soll,  hängt  allein  von 
der  Willkür  des  Zeicheninhabers  ab;  hat  derselbe  gewisse  aus  seinem 
Geschäftsbetriebe  herrührende  Waaren  nicht  mit  dem  Zeichen  ver- 
sehen, oder  das  Zeichen  überhaupt  nicht  für  diese  bestimmt,  so  wird 
er  meist  hierfür  besondere  Gründe  haben,  welche  eine  Bezeichnung^ 
der  Waaren  auch  durch  Andere  ausschliessen.  Der  Zeicheninhaber 
versieht  häufig  nur  einzelne  der  von  ihm  verfertigten  oder  in  Verkehr 
gebrachten  Waarengattungen  oder  nur  Stücke  von  bestimmter  äusserer 
oder  innerer  Beschaffenheit  oder  nur  Waarenmengen  von  bestimmten 
Grössen-,  Gewichts-  oder  ähnlichen  Verhältnissen  mit  dem  Zeichen, 
weil  dieselben  dadurch  von  den  anderejn  aus  dem  Geschäftsbetriebe 
des  Berechtigten  herrührenden  Waaren  unterschieden  werden  sollen. 
Andererseits  kann  der  Zeicheninhaber  unter  Umständen  ein  ganz  be- 
sonderes Interesse  daran  haben,  dass  gewisse  Waaren  —  z.  B.  weil 
solche  in  der  Herstellung  schlecht  ausgefallen  sind  —  überhaupt  nicht 
als  von  ihm  herrührend  gekennzeichnet  werden.  Diese  Unterschei- 
dungsbefugniss  würde  dem  Berechtigten,  wenn  von  anderer  Seite 
auch  sonstige  von  ihm  herrülirende  Waaren  mit  dem  Zeichen  ver- 
sehen werden  dürften,  genommen  sein  (Kohler  M-R.  S.  116.  289  ff., 
Str.  Bd.  4  S.  172,  Str.  Bd.  23  S.  367,  Amar  No.  218). 

474.  Ausschluss  der  Widerrechtlichkeit  der  Bezeichnung   von  dem 

Zeicheninhaber  herrührender  Waaren  durch  Lizenz. 

Der  Umstand,  dass  die  Waaren,  um  deren  Bezeichnung  es  sich 
handelt,  von  dem  Zeicheninhaber  selbst  herrühren,  kann  jedoch  inso- 
fern in  Betracht  kommen,  als  häufig  der  Berechtigte  einem  Anderen 
die  Erlaubniss  —  Lizenz  —  zum  Gebrauche  des  Waarenzeichens  nicht 
allgemein,  sondern  nur  behufs  Bezeichnung  von  ihm,  dem  Berech- 
tigten, herrührender  Waaren  ertheilt  haben  wird.  Hierauf  ist  nament- 
lich, wenn  eine  stillschweigende  Lizenzertheilung  in  Frage  steht,  Rück- 
sicht zu  nehmen  (vergl.  388).  Hat  sich  z.  B.  das  Waarenieichen  durch 
Zufall  von  der  Waare  oder  der  Verpackung,  welche  von  dem  Zeichen- 
inhaber damit  bezeichnet  wurde,  losgelöst,  so  gilt  der  Nehmer  der 
Waare  im  Zweifel  für  ermächtigt,  das  Zeichen  wieder  auf  derselben 
Waare  oder  Verpackung  zu  befestigen.  Dagegen  ist  es  dem  Erwerber 
der  Waare  der  Regel  nach  nicht  gestattet,  nach  vorgängiger  will- 
kürlicher Ablösung  oder  Trennung  der  Bezeichnung  die  Waare  oder 
die  Verpackung  demnächst  wiederum  damit  zu  versehen.  Dies  gilt 
ausnahmslos,  wenn  in  Folge  der  Ablösung  der  Bezeichnung  die  Waare 
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nicht  unversehrt  oder  nicht  genau  dieselbe  bleibt,  welche  vorher  mit 
dem  Zeichen  versehen  war.  Im  folgenden  Falle  hat  das  Reichsgericht 
einen  widerrechtlichen  Eingriff  angenommen:  Die  Verschlussmarke 
bei  Cognacflaschen  war,  ohne  sie  zu  verletzen,  beseitigt,  der  in  einer 
grösseren  Anzahl  Flaschen  enthaltene  Cognac  in  ein  grösseres  Gefäss 
zusammengegossen,  einige  Zeit  später  die  zusammengegossene  Flüssig- 
keit wieder  in  die  zuvor  entleerten  Flaschen  zurückgefüllt  und  darauf 
die  Verschlussmarke  der  einzelnen  Flaschen  wieder  darüber  gelegt 
worden,  wobei  festgestellt  wurde,  dass  nach  dieser  Zurückfüllung  die 
einzelne  Flasche  nicht  genau  dieselbe  konkrete  Flüssigkeit  enthielt, 
welche  vor  der  Entleerung  darin  gewesen  war  (Str.  Bd.  23  S.  368 ff.). 
Die  Frage,  ob  anders  zu  entscheiden  sein  würde,  wenn  genau  die- 
selbe Flüssigkeit  zurückgefüllt  worden  wäre,  hat  das  Reichsgericht 
dabei  unbeantwortet  gelassen.  Indessen  kann  die  Entscheidung  auch 
dieser  Frage  nicht  wohl  zweifelhaft  sein.  Denn  es  wird  anzunehmen 
sein,  dass  die  Wiederbefestigung  des  Zeichens  nach  dessen  willkür- 
licher Ablösung  stets  dann  unzulässig  ist,  wenn  die  Waare  in  Folge 
ihrer  vorübergehenden  Trennung  von  dem  Zeichen  nach  der  Verkehrs- 
anschauung  eine  Aenderung  erleidet.  Dies  ist  meist  der  Fall,  wenn 
das  Zeichen  auf  der  Verpackung  angebracht  ist,  und  eine  Beseitigung 
desselben  eine  Verletzung  der  Originalverpackung  zur  Folge  hat.  Ist 
demnach  ein  in  verschlossenen  Flaschen  enthaltenes  Getränk  be- 
zeichnet, oder  ist  die  bezeichnete  Waare  überhaupt  in  einer  ver- 
schlossenen Verpackung  enthalten,  so  ist  nach  Oeffnung  des  Ver- 
schlusses die  Wiederbefestigung  des  von  der  Verpackung  oder  mit 
derselben  losgelösten  Zeichens  nicht  mehr  zulässig.  Beispielsweise 
darf,  wer  Bier  auf  Flaschen  abfüllt,  das  auf  den  Fässern  angebrachte 
Zeichen  nicht  zur  Bezeichnung  der  Flaschen  verwenden  (Kohler  in 
Propr.  Ind.  XI.  S.  183).  Die  erörterte  Regel  findet  umsomehr  dann 
Anwendung,  wenn  der  Zeicheninhaber  durch  die  Art  der  Anbringung 
des  Zeichens  zu  erkennen  gegeben  hat,  dass  er  mit  demselben  nur 
bei  unversehrter  Verpackung  eine  Garantie  für  die  Herkunft  der 
Waare  habe  übernehmen  wollen,  z.  B.  wenn  das  Zeichen  gerade  an 
den  Verschlussstellen  der  Verpackung  derart  angebracht  ist,  dass  es 
nach  der  im  Verkehre  üblichen  Art  der  Oeffnung  der  letzteren  nicht 
unversehrt  bleiben  kann.  Bringt  andererseits  der  Zeicheninhaber 
seine  Waare  in  offener  Verpackung  in  Verkehr,  oder  überlässt  der- 
selbe seinen  Abnehmern  offene  Gefässe  —  z.  B.  eine  Standdose  oder 
Bierkrüge  —  zur  ständigen  odei-  vorübergehenden  Aufbewahrung  von 
Waaren  dergestalt,  dass  dieselben  jederzeit  wieder  aufgefüllt  werden 
können,  so  ist  darin  —  gleichviel  ob  die  Ueberlassung  derartiger 
(jefässe  zu  Eigenthum  oder  nur  leihweise  erfolgt  ist  —  seine  Ein- 
willigung zur  Benutzung  derselben  zur  Aufbewahrung  von  ihm  her- 
röhrender Waaren,  nicht  aber  fremder  Waaren,  zu  entnehmen  (vergl. 
Str.  Bd.  21  S.  218).  In  gleicher  Weise  dürfen  Originalzeichen  — 
z.  B.  Etiketten  —  oder  mit  dem  Zeichen  versehene  Plakate,  welche 
der  Zeicheninhaber  seinen  Abnehmern  überlässt,  von  letzteren  zur 
Bezeichnung  von  Waaren,  welche  aus  einem  fremden  Geschäftsbetriebe 
herrühren,  nicht  benutzt  werden  (vergl.  388). 

475.   Widerrechtlichkeit  der  Bezeichnung  der  Waare  im  Allgemeinen. 

Aus  der  Bestimmung  des  Zeichens,  eine  Verwechselung  im  Ver- 
kehre zu  vermeiden,  und  aus  dem  Umstände,  dass  unter  Waare  eine 
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für  den  Verkehr  bestimmte  Sache  zu  verstehen  ist,  ergiebt  sich 
ferner,  dass  die  Bezeichnung  der  Waare  nur  dann  eine  widerrecht- 
liche im  Sinne  des  Gesetzes  ist,  wean  dieselbe  zu  dem  Zwecke  erfolgt, 
die  so  bezeichnete  Waare  in  Verkehr  zu  bringen  oder  feilzuhalten 
(Köhler  M-R.  S.  384,  Cosack  Handelsrecht  S.  53,  Stenglein  §  14 
N.  8,  ZgR.  IL  S.  247,  vergl.  11.  23).  Es  handelt  somit  nicht  gegen 
das  gesetzliche  Verbot,  wer  eine  Waare,  welche  in  seinem  Besitze 
bleibt  —  z.  ß.  aus  Eitelkeit,  wenn  es  sich  um  eine  renommirte  Be- 
zeichnung handelt  —  mit  einem  fremden  Waarenzeichen  versieht, 
oder  wer  dies  in  der  Absicht  thut,  die  Waare  dem  Zeicheninhaber 
zum  Kauf  anzubieten  (Stenglein  §  14  N.  1,  Kohler  in  Propr.  Ind. 
XI.  S,  183).  Insbesondere  wird  dadurch,  dass  die  Waare  in  eine 
körperliche  Verbindung  zu  der  mit  dem  Zeichen  versehenen  Ver- 
packung oder  Umhüllung  gebracht  wird,  ein  Verstoss  gegen  das  Gesetz 
nur  dann  begangen,  wenn  die  Waare  in  der  Verpackung  oder  Um- 
hüllung in  Verkehr  gebracht  oder  feilgehalten  werden  soll.  Nicht 
widerrechtlich  ist  daher  das  Verwahren  der  Waare  in  fremder  ge- 
schützter Vorpackung  seitens  des  Konsumenten,  welcher  beispielsweise 
mit  einem  geschützten  Zeichen  versehene  Krüge  oder  Flaschen  zur 
Aufbewahrung  von  Getränken  zum  Hausgebrauche  benutzt  (Kohler 
M-R.  S.  337,  Str.  Bd.  24  S.  99,  Amar  No.  217).  Dagegen  handelt 
derjenige,  welcher  Waaren  in  der  mit  dem  Zeichen  versehenen  Ver- 
packung feilhält,  widerrechtlich  auch  dann,  wenn  die  Verpackung  nicht 
mit  feilgehalten  wird;  daher  ist  auch  der  Detailverkauf  aus  einer  mit 
der  widerrechtlich  bezeichneten  Verpackung  versehenen  grösseren 
Waarenmenge  verboten  (Str.  Bd.  21  S.  219.  220).  Den  Beweis,  dass 
die  Absicht  des  Inverkehrbringens  oder  Feilhaltens  bei  dem  Bezeichnen 
bestand,  hat  der  dies  Behauptende  zu  erbringen;  indessen  wird  diese 
Absicht  sich  meist  schon  aus  den  begleitenden  Umständen  ergeben, 
namentlich  dann,  wenn  die  Bezeichnung  seitens  eines  Gewerbetreibenden 
in  seinem  Geschäftsbetriebe  geschehen  ist.  Andererseits  ist  die  Wider- 
rechtlichkeit der  Bezeichnung  nicht  davon  abhängig,  dass  ein  In- 
verkehrbringen in  Anschluss  hieran  thatsächlich  stattgefunden  hat; 
die  einmal  durch  die  Bezeichnung  begangene  Widerrechtlichkeit  bleibt, 
selbst  wenn  das  Inverkehrbringen  in  Folge  freiwilligen  Entschlusses 
des  Thäters  unterbleibt,  bestehen  (Str.  Bd.  3  S.  270,  Str.  Bd.  20 
S.  113).  Ebensowenig  wird  die  Widerrechtlichkeit  der  Bezeichnung 
dadurch  beseitigt,  dass  vor  dem  Inverkehrbringen  das  Zeichen  ent- 
fernt oder  wesentliche  Aenderungen  an  demselben  vorgenommen  werden 
(vergl.  Str.  Bd.  14  S.  417).  Das  Verbot,  die  Waaren  mit  dem  Zeichen 
zu  versehen,  ist  demnach  eine  präventive  Massregel,  welche  bereits 
in  einem  früheren  Stadium,  vor  dem  Inverkehrbringen,  ein  Eingreifen 
der  Justiz  ermöglicht  (vergl.  Str.  Bd.  3  S.  270). 

476.   Widerrechtlichkeit  der  Bezeichnung  von  Verpackungen, 

Umhüllungen  und  Ankündigungen. 

Die  Bezeichnung  von  Verpackungen  und  Umhüllungen  ist  nur 
dann  widerrechtlich,  wenn  entweder  die  Waare,  für  welche  das  Zeichen 
bestimmt  ist,  bereits  in  der  Verpackung  oder  Umhüllung  enthalten 
war,  oder  die  Verpackung  und  Umhüllung  zur  Aufnahme  solcher  Waaren 
bestimmt  ist.  Im  letzteren  Falle  liegt  entweder  eine  die  Störung  vor- 
bereitende Handlung  oder  eine  Theilnahmehandlung  —  und  zwar  Mit- 
thäterschaft    oder   Beihülfe  —  vor,   je  nachdem    der  die  Verpackimg 
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Bezeichnende  dieselbe  selbst  in  eine  körperliche  Verbindung  mit  der 
Waare  bringen,  oder  eine  dies  bezweckende  Thätigkeit  eines  Anderen 
unterstützen  ^111  (vei^l.  429.  431).  Dass  die  Verpackung  oder  Umhüllung 
für  die  in  Frage  kommenden  Waaren  bestimmt  ist,  kann  sich  sowohl  aus 
dem  Inhalte  der  Bezeichnung  als  schon  aus  der  Art  der  Verpackung 
ergeben,  letzteres  dann,  wenn  es  sich  um  eine  Verpackung  handelt, 
welche  im  Verkehre  nur  zur  Au6iahme  solcher  Waaren  dient.  Aehn- 
liche  Grundsätze  gelten  hinsichtlich  der  Bezeichnung  von  Ankündi- 
gungen. Da  die  Ankündigung  erst  dann  als  mit  der  Waarenbezeich- 
nung  versehen  gilt,  wenn  erstere  in  eine  Beziehung  zur  Waare  ge- 
treten ist,  so  kommt  es  bei  der  Frage,  ob  die  Bezeichnung  der  An- 
kündigung eine  widerrechtliche  ist  —  sofern  es  sich  darum  handelt, 
ob  das  Vergehen  vollendet  ist  —  auf  denjenigen  Zeitpunkt  an,  in 
welchem  die  Ankündigung  und  die  Waare  zu  einander  in  die  er- 
forderliche Beziehung  gesetzt  werden  (vergl.  Landgraf  II.  §  14  N.  9). 
Es  kann  demnach  die  Benutzung  einer  Ankündigung  sich  als  wider- 
rechtlich darstellen,  wiewohl  die  faktische  Bezeichnung  derselben  recht- 
mässig erfolgt  ist  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S,  278,  Bd.  2  S.  248). 
Es  gelten  hierbei  im  Einzelnen  dieselben  Grundsätze,  welche  im  Nach- 
folgenden erörtert  sind  (vergl.  477). 

477.   Widerrechtlichkeit  des  Inverkehrbringens   und  Feilhaltens  der 

Waare. 

Für  die  Widerrechtlichkeit  des  Inverkehrbringens  oder  Feilhaltens 
der  mit  dem  Zeichen  versehenen  Waaren  ist  die  Widerrechtlichkeit 
der  Bezeichnung  zur  Zeit  des  Inverkehrbringens  oder  Feil- 
haltens massgebend,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Bezeichnun<>- 
der  Waare  mit  Unrecht  oder  mit  Recht  erfolgt  ist  (Str.  Bd.  5  S.  107, 
Str.  Bd.  20  S.  114).  Gleichgültig  ist  es  ferner,  ob  die  Bezeichnung 
von  demjenigen,  welcher  in  Verkehr  bringt  und  feilhält  oder  von  einem 
Anderen  vorgenommen  war,  und  ob  das  Inverkehrbringen  und  Feil- 
halten als  eine  selbständige  Handlung  oder  als  eine  mit  der  bezeich- 
nenden Thätigkeit  einheitliche,  dieselbe  lediglich  fortsetzende,  Hand- 
lung sich  darstellt  (vergl.  Stenglein  §  14  N.  1,  vergl.  auch  681). 
Im  Einzelnen  ist  hiernach  das  Inverkehrbringen  auch  dann  unstatthaft: 
a.  wenn  die  Waare  vor  Bestehen  des  Schutzrechtes,  d.  h.  vor  Ein- 
tragung des  Zeichens  bereits  mit  demselben  versehen  wurde  (Str. 
Bd.  5  S.  107,  Str.  Bd.  20  S.  114);  b.  wenn  der  Zeicheninhaber  selbst 
die  Waare  bezeichnet  hat,  solche  indessen  erst  nach  Erlöschen  seines 
Schutzrechtes,  trotzdem  einem  Anderen  nunmehr  die  ausschliessliche 
Befugniss  zusteht,  in  Verkehr  bringt  (Meves  §  12  N.  5).  Ist  in- 
dessen das  Recht  des  früher  Berechtigten  in  Folge  der  Uebortragung 
des  Rechts  auf  einen  Anderen  erloschen,  so  wird  ersterer  im  Zweifel 
—  in  seinem  Verhältnisse  zu  dem  nunmehr  Berechtigten  —  nach  dem 
vermuthlichen  Willen  der  Betheiligten  für  befugt  zu  erachten  sein, 
die  zur  Zeit  der  Veräusserung  bereits  gezeichneten  Waaren  noch  zu 
vertreiben  (Köhler  M-R.  S.  245);  c.  das  Inverkehrbringen  ist  ferner 
auch  dann  unzulässig,  wenn  die  Bezeichnung  der  Waare  im  Auslande 
seitens  des  dort  dazu  Berechtigten  in  befugter  Weise  erfolgte  (Kohl er 
M-R.  S.  455);  d.  wenn  die  civilrechtlichen  Ansprüche  oder  die  Straf- 
verfolgung wegen  der  widerrechtlichen  Bezeichnung  verjährt  sind: 
e.  wenn  der  Zeicheninhaber  selbst  die  Bezeichnung  vorgenommen,  in- 
dessen bei  Ueberlieferung  der  Waare    an  einen  Anderen  ausdrücklich 
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oder  stillschweigend  die  Erklärung  abgegeben  hat,  dass  er  das  Inver- 
kehrbringen oder  Feilhalten  der  mit  dem  Zeichen  versehenen  Waaren 
nicht  genehmige;  dies  gilt  auch,  wenn  die  Waare  wider  den  Willen 
des  Berechtigten  —  z.  B.  in  Folge  Diebstahls  oder  überhaupt  in 
Folge  rechtswidriger  Verfugung  über  dieselbe  —  in  den  Verkehr  ge- 
langt (vergl.  P.  M.  <fr  Z-Bl.  Bd.  1  S.  101):  f.  wenn  der  Zeicheninhaber 
zwar  seine  Genehmigung  oder  Auftrag  zur  Bezeichnung  geg'eben, 
jedoch  vor  dem  Inverkehrbringen  in  rechtswirksamer  Weise  die  Li- 
zenz oder  den  Auftrag  zurückgezogen,  oder  wenn  das  den  Gebrauch 
des  Zeichens  gestattende  Vertragsverhältniss  sein  Ende  erreicht  hat 
(vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  278).  Gleiches  gilt,  wenn  der  Auftrag 
oder  die  Lizenz  unter  dem  —  ausdrücklich  oder  aus  den  Umständen 
sich  ergebenden  —  Vorbehalte  ertheilt  war,  dass  ein  Inverkehrbringen 
oder  Feilhalten  entweder  überhaupt  nicht  oder  nur  unter  gewissen  Be- 
dingungen und  Beschränkungen  statthaft  sein  solle.  Der  Lieferant, 
welchem  der  Zeicheninhaber  bei  Bestellung  von  Waaren  den  Auftrag 
ertheilt  hat,  solche  mit  dem  Zeichen  zu  versehen,  ist  sonach  —  wie 
sich  aus  der  Bedeutung  einer  solchen  Bestellung  ergiebt  —  keines- 
wegs befugt,  diejenigen  Waaren,  welche  der  Besteller  als  minder- 
werthig  zurückgewiesen,  oder  welche  er,  der  Lieferant,  selbst  als  Aus- 
schuss  ausgesondert  hat,  an  andere  Personen  zu  liefern  oder  feilzu- 
halten, es  sei  denn,  dass  vorher  die  Bezeichnung  der  Waare  beseitigt. 
ist  (P.  M.  &Z-B1.  1  S.  101.  102). 

478.   Widerrechtlichkeit  de8   Inverkehrbringens   und  Feilhaltens  von 
Waarenzeichen,  Verpackungen,  Umhüllungen  und  Ankündigungen. 

Das  Inverkehrbringen  oder  Feilhalten  von  Waarenzeichen ,  Ver- 
packungen, Umhüllungen  und  Ankündigungen  jedweder  Art  ist  in 
gleicher  Weise  wie  die  Herstellung  oder  Bezeichnung  derselben  wider- 
rechtlich nur  dann,  wenn  solche  entweder  bereits  zu  der  Waare  in 
eine  körperliche  Verbindung  oder  —  soweit  es  sich  um  Ankündi- 
gungen handelt  —  in  eine  sonstige  Beziehung  gesetzt  sind,  oder  doch 
die  Bestimmung  haben,  zu  einem  solchen  Zwecke  verwendet  zu  wer- 
den. Es  liegt  im  letzteren  Falle  auch  hier  alsdann  entweder  die  Vor- 
bereitung einer  Störung  oder  eine  Theilnahmehandlung  an  einem 
widerrechtlichen  Eingriffe  vor  (vergl.  476).  Diese  Regel  findet  ihre 
Begründung  darin,  dass  durch  das  Inverkehrbringen  oder  Feilhalten 
von  Verpackungen,  Umhüllungen  und  Ankündigungen,  soweit  solche 
zu  der  Waare  noch  in  keinerlei  Beziehung  gebracht  sind,  und  auch 
nicht  die  Bestimmung  haben,  in  eine  solche  Beziehung  gebracht  zu 
werden,  eine  Verwechslung  hinsichtlich  der  Herkunft  der  Waare  in 
keiner  Weise  ermöglicht  wird;  darum  gewährt  nach  dem  Wortlaute 
des  Gesetzes  die  Eintragung  auch  nur  die  ausschliessliche  Befugniss, 
„die  so  bezeichneten  Waaren**  in  Verkehr  zu  setzen,  während  hin- 
si(jhtlich  der  Verpackungen  u.  s.  w.  eine  entsprechende  Vorschrift  nicht 
erlassen  ist  (Kohler  M-R.  S.  337,  Str.  Bd.  13  S.  390.391,  Str.  Bd.  25 
S.  107,  ZgR.  n.  S.  376,  vergl.  Finger  §14  N.  5,  Landgraf  II. 
§  14  N.  9). 

479.   Beweis  der  Widerrechtlichkeit. 

Die  Frage,  ob  der  Inhaber  des  Rechtes,  welcher  auf  Grund  des- 
selben Ansprüche  wegen  widerrechtlichen  EingrifiFs  erhebt  oder  die 
Strafverfolgung    beantragt,    die  Widerrechtlichkeit  der  Handlung  des 
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deswegen  in  Anspruch  Genommenen  zu  beweisen  bat,  oder  ob  nicht 
vielmehr  dem  letzteren  die  Pflicht  obliegt,  im  Falle  des  Bestreitens 
der  Widerrechtlichkeit  die  zu  seiner  Entlastung  dienenden  Thatsachen 
nachzuweisen,  ist  nicht  unbestritten.  Nach  Massgabe  der  Grund- 
sätze, welche  überhaupt  für  die  Regelung  der  Beweislast  gelten,  wird 
anzunehmen  sein,  dass  der  Kläger  oder  Antragsteller  nur  die  Ent- 
stehung seines  Rechtes  zu  beweisen  hat,  und  dass  es  Sache  des  Be- 
klagten oder  Angeschuldigten  ist,  den  Beweis  dafür  zu  liefern,  dass 
das  Schutzrecht  zur  Zeit  entweder  nicht  mehr  zu  Gunsten  des  be- 
treibenden Theils  bestehe,  oder  dass  dasselbe  aus  besonderen  Gründen 
ihm  gegenüber  unwirksam  sei.  Daher  genügt  der  Zeicheninhaber 
seiner  Beweispflicht  hinsichtlich  der  Schutzberechtigung  eines  in  die 
Zeichenrolle  eingetragenen  Waarenzeichens  dadurch,  dass  er  die  ihm 
über  dessen  Eintragung  von  dem  Patentamt  ertheilte  Bescheinigung 
vorlegt,  vorausgesetzt,  dass  nach  Inhalt  dieser  Bescheinigung  nicht 
die  gesetzliche  Schutzdauer  bereits  abgelaufen  ist.  Sind  nach  Inhalt 
der  Bescheinigung  seit  der  Anmeldung  zehn  Jahre  verflossen,  so  ist 
noch  der  Nachweis  der  Erneuerung  der  Anmeldung  zu  führen;  denn 
aus  der  Natur  des  Zeichenrechts  als  eines  auf  positiver  Vorschrift 
beruhenden  Rechts  folgt,  dass  dessen  zeitliche  Beschränkungen  zu- 
jrleich  die  negativen  Voraussetzungen  seiner  gegenwärtigen  Existenz 
sind,  dass  es  mithin  Aufgabe  der  Klage  ist,  welche  ein  noch  bestehen- 
des Zeichenrecht  geltend  macht,  darzulegen,  dass  auch  dessen  zeit- 
liche Voraussetzungen  gegeben  sind  (vergl.  R-O-H.  Bd.  23  S.  71). 
Der  Beklagte  oder  Angeschuldigte  hat,  wenn  derselbe  behauptet,  dass 
das  Schutzrecht  vor  Ablauf  seiner  gesetzlichen  Dauer  aufgehört  habe, 
zu  bestehen,  oder  dass  dasselbe  ihm  gegenüber  unwirksam  sei,  dies 
seinerseits  nachzuweisen.  Dem  Beklagten  oder  Angeschuldigten  liegt 
daher  die  Beweispflicht  ob,  wenn  er  behauptet:  a.  dass  die  Löschung 
des  Zeichens  vor  Ablauf  der  gesetzlichen  Schutzfrist  erfolgt  sei; 
b.  dass  das  Zeichenrecht  auf  einen  Anderen  übergegangen  sei ;  c.  dass 
er  Lizenz  besitze;  d.  dass  ein  kollidirendes  Recht  zu  seinen  Gunsten 
bestehe;  e.  dass  ihm  die  Befugniss  zur  Führung  von  Name  oder 
Firma,  welche  Bestandtheile  des  eingetragenen  Zeichens  sind,  zustehe 
(vergl.  §13,  Kohler  P-R.  No.  465,  R-O-H.  Bd.  12  S.  334,  anders 
Endemann  in  Busch  Bd.  32  S.  53.  67).  Die  Bescheinigung  über  die 
Eintragung  des  Zeichens  oder  über  die  Erneuerung  der  Anmeldung 
«genügt  dann  nicht  zum  Nachweise  des  Verbietungsrechts,  wenn  nach 
Inhalt  der  Bescheinigung  der  Zeicheninhaber  zu  der  Zeit  der  Geltend- 
machung seiner  Ansprüche  nicht  eine  Niederlassung  im  Inlande  und 
seine  Niederlassung  nicht  in  einem  Staate  hat,  mit  welchem  Gegen- 
seitigkeit in  Gemässheit  des  §  23  verbürgt  ist,  da  alsdann  ein  An- 
spruch auf  den  Schutz  des  Gesetzes  nicht  besteht  (vergl.  909).  Ist 
der  Zeicheninhaber  von  dem  gesetzlichen  Schutze  auf  Grund  des  §  23 
ausgeschlossen,  ohne  dass  dies  aus  der  Eintragungsbescheinigung  her- 
vorgeht, 80  hat  der  Beklagte,  welcher  sich  hierauf  beruft,  den  ent- 
sprechenden Nachweis  zu  führen. 

Was  die  noch  in  die  früheren  Zeichenregister  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  30.  November  1874  eingetragenen  Zeichen  anlangt,  so 
liefert  bei  diesen  die  Bescheinigung  über  die  Eintragung  allerdings 
nicht  den  Beweis,  dass  dieselben  wirklich  auf  gesetzlichen  Schutz 
Anspruch  haben  (vergl.  357.  358).  Indessen  spricht  immerhin  bei 
diesen,  da  eine  richterliche  Prüfung  der  Eintragsfähigkeit  der  Eintra- 
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gung  voranging,  eine  Vermuthung  dafür,  dass  dieselben  den  gesetz- 
lichen Anforderungen  entsprechen.  Aus  diesem  Grunde  hat  auch 
gegenüber  einer  Eintragung  in  die  früheren  Register  der  Beklagte  und 
Angeschuldigte  regelmässig  den  Beweis  der  Unwirksamkeit  zu  führen^ 
vorausgesetzt,  dass  nicht  die  die  Unwirksamkeit  begründenden  Tbat- 
sachen  gerichtsnotorisch  oder  durch  sonstige  im  Verfahren  hervorge- 
tretene Umstände  belegt  sind,  in  welchem  Falle  sie  von  dem  Gericht©, 
auch  wenn  kein  Einwand  hierauf  gegründet  ist,  berücksichtigt  werden 
müssen    (Str.    Bd.  1    S.  132). 


LV.  Einfluss  der  Löscliuxig  auf  die  (Geltend- 
macliung  der  Rechte  aus  der  Eintragung. 

480.   Rückwirkung  der  Löschung. 

Die  Wirkungen  der  Eintragung  werden  beseitigt  durch  die 
Löschung;  d.  h.  das  Zeichenrecht  erlischt  in  Folge  der  Löschung 
dergestalt,  dass  nach  der  letzteren  der  Gebrauch  des  früher  eingetra- 
genen Zeichens  durch  einen  Anderen  als  den  Zeicheninhaber  sich 
nicht  mehr  als  ein  widerrechtlicher  darstellt  (vergl.  241).  Die  Löschung 
äussert  diese  Wirkung  unbedingt  für  die  Zukunft,  d.  h.  für  die  Zeit 
nach  Eintrag  des  Löschungsvermerks  in  die  Zeichenrolle,  jedoch  in 
gewisser  Hinsicht  auch  für  die  Vergangenheit,  da  nach  §  12  Absatz  2 
im  Falle  der  Löschung  für  die  Zeit,  in  welcher  ein  Rechtsgrund 
für  die  Löschung  früher  bereits  vorgelegen  hat,  Rechte  aus  der  Ein- 
tragung nicht  mehr  geltend  gemacht  werden  können.  Dies  musste 
besonders  bestimmt  werden,  da  im  Allgemeinen  auch  nach  erfolgter 
Löschung  Entschädigungsansprüche  und  Strafthaten,  welche  vorher 
entstanden  oder  begangen  sind,  noch  verfolgt  werden  dürfen  (verg-l. 
241.  590).  Selbst  die  Vorschrift  des  §  12  Absatz  2  hindert  die& 
nicht,  sofern  es  sich  um  die  Verfolgung  von  Handlungen  handelt, 
welche  vor  Eintritt  eines  Löschungsgrundes  begangen  worden  sind. 
Die  Bestimmung  des  §  12  Absatz  2  besagt  nicht  etwa,  dass  das 
Zeichenrecht  bereits  mit  einem  früheren  Zeitpunkte  als  dem  Zeitpunkte 
der  Löschung  erlösche:  vielmehr  wird  durch  diese  Vorschritt  dem 
Zeicheninhaber  nur  die  weitere  Ausübung  seiner  Rechte  mit  ruck- 
wirkender Kraft  versagt.  Es  liegt  demnach  ein  Fall  rückwirkender  Un- 
wirksamkeit —  nicht  etwa  ein  Erlösehen  des  Rechtes  mit  rückwirkender 
Kraft  —  vor  (vergl.  241).  Dies  folgt  mit  Nothwendigkeit  aus  dem  Wort- 
laute des  §  12  Absatz  2,  dass  Rechte  aus  der  Eintragung  nach  der 
Löschung  „nicht  mehr"  geltend  gemacht  werden  können,  d.  h.  es 
wird  dem  Zeicheninhaber  für  die  Zukunft  die  Ausübung  des  Rechtes 
versagt,  gleichviel  ob  die  äussere  Veranlassung  für  die  Geltendmachung 
des  Rechtes  in  der  Vergangenheit  oder  in  der  Zukunft  liegt.  Die- 
jenigen rechtlichen  Folgen,  welche  eine  Störung  des  Rechtes  in  der 
Vergangenheit  gehabt  hat,  und  welche  bereits  dergestalt  verwirklicht 
sind,  dass  es  einer  weiteren  Geltendmachung  der  Rechte  aus  der  Ein- 
tragung zu  deren  Realisirung  nicht  mehr  bedarf,  werden  daher  durch 
die  spätere  Löschung  des  Zeichens  nicht  etwa  mit  rückwirkender  Kraft 
beseitigt.  Insbesondere  ist  der  wegen  Verletzung  des  Zeichenrechtes 
rechtskräftig  Verurtheilte    nicht   befugt,    die  von  ihm  auf  Grund  dej^ 
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Urtheils  geleistete  Entschädigung  oder  die  von  ihm  entrichteten 
Kosten  wegen  späterer  Löschung  zurückzufordern;  ebensowenig  steht 
dem  rechtskräftig  im  Strafverfahren  Verurtheilten  das  Recht  zu,  auf 
Grund  späterer  Löschung  eine  Wiederaufnahme  des  Strafverfahrens  zu 
beantragen  (vergl.  629).  Nur  insoweit  es  noch  irgend  einer  Thätigkeit 
des  die  Ansprüche  aus  einer  Zeichenrechtsverletzung  verfolgenden 
Theiles  zur  Verwirklichung  dieser  Ansprüche  bedarf,  erscheint  die 
weitere  Rechtsverfolgung  ausgeschlossen. 

481.   Einwirkung  der  Löschung  auf  anhängige  Prozesse. 

Die  Rückwirkung  der  Löschung  bezieht  sich  nicht  nur  auf  die 
Geltendmachung  solcher  Rechte,  wegen  deren  die  Rechtsverfolgung 
überhaupt  noch  nicht  begonnen  hat,  sondern  auch  auf  solche  An- 
sprüche, wegen  deren  ein  gerichtliches  Verfahren  zur  Zeit  der 
Löschung  bereits  anhängig  war  (Meves  11.  S.  107).  Die  während 
der  Anhängigkeit  eines  Civilprocesses  eintretende  Löschung  hat  dem- 
nach die  Wirkung,  dass  nicht  nur  die  abwehrende  Klage  —  bei  wel- 
cher dies  übrigens  selbstverständlich  ist  —  sondern  auch  die  Entschädi- 
g'ungsklage  wegen  eines  nach  Eintritt  eines  Löschungsgrundes  ent- 
standenen Schadens  nicht  mehr  fortgesetzt  werden  kann  -^  vorbehalt- 
lich der  Verpflichtung  des  Beklagten  zur  Tragung  der  Kosten,  wenn 
der  Klageanspruch  zur  Zeit  seiner  Geltendmachung  begründet  war. 
Die  Löschung  im  Laufe  eines  Strafverfahrens,  welches  wegen  einer 
nach  Eintritt  eines  Löschungsgrundes  begangenen  Handlung  eingeleitet 
ist,  hat  zur  Folge,  dass  das  Verfahren  —  obwohl  der  Strafantrag  in  gül- 
tiger Weise  vor  der  Löschung  gestellt  war  —  eingestellt  werden  muss, 
und  zwar  deshalb,  weil  auch  durch  die  Staatsanwaltschaft  in  der  Zukunft 
die  Rechte  aus  der  Eintragung  zu  Gunsten  des  Zeicheninhabers  — 
ebensowenig  wie  durch  letzteren  selbst  —  geltend  gemacht  werden 
dürfen.  Unzulässig  erscheint  nach  der  Löschung  sogar  die  Voll- 
streckung rechtskräftiger  Erkenntnisse,  insofern  die  Verurtheilung 
wegen  eines  nach  Eintritt  eines  Löschungsgrundes  begangenen  Ein- 
griffes erfolgt  ist,  da  auch  das  Betreiben  der  Vollstreckung  als  eine 
Geltendmachung  der  Rechte  aus  der  Eintragung  sich  darstellt.  Die 
Einwendungen  gegen  die  Zulässigkeit  der  Vollstreckung  sind  auf  dem 
in  §  686  der  Givilprozessordnung  und  in  §  490  der  Strafprozessord- 
nung vorgeschriebenen  Wege  zu  erheben.  Nur  die  Kosten  dürfen, 
wenn  solche  dem  Beklagten  zur  Last  gelegt  sind,  in  jedem  Falle  noch 
beigetrieben  werden,  weil  die  Verpflichtung  zur  Tragung  der  Kosten 
im  Civilprozesse  nicht  eine  gesetzliche  Folge  der  Rechtsverletzung, 
sondern  eine  Folge  des  Unterliegens  im  Prozesse  ist  (vergl.  §  87  der 
Givilprozessordnung).  Aehnliches  gilt  im  Strafprozesse,  in  welchem 
die  Verpflichtung  zur  Tragung  der  Kosten  eine  Folge  der  Verurthei- 
lung ist  (vergl.  §  497  der  Strafprozessordnung). 

Die  hier  erörterten  Grundsätze  finden  entsprechende  Anwendung 
bei  der  Anordnung  und  dem  Vollzuge  der  Massregel  des  §  17  (vergl. 
774  ff.). 

482.   Wirkung  der  Löschung  auf  die  Löschunjpsklage  des  §  9  No.  I 

und  auf  das  Widerspruohsverrahren. 

Eine  Geltendmachung  der  Rechte  aus  der  Eintragung  liegt  auch 
in  der  Anstellung  der  Löschungsklage  auf  Grund  des  §  9  No.  1  so- 
wie in  der  Erhebung    des  Widerspruchs    gegen    die  Eintragung  eines 
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Zeichens  im  Falle  des  §  5  (vergl.  364).  Diese  Rechtsmittel  dürfen 
nach  der  Löschung  überhaupt  nicht  mehr  verfolgt  werden,  gleichviel 
ob  ein  Löschungsgrund  zur  Zeit  der  Eintragung  oder  der  Anmeldung 
des  jüngeren  Zeichens  schon  vorgelegen  hat.  Denn  die  Geltendmachung 
dieser  Rechtsmittel  ist  —  gleichwie  die  Betreibung  der  abwehrenden 
Klage  —  durch  den  Fortbestand  des  Zeichenrechtes  bedingt.  Wesent- 
liche rechtliche  Bedeutung  hat  daher  die  Bestimmung  des  §  12  Ab- 
satz 2  nur  für  die  Entschädigungsklage  und  das  Strafverfahren,  welche 
sonst  auch  noch  nach  der  Löschung  weiter  betrieben  werden  können, 
sofern  die  Rechtsverletzung  vor  der  Löschung  eingetreten  ist  (vergl.  590). 

483.   Beginn  der  Rückwirkung. 

Die  Unwirksamkeit  der  Eintragung  in  Folge  späterer  Löschung 
wird  zurückbezogen  auf  den  Zeitpunkt,  in  welchem  ein  Löschungs- 
grund früher  bereits  vorgelegen  hat.  Diese  Rückwirkung  tritt  ein 
mit  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  ein  Löschungsgrund  bestanden  hat; 
es  kommt  demnach  nicht  nur  der  Löschungsgrund  in  Betracht,  wel- 
cher den  äusseren  Anlass  zur  Löschung  gegeben  hat.  Wenn  beispiels- 
weise durch  rechtskräftiges  Urtheil  wegen  Aufgabe  des  Geschäfts- 
betriebes die  Löschung  des  Zeichens  ausgesprochen  ist,  so  muss  zu 
Gunsten  dessen,  welcher  nachträglich  von  dem  früheren  Zeichen- 
inhaber noch  in  Anspruch  genommen  wird,  berücksichtigt  werden, 
dass  schon  vor  Aufgabe  des  Geschäftsbetriebes  aus  einem  anderen 
Grunde  das  Zeichen,  etwa  weil  es  überhaupt  nicht  eintragsfähig  war, 
hätte  zur  Löschung  gebracht  werden  können.  Es  ergiebt  sich  hier- 
aus, dass  es  nicht  thunlich  ist,  im  Löschungsverfahren  den  Zeitpunkt 
zu  bestimmen,  von  welchem  ab  die  Löschung  wirken  soll.  Diese  Fest- 
stellung muss  dem  an  die  Löschung  sich  etwa  noch  anschliessenden 
Rechtsstreite  überlassen  werden,  in  welchem  über  Rechtsverhältnisse 
aus  der  Zeit  der  Eintragung  verhandelt  wird  (Mot.  zu  §  11).  Daher 
bindet  die  in  einer  gerichtlichen  oder  patentamtlichen  Entscheidung 
enthaltene  Feststellung  hinsichtlich  der  Zeit  des  Vorliegens  eines 
Löschungsgrundes  weder  das  Gericht  noch  auch  die  Betheiligt^n, 
selbst  wenn  diese  Entscheidung  in  Rechtskraft  erwachsen,  und  gleich- 
viel ob  die  Feststellung  in  den  Gründen  der  Entscheidung  oder  in 
der  Entscheidungsformel  enthalten  ist.  Eine  solche  Feststellung  kann 
nur  als  Beweisargument  dienen  (vergl.  Schanze  in  ZgR.  II.  S.  173. 174). 

Ein  einmal  vorliegender  Löschungsgrund  wird  regelmässig  nicht 
durch  d^s  spätere  Eintreten  anderer  Umstände  beseitigt.,  beispiels- 
weise der  Lüschungsgrund  der  Einstellung  des  Geschäftsbetriebes 
nicht  durch  den  späteren  Wiederbeginn  des  Betriebes.  Es  bestehen  nur 
folgende  Ausnahmen:  a.  der  Löschungsgrund  des  §  9  No.  1,  welcher 
zu  Gunsten  eines  Anderen  als  des  besser  Berechtigten  erst  nach  er- 
hobener Löschungsklage  des  letzteren  berücksichtigt  werden  darf, 
verliert  durch  die  Rücknahme  und  rechtskräftige  Abweisung  der  Klage, 
und  b.  der  Löschungsgrund  des  §  8  Absatz  1  durch  die  Rücknahme 
des  Löschungsantrages  seine  Wirksamkeit;  c.  der  Löschungsgrund 
des  §  8  No.  1  wird  durch  nachträgliche  Erneuerung  der  Anmeldung 
innerhalb  eines  Monats  nach  Zustellung  der  patentamtlichen  Benach- 
richtigung mit  rückwirkender  Kraft  wieder  beseitigt  (vergl.  244). 
Liegen  mehrere  Löschungsgründe  gleichzeitig  vor,  so  beginnt  die 
Rückwirkung  mit  dem  Eintritt  des  der  Zeit  nach  frühesten  Löschungs- 
grundes. 
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484.    Beginn  der  Rückwirkung  im  Einzelnen. 

Die  einzelnen  Löschungsgründe  sind  bereits  früher  angegeben 
{Tergl.  238).  Für  das  Vorliegen  derselben  und  damit  für  den  Beginn 
der  Rückwirkung  sind  die  nachfolgenden  Zeitmomente  massgebend: 
a.  für  den  Löschungsantrag  des  Inhabers  der  Zeitpunkt  der  Einrei- 
cbung  des  Antrages  bei  dem  Patentamt,  sofern  der  Antrag  nicht 
rechtzeitig  nachträglich  zurückgenommen  wird  (vergl.  244);  b.  für  die 
Löschung  wegen  Zeitablaufs  das  Ende  des  Tages,  an  welchem  die 
Schutzdauer  abläuft,  sofern  nicht  rechtzeitig  nachher  die  Erneuerung 
der  Anmeldung  erfolgt  (vergl.  251);  c.  für  die  Löschung  wegen  Unrecht- 
mässigkeit  der  Eintragung  der  Zeitpunkt  der  Eintragung  (Mot.  zu 
§  11,  vergl.  259);  d.  für  die  Löschung  wegen  Uebereiu Stimmung  mit 
einem  älteren  Zeichen  gleichfalls  der  Zeitpunkt  der  Eintragung,  wenn 
diese  gegen  den  Willen  des  Inhabers  des  älteren  Zeichens  erfolgt  ist; 
dagegen,  wenn  die  Eintragung  mit  Willen  oder  ohne  Widerspruch 
des  von  der  Anmeldung  benachrichtigten  besser  Berechtigten  erfolgt 
ist,  derjenige  Zeitpunkt,  in  welchem  die  den  Widerruf  der  Einwilli- 
gung oder  die  sonstigen  die  Löschung  rechtfertigenden  Umstände  ein- 
getreten sind  (vergl.  Mot.  zu  §  11,  vergl.  auch  288);  e.  für  die 
Löschung  wegen  Einstellung  des  Geschäftsbetriebes  der  Tag,  an 
welchem  der  Betrieb  endgültig  eingestellt  wurde  (vergl.  293);  f.  für 
die  Löschung  wegen  trügerischen  Inhalts  des  Zeichens  der  Zeitpunkt 
der  Eintragung,  wenn  die  Eintragung  deswegen  hätte  versagt  werden 
müssen:  in  den  übrigen  Fällen  der  Zeitpunkt,  in  welchem  die  die 
Löschung  rechtfertigenden  Umstände  eingetreten  sind  (vergl.  259.  304). 

485.   BerQokeichtigung  der  Rückwirkung  von  Amtswegen. 

Die  rückwirkende  Unwirksamkeit  der  Eintragung  ist  eine  gesetz- 
liche Folge  der  Löschung  und  ist  daher  von  Amtswegen,  nicht  nur 
auf  Partheieinwand,  zu  berücksichtigen  (vergl.  241).  Selbstverständ- 
lich ist  es  Sache  des  Beklagten,  wenn  das  Vorhandensein  des  Löschungs- 
grundes dem  Gerichte  unbekannt  ist,  dies  darzulegen  und  erforder- 
lichenfalls zu  beweisen.  Allein  der  Löschungsgrund  des  §  9  No.  1 
ist,  da  es  sich  hierbei  um  ein  der  freien  Verfügung  des  besser  Be- 
rechtigten unterliegendes  Privatrecht  handelt,  wenn  die  Löschungs- 
klage noch  nicht  angestellt  ist,  nur  auf  Einwand  des  älteren  Zeichen- 
inhabers zu  berücksichtigen;  zu  Gunsten  eines  Dritten  kann  dieser 
Löschungsgrund  nur  dann  beachtet  werden,  wenn  der  besser  Be- 
rechtigte die  Priorität  seines  Zeichens  durch  Erhebung  der  Löschungs- 
klage bereits  geltend  gemacht  hat  (vergl.  Mot.  zu  §  11). 

486.   Auesetzung  des  Verfahrens  wegen  Vorliegens  eines  Lösohungs- 

grundes. 

Die  auf  Grund  des  §  12  Absatz  2  eintretende  Unwirksamkeit 
ist  eine  Folge  der  Löschung;  dieselbe  tritt  nicht  schon  ein  mit 
dem  Vorhandensein  eines  Löschungsgrundes.  Vielmehr  besteht  trotz 
des  Vorliegens  eines  Löschungsgrundes  das  Recht  in  voller  Wirk- 
samkeit bis  zur  Löschung.  Daher  kann  aus  dem  Bestehen  eines 
Löschungsgrundes,  sofern  die  Löschung  noch  nicht  erfolgt  ist,  ein 
Einwand  gegen  die  Geltendmachung  der  Rechte  aus  der  Eintragung 
nicht  hergeleitet  werden.  Dies  gilt  selbst  dann,  wenn  ein  Löschungs- 
antrag bereits  gestellt,  die  Löschung  in  Anregung  gebracht,  eine 
Löschungsklage   anhängig   gemacht  oder  ein  Löschungsverfahren  vor 
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dem  Patentamt  eingeleitet  sein  sollte.  Das  Gericht,  welches  über 
die  Verletzung  des  Zeichenrechtes  zu  urtheilen  hat,  kann  nicht  etwa 
auf  Antrag  oder  von  Amtswegen  das  Verfahren  bis  zum  Erlasse  der 
patentamtlichen  oder  gerichtlichen  Entscheidung  im  Löschungsverfahreu 
aussetzen.  Eine  Aussetz ungsbefugniss  steht  im  Allgemeinen  dem 
Civilgerichte  auf  Grund  des  §  139  der  Civilprozessordnung  zu,  wenn 
die  Entscheidung  von  dem  Bestehen  oder  Nichtbestehen  eines  Rechts- 
verhältnisses abhängt,  welches  den  Gegenstand  eines  anderen  an- 
hängigen Rechtsstreites  bildet  oder  von  einer  Verwaltungsbehörde 
festzustellen  ist.  Dem  Strafgerichte  steht  die  gleiche  Befugniss  auf 
Grund  des  §  261  der  Strafprozessordnung  zu,  wenn  die  Strafbarkeit 
von  der  Beurtheilung  eines  durch  das  Civilgericht  festzustellenden 
bürgerlichen  Rechtsverhältnisses  abhängt.  Beide  Voraussetzungen 
trefien  bei  dem  Vorhandensein  eines  Löschungsgrundes,  auch  wenn 
die  Löschung  deswegen  beantragt  oder  ein  Lösch ungs verfahren  ein- 
geleitet ist,  nicht  zu,  da  die  Löschung  nicht  das  Nichtbestehen  oder 
das  Erloschensein  des  Rechtes  aus  der  Eintragung  deklarirt,  sondern 
dieses  Recht  erst  beseitigt. 

Die  Vorschriften  des  §  139  der  Civilprozessordnung  und  des 
§  261  der  Strafprozessordnung  können  daher  nicht  etwa  dazu  benutzt 
werden,  um  eine  Aussetzung  des  Verfahrens  im  Interesse  des  Be- 
klagten im  Widerspruche  zu  dem  Interesse  des  Klägers,  welches  eine 
sofortige  Entscheidung  in  der  Hauptsache  erheischt,  herbeizuführen. 
Durch  die  Ausübung  der  Aussetzungsbefugniss  würde  die  Wirkung 
der  Eintragung,  welche  auch  dann  bestehen  soll,  wenn  die  Eintragung 
hätte  versagt  werden  müssen,  thatsächlich  illusorisch  gemacht  werden, 
indem  alsdann  Jedermann  ein  eingetragenes  Zeichen  unter  Ueber- 
tretung  des  gesetzlichen  Verbotes  gebrauchen  und  der  Geltend- 
machung der  Rechte  aus  der  Eintragung  mit  dem  zur  Begründung 
eines  Aussetzungsantrages  benutzten  Einwände  begegnen  könnte,  dass 
die  Eintragung  nicht  hätte  erfolgen  dürfen.  Derartige  verschleppende 
und  die  Verfolgung  von  Nachahmungen  erschwerende  Einwände  abzu- 
schneiden, lag  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers,  indem  —  entgegen 
dem  früheren  Recht  —  die  Eintragung  eines  Waarenzeichens  mit  der 
formalen  Wirkung  des  §  12  ausgestattet  wurde  (vergl.  Mot.  zu  §  11). 

Nur  dann  ist  das  Gericht  berechtigt,  das  Verfahren  bis  zur  Er- 
ledigung eines  schwebenden  Löschungsverfahrens  auszusetzen,  wenn 
in  dem  Löschungsverfahren  eine  Frage  entschieden  wird,  von  deren 
Beantwortung  es  zugleich  abhängt,  ob  einem  eingetragenen  Zeichen 
ohne  Rücksicht  auf  dessen  Löschung  die  gesetzliche  Wirkun«? 
zu  versagen  ist,  d.  h.  ob  die  Eintragung  wirksam  oder  unwirksam  ist. 
Aus  diesem  Gesichtspunkte  kann  insbesondere,  wenn  es  sich  um  die 
behauptete  Verletzung  eines  Wortzeichens  handelt,  hinsichtlich  dessen 
das  Patentamt  das  Löschungs verfahren  eingeleitet  hat,  weil  die  Ein- 
tragung nach  Massgabo  des  §  4  No.  1  hätte  versagt  werden  müssen, 
die  Aussetzung  des  Verfahrens  bis  zur  Entscheidung  des  Patentamts 
beschlossen  werden,  da,  wenn  das  Patentamt  die  Löschung  ausspricht, 
damit  zugleich  dargethan  wird,  dass  die  Eintragung  von  Beginn  an 
unwirksam  war  (vergl.  369.  490). 

Das  Patentamt  dagegen  ist  stets  berechtigt,  in  dem  Verfahren 
nach  §§  5  und  6  die  Entscheidung  bis  zum  Ausgange  des  Löschungs- 
verfahrens auszusetzen,  wenn  es  sich  um  die  Löschung  des  früher 
angemeldeten  Zeichens  handelt  (vergl.  180.  320). 
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§18. 

Durch  die  Eintragung  eines  Waarenzeichens  wird  Nie- 
mand gehindert,  seinen  Namen,  seine  Firma,  seine  Wohnung, 
sowie  Angaben  Aber  Art,  Zeit  und  Ort  der  Herstellung, 
über  die  Besehaffenheit,  über  die  Bestimmung,  fiber  Preis-, 
Mengen-  oder  GewichtsTerhältnisse  tou  Waaren,  sei  es  auch 
in  abgelifirzter  Gestalt,  auf  Waaren,  auf  deren  Yerpacliung 
oder  XJmhüUung  anzubringen  und  derartige  Angaben  im 
OeschäftSTerliehr  zu  gebrauchen. 

Li  VI.    Name,   Firma    und    sonstige   Waaren- 
bezeichnungen ausser  dem  Waarenzeiclien. 

487.  Schutz  von  Name,  Firma  und  sonstigen  Waarenbezeichnungen. 

Ausser  dem  Waarenzeichen  werden  zur  Kennzeichnung  von  Waaren 
auch  noch  andere  Arten  der  Waarenbezeichnungen  benutzt,  welche 
theils  die  Bestimmung  haben,  auf  die  Herkunft  der  Waare  aus  einem 
bestimmten  Oeschäftsbetriebe  oder  aus  einem  bestimmten  Orte  hinzu- 
weisen, theils  andere  Zwecke  verfolgen,  wozu  namentlich  diejenigen 
Waarenbezeichnungen  gehören,  welche  dazu  dienen  sollen,  die  Gattung 
oder  gewisse  Eigenschaften  der  Waare  zu  bezeichnen.  Wie  bereits 
an  anderer  Stelle  dargelegt  ist,  schützt  das  Gesetz  nur  die  erstere 
Art  der  Waarenbezeichnungen,  d.  h.  die  Herkunftsbezeichnungen,  von 
welchen  neben  dem  Waarenzeichen  noch  der  Name,  die  Firma,  die 
Waarenausstattung  sowie  die  örtlichen  Herkunftsbezeichnungen  in 
Betracht  kommen  (vergl.  1.  2).  Auf  die  für  den  Schutz  dieser  Waaren- 
bezeichnungen im  engeren  Sinne  geltenden  Grundsätze  ist  —  abge- 
sehen von  dem  theilweise  bereits  erörterten  Schutze  der  Waaren- 
zeichen —  später  näher  einzugehen. 

Die  örtlichen  Herkunftsbezeichnungen,  welche  hier  zu  den  Waaren- 
bezeichnungen im  engeren  Sinne  —  d.  h.  zu  den  gesetzlich  geschütz- 
ten Herkunftsbezeichnungen  —  gerechnet  sind,  gehören  in  einem  an- 
deren Sinne  wiederum  zu  den  Waarenbezeichnungen  im  weiteren 
Sinne  —  d.  h.  denjenigen  Bezeichnungen,  welche  als  Hinweis  auf  die 
Gattung  oder  die  Eigenschaften  der  Waare  dienen  —  insofern,  als  die 
örtliche  Herkunft  nach  der  Auffassung  der  betheiligten  Verkehrskreise 
häufig  von  Einfluss  auf  die  Beschaffenheit  der  Waare  ist,  und  der 
Hinweis  darauf  demnach  oft  als  eine  Beschaffenheitsangabe  angesehen 
wird. 

488.  Kollision  des  Waarenzeichens  mit  anderen  Waarenbezeichnungen. 

Durch  den  §  13  ist  Vorsorge  für  den  Fall  getroffen,  dass  ein  ein- 
getragenes Waarenzeichen  in  Kollision  tritt  entweder  mit  einem  ge- 
schützten Namen-  oder  Firmenrecht  oder  mit  Waarenbezeichnungen 
in  weiterem  Sinne,  von  welchen  in  §  18  genannt  werden:  Angaben 
über  Art,  Zeit  und  Ort  der  Herstellung,  über  die  Beschaffenheit,  über 
die  Bestimmung,  über  Preis-,  Mengen-  und  Gewichtsverhältnisse. 
Diese  Aufzählung  ist  keine  erschöpfende;  vielmehr  sind  hierher  über- 
haupt alle  diejenigen  Wörter  zu  zählen,  deren  sich    der  Verkehr    zur 
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Beschreibung  von  Waaren  zu  bedienen  pflegt  (vergl.  113).  Wegen 
der  Grundsätze,  welche  bei  der  Feststellung,  ob  ein  Wort  zu  den  hier 
genannten  gehört,  zur  Anwendung  zu  bringen  sind,  ist  auf  das  zu 
§  4  No.  1  Gesagte  zu  verweisen  (vergl.  113  ff.). 

Der  §  13  findet  keine  Anwendung  bei  der  Kollision  eines  einge- 
tragenen Waarenzeichens  mit  einem  Freizeichen  oder  mit  einer  ge- 
schützten Waarenausstattung.  In  diesen  beiden  Fällen  behält  die  Ein- 
tragung des  Waarenzeichens  ihre  volle  Wirkung  bis  zu  dessen  Löschung 
(vergl.  356.  730).  Jedoch  kann  dadurch,  dass  ein  Freizeichen  zum 
Bestand theile  eines  Kombinationszeichens  gemacht  ist.  Niemand  an 
dem  Gebrauche  des  Freizeichens  für  sich  oder  als  Bestandtheil  eines 
anderen  nicht  verwechselungsfähigen  Kombinationszeichens  gehindert 
werden  (vergl.  104).  Besonderes  gilt  von  der  Kollision  eines  einge- 
tragenen Waarenzeichens  mit  einem  anderen  eingetragenen  Zeichen 
(vergl.  371  ff.). 

489.   Kollision  mit  Name  und  Firma. 

Der  §  13  bestimmt,  dass  durch  die  Eintragung  eines  Waaren- 
zeichens Niemand  gehindert  wird,  seinen  Namen,  seine  Firma  und 
seine  Wohnung,  sei  es  auch  in  abgekürzter  Gestalt,  auf  Waaren,  auf 
deren  Verpackung  oder  Umhüllung  anzubringen  oder  derartige  An- 
gaben im  Geschäftsverkehre  —  d.  h.  auf  Ankündigungen  —  zu  ge- 
brauchen. Die  Eintragung  eines  Waarenzeichens  ist  demnach  un- 
wirksam, wenn  das  Zeichen  mit  einer  der  hier  genannten  Arten  der 
Waarenbezeichnung  in  Kollision  tritt  (vergl.  378).  Der  Grund  dieser 
Bestimmung  ist,  dass  der  Name  und  die  Firma  mit  oder  ohne  Bei- 
fügung des  Wohnsitzes  oder  des  Geschäftsdomizils  sowie  die  Bezeich- 
nung des  Wohnsitzes  oder  Geschäftsdomizils  für  sich  natürliche  Mittel 
zur  Kennzeichnung  der  Herkunft  der  Waare  von  einer  bestimmten 
Person  oder  aus  einem  bestimmten  Geschäftsbetriebe  sind,  und  dass 
mit  Rücksicht  hierauf  Niemand  an  dem  Gebrauche  dieser  Bezeichnungs- 
mittel zu  dem  gedachten  Zwecke  gehindert  werden  kann  (Mot.  zu 
§  12).  Dies  gilt  nicht  nur  für  den  Fall,  dass  das  durch  Eintragung 
geschützte  Waarenzeichen  ausschliesslich  aus  einem  Namen  oder 
einer  Firma  besteht,  sondern  auch  dann,  wenn  Name  oder  Firma  zu 
Bestandtheilen  eines  eingetragenen  Waarenzeichens  gemacht  sind. 
Andererseits  dürfen  der  Name  und  die  Firma,  auch  wenn  sie  durch 
Eintragung  zu  Gunsten  eines  Anderen  geschützt  sind,  von  der  zu  ihrer 
Führung  berechtigten  Person  nicht  nur  für  sich,  sondern  auch  in  be- 
liebigen Zusammensetzungen  —  mit  figürlichen  oder  wörtlichen  Zu- 
thaten  —  gebraucht  werden,  vorausgesetzt  allerdings,  dass  nicht 
gerade  die  in  Frage  stehende  Kombination  oder  die  hinzugefügten 
sonstigen  Zuthaten  durch  Eintragung  gegen  Nachahmung  geschützt 
sind  oder  das  Wesentliche  eines  geschützten  Zeichens  darstellen  (vergl. 
P,  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  103).  Unbedenklich  dürfen  dagegen  stets  Name 
und  Firma  von  dem  Berechtigten  in  abgekürzter  Gestalt  gebraucht 
werden,  gleichviel  ob  gerade  durch  diese  Abkürzung  eine  sonst  nicht 
vorhandene  Verwechselungsgefahr  hervorgerufen  wird  (vergl.  499.  525). 
Erstreckt  sich  der  durch  die  Eintragung  gewährte  Schutz  auf  eine 
besondere  figürliche  Gestaltung  des  Namens  oder  der  Firma,  so  ist 
derjenige,  welchem  das  koUidirende  Namen-  oder  Firmenrecht  zusteht, 
keineswegs  befugt,  die  geschützte  figürliche  Gestaltung  nachzuahmen 
(vergl.  554). 
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Kur  demjenigen  gegenüber  ißt  die  Eintragung  des  Waarenzeichens 
unwirksam,  welcher  seinen  Namen,  seine  Firma  und  seine  Wohnung 
zur  Waarenbezeichnung  verwendet,  d.  h.  gegenüber  dem,  welcher  den 
ihm  rechtmässig  zustehenden  Namen  und  die  ihm  rechtmässig  zu- 
stehende —  d.  h.  den  gesetzlichen  Vorschriften  entsprechende  —  Firma 
sowie  seine  wirkliche  Wohnung  oder  sein  wirkliches  Domizil  wahr- 
heitsgemäss  angiebt  (vergl.  Bolze  Bd.  18  No.  114).  Der  §  18  will 
also  nur  solche  Personen  im  ungehinderten  Gebrauche  des  Namens 
und  der  Firma  schützen,  welche  überhaupt  nach  allgemeinen  civil- 
rechtlichen  und  zeichenrechtlichen  Grundsätzen  gegenüber  Dritten 
einen  Anspruch  auf  Schutz  des  Namens  oder  der  Firma  haben.  Wann 
dies  der  Fall  ist,  ist  später  erörtert  (vergl.  493  flf.,  504  ff.).  Hervor- 
zuheben ist  dabei  insbesondere,  dass  dei^jenige,  welcher  die  Lizenz 
eines  dritten  Gleichnamigen  besitzt,  sich  auf  den  §  13  zu  seinen 
Gunsten  nicht  berufen  kann;  auch  nicht  derjenige,  welcher  ein  aus 
Name  oder  Firma  bestehendes  Waaren zeichen  erworben  hat,  oder  wer 
durch  ein  Scheingeschäft  eine  Firma  begründet  oder  erworben,  und 
ebensowenig,  wer  nur  zum  Scheine  einen  Wohnsitz  oder  ein  Geschäfts- 
domizil  an  dem  von  ihm  bezeichneten  Orte  begründet  bat  (vergl.  550. 
551.  521).  Ebensowenig  kann  der  Regel  nach  die  Rechte  aus  §  13 
geltend  machen,  wer  das  geschützte  Wortzeichen  eines  Anderen  in  seine 
Firma  aufnimmt.  Denn  eine  solche  Firma  ist  der  Regel  nach  ungültig, 
und  zwar  entweder  deshalb,  weil  ein  derartiger  Zusatz  sich  als  ein  trü- 
gerischerdarstellt, oder  deshalb,  weil  ein  Fantasiewort  nicht  zu  denjenigen 
Zusätzen  beschreibender  Natur  gehört,  deren  Aufnahme  in  eine  Firma 
allgemein  zugelassen  ist  (vergl.  512.  510).  Dagegen  kann  dem  seinen 
Namen,  seine  Firma  oder  seine  Wohnungsbezeichnung  rechtmässig 
Benutzenden  nicht  entgegengehalten  werden,  der  §  13  komme  zu  seinen 
Gunsten  nicht  zur  Anwendung,  weil  der  Gebrauch  des  eigenen  Namens 
u.  s.  w.  zum  Zwecke  unlauteren  Wettbewerbes  geschehe.  Wer  seinen 
eigenen  Namen  oder  seine  eigene  Firma  zum  Zwecke  unlauteren  Wett- 
bewerbes benutzt,  kann  sich  nach  den  reichsgesetzlichen  Vorschriften 
zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  verantwortlich  machen: 
die  Anwendung  des  Zeichengesetzes  ist  dagegen  ihm  gegenüber  aus- 
geschlossen, da  dieses  durch  die  Bestimmungen  über  unlauteren  Wett- 
bewerb nicht  abgeändert  worden  ist  (vergl.  8,  522,  vergl.  auch  bürgerl. 
Gesetzbuch  §  826). 

490.   Kollision  des  Waarenzeichens  mit  gemeingebräuchlichen 

Wortangaben. 

Der  §  13  bestimmt,  wie  bereits  erwähnt,  ferner,  dass  durch  die 
Eintragung  eines  Waarenzeichens  Niemand  gehindert  wird,  Angaben 
über  Art.,  Zeit  und  Ort  der  Herstellung,  über  die  Beschaffenheit,  über 
die  Bestimmung,  über  Preis-,  Mengen-  oder  Gewichtsverhältnisse  von 
Waaren,  sei  es  auch  in  abgekürzter  Gestalt,  auf  Waaren,  auf  deren 
Verpackung  oder  Umhüllung  anzubringen  und  derartige  Angaben  im 
Geschäftsverkehre  zu  gebrauchen.  Die  Eintragung  eines  Waaren- 
zeichens ist  demnach  auch  gegenüber  dem  Gebrauche  derartiger 
Waarenbezeichnungen  unwirksam  (vergl.  369).  Der  Grund  dieser  Be- 
stimmung liegt  darin,  dass  Bezeichnungen  der  angegebenen  Art  im 
Verkehre  allgemein  üblich  sind,  und  dass  der  hieran  bestehende  Ge- 
meingebrauch durch  die  Eintragung  einer  solchen  Bezeichnung  zu 
Gunsten  eines  Einzelnen    nicht   beeinträchtigt  werden  soll.      Die  Be- 
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gründung  des  Gesetzentwurfes  besagt  in  dieser  Hinsicht,  das  Gesetz 
bestimme,  dass  Bezeichnungen  der  fraglichen  Art  als  ausschliesslicher 
Inhalt  eines  Zeichens  nicht  eintragsfähig  sein  sollen;  es  gestatte  aber 
ihre  Verwendung  in  Verbindung  mit  anderen  Wörtern  und  Figuren 
zu  Zeichenzwecken.  Derartigen  Zeichen  gegenüber  wolle  das  Gesetz 
die  Befugniss  der  übrigen  Produzenten  und  Handeltreibenden  zur  Be- 
nutzung solcher  Bezeichnungen  ausdrücklich  wahren  (Mot.  zu  §  12). 
Hiernach  könnte  man  versucht  sein,  anzunehmen,  der  Gesetzgeber 
habe  nur  gegenüber  solchen  Kombinationszeichen,  welche  neben 
sonstigen  schutzfähigen  Bestandtheilen  Angaben  der  in  §  13  erwähnten 
Art  enthalten,  den  Gemeingebrauch  schützen  wollen;  es  habe  aber 
nicht  in  seiner  Absicht  gelegen,  einem  eingetragenem  Zeichen,  welches 
ausschliesslich  aus  derartigen  Angaben  besteht,  die  Wirksamkeit 
zu  versagen,  weil  über  die  Schutzfähigkeit  eines  solchen  Zeichens,  ins- 
besondere über  die  Löschung  wegen  Nichtschutzfähigkeit,  allein  von  dem 
Patentamt  zu  befinden  sei.  Diese  Ansicht  würde  indessen  dem  wahren 
Sinne  des  Gesetzes  widersprechen,  da  dieses  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  ein  Waarenzeichen  ausschliesslich  in  Wörtern  der  gedachten  Art 
oder  noch  aus  sonstigen  Bestandtheilen  besteht,  angewendet  werden 
will.  Dies  beruht,  was  die  ausschliesslich  aus  gemeingebräuchlichen 
Wörtern  bestehenden  Waarenbezeichnungen  anlangt,  darauf,  dass  die- 
selben wegen  nicht  genügender  Unterscheidungskraft  überhaupt  nicht 
Waarenzeichen  im  Sinne  des  §  1  des  Gesetzes  sein  können,  und  dass 
demnach  bei  deren  Verwendung  zur  Waarenbezeichnung  keine 
waarenzeichenmässige  Benutzung  des  eingetragenen  Zeichens 
stattfindet.  Es  hätte  mithin  der  Vorschrift  des  §  13  gar  nicht  ein- 
mal bedurft,  um  die  Unwirksamkeit  eines  dem  §  4  No.  1  zuwider  ein- 
getragenen Zeichens  zu  begründen  (vergl.  21.  113.  369).  Unerheblich 
ist  es  dabei,  ob  das  Patentamt  die  Eintragung  versehentlich  dem  §  4 
No.  1  zuwider  vorgenommen  hat,  oder  ob  dasselbe  die  Frage  der  Ein- 
tragsfähigkeit geprüft  und  bejaht  hat;  in  jedem  Falle  steht  den  Ge- 
richten, welche  über  die  Verletzung  des  Zeichenrechtes  zu  urtheilen 
haben,  die  Befugniss  zu,  trotz  der  geschehenen  Eintragung  eine  Unter- 
suchung darüber  anzustellen,  ob  der  Eintragung  mit  Rücksicht  auf 
den  §  13  die  gesetzliche  Wirkung  zuerkannt  werden  kann  (vergl.  auch 
P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  173). 

Die  gemeingebräuchlichen  Angaben  der  in  §  13  bezeichneten  Art 
dürfen  nicht  nur  für  sich  allein,  sondern  auch  in  jeder  beliebigen  Zu- 
sammensetzung mit  wörtlichen  oder  figürlichen  Zuthaten  ungehindert 
von  Jedermann  gebraucht  werden,  sofern  nicht  gerade  die  betreffende 
Zusammenstellung  oder  die  sonstigen  Zuthaten  als  Waarenzeichen  zu 
Gunsten  eines  Anderen  in  genau  derselben  oder  in  verwechselungs- 
fähigor  Gestalt  geschützt  sind,  oder  das  Wesentliche  eines  geschützten 
Zeichens  darstellen.  Die  gemeingebräuchlichen  Angaben  dürfen  auch 
in  abgekürzter  Gestalt  ungehindert  gebraucht  werden,  und  zwar  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  gerade  durch  die  Abkürzung  eine  sonst  nicht 
vorhandene  Verwechselungsgefahr  begründet  wird.  Dagegen  darf  die 
besondere  figürliche  Gestaltung,  in  welcher  ein  gemeingebräuchliches 
Wort  sich  in  einem  geschützten  Waarenzeichen  findet,  nicht  nach- 
geahmt werden,  sofern  dadurch  eine  Verwechselung  ermöglicht  wird 
(vergl.  139.  852).  Die  Benutzung  gemeingebräuchlicher  Angaben  wird 
—  wenigstens  was  die  Anwendung  des  §  13  anlangt  —  nicht  dadurch 
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unzulässig,  dass  von  denselben  zum  Zwecke  unlauteren  Wettbewerbes 
Gebrauch  gemacht  wird  (vergl.  7.  8). 

Die  Vorschrift  des  §  13  findet  keine  Anwendung,  wenn  Wörter 
oder  Wortverbindungen,  welche  im  Allgemeinen  als  Beschaffenheits-, 
Bestimmungs-,  Ortsangaben  u.  s.  w.  anzusehen  sind,  durch  die  Anmel- 
dung und  Eintragung  in  willkürlicher  Weise  zu  Waaren  in  Beziehung 
gesetzt  werden,  zu  deren  Beschreibung  sie  sonst  nicht  dienen,  so  dass 
sie  mit  Rücksicht  hierauf  als  Fantasiewörter  anzusehen  sind,  oder, 
wenn  dieselben  neben  ihrer  Eigenschaft,  zur  Beschreibung  der  Waare 
zu  dienen,  auch  auf  die  Herkunft  aus  einem  bestimmten  Geschäfts- 
betriebe hinweisen  und  dadurch,  wie  z.  B.  der  Name  eines  im  Sonder- 
eigenthum  eines  Einzelnen  stehenden  Weinbergs,  zum  Waarenzeichen 
sieh  eignen  (vergl.  124.  126.  130.  138.  129,  vergl.  auch  P.M.  &  Z-Bl. 
Bd.  2  S.  305).  Alsdann  darf  kein  Anderer  diese  an  sich  als  gemein- 
gebräuchlich sich  darstellenden  Angaben  zur  Bezeichnung  der  in  der 
Eintragung  angegebenen  Waaren  benutzen.  Der  Gemeingebrauch  wird 
durch  eine  solche  Eintragung  nicht  beeinträchtigt,  da  derselbe  nur 
insoweit  Schutz  verdient,  als  er  die  wahrheitsgemässe  Bezeichnung 
von  Waaren  betrifiFt. 

Welche  Wertangaben  im  Einzelnen  zu  den  in  §  18  genannten  zu 
rechnen  sind,  ergiebt  sich  aus  den  Erörterungen  zu  §  4  No.  1.  Hier- 
nach kommen  bei  der  Anwendung  des  §  13  nur  diejenigen  Wörter  in 
Betracht,  welche  nach  den  Regeln  des  Sprachgebrauchs  oder  der 
Sprachbildung  die  Bestimmung  haben,  zur  Beschreibung  von  Waaren 
zu  dienen.  Gegenüber  der  Eintragung  eines  Fantasiewortes,  eines 
Namens  oder  einer  Firma  kann  daher  der  Einwand  des  §  18  auch 
dann  nicht  erhoben  werden,  wenn  das  eingetragene  Wort  im  Laufe 
der  Zeit  zu  einem  Freizeichen  geworden  ist,  und  somit  im  Verkehre 
zur  Benennung  der  Waare  benutzt  wird  (vergl.  113.  115.  547).  Denn, 
wie  gegenüber  Freizeichen  überhaupt,  findet  auch  gegenüber  solchen 
Frei  Wörtern  der  §  18  keine  AnAvendung  (vergl.  488). 
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491.  Anwendbarkeit  der  allgemeinen  Grundsätze   des  Namenreohts. 

Der  Name  ist  nicht  wie  das  Waarenzeichen,  welches  diese  Be- 
stimmung begrifismässig  hat,  in  erster  Linie  dazu  bestimmt,  als  Mittel 
zur  Unterscheidung  von  Waaren  oder  zur  Bezeichnung  der  Herkunft 
solcher  zu  dienen.  Vielmehr  hat  der  Name  zunächst  den  Zweck, 
eine  Person  entweder  in  bürgerlicher  Hinsicht  oder  in  ihren  gewerb- 
lichen und  kaufmännischen  Beziehungen  zu  bezeichnen  und  von  anderen 
Personen  zu  unterscheiden;  soweit  der  Name  zur  Bezeichnung  der 
kaufmännischen  Beziehungen  einer  Person  bestimmt  ist,  trifi't  der 
Begriff  des  Namens  mit  dem  Begriffe  der  Firma  zusammen  (vergl. 
Pouillet  No.  382,  vergl.  auch  503).  Die  Bestimmungen  des  Gesetzes 
zum  Schutze  der  Waarenbezeichnungen  betreffen  den  Namen  nur  in  seiner 
Eigenschaft  als  Waarenbezeichnung;  trotzdem  bedürfen  die  Vorschriften, 
unter  welchen  ein  Name  überhaupt  —  also  auch  in  seinen  sonstigen 
rechtlichen  Beziehungen  —  Anspruch  auf  gesetzlichen  Schutz  hat, 
einer  Erörterung  insofern,  als  das  Gesetz  zum  Schutze  der  Waaren- 
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bezeichnungen  den  Begriff  des  Namens  und  die  rechtlichen  Voraus- 
setzungen seines  Schutzes  selbst  nicht  bestimmt,  vielmehr  insofern 
auf  die  allgemeingültigen  Grundsätze  des  Namenrechtes  verweist. 
Soweit  sich  aus  dem  Begriffe  der  Waarenbezeichnung  nichts  Anderes 
ergiebt,  sind  demnach  die  Vorschriften  des  sonstigen  bürgerlichen 
Rechts,  welche  den  Namen  und  dessen  Schutz  betreffen,  ohne  Weiteres 
hier  anwendbar. 

492.  Anwendbarkeit  der  Landesgeeetze. 

Eine  reichsgesetzliche,  den  Begriff  des  Namens  bestimmende,  Vor- 
schrift besteht  nicht;  was  als  Name  zu  betrachten  ist,  richtet  sich 
vielmehr  nach  den  Landesgesetzen,  d.  h.  nach  den  Gesetzen  desjenigen 
Ortes,  an  welchem  die  durch  den  Namen  gekennzeichnete  Person  zur 
Zeit  des  Erwerbs  des  Namens  ihr  Domizil  gehabt  hat  (vergl.  Civ. 
Bd.  16  S.  60.  61).  Für  Ausländer  gilt  demnach  das  ausländische 
Recht.  Die  verschiedenen  deutschen  Laudesgesetze  sind  indessen  im 
Wesentlichen  derart  übereinstimmend,  dass  eine  einheitliche  Dar- 
stellung des  Namenrechtes  in  seinen  hauptsächlichen  Grundzügen 
möglich  ist.  Die  im  Folgenden  erörterten  Grundsätze  gelten  auch 
nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch,  insoweit  dieses  Vorschriften  über 
das  Namenrecht  trifft. 

493.   Begriff. 

Hiernach  ist  als  Name  einer  physischen  Person  der  bürgerliche 
oder  Familienname  derselben  anzusehen  (Civ.  Bd.  14  S.  18,  vergl. 
Art.  16  Absatz  1  des  Handelsgesetzbuchs).  Der  Vorname,  welcher 
dazu  dient,  mehrere  den  gleichen  Familiennamen  führende  Personen 
von  einander  zu  unterscheiden,  ist  kein  noth wendiger  Bestandtheil 
des  Namens,  da  dieser  auch  dann  geschützt  ist,  wenn  er  unter  gänz- 
licher oder  theil weiser  Weglassung  der  Vornamen  oder  unter  Ab- 
kürzung derselben  gebraucht  wird  (Endemann  in  Busch  Bd.  32  S.  62, 
vergl.  Zeitschrift  für  Handelsrecht  Bd.  20  S.  618,  Art.  16  Ab- 
satz 1  des  Handelsgesetzbuchs).  Daher  benutzt  andererseits  auch  der- 
jenige einen  fremden  Namen,  welcher  den  Familiennamen  eines  Anderen 
ohne  Vornamen  oder  unter  Hinzufügung  eines  anderen  Vornamens 
gebraucht  (vergl.  Bolze  Bd.  13  No.  120,  C o sack  Handelsrecht  S.  51, 
Gareis  &  Fuchsberger  N.  55).  Nur  dann  könnte  durch  die  Weg- 
lassung des  Vornamens  die  Annahme,  dass  der  Name  eines  Anderen 
angeeignet  sei,  ausgeschlossen  werden,  wenn  der  Familienname  so 
gewöhnlich  ist,  dass  im  Verkehre  bei  Nennung  desselben  ohne  Vor- 
namen an  eine  bestimmte  Person  oder  an  eine  Mehrzahl  bestimmter 
Personen  überhaupt  nicht  gedacht  werden  kann,  und  auch  die  Natur 
der  Waare,  welche  mit  dem  Namen  versehen  wird,  oder  deren  Aus- 
stattung nicht  auf  eine  bestimmte  Person  oder  eine  Mehrzahl  solcher 
hinweisen  (vergl.  Kohler  M-R.  S.  13,  v.  Hahn  Kommentar  §  1  zu 
Art.  27).  Der  Vorname  für  sich  allein  —  ohne  Hinzufügung  des 
Familiennamens  —  geniesst  einen  Rechtsschutz  aus  dem  Gesichts- 
punkte des  Namenrechtes  überhaupt  nicht;  als  Waarenzeichen  oder 
Waarenausstattung  kann  derselbe  dagegen  gesetzlichen  Schutz  er- 
langen (Kohl er  M-R.  S.  143). 

494.   Name  juristischer  Personen. 

Ausser  den  physischen  Personen  haben  auch  die  juristischen 
Personen    einen   Namen;    ausgenommen    sind    nur    die   Aktiengesell- 
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Schäften  und  die  sonstigen  Handelsgesellschaften  im  Sinne'  des  Handels- 
gesetzbuchs sowie  die  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  und 
die  Genossenschaften,  welche  nicht  einen  Namen,  sondern  eine  Firma 
haben  (vergl.  Civ.  Bd.  3  S.  67  ff.).  Insbesondere  haben  auch  der 
Staat  in  seiner  Eigenschaft  als  Fiskus  sowie  die  Gemeinden  einen 
Namen  im  Sinne  des  Zeichengesetzes  (Propr.  Ind.  XI.  S.  141).  Der 
Name  der  juristischen  Person  steht  dieser  nur  als  solcher,  nicht  da- 
gegen den  einzelnen  Mitgliedeni  derselben,  zu  (vergl.  Amar  No.  290). 
Ob  auch  sonstige  Personenvereinigungen,  welche  die  Eigenschaft  einer 
juristischen  Person  nicht  besitzen,  einen  Namen  in  dem  Sinne  haben, 
dass  die  zur  Kennzeichnung  der  Gemeinschaft  benutzte  Bezeichnung 
rechtlichen  Schutz  geniesst,  bestimmt  sich  nach  dem  Rechte  des  Sitzes 
solcher  Vereinigungen;  bei  ausländischen  Vereinigungen  also  nach  aus- 
ländischem Recht  (ZgR.  II.  S.  186,  vergl.  Pouillet  No.  377).  Im 
Allgemeinen  wird  solchen  Vereinigungen  ein  Namenschutz  nicht  zuzu- 
billigen sein  (vergl.  auch  bürgert.  Gesetzbuch  §  54). 

495.   Recht  zur  Führung  eines  bestimmten  Namens. 

Nur  der  einer  —  physischen  oder  juristischen  —  Person  recht- 
lich zukommende  Name  hat  Anspruch  auf  gesetzlichen  Schutz  (Civ. 
Bd.  1  S.  27,  Blum  Ann.  Bd.  10  S.  74.  75).  Das  Recht  zur  Führung 
eines  bestimmten  Familiennamens  wird  nach  Massgabe  der  hierüber 
bestehenden  Vorschriften  der  Landesgesetze  für  physische  Personen 
erworben  durch  Geburt,  Verehelichung,  Anerkennung,  Legitimation, 
Annahme  an  Kindesstatt  oder  durch  Verfügung  der  gesetzlich  zur 
Bewilligung  einer  Namensänderung  berufenen  Behörden  (Civ.  Bd.  29 
S.  133,  V.  Hahn  Kommentar  §  4  zu  Art.  16,  Gareis  &  Fuchs- 
berger  N.  56).  Nach  den  Landesgesetzen  beantwortet  sich  auch  die 
Frage,  ob  eine  geschiedene  Ehefrau  den  Namen  ihres  geschiedenen 
Ehemanns  führen  darf,  wie  sich  Wittwen  zu  nennen  haben,  und  ob 
es  einem  verheiratheten  Manne  gestattet  ist,  den  Namen  seiner  Ehe- 
frau dem  seinigen  beizufügen  (Civ.  Bd.  16  S.  60.  61).  Die  Regel  ist, 
dass  die  geschiedene  Ehefrau  und  die  Wittwe  —  gleichwie  die  Ehe- 
frau überhaupt  —  den  Namen  des  Ehemanns,  und  zwar  den  Familien- 
namen mit  oder  ohne  Vornamen,  mit  einem  Zusätze,  welcher  sie  als  Ehe- 
frau oder  Wittwe  kennzeichnet,  führen  darf  (v.  Hahn  Kommentar 
§  4  zu  Art.  16).  Desgleichen  ist  es  dem  Ehemann  regelmässig  ge- 
stattet, den  Namen  seiner  Ehefrau  dem  soinigen  behufs  Unterschei- 
dung von  dem  Namen  Anderer  beizufügen,  da  dies,  sofern  es  in 
loyaler  Weise  und  nicht  zum  Zwecke  der  Täuschung  geschieht,  der 
kaufmännischen  Sitte  entspricht  (Civ.  Bd.  16  S.  60.  61,  Bolze  Bd.  3 
No.  233,  vergl.  Amar  No.  341).  Für  juristische  Personen  gilt  der 
durch  Herkommen,  Gesetz  oder  Statut  bestimmte  Name. 

496.   WillkürUch  gewählter  Name. 

Der  Name,  welchen  Jemand  sich  thatsächlich  im  Verkehre  bei- 
legt, ohne  ein  Anrecht  auf  denselben  zu  besitzen  —  also  der  fingirte 
Name  und  das  Pseudonym  —  haben  demnach  keinen  Anspruch  auf 
Schutz.  Das  Gleiche  gilt  von  dem  Namen,  welcher  einer  Person  von 
Anderen  im  Verkehre  beigelegt  wird  (Kohler  M-R.  S.  120.  121,  Ende- 
mann  in  Busch  Bd.  32  S.  59,  vergl.  Pouillet  No.  378).  Ebenso- 
wenig sind  durch  das  Zeichengesotz  geschützt  die  Namen  fingirtor 
Personen,  z.  B.  von  Romantiguren.  Indessen  kann  sowohl  der  fingirte 
Name  als  das  Pseudonym  durch  Eintragung  in  die  Zeichenrollo  oder. 
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wenn  die  Voraussetzungen  des  §  15  vorliegen,  geschützt  sein  (vergl. 
Pouillet  No.  378,  Amar  No.  281.  314,  Mayer  in  Zeitschrift  fQr 
Handelsrecht  Bd.  26  S.  390 ff.,  vergl.  auch  114.  698).  Der  fingirte 
Name  und  das  Pseudonym  können  femer  geschützt  sein  nach  Mass- 
gabe des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs 
(vergl.  8,  vergl.  auch  bürgert.  Gesetzbuch  §  826), 

497.   Willkürlioh  geänderter  Name. 

Der  willkürlich  geänderte  Name  ist,  sofern  nicht  die  zur  Namens- 
änderung erforderliche  Genehmigung  der  Verwaltungsbehörden  einge- 
holt ist,  nicht  geschützt,  gleichviel  ob  ein  vollständig  anderer  Name 
oder  der  rechtlich  zukommende  Name  mit  Abweichungen  geführt  w^ird 
(vergl.  Kohler  M-R.  S.  6).  Daher  ist  bei  Beurtheilung  der  Frage,  ob 
ein  Unbefugter  das  Namenrecht  verletzt  hat,  nur  auf  den  berechtigt 
geführten  Namen,  nicht  dagegen  auf  den  von  dem  Nameninhaber  etwa 
abweichend  hiervon  im  Verkehre  gebrauchten  Namen  zu  sehen.  Dies 
kommt  insbesondere  auch  dann  in  Betracht,  wenn  es  sich  darum 
handelt,  ob  die  Abweichungen,  mit  welchen  ein  Unbefugter  den  Namen 
benutzt,  als  wesentliche  oder  als.  unwesentliche  im  Sinne  des  §  20 
anzusehen  sind.  Ob  Jemand  zur  Führung  eines  bestimmten  Namens 
befugt  ist,  bestimmt  sieh  nach  dem  Eechte  seines  Domizils  und  bei 
juristischen  Personen  nach  dem  Rechte  ihres  Sitzes.  Der  Name,  d.  h. 
der  Familienname,  ist  —  wenigstens  nach  deutschem  Recht  —  der 
Uebersetzung  in  fremde  Sprachen  nicht  fähig  und  in  der  Uebersetzunj^ 
nicht  geschützt,  z.  B.  kann  der  Name  „Bürger"  nicht  in  „Bourgeois** 
umgeändert  werden  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  277,  Bd.  2  S.  302). 

498.  Aenderung  des  Vornamens. 

Auch  der  Vorname  darf  nicht  willkürlich  geändert  werden;  in- 
dessen sind  Ueberset Zungen  desselben  in  andere  Sprachen  im  Allß^e- 
m einen  zulässig,  sofern  dieselben  hergebracht  oder  allgemein  üblich 
sind,  und  im  einzelnen  Falle  nicht  in  täuschender  Absicht  benutzt 
werden  (Anschütz  &  Völderndorff  Bd.  1  S.  148,  Gareis  &  Fuchs- 
berger  N.  67,  v.  Hahn  Kommentar  §  5  zu  Art.  16,  anders  Staub 
Kommentar  §  1  zu  Art.  16). 

499.   Abkürzung  des  Namens. 

Das  Gesetz  gestattet  dem  Inhaber  des  Namens  den  Gebrauch 
desselben  „in  abgekürzter  Gestalt"  und  verleiht  demselben  auch  in 
dieser  Gestalt  rechtlichen  Schutz  (Civ.  Bd.  22  S.  101).  Daraus  lässt 
sich  indessen  keineswegs  ableiten,  dass  der  Name,  d.  h.  der  Familien- 
name, selbst  in  irgend  einer  Weise  abgekürzt  oder  sonstwie  geändert 
werden  dürfe,  oder  dass  ein  so  geänderter  Name  Anspruch  auf  Schutz 
habe.  Denn  der  Familienname  ist  nur  in  unveränderter  und  voll- 
ständiger Gestalt  geeignet,  zur  Charakterisirung  einer  bestimmten 
Person  zu  dienen  und  dieselbe  von  anderen  Personen  zu  unterscheiden, 
indem  der  Familienname  einer  bestimmten  Person  von  den  ähnlich 
klingenden  Familiennamen  Anderer  gewöhnlich  nur  durch  ganz  gering- 
fügige Modifikationen  oder  kleine  Silben  sich  abhebt.  Es  können  da- 
her nur  solche  Theile  des  Namens,  welche  nicht  nothwendige  Bestand- 
theile  des  Familiennamens  sind,  abgekürzt  oder  weggelassen  werden, 
ohne  dass  eine  Beeinträchtigung  des  gesetzlichen  Schutzes  eintritt 
(vergl.  Pouillet  No.  882).    Die    Abkürzungen    dürfen    demnach    nur 
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darin  bestehen,  dass  Vornamen,  Adelsprädikate  oder  ähnliche  für  die 
Individualität  des  Familiennamens  nicht  wesentliche  Theile  abgekürzt 
oder  fortgelassen  werden  (Gar eis  &  Fuchsb erger  N.  67,  vergl. 
Art.  16  Absatz  1  des  Handelsgesetzbuchs).  Welche  Bedeutung  Abkür- 
zungen haben,  welche  ein  Unbefugter  vornimmt,  ist  hier  nicht  zu 
erörtern  (vergl.  858). 

500.    Initialen. 

Insbesondere  sind  die  Initialen,  d.  h.  die  neben  einander  gestellten 
Anfangsbuchstaben  der  Vornamen  und  des  Familiennamens,  nicht  als 
zulässige  Abkürzungen  und  daher  nicht  als  dem  vollständigen  Namen 
gleichstehend  anzusehen;  dieselben  individualisiren  nicht  eine  be- 
stimmte Person,  da  sie  meist  einer  grossen  Anzahl  von  Personen  mit 
gänzlich  verschiedenen  Namen  als  Anfangsbuchstaben  des  Namens 
dienen  (Kohler  M-R.  S.  198,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  278,  vergl.  Meili 
S.  20,  Pouillet  No.  71.  382,  Amar  No.  282,  anders  Meves  §  10 
N.  8).  Die  dem  Familiennamen  beigefügten  Vornamen  dürfen  dagegen, 
da  sie  überhaupt  weggelassen  werden  können,  in  Initialen  wieder- 
gegeben werden  (Amar  No.  312). 

501.   Bedeutung  von  Zusätzen  zum  Namen. 

Eine  Aenderung  des  Namens  kann  nicht  allein  durch  Abkürzungen 
und  Weglassungen,  sondern  auch  durch  Zusätze,  welche  dem  voll- 
ständigen Namen  hinzugefügt  sind,  herbeigeführt  werden,  sofern  diese 
Hinzufügungen  zu  wirklichen  Bestandtheilen  des  Namens  gemacht 
sind.  Ob  letzteres  der  Fall  ist,  oder  ob  nicht  vielmehr  derartige  Zu- 
sätze sich  als  für  den  Namenschutz  gänzlich  ausser  Betracht  bleibende 
selbständige  Angaben  darstellen,  ist  eine  Thatfrage,  welche  nach 
den  Umständen  des  einzelnen  Falles  entschieden  werden  muss.  Hier- 
nach sind  solche  Beiworte,  welche  zur  näheren  Bezeichnung  der  Person 
und  insbesondere  zur  Unterscheidung  von  anderen  Gleichnamigen 
dienen  —  z.  B.  die  Angabe  der  Eltern,  Bezeichnungen  wie  „Sohn 
von  .  .  .  ",  sowie  Zahlenangaben  —  als  zu  dem  Namen  gehörig  und 
von  dessen  Schutz  mitumfasst  anzusehen;  das  Gleiche  gilt  indessen 
nicht  von  sonstigen  Angaben  über  Wohnsitz,  Familienstand  u.  s.  w. 
(vergl.  Str.  Bd.  22  S.  63).  Insbesondere  sind  Domizilangaben,  welche 
neben  dem  Namen  gebraucht  werden,  regelmässig  nicht  Bestandtheile 
desselben.  Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  durch  die  Hinzufügung  von 
Zusätzen  zu  einem  fremden  geschützten  Namen  die  Anwendung  des 
Gesetzes  ausgeschlossen  wird  (vergl.  543.  544). 

502.   Uebertragung  des  Namenrechtes. 

Das  Recht  an  dem  Namen  und  auf  den  Schutz  desselben  steht 
ausschliesslich  dem  Inhaber  des  Namens  zu  und  haftet  dergestalt  an  der 
Person  des  Berechtigten,  dass  der  Name  weder  unter  Lebenden  noch 
von  Todeswegen  auf  einen  Anderen  übertragen  werden  kann  (Köhler 
M-R.  S.  15.  239,  Civ.  Bd.  29  S.  133,  Motive  zum  Handelsgesetzbuch 
zu  Art.  26  und  27,  vergl.  Str.  Bd.  17  S.  273).  Mit  dem  Tode  des 
Berechtigten  erlischt  daher  das  Namenrecht;  dasselbe  kann  von  den 
Erben  nicht  mehr  geltend  gemacht  werden  (Amar  No.  340,  anders 
V.  Hahn  Kommentar  §  2  zu  Art.  27,  vergl.  Busch  Bd.  36  S.  200). 
Indessen  bleiben  die  vor  dem  Tode  des  Berechtigten  erwachsenen 
Entschädigungsansprüche    wegen  Verletzung    des  Namenrechtes    auch 
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später  noch  verfolgbar,  desgleichen  die  vorher  begangenen  Strafthaten, 
sofern  der  Berechtigte  vor  seinem  Tode  Strafantrag  gestellt  hat  (vergl. 
ö90.  585.  651).  Die  Uebertragung  des  Namenrechtes  wird  dadurch, 
dass  der  Geschäftsbetrieb  mitübertragen  wird,  nicht  gültig.  Anderes 
gilt  in  dieser  Hinsicht  in  Betreff  der  Firma  (vergl.  528  ff.).  Nur  dann 
ist  die  Mitübertragung  des  Geschäftsbetriebes  von  Bedeutung,  wenn 
es  sich  um  die  Uebertragung  eines  aus  einem  Namen  bestehenden  oder 
einen  Namen  enthaltenden  eingetragenen  Waarenzeichens  oder  einer 
so  zusammengesetzten  Waarenausstattung  handelt  (vergl.  209 ff.,  716). 
Durch  die  Ertheilung  einer  Lizenz,  welche  an  sich  zulässig  ist,  wird 
weder  das  Recht  an  dem  Namen  noch  auch  die  Befugniss  zur  Geltend- 
machung der  Schutzansprüche  auf  den  Lizenznehmer  übertragen  (vergl. 
550.  383). 
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503.   Firma  als  Waarenbezeichnung. 

Die  Firma  ist  der  kaufmännische  Name  (vergl.  ZgR.  11.  S.  287). 
Aehnlich  dem  bürgerlichen  Namen  hat  auch  die  Firma  nicht  zunächst 
den  Zweck,  als  Waarenbezeichnung  zu  dienen,  sondern  ist  zur  Be- 
zeichnung des  Inhabers  eines  kaufmännischen  Geschäftsbetriebes  be- 
stimmt. Das  Zeichengesetz  enthält  keinerlei  Vorschriften  über  die 
rechtlichen  Voraussetzungen  des  Firmenschutzes;  in  dieser  Hinsicht 
kommen  vielmehr  —  gleichwie  hinsichtlich  des  Namenschutzes  — 
auch  für  das  Zeichenrecht  die  Bestimmungen  des  sonstigen  bürger- 
lichen Rechts  zur  Anwendung. 

504.   Begriff;  Firmen  von  Nichticaufleuten. 

Der  Begriff  der  Firma  ist  durch  das  Handelsgesetzbuch  einheit- 
lich für  das  ganze  Gebiet  des  deutschen  Reiches  geordnet.  Die  Firma 
ist  hiemach  der  Name,  unter  welchem  ein  Kaufmann  im  Handel  seine 
Geschäfte  betreibt  und  seine  Unterschrift  abgiebt  (Art.  15  des  Handels- 
gesetzbuchs). Nur  ein  Kaufmann  im  Sinne  des  Handelsgesetzbuchs, 
also  Jemand,  welcher  gewerbsmässig  Handelsgeschäfte  betreibt,  kaiin 
demnach  eine  Firma  haben  (Civ.  Bd.  14  S.  19).  Im  Verkehre  bestellt 
allerdings  der  Gebrauch,  auch  die  geschäftlichen  Bezeichnungen  solcher 
Personen,  welche  nicht  Kauf  leute  sind,  als  Firmen  zu  behandeln ;  dies 
ist  indessen  ohne  Einfluss  auf  die  rechtliche  Behandlung.  Denn  die 
Geschäftsbezeichnungen  von  Nichtkaufleuten  sind  keine  Firmen  im 
Rechtssinne,  da  das  Institut  der  Firma  allein  dem  Handelsrechte  an- 
gehört, und  als  eine  Firma  im  Rechtssinne  daher  nur  eine  Firma  im 
Sinne  des  Handelsgesetzbuchs  angesehen  werden  kann  (Goltd.  Bd.  19 
S.  343,  Goltd.  Bd.  19  S.  588,  anders  Kohler  M-R.  S.  124,  125, 
Endemann  in  Busch  Bd.  32  S.  64,  Alexander-Katz  in  ZgR.  III  S.  354. 
355).  Die  geschäftlichen  Bezeichnungen  der  Produzenten,  welche  nicht 
Kauf  leute  sind  -  -  z.  B.  der  Bergwerksbesitzer,  der  Inhaber  landwirth- 
schaftl icher  Betriebe  u.  s.  w.  —  und  der  Handwerker  haben  demnach 
keinen  Anspruch  auf  Firmenschutz;  solche  Bezeichnungen  können 
eines  rechtlichen  Schutzes  vielmehr  nur  dann  theilhaftig  werden,  wenn 
sie  entweder  mit  dem  bürgerlichen  Namen  des  Geschäftsinhabers  über- 
einstimmen, da  alsdann  der  Namensohutz  eintritt,  oder  wenn  hinsieht- 
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lieh  derselben  die  Voraussetzungen  des  Waarenzeichen-  oder  des  Waaren- 
ausstattungsschutzes  zutreflfen  (anders  Kohl  er  M-R.  S.  130.  131,  vergl. 
114.  698).  Abgesehen  hiervon  können  derartige  Geschäftsbezeich- 
nungen nach  Massgabe  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  unlauteren 
AVettbewerbs  geschützt  sein  (vergl.  8,  vergl.  auch  bürgerl.  Gesetzbuch 
§  826). 

505.   Firmen  der  Minderkaufleute. 

Keine  Firmen  im  Rechtssinne  sind  femer  die  geschäftlichen  Be- 
zeichnungen der  Minderkaufleute,  d.  h.  der  Höker,  Trödler,  Hausirer 
und  dergleichen  Handelsleute  von  geringerem  Gewerbebetriebe,  femer 
der  Wirthe,  gewöhnlichen  Fuhrleute,  gewöhnlichen  Schiffer  und  der- 
jenigen Personen,  deren  Gewerbe  nicht  über  den  Umfang  des  Hand- 
werksbetriebes hinausgeht,  da  nach  Art.  10  des  Handelsgesetzbuchs 
die  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuchs  über  die  Firmen  auf  solche 
Personen  keine  Anwendung  finden.  Minderkauf leute  nehmen  daher  an 
den  Firmenrechten  und  dem  Ansprüche  auf  Firmenschutz  nicht  Theil ; 
es  gilt  für  dieselben  mitbin  entsprechend  das  Gleiche  wie  für  die 
Nichtkauf leute  (Kohl er  M-R.  S.  124.  125,  Staub  Kommentar  §  7  zu 
Art.  10,  Cosack  Handelsrecht  S.  50,  Alexander- Katz  in  ZgR.  HI. 
S.  854,  anders  Endemann  in  Busch  Bd.  32  S.  64,  Stenglein  §  14 
N.  4).  Auch  die  geschäftlichen  Bezeichnungen  der  Minderkaufleute 
können  indessen  nach  dem  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlauteren 
Wettbewerbs  Anspruch  auf  gesetzlichen  Schutz  haben  (vergl.  8,  vergl. 
auch  bürgerl.  Gesetzbuch  §  826). 

506.  Voraussetzungen  des^^Rechtsschutzes. 

Daraus,  dass  eine  geschäftliche  Bezeichnung  nur  dann  Firma  im 
Rechtssinne  ist,  wenn  sie  eine  Firma  im  Sinne  des  Handelsgesetz- 
buchs ist,  ergiebt  sich  ferner,  dass  eine  Firma  im  Rechtssinne  den 
handelsrechtlichen  Vorschriften  entsprechen  muss  (Goltd.  Bd.  19 
S.  588).  Nur  die  einer  Person  nach  Handelsrecht  zukommende,  d.  h. 
dem  Handelsgesetzbuche  entsprechende,  Firma  hat  demnach  Anspruch 
auf  rechtliche  Anerkennung  und  Rechtsschutz;  eine  faktisch  benutzte 
Geschäftsbezeichnung,  welche  nicht  den  Vorschriften  des  Handels- 
gesetzbuchs gemäss  zusammengesetzt  ist,  ist  selbst  dann  nicht  ge- 
schützt, wenn  auch  der  Inhaber  des  dadurch  gekennzeichneten  Ge- 
schäftsbetriebes ein  Kaufmann  ist  (R-O-H.  Bd.  4  S.  259,  R-O-H.  Bd.  6 
S.  248,  Civ.  Bd.  1  S.  27,  Civ.  Bd.  25  S.  3,  Rechtspr.  Bd.  10  S.  3440., 
ZgR  m.  S.  182,  vergl.  Meili  S.  23). 

507.  Ausländische  Firmen. 

Die  vorerörterten  Grundsätze  gelten  ausnahmslos  nur  für  inlän- 
dische Firmen,  d.  h.  für  Firmen,  deren  Hauptniederlassung  sich  im 
Inlande  befindet,  da  nur  auf  solche  das  deutsche  Handelsgesetzbuch 
Anwendung  finden  kann.  Wenn  es  sich  dagegen  um  eine  auslän- 
dische Firma  handelt,  so  bestimmen  sich  der  Begriff  der  Firma  so- 
wohl als  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  die  Firma  Anspruch  auf 
Rechtsschutz  hat,  nach  dem  ausländischen  Rechte,  d.  h.  dem  Rechte 
dfs  Heimathsstaates  der  Firma,  welches  in  einem  solchen  Falle  auch 
von  dem  inländischen  Richter  angewendet  werden  muss  (Stenglein 
§  20  N.  4,  Oppenhoff  Kommentar  §287  N.  8,  vergl.  Meili  S.  64). 
Als  Heimathsstaat  gilt  dabei  der  Staat,  in  welchem  die  Hauptniedorr 
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lassung  der  Firma  besteht  (vergl.  Civ.  Bd.  18  S.  31).  Dass  aus- 
ländische Firmen  Anspruch  auf  den  Schutz  des  Gesetzes  haben,  er- 
giebt  sich  aus  §  23  (vergl.  890  ff.). 

508.   Name  als  nothwendiger  Firmenbestandtheil. 

Nach  Art.  15  Absatz  1  des  Handelsgesetzbuchs  darf  ein  Kaufmann, 
welcher  sein  Geschäft  ohne  Gesellschafter  oder  nur  mit  einem  stillen 
Gesellschafter  betreibt,  nur  seinen  Familiennamen  —  bürgerlichen 
Namen  —  mit  oder  ohne  Vornamen  als  Firma  führen.  Enthält  die 
Firma  eines  solchen  Einzelkaufmanns  einen  fremden  Namen,  so  ist 
dieselbe  ungültig,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  der  Inhaber  des  fremden 
Namens  ausdrücklich  seine  Einwilligung  zu  einer  derartigen  Verwen- 
dung seines  Namens  gegeben  haben  sollte;  denn  die  Vorschriften  des 
Handelsgesetzbuchs  über  die  Firmen  sind  im  öffentlichen  Interesse 
gegeben  und  können  daher  durch  die  Vereinbarungen  privater  Per- 
sonen nicht  umgangen  werden  (vergl.  An  schütz  &  Völdorndorff 
Bd.  1  S.  150).  Uebrigens  gilt  die  Vorschrift  des  Art.  15  nur  für  neu 
begründete  Firmen;  erwirbt  ein  Einzelkaufmann  in  rechtmässiger  Weise 
eine  gültige,  den  Vorschriften  des  Art.  15  entsprechend  begründete, 
Firma,  so  darf  er  dieselbe,  trotzdem  sie  seinen  Familiennamen  nicht 
enthält,  unbeanstandet  weiter  führen  (vergl.  526  ff.). 

B09.   Sachfirma  und  Etablissementsname. 

Eine  nothwendige  Folge  der  Vorschrift  des  Art.  15  Absatz  1  ist 
ferner,  dass  eine  geschäftliche  Bezeichnung,  welche,  ohne  den  Namen 
des  Geschäftsinhabers  zu  enthalten,  lediglich  das  Unternehmen  oder 
das  Geschäft  bezeichnet  —  die  Sachfirma  und  der  sog.  Etablisse- 
mentsname —  als  Firma  nicht  geschützt  werden  kann.  Eine  Aus- 
nahme besteht  nur  bei  den  Aktiengesellschaften,  den  Gesellschaften 
mit  beschränkter  Haftung  und  den  Genossenschaften  (Motive  zu 
Art.  20  des  Handelsgesetzbuchs,  Cosack  Handelsrecht  S.  48,  vergl. 
515.  516).  Insbesondere  ist  der  Etablissementsname,  welcher  ent- 
weder das  Geschäft  näher  bezeichnet  oder  ein  zur  Kennzeichnung  des- 
selben dienender  Fantasiename  ist,  nicht  als  Firma  zu  schützen,  wie- 
wohl.  derselbe  häufig  von  Inhabern  kaufmännischer  Betriebe  an  Stelle 
der  Firma  gebraucht,  und  im  geschäftlichen  Verkehre  überhaupt  Öfters 
als  Firma  angesehen  wird.  Der  wesentliche  Unterschied  zwischen 
Firma  und  Etablissementsname  besteht  —  abgesehen  von  ihrer  Zu- 
sammensetzung —  darin,  dass  die  Firma  der  Handelsname  des  Ge- 
schäftsinhabers, der  Etablisseraentsname  der  Name  des  Geschäfts 
oder  einer  geschäftlichen  Betriebsstätte  ist  (Oppenhoff  Bd.  12  S.  193, 
Merkel  in  Holtzendorff  Rechtslexikon,  R-O-H.  Bd.  3  S.  411,  Civ. 
Bd.  9  S.  105.  106,  Str.  Bd.  23  S.  349,  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  105, 
vergl.  Völderndorff  in  Endemann  Handbuch  §  40  a.  E.,  anders 
Goltd.  Bd.  19  S.  583 ff.,  Landgraf  §  13  N.  5,  Gareis  &  Fuchs- 
berger  N.  52).  Der  Etablissementsname  kann  nur  dann  als  Waaren- 
bezeichnung  einen  zeichenrechtlichen  Schutz  erlangen,  wenn  derselbe 
entweder  als  Waarenzeichen  eingetragen  ist  oder  innerhalb  betheiligter 
Verkehrskreise  als  Kennzeichen  der  Waaren  einer  bestimmten  Person 
gilt  (vergl.  114.  698).  Diejenigen  Vorschriften,  welche  das  Zeichen- 
gesetz über  den  Schutz  des  Namens  trifft,  können  nicht  etwa  für 
den  Schutz  des  Etablissementsnamens  in  Anspruch  genommen  werden, 
da  als  Namen  nach  §§  13  und  14  des  Gesetzes,    wie    sich    aus  deren 
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Wortlaut  klar  ergiebt,  nur  Personennamen  geschützt  sind  (Civ. 
Bd.  1  S.  27).  Einen  —  allerdings  nicht  zeichenrechtlichen  —  Schutz 
geniesst  der  Etablissementsname  nach  Massgabe  des  Ge^^^etzes  zur 
Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  (vergl.  8,  vergl.  auch  bürgerl. 
Gesetzbuch  §  826). 

510.   ZusStze  zum  Namen  als  Bestandtheile  der  Firma. 

Die  neu  begründete  Firma  eines  Einzelkaufmanns  muss  nicht 
ausschliesslich  aus  dessen  Familiennamen  bestehen;  vielmehr  sind 
nach  Art.  15  Absatz  2  des  Handelsgesetzbuchs  solche  Zusätze  zu  dem 
Namen  in  der  Firma  gestattet,  welche  zur  näheren  Bezeichnung  der 
Person  oder  des  Geschäfts  dienen.  Beispielsweise  ist  zulässig  die 
Hinzufügung:  a.  der  Bezeichnung  des  örtlichen  Sitzes  des  Geschäfts 
(Oppenhoff  Bd.  3  S.  139);  b.  der  Worte  „Fabrik",  „Buchhandlung", 
„Institut"  und  ähnlicher  Worte  zu  dem  in  adjektivischer  Form  ge- 
brauchten oder  sonst  irgendwie  angedeuteten  Familiennamen  (Johow 
&  Eüntzel  Bd.  5  S.  21).  Ob  solche  Hinzufügungen  zu  dem  Familien- 
namen wirkliche  Bestandtheile  der  Firma  oder  nur  äusserlich  mit 
derselben  in  Verbindung  gebrachte,  an  sich  selbständige,  Zuthaten 
sind,  ist  eine  Thatfrage,  welche  nach  Lage  des  einzelnen  Falles  ent- 
schieden werden  muss.  Dies  gilt  insbesondere  von  einer  einem  Namen 
hinzugefügten  Ortsbezeichnung  (vergl.  859).  Bei  Entscheidung  dieser 
Frage  ist  es  gleichgtiltig,  ob  ein  derartiger  Zusatz  schon  bei  der  An- 
nahme und  der  Anmeldung  der  Firma  zum  Handelsregister  oder  erst 
nachträglich  hinzugefügt  worden  ist,  und  ob  er  im  letzteren  Falle 
vom  Firmenführer  als  zugehörig  gemeint,  oder  nur  der  Form  nach 
der  Art  ist,  dass  er  mit  der  Firma  zusammen  als  ein  Ganzes  und 
dieses  Ganze  geeignet  erscheint,  als  eine  Firma  zu  dienen  (Johow 
&  Küntzel  Bd.  5  S.  18.  19).  Der  Zusatz  „in  Liquidation"  ist  hier- 
nach nicht  als  Bestandtheil  der  Firma  anzusehen  (Bolze  Bd.  15 
No.  112).  Die  Zusätze  müssen  femer  wirklich  geeignet  sein,  das  Ge- 
schäft oder  die  Person  seines  Inhabers  zu  veranschaulichen;  Bezeich- 
nungen mit  Fantasiecharakter  sind  daher  als  Zusatz  zur  Firma  nicht 
gestattet.  Insbesondere  erscheint  die  Hinzufügung  des  Etablissements- 
namens unzulässig,  wenn  dieser  ein  Fantasiename  ist  (Anschütz 
&  Völderndorff  Bd.  1  S.  149,  Gareis  &  Fuchsberger  N.  71). 
Die  Wahl  der  Sprache  für  die  Zusätze  ist  freigelassen;  die  Ansicht, 
dass  dieselben  in  deutscher  Sprache  abgefasst  sein  müssten,  ist  mit 
Rücksicht  darauf  nicht  haltbar,  daSs  der  Gebrauch  deutscher  Firmen 
nicht  auf  das  Inland  beschränkt  ist,  vielmehr  unter  Umständen  sogar 
hauptsächlich  im  Auslande  stattfindet  (Staub  Kommentar  zu  Art.  16, 
Johow  &  Küntzel  Bd.  8  S.  24.  25,  anders  Anschütz  &  Völdern- 
dorff Bd.  1  S.  151,  Gareis  &  Fuchsberger  N.  66). 

511.   Schutz  einzelner  Firmenbestandtheile. 

Eine  aus  Name  und  zulässigen  Zusätzen  zusammengesetzte  Firma 
geniesst  den  Firmenschutz  nur  in  ihrer  vollständigen  Form;  die  ein- 
zelnen Bestandtheile  einer  derart  zusammengesetzten  Firma  sind  für 
sich  betrachtet  nicht  geschützt.  Dies  gilt  nicht  nur  von  den  Zusätzen, 
sondern  auch  von  dem  in  der  Firma  enthaltenen  Namen ;  für  letzteren 
allerdings  mit  der  Beschränkung,  dass  aus  dem  Gesichtspunkte  des 
Namenschutzes  der  Name  dann  doch  für  sich  geschützt  ist,  wenn  dem 
Firmeninhaber  zugleich  das  Recht  zur  Führung  des  in  der  Firma  ent- 
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haltenen  Familiennamens  zusteht  (vergl.  v.  Hahn  Kommentar  §  9  zu 
Art.  16).  Inwieweit  sonst  für  die  abgekürzte  Firma  ein  rechtlicher 
Schutz  besteht,  ist  an  anderer  Stelle  erörtert  (vergl.  525).  Desgleichen 
ist  hier  nicht  auf  die  Frage  einzugehen,  ob  und  inwieweit  die  Be- 
nutzung einzelner  Bestandtheile  einer  Firma  seitens  eines  Unbe- 
fugten als  ein  Verstoss  gegen  das  Gesetz  sich  darstellt  (vergl.  858). 
Sind  einem  Namen  unzulässige  Zusätze  hinzugefügt,  so  wird  damit 
die  ganze  Firma  ungültig;  auch  in  diesem  Falle  kann  nicht  etwa  ein 
Schutz  für  einzelne  Bestandtheile,  welche  gültiger  Weise  in  der  Firma 
enthalten  sind,  beansprucht  werden  (Blum  Urt.  &  Ann.  Bd.  2  S.  416, 
vergl.  Staub  Kommentar  §  5  zu  Art.  16,  Behrend  Handelsrecht 
Bd.  1  §  40  N.  41).  Jedoch  bleibt  auch  in  diesem  Falle  der  in  der 
Firma  enthaltene  Name  zu  Gunsten  des  zu  dessen  Führung  Berech- 
tigten geschützt.  Einzelne  Firmenbestandtheile  können  durch  Ein- 
tragung als  Waarenzeichen  oder  als  Waarenausstattung  gesetzlichen 
Schutz  erlangen  (vergl.  554.  698). 

512.   Täuschende  Zusätze. 

Zur  näheren  Bezeichnung  der  Person  des  Geschäftsinhabers  oder 
des  Geschäftes  können  nur  solche  Zusätze  dienen,  welche  den  that- 
sächlichen  Verhältnissen  entsprechen  und  nicht  täuschender  Natur 
sind;  denn  die  Vorschrift  des  Art.  16  des  Handelsgesetzbuches  ist  im 
öffentlichen  Interesse  zu  dem  Zwecke  erlassen,  die  Person  des  Ge- 
schäftsinhabers sowie  dessen  thatsächlichen  und  rechtlichen  Beziehungen, 
wozu  insbesondere  der  Geschäftsbetrieb  gehört,  zur  Vermeidung  von 
Täuschungen  des  betheiligten  Publikums  deutlich  und  wahrheitsgemäss 
zu  kennzeichnen.  Es  besteht  das  Prinzip  der  Firmenwahrheit  (Bolze 
Bd.  9  No.  113,  Johow  &  Küntzel  Bd.  3  S.  11,  Johow  &  Küntzel 
Bd.  5  S.  18,  V.  Hahn  Kommentar  §  8  zu  Art.  16,  Behrend  Han- 
delsrecht Bd.  1  §  40  N.  22,  Co  sack  Handelsrecht  S.  48,  Brunstein 
S.  3.  4,  vergl.  Civ.  Bd.  3  S.  166).  Die  Erörterungen  zu  §  4  No.  3, 
welche  wahrheitswidrige  und  täuschende  Angaben  in  Waarenzeichen 
betreffen,  sind  entsprechend  anzuwenden  (vergl.  161).  Insbesondere 
steht  der  Hinzufügung  von  reklameartigen  Zusätzen,  welche  ihrer 
Natur  nach  nicht  zur  Täuschung  geeignet  sind,  nichts  entgegen 
(v.  Hahn  Kommentar  §  8  zu  Art.  16  N.  6,  vergl.  Civ.  Bd.  3  S.  166). 
Die  Hinzufügung  täuschender  Zusätze  führt  die  Ungültigkeit  der 
Firma  herbei,  d.  h.  wer  solche  Zusätze  seiner  Firma  beifügt,  hat  auf 
den  Schutz  derselben  in  dieser  Form  keinen  Anspruch  (vergl.  Blum 
Urt.  &  Ann.  Bd.  2  S.  416).  Dies  trifft  indessen  nur  zu,  wenn  die 
Zusätze  zu  wirklichen  Bestandtheilen  der  Firma  gemacht  sind;  sind 
dieselben  einer  Firma  hinzugefügt,  ohne  deshalb  Bestandtheile  der- 
selben zu  sein,  so  wird  hierdurch  der  Schutz  der  Firma  nicht  beein- 
trächtigt (Oppenhoff  Bd.  14  S.  586,  vergl.  510). 

513.   Täuschende  Zusätze  im  Einzelnen. 

Nach  der  positiven  Vorschrift  des  Art.  16  Absatz  2  des  Handels- 
gesetzbuchs ist  wegen  seiner  täuschenden  Natur  die  Beifügung  eines 
ein  Gesellschaftsverhältniss  andeutenden  Zusatzes  zu  der  Firma  eines 
Einzelkaufmanns  unerlaubt.  Ein  Gesellschaf tsverhältniss  deuten  regel- 
mässig an  Beifügungen  wie  „&  Co".  „Gebrüder",  „Söhne"  u.  s.  w. 
(Anschütz  &  Völderndorff  Bd.  1  S.  148.  149,  Gareis  &  Fuchs- 
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berger  N.  69).  Weitere  Beispiele  wahrheitswidriger  Zusätze  sind: 
a.  der  Zusatz  „Nachfolger"  oder  „vormals"  zu  einer  nicht  rechtmässig 
durch  üebertragung  seitens  eines  Anderen  erworbenen  Firma  (v.  Hahn 
Kommentar  §  8  zu  Art.  22,  Anschütz  &  Völderndorff  Bd.  1 
S.  150,  Civ.  Bd.  5  S.  112  ff.,  Civ.  Bd.  19  S.22ff.,  Anschütz  &  Völ- 
derndorff Bd.  1  S.  187);  b.  der  Zusatz  einer  falschen  Ortsbezeich- 
nung (vergl.  Blum  Urt.  &  Ann.  Bd.  2  S.  416);  c.  die  unwahre  Bei- 
fügung eines  Vermerks,  dass  der  Geschäftsbetrieb  der  „einzige"  oder 
„erste"  der  betreffenden  Branche  sei  (Civ.  Bd.  3  S.  166);  d.  ein  auf 
staatlichen  oder  kommunalen  Betrieb  in  wahrheitswidriger  Weise  hin- 
weisender Zusatz  (vergl.  Johow  &  Küntzel  Bd.  3  S.  11). 

514.    Firma    der    offenen   Handebgesellsohaft  und   der   Kommandit- 
gesellschaft. 

Auch  für  die  neubegründete  Firma  einer  offenen  Handelsgesell- 
schaft gilt  das  Prinzip  der  Plrmenwahrheit  insofern,  als  dieselbe  ent- 
weder die  Namen  sämmtlicher  Gesellschafter  oder  den  Namen  wenig- 
stens eines  der  Gesellschafter  mit  einem  das  Vorhandensein  eines  Ge- 
sellschaftsverhältnisses  andeutenden  Zusätze  enthalten  muss  (Art.  17 
Absatz  1  des  Handelsgesetzbuchs).  Sonstige  wahrheitsgemässe  Zu- 
sätze sind  wie  bei  der  Firma  eines  Einzelkaufmanns  zulässig,  da  für 
die  Firma  einer  offenen  Handelsgesellschaft  die  für  die  Firma  eines 
Einzelkaufmanns  geltenden  Grundsätze,  insoweit  sich  aus  der  Natur 
der  offenen  Handelsgesellschaft  nicht  Anderes  ergiebt,  überhaupt  ent- 
sprechend anzuwenden  sind  (Civ.  Bd.  3  S^  166).  Entsprechendes  gilt 
auch  von  der  Kommanditgesellschaft,  deren  Firma  entweder  die  Namen 
sämmtlicher  persönlich  haftender  Gesellschafter  oder  den  Namen  wenig- 
stens eines  derselben  mit  einem  das  Vorhandensein  einer  Gesellschaft 
andeutenden  Zusätze  enthalten  muss;  auch  bei  dieser  sind  sonstige 
zur  näheren  Bezeichnung  des  Geschäfts  dienende  Zusätze  zulässig. 
Die  Namen  anderer  Personen  als  der  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter dürfen  in  die  Firma  einer  offenen  Handelsgesellschaft  oder 
Kommanditgesellschaft  nicht  aufgenommen  werden;  auch  darf  sich 
keine  offene  Handelsgesellschaft  oder  Kommanditgesellschaft  als  Aktien- 
gesellschaft bezeichnen,  selbst  wenn  das  Kapital  der  Kommanditisten 
in  Aktien  zerlegt  ist  (Art.  17  Absatz  2  &  3  des  Handelsgesetzbuchs). 

515.   Firma  der  Aktiengesellschaft. 

Die  Firma  einer  Aktiengesellschaft  muss  in  der  Regel  von  dem 
Gegenstande  ihrer  Unternehmung  entlehnt,  also  eine  Sachfirma  sein; 
der  Name  von  Gesellschaftern  oder  anderen  Personen  darf  in  die  Firma 
nicht  aufgenommen  werden  (Art.  18  des  Handelsgesetzbuchs).  Das 
Verbot  der  Aufnahme  von  Personennamen  in  die  Firma  einer  Aktien- 
gesellschaft soll  die  Erregung  des  Irrthums  verhindern,  als  bestände 
eine  persönliche  vermögensrechtliche  Haftung  der  betreffenden  Per- 
sonen; daraus  folgt,  dass,  wenn  eine  solche  irrthümliche  Auffassung 
gänzlich  ausgeschlossen  erscheint,  der  Hinzufügung  von  Personen- 
namen nichts  entgegensteht.  Zulässig  ist  demnach  die  Beifügung  der 
Kamen  mythologischer  oder  historischer  oder  längst  verstorbener  Per- 
sonen, ferner  der  Namen  von  Fürsten  und  sonstigen  Notabilitäten  zu  einer 
von  dem  Gegenstande  des  Unternehmens  entlehnten  Firma  (Staub  Kom- 
mentar §  2  zu  Art.  18,  Busch  Bd.  27  S.  443,  Anschütz  &  Völdern- 
dorff Bd.  1  S.  158.  159). 
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516.   Firma  der  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  und  der 

Genossenschaften. 

Eine  Firma  im  Sinne  des  Handelsgesetzbuchs  haben  auch  die 
nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  20.  April  1892  begründeten  Gesell- 
schaften mit  beschränkter  Haftung  und  die  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  1.  Mai  1889  bestehenden  Genossenschaften.  Die  Firma  einer 
Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  rauss  entweder  von  dem  Gegen- 
stande des  Unternehmens  entlehnt  sein,  oder  die  Namen  der  Gesell- 
schafter oder  den  Namen  wenigstens  eines  derselben  mit  einem  das 
Vorhandensein  eines  Gesellschaftsverhältnisses  andeutenden  Zusätze 
enthalten.  Die  Namen  anderer  Personen  als  der  Gesellschafter  dürfen 
in  die  Firma  nicht  aufgenommen  werden.  Die  Beibehaltung  der 
Firma  eines  auf  die  Gesellschaft  übergegangenen  Geschäftes  wird 
hierdurch  nicht  ausgeschlossen.  Die  Firma  muss  ferner  die  zusätz- 
liche Bezeichnung  „mit  beschränkter  Haftung"  enthalten  (Ges.  vom 
20.  April  1892  §  4).  Die  Firma  einer  Genossenschaft  muss  von  dem 
Gegenstande  des  Unternehmens  entlehnt  sein  und  entsprechend  der 
Art  der  Genossenschaft  —  je  nachdem  dieselbe  eine  Genossenschaft 
mit  unbeschränkter  Haftpflicht,  mit  unbeschränkter  Nachschusspflicht 
oder  mit  beschränkter  Haftpflicht  ist  —  eine  zusätzliche  Bezeichnung, 
welche  eine  dieser  Gattungen  andeutet,  enthalten.  Der  Name  von 
Genossen  oder  anderen  Personen  darf  in  die  Firma  nicht  aufgenommen 
werden  (Ges.  v.  1.  Mai  1889  §  3). 

517.   Unterscheidbarkeit  der  Firma. 

Eine  fernere  Voraussetzung  für  die  Rechtsgültigkeit  einer  jeden 
neuen  Firma  ist,  dass  dieselbe  sich  von  allen  an  demselben  Orte  oder 
in  derselben  Gemeinde  bereits  bestehenden  und  in  das  Handelsregister 
eingetragenen  Firmen  deutlich  unterscheiden  muss.  Die  Anwendung 
des  Art.  20  des  Handelsgesetzbuchs  bezw.  des  §  3  des  Gesetzes  vom 
1.  Mai  1889,  welche  dies  bestimmen,  ist  durch  zwei  Voraussetzungen 
bedingt,  nämlich  einmal  dadurch,  dass  eine  ältere  gleich  oder  ähnlich 
lautende  rechtsgültige  Firma  bereits  besteht,  und  sodann  dadurch,  dass 
diese  ältere  Firma  in  das  Handelsregister  eingetragen  ist  (Staub  Kom- 
mentar §  2  zu  Art.  20,  Völderndorff"  in  Endemann  Handbuch  §  46  D.). 
Besteht  eine  früher  begründete  Firma  zwar,  ist  dieselbe  jedoch  nicht 
eingetragen,  oder  ist  eine  Firma  eingetragen,  welche  nicht  mehr  be- 
steht oder  niemals  zu  Recht  bestanden  hat,  dann  steht  der  Eintra- 
gung der  jüngeren  Firma  und  der  Gültigkeit  der  letzteren  nichts 
entgegen  (Bolze  Bd.  15  No.  111).  Sind  die  beiden  in  Betracht  kom- 
menden Firmen  zur  Eintragung  erst  angemeldet,  so  hat  die  früher 
angemeldete,  vorausgesetzt  dass  dieselbe  demnächst  zur  Eintragung 
gelangt,  den  Vorrang  (Staub  Kommentar  §  2  zu  Art.  20).  Wer  In- 
haber der  älteren  Firma  ist,  ist  gleichgültig;  auch  wenn  eine  und 
dieselbe  Person  mehrere  Geschäfte  an  einem  Orte  hat,  müssen  deren 
Firmen,  sofern  eine  davon  in  das  Handelsregister  eingetragen  ist, 
sich  deutlich  unterscheiden  (v.  Hahn  Kommentar  §  11  zu  Art.  22). 
Ebensowenig  kann,  da  die  Vorschrift  des  Art.  20  im  öffentlichen  Inter- 
esse erlassen  ist,  der  Inhaber  der  jüngeren  Firma  sich  auf  die  Ein- 
willigung des  Besserberechtigten  berufen.  Bei  Beurtheilung  der  Frage, 
ob  eine  Firma  von  einer  anderen  sich  deutlich  unterscheidet,  ist  auf 
die  kaufmännische  Sitte  Rücksicht  zu  nehmen,  dass  die  Firma  immer 
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^enau  so,  wie  ihr  Inhaber  sie  angenommen  hat,  gebraucht  wird, 
namentlich  also,  dass,  wenn  die  Vornamen  durch  Anfangsbuchstaben 
angedeutet  sind,  diese  nie  ergänzt  werden ;  femer,  dass  die  einmal  an- 
genommene Reihenfolge  der  Vornamen  oder  der  Anfangsbuchstaben 
derselben  immer  gewahrt  wird.  Es  genügen  demnach  zur  Unter- 
scheidung zweier  Firmen,  und  namentlich  solcher,  welche  unter  Be- 
nutzung des  gleichen  Familiennamens  gebildet  sind,  häufig  relativ 
kleine  Verschiedenheiten,  z.  B.  eine  andere  Stellung  der  in  der  Firma 
enthaltenen  Initialen  oder  eine  Initiale  mehr  oder  weniger  (v.  Hahn 
Kommentar  §  3  zu  Art.  20,  Civ.  Bd.  20  S.  72.  78).  Eine  deutliche 
Unterscheidung  kann  bei  Gleichheit  der  Familiennamen  insbesondere 
durch  Zusätze,  welche  zur  näheren  Bezeichnung  des  Firmeninhabers 
oder  des  Geschäfts  dienen,  herbeigeführt  werden;  andererseits  ge- 
nügt es  zur  deutlichen  Unterscheidung  nicht,  wenn  einer  im 
Uebrigen  gleichlautenden  Firma  der  Zusatz  „in  Liquidation"  oder  die 
Angabe  einer  anderen  Strasse  oder  Hausnummer  hinzugefügt  wird 
(Civ.  Bd.  29  S.  68,  Oppenhoff  Bd.  4  S.  510  flf.).  Darauf,  ob  die 
Geschäftsbetriebe  der  beiden  in  Betracht  kommenden  Firmen  gleich- 
artiger oder  verschiedenartiger  Natur  sind,  ist  kein  Gewicht  zu  legen; 
es  ist  insbesondere  keineswegs  nöthig,  dass  die  Firmen  gleichartiger 
Geschäfte  sich  deutlicher  als  diejenigen  ungleichartiger  von  einander 
abheben  (Civ.  Bd.  20  S.  74,  anders  Völderndorff  in  Endemann 
Handbuch  Bd.  1  S.  201). 

518.  Firma  der  Zweigniederlassung. 

Hinsichtlich  der  Firmen  von  Zweigniederlassungen  gelten  beson- 
dere Vorschriften  im  Allgemeinen  nicht;  dieselben  sind  rechtsgültig, 
wenn  sie  der  Firma  der  Hauptniederlassung  entsprechen.  Indessen 
bestimmt  Art.  21  Absatz  2  des  Handelsgesetzbuchs,  dass,  wenn  an 
dem  Orte  oder  in  der  Gemeinde,  wo  die  Zweigniederlassung  errichtet 
ist,  bereits  eine  gleiche  Firma  besteht,  d.  h.  auch  eingetragen  ist, 
der  Firma  der  Zweigniederlassung  ein  Zusatz  beigefügt  werden  muss, 
durch  welchen  sie  sich  von  jener  bereits  vorhandenen  Firma  deutlich 
unterscheidet. 

519.   Beziehung  der  Firma  zum  Gesohiftsbetriebe. 

Da  die  Firma  der  Name  ist,  unter  welchem  ein  Kaufmann  im 
Handel  seine  Geschäfte  betreibt,  die  Firma  also  im  kaufmännischen 
Geschäftsbetriebe  ihre  bestimmungsgemässe  Verwendung  findet,  so 
tritt  der  Firmenschutz  nur  dann  ein,  wenn  ein  Geschäftsbetrieb  ent- 
weder bereits  begonnen  ist,  oder  doch  demnächst  begonnen  werden 
soU  (Civ.  Bd.  3  S.  121.  122).  Für  offene  Handelsgesellschaften  und 
Kommanditgesellschaften  gilt  die  besondere  Vorschrift,  dass  die  Ge- 
sellschaft und  demnach  auch  deren  Firma  Dritten  gegenüber  nur 
dann  zu  Recht  besteht,  wenn  entweder  der  Geschäftsbetrieb  bereits 
begonnen,  oder  die  Eintragung  in  das  Handelsregister  erfolgt  ist  (Art. 
110,  163  des  Handelsgesetzbuchs).  Der  Rechtsbestand  der  Aktien- 
gesellschaften, Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  der  Gesellschaften 
mit  beschränkter  Haftung  und  der  Genossenschaften  und  mithin  auch 
die  Hechtswirksamkeit  ihrer  Firma  ist  dagegen  durch  deren  Eintra- 
^ng  in  das  Handels-  oder  Genossenschaftsregister  bedingt  (vergl. 
523).  Der  Geschäftsbetrieb  muss  sich  auf  Handelsgeschäfte  im  Sinne 
des  Handelsgesetzbuchs  beziehen  (Bolze  Bd.  6  No.  631).  Als  Handels- 
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geschäft  gilt  nicht  die  Bezeichnung  von  Waaren  mit  der  Firma; 
ein  Gebrauch  der  Firma,  welcher  ausschliesslich  zum  Zwecke  der 
Waarenbezeichnung  erfolgt,  begründet  daher  kein  Recht  auf  die- 
selbe (Civ.  Bd.  3  S.  165,  Blum  Ann.  Bd.  7  S.  34).  Die  Firma  ist 
mit  dem  Geschäftsbetriebe,  zu  welchem  sie  gehört,  in  ähnlicher  Weise, 
wie  dies  hinsichtlich  des  Waarenzeichens  bereits  erörtert  ist,  unlös- 
bar verknüpft,  sie  kann  nur  mit  dem  Geschäftsbetriebe  auf  den  Er- 
werber tibergehen  und  erlischt,  sobald  der  Geschäftsbetrieb  eingestellt 
wird  (vergl.  528  ff.  538).  Der  Begriff  des  Geschäftsbetriebes  ist  be- 
reits zu  §  1  erörtert  (vergl.  31).  Aus  diesen  früheren  Erörterungen 
ergiebt  sich  auch,  dass  nur  der  wirkliche  Inhaber  des  Geschäfts- 
betriebes Anspruch  auf  den  Firmenschutz  hat,  dass  also  die  neu  be- 
gründete Firma  den  Namen  des  wirklichen  Geschäftsinhabers  ent- 
halten muss.  Eine  Firma,  welche  ohne  Absicht  eigenen  Betriebes 
lediglich  zu  dem  Zwecke  begründet  ist,  um  einem  Anderen  deren 
Gebrauch  zu  ermöglichen,  entbehrt  der  rechtlichen  Wirksamkeit  (Civ. 
Bd.  3  S.  121.  122,  Civ.  Bd.  7  S.  283,  vergl.  33).  Daher  ist  beispiels- 
weise eine  Firma  ungültig,  deren  wirklicher  Inhaber  ein  äusserlich 
als  Angestellter  Auftretender  ist,  während  der  Prinzipal,  welcher  die 
Firma  begründete,  keinerlei  Interesse  an  dem  Geschäft  hat  (ZgR.  III. 
S.  181).  Ebensowenig  darf  die  Firma  den  Namen  eines  Vertreters 
des  Inhabers  —  gesetzlichen  Vertreters,  Handlungsbevollmächtigten, 
Angestellten  u.  s.  w.  —  enthalten  (vergl.  34). 

520.   Mehrfache  Firmenführung  durch  eine  Person. 

Nur  dann  ist  die  Firma  geeignet,  zu  einem  bestimmten  kauf- 
männischen Geschäftsbetriebe  in  Beziehung  zu  treten  und  zu  dessen 
Bezeichnung  zu  dienen,  wenn  dieselbe  von  ihrem  Inhaber  stets  genau 
in  der  gleichen  Weise  ohne  jede  Veränderungen  geführt  wird  (Cosack 
Handelsrecht  S.  48,  vergl.  v.  Hahn  Kommentar  §  3  zu  Art.  20,  Civ. 
Bd.  20  S.  72.  73).  Hiernach  ist  der  Gebrauch  mehrerer  Firmen  für 
dasselbe  Geschäft,  sei  es  dass  dieselben  gänzlich  verschiedenartig 
sind  oder  nur  geringfügige  Abweichungen  von  einander  aufweisen, 
unstatthaft  (Bohrend  Handelsrecht  §  40  N.  69).  Ausnahmen  von 
dieser  Regel  finden  nur  insofern  statt:  a.  als  eine  Firma  auch  in 
Uebersetzungen  geführt  werden  darf  (Gareis  AFuchsberger  N,  111); 
b.  als  bei  Erwerb  eines  Geschäftes  mit  Firma  und  Verschmelzung  des 
Betriebes  mit  einem  bereits  bestehenden  Geschäftsbetriebe  die  Firma 
des  letzteren  neben  der  übertragenen  Firma  fortgeführt  werden  kann 
(Keyssner  in  Zeitschrift  für  Handelsrecht  Bd.  21  S.  414  flF., 
Zimmermann  in  Busch  Bd.  31  S.  220  5".).  Dies  gilt  selbst  dann, 
wenn  das  hinzu  erworbene  Geschäft  vollständig  in  den  ursprünglichen 
Geschäftsbetrieb  aufgegangen  ist;  die  Ansicht,  dass  beide  Geschäfte 
selbständig  neben  einander  weiterbetrieben  werden  müssten,  ist  nicht 
zu  billigen  (anders  Schmid  in  ZgR.  IV.  S.  276.  277);  c.  als  nach 
Vorschrift  des  Art.  21  Absatz  2  des  Handelsgesetzbuchs  eine  Zweig- 
niederlassung unter  Umständen  eine  von  der  Firma  des  Hauptgeschäftes 
abweichende  Firma  haben  muss  (Gosack  Handelsrecht  S.  49,  vergl.  517. 
518).  Benutzt  ein  Kaufmann,  abgesehen  von  diesen  Ausnahmefällen, 
gleichzeitig  mehrere  verschiedene  Firmen  für  dasselbe  Geschäft,  so  ist 
es,  wenn  sämmtliche  Firmen  nicht  eingetragen  sind,  Thatfrage,  welche 
von  denselben  als  wirkliche  Bezeichnung  des  Geschäftsinhabers  zu 
gelten  hat;  ist  dagegen  eine  der  mehreren  Firmen  eingetragen,  so  ist 
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die  eingetragene  Firma  als  die  einzig  rechtsgültige  anzusehen  (vergl. 
523.  837).  Betreibt  indessen  ein  Kaufmann  mehrere  in  ihrem  Be- 
triebe gänzlich  von  einander  geschiedene  Geschäfte  mit  verschiedenen 
Geschäftskreisen  und  verschiedenen  Handlungsfonds,  von  denen  jeder 
bestimmungsgemäss  allein  dem  betreffenden  Geschäfte  dienen  soll,  so 
kann  er  sich  zur  Bezeichnung  jeden  Betriebes  einer  besonderen  Firma 
bedienen  (R-O-H.  Bd.  20  S.  36,  Str.  Bd.  23  S.  349).  Wer  nicht  das  ' 
Recht  hat,  mehrere  Firmen  gleichzeitig  zu  führen,  kann  auf  Grund 
des  Zeichengesetzes  einen  gesetzlichen  Schutz  für  diese  mehreren 
Firmen  erlangen,  wenn  die  von  der  gesetzlichen  Firma  abweichenden 
Firmenbezeichnungen  entweder  als  Waarenzeichen  eingetragen  sind, 
oder  wenn  hinsichtlich  derselben  die  Voraussetzungen  des  §  15  vor- 
liegen (vergl.  114.  698).  Abgesehen  hiervon  kann  die  von  der  gesetz- 
lichen Firma  abweichende  Firmenbezeichnung  nach  Massgabe  des  Ge- 
setzes zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  geschützt  sein 
(vergl.  8,  vergl.  auch  bürgerl.  Gesetzbuch  §  826). 

521.   Ungültigkeit  der  auf  Soheingeschäften  beruhenden  Firma. 

Zur  Umgehung  der  handelsrechtlichen  Vorschriften,  welche  be- 
hufs Sicherung  der  FHrmenwahrheit  erlassen  sind,  werden  häufig 
Scheingeschäfte  in  der  Weise  geschlossen,  dass  eine  vorgeschobene 
Person  ihren  Namen  zur  Errichtung  einer  Firma  herleiht,  obwohl  die- 
selbe thatsächlich  weder  Handelsgeschäfte  betreibt,  noch  Gebrauch 
von  der  Firma  macht,  noch  auch  beides  überhaupt  zu  thun  beabsich- 
tigt. Es  geschieht  dies  meist  zu  dem  Zwecke,  um  durch  die  Aehn- 
lichkeit  des  in  die  Firma  aufgenommenen  Familiennamens  mit  sonstigen 
renommirten  Firmen  oder  mit  einer  sonstigen  zu  Gunsten  eines  An- 
deren geschützten  Waarenbezeichnung  Verwechselungen  im  Verkehre 
herbeizuführen  und  dadurch  einem  Anderen  in  unlauterer  Weise  Kon- 
kurrenz zu  bereiten.  Derartige  zur  Umgehung  des  Gesetzes  ge- 
schlossene Scheinverträge  sind  rechtlich  unwirksam  und  die  auf  Grund 
derselben  errichteten  Firmen  ungültig  (Kohler  M-R.  S.  137  ff.,  Civ. 
Bd.  7  S.  283,  Meili  S.  36,  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  380  ff.).  Keinen  Rechts- 
schutz geniesst  aus  diesem  Grunde  die  Firma,  welche  ohne  die  Absicht 
eigenen  Geschäftsbetriebes  lediglich  zu  dem  Zwecke  gegründet  wurde, 
um  einem  Anderen  den  Gebrauch  derselben  für  seinen  Geschäftsbetrieb 
zu  ermöglichen,  oder  um  das  Firmenrecht  auf  Grund  späterer  Ueber- 
tragung  auf  den  Anderen  übergehen  zu  lassen  (vergl.  519.  532).  In 
derartigen  Fällen  liegt  nichts  mehr  als  eine  Namenslizenz,  welche  dem 
Lizenznehmer  Rechte  gegenüber  Dritten  nicht  gewährt,  oder  eine  Ueber- 
tragung  des  Namenrechts,  welche  rechtlich  unzulässig  ist,  vor  (vergl. 
550.  383.  502).  Ob  die  gleichen  Grundsätze  auch  für  den  Fall  gelten, 
dass  der  Name  einer  vorgeschobenen  Person  in  die  Firma  einer  offenen 
Handelsgesellschaft  aufgenommen  wird,  ist  nicht  unbestritten.  Das 
Reichsgericht  hat  dies  verneint  mit  Rücksicht  darauf,  dass  derjenige, 
dessen  Name  in  der  Firma  enthalten  sei,  Dritten  mit  seinem  Vermögen 
hafte,  und  dass  eine  weitere,  aktive  oder  pekuniäre,  Betheiligung 
an  der  Führung  des  unter  der  Firma  der  Gesellschaft  betriebenen  Ge- 
schäftes in  dem  Gesetze  nicht  vorausgesetzt  werde  (Civ.  Bd.  20 
S.  74.  75).  Indessen  verdient  dem  gegenüber  die  entgegengesetzte 
Ansicht  den  Vorzug,  dass  die  Aufnahme  eines  Namens  in  die  Firma 
einer  offenen  Handelsgesellschaft  stets  dann  die  rechtliche  Unwirksam- 
keit   der  Firma    herbeiführe,    wenn    der   den   Namen    Hergebende   in 
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keiner  Weise  im  Verhältnisse  der  Gesellschafter  zu  einander  an  dem 
Geschäftsbetriebe  interessirt  ist  (Kohler  M-R.  S.  137  ff.,  ZgR.  IIL 
S.  182,  Meili  S.  36,  Amar  No.  297,  G.  R.  &  U.  R.  1.  S.  330.  331). 
Denn  die  Rechtsgültigkeit  der  Firma  einer  offenen  Handelsgesellschaft 
ist  durch  den  Rechtsbestand  der  Gesellschaft  selbst  bedingt;  ein  Gesell- 
schaftsverhältniss  besteht  aber  dann  in  der  That  nicht  zu  Recht,  wenn 
einer  der  dabei  Betheiligten  nur  für  die  Schulden  der  Gesellschaft  haftet, 
ohne  an  dem  Geschäftsbetriebe  sonst  in  irgend  einer  Weise  ein  Inter- 
esse zu  haben.  Ueberdies  kann  aus  der  vermögensrechtlichen  Haftung 
des  namentlich  in  der  Firma  bezeichneten  Gesellschafters  umso  weniger 
ein  Schluss  gezogen  werden,  als  auch  der  Einzelkaufmann,  welcher 
eine  Scheinfirma  errichtet,  den  Gläubigern  des  Geschäfts  persönlich 
haftbar,  und  trotzdem  seine  Firma  rechtsungültig  ist  (vergl.  ZgR.  IH. 
S.  182).  Wer  wissentlich  seinen  Namen  zur  Begründung  eines  Schein- 
geschäfts hergiebt,  ist  als  Gehölfe  im  strafrechtlichen  Sinne  anzu- 
sehen (vergl.  ZgR.  HI.  S.  181,  G.  R.  &  U.R.  I  S.  332). 

€22.   Begründung  der  Firma  zum  Zwecke  unlauteren  Wettbewerbe. 

Wenn  auch,  wie  bereits  erwähnt,  die  Begründung  von  Scheinfirmen 
regelmässig  zum  Zwecke  unlauteren  Wettbewerbes  geschieht,  so  hängt, 
doch  die  Rechtsungültigkeit  solcher  Firmen  nicht  von  dem  Nachweise 
einer  derartigen  Absicht  ab.  Andererseits  hat,  wenn  die  Firma  den 
Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs  genügt,  der  Umstand,  dass  der 
<Teschäftsinhaber  durch  die  Begründung  und  den  Gebrauch  der  Firma 
Verwechselungen  herbeiführen  und  dadurch  einem  Anderen  Konkurrenz 
bereiten  wollte,  keineswegs  —  auch  nicht  im  Verhältnisse  zu  dem 
hierdurch  Beeinträchtigten  —  die  Ungültigkeit  der  Firma  zur  Folge, 
und  zwar  selbst  in  denjenigen  Rechtsgebieten,  in  welchen  sonst  all- 
gemein Schutz  gegen  unlauteren  Wettbewerb  gewährt  wird  (vergl.  7). 
Denn  die  Vorschriften,  welche  das  Handelsgesetzbuch  hinsichtlich  der 
Firmen  trifft,  sind  gerade  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  gerichtet; 
dieselben  haben  die  Bestimmung,  den  Firmenschutz  für  das  ganze 
Gebiet  des  deutschen  Reiches  einheitlich  und  erschöpfend  zu  regeln, 
so  dass  die  Gültigkeit  einer  nach  dem  Handelsgesetzbuche  geschützten 
Firma  nicht  unter  Berufung  auf  sonstige,  ausserhalb  des  Handels- 
rechts liegende,  Rechtsnormen  angefochten  werden  kann  (Civ.  Bd.  20 
S.  75.  76,  Civ.  Bd.  29  S.  61,  Bolze  Bd.  20  No.  128).  Dies  gilt,  wie 
die  handelsrechtlichen  Vorschriften  in  Betreff  der  Firmen  überhaupt, 
auch  für  das  Zeichenrecht.  Anderer  Ansicht  ist  Kohl  er,  welcher 
den  landesgesetzlichen  Schutz  gegen  unlauteren  Wettbewerb  neben 
den  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuchs  und  des  Zeichengesetzes 
bestehen  lassen  will  (vergl.  Kohler  in  ZgR.  HI.  S.  89.  90).  Das 
Reichsgericht  hat  dies  allerdings  in  einem  von  Kohl  er  angeführten 
Falle  abweichend  von  seiner  sonstigen  Rechtsprechung  anerkannt:  in- 
dessen ist  zu  beachten,  dass  es  sich  hierbei  um  täuschende  Zusätze 
in  einer  Firma  handelte,  deren  Hinzufügung  auch  sonst  Ungültigkeit 
der  Firma  herbeiführt  (vergl.  512).  Es  ist  demnach  derjenige,  welcher 
sich  seiner  mit  Recht  geführten  Firma  zur  Waarenbezeichnung  be- 
dienen will,  nach  Zeichenrecht  keineswegs  verpflichtet,  Vorsorge  gegen 
Verwechselungen  seiner  Firma  mit  anderen  gleich  oder  ähnlich  lauten- 
den Firmen  —  durch  Hinzufügungen  zu  seiner  Firma  oder  in  sonstiger 
Weise  —  zu  treffen,  auch  wenn  die  anderen  Firmen  früher  begründet 
oder  früher    zur  Waarenbezeichnung   verwendet  worden    sind  (anders 
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Kohl  er  M-R.  S.  132  ff.).  Vielmehr  sind  nach  Zeichenrecht  Mehrere, 
welche  berechtigter  Weise  eine  tibereinstimmende  Firma  führen,  neben 
einander  und  ohne  jede  Beschränkung  befugt,  ihre  Firma  in  derjenigen 
Gestalt,  in  welcher  dieselbe  ihnen  zusteht,  zur  Waarenbezeichnung  zu 
verwenden  (vergl.  489).  Dagegen  macht  derjenige,  welcher  seine  ihm 
rechtmässig  zustehende  Firma  als  Waarenbezeichnung  in  einer  Weise 
benutzt,  welche  darauf  berechnet  und  geeignet  ist,  Verwechselungen 
mit  dem  Namen  oder  der  Firma  eines  Anderen  hervorzurufen,  sich 
nach  Massgabe  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wett- 
bewerbs haftbar  (vergl.  8,  vergl.  auch  bürgerl.  Gesetzbuch  §  826). 

523.  Bedeutung  der  Eintragung  in  das  Handelsregister. 

Die  Eintragung  der  Firma  in  das  Handelsregister  ist  zwar  durch 
das  Handelsgesetzbuch  vorgeschrieben;  indessen  ist  dieselbe  regel- 
mässig —  abgesehen  von  einigen  später  zu  erörternden  Ausnahmen 
—  ohne  jede  Bedeutung  für  die  Rechtsgültigkeit  und  den  Schutz  der 
Firma.  Die  Eintragung  der  Firma  verfolgt  zunächst  nur  den  Zweck, 
die  Begründung  der  Firma  und  die  dieselbe  betreffenden  Rechtsver- 
hältnisse zur  öffentlichen  Kenntniss  zu  bringen;  sie  ist,  da  die  Publi- 
zität dieser  That Sachen  im  öffentlichen  Interesse  liegt,  als  Ordnungs- 
vorschrift aus  rechtspolizeilichen  Gründen  angeordnet  und  beurkundet 
nur  die  zur  Eintragung  angemeldeten  Thatsachen,  ohne  irgendwelche 
Berechtigungen  zu  begründen,  welche  nicht  ohnedies  begründet  sein 
würden.  Daher  ist  eine  den  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs 
entsprechende  Firma  auch  dann  geschützt,  wenn  dieselbe  nicht  im 
Handelsregister  eingetragen  steht  (R-O-H.  Bd.  3  S.  413.  414,  R-O-H. 
Bd.  4  S.  259,  Civ.  Bd.  14  S.  19,  Johow  &  Küntzel  Bd.  5  S.  24.  25, 
Kohler  M-R.  S.  125. 126,  Merkel  in  Holtzendorff  Handbuch  Bd.  3 
S.  830 ff.,  Stenglein  §  14  N.  4,  Gareis  &  Fuchsberger  N.  52, 
anders  Meves  §  13  N.  12,  Landgraf  §  13  N.  5,  Völdemdorff  in 
Endemann  Handbuch  §  54  I).  Nur  für  Aktiengesellschaften,  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien,  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haf- 
tung und  Genossenschaften  ist  bestimmt,  dass  vor  der  Eintragung  in 
das  Handels-  oder  Genossenschaftsregister  die  Gesellschaft  oder  Ge- 
nossenschaft, also  auch  deren  Firma,  nicht  zu  Recht  besteht  (Art.  178, 
211  des  Handelsgesetzbuchs,  Ges.  v.  20.  April  1892  §  11,  Ges.  v. 
1.  Mai  1889  §  13). 

Andererseits  hat  die  Eintragung  in  das  Handelsregister  nicht 
etwa  zur  Folge,  dass  eine  geschäftliche  Bezeichnung,  welche  nicht 
Firma  im  Rechtssinne  ist,  oder  nicht  den  firmenrechtlichen  Vor- 
schriften des  Handelsgesetzbuchs  entspricht,  dadurch  den  Firmen- 
schutz erlangen  könne;  denn,  wie  bereits  dargelegt,  setzt  die  Ein- 
tragung der  Regel  nach  das  Vorhandensein  der  Firma  schon  vor- 
aus und  beurkundet  nur  deren  Annahme.  Das  Bestehen  einer  rechts- 
gültigen Firma  wird  daher  nicht  durch  die  blosse  Thatsache  bewiesen, 
dass  dieselbe  im  Handelsregister  eingetragen  steht  (Civ.  Bd.  7  S.  282. 
283,  Civ.  Bd.  29  S.  69,  Johow  &  Küntzel  Bd.  5  S.  19,  anders 
Landgraf  §  13  N.  5).  Wer  eine  seinem  Familiennamen  nicht  ent- 
sprechende Firma  führt,  muss  daher  im  Falle  des  Bestreitens  auch 
trotz  Eintragung  der  Firma  im  HandiBlsregister  den  Nachweis  ihrer 
Rechtmässigkeit  führen  (Civ.  Bd.  7  S.  282.  283).  Ganz  bedeutungs- 
los ist  indessen  für  den  Beweis  der  Rechtsgültigkeit  der  Firma  deren 
Eintragung  insofern  nicht,    als  der  Eintragung  eine  Prüfung  des  Re- 
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gißterrichters  in  der  Richtung,  ob  die  Voraussetzungen  einer  gültigen 
Firma  vorliegen,  voranzugehen  pflegt;  es  wird  mit  Rücksicht  hierauf 
regelmässig  die  Eintragung  immerhin  eine  Vermuthung  für  die  Recht'- 
mässigkeit  der  Firma  begründen  (vergl.  Civ.  Bd.  1  S.  243.  244). 
Schliesslich  ist  die  Eintragung  auch  dann  ohne  Bedeutung,  wenn  die 
eingetragene  Firma  thatsächlich  zum  Betriebe  von  Handelsgeschäften 
nicht  benutzt  wird,  da  ein  Anrecht  auf  die  Firma  nach  Art.  15  des 
Handelsgesetzbuchs  nur  durch  die  thatsächliche  Verwendung  der- 
selben im  Handelsbetriebe  begründet  werden  kann  (Civ.  Bd.  14 
S.  19). 

Abgesehen  von  der  erörterten  Bedeutung  der  Eintragung  für  die 
Beweisfrage  und  für  die  Firmen  von  Aktiengesellschaften,  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien,  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung 
und  Genossenschaften  ist  die  Eintragung  der  Firma  noch  in  zweierlei 
Hinsicht  von  Bedeutung;  nämlich:  a.  insofern,  als  ein  Schutz  gegen 
die  Begründung  einer  gleich  oder  ähnlich  lautenden  Firma  auf  Grund 
des  Art.  20  des  Handelsgesetzbuchs  nur  zu  Gunsten  der  eingetragenen 
Firma  besteht  (R-O-H.  Bd.  3  S.  413.  414,  vergl.  517);  und  b.  insofern, 
als  für  den  Wortlaut  der  Firma  der  Inhalt  der  Eintragung  massgebend 
ist  (vergl.  837). 

524.  Aenderung  der  Firma. 

Eine  Aenderung  der  Firma  liegt  vor,  wenn  die  früher  geführte 
Firma  aufgegeben  und  an  deren  Stelle  eine  neue  Firma  angenommen 
wird.  Daraus  ergiebt  sich,  dass  die  Aenderung  der  Firma  nur  inso- 
weit zulässig  ist,  als  die  geänderte  Firma  den  Vorschriften,  welchen 
neu  errichtete  Firmen  unterliegen,  entspricht  (B ehrend  Handelsrecht 
Bd.  1  §  40  N.  42).  Eine  Ausnahme  besteht  nur  insofern,  als  der  Er- 
werber einer  bereits  bestehenden  Firma  derselben  einen  das  Nachfolge- 
verhältniss  andeutenden  Zusatz  beifügen  darf  (vergl.  534).  Formelle 
Bestimmungen  über  die  Erklärung  einer  Firmenänderung  enthält  das 
Gesetz  nicht;  die  Anmeldung  der  neuen  Firma  zum  Handelsregister 
enthält  zwar  regelmässig  eine  solche  Erklärung,  ist  indessen  nicht 
Voraussetzung  der  Rechtsgültigkeit  einer  solchen  (Blum  Ann.  Bd.  10 
S.  74).  Die  Vorschrift  des  Art.  25  Absatz  2  des  Handelsgesetzbuchs, 
dass  die  Firmenänderung,  sofern  sie  nicht  in  das  Handelsregister  ein- 
getragen sei,  einem  Dritten  nicht  entgegengehalten  werden  könne, 
findet  nur  auf  Handelsgeschäfte,  nicht  dagegen  im  Zeichenrechte,  An- 
wendung. Ist  die  bisher  geführte  Firma  in  das  Handelsregister  ein- 
getragen, so  wird  allerdings,  da  regelmässig  der  Wortlaut  der  Ein- 
tragung für  den  Firmenschutz  massgebend  ist,  die  Aenderung  nur 
durch  Anmeldung  der  neuen  Firma  zum  Handelsregister  herbeigeführt 
werden  können  (anders  B ehrend  Handelsrecht  Bd.  1  §  40  N.  46), 
Abgesehen  hiervon  wird  in  dem  dauernden  Gebrauche  einer  von  der 
bisher  geführten  Firma  abweichenden  Firma  meist  eine  stillschweigend 
bewirkte  Firmenänderung  liegen  (Bohrend  Bd.  1  §  40  N.  46).  Die 
Firma  einer  Aktiengesellschaft  ist  Statu tenbest and theil  und  kann  da- 
her nur  wie  das  Statut  überhaupt  geändert  werden  (Keyssner  in  Zeit- 
schrift für  Handelsrecht  Bd.  21  S.  418).  Wird  einer  Firma  in 
Gemässheit  des  Art.  139  des  Handelsgesetzbuchs  der  Zusatz  „in  Liqui- 
dation" beigefügt,  so  stellt  dies  eine  Firmenänderung  nicht  dar  (Civ. 
Bd.  15  S.  105). 
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525.   Abkürzung  der  Firma. 

Als  eine  Aenderung  der  Firma  ist  es  auch  anzusehen,  wenn  die 
Firma   in   abgekürzter  Gestalt   gebraucht  wird.     Daher  kann  die  ab- 
gekürzte Firma  regelmässig  nur  dann   einen   rechtlichen    Schutz    ge- 
messen,   wenn    dieselbe  nach  Massgabe  der  bereits  erörterten  Grund- 
sätze   in    gültiger   Weise    geändert    worden    ist.      Eine    wesentliche 
Abkürzung  verträgt  die  Firma  auch  deshalb   nicht,   weil   nach   kauf- 
männischer Sitte  die  Firma  immer  genau  so,  wie  sie  ihr  Inhaber  an- 
genommen  hat,   geführt   werden   muss,    und  weil  in  der  Regel  Ab- 
weichungen in  der  Firmenführung,  wenn  sie  an  sich  auch  geringfügiger 
Natur  sind,  nicht  gestattet  werden  können   (Civ.    Bd.  20    S.  72.  73). 
Eine  derartige  unzulässige  Abweichung  liegt  stets  dann  vor,  wenn  die 
Firma   unter  Weglassung  wesentlicher  Bestandtheile  gebraucht  wird ; 
denn  die  Firma  ist  ein  untrennbares  Ganzes  und  nur   in   ihrer  Voll- 
ständigkeit  geschützt    (R-O-H.    Bd.  4   S.  260.  261,   R-O-H.    Bd.  12 
S.  173).    Wenn  daher  das  Gesetz  —  d.  h.  §  13  des  Zeichengesetzes  — 
den  Gebrauch  einer  Firma  auch  „in  abgekürzter  Gestalt"  dem  Firmen- 
inhaber vorbehält,  so  kann  dies  nur  besagen,  dass  ganz  unwesentliche 
Bestandtheile  fortgelassen,  oder  nur  solche  Abkürzungen  wesentlicher 
Bestandtheile  vorgenommen  werden  dürfen,  welche  die  Firmenidentität 
auch  nicht  im  Geringsten  beeinträchtigen.    Eine  zulässige  Abkürzung 
kann  hiemach  unter  Umständen    in  der  Weglassung   der    zur  Firma 
gehörigen  Domizilangabe,  wenn  dies  nicht  zum  Zwecke  der  Täuschung 
geschieht,  liegen,  sowie  darin,  dass  anstatt  des  ausgeschriebenen  Wortes 
„Gebrüder"  oder  des  Vornamens  „Friedrich"  die  Abkürzungen  „Gebr." 
oder  „Friedr*"   gebraucht  werden  (vergl.  v.  Hahn  Kommentar  §  8  zu 
Art.  20).     Andererseits  würde  es  nicht  angängig  sein,  ganze  Worte, 
welche  wesentliche  Bestandtheile  der  Firma  sind  —  z.  B.  einen  ganzen 
Vornamen  oder  einen  das  Geschäft   näher   bezeichnenden  Zusatz    zu 
dem  in  der  Firma  enthaltenen  Familiennamen  —  gänzlich  wegzulassen 
oder  durch  Anfangsbuchstaben,  die  auch  den  Anfang  anderer  Wörter 
bilden  können,  zu  ersetzen  (R-O-H.  Bd.  12  S.  173,  anders  Blum  Ann. 
Bd.  7  S.  34,  Seligsohn  §  13  N.  2).    Die  Initialen  sind  demnach  nicht 
als  eine  Abkürzung  der  Firma  anzusehen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  278). 
Wird  eine  Firma  von  einem  Unbefugten  mit  Abkürzungen  gebraucht, 
so  wird  hiergegen  regelmässig  Schutz  nach  Massgabe  des  §  20  gewährt 
(vergl.  858). 


LIX.  Üebertragung  des  Firmenrechts. 

526.  Voraussetzungen  und  Form  der  Üebertragung. 

Das  Recht  auf  die  Firma  und  auf  deren  Schutz  kann  sowohl  unter 
Lebenden  als  von  Todeswegen  auf  einen  Anderen  übertragen  werden; 
allerdings  nach  der  ausdrücklichen  Vorschrift  des  Art.  23  des  Handels- 
gesetzbuchs nur  zugleich  mit  dem  Geschäfte,  d.  h.  dem  Geschäfts- 
betriebe, zu  welchem  die  Firma  gehört.  Die  üebertragung  der  Firma 
geschieht  dadurch,  dass  der  bisherige  Geschäftsinhaber  oder  dessen 
Erben  oder  die  etwaigen  Miterben  ausdrücklich  in  die  Fortführung 
der  Firma  seitens  des  Erwerbers  des  Geschäfts  einwilligen  (Civ.  Bd.  9 
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S.  106).  Eine  besondere  Form  ist  für  die  Erklärung  dieser  Einwilli- 
gung nicht  vorgeschrieben,  vielmehr  ist  es  Sache  der  Beurtheilung 
des  einzelnen  Falles,  ob  der  auf  die  Fortführung  der  Firma  durch  den 
Geschäftsübemehmer  gerichtete  Wille  sich  in  einer  solchen  Weise  kund- 
gegeben hat,  dass  die  Einwilligung  als  eine  ausdrückliche  anzusehen 
ist  (R-O-H.  Bd.  10  S.  291).  Da  die  Einwüligung  eine  ausdrückliche 
sein  muss,  so  ist  es  jedoch  immerhin  erforderlich,  dass  dieselbe  sich 
aus  ausdrücklichen  Handlungen  ergiebt;  aus  der  blossen  widerspruchs- 
losen Duldung  der  Firmenführung  eines  Anderen  kann  daher,  selbst 
wenn  letztere  längere  Zeit  hindurch  fortgesetzt  sein  sollte,  nicht  auf 
eine  wirkliche  Firmen  Übertragung  geschlossen  werden;  es  kann  jedoch 
hierin  eine  Lizenzertheilung  liegen  (vergl.  Amar  No.  395,  vergl.  auch 
.^50.  387).  Für  die  Form  und  die  Voraussetzungen  der  Üebertragung 
ausländischer  Firmen  gilt  das  ausländische  Recht  (vergl.  507). 

527.  Wirkung  der  Üebertragung. 

Der  frühere  Inhaber  der  Firma  verliert  durch  deren  üebertragung 
das  Recht,  dieselbe  weiter  zu  gebrauchen,  da  seine  sämmtlichen  Be- 
fugnisse auf  den  Erwerber  der  Firma  und  des  Geschäfts  übergegangen 
sind.  Hierdurch  unterscheidet  sich  die  üebertragung  des  Firmenrechts 
von  der  Lizenzertheilung,  indem  bei  letzterer  der  Lizenzgeber  in  dem 
Besitze  des  Firmenrechts  verbleibt  (vergl.  550.  383).  Der  Erwerber 
der  Firma  andererseits  kann  nie  mehr  Rechte  erlangen,  als  der  Ver- 
äusserer seinerseits  besessen  hat;  hatte  der  Veräusserer  selbst  kein 
Recht  auf  die  von  ihm  übertragene  Firma,  so  bleibt  letztere  ungültig, 
und  zwar  auch  dann,  wenn  der  Erwerber  bei  dem  Erwerbe  sich  in 
gutem  Glauben  befand,  um  zu  beurtheilen,  ob  eine  einmal  oder  mehr- 
fach übertragene  Firma  berechtigt  geführt  wird,  muss  daher  auf  die 
Entstehung  der  Firma  zurückgegangen  werden  (Civ.  Bd.  7  S.  283, 
Civ.  Bd.  25  S.  4flF.).  Da  die  Gültigkeit  einer  Firma  nicht  durch  deren 
Eintragung  bedingt  ist,  so  kann  auch  eine  nichteingetragene  Firma 
in  gültiger  Weise  übertragen  werden  (Johow  &  Küntzel  Bd.  5 
S.  24.  25,  Cosack  Handelsrecht  S.  50).  Desgleichen  ist  die  Gültig- 
keit der  üebertragung,  gleichviel  ob  es  sich  um  eine  eingetragene 
oder  um  eine  nichteingetragene  Firma  handelt,  keineswegs  durch  die 
Eintragung  eines  üebertragungsvermerks  in  das  Handelsregister  be- 
dingt. Wird  die  üebertragung  nicht  eingetragen,  so  hat  dies  beson- 
dere Folgen,  welche  hier  nicht  in  Betracht  kommen  (vergl.  Art.  25 
des  Handelsgesetzbuchs). 

528.   Nothwendigkeit  der  Üebertragung  dee  Gesohäftsbetriebes. 

Die  üebertragung  der  Firma  ist,  wenn  nicht  zugleich  die  üeber- 
tragung des  dazu  gehörigen  Geschäftsbetriebes  erfolgt,  nach  Art.  23 
des  Handelsgesetzbuchs  ohne  jede  rechtliehe  Wirkung;  insbesondere 
ist  der  Erwerber  der  Firma  alsdann  nicht  befugt,  den  Anspruch  auf 
Schutz  der  Firma  gegenüber  Dritten  zu  verfolgen  (Kohler  M-R. 
S.  126,  Gareis  &  Fuchsberger  N.  134,  v.  Hahn  Kommentar  §  5 
zu  Art.  22).  Die  Vorschrift  des  Art.  23  des  Handelsgesetzbuchs, 
welche  eine  auf  Gründen  des  öffentlichen  Interesses  beruhende,  die 
Verhütung  von  Täuschungen  des  Publikums  bezweckende,  Verbots- 
bestimmung ist,  kann  auch  nicht  etwa  dadurch  umgangen  werden« 
dass  man  sich  das  Recht,  eine  fremde,  im  Sinne  des  Gesetzes  un- 
erlaubte, Firma  zu  führen,  im  Auslande  ohne  Geschäftsbetrieb  über- 
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tragen  lässt,  selbst  wenn  das  Recht  des  Auslandes  eine  derartige 
Uebertragung  als  zulässig  anerkennen  sollte  (Blum  Ann.  Bd.  5  S.  526). 
Hat  indessen  eine  Firma  im  Auslande  ihren  Sitz,  d.  h.  ihre  Haupt- 
niederlassung,  so  ist,  wenn  das  Recht  des  betreffenden  ausländischen 
Staates  dies'  zulässt,  auch  trotz  Nichtbeobachtung  des  Art.  23  die 
Uebertragung  als  rechtswirksam  anzuerkennen,  da  die  Rechtsverhält- 
nisse ausländischer  Firmen  durch  das  Recht  ihres  Heimathstaates  be- 
stimmt  werden  (vergl.  526).  Der  Veräusserer  der  Firma,  welcher  nicht 
zugleich  den  Geschäftsbetrieb  übertragen  hat,  bleibt  trotz  der  Ver- 
äusserung  im  Genüsse  sämmtlicher  Firmenrechte,  da  die  Uebertragung 
einer  Firma  ohne  Geschäftsbetrieb  nicht  nur  Dritten  gegenüber,  son- 
dern auch  unter  den  Kontrahenten  der  Rechts  Wirkung  entbehrt  (Giv. 
Bd.  9  S.  3).  Vorauszusetzen  ist  dabei,  dass  der  Geschäftsbetrieb  von 
dem  Veräusserer  fortgesetzt  wird,  und  dass  in  der  Uebertragungs- 
erklärung  nicht  ein  Verzicht  auf  das  Firmenrecht  überhaupt  zu  er- 
blicken ist,  da  sonst  die  Firma  erlischt-  (vergl.  537.  538).  Dass  die 
Uebertragung  der  Firma  und  des  Geschäftsbetriebes  genau  zu  dem- 
selben Zeitpunkte  erfolge,  ist  nicht  unbedingt  nöthig;  nur  darf  der  da- 
zwischen liegende  Zeitraum  nicht  von  längerer  Dauer  sein  (Busch 
Bd.  5  S.  502). 

529.   Form  der  Uebertragung  des  Geschäftebetriebes. 

Der  Begriff  des  Geschäftsbetriebes  und  demnach  auch  der  Ueber- 
tragung des  Geschäftsbetriebes  ist  kein  juristischer,  sondern  ein  that- 
sächlicher.  Unter  Geschäft  oder  Geschäftsbetrieb  im  Sinne  des  Firmen- 
rechts ist  die  Gesammtheit  der  geschäftlichen  Beziehungen  eines  Kauf- 
manns, unter  der  Uebertragung  desselben  die  Einführung  des  Er- 
werbers in  diese  Beziehungen  unter  gleichzeitiger  Aufgabe  derselben 
seitens  des  Vorbesitzers  zu  verstehen  (vergl.  31).  Nicht  entscheidend 
für  die  Frage,  ob  der  Geschäftsbetrieb  übergegangen  ist,  ist  es,  ob  die 
dem  Vorbesitzer  zustehenden  einzelnen  Vermögensobjekte,  ob  die  Ak- 
tiva, die  Passiva,  ob  die  Aussenstände,  das  Mobiliar-  oder  Immobiliar- 
eigenthum  dem  Erwerber  der  Firma  mitübertragen  wurden;  ausschlag- 
gebend ist  vielmehr  allein,  ob  ein  ununterbrochener  Fortgang  der 
wirthschaftlichen  Geschäftsoperationen  stattfindet.  Auch,  trotzdem 
Aktiva  und  Passiva  bei  dem  Veräusserer  verblieben  sind,  ist  eine 
Uebertragung  des  Geschäftsbetriebs  rechtlich  denkbar  (Kohler  M-R. 
S.  129,  R-O-H.  Bd.  2  S.  50,  Civ.  Bd.  1  S.  264,  Giv.  Bd.  9  S.  83,  Civ. 
Bd.  25  S.  3.  4).  Nöthig  ist  es  auch  nicht,  dass  der  Uebemehmer 
des  Geschäftsbetriebs  das  Etablissement  oder  die  Niederlassung  seines 
Vorgängers  beibehält;  er  kann  vielmehr  den  Geschäftsbetrieb  an  einen 
anderen  Ort  verlegen,  oder,  wenn  er  bereits  an  einem  anderen  Ort 
eine 'Niederlassung  besitzt,  den  übernommenen  Geschäftsbetrieb  mit 
dem  bisher  betriebenen  verschmelzen.  Regelmässig  vollzieht  sich  die 
Uebertragung  des  Geschäftsbetriebs  und  der  Firma  in  der  Weise, 
dass  der  Veräusserer  den  Betrieb  von  Handelsgeschäften  unter  der 
Firma  aufgiebt,  und  an  dessen  Stelle  der  Erwerber  die  handelsgeschäft- 
liche Thätigkeit  unter  derselben  Firma  fortsetzt,  wozu  ihm  der  Ver- 
äusserer die  Gelegenheit  meist  dadurch  gewährt,  dass  er  ihn  mit 
seinen  Bezugs-  und  Absatzquellen  bekannt  macht,  durch  Cirkulare 
oder  in  sonstiger  Weise  bei  seinen  Handelsfreunden  empfiehlt  und 
ihm  dadurch  die  bisherigen  geschäftlichen  Verbindungen  erhält  (R-O-H. 
Bd.  2  S.  51).     Eine  blosse  mündliche  oder  schriftliche  Erklärung  des 
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Inhalts,  dass  der  Geschäftsbetrieb  übertragen  sei  oder  werde,  ge- 
nügt demnach  nicht,  sofern  nicht  ein  thatsächlicher  üebergang  des 
Betriebes  in  obigem  Sinne  stattfindet,  d.  h.  der  Erwerber  in  die 
Lage  versetzt  wird,  den  Betrieb  fortzusetzen.  Der  Vorbesitzer,  wel- 
cher den  Geschäftsbetrieb  aufgegeben  hat,  kann,  insofern  ihn  sein 
Rechtsverhältniss  zu  dem  Erwerber  nicht  daran  hindert,  einen  gänz- 
lich neuen  Geschäftsbetrieb,  welcher  jedoch  sonst  in  allen  Beziehungen 
dem  früher  betriebenen  Geschäfte  ähnlich  sein  darf,  beginnen. 

530.  Theilweise  Uebertragung  des  Geschäftsbetriebes. 

Eine  theilweise  Uebertragung  des  Geschäftsbetriebes  vermag  nicht 
die  Uebertragung  des  Firmenrechtes  zu  rechtfertigen;  insbesondere 
kann  das  Firmenrecht  nicht  derart  vervielfältigt  werden,  dass  eine 
mehrfache  Uebertragung  desselben  unter  gleichzeitiger  Theilung  des 
Geschäftsbetriebes  —  sei  es  nach  Lage,  Branche,  nach  Engros-  oder 
Detailgeschäft  —  möglich  wäre,  oder  dass  der  Votbesitzer  bei  theil- 
weiser  Uebertragung  des  Betriel3es  nebst  dazu  gehöriger  Firma  für 
den  ihm  verbliebenen  Theil  des  Geschäftsbetriebes  das  Recht  der 
Firmenführung  sioh  vorbehalten  könnte  (anders  Kohl  er  M-R.  S.  129). 

531.   Uebertragung  der  Firma  einer  Zweigniederlassung. 

Daher  kann  auch,  wenn  nur  der  Geschäftsbetrieb  einer  Zweig- 
niederlassung auf  einen  Anderen  übergeht,  die  zu  der  Zweignieder- 
lassung gehörige,  mit  der  Firma  des  Hauptgeschäfts  übereinstimmende, 
Firma  nicht  mitübertragen  werden  (Anschütz  &  Völderndorff 
Bd.  1  S.  185,  Völderndorff  in  Endemann  Handbuch  §  47  H.  B., 
Gareis  &  Fuchsberger  N.  118,  anders  v.  Hahn  Kommentar  §  10 
zu  Art.  22,  Bohrend  Handelsrecht  Bd.  1  §  40  N.  35,  Busch  Bd.  4 
S.  127).  Nur  dann  ist  hinsichtlich  der  Firma  einer  Zweigniederlassung 
eine  selbständige  Uebertragung  zugleich  mit  dem  Geschäftsbetriebe 
der  Zweigniederlassung  möglich,  wenn  der  Geschäftsbetrieb  der  Zweig- 
niederlassung vor  deren  Veräusserung  derart  von  dem  Hauptgeschäft 
getrennt  worden  ist,  dass  die  Zweigniederlassung  in  Folge  dessen  that- 
sächlich  in  eine  selbständige  Hauptniederlassung  umgewandelt  ist 
(Roloff  in  Busch  Bd.  4  S.  127  ff..  Spiller  in  Busch  Bd.  34  S.  170. 
171).  Denn  für  mehrere  selbständige  Geschäftsbetriebe  können  mehrere 
als  selbständig  zu  behandelnde  Firmen  einer  und  derselben  Person 
bestehen;  hinsichtlich  jeder  dieser  Firmen  ist  alsdann  eine  selbstän- 
dige Uebertragung  möglich  (vergl.  520). 

532.   Nothwendigkeit  des  Bestehens  eines  GesohSflsbetriebes  vor 

dessen  Uebertragung. 

Die  Uebertragung  des  Geschäftsbetriebes  und  damit  die  Ueber- 
tragung des  Firmenrechts  setzt  voraus,  dass  der  Uebertragende  selbst 
ein  Geschäft  thatsächlich  betrieben  hat  (Oppenhoff  Bd.  1  S.284,  R-O-H. 
Bd.  6  S.  247,  R-O-H.  Bd.  10  S.  292,  Blum  Ann.  Bd.  2  S.  77.  78).  Dar- 
aus ergiebt  sich  die  Unmöglichkeit,  das  Recht  zur  Führung  einer  Firma 
auf  den  Erwerb  einer  Firma  zu  gründen,  welche  ohne  die  Absicht  eigenen 
Betriebes  lediglich  zu  dem  Zwecke  angenommen  wurde,  um  dieselbe 
auf  einen  Anderen  zu  übertragen  und  dadurch  dem  Erwerber  deren 
Benutzung  für  ein  von  diesem  erst  errichtetes  Geschäft  zu  ermög- 
lichen. Derartige  Uebertragungsakte ,  welche  als  zur  Umgehung  des 
Gesetzes    gethätigte    Scheingeschäfte    sich    darstellen,    sind   rechtlich 
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ohne  jede  Wirkung  (Blum  Ann.  Bd.  2  S.  77.  78,  vergl.  521).  Der 
Geschäftsbetrieb  muss  bis  zur  Üebertragung  thatsächlich  fortgesetzt 
worden  sein.  Ist  derselbe  vorher  eingestellt  worden,  so  kann  er  nicht 
mehr  übertragen  werden,  und  ebensowenig  das  Firmenrecht,  da  letz- 
teres mit  der  Einstellung  des  Betriebes  erlischt  (vergl.  Schmid  in 
ZgR.  IV.  S.  275,  vergl.  auch  538).  Hat  ein  Betrieb  entweder  überhaupt 
nicht  bestanden,  oder  ist  derselbe  von  seinem  Inhaber  aufgegeben  wor- 
den, so  wird  seine  Üebertragung  auch  nicht  dann  in  rechtswirksamer 
Weise  bewirkt,  wenn  ein  Quantum  Waaren  oder  ein  Komplex  von 
Gegenständen,  welche  ein  Geschäft  äusserlich  darzustellen  vermögen, 
übertragen  und  bei  der  üebertragung  als  Geschäft  bezeichnet  wird 
(Civ.  Bd.  9  S.  2). 

533.  Theilweiser  Wechsel  in  der  Person  des  Gesohäftsinhabers. 

Die  üebertragung  der  Firma  und  des  Geschäftsbetriebes  hat  einen 
Wechsel  in  der  Person  des  Geschäfts-  und  Firmeninhabers  zur  Folge, 
und  zwar  regelmässig  einen  völligen  Wechsel,  wenn  es  sich  um  die 
Firma  und  den  Geschäftsbetrieb  eines  Einzelkaufmanns  handelt.  Je- 
doch ist  auch  ein  theilweiser  Wechsel  in  der  Art  rechtlich  möglich, 
dass  in  das  Geschäft  eines  Einzelkaufmanns  Jemand  als  Gesellschafter 
eintritt,  oder  —  bei  einer  Handelsgesellschaft  —  wenn  ein  Gesell- 
schafter neu  hinzutritt  oder  aus  der  Gesellschaft  austritt.  In  den 
letzterwähnten  Fällen  darf,  da  der  Geschäftsbetrieb  der  gleiche  bleibt, 
ungeachtet  der  eingetretenen  Veränderungen  die  frühere  Firma  fort- 
geführt werden;  indessen  ist  bei  dem  Austreten  eines  Gesellschafters 
dessen  ausdrückliche  Einwilligung  in  die  Fortführung  der  Firma  er- 
forderlich, wenn  sein  Name  in  der  Firma  enthalten  ist  (Art.  24  des 
Handelsgesetzbuchs).  Im  üebrigen  gelten  für  die  üebertragung  der 
Firma  einer  Handelsgesellschaft  die  gleichen  Grundsätze  wie  für  die 
üebertragung  der  Firma  eines  Einzelkaufmanns. 

534.  Aenderung  einer  übertragenen  Firma. 

Der  Erwerber  einer  übertragenen  Firma  darf  regelmässig  Aende- 
rungen  an  derselben  nicht  vornehmen;  es  ist  demselben  indessen  ge- 
stattet, der  Firma  einen  dasNachfolgeverhältniss  andeutenden  Zusatz  bei- 
zufügen (Art.  22  des  Handelsgesetzbuchs,  Anschütz  &  Völderndorff 
Bd.l  S.187,  Bohrend  Handelsrecht  Bd.l  §40  N.42).  Regelmässig  wird 
das  Nachfolgeverhältniss  durch  die  Zusätze  „Nachfolger^,  „vormals" 
oder  dadurch  angedeutet,  dass  der  übertragenen  Firma  der  Eigenname 
des  nunmehrigen  Inhabers  hinzugefügt  wird  (Anschütz  &  Völdern- 
dorff Bd.l  S.  187,  Zeitschrift  für  Handelsrecht  Bd.  20  S.  618). 
Aktiengesellschaften  und  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung 
müssen,  wenn  sie  die  Firma  eines  Einzelkaufmanns  oder  einer 
Handelsgesellschaft  übernehmen,  dieselbe  insofern  ändern,  als  bei 
Aktiengesellschaften  in  der  Firma  der  Gegenstand  der  Unternehmung 
angedeutet,  und  bei  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  der 
Zusatz  „mit  beschränkter  Haftung"  beigefügt  sein  muss  (vergl.  515. 
516). 

535.   Üebertragung   der  Firma  kraft  Gesetzes,  im  Konkursverfahren 

und  In  der  Zwangsvollstreckung. 

Die  üebertragung  der  Firma  und  des  Geschäftsbetriebs  tritt  ent- 
weder kraft  des  Willens  des  Geschäfts-  und  Firmeninhabers  oder  kraft 

Kent,   Schutz  der  Waarenbezeichnungen.  22 
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Gesetzes  ein.  Gesetzliche  Uebertragung  findet  im  Erbrechte  statt, 
sofern  die  Erbfolge  nicht  auf  letztwilliger  Verfügung  beruht;  ausser- 
dem in  dei\jenigen  Fällen,  in  welchen  ein  Ehegatte  ]n*aft  des  ehelichen 
Güterrechts  ein  eigenes  gesetzliches  Recht  an  den  Gütern  des  anderen 
Ehegatten  erlangt.  Kein  gesetzlicher  Uebergang  findet  im  Konkurs- 
verfahren statt,  da  die  Firma  lediglich  zur  Bezeichnung  der  Person 
des  Geschäftsinhabers  dient  und  kein  Vermögensgegenstand  ist,  und 
da  nur  die  Vermögensrechte  des  Gemeinschuldners  zur  Konkurs- 
masse gezogen  werden  können.  Daher  ist  der  Konkursverwalter  — 
wiewohl  derselbe  nach  §  122  der  Konkursordnung  das  Recht  hat,  den 
Geschäftsbetrieb  zu  veräussern  —  nicht  befugt,  ohne  Einverständniss 
des  Gemeinschuldners  die  diesem  zustehende  Firma  auf  einen  Anderen 
zu  übertragen  (Civ.  Bd.  9  S.  106,  anders  Kohl  er  M-R.  S.  232). 
Aehnliches  gilt  von  dem  Nachlasspfleger,  welcher  zur  Veräusserung 
der  Firma  der  Zustimmung  der  Erben  bedarf.  Dagegen  ist  der  Vor- 
mund zur  Uebertragung  berechtigt,  ebenso  der  Liquidator  (vergl.  298. 
538).  Die  gleichen  Gründe,  welche  gegen  die  Zugehörigkeit  der  Firma 
zur  Konkursmasse  sprechen,  hindern  auch,  dass  eine  Uebertragung 
des  Firmenrechts  ohne  die  Einwilligung  des  Firmeninhabers  im  Wege 
der  Zwangsvollstreckung  erfolgen  könne  (Civ.  Bd.  9  S.  106).  Eine 
derartige  zwangsweise  Uebertragung  ist  schon  um  deswillen  regel- 
mässig unmöglich,  weil  der  Geschäftsbetrieb,  welcher  kein  selbstän- 
diges Vermögensrecht,  sondern  eine  Summe  thatsächlicher  Beziehungen 
ist,  der  Pfändung  nicht  unterliegt  und  daher  nicht  mitübertragen 
werden  kann  (vergl.  226). 

536.  Verpachtung  und  Verpfändung  der  Firma. 

Die  pachtweise  Ueberlassung  eines  kaufmännischen  Geschäfts- 
betriebes führt,  selbst  wenn  dem  Pächter  der  Gebrauch  der  Firma 
gestattet  ist,  noch  nicht  ohne  Weiteres  auch  die  Uebertragung  des 
Firmenrechts  mit  sich;  vielmehr  erlangt  der  Pächter  das  Firmenreeht 
nur  dann,  wenn  in  Gemässheit  des  Art.  22  des  Handelsgesetzbuchs 
der  Verpächter  ausdrücklich  seine  Einwilligung  in  die  Fortführung 
der  Firma  durch  den  Pächter  ertheilt,  also  selbst  die  Inhaberschaft 
aufgegeben  und  den  Pächter  zum  Inhaber  der  Firma  gemacht  hat. 
Ist  ohne  eine  derartige  ausdrückliche  Uebertragungserklärung  dem 
Pächter  lediglich  der  Gebrauch  der  Firma  seitens  des  Verpächters 
gestattet  worden,  so  liegt  nichts  mehr  als  eine  Lizenz  vor  (Anschütz 
&  Völderndorff  Bd.  1  S.  186,  Völderndorflf  in  Endemann  Hand- 
buch §  47  II  C,  Gareis  &  Fuchsberger  N.  115.  149,  vergl.  R-O-H. 
Bd.  21  S.  306).  Entsprechendes  gilt,  wenn  der  Geschäftsbetrieb  und 
die  Firma  von  dem  Geschäftsinhaber  einem  Anderen  verpfändet  werden. 
Eine  Verpfändung  der  Firma  ist  regelmässig  nur  in  der  Weise  mög- 
lich, dass  eine  wirkliche  Uebertragung  von  Firma  und  Geschäftsbetrieb 
auf  den  Pfandgläubiger  stattfindet.  Gegen  die  Zulässigkeit  der  Ver- 
pfändung in  dieser  Form  wird  kein  Einwand  erhoben  werden  können, 
da  die  Verpfändung  eine  Art  der  Veräusserung  ist  und  daher  regel- 
mässig in  denjenigen  Fällen  statthaft  erscheinen  muss,  in  welchen 
die  Veräusserung  eines  Rechts  überhaupt  zugelassen  ist  (vergl.  Civ. 
Bd.  15  S.  370,  Rechtspr.  Bd.  5  S.  24  ff.,  Blum  Ann.  Bd.  7  S.  25). 
Das  Recht  des  Pächters  und  des  Pfandgläubigers  ist  in  der  Regel 
ein  zeitlich  beschränktes.  Diese  zeitlichen  Beschränkungen  haben  in- 
dessen   nur  Wirkung   in    dem  Verhältnisse   zu    dem  Verpächter  und 


§  13.    LX.  Erlöschen  des  Firmenrechts.  339 

dem  Verpfönder,  welche  die  Rückübertragung  des  Rechtes  nach  Ab- 
lauf der  für  Pacht  und  Pfandrecht  gesetzlich  oder  vereinbarungs- 
gemäss  bestimmten  Frist  zu  verlangen  berechtigt  sind;  Dritten  gegen- 
über bleiben  der  Pächter  und  der  Pfandgläubiger  als  Firmeninhaber 
so  lange  zur  Ausübung  der  Firmenrechte  befugt,  bis  auf  Grund  der 
durch  sie  bewirkten  Rückübertragung  der  Firma  die  früheren  Firmen- 
inhaber wieder  die  Inhaberschaft  erlangt  haben. 


LX.  Erlösclieii  des  Firmenreclits. 

537.  Verzicht;  Löschungsantrag;  Nichtgebrauch. 

Das  Firmenrecht  erlischt  —  sofern  eine  deutsche  Firma  in  Frage 
steht,  da  für  ausländische  Firmen  das  ausländische  Recht  gilt  — 
durch  den  Verzicht  des  Inhabers,  welcher  entweder  ausdrücklich  aus- 
gesprochen oder  aus  den  Umständen  gefolgert  werden  kann  (vergl. 
R-O-H.  Bd.  10  S.  292).  Ein  ausdrückücher  Verzicht  liegt,  wenn  es 
sich  um  eine  in  das  Handelsregister  eingetragene  Firma  handelt,  in 
dem  bei  dem  Handelsgerichte  eingereichten  Antrage  des  Inhabers  der 
Firma  auf  Löschung  derselben,  sofern  nicht  aus  den  Umständen  sich 
ergiebt,  dass  trotz  der  Löschung  die  Fortführung  der  früheren  Firma 
beabsichtigt  wird.  Der  Löschungsantrag  des  Firmeninhabers  wird  er- 
setzt durch  ein  denselben  zur  Abgabe  der  Löschungserklärung  ver- 
urtheilendes  rechtskräftiges  Erkenntniss  (vergl.  Bolze  Bd.  7  No.  171). 
Stillschweigend  wird  auf  die  Firma  dadurch  Verzicht  geleistet,  dass 
der  Inhaber  thatsächlich  deren  Gebrauch  aufgiebt.  Dieser  Nicht- 
gebrauch darf  indessen  nicht  nur  ein  zeitweiliger,  muss  vielmehr  von 
solcher  Dauer  sein,  dass  daraus  mit  Sicherheit  auf  den  Willen,  die 
Firma  aufzugeben,  geschlossen  werden  kann  (Str.  Bd.  23  S.  349.  350, 
Bohrend  Handelsrecht  Bd.  1  §  40  N.  43).  Ein  derartiger  Schluss 
wird  der  Regel  nach  dann  gerechtfertigt  sein,  wenn  der  Firmeninhaber 
anstatt  der  bisher  von  ihm  geführten  Firma  dauernd  im  Verkehr  eine 
andere,  hiervon  abweichende,  Firma  gebraucht  (Bohrend  Handels- 
recht Bd.  1  §  40  N.  46).  Andererseits  ist  jede  Handlung,  welche  als 
ein  Oebrauchsakt  der  Firma  sich  kennzeichnet,  geeignet,  die  Unter- 
stellung des  Aufgabewillens  zu  beseitigen;  die  Anmeldung  eines Waaren- 
zeichens  unter  der  Firma  ist  ein  solcher  Oebrauchsakt  (Str.  Bd.  23 
S.  349.  350). 

538.   Einstellung  des  Geschäftsbetriebes. 

In  besonders  deutlicher  Weise  offenbart  sich  der  Verzichtswille, 
wenn  der  Geschäftsbetrieb,  zu  welchem  die  Firma  gehört,  von  dem 
Geschäfts-  und  Firmeninhaber  eingestellt  wird.  Mit  der  Einstellung 
des  Geschäftsbetriebes  erlischt  die  Firma,  da  sie  mit  demselben  — 
ähnlich  wie  das  Waarenzeichen  —  unlösbar  verbunden  ist  (R-O-H. 
Bd.  10  S.  292,  Civ.  Bd.  29  S.  69,  vergl.  291  ff.  519).  Die  Einstellung 
des  kaufmännischen  Geschäftsbetriebes  steht  begrifflich  der  Einstellung 
des  gewerblichen  Geschäftsbetriebes  im  Sinne  des  §  9  No.  2  gleich ; 
daher  kommen  die  zu  §  9  No.  2  gegebenen  Darlegungen  hier  zur  ent- 
sprechenden Anwendung.  Hiernach  besteht  die  Einstellung  des  Ge- 
schäftsbetriebes in  der  gänzlichen  Aufgabe  der  handelsgeschäftlichen 
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Thätigkeit  seitens  des  Firmeninhabers,  und  zwar  gleichviel,  ob  solche 
freiwülig  oder  im  Wege  behördlichen  Zwanges  erfolgt  (vergl.  291.  300). 
Es  genügt  in  dieser  Beziehung,  dass  keine  Handelsgeschäfte  mehr  be- 
trieben werden;  gleichgültig  ist  es,  ob  ein  Betrieb,  welcher  nicht  kauf- 
männischer Natur  ist,  d.  h.  Handelsgeschäfte  im  Sinne  des  Handels- 
gesetzbuchs nicht  betrifft,  fortgesetzt  wird.  Die  Firma  erlischt  also, 
wenn  der  Inhaber  die  Kaufmannseigenschaft  verliert  (Civ.  Bd.  27 
S.  6).  Andererseits  muss  eine  vollständige  Aufgabe  jeder  handels- 
geschäftlichen Thätigkeit  eingetreten  sein.  Eine  Einstellung  des  Be- 
triebes in  der  bisher  betriebenen  Branche  genügt  noch  nicht;  denn 
ein  Kaufmann  ist  nicht  an  den  Betrieb  eines  bestimmten  Handels- 
zweiges gebunden,  er  kann  von  dem  einen  zum  anderen  übergehen, 
ohne  dass  seine  Firma  dadurch  berührt  wird  (Civ.  Bd.  20  S.  74,  Str. 
Bd.  23  S.  350).  Dies  gilt  indessen  ni(At  ohne  Weiteres  von  der  Aktien- 
gesellschaft, bei  welcher  ohne  Statutenänderung  eine  Aenderung  im 
Betriebszweige  nicht  statthaft  ist  (Civ.  Bd.  20  S.  74).  Vorauszusetzen 
ist  femer,  dass  die  Aufgabe  des  bisherigen  Handelszweiges  nicht  in 
einer  gänzlichen  Betriebseinstellung  ihre  Veranlassung  hatte;  denn  für 
ein  völlig  neues  Geschäft  kann  die  frühere  Firma  nicht  beibehalten 
werden,  sofern  dieselbe  nicht  den  gesetzlichen  Anforderungen  einer 
neu  zu  begründenden  Firma  entspricht  (Kohl er  M-R.  S.  127,  An- 
schütz  &  Völderndorff  Bd.  1  S.  198).  Keine  Einstellung  des  Be- 
triebes liegt  andererseits  vor:  a.  wenn  der  Geschäftsbetrieb  von  einem 
Anderen  im  Namen  des  Firmeninhabers  fortgesetzt  wird  (vergl.  292); 

b.  wenn    der    Betrieb    nur  zeitweilig  unterbrochen  wird  (vergl.  293); 

c.  wenn  Aenderungen  im  Betriebe  —  abgesehen  von  dem  bereits  er- 
örterten Fall  einer  Aenderung  in  dem  bisherigen  Handelszweige  — 
vorgenommen  werden  (vergl.  294);  d.  wenn  der  Betrieb  durch  einen 
Rechtsnachfolger  in  der  Inhaberschaft  der  Firma  fortgesetzt  wird  (Civ. 
Bd.  27  S.  6,  vergl.  295);  e.  oder  auch  nur  die  Möglichkeit  einer  der- 
artigen Fortsetzung  des  Betriebes  besteht  (vergl.  296);  f.  im  Falle 
des  Todes  des  Berechtigten,  sofern  derselbe  nicht  die  Aufgabe  des 
Geschäftsbetriebes  zur  Folge  hat  (vergl.  297) ;  g.  im  Falle  des  Eintritts 
der  Liquidation  einer  Handelsgesellschaft  (R-O-H.  Bd.  19  S.  163,  R-O-H. 
Bd.  22  S.  328,  Civ.  Bd.  28  S.  132.  133,  Civ.  Bd.  29  S.  70,  Bolze 
Bd.  3  No.  784,  Schmid  in  ZgR.  IV.  S.  275).  Vielmehr  sind  die  Liqui- 
datoren während  des  Liquidationsstadiums  befugt,  den  Firmenscliutz 
zu  beanspruchen,  ohne  dass  es  eines  besonderen  Nachweises  bedarf, 
dass  die  Erhebung  des  Anspruches  in  innerer  Verbindung  mit  dem 
Liquidationszweck  stehe  (vergl.  Bolze  Bd.  2  No.  1123).  Im  Liqui- 
dationsstadium ist  auch  noch  die  Uebertragung  der  Firma  auf  einen 
Anderen  möglich  (anders  Kohler  M-R.  S.  127,  Busch  Bd.  34  S.  298. 
299);  i.  keine  Einstellung  des  Geschäftsbetriebes  hat  endlich  die  Er- 
öffnung des  Konkursverfahrens  —  über  das  Vermögen  eines  Einzel- 
kaufmanns, einer  Korporation  oder  einer  Handelsgesellschaft  —  noth- 
wendiger  Weise  zur  Folge  (Civ.  Bd.  28  S.  132.  133,  Bolze  Bd.  3 
No.  784,  vergl.  299). 

539.   Bedeutung  der  Löschung  im  Handelsregister. 

Ohne  Bedeutung  für  das  Erlöschen  des  Firmenrechts  ist  regel- 
mässig, d.  h.  abgesehen  von  denjenigen  Fällen,  in  welchen  die  Ein- 
tragung der  Firma  rechtsbegründende  Bedeutung  hat,  die  Löschung 
der  Firma  im  Handelsregister,  da  der  Löschung  —  wie  der  Eintragung 
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in  das  Handelsregister  im  Allgemeinen  —  nur  eine  beurkundende, 
keine  rechtsvernichtende,  Bedeutung  zukommt  (Civ.  Bd.  20  S.  170). 
Allerdings  spricht,  wenn  der  Firmeninhaber  selbst  den  Löschungs- 
antrag gestellt  hat,  die  Vermuthung  dafür,  dass  derselbe  damit  auf 
die  Fortführung  der  Firma  habe  verzichten  wollen;  indessen  wird  diese 
Vermuthung  widerlegt,  wenn  die  Firma  thatsächlich  fortgeführt  wird, 
und  die  Löschung  nur  irrthümlich  oder  aus  besonderen  Gründen  — 
z.  B.  wegen  entgegenstehenden  Rechtes  eines  Anderen,  welches  später 
beseitigt  wird  —  beantragt  ist.  Umsoweniger  führt  eine  irrthümliche 
Löschung  seitens  des  Gerichts  das  Erlöschen  der  Firma  herbei  (R-O-H. 
Bd.  10  S.  292,  Civ.  Bd.  20  S.  170).  Andererseits  erUscht  die  Firma 
in  Folge  Nichtgebrauchs  oder  in  Folge  der  Einstellung  des  Geschäfts- 
betriebes, auch  wenn  die  Löschung  nicht  erfolgt  ist,  also  trotz  Fort- 
bestehens der  Eintragung  im  Handelsregister  (Civ.  Bd.  29  S.  69). 
Ist  das  Erlöschen  der  Firma  nicht  in  das  Handelsregister  eingetragen, 
so  hat  derjenige,  welcher  das  Erlöschen  behauptet,  den  Beweis  zu 
führen  (Bolze  Bd.  1  No.  313). 


LXL  Inlialt  des  Namen-  und  Firmenreclits. 

540.  Ausschliessliche  Befugniss  zur  Waarenbezeichnung. 

Der  Lihalt  des  Namen-  und  Firmenrechts  entspricht  im  Allge- 
meinen dem  Inhalte  der  durch  die  Eintragung  eines  Waarenzeichens 
gewährten  ausschliesslichen  Befugniss,  d.  h.  der  Inhaber  des  Namen- 
oder Firmenrechts  ist  befugt,  gegen  jede  Beeinträchtigung  im  unge- 
störten Genüsse  seiner  Berechtigung  —  sei  es  im  Wege  der  Klage 
oder  im  Wege  der  Einrede  gegenüber  einer  gegen  ilin  angestellten 
Klage  —  sich  zu  schützen  (vergl.  427  flf.  489.  551).  Eine  Beeinträch- 
tigung des  Namen-  und  Firmenberechtigten  liegt  nicht  nur  dann  vor, 
wenn  ein  Anderer  genau  den  gleichen  Namen  oder  genau  die  gleiche 
Firma  zur  Bezeichnung  von  Waaren  benutzt,  sondern  auch  dann, 
wenn  ein  ähnlich  lautender  Name  oder  eine  ähnliche  Firma  in  einer 
Weise  gebraucht  wird,  dass  die  Gefahr  einer  Verwechslung  im  Ver- 
kehre besteht  (vergl.  856  ff.).  Im  Einzelnen  besteht  —  wie  bei  ein- 
getragenen Waarenzeichen  —  die  Berechtigung  darin :  a.  dass  der  Be- 
rechtigte Anderen  untersagen  kann,  Waaren  oder  deren  Verpackung 
oder  Umhüllung  mit  dem  Namen  oder  der  Firma  zu  versehen,  die  so 
bezeichneten  Waaren  in  Verkehr  zu  setzen  sowie  auf  Ankündigungen 
u.  s.  w.  den  Namen  oder  die  Firma  anzubringen;  und  b.  falls  eine 
dieser  Handlungen  wissentlich  oder  aus  grober  Fahrlässigkeit  be- 
gangen wurde,  entschädigungsberechtigt  ist  (§  14);  c.  dass  der  Be- 
rechtigte, wenn  die  Handlung  wissentlich  begangen  wurde,  einen 
Anspruch  auf  Strafverfolgung  und  Busse  hat  (§§  14  &  18);  d.  dass 
die  Befugniss  besteht,  gegen  Jeden,  welcher  in  sonstiger  Weise  im 
Genüsse  des  Rechtes  stört,  gerichtliche  Hülfe  in  Anspruch  zu  nehmen 
(vergl.  429  ff.);  e.  dass  auch  im  Auslande  begangene  Handlungen  ver- 
folgbar sind  (Civ.  Bd.  18  S.  29  ff,  vergl.  362.  363). 

Wie  das  Zeichenrecht  gewährt  schliesslich  das  Namen-  und 
Firmenrecht  nach  dem  Zeichengesetze  nur  die  ausschliessliche  Be- 
fugniss, Name  oder  Firma  sichtbar  zur  Waarenbezeichnung  zu  ver- 
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wenden;  der  mündliche  Gebrauch  von  Name  und  Firma  kann  da- 
gegen nach  dem  Gesetze  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs 
verboten  sein  (vergl.  Propr.  Ind.  Xu.  S.  138,  vergl.  auch  397  und 
bürgerl.  Gesetzbuch  §  826). 

541.  Ausschliessliche  Befugniss  zur  Bezeichnung  von  Waaren 

jeder  Art. 

Dagegen  unterscheidet  sich  die  Namen-  und  Firmenberechtigung 
von  dem  Rechte  an  einem  eingetragenen  Waarenzeichen  insofern,  als 
die  an  letzterem  bestehende  ausschliessliche  Gebrauchsbefugniss  dem 
eingetragenen  Inhaber  nur  in  Hinsicht  auf  die  bestimmten  in  der 
Anmeldung  und  Eintragung  bezeichneten  Waaren  gewährt  ist,  während 
eine  derartige  Beschränkung  bei  Name  und  Firma  nicht  besteht.  Ins- 
besondere ist  der  Schutz  der  letzteren  nicht  etwa  in  der  Richtung 
beschränkt,  dass  nur  die  Bezeichnung  solcher  Waaren  verboten  wäre, 
welche  der  Berechtigte  selbst  herstellt  oder  in  Handel  bringt  (Merkel 
in  Holtzendorff  Rechtslexikon,  Merkel  in  Holt zendorff  Handbuch 
Bd.  3  S.  830  flf.,  Oppenhoff  Kommentar  §  287  N.  2,  Kohler  in 
Propr.  Ind.  XL  S.  183,  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  100).  Das  Recht 
des  Namen-  und  Firmeninhabers  ist  vielmehr  regelmässig  immer  dann 
verletzt,  wenn  Sachen  irgend  welcher  Art,  welche  Waaren  im 
Sinne  des  Gesetzes  sind,  widerrechtlich  mit  dem  Namen  oder  der 
Firma  versehen  werden  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  100). 

542.    Ausschliessliche  Befugniss  zur  Bezeichnung  der  Herkunft  der 

Waare. 

Nicht  jede  Verwendung  des  Namens  oder  der  Firma  zur  Waaren- 
bezeichnung  ist  indessen  dem  Namen-  und  Firmeninhaber  ausschliess- 
lich vorbehalten;  vielmehr  kann  nur  ein  solcher  Gebrauch  seitens 
Anderer  untersagt  werden,  welcher  geeignet  ist,  den  Anschein  zu  er- 
wecken, als  ob  die  Waare  von  der  zur  Führung  des  Namens  berech- 
tigten Person  oder  aus  dem  Geschäftsbetriebe,  zu  welchem  die  Firma 
gehört,  herrühre  (Landgraf  §  13  N.  7,  Stockheim  S.  55,  Stenglein 
§  14  N.  7,  Bolze  Bd.  7  No.^170,  vergl.  Bolze  Bd.  11  No.  110).  In 
dieser  Hinsicht  besteht  ein  Unterschied  zwischen  dem  Namen-  und 
Firmenschutz  einerseits  und  dem  Waarenzeichenschutze  andererseits 
nicht,  indem  die  Rechte  aus  der  Eintragung  eines  Waarenzeichens 
auch  nur  gegenüber  demjenigen  ausgeübt  werden  können,  welcher  das 
Zeichen  in  waarenzeichenmässiger  Weise,  d.  h.  zum  Zwecke  der  Be- 
zeichnung der  Herkunft  von  Waaren  aus  einem  bestimmten  Geschäfts- 
betriebe, verwendet  (vergl.  356).  Wie  bei  dem  Waarenzeichen  gilt 
indessen  auch  hier  der  (Grundsatz,  dass  im  Zweifel  die  Bezeichnung 
der  Waare  mit  Name  oder  Firma  die  Herkunft  der  Waare  kenn- 
zuzeichnen  bestimmt  ist;  dies  gilt  insbesondere  dann,  wenn  Name  oder 
Firma  ohne  jeden  Zusatz  auf  der  Waare,  auf  deren  Verpackung  u.  s.  w. 
angebracht  sind  (vergl.  750).  Der  zeichenrechtliche  Schutz  von  Name 
und  Firma  ist  terner  nicht  dadurch  bedingt-,  dass  Name  oder  Firma  in 
einer  Weise  gebraucht  sind,  dass  sie  nothwendiger  Weise  auf  die 
Person  hinweisen  müssen,  von  welcher  die  Waare  herrühren  soll;  es 
genügt  schon  die  Möglichkeit,  dass  ein  Irrthum  in  dieser  Richtung 
entstehen  kann.  Ist  eine  derartige  Verwechselung  möglich,  so  kann 
der  unbefugt  den  Namen,  die  Firma  oder  ein  denselben  ähnliches 
Wort  Gebrauchende  sich  nicht  darauf  berufen,  dass  es  sich  nicht  um 
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einen  Namen  oder  eine  Firma,  sondern  um  eine  anderweite  nur  zu- 
fällig mit  Name  oder  Firma  tibereinstimmende  Bezeichnung  —  z.  B.  eine 
geographische  Bezeichnung,  ein  Pseudonym  oder  ein  trei  erfundenes 
Fantasiewort  —  handele  (Kohl er  M-R.  S,  143  ff.,  Amar  No.  315). 
Nur  wenn  in  Folge  von  Hinzufügungen  zu  Name  oder  Firma  jeder 
Zweifel  in  der  angegebenen  Richtung  ausgeschlossen  ist,  liegt  eine 
Störung  des  Namen-  oder  Firmenre'chts  nach  dem  Zeichen gesetze  nicht 
vor  (R-O-H.  Bd.  24  S.  302.  303).  Da  der  Name  auch  dann  geschützt 
ist,  wenn  der  zur  Führung  desselben  Berechtigte  überhaupt  weder 
Handel  treibt  noch  auch  Waaren  herstellt  oder  in  Verkehr  bringt,  so 
besagt  die  Regel  in  ihrer  Anwendung  auf  den  Namenschutz,  dass 
durch  die  Verwendung  des  Namens  zurWaarenbezeichnung  auch  nicht  der 
Irrthum  erregt  werden  darf,  als  habe  der  Inhaber  des  Namens  die 
Herstellung  oder  den  Vertrieb  der  Waare  beeinflusst,  oder  als  ge- 
schehe Herstellung  oder  Vertrieb  unter  seiner  Protektion,  Autorität 
oder  Billigung.  Denn  auch  in  diesen  Fällen  ist  die  Waare  als  von 
dem  Namenberechtigten  herrührend  anzusehen  (Kohler  in  ZgR.  II. 
S.  336). 

543.  Ausschluss  der  Täuschung  über  die  Herkunft  durch  Zusätze. 

Die  Hinzufügungen  zu  Name  oder  Firma,  welche  die  Verwechs- 
lung, als  ob  die  Waare  von  dem  Namen-  oder  Firmenberechtigten 
herrühre,  ausschliessen  sollen,  müssen  derart  klar  und  unzweideutig 
sein,  dass  jede  Täuschung,  und  zwar  auch  unachtsamer  Personen, 
unmöglich  ist  (R-O-H.  Bd.  24  S.  302.  303,  Bolze  Bd.  11  No.  110, 
Amar  No.  345,  vergl.  Blum  Ann.  Bd.  2  S.  360  ff.).  Es  kommen  dabei 
im  Einzelnen  die  zu  §  20  erörterten  Regeln,  insbesondere  soweit 
solche  sich  auf  die  Verwendung  von  Zusätzen  zu  Wortzeichen  be- 
ziehen, zur  entsprechenden  Anwendung  (vergl.  854).  Ob  Hinzufü- 
gungen zu  einem  fremden  Namen  oder  einer  fremden  Firma  so  deut- 
lich sind,  dass  sie  jede  Verwechslung  ausschliessen,  ist  hiernach  That- 
frage.  Bei  Entscheidung  dieser  Frage  wird  davon  auszugehen  sein, 
dass  der  Gebrauch  fremder  Namen  und  Firmen  auch  in  Verbindung 
mit  Zusätzen  nur  in  loyaler  Weise  und  nur  dann  statthaft  sein  kann, 
wenn  nach  Lage  des  Falles  eine  anderweitige  Bezeichnung  der  Waare 
nach  der  Verkehrsanschauung  nicht  gut  denkbar  oder  doch  wenigstens 
nicht  üblich  ist  (Amar  No.  345).  Eine  allgemein  gültige  Regel, 
welche  Zusätze  hiemach  die  Anwendung  des  Gesetzes  ausschliessen, 
und  welche  nicht,  lässt  sich  nicht  geben;  die  in  der  Praxis  in  ein- 
zelnen Fällen  getroflenen  Entscheidungen  sind  nicht  ohne  Weiteres 
für  andere  Fälle  massgebend,  da  neben  dem  Wortlaute  des  Zusatzes 
und  der  Art  seiner  Hinzufügung  auch  auf  die  Person  des  Namen- 
oder Firmenberechtigten  und  auf  die  Bedeutung,  welche  der  Name 
oder  die  Firma  im  Verkehre  haben,  Rücksicht  zu  nehmen  ist. 

544.   Zusätze  zu  Name  und  Firma,  welche  besonders   in   Betracht 

kommen. 

Aus  Literatur  und  Rechtsprechung  ist  Folgendes  hervorzuheben: 
a.  Leicht  zu  übersehende  oder  nicht  unzweideutige  Zusätze,  selbst 
wenn  solche  besagen,  dass  die  Waare  nicht  von  der  angegebenen 
Firma  herrühre,  schliessen  eine  Verwechslung  nicht  aus  (Oppenhoff 
Bd.  9  S.  594,  Landgraf  §  13  N.  7,  Amar  No.  339.  345.  346).  Daher 
wird  die  Entscheidung   des  Reichsgerichts,    dass   in  der  Bezeichnung 
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^Konkurrenzmarke  von  N.  N.  contra  Heidsieck  &,  Co.  Reims^  keine 
Verletzung  der  Firma  Heidsieck  &  Co.  enthalten  sei,  nur  unter  der 
Voraussetzung  zu  billigen  sein,  dass  die  äussere  Gestaltung  dieser 
Bezeichnung  einen  Irrthum  nicht  zulässt  (vergl.  Bolze  Bd.  7  No.  170); 

b.  keine  die  Verwechslung  ausschliessende  Bedeutung  haben  regel- 
mässig auch  die  Zusätze  „Imitation**,  „nachgeahmt**,  „verbessert**, 
„übertroffen**,  „fabrizirt  nach  Art  von  ....**  (Pouillet  No.  416.  417, 
Propr.  Ind.  IX.    S.  93,   R-O-H.    Bd.  24.    S.  228  ff.,    Meili  S.  36); 

c.  hinsichtlich  des  Zusatzes  „System**  oder  „nach  dem  System  von 
....**  geht  die  herrschende  Meinung  dahin,  dass  derselbe  die  Gefahr 
einer  Verwechselung  nicht  beseitige  (Pouillet  No.  416,  Meili  S.  36, 
Amar  No.  345,  anders  Kohl  er  M-R.  S.  154  ff.,  vergl.  hierüber  auch 
141.  854).  Auch  das  Reichsgericht  hat  sich  dieser  Ansicht  ange- 
schlossen, allerdings  mit  der  Begründung,  dass  ein  derartiger  Zusatz 
nicht  deutlich  genug  darauf  hinweise,  dass  die  so  bezeichnete  Waare 
nicht  aus  dem  Geschäftsbetriebe  der  namentlich  bezeichneten  Person 
herrühre,  sondern  lediglich  nach  deren  System  hergestellt  sei.  Das 
Reichsgericht  scheint  also,  sofern  durch  sonstige  Hinzufügungen  zu 
dem  Worte  „System**  ein  derartiger  Zweifel  v.ermieden  wird,  die  Ver- 
wendung von  Name  und  Firma  in  Verbindung  mit  diesem  Worte  nicht 
für  unbedingt  unstatthaft  zu  halten  (Bolze  Bd.  11  No.  110).  Keines- 
falls kann  indessen  die  Hinzufügung  des  Wortes  „System**,  sei  es 
allein  oder  in  sonstigen  Wortverbindungen,  die  Gefahr  der  Verwechs- 
lung ausschliessen,  wenn  der  Namen-  oder  Firmenberechtigte  zugleich 
auf  Grund  eines  Patent-  oder  Gebrauchsmusterrechtes  ausschliesslich 
zur  Herstellung  und  zum  Vertriebe  der  Waare  befugt  ist,  da  alsdann 
durch  den  Zusatz  „System**  stets  der  Eindruck  hervorgerufen  wird, 
als  rühre  die  Waare  von  dem  Inhaber  des  gewerblichen  Schutzrechtes 
her;  d.  ähnlich  dem  Zusätze  „System**  ist  die  Hinzufügung  von  Worten 
wie  „nach  dem  Rezept  von  ....**,  „nach  der  Formel  von  ....**, 
„bereitet  nach  der  Methode  von  ....**  u.  s.  w.  zu  behandeln.  Im 
Zweifel  wird  man  sich  gegen  die  Zulässigkeit  des  Gebrauchs  eines 
fremden  Namens  oder  einer  fremden  Firma  in  derartigen  Verbindungen 
entscheiden  müssen  (Pouillet  No.  417,  Amar  No.  42.  345,  anders 
Kohler  M-R.  S.  154  ff.,  R-O-H.  Bd.  24  S.  302.  303).  Andererseits 
ist  dabei  auf  die  Verkehrsgewohnheit  Rücksicht  zu  nehmen,  dass 
häufig  chemische  oder  pharmazeutische  Produkte  als  nach  dem  Re- 
zepte, der  Formel  oder  der  Methode  des  Erfinders  hergestellt  be- 
zeichnet und  dem  Publikum  im  redlichen  Verkehr  gewöhnlich  unter 
einer  solchen  Bezeichnung  dargeboten  werden.  Ein  loyaler  Gebrauch 
derartiger  Bezeichnungen  kann  daher  wohl  zulässig  sein,  und  zwar 
namentlich  dann,  wenn  der  Erfinder  des  betreffenden  Produktes  dasselbe 
selbst  nicht  mehr  herstellt  und  auch  nicht  mit  seiner  Autorität  an 
der  Produktion  eines  Anderen  sich  betheiligt  (Amar  No.  345);  e.  die 
Hinzufügung  des  eigenen  Namens  oder  der  eigenen  Firma  zu  fremden 
Namen  oder  Firmen  schliesst  regelmässig  die  Anwendung  des  Ge- 
setzes nicht  aus  (Op penhoff  Bd.  9  S.  594,  Amar  No.  339);  f.  In- 
dessen ist  nicht  unbestritten,  ob  nicht  der  Gebrauch  eines  fremden 
Namens  unter  Hinzufügung  des  eigenen  dadurch  «u  einem  berechtigten 
wird,  dass  man  sich  als  Schüler,  ehemaliger  Angestellter,  Sohn,  Neffe, 
ehemaliger  Theilhaber  u.  s.  w.  des  Inhabers  des  fremden  Namens  oder 
der  fremden  Firma  bezeichnet  (vergl.  Pouillet  No.  532ff.,  Sebastian 
S.  291.  292,  Amar  No.  346).    Die  Entscheidung   dieser  Frage    wird 
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davon  abhängen,  ob  solche  Zusätze  wahrheitsgetreu  sind,  und  deren 
Verwendung  zugleich  einem  berechtigten  Interesse  entspricht,  z.  B. 
zur  näheren  Kennzeichnung  der  Person  nöthig  oder  dienlich  erscheint. 
Liegt  ein  derartiger  loyaler  Gebrauch  nicht  vor,  oder  ist  nicht  jede 
Verwechslungsgefahr  ausgeschlossen,  so  muss  die  Verwendung  des 
fremden  Namens  auch  trotz  solcher  Hinzufügungen  unzulässig  sein 
(vergl.  Kohler  M-R.  S.  155.  156,  Amar  No.  346).  Der  frühere  De- 
positar einer  Firma  wird  hiemach  —  namentlich,  wenn  derselbe 
noch  Waaren  vertreibt,  die  denen  dieser  Firma  gleich  sind  —  nicht 
das  Recht  haben,  die  Firma  unter  Hinzufügung  des  Zusatzes  „früher'' 
zu  gebrauchen  (anders  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  278);  g.  die  Gefahr 
einer  Verwechslung  wird  endlich  nicht  dadurch  beseitigt,  dass  einer 
unbefugt  geführten  Firma  eine  Ortsbezeichnung  hinzugefügt  wird, 
welche  von  dem  wirklichen  Domizil  der  betreffenden  Firma  abweicht 
(Meves  §  13  N.  13,  Goltd.  Bd.  24  S.  596.  597). 

545.  Aufnahme  eines  Namens  in  eine  Firma. 

Der  Anschein,  als  ob  die  Waare  von  dem  zur  Führung  eines 
bestimmten  Namens  Berechtigten  herrühre,  wird  auch  nicht  dann  ver- 
mieden, wenn  der  betrefiende  Name  den  gesetzlichen  Vorschriften  zu- 
wider zum  Bestandtheile  einer  Firma  gemacht  wird.  Jeder  unbefugte 
Gebrauch  eines  fremden  Familiennamens  zum  Zwecke  der  Firmenbil- 
dung oder  der  Gebrauch  einer  den  Namen  enthaltenden  erloschenen 
Firma  ist  nach  Art.  27  des  Handelsgesetzbuchs  unstatthaft,  und 
zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  derart  gebildete  Firma  sich  von 
dem  Namen  oder  der  Firma  des  Nameninhabers  deutlieh  unterscheidet, 
und  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Namenberechtigte  an  demselben 
Orte  wohnt,  an  welchem  die  widerrechtlich  gebildete  Firma  geführt 
wird  (Civ.  Bd.  7  S.  280  ff.,  Civ.  Bd.  19  S.  22,  Civ.  Bd.  29  S.  125, 
Bolze  Bd.  13  No.  120,  Völdemdorff  in  Endemann  Handbuch  §  46). 
Gleiches  gilt  für  das  Zeichenrecht;  der  unbefugte  Gebrauch  des  frem- 
den Namens  in  einer  Firma  ist  daher  stets  unzulässig  (Bolze  Bd.  2 
No.  338). 

546.   Namen  historiecher  und  verstorbener  Personen. 

Jede  Möglichkeit  einer  Verwechslung  in  dem  angegebenen  Sinne 
ist  dagegen  ausgeschlossen,  wenn  die  Namen  historischer  oder  verstor- 
bener Personen,  welche  nicht  wesentliche  Bestandtheile  einer  rechtlich 
geschützten  Firma  sind  und  daher  nicht  als  solche  den  Firmensohutz 
gemessen,  zur  Waarenbezeichnung  verwendet  werden.  Ein  Schutz 
solcher  Namen  findet  nach  Zeichonrecht  weder  zu  Gunsten  der  noch 
lebenden  Inhaber  noch  auch  zu  Gunsten  der  Erben  oder  sonstigen 
Rechtsnachfolger  statt;  das  letztere  gilt  schon  aus  dem  Grunde,  weil 
das  Namenrecht  nicht  vererblich  ist,  das  erstere  jedenfalls  dann,  wenn 
jede  Betheiligung  der  betreffenden  noch  lebenden  Person  an  der  Her- 
stellung oder  dem  Vertriebe  von  Waaren  gänzlich  ausgeschlossen  er- 
scheint, und  auch  nicht  der  Anschein  hervorgerufen  wird,  als  sei  dies 
doch  der  Fall  (Kohl er  M-R.  S.  163.  164,  Amar  No.  340). 

547.   Gemeingebräuohliohe  Namen  und  Firmen. 

Die  Möglichkeit  des  Irrthums,  dass  die  Waare  von  dem  Inhaber 
des  Namens  oder  aus  dem  Geschäftsbetriebe,  zu  welchem  die  Firma 
gehört,  herrühre,    besteht   auch  dann  nicht,   wenn  Name    oder  Firma 
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innerhalb  der  betheiligten  Yerkehrskreise  im  Oemeingebrauche  stehen, 
d.  h.  zur  Bezeichnung  von  Waaren  ohne  Rücksicht  auf  deren  Her- 
kunft verwendet  werden.  Name  und  Firma  weisen  dann  nicht  mehr 
auf  die  Person  ihres  Inhabers  hin,  sind  vielmehr  allein  dazu  bestimmt, 
die  Waare  selbst  nach  ihrer  Gattung  oder  ihren  Eigenschaften  zu 
kennzeichnen:  dieselben  dienen,  wenn  sie  gemeingebräuchlich  sind, 
nicht  mehr  dazu,  die  Waaren  eines  bestimmten  Gewerbetreibenden 
von  den  Waaren  Anderer  zu  unterscheiden,  vielmehr  soll  durch  die 
Angabe  des  Namens  die  Waare  von  anderen  Waaren  unterschieden 
werden.  Darum  steht,  wenn  ein  Name  oder  eine  Firma  gemein- 
gebräuchlich in  dem  angegebenen  Sinne  geworden  sind,  dem  Inhaber 
eines  gleichlautenden  Namens  oder  einer  gleichlautenden  Firma  das 
Recht,  Andere  von  deren  Gebrauch  auszuschliessen,  nicht  zu  (P.M.  & 
Z-Bl.  Bd.  2  S.  144).  Die  im  Gemeingebrauche  stehenden  Namen  und 
Firmen  stehen  begrifflich  den  Freizeichen  im  Sinne  des  §  4  gleich 
(vergl.  9B  ff.).  Der  hieran  bestehende  Gemeingebrauch  umfasst  daher 
auch  unwesentliche  Abweichungen  (vergl.  103). 

Gemeingebräuchlich  werden  Name  und  Firma  in  derselben  Weise, 
in  welcher  sich  die  Umwandlung  eines  Waarenzeichens,  welches  ur- 
sprünglich Sonderzeichen  war,  zu  einem  Freizeichen  vollzieht;  ins- 
besondere kommen  dabei  diejenigen  Grundsätze  zur  Anwendung,  welche 
für.  die  Umwandlung  eines  Fantasiewortes  in  ein  Freizeichen  gelten 
(vergl.  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  38.  39,  vergl.  auch  115).  Demnach  muss 
der  Name  oder  die  Firma  im  gutgläubigen  Verkehr  zu  einer  Sach- 
oder Gattungsbezeichnung  geworden  sein.  Dies  geschieht  regelmässig 
entweder  dadurch,  dass  der  Inhaber  des  Rechts  aus  freien  Stöcken 
seinen  Namen  dem  freien  Verkehre  überlässt,  oder  dadurch,  dass  er 
es  zulässt,  dass  sein  Name  oder  seine  Firma  allmählich  zur  Gattungs- 
bezeichnung wird  (vergl.  101).  Auf  missbräuchliche  Benutzung 
darf  der  Gemeingebrauch  sich  nicht  gründen  (P.  M.  iS:  Z-BU  Bd.  2 
S.  3Ö3).  Besonders  häufig  werden  Name  oder  Firma  dadurch  zur 
Sachbezeichnung,  dass  ihr  Inhaber  bestimmte  Waaren  selbst  damit 
bezeichnet,  um  dadurch  eine  gewisse  von  ihm  geübte  —  sei  es  ge- 
setzlich geschützte  oder  nicht  gesetzlich  geschützte  —  Fabrikations- 
methode anzudeuten,  und  es  dann  zulässt,  dass  Name  oder  Firma  all- 
gemein im  Verkehre  zur  Bezeichnung  von  nach  diesem  System  ge- 
fertigten Waaren  —  ohne  Rücksicht  auf  deren  Herkunft  —  verwendet 
werden.  Dass  Name  und  Firma,  besonders  diejenigen  von  Erfindern 
und  Patentinhabern,  in  diesem  Sinne  zu  frei  gebräuchlichen  Waaren- 
bezeichnungen  werden  können,  ist  ziemlich  allgemein  anerkannt  (Kohler 
M-R.  S.  14(jff.  511,  Landgraf  §  13  N.  5,  Pouillet  No.  384,  Amar 
No.  29(),  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  309,  vergl.  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  38). 
Allerdings  ist  bei  Prüfung  der  Frage,  ob  Name  und  Firma  ihre  Be- 
ziehung zur  Person  vollständig  verloren  haben,  mit  möglichster  Strenge 
zu  verfahren;  es  muss,  wenn  diese  Frage  bejaht  werden  soll,  ein  an- 
deres Verständniss  völlig  ausgeschlossen  und  kein  Zweifel  möglich  sein 
(Kohler  in  Busch  Bd.  48  S.  359.  360,  vergl.  Amar  No.  296).  Mass- 
gebend für  die  Beurtheilung  dieser  Frage  ist  vor  Allem,  dass  eine 
dem  loyalen  Verkehr  unentbehrliche  Bezeichnung  demselben  möglichst 
nicht  entzogen  und  nicht  zu  Gunsten  eines  Einzelnen,  namentlich  wenn 
dieser  ein  gewerbliches  Schutzrecht  an  der  Waare  nicht  besitzt  oder  ein 
früheres  Schutzrecht  erloschen  ist,  monopolisirt  werden  soll  (Pouillet 
No.  386,  Amar  No.  345). 
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Dadurch,  dass  ein  den  Namen  oder  die  Firma  enthaltendes 
Waarenzeichen  zum  Freizeichen  wird,  werden  Name  und  Firma  seihst 
noch  nicht  gemeingebräuchlich  (vergl.  Amar  No.  387,  vergl.  auch 
101).  Es  ist  femer  zu  beachten,  dass  Name  und  Firma  —  ähn- 
lich den  Freizeichen  —  regelmässig  nur  zur  Bezeichnung  bestimmter 
Waaren  im  Gemeingebrauche  stehen;  werden  dieselben  zur  Bezeich- 
nung anderer  —  hiervon  gänzlich  verschiedener  —  Waaren  verwendet, 
so  ist  ein  derartiger  Gebrauch  regelmässig  widerrechtlich  (vergl.  95). 
Schliesslich  muss  der  Gebrauch  von  Name  und  Firma,  auch  wenn 
solche  zu  Sachbezeichnungen  geworden  sind,  ein  loyaler  in  dem  Sinne 
sein,  dass  auf  keine  Weise  —  durch  Hinzufügungen  oder  auf  sonstige 
Art  —  der  Anschein  erweckt  werden  darf,  als  rühre  die  Waare  doch 
von  dem  Inhaber  des  Namens  oder  der  Firma  selbst  her  (Kohler 
M-R.  S.  152.  153,  Pouillet  No.  384,  Amar  No.  339.  345).  Zusätze 
wie  „echt",  „Original"  oder  Hinzufügungen,  welche  auf  die  Adresse 
des  Namen-  und  Firmenberechtigten  hinweisen,  bewirken  hiernach 
regelmässig,  dass  die  Benutzung  von  gemeingebräuchlichen  Namen 
und  Firmen  sich  als  widerrechtlich  und  gesetzlich  verfolgbar  darstellt 
(vergl.  766).  Im  Gemeingebrauche  stehen  auch  die  Namen  der  Ge- 
meinden und  weiterer  öffentlicher  Verbände  insofern,  als  dieselben 
dazu  dienen,  die  örtliche  Herkunft  der  Waare  zu  bezeichnen  (vergl. 
732).  Auch  für  den  Gebrauch  solcher  Namen  zur  Waarenbezeiohnung 
gilt  indessen  die  Beschränkung,  dass  auf  keine  Weise  der  Irrthum 
erregt  werden  darf,  als  rühre  die  Waare  aus  einem  Geschäftsbetriebe 
der  Gemeinde  oder  des  sonstigen  Verbandes  her,  oder  als  sei  dieselbe 
unter  Autorität  oder  Billigung  einer  solchen  Korporation  hergestellt. 

548.   Unwirksamkeit  des  Namen-  und  Firmenreohts. 

Zu  unterscheiden  von  den  vorher  erörterten  Fällen,  in  welchen 
ein  Schutz  von  Name  und  Firma  überhaupt  nicht  besteht,  sind  die- 
jenigen Fälle,  in  welchen  das  Recht  besteht,  indessen  entweder  all- 
gemein oder  bestimmten  Personen  gegenüber  nicht  ausgeübt  werden 
kann.  Das  Recht  ist  alsdann  unwirksam,  gleichwie  die  Eintragung 
eines  Waarenzeichens  in  bestimmten  Fällen  die  gesetzliche  Wirkung 
nicht  hat  (vergl.  365  ff.). 

549.   Unwirksamkeit  auf  Grund  des  §  23  Absatz  I. 

Unwirksam  ist  nach  Massgabe  des  §  23  Absatz  1  das  Namen- 
und  Firmenrecht,  wenn  der  Berechtigte  eine  Niederlassung  nur  im 
Ausland  hat,  und  mit  dem  ausländischen  Staate,  in  welchem  seine 
Niederlassung  sich  befindet,  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  ist.  Diese 
Unwirksamkeit  endigt  mit  der  Begründung  der  Gegenseitigkeit  sowie 
mit  der  Verlegung  der  Niederlassung  in  das  Inland  und  mit  der  Ueber- 
tragung  des  Rechtes  an  einen  inländischen  Inhaber  (vergl.  904). 

550.   Lizenz. 

Eine  Unwirksamkeit  des  Rechtes  kann  ferner  auf  Grund  vertrag- 
licher Verpflichtungen,  namentlich  in  Folge  der  Ertheilung  einer 
Lizenz  gegenüber  dem  Lizenznehmer,  eintreten.  Die  Lizenz  ist  der 
Verzicht  des  Berechtigten  auf  die  Ausübung  der  ihm  gesetzlich  zu- 
stehenden Rechte;  ein  derartiger  Verzicht  ist  bei  Name  und  Firma  in 
gleicher  Weise  wie  bei  allen  sonstigen  Privatrechten  zulässig  (Civ. 
Bd.  29   S.  71,    P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  247.  248,    anders  Oppenhoff 
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Bd.  1  S.  284).  Namentlich  ist  auch  stillschweigende  Lizenz  zum  Ge- 
brauche einer  Firma  möglich,  welche  darin  besteht,  dass  der  Be- 
rechtigte den  Gebrauch  der  Firma  seitens  eines  Dritten  duldet, 
ohne  dagegen  einzuschreiten  (R-O-H.  Bd.  21  S.  306.  307).  Nach  der 
Ansicht  von  Kohl  er  soll  die  Lizenz  nur  dann  zulässig  sein,  wenn 
der  Lizenzgeber  entweder  die  technische  Produktion  der  Waare  voll- 
bracht, oder  bei  der  Produktion  die  Kontrolle  geübt  habe,  oder  auch 
nur  sonst  die  Garantie  und  die  Verantwortlichkeit  für  die  Produktion 
übernehme  (Kohler  M-R.  S.  121.  122,  vergl.  ZgR.  IL  S.  186).  Eine 
derartige  Beschränkung  besteht  indessen  nicht  einmal  hinsichtlich  der 
Lizenz  zum  Gebrauche  eines  Waarenzeichens ;  es  ist  darum  nicht  ein- 
zusehen, warum  für  den  Namen  oder  die  Firma  Anderes  gelten  solle. 
Die  Voraussetzungen  und  Wirkungen  der  Lizenzertheilung  bestimmen 
sich  nach  den  früher  erörterten  Regeln,  welche  hier  zur  entsprechenden 
Anwendung  kommen  (vergl.  382  ff.).  Insbesondere  beseitigt  die  Lizenz 
eines  Namen-  oder  Firmenberechtigten  nicht  die  Widerrechtlichkeit  des 
Handelns  des  Lizenznehmers  gegenüber  einem  Anderen,  welchem  das 
Recht  zur  Führung  desselben  Namens  oder  derselben  Firma  zusteht 
(Landgraf  §  13  N.  6,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  144). 

551.   Kollision  mit  gleiohlautenden  Namen  und  Firmen. 

Die  Geltendmachung  des  Namen-  und  Firmenrechts  ist  femer 
gegenüber  demjenigen  ausgeschlossen,  welcher  den  gleichen  Xamen 
oder  die  gleiche  Firma  mit  Recht  führt  (Kohl er  M-R.  S.  131  ff., 
vergl.  Oppenhoff  Kommentar  §  287  N.  4).  Mehrere  gleichlautende 
Firmen  können,  wie  sich  aus  Art.  20  des  Handelsgesetzbuchs  ergiebt, 
dann  neben  einander  zu  Recht  bestehen,  wenn  dieselben  entweder  an 
verschiedenen  Orten  ihren  Sitz  haben,  oder  wenn  keine  derselben  in 
das  Handelsregister  eingetragen  ist  (vergl.  517).  Die  Inhaber  gleich- 
lautender Namen  und  Firmen  beschränken  sich  gegenseitig  nur  im 
Verhältnisse  zu  einander;  Dritten  gegenüber  sind  dieselben  befugt, 
ihre  Rechte  ohne  jede  Beschränkung  geltend  zu  machen.  Nur  die 
Inhaber  von  Name  und  Firma  selbst  können  sich  auf  eine  derartige 
Kollision  zu  ihren  Gunsten  berufen,  nicht  dagegen  dritte  Personen 
wie  der  Lizenznehmer  —  wenn  dieser  von  einem  anderen  Gleich- 
namigen die  Lizenz  erhalten  hat  —  oder  derjenige,  welcher  ein  aus 
Name  oder  Firma  bestehendes  Waarenzeichen  erworben  hat  (vergl.  489). 
Der  eigene  Name  darf  seitens  eines  Nichtkaufmanns  selbst  dann  zur 
Waarenbezeichnung  verwendet  werden,  wenn  an  dem  gleichen  Orte 
eine  gleich  oder  ähnlich  lautende  Firma  in  das  Handelsregister  ein- 
getragen ist.  Ein  Kaufmann  darf  dagegen  in  einem  solchen  Falle 
seinen  bürgerlichen  Namen  nicht  —  wenigstens  nicht  ohne  deutlich 
unterscheidenden  Zusatz  —  als  Waarenbezeichnung  benutzen,  da  die 
Bezeichnung  von  Waaren  zum  Geschäftsbetriebe  des  Kaufmanns  ge- 
hört und  die  Bezeichnung  mit  dem  Namen  somit  als  ein  unzulässiger 
Firmengebrauch  sich  darstellen  würde  (Merkel  in  Holtzendorff 
Rechtslexikon,  vergl.  Kohler  M-R.  S.  142.  143,  Landgraf  §  13  N,  5, 
Meves  §  13  N.  5,  Oppenhoff  Kommentar  §  287  N.  4). 

552.   Benutzung  der  Gleichnamigkeit  zum  Zwecke  unlauteren 

Wettbewerbs. 

Die  Befugniss,  den  eigenen  Namen  oder  die  eigene  Firma  zur 
Waarenbezeichnung  zu  verwenden,  wird  dadurch  nicht  beeinträchtigt, 
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dass  in  Folge  dieser  Verwendung  die  Verwechslung  ermöglicht  wird, 
als  ob  die  Waare  von  einer  anderen  gleichnamigen  Person  oder  Firma 
herrühre.  Sogar  der  Umstand,  dass  eine  Täuschung  des  Publikums 
beabsichtigt  ist,  ändert  an  dieser  Berechtigung  nichts,  und  zwar  selbst 
in  derjenigen  Rechtsgebieten,  in  welchen  sonst  gesetzliche  Bestim- 
mungen gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  bestehen,  da  die  Vor- 
schriften über  unlautere  Konkurrenz,  insoweit  solche  in  das  Gesetz, 
welches  den  Namen-  und  Firmenschutz  erschöpfend  regeln  will,  nicht 
ausdrücklich  Aufnahme  gefunden  haben,  neben  demselben  nicht  zur 
Anwendung  gelangen  können  (Civ.  Bd.  18  S.  30,  vergl.  Civ.  Bd.  20 
S.  75,  Civ.  Bd.  29  S.  61,  anders  Kohler  M-R.  S.  132  ff.,  Oppenhoff 
Bd.  4  S.  291.  292,  Oppenhoff  Bd,  4  S.  510.  511,  vergl.  7).  Es  be- 
steht auch  nicht  etwa  eine  gesetzliche  Vorschrift  des  Inhalts,  dass 
derjenige,  welcher  einen  von  einem  anderen  Gleichnamigen  bereits  zur 
Waarenbezeichnung  benutzten  und  im  Verkehre  bekannten  Namen 
fuhrt,  gehalten  sei,  Vorsichtsmassregeln,  durch  Zusätze  zum  Namen 
oder  in  sonstiger  Weise,  gegen  die  Möglichkeit  einer  Verwechslung 
zu  treffen  (anders  Kohler  M-R.  S.  136  ff.,  Meili  S.  37).  Dagegen 
macht  derjenige,  welcher  von  seinem  eigenen  Namen  oder  seiner 
eigenen  Firma  zum  Zwecke  unlauteren  Wettbewerbes  Gebrauch  macht, 
sich  nach  dem  Gesetze  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs 
haftbar  (vergl.  8,  vergl.  auch  bürgerl.  Gesetzbuch  §  826). 

553.   Unzulässigkeit  täuschender  Zusätze  bei  Gleichnamigkeit. 

Nur  der  wahrheitsgetreue  Gebrauch  des  eigenen  Namens  oder  der 
eigenen  Firma  ist  im  Falle  der  Kollision  mit  einem  fremden  Rechte 
gestattet.  Abänderungen  dürfen  daher  in  keiner  Weise  vorgenommen 
werden,  insoweit  solche  nicht  in  Abkürzungen,  welche  allgemein  zu- 
gelassen sind,  bestehen  (Kohl er  M-R.  S.  143,  vergl.  489).  Auch 
dürfen  keine  wahrheitswidrigen  Zusätze  beigefügt  werden,  welche  eine 
Verwechslung  bezwecken  oder  auch  nur  ermöglichen  (Meves  §  13 
N.  10,  Oppenhoff  Kommentar  §  287  N.  4,  Sebastian  S.  28).  Ins- 
besondere ist  unzulässig  die  Hinzufügung  solcher  Angaben  xu  dem 
eigenen  Namen  oder  der  eigenen  Firma,  welche  nur  dem  Inhaber 
einer  gleichlautenden  fremden  Namens-  oder  Firmenbezeichnung  zu- 
kommen, z.  B.  die  Angabe  des  persönlichen  oder  geschäftlichen 
Domizils  oder  der  näheren  Adresse  des  Anderen,  wenn  nicht  das 
eigene  Domizil  oder  die  eigene  Adresse  hiermit  übereinstimmt  (Merkel 
in  Holtzendorff  Rechtslexikon,  Landgraf  §  13  N.  5,  Oppenhoff 
Kommentar  §287  X.  9,  Oppenhoff  Bd.  8  S.  244,  Oppenhoff  Bd.  12 
S.  102).  Unzulässig  ist  daher  auch  die  Hinzufügung  der  einer  anderen 
gleichnamigen  Firma  zukommenden  Bezeichnung  „erstes"^  oder  „ältestes 
Geschäft" ;  dies  gilt  umsomehr,  wenn  durch  den  weiteren  Zusatz  ^ge- 
gründet im  Jahre  ..."  auch  noch  das  Gründungsjahr  der  anderen 
Firma  angemasst  wird  (ZgR.  III.  S.  89).  Gleichgültig  ist  es,  ob 
fälschliche  Zusätze  der  gedachten  Art  zu  Bestandtheilen  der  Firma 
gemacht  sind,  oder  ob  sie  sonst  irgendwie  auf  der  Waare,  Verpackung 
u.  s.  w.  erscheinen;  unerheblich  ist  es  auch,  ob  die  dem  Anderen  allein 
zukommenden  Angaben  mit  Abweichungen  gebraucht  werden,  wenn 
trotzdem  die  Gefahr  einer  Verwechslung  im  Verkehre  besteht.  Wer  sich 
gegen  die  Verwechslung  seines  Namens  oder  seiner  Firma  mit  denen 
anderer  Gleichberechtigter  schützen  will,  wird  —  abgesehen  von  der 
Möglichkeit,    Name    oder  Firma   in  besonderer  figürlicher  Gestaltung 
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als  Waarenzeichen  sich  schützen  zu  lassen  —  dies  demnach  dadurch 
bewirken  können,  dass  er  seinen  Namen  oder  seine  Firma  durch 
charakteristische  Zusätze,  namentlich  durch  Hinzufügung  des  Wohn- 
orts oder  der  sonstigen  Adresse,  von  anderen  Namen  und  Firmen 
deutlich  unterscheidet  (vergl.  R-O-H.  Bd.  14  S.  173).  Eine  Verpflich- 
tung, seine  berechtigt  geführte  Firma  auf  diese  Weise  von  anderen 
Firmen  zu  unterscheiden,  besteht  indessen  nicht;  namentlich  ist  auch 
der  durch  das  Zeichengesetz  gewährte  Schutz  nicht  hierdurch  bedingt 
(Blum  Ann.  Bd.  7  S.  34).  Andererseits  findet  das  Gesetz  gegen 
denjenigen,  welcher  unbefugt  eine  fremde  Firma  gebraucht,  auch 
dann  Anwendung,  wenn  derselbe  die  Firma  ohne  jede  Ortsbezeichnung 
und  ohne  Hinzufügung  der  näheren  Adresse  des  Firmenberechtigten 
benutzt  (Blum  Ann.  Bd.  7  S.  34). 

554.   Name  und  Firma  als  Waarenzeichen. 

Name  und  Firma  können  als  Waarenzeichen  eingetragen  sein 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  310).  Diese  Eintragung  kann  geschehen  ent- 
weder zu  Gunsten  des  Namen-  oder  Firmenberechtigten  selbst  oder  zu 
Gunsten  einer  dritten  Person;  letzteres  indessen  regelmässig  nur  auf 
Grund  der  Einwilligung  des  Berechtigten  zur  Anmeldung  des  seinen 
Namen  oder  seine  Firma  enthaltenden  Waarenzeichens  —  sofern  sonst 
eine  Täuschung  im  Verkehr  ermöglicht  wird  —  oder  auf  Grund  späterer 
Uebertragung  des  Zeichenrechts,  wenn  der  Berechtigte  selbst  die  An- 
meldung bewirkt  hat  (vergl.  162.  163.  196  ff.).  Name  und  Firma  sind 
in  ihrer  Eigenschaft  als  Waarenbezeichnungen  zwar  auch  ohne  Ein- 
tragung in  die  Zeichenrolle  geschützt;  nichtsdestoweniger  kann  der 
Umstand,  dass  für  dieselben  der  Waarenzeichenschutz  erlangt  ist,  von 
erheblicher  Bedeutung  sein.  Es  ist  dabei  zu  unterscheiden  zwischen 
der  Eintragung  von  Name  und  Firma  als  blosser  Wortzeichen  und 
der  Eintragung  derselben  in  einer  besonderen  figürlichen  Ausstattung, 
z.  B.  in  der  Form  eines  Autographs.  Sind  Name  oder  Firma  in  einer 
derartigen  figürlichen  Gestaltung  durch  Eintragung  geschützt,  so  wird 
hierdurch  gegenüber  anderen  gleichnamigen  Personen  das  ausschliess- 
liche Recht  erlangt,  Name  und  Firma  in  dieser  besonderen  figürlichen 
Ausstattung  zur  Waarenbezeichnung  verwenden  zu  dürfen  (vergl.  852). 
Das  Recht  der  gleichnamigen  Personen,  im  Uebrigen  —  d.  h.  abge- 
sehen von  der  Benutzung  der  geschützten  figürlichen  Ausstattung  — 
ihren  Namen  oder  ihre  Firma  zu  gebrauchen,  wird  selbstverständlich, 
wie  sich  aus  §  13  ergiebt,  durch  eioe  solche  Eintragung  nicht  beein- 
trächtigt (vergl.  489).  Stehen  Name  und  Firma  im  Gemeingebrauche, 
so  sind  sie  nur  in  bildlicher  Gestalt  schutzfähig  (vergl.  139.  141), 

Ist  die  Eintragung  nicht  in  besonderer  figürlicher  Gestaltung 
erfolgt,  so  kann  dieselbe  verschiedene  Zwecke  verfolgen.  Durch 
die  Eintragung  eines  Namens  oder  einer  Firma  als  Waarenzeichen 
können  Name  und  Firma  in  einer  Weise  und  in  einem  Umfange  An- 
spruch auf  rechtlichen  Schutz  erlangen,  wie  derselbe  ihnen  nach 
den  sonstigen  gesetzlichen  Vorschriften  nicht  zusteht.  Es  kann  der 
Name  oder  die  Firma  eines  Dritten,  eine  erloschene  Firma,  der 
Name  eines  Verstorbenen,  der  Name  oder  die  Firma  in  einer  Gestalt, 
in  welcher  der  Zeicheninhaber  dieselben  nicht  zu  führen  berechtigt  ist, 
sogar  ein  fingirter  Name  oder  eine  fingirte  Firma  —  sofern  die  Gefahr 
einer   Täuschung   im  Verkehr   nicht   vorliegt  —  auf  diese  Weise  als 
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Waarenbezeichnung  geschützt  werden.  Auch  einzelne  Bestandtheile 
von  Name  oder  Firma,  auf  welche  der  Berechtigte  besonderen  Werth 
legt,  können  durch  die  Eintragung  gegen  Nachahmung  Schutz  erlan- 
gen, während  regelmässig  sonst  nur  ein  Anspruch  auf  den  Schutz  von 
Name  und  Firma  in  voller  Gestalt  besteht  (vergl.  499.  511).  Weiters 
macht  die  Einträgung  eines  Namens  oder  einer  Firma  als  Waaren- 
zeichen  den  sonst  dem  Inhaber  derselben  obliegenden  Beweis,  dass 
er  zur  Führung  der  betreffenden  Personal-  oder  Geschäftsbezeichnuug 
berechtigt  sei,  entbehrlich.  Der  Inhaber  einer  ausländischen  Firma 
erhält  durch  die  Eintragung  seiner  Firma  in  die  Zeichenrolle  die  Be- 
fugniss,  den  Anspruch  auf  Beschlagnahme  im  Sinne  des  §  17  zu  er- 
heben, welcher  sonst  einem  ausländischen  Firmenberechtigten  nicht 
zusteht  (vergl.  781.782).  Die  Eintragung  eröffnet  ferner  die  Möglichkeit, 
den  sonst  nicht  übertragbaren  Namen  nach  Massgabe  des  §  7  mit  dem 
Geschäftsbetriebe  auf  einen  Anderen  zu  übertragen,  und  die  Firma  mit 
einem  Theile  des  Geschäftsbetriebes  auf  einen  Anderen  übergehen  zu 
lassen,  während  regelmässig  sonst  die  Uebertragung  der  Firma  bei  Thei- 
lung  des  Geschäftsbetriebes  rechtlich  nicht  möglich  ist  (vergl.  502. 
530).  Selbstverständlich  werden  in  den  beiden  letztgedachten  Fällen 
Name  und  Firma  nur  in  ihrer  Funktion  als  Waarenbezeichnungeu 
übertragen,  während  für  die  Uebertragung  des  Namen-  und  Firmen- 
rechts selbst  die  hierüber  geltenden  Vorschriften  bestehen  bleiben. 
Endlich  kann  die  Anmeldung  von  Name  und  Firma  zur  Zeichenrolle 
den  Zweck  verfolgen,  ein  inländisches  Zeichenrecht  zu  begründen,  um 
daraufhin  in  einem  ausländischen  Staate  den  Markenschutz  zu  er- 
halten, da  regelmässig  im  Auslande  —  in  gleicher  Weise  wie  dies 
nach  §  23  Absatz  3  des  deutschen  Gesetzes  der  Fall  ist  —  auslän- 
dischen Waarenzeichen  der  inländische  Schutz  nur  unter  der  Voraus- 
setzung zuerkannt  wird,  dass  zunächst  im  Heimathsstaate  des  An- 
melders der  Markenschutz  erlangt  ist. 

555.   Name  und  Firma  als  Bestandtheile  eines  Waarenzeichens. 

Name  und  Firma  werden  häufig  in  Verbindung  mit  sonstigen  Be- 
standtheilen,  namentlich  in  Verbindung  mit  sonstigen  Wörtern,  als 
Waarenzeichen  eingetragen.  Es  werden  durch  die  Hinzufügung  von 
Name  und  Firma  dann  häufig  solche  Bestandtheile,  welche  für  sich 
allein  nicht  eintragsfähig  sein  würden,  eintragsföhig  gemacht  (vergl. 
ZgR.  IV.  S.  41,  vergl.  auch  140).  Insbesondere  wird  der  Name  von  Er- 
findern in  Verbindung  mit  gemeingebräuchlichen  Wörtern,  welche  zur 
Bezeichnung  einer  Waarengattung  dienen,  öfters  als  Waarenzeichen 
benutzt,  um  anzudeuten,  dass  die  Waare  nach  der  Methode  oder  dem 
System  der  betreffenden  Person  hergestellt  und  aus  deren  Geschäfts- 
betrieb hervorgegangen  sei.  Derartige  zusammengesetzte  Bezeich- 
nungen —  z.  B.  „Hahn'scher  Regler",  „Bergmannsche  Röhren"  — 
sind  eintragsfähig  (vergl.  140).  In  einem  im  Allgemeinen  aus  figür- 
lichen Bestandtheilen  bestehenden  Waarenzeichen  haben  dagegen 
Name  und  Firma  in  der  Regel  eine  besondere  Bedeutung  nicht;  ins- 
besondere wird  auf  dieselben  regelmässig  nicht  mehr  Werth  gelegt 
als  auf  sonstige  Wortbestandtheile  (vergl.  850).  Stehen  Name  oder 
Firma  im  Gemeingebrauche  zur  Bezeichnung  von  Waaren,  so  sind  sie 
auch  nicht  in  Zusammensetzung  mit  anderen  gemeingebräuchlichen 
Wörtern  zur  Eintragung  zuzulassen,  es  sei  denn,  dass  die  Zusammen- 
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Stellung  der  verschiedenen  Wörter  oder  ihre  figürliche  Gestaltung  ein 
j^anz  eigenartiges  Gesammtbild  gewährt.  Ist  letzteres  nicht  der  Fall, 
so  ist  die  Eintragung  wegen  Freizeichenqualität  und  auf  Orund  des 
§  4  No.  1  zu  versagen. 

556r  Unterschiede  zwischen  Name  und  Firma  als  Waarenzeichen  und 

denselben  in  ihrer  gewöhnlichen  Funktion. 

Durch  die  Eintragung  als  Waarenzeichen  verlieren  Name  und 
Firma  das  ihnen  sonst  nach  den  Grundsätzen  des  Namen-  und  Firmen- 
rechts zustehende  Schutzrecht  nicht;  vielmehr  haben  Name  und  Firma 
in  ihrer  gewöhnlichen  Funktion  und  Name  und  Firma  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Waarenzeichen  eine  völlig  getrennte  Existenz.  Somit  geht, 
wenn  das  den  Namen  oder  die  Firma  enthaltende  Waarenzeichen  über- 
tragen, unwirksam  oder  gelöscht  wird,  damit  nicht  das  Recht  an  Name 
oder  Firma  verloren.  Nur  dann,  wenn  ein  aus  Name  oder  Firma  be- 
stehendes Waarenzeichen  vor  seiner  Eintragung  zum  Freizeichen  ge- 
worden ist,  kann  auch  die  Namen-  oder  Firmenberechtigung  nicht 
mehr  ausgeübt  werden,  da  in  einem  solchen  Falle  Name  und  Firma 
selbst  gemeingebräuchlich  geworden  sind  (Bolze  Bd.  1  No.  310). 
Andererseits  werden  die  Rechte  an  dem  eingetragenen  Zeichen  durch 
Uebertragung  oder  Erlöschen  des  Namen-  oder  Firmenrechts  in  keiner 
Weise  berührt.  Name  und  Firma  als  Waarenzeichen  sind  übrigens 
nur  in  Hinsicht  auf  die  bestimmten  in  der  Anmeldung  und  Eintragung 
genannten  Waaren  geschützt,  während  eine  derartige  Beschränkung 
bei  Name  und  Firma  in  ihrer  gewöhnlichen  Funktion  nicht  besteht 
(vergl.  22.  541). 

557.   Kollision  zwischen  Name,  Firma  und  Waarenzeichen. 

Im  Falle  der  Kollision  zwischen  einem  Name  oder  Firma  enthal- 
tenden Waarenzeichen  einerseits  und  Name  oder  Firma  andererseits 
kann  der  Zeicheninhaber,  wie  bereits  erwähnt,  —  ausser  wenn  die  ge- 
schützte figürliche  Ausstattung  nachgeahmt  ist  —  den  Gebrauch  von 
Name  und  Firma  nicht  untersagen.  Andererseits  besteht  dagegen  die 
Möglichkeit,  dass  dem  Zeicheninhaber  der  Gebrauch  seines  Zeichens 
von  dem  Inhaber  des  Namen-  und  Firmenrechts  im  Wege  der  Klage 
untersagt  w^erden  kann;  dies  ist  dann  der  Fall,  wenn  der  Zeichen- 
inhaber nicht  zugleich  zur  Führung  von  Name  und  Firma  kraft 
eigenen  Rechtes  befugt  ist.  Denn  dadurch,  dass  Name  und  Firma 
zu  Bestandtheilen  eines  —  geschützten  oder  nicht  geschützten  — 
Waarenzeichens  gemacht  worden  sind,  wird  der  Namen-  und  Firmen- 
schutz, auch  gegenüber  dem  Inhaber  des  Zeichens,  nicht  im  Geringsten 
beeinträchtigt  (Kohler  M-R.  S.  162,  R-O-H.  Bd.  24  S.  228  ff.,  Blum 
Ann.  Bd.  2  S.  77.  78,  Blum  Ann.  Bd.  4  S.  121,  vergl.  378).  Gleich- 
gültig ist  es  dabei,  ob  Name  oder  Firma  in  dem  Waarenzeichen  be- 
sonders hervortreten,  oder  nur  einen  ganz  unwesentlichen  Bestandtheil 
desselben  darstellen  (Blum  Ann.  Bd.  10  S.  75),  Die  Klage  geht  gegen 
jeden  Inhaber  des  Zeichens,  welcher  nicht  seinen  eigenen  Namen  oder 
seine  eigene  Firma  verwendet,  also  auch  gegen  denjenigen,  welcher  von 
einem  anderen  Gleichnamigen  die  Ermächtigung  zur  Aufnahme  des 
Namens  in  das  Waarenzeichen  erhalten  hat,  oder  welchem  von  einem 
anderen  Gleichnamigen  die  Rechte  an  dem  von  diesem  angemeldeten 
Waarenzeichen  übertragen  worden  sind.    Denn  in  diesen  beiden  P'äUen 
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liegt  nichts  mehr  als  eine  Lizenz  vor,  welche  keinerlei  Rechte  gegen- 
über Dritten  gewährt  (vergl.  550).  Neben  dem  üntersagungsrechte  des 
Namen-  oder  Firmenberechtigten  besteht  unter  Umständen  die  Be- 
fugniss,  die  Löschung  des  Zeichens  bei  dem  Patentamte  in  Anregung 
zu  bringen  oder  die  Löschungsklage  gegen  den  Zeicheninhaber  zu  er- 
heben (vergl.  162.  303).  Die  Geltendmachung  des  Untersagungsrechtes 
ist  indessen  nicht  durch  die  vorherige  Löschung  des  Zeichens  bedingt. 


LXn«   Schutz  des  Namen-  und  Firmenreclits 

gegen  Störungen. 

558.  Klage;  Nachweis  eines  Interesse  als  Voraussetzung  der  Klage. 

Zum  Schutze  von  Name  und  Firma  gegen  Störungen  der  hieran 
bestehenden  Berechtigungen  dient  eine  Klage,  deren  Erhebung  — 
gleichwie  die  der  entsprechenden  Klage  zum  Schutze  eines  eingetragenen 
Waarenzeichens  —  nicht  dadurch  bedingt  ist,  dass  der  Kläger  einen 
Yermögensschaden  erlitten  hat  oder  sonst  irgend  ein  Interesse  an  der 
Verfolgung  seines  Rechts  nachzuweisen  vermag  (vergl.  427.  561).  Die 
Klagebefugniss  ist  auch  nicht  etwa  davon  abhängig,  dass  der  Berech- 
tigte Waaren  gleicher  oder  auch  nur  ähnlicher  Art,  wie  die  unbefugt 
mit  seinem  Namen  oder  seiner  Firma  versehenen,  selbst  herstellt,  in 
Handel  bringt  oder  mit  Name  oder  Firma  zu  versehen  pflegt  (Merkel 
in  Holtzendorff  Rechtslexikon,  Merkel  in  Hol tzendorff  Handbuch 
Bd.  3  S.  830  ff.,  Oppenhoff  Kommentar  §  287  N.  2,  Oppenhoff  Bd.  3 
S.  138.  139,  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  100,  anders  Oppenhoff  Bd.  8 
S.  243,  vergl.  541). 

559.  Bestehen  eines  Geschäftsbetriebes  als  Voraussetzung  der  Klage. 

Für  den  Namenschutz  ist  es  sogar  ohne  jegliche  Bedeutung,  ob 
der  zur  Führung  des  Namens  Berechtigte  überhaupt  einen  Geschäfts- 
betrieb hat,  während  der  Rechtsschutz  der  Firma  —  abweichend  hier- 
von —  durch  das  Bestehen  eines  Geschäftsbetriebes  bedingt  ist  (vergl. 
542.  519).  Das  frühere  Gesetz  betreffend  den  Markenschutz  gewährte 
allerdings  in  §  13  den  markenrechtlichen  Schutz  und  insbesondere  den 
Schutz  des  Namens  nur  den  Produzenten  und  Handeltreibenden; 
diese  Beschränkung  gilt  jetzt  nicht  mehr,  vielmehr  steht  der  Namen- 
schutz nunmehr  allgemein  jedem  Namenberechtigten  —  daher  auch 
demjenigen,  welcher  weder  Kaufmann  noch  sonstiger  Gewerbetreibender 
ist  —  zu  (Kohler  in  Propr.  Ind.  XI.  S.  183,  vergl.  R-O-H.  Bd.  6 
S.  249,  Civ.  Bd.  29  S.  125,  Cosack  Handelsrecht  S.  51,  Traeger  in 
Gruchot  Bd.  36  S.  217).  Denn  der  Namenschutz  bezweckt  nicht  nur 
den  Schutz  materieller  Interessen,  sondern  vor  Allem  den  Schutz  des 
an  dem  Namen  bestehenden  Individualrechts;  in  dieses  Individual- 
recht wird  stets  dann  widerrechtlich  eingegriffen,  wenn  ein  Unbefugter 
durch  den  Gebrauch  eines  fremden  Namens  den  Anschein  erweckt,  als 
ob  die  Waare  von  dem  Namenberechtigten  herrühre,  wiewohl  dies 
thatsächlich  nicht  der  Fall  ist.  Diese  Täuschung  kann  hervorgerufen 
werden,  auch  wenn  der  Nameninhaber  keinen  Geschäftsbetrieb  hat, 
z.  B.  dadurch,  dass  die  Waare  als  unter  seiner  Autorität  oder  Billi- 
gung  hergestellt  bezeichnet,   oder   überhaupt  der  Anschein  erweckt 
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wird,  als  sei  derselbe  in  irgend  einer  Weise  an  der  Herstellung  oder 
dem  Vertriebe  der  Waare  betheiligt  (vergl.  Amar  No.  339,  verg*!. 
auch  542). 

560.  Schutz  des  von  der  Firma  abweichenden  Namens. 

Aus  dem  gleichen  Gesichtspunkte  steht  der  Namenschutz  auch 
demjenigen  zu,  welcher  unter  einer  von  seinem  Namen  abweichenden 
Firma  Handelsgeschäfte  betreibt  und  mit  dieser  Firma  seine  Waaren 
zu  bezeichnen  pflegt  (Kohler  M-R.  S.  224,  Völdemdorff  in  Ende- 
mann Handbuch  §  53  H.,  Traeger  in  Gruchot  Bd.  36  S.  217,  Oppen- 
hoff  Kommentar  §  287  N.  3,  Merkel  in  Holtzendorff  Rechtslexikon, 
vergl.  Civ.  Bd.  7  S.  280  ff.,  anders  Landgraf  §  13  N.  5).  Es  ist 
dabei,  wie  bereits  erörtert,  gleichgültig,  ob  der  Name  —  sei  es  aus- 
schliesslich oder  neben  der  Firma  oder  überhaupt  nicht  —  zur  Waaren- 
bezeichnung  verwendet  wird  (anders  Meves  §  13  N.  9). 

561.  Störung;  abwehrende  Klage. 

Jede  Störung  der  an  Name  und  Firma  bestehenden  Berechtigung 
gewährt  die  Befugniss  zur  Anstellung  der  Klage.  Welcher  Art  die 
Störung  sein  kann,  ist  bereits  an  anderer  Stelle  erörtert  (vergl.  429  ff.). 
Auch  hinsichtlich  der  Klage  selbst  kommen  die  früher  —  zu  §  12  — 
dargelegten  Grundsätze  zur  entsprechenden  Anwendung  (vergl.  434  ff.). 
Namentlich  gewährt  das  Gesetz  dem  Inhaber  von  Name  und  Firma 
eine  auf  Abwehr  der  Störung,  d.  h.  auf  Unterlassung  weiterer 
Störungshandlungen,  gerichtete  Klage.  Es  ergiebt  sich  dies,  obwohl 
im  Gesetze  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen,  aus  der  rechtlichen 
Natur  des  Namen-  und  Firmenrechts,  welche,  ähnlich  dem  Rechte  an 
einem  eingetragenen  Waarenzeichen,  ihrem  Inhaber  eine  ausschliess- 
liche Gebrau chsbefugniss  verleihen.  Daher  wird  gegenüber  der  un- 
befugten Anmassung  eines  fremden  Namens  oder  einer  fremden  Firma 
allgemein  eine  Klage  negatorischen  Charakters  gewährt  (Civ.  Bd.  5 
S.  172  ff,  Civ.  Bd.  19  S.  22,  Civ.  Bd.  29  S.  61,  Civ.  Bd.  29  S.  126, 
Bolze  Bd.  3  No.  212,  vergl.  Civ.  Bd.  18  S.  19).  Diese  negatorische 
Klage  hat  auch  im  Zeichenrechte  Geltung  (ZgR.  II.  S.  287).  Die 
Klagebefugniss  ist  auch  hier  nicht  durch  den  Nachweis  eines  Interesse 
oder  eines  erlittenen  Vermögensschadens  bedingt  (vergl.  Kohl  er  M-R. 
S.  14,  R-O-H.  Bd.  4  S.  256,  R-O-H.  Bd.  6  S.  249,  Civ.  Bd.  19  S.  22, 
Blum  Ann.  Bd.  4  S.  42,  ZgR.  IL  S.  287).  Neben  der  abwehrenden 
Klage  ist  im  Falle  schuldvollen  Verhaltens  nach  §  14  die  Entschädi- 
gungsklage gegeben  (vergl.  567  ff.). 

562.  Unterschied  zwischen  der  Klage  auf  Grund  des  Zeichengesetzes 
und  der  Klage  nach  Art.  27  des  Handelsgesetzbuchs. 

Ein  Schutz  gegen  den  unbefugten  Gebrauch  eines  fremden  Namens 
und  einer  fremden  Firma  besteht  nicht  nur  nach  dem  Zeichengesetze ; 
vielmehr  gewährt  auch  das  sonstige  bürgerliche  Recht  eine  Klage  zur 
Abwehr  der  durch  unbefugte  Aneignung  eines  Namens  oder  einer  Firma 
begangenen  Störung.  Insbesondere  hat  nach  Art.  27  des  Handelsgesetz- 
buchs der  durch  den  unbefugten  Gebrauch  einer  Firma  in  seinen  Rechten 
Verletzte  Anspruch  auf  Unterlassung  w^eiterer  Benutzung  und  auf 
Schadenersatz.  Diese  nicht  auf  dem  Zeichengesetze  beruhenden  Klagen 
finden  indessen  niemals  statt,  wenn  Name  oder  Firma  lediglich  als 
Waarenbezeichnung  benutzt  worden  sind.     Namentlich  kann  nach 
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der  herrschenden  Meinung  in  diesem  Falle  die  Klage  aus  Art.  27  des 
Handelsgesetzbuchs  nicht  erhoben  werden,  da  Art.  27  sich  nur  gegen 
den  Missbrauch  der  Firma  zu  Handelsgeschäften  wende,  in  der  Be- 
zeichnung von  Waaren  aber  ein  Handelsgeschäft  nicht  zu  erblicken 
sei  (R-O-H.  Bd.  4  S.  257.  258,  R-O-H.  Bd.  6  S.  249,  Civ.  Bd.  3 
S.  165,  Civ.  Bd.  22  S.  60,  Bolze  Bd.  3  No.  231,  Bolze  Bd.  8  No.  151, 
ZgR.  n.  S.  286,  Busch  Bd.  27  S.  456,  Völdemdorff  in  Endemann 
Handbuch  §  46  N.  27,  anders  Staub  Kommentar  §  1  zu  Art.  27,  Boh- 
rend Handelsrecht  Bd.  1  §  40  N.  57).  Ob  dieser  herrschenden  Mei- 
nung beizutreten  ist,  kann  hier  dahin  gestellt  bleiben,  da  auch  ohne- 
dies, wenn  eine  Firma  ausschliesslich  zu  Zwecken  der  Waarenbezeich- 
nung  benutzt  wird,  nur  das  Zeichengesetz  —  als  ein  gegen  einen 
derartigen  Missbrauch  sich  richtendes  Spezialgesetz  —  zur  Anwen- 
dung zu  kommen  hat.  Von  Bedeutung  ist  die  Unterscheidung  zwischen 
der  zeichenrechtlichen  und  der  handelsrechtlichen  Klage  insbesondere 
mit  Rücksicht  darauf:  a.  dass  die  Klage  aus  dem  Zeichengesetze  zum 
Schutze  ausländischer  Firmen  nur  unter  der  Voraussetzung  verbürgter 
Gegenseitigkeit  gewährt  wird,  während  nach  dem  Handelsgesetzbuche 
ausländische  Firmen  ohne  Weiteres  den  inländischen  gleichstehen; 
b.  dass  die  Klage  aus  Art.  27  sich  auch  gegen  den  mündlichen  Ge- 
brauch der  Firma  wendet,  während  das  Zeichengesetz  allein  den  Fall 
trifft,  dass  die  Firma  in  eine  körperliche  Beziehung  zur  Waare  ge- 
setzt wird  (vergl.  397.  408.  410.  540);  c.  dass  endlich  die  zeichenrecht- 
liche Entschädigungsklage  nur  im  Falle  wissentlichen  oder  grob  fahr- 
lässigen Verhaltens  stattfindet,  während  Art.  27  des  Handelsgesetz- 
buchs eine  Entschädigung  im  Falle  leichten  Verschuldens  —  wenn 
nicht  sogar  schon  beim  Mangel  jeglichen  Verschuldens  —  gewährt 
(vergl.  Staub  Kommentar  §  3  zu  Art.  27,  Cosack  Handelsrecht  S.  51). 
Im  einzelnen  Falle  kann  es  zweifelhaft  sein,  ob  eine  Firma  zu 
Handelsgeschäften  oder  ob  dieselbe  zur  Waarenbezeichnung  benutzt 
ist,  nämlich  dann,  wenn  die  Firma  ausschliesslich  auf  Geschäftsbriefen 
oder  sonstigen  Ankündigungen  zur  Verwendung  gelangt.  Denn  die 
Verwendung  einer  Firma  in  Zeitungsinseraten,  Geschäftsanzeigen, 
Empfehlungskarten,  Firmenschildern,  Geschäftsbriefen  u.  s.  w.  kann 
sich  nicht  nur  als  Gebrauch  derselben  zur  Waarenbezeichnung,  son- 
dern auch  als  ein  Gebrauch  im  Sinne  des  Art.  27  des  Handelsgesetz- 
buchs darstellen  (Staub  Kommentar  §  1  zu  Art.  27).  Das  Zeichen- 
gesetz ist  alsdann  zur  Anwendung  zu  bringen,  wenn  entweder  durch 
den  Wortlaut  der  Ankündigungen  oder  durch  sonstige  Massnahmen 
die  Firma  in  eine  derartige  Beziehung  zu  Waaren  gesetzt  ist,  dass 
der  Anschein  erweckt  wird,  als  rührten  dieselben  von  dem  Firmen- 
berechtigten her  (vergl.  542).  Ist  eine  derartige  Beziehung  der  Firma 
zur  Waare  nicht  ersichtlich,  so  kann  allein  Art.  27  des  Handelsgesetz- 
buchs in  Frage  kommen.  Möglich  ist  es  selbstverständlich,  dass  eine 
Firma  gleichzeitig  sowohl  zur  Waarenbezeichnung  als  zu  Handels- 
geschäften Verwendung  gefunden  hat;  alsdann  steht  dem  Verletzten 
das  Recht  zu,  sowohl  auf  Grund  des  Zeichengesetzes  als  auf  Grund 
des  Handelsgesetzbuchs  zu  klagen,  d.h.  in  einer  Klage  beide  Klage- 
gründe geltend  zu  machen. 

563.   Berechtigter. 

Befugt,  Störungen  des  Namen-  oder  Firmenrechts   im  Wege  der 
Klage  oder  im  Wege  der  Einrede  gegenüber  einer  Klage  abzuwehren, 

23* 


356  §  13.    LXIII.  Portrat  und  Privatwappen. 

ist  allein  derjenige,  welchem  Name  oder  Firma  rechtlich  zustehen; 
niemals  ein  Dritter,  abgesehen  von  dem  Falle  der  gesetzlichen  Ver- 
tretung (vergl.  495.  506.  550).  Eine  Uebertragung  des  einmal  er- 
worbenen Klagerechtes  sowie  der  aus  der  Störung  erwachsenen  ver- 
mögensrechtlichen Ansprüche  ist  dagegen  nach  Massgabe  der  früheren 
Erörterungen  unter  Lebenden  und  von  Todes  wegen  möglich  (Busch 
Bd.  36  S.  200,  vergl.  453.  585.  590).  Ohne  eine  solche  uebertragung 
stehen  auch  demjenigen,  welcher  das  Geschäft  mit  Firma  erwirbt,  die  für 
den  früheren  Geschäftsinhaber  begründeten  Ansprüche  nicht  zu  (an- 
ders Gareis  &  Fuchsberger  N.  169).  Auch  nur  auf  Grund  einer 
Uebertragung  des  Klagerechts  kann  die  offene  Handelsgesellschaft 
wegen  unbefugter  Anmassung  des  in  ihrer  Firma  enthaltenen  Namens 
eines  Gesellsehafters,  sofern  nicht  hierin  zugleich  eine  Verletzung 
ihres  Firmenrechts  liegt,  Klage  erheben;  ohne  dies  hat  nur  der  ein- 
zelne Gesellschafter  als  Inhaber  des  Namenrechts  die  Klagebefugniss 
(ZgR.  II,  S.  287,  anders  Civ.  Bd.  18  S.  140,  Bolze  Bd.  2  No.  346). 
Andererseits  können  die  aus  der  Verletzung  der  Firma  einer  offenen 
Handelsgesellschaft  erwachsenen  Ansprüche  ohne  vorgängige  Ueber- 
tragung von  den  einzelnen  Gesellschaftern  nicht  verfolgt  werden  (ZgR. 
n.  S.  287).  Ein  eigenes  Klagerecht  steht  auch  nicht  dem  Lizenz- 
nehmer zu,  welcher  regelmässig  nur  Rechte  gegenüber  dem  Lizenz- 
geber, nicht  aber  gegenüber  Dritten,  hat  (Kohler  M-R.  S.  121,  Völ- 
demdorff  in  Endemann  Handbuch  §  53  N.  5,  vergl.  Blum  Ann. 
Bd.  5  S.  526,  Meves§13N.ll,  vergl.  550.  383).  Nach  der  An- 
sicht von  Kohl  er  soll  dagegen  derjenige,  welchem  von  dem  Namen- 
inhaber der  Gebrauch  des  Namens  zur  Waarenbezeichnung  gestattet  ist, 
ein  abgeleitetes  Namenrecht  und  eine  eigene  Klagebefugniss  haben, 
wenn  der  zur  Führung  des  Namens  Berechtigte  sich  an  der  Produk- 
tion durch  technische  Mitwirkung,  oder  durch  Leitung,  Einsicht- 
nahme, Kontrolle  oder  durch  Uebernahme  einer,  wenn  auch  nur  mora- 
lischen, Verantwortung  für  die  Waare  betheilige  (Kohl er  M-R. 
S.  121  ff.).  Indessen  liegt  auch  in  einem  derartigen  Falle  nur  eine 
Lizenz  vor;  eine  Uebertragung  des  Namenrechtes  selbst  ist  weder 
ganz  noch  theilweise  möglich  (vergl.  502). 


LXni.  Porträt  und  Privatwappen. 

564.  Porträt. 

Aehnlich  dem  Namen,  welcher  durch  das  Mittel  der  Sprache  auf 
eine  bestimmte  Person  hinweist,  repräsentirt  das  Porträt  eine  solche 
bildlich.  Mit  Rücksicht  hierauf  ist  behauptet  worden,  dass  für  die 
rechtliche  Behandlung  und  namentlich  in  Bezug  auf  den  Schutz  als 
Waarenbezeichnung,  wozu  das  Porträt  häufig  verwendet  wird,  letzteres 
dem  Namen  gleichzustellen  sei.  Es  sei  demnach  Jedermann  sowohl 
berechtigt,  Andere  an  der  Benutzung  seines  Porträts  zur  Waaren- 
bezeichnung zu  hindern,  als  auch  andererseits  befugt,  sein  Porträt 
als  Waarenbezeichnung  zu  verwenden,  wiewohl  dasselbe  als  Waaren- 
zeichen  zu  Gunsten  eines  Anderen  eingetragen  sei,  oder  überhaupt 
einen  Bestandtheil  einer  zu  Gunsten  eines  Anderen  geschützten  Waaren- 
bezeichnung büde  (Kohler  M-R.  S.  164. 165,  Kohler  in  ZgR.  H.  S.336ff., 
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Propr.  Ind.  V.  S.  16).  Dieser  Ansicht  steht  indessen  entgegen,  dass 
das  Gesetz  unter  den  nach  dessen  Massgabe  geschützten  Waaren- 
bezeichnungen  das  Porträt  neben  dem  Namen  nicht  besonders  erwähnt. 
Dasselbe  kann  dem  Namen,  abgesehen  davon,  dass  es  schon  sprach- 
lich unmöglich  ist,  das  Porträt  unter  den  Begriff  des  Namens  zu 
bringen,  aber  auch  um  deswillen  nicht  gleichgestellt  werden,  weil  es 
nicht,  wie  der  Name,  zur  Individualisirung  einer  bestimmten  Person 
dient,  sondern  nur  eine  Abbildung  der  dadurch  repräsentirten  Person 
ist.  Der  Schutz  des  Porträts  ist  demnach  nicht  abweichend  von  dem 
Schutze  sonstiger  figürlicher  "Waarenbezeichnungen  geordnet;  das 
Porträt  ist  nur  dann  nach  Massgabe  des  Zeichengesetzes  geschützt, 
wenn  es  entweder  als  Waarenzeichen  eingetragen  ist,  oder  die  Vor- 
aussetzungen des  §  15  vorliegen  (vergl.  Pouillet  No.  30  bis,  Amar 
No.  342).  Abgesehen  hiervon  besteht  ein  Schutz  des  Porträts  gegen 
dessen  Verwendung  —  sei  es  zur  Waarenbezeichnung  oder  zu  sonstigen 
Zwecken  —  nur  auf  Grund  der  Gesetze,  welche  das  Urheberrecht  an 
Werken  der  bildenden  Künste  und  den  Schutz  der  Photographieen 
ordnen.  Liegen  die  Voraussetzungen  des  Schutzes  nach  diesen  Ge- 
setzen vor,  dann  kann  der  Inhaber  des  Urheberrechts  oder  des  Rechts 
an  der  Photographie  Anderen  —  gleichviel  ob  dieselben  das  Porträt 
für  sich  als  Waarenzeichen  haben  eintragen  lassen  oder  nicht  —  die 
Verbreitung  des  nachgebildeten  Porträts  und  demnach  dessen  Ver- 
wendung zur  Waarenbezeichnung  untersagen  (vergl.  379).  Hat  ein 
Anderer  als  der  Inhaber  des  Urheberrechts  oder  des  Rechts  an  der 
Photographie  das  Porträt  für  sich  —  sei  es  allein  sei  es  als  Bestand- 
theil  —  als  Waarenzeichen  eintragen  lassen,  so  ist  diese  Eintragung 
auch  im  Verhältnisse  des  Zeicheninhabers  zu  dem  anderen  Rechts- 
inhaber nicht  unwirksam.  Ebensowenig  ist  regelmässig  die  Eintra- 
gung des  das  Porträt  enthaltenden  Waaren  Zeichens  durch  den  Nach- 
weis bedingt,  dass  die  dargestellte  Person  ihre  Einwilligung  zu  der 
Anmeldung  ertheilt  habe.  Es  wird  daher  Jedermann  durch  die  Ein- 
tragung eines  Porträts  als  Waarenzeichen  an  der  Benutzung  seines 
eigenen,  hiermit  übereinstimmenden,  Porträts  zur  Waarenbezeichnung 
gehindert.  Die  Möglichkeit,  eine  Löschung  des  Zeichens  herbeizu- 
führen, besteht,  wenn  das  Porträt  unbefugt  in  das  Zeichen  auf- 
genommmen  ist,  nur  unter  gewissen  Voraussetzungen  (vergl.  378. 
154.  162.  303  ff.).  In  der  Rechtsprechung  sind  die  hier  berührten 
Fragen  noch  nicht  prinzipiell  entschieden.  Das  Reichsgericht  hat  in 
einem  Falle  angenommen,  dass  den  Erben  nicht  das  Recht  zustehe, 
die  Benutzung  des  Porträts  ihres  Erblassers  in  einem  Waarenzeichen 
zu  untersagen  (Bolze  Bd.  11  No.  108,  vergl.  auch  Propr.  Ind.  XII. 
S.  80).  Eine  Folgerung  kann  indessen  hieraus  weder  für  noch  gegen 
die  hier  vertretene  Ansicht  gezogen  werden,  da  auch  die  Erben  des 
Namenberechtigten  nicht  die  Befugniss  haben,  die  Benutzung  des 
Namens  ihres  Erblassers  zur  Waarenbezeichnung  zu  verhindern 
(vergl.  502). 

565.   Wappen. 

Dem  Familiennamen  steht  in  mancher  Hinsicht  auch  das  Wappen 
gleich,  indem  dasselbe  auf  die  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten 
Geschlechte  —  abgesehen  von  den  hier  nicht  in  Betracht  kommenden 
öffentlichen  Wappen  —  hinweist.  An  dem  Wappen  besteht  ein  Privat- 
recht, welches  gleichwie  das  Namenrecht  als  Individualrecht  gegen  unbe- 
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fugte  Anmassung  mit  der  negatorischen  Klage  geschützt  wird  (Köhler 
M-R.  S.  165,  Kohler  PcfeJ.  IL  S.  36.  37,  Civ.  Bd.  2  S.  147ff.,  Civ. 
Bd.  5  S.  172  ff.,  Civ.  Bd.  18  S.  19,  Bolze  Bd.  3  No.  212,  Goltd. 
Bd.  39  S.  446).  Dagegen  ist  im  Zeichenrechte  das  Wappen  dem  Namen 
nicht  gleichzustellen;  nach  dem  Zeichengesetze  ist  das  Wappen,  wenn 
es  als  Waarenbezeichnung  verwendet  wird,  nicht  anders  zu  behandeln 
als  die  übrigen  figürlichen  Waarenbezeichnungen  (Finger  §  14  N.  3). 
Es  gilt  demnach  das  Gleiche  wie  für  Porträts,  an  welchen  eine  Schutz- 
berechtigung zu  Gunsten  eines  Einzelnen  besteht.  Der  Wappen- 
berechtigte  kann  anderen  Unbefugten,  d.  h.  solchen  Personen,  welchen 
das  Recht  der  Wappenführung  nicht  zusteht,  die  Verwendung  des 
Wappens  zur  Waarenbezeichnung  untersagen;  nicht  dagegen  steht  ihm 
das  Recht  zu,  das  Wappen  selbst  zur  Waarenbezeichnung  zu  verwen- 
den, sofern  ein  Anderer  dasselbe  für  sich  als  Waarenzeichen  hat  ein- 
tragen lassen  (Pouillet  No.  31,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  368,  anders 
Kohler  M-R.  S.  165).  Ist  das  Wappen  von  einem  Unbefugten  in  täu- 
schender Weise  in  sein  Waarenzeichen  aufgenommen,  so  kann  die 
Löschung  herbeigeführt  werden  (vergl.  162.  303  ff.).  Zur  Anmeldung 
eines  ein  Privatwappen  enthaltenden  Zeichens  bedarf  es  im  Allgemeinen 
weder  des  Nachweises,  dass  der  Anmelder  zur  Führung  des  Wappens 
berechtigt  sei,  noch  auch  des  Nachweises,  dass  die  zur  Führung  des 
Wappens  berechtigte  Person  ihre  Einwilligung  zur  Anmeldung  ertheilt 
habe  (vergl.  154,  vergl.  auch  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  368). 


§14. 

Wer  wissentlicli  oder  aus  grober  Fahrlässigkeit  Waaren 
oder  deren  Terpackung  oder  Umhüllung,  oder  Ankfindi- 
gungen^  Preislisten,  Geschäftsbriefe,  Empfehlungen,  Rech- 
nungen oder  dergleichen  mit  dem  Namen  oder  der  Firma 
eines  Anderen  oder  mit  einem  nach  Massgabe  dieses  Ge- 
setzes geschätzten  Waarenzeichen  widerrechtlich  versieht 
oder  dergleichen  widerrechtlich  gekennzeichnete  Waaren  in 
Terkehr  bringt  oder  feilhält,  ist^dem  Yerletzten  zur  Ent- 
schädigung verpflichtet. 

Hat  er  die  Handlung  wissentlich  begangen,  so  wird  er 
ausserdem  mit  Geldstrafe  von  einhundertfünfzig  bis  fünf- 
tausend Mark  oder  mit  Gefangniss  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft.  Die  Strafverfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein.  Die 
Zurücknahme  des  Antrages  ist  zulässig. 

LXIY.  Schutz  gegen  verscliiildete  Störungen. 

366.  Verschulden  als  Voraussetzuna  der  Entsohädigungsklage  und  der 

Strafverfolgung. 

Genügender  Anlass  zur  Erhebung  der  abwehrenden  Klage  liegt 
vor,  wenn  eine  widerrechtliche  Störung  des  Zeichen-,  Namen-  oder 
Firmenrechts   begangen   ist,    gleichviel   ob   dieser  Eingriff  von   dem 
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Störer  verschuldet  war  oder  nicht.  Ist  die  widerrechtliche  Störung 
eine  verschuldete,  so  stehen  dem  hierdurch  Verletzten  ausser  der  ab- 
wehrenden S^age  die  besonderen  Eechtsmittel  zu,  über  welche  der 
§  14  Bestimmungen  trifft,  d.  h.  die  Entschädigungsklage  und  der  An- 
spruch auf  Strafverfolgung.  Indessen  hat  nicht  jede  Verschuldung 
diese  Rechtsfolgen;  denn  es  ergiebt  sich  aus  dem  Gesetze,  dass  die 
Strafverfolgung  nur  gegenüber  einem  wissentlich  begangenen  Ein- 
griffe, die  Entschädigungsklage  nur  bei  Wissentlichkeit  oder  grober 
Fahrlässigkeit  des  Störers  gegeben  ist.  Es  besteht  hiernach  einerseits 
kein  Anspruch  auf  strafrechtliche  Verfolgung,  wenn  der  Störer  nur 
fahrlässig  gehandelt  hat,  und  andererseits,  wenn  nur  leichte  Fahr- 
lässigkeit vorliegt,  auch  nicht  ein  Anspruch  auf  Entschädigung.  Diese 
Einschränkung  hinsichtlich  des  Maasses  des  für  die  Entschädigungs- 
klage noth wendigen  Verschuldens  gilt  selbst  dann,  wenn  nach  dem 
an  dem  Orte  der  widerrechtlichen  Handlung  geltenden  Landesgesetze 
allgemein  wegen  jeder  schuldvollen  —  also  auch  wegen  der  in 
leichtem  Verschulden  begangenen  —  Rechtsverletzung  Entschädigung 
gefordert  werden  kann;  denn  durch  das  Zeichengesetz  ist  die  Frage, 
ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  wegen  Verletzung  des  Rechtes 
an  einer  Waarenbezeichnung  Entschädigung  gefordert  werden  kann, 
einheitlich  und  erschöpfend  —  d.  h.  unter  Ausschluss  aller  Landes- 
gesetze —  für  das  ganze  Gebiet  des  deutschen  Reiches  geordnet 
(Civ.  Bd.  14  S.  70  ff.,  vergl.  P.  M.  &Z-B1.  Bd.  1  S.  304,  vergl.  auch  7). 
Auch  die  Vorschriften  des  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  tretenden 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  über  die  Folgen  schuldvoller  Rechtsverletzung 
können  in  dieser  Hinsicht  das  Zeichengesetz,  da  dieses  ein  das  Zeichen- 
wesen besonders  regelndes  Spezialgesetz  ist,  nicht  ergänzen  (vergl. 
bürgerl.  Gesetzbuch  §  823).  Durch  den  §  14  des  Zeichengesetzes  ist 
überhaupt  das  Maass  der  durch  die  Verletzung  des  Rechtes  an  einer 
Waarenbezeichnung  begründeten  Verantwortlichkeit  des  Störers  und 
der  Theilnehmer  an  der  Störung  derartig  erschöpfend  geregelt,  dass 
deijenige,  welcher  ohne  jegliches  Verschulden  oder  in  leichtem  Ver- 
schulden einen  Eingriff  in  das  Recht  begangen  hat,  in  keinem  Falle 
zur  Herausgabe  der  ihm  in  Folge  seiner  widerrechtlichen  Handlungs- 
weise zugeflossenen  Bereicherung  verpflichtet  ist  (vergl.  Civ.  Bd.  15 
S.  132).  Diese  Grundsätze  gelten  selbstverständlich  nur  insoweit,  als 
die  Haftung  aus  einer  durch  das  Gesetz  verbotenen  Handlung  in' 
Frage  steht;  wird  dagegen  ein  Zeichen,  ein  Name  oder  eine  Firma 
einer  vertragsmässigen  Verpflichtung  zuwider  in  Benutzung  ge- 
nommen, so  kann  sowohl  die  Haftung  für  leichtes  Verschulden  als 
auch  die  Verpflichtung  zur  Herausgabe  der  Bereicherung  begründet 
sein.  Inwieweit  dies  der  Fall  ist,  bestimmt  sich  nach  dem  sonstigen 
bürgerlichen  Recht. 

Was  die  noch  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874 
in  die  früheren  Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen  anlangt,  so 
findet  auf  diese  bis  zum  1.  Oktober  1898  noch  die  Bestimmung  des 
§  14  des  gedachten  Gesetzes  Anwendung,  wonach  eine  Haftung  auf 
Entschädigung  nur  bei  wissentlichem  Handeln  des  Störers  besteht 
(vergl.  §  24  Absatz  1). 
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LXY.  EntscMdiguiigsklage. 

667.  Voraussetzungen  der  Entsohädigungsklage. 

Die  Entschädigungsklage  hat  im  Allgemeinen  —  abgesehen  von 
dem  Erfordernisse  der  Verschuldung  —  die  gleichen  Voraussetzungen 
wie  die  abwehrende  Klage;  es  gelten  daher  im  Allgemeinen  die 
gleichen  Grundsätze  für  beide  Klagen  (vergl.  427  ff.).  Insbesondere 
gilt  auch  für  die  Entschädigungsklage  die  Voraussetzung,  dass  das 
verletzte  Recht  nicht  mit  Unwirksamkeit  gegenüber  dem  Störer  be- 
haftet sein  darf;  denn  nur  wer  „widerrechtlich"  eine  fremde  geschützte 
Waarenbezeichnung  in  Benutzung  nimmt,  haftet  auf  Entschädigung 
(vergl.  467  ff.).  Dagegen  bestehen  Abweichungen  von  der  abwehren- 
den Klage  in  Bezug  auf  die  als  Prozesspartheien  betheiligten  Per- 
sonen; es  ist  in  dieser  Hinsicht  auf  spätere  Erörterungen  zu  ver- 
weisen (vergl.  586  ff.  592  ff.).  Im  Gegensatze  zur  abwehrenden  Klage 
begründet  ferner  nicht  jede  Störung  den  Anspruch  auf  Entschädigung, 
insbesondere  genügen  nicht  blosses  Bestreiten  des  Rechts  oder  Vor- 
bereitungs-  oder  Versuchshandlungen;  vielmehr  ist  es  nöthig,  dass 
ein  widerrechtliches  Bezeichnen,  Inverkehrbringen  und  Feilhalten  that- 
sächlich  stattgefunden  hat,  d.  h.  dass  eine  widerrechtliche  Handlungs- 
weise dieser  Art  bis  zur  Vollendung  gediehen  ist  (vergl.  404.  413. 
419.  426).  Auf  Grund  anderer  Störungshandlungen  kann  die  Entschä- 
digungsklage auch  dann  nicht  erhoben  werden,  wenn  die  Landes- 
gesetze —  z.  B.  im  Falle  unlauteren  Wettbewerbs  —  einen  Entschä- 
digungsanspruch mit  Rücksicht  hierauf  gewähren  sollten;  denn  auch 
hier  kommt  der  Grundsatz  zur  Anwendung,  dass  das  Zeichengesetz 
die  Entschädigungsverpflichtung  einheitlich  und  erschöpfend  für  das 
ganze  Gebiet  des  deutschen  Reiches  regeln  will,  und  dass  daher  ein 
Anspruch  wegen  widerrechtlicher  Benutzung  einer  Waarenbezeichnung 
auf  Grund  landesgesetzlicher  Vorschriften  nicht  erhoben  werden  kann 
(vergl.  7).  Dagegen  kann  eine  Entschädigungsverpflichtung  wegen 
widerrechtlicher  Benutzung  einer  Waarenbezeichnung  oder  wegen  Ein- 
griffs in  das  Recht  an  einer  solchen  nach  dem  Reichsgesetze  zur 
Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  begründet  sein,  trotzdem 
eine  Schadensersatzpflicht  nach  dem  Zeichengesetze  nicht  besteht  (vergl. 
8.  430).  Der  einmal  begründete  Entschädigungsanspruch  bleibt  auch 
dann  bestehen,  wenn  die  störende  Thätigkeit  später  eingestellt  wurde, 
und  sogar  dann,  wenn  das  Recht  an  der  Waarenbezeichnung  erloschen 
ist  (Kohler  M-R.  S.  353,  Bolze  Bd.  3  No.  224,  vergl.  590). 

568.  Verhältniss  zur  abwehrenden  Klage. 

Die  Entschädigungsklage  kann  mit  der  abwehrenden  Klage  ver- 
bunden werden,  vorausgesetzt,  dass  für  beide  Klagen  das  gleiche  Ge- 
richt zuständig  ist  (vergl.  439.  440.  571  ff.)  Im  Laufe  des  Prozesses 
kann  dagegen  die  abwehrende  Klage  nicht  in  die  Entschädigungsklage 
umgeändert  und  auch  nicht  durch  den  Antrag  auf  Verurtheilung  zur 
Entschädigung  erweitert  werden,  da  dies  eine  unzulässige  Klage* 
änderung  sein  würde,  weil  der  Klagegrund  für  die  abwehrende  Klage 
—  die  verletzte  ausschliessliche  Befugniss  —  und  der  E^lagegrund 
für  die  Entschädigungsklage  —  die  unerlaubte  Handlung,  d.  h.  die 
einzelne  Störungshandlung  —  von  durchaus  verschiedener  rechtlicher 
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Natur  sind;  ebensowenig  ist  während  des  Rechtsstreits  die  ent- 
sprechende Aenderung  oder  Erweiterung  der  Eutschädigungsklage  zu- 
lässig. Eine  Ausnahme  gilt  nur  insofern,  als,  wenn  im  Laufe  eines 
Entschädigungsprozesses  das  Bestehen  des  Verbietungsrechtes  des 
Klägers  gegenüber  dem  Beklagten  streitig  geworden  ist,  ersterem  auf 
Grund  des  §  253  der  Civilprozessordnung  das  Recht  zusteht,  durch 
Erweiterung  des  Klageantrages  die  Feststellung  des  streitig  ge- 
wordenen Rechtsverhältnisses  zu  beantragen.  Durch  die  auf  Grund 
des  §  258  ergehende  Entscheidung  wird  —  gleichwie  dies  bei  der 
abwehrenden  Klage  im  Allgemeinen  der  Fall  ist  —  das  Bestehen  oder 
das  Nichtbestehen  des  Verbietungsrechtes  rechtskräftig  unter  den 
Partheien  festgestellt,  während  sonst  das  auf  die  Entschädigungsklage 
ergehende  Urti^eil  nur  insoweit  der  materiellen  Rechtskraft  fähig  ist, 
als  durch  dasselbe  über  den  einzelnen  geltend  gemachten  Entschädi- 
gungsanspruch entschieden  wird  (vergl.  Kohler  M-R.  S.  379). 

569.   Verhältniss  zur  Strafverfolgung. 

Liegen  die  Voraussetzungen  der  Entschädigungsklage  vor,  so  ist' 
auch  im  Falle  wissentlichen  Handelns  des  Störers  die  JOagebefugniss 
nicht  etwa  dadurch  bedingt,  dass  zuvor  die  strafrechtliche  Verfolgung  oder 
Verurtheilung  dos  Störers  herbeigeführt  wird;  der  Verletzte  hat  vielmehr 
die  Wahl,  ob  er  zunächst  die  Entschädigungsklage  oder  das  Strafverfahren, 
oder  ob  er  beide  gleichzeitig  einleiten  will.  Das  Strafurtheil  ist  für 
den  Civilricht^r  nicht  bindend;  daher  kann  ein  im  Strafverfahren 
rechtskräftig  Freigesprochener  oder  ein  Beschuldigter,  welcher  ausser 
Verfolgung  gesetzt  oder  gegen  den  das  Verfahren  eingestellt  worden 
ist,  doch  noch  zu  Entschädigung  verurtheilt  werden.  Das  Strafurtheil 
bindet  nur  insofern,  als  die  im  Strafprozesse  rechtskräftig  zuerkannte 
Busse  die  weitere  Geltendmachung  civilrechtlicher  Entschädigungs- 
ansprüche ausschliesst  (vergl.  795  fif.). 

570.   Klageantrag. 

Der  Antrag  in  der  Entschädigungsklage  muss  die  Entschädi- 
gungssumme, welche  gefordert  wird,  der  Regel,  nach  ziflfermässig  an- 
geben. Indessen  sind  Fälle  denkbar,  in  welchen  das  Interesse  des 
Klägers  die  sofortige  Feststellung  der  Schadensersatzpflicht  erheischt, 
ohne  dass  der  Kläger  im  Stande  ist,  schon  bei  Erhebung  der  Klage 
oder  im  Laufe  des  Prozesses  einen  Schaden  in  bestimmter  Höhe  zu 
substantiiren.  Kann  der  Kläger  ein  derartiges  rechtliches  Interesse 
an  der  alsbaldigen  Feststellung  der  Entschädigungspflicht  und  gleich- 
zeitig die  Unmöglichkeit  oder  die  Unzweckmässigkeit  der  sofortigen 
Angabe  des  Schadenquantums  nachweisen,  liegen  also  die  Voraus- 
setzungen der  Feststellungsklage  im  Sinne  des  §  231  der  Civilprozess- 
ordnung vor,  so  darf  der  Kläger  seinen  Antrag  auf  die  Feststellung 
der  Entschädigungspflicht  beschränken;  er  darf  daher  die  zifi'er- 
mässige  Angabe  der  geforderten  Entschädigung  unterlassen  und  sich 
die  Berechnung  des  Schadens  für  einen  besonderen  Prozess  vor- 
behalten (Civ.  Bd.  21  S.  382  ff.).  Der  Umstand,  dass  der  Kläger  zur 
Zeit  noch  nicht  im  Stande  ist,  seinen  Schaden  zu  substantiiren,  genügt 
dabei  allein  noch  nicht,  wenn  nicht  zugleich  ein  rechtliches  Interesse 
an  der  alsbaldigen  Erhebung  der  Klage  nachgewiesen  werden  kann 
(Bolze  Bd.6  No.988).  Ein  solches  rechtliches  Interesse  wird  regelmässig 
dann  vorliegen,   wenn  die  Entschädigungsklage  mit  der  abwehrenden 
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Klage  verbunden  wird,  da  das  Interesse  des  Klägers  es  erfordert,  dass 
über   beide  Klagen,   namentlich   wenn    der   Thatbestand    der  Rechts- 
verletzung   der  gleiche  ist  und  die  gleichen  Beweise  erhoben  werden 
müssen,  gleichzeitig  verhandelt  und  entschieden  werde.  Das  Vorhanden- 
sein eines  rechtlichen  Interesse  an   der  Vorabentscheidung   über   die 
Schadensersatzpflicht   vorbehaltlich    der  Liquidation  des  Schadens  in 
einem  besonderen  Prozesse  wird  auch  dann  anzunehmen  sein,  wenn  die 
Schadenszufügung  in  Zukunft  noch  fortdauert,  also  während  des  Pro- 
zesses   oder   nach  demselben  sich  noch  weiter  entwickelt,    da  ein  be- 
gründetes  Interesse    an   thunlichst   einheitlicher   Substantiirung   und 
Beurtheilung    des    gesammten   entstandenen    und   noch   künftig    ent- 
stehenden Schadens   besteht.     Gleiches   gilt,    wenn    der  Schaden  aus 
sonstigen    Gründen    einstweilen    nur    theil weise    substantiirt   werden 
könnte.    In    diesen  Fällen  kann  indessen  der  ursprünglich  auf  Fest- 
stellung der  Ersatzpflicht  im  Allgemeinen  gerichtete  Antrag  auf  Zu- 
erkenn ung  eines  bestimmten  Schadensbetrages  erstreckt  werden,  wenn 
vor  Erlass  des  Urtheils  eine  bestimmte  Schadenhöhe  sich    ermitteln 
'lässt;  eine  derartige  Aenderung    des  Klageantrages    stellt  sich  nicht 
als   eine   unzulässige   Klageänderung  dar   (Civ,  Bd.  23  S.  348.  349, 
Bolze  Bd.  7  No.  974.  975).     Zur  Begründung  der  Feststellungsklage 
kann  sogar   der  Hinweis    darauf  genügen,    dass  die  Beweiserhebung 
über    den  Betrag    des  Schadens    durch  die  Vernehmung  von  Zeugen 
und  Sachverständigen   erhebliche   Kosten   oder   Schwierigkeiten   ver- 
ursachen   werde,    und    dass    diese   Kosten  und  UmstlUide  durch  den 
Feststellungsprozess    für    den  Fall    der  Abweisung  der  Klage  erspart 
werden  können    (Bolze  Bd.  13  No.  646  h).      Die    Feststellungsklage 
wird  in  Fällen  der  letztgedachten  Art  indessen  nur  mit  Vorsicht  zu- 
zulassen sein,    da  das  Gericht,    wenn  ein  Anspruch  nach  Grund  und 
Betrag  streitig  ist,  nach  §  276  der  Civilprozessordnung  ohnedies  über 
den  Grund  vorab  entscheiden  und  damit  im  Allgemeinen  überflüssige 
Verhandlungen  und  Beweiserhebungen  über  den  Betrag  abschneiden  kann. 
Liegen  die  Voraussetzungen  der  Feststellungsklage  nicht  vor,  so 
darf  der  Antrag  auf  Zahlung  eines  dem  Quantum  nach  nicht  bezifferten 
Betrages  nur  dann  gestellt  werden,  wenn  nach  dem  Antrage  in  Ver- 
bindung mit  den  über  den  Gegenstand  und  Grund  der  Klage  gemachten 
Angaben  der  erhobene  Anspruch  derart  substantiirt  und  individualisirt 
ist,  dass  in    demselben  Prozesse    der  Betrag   durch    richterliches 
Ermessen,  nöthigenfalls  mit  Hülfe  Sachverständiger,  festgestellt  wer- 
den kann.     Der  Antrag   ist   in    einem    solchen  Falle  nicht  auf  Fest- 
stellung der  Entschädigungspflicht,    sondern    auf  Zahlung   eines  nach 
richterlichem  Ermessen  oder  durch  Sachverständige  zu  bestimmenden 
Entschädigungsbetrages  zu  richten  (Civ.  Bd.  10  S.  175,  Civ.  Bd.  10 
S.  356,  Civ.  Bd.  10  S.  414.  415,  Civ.  Bd.  21  S.  382  ff.).    Die  Aende- 
rung eines  auf  Zahlung  eines  derart  substantiirten  oder  der  Substan- 
tiirung  fähigen  Schadens   gerichteten  Antrages   in    den   Antrag   auf 
Zuerkennung   einer   bestimmten    Summe    ist   nach    §  240  No.  2    der 
Civilprozessordnung   auch  im  Laufe  des  Prozesses  jederzeit  zulässig, 
auch  wenn  eine  Veränderung  in  den  den  Entschädigungsanspruch  be- 
gründenden Umständen  nicht  eingetreten  ist  (Civ.  Bd.  23  S.  416  ff.). 

571.   Gerichtsstand  der  unerlaubten  Handlung. 

Für  die  Entscheidung  der  Entschädigungsklage  ist  der  Gerichts- 
stand an  demselben  Orte  begründet,  an  welchem  auch  die  abwehrende 
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Klage  erhoben  werden  kann  (vergl.  439).  Ausserdem  gilt  für  die 
Entschädigungsklage  noch  der  Gerichtsstand  des  §  32  der  Civilprozess- 
Ordnung,  d.  h.  der  Gerichtsstand  der  unerlaubten  Handlung.  Hier- 
nach ist  dasjenige  Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk  die  Handlung 
begangen  ist.  Dabei  ist  es  gleichgültig,  ob  die  widerrechtliche  Thätig- 
keit  eine  wissentliche  oder  nur  eine  grob  fahrlässige  war;  denn  der 
Gerichtsstand  des  §  32  kann  auch  dann  in  Anspruch  genommen  werden, 
wenn  ein  strafrechtlich  verfolgbares  Vergehen  nicht  vorliegt.  Der 
Gerichtsstand  ist  dann  begründet,  wenn  die  Handlung,  welche  in  der 
Klage  als  ein  unerlaubter  Eingriff  bezeichnet  wird,  in  dem  Bezirke 
des  angerufenen  Gerichts  begangen  ist;  ob  die  Behauptungen  des 
Klägers  über  die  Unerlaubtheit  der  Handlung  sich  bewahrheiten,  ist 
bei  der  Prüfung  der  Zuständigkeit  nicht  zu  erörtern  (vergl.  Gar  eis 
Bd.  6  S.  161.  162).  Begangen  ist  die  Handlung  an  dem  Orte,  an 
welchem  die  thatsächlichen  Akte  vorgenommen  sind,  auf  welche  die 
Klage  wegen  widerrechtlichen  Eingriffs  sich  gründet;  darauf,  ob  für 
die  civilrechtliche  Beurtheilung  dieser  Thätigkeit  auch  andere  Orte 
in  Betracht  gezogen  werden  können  oder  müssen,  kommt  es  nicht 
an.  Hiernach  ist  bei  Kauf-  und  Lieferungsverträgen  weder  der  Ort 
des  Abschlusses  noch  der  nach  rechtlichen  Grundsätzen  zu  bestim- 
mende Erfüllungsort  massgebend,  vielmehr  derjenige  Ort,  an  welchem 
die  gegen  das  Zeichengesetz  verstossenden  Handlungen  in  Ausführung 
des  Vertrages  begangen  sind  (vergl.  Civ.  Bd.  13  S.  424.  425).  Des- 
gleichen schliesst  die  Thatsache,  dass  nach  Landesgesetz  das  Eigen- 
thum  bereits  durch  Uebergabe  an  den  von  dem  Verkäufer  beauftragten 
Frachtführer  auf  den  Käufer  übergeht,  nicht  aus,  dass  erst  der  Ort, 
an  welchem  der  Kaufgegenstand  in  die  Verfügungsgewalt  des  Käufeis 
gelangt,  als  Ort  des  Inverkehrbringens  anzusehen  ist  (Bolze  Bd.  4 
No.  211). 

572.   Ort  des  Erfolges  als  Ort  der  unerlaubten  Handlung. 

Im  Allgemeinen  gilt,  wenn  zum  Thatbestande  einer  unerlaubten 
Handlung  der  Eintritt  eines  Erfolges  gehört,  das  Vergehen  nicht  nur 
an  dem  Orte  als  begangen,  von  welchem  aus  der  Thäter  gehandelt 
bat,  sondern  auch  dort,  wo  der  Absicht  des  Thäters  entsprechend  der 
widerrechtliche  Erfolg  eingetreten  ist.  In  einer  Entscheidung  des  Reichs- 
gerichts ist  dieser  Grundsatz  auf  Eingriffe  in  das  handelsrechtliche  Firmen- 
recht für  anwendbar  erklärt  und  ausgeführt  worden,  der  Erfolg,  Schädi- 
gung an  Vermögen  und  Ehre,  trete  an  dem  Orte  ein,  an  welchem  der  Be- 
rechtigte seine  Hauptniederlassung  habe  (Bolze  Bd.  9  No.  149).  Was 
indessen  die  Vergehen  gegen  das  Zeichengesetz  anlangt,  so  kann  der  Ort 
des  Erfolges  nicht  in  Betracht  kommen,  da  zum  Thatbestande  dieser 
Vergehen  —  gleichviel  ob  ein  Eingriff  in  ein  Zeichen-,  Namen-  oder 
Firmenrecht  in  Frage  steht  —  der  Eintritt  eines  Erfolges,  z.  B.  die 
Herbeiführung  einer  Täuschung  oder  Vermögensschädigung,  nicht  ge- 
hört. Der  Ort,  an  welchem  der  Abnehmer  getäuscht  oder  der  Be- 
rechtigte geschädigt  wird,  ist  selbst  dann  nicht  massgebend,  wenn 
in  idealer  Konkurrenz  mit  dem  Zeichenvergehen  das  Vergehen  des 
Betrugs  begangen  ist;  denn  es  könnte  an  dem  betreffenden  Orte 
alsdann  doch  nur  die  Betrugsklage  —  nicht  aber  die  Klage  aus  §  14, 
selbst  wenn  solche  mit  der  Betrugsklage  verbunden  wird  —  angestellt 
werden. 
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573.   Ort  der  unerlaubten  Handlung  bei  Mehrheit  von 

Thätigkeitsakten. 

Sind  von  einer  und  derselben  Person  mehrere  selbständige  uner- 
laubte Handlungen  an  yerschiedenen  Orten  begangen,  so  ist  für  jede 
dieser  Handlungen  ein  besonderer  Gerichtsstand  an  dem  Orte  ihrer 
Begehung  begründet;  eine  Klage  wegen  der  mehrfachen  Störung  kann 
dann  nicht  ohne  Weiteres  bei  dem  Gerichte  erhoben  werden,  in  dessen 
Bezirke  nur  eine  der  mehreren  Kechtsverletzungen  begangen  ist.  Liegt 
dagegen  ein  einheitliches  Vergehen  vor,  dessen  Thatbestand  sich  ört- 
lich an  mehrere  verschiedene  Punkte  knüpft  —  z.  B.  bei  dem  Inver- 
kehrbringen an  den  Ort  der  Absendung  und  der  Ankunft  der  Waare 

—  so  ist  jeder  der  mehreren  Orte  als  Ort  der  Begehung  der  uner- 
laubten Handlung  anzusehen  (Civ.  Bd.  13  S.  425.  426,  Civ.  Bd.  23 
S.  306).  Handelt  es  sich  um  die  widerrechtliche  Bezeichnung  von 
Geschäftsbriefen  und  sonstigen  Ankündigungen,  so  ist  die  Handlung 
an  dem  Orte  begangen,  an  welchem  die  Ankündigung  zur  Waare  in 
die  erforderliche  Beziehung  gesetzt  wurde;  es  kann  dies  je  nach  den 
umständen  des  einzelnen  Falles  der  Ort  der  Absendung  oder  der  Ort 
sein,  an  welchem  die  Ankündigung  ankommt  und  gelesen  wird.  Ge- 
hört zum  Thatbestande  des  Vergehens  eine  Täuschung  des  Publikums 

—  dies  ist  nach  dem  vorher  Gesagten  nur  dann  der  Fall,  wenn  die 
Betrugsklage  erhoben  wurde  —  dann  ist  sowohl  der  Ort  der  Absen- 
dung als  der  Ort  der  Ankunft  des  Briefes  massgebend  (vergl.  Civ. 
Bd.  27  S.  420.  421).  Sind  widerrechtliche  Ankündigungen  in  einer 
Zeitung  enthalten,  so  ist  neben  dem  Orte,  von  welchem  aus  der  In- 
serirende  die  Annonce  aufgegeben  hat,  der  Ort  des  Erscheinens  der 
Zeitung  entscheidend.  Steht  ein  fortgesetztes  Vergehen  in  Frage,  so 
gilt  der  Eingriff  an  jedem  Orte  als  begangen,  an  welchem  auch  nur 
einer  der  mehreren,  das  fortgesetzte  Vergehen  darstellenden,  Akte 
begangen  wurde  (Civ.  Bd.  27  S.  419.  420).  Ist  das  Vergehen  nach 
einem  der  hier  dargelegten  Gesichtspunkte  in  verschiedenen  Gerichts- 
bezirken begangen,  so  hat  der  als  Kläger  Auftretende  die  Wahl,  bei 
welchem  Gerichte  er  die  auf  §  32  der  Civilprozessordnung  gestützte 
Klage  anbringen  will. 

574.   Gerichtsstand  im  Falle  der  Haftung  für  die  unerlaubte  Thätigkeit 

Anderer. 

Die  Klage  kann  gegen  deiyenigen,  welcher  für  die  unrechtmässige 
Thätigkeit  eines  Anderen  einzustehen  hat,  bei  dem  Gerichte  erhoben 
werden,  in  dessen  Bezirk  dieser  Andere  thätig  geworden  ist.  Dem- 
nach geht  die  Klage  im  Gerichtsstande  des  §  32  auch  gegen  den- 
jenigen, welcher  im  Bezirke  des  angerufenen  Gerichtes  andere  Per- 
sonen als  Mittelspersonen  zur  Ausführung  der  widerrechtlichen  Thätig- 
keit benutzt  hat  (vergl.  Gar  eis  Bd.  6  S.  161).  Auch  der  Mitthäter, 
der  Gehülfe  und  der  Anstifter  müssen  demgemäss  die  Zuständigkeit 
des  Gerichts  anerkennen,  in  dessen  Bezirk  der  Thäter  oder  der  andere 
Mitthäter  seine  widerrechtliche  Thätigkeit  entwickelt  hat  (Bolze 
Bd.  12  No.  639,  vergl.  Civ.  Bd.  6  S.  383  ff.,  Civ.  Bd.  19  S.  384.  385, 
Bolze  Bd.  3  No.  1032,  vergl.  auch  593).  Nebendem  ist  für  die  Klage 
gegen  den  Urheber,  welcher  durch  Mittelspersonen  thätig  geworden 
ist,   gegen   den  Mitthäter,    Gehülfen   und   Anstifter   das  Gericht  des 
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Ortes  zuständig,  an  weichem  diese  Personen  gehandelt  hahen  (vergl. 
592.  431.  432).  Korporationen  und  Handelsgesellschaften  können  an 
dem  Orte  verklagt  werden,  an  welchem  ihre  gesetzlichen  Vertreter 
und  Theilhaber  in  unerlaubter  Weise  thätig  geworden  sind. 

575.   Erlösohen  des  Klagerechtes;  Verjährung. 

Abgesehen  von  der  Befriedigung  des  Verletzten  durch  den  Störer 
erlischt  der  Entschädigungsanspruch  nur  dadurch,  dass  dem  Verletzten 
rechtskräftig  eine  Busse  auf  Grund  des  §  18  zugesprochen  wird,  oder 
durch  Veijährung.  Das  Erlöschen  des  Rechtes  an  der  Waarenbezeich- 
nung  oder  der  spätere  Eintritt  der  Unwirksamkeit  desselben  hat  den 
Untergang  der  durch  eine  vorhergegangene  Störung  begründeten  Ent- 
schädigungsansprüche nicht  zur  Folge ;  solche  können  selbst  nach  dem 
Untergange  des  Rechts  —  bei  Waarenzeichen  nach  ihrer  Löschung 
vorbehaltlich  der  Vorschrift  des  §  12  Absatz  2  —  nach  wie  vor  ver- 
folgt werden  (vergl.  590). 

Die  Verjährung  der  Entschädigungsklage  bestimmt  sich  nach 
den  Landesgesetzen,  d.  h.  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Ortes,  an 
welchem  die  unerlaubte  Handlung  begangen  wurde.  Kommen  mehrere 
Orte  als  Thatorte  in  Betracht,  so  kann  der  Kläger  nach  seiner  Wahl 
sich  auf  das  Recht  desjenigen  Ortes  berufen,  welches  ihm  am  Günstig- 
sten ist  (vergl.  Civ.  Bd.  23  S.  306).  Dieses  Wahlrecht  wird  nicht 
etwa  schon  durch  die  Anstellung  der  Klage  bei  einem  bestimmten 
Gerichte  ausgeübt;  denn  das  angerufene  Gericht  hat  auf  Verlangen 
des  Klägers  oder  überhaupt,  wenn  sich  Anhaltspunkte  aus  der  Ver- 
handlung dafür  ergeben,  dass  die  That  auch  in  einem  anderen  Ge- 
richtsbezirke begangen  ist,  das  in  diesem  Bezirke  geltende  Recht, 
sofern  es  dem  Kläger  günstiger  ist,  der  Entscheidung  zu  Grunde  zu 
legen.  Zur  Anwendung  kommen  die  Vorschriften  der  Landesgesetze 
über  die  Veijährung  der  aus  civilrechtlich  unerlaubten  Handlungen 
—  Givilvergehen  —  erwachsenen  Ansprüche.  Die  Verjährungsfrist 
wird  regelmässig  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  das  Ver- 
gehen begangen  wurde,  bei  fortgesetzten  Vergehen  von  dem  Tage,  an 
welchem  der  letzte  der  das  einheitliche  Delikt  darstellenden  Akte  vor- 
genommen ist  (vergl.  682).  Nach  §  11  Absatz  2  des  Reichsgesetzes 
zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  beginnt  der  Lauf  der 
Veijährung  für  die  Entschädigungsklagen  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
nicht  vor  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  ein  Schaden  entstanden  ist 
(vergl.  8.  567).  Diese  Vorschrift  gilt  für  die  Verjährung  der  zeichen- 
rechtlichen Entschädigungsklage  nicht,  oder  wenigstens  nur  dann, 
wenn  das  betreffende  Landesgesetz,  durch  welches  deren  Verjährung 
bestimmt  wird,  damit  übereinstimmt.  Stellen  sich  mehrere  Akte 
als  von  einander  unabhängige  Eingriffe  —  also  als  selbständige 
Vergehen  —  dar,  so  läuft  für  jeden  dieser  Akte  eine  besondere  Ver- 
jährung (vergl.  630).  Die  Landesgesetze  entscheiden  auch  darüber, 
durch  welche  Thatsachen  die  Verjährung  unterbrochen  wird.  Weder 
nach  den  Landesgesetzen  noch  nach  dem  Zeichengesetze  tritt  eine 
Unterbrechung  der  Verjährung  der  Entschädigungsklage  dadurch  ein, 
dass  der  Antrag  auf  strafrechtliche  Verfolgung  oder  der  Antrag  auf 
Busse  im  Strafverfahren  gestellt  wird  (Civ.  Bd.  16  S.  14  ff.). 

Nach  §  852  des  am  1.  Januar  19()0  in  Kraft  tretenden  bürger- 
lichen Gesetzbuchs   verjährt  die  Entschädigungsklage  in  drei  Jahren 
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von  dem  Zeitpunkte  an,  in  welchem  der  Verletzte  von  dem  Schaden 
und  der  Person  des  Ersatzpflichtigen  Kenntniss  erlangt  hat,  und  ohne 
Rücksicht  auf  diese  Kenntniss  in  dreissig  Jahren  von  der  Begehung 
der  Handlung  an  (vergl.  aber  auch  577).  Für  die  Unterbrechung 
dieser  Verjährung  gilt  das  Gleiche  wie  bei  der  abwehrenden  Klage 
(vergl.  447). 
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576.    Begriff. 

Die  Entschädigung  besteht  im  Ersätze  alles  dessen,  was  der  Be- 
rechtigte gehabt  haben  würde,  wenn  die  Störung  nicht  begangen 
wäre;  dieselbe  umfasst  nicht  allein  den  unmittelbar  erlittenen  Ver- 
lust, sondern  auch  den  entgangenen  Gewinn  (Kohler  M-R.  S.  360  ff., 
vergl.  bürgerl.  Gesetzbuch  §§  249.  252).  Die  Ersatzleistung  wird  bewirkt 
durch  Zahlung  einer  Geldsumme  (vergl.  bürgerl.  Gesetzbuch  §  251). 
Als  Verlust  gilt  auch  der  Schaden,  welcher  darauf  zurückzuführen 
ist,  dass  durch  die  Bezeichnung  einer  schlechteren  Waare  die  echte 
Waare  und  das  echte  Zeichen  im  Verkehr  entwerthet,  und  dass  die 
Kundschaft  dem  Berechtigten  entzogen  oder  geschmälert  wird  (Kohl er 
M-R.  S.  363,  Bolze  Bd.  3  No.  228,  Str.  Bd.  4  S.  173,  Str.  Bd.  6 
S.  76.  77,  Traeger  in  Gruchot  Bd.  36  S.  211,  Busch  Bd.  27  S.457, 
Amar  No.  264,  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  151).  Auch  die  Kosten, 
welche  der  Berechtigte  hat  aufwenden  müssen,  um  der  Störung  ent- 
gegenzuwirken, sind  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Schadenersatzes 
zu  erstatten,  und  zwar  nicht  nur  die  im  gerichtlichen  Verfahren  ent- 
standenen, sondern  auch  die  Kosten  für  die  behufs  Entdeckung  der 
Störung  oder  des  Thäters  angestellten  Ermittelungen,  die  Auslagen 
für  in  angemessenem  Umfange  zur  Warnung  des  Publikums  erlassene 
Annoncen  u.  s.  w.  (Kohl er  M-R.  S.  363,  Busch  Bd.  27  S.  457, 
Amar  No.  264).  Der  Schaden  muss  noch  nicht  unbedingt  zur  Zeit 
des  Urtheils  entstanden  sein.  Auch  die  später  in  Folge  der  bereite 
begangenen  Störung  sicher  entstehende  Schädigung  ist  zu  berück- 
sichtigen; dagegen  kann  Schadenersatz  wegen  erst  zukünftiger 
Handlungen  nicht  einmal  im  Wege  der  Feststellungsklage  beansprucht 
werden  (vergl.  Kohler  P-R.  No.  653,  Bolze  Bd.  8  No.  820). 

577.   Bereicherung. 

Die  Entschädigung  umfasst  nicht  ohne  Weiteres  die  Bereicherung, 
welche  der  Störer  aus  der  rechtswidrigen  Benutzung  des  Zeichens 
gezogen  hat  (anders  Kohl  er  M-R.  S.  360  ff.,  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  1 
S.  151).  Entschädigung  und  Bereicherung  sind  rechtlich  verschiedene 
Begriffe;  mit  dem  Gewinn  des  Störers  ist  nicht  nothwendiger  Weise 
eine  Schädigung  des  Berechtigten  verbunden,  z.  B.  wenn  der  Absatz 
der  Waare  in  einem  für  den  Berechtigten  nicht  in  Betracht  kommen- 
den Absatzgebiete  stattgefunden  hat.  Da  das  Zeichengesetz  nicht 
dem  Verletzten  ausdrücklich  einen  Anspruch  auf  die  Bereicherung 
gewährt,  und  da  das  Gesetz  andererseits  die  Verpflichtungen  aus  einer 
Zeichenrechtsverletzung  einheitlich  und  erschöpfend  für  das  ganze 
Gebiet  des  deutschen  Reiches  regelt,  so  kann  der  Verletzte  einen  An- 
spruch auf  die  Bereicherung  gegen  den  Störer   selbst  dann  nicht  er- 
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heben,  wenn  ein  solcher  Anspruch  nach  den  Landesgesetzen  begründet 
sein  würde  (vergl.  Civ.  Bd.  12  S.  105. 106,  vergl.  auch  7).  Indessen  darf 
der  Umstand,  dass  der  Störer  Gewinn  aus  seiner  Handlungsweise  ge- 
zogen hat,  wohl,  wie  später  zu  erörtern  ist,  bei  der  Bemessung  der 
Höhe  des  zu  ersetzenden  Schadens  in  Berücksichtigung  gezogen  werden. 
Ob  nach  Inkrafttreten  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  auf  Grund 
des  §  812  desselben  ein  Anspruch  gegen  den  Entschädigungspflichtigen 
auf  Herausgabe  der  Bereicherung  zu  gewähren  ist,  erscheint  nicht 
unzweifelhaft.  Mit  Rücksicht  auf  die  erschöpfende  Regelung,  welche 
das  Zeichenwesen  durch  ein  Spezialgesetz  erfahren  hat,  wird  man  sich 
für  die  Verneinung  dieser  Frage  entscheiden  müssen.  Die  Bestim- 
mungen des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  über  Herausgabe  ungerecht- 
fertigter Bereicherung  haben  neben  dem  Zeichengesetze  nur  insoweit 
Geltung,  als  der  Entschädigungspflichtige  nach  Verjährung  des  Ent- 
schädigungsanspruches doch  noch  zum  Ersätze  dessen  verpflichtet 
bleibt,  was  er  auf  Kosten  des  Verletzten  erlangt  hat  (bürgert.  Gesetz- 
buch §  852). 

578.   Kausalzusammenhang. 

Der  zu  ersetzende  Schaden  muss  die  wirkliche  Folge  der  schuld- 
vollen Handlung  des  Störers  sein.  Ob  ein  derartiger  Kausalzusammen- 
hang zwischen  der  Thätigkeit  des  Störers  und  dem  dem  Berechtigten 
entstandenen  Schaden  besteht,  hat  das  Gericht  auf  Grund  des  §  260 
der  Civilprozessordnung  nach  freiem  Ermessen  zu  würdigen  (Civ. 
Bd.  6  S.  357).  Ist  der  Schaden  wirklich  durch  die  störende  Handlung 
des  auf  Entschädigung  in  Anspruch  Genommenen  herbeigeführt,  so 
wird  die  Verpflichtung  zum  Schadenersatze  nicht  dadurch  ausge- 
schlossen, dass  der  Schaden  möglicherweise  auch  ohne  die  Da- 
zwischenkunft  der  zum  Ersätze  verpflichteten  Person  — -  durch  son- 
stige Umstände,  z.  B.  in  Folge  der  Thätigkeit  Anderer  —  eingetreten 
wäre  (Civ.  Bd.  25  S.  77,  Civ.  Bd.  28  S.  167).  Hat  der  Störende  die 
Waaren  nur  mit  dem  Zeichen  versehen,  ohne  dass  dieselben  später  in 
Verkehr  gebracht  oder  feilgehalten  worden  sind,  so  wird  sich  ein  Zu- 
sammenhang zwischen  Störung  und  Schaden  in  der  Regel  kaum  nach- 
weisen lassen  (vergl.  Str.  Bd.  24  S.  98).  Auch  der  Gehülfe  und  der 
Anstifter  haften  nur  insoweit  auf  Entschädigung,  als  ein  Kausal- 
zusammenhang zwischen  ihrem  Handeln  und  dem  verursachten  Schaden 
besteht   (Blum  Ann.  Bd.  9  S.  362  ff.). 

579.   Darlegung  und  Beweis  des  Schadens. 

Darüber,  ob  ein  Schaden  entstanden  ist,  und  wie  hoch  derselbe 
sich  beläuft,  hat  das  Gericht  nach  §  260  der  Civilprozessordnung  unter 
Würdigung  aller  Umstände  nach  freier  Ueberzeugung  zu  befinden. 
Dies  besagt,  dass  das  Gericht  von  dem  Kläger  weder  die  Aufmachung 
einer  spezifizirten  Schadensrechnung  noch  auch  den  Nachweis  be- 
stimmter einzelner  Thatsachen,  aus  denen  sich  Dasein  und  Höhe  des 
Schadens  ergiebt,  verlangen  kann.  Von  dem  Kläger  kann  insbeson- 
dere nicht  etwa  der  Nachweis  erfordert  werden,  dass  derselbe  ohne 
Dazwischentreten  des  Beklagten  mehr  von  seiner  Waare  abgesetzt 
hätte,  oder  dass  bisherige  Kunden  sich  dem  Beklagten  zugewendet 
hätten.  Es  genügt,  dass  der  Richter  im  Allgemeinen  die  Ueber- 
zeugung gewinnt,  es  müsse  ein  Schaden  entstanden  sein,  und  dass  er 
diesen  Schaden  nach  freiem  Ermessen  schätzt,    wobei,    wo  bestimmte 
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Anhaltspunkte  fehlen,  dasjenige  Maass  zu  greifen  ist,  welches  der 
Sachlage  nach  als  mindestens  gerechtfertigt  erscheint  (Giv.  Bd.  6 
S.  357,  Giv.  Bd.  7  S.  369.  370,  Civ.  Bd.  9  S.  418,  Giv.  Bd.  10  S.  405, 
Blum  Ann.  Bd.  3  S.  206.  207).  Falls  die  Partheiangaben  keine  ge- 
nügende Grundlage  für  die  Bemessung  des  Schadens  ergeben,  hat  das 
Gericht  diese  Grundlagen  selbst  zu  ermitteln;  dasselbe  kann  insbeson- 
dere zu  diesem  Zwecke  von  Amtswegen  auf  Grund  des  §  260  der  Civil* 
prozessordnung  eine  Begutachtung  durch  Sachverständige  anordnen 
oder  dem  Entschädigungsberechtigten  gestatten,  dass  derselbe  den 
Schaden  eidlich  schätze  (Civ.  Bd.  25  S,  78,  Bolze  Bd.  14  No.  609a). 
Indessen  ist  es  immerhin  Sache  des  Klägers,  diejenigen  thatsächlichen 
Momente  darzulegen,  welche  nöthig  sind,  damit  das  Gericht  sich  über- 
haupt eine  Ueberzeugung  über  Dasein  und  Umfang  des  Schadens 
bilden  und  eintretenden  Falls  die  zur  Klarstellung  des  Sachverhalts 
erforderlichen  Anordnungen  treffen  kann.  Hat  daher  die  Parthei  es 
an  jeder  thatsächlichen  Darlegung  in  dieser  Richtung  fehlen  lassen, 
so  tritt  die  richterliche  Pflicht  zur  Ermittelung  des  Schadens  im 
Sinne  des  §  260  der  Civilprozessordnung  nicht  ein  (Bolze  Bd.  14 
No.  609  a).  Rathsam  ist  jedenfalls  eine  möglichst  genaue  Substan- 
tiirung  des  Schadens,  damit  das  Gericht  in  Stand  gesetzt  wird,  die- 
jenigen Momente,  auf  welche  der  Entschädigungsberechtigte  haupt- 
sächlich Werth  legt,  zu  berücksichtigen   (vergl.  Civ.  Bd.  10  S.  405). 

580.   Entgangener  Gewinn. 

Bei  der  Prüfung,  ob  und  inwieweit  entgangener  Gewinn  zuzu- 
billigen ist,  können  ganz  ungewisse  Möglichkeiten  nicht  in  Betracht 
kommen;  sondern  es  ist  als  entgangener  Gewinn  nur  dasjenige  zu  ge- 
währen, was  nach  dem  gewöhnlichen  Laufe  der  Dinge  oder  nach  den 
besonderen  Umständen  des  Falles,  insbesondere  nach  den  getroffenen 
Anstalten  und  Vorkehrungen,  mit  Wahrscheinlichkeit  erwartet  wer- 
den konnte  (Civ.  Bd.  25  S.  77,  Bolze  Bd.  8  No.  937,  vergl.  bürgerl. 
Gesetzbuch  §  252).  In  der  Regel  wird  aus  der  Thatsache,  dass  der 
Störer  Gewinn  aus  seiner  Handlungsweise  gezogen  hat,  zu  schliessen 
sein,  dass  mit  diesem  Gewinn  ein  Schaden  für  den  Berechtigten 
verbunden  gewesen  sein  muss,  weil  sonst  das  Publikum  ein  der 
von  dem  Beklagten  abgesetzten  Menge  gleiches  Quantum  der  kläge- 
rischen Waare  gekauft  haben  würde  (Civ.  Bd.  6  S.  358,  Bolze 
Bd.  3  No.  228,  Str.  Bd.  6  S.  278,  Blum  Ann.  Bd.  3  S.  206.  207, 
vergl.  Bolze  Bd.  10  No.  158,  Amar  No.  264).  Auf  Grund  freier  Be- 
weiswürdigung ist  das  Gericht  in  einem  solchen  Falle  befugt,  anzu- 
nehmen, dass  dem  Berechtigten  in  Folge  der  Handlungsweise  des 
Störers  und  der  dadurch  bewirkten  Entziehung  der  Kundschaft  ein 
Gewinn  in  Höhe  des  von  dem  Störer  erzielten  Gewinnes  entgangen 
sei.  Noth wendig  ist  indessen  ein  solcher  Schluss  nicht;  namentlich 
dann  nicht,  wenn  die  Produktions-  und  Absatzbedingungen  für  den 
Berechtigten  und  den  Störer  nicht  die  gleichen  sind  (Str.  Bd.  6 
S.  278,  Str.  Bd.  26  S.  229.  230).  Massgebend  für  die  Höhe  des  ent- 
gangenen Gewinnes  können  auch  sonstige  Umstände,  z.  B.  die  Grösse 
des  klägerischen  Absatzes  überhaupt,  der  Produktionsgewinn  des  Klä- 
gers im  Allgemeinen,  die  Vermehrung  des  Umsatzes  nach  Aufhören 
der  Störung  u.  s.  w.,  sein  (Blum  Ann.  Bd.  3  S.  206.  207).  Der  Ver- 
letzte kann  übrigens  den  ihm  entgangenen  Gewinn  auch  in  der  Weise 
berechnen,  dass  er  eine  Vergütung  in  Gestalt  einer  Lizenzgebühr  be- 
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ansprucht,  sofern  nach  Lage  der  Sache  anzunehmen  ist,  dass,  wenn 
der  die  Waarenbezeichnung  rechtswidrig  Benutzende  die  Genehmigung 
des  Berechtigten  nachgesucht  hätte,  letzterer  dieselbe  gegen  eine  der- 
artige Vergütung  ertheilt  haben  würde.  Der  Verletzte  hat  alsdann 
Anspruch  auf  eine  Lizenzgebühr  in  der  Höhe,  in  welcher  der  andere 
Theil  sie  voraussichtlich  bewilligt  haben  wurde,  oder,  falls  dies  sich 
nach  Lage  des  Falles  nicht  ermitteln  lässt,  auf  eine  angemessene  Ge- 
bühr (vergl,  ZgR.  IV.  S.  300). 

581.  Rechnungslegung. 

Ob  der  Berechtigte  von  dem  Störer  zum  Zwecke  der  Berechnung 
der  Entßchädigungsforderung  Rechnungslegung  über  die  Höhe  des  von 
letzterem  erzielten  Gewinnes  verlangen  kann,  entscheidet  sich  nach 
den  Landesgesetzen.  Im  Allgemeinen,  insbesondere  nach  gemeinem 
und  preussischem  Recht,  besteht  ein  solcher  Anspruch  nicht  (vergl. 
Civ.  Bd.  10  S.  214  ff.).  Nach  dem  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  treten- 
den bürgerlichen  Gesetzbuch  —  und  zwar  auf  Grund  des  §  687  Ab- 
satz 2  desselben  —  kann  dagegen  bei  wissentlich  widerrechtlichem 
Handeln  ein  Anspruch  auf  Rechnungslegung  begründet  sein. 

582.  Solidarische  Haftung  mehrerer  selbständig  Handelnder. 

Haben  Mehrere  eine  selbständige  schädigende  Thätigkeit  zum  Nach- 
theile des  Berechtigten  entwickelt,  z.  B.  Jeder  ohne  Rücksicht  auf 
den  Anderen  in  Verkehr  gesetzt  oder  feilgehalten,  so  haftet  Jeder  nur 
iiiv  den  Theil  des  Schadens,  welchen  er  selbst  verursacht  hat  (Bolze 
Bd.  7  No.  262).  Zu  welchem  Antheile  einem  jeden  Einzelnen  der  er- 
littene Gesammtschaden  zuzurechnen  ist,  ist  auf  Grund  des  §  260  der 
Civilprozessordnung  nach  freiem  richterlichen  Ermessen  zu  ermitteln 
(vergl.  Bolze  Bd.  9  No.  831b).  Wenn  der  gesammte  Schaden  auf  die 
Handlung  eines  jeden  Einzelnen  zurückzuführen,  also  Jedem  der  ein- 
getretene Erfolg  zuzurechnen  ist,  so  haftet  nach  den  massgebenden 
Landesgesetzen  jeder  Einzelne  für  den  ganzen  Schaden ;  die  Mehreren 
können  —  wiewohl  sie  selbständig  Jeder  für  sich  gehandelt  haben  — 
neben  einander  als  Gesammtschuldner  in  Anspruch  genommen  werden; 
ihre  Haftung  ist  eine  solidarische  (Bolze  Bd.  3  No.  238b,  Bolze 
Bd.  8  No.  170,  Bolze  Bd.  9  No.  114,  Bolze  Bd.  12  No.  130,  vergl. 
Bolze  Bd.  7  No.  262).  Selbstredend  müssen  in  einem  solchen  Falle 
bei  jeder  der  an  der  Störung  betheiligten  Personen  für  sich  allein  — 
ganz  abgesehen  von  der  Mitwirkung  Anderer  —  die  thatsächlichen 
und  rechtlichen  Voraussetzungen  der  Haftung  zutreffen  (Civ.  Bd.  28 
S.  329  ff.). 

583.  Solidarisohe  Haftung  mehrerer  gemeinsam  ^Handelnder. 

Solidarische  Haftung  mehrerer  Störer  besteht  nach  den  Landes- 
gesetzen regelmässig  auch  dann,  wenn  zw^ar  nicht  jeder  Einzelne  den 
ganzen  Erfolg  herbeigeführt  hat,  jedoch  Mehrere  zu  gemeinsamem 
Handeln,  z.  B.  zu  gemeinsamem  Inverkehrbringen  oder  Feilhalten,  sich 
derart  verbunden  haben,  dass  Alle  einen  gemeinsamen  Erfolg  beab- 
sichtigt und  also  Jeder  das  Thun  des  Anderen  zu  dem  seinigen  ge- 
macht hat.  Alsdann  muss,  da  die  Thätigkeit  jedes  Einzelnen  der  an 
der  That  Betheiligten  den  anderen  Mitbetheiligten  zugerechnet  wird, 
nicht  festgestellt  werden,  ob  der  Schaden  durch  Einen  von  ihnen  oder 
durch  ihr  gemeinsames  Handeln  verursacht  worden  ist  (Bolze  Bd.  8 
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No.  170,  Str.  Bd.  7  S.  17,  vergl.  Bolze  Bd.  7  No.  262).  Es  haften 
daher  solidarisch  insbesondere  mehrere  Theilnehmer  an  einer  straf- 
baren Handlung,  ialso  Mitthäter,  Anstifter  und  Gehülfen  im  Sinne  des 
Strafrechts  (Kohler  M-R.  S.  366,  Civ.  Bd.  19  S.  385  ff.,  Civ.  Bd.  23 
S.  161,  Bolze  Bd.  7  No.  173,  Bolze  Bd.  9  No.  114,  Str.  Bd. .7  S.  17, 
vergl.  auch  bürgerl.  Gesetzbuch  §  840).  Mehrere  Anstifter  haften 
nicht  nur  dann  solidarisch,  wenn  sie  durch  mehrere  von  einander  un- 
abhängige Handlungen  angestiftet  haben,  sondern  auch  dann,  wenn 
jede  einzelne  Anstiftung  auch  nur  in  Verbindung  mit  einer  anderen  für 
die  That  mitbestimmend  gewesen  ist  (Civ.  Bd.  28  S.  167  ff.).  Ferner 
ist  neben  dem  Vertreter,  welcher  bei  Vornahme  einer  Handlung  für 
einen  Anderen  schuldvoll  einen  Schaden  verursacht  hat,  derjenige 
solidarisch  verantwortlich,  welcher  nach  dem  Gesetz  für  die  Handlungs- 
weise des  Vertreters  einzustehen  hat  (Civ.  Bd.  30  S.  45.  46,  vergl.  460a). 

584.   Solidarische  Haftung  mehrerer  fahrlässig  Handelnder. 

Bei  fahrlässiger  Handlungsweise  kann  ein  beabsichtigtes  Zu- 
sammenwirken Mehrerer  und  daher  eine  Theilnahme  im  straü^echt- 
lichen  Sinne  nie  stattfinden.  Die  Haftung  ist  demnach,  wenn  Mehrere 
grob  fahrlässig  gehandelt  haben,  nur  dann  eine  solidarische,  wenn  ein 
gemeinsamer  Erfolg  auf  die  Thätigkeit  jedes  Einzelnen  zurückzuführen 
ist  (vergl.  Str.  Bd.  9  S.  227,  Bolze  Bd.  9  No.  114,  Bolze  Bd.  12 
No.  130,  vergl.  auch  582). 

585.   Uebertragbarkeit  und  Erlöschen  des  Entsohidigungsanspruohs. 

Der  Entschädigungsanspruch  steht  dem  Verletzten  zu,  derselbe 
kann  unter  Lebenden  übertragen  werden  und  geht  von  Todeswegeu 
auf  die  Rechtsnachfolger  des  Verletzten  über  (Civ.  Bd.  16  S.  15). 
Auf  den  Nachfolger  im  Besitze  des  durch  die  Störung  beeinträchtigten 
Rechtes  geht  dagegen  der  Anspruch  nicht  ohne  Weiteres,  sondern  nur 
dann  über,  wenn  eine  Uebertragung  desselben  —  sei  es  ausdrücklich 
oder  stillschweigend  —  stattgefunden  hat  (K oh  1er  M-R.  S.  365,  vergl. 
590).  In  der  Uebertragung  des  Rechtes  für  sich  liegt  noch  keineswegs 
eine  stillschweigende  Mitübertragung  der  bisher  für  den  Veräusserer 
des  Rechtes  erwachsenen  Entschädigungsansprüche.  Hinsichtlich  des 
Erlöschens  des  Entschädigungsanspruches  ist  auf  das  an  anderer  Stelle 
Gesagte  zu  verweisen  (vergl.  567.  590.  795).  Derselbe  erlischt  abge- 
sehen hiervon  auch  durch  Verzicht  und  Verjährung  (vergl.  575). 


LXVII.   Verletzter. 

586.    Begriff. 

Berechtigt,  Entschädigung  im  Civil  verfahren  zu  verlangen  und 
den  Antrag  auf  Strafverfolgung  zu  stellen,  ist  der  „Verletzte":  aus 
§  18  ergiebt  sich  überdies,  dass  dem  Verletzten  der  Anspruch  auf  Zu- 
erkennung  einer  Busse  im  Strafverfahren  zusteht  (vergl.  798).  Als 
Verletzter  ist  nicht  allgemein  Jeder  anzusehen,  welcher  durch  eine 
gegen  das  Zeichengesetz  vers tossende  Handlung  beeinträchtigt  wird, 
vielmehr,  da  das  Zeichengesetz  vornehmlich  den  Schutz  der  Inhaber  von 
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Waarenbezeiclmungen,  nicht  des  Publikums  im  Allgemeinen,  bezweckt, 
der  Inhaber  derjenigen  durch  das  Zeichengesetz  geschützten  Waaren- 
bezeichnung  —  d.  h.  eines  eingetragenen Waarenzeichens,  eines  Namens, 
einer  Firma  oder  einer  nach  §  15  geschützten  Waarenausstattung  — 
welche  von  einem  Anderen  widerrechtlich  gebraucht  ist  (Str.  Bd.  12 
S. 328.329,  vergl.  Civ.  Bd.29  S.72,  Str.  Bd.  19  S.251,  Olshausen  §61 
N.  10).  Der  Begriff  der  Verletzung  setzt  femer  voraus,  dass  derjenige, 
welcher  als  Verletzter  angesehen  werden  soll,  Inhaber  des  durch  einen 
Eingriff  gestörten  Rechtes  zu  der  Zeit  gewesen  ist,  als  die  Störungs- 
handlung begangen  wurde ;  nicht  dagegen  ist  es  nöthig,  dass  der  Ver- 
letzte noch  Inhaber  des  Rechtes  zu  dem  Zeitpunkte  ist,  in  welchem  die 
Ansprüche  aus  der  Verletzung  geltend  gemacht  werden,  wie  später  zu 
erörtern  ist  (Finger  §  14  N.  5,  vergl.  590).  Der  Inhaber  eines  eingetra- 
genen Waarenzeichens  ist  selbst  dann  Verletzter,  wenn  er  zur  Zeit  des 
Eingriffes  noch  nicht  als  Inhaber  in  die  Zeichenrolle  eingetragen  war, 
wie  dies  der  Fall  ist,  wenn  der  Uebergang  eines  Zeichenrechtes  noch 
nicht  in  Gemässheit  des  §  7  in  der  Zeichenrolle  vermerkt  war;  in- 
dessen kann  in  einem  solchen  Falle  der  noch  nicht  eingetragene  In- 
haber, auf  welchen  das  Zeichen  in  rechtsgültiger  Weise  übergegangen 
ist,  die  Rechte  aus  der  Verletzung  erst  nach  der  Eintragung  des 
Ueberganges  geltend  machen  (vergl.  205).  Neben  dem  noch  nicht 
eingetragenen  Erwerber  des  Zeichens  bleibt  der  noch  eingetragene 
Veräusserer  —  wenigstens  Dritten  gegenüber  —  zur  Ausübung  des 
Rechtes  berechtigt;  daher  kann  auch  dieser  die  dem  Verletzten  zu- 
stehenden Rechte  ausüben,  vor  Allem  das  Strafantragsrecht,  während 
ein  Anspruch  auf  Entschädigung  nur  in  Ausnahmefällen  zuzubilligen 
sein  wird,  z.  B.  dann,  wenn  der  Veräusserer  dem  Erwerber  gegen- 
über sich  zur  Geltendmachung  der  bis  zur  Eintragung  erwachsenden 
Entschädigungsansprüche  verpflichtet  hat  (vergl.  203).  Der  Pfand- 
gläubiger, der  Niessbraucher  und  der  Lizenznehmer  sind  nur  dann 
verletzt,  wenn  sie  zu  Inhabern  des  Rechtes  gemacht  sind;  geltend 
machen  können  dieselben  die  Rechte  aus  der  Verletzung,  wie  jeder 
Erwerber  des  Rechtes,  erst  nach  ihrer  Eintragung  (vergl.  224.  383). 
Dasselbe  gilt  von  dem  vertragsmässigen  Monopolisten  (anders  Kohler 
M-R.  S.  332.  365,  Seligsohn  §  14  N.  10,  Allfeld  §  14  N.  12,  vergl. 
385).  Bei  Name,  Firma  und  Waarenausstattung  sind  die  zur  Zeit  des 
Eingrifles  zu  deren  Führung  Berechtigten  als  Verletzte  anzusehen. 

587.   Geltendmachung  der  Rechte  aus  der  Verletzung  Im  Falle  gesetz- 
licher Vertretung. 

Wird  der  Inhaber  des  Rechtes,  weil  derselbe  handlungsunfähig 
ist,  durch  einen  Anderen  gesetzlich  vertreten,  so  ist  der  Inhaber  des 
Rechtes,  nicht  der  Vertreter,  Verletzter;  doch  hat  die  Geltendmachung 
der  Ansprüche  aus  der  Verletzung  durch  den  Vertreter  zu  geschehen. 
Gleiches  gilt  im  Falle  einer  nach  §  23  nothwendigen  Vertretung 
(vergl.  451.  925).  Durch  die  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  wird 
der  Gemeinschuldner  verhindert,  die  bisher  entstandenen  Entschädi- 
gungsansprüche zu  verfolgen;  hierzu  ist,  da  dieselben  zur  Konkurs- 
masse gehören,  nur  der  Konkursverwalter  berechtigt.  Auch  das  Recht, 
wegen  nach  Eröffnung  des  Konkurses  begangener  Eingriffe  Schaden- 
ersatz zu  verlangen,  steht,  da  das  Zeichenrecht  zur  Konkursmasse 
gehört,  dem  Konkursverwalter  zu  (vergl.  227).  Wegen  vor  der  Kon- 
kurseröffnung  begangener  Rechtsverletzungen    ist  allein  der  Gomein- 
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Schuldner  strafantragsberechti*i:t;  das  Strafantragsrecht  wegen  nach 
der  Konkurseröffnung  begangener  Störungshandlungen  kann  der  Ge- 
meinschuldner neben  dem  Konkursverwalter  ausüben  (vergl.  642). 

588.   Kaufer  der  Waare  als  Verletzter. 

Da  nur  der  Inhaber  der  widerrechtlich  gebrauchten  Waaren- 
bezeichnung  als  Verletzter  anzusehen  ist,  so  kann  derjenige,  welchem 
ausserhalb  des  Zeichengesetzes  auf  Grund  sonstiger  gesetzlicher  Be- 
stimmungen wegen  einer  begangenen  Rechtsverletzung,  z.  B.  wegen 
Betrugs  oder  Nichterfüllung  einer  vertragsmässigen  Verbindlichkeit,  An- 
sprüche zustehen,  oder  wer  nur  thatsächlich  durch  den  widerrechtlichen 
Gebrauch  einer  Waarenbezeichnung  geschädigt  ist,  die  dem  Verletzten 
nach  Massgabe  des  Zeichengesetzes  zustehenden  Rechte  nicht  aus- 
üben, vor  Allem  nicht  der  durch  den  Erwerb  einer  widerrechtlich  be- 
zeichneten Waare  benachtheiligte  Käufer,  unbeschadet  jedoch  der- 
jenigen Ansprüche,  welche  dem  Käufer  nach  Civil-  oder  Handelsrecht 
gegen  den  Verkäufer  zustehen,  und  unbeschadet  der  Möglichkeit  einer 
Strafverfolgung,  wenn  durch  die  Lieferung  einer  widerrechtlich  be- 
zeichneten Waare  ein  Vergehen  gegen  das  allgemeine  Strafgesetz, 
z.  B.  ein  Betrug  gegenüber  dem  Käufer,  begangen  ist  (Kohl er  M-R. 
S.  392,  Meves  §  14  N.  9,  Stockheim  S.  56,  Stenglein  §  14  N.  17, 
Oppenhoff  Bd.  4  S.  511,  Brunstein  S.  19.  20,  Schuloff  S,  20, 
Landgraf  ü.  §  14  N.  14).  Es  ist  mithin  bei  Beurtheilung  der 
Frage,  ob  eine  Verletzung  oder  Schädigung  vorliegt,  allein  auf  die 
Person  des  Inhabers  des  Rechtes  an  der  Waarenbezeichnung  zu  sehen, 
und  eine  Verletzung  ist  selbst  dann  anzunehmen,  wenn  der  Käufer 
über  die  Herkunft  der  Waare  aufgeklärt  wird,  oder  die  demselben 
gelieferte  Waare  sogar  besser  ist,  als  diejenige,  welche  der  Berech- 
tigte mit  seinem  Zeichen  zu  versehen  pflegt  (Oppenhoff  Bd.  4  S.  511. 
Amar  No.  228  a.  E.,  Amar  No.  234). 

589.  Vermögenssohaden  als  Voraussetzung  der  Verletzung. 

In  seinen  Rechten  verletzt  ist  der  Inhaber  des  Rechts  an  einer 
Waarenbezeichnung  auch  dann,  wenn  er  keinen  Vermögensschaden 
erlitten  hat:  daher  ist  die  Geltendmachung  der  dem  Verletzten  nach 
dem  Gesetze  zustehenden  Rechte  nur  in  denjenigen  Fällen  von  dem  Nach- 
w  eise  eines  Vermögensschadens  abhängig,  in  welchen  Ersatz  eines  der- 
artigen Schadens,  d.  h.  Entschädigung  —  sei  es  im  Civil wege  oder  im 
Strafverfahren  in  Gestalt  einer  Busse  —  verlangt  wird.  Die  Antrags- 
berechtigung und  die  Verfolgung  im  Strafverfahren  sind  durch  einen 
derartigen  Nachweis  nicht  bedingt;  das  Strafverfahren  ist  sogar  zu- 
lässig, wenn  erweislich  ein  Schaden  nicht  entstanden  ist  (Str.  Bd.  4 
S.  178,  Str.  Bd.  24  S.  98,  Olshausen  §  61  N.  12). 

590.   Fortbestand  der  Verletzung  bei  Erlöschen  und  Uebertragung  des 
Rechts;  Uebertragbarkeit  der  Rechte  des  Verletzten. 

Die  durch  die  Verletzung  erwachsenen  Rechte  sind  in  ihrer 
Existenz  unabhängig  von  dem  Schicksale  des  Rechtes  an  der  Waaren- 
bezeichnung: dieselben  bleiben  bestehen  und  verbleiben  dem  Verletzten 
auch  dann,  wenn  das  Recht  an  der  Waarenbezeichnung  erlischt,  später 
unwirksam  wird  oder  auf  einen  Anderen  übergeht  (Kohler  M-R. 
S.  358,  Olshausen  §  61  N.  11,  vergl.  Kohler  P-R.  No.  560).  Dies 
gilt  sowohl  von    dem  Strafverfolgungsrecht    als    dem    civilrechtlichen 
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Anspruch  auf  Entschädigung;  insbesondere  können  auch  noch  nach 
Erlöschen  des  Rechtes  wegen  früher  begangener  Störungen  —  jedoch 
bei  eingetragenen  Waarenzeichen  vorbehaltlich  der  Vorschrift  des  §  12 
Absatz  2  —  Entschädigungsansprüche  erhoben  und  Strafanträge  ge- 
stellt werden  (Kohler  M-R.  S.  365,  Bolze  Bd.  8  Xo.  224,  Tergl. 
Gareis  Bd.  4  S.  276,  Str.  Bd.  7  S.  146,  Str.  Bd.  10  S.  292.  293). 
Die  Rechte  des  Verletzten  gehen,  insoweit  dieselben  überhaupt  über- 
tragbar sind  —  im  Strafverfahren  ist  dies  regelmässig  nicht  der  Fall 
—  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen  auf  die  persönlichen  Rechts- 
nachfolger des  Verletzten  über;  dagegen  erlangt  derjenige,  aufweichen 
das  Recht  an  der  Waarenbezeichnung  übergegangen  ist,  nicht  hiermit 
die  Befugniss,  wegen  vor  der  Veräusserung  des  Rechtes  begangener 
Störungen  Strafantrag  zu  stellen  oder  Entschädigung  zu  verlangen. 
Der  Erwerber  des  Rechts  kann  den  Entschädigungsanspruch  nur  dann, 
wenn  derselbe  ihm  ausdrücklich  oder  stillschweigend  übertragen  wurde, 
geltend  machen,  während  ein  Uebergang  des  Strafantragsrechts,  da 
dasselbe  überhaupt  nicht  übertragen  werden  kann,  nicht  denkbar  ist 
(Kohler  M-R.  S.  365,  vergl.  651). 

591.   Mehrzahl  von  Verletzten. 

Sind  Mehrere  gleichzeitig  Inhaber  einer  und  derselben  Waaren- 
bezeichnung, ist  z.  B.  ein  gleiches  Waarenzeichen  für  Mehrere  einge- 
tragen, oder  steht  dieselbe  Firma  Mehreren  zu,  so  kann  Jeder  die  ihm 
als  Verletztem  zustehenden  Befugnisse  unabhängig  von  den  Anderen 
ausüben,  insbesondere  kann  Jeder  selbständig  Strafantrag  stellen  und 
Entschädigung  nach  Massgabe  des  ihm  erwachsenen  Schadens  ohne 
Rücksicht  darauf,  dass  auch  Andere  entschädigungsberechtigt  sind, 
verlangen  (vergl.  Kohjler  P-R.  No.  478).  Durch  Leistung  der  Ent- 
schädigung an  einen  Berechtigten  wird  daher  der  Entschädigungs- 
anspruch der  Uebrigen  nicht  ausgeschlossen.  Indessen  muss  doch  der 
Umstand,  dass  mehrere  Verletzte  vorhanden  sind,  bei  der  Bemessung 
der  an  den  Einzelnen  zu  gewährenden  Entschädigung  in  Berücksichti- 
gung gezogen  werden.  Namentlich  kann,  wenn  es  sich  um  die  Gel- 
tendmachung entgangenen  Gewinnes  handelt,  sofern  nicht  die  Um- 
stände des  Falles  darauf  hinweisen,  nicht  jeder  Verletzte  behaupten, 
dass  gerade  ihm  der  Verkauf  des  von  dem  Störer  abgesetzten  Quan- 
tums widerrechtlich  bezeichneter  Waaren  entgangen  sei;  vielmehr 
wird  in  einem  solchen  Falle  eine  verhältnissmässige  Beschränkung  des 
Entschädigungsanspruches  nach  freiem  Ermessen  des  Gerichtes  ein- 
treten müssen,  auch  wenn  nur  ein  Einzelner  geklagt  hat  (vergl.  Gar  eis 
Bd.  9  S.  532).  Ist  im  Strafverfahren  eine  Entscheidung  zu  Gunsten 
des  Beschuldigten  ergangen,  so  äussert  dieselbe  ihre  AVirkung  auch 
gegenüber  den  anderen  Verletzten,  welche  Straf antrag  gestellt  haben 
(vergl.  §§  437.  415  der  Strafprozessordnung).  Uebrigens  kann,  wie 
aus  den  Bestimmungen  über  die  Entschädigungspflicht  und  die  Straf- 
barkeit hervorgeht,  von  mehreren  Verletzten  immer  nur  derjenige  Ent- 
schädigung beanspruchen  oder  die  Bestrafung  beantragen,  dessen 
Recht  wissentlich  oder  grob  fahrlässig  beeinträchtigt  wurde,  dagegen 
derjenige  nicht,  von  dessen  Berechtigung  der  Beklagte  oder  Beschul- 
digte ohne  sein  Verschulden  keine  Kenntniss  hatte. 


374  §  U.   LXVIII.  Entschädigungspflichtiger. 

LXVni.  EntscMdigungspfliclitiger. 

592.   Haftung  für  eigene  Handlungen. 

Entschädigungspflichtig  ist,  wer  wissentlich  oder  aus  grober  Falir- 
lässigkeit  Waaren  oder  deren  Verpackung  oder  Umhüllung,  Geschäfts- 
briefe u.  s.  w.  mit  einem  "Waarenzeichen  oder  dem  Namen  oder  der 
Firma  eines  Anderen  widerrechtlich  versieht,  so  bezeichnete  Waaren 
in  Verkehr  bringt  oder  feilhält.  Abgesehen  von  der  subjektiven  Vor- 
aussetzung der  Entschädigungspflicht,  dem  Verschulden,  muss  dem- 
nach objektiv  einer  der  angegebenen  Eingriffe  in  ein  fremdes  Recht 
von  demjenigen  begangen  sein,  welcher  auf  Entschädigung  in  An- 
spruch genommen  werden  soll.  Für  die  Frage,  wann  ein  derartiger 
Eingriff  begangen,  und  wer  für  denselben  verantwortlich  zu  machen 
ist,  gelten  im  Allgemeinen  —  abgesehen  von  dem  Erfordernisse  des 
Verschuldens  —  dieselben  Grundsätze  wie  bei  der  abwehrenden  Klage. 
Indessen  ist  dabei  zu  beachten,  dass  nur  derjenige,  welcher  die  in 
dem  Gesetze  angegebenen  Gegenstände  bezeichnet,  in  Verkehr  bringt 
oder  feilhält,  nicht  aber,  wer  eine  sonstige  Störungshandlung  begeht, 
entschädigungspflichtig  ist,  und  auch  dies  nur  sofern  eine  dieser 
Handlungen  ausgeführt,  d.  h.  im  Sinne  des  Strafrechts  zur  Vollen- 
dung gebracht  ist.  Denn  aus  dem  Gesetze  ergiebt  sich,  dass  dasselbe 
nur  auf  diese  Fälle  —  welche  zugleich  den  objektiven  Thatbestand 
für  die  strafrechtliche  Verfolgung  darstellen  zur  Anwendung  ge- 
bracht werden  soll.  Etwaige  landosrechtliche  Vorschriften,  nach  wel- 
chen auch  in  sonstigen  Fällen,  in  welchen  es  sich  um  die  Verletzung 
des  Kechts  an  einer  Waarenbezeichnung  handelt  —  eine  Entschädi- 
gungsklage zugelassen  sein  sollte,  können  hier  nicht  in  Betracht 
kommen,  da  das  Zeichengesetz  die  Frage,  in  welchen  Fällen  Entschä- 
digung zu  leisten  ist,  einheitlich  und  erschöpfend  regelt  (vergl.  7). 
Dagegen  kommen  neben  dem  Zeichengesetze  die  reichsgesetzlichen 
Bestimmungen  über  unlauteren  Wettbewerb  zur  Anwendung,  nach 
welchen  ein  Entschädigungsanspruch  bei  jedweder  Störung  des  Namen- 
und  Firmenrechts  sowie  bei  der  durch  Bestreiten  des  Rechtes  an 
einer  Waarenbezeichnung  begangenen  Störung  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen begründet  ist  (vergl.  8.  430.  567). 

Nach  Inkrafttreten  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  wird  auf  Grund 
d^r  §§  823,  824  &  826  desselben  ein  allgemeiner  Schutz  gegen  schuld- 
volle Rechtsverletzungen  und  gegen  unlauteren  Wettbewerb  gewährt. 
Indessen  ist  nicht  anzunehmen,  dass  durch  diese  Vorschriften  die  Be- 
stimmungen der  Spezialgesetze  über  den  Schutz  der  Waarenbezeich- 
nungen  und  über  unlauteren  Wettbewerb,  wonach  eine  Entschädigungs- 
pflicht nicht  allgemein,  sondern  nur  unter  gewissen  Beschränkungen 
besteht,  aufgehoben  worden  seien.  Es  tritt  demnach  auch  nach  dem 
1.  Januar  1900  in  der  rechtlichen  Behandlung  der  Entschädigungs- 
vei'pflichtung  wegen  widerrechtlicher  Benutzung  einer  Waarenbezeich- 
nung eine  Aenderung  nicht  ein. 

593.   Haftung  fiir  Handlungen  Anderer. 

Demjenigen,  welcher  allein  durch  eigene  Thätigkeit  die  Handlung 
des  Bezeichnens,  Inverkehrbringens  oder  Feilhaltens  vollendet,  steht 
nacli  früher  erörterten  Grundsätzen  gleich,    wer  sich  zur  Ausführung 


§  14.    LXVIII.   Entschädigungspflichtiger.  375 

einer  derartigen  Thätigkeit  der  Hülfe  dritter  Personen  bedient,  welche 
er  als  seine  Organe  benutzt,  oder  wer  sich  überhaupt  an  der  durch 
einen  Anderen  vollendeten  Handlung  betheiligt  (vergl.  431.  432).  Es 
haftet  daher  auf  Entschädigung  sowohl  derjenige,  welcher  durch 
Mittelspersonen  die  Handlunpf  zur  Ausführung  bringt,  als  überhaupt 
jeder  Theilnehmer  an  einer  Handlung  im  strafrechtlichen  Sinne,  d.  h. 
der  Mitthäter,  Gehülfe  und  Anstifter  (Kohl er  M-R.  S.  366,  Str.  Bd.  7 
S.  17,  Civ.  Bd.  10  S.  134 ff.,  Blum  Ann.  Bd.  9  S.  362 ff.,  Bolze 
Bd.  2  No.  355,  Kohler  P-R.  No.  483,  vergl.  bürgert.  Gesetzbuch 
§  830).  Demnach  sind  die  für  die  Theilnahme  an  einer  strafbaren 
Handlung  im  Strafrechte  geltenden  Grundsätze  auch  dann  zur  An- 
wendung zu  bringen,  w^enn  es  sich  um  Schadloshaltung  im  Civilwege 
handelt  (Civ.  Bd.  23  S.  161,  vergl.  660ff.).  Dies  beruht  darauf,  dass, 
wenn  Mehrere  sich  zur  Begehung  einer  rechtswidrigen  Handlung  ver- 
binden, die  Thätigkeit  jedes  Einzelnen  auch  den  anderen  Mitbethei- 
ligten  zugerechnet  wird,  und  dass  es  daher  einer  Ermittelung,  auf 
die  Thätigkeit  welches  der  mehreren  Betheiligten  der  Schaden  zu- 
rückzuführen ist,  nicht  bedarf.  Eine  derartige  Vereinigung  mehrerer 
Theilnehmer  an  einer  Handlung  wird  regelmässig  nur  im  Falle  eines 
wissentlichen  Eingriffs  anzunehmen  sein,  wie  denn  auch  nach  der 
herrschenden  Meinung  im  Gebiete  des  Strafrechts  eine  eigentliche 
Theilnahme  —  Mitthäterschaft,  Beihülfe.  Anstiftung  —  bei  Fahrlässig- 
keitsvergehen nicht  denkbar  ist  (Str.  Bd.  9  S.  119.  120,  Str.  Bd.  10 
S.  9.  10,  Str.  Bd.  16  S.  278,  Str.  Bd.  23  S.  176,  anders  Olshausen 
§  49  N.  18).  Dagegen  ist  es  andererseits  nicht  ausgeschlossen,  dass, 
wenn  ein  schädigender  Erfolg  durch  die  zusammenwirkende  Fahr- 
lässigkeit verschiedener,  mit  einander  verbundener  oder  auch  unab- 
hängig von  einander  handelnder,  Personen  verursacht  worden  ist,  jede 
einzelne  dieser  Personen  für  die  eingetretene  Schädigung,  soweit  die- 
selbe auf  deren  Verschulden  zurückzuführen  ist,  verantwortlich  ge- 
macht werden  kann.  In  diesem  Falle  haftet  Jeder  für  seine  eigene 
Handlung,  nicht  für  die  Thätigkeit  Anderer  (Str.  Bd.  9  S.  119.  120, 
Blum  Ann.  Bd.  5  S.  217). 

594.   Haftung  fiir  Handlungen  Anderer  ohne  eigene  ThStigkeit  und 

ohne  eigenes  Verschulden. 

In  Bezug  auf  die  Haftung  für  Handlungen  Anderer  gelten  dem- 
nach sowohl  für  das  Civilrecht  als  für  das  Strafrecht  die  gleichen 
Grundsätze.  Mit  Rücksicht  auf  die  einheitliche  und  erschöpfende 
Regelung  der  Entschädigungspflicht  durch  §  14  können  dieser  Gesetzes- 
bestimmung gegenüber  diejenigen  landesrechtlichen  Vorschriften  keine 
Geltung  mehr  beanspruchen,  nach  welchen  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen Jemand  für  die  schädigenden  Handlungen  Anderer  ohne 
Kücksicht  auf  seine  Betheiligung  an  denselben  und  sogar  ohne  Rücksicht 
auf  irgend  ein  Verschulden  auf  seiner  Seite  haftbar  gemacht  werden 
kann.  Nicht  zur  Anwendung  gelangen  also  hier  die  Bestimmung  dos 
Art.  1384  des  Code  civil  und  die  entsprechende  Vorschrift  des  badi- 
schen Landrechts,  nach  welchen  der  Geschäftsherr,  ohne  dass  ihm  ein 
Verschulden  nachzuweisen  ist,  für  die  von  den  in  einem  Dienst-  oder 
Abhängigkeitsverhältnisse  zu  ihm  stehenden  Personen  in  Ausübung 
ihrer  Dienstverrichtungen  begangenen  Handlungen  einzustehen  hat: 
ebensowenig  der  im  gemeinen,  preussisehen  und  sächsischen  Recht 
angenommene    Grundsatz,    dass    der    Prinzipal    für    die    schuldhafto 
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Thätigkeit  seiner  Angestellten  haftet,  wenn  er  bei  deren  Auswahl 
oder  Beaufsichtigung  ein  Versehen  sich  hat  zu  Schulden  kommen 
lassen  (vergl.  für  das  französische  und  badische  Recht:  R-O-H.  Bd.  11 
S.  90.  91,  R-O-H.  Bd.  23  S.  175  ff.,  R-O-H.  Bd.  25  S.  183.  184,  Civ. 
Bd.  10  S.  302,  Civ.  Bd.  19  S.  384,  Civ.  Bd.  29  S.  93:  --  für  das 
gemeine,  preussische  und  sächsische  Recht:  R-O-H.  Bd.  10  S.  85, 
R-O-H.  Bd.  21  S.  288,  R-O-H.  Bd.  23  S.  175,  Civ.  Bd.  8  9.  53,  Civ. 
Bd.  11  S.  210,  Civ.  Bd.  12  S.  112,  Civ.  Bd.  15  S.  124,  Cir.  Bd.  19 
S.  349,  Bolze  Bd.  4  No.  381,  Bolze  Bd.  8  No.  278).  Die  Annahme, 
dass  diese  landesrechtlichen  Vorschriften  gegenüber  dem  §  14  noch 
zu  Recht  bestehen,  würde  überdies  zu  dem  unhaltbaren  Ergebnisse 
führen,  dass,  während  die  Haftung  für  eigenes  Handeln  durch  den 
Nachweis  mindestens  eines  groben  Verschuldens  bedingt  ist,  für  fremde 
Thätigkeit  ohne  den  Nachweis  eines  Versehens  überhaupt  oder  schon 
bei  leichtem  Versehen  eingestanden  werden  mtisste.  Aus  diesem 
Grunde  ist  im  Zeichenrechte  auch  die  Anwendung  der  Vorschriften 
des  bürgerlichen  Gesetzbuchs,  wonach  unter  gewissen  Voraussetzungen 
schon  bei  leichter  Fahrlässigkeit  eine  Haftung  für  die  Handlungen 
Anderer  besteht,  ausgeschlossen  (vergl.  §§  831,  832). 

596.   Haftung  von  juristischen  Personen  und  Handelsgesellschaften  fiir 

Handlungen  ihrer  Vertreter. 

Hinsichtlich  der  juristischen  Personen  und  Handelsgesellschaften 
gilt  insofern  Besonderes,  als  bei  denselben  zu  unterscheiden  ist 
zwischen  den  Handlungen  des  Vorstandes  sowie  anderer  durch  Gesetz, 
Statut  oder  sonstige  Privatbestimmung  zu  Willensorganen  der  juristi- 
schen Person  berufenen  Personen  und  der  vertretungsberechtigten  Ge- 
sellschafter einerseits  und  andererseits  den  Handlungen  sonstiger  An- 
gestellter oder  Beauftragter,  welche  nur  faktische  Verrichtungen  zu  ver- 
sehen haben.  Für  die  Handlungen  der  letzteren  haftet  die  juristische 
Person  und  die  Handelsgesellschaft  nur  unter  denselben  Voraussetzun- 
gen wie  eine  physische  Person  (Civ.  Bd.  19  S.  351,  Blum  Ann. 
Bd.  7  S.  98).  Die  Handlungen  der  Vertreter  der  juristischen  Person, 
welche  deren  Willensorgane  sind,  und  der  vertretungsberechtigten 
Gesellschafter  gelten  dagegen,  da  die  juristische  Person  und  die  Ge- 
sellschaft selbst  nicht  handlungsfähig  sind,  als  eigene  Handlungen  der- 
selben, sofern  die  Vertreter  im  einzelnen  Falle  auf  Grund  ihrer  Ver- 
tretungsbefugniss  und  in  den  Grenzen  derselben  thätig  geworden  sind 
(vergl.  459).  Für  Handlungen,  welche  die  Willensorgane  der  juristischen 
Person  ausserhalb  ihres  Amtskreises  begangen  haben,  haftet  die  letztere 
nur  wie  für  Handlungen  ihrer  sonstigen  Angestellten;  doch  muss  — 
zum  Mindesten  bei  arglistigem  Verhalten  des  Vertreters  —  in  einem 
solchen  Falle  Entschädigung  bis  zum  Belaufe  der  durch  die  Handlung 
des  Vertreters  etwa  herbeigeführten  Bereicherung  geleistet  werden  (Civ. 
Bd.  19  S.  350,  Civ.  Bd.  18  S.  120,  R-O-H.  Bd.  19  S.202).  In  ähn- 
licher A\'eise  haftet  die  Handelsgesellschaft  für  die  Handlungen  der 
nicht  vertretungsberechtigten  Gesellschafter.  Im  Uebrigen  richtet  sieh 
die  Haftung  der  juristischen  Personen,  der  Handelsgesellschaften,  der 
Vertreter  von  solchen  sowie  der  einzelnen  Gesellschafter  nach  bereits 
früher  erörterten  Grundsätzen  (vergl.  459.  460). 
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LXIX.  Wissentliclikeit. 

596.   Begriff. 

Der  Begriff  der  Wissentlichkeit  ist  im  Civil-  und  Strafrecht  der 
gleiche  (Blum  Urt.  &  Ann.  Bd.  1  S.  365).  Wissentlich  widerrechtlich 
handelt,  wer  in  Kenntniss  derjenigen  thatsächlichen  Umstände  thätig 
wird,  aus  welchen  die  objektive  Widerrechtlichkeit  seines  Handelns 
sich  ergiebt;  das  vom  Gesetze  erforderte  Wissen  ist  demnach  vor- 
handen mit  der  Kenntniss  der  thatsächlichen  Voraussetzungen,  in 
denen  das  Gesetz  den  Thatbestand  für  die  Entschädigungspflicht  und 
die  Strafbarkeit  findet  (Str.  Bd.  11  S.  94).  Aus  dem  an  anderer 
Stelle  erörterten  Begriffe  der  Widerrechtlichkeit  ergiel)t  sich,  dass 
wissentlich  handelt,  wer  weiss,  dass  ein  fremdes  Verbietungsrecht  der 
Vornahme  der  Handlung  entgegensteht,  d.  h.  wem  bekannt  ist,  dass 
ein  Waarenzeichenrecht,  Namenrecht  oder  Firmenrecht,  welches  durch 
seine  Thätigkeit  verletzt  wii'd,  zu  Gunsten  eines  Anderen  besteht,  und 
wem  gleichzeitig  kein  Grund  bekannt  ist,  aus  welchem  das  betreffende 
Schutzrecht  ihm  gegenüber  unwirksam  sein  könnte  (Kohl er  M-R. 
S.  355,  Civ.  Bd.  14  S.  76,  Str.  Bd.  5  S.  270).  Wi^sentlichkeit  ist 
demnach  regelmässig  vorhanden  bei  dem  AVissen  von  dem  Schutz- 
rechte eines  Anderen  und  der  Kenntniss  fehlenden  eigenen  —  sei  es 
gesetzlichen  oder  vertragsmässigen  —  Rechtes  (Str.  Bd.  4  S.  13.  14, 
Str.  Bd.  11  S.  94,  P.  M.  iS:  Z-Bl.  Bd.  1  S.  226,  Bd.  2  S.  20).  Wissent- 
lich widerrechtlich  ist  insbesondere  die  Thätigkeit  desjenigen,  welcher 
von  einem  Waarenzeichen  Gebrauch  macht,  obwohl  demselben  bekannt 
ist,  dass  das  Zeichen  oder  ein  mit  demselben  übereinstimmendes 
Zeichen  zu  Gunsten  eines  Anderen  in  noch  wirksamer  Weise  ein- 
getragen steht  und  nach  Inhalt  der  Eintragung  zur  Bezeichnung  von 
Waaren  solcher  Art  bestimmt  ist.  welche  er  selbst  mit  dem  Zeichen 
versieht  (Kohler  M-R.  S.  357,  Oppenhoff  Bd.  20  S.  105,  P.  M. 
&  Z-Bl.  Bd.  1  S.  321,  Stenglein  §14  N.  11).  Wis.^entlich  wider- 
rechtlich benutzt  einen  Namen  oder  eine  Firma,  wer  weiss,  dass  er 
selbst  ein  Recht  auf  den  Namen  oder  die  Firma  nicht  besitzt,  dass 
dieses  Recht  oder  das  Recht  auf  eine  ähnlich  lautende  Namen-  oder 
Firmenbezeichnung  vielmehr  einem  Anderen  zusteht  (Stenglein 
§  14  N.  11,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  248).  Andererseits  gehört  zur 
Wissentlichkeit  nicht  auch  die  Kenntniss  des  durch  die  widerrecht- 
liche Handlung  Verletzten,  d.  h.  des  Inhabers  des  Waarenzeichens, 
des  Namens  oder  der  Firma:  denn  der  gesetzliche  Thatbestand  liegt 
schon  dann  vor,  wenn  das  Waarenzeichen,  der  Name  oder  die  Firma 
eines  Anderen,  gleichviel  wer  dieser  Andere  ist,  widerrechtlich  be- 
nutzt wird  (Kohler  M-R.  S.  359,  vergl.  Kohler  P^<:  J.  II.  S.  31, 
Kohler  P-R.  No.  480,    Stenglein  Pat.-Gos.  §  36  N.  8). 

597.   Bewusstsein  der  Rechtswidrigkeit. 

Da  die  Wissentlichkeit  in  dem  Wissen  der  thatsächlichen  Voraus- 
setzungen des  gesetzlichen  Thatbestandes  besteht,  so  ist  weder  die 
Entschftdigungspflicht  noch  aucii  die  Strafbarkeit  dadurch  bedingt, 
dass  dem  Thfiter  auch  das  Bewusstsein  der  Rechtswidrigkeit,  des 
Verbotenseins  oder  der  Strafbarkeit  seiner  Handlungsweise  bei- 
gewohnt habe.     Eine  auf  irrthümlicher  Auffassung  über  das  Bestehen. 
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die  Bedeutung  oder  Tragweite  des  Gesetzes  beruhende  Annahme  nicht 
widerrechtlichen  oder  straflosen  Handelns  vermag  nicht  den  Eintritt 
der  gesetzlichen  Folgen  auszuschliessen  (Kohl er  M-B.  S.  356,  Str. 
Bd.  2  S.  269,  Str.  Bd.  8  S.  183,  Str.  Bd.  11  S.  94,  anders  01s- 
hausen  §59  N.  30,  vergl.  auch  Str.  Bd.  20  S.  394).  Zu  unter- 
scheiden ist  demnach  zwischen  der  für  die  Wissentlichkeit  wesent- 
lichen Kenntniss  eines  konkreten  zu  Gunsten  eines  Anderen  bestehenden 
Schutzrechtes  und  dem  unwesentlichen  allgemeinen  Bewusstsein  der 
Rechtswidrigkeit. 

598.   Tiusohungsabsioht 

Ebensowenig  gehört  zum  Begriffe  der  Wissentlichkeit  eine  ge- 
winnsüchtige oder  unredliche  Absicht,  die  Absicht  oder  das  Bewusst- 
sein einen  Anderen  zu  schädigen  oder  zu  täuschen,  oder  überhaupt 
der  Zweck,  eine  Verwechselung  im  Verkehre  herbeizuführen,  d.  h.  die 
Waaren  als  von  einem  Anderen  herrührend  zu  bezeichnen  (R-O-H. 
Bd.  24  S.  233.  Str.  Bd.  24  S.  98.  99,  Blum  Ann.  Bd.  2  S.  31,  Land- 
^n-af  §  14  X.  2,  Meili  S.  41,  P.  M.  Ä  Z-Bl.  Bd.  2  S.  20,  vergl. 
Kohler  P-R.  No.  480,  anders  Meves  IL  S.  177).  Insbesondere  wird 
die  wissentliche  Widerrech tlichkeit  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dass 
der  Abnehmer  über  die  Herkunft  der  Waare  aufgeklärt  wird  (P.  M.  & 
Z-Bl.  Bd.  1  S.  260,  Amar  No.  234).  Wissentlichkeit  im  Sinne  des 
§14  ist  demnach  keineswegs  gleichbedeutend  mit  der  Absicht  der 
Täuschung  in  Handel  und  Verkehr,  wie  solche  in  §  15  vorausgesetzt 
wird  (vergl.  722).  Tritt  eine  unredliche  Absicht,  insbesondere  die 
Absicht  der  Täuschung,  der  Wissentlichkeit  hinzu,  so  wird  dies  regel- 
mässig bei  der  Feststellung  der  Höhe  der  Entschädigung  und  der 
Strafausmessung  in  Betracht  zu  ziehen  sein  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  278).  Ausserdem  kann  dieser  Umstand  für  den  Beweis  der 
Wissentlichkeit  von  Bedeutung  werden  (R-O-H.  Bd.  22  S.  379,  vergl. 
Str.  Bd.  19  S.  318,  verftl.  auch  612). 

599.    Eventualdolus. 

Die  Kenntniss  eines  zu  Gunsten  eines  Anderen  bestehenden 
Rechtsschutzes  setzt,  namentlich  wenn  es  sich  um  die  Frage  handelt, 
ob  die  Eintragung  eines  Waarenzeichens  wirksam  ist,  häufig  die 
Erkenn tniss  ganz  undurchsichtiger,  von  den  mannigfachsten  ent- 
lejienston  thatsächlichen  und  rechtlichen  Voraussetzungen  bedingter, 
Rechtsverhältnisse  voraus.  Der  Beweis  der  Wissentlichkeit  würde, 
wenn  nachgewiesen  werden  müsste,  dass  der  Thäter  alle  diese  Voraus- 
setzungen gekannt  und  demnach  das  bestimmte  Bewusstsein  einer 
von  ihm  begangenen  Rechtsverletzung  gehabt  habe,  meist  nur  mit 
grossen  Schwierigkeiten  zu  führen  sein.  Es  genügt  daher  nach  fest- 
stehender Rechtsprechung,  wenn  der  Thäter  auf  Grund  irgendwelcher 
Anzeichen  auch  nur  das  Bewusstsein  erlangt  hat,  die  fragliche 
Waaronbezeichnung  könne  gesetzlich  geschützt  sein,  und  dass  er 
diese  Möglichkeit  dergestalt  in  seinen  Willen  aufgenommen  hat,  dass 
er  entschlossen  war,  das  als  möglich  vorausgesetzte  Schutzrecht  zu 
verletzen,  d.  h.  die  W^aarenbezeichnung  selbst  dann,  auch  wenn  die- 
selbe geschützt  sein  sollte,  zu  gebrauchen.  Dies  ist  der  Begriff  des 
sotr.  Eventualdolus  (Str.  Bd.  6  S.  278,  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  317. 
äfft.  B21,  vergl.  Giv.  Bd.  21  S.  69,  Stenglein  §  14  N.  11).  Ihre 
rechtliche  Begründung  findet  diese  Praxis  in  der  Annahme,  dass,  wer 


§  14.    LXIX.  Wisösentlichkeit.  379 

bei  Vornahme  einer  Rechtshandlung  deren  für  einen  bestimmten  Fall 
eintretende  rechtsverletzende  Wirkung  sich  zum  Bewusstsein  gebracht 
und  sie,  wenn  auch  nur  eventuell,  in  seinen  Willen  aufgenommen 
hat,  seinen  ganzen  Willen  vertreten  muss,  und  nicht,  wenn  das  auch 
nur  eventuell  Gewollte  eintritt,  die  Verantwortlichkeit  hierfür  ab- 
lehnen kann  (vergl.  Civ.  Bd.  24  S.  26).  Wissentlich  handelt  also, 
wer  in  Kenntniss  solcher  Umstände,  welche  Anlass  zu  Nachforschungen 
über  das  Bestehen  eines  fremden  Verbietungsrechts  Veranlassung 
geben  mussten,  leichtfertig  ohne  ernste  Prüfung  und  Ueberlegung 
thätig  wird  (Kohl er  M-R.  S.  355).  Dies  gilt  nicht  nur  für  den 
Thäter,  sondern  auch  für  den  Gehülfen  und  den  Anstifter  (P.  M.  & 
Z-Bl.  Bd.  1  S.  161.  162,  Str.  Bd.  26  S.  362).  Wissentlichkeit  liegt 
hiernach  insbesondere  vor:  a.  wenn  Jemand  im  Zweifel  oder  in  Un- 
klarheit über  die  Rechtmässigkeit  seines  Thuns  im  All<remeinen  oder 
über  das  Vorhandensein  eines  einzelnen  Thatbestandsmerkmals  thätig 
wird,  da,  wer  Zweifel  über  seine  Befugniss  hat,  die  Möglichkeit  eines 
rechtsverletzenden  Erfolges  seines  Handelns  voraussieht  (Str.  Bd.  13 
S.  389.  390,  Str.  Bd.  14  S.  419,  Rechtspr.  Bd.  10  S.  157,  Bolze 
Bd.  1  No.  305,  Blum  Ann.  Bd.  9  S.  484);  b.  wenn  der  Thäter  leicht- 
fertiger Weise  oder  absichtlich  keine  Nachforschungen  anstellt,  und 
dadurch  der  Wissenschaft  fremden  Rechtes  sich  entzieht,  um  bei  einer 
etwaigen  Entdeckung  seine  Unkenntniss  einwenden  zu  können  (Kohl  er 
M-R.  S.  356,  Str.  Bd.  9  S.  423,  Rechtspr.  Bd.  10  S.  157);  c.  wenn 
dem  Thäter  bekannt  war,  dass  bereits  ein  Anderer  sich  im  Verkehre 
der  betreffenden  Waarenbezeichnung  thatsächlich  bediene.  In  diesem 
Falle  muss  das  bestimmte  Bewusstsein,  dass  das  Waarenzeichen  ein- 
getragen, Name  oder  Firma  mit  Recht  geführt  sei,  nicht  bewiesen 
werden  (Kohler  M-R.  S.  356,  Civ.  Bd.  14  S,  75,  Cosack  Handels- 
recht  S.  54).  Dagegen  kann  aus  dem  Umstände,  dass  der  Thäter  vor 
Vornahme  der  Handlung  sich  nicht  durch  Einsicht  der  Zeichenregister 
oder  der  Zeichenrolle  darüber  vergewissert  hat,  ob  das  von  ihm  be- 
nutzte Waarenzeichen  durch  Eintragung  zu  Gunsten  eines  Anderen 
geschützt  sei,  nicht  ohne  Weiteres  auf  einen  Eventualdolus  des  Thäters 
geschlossen  werden:  indessen  liegt  alsdann  grobe  Fahrlässigkeit  regel- 
mässig vor  (Str.  Bd.  6  S.  277,  vergl.  618). 

600.   Eventualdolus  mit  Rücksicht  auf  den  faktischen  Eingriff. 

Wie  zur  Wissentlichkeit  im  engeren  Sinne  die  Kenntniss  eines 
fremden  Verbietungsrechtes  einerseits  und  andererseits  das  Bewusstsein, 
dass  das  eigene  Thun  als  ein  Eingriff  in  das  fremde  Recht  sich  dar- 
stelle, gehört,  so  liegt  auch  Eventualdolus  nicht  nur  dann  vor,  wenn 
der  Thäter  sich  der  Möglichkeit  des  Geschütztseins  der  von  ihm  ge- 
brauchten Waarenbezeichnung  bewusst  war,  sondern  auch  dann,  wenn 
derselbe  thätig  wird  oder  andere  Personen,  für  deren  Thun  er  ver- 
antwortlich ist,  thätig  werden  lässt  trotz  des  Bewusstseins,  dass  da- 
mit ein  Eingriff  in  das  ihm  bekannte  oder  von  ihm  als  möglich  vor- 
ausgesetzte Schutzrecht  begangen  werden  könne  (anders  Kohl  er  M-R. 
S.  385,  welcher  bei  dem  Thäter  das  bestimmte  Bewusstsein  des  fak- 
tischen Eingriffs  erfordert).  Denn  auch  in  diesem  Falle  wird  die 
Handlung  mit  der  Vorstellung  der  Möglichkeit  eines  rechtsverletzen- 
den Erfolges  ausgeführt,  und  dieser  eventuelle  Erfolg  demnach  in  den 
Willen  des  Handelnden  aufgenommen.  Für  ausgeschlossen  muss  die 
Annahme  de.*^  Eventualdolus  in  einem  solchen  Falle  nur  dann  gelten. 
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wenn  der  Handelnde  in  der  Lage  war  oder  zu  sein  glaubte,  den  Ein- 
tritt des  Erfolges  verhüten  zu  können,  oder  wenn  er  dessen  Eintritt 
für  so  unwahrscheinlich  ansah,  dass  er  mit  dieser  Möglichkeit  nicht 
rechnete  und  sie  demnach  von  seinem  Willen  ausschloss  (vergl.  Str. 
Bd.  15  S.  38,  Str.  Bd.  25  S.  7.  8).  Es  kann  hiernach  der  Prinzipal, 
welcher  seinen  Angestellten  Anordnungen  ertheilt  hat,  die  die  Ver- 
letzung eines  fremden  Zeichenrechtes  verhindern  sollen,  z.  B.  den  Auf- 
trag gegeben  hat,  eine  widerrechtliche  Bezeichnung  vor  dem  Inver- 
kehrbringen der  Waare  zu  beseitigen,  im  Eventualdolus  sich  befinden, 
wenn  derselbe  den  Vollzug  des  Auftrags  nicht  gehörig  überwacht  und 
demnach  die  Möglichkeit  der  Nichtbeobachtung  seiner  Anordnungen 
voraussehen  muss  (Str.  Bd.  24  S.  99). 

601.    Begründung  der  Wiesentlichkeit  durch  Warnung  und  sonstige 

Mittheiiungen. 

Zu  den  Thatsachen,  welche  den  Benutzer  einer  Waarenbezeich- 
nung  zu  genauerer  Prüfung  über  das  Bestehen  eines  fremden  Verbie- 
tungsrechtes  veranlassen  müssen,  gehört  auch  die  Warnung  des  Be- 
rechtigten, welche  letzterer  unter  Bezugnahme  auf  den  ihm  zustehen- 
den Schutz  an  den  Benutzer  der  Bezeichnung  gelangen  lässt  (P.M.  & 
Z-Bl.  Bd.  1  S.  317).  Ferner  gehören  dahin  Mittheilungen  sonstiger 
unbetheiligter  Personen,  durch  welche  der  Benutzer  des  Zeichens  auf 
das  Bestehen  des  gesetzlichen  Schutzes  aufmerksam  gemacht  wird 
(P.  M.  &  Z-BL  Bd.  1  S.  194.  317).  Darauf,  dass  die  in  derartigen 
Waniungen  oder  Mittheilungen  enthaltenen  Angaben  nicht  ganz  kor- 
rekt sind,  kann  sich  der  widerrechtliche  Benutzer  regelmässig  dann 
nicht  berufen,  wenn  er  die  Inkorrektheit  der  Mittheilung  nicht  bemerkt 
oder  auf  die  Mittheilung  hin  überhaupt  keine  Nachforschungen  ange- 
stellt hat  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  317).  Der  ausdrücklichen  Benach- 
richtigung von  dem  Bestehen  des  Schutzrechtes  stehen  solche  Ver- 
merke gleich,  welche  einer  Waarenbezeichnung  entweder  als  Bestand- 
theile  derselben  oder  als  selbständige  Zuthaten  zu  dem  Zwecke  bei- 
gefügt sind,  um  auf  den  der  Bezeichnung  gewährten  gesetzlichen 
Schutz  hinzuweisen,  wie  „gesetzlich  geschützt",  „Schutzmarke",  „ein- 
getragenes Waarenzeichen**  u.  s.  w.  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  260). 
Derartige  Vermerke  vermögen  indessen  für  sich  nur  dann  die  An- 
nahme der  Wissen tliehkeit  zu  begründen,  wenn  sie  entweder  unzwei- 
deutiger Natur  oder  allgemein  üblich  sind;  die  Bezeichnung  „W-Z. 
No.  .  ."  würde  beispielsweise  noch  nicht  hierzu  genügen  (vergl.  P.  M. 
&  Z-Bl.  Bd.  1  S.  156).  Gleiche  Wirkung  wie  eine  Warnung  hat 
ferner  die  an  den  Anmelder  eines  Waarenzeichens  geriditete  \'er- 
fügung  des  Patentamts,  durch  welclie  demselben  die  Einleitung  des 
Widerspruchsverfahrens  auf  Grund  der  §§  5  und  6  wegen  Ueberein- 
stimmung  des  angemeldeten  Zeichens  mit  einem  älteren  Zeichen  be- 
kannt gegeben  wird,  sowie  die  Verfügung,  durch  welche  aus  der 
gleichen  Veranlassung  die  Eintragung  versagt  wird.  In  allen  diesen 
Fällen  muss  der  Benutzer  des  Zeichens,  auch  wenn  noch  nicht  ganz 
sichere  Beweise  für  das  Bestehen  eines  fremden  Rechtes  vorliegen,  doch 
mit  der  Möglichkeit  der  Verletzung  eines  solchen  rechnen,  sofern  der- 
selbe nicht  gut^n  Grund  hatte,  anzunehmen,  dass  trotz  des  Bestehens 
eines  derartigen  Rechtes,  weil  dieses  ihm  gegenüber  unwirksam  sei, 
seine  Handlung  sich  nicht  als  ein  Eingriff  in  dasselbe  darstelle  (Str. 
Bd.  20  S.  113,  Sehuloff  S.  21). 
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602.    Einfluss  des  Prozessbeginns. 

Aelinlkhe  Wirkung-  wie  die  Warnung  des  Berechtigten  oder  eine 
sonstige  Benachrichtigung   von   dem  Bestehen  eines  fremden  Schutz- 
rechtes hat  die  Erhebung  des  Civilprozesses    und    die  Einleitung  des 
Strafverfahrens,    insofern    als    durch    die    dem   Beklagten    zugestellte 
Klageschrift   und    durch    die  verantwortliche  Vernehmung  des  Ange- 
schuldigten im  Strafverfahren    die  der  Klage  und  der  Anschuldigung 
zu  Grunde  liegende  Berechtigung  zur  Kenntniss  der  in  Anspruch  ge- 
nommenen Person  gebracht  wird.    Die  Klageerhebung  im  Clvilprozesse 
ist  demnach  ein  wichtiges  thatsächliches  Moment,  welches  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  den  Schluss  auf  das  Vorhandensein  der  Wissentlich- 
keit rechtfertigen  wird  (Civ.  Bd.  21  S.  73).     Andere  rechtliche  Wir- 
kungen hat,  obwohl    dies    nicht  unbestritten    ist,    die  Anstellung  des 
Civilprozesses  nicht;    insbesondere    hat    dieselbe    nicht  gesetzlich  zur 
Folge,  dass  hinsichtlich  der  später  fortgesetzten  Verletzungshandlungen 
ausnahmslos  Wissentlichkeit  anzunehmen  wäre,    oder  dass  der  Be- 
klagte gar    ohne  jeden  Nachweis    eines  Verschuldens  wegen  der  nach 
der    Klage    fortgesetzten   Verletzungshandlungen    auf   Schadenersatz 
oder  mindestens  auf  dasjenige  hafte,    was    der  Kläger  erhalten  haben 
würde,    wenn    das  Urtheil   im  Augenblicke   der  Klageerhebung  hätte 
erfolgen    können.      Landesgesetzliche    Vorschriften    solchen    Inhalts 
können  gegenüber  dem  Zeichengesetze,  welches  einerseits  nur  im  Falle 
nachgewiesenen  Verschuldens  eine  Entschädigungspflicht  anerkennt 
und   andererseits    die  Verpflichtungen    aus    Zeichenrechts  Verletzungen 
für  das  ganze  Gebiet  des  deutschen  Reiches  einheitlich  und  erschöpfend 
regeln    will,    Geltung   nicht   mehr   beanspruchen  (vergl.  Civ.  Bd.  21 
S.  71.  73,  Bolze  Bd.  7  No.  149,  Seligsohn  §  14  N.  17,  anders  Bolze 
in  Rassow  &  Küntzel  Bd.  33  S.  9  ff.).    Es  besteht  in  einem  solchen 
Pralle  auch   nicht   einmal    ein  Anspruch  auf   die  dem  Beklagten  nach 
Prozessbeginn   zugeflossene  Bereicherung  (vergl.  577,  anders  Kohl  er 
P  <fc  J.  IL  S.  5).    Der  Kläger,  welcher  einen  Anspruch  auf  das  wissent- 
lich widerrechtliche  Verhalten    des   Beklagten    gründet,    ist   demnach 
auch    hinsichtlich    der    nach  Anstellung   des  Prozesses    eingetretenen 
Rechtsverletzungen    von  dem  ihm  obliegenden  Beweise  der  Wissent- 
lichkeit durch  das  Gesetz  nicht  befreit.    Andererseits  kann  die  durch 
die  Klagezustellung  begründete  thatsächliche  Vermuthung  der  Wissent- 
lichkeit durch  Gegenbeweis  des  Beklagten  oder  durch  die  begleitenden 
Umstände  widerlegt  werden.     Wenn  hierdurch  der  Nachweis  erbracht 
wird,  dass  der  Beklagte  in  dem  guten  und  durch  die  Umstände  ge- 
rechtfertigten Glauben  an  die  Nichtexistenz  des  klägerischerseits  gel- 
tend  gemachten  Rechtes  oder  an  eine  ihm  zustehende,  dieses  Reelit 
ausschliessende,  Befugniss   seine  störende  Thätigkeit  fortgesetzt  hat, 
so    bedarf   es    anderer  Beweise,    wenn    der  Kläger  trotzdem    die  Be- 
hauptung  wissentlich    widerrechtlichen   Verhaltens    aufrecht    erhalten 
will  (vergl.  Civ.  Bd.  21  S.  73,  Bolze  Bd.  7  No.  149,  Bolze  Bd.  19 
Xo.  126).     Diese  Grundsätze  gelten  auch  im  Strafverfahren.     Es  tritt 
demnach    keine  Bestrafung  wegen  wissentlichen  Eingrifl's    ein,    wenn 
der    Beschuldigte    nach  Einleitung  des  Strafverfahrens  in  dem  guten 
(ilauben  an  eine  ihm  zustehende  Berechtigung  die  störende  Thätigkeit 
fortgesetzt    hat    (P.  M.   &  Z-Bl.    Bd.  1   S.  322).     Die  Wissentlichkeit 
kann    auch    erst  im  Verlaufe  des  Prozesses  eintreten,  wenn    der  Be- 
klagte,   welcher  ursprünglich    in    gutem  Glauben  gehandelt  hat,    auf 
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seinem  Verhalten  beharrt,  wiewohl  sein  guter  Glaube  durch  That- 
sachen  oder  Beweise,  welche  im  Laufe  des  Verfahrens  beigebracht 
sind,  hat  erschüttert  werden  müssen  (vergl.  Bolze  Bd.  l-t  No.  193, 
ZgR.  III.  S.  89). 

603.   Ausschluss  der  Wissentliohkeit  durch  thatsächlichen  Irrthum. 

Ausgeschlossen  wird  die  Wissentlichkeit  dadurch,  dass  die  wider- 
rechtliche Handlung  in  gutem  Glauben  vorgenommen  wurde.  Dies 
ist  der  Fall,  wenn  der  Störende  sich  in  einem  thatsächlichen  Irrthum, 

d.  h.  in  einem  Irrthum  über  das  Vorhandensein  der  oder  einer  der 
wesentlichen  thatsächlichen  Voraussetzungen  der  Widerrechtlichkeit 
befand  (Str.  Bd.  6  S.  277).  Ein  solcher  die  Wissentlichkeit  aus- 
schliessender  Irrthum  ist  nicht  schon  dann  anzunehmen,  wenn  der 
Störende  in  Unklarheit  oder  in  Zweifel  darüber  war,  ob  ein  fremdes 
Verbietungsrecht  der  Vornahme  der  Handlung  entgegenstehe,  oder 
wenn  derselbe  Thatumstände,  die  zum  gesetzlichen  Thatbestande  ge- 
hören, nicht  kannte  (Olshausen  §59  N.  6,  vergl.  599).  Vielmehr 
liegt  ein  derartiger  Irrthum  nur  dann  vor,  wenn  der  Thäter  auf  Grund 
redlicher  und  verständiger  Prüfung  die  feste,  jeden  Zweifel  ausschlies- 
sende,  Ueberzeugung  gewonnen  hat,  dass  entweder  ein  fremdes  Schutz- 
recht nicht  bestehe,  oder  dass  ihm,  dem  Thäter,  trotz  des  Bestehens 
eines  solchen  Rechtes  die  Befugniss  zustehe,  sich  in  der  realisirten 
Weise  der  Waarenbezeichnung  zu  bedienen  (Kohl er  M-R.  S.  356, 
Olshausen  §59  N.  6,  Giv.  Bd.  14  S.  75.  76,  vergl.  Giv.  Bd.  21 
S.  69).  Unter  dieser  Voraussetzung  entschuldigt  beispielsweise:  a.  die 
irrthümliche  Annahme,  dass  von  dem  dazu  Berechtigten  Lizenz  er- 
theilt  sei  (vergl.  Str.  Bd.  23  S.  370);  b.  der  Glaube,  dass  ein  auf 
Grund  des  älteren  Gesetzes  eingetragenes  Zeichen  ein  Freizeichen 
sei,  oder  dass  ein  Umstand  eingetreten  sei,  welcher  das  Erlöschen  des 
für  ein  derartiges  Zeichen  begründeten  Schutzrechtes  zur  Folge  hat; 
c.  die  Annahme,  dass  ein  in  die  Zeichenrolle  eingetragenes  Zeichen 
gelöscht  sei;  d.  die  Annahme,  dass  die  Niederlassung  des  Berechtigten 
sich  in  einem  Lande  befinde,  mit  welchem  thatsächlich  Gegenseitigkeit 
im  Sinne  des  §  23  nicht  verbürgt   ist   (vergl.  Kohler  M-R.  S.  360); 

e.  die  Nichtkenntniss  des  Umstandes,  dass  der  Anmeldung  eine  Be- 
schreibung beigefügt  war,  welche  auf  den  Umfang  des  Schutzes  von 
besonderem  Einflüsse  ist;  f.  der  Glaube,  dass  ein  Name  oder  eine 
Firma  zu  einer  gemeingebräuchlichen  Waarenbezeichnung  geworden 
und  daher  nicht  mehr  zu  Gunsten  eines  Einzelnen  geschützt  sei 
(P.  M.  &Z-B1.  Bd.  2  S.  144,  vergl.  547);  g.  die  Annahme,  dass  ein 
geschütztes  Wort  gemeingebräuchlich  sei,  und  dass  daher  dessen  Be- 
nutzung nach  §  13  nicht  verboten  werden  könne  (vergl.  490),  Ein 
Irrthum  über  die  Person  des  Verletzten  ist  dagegen  ohne  Bedeutung, 
da  die  Kenntniss  des  durch  die  Handlung  Verletzten  nicht  zum  ge- 
setzlichen Thatbestande  gehört,  es  sei  denn,  dass  der  Störende  in 
Folge  eines  solchen  Irrthums  sich  auf  die  Lizenz  oder  den  Auftrag 
einer  Person  beruft,  die  er  für  den  Berechtigten  gehalten  hat  (Koh- 
ler M-R.  S.  359,  Stengleiu  Pat.-Ges.  §  36  N.  8,  vergl.  Kohler  P-R. 
No,  480,  vergl.  auch  596).  Darauf,  ob  der  Irrthum  ein  entschuldbarer 
oder  ein  nicht  entschuldbarer  ist,  d.  h.  ob  derselbe  bei  gehöriger  Auf- 
merksamkeit hätte  vermieden  werden  können,  kommt  es  bei  der  Frage, 
ob  Wissentlichkeit  vorliegt,    nicht  an  (Str.  Bd.  6    S.  88,  vergl.  620). 
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604.   Rechtsirrthum. 

Im  Gegensatze  zu  defii  thatsächlichen  Irrthume  schliesst  der 
Irrthum  des  Thäters  über  das  Bestehen,  den  Sinn  oder  die  Trag- 
T^eite  des  Gesetzes  die  Wissentlichkeit  nicht  aus;  denn  Unkenntniss 
oder  unrichtige  Auslegung  des  Gesetzes  schützt  nicht  gegen  dessen 
Anwendung.  Dies  gilt  sowohl  für  das  Civilrecht  wie  für  das  Straf- 
recht (Str.  Bd.  11  S.  94,  Str.  Bd.  15  S.  37,  Str.  Bd.  15  S.  350.  351, 
P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  226.  318,  Stenglein  §  14  N.  11,  vergl.  Str.  Bd. 8 
S.  217).  So  die  herrschende  Meinung.  Abweichend  hiervon  nehmen  die- 
jenigen, welche  für  die  Wissentlichkeit  das  Bewusstsein  der  Rechts- 
widrigkeit erfordern,  an,  dass  ein  derartiger  Rechtsirrthum  entschuldige : 
nur  der  Irrthum  über  die  Folgen  der  bewusst  begangenen  Rechtsver- 
letzung sei  unerheblich  (Ol s hausen  §  59  N.  30,  vergl.  Kohler  P-R. 
No.  480).  Auch  das  Reichsgericht  hat  in  einem  —  allerdings  nicht  un- 
anfechtbaren —  Falle  diesen  Rechtsirrthum  als  Entschuldigungsgrund 
zugelassen;  es  handelte  sich  bei  dieser  Entscheidung  um  eine  irrthüm- 
liche  Auffassung  des  Patentgesetzes,  welche  in  weiten  Kreisen  von  In- 
dustriellen und  Juristen  bestand  (Bolze  Bd.  8  No.  149).  Indessen 
wird  eine  weitere  Anwendung  des  dieser  Entscheidung  zu  Grunde 
liegenden  Prinzips  —  wenn  überhaupt  —  jedenfalls  nur  dann  zuzu- 
lassen sein,  wenn  der  Wortlaut  des  Gesetzes,  wie  in  jenem  Patent- 
falle, ein  derartig  zweifelhafter  ist,  dass  hiemach  die  als  unrichtig 
verworfene  Auflassung  nicht  von  vorneherein  als  ganz  ungerecht- 
fertigt bezeichnet  werden  kann.  Im  Allgemeinen  entschuldigt  Un- 
kenntniss oder  fälschliche  Auslegung  des  Gesetzes  selbst  dann  nicht, 
wenn  der  Störende  vor  Begehung  der  That  Erkundigungen  bei  sach- 
verständigen Personen  —  sei  es  Juristen  oder  Industriellen  —  über 
die  Rechtmässigkeit  seines  Thuns  eingezogen  hat,  und  von  diesen 
in  seiner  irrthümlichen  AufFassunj;  bestärkt,  oder  überhaupt  erst  in 
einen  Irrthum  versetzt  worden  ist  (Str.  Bd.  15  S.  350.  351,  Str.  Bd.  23 
S.  370.  371,  vergl.  Gareis  Bd.  2  S.  255).  Vielmehr  wird  der  Um- 
stand, dass  der  Thäter  sich  vorher  Raths  erholt  hat,  häufig  gerade 
ein  Beweis  für  seine  Wissentlichkeit  sein,  da  daraus  hervorgeht,  dass 
der  Thäter  über  die  Rechtmässigkeit  seines  Handelns  im  Zweifel 
war  (Amar  No.  206).  Ebensowenig  schliesst  der  Umstand  die  An- 
nahme der  Wissentlichkeit  aus,  dass  die  widerrechtliche  Handlungsweise 
in  früheren  Entscheidungen  —  insofern  nicht  eine  rechtskräftige  Ent- 
scheidung zu  Gunsten  des  Handelnden  vorliegt  —  oder  in  wissen- 
schaftlichen Werken  als  eine  nicht  rechtswidrige  bezeichnet  ist  (ver<»I. 
P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  128).  Als  Beispiele  eines  die  Haftung  für  die 
That  nicht  ausschliessenden Rech tsirrth ums  sind  zu  bezeichnen:  a.  die 
irrthümliche  Annahme,  dass  die  Bezeichnung  dann  nicht  verboten  sei. 
wenn  die  Waare  für  das  Ausland  bestimmt  ist  (Str.  Bd.  11  S.  94. 
95,  Stenglein  §  14  N.  11,  vergl.  Str.  Bd.  10  S.  352,  anders  van  Cal- 
ker  in  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  18«);  b.  die  irrthümliche  Auffassuno-, 
dass  eine  Eintragung  auf  Grund  des  geltenden  Gesetzes  unwirksam 
sei,  weil  dieselbe  hätte  versagt  werden  müssen  (vergl.  Str.  Bd.  6 
S.  225.  226,  Stenglein  Pat.-Ges.  §  36  N.  8);  c.  der  Irrthum,  dass  die 
Wirkungen  der  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  bereits  mit  Erlass  eine» 
noch  nicht  rechtskräftigen  Löschungsbeschlusses  oder  eines  Löschungs- 
urtheiles  erloschen  seien  (vergl.  Bolze  Bd.  9  No.  102);  d.  der  irrthum- 
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liehe  Glaube,  dass  die  inländische  Benutzung  einer  für  einen  Anderen 
geschützten  Waarenbezeichnung  mit  Rücksicht  auf  einen  im  Auslande 
zu  Gunsten  des  Benutzers  erlangten  Markelischutz  statthaft  sei  (P.  M. 
cS:  Z-Bl.  Bd.  1  S.  318):  e.  die  Unkenntniss  davon,  dass  eine  Handlang, 
welche  unter  der  Herrschaft  des  früheren  Markenschutzgesetzes  nielit 
unerlaubt  war,  durch  das  geltende  Gesetz  seit  dem  1.  Oktober  1894 
für  rechtswidrig  erklärt  worden  ist  (P.  M.  ^  Z-Bl.  Bd.  2  S.  335). 

Xur  der  Kechtsirrthum,  der  sich  auf  das  Bestehen,  den  Sinn  oder 
die  Tragweite  des  Gesetzes,  welches  dem  Thäter  gegenüber  zur  An- 
wendung gebracht  werden  soll,  bezieht,  entschuldigt  nicht.  Jeder 
sonstige  Irrthum  des  Thäters  über  die  Widerrechtlichkeit  seines  Ver- 
haltens schliesst  die  Wissentlichkeit  aus,  selbst  wenn  es  ein  Rechts- 
irrthum  ist. 

605.    Rechtsirrthum  als  Entschuldigungsgrund. 

Insbesondere  stehen  civilrochtlicher  Irrthum  und  Irrthum  über 
öffentlichrechtliche  Normen  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  dem  that- 
sächlichon  Irrthume  gleich,  wenn  der  Thäter  in  Folge  dessen  sich  in  Un- 
kenntniss über  das  Vorhandensein  eines  Thatumstandes  befindet,  w^elcher 
zum  gesetzlichen  Thatbestande  gehört  (Olshauson  §59  N.  2,  Str. 
Bd.  15  S.  350.  351,  vergl.  Blum  Ann.  Bd.  9  S.  483).  Vorauszusetzen 
ist  allerdings  dabei,  dass  die  betreffende  civilrechtliche  oder  öffentlich- 
rechtliche Vorschrift  niclit  zugleich  den  unmittelbaren  Inhalt  der 
Strafrechtsnorm  bildet  (Str.  Bd.  HS.  95.  9()).  Ein  Rechtsirrthum 
über  eine  der  Voraussetzungen,  unter  denen  ein  Eingriff  in  das  fremde 
Sehutzrecht  vorliegt  —  z.  B.  über  die  AVirkung  der  Eintragung 
eines  AVaarenzeichens  oder  über  den  Umfang  des  durch  die  Eintragung 
gewährten  Schutzes  —  entschuldigt  daher  auch  gegenüber  der  Straf- 
verfolgung nicht  (Str.  Bd.  21  S.  208,  anders  van  Calker  in  P.M.  & 
Z-Bl.  Bd.  1  S.  184).  Dagegen  wird  in  den  folgenden  Fällen  ein 
die  Strafverfolgung  ausschliessender  Rechtsirrthum  zu  finden  sein: 
a.  wenn  der  widerrechtliche  Benutzer  eines  noch  in  die  früheren  Re- 
gister eingetragenen  Zeichens  in  dem  guten  Glauben  sich  befindet, 
dass  ein  in  dem  Zeichen  enthaltenes  Wappen  ein  öffentliches  inlän- 
disches Wappen  sei  (vergl.  858);  1).  wenn  der  Störer  der  irrthümlichen 
Ansicht  ist,  dass  ihm  das  Zeichenrecht  übertragen  oder  Lizenz  ertheilt 
sei,  wiewohl  die  Uebertragung  oder  die  Lizenzertheilung  aus  recht- 
lichen Gründen  der  Gültigkeit  entbehrt:  c.  wenn  der  Störer  irrthümlich 
annimmt,  dass  die  von  ihm  gebrauchte  Firma  aus  Rechtsgründen  zu 
Gunsten  eines  Anderen  nicht  geschützt  sein  könne;  oder  d.  dass  er, 
der  Benutzende,  aus  eigenem  Recht  zur  Führung  eines  ihm  in  der 
That  niclit  zukommenden  Namens  befugt  sei. 

Auch  im  Civilrechte  müssen  die  vorstehenden  Grundsätze  ent- 
sprechende Anwendung  finden,  insofern,  als  wissentliches  Handeln 
nicht  vorliegt,  wenn  der  Handelnde  auf  Grund  thatsächlicher  Vorgän<re 
der  rechtlich  irrigen  Ansicht  ist,  dass  entweder  dem  Verletzten  ein 
Zeichen-,  Namen-  oder  Firmenrecht  nicht  zustehe,  oder  dass  zu  seinen, 
des  Handelnden,  Gunsten  ein  Privatrecht  —  kollidirendes  Recht  oder 
Lizenz  —  begründet  sei,  welches  trotz  des  entgegenstehenden  Rechtes 
des  Anderen  die  Vornahme  der  Handlung  gestattet  (vergl.  596). 

606.  Irrthum  im  Falle  des  f  20. 

Nach  den  hier  dargelegten  Grundsätzen  entscheidet  sich  auch  die 
Frage,    ob  und  inwieweit   ein  Irrthum    über    die  Anwendbarkeit    des 
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§  20  die  Wissentlichkeit  ausschliesst.  Es  ist  dabei  zu  unterscheiden: 
Kennt  der  Thäter  den  §  20  überhaupt  nicht,  oder  ist  derselbe  in  Un- 
kenntniss  über  Sinn  und  Tragweite  dieser  gesetzlichen  Bestimmung, 
so  kann  derselbe  sich  auf  einen  solchen  Rechtsirrthum  nicht  berufen. 
Dies  gilt  z.  B.,  wenn  der  Störende  der  Ansicht  ist,  dass  er  bereits 
durch  unwesentliche  Abweichungen  von  der  geschützten  Waarenbe- 
zeichnung  die  Anwendung  des  Gesetzes  ausschliesse  (Str.  Bd.  18 
S.  389.  390).  Anders  ist  es  dagegen,  wenn  der  Thäter  genügende  Ver- 
anlassung hatte,  zu  glauben,  dass  wegen  der  Unterschiede  der  beiden 
in  Betracht  kommenden  Bezeichnungen  eine  Verwechslung  im  Ver- 
kehre nicht  möglich  sei,  wenn  ihm  also  die  thatsächlich  vorliegende 
VerwechslungsÄnlichkeit  bei  redlicher  Prüfung  nicht  erkennbar  war. 
Denn  dann  handelt  es  sich  um  einen  thatsächlichen  Irrthum  (Str. 
Bd.  15  S.  350.  351,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  321.  322,  vergl.  Str. 
Bd.  4  S.  14).  Ein  derartiger  thatsächlicher  Irrthum  kann  insbeson- 
dere darauf  beruhen,  dass  dem  Thäter  nicht  bekannt  war,  welches  die 
wesentlichen,  für  die  Verwechselungsgefahr  ausschlaggebenden,  Be- 
standtheile  und  Merkmale  der  geschützten  Bezeichnung  sind  (vergl. 
Rechtspr.  Bd.  4  S.  490  ff.). 

607.   Irrthum  im  Falle  des  §  23  Absatz  I. 

In  ähnlicher  Weise  ist  bei  Beantwortung  der  Frage  zu  unter- 
scheiden, inwieweit  ein  Irrthum  bei  Anwendung  des  §  23  Absatz  1  in 
Betracht  zu  ziehen  sei.  Ein  Irrthum  über  den  Erlass  der  Bekannt- 
machung im  Reichsgesetzblatte  ist  hiernach  als  Rechtsirrthum  anzu- 
sehen und  entschuldigt  nicht,  gleichviel  ob  die  Bekanntmachung  im 
Yerordnungswege  erlassen  ist,  oder  als  die  Publikation  eines  Staats- 
vertrages sich  darstellt.  Im  letzteren  Falle  kann  ein  Zweifel  über-; 
haupt  nicht  bestehen,  da  mit  Zustimmung  des  Bundesraths  und  des 
Reichstags  geschlossene  und  im  Reichsgesetzblatt  publizirte  Verträge 
als  Gesetze  anzusehen  sind  (vergl.  Str.  Bd.  12  S.  384).  Aber  auch 
im  erstgedachten  Falle  handelt  es  sich  nicht  lediglich  um  das  Vor- 
handensein eines  Thatbestandmerkmals,  da  solche  Verordnungen,  welche 
in  Ergänzung  und  zur  Ausführung  eines  Gesetzes  erlassen  sind  — 
namentlich  dann,  wenn  in  dem  Gesetze  auf  dieselben  verwiesen  ist  — 
als  gesetzliche  Voraussetzungen  für  die  Anwendbarkeit  des  Gesetzes 
und  als  Bestandtheile  desselben  betrachtet  werden  müssen  (Goltd. 
Bd.  27  S.  389,  Stenglein  §  20  N.  5,  vergl.  Kohler  M-R.  S.  357.  358, 
Meili  S.  41,  Str.  Bd.  12  S.  399).  Dagegen  ist  der  Irrthum  ein 
wesentlicher,  d.  h.  die  Wissentlichkeit  und  Verantwortlichkeit  aus- 
schliessender,  wenn  derselbe  in  der  irrthümlichen  Annahme  besteht, 
dass  der  Berechtigte  seine  Niederlassung  in  einem  Staate  habe,  mit 
welchem  Gegenseitigkeit  thatsächlich  nicht  verbürgt  ist;  der  Irrthum 
über  den  Ort  der  Niederlassung  des  Berechtigten  ist  ein  thatsächlicher 
(Kohler  M-R.  S.  360). 

608.   WIssentIlohkelt  bei  mehreren  Theilnehmern. 

Ansprüche  aus  wissentlich  widerrechtlichem  Verhalten  können, 
wenn  mehrere  Personen  an  einem  widerrechtlichen  Eingriff  betheüigt 
sind,  nur  gegen  diejenigen  Theilnehmer  erhoben  werden,  welchen  die 
Wissentlichkeit  nachgewiesen  wird.  Mitthäter,  welche  die  widerrecht- 
liche Handlung  nicht  selbst  ausgeführt  haben,  sind  nur  dann  ver- 
antwortlich, wenn    zu    der  Kenntniss    der  eigenen  M'iderrechtlichkeit 
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noch  die  Wissenschaft  hinzutritt,  dass  auch  der  oder  die  anderen 
Mitthäter  in  widerrechtlicher  Weise  thäti^,^  geworden  sind.  Gehulfen 
und  Anstifter  müssen  gewusst  haben,  dass  die  Handlungsweise  des 
Thäters  eine  widerrechtliche  ist,  während  die  Kenntniss  der  eigenen 
Widerrechtlichkeit  bei  diesen  Theilnehmem  der  Regel  nach  weni«rer 
in  Betracht  kommt  (Civ.  Bd.  22  S.  168,  Bolze  Bd.  9  Xo.  108,  ver*rl. 
661.  668.  665). 

609.   Wissentlichkeit  bei  juristischen  Personen  und  Handels- 
gesellschaften. 

Juristische  Personen  und  Handelsgesellschaften  sind  ebenso  wie 
für  die  Störungshandlungen  der  gesetzlichen  Vertreter  und  der  ver- 
tretungsberechtigten Gesellschafter  für  deren  Wissen  verantwortlich. 
Dies  gilt,  da  eine  Strafverfolgung  nur  gegenüber  physischen  Personen 
stattfinden  kann,  allein  hinsichtlich  der  Entschädigungsklage,  welche 
auf  Grund  der  wissentlich  widerrechtlichen  Handlungsweise  der  zur 
Vertretung  berechtigten  Personen  gegen  die  Gesellschaft  und  gegen 
die  juristische  Person  erhoben  werden  darf  (Blum  Ann.  Bd.  8  S.  69, 
vergl.  595.  654).  Es  genügt  dabei,  wenn  mehrere  gesetzliche  Vertreter 
oder  mehrere  vertretungsberechtigte  Gesellschafter  vorhanden  sind, 
das  Wissen  auch  nur  eines  Vertreters,  und  zwar  selbst  dann,  wenn 
gesetzlich  oder  im  Statut  bestimmt  ist,  dass  die  mehreren  Ver- 
treter nur  in  Gemeinschaft  handeln  dürfen;  eine  derartige  Be- 
schränkung bezieht  sich  allein  auf  die  Stellvertretung  bei  dem  Ab- 
schlüsse von  Rechtsgeschäften,  nicht  auf  die  Stellvertretung  bei  Vor- 
nahme gesetzlich  verbotener  Handlungen,  um  welche  es  sich  hier 
handelt  (vergl.  Civ.  Bd.  9  S.  145,  Bolze  Bd.  1  No.  1186,  Bolze  Bd.  4 
No.  807).  Neben  der  juristischen  Person  und  der  Gesellschaft  haften 
deren  Vertreter  selbst  nach  Massgabe  ihres  Wissens  (vergl.  460  a). 
Mehrere  gesetzliche  Vertreter  oder  vertretungsberechtigte  Gesell- 
schafter sind  nur  nach  den  gleichen  Grundsätzen  persönlich  verant- 
wortlich wie  mehrere  Theilnehmer  an  einem  Vergehen :  auf  Grund  des 
AVissens  eines  Vertreters  besteht  nicht  etwa  ohne  Weiteres  eine  per- 
sönliche Haftung  der  übrigen  (vergl.  Str.  Bd.  5  S.  109). 

610.   Wirkung  später  eintretender  Wissentliohkeit. 

Die  Wissentlichkeit  muss  bestanden  haben  zu  dem  Zeitpunkte, 
in  wTlchem  die  widerrechtliche  Handlung  begangen  wurde:  anderer- 
seits genügt  es,  dass  sie  zu  dieser  Zeit  bestand,  selbst  dann,  wenn 
die  Handlung  sich  als  die  Fortsetzung  einer  ursprünglich  in  gutem 
(irlauben  vorgenommenen  Thätigkeit  darstellt  (vergl.  ZgR.  IE.  S.  89). 
Letzteres  trifft  nicht  nur  dann  zu,  wenn  die  fortsetzende  Thätigkeit 
rechtlich  als  eine  selbständige  Handlung  zu  behandeln  ist,  sondern 
es  gilt  dies  auch,  wenn  der  Beginn  der  widerrechtlichen  Handlungs- 
weise und  deren  Fortführung  rechtlich  als  eine  einheitliche  Handlung 
in  Betracht  kommen,  wenn  also  ein  fortgesetztes  Vergehen  in  Frage 
steht,  in  dessen  Verlauf  die  Wissentlichkeit  eintritt  (vergl.  679  fF.). 
Insbesondere  ist  deijenige,  welcher  eine  Waare  objektiv  widerrecht- 
lich, jedoch  in  gutem  Glauben,  bezeichnet,  oder  wer  eine  wider- 
rechtlich bezeichnete  Waare  in  gutem  Glauben  erworben  hat,  we^en 
wissentlichen  Eingriffs  haftbar,  wenn  derselbe  nach  Entdeckung  der 
Widerrechtlichkeit  der  Bezeichnung  die  Waare  trotzdem  in  Verkehr 
bringt  oder  feilhält.     Für    die  Wissentlichkeit    des  Inverkehrbringens 
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oder  Feilhaltens  ist  es  demnach  ohne  jede  Bedeutung,  ob  die  Be- 
zeichnung der  AVaare  schuldhafter  Weise  oder  in  gutem  Glauben  vor- 
genommen wurde  (Str.  Bd.  5  S.  107,  Str.  Bd.  20  S.  114,  Str.  Bd.  24 
S.  98.  99,  Stenglein  §  14  N.  13,  Meili  S.  42,  vergl.  Str.  Bd.  10 
S.  408).  Es  verstösst  ferner  gegen  die  Vorschrift  des  §  14,  wer  zu 
einer  Zeit,  als  noch  kein  fremdes  Schutzrecht  bestand,  eine  Waaren- 
bezeichnung  bereits  benutzte,  und  in  diesem  Gebrauche  trotz  in- 
zwischen erlangter  Kenntniss  des  nachherigen  Erwerbes  des  Schutz- 
rechtes  seitens  eines  Anderen  fortfährt,  d.  h.  seine  Waaren  noch 
weiter  mit  dem  Zeichen  versieht  oder  vorher  bezeichnete  Waaren  in 
Verkehr  bringt  (Str.  Bd.  20  S.  114,  Blum  Ann.  Bd.  1  S.  319).  Ist 
die  Handlung  in  gutem  Glauben  ausgeführt  worden,  deren  Erfolg 
jedoch  noch  nicht  eingetreten  und  die  Verhinderung  desselben  noch 
möglich,  so  kann  die  bereits  ausgeführte  Thätigkeit  dem  Thäter  als 
eine  wissentliche  zugerechnet  werden,  wenn  er  die  den  rechtswidrigen 
Erfolg  verhindernde  Thätigkeit  unterlässt,  sofern  nur  die  Verhinde- 
rung keine  ganz  ausserordentlichen,  zu  der  Schwere  der  Rechts- 
verletzung ausser  Verhältniss  stehenden,  Leistungen  von  ihm  fordert. 
Denn,  wer  dies  unterlässt,  zeigt  damit  seinen  Willen,  die  Handlung, 
obwohl  er  sie  nunmehr  als  eine  widerrechtliche  kennt,  fortwirken  zu 
lassen.  Wissentlich  bringt  daher  in  Verkehr,  wer  in  gutem  Glauben 
eine  widerrechtlich  bezeichnete  Waare  dem  Spediteur  oder  Fracht- 
führer übergeben  hat,  und,  wiewohl  die  Rückforderung  der  W^aare  vor 
der  Absendung  leicht  ausführbar  ist,  dies  nach  erlangter  Kenntniss 
von  der  Widerrechtlichkeit  der  Bezeichnung  unterlässt  (vergl.  Str. 
Bd.  18  S.  98,  vergl.  dagegen  auch  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  318). 

611.   Beweis  der  Wissentlichkeit. 

Der  Beweis  der  Wissentlichkeit  liegt  demjenigen  ob,  welcher 
wegen  wissentlicher  Rechtsverletzung  Ansprüche  erhebt  oder  die 
Strafverfolgung  gegen  den  Störer  einleitet,  d.  h.  dem  Kläger  im  Givil- 
verfahren  und  dem  Staatsanwalt  oder  Nebenkläger  im  Strafverfahren. 
Den  Antragsteller  im  Strafverfahren  trifit  an  sich  die  Beweispflicht 
nicht:  doch  wird  der  Staatsanwalt  regelmässig  kaum  in  der  Lage 
sein,  den  ihm  obliegenden  Beweis  zu  liefern,  sofern  nicht  von  iater- 
essirter  Seite,  d.  h.  von  dem  Antragsteller,  das  nöthige  Beweismate- 
rial beschafft  worden  ist  (Olshausen  §  59  N.  7,  vergl.  Meili  S.  42). 
Der  Beklagte  oder  Angeschuldigte  hat  regelmässig  keinerlei  Verpflich- 
tung, nachzuweisen,  dass  er  nicht  wissentlich  gehandelt  habe,  es  sei 
denn,  dass  derselbe  nach  Lage  der  Sache  genöthigt  ist.  zur  Ent- 
kräftung der  von  der  anderen  Seite  gelieferten  Beweise  Gegenbeweis 
für  seinen  guten  Glauben  anzutreten.  Abgesehen  hiervon  ist  der 
Beklagte  oder  Angeschuldigte  nur  dann  beweispflichtig,  wenn  der- 
selbe behauptet,  in  einem  die  Wissentlichkeit  ausschliessenden  Irr- 
thum  gehandelt  zu  haben;  in  diesem  Falle  ist  es  seine  Sache,  die 
den  Irrthum  rechtfertigenden  Thatsachen  darzulegen  und  zu  beweisen. 
Der  Beweis  der  Wissentlichkeit  kann  durch  alle  sonst  in  dem  Ver- 
fahren zulässigen  Beweismittel  geführt  werden;  derselbe  wird,  da  es 
sich  hierbei  um  ein  lediglich  inneres  Moment  handelt  —  abgesehen 
von  der  Eideszuschiebung  im  Civilverfahren  —  in  der  Regel  nur  im 
Wege  der  Schlussfolgerung,  d.  h.  durch  den  Nachweis  sonstiger  That- 
sachen, welche  auf  die  Wissentlichkeit  schliessen  lassen,  zu  erbringen 
sein  (Blum  Ann.  Bd.  8  S.  68). 
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612.   Umstände,  welche  auf  die  Wissentlichkeit  schliessen  lassen. 

Ein  Umstand,  welcher  regelmässig  mit  Sicherheit  die  Schluss- 
folgerung, dass  wissentlich  gehandelt  sei,  rechtfertigt,  ist  bei  Waaren- 
zeichen  oder  Waarenausstattungen  die  Uebereinstimmung  oder  Ver- 
wechslungsähnlichkeit der  widerrechtlich  benutzten  und  der  geschützten 
Bezeichnung,  namentlich  wenn  es  sich  um  Bezeichnungen  komplizirterer 
Natur  handelt,  da  im  Allgemeinen  kaum  anzunehmen  ist,  dass  eine 
genaue  oder  zu  Verwechslungen  Anlass  gebende  Nachahmung  aus  Zufall 
oder  Unwissenheit  geschehen  sei  (Str.  Bd.  14  S.  419,  Str.  Bd.  19 
S.  318,  Reuling  in  ZgR.  I.  S.  319.  320,  Meili  S.  43).  Steht  der  wider- 
rechtliche Gebrauch  eines  Waarenzeichens,  eines  Namens  oder  einer 
Firma  in  Frage,  so  lässt  die  Thatsache,  dass  der  widerrechtliche  Be- 
nutzer gleichzeitig  auch  die  sonstige  Ausstattung  der  Waare,  welche 
der  Berechtigte  neben  dem  Zeichen,  dem  Namen  oder  der  Firma  zu 
verwenden  pflegt,  nachgeahmt  hat,  auf  die  Wissentlichkeit  des  wider- 
rechtlichen Benutzers  schliessen,  so  namentlich,  wenn  die  Gestaltung^ 
der  Waare,  deren  Verpackung,  ihre  Farbe  oder  die  die  Bezeichnung  um- 
gebende Etikette  neben  der  geschützten  Waarenbezeichnung  in  täuschen- 
der Weise  nachgebildet  sind.  Dass  die  sonstige  Ausstattung  der  Waare 
innerhalb  betheiligter  Verkehrskreise  als  Kennzeichen  der  Waaren  des 
Berechtigten  anerkannt  sei,  ist  in  diesem  Falle  —  anders  als  im 
Falle  des  §  15  —  keineswegs  erforderlich.  Ueberhaupt  ist,  wenn  eine 
Täuschungsabsicht  nachgewiesen  wird,  der  Schluss  auf  die  Wissent- 
lichkeit um  deswillen  schon  gerechtfertigt,  weil  die  eine  ohne  die 
andere  regelmässig  nicht  bestehen  kann  (R-O-H.  Bd.  22  S.  2.  3.  R-O-H. 
Bd.  22  S.  379,  Civ.  Bd.  6  S.  78,  Str.  Bd.  19  S.  318,  Str.  Bd.  26 
S.  393,  Goltd.  Bd.  25  S.  600,  Busch  Bd.  39  S.  258,  Busch  Bd.  89 
S.  262).  Der  Beweis  der  Wissentlichkeit  muss  femer  in  der  Re^el 
für  geführt  gelten,  wenn  nachgewiesen  wird:  a.  dass  der  widerrecht- 
liche Benutzer  die  echte  Waare  und  die  echte  Bezeichnung  gekannt  hat, 
wenn  derselbe  z.  B.  echtbezeichnete  Waare  bei  Vornahme  der  wider- 
rechtlichen Handlung  im  Besitze  hatte  (Str.  Bd.  6  S.  276,  Amar 
No.  233);  b.  wenn  früher  bereits  Verurtheilungen  des  Benutzers  wegen 
des  widerrechtlichen  Gebrauches  der  Bezeichnung  erfolgt  sind ;  c.  wenn 
derjenige,  welcher  die  Waaren  später  in  Verkehr  bringt,  zu  einem  — 
im  Verhältniss  zum  Verkehrswerthe  der  echten  Waare  —  besonders 
billigen,  durch  die  Umstände  nicht  gerechtfertigten,  Preise  oder  von 
einem  verdächtigen  Lieferanten  gekauft  hat,  z.  B.  von  einem  bereits 
wegen  Markenfälschung  bestraften  Lieferanten  oder  von  einem  Fabri- 
kanten, dessen  Name  mit  dem  auf  der  Waare  angebrachten  Namen 
nicht  übereinstimmt  (vergl.  AmarNo.  233,  Pouillet  No.  433,  Propr. 
Ind.  XIL  S.  74);  d.  wenn  ein  fremder  Name,  eine  fremde  Firma  oder  ein 
den  Namen  oder  die  Firma  eines  Anderen  enthaltendes  Waarenzeichen 
zur  Bezeichnung  verwendet  wurde,  da  der  Regel  nach  ein  derartiger 
Gebrauch  —  wie  die  Nachahmung  eines  Waarenzeichens  oder  einer 
Waarenausstattung  —  kaum  auf  Zufall  zurückzuführen  sein  wird  (ver«rl. 
Pouillet  No.  432);  e.  wenn  die  widerrechtliche  Bezeichnung  im  Gegen- 
satze zur  geschützten  Bezeichnung  solche  Abweichungen  aufweist,  aus 
welchen  die  Täuschungsabsicht  erhellt,  z.  B.  wenn  einem  Wortzeichen 
Zusätze  hinzugefügt  sind,  welche  so  klein  gedruckt  oder  sonst  so  un- 
aufßlllig  gemacht  sind,  dass  dieselben  im  Verkehr  übersehen  werden 
müssen:  f.  wenn  der  Benutzer  eines  Zeichens  den  Antrag  auf  Eintra- 
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^un^  desselben  zu  seinen  Gunsten  nicht  stellt,  wiewohl  dies  nach  Lage 
des  Falles  nahe  gelegen  hätte;  g.  wenn  die  Waarenbezeichnung  allgemein 
in  den  Fachkreisen  oder  im  Publikum  als  eine  geschützte  bekannt 
ist,  und  der  Störer  zu  den  betheiligten  Kreisen  gehört  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  260).  In  allen  in  diesen  Beispielen  angeführten  Fällen  bleibt 
indessen  dem  Beklagten  oder  Angeschuldigten  der  Beweis  des  Gegen- 
theils  offen,  und  es  kann  das  Gericht  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Umstände  des  einzelnen  Falles  den  Beweis  als  nicht  geliefert  be- 
trachten: denn  es  handelt  sich  dabei  um  thatsächlicheVermuthungen, 
welche  der  Regel  nach,  jedoch  nicht  ausnahmslos,  die  Schlussfolgerung, 
dass  Wissentlichkeit  vorliege,  rechtfertigen.  Gesetzliche  Vermuthun- 
gen,  wie  solche  sich  z.  B.  in  Art.  25  des  Handelsgesetzbuchs  hinsichtlich 
der  Beweiskraft  der  eine  Firma  betreffenden  Handelsregistereinträge 
finden,  bestehen  im  Zeichenrechte  nicht;  vielmehr  gilt  sowohl  im 
Civilprozesse  als  im  Strafverfahren  das  System  der  freien  Beweis- 
würdigung. Insbesondere  besteht  keine  Rechtsvermuthung  des  In- 
halts, dass  auf  (irund  der  über  die  Eintragung  eines  Waarenzeichens 
oder  einer  Firma  erlassenen  öffentlichen  Bekanntmachung  anzunehmen 
sei,  die  Thatsache  der  Eintragung  sei  damit  thatsächlich  zur  all- 
gemeinen Kenntniss  gekommen,  und  es  sei  daher  Sache  desjenigen, 
welcher  seine  Unkenntniss  behauptet,  dies  nachzuweisen  (Str.  Bd.  5 
S.  270,  vergl.  Amar  No.  206,  Stockheim  S.  55,  anders  Landgraf 
§  1  N.  9).  Ebensowenig  ist  ferner  zu  vermuthen,  dass  der  Theilhaber 
einer  offenen  Handelsgesellschaft  oder  der  gesetzliche  Vertreter  einer 
Korporation  als  Mitwisser  hinsichtlich  der  von  einem  anderen  Theil- 
haber oder  einem  anderen  gesetzlichen  Vertreter  im  Geschäftsbetriebe 
vorgenommenen  verbotenen  Handlungen  zu  gelten  habe,  sofern  der- 
selbe nicht  Umstände  nachweise,  welche  seine  Mitwissenschaft  aus- 
Bchliessen  (Str.  Bd.  5  S.  109).  Auch  in  Fällen  dieser  Art  muss  die 
AVissentlichkeit  dem  deswegen  in  Anspruch  Genommenen  nachgewiesen 
werden,  wobei  allerdings  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  die  erwähnten 
Umstände  zur  Unterstützung  anderweitiger,  für  sich  noch  nicht  ge- 
nügender, Beweismittel  dienen  können. 


LXX.  Grobe  Fahrlässigkeit 

6f3.   Begriff  der  Fahrlässigkeit. 

Unter  Fahrlässigkeit  wird  der  Mangel  derjenigen  Sorgfalt  oder 
Aufmerksamkeit  verstanden,  welche  von  einem  ordentlichen  Menschen 
unter  Voraussetzung  gewöhnlicher  Fähigkeiten  bei  Vornahme  seiner 
Handlungen  erwartet  werden  kann  (Civ.  Bd.  26  S.  210,  vergl.  Civ. 
Bd,  10  S.  289,  vergl.  auch  bürgerl.  Gesetzbuch  §  276).  Ob  diese  Sorg- 
falt in  schuldhafter  Weise  vernachlässigt  ist,  ist  eine  Thatfrage,  bei 
deren  Beantwortung  insbesondere  darauf  zu  achten  sein  wird,  ob  und 
inwieweit  nach  Lage  des  Einzelfalles  die  Anwendung  von  Aufmerksam- 
keit als  Pflicht  des  Handelnden  geboten  erscheint  (Str.  Bd.  6  S.  124, 
Str.  Bd.  20  S.  212,  Rechtspr.  Bd.  3  S.  622,  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  2 
S.  181).  Es  ist  dabei  keineswegs  erforderlich,  dass  eine  Verpflichtung 
zur  Aufmerksamkeit  durch  Vertrag  oder  spezielles  Gesetz  begründet 
sei,  vielmehr  ergiebt  sich   eine  derartige  Verpflichtung  ohne  Weiteres 
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für  Jeden,  welcher  durch  sein  Handeln  zu  anderen  Personen  in  irgend- 
welche rechtlichen  oder  thatsächlichen  Beziehungen  tritt,  welche  eine 
Schädigung  dieser  Personen  zur  Folge  haben  können  (Civ.  Bd.  22 
S.  262).  Die  Haftung  für  Fahrlässigkeit  setzt  neben  der  Unachtsam- 
keit des  Handelnden  voraus,  dass  letzterer  bei  gehöriger  Aufmerksam- 
keit die  Vorstellung  von  dem  rechtswidrigen  Erfolge  seines  Thuns  hätte 
gewinnen  müssen,  dass  also  der  später  eingetretene  Erfolg  für  einen 
sorgfältigen  Menschen  ein  voraussehbarer  war  (Str.  Bd.  20  S.  212, 
Civ.  Bd.  10  S.  289.  290,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  181). 

614.    Begriff  der  groben  FahrlSssigkeit. 

Grobe  Fahrlässigkeit  liegt  vor,  wenn  die  einem  ordentlichen 
Menschen  obliegende  Sorgfalt  in  besonders  schwerer  Weise  vernach- 
lässigt wird.  Der  Unterschied  zwischen  der  gewöhnlichen  -  der  so- 
genannten „leichten"  —  und  der  „groben"  Fahrlässigkeit  kann  dem- 
nach kaum  als  ein  rechtlicher  bezeichnet  werden,  vielmehr  bestimmt 
sich  die  Grenze  zwischen  diesen  beiden  BegriflTen  hauptsächlich  nach 
thatsächlichen  Erwägungen.  Vorschriften  der  Landesgesetze,  durch 
welche  der  Begriff  der  groben  Fahrlässigkeit  rechtlich  bestimmt  wird, 
kommen  dem  Zeichengesetze  gegenüber,  welches  die  Verpflichtungen 
aus  Zeichenrechtsverletzungen  einheitlich  und  erschöpfend  füi*  das 
ganze  Gebiet  des  deutschen  Reiches  regeln  will,  nicht  in  Betracht 
(vergl.  7).  Der  Ausdruck  „grobe  Fahrlässigkeit"  besagt  nicht  etwa, 
dass  die  Fahrlässigkeit  eine  exorbitant  starke  sein  müsse,  vielmehr 
wird  damit  nur  ein  schwererer  Grad  der  gewöhnlichen  Fahrlässigkeit 
bezeichnet  (ZgR.  II.  S.  376).  Grobe  Fahrlässigkeit  wird  insbesondere 
dann  vorliegen,  wenn  ein  Gewerbetreibender  diejenige  Sorgfalt  oder 
Aufmerksamkeit  nicht  beobachtet,  welche  in  dem  von  ihm  betriebenen 
Industrie-  oder  Handelszweige  allgemein  geübt  wird,  oder  welche  die 
Art  seines  Geschäftsbetriebes  erfordert.  In  letzterer  Hinsicht  kommt 
insbesondere  der  Unterschied  zwischen  Gross-  und  Kleinbetrieb  in  Be- 
tracht; von  einem  Grossindustriellen  und  einem  Grosskaufmann  wird  in 
der  Regel  ein  höheres  Maass  von  Sorgfalt  verlangt  werden  müssen  als 
von  einem  kleineren  Gewerbetreibenden.  Aus  dem  Umstände,  dass 
die  Uebung  im  Verkehre  für  den  Grad  der  anzuwendenden  Sorgfalt 
als  Maassstab  dient,  folgt  indessen  nicht,  dass  der  Handelnde  sich 
auf  solche  innerhalb  der  betheiligten  Verkehrskreise  geübte  Geschäfts- 
gepflogenheiten zu  seiner  Entschuldigung  berufen  könne,  welche  sich 
als  Missbräuche  darstellen;  nur  die  Beobachtung  der  im  redlichen 
Verkehre  üblichen,  loyalen,  Geschäftsgebräuche  schliesst  im  Allge- 
meinen die  Haftung  für  Fahrlässigkeit  aus  (vergl.  Bolze  Bd.  15 
No.  115,  Bolze  Bd.  18  No.  119,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  116).  Für 
den  Begriff  der  Fahrlässigkeit  und  insbesondere  der  groben  Fahr- 
lässigkeit ist  die  Möglichkeit  einer  Erkundigung  noch  nicht  ent- 
scheidend; vielmehr  ist  eine  Unkenntniss  nur  dann  eine  fahrlässig  ver- 
schuldete, wenn  durch  die  Unterlassung  der  Erkundigung  die  im  Einzel- 
falle erforderliche  Aufmerksamkeit  aus.ser  Augen  gesetzt  ist  (Blum 
Ann.  Bd.  4  S.  886). 

615.   Grobe  Fahrlässigkeit  bei  dem  Inverkehrbringen  und  Feilhalten» 

Es  kann  daher  dem  Zwischenhändler,  welcher  widerrechtlich  be- 
zeichnete Waaren  zum  Zwecke  des  Weiterverkaufs  erworben  hat,  ins- 
besondere   dem  Detailhändler,    das   Inverkehrbringen   oder  Feillialten 
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solcher  Waaren  im  All  »femeinen  nicht  als  Fahrlässigkeit  ano^erechnet 
werden,  da  eine  Verpflichtung  der  Gewerbetreibenden  zur  Erkundigung 
darüber,  ob  die  zum  Zwecke  des  Weiterverkaufs  erworbenen  Waaren 
mit  Recht  oder  widerrechtlich  bezeichnet  sind,  allgemein  nicht  anzu- 
erkennen ist.  Nur,  wenn  sonstige  Umstände  hinzutreten,  welche  eine 
solche  Erkundigung  angezeigt  erscheinen  lassen,  kann  die  Annahme 
grober  Fahrlässigkeit  gerechtfertigt  sein,  wenn  es  sich  z.  B.  um 
Waaren  handelt,  welche  nur  in  bestimmten,  von  dem  Zeicheninhaber 
bekannt  gegebenen,  Verkaufsstätten  zu  haben  sind,  und  der  Zwischen- 
händler solche  bei  einer  anderen  Verkaufsstelle  erwirbt,  oder  wenn 
überhaupt  der  Erwerb  von  einem  der  Markenfälschung  verdächtigen 
Lieferanten  in  Frage  'steht  (vergl.  612).  Wer  in  einer  solchen  ver- 
dächtigen Weise  Waaren  erworben  hat,  kann  sich  nicht  etwa  darauf 
berufen,  dass  die  Eile  des  Verkehrs  eine  genauere  Prüfung  der  Be- 
zeichnung der  Waare  auf  ihre  Rechtmässigkeit  hin  nicht  zugelassen 
habe,  oder  dass  eine  Untersuchung  hierüber  allgemein  innerhalb  der 
betheiligten  Verkehrskreise  nicht  stattfinde;  ein  derartiger  Geschäfts- 
gebrauch würde  als  ein  missbräuchlicher  —  und  demnach  ausser  Be- 
tracht bleibender  —  anzusehen  sein  (vergl.  614). 

616.   Grobe  Fahrlässigkeit  bei  dem  Bezeichnen. 

Anders  als  deijenige,  welcher  die  bereits  widerrechtlich  bezeich- 
nete Waai*e  erwirbt,  wird  regelmässig  der  zu  behandeln  sein,  welcher  die 
Waare,  Verpackung  u.  s.  w.  mit  dem  Zeichen  versieht.  Im  Allgemeinen 
wird  von  jedem  Gewerbetreibenden,  welcher  sich  einer  Waarenbezeich- 
iiung  zur  Unterscheidung  seiner  Waaren  von  den  Waaren  Anderer  be- 
dient, erwartet  werden  müssen,  dass  derselbe  sich  vorher  genau  informiit, 
ob  er  damit  nicht  ein  bestehendes  Privatrecht  verletzt  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  283,  Hergenhahn  in  ZgR.  U.  S.  340,  vergl.  Civ.  Bd.  22  S.  262). 
Jedoch  ist  auch  dabei  zu  unterscheiden :  Eine  solche  Erkundigungspflicht 
liegt  jedenfalls  demjenigen  ob,  welcher  eine  Waarenbezeichnung  neu 
annimmt,  während  eiue Unterlassung  der  Erkundigung  andererseits  nicht 
ohne  Weiteres  dem  Uebernehmer  eines  Geschäftsbetriebes  zur  Last 
gelegt  werden  kann,  wenn  sein  Rechtsvorgänger  seit  längerer  Zeit 
die  Waarenbezeichnung  ohne  jede  Beanstandung  benutzt  hat  (Amar 
No.  208). 

617.   Grobe  Fahrlässiglceit  bei  Beauftragten  und  Angestellten. 

Wer  im  Auftrage  und  im  Interesse  eines  Anderen  die  Bezeich- 
nung der  Waare  vornimmt,  z.  B.  der  Lieferant,  welcher  bei  Bestellung 
der  Waare  von  seinem  Abnehmer  den  Auftrag  erhalten  hat,  solche 
mit  einer  bestimmten  Bezeichnung  zu  versehen,  wird,  sofern  nicht 
besondere  Verdachtsmomente  vorliegen,  regelmässig  nicht  verpflichtet 
sein,  sich  darüber  zu  informiren,  ob  der  Besteller  die  Befugniss  zum 
Gebrauche  der  Bezeichnung  hat  (anders  Seligsohn  §  14  ^.  8).  Das 
Gleiche  gilt  von  dem  Angestellten,  welcher  auf  Anweisung  seines 
Prinzipals  Waaren  mit  einer  Bezeichnung  versieht.  Andererseits  wird 
der  Prinzipal,  der  seinen  Geschäftsbetrieb  selbst  leitet,  regelmässig 
grob  fahrlässig  handeln,  wenn  er  seine  Angestellten  nicht  derart  über- 
wacht, dass  Zeichenverletzungen  vermieden  werden,  zumal  wenn  der 
Eintritt  derartiger  Verletzungen  nach  der  Art  des  Geschäftsbetriebes 
nicht  unwahrscheinlich  ist  (vergl.  600).  Dagegen  triff't  den  Geschäfts- 
inhaber in  der  Regel  der  gleiche  Vorwurf  nicht,  wenn  derselbe  selbst  in 
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dem  Geschäftsbetriebe  nicht  thätig  ist,  vielmehr  zum  Betriebe  des  gan- 
zen Geschäftes  oder  eines  Theiles  desselben  einen  Geschäftsführer  an- 
gestellt und  es  unterlassen  hat,  die  Geschäftsführung  dieses  von  ihm 
angestellten  Betriebsleiters  in  allen  Einzelheiten  zu  kontrolliren  (vergl. 
R-O-H.  Bd.  24  S.  38  ff.). 

618.   Nichteinsicht  der  Zeiohenregister  und  der  Publikationen  des 

Patentamtes. 

Bei  Waarenzeichen  kommt  besonders  in  Betracht,  dass  eine  Er- 
kundigung über  deren  Schutz,  d.  h.  über  die  Eintragung  eines  Zeichens, 
keine  erheblichen  Schwierigkeiten  bereitet,  da  die  Veröffentlichungen 
des  Patentamts  im  Reichsanzeiger,  die  systematischen  Veröffent- 
lichungen im  Waarenzeichenblatt  und  die  periodischen  Uebersicht^n 
über  die  noch  durch  Eintragung  geschützten  Waarenzeichen  eine  be- 
queme Gelegenheit  zur  Orientirung  bieten.  Wer,  ohne  diese  ihm  ge- 
botene Gelegenheit  zu  benutzen,  ein  bereits  zu  Gunsten  eines  Anderen 
eingetragenes  Waarenzeichen  neu  annimmt,  handelt  regelmässig  grob 
fahrlässig,  wiewohl  das  Gesetz  eine  ausdrückliche  Verpflichtung,  von 
dem  Inhalte  der  Zeichenregister  oder  der  Zeichenrolle  Kenntniss  zu 
nehmen,  nicht  aufstellt.  Es  muss  dies  schon  mit  Rücksicht  darauf 
angenommen  werden,  dass  die  betreffenden  Publikationen  gerade  haupt- 
sächlich den  Zweck  verfolgen,  die  betheiligten  Verkehrskreise  von 
dem  einem  Zeichen  gewährten  gesetzliehen  Schutze  in  Kenntniss  zu 
setzen  (St enogr.  Ber.  des  Reichstags  1893/94  S.  2163,  ZgR.  U. 
S.  376).  Zum  Mindesten  »wird  von  demjenigen,  welcher  die  Einsicht- 
nahme der  Publikationen  unterlassen  hat,  und  trotzdem  nicht  grob 
fahrlässig  gehandelt  zu  haben  behauptet,  die  Darlegung  genügender 
Gründe  verlangt  werden  müs&en,  warum  derselbe  im  einzelnen  Falle 
an  der  Ausübung  der  Erkundigungspflicht  gehindert  oder  von  der- 
selben abzusehen  berechtigt  gewesen  sein  will.  Dass  der  Zeichen- 
benutzer im  Auslande  oder  überhaupt  in  grösserer  Entfernung  von 
dem  Sitze  des  Patentamt«  sich  aufhält,  kann  dabei  regelmässig  als 
ein  genügender  Entschuldigungsgrund  nicht  angesehen  werden,  da  die 
Publikationen  des  Patentamts  überall  erhältlich  sind,  und  die  erforder- 
liche Erkundigung  nöthigenfalls  durch  einen  Bevollmächtigten  einge- 
zogen werden  kann. 

619.   Unterschied   zwischen  grober  Fahrlässigkeit  und  Eventualdolus. 

Die  Grenze  zwischen  grober  Fahrlässigkeit  und  der  Wissentlich- 
keit, namentlich  dem  Eventualdolus,  ist  nicht  immer  leicht  zu  ziehen: 
denn  in  Fällen,  in  welchen  grobe  Fahrlässigkeit  vorliegt,  wird  sehr 
häufig  die  Annahme  berechtigt  sein,  der  Handelnde  sei  sich  der 
Rechtswidrigkeit  seiner  Handlungsweise  mehr  oder  minder  bewusst 
gewesen  (vergl.  R-O-H.  Bd.  10  S.  219).  Ist  letzteres  der  Fall,  so 
liegt  doch  nicht  Eventualdolus  vor,  wenn  der  Störende  den  Eintritt 
der  Rechtsverletzung  auch  nicht  einmal  eventuell  in  seinen  Willen 
aufgenommen  hat,  wenn  derselbe  z.  B.  glaubte,  den  Eintritt  der 
Rechtsverletzung  verhindern  zu  können,  oder  deren  Eintritt  über- 
haupt für  ganz  unwahrscheinlich  ansah  (vergl.  599.  603).  Befindet 
sich  der  Handelnde  in  einem  entschuldbaren  Irrthume  darüber,  dass 
die  Rechtsverletzung  nicht  eintreten  werde,  so  ist  auch  die  An- 
nahme grober  Fahrlässigkeit,  wie  später  zu  erörtern,  ausgeschlossen 
(vergl.  620).     Wäre  dagegen    der  Glaube,   dass  die  Rechtsverletzung 
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nicht  eintreten  werde,  bei  Anwendung  der  nach  den  Umständen 
gebotenen  Sorgfalt  zu  vermeiden  gewesen,  hat  sich  der  Handelnde 
insbesondere  der  Erwägung  ihm  bekannter  Umstände,  nach  welchen 
sich  ihm  die  Ueberzeugung  von  der  Rechtswidrigkeit  seines  Handelns 
hätte  aufdringen  müssen,  schuldhaft  entzogen,  so  tritt  die  Haftung 
für  grobe  Fahrlässigkeit  ein  (vergl.  Str.  Bd.  15  S.  38,  Civ.  Bd.  6 
S.  22,  Str.  Bd.  2  S.  143).  Grobe  Fahrlässigkeit  liegt  im  Gegensatze 
zum  Eventualdolus  auch  dann  vor,  wenn  der  Handelnde  auch  nicht 
einmal  an  die  Möglichkeit  des  Geschütztseins  der  von  ihm  benutzten 
Waarenbezeichnung  gedacht  hat,  trotzdem  ihm  bei  Anwendung  gehö- 
riger Sorgfalt  diese  Möglichkeit  hätte  zum  Bewusstsein  kommen 
müssen  (vergl.  Str.  Bd.  15  S.  38). 

620.   Ausschluss  der  Fahrlässigkeit  durch  Irrthum. 

Wie  die  Wissentlichkeit  wird  auch  die  grobe  Fahrlässigkeit  durch 
thatsächlichen  Irrthum  ausgeschlossen;  nur  gilt  hierbei  —  im  Gegen- 
satze zur  Wissentlichkeit  —  die  Voraussetzung,  dass  der  Irrthum 
nicht  auf  grober  Fahrlässigkeit  beruhen  darf  (vergl.  §  59  Absatz  2 
des  Strafgesetzbuchs,  Civ.  Bd.  26  S.  208.  209,  Str.  Bd.  6  S.  123, 
Str.  Bd.  9  S.  424).  Im  Uebrigen  sind  auch  hier  die  für  den  Aus- 
schluss der  Wissentlichkeit  durch  Irrthum  geltenden,  im  Einzelnen 
früher  erörterten,  Grundsätze  zur  entsprechenden  Anwendung  zu 
bringen  (vergl.  604  ff.). 

621.   Anwendbarkeit  der  für  die  Wissentlichkeit  geltenden  Regeln. 

Soweit  sich  aus  der  Verschiedenheit  der  beiden  Begriffe  nicht 
Anderes  ergiebt,  gelten  für  die  grobe  Fahrlässigkeit  auch  die  sonstigen 
bei  der  Wissentlichkeit  massgebenden  Regeln,  nämlich :  a.  hinsichtlich 
des  Einflusses  des  Prozessbeginns  auf  die  Annahme  eines  Verschuldens 
(vergl.  602);  b.  in  Bezug  auf  die  Haftung  juristischer  Personen  und 
Handelsgesellschaften  für  schuldhaftes  Handeln  ihrer  Vertreter  (vergl. 
609);  c.  in  Betreff  der  Bedeutung  späteren  schuldhaften  Verhaltens, 
wiewohl  die  Handlung  in  gutem  Glauben  begonnen  wurde  (vergl.  610); 
d.  hinsichtlich  des  Beweises  (vergl.  611.612).  In  letzterer  Beziehung 
ist  noch  zu  bemerken,  dass  die  Eideszuschiebung  über  die  Fahrlässig- 
keit nicht  zulässig  ist,  da  letztere  keine  Thatsache  sondern  ein  juri- 
stischer Begriff  ist.  Nur  die  einzelnen  Thatsachen,  aus  welchen  auf 
Fahrlässigkeit  geschlossen  wird,  können  durch  Eid  festgestellt  werden. 
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622.   Verhältniss  des  Zeichengesetzes  zum  Strafgesetzbuch. 

Für  die  Strafverfolgung  gelten  ausser  den  im  Zeichengesetze  be- 
sonders vorgesehenen  Vorschriften  die  allgemeinen  Grundsätze  des 
Strafrechts,  vor  Allem  die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Strafgesetz- 
buchs. Hervorzuheben  ist:  a.  die  Strafverfolgung  tritt  nur  auf  Antrag 
ein  (vergl.  633  ff.);  b.  es  werden  bestraft  nicht  nur  der  Thäter,  son- 
dern auch  die  sonstigen  Theilnehmer  an  dem  Vergehen  (vergl.  653  ff.) : 
e.  der  Bestrafung  unterliegen  unter  Umständen  auch  im  Auslande 
begangene  Handlungen  (vergl.  683 ff.):  d.  die  Vorschriften  des  Straf- 
gesetzbuchs im  Falle  des  Zusammentreffens  mehrerer  strafbarer  Hand- 
lungen kommen  auch  hier  zur  Anwendung  (vergl.  667  ff.):  e.  die  Be- 
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schlagnahme  dient  als  Mittel  zur  Sicherung  des  Beweises  und  zur 
Vorbereitung  der  Einziehung  (vergl.  632  a);  f.  der  Verletzte  ist  befugt, 
dem  Verfahren  als  Nebenkläger  sich  anzuschliessen  (vergl.  689  ff.). 
Von  den  besonderen  strafrechtlichen  Vorschriften  des  Zeichengesetzes 
kommen  hauptsächlich*  die  §§  18  und  19  in  Betracht,  wonach  im 
Pralle  der  Verurtheilung  auf  Busse  erkannt  werden  kann,  und  auf  Be- 
seitigung der  widerrechtlichen  Kennzeichnung  sowie  auf  Bekannt- 
machung der  Verurtheilung  erkannt  werden  muss.  Ausserdem,  ist 
auf  die  Vorschrift  des  §  17  zu  verweisen,  nach  welchem  die  Ein- 
ziehung widerrechtlich  bezeichneter  Waaren  durch  Strafbescheid  er- 
folgen kann. 

Auf  die  vor  Inkrafttreten  des  Gesetzes  begangenen  Strafthaten 
finden  die  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  noch 
Anwendung,  da  nach  §  2  des  Strafgesetzbuchs  bei  Verschiedenheit 
der  Gesetze  von  der  Zeit  der  begangenen  Handlung  bis  zu  deren  Ab- 
urtheilung  das  mildeste  Gesetz  anzuwenden  ist,  und  das  frühere  Ge- 
setz das  mildere  ist. 

623.  Thatbestand;   Strafbarkeit  von   Vorbereitungs-,  Versuchs-   und 

sonstigen  Störungshandlungen. 

Der  Thatbestand  des  strafbaren  Vergehens  ist  im  Allgemeinen 
der  gleiche  wie  bei  der  Entschädigungsklage;  ein  Unterschied  besteht 
nur  insofern,  als  die  Strafverfolgung  nur  im  Falle  der  Wissentlich- 
keit, nicht  auch  schon  bei  grober  Fahrlässigkeit  des  Handelnden, 
stattfindet,  und  dass  der  Eintritt  einer  Schädigung  des  Verletzten 
nicht  zum  Thatbestande  des  Vergehens  gehört  (vergl.  589).  Eine 
Bestrafung  kann  hiemach  nur  -dann  erfolgen,  wenn  die  Handlung  des 
Bezeichnens,  Inverkehrbringens  oder  Feilhaltens  bis  zur  Vollendung 
gediehen  ist;  Vorbereitungs-  und  Versuchshandlungen  sowie  sonstige 
Störungsakte  sind  nicht  strafbar.  Dies  ergiebt  sich  aus  dem  Wort- 
laute des  Gesetzes  und  hinsichtlich  des  Versuches  aus  §  43  des 
Strafgesetzbuchs,  da  hiemach  der  Versuch  eines  Vergehens  nur  in 
den  Fällen  bestraft  wird,  in  welchen  das  Gesetz  dies  ausdrücklich 
bestimmt  (vergl.  Str.  Bd.  13  S.  390).  Störungsakte,  welche  in  der 
wissentlichen  Aufstellung  unwahrer  Behauptungen  über  das  Zeichen- 
recht eines  Anderen  bestehen,  können  indessen  nach  §  7  des  Gesetzes 
zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  strafbar  sein  (vergl.  8). 
Ist  ein  Vergehen  gegen  das  Zeichengesetz  in  idealer  Konkurrenz  mit 
Betrug  begangen,  so  ist  eine  Bestrafung  wegen  Versuchs,  und  zwar 
wegen  Betrugs  Versuchs,  wohl  möglich,  da  alsdann  die  Betrugsstrafe  als 
die  schwerere  Strafe  zur  Anwendung  gelangt  (vergl.  674).  Im  Uebrigen 
ist  die  Bestrafung  eines  Theilnehmers  an  der  strafbaren  Handlung, 
welcher  hierzu  durch  eine  Handlung  mitgewirkt  hat,  die  für  sich  be- 
trachtet als  eine  Vorbereitungs-  oder  Versuchshandlung  sich  darstellt, 
nicht  ausgeschlossen,  wenn  ein  anderer  Theilnehmer  das  Vergehen 
zur  Vollendung  gebracht  hat  (vergl.  662). 

Der  Thatbestand  ist  nicht  der  gleiche  für  Verletzungen  eines 
Zeichenrechtes  oder  eines  Namen-  und  Firmenrechtes,  wiewohl  diese 
Vergehen  unter  das  nämliche  Strafgesetz  —  den  §  14  —  fallen.  Es 
kann  hiernach,  ivenn  wegen  des  einen  Vergehens  Anklage  erhoben  ist, 
nicht  ohne  Hinweis  im  Sinne  des  §  264  der  Strafprozessordnung 
Verurtheilung  wegen  des  anderen  Vergehens  erfolgen  (Str.  Bd.  25 
S.  18.  19). 
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624.   Feststellung  der  Widerreohtliohkeit. 

Zum  Thatbestande  des  Vergehens  gehört  die  Feststellung,  dass 
die  Handlung  widerrechtlich  begangen  ist,  d.  h.  dass  zu  Gunsten  des 
Straf  antragstell  ers  zur  Zeit  der  Begehung  der  Handlung  ein  dein 
Angeklagten  gegenüber  wirksames  Verbietungsrecht  bestand  (vergl. 
467  ff.).  Handelt  es  sich  um  die  Verletzung  eines  eingetragenen 
Waarenzeichens,  so  darf  im  Allgemeinen  seitens  des  Gerichts  die  Be- 
rechtigung der  Eintragung  nicht  nachgeprüft  werden,  da  hierüber  — 
abgesehen  von  wenigen  Ausnahmen  —  ausschliesslich  das  Patentamt 
zu  befinden  hat  (vergl.  356  ff.).  Ebensowenig  ist  das  Strafgericht  be- 
fugt, der  Eintragung  eines  Waarenzeichens  um  deswillen  die  gesetz- 
liche Wirkung  zu  versagen,  weil  deren  Löschung  hätt«  erfolgen 
müssen;  denn  auch  hierüber  steht  dem  Patentamt  ausschliesslich  die 
Entscheidung  zu  (vergl.  356.  235).  Nur  insofern  kann  das  Vorhanden- 
sein eines  Löschungsgrundes  auf  die  Entscheidung  des  Strafgerichts 
von  Einfluss  sein,  als  nach  der  Löschung,  wenn  sich  aus  der  Ver- 
handlung ergiebt,  dass  vor  Begehung  der  unter  Anklage  gestellten 
Handlung  ein  Löschungsgrund  bereits  vorgelegen  hat,  eine  Bestrafung 
nicht  erfolgen  darf  (vergl.  480  ff.).  Steht  die  Verletzung  eines  Namen- 
oder Firmenrechts  in  Frage,  so  hat,  wenn  aus  der  Verhandlung  ein 
Anlass  hierfür  sich  ergiebt,  das  Strafgericht  festzustellen,  ob  der 
Strafantragsteller  zur  Führung  der  angeblich  verletzten  Namen-  oder 
Firmenbezeichnung  nach  den  hierüber  bestehenden  gesetzlichen  Vor- 
schriften befugt  ist  (vergl.  495.  506).  Wird  von  dem  Angeklagten 
die  Unwirksamkeit  des  angeblich  verletzten  Rechtes  behauptet,  oder 
ergeben  sich  aus  der  Verhandlung  sonst  Umstände,  welche  auf  das 
Vorhandensein  eines  von  Amtswegen  zu  beachtenden  Unwirksamkeits- 
grundes hinweisen,  so  hat  auch  hierüber  das  Strafgericht  selbständig 
zu  befinden;  es  hat  also  nöthigenfalls  darüber  zu  entscheiden,  ob  die 
in  Frage  stehende  Schutzberechtigung  auf  Grund  des  §  23  Absatz  1, 
oder  wegen  Kollision  mit  einem  anderen  Zeichenrecht,  oder  auf  Grund 
einer  dem  Angeklagten  ertheilten  Lizenz  der  rechtlichen  Wirksamkeit 
entbehrt,  oder  ob  der  §  13  zur  Anwendung  kommt,  weil  die  voA  dem 
Angeklagten  benutzte  Bezeichnung  eine  solche  ist,  deren  Gebrauch 
demselben  nach  dieser  Gesetzesbestimmung  nicht  untersagt  werden 
kann. 

Nach  dem  Gesetze  vom  30.  November  1874  war  das  Strafgericht 
—  in  gleicher  Weise  wie  das  Civilgericht  —  berechtigt  und  ver- 
pflichtet, die  Wirksamkeit  der  Eintragung  nachzuprüfen,  wenn  die 
Umstände  des  gegebenen  Falles  darauf  hinwiesen,  oder  der  Angeklagte 
sich  darauf  berufen  hatte,  dass  die  Eintragung  —  z.  B.  weil  es  sich 
um  ein  Freizeichen  handele  —  unwirksam  sei  (Rechtspr.  Bd.  8 
S.  718  ff.,  vergl.  357.  358).  Diese  Befugniss  zur  Nachprüfung  besteht 
auch  jetzt  noch  —  bis  zum  1.  Oktober  1898  —  wenn  die  Verletzung 
eines  noch  in  die  früheren  Zeichenregister  eingetragenen  Zeichens  in 
Frage  steht  (vergl.  948). 

625.   Aussetzung  des  Verfahrens  mit  Rücksicht  auf  ein  Verfahren  vor 

dem  Civilgericht  oder  dem  Patentamt. 

Hängt  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  das  Schutzrecht,  um  dessen 
Verletzung   es    sich    handelt,    dem    Angeklagten    gegenüber   wirksam 
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ist,  und  damit  die  Strafbarkeit  der  Handlung  von  der  Beurtheilung 
eines  bürgerlichen  Rechtsverhältnisses  —  z.  B.  von  dem  Bestehen  einer 
Lizenz  oder  von  der  Berechtigung  einer  der  betheiligten  Personen  zur 
Führung  eines  bestimmten  Namens  oder  einer  bestimmten  Firma  — 
ab,  so  entscheidet  das  Strafgericht  auch  über  dieses  bürgerliche  Rechts- 
verhältniss  nach  den  für  das  Verfahren  und  den  Beweis  in  Straf- 
sachen geltenden  Vorschriften.  Das  Gericht  ist  indessen  nach  §  261 
der  Strafprozessordnung  auch  befugt,  die  Untersuchung  auszusetzen, 
und  einem  der  Betheiligten  zur  Erhebung  der  Civilklage  eine  Frist 
zu  bestimmen,  oder  das  Urtheil  des  Civilgerichts  abzuwarten.  Gleiches 
gilt,  wenn  die  Löschung  erfolgt,  ist,  und  es  sich  um  die  Frage  han- 
(lelt,  ob  vor  Begehung  der  verfolgten  That  ein  Löschungsgrund  bereits 
l)estanden  hat.  Die  Entscheidung  über  den  Zeitpunkt  des  Eintritts 
des  Löschungsgrundes  kann  alsdann  dem  Civilgericht  überlassen  wer- 
den, sofern  dieses . —  wie  in  den  Fällen  des  §  9  —  überhaupt  in  der 
Lage  ist,  über  das  Vorhandensein  des  betreifenden  Löschungsgrundes 
eine  Entscheidung  abzugeben.  Dagegen  ist^  so  lange  die  Löschung 
noch  nicht  erfolgt  ist,  das  Strafgericht  der  Regel  nach  nicht  befugt, 
zum  Zwecke  der  Anhängigmachung  eines  Löschungsverfahrens  vor 
dem  Civilgericht  oder  vor  dem  Patentamt  eine  Frist  zu  bestimmen, 
oder  mit  Rücksicht  auf  ein  schwebendes  Löschungsverfahren  die  Ver- 
handlung einstweilen  auszusetzen  (vergl.  486). 

626.   Bindende  Kraft  des  Civilurtheils  für  das  Strafgericht. 

Ist  vor  Beendigung  des  Strafprozesses  ein  Civilurtheil,  welches  die 
abzuurth  eilende  Straf  that  betrifft,  bereits  ergangen,  so  kann  das  Straf- 
gericht die  im  Civilprozesse  festgestellten  Thatsachen  als  bewiesen 
erachten,  ohne  indessen  hierzu  verpflichtet  zu  sein.  Dies  gilt  auch, 
wenn  in  Gemässheit  des  §  261  der  Strafprozessordnung  die  Entschei- 
dung bis  zum  Erlasse  des  Civilurtheils  ausgesetzt  w^ar.  Die  im  Civil- 
prozesse erlassene  Entscheidung  bindet  also  insofern  den  Strafrichter 
nicht.  Anders  ist  es,  wenn  das  Urtheil  des  Civilricht^rs  nicht  nur 
das  Bestellen  oder  Nichtbestehen  von  Thatsachen  oder  Rechtsverhält- 
nissen feststellt,  sondern  neues  Recht  schafft;  denn  dann  ist  das  Civil- 
urtheil  von  dem  Strafrichter  nicht  als  Beweismittel,  sondern  als  eine 
That  Sache,  die  auf  die  Entscheidung  von  Einfluss  sein  kann,  zu  be- 
rücksichtigen (vergl.  Str.  Bd.  14  S.  375).  Aus  diesem  Gesichts- 
punkte kann  unter  Umständen  das  den  Beklagten  zu  einer  Entschädi- 
gung verurtheilende  Erkenntniss  bei  Prüfung  der  Frage  in  Betracht 
zu  ziehen  sein,  ob  und  in  welcher  Höhe  ausserdem  noch  auf  Busse  zu 
erkennen  ist  (vergl.  796).  Die  übrigen  Fälle,  in  welchen  ©in  Civil- 
urtheil  rechtsbegründende  Bedeutung  hat,  lassen  sich  nicht  unter 
einem  einheitlichen  Gesichtspunkte  zusammenfassen.  Beispielsweise 
sei  nur  erwähnt,  dass  das  Urtheil,  welches  feststellt,  dass  dem  An- 
tragsteller gegenüber  dem  Angeklagten  ein  Verbietungsrecht  zustehe 
oder  nicht  zustehe,  den  Strafrichter  nicht  bindet,  da  hierdurch  nur  ein 
bereits  vorhandenes  Recht  oder  Nichtrecht  deklarirt  wird,  während 
andererseits  ein  Erkenntniss,  durch  welches  der  Berechtigte  rechts- 
kräftig zur  Bewilligung  einer  Lizenz  gegenüber  dem  Angeklagten 
verurtheilt  ist,  zu  Grünsten  des  letzteren  berücksichtigt  werden  muss, 
da  ein  derartiges  Urtheil  die  eigene  Willenserklärung  des  Berechtigten 
—  also  seine  Lizenz  —  ersetzt. 
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627.   Bedeutung  der  Löechungsurtheile  für  das  Strafverfahren. 

Nicht  rechtsbegründender  Natur  in  dem  erwähnten  Sinne  sind  die 
im  gerichtlichen  Verfahren  ergangenen  Löschungsurthelle ;  denn  das 
Schutzrecht  endigt  nicht  bereits  mit  dem  Erlasse  oder  der  Rechts- 
kraft des  Löschungsurtheiles,  sondern  erst,  wenn  daraufhin  die 
Löschung  in  der  Zeichenrolle  bewirkt  ist.  Die  Löschungsurthelle  der 
Civilgerichte  können  im  Strafverfahren  nur  insoweit  in  Betraclit 
kommen,  als  nach  erfolgter  Löschung  unter  Umständen  aus  denselben 
entnommen  werden  kann,  wann  ein  Löschungsgrund  vorher  bereits 
vorgelegen  hat  (vergl.  483). 

628.  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  Im  Falle  spiterer  Aufhebung 

eines  Civilurtheils. 

Wird  ein  civilgerichtliches  Urtheil,  auf  welches  das  Straf urtheil 
gegründet  ist,  durch  ein  anderes  rechtskräftig  gewordenes  Urtheil 
später  aufgehoben,  so  findet  in  Gemässheit  des  §  399  No.  4  der  Straf- 
prozessordnung die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  zu  Gunsten  des 
Verurtheilten  statt.  In  dem  Wiederaufnahmeverfahren  kann  unter 
Umständen  ohne  erneute  Hauptverhandlung  ein  freisprechendes  Urtheil 
ergehen;  die  Veröffentlichung  des  freisprechenden  Urtheils  hat  auf 
Verlangen  des  Antragstellers  in  dem  deutschen  Reichsanzeiger  zu  er- 
folgen, und  kann  nach  dem  Ermessen  des  Gerichts  auch  in  sonsti^^en 
Blättern  angeordnet  werden  (§  411  der  Strafprozessordnung).  Dagegen 
kann  im  Wiederaufnahmeverfahren  weder  über  die  Verpflichtung  des 
Verletzten  zur  Herauszahlung  der  gezahlten  Busse  und  der  von  dem 
Freigesprochenen  erstatteten  Kosten  noch  über  die  Erstattung  der 
bereits  entrichteten  Geldstrafe  entschieden  werden  (vergl.  Gar  eis 
Bd.  9  S.  583). 

629.   Einfluss  später  eintretender  Umstände  auf  die  Strafbarkelt. 

Durch  Umstände,  welche  nach  Begehung  der  Strafthat  eintreteti, 
wird  weder  die  Widerrechtlichkeit  noch  auch  —  abgesehen  von  der 
Veijährung  -^  die  Strafbarkeit  beseitigt.  Daher  muss  die  Bestrafung: 
auch  dann  noch  erfolgen,  wenn  nach  der  That,  jedoch  vor  dem  Urtheil, 
Unwirksamkeit  des  verletzten  Rechts  —  z.  B.  auf  Grund  des  §  23 
Absatz  1  oder  wegen  späterer  Ertheilung  einer  Lizenz  —  eingetreten, 
oder  das  Recht  auf  einen  Anderen  übertragen,  oder  —  bei  Waareu- 
zeichen  in  Folge  ihrer  Löschung  ■—  erloschen  ist  (Kohl er  M-R. 
S.  454.  455,  vergl.  Oppenhoff  Bd.  13  S.  36  ff.,  Gareis  Bd.  2  S.  255). 
Eine  Ausnahme  findet  nur  insofern  statt,  als  auf  Grund  späterer 
Löschung  eines  eingetragenen  Waarenzeichens  die  Bestrafung  dann 
ausgeschlossen  ist,  wenn  vor  Begehung  der  unter  Anklage  gestellten 
Handlung  ein  Löschungsgrund  bereits  vorgelegen  hat  (vergl.  480  ff.). 
Stellt  sich  dagegen  erst  nach  der  rechtskräftigen  Verurtheilung  dos 
Angeklagten  heraus,  dass  dieselbe  wegen  Vorliegens  eines  solchen 
Löschungsgrundes  nicht  hätte  erfolgen  dürfen,  so  ist  der  Antrag  auf 
Wiederaufnahm©  des  Verfahrens  zu  Gunsten  des  Angeklagten  nach 
Massgabe  des  §  399  No.  5  der  Strafprozessordnung  nicht  begründet 
(vergl.  480,  vergl.  dagegen  auch  Gareis  Bd.  9  S.  583). 

630.   Verjährung. 

Die  Strafverfolgung  verjährt  nach  §  67  des  Strafgesetzbuchs  in 
fünf  Jahren,    und    zwar  auch  dann,  wenn  die  Civilklagen  in  kürzerer 
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Zeit  verjähren  sollten  (vergl.  Civ.  Bd.  16  S.  7  ff.).  Die  Verjährungsfrist 
beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem  die  Handlung  begangen  ist.  Gegen- 
tiber dem  Anstifter  und  Gehülfen  beginnt  der  Lauf  der  Verjährungs- 
frist mit  dem  Tage,  an  welchem  die  Hauptthat  begangen  ist,  und 
nicht  etwa  mit  demjenigen  der  Anstiftungs-  oder  Beihülfehandlung 
(Blum  Ann.  Bd.  5  S.  118  ff.,  Bd.  10  S.  2).  Hinsichtlich  des  Be- 
ginns der  Verjährung  bei  fortgesetzten  Handlungen  gilt  das  Gleiche 
wie  für  die  Verjährung  der  Entschädigungsklage  (Stenglein  §  14 
N.  14,  Str.  Bd.  10  S.  205.  206,  Rechtspr.  Bd.  7  S.  247  ff.,  vergl.  575). 
Die  Veijährung  wird  durch  jede  Handlung  des  Richters,  welche  wegen 
der  begangenen  That  gegen  den  Thäter  gerichtet  ist,  unterbrochen: 
die  Unterbrechung  findet  nur  rücksichtlich  desjenigen  statt,  auf 
welchen  die  richterliche  Handlung  sich  bezieht  (§  68  des  Strafgesetz- 
buchs). Ist  die  Strafverfolgung  durch  Verjährung  ausgeschlossen,  so 
ist  ein  Strafantrag,  selbst  wenn  derselbe  innerhalb  der  Antragsfrist 
gestellt  sein  sollte,  wirkungslos  (Blum  Ann.  Bd.  5  S.  222,  Bd.  10 
S.  2).  Die  Strafvollstreckung  verjährt  nach  §  70  No.  5  des  Straf- 
gesetzbuchs in  fünf  Jahren;  diese  Verjährung  wird  durch  jede  auf 
Vollstreckung  der  Strafe  gerichtete  Handlung  der  Vollstreckungs- 
behörde sowie  durch  die  zum  Zwecke  der  Vollstreckung  erfolgende 
Festnahme  des  Verurtheilten  unterbrochen  (§  72  des  Strafgesetzbuchs). 
In  Folge  der  Anstellung  einer  Civilklage  tritt  eine  Unterbrechung  der 
strafrechtlichen  Verjährung  —  sei  es  der  Strafverfolgung  oder  der 
Strafvollstreckung  —  nicht  ein. 

631.   Zuständigkeit. 

Zuständig  für  die  Einleitung  und  Durchführung  des  Strafver- 
fahrens ist  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  der  Angeschuldigte  zur  Zeit 
der  Erhebung  der  öffentlichen  Klage  seinen  Wohnsitz  hat.  Besitzt 
der  Angeschuldigte  einen  Wohnsitz  im  Deutschen  Kelche  nicht,  so 
wird  der  Gerichtsstand  auch  durch  den  gewöhnlichen  Aufenthaltsort 
und,  wenn  ein  solcher  nicht  bekannt  ist,  durch  den  letzten  Wohn- 
sitz bestimmt.  Daneben  ist  der  Gerichtsstand  bei  demjenigen  Gerichte 
begründet,  in  dessen  Bezirk  die  strafbare  Handlung  begangen  ist 
(§§  7  «fc  8  der  Strafprozessordnung).  Der  Gerichtsstand  der  straf- 
baren Handlung  bestimmt  sich  nach  denselben  Grundsätzen,  welche 
für  den  Gerichtsstand  der  unerlaubten  Handlung  im  Sinne  des  §  32 
der  Civilprozessordnung  gelten  (vergl.  571  ff.).  Insbesondere  ist,  wenn 
zum  Thatbestande  einer  strafbaren  Handlung  mehrere  Thätigkeits- 
akte  gehören,  welche  in  verschiedenen  Gerichtsbezirken  begangen  sind, 
jedes  der  verschiedenen  Gerichte  örtlich  zuständig  (Str.  Bd.  15 
S.  234.  235).  Sachlich  zuständig  ist  die  Strafkammer,  gegen  deren 
Urtheile  die  Revision  an  das  Reichsgericht  stattfindet. 

632.   Strafart  und  Strafmaass. 

Die  Strafe  besteht  entweder  in  Geldstrafe  oder  in  Gefängniss: 
auf  beides  neben  einander  darf  nicht  erkannt  werden,  sofern  die  Be- 
strafung nur  eines  Vergehens  —  welches  auch  ein  aus  mehreren 
Akten  bestehendes  fortgesetztes  Vergehen  sein  kann  —  in  Frage 
steht  (vergl.  679  ff.).  Kommen  dagegen  in  einer  Verhandluxig  meh- 
rere selbständige  Strafthaten  zur  Aburtheilung,  so  kann  die  deswegen 
zu  verhängende  Gesammtstrafe  in  Geld-  und  Gefängnissstrafe  be- 
stehen.    Der  Höchstbetrae:    der  Geldstrafe   ist    fünftausend  Mark    — 
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bei  Verletzung  eines  noch  in  die  fi:üheren  Zeichenregister  eingetra- 
genen Zeichens  nach  §  14  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  in 
Zusammenhang  mit  §  24  Absatz  1  des  geltenden  Gesetzes  dreitausend 
Mark  —  der  Mindestbetrag  einhundertfünfzig  Mark.  Der  Höchst- 
betrag der  Gefängnissstrafe  ist  sechs  Monate,  deren  Mindestbetrag 
nach  §  16  des  Strafgesetzbuchs  ein  Tag.  Der  Höchstbetrag  der  an- 
gedrohten Strafen  kann  überschritten  werden,  wenn  wegen  mehrerer 
selbständiger  Vergehen  auf  eine  Gesammtstrafe  erkannt  werden  muss. 
Eine  nicht  beizutreibende  Geldstrafe  ist  in  Gefängniss  umzuwandeln; 
sie  kann  auch  in  Haft  umgewandelt  werden,  wenn  die  erkannte 
Strafe  nicht  den  Betrag  von  sechshundert  Mark  und  die  an  ihre  Stelle 
tretende  Freiheitsstrafe  nicht  die  Dauer  von  sechs  Wochen  übersteigt 
(§28  des  Strafgesetzbuchs,  vergl.  Olshausen  §  28  N.  6).  Bei  der 
Umwandlung  der  Geldstrafe  in  Freiheitsstrafe  ist  der  Betrag  von  drei 
bis  fünfzehn  Mark  einer  eintägigen  Freiheitsstrafe  gleich  zu  achten. 
Der  Höchstbetrag  der  an  Stelle  der  Geldstrafe  tretenden  Freiheits- 
strafe ist  bei  Haft  sechs  Wochen,  bei  Gefängniss  sechs  Monate  (§  29 
des  Strafgesetzbuchs).  In  den  Nachlass  des  verstorbenen  Verur- 
theilten  kann  die  Geldstrafe  nur  dann  vollstreckt  werden,  wenn  das 
Urtheil  bereits  bei  dessen  Lebzeiten  rechtskräftig  geworden  war  (§  30 
des  Strafgesetzbuchs). 

632  a.   Beschlagnahme. 

Nach  §  94  der  Strafprozessordnung  sind  Gegenstände,  welche  als 
Beweismittel  für  die  Untersuchung  von  Bedeutung  sein  können  oder 
der  Einziehung  unterliegen,  in  Verwahrung  zu  nehmen  oder  in  an- 
derer Weise  sicher  zu  stellen.  Befinden  sich  die  Gegenstände  in  dem 
Gewahrsam  einer  Person  und  werden  dieselben  nicht  freiwillig  heraus- 
gegeben, so  bedarf  es  der  Beschlagnahme.  Die  Beschlagnahme  ist, 
obwohl  sie  in  erster  Linie  nicht  dazu  bestimmt  ist,  ein  wirksames 
Mittel,  um  weitere  Rechtsverletzungen  zu  verhindern  (vergl,  819).  Der 
Beschlagnahme  unterliegen  die  widerrechtlich  gekennzeichneten  Gegen- 
stände sowie  die  zur  Herstellung  der  widerrechtlichen  Kennzeichnung 
benutzten  Werkzeuge  und  die  sonstigen  zur  Begehung  des  Vergehens 
benutzten  Vorrichtungen,  weil  dieselben  der  Einziehung  unterliegen 
(vergl.  814.  821.  823).  Ausserdem  kann  sich  die  Beschlagnahme 
auch  auf  die  Waarenbezeichnungen  für  sich  —  also  losgelöst  von  der 
Waare,  Verpackung  u.  s.  w.  —  erstrecken,  weil  dieselben  als  Beweis- 
mittel in  Betracht  kommen  können. 


LXXn.  Strafantrag. 

633.   Form. 

Die  Strafverfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein,  d.  h.  es  muss 
Straf antrag  im  Sinne  der  §§  61  flf.  des  Strafgesetzbuchs  gestellt  sein 
(vergl.  Blum  Ann.  Bd.  7  S.  2).  Hinsichtlich  der  Form  des  Straf- 
antrags bestimmt  §  156  der  Strafprozessordnung,  dass  derselbe  bei 
der  Staatsanwaltschaft,  den  Behörden  und  Beamten  des  Polizei-  und 
Sicherheitsdienstes  und  den  Amtsgerichten  angebracht  werden  kann, 
und  zwar  bei  einem  Gerichte  oder  der  Staatsanwaltschaft    schriftlich 
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oder  zu  Protokoll,  bei  einer  anderen  Behörde  nur  schriftlieh.  Es  ge- 
nügt, dass  der  Antrag  bei  einer  dieser  Behörden  eingereicht  wird; 
seine  Wirksamkeit  ist  nicht  dadurch  bedingt,  dass  die  betreJGfende 
Behörde  die  gerade  für  die  vorliegende  Sache  zuständige  ist  (01s- 
hausen  §61  N.  23).  Das  Erforderniss  der  Schriftlichkeit  ist  auch 
dann  erfüllt,  wenn  der  Antrag  auf  telegraphischem  Wege  gestellt  oder 
von  einem  Anderen  als  dem  Verletzten  in  dessen  Auftrage  geschrieben 
und  unterschrieben  ist,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Auftrag  hierzu 
schriftlich  oder  nur  mündlich  ertheilt  war  (Rechtspr.  Bd.  6  S.  624  ff., 
Str.  Bd.  6  S.  69.  70,  Rechtspr.  Bd.  3  S.  115  ff.,  Str.  Bd.  3  S.  426). 
Wesentlich  ist  dem  schriftlichen  Antrage  die  Unterschrift  des  Antrag- 
stellers oder  ein  derselben  gleichstehendes  Zeichen,  z.  B.  die  Unter- 
kreuzung eines  nicht  Schreibfähigen  oder  ein  Namenstempel  (Str. 
Bd.  3  S.  442  ff.,  Rechtspr.  Bd.  4  S.  17  ff,  Rechtspr.  Bd.  3  S.  172  ff., 
Rechtspr.  Bd.  3  S.  281  ff.).  Giebt  eine  Behörde  die  Erklärung  ab, 
so  wird  die  Unterschrift  nicht  durch  die  Angabe  der  Behörde  ersetzt ; 
es  ist  vielmehr  die  Unterschrift  des  oder  der  Beamten  erforderlich, 
welche  rechtsgeschäftliche  Willenserklärungen  der  Behörde  abzugeben 
berufen  sind  (vergl.  Str.  Bd.  24  S.  284).  Aehnliches  gilt  von  Privat- 
korporationen und  Handelsgesellschaften. 

634.    Inhalt. 

Ueber  den  Inhalt,  welchen  ein  Strafautrag  haben  muss,  bestehen 
gesetzliche  Vorschriften  nicht.  Es  genügt  inhaltlich  jede  Erklärung, 
welche  den  Willen  des  Verletzten  unzweideutig  erkennen  lässt,  dass 
wegen  einer  bestimmten  That  Strafverfolgung  eintrete.  Der  Straf- 
antrag muss  nicht  gerade  die  Worte  „es  werde  Strafantrag  gestellt", 
oder  „die  Bestrafung  beantragt"  enthalten  (Rechtspr.  Bd.  3  S.  115  ff., 
Rechtspr.  Bd.  10  S.  606).  Als  genügende  Antragstellung  ist  daher 
schon  die  Erklärung,  dass  man  sich  einer  bereits  erhobenen  oder  erst 
zu  erhebenden  öffentlichen  Klage  als  Nebenkläger  anschliesse,  anzu- 
sehen (Rechtspr.  Bd.  10  S.  606).  Nicht  als  Strafantrag  wird  da- 
gegen der  auf  (jrund  des  §  17  gestellte  Antrag  auf  Beschlagnahme 
und  Einziehung  anzusehen  sein,  da  aus  demselben  nicht  der  Wille, 
dass  der  Thäter  zur  Verantwortung  gezogen  werde,  hervorgeht,  ganz 
abgesehen  davon,  dass  die  Zoll-  und  Steuerbehörden,  an  welche  dieser 
Antrag  zu  richten  ist,  kaum  als  Behörden  des  Polizei-  und  Sicher- 
heitsdienstes zu  betrachten  sind.  Sind  dem  Antrage  Bedingungen, 
Vorbehalte  oder  Beschränkungen  hinzugefügt,  so  kommt  es  darauf  an, 
ob  der  Antragsteller,  falls  denselben  nicht  entsprochen  werden  sollte, 
doch  die  Bestrafung,  oder  ob  er  bei  Nichteintritt  der  Bedingung 
u.  s.  w.  die  Nichtbestrafung  gewollt  hat.  Lässt  der  Inhalt  des  Straf- 
antrages eine  auf  diese  letztere  Eventualität  gerichtete  Absicht  des 
Antragstellers  nicht  erkennen,  so  bleibt  der  Antrag  in  Kraft  (Str. 
Bd.  6  S.  154.  155).  Der  Antrag  muss  die  Handlung,  wegen  deren 
Bestrafung  erfolgen  soll,  genau  bezeichnen,  ohne  dass  dabei  die  straf- 
rechtliche Natur  des  hierdurch  begangenen  Vergehens  oder  die  anzu- 
wendende Gesetzesbestimmung  angegeben  werden  muss;  sogar  eine 
fälschliche  rechtliche  Qualifikation  der  als  strafbar  bezeichneten  Hand- 
lung ist  unschädlich  (Str.  Bd.  6  S.  312  ff.,  Rechtspr.  Bd,  2  S.  432  ff., 
Rechtspr.  Bd.  8  S.  130  ff ,  Rechtspr.  Bd.  3  S.  608ff.).  Daher  ist 
an  die  rechtliche  Auffassung  des  Strafantragstellers  weder  Staats- 
anwaltschaft noch  Gerieht  gebunden.     Beispielsweise  muss,  wenn  auf 
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Grund  des  §  14  Antrag  gestellt  ist,  in  Berücksichtigung  gezogen 
werden,  ob  nicht  die  Anwendung  des  §  15  geboten  erscheint,  sofern 
die  Sachdarstellung  der  Anklage  auf  den  Thatbestand  des  §  15  hin- 
weist (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  329.  330).  Ohne  Bedeutung  ist  es  auch, 
ob  der  Antragsteller  aus  einem  rechtlich  irrthümlichen  Gesichtspunkt 
sein  Antragsrei'ht  herleitet,  wenn  er  nur  in  der  That  antragsberechtigt 
ist  (Str.  Bd.  23  S.  349). 

635.   Bezeichnung  des  Thäters. 

Der  Namhaftmachung  eines  Thäters  bedarf  es  nicht;  es  genügt, 
wenn  die  Bestrafung  der  Handlung  als  solcher  in  Antrag  gebracht 
wird.  Der  Antrag  wirkt  alsdann  nach  §  63  des  Strafgesetzbuchs 
gegen  sämmtliche  an  der  Handlung  Betheiligte.  Die  irrige  Bezeich- 
nung des  Thäters  hindert  daher  nicht  die  Verfolgung  der  wirklichen, 
im  Strafantrage  gar  nicht  bezeichneten,  Thäter  (Str.  Bd.  5  S.  271. 
272,  Rechtspr.  Bd.  3  S.  84  ff.,  Rechtspr.  Bd.  7  S.  201  if.).  Nur 
dann  kann  eine  irrthümliche  Bezeichnung  des  Thäters  auf  die  Wirksam- 
keit des  Antrages  von  Einfluss  sein,  wenn  aus  dessen  Inhalt  erhellt, 
dass  die  Strafverfolgung  nur  für  den  Fall  gewollt  sei,  dass  die  im 
Antrage  bezeichnete  Person  der  Thäter  ist  (Str.  Bd.  7  S.  36.  37). 
Da  die  Bezeichnung  eines  Thäters  im  Antrage  überhaupt  nicht  er- 
forderlich ist,  so  muss  auch  der  gegen  eine  Firma  gestellte  Antrag 
wirksam  sein,  wiewohl  eine  Bestrafung  der  Firma  als  solcher  nicht 
denkbar  ist  (vergl.  654).  Der  Antrag  ist  in  einem  solchen  Falle  als 
gegen  den  oder  die  Inhaber  der  Firma  gerichtet  anzusehen  (Str. 
Bd.  11  S.  233,  anders  Meves  §  14  N.  4,  Stenglein  §  14  N.  17). 

636.  Antragsbereohtigter. 

Berechtigt,  den  Strafantrag  kraft  eigenen  Rechtes  zu  stellen,  ist 
allein  der  Verletzte,  d.  h.  der  in  seinem  Rechte  beeinträchtigte  ein- 
getragene Inhaber  des  Waarenzeichens,  der  berechtigte  Inhaber  des 
Namens,  der  Firma  und  der  —  wie  später  zu  erörtern  ist  —  ge- 
schützten Waarenausstattung  (vergl.  586.  364).  Eine  Uebertragung 
der  Befugniss,  kraft  eigenen  Rechtes  Strafantrag  zu  stellen,  auf  einen 
Anderen  kann  nicht  stattfinden  (Str.  Bd.  12  S.  328).  In  der  Aus- 
übung dieser  Befugniss  kann  indessen  eine  Beschränkung  eintreten, 
wenn  der  Fall  des  §  23  vorliegt,  da  alsdann  die  Rechte  aus  der  Ein- 
tragung eines  Waarenzeichens  und  demnach  auch  das  Straf  antrags- 
recht nur  durch  den  im  Inlande  bestellten  Vertreter  geltend  gemacht 
werden  können  (vergl.  925.  926). 

637,    Stellung  des  Antrages  durch  Bevollmächtigte. 

Dagegen  kann  der  Verletzte  wohl  einem  Anderen  in  gültiger 
Weise  Auftrag  oder  Vollmacht  zur  Stellung  des  Strafantrages  er- 
theilen,  dergestalt,  dass  der  von  dem  Bevollmächtigten  gestellte  An- 
trag als  ein  wirksamer  anzusehen  ist  (Str.  Bd.  7  S.  4,  Str.  Bd.  12 
S.  330.  331,  Str.  Bd.  15  S.  293).  Der  Auftrag  kann  entweder  darauf 
gerichtet  sein,  dass  der  Auftraggeber,  welcher  sich  bereits  über  die 
Stellung  des  Antrages  schlüssig  gemacht  hat,  seinen  hierauf  gerich- 
teten Willen  durch  einen  Anderen  zur  Kenntniss  der  Behörde  bringen 
lässt,  oder  der  Auftraggeber  kann  dem  von  ihm  Beauftragten  durch 
eine  besondere  oder  durch  eine  Generalvollmacht  die  Entscheidung 
über  die  Stellung   des    Strafantrages    überlassen    haben  (Blum  Ann. 

Kent,  Schutz  der  Waarenbezeichnnngen.  26 
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Bd.  10  S.  97.  98).  Der  Auftrag  und  die  Vollmacht  bedürfen  nicht  der 
Schriftform,  auch  wenn  nach  dem  massgebenden  bürgerlichen  Recht 
im  Allgemeinen  in  privatrechtlicher  Beziehung  die  Gültigkeit  der  Er- 
mächtigung zur  Vornahme  einer  Handlung  durch  schriftliche  Abfassung 
bedingt  ist  (Str.  Bd.  3  S.  426,  Str.  Bd.  19  S.  9.  10,  Blum  Ann. 
Bd.  8  S.  378).  Die  Antragsberechtigung  des  Bevollmächtigten  erlischt 
in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  nach  bürgerlichem  Recht  die  Voll- 
macht erlischt,  insbesondere  regelmässig  im  Falle  des  Todes  des  Voll- 
machtgebers (vergl.  Str.  Bd.  2  S.  150,  Olshausen  §  61  N.  16,  vergl. 
dagegen  bürgert.  Gesetzbuch  §§  671  ff.). 

638.   Stillschweigende  Bevollmichtigung. 

Der  Auftrag  muss  nicht  ausdrücklich  ertheilt  sein;  die  Ermäch- 
tigung zur  Antragstellung  kann  auch  aus  sonstigen  Handlungen  oder 
Erklärungen  des  Verletzten  gefolgert  werden  (Rechtspr.  Bd.  1 
S.  163  ff.).  Entscheidend  dafür,  ob  eine  derartige  stillschweigende 
Auftragsertheilung  vorliegt,  ist,  ob  im  einzelnen  Falle  angenommen 
werden  kann,  dass  die  Stellung  des  Strafantrags  dem  Willen  des  Ver- 
letzten entspricht  (Str.  Bd.  15  S.  144  ff.).  Hiemach  ist  regelmässig 
zur  Antragstellung  befugt  der  Generalbevollmächtigte  hinsichtlich  des 
seiner  Verwaltung  unterstehenden  Vermögens,  sofern  nicht  eiue  Be- 
schränkung der  Vollmacht  in  Hinsicht  auf  die  Strafantragstellung 
oder  besondere  Verhältnisse  vorliegen,  welche  es  zweifelhaft  erscheinen 
lassen,  ob  der  Verletzte  mit  Ausübung  des  Antragsrechtes  einver- 
standen ist  (Str.  Bd.  1  S.  388  ff.,  Str.  Bd.  2  S.  149,  Str.  Bd.  8  S.  112. 
113,  Str.  Bd.  15  S.  144  ff.).  In  der  Regel  —  allerdings  nicht  un- 
bedingt —  steht  auch  dem  Prokuristen  die  Antragsbefugniss  zu 
(Str.  Bd.  15  S.  144 ff.,  anders  Gareis  &  Fuchsberger  N.  74). 
Nicht  ohne  Weiteres  sind  dagegen  als  stillschweigend  zur  Antrag- 
stellung ermächtigt  anzusehen:  a.  der  für  einen  bestimmten  Kreis 
von  Geschäften  Bevollmächtigte,  der  Agent  —  auch  nicht  der  General- 
agent —  und  der  gewöhnliche  Handlungsbevollmächtigte  (Rechtspr. 
Bd.  6  S.  734  ff.,  Str.  Bd.  12  S.  329);  b.  derjenige,  welcher  nach  Landes- 
recht kraft  gesetzlicher  Vermuthung  Vollmacht  zur  Vornahme  ge- 
wisser privatrechtlicher  Handlungen  hat  (Str.  Bd.  7  S.  7.  8). 

639.  Nachtrigliche  Genehmigung. 

Der  vorherigen  Auftragsertheilung  steht  die  nachträgliche  Ge- 
nehmigung eines  ohne  Auftrag  seitens  eines  Unbefugten  gestellten 
Strafantrages  nur  dann  gleich,  wenn  die  Genehmigung  innerhalb  der 
gesetzlichen  Antragsfrist  erfolgt  (Str.  Bd.  12  S.  820,  vergl.  Ols- 
hausen §  61  M.  15,  Kohler  P-R.  No.  566). 

640.   Darlegung  und  Nachweis  des  Auftrags. 

Aus  dem  Strafantrage  muss  nicht  unbedingt  hervorgehen,  dass 
der  Antrag  im  Auftrag  eines  Anderen  gestellt  ist,  auch  muss  der 
Nachweis  des  Auftrages  oder  der  Vollmacht  nicht  dem  Antrage  bei- 
gefügt sein.  Dieser  Nachweis  kann  später  jederzeit  erbracht  werden; 
es  ist  nicht  erforderlich,  dass  dies  innerhalb  der  Antragsfrist  ge- 
schieht (Rechtspr.  Bd.  1  S.  163  ff.,  Olshausen  §  61  N.  16). 

641.    Unterbevollmäohtigung. 

Der  mit  der  Stellung  des  Strafantrags  Beauftragte  gilt  im  Zweifel 
—  falls  aus  dem  Auftrage  oder  aus  den  begleitenden  Umständen  sich 


§  14.    LXXII.   Strafantrag.  403 

nicht  Anderes  ergiebt  —  für  ermächtigt,  seinerseits  Andere  zur  Aus- 
führung des  ihm  ertheilten  Auftrages  zu  bevollmächtigen  (vergl.  Blum 
Ann.  Bd.  8  S.  487). 

642.   Stellung  des  Antrags  durch  gesetzliche  Vertreter. 

Für  diejenigen  Personen,  welche  selbst  nicht  handlungsfähig  sind, 
üben  deren  durch  Gesetz  oder  Statut  bestellten  Vertreter,  z.  B.  der 
Vorstand  einer  Korporation,  einer  Aktiengesellschaft,  oder  die  sonst 
zur  Vermögensverwaltung  der  Korporation  oder  Aktiengesellschaft 
berufenen  Personen,  die  vertretungsberechtigten  Theilhaber  einer  offenen 
Handelsgesellschaft,  der  Vormund  u.  s.  w.  das  Antragsrecht  aus  (Str. 
Bd.  2  S.  149,  Olshausen  §65  N.  17).  Neben  dem  Vormund  ist  der 
Verletzte  selbst  nach  §  65  des  Strafgesetzbuchs  antragsberechtigt, 
wenn  er  das  achtzehnte  Lebensjahr  vollendet  hat  (vergl.  auch  Ein- 
führungsgesetz zum  bürgerl.  Gesetzbuch  Art.  34  III.).  Es  sind  aus  dem 
angegebenen  Gesichtspunkte  femer  zur  Antragstellung  befugt:  a.  der 
Nachlasspfleger  hinsichtlich  der  seiner  Verwaltung  unterstellten  Nach- 
lassmasse (Rechtspr.  Bd.  5  S.  125  ff.);  b.  der  Konkursverwalter  Namens 
der  Konkursmasse ;  daneben  bleibt  die  Befugniss  des  Gemeinschuldners 
zur  Antragstellung  bestehen  (Str.  Bd.  23  S.  222.  223,  vergl.  Kohl  er 
P-R.  No.  564);  c.  der  Sequester  hinsichtlich  des  sequestrirten  Ver- 
mögens (vergl.  Str.  Bd.  23  S.  346). 

Hinsichtlich  des  durch  einen  gesetzlichen  Vertreter  gestellten 
Antrages  bedarf  es  einer  Untersuchung  nicht,  ob  die  Antragstellung 
dem  Willen  des  Vertretenen  entspricht;  auch  der  ohne  Willen,  ja 
sogar  gegen  den  Willen,  des  Vertretenen  gestellte  Antrag  ist  wirk- 
sam, da  dem  gesetzlichen  Vertreter  ein  eigenes,  der  Intervention  des 
Vertretenen  nicht  unterworfenes,  Antragsrecht  zusteht  (vergl.  Blum 
Ann.  Bd.  10  S.  97.  98).  Die  Antragsberechtigung  des  gesetzlichen 
Vertreters  erlischt  mit  der  Beendigung  des  Vertreterverhältnisses  so- 
wie mit  dem  Tode  des  Verletzten  (vergl.  Rechtspr.  Bd.  3  S.  264  ff.). 

643.   Vertreter  im  Falle  des  f  23. 

Die  Antragsbefugniss  zu  Gunsten  des  Inhabers  eines  auslän- 
dischen Geschäftsbetriebes  kann  nur  der  inländische  Vertreter,  nicht 
der  Inhaber  selbst,  geltend  machen  (vergl.  925.  926).  Da  der  im 
Inlande  bestellte  Vertreter  kraft  Gesetzes  die  Vollmacht  zur  Stellung 
von  Strafanträgen  hat,  so  bedarf  es  im  einzelnen  Falle  nicht  des 
Nachweises,  dass  die  Stellung  des  Strafantrages  dem  Willen  des  Ver- 
tretenen entspricht.  Unwirksam  muss  dagegen  der  Antrag  sein,  falls 
aus  den  Umständen  des  einzelnen  Falles  oder  aus  einer  ausdrücklichen 
Erklärung  des  Zeicheninhabers  sich  ergiebt,  dass  der  letztere  mit 
dem  Antrage  nicht  einverstanden  war. 

644.   Firma  als  Antragstellerin. 

Ist  eine  Firma  Verletzte  —  dies  gilt  insbesondere,  wenn  dieselbe 
als  Inhaberin  eines  W aar en Zeichens  eingetragen  ist  —  so  kann  der 
Strafantrag,  auch  w^enn  Inhaber  der  Firma  ein  Einzelkaufmann  ist, 
Namens  der  Firma  gestellt  werden  (Str.  Bd.  15  S.  293  ff.,  Rechtspr. 
Bd.  3  S.  612  ff.).  Berechtigt  zur  Antragstellung  im  Namen  der  Firma 
sind  alsdann  die  zur  Zeichnung  der  Firma  berechtigten  Personen 
(vergl.    Stenglein    §  14   N.  17).     Ist  eine  offene  Handelsgesellschaft 
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verletzt,  so  kann  jeder  vertretungsberechtigte  Gesellschafter  auch 
unter  seinem  bürgerlichen  Namen  Strafantrag  stellen  (Str.  Bd.  28 
S.  348.  349). 

645.   Frist. 

Der  Strafantrag  muss  binnen  einer  Frist  von  drei  Monaten  ge- 
stallt sein,  nachdem  der  zum  Antrage  Berechtigte  von  der  strafbaren 
Handlung  und  der  Person  des  Thäters  Kenntniss  erlangt  hat.  Wird 
diese  Frist  versäumt,  so  findet  die  Strafverfolgung  nach  §  61  des  Straf- 
gesetzbuchs nicht  mehr  statt.  Wenn  von  mehreren  zum  Antrage  Be- 
rechtigten einer  die  dreimonatliche  Frist  versäumt,  so  wird  nach  §  62 
des  Strafgesetzbuchs  hierdurch  das  Recht  der  üebrigen  nicht  aus- 
geschlossen. 

646.   Beginn  der  Frist. 

Kenntniss  der  Person  des  Thäters  liegt  dann  vor,  wenn  der  Be- 
rechtigte eine  solche  Kenntniss  der  Person  erlangt  hat,  welche  ihn 
in  den  Stand  setzt,  den  Thäter  in  einer  für  die  Strafverfolgungs- 
behörde erkennbaren  Weise  individuell  zu  bezeichnen:  das  Wissen 
seines  Namens  ist  nicht  nothwendig  vorausgesetzt.  Andererseits  be- 
ginnt die  Frist  erst  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  der  Verletzte 
eine  solche  hinlängliche  Kenntniss  thatsächlich  erlangt  hat,  nicht 
schon  dagegen  von  dem  Zeitpunkte  an,  in  welchem  der  Berechtigte 
unter  Benutzung  ihm  zu  Gebote  stehender  Mittel  die  Kenntniss  sich 
hätte  verschaffen  können  (Str.  Bd.  27  S.  35.  36). 

Es  kommt  femer  allein  auf  die  Kenntniss  des  Antragsberech- 
tigten, d.  h.  des  Verletzten  oder  desjenigen,  welcher  kraft  Gesetzes 
das  Antragsrecht  für  den  Verletzten  oder  neben  demselben  auszuüben 
berechtigt  ist,  an.  Gleichgültig  ist  es,  wann  ein  von  dem  Verletzten 
Bevollmächtigter  von  der  Handlong  und  der  Person  des  Thäters 
Kenntniss  erlangt  hat  (Str.  Bd.  6  S.  121).  Zu  den  kraft  Gesetzes 
Antragsberechtigten  gehört  ausser  den  gesetzlichen  Vertretern  nicht 
handlungsfähiger  Personen  und  Vermögensmassen  auch  der  in  Gemäss- 
heit  des  §  23  bestellte  inländische  Vertreter.  In  diesen  Fällen,  in  welchen 
ein  Anderer  als  der  Verletzte  kraft  Gesetzes  antragsberechtigt  ist,  be- 
ginnt die  Antragsfrist  erst  mit  dem  Tage,  an  welchem  der  Vertreter 
die  erforderliehe  Kenntniss  erlangt  hat,  während  eine  früher  erlangte 
Kenntniss  des  Vertretenen  selbst  nicht  in  Betracht  kommt  (vergl. 
Blum  Ann.  Bd.  10  S.  99).  Ist  ein  Wechsel  in  der  Person  des  ge- 
setzlich zur  Antragstellung  berufenen  Vertreters  eingetreten,  so  be- 
ginnt mit  dem  Eintritte  des  neuen  Vertreters  keine  neue  Frist;  viel- 
mehr muss,  wenn  der  frühere  Vertreter  bereits  Kenntniss  erlangt 
hatte,  der  neue  Vertreter  die  hierdurch  geschaffene  Rechtslage  auch 
gegen  sich  gelten  lassen  (Rechtspr.  Bd.  3  S.  771  ff.,  vergl.  Kohler 
P-R.  No,  587).  Hat  der  Vertreter  bereits  vor  seiner  Bestellung  die 
Kenntniss  erlangt,  so  beginnt  die  Frist  erst,  nachdem  er  bestellt  ist 
(vergl.  Kohler  P-R.  No.  587). 

Werden  mehrere  Betheiligte  an  einer  strafbaren  Handlung  dem 
Antragsberechtigten  erst  nach  und  nach  bekannt,  so  läuft  die  Frist 
von  der  Kenntniss  der  That  und  der  Person  auch  nur  eines  Bethei- 
ligten (Str.  Bd.  9  S.  390  ff.).  Bei  einem  fortgesetzten  Vergehen  be- 
ginnt die  Frist,  da  die  sich  wiederholenden  Einzelhandlungen  recht- 
lich als  ein  einheitliches  Vergehen  zu  behandeln  sind,  mit  dem  Tage 
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der  Kenntniss  der  letzten  der  Einzelhandlungen  für  alle  vorher- 
gegangenen —  auch  weiter  als  drei  Monate  zurückliegenden  —  Zu- 
widerhandlungen (Str.  Bd.  15  S.  370  fr.,  Stenglein  §  14  N.  14,  vergl. 
dagegen  Str.  Bd.  3  S.  328,  Kohl  er  P-R.  Xo.  585).  Liegt  Beihülfe 
vor,  so  gilt  als  Anfang  der  Frist  der  Tag,  an  welchem  die  Haupt- 
that  und  die  Person  des  Thäters  dem  Antragsberechtigten  zur  Kennt- 
niss gelangt  ist,  nicht  schon  der  frühere  Zeitpunkt,  zu  welchem  die 
Handlung  und  die  Person  des  Gehülfen  bekannt  geworden  sind  (Str. 
Bd.  25  S.  107).  Auch  schon  vor  Kenntniss  der  Person  des  Thäters 
kann  der  Antrag  gültig  gestellt  werden  (Blum  Ann.  Bd.  1  S.  546  ff.). 
Ist  es  zweifelhaft,  wann  der  Antragsberechtigte  die  Kenntniss 
erlangt  hat,  so  ist  es  Sache  des  Gerichts  oder  der  Staatsanwaltschaft, 
die  nöthigen  Ermittelungen  anzustellen;  auf  blosse  Muthmassungen 
hin  darf  nicht  zu  Ungunsten  des  Antragsberechtigten  entschieden 
werden  (Str.  Bd.  11  S.  401). 

647.   Ende  und  Unterbrechung  der  Frist 

Die  Antragsfrist  endigt  mit  dem  Ablaufe  desjenigen  Tages,  welcher 
dem  dem  Tage  des  Beginnes  derselben  entsprechenden  Tage  des 
letzten  Monats  vorangeht  (Str.  Bd.  1  S.  41).  Streitig  ist,  ob  der 
Lauf  der  Frist  in  Folge  der  völligen  Unmöglichkeit  der  Antrag- 
stellung auf  Seite  des  Berechtigten  unterbrochen  wird,  d.  h.  ob  die 
Frist  während  der  Dauer  einer  solchen  Verhinderung  des  Antrags- 
berechtigten nicht  weiter  läuft  (dafür  Olshausen  §  61  N.  50, 
dagegen  Kohl  er  P-R.  No.  584).  Könnte  der  bejahenden  Ansicht 
—  zu  deren  Gunsten  sich  allerdings  aus  dem  Gesetze  nichts  ent- 
nehmen lässt  —  zugestimmt  werden,  so  würde  die  Antragsfrist  bei- 
spielsweise ruhen,  wenn  ein  Erbe  des  eingetragenen  Zeicheninhabers 
in  Folge  der  Unkenntniss  seiner  Erbberechtigung  das  Zeichen  nicht 
auf  sich  übertragen  lässt,  wenn  ohne  Verschulden  des  Berechtigten 
ein  inländischer  Vertreter  im  Falle  des  §  23  nicht  bestellt  ist,  oder 
wenn  trotz  rechtzeitig  gestellten  Uebertragungsantrages  die  Ueber- 
tragung  des  Zeichens  in  der  Rolle  sich  über  den  Ablauf  der  Antrags- 
frist hinaus  verzögert. 

Ein  rechtzeitig  innerhalb  der  Frist  gestellter  Antrag  ist  doch 
unwirksam,  wenn  bereits  vor  dessen  Anbringung  die  Verjährung  der 
Strafverfolgung  eingetreten  war  (Rechtspr.  Bd.  6  S.  291,  Blum 
Ann.  Bd.  5  S.  222). 

648.  Wirkung  des  Strafantrags. 

Der  Strafantrag  hat  nach  §  63  des  Strafgesetzbuchs  die  Wirkung, 
dass  das  gerichtliche  Verfahren  gegen  sämmtliche  an  der  Handlung 
Betheiligte  —  Thäter  oder  Theilnehmer  —  sowie  gegen  den  Be- 
günstiger stattfindet,  auch  wenn  nur  gegen  eine  dieser  Personen  auf 
Bestrafung  angetragen  worden  ist.  Eine  Theilung  des  Antrages  ist 
unzulässig.  Dies  gilt  sowohl  für  den  Fall,  dass  nur  gegen  eine 
Person  der  Antrag  gestellt  ist,  als  auch  für  den  Fall,  dass  eine  Person 
ausdrücklich  von  der  Strafverfolgung  ausgeschlossen  werden  soll.  Ein 
derartiger  Vorbehalt  ist  nur  dann  wirksam,  wenn  er  erkennen  lässt, 
dass  der  Antragsteller,  falls  demselben  nicht  entsprochen  werden 
sollte,  die  Herbeiführung  der  Verfolgung  überhaupt  nicht  —  also  auch 
nicht  gegenüber  den  anderen  an  der  Handlung  Bet heiligten  —  beab- 
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sichtigt  hat  (Str.  Bd.  6  S.  154.  155).  Bei  einem  fortgesetzten  Ver- 
gehen umfasst  der  Antrag  auch  die  ihm  zeitlich  nachfolgenden  Fort- 
setzungshandlungen (Rechtspr.  Bd.  10  S.  207). 

649.   Rücknahme  des  Antrags. 

Die  Rücknahme  des  Antrages  ist  nach  dem  Gesetze  zulässig, 
sofern  nicht  die  Verletzung  eines  noch  in  die  früheren  Zeichenregister 
eingetragenen  Zeichens  in  Frage  steht,  da  nach  dem  auf  diese  Zeichen 
noch  bis  zum  1.  Oktober  1898  zur  Anwendung  kommenden  Gesetze 
vom  30.  November  1874  die  Rücknahme  des  Antrages  nicht  zugelassen 
ist  (§24  Absatz  1,  Ges.  v.  30/11  74  §  14,  §  64  des  Strafgesetz- 
buchs,  anders  Sei  ig  söhn  §  14  N.  31).  Die  Rücknahme  kann  nach 
§  04  des  Strafgesetzbuchs  nur  bis  zur  Verkündung  eines  auf  Strafe 
lautenden  Urtheils  erfolgen  und  hat  die  Einstellung  des  Verfahrens 
gegen  sämmtliche  Betheiligte  zur  Folge,  und  zwar  auch  dann,  wenn 
die  Rücknahme  nur  gegenüber  einem  Betheiligten  erfolgt  ist.  Eine 
besondere  Form  ist  für  die  Rticknahmeerklärung  nicht  vorgeschrieben : 
es  gentigt,  dass  die  Erklärung  der  Absicht,  von  der  Strafverfolgung 
abstehen  zu  wollen,  der  mit  der  Sache  befassten  Behörde  in  irgend 
einer  Form  zugekommen  ist  (Str.  Bd.  5  S.  80).  Vor  Eröffnung  des 
Hauptverfahrens  wird  die  Rücknahmeerklärung  regelmässig  bei  der 
Staatsanwaltschaft,  nachher  bei  dem  Gerichte,  vor  welchem  die  Haupt- 
verhandlung stattfindet,  einzureichen  sein  (01s hausen  §  64  N.  9). 

Berechtigt  zur  Rücknahme  ist  —  abgesehen  von  einem  Wechsel 
in  der  Person  eines  gesetzlichen  oder  in  (iemässheit  des  §  23  be- 
stellten Vertreters  —  nur  derjenige,  welcher  den  Antrag  gestellt  hat. 
Es  kann  daher  weder  der  von  dem  Erblasser  gestellte  Antrag  von 
den  Erben  noch  auch  regelmässig  der  Antrag  eines  gesetzlichen  Ver- 
treters durch  den  Vertretenen  zurückgenommen  werden  (Olshausen 
§  64  N.  7,  Blum  Ann.  Bd.  10  S.  100).  Das  Recht  der  Rücknahme 
des  durch  den  gesetzlichen  Vertreter  gestellten  Antrages  st«ht  dem 
Vertretenen  nur  dann  zu,  wenn  der  letztere  in  Folge  Aufhörens  der 
gesetzlichen  Beschränkung  die  Disposition  über  den  Strafantrag  er- 
halten hat,  oder  solche  —  wie  der  Minderjährige,  der  das  achtzehnte 
Lebensjahr  vollendet  hat  —  neben  dem  Vertreter  besitzt  (vergl.  Str. 
Bd.  22  S.  256  ff.).  Nach  dem  gleichen  Gesichtspunkte  ist  die  Rück- 
nahme des  durch  den  in  Gemässheit  des  §  28  bestellten  inländischen 
Vertreter  gestellten  Antrages  durch  den  Zeicheninhaber  nur  dann  zu- 
lässig, wenn  der  letztere  durch  Verlegung  seiner  Niederlassung  in 
das  Inland  die  Verfügung  über  den  Strafantrag  erlangt  hat  (vergl. 
911).  Abgesehen  hiervon  ist  eine  derartige  Erklärung  des  in  Gemäss- 
heit des  §  28  vertretenen  Zeicheninhabers  nur  dann  von  Wirkung, 
wenn  aus  derselben  sich  ergiebt,  dass  schon  die  Antragstellung  gegen 
den  Willen  des  Zeicheninhabers  erfolgt  war  (vergl.  643).  Der  von 
einem  freiwillig  Bevollmächtigten  gestellte  Antrag  kann  ausnahmslos 
durch  den  Antragsberechtigten  selbst  in  wirksamer  Weise  zurück- 
genommen werden. 

Die  Rücknahmeerklärung  kann  sowohl  von  dem  Antragsberech- 
tigten selbst  als  von  einem  Bevollmächtigten  desselben  abgegeben 
werden  (Olshausen  {J  64  N.  7).  Eine  Wiederholung  des  einmal  zurück- 
genommenen Antrages  ist  nicht  zulässig  (Olshausen  §64  N.  12). 

Die  rechtzeitige  Rücknahme  des  Antrages  hat  die  Einstellung 
des    Strafverfahrens    zur   Folge.      Die    durch    letzteres    entstandenen 
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Kosten  fallen  in  einem  solchen  Falle  dem  Antragsteller  zur  Last 
(§§  259  &  502  der  Strafprozessordnung).  Die  Gerichtsgebülir  beträgt, 
wenn  nach  eröffnetem  Hauptverfahren  die  Einstellung  des  Verfalirens 
wegen  Rücknahme  des  Antrages  erfolgt,  25  Mark  (§  69  des  Gerichts- 
kost.engesetzes). 

650.  Verzicht. 

Abgesehen  von  der  in  der  Rücknahme  des  Antrages  liegenden 
ausdrücklichen  und  der  in  der  Unterlassung  der  rechtzeitigen  Antrag- 
stellung enthaltenen  stillschweigenden  Entsagung  des  Antragsrechtes 
ist  ein  Verzicht  auf  dasselbe  ohne  Wirkung,  d.  h.  der  trotz  dieses 
Verzichtes  rechtzeitig  gestellte  Antrag  ist  zu  beachten  (Str.  Bd.  3 
S.  221.  222,  Rechtspr.  Bd.  3  S.  181  jBf.).  Ein  Vertrag,  durch  welchen 
der  Berechtigte  einem  Anderen  gegenüber  auf  sein  Antragsrecht  Ver- 
zicht leistet,  ist  demnach  unwirksam;  nur  dann,  wenn  eine  derartige 
Uebereinkunft  die  Bedeutung  einer  Lizenz  hat  und  vor  Begehung  der 
Handlung  getroffen  ist,  kann  dieselbe  die  Antragsbefugniss  aus- 
schliessen  (vergl.  469). 

651.   Uebertragbarkeit  der  Antragsberechtigung. 

Die  Antragsberechtigung  geht  nicht  auf  die  Erben  des  Antrags- 
berechtigten über  (Str.  Bd.  11  S.  55.  56).  Dieselbe  erlischt  daher 
mit  dem  Tode  des  Verletzten  nicht  nur  für  den  Bevollmächtigten, 
sondern  auch  für  den  gesetzlichen  Vertreter  (vergl.  Olshausen 
§  65  N.  15,  Rechtspr.  Bd.  3  S.  264  ff.).  Das  Erlöschen  der  berech- 
tigten Firma  und  der  berechtigton  juristischen  Person  steht  dem  Tode 
der  physischen  Person  hinsichtlich  der  Antragsberechtigung  gleich. 
Indessen  ist  dabei  zu  beachten,  dass  Handelsgesellschaften  und  juri- 
stische Personen  als  solche  im  Liquidationsstadium  noch  fortbestehen ; 
demnach  steht  den  Liquidatoren  das  Antragsrecht  bis  zur  Beendigung 
der  Liquidation  zu  (vergl.  Kohl  er  P-R.  No.  582,  vergl.  auch  538). 
Eine  Uebert ragung  des  Antragsrechtes  durch  Rechtsgeschäfte  unter 
Lebenden  ist  gleichfalls  nicht  zulässig  (Str.  Bd.  12  S.  328). 

652.  Rechtsmittel  bei  Nichtberücksichtigung  des  Antrags. 

Giebt  die  Staatsanwaltschaft  dem  Antrage  auf  Erhebung  der 
öffentlichen  Klage  nicht  Folge,  so  steht  dem  Antragsteller  binnen 
zwei  Wochen  nach  der  Bekanntmachung  des  Bescheides  die  Beschwerde 
an  den  vorgesetzten  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  und  gegen  dessen 
ablehnenden  Bescheid  binnen  einem  Monat  der  an  das  Oberlandes- 
gericht zu  richtende  Antrag  auf  gerichtliche  Entscheidung  zu.  Der 
Antrag  auf  gerichtliche  Entscheidung  muss  von  einem  Rechtsanwälte 
unterzeichnet  sein.  Das  Verfahren  richtet  sich  im  Weiteren  nach  den 
Vorschriften  der  §§  170  ff.  der  Strafprozessordnung.  Wird  in  Gemäss- 
heit  dieser  Bestimmungen  der  Antnig  von  dem  Gericht  verworfen, 
oder  wird  derselbe  für  zurückgenommen  erklärt,  weil  der  Antrag- 
steller die  ihm  zur  Deckung  der  durch  die  Untersuchung  der  Staats- 
kasse und  dem  Beschuldigten  voraussichtlich  erwachsenden  Kosten 
auferlegte  Sicherheit  nicht  geleistet  hat,  so  sind  nach  §  175  der 
Strafprozessordnung  die  durch  das  Verfahren  veranlassten  Kosten  dem 
Antragsteller  aufzuerlegen.  Ist  von  dem  Gericht  die  Erhebung  der 
öffentlichen  Klage  beschlossen,  der  Angeschuldigte  demnächst  aber 
ausser  Verfolgung   gesetzt    oder   freigesprochen,    oder   das  Verfahren 
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eingestellt,  so  fallen  dem  Antragsteller  die  Kosten  des  Verfahrens  so- 
wie die  dem  Beschuldigten  erwachsenen  nothwendigen  Auslagen,  zu 
welchen  die  Gebühren  und  Auslagen  des  von  diesem  zu  seiner  Ver- 
tretung bestellten  Anwaltes  gehören,  zur  Last.  Das  Gericht  kann 
jedoch  nach  Befinden  der  Umstände  den  Antragsteller  von  der  Tragung 
der  Kosten  ganz  oder  theilweise  entbinden  (§  504  der  Strafprozess- 
ordnung). Die  dem  Antragsteller  in  Gemässheit  obiger  Bestimmungen 
aufzuerlegenden  Gerichtskosten  betragen  nach  §  69  des  Gerichtskosten- 
gesetzes fünfzig  Mark;  dieser  Betrag  ermässigt  sich  indessen  auf  die 
Hälfte,  wenn  den  Antragsteller  wegen  Nichtleistung  der  demselben 
auferlegten  Sicherheit  die  Kosten  treffen. 


LXXIIL  Thäter  und  Tlieiliielimer  an  dem  Ver- 
gehen. 

653.    Untersohied  zwischen  Thäterschaft  und  Theilnahme. 

Wer  eines  strafbaren  Eingriffs  in  ein  fremdes  Recht  sich  schuldig 
macht,  begeht  diese  Handlung  entweder  als  eine  eigene  oder  beab- 
sichtigt, durch  seine  Thätigkeit  ein  fremdes  Handeln  zu  unterstützen 
oder  herbeizuführen.  Im  ersteren  Falle  gilt  der  Handelnde  rechtlieh 
als  Thäter,  in  den  beiden  letzten  Fällen  als  Gehülfe  oder  Anstifter. 
Die  Bestrafung  als  Thäter  wird  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dass  mit 
der  strafbaren  Handlung  neben  dem  eigenen  Interesse  zugleich  oder 
hauptsächlich  ein  fremdes  Interesse  verfolgt  wird.  We|*  z.  B.  als  Wirth 
gegen  Provision  für  fremde  Rechnung  Wein  verkauft,  wird  demnach,  da 
er  hierbei  auch  in  eigenem  Namen  und  in  eigenem  Interesse  handelt,  als 
Thäter  angesehen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  191  ff.).  Bei  einer  Handlung 
können  nicht  nur  ein  Thäter,  ein  Gehälfe  und  ein  Anstifter,  sondern 
auch  mehrere  Thäter,  mehrere  Gehülfen  und  mehrere  Anstifter  betheiligt 
sein;  im  ersteren  Falle  spricht  man  von  Mitthäterschaft.  Mitthäter- 
schaft,  Beihülfe  und  Anstiftung  fallen  unter  den  rechtlichen  Begriff 
der  Theilnahme  im  Sinne  der  §§  47  ff.  des  Strafgesetzbuchs.  Hier- 
nach sind  alle  Theilnehmer  an  einem  Vergehen  strafbar;  nur  hin- 
sichtlich des  Strafmaasses  besteht  eine  Verschiedenheit  insofern,  als 
die  Strafe  des  Gehülfen  bis  auf  ein  Viertheil  des  Mindestbetrages  der 
dem  Thäter  und  Anstifter  angedrohten  gesetzlichen  Strafe  ermässigt. 
werden  kann  (vergl.  §§  49  &  44  des  Strafgesetzbuchs). 

654.    Physische  Persönlichkeit  als  Voraussetzung  der  Bestrafung. 

Als  Thäter  oder  Theilnehmer  an  einer  strafbaren  Handlung  kann 
nur  eine  physische  Person  bestraft  werden.  Die  Strafverfolgung  von 
Handlungen,  welche  für  eine  juristische  Person  —  Aktiengesellschaft, 
Korporation  —  oder  für  eine  Handelsgesellschaft  begangen  sind,  kann 
sich  daher  nur  gegen  die  in  strafbarer  Weise  thätig  gewordenen  phy- 
sischen Personen  richten.  Dies  gilt  auch  dann,  wenn  die  gesetzlichen 
Vertreter  der  juristischen  Person  oder  die  Theilhaber  einer  Handels- 
gesellscliaft  innerhalb  ihrer  Befugnisse  und  im  Geschäftsbetriebe  der 
Gesellschaft  gehandelt  haben  (R-O-H.  Bd.  13  S.  291.  292,  Civ.  Bd.  15 
S.  129,  Str.  Bd.  16  S.  123.  124). 
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655.   Handeln  durch  Mittelspersonen. 

Thäter  ist  nicht  nur  derjenige,  welcher  die  strafbare  Handlung 
selbst  in  allen  Theilen  ausführt,  sondern  auch  wer  sich  der  Hülfe 
anderer  Personen,  welche  er  als  seine  Organe  —  Mittelspersonen  — 
benutzt,  zur  Begehung  einer  strafbaren  That  bedient  (Str.  Bd.  1 
S.  148.  149,  Str.  Bd.  3  S.  273,  Str.  Bd.  3  S.  318).  Als  Thät«r  haftet 
demnach  der  Auftraggeber,  weicher  seine  Beauftragten,  und  der  Prin- 
zipal, welcher  seine  Angestellten  mit  Ausführung  der  Strafthat  be- 
auftragt; nicht  nöthig  ist  dabei,  dass  die  Mittelsperson  in  einem 
Abhängigkeits-  oder  überhaupt  einem  Verpflichtungs Verhältnisse  zum 
Thäter  stehe.  Als  Thäter  ist  auch  anzusehen,  wer  einen  Anderen  unter 
der  Täuschung,  dass  der  Gebrauch  der  Waarenbezeichnung  erlaubt 
sei,  zu  deren  Benutzung  veranlasst  (KohlerM-R.  S.  366,  vergl.  auch 
665).  Dem  Auftraggeber  steht  nicht  derjenige  gleich,  welcher  eine 
Strafthat  erst  nach  deren  Begehung  genehmigt. 

656.  Strafbarkeit  der  Mittelspersonen,  insbesondere  der  Angestellten. 

Für  die  Strafbarkeit  des  Thäters  ist  es  ohne  Bedeutung,  ob  die 
von  diesem  als  Organ  benutzte  Person  wissentlich  oder  unwissentlich 
gehandelt  hat  (Str.  Bd.  3  S.  318).  Der  Umstand,  dass  die  Mittels- 
person wissentlich  thätig  geworden  ist,  kommt  allein  für  die  Frage 
in  Betracht,  ob  die  Mittelsperson  selbst  sich  strafbar  gemacht  hat: 
denn  je  nach  dem  Maasse  der  entwickelten  Thätigkeit  und  der  aus 
letzterer  sich  ergebenden  Willensrichtung  kann  im  Falle  wissent- 
lichen Handelns  das  Organ  entweder  als  Mitthäter  oder  als  Gehülfe  zur 
Verantwortung  gezogen  werden  (Str.  Bd.  1  S.  148.  149).  Regelmässig 
wird  allerdings  Beihülfe  anzunehmen  sein,  und  zwar  namentlich  dann, 
wenn  Jemand,  welcher  im  Gewerbe  eines  Anderen  angestellt  ist, 
wissentlich  im  Interesse  des  Geschäftsinhabers  sich  an  einem  Vergehen 
betheiligt,  wie  z.  B.  der  Arbeiter,  welcher  die  Bezeichnung  im  Auf- 
trage seines  Prinzipals  vornimmt,  oder  der  Handlungsgehülfe,  welcher 
an  dem  Inverkehrbringen  theilnimmt  (01shausen§47N.  17,  Kohler 
M-R.  S.  390,  Kohler  P-R.  No.  551,  Stenglein  §  14  N.  12).  Dabei 
ist  der  Umstand,  dass  der  Angestellte  seinem  Prinzipal  auf  Grund 
seines  Dienstverhältnisses  zum  Gehorsam  verpflichtet  war,  kein  Straf- 
ausschliessungsgrund,  da  Niemand  verpflichtet  sein  kann,  einem  wider- 
rechtlichen Auftrage  Folge  zu  geben  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  194, 
vergl.  Str.  Bd.  6  S.  440).  Ist  der  Prinzipal  selbst  nicht  thätig  ge- 
worden, und  hat  derselbe  auch  nicht  die  widerrechtliche  Thätigkeit 
seines  Angestellten  herbeigeführt,  so  wird  der  Angestellte  als  Thäter 
bestraft.  Von  Beihülfe  kann  alsdann  keine  Rede  sein,  weil  eine  solche 
nur  in  Anschluss  an  ein  —  entweder  in  einer  äusseren  Handlung  oder 
in  der  Abgabe  einer  Willenserklärung  bestehendes  —  Handeln  eines 
Thäters  geleistet  werden  kann  (ZgR.  IL  S.  247).  Die  Bestrafung  des 
Angestellten  als  Thäters  tritt  in  diesem  Falle  selbst  dann  ein,  wenn 
die  Vortheile  der  Handlung  ausschliesslich  dem  Geschäftsinhaber  zu- 
kommen (vergl.  Str.  Bd.  4  S.  183).  Bei  juristischen  Personen  und 
Handelsgesellschaften  haften  in  der  Regel  die  gesetzlichen  Vertreter 
und  die  vertretungsberechtigten  Gesellschafter  als  Thäter,  die  nicht 
Vertretungsberechtigton  Personen  dagegen  nach  den  bereits  erörterten 
Regeln  wie  Angestellte  einer  physischen  Person. 
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657.    Positive  Thatigkeit  als  Voraussetzung  der  Bestrafung. 

Derjenige^  in  dessen  Interesse  von  einer  Mittelsperson  eine  straf- 
bare Handlung  ausgeführt  ist,  kann  allein  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
demselben  die  Vortheile  der  That  zukommen  oder  nach  der  Absicht 
des  Handelnden  zufallen  sollen,  noch  nicht  als  Thäter  bestraft  wer- 
den (vergl.  Str.  Bd.  14  S.  31).  Dies  gilt  selbst  dann,  wenn  derselbe 
um  die  That  gewusst  und  dieselbe  trotzdem  nicht  gehindert  hat 
(Civ.  Bd.  33  S.  139.  140).  Vielmehr  setzt  die  Bestrafung  wegen 
Thäterschaft  immer  eine  positive,  auf  die  Ausführung  der  That  ab- 
zielende, Thatigkeit  voraus;  blosses  Mitwissen  oder  Billigen  der 
Handlung  genügt  im  Allgemeinen  nicht.  Insbesondere  ist  der  Prin- 
zipal, welcher  gegen  ihm  bekannte  Handlungen  seiner  Angestellten 
nicht  eingeschritten  ist,  um  deswillen  noch  nicht  ohne  Weiteres  als 
Thäter  strafbar  (Blum  Ann.  Bd.  8  S.  170,  Rechtspr.  Bd.  5  S.  335, 
Oppenhoff  Bd.  1()  S.  161).  Selbst  derjenige,  welcher  aus  der  ihm 
bekannten  Thatigkeit  eines  Anderen  Vortheil  zu  ziehen  beabsichtigt, 
oder  wer  die  gemeinsame  Ausführung  der  That  mit  einem  Anderen 
verabredet,  jedoch  schliesslich  hiervon  Abstand  genommen  hat,  wird, 
falls  die  Ausführung  der  That  doch  erfolgt,  nicht  als  Thäter  angesehen 
(Rechtspr.  Bd.  o  S.  335  ff.,  Str.  Bd.  4  S.  178.  179). 

658.   Abgabe  von  Willenserklärungen  als  positive  Thatigkeit. 

Eine  positive,  die  Strafbarkeit  herbeiführende,  Thatigkeit  kann 
nicht  nur  in  einer  äusseren  Handlung,  sondern  auch  in  ausdrück- 
lichen oder  stillschweigenden  Erklärungen  oder  Anordnungen  gefun- 
den werden,  z.  B.  in  der  ausdrücklich  oder  stillschweigend  erklärten 
Billigung  der  Handlungen  der  Angestellten  durch  den  Betriebsleiter 
oder  Prinzipal  (Oppenhoff  Bd.  16  S.  161,  Oppenhoff  Bd.  16  S.  645). 
Blosses  Schweigen  darf  dabei  indessen  nicht  als  stillschweigende  Er- 
klärung angesehen  werden;  es  ist  immer  eine  positive  Thatigkeit  er- 
forderlich, aus  welcher  auf  die  Abgabe  einer  stillschweigenden  Willens- 
äusserung  geschlossen  werden  kann.  Als  Handlungen  dieser  Art 
können  insbesondere  in  Betracht  kommen:  a.  die  Annahme  der  aus 
früheren  Handlungen  erzielten  Vortheile:  b.  die  Hingabe  von  Geld  oder 
von  Werkzeugen  zum  Zwecke  der  Ausführung  der  That  u.  s.  w. 

659.   Strafbarkeit  der  Handelsgesellschafter  und  gesetzlichen  Vertreter. 

Die  gleichen  Grundsätze,  nach  welchen  die  Strafbarkeit  überhaupt 
und  insbesondere  die  strafrechtliche  Haftung  für  Handlungen  Anderer 
sich  bestimmt,  gelten  auch  im  Verhältnisse  mehrerer  Theilhaber  einer 
offenen  Handelsgesellschaft  zu  einander.  Strafbar  sind  nur  diejenigen 
Gesellschafter,  bei  welchen  sämmtliche  Voraussetzungen  der  Strafbar- 
keit vorliegen;  wegen  der  Handlung  des  einen  Gesellschafters  tritt 
noch  nicht  ohne  Weiteres  die  Bestrafung  der  anderen  Gesellschafter 
ein  (Oppenhoff  Bd.  10  S.  593,  Stenglein  §  14  N.  12).  Es  besteht 
auch  kein  Kechtssatz  des  Inhaltes,  dass  jeder  Gesellschafter  für  die 
im  Geschäftsbetriebe  begangenen  Handlungen  aufkommen  müsse,  so- 
fern er  nicht  Umstände  darlege,  welche  seine  Mitthäterschaft  aus- 
schliessen  (Str.  Bd.  o  S.  109).  Ein  Gesellschafter  kann  selbst  dann 
nicht  als  Thäter  bestraft  werden,  wenn  er  von  der  strafbaren  Hand- 
lun^^  eines  anderen  Gesellschafters  gewusst  und  dieselbe,  trotzdem  er 
in  der  Lage  gewesen  ist,    Einspruch  zu  erheben,  widerspruchslos  hat 
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geschehen  lassen  (anders  Kohler  M-R.  S.  387.  388,  Meili  S.  31,  vergl. 
Kohler  P-R.  No.  552,  Kohler  P  &  J.  IL  S.  18).  Die  Bestrafung  des 
nicht  handelnden  Gesellschafters  ist  vielmehr  stets  nur  zulässig,  wenn 
derselbe  selbst  eine  positive  Thätigkeit  entwickelt  hat  (Str.  Bd.  3 
S.  213).  Eine  positive  Thätigkeit  ist  auch  hier  nicht  nur  in  äusseren 
Handlungen,  sondern  sowohl  in  ausdrücklichen  als  stillschweigenden 
Erklärungen  und  Anordnungen  zu  finden,  z.  B.  in  der  Ertheilung  der 
Zustimmung,  dass  die  Handlung  seitens  des  anderen  Theilhabers  zu 
gemeinschaftlichem  Nutzen  erfolge  (Meves  §  14  N.  8,  Str.  Bd.  3  S.  269, 
vergl.  658).  Mehrere  Gesellschafter,  welche  durch  gemeinsame  Betheili- 
gung an  einer  Handlung  sich  strafbar  gemacht  haben,  sind  als  Mit- 
thäter  zu  behandeln  (Str.  Bd.  3  S.  269,  Str.  Bd.  3  S.  273).  Dies 
gilt  indessen  nur  für  diejenigen  Gesellschafter,  welche  Inhaber  des 
Handelsgeschäftes  sind.  Der  Kommanditist  und  der  stille  Gesell- 
schafter können  zwar  auch,  wenn  sie  sich  an  dem  widerrechtlichen 
Handeln  betheiligen,  sich  strafbar  machen;  indessen  haften  sie  als- 
dann regelmässig  nicht  als  Thäter,  sondern  als  Gehülfen  (vergl.  664). 
Die  für  die  Theilhaber  einer  Handelsgesellschaft  erörterten  Grund- 
sätze gelten  in  gleicher  Weise  für  mehrere  Vertreter  einer  juristischen 
Person  sowie  für  mehrere  gesetzliche  Vertreter  einer  Person  über- 
haupt. 

660.    Unterschied  zwischen  Mitthäterschaft  und  Beihülfe. 

Betheiligen  sich  Mehrere  wissentlich  an  der  Ausführung  einer 
Strafthat,  so  liegt  entweder  Mitthäterschaft  oder  Beihülfe  vor.  Mit- 
thäterschaft und  Beihülfe  unterscheiden  sich  nur  durch  das  subjektive 
Moment,  d.  h.  durch  die  Willensrichtung  des  Handelnden,  während  der 
objektive  Thatbestand,  d.  h.  die  äussere  Thätigkeit,  •  durch  welche  zur 
Ausführung  der  Strafthat  mitgewirkt  wird,  bei  beiden  der  gleiche 
sein  kann.  Der  Gehtilfe  will  die  That  als  diejenige  eines  Dritten 
unterstützen,  während  der  Mitthäter  die  That  in  Gemeinschaft  mit 
einem  Anderen  als  seine  eigene  ausführen  und  zur  Vollendung  bringen 
will  (Str.  Bd.  2  S.  163,  Str.  Bd.  3  S.  182.  183).  Ob  hiernach  das  Eine 
oder  das  Andere  vorliegt,  ist  regelmässig  Sache  thatsächlicher  Fest- 
stellung. Eine  wichtige  Grundlage  für  eine  derartige  Feststellung 
bildet  eine  von  den  Betheiligten  vor  der  That  getroffene  Verabredung 
(Str.  Bd.  2  S.  163).  Insbesondere  kann  dafür,  ob  Mitthäterschaft 
oder  Beihülfe  anzunehmen  ist,  von  Erheblichkeit  sein,  ob  die  Hand- 
lung gegen  feste  Provision  oder  gegen  Zusicherung  eines  Gewinn- 
antheils,  ob  sie  in  eigenem  Namen  oder  in  kundgegebener  Vollmacht 
eines  Anderen  vorgenommen  wurde.  Dagegen  genügt  der  Umstand, 
dass  hauptsächlich  im  pekuniären  Interesse  eines  Anderen  gehandelt 
ist,  an  sich  noch  nicht  zum  Ausschlüsse  der  Mitthäterschaft  (vergl. 
Str.  Bd.  9  S.  111,  vergl.  auch  653). 

661.   Wissentlichkeit  bei  Mitthäterschaft  und  Beihülfe. 

Mitthäter  sowohl  als  Gehülfen  müssen  wissentlich  gehandelt  haben; 
bei  ohne  strafbaren  Vorsatz  begangenen  Handlungen  kann  von  Theil- 
nahme  im  Sinne  des  Strafrechts  nicht  die  Rede  sein  (Str.  Bd.  8 
S.  300  flF.).  Insbesondere  kann  Bestrafung  wegen  Mitthäterschaft  und 
Beihülfe  nicht  gegen  den  eintreten,  bei  welchem  die  Wissentlichkeit 
durch  thatsäch liehen  Irrthum  ausgeschlossen  war  (vergl.  Str.  Bd.  3 
S.  8).    Bei  dem  Gehülfen  muss  das  Wissen  sich  darauf  erstrecken,  dass 
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der  Thäter  widerrechtlich  thätig  geworden  ist  (vergl.  468).  Dagegen 
ist  die  Strafbarkeit  des  Mitthäters  und  Gehülfen  nicht  etwa  dadurch 
bedingt,  dass  auch  die  anderen  bei  der  That  Betheiligten  gleichfalls 
wissentlich  gehandelt  haben ;  namentlich  schliesst  die  Thatsache,  dass 
der  Thäter  —  z.  B.  in  Folge  eines  thatsächliohen  Irrthums  —  nicht 
wissentlich  thätig  geworden  ist,  die  Bestrafung  des  wissentlich  han- 
delnden Gehülfen  nicht  aus  (Rechtspr.  Bd.  2  S.  151  ff.). 

662.   Objektiver  Thatbestand  bei  Mitthäterechaft  und  Beihülfe. 

Für  den  objektiven  Thatbestand  ist  es  weder  bei  der  Mitthäter- 
Schaft  noch  bei  der  Beihülfe  erforderlich,  dass  eine  einen  unmittel- 
baren Eingriff  in  das  geschützte  Hecht  darstellende  Handlung  von  der 
als  Mitthäter  oder  Gehülfe  haftbar  gemachten  Person  begangen  sei; 
die  Strafbarkeit  tritt  vielmehr  auch  dann  ein,  wenn  eine  durch  das 
Gesetz  für  strafbar  erklärte  Handlung  durch  irgendwelche  Thätigkeit 
befördert  oder  auch  nur  vorbereitet  wurde.  Es  ist  demnach  nicht 
nöthig,  dass  der  Mitthäter  oder  Gehülfe  sich  bei  der  Ausführung 
der  strafbaren  That  —  also  bei  dem  widerrechtlichen  Bezeichnen,  Inver- 
kehrbringen und  Feilhalten  —  betheiligt  habe,  vielmehr  genügt  es 
für  die  Strafbarkeit,  wenn  auch  nur  eine  solche  Thätigkeit  entwickelt 
ist,  welche  für  sich  betrachtet  entweder  überhaupt  oder  als  Versuchs- 
oder Vorbereitungshandlung  nach  dem  Gesetze  straflos  bleiben  würde 
(Str.  Bd.  9  S.  77,  vergl.  623).  Es  reicht  in  einem  solchen  Falle  hin, 
wenn  die  Absicht,  dass  die  die  Rechtsverletzung  unmittelbar  dar- 
stellende Handlung  durch  einen  Andern  verwirklicht  werde,  durch 
irgend  eine  Handlung  bethätigt  wird  (vergl.  Civ.  Bd.  22  S.  167.  168). 
Es  hat  dies  seinen  Grund  darin,  dass,  wenn  Mehrere  sich  wissentlich 
an  einer  Strafthat  betheiligen,  die  Thätigkeit  jedes  Einzelnen,  ins- 
besondere diejenige  des  die  Strafthat  unmittelbar  Ausführenden,  sämmt- 
lichen  Mitbetheiligten  zugerechnet  wird.  Vorauszusetzen  ist  dabei, 
dass  die  Strafthat  zur  Ausführung  gelangt,  und  es  nicht  etwa  beim 
Versuche  oder  gar  einer  Vorbereitungshandlung  bleibt,  da  sonst  nicht 
nur  zu  Gunsten  des  Thäters,  sondern  auch  für  den  Theilnehmer  nach 
dem  Gesetze  Straflosigkeit  eintritt  (vergl.  623). 

663.   Begriff  der  Beihülfe. 

Was  die  Beihülfe  insbesondere  anlangt,  so  wird  nach  §  49  des 
Strafgesetzbuchs  als  Gehülfe  bestraft,  wer  dem  Thäter  zur  Begehung 
des  Vergehens  durch  Rath  oder  That  wissentlich  Hülfe  geleistet  hat. 
Das  Gesetz  erfordert  also  eine  Hülfe  zur  Begehung,  nicht  bei  Be- 
gehung der  That.  Danach  ist  die  Beihülfe  strafbar,  auch  wenn  solche 
lediglich  zu  Vorbereitungshandlungen  des  Thäters  geleistet  wurde, 
vorausgesetzt  selbstverständlich,  dass  die  That  demnächst  zur  Aus- 
führung gelangt  ist  (Blum  Ann.  Bd.  4  S.  185).  Man  kann  sogar 
Gehülfe  eines  noch  unbestimmten  und  unbekannten  Thäters  sein,  wie 
dies  beispielsweise  der  Fall  ist,  wenn  Jemand  geschützte  Etiketten 
anfertigt  und  zu  dem  Zwecke  an  Zwischenhändler  verkauft,  dass  diese 
die  Etiketten  wiederum  dem  Thäter  liefern  (Kohler  in  Propr.  Ind. 
XI.  S.  183).  Auch  zur  Anstiftung  kann  Beihülfe  im  Sinne  des  Straf- 
rechts geleistet  werden  (Str.  Bd.  14  S.  319.  320).  Ob  dem  Thäter 
durch  die  Hülfeleistung  eine  Förderung  des  beabsichtigten  Erfolges 
zu  Theil  geworden  ist,  ist  gleichgültig;  das  Gesetz  unterscheidet  nicht 
zwischen  wesentlicher  und  unwesentlicher  Beihülfe  (Olshausen  §49 
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N.  8).  Wissentlich  ist  die  Beihülfe  geleistet,  wenn  auch  nur  im 
Eventualdolus  gehandelt  wurde  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  161.  162, 
vergl.  599). 

664.   Mitthäterschaft  und  Beihülfe  in  einzelnen  Anwendungsfällen. 

Nach  den  oben  entwickelten  Grundsätzen  wird  regelmässig  Mit- 
thäterschaft  vorliegen,  wenn  Jemand  Waaren  zu  dem  Zwecke  und 
mit  der  Verabredung  einem  Anderen  liefert,  dass  dieser  dieselben 
widerrechtlich  mit  einer  Bezeichnung  versehe  und  in  Verkehr  bringe 
(vergl.  Civ.  Bd.  18  S.  38,  Bolze  Bd.  9  No.  108).  Als  Gehülfe  wird 
dagegen  für  die  Regel  —  unter  der  Voraussetzung  wissentlichen 
Handelns  —  gelten:  a.  wer  als  Organ  eines  Anderen  thätig  geworden 
ist,  namentlich  der  Angestellte,  aber  auch  der  Kommanditist  und  der 
stille  Gesellschafter,  welche  sich  an  dem  widerrechtlichen  Handeln 
betheiligen  (vergl.  ZgR.  HI.  S.  142,  vergl.  auch  432);  b.  wer  bei  dem 
Bezeichnen  von  Waare,  Verpackung  u.  s.  w.  behülflich  ist  oder  die 
Mittel  hierzu  liefert,  also  der  Drucker,  der  Lithograph,  der  Verfertiger 
der  mit  dem  Zeichen  versehenen  Verpackungen,  der  Lieferant  der 
Druckstempel,  der  Zeichen,  der  Verpackungen  u.  s.  w.  (vergl.  429. 
431):  c.  der  Drucker,  welcher  die  widerrechtlich  bezeichneten  Ankün- 
digungen, Geschäftsbriefe  u.  s.  w.  anfertigt,  der  Lieferant  derselben 
und  die  für  die  widerrechtlich  bezeichneten  Zeitungsannoncen  verant- 
wortlichen Personen  (vergl.  413):  d.  wer  das  Inverkehrbringen  unter- 
stützt oder  vorbereitet,  z.  B.  der  Spediteur,  der  Frachtführer  (vergl.  418); 
e.  wer  beim  Feilhalten  behülflich  ist,  namentlich  der  Vermittler,  Agent, 
Makler  und  sogar  derjenige,  dessen  Hülfeleistung  allein  in  der  Angabe 
der  Adressen  von  Abnehmern  besteht  (vergl.  Rechtspr.  Bd.  9 
S.  149  ff.,  vergl.  auch  425);  f.  wer  zur  Begründung  einer  Scheinfirma 
seinen  Namen  hergiebt  (vergl.  521).  Indessen  kann  sowohl  in  den 
Fällen,  in  welchen  regelmässig  Mitthäterschaft  vorliegt,  im  einzelnen 
Falle  Beihülfe,  und  in  den  Fällen,  in  welchen  regelmässig  Beihülfe 
vorliegt,  auch  Mitthäterschaft  angenommen  werden,  da  massgebend 
für  die  Unterscheidung  dieser  beiden  Arten  der  Theilnahme  nicht  der 
objektive  Thatbestand,  sondern  das  subjektive  Moment  ist  (vergl.  660). 

665.   Anstiftung. 

Als  Anstifter  wird  nach  §  48  des  Strafgesetzbuchs  bestraft,  wer 
einen  Anderen  zu  der  von  demselben  begangenen  strafbaren  Hand- 
lung durch  Geschenke  oder  Versprechungen,  durch  Drohung,  durch 
Missbrauch  des  Ansehens  oder  der  Gewalt,  durch  absichtliche  Herbei- 
führung oder  Beförderung  eines  Irrthums  oder  durch  andere  Mittel 
vorsätzlich  bestimmt  hat.  Da  nach  dem  Zeichengesetze  der  Versuch 
straflos  bleibt,  so  ist  auch  der  Anstifter  nur  dann  zu  bestrafen, 
wenn  die  Hauptthat  zur  Vollendung  gediehen  ist.  Wer  einen  Anderen 
zur  Begehung  einer  strafbaren  Handlung  veranlasst,  ist  deshalb  nicht 
nothwendiger  Weise  Anstifter  im  Sinne  des  Strafrechts.  Vielmehr 
wird  ein  solcher  nur  dann  als  Anstifter  bestraft,  wenn  sowohl  die 
Absicht  des  Anstiftenden  als  die  des  Handelnden  darauf  ging,  dass 
letzterer  die  That  als  eine  eigene  ausführen,  also  Thäter  sein  solle. 
Wollte  der  die  That  Veranlassende  selbst  die  Handlung  ausführen 
und  hat  derselbe  nur  zum  Zwecke  der  Ausführung  sich  der  Hülfe 
des  Anderen  bedient,  so  gilt  ersterer  als  Thäter,  der  letztere  dagegen 
als  Mittelsperson  (Stenglein  §  14  N.  12,  vergl.  655.  432).    Ob  der  An- 
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Stifter  ein  Interesse  an  der  Ausführung  der  That  hatte,  ist  gleichgültig ; 
regelmässig  wird  dies  allerdings  der  Fall  sein.  Keine  Anstiftung 
liegt  vor,  wenn  der  Berechtigte  einen  agent  provocateur  bestellt  hat 
oder  selbst  in  provokatorischer  Weise  thätig  geworden  ist,  da  in 
diesem  Falle  nicht  die  Entschliessung  des  Dritten,  dessen  störende 
Thätigkeit  herbeigeführt  wird,  beeinflusst,  sondern  derselbe  nur  auf 
die  Probe  gestellt  werden  soU  (vergl.  Str.  Bd.  23  S.  364.  365,  vergl. 
auch  389).  Die  Strafbarkeit  des  Anstifters  ist  dadurch  bedingt,  dass 
derselbe  wissentlich  gehandelt  hat;  ist  dies  der  Fall,  so  schliesst  der 
Umstand,  dass  der  Thäter  nicht  wissentlich  gehandelt  hat,  die  Be- 
strafung des  Anstifters  nicht  aus  (vergl.  661).  Es  genügt  indessen 
bei  dem  Anstifter,  wie  bei  dem  Thäter,  der  Eventualdolus  (Str. 
Bd.  26  S.  362).  Mehrere  Anstifter  sind  nicht  nur  dann  strafbar, 
wenn  sie  durch  mehrere  unabhängig  von  einander  wirkende  Hand- 
lungen angestiftet  haben,  sondern  auch  dann,  wenn  jede  einzelne  An- 
stiftung auch  nur  in  Verbindung  mit  einer  anderen  für  die  That  von 
ursächlicher  Bedeutung  gewesen  ist  (vergl.  Bolze  Bd.  13  No.  129, 
Civ.  Bd.  28  S.  167  ff.). 

666.  Begünstigung. 

Zu  einem  Vergehen  gegen  das  Zeichengesetz  ist  Begünstigung 
im  Sinne  des  §  257  des  Strafgesetzbuchs  denkbar.  Die  Begünstigung 
ist  keine  Art  der  Theilnahme. 


LXXIY.  Zusammentreffen  mehrerer  strafbarer 

Handlungen. 

667.   Idealkonkurrenz  und  Realkonkurrenz. 

Mehrere  strafbare  Handlungen  treffen  entweder  dadurch  zusammen, 
dass  eine  und  dieselbe  Handlung  mehrere  Strafgesetze  verletzt  — 
sog.  Idealkonkurrenz  —  oder  dadurch,  dass  Jemand  durch  mehrere 
selbständige  Handlungen  mehrere  Vergehen  od«r  dasselbe  Vergehen 
mehrmals  begeht  —  sog.  Realkonkurrenz.  Im  Falle  der  Idealkonkur- 
renz kommt  nach  §  73  des  Strafgesetzbuchs  nur  dasjenige  Gesetz, 
welches  die  schwerste  Strafe  oder  die  schwerste  Strafart  androht,  zur 
Anwendung;  im  Falle  der  Realkonkurrenz  ist  bei  Geldstrafen  nach 
§  78  des  Strafgesetzbuchs  mehrfach  auf  Strafe  und  bei  Freiheits- 
strafen nach  §  74  des  Strafgesetzbuchs  auf  eine  Gesammtstrafe  zu 
erkennen,  welche  in  einer  Erhöhung  der  verwirkten  schwersten  Strafe 
besteht.  Ein  Vergehen  gegen  das  Zeichengesetz  kann  in  idealer  und 
in  realer  Konkurrenz  nicht  nur  mit  einer  nach  dem  Zöichengesetz 
strafbaren  Handlung,  sondern  auch  mit  einem  sonstigen,  nach  dem 
Strafgesetzbuche  strafbaren,  Vergehen  begangen  sein,  da  die  straf- 
rechtlichen Vorschriften  des  Zeichengesetzes  als  Ergänzungen  des 
allgemeinen  Strafgesetzes  dessen  Anwendung  nicht  ausschliessen. 

668.   Idealkonkurrenz  mehrerer  Zeichenvergehen. 

Hiernach  kann  ein  Vergehen  gegen  §  14  in  idealer  Konkurrenz 
mit  einem    solchen    gegen  §  15,    und    ein  Vergehen  gegen  §  14  oder 
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gegen  §  15  in  idealer  Konkurrenz  mit  einem  solchen  gegen  §  16  be- 
gangen sein.  Letzteres  trifft  dann  zu,  wenn  in  einer  widerrechtlich 
benutzten  Waarenbezeichnung  als  Bestandtheile  derselben  sich  eine 
Ortsbezeichnung  oder  eines  der  in  §  16  bezeichneten  Wappen  findet, 
welche  in  ihrer  Beziehung  zu  den  widerrechtlich  bezeichneten  Waaren 
als  fälschliche  Herkunftsbezeichnung  derselben  im  Sinne  des  §  16  sich 
darstellen  (vergl.  751). 

Triflft  ein  Vergehen  gegen  §  14  mit  einem  solchen  gegen  §  15  zu- 
sammen, so  kommt  die  Strafe  des  §  14  als  die  schwerere  zur  Anwen- 
dung. Auf  die  Strafe  des  §  15  darf  dann  nur  erkannt  werden,  wenn 
Freisprechung  wegen  des  Vergehens  gegen  §  14  erfolgt.  Liegt  dieser 
letztere  Fall  vor,  so  ist  der  §  15  selbst  dann  anzuwenden,  wenn  auch 
in  der  Anklage  und  in  dem  Eröffhungsbeschluss  nur  auf  den  §  14 
Bezug  genommen  ist,  sofern  sich  aus  der  Sachdarstellung  der  Anklage 
oder  den  sonstigen  Vorverhandlungen  ergiebt,  dass  die  dem  Angeklagten 
zur  Last  gelegte  Handlung  sich  auch  unter  den  Gesichtspunkt  des 
§  15  bringen  lässt.  Es  ist  alsdann  nur,  und  zwar  gemäss  §  264  der 
Strafprozessordnung,  der  Angeklagte  auf  die  Veränderung  des  recht- 
lichen Gesichtspunktes  hinzuweisen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  329.  330). 

669.   Idealkonkurrenz  mit  Urkundenfäbohung. 

Von  den  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs,  gegen  welche  ein 
Vergehen  gegen  das  Zeichengesetz  zugleich  Verstössen  könnte,  kommen 
hier  allein  die  Vorschriften  über  Urkundenfälschung  und  Betrug  in 
Betracht.  Als  Urkunden  im  gesetzlichen  Sinne  können  nicht  nur 
Schriften,  sondern  auch  sonstige  körperliche  Gegenstände,  insbesondere 
Zeichen,  welche  nicht  zu  den  Buchstaben  gehören,  angesehen  werden 
(Str.  Bd.  1  S.  163,  Str.  Bd.  6  S.  290.  291).  Indessen  kann  doch  ein 
Vergehen  gegen  das  Zeichengesetz  nicht  zugleich  als  Urkunden- 
fälschung strafbar  sein,  da  der  Begriff  dieses  letzteren  Vergehens  — 
sofern  es  sich,  wie  hier,  um  Privaturkunden  handelt  —  voraussetzt, 
dass  die  fälschlich  angefertigten  oder  gebrauchten  Urkunden  zum  Be- 
weise von  Rechten  oder  von  Rechtsverhältnissen  von  Erheblichkeit 
sind.  Diese  Voraussetzung  trifft  bei  den  Waarenbezeichnungen  nicht 
zu.  da  solche  lediglich  die  thatsächliche  Bestimmung,  als  Herkunftiü- 
bezeichnung  für  Waaren  zu  dienen,  haben  (Str.  Bd.  17  S.  282  ff., 
vergl.  Kohl  er  M-R.  S.  525). 

670.   Idealkonkurrenz  mit  Betrug. 

Dagegen  kann  ein  Betrug  im  Sinne  des  §  263  des  Strafgesetz- 
buches in  idealer  Konkurrenz  mit  einem  Vergehen  gegen  das  Zeichen- 
gesetz begangen  sein  (Str.  Bd.  1  S.  267  ff.,  Str.  Bd.  14  S.  3,  vergl. 
Str.  Bd.  11  S.  357).  Der  strafrechtliche  Begriff  des  Betruges  setzt 
einerseits  die  Absicht,  sich  oder  einem  Anderen  einen  rechtswidrigen 
Vermögensvortheil  zu  verschaffen,  und  andererseits  eine  Täuschunjj: 
sowie  eine  Vermögensschädigung  voraus.  Da  der  Getäuschte  nicht 
auch  zugleich  der  Beschädigte  sein  muss,  so  kommt  die  Betruüs- 
strafe  nicht  nur  dann  zur  Anwendung,  wenn  der  Abnehmer  der 
Waare  getäuscht  und  geschädigt  ist,  sondern  auch  dann,  wenn  durch 
die  Täuschung  des  Abnehmers  dem  Inhaber  des  durch  das  Zeichen- 
gesetz geschützten  Rechtes  eine  Vermögensschädigung  zugefügt  wird 
(vergl.  R-O-H.  Bd.  21  S.  122,  Blum  Ann.  Bd.  4  S.  197,  Olshausen 
§  263  N.  16). 
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671.   Täuschung  beim  Betrüge. 

Was  die  Täuschung  anlangt,  so  kann  der  Betrug  nicht  nur  durch 
die  ausdrückliche  Erklärung,  dass  die  widerrechtlich  bezeichnete 
Waare  von  dem  Inhaber  des  Rechtes  oder  aus  dessen  Geschäftsbetriebe 
herrühre,  sondern  auch  dadurch  begangen  sein,  dass  bei  der  Lieferung 
der  widerrechtlich  bezeichneten  Waare  dem  die  echte  Waare  ver- 
langenden oder  erwartenden  Käufer  die  Unechtheit  verschwiegen  wird 
(vergl.  Olshausen  §263  N.  13). 

672.  Vermögensvortheil  beim  Betrüge. 

Ein  rechtswidriger  Vermögensvortheil  im  Sinne  des  Gesetzes  wird 
schon  dann  erstrebt,  wenn  der  Täuschende  auch  nur  den  geschäfts- 
üblichen Gewinn  aus  seiner  Handlungsweise  ziehen  will  (Rechtspr. 
Bd.  4  S.  675  fif.).  Daher  genügt  es  zur  Anwendung  des  Betrugs- 
paragraphen, wenn  die  Täuschung  in  der  Absicht  erfolgt,  eine  er- 
worbene Kundschaft,  deren  Verlust  zu  befürchten  steht,  sich  zu 
erhalten,  oder  eine  Kundschaft,  welche  man  noch  nicht  besass,  sich 
zu  erwerben,  ohne  dass  der  Nachweis  erfordert  werden  müsste,  dass 
diese  Kundschaft  höhere  Preise  als  die  üblichen  zahlt  (Rechtspr. 
Bd.  3  S.  202  ff.). 

673.  Vermögenaechädigung  beim  Betrüge. 

Eine  Vermögensschädigung  gegenüber  dem  Inhaber  des  Rechtes 
liegt  regelmässig  vor,  wenn  in  Folge  der  Täuschung  des  Abnehmers 
dem  Berechtigten  seine  bisherige  Kundschaft  entzogen  oder  verringert 
wird,  oder  der  Täuschende  auf  diese  Weise  eine  Kundschaft  sich  er- 
hält, welche  sonst  dem  Berechtigten  zugefallen  wäre  (Rechtspr. 
Bd.  3  S.  202  ff.,  Str.  Bd.  26  S.  228.  229,  Olshausen  §  263  N.  28). 
Ganz  ungewisse  Gewinnhofinungen  dürfen  allerdings  dabei  nicht  in 
Berücksichtigung  gezogen  werden,  sondern  nur  solche  Fälle,  in  welchen 
eine  rechtlich  begründete  Aussicht  auf  einen  Verdienst  des  Berech- 
tigten bestand  (Olshausen  §  263  N.  21,  vergl.  auch  580).  Auf  Seite 
des  getäuschten  Abnehmers  ist  eine  Vermögensschädigung  nicht  nur 
dann  anzunehmen,  wenn  die  widerrechtlich  bezeichnete  Waare  ihrer 
inneren  Beschaffenheit  nach  geringwerthiger  als  die  echte  Waare  ist, 
sondern  trotz  gleicher  Beschaffenheit  der  Waare  auch  dann,  wenn  die 
echte  Waare  im  Verkehre  höher  bezahlt  wird,  und  aus  den  bei  dem 
Kaufe  getroffenen  Abreden  oder  den  begleitenden  Umständen  hervor- 
geht, dass  der  Käufer  nur  die  echte  Waare  erwerben  wollte  (Str. 
Bd.  1  S.  268.  269,  Rechtspr.  Bd.  2  S,  399  ff.,  Olshausen  §263 
X.  30).  Uebrigens  kann  selbst  bei  Gleichheit  des  Preises  der  echt^en 
und  der  unechten  Waare  eine  Vermögensschädigung  angenommen 
werden,  nämlich  dann,  wenn  die  widerrechtlich  bezeichnete  Waare 
gewisse  Eigenschaften  der  echten  Waare  nicht  hat,  welche  zwar  deren 
Werth  oder  Preis  im  Allgemeinen  nicht  beeinträchtigen,  jedoch  die 
Verwerthbarkeit  der  Waare  für  den  bestimmten  Käufer  in  Frage 
stellen.  Es  ist  hierbei  an  den  Fall  zu  denken,  dass  ein  Zwischen- 
händler, dessen  Kunden  an  die  echte  Waare  gewöhnt  sind,  bei  den- 
selben für  die  widerrechtlich  bezeichnete,  jedoch  im  Uebrigen  gleich- 
werthige,  Waare  keinen  Absatz  findet  (vergl.  Str.  Bd.  16  S.  7  ff.). 
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674.  VerhSItnIss  der  Strafe  aus  dem  Zeichengesetz  zur  Betrugsstrafe. 

Im  Falle  der  Idealkonkiirrenz  eines  Vergehens  gegen  das  Zeichen- 
gesetz mit  Betrug  ist  auf  die  Betrugsstrafe  als  die  schwerere  Strafe 
zu  erkennen  (Str.  Bd.  11  S.  357).  Es  kommen  in  einem  solchen  Falle 
auch  im  Uebrigen  lediglich  die  Vorschriften  des  §  263  des  Straf- 
gesetzbuchs, nicht  diejenigen  des  Zeichengesetzes,  zur  Anwendung. 
Hieraus  ergiebt  sich:  a.  es  bedarf  keines  Strafantrages  (vergl.  633  fr.); 
b.  der  Versuch  ist  strafbar  (vergl.  623);  c.  es  darf  neben  der  Be- 
trugsstrafe weder  die  Beseitigung  der  widerrechtlichen  Kennzeichnung 
noch  auch  die  Befugniss  zur  öffentlichen  Bekanntmachung  des  Straf- 
urtheils  nach  §  19  ausgesprochen  werden  (vergl.  824.  825).  Dagesjen 
ist  die  Zuerkennung  einer  Busse  auf  Grund  des  §  18  neben  der  Be- 
trugsstrafe zulässig  (vergl.  809). 

675.   Betrug,  welcher  nicht  in  idealer  Konkurrenz  begangen  ist. 

Ein  Betrug  kann  nicht  nur  in  idealer,  sondern  auch  in  realer 
Konkurrenz  mit  einem  Vergehen  gegen  das  Zeichengesetz  begangen 
sein  (vergl.  676).  Die  Betrugsstrafe  kann  überdies  wegen  der  durch 
missbräuchliche  Benutzung  einer  Waarenbezeichnung  hervorgerufenen 
Täuschung  auch  dann  verhängt  werden,  wenn  ein  Verstoss  gegen  das 
Zeichengesetz  überhaupt  nicht  vorliegt,  wenn  z.  B.  die  Waarenbezeich- 
nung, um  welche  es  sich  handelt,  rechtlichen  Schutz  nicht  oder  nicht 
mehr  geniesst.  Demnach  kann  —  sofern  die  sonstigen  Thatbestands- 
merkmale  vorliegen  —  auch  derjenige  des  Betrugs  sich  schuldig  machen, 
welcher  durch  Lieferung  einer  mit  einem  gelöschten  oder  einem  aus- 
ländischen, im  Inlande  nicht  geschützten,  Zeichen  versehenen  Waare 
den  Irrthum  erweckt,  als  ob  die  Waare  aus  einem  bestimmten  frem- 
den Geschäftsbetriebe  herrühre. 

676.  Begriff  der  Realkonkurrenz. 

Reale  Konkurrenz  liegt  vor,  wenn  mehrere  selbständige  Zuwider- 
handlungen gegen  das  Strafgesetz  begangen  sind.  Diese  selbständi- 
gen Zuwiderhandlungen  können  entweder  gegen  dieselbe  Strafbestim- 
mung des  Zeichengesetzes  —  z.  B.  wenn  §  14  mehrfach  verletzt  ist 
—  oder  gegen  verschiedene  Strafnormen  des  Zeichengesetzes  oder 
endlich  sowohl  iregen  das  Zeiehengesetz  als  gegen  eine  Strafvorschrift 
des  Strafgesetzbuches  Verstössen.  Ob  eine  Mehrheit  selbständiger 
Handlungen  oder  nur  eine  strafbare  Handlung  im  Einzelfalle  anzu- 
nehmen ist.  ist  eine  Thatfrage,  bei  deren  Entscheidung  insbesondere 
auch  darauf  zu  achten  ist,  dass  mehrere  einzelne  Thätigkeitsakte  unter 
gewissen  Voraussetzungen  rechtlich  als  ein  Vergehen  angesehen  wer- 
den können  (Str.  Bd.  5  S.  108,  vergl.  679  if.). 

677.    Realkonkurrenz  von  Vergehen  gegen  §§  14  und  15  mit  sonstigen 

Vergehen. 

Reale  Konkurrenz  wird  hiernach  regelmässig  vorliegen,  wenn 
Jemand  seine  Waaren  mit  einem  fremden  Waarenzeichen,  einer  frem- 
den Firma,  einem  fremden  Namen  oder  einer  fremden  Waarenausstat- 
tung  und  gleichzoitio-  mit  einer  nach  §  16  verbotenen  Bezeichnung 
versieht,  da  der  Thatbostand  der  §§14  und  15  —  Täuschung  über 
die  Herkunft  der  Waare  von  einer  bestimmten  Person  oder  aus  einem 
bestimmten  Goschäftsbetriebo       -    nicht    mit    dem   Thatbostande    des 
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§  16  —  Täuschung  über  die  Herkunft  der  Waare  aus  einem  be- 
stimmten Orte  —  sich  deckt.  Vorauszusetzen  ist  dabei,  dass  die 
fälschliche  Ortsbezeichnung  oder  das  fälschlich  benutzte  Wappen  nicht 
Best  an  dth  eile  der  widerrechtlich  gebrauchten  Waarenbezeichnung 
sind,  da  in  diesem  Falle  Idealkonkun'enz  anzunehmen  sein  würde 
(vergl.  668).  Desgleichen  trifft  bei  dem  Inverkehrbringen  wider- 
rechtlich bezeichneter  Waaren,  welches  auch  die  Merkmale  des  Be- 
truges an  sich  trägt,  der  Thatbestand  des  §  14  oder  des  §  15  nicht 
nothwendiger  Weise  mit  dem  Thatbestande  des  §  263  des  Strafgesetz- 
buches zusammen;  es  liegt  vielmehr  in  einem  solchen  Falle  Realkon- 
kurrenz vor,  wenn  die  bei  dem  Betrüge  verübte  Täuschung  des  Ab- 
nehmers als  eine  selbständige  Handlung  gegenüber  der  Thätigkeit  des 
Inverkehrbringens  sich  darstellt  (Goltd.  Bd.  25  S.  232.  233). 

678.  Realkonkurrenz  unter  Vergehen  gegen  §§  14  und  15. 

Steht  eine  mehrfache  Verletzung  der  §§  14  und  15  des  Zeichen- 
gesetzes in  Frage,  so  ist  es,  wenn  mehrere  selbständige  Handlungen 
vorliegen,  ohne  Belang,  ob  die  mehrfache  Zuwiderhandlung  in  der 
Aneignung  verschiedener  fremder  Waarenbezeichnungen  besteht,  oder 
ob  der  rechtswidrige  Eingriff  gegen  ein  und  dasselbe  Recht  —  z.  B. 
gegen  ein  bestimmtes  Zeichenrecht  —  sich  richtet.  Realkonkurrenz 
kann  auch  im  letzteren  Falle  angenommen  werden  (vergl.  679).  Liegt 
dagegen  nur  eine  strafbare  Handlung  vor,  so  kann  §  74  des  Straf- 
gesetzbuches selbst  dann  nicht  zur  Anwendung  gelangen,  wenn  durch 
diese  eine  Handlung  gleichzeitig  Mehrere  —  z.  B.  mehrere  Inhaber 
desselben  Zeichens  oder  derselben  Firma  —  verletzt  sind  (B 1  u  m  Ann. 
Bd.  8  S.  377,  vergl.  Kohler  P-R.  No.  539,  Stenglein  Pat.-Ges. 
§  37  N.  7,  anders  Seligsohn  §  14  N.  24).  Daher  liegt  auch  dann 
nicht  Realkonkurrenz  vor,  wenn  durch  dieselbe  Handlung  eine  und 
dieselbe  Person  mehrfach  verletzt  wird,  wenn  z.  B.  sowohl  das  Zeichen 
oder  die  Waarenausstattung  eines  Anderen  als  dessen  Name  oder 
Firma,  oder  wenn  mehrere  Zeichen  eines  Berechtigten  gleichzeitig  zur 
Bezeichnung  einer  Waare  verwendet  werden  (St  eng  lein  §  14  N.  5). 

679.  Fortgesetztes  Vergehen. 

Mehrere  äusserlich  als  selbständige  Handlungen  erscheinende,  in 
zeitlicher  Aufeinanderfolge  vorgenommene,  Akte  können  rechtlich  als 
ein  Vergehen  behandelt  werden:  es  kommen  in  einem  solchen  Falle, 
da  alsdann  nur  eine  strafbare  Handlung  vorliegt,  die  Vorschriften 
über  Realkonkurrenz  nicht  zur  Anwendung.  Damit  ein  solches,  sog. 
fortgesetztes.  Vergehen  vorliege,  müssen  folgende  Voraussetzungen 
üeüeben  sein:  a.  die  sämmtlichen  Einzelakte  müssen  von  demselben 
Thäter  begangen  sein  (Stenglein  §  14  X.  14,  Landgraf  IL  §  14 
N.  10);  b.  dieselben  müssen,  und  zwar  jeder  für  sich,  die  zum  That- 
bestande des  Vergehens  gehörigen  Merkmale  vollständig  enthalten  (Str. 
Bd.  3  S.  327):  c.  die  Form  ihrer  Begehung  oder  ihre  Wirkung  muss  eine 
gleichartige  sein  (Str.  Bd.  10  S.205,  Str.  Bd.  15  S.26,  Str.  Bd.ll  S.359): 
(1.  die  Zuwiderhandlungen  müssen  sich  sämmtlich  gegen  dasselbe 
Rechtsgut  richten.  Die  aufeinanderfolgende  Verletzung  mehrerer  ver- 
schiedener Waarenbezeichnungen  kann  daher  nicht  als  fortgesetztes 
^'ergehen  angesehen  werden,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieselben  einer 
und  derselben  oder  verschiedenen  Personen  zustehen.  Wer  in  zeit- 
licher Aufeinanderfolge    das  AVaaienzoichen ,    den  Namen,    die  Firma 
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und  die  Waarenausstattung  eine.s  Anderen,  oder  wer  in  dieser  Weise 
verschiedene  einer  Person  zustehende  Waarenzeichen  benutzt,  begeht 
(hiher  nicht  ein  fortgesetztes  Vergehen,  sondern  mehrere  selbständige 
strafbare  Handlungen  (Str.  Bd.  10  S.  55,  Str.  Bd.  10  S.  205,  Koh- 
ler M-R.  S.  386):  e.  die  sämmtlichen  strafbaren  Akte  müssen  sich 
gegen  denselben  Berechtigten  richten  (Str.  Bd.  26  S.  176).  Dabei 
pchliesst  indessen  der  Umstand,  dass  ein  mehrfach  widerrechtlich  ge- 
brauchtes Zeichen  oder  eine  mehrfach  widerrechtlich  gebrauchte  Firma 
verschiedenen  Personen  gleichzeitig  zusteht,  sowie  die  Thatsache,  dass 
das  Zeichenrecht  im  Verlaufe  der  wideiTechtlichen  Handlungsweise  auf 
einen  Anderen  übergegangen  ist,  die  Annahme  einer  fortgesetzten 
Handlung  nicht  aus  (vergl.  591);  f.  die  gesammte  widerrechtliche 
Thätigkeit  muss  dem  von  vorneherein  gefassten  Vorsatze  des  Thäters 
entsprungen  sein,  eine  einheitliche  Strafthat,  wenn  auch  in  fortge- 
setzter Ausfühlung,  zu  verüben,  dergestalt,  dass  die  erneuerten  Thä- 
tigkeitsakto  auf  den  ursprünglich  gefassten  Entschluss  —  nicht  etwa 
auf  eine  erst  im  Laufe  des  Handelns  gefassto  Entschliessung  —  zu- 
rückzuführen sind  (Str.  Bd.  3  S.  327,  Str.  Bd.  10  S.  55,  Str.  Bd.  10 
S.  205,  Str.  Bd.  11  S.  359,  Str.  Bd.  15  S.  26.  27,  Str.  Bd.  15 
S.  370  ff.,  Str.  Bd.  22  S.  237.  238).  Der  Entschluss  muss  die  Hand- 
lung nach  ihren  konkreten  Umständen  ins  Auge  fassen,  er  darf  nicht 
nur  allgemein  in  der  Geneigtheit,  eine  sich  darbietende  Gelegenheit 
zu  benutzen,  bestehen  (Str.  Bd.  26  S.  178).  Ob  eine  Mehrheit  von 
Thätigkeitsakten  demselben  oder  mehreren  selbständigen  Entschlüssen 
ontsprungen  ist,  ob  demnach  ein  fortgesetztes  Vergehen  oder  mehrere 
selbständige  Vergehen  vorliegen,  ist  regelmässig  Thatfrage  (Str. 
Bd.  15  S.  370  ff.).  Dabei  genügt  der  Umstand  allein,  dass  der  auf 
die  Begehung  der  mehreren  Akte  gerichtete  Entschluss  vor  Beginn 
der  widerrechtlichen  Thätigkeit  gefasst  ist,  noch  nicht,  um  das  Ver- 
gehen zu  einem  einheitlichen,  fortgesetzten,  zu  machen,  da  ein  im 
Voraus  gefasster  Entschluss  sowohl  auf  die  Verübung  einer  Strafthat 
in  fortgesetzter  Ausführung  als  auch  auf  die  Begehung  mehrerer  auf 
einander  folgender  selbständiger  Strafthaten  gerichtet  gewesen  sein 
kann.  Ob  das  Eine  oder  das  Andere  anzunehmen  ist,  muss  nach  T^age 
des  einzelnen  Falles  festgestellt  werden  (Str.  Bd.  15  S.  26.  27,  Str. 
Bd.  22  S.  237.  238).  Ebensowenig  kann  aus  der  Thatsache  allein, 
dass  durch  die  mehreren  Akte  ein  und  derselbe  rechtswidrige  Erfolg 
bezweckt  worden  ist  —  dass  z.  H.  durch  mehrere  Täuschungshand- 
lungen ein  einheitlicher  Vermögensvortheil  erstrebt  wurde  —  auf  ein 
fortgesetztes  Vergehen  geschlossen  werden  (Str.  Bd.  26  S.  176). 

680.   Fortsetzung  der  widerrechtlichen  Thätigkeit  nach  Bestrafung 

oder  Anklage. 

Nach  diesen  Grundsätzen  können  in  der  Regel  auch  nicht  die  nach 
Erlass  eines  Straf urtheils  begangenen  Handlungen  mit  den  vor  der 
Bestrafung  liegenden  Thätigkeitsakten  zu  einem  fortgesetzten  Ver- 
gehen zusammengefasst  werden,  da  die  Fortsetzung  der  rechtswidrigen 
Thätigkeit  trotz  der  in  der  Bestrafung  liegenden  Warnung  regelmässig 
auf  einem  selbständigen  Entschlüsse  beruht  (Str.  Bd.  2()  S.  317.  318, 
Stenglein  §  14  N.  15).  Gleiches  wird  in  der  Kegel  von  den  vor 
und  nach  Erhebung  der  Anklage  begangenen  Handlungen  gelten  (Str. 
Bd.  5  S.  108).  Indessen  ist  die  Annahme  eines  fortgesetzten  Vergehens 
auch  in  solchen  Fällen  nicht  unbedingt  ausgeschlossen. 

27* 
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681.    Inverkehrbringen   und  Feilhalten  als  Fortsetzung   des  durch  die 
Etozeichnung  der  Waare  begangenen  Vergehens. 

Nach  den  erörterten  Grundsätzen  ist  auch  die  Fra^e  zu  ent-- 
scheiden,  ob  derjenige,  welcher  eine  von  ihm  selbst  widerrechtlich 
bezeichnete  Waare  demnächst  in  Verkehr  bringt  oder  feilhält,  damit 
einer  selbständigen  Strafthat  oder  nur  einer  Fortsetzung  des  mit  der 
widerrechtlichen  Bezeichnung  begangenen  Vergehens  sich  achuldig 
macht.  Die  Entscheidung  hängt  in  einem  solchen  Falle  davon  ab, 
ob  schon  bei  der  Bezeichnung  die  Absicht,  die  Waare  später  in  der 
Weise,  in  welcher  dies  thatsächlich  geschieht,  in  Verkehr  zu  bringen 
oder  feilzuhalten,  bestand,  oder  ob  die  spätere  Thätigkeit  aus  einem 
besonderen,  bei  der  Bezeichnung  noch  nicht  gefassten,  Willensakte 
hervorging  (vergl.  Str.  Bd.  11  S.  359).  Ein  allgemeines  Vorhaben 
desjenigen,  der  Waaren  widerrechtlich  bezeichnet,  solche  später  in 
Verkehr  zu  bringen  oder  feilzuhalten,  genügt  indessen  noch  nicht, 
um  die  gesammte  Handlungsweise  als  eine  einheitliche  erscheinen  zu 
lassen,  da,  wer  lediglich  entschlossen  ist,  gelegentlich  das  Vergehen 
zu  wiederholen,  die  Benutzung  einer  sich  darbietenden  Gelegenheit 
von  einer  besonderen  Entschliessung  abhängig  macht ;  vielmehr  müssen 
die  späteren  Akte  von  dem  ursprünglichen  Entschlüsse  mit  solcher 
Bestimmtheit  umfasst  gewesen  sein,  dass  es  einer  besonderen  Ent- 
schliessung nicht  mehr  bedurfte  (Rechtspr.  Bd.  9  S.  710  flf.).  Letz- 
teres ist  beispielsweise  anzunehmen,  wenn  die  Bezeichnung  der  Waare 
erst  nach  deren  Bestellung  und  nur  an  der  bestellten  Quantität  zum 
Zwecke  ihrer  demnächstigen  Lieferung  an  den  Besteller  vorgenommen 
wurde  (vergl.  Str.  Bd.  25  S.  102).  Andererseits  ist  die  Handlung 
des  Inverkehrbringens  als  eine  selbständige  gegenüber  der  Bezeich- 
nung der  Waare  anzusehen,  wenn  Jemand  die  Bezeichnung  fabrik- 
mässig  in  der  Absicht,  die  Waare  nur  an  Zwischenhändler  abzusetzen, 
betreibt,  und  darauf  gelegentlich  einen  vorher  nicht  beabsichtigten 
Einzelverkauf  an  einen  bestimmten  Konsumenten  vornimmt  (vergl. 
Str.  Bd.  11  S.  857.  358).  Das  Gleiche  muss  gelten,  wenn  Jemand« 
welcher  die  Bezeichnung  zu  dem  Zwecke  vorgenommen  hat,  damit  ein 
Anderer  die  Waare  in  Verkehr  bringe  oder  feilhalte,  später  unter 
Aenderung  der  ursprünglichen  Absicht  eine  dieser  Handlungen  selbst 
vornimmt. 

Stenglein  vertritt  die  Ansicht,  dass  die  Handlung  des  Be- 
zeichnens  und  des  Inverkehrbringens  seitens  derselben  Person  stets 
als  ein  fort^^^esetztes  Vergehen  zu  behandeln  sei  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  die  Bezeichnung,  um  rechtswidrig  zu  sein,  schon  in  der  Absicht 
geschehen  sein  müsse,  die  widerrechtlich  bezeichnete  Waare  in  Ver- 
kehr zu  bringen,  das  spätere  Inverkehrbringen  also  nur  die  Aus- 
führung der  betreifenden  Absicht  sei.  Dieser  Ansicht  kann  indessen 
um  deswillen  nicht  beigetreten  werden,  weil  die  Absicht  bei  der  Be- 
zeichnung nicht  nothwendiger  Weise  auf  ein  Inverkehrbringen  durch 
den  Bezeichnenden  selbst  oder  auf  ein  Inverkehrbringen  in  der  Weise» 
in  welcher  dasselbe  thatsächlich  später  erfolgt,  gerichtet  gewesen  sein 
muss  (Str.  Bd.  10  S.  199,  venyl.  Str.  Bd.  25  S.  102,  anders  Sten^- 
lein  §  U  N.  8). 

Trägt  das  spätere  Inverkehrbringen  gleichzeitig  die  Merkmale 
des  Betrugs  an  sich,  so  ist,  wenn  ein  fortgesetztes  Vergehen  durt-b 
Bezeichnen   und  Inverkehrbringen   begangen  ist,  die  Betrugsstrafe  aL- 
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die  schwerere  allein,  wenn  dagegen  mehrere  selbständige  Handlungen 
anzunehmen  sind,  die  Betrugsstrafe  neben  der  wegen  widerrechtlichen 
Bezeichnens  auszusprechenden  Strafe  des  Zeichengesetzes  zu  verhängen 
(vergl.  Str.  Bd.  11  S.  359,  vergl.  auch  674.  675). 

682.   Rechtliche  Behandlung  des  fortgesetzten  Vergehens  Im 

Allgemeinen. 

Da  das  fortgesetzte  Vergehen  auch  abgesehen  von  der  Frage,  ob 
Realkonkurrenz  vorliegt,  in  seinen  sämmtlichen  rechtlichen  Beziehungen 
als  eine  einheitliche  Strafthat  behandelt  werden  muss,  so  gilt  hinsicht- 
lich desselben  noch  Folgendes:  a.  der  Theilnahme  an  dem  gesammten 
Vergehen  oder  der  Begünstigung  desselben  macht  sich  schon  schuldig, 
wer  auch  nur  einzelne  Thätigkeitsakte  befördert,  begünstigt  oder  zu 
solchen  anstiftet  (Stenglein  §  14  N.  14,  Str.  Bd.  26  S.  362.  363); 
b.  die  Fristen  für  Stellung  des  Strafantrags  und  die  Verjährung  der 
Strafverfolgung  beginnen  erst  mit  der  Vollendung  des  letzten  Einzel- 
aktes (vergl.  646.  630);  c.  die  Wirksamkeit  des  Strafantrages  erstreckt 
sich  auch  auf  die  dem  Antrage  zeitlich  nachfolgenden  bis  zur  Abur- 
theilung  begangenen  Handlungen,  selbst  wenn  dieselben  im  Eröffnungs- 
beschlusse  nicht  erwähnt  sind.  Letzterer  Umstand  kann  nur  Anlass 
zur  Aussetzung  des  Verfahrens  auf  Grund  des  §  264  der  Strafprozess- 
ordnung geben,  wenn  der  Angeklagte  nicht  in  der  Lage  war,  seine 
Vertheidigung  mit  Rücksicht  auf  diese  neu  hervorgetretenen  Um- 
stände genügend  vorzubereiten  (Str.  Bd.  17  S.  227  ff.,  Stenglein 
§  14  N.  14  &  15);  d,  wegen  der  nach  Erlass  des  Strafurtheils  be- 
jj^angenen  Fortsetzungshandlungen  kann  eine  nochmalige  Verurtheilung 
nicht  erfolgen,  selbst  wenn  dieselben  erst  nach  der  Aburtheilung  be- 
kannt werden  und  geeignet  gewesen  wären,  auf  das  Strafmaass  einzu- 
wirken (Str.  Bd.  9  S.  348 ff.,  Stenglein  §  14  N.  15,  vergl.  dagegen 
auch  680);  e.  der  Umstand,  dass  ein  fortgesetztes  Vergehen  —  im 
Gegensatze  zu  mehreren  selbständigen  Vergehen  —  vorliegt,  kann 
auch  auf  die  Strafart  und  das  Strafmaass  von  Einfluss  sein  (vergl.  632). 


LXXV.   Strafbarkeit  der  im  Auslande 
begangenen  Handlungen. 

683.    BeschrSnkungen  der  Strafverfolgung. 

Für  das  Strafrecht  gilt  der  auf  civilrechtlichem  Gebiete  herrschende 
Grundsatz,  dass  auch  im  Auslande  begangene  Zuwiderhandlungen 
nach  Massgabe  des  Zeichengesetzes  verfolgt  werden  können,  nur  mit 
gewissen  Beschränkungen  (vergl.  B62.  363).  Wegen  der  im  Auslande 
begangenen  Handlungen  findet  eine  strafrechtliche  Verfolgung  nur 
^egen  einen  Deutschen  und  nur  unter  der  ferneren  Voraussetzung 
statt,  dass  die  betreffende  That  durch  die  Gesetze  des  Ortes,  an 
welchem  sie  begangen  wurde,  mit  Strafe  bedroht  ist.  Die  Verfolgung 
ist  auch  zulässig,  wenn  der  Thäter  bei  Begehung  der  That  noch  nicht 
Deutscher  war;  in  diesem  Falle  bedarf  es  jedoch  eines  Antrages  der 
zuständigen  Behörde  des  Landes,  in  welchem  die  strafbare  Handlung 
begangen  worden,  und  das  ausländische  Strafgesetz  ist  anzuwenden, 
soweit  dieses  milder  ist  (§  4  No.  B  des  Strafgesetzbuchs). 
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684.   Strafbarkeit  der  Handlung  nach  ausländischem  Recht. 

Nach  der  Vorschrift  des  §  4  No.  3  des  Strafgesetzbuchs  sind  die 
VoraussetzuDgen  der  Strafbarkeit  —  abgesehen  von  der  Staatsange- 
hörigkeit des  Thäters  —  gegeben,  sofern  die  einzelne  in  Frage  stehende 
Handlung,  abgesehen  von  ihrem  strafrechtlichen  Charakter, 
am  Begehungsorte  mit  Strafe  bedroht  ist  (Olshausen  §  4  N.  14). 
Demnach  muss  die  Bestrafung  im  Inlande  auch  eintreten,  wenn  die 
betreffende  Rechtsverletzung  im  Auslande  unter  einem  anderen  recht- 
lichen Gesichtspunkte  als  im  Inlande  mit  Strafe  bedroht  ist,  wenn 
z.  B.  die  in  Deutschland  als  die  Verletzung  eines  Zeichen-  oder  Firmen- 
rechts sich  darstellende  Handlung  im  Auslande  als  Betrug  gegenüber 
dem  Käufer  der  Waare  strafrechtlich  verfolgt  wird;  es  ist  keineswegs 
erforderlich,  dass  die  im  Inlande  geschützte  Waarenbezeichnung,  mit 
oder  ohne  Eintrag,  auch  im  Auslande  als  solche  strafrechtlichen  Schutz 
geniesst  (anders  Kohler  M-R.  S.  458).  Kann  die  Bestrafung  im  Aus- 
lande lediglich  aus  dem  Gesichtspunkte  einer  Zeichenrechtsverletzung 
erfolgen,  dann  müssen  auch  im  Auslande  diejenigen  materiellrecht- 
lichen und  formalen  Voraussetzungen  erfüllt  sein,  unter  welchen  ein 
Zeichen  dort  den  gesetzlichen  Schutz  beanspruchen  darf;  die  Bestrafung 
kann  nicht  schon  unter  Hinweis  auf  den  im  Inlande  erwirkten  Schutz, 
sofern  solcher  im  Auslande  nicht  anerkannt  wird,  verlangt  werden 
(vergl.  Olshausen  §4  N.  14,  ZgR.  III.  S.  323.  324).  Es  ist  dem- 
nach unerheblich,  ob  W'aarenbezeichuungen  überhaupt  oder  Waaren- 
bezeichnungen  der  in  Frage  stehenden  Art  am  Begehungsorte  im 
Allgemeinen  strafrechtlichen  Schutz  gemessen;  es  ist  vielmehr 
darauf  zu  sehen,  ob  diejenige  Waarenbezeichnung,  um  deren  Gebrauch 
es  sich  handelt,  auf  strafrechtlichen  Schutz,  und  zwar  gegenüber  der- 
jenigen Handlung,  deren  Bestrafung  erfolgen  soll,  Anspruch  hat  (vergl. 
Str.  Bd.  15  S.  224,  anders  Mevos  IL  S.  231).  Ist  der  Thäter  im 
Auslande  selbst  der  ausschliesslich  Berechtigte,  oder  wird  das  Zeichen 
im  Auslande  als  nicht  schutzbereehtigtes  Freizeichen  angesehen,  so 
kann  hiernach  auch  im  Inlande  eine  Bestrafung  nicht  eintreten 
(vergl.  375). 

Handlungen,  welche  auf  staatenlosem  Gebiete,  z.  B.  auf  dem 
offenen  Meere,  begangen  sind,  bleiben  straflos;  es  ist  indessen  dabei 
zu  beachten,  dass  Staatsschiffe  und  Handelsschiffe  —  letztere,  sofern 
sie  sich  auf  offener  See  befinden  —  als  Theile  des  Heimathslandes 
gelten  (Olshausen  §4  X.  16,  §3  X.  14).  Straflos  bleiben  ferner 
auch  Handlungen,  welche  in  uncivilisirten  Staaten  begangen  sind,  da 
in  diesen  regelmässig  ein  staatlich  geordnetes  Strafrecht  —  also  eine 
Strafandrohung  im  Sinne  des  deutschen  Strafgesetzbuchs  —  nicht 
besteht  (Olshausen  §  4  X.  16,  Kohler  M-R.  S.  458.  459). 

685.    Inland. 

Zum  Inlande  gehören  —  ausser  den  deutschen  Staatsschiffen  und 
den  auf  offener  See  befindlichen  deutschen  Handelsschiffen  —  die 
deutschen  Konsulargerichtsbezirke,  soweit  es  sich  um  strafbare  Hand- 
lungen Deutscher  oder  deutscher  Schutzbefohlener  handelt,  und  die 
deutschen  Schutzgebiete  (R-O-H.  Bd.  22  S.  399.  400,  Olshausen  §  4 
X.  20,  vergl.  Mot.  zu  §  21,  vergl.  auch  901).  Es  bedarf  daher,  wenn 
strafbare  Handlungen  der  der  deutschen  Konsulargerichtsbarkeit  unter- 
worfenen Personen  in  Frage   stehen,  zur  Anwendung    des    deutschen 
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Strafgesetzes  nicht  noch  der  besonderen  Feststellung,  dass  die  be- 
treffende Handlung  auch  nach  den  Gesetzen  des  Ortes,  an  welchem 
sie  begangen  wurde,  mit  Strafe  bedroht  sei  (Str.  Bd.  26  S.  99.  100). 

686.   Handlungen,  welche  sich  zugleich  auf  das  Inland  und  das 

Ausland  erstrecken. 

Ob  im  einzelnen  Falle  eine  Handlung  im  Inlande  oder  im  Aus- 
lande begangen  ist,  kann  dann  zu  Zweifeln  Anlass  geben,  wenn  mehrere 
zu  einer  Handlung  gehörige  Akte  theils  im  Inlande  und  theils  im 
Auslande  begangen  sind,  oder  wenn  der  von  dem  Thäter  beabsichtigte 
Erfolg  zwar  im  Inlande  eingetreten,  die  widerrechtliche  Thätigkeit 
jedoch  ausschliesslich  im  Auslande  verwirklicht  worden  ist.  Es  ge- 
nügt in  einem  solchen  Falle,  um  die  Handlung  zu  einer  im  Inlande 
strafbaren  zu  machen,  dass  die  Thätigkeit  auch  nur  zum  Theil  im 
Inlande  erfolgte;  dass  der  zum  gesetzlichen  Thatbestande  gehörige 
Erfolg  des  Thuns  erst  im  ausländischen  Rechtsgebiet  eintritt,  kommt 
dabei  nicht  in  Betracht  (Str.  Bd.  10  S.  422.  428,  vergl.  Str.  Bd.  25 
S.  426.  427).  Dies  gilt  selbst  dann,  wenn  die  im  Auslande  eintretende 
Vollendung  der  inländischen  Thätigkeit  nach  dem  ausländischen  Recht 
straflos  ist  (Olshausen  §3  N.  2  &  3).  Das  inländische  Strafgesetz 
kommt,  wenn  der  Eintritt  eines  Erfolges  zum  gesetzlichen  Thatbestande 
gehört,  sogar  dann  zur  Anwendung,  wenn  die  den  Erfolg  bezweckende 
Thätigkeit  im  Auslande  vollständig  zum  Abschluss  gelangt,  der  Er- 
folg selbst  jedoch  erst  im  Gebiete  des  deutschen  Reiches  eingetreten 
ist.  Die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  beschränkt  sich  indessen 
auf  den  Betrugsparagraphen,  da  bei  den  Vergehen  gegen  das  Zeichen - 
gesetz  der  Eintritt  eines  Erfolges  —  sei  es  einer  Vermögensschädigung 
oder  einer  Täuschung  des  Publikums  —  nicht  zum  Thatbestande  des 
A^ergehene  gehört  (vergl.  Str.  Bd.  1  S.  276,  Str.  Bd.  3  S.  318,  Str. 
Bd.  11  S.  21,  vergl.  auch  572).  Ist  die  Thätigkeit  im  Inlande  zum 
Abschluss  gelangt,  der  zum  Thatbestande  des  Vergehens  gehörende 
Erfolg  dagegen  im  Auslande  eingetreten,  so  genügt  auch  dies  zur 
Strafbarkeit  nach  inländischem  Rechte  (Str.  Bd.  1  S.  276,  Str.  Bd.  11 
S.  21).  Handelt  es  sich  um  ein  fortgesetztes  Vorgehen,  so  gilt  die 
Handlung  als  im  Inlande  begangen,  wenn  auch  nur  ein  Einzelakt  im 
Gebiete  des  deutschen  Reiches  vorgenommen  wurde  (Olshausen 
§  3  N.  3). 

687.   Thellnahmehandlungen,  welche  sich  zugleich  auf  das  Inland  und 

das  Ausland  erstrecken. 

Es  ist  nicht  erforderlich,  dass  gerade  derjenige,  gegen  welchen 
die  StrafS'erfolgung  sich  richtet,  die  Handlung  im  Gebiete  des  deut- 
schen Reiches  begangen  habe;  das  inländische  Strafgesetz  findet  auch 
dann  Anwendung,  wenn  ein  Anderer  eine  Thätigkeit  im  Inlande  ent- 
wickelt, welche  dem  strafrechtlich  Belangten  zuzurechnen  ist.  Daher 
findet  die  inländische  Strafverfolgung  auch  gegen  denjenigen  Aus- 
länder statt,  welcher  im  Inlande  Mittelspersonen  zur  Ausführung  der 
strafbaren  Thätigkeit  benutzt  (Str.  Bd.  13  S.  339,  vergl.  Str.  Bd.  25 
S.  426.  427).  Femer  sind  Mitthäter  nach  dem  inländischen  Straf- 
gesetz zu  beurtheilen,  wenn  auch  nur  durch  die  Thätigkeit  eines 
von  ihnen  die  strafbare  Handlung  im  Inlande  zur  Vollendung  gebracht, 
oder  auch  nur  eine  einzelne  Ausführungshandlung  von  einem  der- 
selben im  Inlande  verübt  ist  (Str.  Bd.  li  S.  23,  Str.  Bd.  13  S.  339, 
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vergl.  Bolze  Bd.  12  No.  639).  Auch  die  lediglich  im  Auslände  ge- 
leistete Beihülfe  ist  im  Inlande  strafbar,  wenn  die  Hauptthat  gemäss 
der  durch  die  Beihülfe  bethätigten  Absicht  im  Inlande  verübt  ist,  der 
Gehülfe  also  gewusst  hat,  dass  die  von  ihm  beförderte  Hauptthat  im 
Inlande  begangen  werden  sollte  (Str.  Bd.  11  S.  23,  Str.  Bd.  19  S.  150). 
Gleiches  gilt  von  der  im  Auslande  bethätigten  Anstiftung  zu  einer 
im  Gebiete  des  Deutschen  Keiches  begangenen  strafbaren  Handlung 
(Str.  Bd.  25  S.  426). 

Ist  die  Hauptthat  im  Auslande,  die  Beihülfe  oder  Anstiftung  da- 
gegen im  Inlande  geschehen,  so  genügt  auch  schon  diese  Mitwirkung 
zu  der  später  eingetretenen  Rechtsverletzung,  um  die  Anwendung  der 
inländischen  Strafgewalt  gegen  den  Gehülfen  und  den  Anstifter  zu 
rechtfertigen.  Mit  Rücksicht  auf  §  4  No.  3  des  Strafgesetzbuchs  muss 
indessen  alsdann  die  im  Auslande  begangene  Hauptthat  sowohl  nach 
dortigem  als  nach  deutschem  Recht  strafbar  sein  (Str.  Bd.  11  S.  24, 
Str.  Bd.  14  S.  128,  vergl.  Str.  Bd.  9  S.  12).  Ob  die  Hauptthat  im 
Auslande  von  einem  Deutschen  oder  von  einem  Ausländer  begangen 
wurde,  kommt  dabei  hier  —  ganz  ebenso  wie  bei  den  im  Inlande  be- 
gangenen Strafthaten  —  nicht  in  Betracht  (Str.  Bd.  9  S.  12). 

688.    Einzelne  Fälle. 

Die  vorstehenden  Grundsätze  sind  namentlich  in  folgenden  Fällen 
von  Rechtsprechung  und  Wissenschaft  zur  Anwendung  gebracht:  a.  ein 
Inverkehrbringen  und  Feilhalten  im  Inlande  wurde  darin  gefunden, 
dass  vom  Auslande  zugesandte  Waaren  auf  Lager  genommen,  um- 
gepackt, nach  dem  Auslande  verkauft,  an  die  ausländischen  Käufer 
abgesandt,  und  dass  Probesendungen  nach  dem  Auslande  effektuirt 
wurden  (Str.  Bd.  10  S.  350);  b.  als  Feilhalten  im  Inlande  wurde  es 
angesehen,  wenn  der  Ort,  wo  der  feilgehaltene  Gegenstand  dem  kauf- 
lustigen Publikum  zum  Ankaufe  bereit  gehalten  oder  zugänglich  ge- 
macht wird,  im  Inlande  belegen  ist  (Str.  Bd.  10  S.  351);  c.  das  In- 
verkehrbringen ist  im  Inlande  erfolgt,  wenn  entweder  der  Ort  der 
Absendung  oder  derjenige  der  Ablieferung  in  Deutschland  gelegen  ist 
(vergl.  Civ.  Bd.  13  S.  425.  426,  Kohler  M-R.  S.  456);  d.  bei  dem 
Inverkehrbringen  genügt  es  sogar,  dass  die  Waare  —  sofern  ein  In- 
verkehrbringen thatsächlich  erfolgt  —  bei  der  Ausführung  von  Liefe- 
rungsgeschäften, zum  Zwecke  der  Einfuhr  oder  der  Durchfuhr,  auf 
deutschem  Boden  bewegt  worden  ist  (Str.  Bd.  21  S,  207.  208,  vergl. 
Kohler  M-R.  S.  447  ff.,  Pouillet  No.  429,  vergl.  auch  §  17);  e.  auch 
der  inländische  Importeur,  welcher  Mittelspersonen  im  Auslande  be- 
nutzt, bringt  im  Inlande  in  Verkehr  (Kohl er  M-R.  S.  456);  f.  die 
Bestellung  und  die  Thätigkeit  eines  Agenten  im  Inlande  rechtfertigt 
die  Strafbarkeit  nach  inländischem  Recht,  trotzdem  der  Abschluss  im 
Wege  der  Korrespondenz  im  Auslande  erfolgen  muss,  oder  die  Liefe- 
rung unmittelbar  vom  ausländischen  Verkäufer  an  einen  ausländischen 
Käufer  erfolgt,  der  Agent  also  nur  Vermittler  ist  (vergl.  Gar  eis  Bd.  6 
S.  160.  161,  Kohl  er  M-R.  S.  457);  g.  die  Ablieferung  einer  Waare 
an  den  Käufer  im  Inlande  stellt  sich  auch  dann  als  im  Inlande  be- 
gangene That  dar,  wenn  das  Eigenthum  schon  im  Auslande  auf  den 
Erwerber  übergegangen  ist  (Gar eis  Bd.  6  S.  159. 160);  h.  wenn  es  sich 
um  die  Verbreitung  von  Ankündigungen  oder  um  die  Versendung  von 
Geschäftsbriefen  handelt,  so  wird  nicht  allein  der  Ort,  an  welchem  die 
rechtswidrige  Bezeichnung  —  hauptsächlich  der  Druck  —  vorgenommen 
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wurde,  sondern  auch  der  Ort,  an  welchem  die  Ankündigung  verbreitet 
wird,  oder  der  Brief  seiner  Bestimmung  nach  in  die  Hände  des  Adressaten 
gelangt,  als  Ort  der  That  anzusehen  sein  (vergl.  Str.  Bd.  23  S.  156  flf., 
Civ.  Bd.  19  S.  383,  Civ.  Bd.  23  S.  306).  Dies  gilt  jedenfalls  dann, 
wenn,  wie  im  Falle  des  §  15,  die  Absicht  einer  Täuschung  des  Publi- 
kums zum  Thatbestande  des  Vergehens  gehört  (vergl.  Civ.  Bd.  27 
S.  419.  420).  Es  besteht  sogar  die  Ansicht,  dass  die  ganze  Strecke, 
welche  ein  Brief  bei  seiner  Versendung  durchlaufen  hat,  als  Thatort 
anzusehen  sei  (01s hausen  §  3  N.  5);  i.  dagegen  bringt  nicht  schon 
derjenige  im  Inlande  in  Verkehr,  welcher  im  Inlande  durch  sein  Thun 
bewirkt,  dass  die  Waare  im  Auslande  in  den  Verkehr  gelangt,  ohne 
das  inländische  Verkehrsgebiet  überhaupt  zu  berühren  (vergl.  Str. 
Bd.  10  S.  351). 


LXXYL   Nebenklage. 

689.    Bereohtigung  zur  Nebenklage. 

Die  Betreibung  der  Strafverfolgung  liegt,  nachdem  der  Straf- 
antrag in  gehöriger  Form  gestellt  ist,  der  Staatsanwaltschaft  ob;  der 
Verletzte  ist  indessen  zur  Mitwirkung  im  Verfahren  berechtigt,  indem 
demselben  die  Befugniss  eingeräumt  ist,  nach  Massgabe  der  §§  435  ff. 
der  Strafprozessordnung  als  Nebenkläger  zur  Unterstützung  der  Staats- 
anwaltschaft und  zur  eventuellen  Weiterverfolgung  der  anhängig  ge- 
machten öffentlichen  Klage  beizutreten.  Diese  Befugniss  ergiebt  sich 
aus  dem  §  443  der  Strafprozessordnung,  nach  welchem  derjenige  die 
Nebenklage  erheben  kann,  welcher  berechtigt  ist,  die  Zuerkennung 
einer  Busse  zu  verlangen.  Mit  Rücksicht  auf  §  18  des  Zeichengesetzes 
besteht  demnach  in  allen  Fällen,  in  welchen  ein  Vergehen  gegen  §§  14 
und  15  des  Zeichengesetzes  vorliegt,  das  Recht  des  Verletzten,  als  Neben- 
kläger aufzutreten.  Dieses  Recht  hat  der  Verletzte  auch  dann,  wenn 
mit  dem  Vergehen  gegen  das  Zeichengesetz  ein  anderes  Vergehen, 
wegen  dessen  nicht  auf  Busse  erkannt  werden  kann  —  z.  B.  Betrug 
—  ideal  konkurrirt,  und  die  öffentliche  Klage  nur  wegen  dieses  anderen 
Vergehens  erhoben  ist  (Löwe  Kommentar  §  435  N.  1). 

690.   Verhältnis8  der  Nebenklage  zu  dem  Antrage  auf  Busse. 

Der  Antrag  auf  Zuerkennung  einer  Busse  kann  nur  im  Wege 
der  Nebenklage  gestellt  werden  (§  443  Absatz  2).  Die  Nebenklage 
ist  indessen  auch  dann  zulässig,  wenn  eine  Busse  nicht  verlangt 
wird,  und  sogar  dann  noch,  wenn  eine  Busse  in  dem  Verfahren  nicht 
mehr  beantragt,  werden  kann,  weil  das  Urtheil  erster  Instanz  bereits 
verkündet  ist  (vergl.  803).  Denn  der  Verletzte,  welcher  in  erster  In- 
stanz dem  Verfahren  sich  nicht  angeschlossen  hat,  kann  die  Neben- 
klage in  Verbindung  mit  der  Einlegung  eines  Rechtsmittels  verfolgen 
(Rechtspr.  Bd.  4  S.  42  ff.).  Die  Nebenklage  bleibt  ferner  dann  noch 
anhängig,  wenn  der  bereits  gestellte  Antrag  auf  Busse  zurückgenommen 
ist  (Blum  Ann.  Bd.  6  S.  204.  205).  Die  Nebenklage  fällt  schliesslich 
auch  insofern  nicht  mit  dem  Antrage  auf  Busse  zusammen,  als  die 
erstere  auch  nach  erklärtem  Widerrufe  in  jeder  Lage  des  Verfahrens 
erneuert  werden  darf,  während  eine  Wiederholung  des  einmal  zurück- 
genommenen Antrags  auf  Busse  unzulässig  ist  (Str.  Bd.  8  S.  384.  385). 
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691.   Zeitpunkt  und  Form  der  Nebenklage. 

Im  Einzelnen  pleiten  für  die  Xebenklage  folgende  Vorschriften: 
Der  Anschluss  als  Nebenkläger  kann  erst  nach  erhobener  öffentlicher 
Klage,  aber  nachher  in  jeder  Lage  des  Verfahrens  —  insbesondere 
auch  schon  während  der  Voruntersuchung  —  geschehen;  derselbe 
kann  behufs  Einlegung  von  Rechtsmitteln  auch  nach  ergangenem 
Urtheile  erfolgen  (§  435).  Nach  Rechtskraft  des  Urtheils  —  d.  h. 
zum  Zwecke  der  Anbringung  des  Antrages  auf  Wiederaufnahme  des 
Verfahrens  —  ist  dagegen  der  Anschluss  nicht  mehr  zulässig  (Löwe 
Kommentar  §  435  X.  7  a).  Die  Anschlusserklärung  ist  bei  dem  Ge- 
richt schriftlich  einzureichen  (§  436  Absatz  1).  Die  Einhaltung  der 
Schriftform  ist  wesentlich  für  die  rechtliche  Wirksamkeit  der  Au- 
schlusserklärung.  Dieselbe  kann  auch  vermittelst  Telegramms  er- 
folgen, muss  aber  immer  die  Unterschrift  ihres  Urhebers  tragen. 
Giebt  eine  Behörde  oder  sonstige  juristische  Person  die  Erklärung 
ab,  so  wird  die  Unterschrift  nicht  durch  die  Angabe  der  Behörde 
oder  die  Xamenbezeichnung  der  juristischen  Person  ersetzt;  es  ist 
vielmehr  die  Unterschrift  des  oder  der  Beamten  erforderlich,  welche 
rechtsgeschäftliche  Willenserklärungen  der  Behörde  oder  der  juristi- 
schen Person  abzugeben  berufen  sind  (Str.  Bd.  24  S.  284).  Im  Uebrigen 
gilt  hinsichtlich  der  Schriftform  der  Anschlusserklärung  Entsprechendes 
wie  für  die  Form  des  Strafantrags  (vergl.  ()33).  Besonderes  gilt  inso- 
fern, als  die  Erklärung  zu  Protokoll  des  Gerichtsschreibers  unzulässig 
ist  (Str.  Bd.  1  S.  286).  Es  genügt  dagegen  das  Protokoll  des  Ge- 
richtsschreibers, wenn  dasselbe  von  dem  Antragsteller  unterschrieben 
ist,  sowie  das  Protokoll  eines  Richters  (Löwe  Kommentar  §  436 
X.  1).  In  der  Einlegung  von  Rechtsmitteln  ist  die  Anschlusserklärung 
stillschweigend  enthalten  (Löwe  Kommentar  §  435  X.  7  b). 

692.    Rechte  des  Nebenklägers. 

Das  Gericht  hat  über  die  Berechtigung  des  Xebenklägers  zum 
Anschlüsse  nach  Anhörung  der  Staatsanwaltschaft  zu  entscheiden. 
Zu  einer  Sicherheitsleistung  ist  der  Nebenkläger,  auch  wenn  er  Aus- 
länder ist,  nicht  verpflichtet  (§  436  Absatz  2  &  3).  Der  Nebenkläger 
hat  nach  erfolgtem  Anschlüsse,  insoweit  keine  besonderen  Vorschriften 
über  die  Nebenklage  getroffen  sind,  die  Rechte  des  Privatklägers  im 
Sinne  der  §§  414  ff.  der  Strafprozessordnung  (§  437).  Hiemach  ist. 
wenn  wegen  derselben  strafbaren  Handlung  mehrere  Personen  zur 
Xebenklage  berechtigt  sind,  bei  Ausübung  dieses  Rechtes  ein  Jeder 
von  dem  Anderen  unabhängig.  Jede  in  der  Sache  selbst  ergangene 
Entscheidung  äussert  zu  Gunsten  des  Beschuldigten  ihre  Wirkung' 
auch  gegenüber  solchen  Berechtigten,  welche  die  Xebenklage  nicht 
erhoben  haben  (§  415).  Der  Xebenkläger  kann  im  Beistande  eines 
Rechtsanwaltes  erscheinen  oder  sich  durch  einen  mit  schriftlicher  Voll- 
macht versehenen  Rechtsanwalt  vertreten  lassen.  In  letzterem  Falle 
können  die  Zustellungen  an  den  X'ebenkläger  mit  rechtlicher  Wir- 
kung an  den  Anwalt  erfolgen  (§  418).  Ist  in  der  Hauptverhandlunp: 
weder  der  Nebenkläger  noch  ein  Anwalt  desselben  erschienen,  so  wird 
das  Urtheil  dem  ersteren  zugestellt  (§  440).  Das  Recht  der  Akten- 
einsicht   kann    der  X'^ebenkläger    nur    durch    seinen    Anwalt    ausüben 
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(§  425).  Der  Nebenkläger  hat  das  Recht  der  unmittelbaren  Ladung 
von  Zeugen  und  Sachverständigen  (§  426).  Derselbe  kann  selbst  als 
Zeuge  vernommen  werden  (Str.  Bd.  3  S.  49). 

693.    Befugni88  zur  Einlegung  von  Rechtsmitteln. 

Dem  Nebenkläger  stehen  die  gleichen  Rechtsmittel  zu,  welche  sonst 
der  Staaatsanwal tschaft  zustehen,  beispielsweise  die  Revision  gegen 
Urtheile  der  Strafkammer  und  die  Beschwerde  gegen  den  die  Eröffnung 
des  Hauptverfahrens  ablehnenden  Beschluss.  Auch  zu  dem  Antrage  auf 
Wiederaufnahme  des  Verfahrens  zu  Ungunsten  des  Angeklagten  ist  der 
Nebenkläger  berechtigt  (vergl.  691).  Jedes  von  dem  Nebenkläger  ein- 
gelegte Rechtsmittel  hat  die  Wirkung,  dass  die  angefochtene  Entschei- 
dung auch  zu  Gunsten  des  Beschuldigten  abgeändert  oder  aufgehoben 
werden  kann.  Revisionsanträge  und  Anträge  auf  Wiederaufnahme  des 
durch  ein  rechtskräftiges  Urtheil  geschlossenen  Verfahrens  kann  der 
Nebenkläger  nur  mittels  einer  von  einem  Rechtsanwalt  unterzeichneten 
Schrift  anbringen  (§  430).  Der  Rechtsmittel  kann  sich  der  Nebenkläger 
unabhängig  von  der  Staatsanwaltschaft  bedienen.  Wird  auf  ein  nur  von 
dem  Nebenkläger  eingelegtes  Rechtsmittel  die  angefochtene  Entschei- 
dung aufgehoben,  so  liegt  der  Betrieb  der  Sache  wiederum  der  Staats- 
anwaltschaft ob  (§  441).  Hat  der  Nebenkläger  ein  Rechtsmittel  nicht 
eingelegt,  so  kann  die  Staatsanwaltschaft  das  von  ihr  eingelegte 
Rechtsmittel  zurücknehmen,  ohne  dass  dem  Nebenkläger  ein  Wider- 
spruchsrecht hiergegen  oder  die  Befugniss,  das  Rechtsmittel  weiter  zu 
verfolgen,  zusteht  (Löwe  §  435  N.  7  b). 

694.  Wirkung  des  Anschlusses  auf  das  Verfahren  und  Erlöschen 

der  Wirkung. 

Der  Fortgang  des  Verfahrens  wird  durch  den  Anschluss  des  Neben- 
klägers nicht  aufgehalten.  Die  bereits  anberaumte  Hauptverhandlung 
sowie  andere  Termine  finden  an  den  bestimmten  Tagen  statt,  auch  wenn 
der  Nebenkläger  wiegen  der  Kürze  der  Zeit  nicht  mehr  geladen  oder  be- 
nachrichtigt werden  konnte  (§  438).  Entscheidungen,  welche  schon  vor 
dem  Anschlüsse  ergangen  und  der  Staatsanwaltschaft  bekannt  gemacht 
waren,  bedürfen  keiner  Bekanntmachung  an  den  Nebenkläger.  Die 
Anfechtung  solcher  Entscheidungen  steht  auch  dem  Nebenkläger  nicht 
mehr  zu,  wenn  für  die  Staatsanwaltschaft  die  Frist  zur  Anfechtung 
abgelaufen  ist  (§  439).  Die  Anschlusserkläruiig  verliert  ihre  Wirkung 
durch  Widerruf  sowie  durch  den  Tod  des  Nebenklägers  (§  442).  Die 
Erben  des  Nebenklägers  können  die  Anschlusserklärung  nicht  wieder- 
holen. Für  den  Widerruf  ist  ausdrückliche  Erklärung  erforderlich; 
das  Nichterscheinen  des  Nebenklägers  in  der  Hauptverhandlung  ist 
daher  nicht  als  Widerruf  auszulegen  (Str.  Bd.  7  S.  376).  Eine 
widerrufene  Anschlusserklärung  kann  erneuert  werden  (Str.  Bd.  8 
S.  384.  385). 

695.  Verpflichtung  zur  Tragung  der  Kosten. 

Der  in  die  Kosten  des  Verfahrens  verurtheilte  Angeklagte  hat 
die  dem  Nebenkläger  erwachsenen  Kosten  und  haaren  Auslagen,  wozu 
insbesondere  die  Kosten  eines  als  Vertreter  bestellten  Rechtsanwaltes 
gehören,  zu  erstatten,  ohne  dass  es  eines  besonderen  Ausspruchs  im 
tJrtheile  hierüber  bedarf,  und  zwar  auch  dann,   wenn  der  Antrag  auf 


428  §  14.    LXXVI.   Nebenklage. 

Busse  zurückgewiesen  wurde,    und  auch  wenn  die  Verurtheilung  aus 
einem  rechtlichen  Gesichtspunkt,  der  einen  Anschluss  als  Nebenkläg^er 
nicht  zulässt  —  z.  B.  wegen  Betrugs  —  erfolgt  (Str.  Bd.  6  S.  240, 
Str.  Bd.  15  S.  190.  191,  Rechtspr.  Bd.  5  S.  572 flf.,  vergl.  §  503  der 
Strafprozessordnung).     Wird    ein    von    dem    Nebenkläger  selbständig 
eingelegtes  Rechtsmittel    oder   der  von    diesem    gestellte  Antrag   auf 
Wiederaufnahme  des  Verfahrens  zurückgenommen   oder  verworfen,    so 
hat  der  Nebenkläger  nicht  allein  die  Gerichtskosten  des  Rechtsmittels, 
sondern    auch    die    dem   Angeklagten    hierdurch    erwachsenen    noth- 
wendigen    Auslagen    zu    ersetzen    (§   505    der    Strafprozessordnung. 
Rechtspr.  Bd.  6  S.  197  ff.).    Den  Nebenkläger  treffen  ausserdem  nach 
§  502  der  Strafprozessordnung  die  Kosten  bei  Rücknahme  des  Straf- 
antrags.    Abgesehen  von    diesen  beiden  Fällen    können    dem    Neben- 
kläger Koston,    selbst  wenn    solche  allein  durch  die  Nebenklage  ver- 
ursacht  sind,    auch    bei   Einstellung   des  Verfahrens    oder   bei    Frei- 
sprechung  des    Angeklagten    nur  dann    auferlegt  werden,    wenn    der 
Nebenkläger  wider  besseres  Wissen    oder  in  grob  fahrlässiger  Weise 
die  Strafanzeige  erstattet,   oder  auf  dem  durch    §§  170  ff.  der   Straf- 
prozessordnung gegebenen  Wege  die  Erhebung  der  öffentlichen  Klage 
durch  gerichtliche  Entscheidung  erzwungen  hat  (Str.  Bd.  15  S.  191). 
Der   Nebenkläger   kann   nämlich    alsdann,  wenn    der   Angeschuldigte 
ausser  Verfolgung    gesetzt,  oder   freigesprochen,    oder   das  Verfahren 
eingestellt  wird,  nach  Massgabe  der  §§  501  und  504  der  Strafprozess- 
ordnung in  die  Kosten  des  Verfahrens    sowie    zur  Tragung  der  dem 
Beschuldigten  erwachsenen  nothwendigen  Auslagen  verurtheilt  werden, 
sofern  das  Gericht  ihn  nicht   ganz    oder    theil weise  von  der  Tragung 
der  Kosten  entbindet.      Dagegen   treffen  den  Nebenkläger  die  Kosten 
auf    Grund    der   letzterwähnten    Bestimmung    nicht,    wenn    derselbe, 
nachdem  öffentliche  Klage  erhoben  war,    im    Beschwerdewege  die  Er- 
öffnung des  Hauptverfahrens    herbeigeführt   hat   (Str.  Bd.  26  S.  132. 
133).     Die  Gerichtsgebühr  beträgt,  wenn  dem  Nebenkläger  die  Kosten 
zur  Last  fallen,  bei  Rücknahme  des  Strafantrages,  sofern  solche  nach 
eröffnetem  Hauptverfahren  erfolgt,    25  Mark  und  im  Falle  des  §  504 
der  Strafprozessordnung  50  Mark    (§  69  des  Gerichtskostengesetzes). 
Die  ihm  erwachsenen  baaren  Auslagen  hat  der  Nebenkläger  im  Falle 
der  Freisprechung    des    Angeklagten    selbst   von    Rechtswegen,    d.  h. 
ohne  gerichtliche  Entscheidung,    zu  tragen  (Str.  Bd.  15  S.  191.  192). 

696.  Gesetzliche  Vertreter  des  Nebenklägers. 

Hat  der  Verletzte  einen  gesetzlichen  Vertreter,  so  wird  die  Be- 
fugniss  zur  Erhebung  der  Nebenklage  durch  diesen  und,  wenn  Kor- 
porationen, Gesellschaften  und  andere  Personenvereine,  welche  als 
solche  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  klagen  können,  die  Ver- 
letzten sind,  durch  dieselben  Personen  wahrgenommen,  durch  welche 
sie  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  vertreten  werden  (§  414  Ab- 
satz 3  der  Strafprozessordnung).  Wer  im  Inlande  eine  Niederlassung 
nicht  hat,  kann  die  Nebenklage  nur  durch  den  im  Inlande  bestellten 
Vertreter  erheben  (vergl.  925). 
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»15. 

Wer  zum  Zweck  der  Täuschung  in  Handel  und  Yer- 
kehr  Waaren  oder  deren  Yerpackung  oder  Umhüllung,  oder 
Ankündigungen,  Preislisten,  Geschäftsbriefe,  Empfehlungen, 
Rechnungen  oder  dergleichen  mit  einer  Ausstattung,  welche 
Innerhalb  bethelligter  Yerkehrskreise  als  Kennzeichen 
gleichartiger  Waaren  eines  Anderen  gilt,  ohne  dessen  Ge- 
nehmigung versieht,  oder  wer  zu  dem  gleichen  Zweck  der- 
artig gekennzeichnete  Waaren  in  Yerkehr  bringt  oder  feil- 
hält, ist  dem  Yerletzten  zur  Entschädigung  verpflichtet  und 
wird  mit  Geldstrafe  von  einhundeii;  bis  dreitausend  Mark 
oder  mit  Gefäugniss  bis  zu  drei  Monaten  bestraft.  Die 
Strafverfolguni^  tritt  nur  auf  Antrag  ein.  Die  Zurück- 
nahme des  Antrages  ist  zulässig. 

LXXVII.   Waarenausstattungen. 

697.    Begriff. 

Im  Verkehre  dienen  nicht  nur  eingetragene  Waarenzeichen,  Namen 
und  Firmen  zur  Unterscheidung  der  aus  einem  bestimmten  Geschäfts- 
betriebe herrührenden  Waaren  von  den  Waaren  Anderer,  sondern 
auch  solche  Kennzeichnungen  von  Waaren,  welche  in  der  Ausstattung 
derselben  bestehen.  Der  Begriff  der  Ausstattung  umfasst  jedes  sicht- 
bare Mittel  der  Kennzeichnung  einer  Waare  ohne  Ausnahme,  d.  h. 
jede  Art  der  V^erzierung,  der  Ausschmückung,  der  Etikettirung,  der 
Aufmachung  der  Waare,  ihrer  Verpackung,  Umhüllung  oder  solcher 
Ankündigungen,  welche  zur  Bezeichnung  von  Waaren  bestimmt  sind 
(Komm.-Ber.  zu  §  14).  Insbesondere  können  als  Waarenausstattungen 
diejenigen  Waarenbezoichnungen  gesetzlichen  Schutz  erlangen,  welche 
dem  Begriffe  eines  Waarenzeichens  nicht  entsprechen,  z.  B.  die  Kom- 
bination mehrerer  räumlich  getrennter  Einzell)ezeichnungen,  die  Form 
und  die  Farbe  der  Waare,  ihrer  Verpackung,  ihrer  Umhüllung  oder 
der  zur  Waarenbezeichnung   bestimmten    Ankündigungen    (vergl.  14). 

698.   Waarenzeichen,  Namen  und  Firmen  als  Ausstattung. 

Der  Begriff  der  Ausstattung  beschränkt  sich  indessen  keineswegs 
auf  solche  Waarenbezeichnungen,  welche  weder  Namen  noch  Firmen 
sind,  oder  welche  zur  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  sich  nicht 
eignen.  Vielmehr  umfasst  dieser  Begriff  auch  solche  Waarenbezeich- 
nungen, die  der  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  fähig,  jedoch  nicht 
eingetragen  sind,  und  solche,  welche  sich  äusserlich  als  Namen 
oder  Firmen  darstellen,  ohne  thatsächlieh  Namen  oder  Firmen  im 
Sinne  des  Gesetzes  zu  sein,  oder  welche  zwar  Namen  oder  Firmen 
im  gesetzlichen  Sinne  sind,  jedoch  aut  den  Namen-  oder  Firmen- 
schutz keinen  Anspruch  haben  (Komm. -Her.  zu  ^  14,  Keuling 
Beiträge  S.  65,  vergl.  ZgH.  1,  S.  B14.  :Mi\  Zirll  IL  S.  4.  206fr. 
821.  371,  ZgK.  III.  S.  160).  Was  insbesondere  die  eintragsfähigen 
Zeichen  anlangt,  so  „kann"*  nach  §  1  derjeniire.  welcher  ein  aus- 
schliessliches   Benutzungsrecht    erwerb<»ii    will,    das    Zeichen    zur 
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Eintragung  in  die  Zeichenrolle  anmelden;  es  ist  dort  keineswegs  ge- 
sagt, dass  ein  solches  Zeichen  nur  auf  Grund  einer  Eintragung  ge- 
schützt sein  könne.  Es  kann  demnach,  vier  sein  Waarenzeichen  nicht 
hat  eintragen  lassen,  oder  wer  auf  einen  thatsächlich  benutzten  Namen 
oder  eine  thatsächlich  geführte  Firma  kein  gesetzliches  Recht  hat, 
sofern  die  besonderen  Voraussetzungen  des  §  15  vorliegen,  auch  für 
diese  Arten  der  Waarenbezeichnung  den  Schutz  der  Ausstattung  be- 
anspruchen. Beispielsweise  können  das  Pseudonym  und  der  Eta- 
blissementsname, welche  sonst  ohne  Eintragung  keinen  Anspruch  auf 
Schutz  haben,  nach  §  15  geschützt  sein  (vergl.  Mayer  in  Zeitschrift 
für  Handelsrecht'  Bd.  26  S.  390if.  396).  Selbst  ein  früher  eingetra- 
genes Zeichen  kann,  nachdem  der  durch  die  Eintragung  für  dasselbe 
begründete  Schutz  durch  Löschung  oder  auf  sonstige  Weise  erloschen 
ist,  als  Ausstattung  noch  geschützt  bleiben  (vergl.  702). 

699.    Einfluss  der  Bestimmung  der  Ausstattung  auf  deren  Schutz. 

Wie  das  Waarenzeichen  seine  Bestimmung,  zur  Unterscheidung 
der  aus  einem  bestimmten  Geschäftsbetriebe  hervorgehenden  Waaren 
zu  dienen,  und  den  gesetzlichen  Schutz  durch  die  Anmeldung  und 
demnächstige  Eintragung  erhält,  so  erlangt  die  Ausstattung  die  Eigen- 
schaft eines  Unterschcidungsmittels  und  gesetzlichen  Schutz  durch 
die  Anerkennung  dieser  Eigenschaft  innerhalb  betheiligter  Verkehrs- 
kreise. Es  kommt  demnach  bei  dem  Schutze  der  Ausstattung  nicht 
darauf  an,  welche  Absicht  deren  Benutzer  bei  ihrer  Wahl  hatte,  oder 
welche  Erklärungen  derselbe  bei  der  Einführung  der  Ausstattung  in 
den  Verkehr  abgegeben  hat,  insbesondere  nicht  darauf,  ob  er  die 
Ausstattung  von  vorneherein  dazu  bestimmt  hatte,  seine  Waaren 
von  den  Waaren  Anderer  zu  unterscheiden.  Ob  und  inwieweit  eine 
Waarenausstattung  geeignet  ist,  auf  einen  bestimmten  GeschäftiJ- 
betrieb  als  Herkunftsstelle  der  damit  bezeichneten  Waaren  hinzuweisen, 
bestimmt  sich  vielmehr  allein  nach  der  Anschauung  der  bei  dem  Ab- 
sätze der  Waare  betheiligton  \'erkehrskreise,  welche  durch  die  fälsch- 
liche Verwendung  einer  derartigen  Ausstattung  über  die  Herkunft  der 
Waare  getäuscht  w^erden  können  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  370).  Auch 
solche  Ausstattungen  werden  häufig  nach  der  Verkehrsanschauung  zu 
Unterscheidungsmitteln  für  Waaren,  welche  nach  der  ursprünglichen 
Absicht  ihres  Benutzers  lediglich  oder  doch  vorwiegend  einen  anderen 
Zweck  verfolgten,  z.  B.  die  Waare  zum  Gebrauche  tauglich  machen, 
dieselbe  ausschmücken,  gegen  äussere  Einwirkungen  schützen,  oder, 
wie  die  Etikette,  die  äusserlich  nicht  erkennbare  Beschaffenheit  der 
Waare  kenntlich  machen  sollten.  Aehnliches  gilt  von  der  Ausstattung, 
mit  welcher  die  Verpackung,  die  Umhüllung  und  die  zur  Waaren- 
bezeichnung bestimmten  Ankündigungen  versehen  werden  (Mot.  zu 
$  U,  vergl.  Civ.  Hd.  1  S.  75,  Pouillet  No.  40,  anders  Kohler  M-R. 
S.  159.  160).  Auf  den  Willen  desjenigen,  welcher  die  Ausstattung  in 
seinem  Geschäftsbetriebe  verwendet,  kommt  es  so  wenig  an,  dass  auch 
solche  Bezeichnungen,  welche  lediglich  auf  Verlangen  der  Abnehmer 
auf  die  Waare  gesetzt  wurden,  durch  die  Kraft  des  Verkehrs  zu  Hin- 
weisen auf  den  Geschäftsbetrieb  des  Lieferanten  werden  können  (vergl. 
Amar  No.  82).  Es  ist  überdies  zu  vermuthen,  dass  mit  der  Fort- 
benutzung einer  im  A'erkehre  als  Unterscheidungsmittel  bekannt  gewor- 
denen Ausstattung  regelmässig  der  Wille  verknüpft  sein  wird,  damit 
die  Herkunft  der  so  bezeichneten  Waaren   zu  kennzeichnen.     Nur  in- 
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sofern  kommt  der  Wille  des  Benutzers  der  Ausstattung  in  Betracht, 
als  nur  derjenige  ein  Recht  hierauf  erwirbt,  welcher  dieselbe  zur  Be- 
zeichnung der  aus  dem  eigenen  Geschäftsbetriebe  hervorgehenden 
Waaren  verwenden  will.  A\'er  dagegen  auf  Grund  einer  Erlaubniss 
oder  des  Auftrags  eines  Anderen  die  Ausstattung  benutzt  —  wie  der 
Lizenznehmer,  der  Beauftragte,  der  Angestellte  —  erwirbt  damit  das 
Recht  auf  die  Ausstattung  nicht  für  sich  selbst,  sondern  für  den  An- 
deren, mit  dessen  Genehmigung  oder  in  dessen  Interesse  er  thätig  wird. 

700.   Schutz  der  Ausstattung  als  Schutz  des  Besitzstandes. 

Die  Eigenschaft  eines  Kennzeichens  bestimmter  AVaaren  und  die 
dementsprechende  Anerkennung  der  Ausstattung  innerhalb  betheiligter 
Verkehrskreise  erlangt  die  letztere  durch  ihre  thatsächliche  Verwen- 
dung im  Verkehre;  der  Schutz  der  Ausstattung  ist  ein  Schutz  des 
durch  diesen  that sächlichen  Gebraucli  begründeten  Besitzstandes,  d.  h. 
der  Schutz  der  Ausstattung  bezweckt,  dem  Benutzer  derselben  ihren 
ungestörten  Iksitz  zu  sichern  (Reuling  Beiträge  S.  (U,  vergl. 
Pouillet  No.  477,  P.  M.  cK:  Z-Bl.  Bd.  2  S.  829,  vergl.  auch  Civ. 
Bd.  26  S.  170.  171).  Ein  die  Mitbenutzung  Anderer  unbedingt  aus- 
schliessendes  Recht  wdrd  indessen  durch  den  Gebrauch  einer  Aus- 
stattung niemals  erlangt;  denn  es  ergiebt  sich  aus  der  Natur  der 
durch  §  15  gewährten  Schutzmittel,  dass  nur  ein  Anspruch  auf  Schutz 
gegen  unredliche  Handlungsweise  besteht,  dass  dagegen  ein  Schutz 
gegen  unverschuldete  oder  schuldvolle  Störungen,  welche  nicht  un- 
lauterer Natur  sind,  nicht  gewährt  wird.  Hierdurch  unterscheidet 
sich  der  Anspruch  auf  Schutz  einer  Ausstattung  von  dem  einem 
eingetragenen  Waarenzeichen  zukommenden  gesetzlichen  Schutze,  da 
letzterer  dem  Zeicheninhaber  ein  ausschliessliches  und  gegen  Störungen 
jeder  Art  reagirendes  Recht  gewährt. 

701.   Voraussetzungen  des  Besitzstandes. 

Damit  durch  den  Gebrauch  einer  Ausstattung  deren  Anerkennung 
im  Verkehre  herbeigeführt  werde,  ist  es  nöthig,  dass  die  Verwendung 
der  Ausstattung  zur  Kenntniss  der  betheiligten  Verkeil rskreise  ge- 
kommen, also  eine  offenkundige  gewesen  sei.  Die  blosse  Besitznahme 
einer  Ausstattung,  d.  h.  deren  Einführung  in  den  Verkehr,  oder  ein 
G»*brauch  derselben,  welcher  nicht  in  den  betheiligten  Verkelirskreisen 
bekannt  und  von  denselben  anerkannt  worden  ist,  giebt  keinen  An- 
spruch auf  die  Rechtsmittel  des  §  15  (vergl.  AmarNo.  75,  Pouillet 
No.  111).  Regelmässig  wird  nur  ein  längerer  Gebrauch  geeignet  sein, 
die  Ausstattung  im  Verkehre  derart  bekannt  zu  machen,  dass  die- 
selbe als  Kennzeichen  der  Waaren  eines  bestimmten  Gewerbetreiben- 
den angesehen  wird;  insbesondere  ist  der  längere  Gebrauch  für  den 
Beweis  insofern  von  Bedeutung,  als  daraus  der  Schluss  gezogen  wer- 
den kann,  dass  die  Ausstattung  hierdurch  innerhalb  der  betheiligten 
Verkehrskreise  zum  Kennzeichen  der  Waaren  des  Benutzers  geworden 
ist  (P.  M.  &  Z-Hl.  Bd.  2  S.  829).  Indessen  kann,  da  die  Anerkennung 
im  Verkehre  von  den  Umständen  des  einzelnen  Falles  abhängt,  und  der 
gesetzliche  Schutz  nicht  durch  eine  bestimmte  Dauer  des  Besitzstandes 
Ijedingt  ist,  auch  ein  verhältnissmässig  kurzer  Gebrauch  genügen.  Da- 
bei spielt  die  Reklame  eine  gewisse  Rolle,  indem  es  vermöge  derselben 
leicht  ist,  in  ganz  kurzer  Zeit  einer  neuen  Ausstattung  in  den  bethei- 
ligten Verkehrskreisen  Anerkennung  zu  verschaffen.    Es  ist  auch  nicht 
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nöthig,  dass  der  Gebrauch  ein  ununterbrochener  gewesen  sei,  insbe- 
sondere schaden  zeitweilige  Unterbrechungen  nicht.  Vielmehr  können 
die  Rechte  aus  §  15  ausgeübt  werden,  wiewohl  zu  der  Zeit  ihrer 
Geltendmachung  ein  Gebrauch  der  Ausstattung  nicht  stattfindet;  nur 
darf  der  Nichtgebrauch  nicht  ein  derartig  anhaltender  geworden  sein, 
dass  daraus  ein  Verzicht  auf  das  Recht  an  der  Ausstattung  gefolgert 
werden  muss  (vergl.  717).  Durch  den  Eintritt  einer  Rechtsnachfolgfe 
in  dem  Geschäftsbetriebe,  in  welchem  die  Ausstattung  ihre  Verwen- 
dung findet,  wird  der  Besitzstand  nicht  beeinflusst;  der  Rechtsnach- 
folger kann  sich  den  Besitz  seines  Rechtsvorgängers  zurechnen 
(vergl.  716). 

702.    Einfluss   sonstigen   gesetzlichen  Schutzes   auf  die    Begründung 

des  Besitzstandes. 

Es  ist  femer  nicht  erforderlich,  dass  der  Gebrauch  und  die  An- 
erkennung im  Verkehre  erst  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vono. 
12.  Mai  1894  begonnen  habe  oder  seit  dieser  Zeit  fortgesetzt  wor- 
den sei;  auch  eine  Ausstattung,  welche  bereits  vor  dem  1.  Ok- 
tober 1894  als  Kennzeichen  der  aus  einem  bestimmten  Geschäfts- 
betriebe hervorgehenden  Waaren  galt,  hat  dadurch,  nachdem  der 
gesetzliche  Schutz  mit  dem  gedachten  Zeitpunkte  eingetreten  ist, 
Anspruch  auf  gesetzliche  Anerkennung  erworben  (vergl.  §  9  Ab- 
satz 2,  vergl.  auch  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  329).  Wer  die  Rechte  aus 
§  15  geltend  machen  will,  kann  sich  demnach  zum  Nachweise  seines 
Besitzstandes  auch  auf  den  offenkundigen  Gebrauch  der  Ausstattung^ 
welcher  vor  dem  1.  Oktober  1894  stattgefunden  hat,  berufen  (vergl. 
R-O-H.  Bd.  10  S.  124.  125,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  176).  Wer  eine 
Niederlassung  im  Inlande  nicht  besitzt,  kann  sich  auch  denjenigen 
Besitzstand  anrechnen,  welcher  vor  dem  Tage  des  Erlasses  der  die 
Gegenseitigkeit  begründenden  Bekanntmachung  im  Reichsgesetzblatte 
liegt  (vergl.  Civ.  Bd.  4  S.  36,  vergl.  auch  890  ff*.).  Das  Recht  auf 
die  Ausstattung  ist  demnach  mit  der  thatsächlichen  Anerkennung  der- 
selben im  Verkehre  erworben  ohne  Röcksicht  darauf,  ob  zu  der  Zeit, 
innerhalb  welcher  diese  Geltung  im  Verkehre  sich  entwickelt  hat,  die 
rechtliche  Anerkennung  hinzugetreten  war.  Gleichgültig  ist  es  auch, 
ob  in  dem  für  den  Erwerb  der  Anerkennung  massgebenden  Zeiträume 
die  Ausstattung  aus  einem  anderen  Gesichtspunkte  einen  rechtlichen 
Schutz  genoss,  welcher  auf  die  Begründung  des  Besitzstandes  von 
Einfluss  war.  Daher  kann  ein  eingetragenes  Waarenzeichen,  wenn 
dessen  Eintragung  unwirksam  war,  oder  die  Wirkungen  der  Eintra- 
gung in  Folge  der  Löschung  des  Zeichens  beseitigt  sind,  noch  nach 
§  15  geschützt  sein,  und  in  gleicher  Weise  ein  Name  oder  eine  Finna 
nach  Erlöschen  des  für  diese  früher  begründeten  Schutzrechtes,  auch 
wenn  die  Anerkennung  im  Verkelire  lediglich  auf  Grund  der  Eintra- 
gung oder  des  früheren  Schutzreehtes  erworben  worden  ist  (Kohl er 
M-R.  S.  298,  vergl.  Propr.  Ind.  X.  S.  114,  ZgR.  IIL  S.  295.  296. 
Amar  No.  179,  anders  Finger  §  12  N.  9). 

703.    Beziehung  der  Ausstattung  zur  Waare  im  Allgemeinen. 

Der  Gebrauch  der  Ausstattung,  welcher  den  gesetzlich  geschützten 
Besitzstand  des  §  15  begründen  soll,  muss  in  deren  Verwendung  zur 
Bezeichnung  von  Waaren  bestanden  haben.     Es    gilt    in  dieser  Be- 
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Ziehung  für  die  Ausstattung  Gleiches  wie  für  Waarenzeichen ,  Name 
und  Firma  (vergl.  3.  23fif.).  Im  Einzelnen  kann  der  Gebrauch  darin 
bestehen,  dass  die  Waare  selbst,  oder  deren  Verpackung,  deren  Um- 
hüllung oder  darin,  dass  auf  die  Waare  hinweisende  Ankündigungen 
mit 'der  Ausstattung  versehen  werden.  Auch  die  besondere  Ausstat- 
tung von  Geschäftsbriefen,  Plakaten,  Ladenschildern  und  ähnlichen 
Ankündigungen,  welche  nur  bei  diesen  zur  Verwendung  gelangt,  zur 
körperlichen  Bezeichnung  von  ^Yaaren  oder  ihrer  Verpackung  und 
Umhüllung  dagegen  nicht  benutzt  wird,  ist,  sofern  diese  Ankündi- 
gungen zur  Waare  in  Beziehung  gesetzt  und  damit  als  Waarenbezeich- 
nungen  verwendet  sind,  nach  §  15  schutzfähig  (anders  Sebastian 
S.  96.  97,  vergl.  Amar  No.  75,  vergl.  auch  411). 

704.  Ausstattungen  als  Geschäftsbezeichnungen. 

Dagegen  werden  Ausstattungen,  welche  zur  Bezeichnung  eines 
Geschäftsbetriebes  im  Allgemeinen  dienen  und  nicht  gleichzeitig 
auch  zur  Waarenbezeichnung  bestimmt  sind,  nicht  von  dem  gesetz- 
lichen Schutze  ergriffen;  dieselben  sind  keine  Waarenbezeichnungen 
im  Sinne  des  Gesetzes  (vergl.  3).  Hiernach  sind  Ausstattungen, 
welche  von  Gewerbetreibenden  benutzt  werden,  deren  Geschäftsbetrieb 
sich  nicht  auf  die  Herstellung  oder  den  Vertrieb  von  Waaren  be- 
zieht z.B.  die  Geschäftszeichen  der  Transport- und  Versicherungs- 
gesellschaften —  unbedingt  von  dem  gesetzlichen  Schutze  ausge- 
schlossen. In  anderen  Fällen  ist  es  eine  nach  den  Umständen  des 
einzelnen  Falles  zu  beurtheilende  Thatfrage,  ob  eine  als  Geschäfts- 
bezeichnung benutzte  Ausstattung  gleichzeitig  auch  als  Waaren- 
bezeichnung dient.  Im  Allgemeinen  wird  dabei  anzunehmen  sein,  dass 
eine  Ausstattung,  welche  auf  Ladenschildern,  oder  auf  Ankündigungen, 
Geschäftsbriefen  u.  s.  w.  als  Ersatz  für  Name  oder  Firma  des 
Geschäftsinhabers  angebracht  ist,  auf  den  Waaren,  der  Verpackung 
oder  Umhüllung  dagegen  nicht  verwendet  wird,  nur  als  Geschäfts- 
bezeichnung und  nicht  als  Waarenbezeichnung  in  Betracht  kommt. 
Der  Etablissementsname  oder  diesem  gleichstehende  figürliche  Aus- 
stattungen des  Ladenschildes  sind  daher  nur  daim  als  Waarenbezeich- 
nungen zu  betrachten,  wenn  mit  denselben  auch  die  Waare  selbst 
oder  deren  Verpackung  oder  Umhüllung  ausgestattet  wird.  Abgesehen 
hiervon  geniessen  einen  Schutz  gegen  unredliche  Nachahmung  der- 
artige Geschäftsauszeichnungen  nur  nach  Massgabe  des  Reichsgesetzes 
zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs,  sowie  in  denjenigen 
Rechtsgebieten,  in  welchen  ein  besonderer  gesetzlicher  Schutz  gegen 
unlauteren  Wettbewerb  besteht  (vergl.  7.  8,  vergl.  auch  bürgerl.  Ge- 
setzbuch §  826). 

705.   Beziehung  der  Ausstattung  zu  bestimmten  Waaren. 

Gleichwie  das  eingetragene  Waarenzeichen  nur  in  seiner  Be- 
ziehung zu  bestimmten  Waaren  Schutzberechtigung  erlangen  kann, 
erstreckt  sich  auch  der  Schutz  der  Ausstattung  nur  auf  diejenigen 
Waaren  oder  diesen  gleichartige  Waaren,  für  welche  die  Ausstattung 
ihrer  bisherigen  Verwendung  entsprechend  bestimmt  ist  (vergl.  22.  28). 
Die  Bezeichnung  hiervon  gänzlich  verschiedenartiger  Waaren  mit  der 
Ausstattung  ist  demnach  nicht  verboten  und  kann  sogar  dazu  tühren, 
dass  der  Mitbenutzer  der  Ausstattung  selbst  das  Schutzrecht  des 
§  15  in  Bezug  auf  die  Bezeichnung  solcher  Waaren  erwirbt. 

Kent,  Schutz  der  WftarenbezeichDanKen.  28 
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706.  Erwerb  des  Besitzstandes  durch  Anerkennung  innerhalb 

betheiligter  Verl(ehrslcreise. 

Der  Besitzstand  des  §  15  wird  begründet  durch  dessen  Aner- 
kennung in  den  betheiligten  Verkehrskreisen,  d.  h.  in  denjenigen  Kreisen, 
welche  bei  dem  Erwerbe  und  dem  Absätze  der  Waaren,  für  welche  die 
Ausstattung  bestimmt  ist,  betheiligt  sind  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  371, 
vergl.  Civ.  Bd.  3  S.  76).  Es  kommt  dabei  nicht  allein  die  Anschauung 
der  unmittelbaren  Abnehmer  der  Waare,  der  Zwischenhändler,  Kom- 
missionäre u.  s.  w.,  sondern  auch  diejenige  der  Konsumenten,  und  letz- 
tere sogar  hauptsächlich  in  Betracht,  da  gerade  in  den  Kreisen  der  Kon- 
sumenten eine  Ausstattung  als  massgebend  für  die  Werthschätzung  der 
Waare  und  demnach  als  Kennzeichen  derselben  angesehen  zu  werden 
pflegt  (vergl.  Str.  Bd.3  S.272  ff.,  Str.  Bd.25  S.  117. 118).  Es  ist  nicht 
nöthig,  dass  die  Ausstattung  innerhalb  aller  betheiligter  Verkehrskreise 
als  Kennzeichen  der  aus  einem  bestimmten  Geschäftsbetriebe  hervor- 
gegangenen Waaren  gilt,  es  genügt  vielmehr  nach  dem  Wortlaute  des 
Gesetzes  die  Anerkennung  „innerhalb  betheiligter  Verkehrskreise*',  d.  h. 
auch  innerhalb  engerer  Kreise  (Komm. -B er.  zu  §  14).  Daher  wird  der 
Besitzstand  des  §  15  erworben  dadurch,  dass  die  Ausstattung  innerhalb 
gewisser  lokal  oder  territorial  begrenzter  Kreise,  oder  innerhalb  der 
Kreise  der  Zwischenhändler  und  Kommissionäre,  oder  allein  bei  den 
Konsumenten,  oder  nur  im  Grosshandel,  oder  ausschliesslich  im  Klein- 
handel als  Kennzeichen  anerkannt  ist.  Es  genügt  sogar  die  innerhalb 
ausländischer  Verkehrskreise  erfolgte  Anerkennung ;  denn  unter  Ver- 
kehr  ist  sowohl  der  inländische  als  der  ausländische  Verkehr  zu  ver- 
stehen, weil  das  gesammte  Absatzgebiet  der  Waare,  und  Deutschland 
nur  als  ein  Theil  desselben,  berücksichtigt  werden  muss.  Es  kommt 
dies  namentlich  hinsichtlich  solcher  Waaren  in  Betracht,  welche  aus- 
schliesslich für  den  Export  bestimmt  sind  (vergl.  Kohl  er  M-R.  S.  203, 
R-O-H.  Bd.  24  S.  220  flf.,  Civ.  Bd.  3  S.  76,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  371, 
anders  R-O-H.  Bd.  24  S.  80.  81).  Hat  die  Ausstattung  nicht  allgemein, 
sondern  nur  innerhalb  engerer  Verkehrskreise  die  Eigenschaft  eines 
Unterscheidungsmittels  erlangt,  so  ist  dies  von  Einfluss  auf  deren  Schutz, 
weil  alsdann  auch  nur  ein  beschränkterer  Schutz,  nämlich  ein  Schutz 
gegen  die  Täuschung  dieser  engeren  Verkehrskreise,  besteht  (vergl.  727). 
Die  betheiligten  Verkehrski'eise  können  von  grösserem  oder  geringerem 
Umfange  sein.  Es  ist  nicht  erforderlich,  dass  eine  bestimmte  Zahl 
von  Personen  oder  sämmtliche  Angehörige  des  betrefienden  Ver- 
kehrskreises die  Ausstattung  kennen:  unter  Umständen,  z.  B.  wenn 
ein  Industriezweig  nur  von  einer  kleineren  Zahl  von  Personen  be- 
trieben wird,  kann  schon  eine  geringere  Zahl  genügen,  welche  aller- 
dings nicht  so  geringfügig  sein  darf,  dass  sie  für  den  Verkehr  über- 
haupt nicht  in  Betracht  kommt  (vergl.  Str.  Bd.  14  S.  436.  437). 

Nicht  zu  den  betheiligten  Verkehrskreisen  im  Sinne  des  Gesetzes 
sind  solche  Kreise  zu  rechnen,  welche  nicht  bei  dem  Absätze  der  mit 
der  Ausstattung  versehenen  Waare  betheiligt  sind.  Es  kommt  daher 
beispielsweise  nicht  darauf  an,  ob  etwa  die  Ausstattung  als  das  Kenn- 
zeichen der  ^^'aaren  eines  bestimmten  Gewerbetreibenden  bei  dessen 
Konkurrenten  bekannt  ist  (anders  Schima  in  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  303). 

707.  Ist  Kenntniss  der  Person  des  Berechtigten  erforderlich? 

Innerhalb  der  betheiligten  Verkehrskreise  muss  die  Ausstattung, 
welche  gesetzlichen  Schutz  gemessen    soll,    als  Kennzeichen  der  aus 
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einem  bestimmten  Geschäftsbetriebe  hervorgehenden Waaren  gel- 
ten; dass  dem  betheiligten  Publikum  auch  die  Person  des  Inhabers  dieses 
Geschäftsbetriebes  bekannt  sei,  ist  nicht  erforderlich  (vergl.  §  9  Ab- 
satz 2).  Denn  der  Konsument,  welcher  im  Vertrauen  auf  eine  ge- 
wisse Ausstattung  eine  Waare  sucht,  ist  sich  dabei  des  Namens  oder 
der  Firma  des  zur  Führung  dieser  Ausstattung  Berechtigten  regel- 
mässig nicht  bewusst,  da  dessen  Name  oder  Firma  nicht  immer  neben 
der  Ausstattung  auf  der  Waare  stehen,  oder  mit  den  auf  der  Waare 
stehenden  Angaben  nicht  immer  übereinstimmen;  vielmehr  kauft  der 
Konsument  in  der  Regel  nicht  mit  Rücksicht  auf  die  Person  des  Berech- 
tigten, sondern  um  deswillen,  weil  er  vertraut,  Waaren,  die  die  näm- 
liche Bezeichnung  tragen,  würden  aus  der  nämlichen  Quelle  herstammen 
(vergl.  Blum  Ann.  Bd.  6  S.  228,  Kohler  P&  J.  IL  S.  31,  Traeger  in 
Gruchot  Bd.  36  S.  200).  Es  gilt  hier  Aehnliches  wie  für  den  Schutz 
von  Waarenzeichen  und  Firmen,  da  auch  dieser  nicht  dadurch  bedingt 
ist,  dass  das  Publikum  den  Inhaber  des  Waarenzeichens  oder  der 
Firma  kennt. 

708.   Mehrheit  von  Berechtigten. 

Wird  die  Ausstattung  von  mehreren  Personen  im  Verkehre  zur 
Bezeichnung  von  Waaren  verwendet,  so  wird  das  Recht  auf  die  Aus- 
stattung doch  nur  von  Einem  erworben,  wenn  der  Gebrauch  seitens 
der  Anderen  auf  Grund  einer  Erlaubniss  oder  eines  Auftrags  des 
Ersteren  erfolgt  (vergl.  699).  Benutzen,  ohne  dass  dies  der  Fall  ist. 
Mehrere  die  gleiche  oder  eine  nach  §  20  als  übereinstimmend  zu  erach- 
tende Ausstattung  zur  Bezeichnung  derselben  oder  gleichartiger  Waaren, 
so  steht  das  Recht  auf  die  Ausstattung  regelmässig  demjenigen  zu, 
welcher  zuerst  die  Anerkennung  derselben  als  Kennzeichen  seiner 
Waaren  im  Verkehre  errungen  hat;  die  Priorität  des  Gebrauchs  ent- 
scheidet demnach  nicht  ohne  Weiteres.  Es  ist  jedoch  nicht  ausge- 
schlossen, dass  mehrere  Personen  gleichberechtigt  in  Bezug  auf  den 
Schutz  ihrer  mit  einander  übereinstimmenden  Waarenausstattungen 
sind;  und  zwar  sowohl  dann,  wenn  die  Ausstattungen  zwar  verschieden, 
deren  Abweichungen  jedoch  unerheblich  im  Sinne  des  §  20  sind,  als 
auch  dann,  wenn  dieselben  nicht  im  Geringsten  von  einander  ab- 
weichen. Der  Wortlaut  des  Gesetzes,  insbesondere  die  Worte  „eines 
Anderen"  sprechen  nicht  hiergegen;  dieser  Ausdruck  weist  nicht  etwa  auf 
eine  Einzelperson  hin,  sondern  soll  nur  die  Erstreckung  des  Schutzes 
auf  solche  Ausstattungen,  welche  im  Besitze  ganzer  Klassen  von 
Gewerbetreibenden  sind,  ausschliessen.  Eine  derartige  Konkurrenz 
mehrerer  Berechtigter  liegt  vor,  wenn  Mehrere  gleichzeitig  die  An- 
erkennung einer  Ausstattung  als  Kennzeichen  ihrer  Waaren  erworben 
haben,  oder  wenn  nicht  festgestellt  werden  kann,  wer  der  ältere  an- 
erkannte Besitzer  ist  (Reuling  Beiträge  S.  17,  Finger  §  15  N.  2, 
P.M.&Z-Bl.  Bd.  2  S.  176,  vergl.  R-O-H.  Bd.  20  S.  369,  Civ.  Bd.  3 
S.  80,  Bolze  Bd.  1  No.  306,  anders  Seligsohn  §  15  N.  3).  Nur  darf 
dabei  die  Zahl  der  Mitbenutzer  der  Ausstattung  nicht  eine  so  grosse 
oder  der  Gebrauch  derselben  innerhalb  der  betheiligten  Verkehrskreise 
ein  so  allgemeiner  geworden  sein,  dass  die  Ausstattung  überhaupt  nicht 
mehr  die  Eigenschaft,  als  Kennzeichen  der  aus  einem  bestimmten  Ge- 
schäftsbetriebe hervorgehenden  Waaren  zu  dienen,  beanspruchen  kann 
(vergl.  R-O-n.  Bd.  20  S.  369,  Civ.  Bd.  3  S.  80,  vergl.  auch  710). 
Fernere  Voraussetzung  für  das  Nebeneinanderbestehen  mehrerer  kon- 
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kurrirender  Berechtigungen  ist,  dass  für  Jeden  der  Mitberechtigten 
die  Voraussetzungen  zutreffen,  unter  welchen  eine  Ausstattung  über- 
haupt Anspruch  auf  Schutz  hat.  Insbesondere  kann  sich  auf  ein  kon- 
kurrirendes  Recht  nicht  berufen,  wer  die  Ausstattung,  welche  als 
Kennzeichen  der  Waaren  eines  Anderen  galt,  in  missbräuchlicher  Weise 
in  Benutzung  genommen  hat  (vergl.  709). 

Eine  Konkurrenz  Mehrerer  in  dem  Besitze  einer  Ausstattung  ist 
auch  insofern  möglich,  als,  wenn  die  Anerkennung  der  Ausstattung 
nicht  allgemein  im  Verkehre,  sondern  nur  innerhalb  engerer  Ver- 
kehrskreise erfolgt,  ist,  in  den  verschiedenen  Verkehrsgebieten  auch 
verschiedene  Personen,  und  zwar  in  jedem  Verkehrsgebiete  ein  An- 
derer, als  Inhaber  der  Ausstattung  anerkannt  sein  kann  (Reulintr 
Beiträge  S.  16,  vergl.  R-O-H.  Bd.  20  S.  368.  369).  Eine  derartige 
Mitberechtigung  Mehrerer  ist  namentlich  in  territorialer  Hinsicht  denk- 
bar, so  dass  dem  Einen  für  Deutschland,  dem  Anderen  für  Frankreich, 
und  für  verschiedene  Theile  Deutschlands  je  einem  Anderen  das  Recht 
auf  die  Ausstattung  zustehen  kann. 

Eine  dritte  Möglichkeit  einer  Konkun'enz,  welche  indessen  hier 
nicht  in  Betracht  kommt,  besteht  darin,  dass  Mehrere  gleichzeitig  ein 
Recht  auf  dieselbe  Ausstattung  haben  können,  sofern  die  Waaren,  für 
welche  jeder  Einzelne  die  Ausstattung  verwendet,  gänzlich  verschieden 
von  den  Waaren  des  oder  der  Anderen  sind  (vergl.  705). 

Steht  Mehreren  das  Recht  auf  die  Ausstattung  hinsichtlich  der 
gleichen  oder  gleichartiger  Waaren  ohne  jede  Beschränkung,  d.  h.  für 
den  ganzen  Verkehr  oder  das  gesammte  Absatzgebiet  der  Waare,  zu, 
so  liegt  eine  Kollision  der  mehreren  Rechte  vor,  derzufolge  die  ver- 
schiedenen Berechtigten  Dritten  gegenüber  zwar  zur  Geltendmachung 
der  Rechte  aus  §  15  in  gleichem  Maasse  befugt  sind,  jedoch  in  ihrem 
Verhältnisse  zu  einander  gegenseitig  in  der  Ausübung  dieser  Rechte 
sich  beschränken.  Besteht  die  Konkurrenz  der  mehreren  Besitzstände 
jedoch  darin,  dass  jeder  einzelne  derselben  sich  nur  auf  ein  engeres 
Verkehrsgebiet  bezieht,  dann  ist  das  Recht  auf  die  Ausstattung  that- 
sächlich  mit  Rücksicht  auf  die  Verkehrskreise,  für  welche  die  Waare 
bestimmt  ist,  getheilt,  so  dass  jeder  einzelne  Berechtigte  innerhalb 
des  Verkehrsgebietes  seiner  Waare  auch  gegenüber  unredlichen  Ein- 
griffen des  konkurrirend  Berechtigten  den  Schutz  des  Gesetzes  anrufen 
kann.  Seligsohn  erkennt  nur  die  in  der  Theilung  des  Rechtes  be- 
stehende Konkurrenz  Mehrerer  an,  während  er  es  für  ausgeschlossen 
hält,  dass  Mehreren  kollidirend  das  Recht  bezüglich  derselben  Inter- 
essentenkreise zustehen  könne  (Seligsohn  §  15  N.  3). 

709.  Redliohkeit  des  Besitzstandes  als  Voraussetzung  für  dessen  Schutz. 

Es  ist  bereits  an  anderer  Stelle  dargelegt  worden,  dass  der  Ge- 
brauch der  Ausstattung,  welcher  ein  Anrecht  auf  den  Schutz  des 
§  15  gewähren  soll,  erfolgt  sein  «luss  in  der  Absicht,  damit  die  aus 
dem  eigenen  Geschäftsbetriebe  herrührenden  Waaren  zu  bezeichnen, 
und  dass  regelmässig  derjenige,  welcher  zuerst  für  einen  derartigen 
Gebrauch  die  Anerkennung  im  Verkehre  errungen  hat,  dem  späteren 
Benutzer  vorgeht  (vergl.  708).  Daraus  folgt,  dass  durch  den  Ge- 
brauch einer  Ausstattung  kein  Recht  auf  dieselbe  und  insbesondere 
keine  mit  dem  Rechte  eines  Anderen  konkurrirende  Befugniss  erworben 
werden  kann,  wenn  die  Ausstattung  zu  der  Zeit,  als  sie  in  Benutzun<r 
genommen  wurde,  bereits  als  Kennzeichen  der  Waaren  eines  Anderen 
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innerhalb  betheiligter  Verkehrskreise  galt,  und  der  später  unter- 
nommene Gebrauch  nicht  in  der  redlichen  Absicht,  damit  die  Waare 
als  aus  dem  eigenen  Geschäftsbetriebe  hervorgehend  zu  bezeichnen, 
sondern  zu  dem  Zwecke  erfolgt,  das  Publikum  über  die  Herkunft 
der  Waare  zu  täuschen  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  329.  335). 
Einen  eigenen  selbständigen  Besitzstand  erwirbt  daher  nicht,  wer 
die  Ausstattung  eines  Anderen  zum  Zwecke  der  Täuschung  nach- 
ahmt; denn,  wer  so  handelt,  vertritt  den  betheiligten  Verkehrs- 
kreisen gegenüber  damit  nicht  sich,  sondern  den  berechtigten  In- 
haber der  Ausstattung,  da  die  betheiligten  Verkehrskreise  in  der 
Ausstattung  dann  immer  nur  das  Kennzeichen  des  im  Verkehre  be- 
kannten Erstberechtigten  sehen  und  die  Waare,  wenn  sie  solche  mit 
Rücksicht  auf  deren  Ausstattung  kaufen,  nur  als  diejenige  des  ihnen 
bekannten  Berechtigten  kaufen  wollen.  Das  Gesetz  schützt  demnach 
nur  den  in  redlicher  und  tadelloser  Weise  erworbenen  Besitzstand; 
der  arglistige  Mitbenutzer  erwirbt  nicht  nur  nicht  ein  eigenes  Recht, 
sondern  es  können  gegen  denselben  auch  die  Rechtsmittel  des  §  15 
geltend  gemacht  werden  (Mot.  zu  §  14,  Hahn  in  ZgR.  U.  S.  188.  189, 
vergl.  R-O-H.  Bd.  22  S.  379.  380,  Civ.  Bd.  3  S.  81,  Blum  Ann.  Bd.  8 
S.  66.  67,  Busch  Bd.  39  S.  256.  257).  Das  Erforderniss  der  Redlichkeit 
gilt  auch  für  den  vor  Inkrafttreten  des  Gesetzes  bethätigten  Ge- 
brauch; denn  die  eine  Täuschung  des  Publikums  bezweckende  Be- 
nutzung einer  fremden  Ausstattung  konnte,  auch  ehe  die  letztere  einen 
Anspruch  auf  gesetzlichen  Schutz  hatte,  nicht  bewirken,  dass  dieselbe 
dadurch  zum  Kennzeichen  der  Waaren  des  arglistigen  Benutzers 
wurde  (vergL  Civ.  Bd.  3  S.  81).  Auf  Grund  gutgläubigen  Gebrauches 
kann  dagegen  ein  eigenes  Recht  auf  die  Ausstattung  auch  dann  er- 
worben werden,  wenn  bereits  einem  Anderen  vorher  die  gleiche  Be- 
rechtigung zustand.  Der  gute  Glaube  kann  dabei  darauf  beruhen, 
dass  dem  Benutzer  der  Gebrauch  der  Austattung  durch  Andere  über- 
haupt nicht  bekannt  war,  oder  dass  derselbe  von  der  Ansicht  aus- 
ging, dass  es  sich  um  eine  im  Gemeingebrauche  stehende  Bezeichnung 
handele;  schliesslich  kann  ein  gutgläubiger  Gebrauch  sich  selbst  trotz 
ursprünglich  unredlichen  Erwerbes  im  Verlaufe  der  Zeit  —  nament- 
lich wenn  ein  Wechsel  in  der  Person  der  Benutzer  eingetreten  ist  — 
gebildet  haben  (vergl.  Civ.  Bd.  3  S.  81  ff.).  Auf  guten  Glauben  kann 
sich  regelmässig  nicht  berufen,  wer  die  ihm  bekannte  Ausstattung 
eines  Anderen  mit  unwesentlichen  Abweichungen  benutzt,  z.  B.  wer 
einer  fremden  Ausstattung  seinen  Namen,  seine  Firma  oder  seine 
Adresse  beifügt  (vergl.  Civ.  Bd.  3  S.  84,  vergl.  auch  850).  Gutgläubig 
handelt  auch  derjenige  nicht,  welcher  sich  in  einem  unentschuldbaren 
Rechtsirrthume  befindet  (vergl.  604.  605). 

Der  Gebrauch,  welcher  zum  Besitzstande  des  §  15  fähren  soll, 
muss  nicht  nur  gutgläubig  begonnen,  sondern  auch  in  redlicher  Weise 
fortgesetzt  sein.  Wer  im  Verlaufe  seines  Gebrauches  das  Bewusstsein 
erlangt,  dass  die  von  ihm  benutzte  Ausstattung  zur  Täuschung  des 
Publikums  dient,  darf  diesen  Gebrauch  nicht  fortsetzen,  und  kann  auf 
Grund  des  trotzdem  fortgesetzten  Gebrauches  keine  Rechte  erlangen 
(Kohler  M-R.  S.  106,  Sebastian  S.  319). 

710.   Gemeingebräuohliohe  Ausstattungen. 

Die  Ausstattung  der  Waare  ist  nur  dann  geeignet,  zur  Unter- 
scheidung der  aus  einem  bestimmten  Geschäftsbetriebe  hervorgehenden 
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Waaren  von  den  Waaren  Anderer  zu  dienen,  wenn  sie  charakteristi- 
scher Natur  ist,  d.  h.  sich  von  den  im  Verkehre  üblichen  Waaren- 
ausstattungen wesentlich  unterscheidet.  Von  der  Waarenausstattung", 
welche  als  Kennzeichen  der  Waaren  eines  bestimmten  Gewerbetreiben- 
den, oder,  wie  das  Gesetz  sich  ausdrückt,  „eines  Anderen"  im  Ver- 
kehre gilt,  sind  daher  die  gemeingebräuchlichen  Waarenausstattuni^en 
zu  unterscheiden,  welche  entweder  von  sämmtlichen  Gewerbetreibenden, 
oder  den  Gewerbetreibenden  eines  bestimmten  Handels-  oder  Industrie- 
zweiges, oder  von  einer  Mehrzahl  solcher  zur  Bezeichnung  ihrer  Waaren 
frei  benutzt  werden  (vergl.  Propr.  Ind.  XI.  S.  74).  Zu  diesen 
gemeingebräuchlichen  Waarenausstattungen  gehören  namentlich,  sofern 
es  sich  um  Ausstattungen  handelt,  welche  ihrer  äusseren  Gestaltung 
nach  dem  Begrifie  eines  Waarenzeichens  entsprechen,  die  Freizeichen 
im  Sinne  des  §  4  Absatz  1  (vergl.  93  flf.).  Für  die  Frage,  ob  und  in- 
wieweit ein  Gemeingebrauch  vorliegt,  kommen  die  für  die  Freizeichen 
an  anderer  Stelle  erörterten  Regeln  zur  entsprechenden  Anwendun«^. 
Demnach  ist  dafür,  ob  eine  Ausstattung  als  gemeingebräuchlich  an- 
zusehen ist,  die  Anschauung  der  betheiligten  Verkehrskreise  mass- 
gebend (vergl.  97.  99  fF.).  Ferner  kann  aus  der  Thatsache,  dass  eine 
Ausstattung  —  vor  oder  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  —  von  einer 
Mehrzahl  von  Gewerbetreibenden  benutzt  worden  ist,  noch  nicht  auf 
einen  Gemeingebrauch  geschlossen  werden,  wenn  die  Ausstattung  als 
Kennzeichen  der  Waaren  eines  bestimmten  Gewerbetreibenden  galt, 
und  die  Mitbenutzung  seitens  der  Anderen  als  eine  missbräuchliche 
sich  darstellt  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  329.  335,  vergl.  100).  Den  ^e- 
meingebräuchlichen  Ausstattungen  stehen  solche  Ausstattungen  gleich, 
welche  durch  die  Natur  der  Waare  oder  ihrer  Verpackung  nothwendi^er 
Weise  erfordert  werden  und  daher  wesentliche  Bestandtheile  der  Waare 
oder  ihrer  Verpackung  sind.  Es  gilt  dies  namentlich  hinsichtlich  der 
Form  und  der  Farbe  von  Waare  und  Verpackung  (vergl.  713  ff.).  Eine 
Ausstattung  ist  nur  dann  charakteristischer  Natur,  wenn  dieselbe  sich 
von  den  im  Verkehre  üblichen  Ausstattungen  wesentlich  unter- 
scheidet; Abweichungen,  welche  nach  der  Verkehrsansohauung  als 
unwesentliche  erscheinen,  genügen  nicht,  um  der  Ausstattung  die 
Eigenschaft  eines  Unterscheidungsmittels  im  Sinne  des  §  15  zu 
geben.  Ob  eine  Abweichung  im  einzelnen  Falle  als  eine  wesentliche 
oder  unwesentliche  zu  erachten  ist,  bestimmt  sich  —  wie  bei  den 
Freizeichen  —  nach  den  zu  §  20  erörterten  Regeln,  welche  hier  zur 
entsprechenden  Anwendung  zu  bringen  sind  (vergl.  103.  834).  Als 
eine  schutzfähige  Ausstattung  ist  hiernach  insbesondere  eine  Komhi- 
nation  mehrerer  einzelner  Elemente  anzusehen,  welche,  für  sich  be- 
trachtet, zwar  gemeingebräuchlich  sind,  jedoch  in  ihrer  Zusammen- 
stellung einen  gänzlich  neuen,  bisher  im  Verkehre  nicht  bekannten, 
Gesammteindruck  gewähren  (vergl.  104). 

711.   Beziehung  der  gemeingebräuohlichen  Ausstattung  zu  bestimmten 

Waaren. 

Gemeingebräuchliche  Waarenausstattungen  stehen  entweder  zur 
Bezeichnung  aller  Waaren  oder  von  Waaren  der  verschiedensten  Gat- 
tungen im  freien  Gebrauche,  oder  dieselben  werden  im  Verkehre  all- 
gemein nur  zur  Bezeichnung  bestimmter  Waaren  verwendet.  Eim» 
Waarenausstattung,  welche  bisher  nur  zur  Bezeichnung  bestimmter 
Waaren    im    Gemeingebrauche    stand,    kann    unter    Umständen    des 
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Schutzes  des  §  15  theilhaftig  werden,  wenn  dieselbe  von  einem  be- 
stimmten Gewerbetreibenden  zum  ersten  Male  zur  Bezeichnung  anderer 
Waaren,  welche  gänzlich  anderer  Art  als  die  früher  damit  bezeich- 
neten sind,  benutzt  wird,  und  dadurch  diese  Waare  als  aus  einem  be- 
stimmten Geschäftsbetriebe  herrührend  kennzeichnet.  Wer  anstatt 
Schachteln,  welche  bisher  zur  Verpackung  von  Waaren  einer  be- 
stimmten Gattung  verwendet  wurden,  fortan  Flakons  in  Gebrauch 
nimmt,  kann  demnach,  obwohl  Flakons  dieser  Art  bereits  früher  als 
Verpackungsmittel  von  Waaren  anderer  Gattung  allgemein  gebräuch- 
lich waren,  auf  diese  Art  der  Ausstattung  ein  Recht  erlangen 
(Pouillet  No,  39). 

Bei  der  Prüfung,  ob  eine  gemeingebräuchliche  Waaren  au  sstattung 
in  Folge  ihrer  Verwendung  für  Waaren  anderer  Gattung  zum  Kenn- 
zeichen der  Waaren  eines  bestimmten  Gewerbetreibenden  geworden 
ist,  ist  indessen  mit  Vorsicht  zu  verfahren.  Nur  in  besonderen  Aus- 
nahmefällen darf  eine  derartige  Umwandlung  angenommen  werden,  da 
die  bei  weitem  grösste  Zahl  der  im  Verkehre  üblichen  Ausstattungen 
für  Waaren  aller  Art  bestimmt  ist,  und,  wenn  dieselben  bisher  bei 
einzelnen  Waarengattungen  nicht  zur  Anwendung  gekommen  sind, 
dies  häufig  auf  einem  Zufall  oder  darauf  beruht,  dass  Waaren  solcher 
Art  bisher  nicht  im  Verkehre  waren.  Im  Allgemeinen  wird  man 
sagen  können,  dass  diejenigen  Ausstattungen  nicht  einem  Einzelnen 
zum  Vorzugs  weisen  Gebrauche  vorbehalten  sein  können,  welche  für 
den  Verkehr  so  unentbehrlich  sind,  dass  deren  Monopolisirung  zu 
Gunsten  eines  Einzelnen  ein  Hinderniss  für  den  loyalen  und  redlichen 
Waarenhandel  sein  würde. 

712.  Aeussere  Gestaltung  und  Zusammensetzung  der  Ausstattung. 

Ausser  der  aus  dem  Sinne  des  Gesetzes  zu  entnehmenden  Vor- 
aussetzung, dass  die  Ausstattung  charakteristischer  Natur  sein  und 
dadurch  von  den  gemeingebräuchlichen  Ausstattungen  sich  unter- 
scheiden muss,  bestehen  sonstige  Vorschriften  über  die  äussere  Ge- 
staltung oder  die  Zusammensetzung  der  Ausstattung  nicht.  Ins- 
besondere ist  in  §  15  nicht,  wie  in  §  4  hinsichtlich  der  zur  Eintragung 
angemeldeten  Waarenzeichen,  bestimmt,  dass  eine  Ausstattung  nicht 
aus  gewissen  Bestandtheilen  bestehen  oder  solche  nicht  enthalten 
dürfe.  Auch  diejenigen  Ausstattungen,  welche  ausschliesslich  aus 
Buchstaben,  Zahlen  oder  gemeingebräuchlichen  Wörtern  bestehen,  oder 
welche  öflFentliche  Wappen  oder  Angaben  trügerischer  Natur  enthalten, 
sind  demnach  von  dem  gesetzlichen  Schutze  nicht  ausgeschlossen 
(vergl.  Civ.  Bd.  3  S.  70.  74,  Str.  Bd.  6  S.  34).  Beispielsweise  kann 
eine  Waarenbezeichnung,  welche  ausschliesslich  aus  einem  den  Ort  der 
Herstellung  bezeichnenden  Worte  besteht,  in  Folge  ihrer  Anerkennung 
im  Verkehre  zum  Kennzeichen  der  Waaren  eines  bestimmten  Gewerbe- 
treibenden werden,  wenn  dieser  der  einzige  Fabrikant  oder  Handel- 
treibende in  der  betreffenden  Waarenbranche  an  diesem  Orte  ist  (ZgR. 
in.  S.  295.296,  Propr.  Ind.  XI.  S.  141).  Auch  Aergemiss  erregende 
Darstellungen  sind  für  die  Regel  nicht  schutzlos.  Nur  insofern  wird  eine 
Beschränkung  einzutreten  haben,  als  den  Ausstattungen  unsittlichen  In- 
halts ein  Schutz  nicht  verliehen  werden  darf,  da  allgemein  im  Rechte 
der  Satz  gilt,  dass  aus  unsittlichem  Verhalten  ein  Rechtsanspruch  nicht 
abgeleitet  werden  kann  (Traeger  in  Gruchot  Bd.  36  S.  225).  Ueber- 
dies  würde   die  Verbreitung  derartiger  unsittlicher  Darstellungen  ein 
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Vergehen  gegen  §  184  des  Strafgesetzbuchs  und  schon  aus  diesem 
Grunde  unzulässig  sein  (vergl,  Finger  §  15  N.  2).  Als  unsittlich  in 
dieser  Bedeutung  sind  Ausstattungen,  welche  trügerische  Angaben  im 
Sinne  des  §  4  No.  3  enthalten,  nicht  ohne  Weiteres  anzusehen,  da 
letztere  Gesetzesbestimmung  auf  positiver  Vorschrift  beruht,  und  eine 
ausdehnende  Anwendung  auf  andere  Fälle  demnach  nicht  statthaft  ist 
(anders  Kohler  M-R.  S.  106.  175,  vergl.  Sebastian  S.  14). 

713.   Form  der  Waare  als  Ausstattung. 

Die  Form  oder  äussere  Gestaltung  der  Waare  oder  deren  Ver- 
packung ist  häufig  im  Verkehre  als  Kennzeichen  der  Waare  an- 
erkannt (vergl.  Giv.  Bd.  18  S.  85  flf.).  Ob  die  Form  von  ihrem  Be- 
nutzer von  vorneherein  dazu  bestimmt  war,  dessen  Waaren  als  aus 
seinem  Geschäftsbetriebe  herrührend  zu  bezeichnen,  oder  ob  dieselbe 
in  erster  Linie  andere  Zwecke  verfolgte,  z,  B.  die  Waare  dem  (Je- 
schmacke  des  Käufers  anpassen  oder  dieselbe  zum  Gebrauche  tauglich 
machen  sollte,  ist,  wie  bereits  erörtert,  im  Allgemeinen  ohne  Einfluss 
auf  die  Anwendung  des  Gesetzes  (Pouillet  No.  41,  anders  Kohler 
M-R.  S.  159.  160.  209.  210,  vergl.  Sebastian  S.  61,  vergl.  auch 
699).  Es  gilt  dabei  indessen  eine  Einschränkung.  Eine  Form  näm- 
lich, welche  durch  die  Natur  der  Waare  gegeben,  also  eine  noth- 
wendige  Eigenschaft  oder  ein  wesentlicher  Bestandtheil  derselben  ist, 
kann  nicht  als  Ausstattung  geschützt  sein,  weil  dieselbe  dazu  dient, 
die  Waare  von  anderen  Waaren,  nicht  aber  von  den  Waaren 
Anderer,  zu  unterscheiden.  Jedem,  welcher  überhaupt  das  Hecht 
zur  Herstellung  oder  zum  Vertriebe  der  Waare  hat,  muss  auch 
die  Befugniss  zustehen,  die  der  Waare  eigenthümliche  Form  anzu- 
wenden, da  anderenfalls  sein  Herstellungs-  und  Vertriebsrecht  illu- 
sorisch sein  würde.  Dies  gilt  insbesondere  auch,  wenn  die  Fonn  der 
Waare  durch  Patent  oder  als  Gebrauchsmuster  oder  als  Geschmacks- 
muster zu  Gunsten  eines  Einzelnen  geschützt  war,  für  die  Zeit  nach 
Erlöschen  eines  derartigen  Schutzrechtes.  Alsdann  kann  der  Inhaber 
des  —  zeitlich  beschränkten  —  gewerblichen  Schutzrechtes  nach  Ab- 
lauf der  Schutzdauer  nicht  den  zeitlich  unbeschränkten  Zeichenschutz 
für  sich  beanspruchen,  da  dies  thatsächlich  zu  einer  Monopolisirung 
des  Vertriebes  der  Waare  trotz  Ablaufs  der  Patent-  oder  Muster- 
schutzdauer führen  würde  (Kohler  M-R.  S.  159.  160,  vergl.  Amar 
No.  84,  Sebastian  S.  89.  90).  Im  (Gegensätze  zu  der  nothwendigen 
Form  steht  die  willkürlich  gewählte  Form  der  Waare,  welche  als 
Ausstattung  geschützt  sein  kann.  Aus  diesem  Gesichtspunkte  wird 
z.  B.  der  eigenthümlichen  Gestaltung  eines  Seifenstücks  oder  der 
eigenthümlichen  Formung  eines  Gebäcks  der  Schutz  des  $  15  zu- 
gebilligt werden  können. 

714.   Form  der  Verpackung. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  Form  der  Verpackung.  Denn, 
wenn  auch  die  äussere  Gestaltung  der  Verpackung  gerade  so  wie  die 
Form  der  Waare  Gegenstand  eines  Patent-  oder  Musterschutzrechtes 
und  wesentlicher  Bestandtheil  der  Verpackung  sein  kann,  so  wird 
sie  damit  regelmässig  keine  nothwendige  Eigenschaft  der  Waare,  zu 
deren  Aufnahme  und  Bezeichnung  die  Verpackung  bestimmt  ist.  Eine 
durch  ein  gewerbliches  Schutzrecht  zu  Gunsten  eines  Einzelnen  ge- 
schützte Verpackung  kann  in  der  Regel  zur  Aufnahme  der  verschieden- 
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artigsten  Waaren  dienen;  dieselbe  kann  in  Folge  ihrer  thatsächlichen 
Verwendung  zur  Aufnahme  von  AVaaren  bestimmter  Gattung  sowohl 
während  Bestehens  als  nach  Ablauf  des  gesetzlichen  Schutzes  Kenn- 
zeichen der  Waaren  eines  bestimmten  Gewerbetreibenden  werden,  und 
zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Form  durch  die  Natur  der  Verpackung 
gegeben  oder  eine  willkürlich  gewählte  ist.  Inhaber  des  Rechts  an 
der  Ausstattung^  kann  dann  entweder  der  Inhaber  des  gewerblichen 
Schutzrechtes  sein,  wenn  derselbe  die  zu  seinen  Gunsten  durch  Patent 
u.  s.  w.  geschützte  Verpackung  zur  Bezeichnung  der  aus  seinem  Ge- 
schäftsbetriebe hervorgehenden  Waaren  verwendet,  oder  ein  Dritter, 
welchem  der  Inhaber  des  gewerblichen  Schutzrechtes  den  Gebrauch 
gestattet  hat.  Der  Inhaber  des  gewerblichen  Schutzrechtes,  welcher 
zugleich  Inhaber  des  Waarenausstattungsrechtes  ist,  erlangt  damit 
thatsächlich  eine  Verlängerung  seines  Schutzrechtes  über  die  gesetz- 
liche Schutzdauer  hinaus,  allerdings  mit  der  Beschränkung,  dass  der 
Gebrauch  der  Verpackung  ihm  fortan  nur  behufs  Bezeichnung 
bestimmter  Waaren,  d.  h.  derjenigen,  zu  deren  Bezeichnung  die 
Verpackung  bisher  thatsächlich  verwendet  wurde,  vorbehalten  it^t. 
Aehnliches  gilt  von  der  äusseren  Gestaltung  der  Umhüllung  und  der 
äusseren  Form  von  Ankündigungen. 

715.    Farbe  der  Waare,  Verpackung  u.  8.  w. 

Die  Farbe  der  Waare,  der  Verpackung,  der  Umhüllung  und 
von  Ankündigungen  kann  gleichfalls  nur  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen den  Schutz  des  §  15  gemessen  (vergl.  Civ.  Bd.  18  S.  85  ff.). 
Denn  für  die  Regel  stehen  alle  Farben  und  Farbennuancen  im  Ge- 
meingebrauche,  so  dass  Niemand  daran  gehindert  werden  kann,  seine 
Waaren,  deren  Verpackung  u.  s.  w.  mit  einer  gewissen  Farbe  auszu- 
statten, wenn  auch  ein  Anderer  bereits  vorher  dieselbe  oder  gleich- 
artige Waaren  in  gleicher  Weise  ausgestattet  hat  (Seligsohn  §  20 
N.  4a,  Pouillet  No.  43,  Amar  No.  86).  Insbesondere  kann  die  durch 
die  Natur  der  Waare  gegebene,  d.  h.  die  nothwendige  und  die  üb- 
liche, Farbe  der  Waare  oder  der  Verpackung  niemals  Zeichenschutz 
gemessen.  Dies  gilt  selbst  dann,  wenn  die  Waare  bisher  nur  von 
einem  Einzigen  —  sei  es  auf  Grund  eines  Patent-  oder  Musterschutz - 
rechtes  oder  ohne  solches  —  hergestellt  oder  in  Verkehr  gesetzt 
wurde,  da  nach  Ablauf  der  gesetzlichen  Schutzdauer,  oder  im  Falle 
Nichtbestehens  gesetzlichen  Schutzes  überhaupt,  kein  Anderer  daran 
gehindert  werden  kann,  die  Waare  in  ihrer  naturgemässen  Farbe  her- 
zustellen und  zu  vertreiben  (vergl.  710). 

Anders  ist  es,  wenn  durch  eine  willkürliche  Zusammenstellung 
oder  Gruppirung  mehrerer  Farben  oder  durch  die  eigenthümliche  Ver- 
wendung einer  einzelnen  Farbe  ein  charakteristisches  Bild  hervorge- 
rufen wird,  welches  in  dieser  Weise  bisher  noch  nicht  zur  Waaren- 
bezeichnung  oder  zur  Bezeichnung  derjenigen  Waaren,  um  welche  es 
sich  im  einzelnen  Falle  handelt,  verwendet  worden  ist.  Durch  der- 
artige Bezeichnung  können  Waaren  als  aus  einem  bestimmten  Ge- 
schäftsbetriebe herrührend  gekennzeichnet  werden;  es  ist  in  diesem 
Sinne  ein  Schutz  der  Farbe  nach  §  15  denkbar  (vergl.  Kohler  M-R. 
S.  207.  208,  Seligsohn  §  20  N.  4a,  Pouillet  No.  43.  43  bis).  Es 
kann  somit  eine  Ausstattung  im  Sinne  des  §  15  aus  der  eigenthüm- 
lichen  Zusammenstellung  mehrerer  Farben,  aus  farbigen  geometrischen 
Figuren,  oder  aus  der  besonderen  Färbung   eines  einzelnen  Bestand- 
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theils  von  Waare  und  Verpackung  bestehen.  Beispiele  einer  derartigen 
Ausstattung  sind:  ein  farbiger  Streifen  oder  eine  farbige  Kante  an 
einem  Gewebe,  die  quadratisc^he  Schraffirung  eines  Pflasters,  ein  far- 
biger Faden  oder  ein  farbiger  Papierstreifen  an  einer  bestimmten 
Stelle  der  Verpackung,  ein  Stück  Goldpapier  an  einer  bestimmten 
Stelle  der  Waare  u.  s.  w.  (Kohler  M-R.  S.  207.  208,  Pouillet 
No.  43-44). 

716.    Uebertragung  des  Rechts  an  der  Ausstattung. 

Das  Recht  an  der  Ausstattung  geht  gleichwie  das  Recht  an  einem 
eingetragenen  Waarenzeichen  auf  die  Erben  des  Berechtigten  über  und 
kann  durch  Vertrag  oder  durch  Verfügung  von  Todeswegen  auf  An- 
dere übertragen  werden.  Die  Möglichkeit  einer  derartigen  Ueber- 
tragung folgt  aus  der  rechtlichen  Natur  der  Ausstattung,  da  solche 
nicht  zur  Kennzeichnung  der  von  einer  bestimmten  Person,  sondern 
der  aus  einem  bestimmten  Geschäftsbetriebe  herrührenden  Waaren  be- 
stimmt ist,  sowie  aus  der  Analogie  der  Ausstattung  mit  dem  eingetra- 
genen Waarenzeichen,  von  welchem  die  Ausstattung  sich  entweder 
nur  durch  den  Mangel  der  Eintragung  oder  nur  durch  ihre  äussere 
Gestaltung  unterscheidet  (vergl.  §  9  Absatz  2,  vergl.  auch  698).  Aus 
dieser  begrifTlichen  Uebereinstimmung  mit  dem  eintragsfähigen  Waaren- 
zeichen ergiebt  sich  ferner  auch,  dass  das  Recht  an  der  Ausstattung 
nur  zugleich  mit  dem  Geschäftsbetriebe,  zu  welchem  diese  gehört, 
auf  einen  Anderen  übergehen  kann.  Es  gelten  dabei  für  die  Frage, 
ob  eine  Uebertragung  des  Geschäftsbetriebes  stattgefunden,  und  welche 
Folgen  die  NichtÜbertragung  oder  nicht  gänzliche  Uebertragung  des- 
selben hat,  im  Allgemeinen  die  bei  §  7  hinsichtlich  eingetragener 
Waarenzeichen  erörterten  Regeln  (vergl.  209  fif.).  Ist  der  Geschäfts- 
betrieb auf  einen  Anderen  übergegangen,  so  bedarf  es  einer  ausdrück- 
lichen Uebertragung  des  Ausstattungsrechtes  nicht;  vielmehr  geht 
dieses  im  Zweifel  als  Zubehör  des  Geschäftsbetriebes  auf  den  Erwerber 
des  letzteren  über,  d.  h.  sofern  nicht  Gegen theiliges  vereinbart  ist 
oder  aus  den  begleitenden  Umständen  hervorgeht  (vergl.  Kohler  M-R. 
S.  230,  Pouillet  No.  98,  Amar  No.  105,  Sebastian  S.U.  109, 
vergl.  auch  218).  Die  Vorschrift  des  §  7,  nach  welcher  die  Ueber- 
tragung eines  eingetragenen  Waarenzeichens  in  der  Zeichenrolle  nur 
bei  nachgewiesener  Einwilligung  des  Veräusserers  des  Geschäfts- 
betriebes erfolgen  darf,  kann  in  BetrefiF  der  Ausstattung  nicht  etwa 
entsprechende  Anwendung  finden;  denn  die  Bestimmung  des  §  7  be- 
ruht auf  positiver  Vorschrift  und  hat  nur  für  die  Führung  der  Zeichen- 
rolle Bedeutung  (vergl.  218.  229). 

717.   Erlöschen  des  Rechtes. 

Die  Ausstattung  ist  ebenso  wie  das  eingetragene  Waarenzeichen 
mit  dem  Geschäftsbetriebe,  zu  welchem  sie  gehört,  unlösbar  verbunden. 
Dies  zeigt  sich  darin,  dass  mit  der  Einstellung  des  Geschäftsbetrie- 
bes das  Recht  auf  die  Ausstattung  erlischt;  und  zwar  ist  unter  Einstel- 
lung des  Geschäftsbetriebes  nach  dem  an  anderer  Stelle  Gesagten  die 
Einstellung  des  Betriebes  hinsichtlich  derjenigen  Waaren  zu  verstehen, 
zu  deren  Bezeichnung  die  Ausstattung  bestimmt  ist  (vergl.  291.  705). 
Auch  über  die  Frage,  wann  der  Geschäftsbetrieb  als  eingestellt  gilt, 
sind  die  Erörterungen  zu  §  9  No.  2  zu  vergleichen;  dabei  ist  insbe- 
sondere hervorzuheben,    dass    der    blosse  Nichtgebrauch  der  Ausstat- 
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tung  noch  nicht  ohne  Weiteres  der  Einstellung  des  Betriebes  gleich- 
steht (vergl.  302).  Ist  indessen  der  Nichtgebrauch  ein  derartig  an- 
haltender geworden,  dass  daraus  die  Absicht,  die  Ausstattung  über- 
haupt nicht  mehr  gebrauchen  zu  wollen,  also  ein  Verz  icht  auf  das  Recht, 
gefolgert  werden  kann,  dann  muss  allerdings  der  Ausstattung  der 
fernere  rechtliche  Schutz  versagt  werden.  Die  Annahme  eines  solchen 
Verzichts  ist  insbesondere  dann  gerechtfertigt,  wenn  der  Benutzer  der 
Ausstattung  für  die  früher  hiermit  bezeichneten  Waaren  eine  gänz- 
lich neue  Ausstattung  anstatt  der  ausser  Gebrauch  gesetzten  ange- 
nommen und  erstere  als  Kennzeichen  seiner  Waaren  im  Verkehre  be- 
kannt gemacht  hat.  Neben  einem  derartigen  stillschweigenden  Ver- 
zichte gilt  selbstverständlich  der  ausdrücklich  erklärte  Verzicht,  d.  h. 
die  ausdrücklich  erklärte  Freigabe  der  Ausstattung,  als  Erlöschungs- 
grund für  das  Recht. 

Abgesehen  hiervon  erlischt  das  Recht  auch  dadurch,  dass  die 
Ausstattung  aufgehört  hat,  als  Kennzeichen  der  Waaren  eines  be- 
stimmten Gewerbetreibenden  im  Verkehre  zu  gelten  (vergl.  P.  M.  «& 
Z-Bl.  Bd.  2  S.  335).  Dies  ist  der  Fall,  wenn  der  Berechtigte  es 
zugelassen  hat,  dass  die  Ausstattung  innerhalb  der  betheiligten  Ver- 
kehrskreise allgemein  zur  Bezeichnung  von  Waaren  verwendet  wird, 
und  in  Folge  dessen  im  gutgläubigen  Verkehr  das  Bewusstsein,  dass 
es  sich  um  das  Kennzeichen  der  Waaren  eines  bestimmten  Gewerbe- 
treibenden handelt,  verloren  gegangen  ist.  Ob  eine  derartige  üeber- 
lassung  zum  Gemeingebrauche  stattgefunden  hat,  entscheidet  sich  ent- 
sprechend nach  denjenigen  Regeln,  welche  zur  Anwendung  zu  bringen 
sind,  wenn  es  sich  um  die  Frage  handelt,  ob  ein  Zeichen,  welches 
früher  Sonderzeichen  war,  im  Laufe  der  Zeit  zum  Freizeichen  ge- 
worden ist  (vergl.  Pouillet  No.  81,  vergl.  auch  710.  101). 

Eine  Ausstattung,  welche  von  ihrem  früheren  Benutzer  aufge- 
geben worden  ist,  kann  nicht  nur  von  jedem  Anderen  benutzt,  son- 
dern auch  auf  Grund  des  Umstandes,  dass  der  nunmehrige  Benutzer 
die  Anerkennung  derselben  als  Kennzeichen  seiner  Waaren  im  Ver- 
kehre erlangt  hat,  zu  dessen  Gunsten  nach  §  15  geschützt  werden. 
Indessen  darf  der  spätere  Benutzer,  sofern  die  Ausstattung  nicht  mit 
dem  Geschäftsbetriebe  auf  ihn  Obergegangen  ist,  sich  den  Besitzstand 
des  Vorbenutzers  nicht  anrechnen  (vergl.  701.  716). 

718.    Unwirksamkeit  des  Rechts. 

Zu  unterscheiden  von  dem  Erlöschen  des  Rechtes  an  der  Aus- 
stattung ist  die  Unwirksamkeit  desselben,  im  Allgemeinen  oder  einer 
bestimmten  Person  gegenüber.  In  entsprechender  Anwendung  der 
bereits  früher  erörterten  Regeln  kann  Unwirksamkeit  vorli^en:  a.  auf 
Grund  des  §  23  Absatz  1,  welcher  auch  für  Ausstattungen  gilt  (vergl. 
370);  b.  gegenüber  einem  konkurrirend  Berechtigten.  Auf  ein  kon- 
kurrirendes  Recht  darf  sich  nur  derjenige  berufen,  welcher  nach  §  15 
Anspruch  auf  Schutz  hat,  nicht  schon  der,  welcher,  ohne  die  Aner- 
kennung seiner  Bezeichnung  innerhalb  betheiligter  Verkehr skreise  zu 
erringen,  dieselbe  in  Benutzung  hat  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  176, 
vergl.  371.  708);  c.  auf  Grund  vertragsmässiger  Vereinbarungen  (vergl. 
376);  d.  insbesondere  dem  Lizenznehmer  gegenüber,  wobei  daraufhin- 
zuweisen ist,  dass  aus  dem  Wortlaut  des  §  15,  namentlich  aus  den 
Worten  „ohne  dessen  Genehmigung",  die  Zulässigkeit  der  Lizenz  sich 
unzweideutig  ergiebt   (vergl.  377):    e.  demjenigen  gegenüber,  welcher 
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seinen  Namen  oder  seine  Firma  oder  Angaben  gemeingebräuchlicher 
Natur,  die  Bestandtheile  der  Ausstattung  sind,  zur  Waarenbezeichnung 
verwendet  (vergl.  378.  369);  f.  wenn  die  Ausübung  des  Rechtes  sich 
als  eine  chikanöse  darstellen  würde  (vergl.  380);  g.  demjenigen  gegen- 
über, welcher  die  Ausstattung  für  sich  als  Waarenzeichen  hat  ein- 
tragen lassen  (vergl.  730);  h.  auf  Grund  des  Artikel  28  des  deutsch- 
französischen  Handelsvertrages  vom  2.  August  1862  (vergl.  381). 

Dagegen  ist  Unwirksamkeit  nicht  anzunehmen,  wenn  das  Recht 
an  einer  Ausstattung  in  Kollision  mit  einem  Patent-,  Muster-  oder 
einem  sonstigen  Urheberrechte  tritt.  In  dieser  Hinsicht  kommen  die 
für  die  Kollision  eines  derartigen  Rechtes  mit  einem  eingetragenen 
Waarenzeichen  erörterten  Regeln  hier  zur  entsprechenden  Anwendung 
(vergl.  379). 

719.  Schutz  der  Ausstattung  als  Schutz  gegen  unlauteren  Wettbewerb. 

Der  einer  den  Anforderungen  des  §  15  entsprechenden  Ausstattung 
gewährte  rechtliche  Schutz  hat  nicht  durchaus  den  gleichen  Inhalt 
und  Umfang  wie  der  einem  Waarenzeichen  auf  Grund  seiner  Eintra- 
gung nach  §  12  zukommende  Rechtsschutz.  Zwar  untersagt  auch  der 
§  15  das  widerrechtliche  Bezeichnen  von  AVaaren  solcher  Art,  für 
welche  die  Ausstattung  bestimmt  ist,  oder  gleichartiger  Waaren,  es 
ist  ferner  danach  auch  verboten  das  widerrechtliche  Bezeichnen  der 
Verpackung,  der  Umhüllung  und  von  Ankündigungen,  sowie  das  In- 
verkehrbringen und  Feilhalten  widerrechtlich  bezeichneter  Waaren; 
jedocht  weicht  der  §  15  andererseits  insofern  von  dem  §  12  ab,  als 
nicht  jede  derartige  Handlung  sich  als  ein  Eingriff  in  das  Ausstattungs- 
recht darstellt,  sondern  nur  dann,  wenn  die  betreffende  Handlung 
zum  Zwecke  der  Täuschung  in  Handel  und  Verkehr  geschieht. 
Dies  gilt  nicht  nur  von  dem  Bezeichnen  der  Waare,  sondern  auch 
von  dem  Inverkehrbringen  und  Feilhalten.  Wer  ohne  Täuschungs- 
absicht in  Verkehl*  bringt  oder  feilhält,  macht  sich  daher  selbst  dann 
nicht  nach  §  15  verantwortlich,  wenn  er  dies  in  Kenntniss  des  Um- 
Standes  thut,  dass  die  von  ihm  in  Verkehr  gebrachten  Waaren  von 
einem  Anderen  zum  Zwecke  der  Täuschung  mit  der  geschützten  Aus- 
stattung eines  Dritten  versehen  sind  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  368  ff.). 
Das  Recht  an  der  Ausstattung  ist  denm?ich  nicht  ein  eine  aus- 
schliessliche Befugniss  verleihendes  Recht  wie  die  durch  die  Ein- 
tragung in  die  Zeichenrolle  begründete  Berechtigung;  dasselbe  schliesst 
vielmehr  nur  eine  solche  Handlungsweise  aus,  welche  als  eine  auf 
Täuschung  im  Handelsverkehr  oder  im  gewerblichen  Leben  abzielende, 
d.  h.  als  ein  Akt  unlauteren  Wettbewerbs,  sich  zu  erkennen  iriebt 
(P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  246,  anders  Seligsohn  §  15  N.  3). 

Da  auch  für  den  Schutz  der  Ausstattung  das  an  anderer  Steile 
Erörterte  gilt,  dass  nämlich  das  Zeichengesetz  den  den  Waarenbezeieh- 
nungen  zu  gewährenden  Schutz  für  das  ganze  Gebiet  des  Deutschen 
Reiches  einheitlich  und  erschöpfend  regeln  will,  so  kann  einer  Aus- 
stattung ein  weitergehenderer  Schutz  als  der  in  §  15  gewährte  selbst 
dann  nicht  zuerkannt  werden,  wenn  nach  dem  im  einzelnen  Falle  in 
Betracht  kommenden  Landesgesetze  ein  solcher  umfassenderer  Schutz- 
anspruch begründet  sein  würde.  Ueberhaupt  ist  in  §  15  der  Schutz 
der  Waarenbezeichnungen  gegen  unlauteren  Wettbewerb  derart  er- 
schöpfend geordnet,  dass  auf  dem  Gebiete  der  Waarenbezeichnung  ausser- 
halb des  §  15  -  -  abgesehen  von  dem  hier  nicht  in  Betracht  kommenden 
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§  16  und  abgesehen  von  den  reichsgesetzliehen  Bestimmungen  zur  Be- 
kämpfung des  unlauteren  Wettbewerbs  —  ein  Anspruch  wegen  un- 
lauteren Wettbewerbs  allgemein  nicht  erhoben  werden  kann  (vergl. 
Bolze  Bd.  19  No.  144,  ZgR.  IIl.  S.  239,  vergl.  auch  7.8).  Auch 
die  Vorschriften,  welche  das  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  tretende 
bürgerliche.  Gesetzbuch  gegen  den  unlauteren  AVettbewerb  triflFt,  können 
nicht  zur  Abänderung  oder  Ergänzung  der  spezialrechtlichen  Bestim- 
mungen des  Zeichengesetzes  dienen.  Dagegen  können  die  strafrecht- 
lichen Bestimmungen  der  Reichsgesetze,  welche  nicht  aus  dem  Rechts- 
grunde des  unlauteren  Wettbewerbs,  sondern  aus  einem  anderen  recht- 
lichen Gesichtspunkte  eine  Bestrafung  wegen  unbefugter  Benutzung 
einer  fremden  Ausstattung  ermöglichen,  namentlich  der  §  263  des  Straf- 
gesetzbuchs, neben  dem  §  15  zur  Anwendung  gelangen  (vergl.  9.  670  fT.). 
Zu  beachten  ist,  dass  §  15  Schutz  gegen  unlauteren  Wettbewerb  nur 
auf  dem  Gebiete  der  Waarenbezeichnung  gewährt,  d.  h.  insoweit  es 
sich  um  die  Bezeichnung  von  Waaren,  sowie  um  das  Inverkehr- 
bringen oder  Feilhalten  widerrechtlich  bezeichneter  Waaren  handelt . 
Wird  beispielsweise  ein  Fantasiewort,  welches  als  Kennzeichen  der 
Waaren  eines  bestimmten  Gewerbetreibenden  gilt,  von  einem  Anderen 
zum  Zwecke  der  Täuschung  in  mündlicher  Rede  gebraucht,  so  sind 
die  Rechtsmittel  des  §  15  nicht  gegeben,  und  es  können  die  Vor- 
schriften der  Landesgesetze  gegen  unlauteren  Wettbewerb  gegenüber 
einem  solchen  Gebahren  zur  Anwendung  gebracht  werden  (vergl.  7. 
vergl.  auch  bürgerl.  Gesetzbuch  §  826). 

720.   Umfang  des  Schutzes. 

Soweit  sieh  aus  der  erörterten  begriflFlichen  Verschiedenheit  zwischen 
Waarenzeichenrecht  und  Ausstattungsrecht  nicht  Gegentheiliges  er- 
giebt,  ist  der  Rechtsschutz  beider,  namentlich  in  Hinsicht  auf  Ent- 
schädigung und  Strafverfolgung,  durchaus  der  gleiche,  mit  der  alleinigen 
Ausnahme,  dass  die  angedrohte  Strafe  im  Falle  des  §  15  im  Höchst- 
betrage eine  geringere  ist  als  die  nach  §  14  zu  verhängende.  Beson- 
ders ist  hervorzuheben :  a.  die  Begriffe  des  Bezeichnens,  des  Inverkehr- 
bringens und  des  Feilhaltens  sind  in  beiden  Fällen  die  gleichen  (vergl. 
395  ff.);  b.  auch  im  Falle  des  §  15  muss  der  Eingriff  ein  widerrecht- 
licher gewesen  sein  (vergl.  467  ff.) :  c.  im  Auslande  begangene  Ein- 
griffe sind  auch  nach  §  15  verfolgbar  (vergl.  362.  363);  d.  die  Vor- 
schriften der  §§  14  und  18  über  Entschädigung  und  Strafverfolgung, 
namentlich  was  die  Person  des  Verletzten,  den  Strafantrag  und  die 
Busse  anlangt,  finden  Anwendung  (vergl.  586  ff.  633  ff.  794  ff.);  e.  es 
findet  daher  eine  Klage  auf  EntschäcUgung  und  die  Strafverfolgung 
nicht  statt,  wenn  nur  Versuchs-  oder  Vorbereitungshandlungen  oder 
nur  solche  Störungen  begangen  sind,  welche  nicht  in  dem  Bezeichnen, 
Inverkehrbringen  oder  Feilhalten  bestehen  (vergl.  567.  623);  f.  die 
Civilklage  und  die  Strafverfolgung  richten  sich  nicht  nur  gegen  den 
Thäter,  sondern  auch  gegen  den  Gehülfen  und  Anstifter  (vergl,  593. 
653  ff.);  g.  die  Anwendung  des  §  15  wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen, 
dass  eine  fremde  Ausstattung  mit  Abweichungen  benutzt  wird,  wenn 
trotzdem  die  Gefahr  einer  Verwechslung  im  Verkehre  bestehen  bleibt 
(vergl.  832). 

721.    Negatorische  Klage. 

Ob  nach  dem  §  15  auch  —  entsprechend  der  Norm  des  §  12  — 
ein  Anspruch  auf  Untersagung  weiterer  Benutzung   besteht,    könnte 


446  §  15.    LXXVIl.  Waarenausstattungen. 

nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes,  da  dieses  nur  die  Entschädigungs- 
pflicht und  die  Strafverfolgung  erwähnt,    zweifelhaft   sein.    Indessen 
ergieht  sich  die  Zulässigkeit  einer  derartigen  negatorischen  Klage  aus 
der  gesetzlichen  Anerkennung  der  den  Anforderungen  des  §  15    ent- 
sprechenden Ausstattung   als   eines  von  einem  Einzelnen  erworbenen 
Rechtsgutes,  dessen  Verletzung   einen  Entschädigungsanspruch    nach 
sich  zieht,  welcher  nur  mit  Rücksicht   auf   die   Interessen   des    gut- 
gläubigen Verkehrs  auf  den  Fall  einer  Täuschungsabsicht  beschränkt 
ist   (vergl.  Civ.  Bd.  15  S.  129.  130).     Denn   überall,   wo  das  Gesetz 
mit  Rücksicht  auf  das    entgegenstehende  Recht   eines   Anderen    den 
unbefugten  Störer  dieses  Rechtes  zur  Entschädigung  verpflichtet,  geht 
dasselbe  davon  aus,  dass  der  Handelnde  verpflichtet  sei,  seine  störende 
Thätigkeit  zu  unterlassen.  Regelmässig  ist  daher  in  einem  solchen  Falle 
neben  dem  gesetzlich  gewährten  Entschädigungsanspruche  eine  Klage  auf 
Unterlassung  der  rechtswidrigen  Handlungsweise  gegeben,  welche  nicht 
nur  in  A^erbindung  mit  der  Entschädigungsklage,  sondern  auch   dann, 
wenn  kein  Schadenersatz  gefordert  wird,  statt  der  Entschädigungsklage 
erhoben  werden  kann  (vergl.  Civ.  Bd.  25  S.  347.  348).    Dies  gilt  ins- 
besondere  für   diejenigen   gesetzlichen  Bestimmungen,    nach  welchen 
wegen  unlauteren  Wettbewerbs  ein  Entschädigungsanspruch   be- 
gründet  ist   (Civ.  Bd.  25  S.  347.  348,    ZgR.  III.   S.  89).     Aus    dem 
Umstände,    dass  in  dem  Gesetze  die   negatorische   Klage  nicht  aus- 
drücklich erwähnt  ist,  kann  um  so  weniger  Gegentheiliges   gefolgert 
werden,   als    auch   bei   eingetragenen  Waarenzeichen,  bei  Namen  und 
Finnen  die  negatorische  Klage  stattfindet,  trotzdem  auch    bei    diesen 
Waarenbezeichnungen  der  Klage  keinerlei  Erwähnung  in  dem  Gesetze 
geschieht   (vergl.  Finger  §  15  N.  3).     In  BetreflF  der   negatorischen 
Klage  kommen  die  für  die  Klage  wegen  unverschuldeter  Stöning  des 
Rechts  an  einem  eingetragenen  Waarenzeichen  geltenden  Grundsätze  zur 
entsprechenden  Anwendung  (vergl.  427  fi*.).    Insbesondere  ist  auch  im 
Falle  des  §  15  eine  Feststellungsklage  möglich  (vergl.  437). 

722.  Zweck  der  Täuschung. 

Der  Zweck  der  Täuschung,  welcher  nothwendige  Voraussetzung 
der  Civil-  und  Strafklage  ist,  liegt  vor,  wenn  die  Absicht  des  die 
Ausstattung  Gebrauchenden  darauf  gerichtet  ist,  den  Anschein  zu  er- 
wecken, als  ob  die  Waare  von  dem  berechtigten  Inhaber  der  Aus- 
stattung oder  mit  dessen  Genehmigung,  also  von  einem  Lizenznehmer 
des  Inhabers,  mit  der  Ausstattung  versehen  sei,  obwohl  dies  thatsäch- 
lich  nicht  der  Fall  ist.  Die  Täuschung  muss  demnach  bezwecken  die  Er- 
regung eines  Irrthums  über  die  Herkunft  der  Waare;  es  ist  keines- 
wegs eine  sonstige  unredliche  Absicht,  insbesondere  nicht  die  Absicht, 
sich  zu  bereichern  oder  einen  Anderen  zu  schädigen,  erforderlich.  Die 
Absicht  des  Handelnden  muss  auf  die  Irrthumserregung  gerichtet 
sein;  es  genügt  also  einerseits  weder  allein  die  objektive  Möglichkeit 
einer  Täuschung  noch  auch  andererseits  Wissentlichkeit  oder  grobes 
Verschulden  im  Sinne  des  §  14  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  369,  vergl.  598). 
Die  Möglichkeit  und  der  Zweck  der  Täuschung  werden  dadurch  nicht 
ausgeschlossen,  dass  die  Waaren,  welche  widerrechtlich  mit  einer  frem- 
den Ausstattung  versehen  sind,  von  dem  Inhaber  des  Rechts  an  der 
Ausstattung  selbst  herrühren:  denn  —  gleichwie  bei  der  Benutzung 
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eines  eingetragenen  Waareuzeichens  —  kann  der  zum  Gebrauche  der 
Ausstattung  Berechtigte  besondere  Gründe  haben,  aus  welchen  derselbe 
seine  Ausstattung  im  einzelnen  Falle  nicht  für  seine  Waare  verwendet 
(vergl,  473).  Der  Abnehmer  der  Waare,  welcher  dieselbe  unter  der  Vor- 
aussetzung erwirbt,  dass  der  Inhaber  der  Aussstattung  durch  deren 
Verwendung  für  diese  Waare  die  Garantie  für  die  Güte  der  letzteren 
habe  übernehmen  wollen,  wird  getäuscht,  wenn  ihm  solche  Waareu  mit 
der  Ausstattung  überliefert  werden,  welche  der  Berechtigte  absichtlich 
Ton  der  Bezeichnung  ausgeschlossen  hat.  Gleichgültig  ist  es  auch, 
ob  die  widerrechtlich  bezeichnete  Waare  von  gleich  guter  oder  sogar 
von  besserer  Qualität  ist  als  die  echte,  von  dem  Berechtigten  selbst 
bezeichnete,  Waare ;  denn  der  Schutz  der  Ausstattung  ist  zu  Gunsten 
des  Inhabers  derselben,  nicht  zu  Gunsten  des  Publikums  im  All- 
gemeinen, gewährt.  Dem  Berechtigten  erwächst  ein  Schaden  schon 
dann,  wenn  statt  der  echten  Waare  eine  Waare  anderer  Herkunft 
gekauft  wird,  da  hierdurch  eine  Schmälerung  seines  Absatzes  eintritt 
(vergl.  576). 

723.    Faktisoher  Eintritt  und  Möglichkeit  der  Täuschung. 

Der  Thatbestand,  an  welchen  das  Gesetz  die  Entschädigungspflicht 
und  die  Strafbarkeit  knüpft,  ist  schon  dann  gegeben,  wenn  zu  der 
Zeit,  als  die  Waare  u.  s.  w.  bezeichnet,  in  Verkehr  gebracht  oder  feil- 
gehalten wurde,  die  Absicht  der  Täuschung  bestand.  Darauf,  ob  eine 
Täuschung  thatsächlich  eingetreten  ist,  kommt  es  nicht  an:  ins- 
besondere setzt  die  Anwendung  des  Gesetzes  keineswegs  voraus,  dass 
deijenige,  welcher  zum  Zwecke  der  Täuschung  bezeichnet,  in  Verkehr 
bringt  oder  feilhält,  seinerseits  eine  weitere  Handlung  vornimmt,  in 
welcher  die  Täuschung  einer  anderen  Person  liegt  (vergl.  Str.  Bd.  3 
S.  274  flf.).  Sogar,  wenn  eine  Täuschung  des  unmittelbaren  Abnehmers 
völlig  ausgeschlossen  ist,  muss  das  Gesetz  zur  Anwendung  gelangen, 
da  auch  auf  die  ferneren  Abnehmer,  an  welche  die  mit  der  Ausstat- 
tung versehene  Waare  gelangen  kann,  Rücksicht  genommen  werden 
muss  (vergl.  728).  Im  Uebrigen  setzt  die  Täuschungsabsicht  voraus, 
dass  eine  Täuschung  möglich  ist;  diese  objektive  Möglichkeit  der 
Täuschung  liegt  indessen  regelmässig  vor,  wenn  die  geschützte  Aus- 
stattung in  genauer  Nachahmung  oder  mit  unwesentlichen  Abweichungen 
zur  Bezeichnung  solcher  Waaren,  für  die  der  Berechtigte  sie  ver- 
wendet, oder  zur  Bezeichnung   gleichartiger  Waaren  gebraucht  wird. 

Ist  der  Abnehmer  der  Waare  thatsächlich  getäuscht  "worden,  so 
kann  neben  dem  Vergehen  gegen  das  Zeichengesetz  ein  strafbarer 
Betrug  begangen  sein  (vergl.  670  flf.  729). 

724.   Eventualdolus. 

Der  Ausdruck  „Zweck  der  Täuschung"  besagt,  dass  die  erste 
oder  hauptsächliche  Absicht  des  unbefugten  Benutzers  der  Ausstat- 
tung auf  eine  Täuschung  des  Publikums  gerichtet  sein  niuss;  es  ge- 
nügt demnach  nicht,  wenn  der  Handelnde  bei  Vornahme  der  Handlung 
nur  die  Möglichkeit  des  Eintritts  einer  Täuschung  sich  zum  Be- 
wusstsein  gebracht  hat  und  trotzdem  weiter  thätig  wird.  Denn,  wenn 
der  Eintritt  des  rechtswidrigen  Erfolges  nicht  mit  Sicherheit  zu  er- 
warten war,  so  fehlt  es  an  einem  bestimmten  Ziele  für  die  Willens- 
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richtung  des  Handelnden,  und  es  kann  folgeweise  von  einem  Zwecke 
der  Täuschung  dann  nicht  die  Rede  sein.  Da  die  Erreichung  dieses 
Zweckes  in  den  Willen  des  Handelnden  aufgenommen  sein  muss,  so 
kann,  wenn  nur  Eventualdolus  vorliegt,  die  Anwendung  des  §  15 
nicht  erfolgen  (vergl.  Str.  Bd.  24  S.  255.  256,  Str.  Bd.  25  S.  ir>6, 
Meves  II.  S.  207,  anders  Allfeld  §  15  N.  7). 

725.  Anwendbarkeit  der  für  die  Wiesentiichkeit  geltenden  Regeln. 

Da  nur  derjenige  die  Täuschungsabsicht  haben  kann,  welcher  die 
Geltung  der  Ausstattung  als  Kennzeichen  der  Waaren  eines  be- 
stimmten Gewerbetreibenden  kennt,  also  auch  wissentlich  handelt,  so 
unterscheidet  sich  der  Täuschungszweck  im  Sinne  des  §  15  von  der 
Wissentlichkeit  im  Sinne  des  §  14  dadurch,  dass  unter  ersterem  ein 
wissentliches  Handeln  mit  der  hinzutretenden  Absicht,  eine  Ver- 
wechslung in  Handel  und  Verkehr  herbeizuführen,  zu  verstehen  ist. 
(vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  335).  Soweit  diese  begrifTliche  Ver- 
schiedenheit nicht  entgegensteht,  treffen  die  zu  dem  Begriffe  der 
Wissentlichkeit  gegebenen  Erörterungen  auch  hier  zu.  Im  Einzelnen 
ist  zu  erwähnen:  a.  Es  ist  nicht  erforderlich  das  Bewusstsein  der 
Rechtswidrigkeit,  des  Verbotenseins  oder  der  Strafbarkeit  der  Hand- 
lungsweise (vergl.  Civ.  Bd.  9  S.  75,  vergl.  auch  597);  b.  Die  Täu- 
schungsabsicht wird  durch  thatsächlichen  Irrthum,  durch  Rechtsirrthum 
dagegen  nur  in  gewissen  Fällen,  ausgeschlossen  (vergl.  603.  604  ff.); 
c.  Als  Thäter  oder  Mitthäter  kann  nur  angesehen  werden,  wer  die 
Täuschungsabsicht  gehabt  hat;  dies  gilt  insbesondere  von  den  Ver- 
tretern juristischer  Personen  und  den  Theilhabern  einer  Handels- 
gesellschaft. Dagegen  genügt  bei  dem  Anstifter  oder  Gehülfen  im 
Gegensatze  hierzu  die  vorsätzliche  Herbeiführung  oder  wissentliehe 
Unterstützung  der  fremden  täuschenden  Thätigkeit  auf  Grund  der 
positiven  Vorschrift  der  §§  48  und  49  des  Strafgesetzbuchs  (vergl. 
608.  661.  663.  665);  d.  Auch  der  ursprünglich  gutgläubige  Benutzer 
einer  fremden  Ausstattung  macht  sich  nach  §  15  haftbar,  sofern  er 
den  Gebrauch  nach  erlangtem  Bewusstsein  von  der  Möglichkeit  einer 
Täuschung  und  in  der  Absicht,  dieselbe  herbeizuführen,  fortsetzt  (vergl. 
610);  e.  Der  Beweis  der  Täuschungsabsicht  kann  in  der  Regel  mit  den 
gleichen  Beweismitteln  wie  der  Beweis  der  Wissentlichkeit  geführt 
werden  (vergl.  611.  612). 

726.   Bedeutung  der  Worte  „in  Handel  und  Verkehr." 

Daraus,  dass  der  §  15  eine  lediglich  gegen  den  unlauteren  Wett- 
bewerb, nicht  aber  gegen  den  Gebrauch  einer  fremden  Ausstattung 
überhaupt,  sich  wendende  Bestimmung  ist,  ergiebt  sich,  dass  die 
Täuschungsabsicht  gerichtet  sein  muss,  auf  eine  Täuschung  „in  Handel 
und  Verkehr**,  d.  h.  im  Handelsverkehr  oder  überhaupt  im  gewerb- 
lichen Leben ;  denn  nur  im  Handels-  oder  Gewerbebetriebe  ist  für  den 
unlauteren  Wettbewerb  Raum.  Jeder  nicht  gewerbsmässige  Gebrauch 
der  geschützten  Ausstattung  —  z.  B.  die  als  Scherz  gedachte  Be- 
zeichnung der  Waare  oder  ein  schenkungsweises  Inverkehrbringen  — 
verstösst  nicht  gegen  das  gesetzliche  Verbot.  Es  gilt  somit  hier 
Anderes  als  im  Falle  der  Eintragung  eines  W^aarenzeichens,  da  diese 
auf  dem  Gebiete  der  Waarenbezeichnung  ein  jede  Benutzung  seitens 
eines  Anxleren  überhaupt  unbedingt  ausschliessendes  Recht  gewährt 
(vergl.  429). 


§  15.    LXXVII.   Waarenausstattungen.  449 

727.   Tauschung  der  betheiligten  Verkehrsicreise. 

Getäuscht  werden  können  nur  solche  Personen,  welchen  die  Aus- 
stattung als  das  Kennzeichen  der  Waaren  eines  bestimmten  Gewerbe- 
treibenden bekannt  ist,  also  die  Angehörigen  der  betheiligten  Yerkehrs- 
kreise.  Findet  der  Absatz  der  Waare  gelegentlich  in  anderen  Verkehrs- 
kreisen statt,  und  ist  auch  die  Möglichkeit,  dass  dieselbe  später  in  den 
betheiligten  Verkehrskreisen  cirkuliren  könne,  gänzlich  ausgeschlossen ; 
dann  wird  eine  Täuschung  regelmässig  nicht  beabsichtigt  sein.  Das 
Gleiche  gilt,  wenn  aus  sonstigen  Gründen  die  widerrechtliche  Bezeich- 
nung nicht  geeignet  ist,  bei  den  betheiligten  Verkehrskreisen  einen 
Irrthum  über  die  Herkunft  der  Waare  hervorzurufen.  Was  unter  be- 
theiligten Verkehrskreisen  zu  verstehen  ist,  findet  sich  bereits  an  an- 
derer Stelle  erörtert  (vergl.  706).  Hiernach  kommt  es  nicht  vornehm- 
lich darauf  an,  ob  die  Kommissionäre  oder  Zwischenhändler  getäuscht 
werden  sollen  und  können,  sondern  hauptsächlich  darauf,  ob  eine 
Täuschung  der  Konsumenten  möglich  und  beabsichtigt  ist  (P.  M.  & 
Z-Bl.  Bd.  2  S.  371).  Es  genügt  ferner  die  Absicht  und  die  Mög- 
lichkeit einer  Täuschung  innerhalb  lokal  oder  territorial  begrenzter, 
insbesondere  innerhalb  ausländischer,  Verkehrskreise  (vergl.  706). 
Ist  innerhalb  eines  bestimmten  Verkehrskreises  eine  Täuschung  ein- 
zelner Angehöriger  desselben  möglich  und  beabsichtigt,  dagegen  in 
Hinsicht  auf  andere  dazu  gehörige  Personen  ausgeschlossen,  so  kommt 
§  15  doch  zur  Anwendung;  denn  auch  eine  solche  Minderzahl  kommt 
für  den  Schutz  des  Gesetzes  in  Betracht,  und  dies  umsomehr,  als  es 
sich  hierbei  meist  um  geschäftsunkundige  Personen  handeln  wird. 
Aus  diesem  Grunde  erscheint  es  auch  unzulässig,  bei  Prüfung  der 
Frage,  ob  eine  Täuschung  beabsichtigt  ist,  das  Verkehrspublikum  im 
Allgemeinen,  also  das  Durchschnittsmaass  der  bei  den  in  Frage  kom- 
menden Personen  vorhandenen  Geschäftskunde,  zur  Norm  zu  nehmen, 
und  so  gewissermassen  die  Mehrheit  der  Köpfe  entscheiden  zu  lassen 
(vergl.  Str.  Bd.  14  S.  436.  437).  Im  Allgemeinen  sind  hier  überhaupt 
diejenigen  Regeln  zur  entsprechenden  Anwendung  zu  bringen,  welche 
zu  der  Frage,  ob  Gefahr  der  Verwechslung  im  Sinne  des  §  20  inner- 
halb der  betheiligten  Verkehrskreise  besteht,  erörtert  sind,  weil  das 
Wesen  der  Täuschung  im  Sinne  des  §  15  gerade  darin  besteht,  dass 
eine  Verwechslung  im  Verkehre  herbeigeführt  werden  soll  (vergl. 
874.  876). 

728.   Täuschung  des  unmittelbaren  Abnehmers. 

Da  im  Handel  und  Verkehr  meist  die  Waare  nicht  in  den  Händen 
des  ersten  Abnehmers  bleibt,  sondern  nach  ihrer  Einführung  in  den 
Verkehr  innerhalb  der  betheiligten  Verkehrskreise  weiter  in  Verkehr 
gebracht  und  feilgehalten  zu  werden  pflegt,  so  muss  die  Absicht  nicht 
auf  eine  Täuschung  des  ersten,  d.  h.  unmittelbaren,  Abnehmers  gerichtet 
sein;  die  Täuschungsabsicht  besteht  vielmehr  auch  dann,  wenn  trotz 
der  Aufklärung  des  unmittelbaren  Abnehmers  über  den  wirklichen 
Sachverhalt  oder  trotz  sonst  irgendwie  erlangter  Kenntniss  desselben 
von  der  Widerrecht lichkeit  der  Bezeichnung  der  Zweck  verfolgt  wird, 
das  aus  der  Hand  dieses  Abnehmers  —  sei  es  unmittelbar  oder  mittel- 
bar —  erwerbende  Publikum  zu  täuschen  (vergl.  Str.  Bd.  3  S.  272, 
Str.  Bd.  3  S.  275,  P.  M.  &Z-BI.  Bd.  2  S.  370).  Insbesondere  öchliesst 
das  Wissen  der  Zwischenhändler   von    der   wirklichen   Herkunft   der 
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Waare  die  Anwendung  des  Gesetzes  nicht  aus,  wenn  die  Konsu- 
menten getäuscht  werden  können  und  sollen  (vergl.  Str.  Bd.  25 
S.  117.  118). 

729.   Idealkonkurrenz  mit  Betrug. 

Mit  dem  Vergehen  gegen  §  15  kann  in  idealer  Konkurrenz  Betrug 
im  Sinne  des  §  263  des  Strafgesetzbuchs  zusammentreffen.  Die  Dar- 
legungen zu  §  14,  welche  sich  auf  eingetragene  Waarenzeichen  be- 
ziehen, finden  dabei  entsprechende  Anwendung  (vergl.  Str.  Bd.  1 
S.  267  ff.,  vergl.  auch  670  ff.). 

730.  Kollision  mit  dem  Recht  an  einem  eingetragenen  Waarenzeichen. 

Hat  Jemand  die  Ausstattung,  welche  als  Kennzeichen  der  Waaren 
eines  Anderen  innerhalb  betheiligter  Verkehrskreise  gilt,  und  die  sich 
ihrer  äusseren  Gestaltung  nach  zur  Eintragung  in  die  Zeichenrolle 
eignet,  zu  seinen  Gunsten  für  dieselben  Waaren,  für  welche  die  Aus- 
stattung bestimmt  ist,  oder  für  gleichartige  Waaren  als  W^aarenzeichen 
eintragen  lassen,  so  liegt  eine  Kollision  zwischen  Zeichenrecht  und 
Ausstattungsrecht  vor,  welche  die  Unwirksamkeit  des  letzteren  gegen- 
über dem  ersteren  zur  Folge  hat  (vergl.  718).  Denn  die  Eintragung 
des  Waarenzeichens  gewährt  dem  Zeicheninhaber  die  ausschliessliche 
Befugniss  auch  gegenüber  dem  Inhaber  der  nach  §  15  geschützten 
Ausstattung,  d.  h.  der  Eingetragene  kann  nicht  allein  den  Inhaber 
der  Ausstattung  von  der  Fortbenutzung  derselben  ausschliessen,  sondern 
auch  gegenüber  der  Klage  oder  dem  Strafantrage  aus  §  15  sich  durch 
die  Einrede  schützen,  dass  der  Inhaber  der  Ausstattung  ihm  gegen- 
über nicht  mehr  zur  Ausübung  der  Rechtsmittel  des  §  15  berechtigt 
sei  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  189,  ZgR.  I.  S.  315,  ZgR.  II.  S.  371, 
Seligsohn  §15  N.  4).  Der  Eingetragene  erlangt  die  ausschliess- 
liche Befugniss  selbst  dann,  wenn  derselbe  von  der  Vorbenutzung  der 
Ausstattung  seitens  des  Anderen  gewusst  und  die  Anmeldung  zur 
Zeichenrolle  zu  dem  Zwecke  bewirkt  hat,  dem  Vorbenutzer  in  un- 
lauterer Weise  Konkurrenz  zu  bereiten  (vergl.  374.  380).  Nur  inso- 
fern findet  eine  Ausnahme  statt,  als  die  Rechte  aus  der  Eintragung 
dann  nicht  ausgeübt  werden  können,  wenn  deren  Geltendmachung, 
wie  früher  erörtert  ist,  nach  Lage  des  einzelnen  Falles  sich  als  eine 
chikanöse  darstellen  würde  (vergl.  380.  718).  Der  Inhaber  einer 
eintragsfähigen  Ausstattung  geniesst  nicht  nur  gegenüber  der  vollendeten 
Eintragung  derselben  zu  Gunsten  eines  Anderen  keinen  rechtlichen 
Schutz,  sondern  sein  Recht  findet  auch  nicht  einmal  der  beabsich- 
tigten Eintragung,  d.  h.  der  Anmeldung  zur  Zeichenrolle,  gegenüber 
Berücksichtigung,  da,  wenn  auch  dem  Patentamte  der  frühere  Besitz- 
stand eines  Anderen  bekannt  sein  sollte,  dies  doch  für  dasselbe  keine 
Veranlassung  geben  darf,  wegen  Uebereinstimmung  des  angemeldeten 
Zeichens  mit  der  vorher  von  dem  Anderen  benutzten  Ausstattung  das 
Widerspruchsverfahren  auf  Grund  der  §§  5  und  6  einzuleiten;  auch 
steht  dem  Inhaber  der  Ausstattung  ein  Widerspruchsrecht  im  An- 
meldeverfahren nicht  zu  (vergl.  177). 

Nur  ein  vorübergehender  Schutz  war  der  nach  §  15  ge- 
schützten Ausstattung  der  späteren  Eintragung  derselben  zu  Gunsten 
eines  Anderen  gegenüber  insofern  gewährt,  als  nach  §  9  Absatz  2  der 
Inhaber  der  ersteren  bis  zum  1.  Oktober  1895  die  Löschung  des  ein- 
getragenen   Zeichens    im  Wege    der  Klage  beantragen  konnte,   wenn 
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dasselbe  nach  dem  Gesetze  vom  30.  November  1874  von  der  Eintra* 
gung  als  Waarenzeichen  ausgeschlossen  war  und  bis  zum  Erlasse  des 
geltenden  Gesetzes  als  Kennzeichen  der  Waaren  eines  bestimmten  Ge- 
schäftsbetriebes gegolten  hatte  (vergl.  306  flf.).  Wer  die  Eintragung 
seiner  rechtlich  anerkannten  und  eintragsfähigen  Ausstattung  ver- 
säumt, kann  daher  gegenäber  einer  späteren  Eintragung  derselben  zu 
Gunsten  eines  Anderen  nach  dem  1.  Oktober  1895  sich  in  keiner 
Weise  mehr  schützen.  Wird  dagegen  das  eingetragene  Zeichen  auf 
Grund  des  §  9  Absatz  2  gelöscht,  so  ist  die  spätere  Geltendmachung 
der  Rechte  aus  der  Eintragung  auch  für  die  vergangene  Zeit  in  Ge- 
mässheit  des  §  12  Absatz  2  ausgeschlossen  (vergl.  480  ff.). 

Auch  selbst  dann  noch  hat  die  Eintragung  der  Ausstattung  zu 
Gunsten  eines  Anderen  die  vorher  erörterte  Wirkung,  wenn  die  Ein- 
tragung im  Verlaufe  eines  von  dem  Inhaber  der  Ausstattung  gegen 
den  nunmehr  Eingetragenen  auf  Grund  des  §  15  anhängig  gemachten 
Civilprozesses  erfolgt;  die  Folge  ist,  dass  die  erhobene  negatorische 
Klage  —  unbeschadet  der  Verpflichtung  des  Beklagten,  die  bisher  ent- 
standenen Kosten  zu  tragen  —  nicht  mehr  fortgesetzt  werden  kann. 
Die  Strafbarkeit  der  vor  der  Eintragung  begangenen  Handlungen  und 
die  hieraus  sich  ergebende  Entschädigungspflicht  wird  dagegen  durch 
die  spätere  Eintragung  nicht  beseitigt,  da  auf  die  Strafbarkeit  eine 
nachträgliche  Aenderung  in  den  thatsächlichen  Voraussetzungen  des 
Thatbestandes  und  auf  die  Entschädigungspflicht  das  Erlöschen  oder 
die  spätere  Unwirksamkeit  des  Rechts  ohne  jeden  Einfluss  ist  (vergl. 
629.  575).  Die  Wirkung,  dass  der  erhobene  Civilprozess  nicht  fort- 
gesetzt werden  kann,  hat  erst  die  Eintragung  der  Ausstattung  zu 
(3unsten  des  Beklagten,  nicht  schon  deren  Anmeldung  zur  Zeichen- 
rolle; insbesondere  kann  der  Beklagte  nicht  schon  auf  Grund  der  von 
ihm  bewirkten  Anmeldung  Aussetzung  des  Civilprozesses  bis  zur  Er- 
ledigung des  Anmeldeverfahrens  beantragen. 

Die  Unwirksamkeit  des  Ausstattungsrechtes  auf  Grund  späterer 
Eintragung  der  Ausstattung  zu  Gunsten  eines  Anderen  tritt  nur 
gegenüber  dem  Eingetragenen  ein.  Dritten  gegenüber  kann  der  In- 
haber der  Ausstattung,  sofern  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  des 
Schutzes  noch  vorliegen,  nach  wie  vor  die  Rechtsmittel  aus  §  15 
geltend  machen,  und  zwar  nach  Massgabe  der  bei  dem  Vorhandensein 
mehrerer  Verletzter  geltenden  Grundsätze  neben  dem  Inhaber  des 
eingetragenen  Waarenzeichens  (vergl.  591).  Die  hier  erörterten  Grund- 
sätze finden  femer  nicht  nur  dann  Anwendung,  wenn  Waarenzeichen 
und  Ausstattung  sich  durchaus  gleichen,  sondern  nach  Massgabe  des 
§  20  auch  dann,  wenn  dieselben  verwechselungsähnlich  sind.  Der 
Umstand  allein,  dass  ein  eingetragenes  Waarenzeichen  als  Bestandtheil 
in  der  Ausstattung  vorkommt,  bewirkt  dagegen,  sofern  nicht  mit 
Rücksicht  hierauf  eine  Uebereinstimmung  der  beiden  Bezeichnungen 
besteht,  keineswegs,  dass  die  Rechte  aus  §  15  dem  Zeicheninhaber 
gegenüber  nicht  ausgeübt  werden  könnten  (P.  M.  &  Z-BL  Bd.  2  S.  371). 

731.   Anwendbarkeit  der  GrundsStze  des  §  14  über  Strafverfolgung. 

Die  zu  §  14  erörterten  Regeln  über  die  Strafverfolgung  kommen 
auch  hier  zur  Anwendung.  Insbesondere  findet  auch  im  Falle  des 
§  15  die  Strafverfolgung  nur  auf  Antrag  statt,  und  ist  Nebenklage 
zulässig.  Verschieden  ist  nur  das  Strafmaass,  da  der  Mindestbetrag 
hier   einhundert  Mark   oder   ein   Tag   Gefängniss,    der   Höchstbetrag 
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dreitausend  Mark  oder  drei  Monate  Gefängniss  ist.  Daraus  folg^t^ 
dass  die  Strafverfolgung  in  drei  Jahren  verjährt;  die  Strafvollstreckung 
verjährt,  je  nachdem  die  erkannte  Geldstrafe  mehr  oder  weniger 
als  einhundertfünfzig  Mark  beträgt,  in  fünf  oder  in  zwei  Jahren 
(§§  67  ife  70  des  Strafgesetzbuchs). 


§  16. 

Wer  Waaren  oder  deren  Verpackung  oder  Umhüllung 
oder  Ankündigungen^  Preislisten,  Oeschäftsbriefe,  Empfeh- 
lungen, Rechnungen  oder  dergleichen  falschlich  mit  einem 
Staatswappen  oder  mit  dem  Namen  oder  Wappen  eines  Ortes, 
eines  Gemeinde-  oder  weiteren  Kommunalverbandes  zu  dem 
Zweck  versieht,  über  Beschaffenheit  und  Werth  der  Waaren 
einen  Irrthum  zu  erregen,  oder  wer  zu  dem  gleichen  Zweck 
derartig  bezeichnete  Waaren  in  Terkehr  bringt  oder  feilhält, 
wird  mit  Geldstrafe  von  einhundertfünfzig  bis  fünftausend 
Mark  oder  mit  Oefängniss  bis  zu  sechs  Monaten   bestraft. 

Die  Terwendung  you  Namen,  welche  nach  Handels- 
gebrauch zur  Benennung  gewisser  Waaren  dienen,  ohne 
deren  Herkunft  bezeichnen  \zu  sollen,  fallt  unter  diese  Be- 
stimmung nicht. 

LXXVin.   Oertliclie  HerkunftsbezeiclmungeiL 

732.  Verhältni88  des  §  16  zu  den  §§  14  und  15. 

Während  die  §§14  und  15  etwaigen  Täuschungen  über  die  Pro- 
duktions- oder  Verkaufsstelle  einer  Waare  vorbeugen  wollen,  soll 
§  16  einer  Irreführung  der  abnehmenden  Kreise  über  den  Produktions- 
oder Handels  ort  entgegenwirken  (Mot.  zu  §  15).  Der  §  16  bezweckt 
demnach  den  Schutz  gegen  die  unrichtige  Angabe  der  örtlichen  Her- 
kunft einer  Waare,  während  die  §§  14  und  15  sich  gegen  unrichtige 
Bezeichnungen  wenden,  die  sich  auf  die  Herkunft  der  Waare  aus  einBm 
bestimmten  Geschäftsbetriebe  beziehen.  Nach  §  16  ist  der  Gebrauch 
fälschlicher  örtlicher  Herkunftsbezeichnungen,  zu  welchen  neben  geo- 
graphischen Angaben  auch  öflFentliche  Wappen  zu  rechnen  sind,  ver- 
boten, sofern  durch  den  unwahren  Hinweis  auf  eine  der  Waare  that- 
sächlich  nicht  zukommende  örtliche  Herkunft  ein  Irrthum  über  Be- 
schafTenheit  und  Werth  der  Waare  erregt  werden  soll.  Die  Vorschrift 
des  §  16  stellt  sich  —  in  gleicher  Weise  wie  diejenige  des  §  15  — 
•als  eine  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  auf  dem  Gebiete  der  Waaren- 
bezeichnung  sich  wendende  gesetzliche  Bestimmung  dar,  indem  die- 
selbe nicht  allein  den  Schutz  des  Publikums  gegenüber  unlauteren 
Täuschungshandlungen  bezweckt,  sondern  auch  die  Produzenten  und 
Handeltreibenden  einer  bestimmten  Oertlichkeit,  welche  derselben  durch 
die  Güte  ihrer  Waaren  oder  durch  ihre  Geschicklichkeit  zu  einem  Rufe 
im  Verkehre  verhelfen  haben,  gegen  die  widerrechtliche  Konkurrenz 
anderer  Gewerbetreibender,  die  den  Namen  oder   die  Wappenbezeich- 
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nung  dieses  Ortes  sich  unberechtigt  anmassen,  schützen  will  (vergl. 
P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  195.  246).  Indessen  tritt  der  letztere  Gesichts- 
punkt nach  dem  Inhalte  des  §  16  mehr  in  den  Hintergrund,  da  die 
Strafverfolgung  nicht  etwa  von  dem  Antrage  der  durch  die  unlautere 
Konkurrenz .  beeinträchtigten  Produzenten  oder  Handeltreibenden  ab- 
hängig ist,  vielmehr  im  öffentlichen  Interesse  von  Amtswegen  statt- 
findet. Es  beruht  dies  im  Wesentlichen  auf  der  Annahme,  dass  der 
Gebrauch  einer  örtlichen  Herkunftsbezeichnung  sich  fast  niemals  als 
ein  Eingriff  in  das  Privatrecht  eines  Anderen  darstellen  wird,  da  die 
Ortsnamen  sowohl  als  die  öffentlichen  Wappen  —  die  letzteren  in 
ihrer  Eigenschaft  als  symbolische  Herkunftsbezeichnungen  —  regel- 
mässig gemeingebräuchliche  Waarenbezeichnungen  oder  Freizeichen 
sind  (vergib  113). 

733.  Civilreohtliche  Ansprüche  auf  Grund  des  Zeichengesetzes. 

In  Folge  dieses  Gemeingebrauches  kann  ein  Einzelner  oder  eine 
Mehrzahl  einzelner  Personen  ein  ausschliessliches  Recht  auf  den  Ge- 
brauch einer  derartigen  Herkunftsbezeichnung  regelmässig  weder  durch 
Eintragung  als  Waarenzeichen  noch  auch  sonst  erwerben;  nur  ganz 
ausnahmsweise  findet  ein  Schutz  nach  Mass^abe  des  §  15  statt,  w^enn 
eine  Ortsbezeichnung  als  Kennzeichen  der  Waaren  eines  bestimmten 
Gewerbetreibenden  im  Verkehre  anerkannt  ist  (vergl.  6.  712).  Sonst 
steht  nach  dem  Zeichengesetze  weder  einem  einzelnen  Angehörigen 
der  betreffenden  Oertlichkeit  noch  auch  der  Gesammtheit  derselben  als 
solcher  bei  Vorhandensein  der  Voraussetzungen  des  §  16  ein  Rechts- 
mittel civilrechtlicher  Natur,  insbesondere  nicht  eine  Klage  auf  Unter- 
sagung weiteren  Gebrauches  oder  auf  Entschädigung  zu;  vielmehr 
findet  in  einem  solchen  Falle  allein  die  Strafverfolgung  statt  (vergl. 
Pouillet  No.  437.  438,  Amar  No.  262,  anders  Kohler  in  G.R.  & 
U.  R.  I.  S.  308).  Ein  civilrechtlicher  Ortsnamenschutz  besteht  im 
Allgemeinen  nur  zu  Gunsten  der  Gemeinden  und  sonstigen  öffentlichen 
Verbände  in  ihrer  Eigenschaft  als  Korporationen,  insofern  durch  die 
Bezeichnung  mit  dem  Namen  der  Gemeinde  oder  des  sonstigen  öffent- 
lichen Verbandes  der  Anschein  erweckt  werden  soll,  als  ob  die  AVaare 
aus  einem  Geschäftsbetriebe  der  betreffenden  Korporation  herrühre. 
Dies  gehört  jedoch  nicht  hierher,  da  hier  allein  Hinweise  auf  die 
örtliche  Herkunft  einer  Waare  in  Frage  stehen  (vergl.  494.  542.  547). 

734.  Civilrechtliche  Ansprüche  ausserhalb  des  Zeiohengesetzes. 

Ausserhalb  des  Zeichengesetzes  sind  civilrechtliche  Ansprüche 
wegen  Gebrauchs  einer  falschen  örtlichen  Herkunftsbezeichnung  im 
Allgemeinen  wohl  denkbar.  Denn  das  Zeichengesetz  hat  in  §  16  nicht 
etwa  die  Rechtsmittel  gegenüber  dem  fälschlichen  Gebrauche  geogi^a- 
phischer  Bezeichnungen  in  allen  Beziehungen  erschöpfend  regeln  und 
die  Geltendmachung  sonstiger,  in  den  privatrechtlichen  Beziehungen 
der  Betheiligten  zu  einander  begründeter,  Ansprüche  überhaupt  aus- 
schliessen,  sondern  nur  das  bisherige  Strafgesetz,  insbesondere  den 
§  263  des  Strafgesetzbuchs,  in  verschiedenen  Richtungen  ergänzen 
wollen.  Unberührt  bleiben  daher  einmal  die  aus  den  vertragsmässigen 
Beziehungen  der  Betheiligten  sich  ergebenden  Rechtsmittel,  und  so- 
dann diejenigen  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  im  Falle  fälsch- 
licher Herkunftsbezeichnung  wegen  unlauteren  Wettbewerbs  oder  arg- 
listigen Verhaltens,    insbesondere   wegen  Betrugs,    dem  dadurch  Be- 
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schädigten  einen  civilrechtlichen  Anspruch  gewähren.  Ein  derartiger 
Anspruch  steht  regelmässig,  wenn  das  Vergehen  aus  §  16  mit  dem 
Vergehen  gegen  den  Betrugsparagraphen  zusammentrifft,  dem  be- 
trogenen Abnehmer  der  Waare  zu  (vergl.  773).  Der  Produzent  oder 
sonstige  Gewerbetreibende,  welcher  als  Angehöriger  der  fälschlich  auf 
der  Waare  angegebenen  Oertlichkeit  geschädigt  ist,  kann,  sofern  er 
Waaren  gleicher  oder  verwandter  Art  herstellt  oder  in  Verkehr  bringt, 
auf  Grund  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs 
die  Unterlassung  der  fälschlichen  Bezeichnung  und  Schadenersatz 
verlangen;  der  Anspruch  auf  Unterlassung  kann  auch  von  den  Ver- 
bänden zur  Förderung  gewerblicher  Interessen,  welche  als  solche 
klagen  können,  geltend  gemacht  werden  (Kohler  in  G.  R.  &  U.  R.  I. 
S.  308.310,  vergl.  Propr.  Ind.  XÜ.  S.  137,  vergl.  8.  968).  Im  Uebrigen 
ist  auch  dann,  wenn  der  Thatbestand  des  Betruges  vorliegt,  die  Mög- 
lichkeit der  Geltendmachung  civilrechtlicher  Ansprüche  seitens  des 
geschädigten  Konkurrenten  nicht  unbedingt  ausgeschlossen,  da  im 
Falle  eines  Betruges  nicht  nur  der  Getäuschte  selbst,  sondern  auch 
der  durch  die  Täuschung  eines  Anderen  Geschädigte  zur  Erhebung 
von  Entschädigungsansprüchen  befugt  sein  kann  (vergl.  R-O-H.  Bd.  19 
S.  201,  R-O-H.  Bd.  3  S.  319).  Es  muss  dabei  indessen  im  einzelnen 
Falle  der  regelmässig  nicht  leichte  Nachweis  geführt  werden,  dass 
durch  die  fälschliche  Herkunftsbezeichnung  gerade  die  einzelne  als 
Kläger  auftretende  Person  geschädigt  sei.  Eine  derartige  Schädigung 
eines  Einzelnen  wird  in  der  Regel  nur  dann  vorliegen,  wenn  die  Waare 
nur  von  dieser  einzigen  Person  an  einer  bestimmten  Oertlichkeit  her- 
gestellt wird,  so  dass  in  Folge  der  Täuschung  des  Abnehmers,  welcher 
nur  die  an  dieser  Oertlichkeit  hergestellte  Waare  kaufen  wollte,  dem 
alleinigen  Produzenten  des  betreffenden  Ortes  ein  demselben  sonst 
sicherer  Absatz  entgeht  (vergl.  Civ.  Bd.  30  S.  55.  56). 

Abgesehen  von  den  vorher  erörterten  Fällen  wird  auch  nach  In- 
krafttreten des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  ein  civilrechtlicher  Schutz 
bei  dem  Vorliegen  des  Thatbestands  des  §  16  nicht  gewährt  (vergl. 
bürgerl.  Gesetzbuch  §  826). 

735.   Begriff  des  Ortes. 

Der  regelmässige  Fall  einer  Täuschung  über  den  Produktions- 
oder  Handelsort  der  Waare  besteht  darin,  dass  die  Waare  mit  einer 
geographischen  Bezeichnung  versehen  wird,  welche  nach  der  An- 
schauung der  betheiligten  Verkehrskreise,  insbesondere  nach  der  Auf- 
fassung der  Konsumenten,  für  Beschaffenheit  und  Werth  der  Waare 
insofern  von  Bedeutung  ist,  als  die  aus  dem  betreffenden  geographi- 
schen Bezirke  herrührenden  Waaren  im  Verkehre  eine  höhere  Werth- 
schätzung  als  Waaren  anderer  Herkunft  gemessen.  Das  Gesetz  ver- 
bietet unter  dieser  Voraussetzung  die  fälschliche  Bezeichnung  der 
Waare  mit  dem  Namen  eines  Ortes,  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  der  Ort  ein  in-  oder  ausländischer  ist.  Ausländische  Ortsnamen 
haben  in  Deutschland  Anspruch  auf  den  Schutz  des  §  16  auch  dann, 
wenn  im  Auslande  die  deutschen  Ortsnamen  nicht  in  gleicher  Weise 
geschützt  sind,  also  auch  wenn  keine  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist; 
die  Vorschrift  des  §  23  Absatz  1  findet  hier  nicht  etwa  entsprechende 
Anwendung  (Kohler  in  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  310).  Unter  den  Begriff  des 
..Ortes"  fällt  jede  nach  der  Verkehrsanschauung  für  die  Werthschätzung 
einer  Waare  bedeutsame  geographische  Bezeichnung.    Der  Begriff  des 
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Oites  ist  demnach  ein  thatsächlicher,  kein  rechtlicher;  ob  eine  Orts- 
bezeichnung im  Sinne  des  Gesetzes  vorliegt,  ist  eine  Thatfrage,  welche 
nach  Lage  des  einzelnen  Falles  zu  beantworten  ist,  und  über  die  zu 
verschiedenen  Zeiten,  bei  einem  Wechsel  in  der  Verkehrsanschauung, 
verschieden  geurtheilt  werden  kann.  Entscheidend  für  die  Beant- 
wortung dieser  Frage  ist  der  thatsächliche  Gebrauch  des  Ortsnamens 
im  Verkehrsleben,  während  auf  die  politische  oder  administrative  Zu- 
gehörigkeit hierbei  nicht  Rücksicht  zu  nehmen  ist  (Allfeld  §  16  N.  5, 
Landgraf  IL  §  16  N.  6,  vergl.  v.  Hahn  Kommentar  §  5  zu  Art  20, 
Johow  Bd.  8  S.  12).  Lisbesondere  gehören  auch  die  Namen  politisch 
nicht  mehr  existirender  Gemeinwesen  —  wie  des  früheren  Grossherzog- 
thums  Litthauen  —  hierher  (vergl.  P.  M.  Ä  Z-Bl.  Bd.  2  S.  138).  Als  Ort 
kann  demnach  nicht  nur  eine  Stadt  oder  ein  Dorf,  sondern  auch  eine 
Vorstadt,  ein  Flecken,  ein  Weiler,  eine  ausserhalb  des  Gemeindebezirkes 
gelegene  Niederlassung,  ein  landwirthschaftliches  Gut,  ein  Vorwerk, 
eine  Domäne,  ein  Schloss,.  ein  Kloster,  ein  Bergwerk,  eine.  Schmelz- 
hütte, eine  Mühle,  ein  Weinberg,  eine  Gemarkung,  eine  Mineralquelle, 
ein  Fluss,  ein  Thal,  ein  Wald,  ein  Gebirge  und  überhaupt  eine  Ge- 
gend angesehen  werden,  vorausgesetzt,  dass  die  betreffende  Oertlich- 
keit  im  Verkehre  unter  einem  bestimmten,  ihr  eigenthümlichen,  Namen 
bekannt  ist  (vergl.  Mot.  zu  §  15,  v.  Hahn  Kommentar  §  5  zu  Art.  20, 
Kohler  M-R.  S.  114,  Pouillet  No.  396,  Johow  Bd.  8  S.  12,  Schmid 
in  ZgR.  IV.  S.  291,  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  310).  Es  kommt  hierbei 
Alles  auf  die  Anerkennung  des  Ortsnamens  im  Verkehre  an.  Der 
Strafe  des  §  16  entgeht  daher  nicht  derjenige,  welcher  willkürlich 
einer  ihm  gehörigen  Besitzung  den  Namen  eines  im  Verkehre  be- 
kannten und  wegen  der  Güte  seiner  Erzeugnisse  geschätzten  Ortes 
beilegt;  selbst  der  Eigen thümer  einer  im  Verkehre  bekannten  Produk- 
tionsstätte ist  im  Sinne  des  §  16  nicht  ohne  Weiteres  befugt,  deren 
Namen  auf  eine  andere  ihm  gehörige  Besitzung  zu  übertragen. 

736.   Gemeinde-  und  weitere  Kommunalverbande. 

Da  der  Begriff  des  Ortes  im  weiteren  Sinne  jede  geographische  im 
Verkehre  anerkannte  Bezeichnung  umfasst,  so  erscheint  es  überflüssig, 
dass  in  dem  Gesetze  daneben  noch  die  Gemeinde-  und  weiteren  Kom- 
munalverbände besonders  hervorgehoben  werden;  denn  Ort  im  Sinne 
des  Gesetzes  kann,  wie  bereits  erörtert  ist,  auch  sowohl  eine  einzelne 
Gemeinde  als  eine  ganze  Gegend,  also  auch  ein  Kreis,  ein  Regierungs- 
bezirk, eine  Provinz  u.  s.  w.  sein.  Es  ist  dabei  noch  zu  beachten, 
dass  die  fälschliche  Verwendung  der  Namen  von  Gemeinden  und 
weiteren  Kommunal  verbänden  nur  dann  gegen  die  Vorschrift  des  §  16 
verstösst,  wenn  dadurch  der  Anschein  erweckt  werden  soll,  als  ob  die 
Waare  aus  dem  zu  der  Gemeinde  oder  dem  weiteren  Kommunalver- 
bande gehörigen  geographischen  Bezirke  herrühre.  Ist  die  Ab- 
sicht bei  dem  Gebrauche  des  Namens  dagegen  darauf  gerichtet,  den 
Glauben  zu  erwecken,  dass  die  Waare  aus  einem  Geschäftsbetriebe 
des  betreffenden  öffentlichen  Verbandes  hervorgegangen  oder  unter  der 
Autorität  oder  Billigung  der  betreffenden  Behörde  hergestellt  sei,  so 
findet  nicht  §  16,  sondern  §  14  Anwendung  (vergl.  733). 

737.   Ländernamen. 

Was  die  Ländeniamen  anlangt,  so  findet  sich  in  der  Begründung 
des  Gesetzes  die  Ansicht  ausgesprochen,  dass  solche  von  dem  Schutze 
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des  Gesetzes  ausgeschlossen  seien,  weil  ihre  Verwendung  fast  immer 
nur  eine  charakterisirende  Bedeutung  habe  und  jedenfalls  nur  Hin- 
weise von  solcher  Allgemeinheit  enthalte,  dass  dabei  eine  Absicht, 
zu  täuschen,  nicht  vorausgesetzt  werden  könne  (Mot.  zu  §  15, 
vergl.  auch  Fuld  in  G.  R.  &  U.R.  I.  S.  312).  Für  die  Rescel 
mag  dies  allerdings  richtig  sein;  jedoch  liegt  kein  Anlass  vor,  die 
Anwendung  des  Gesetzes  gegenüber  fälschlicher  Bezeichnung  von 
Waaren  mit  Ländernamen  in  den  —  allerdings  nicht  häufigen  — 
Fällen  auszuschliessen,  in  welchen  die  Absicht,  die  Herkunft  der 
Waare  aus  einem  bestimmten  geographischen  Bezirke  zu  kennzeichnen, 
und  zugleich  der  Täuschungszweck  erhellt  (vergl.  Kohl  er  M-R.  S.  113. 
Pouillet  No.  311).  Der  Wortlaut  des  Gesetzes  nöthigt  keineswe^c^ 
zu  einer  dersü'tigen  Beschränkung,  da  unter  einer  Ortsbezeichnung 
im  Sinne  des  Gesetzes  jede  geographische  Bezeichnung  überhaupt  zu 
verstehen  ist.  Auch  steht  der  Umstand,  dass  in  dem  Gesetze  neben 
den  Namen  der  Gemeinde-  und  weiteren  Kommunalverbände  nicht  auch 
die  Ländernamen  genannt  sind,  der  hier  vertretenen  Ansicht  nicht 
entgegen,  da  die  besondere  Namhaftmachung  der  fraglichen  geographi- 
schen Bezeichnungen,  wie  bereits  dargelegt,  eine  überflüssige  ist  und 
nicht  in  beschränkendem  Sinne  ausgelegt  werden  darf  (anders  Seligr- 
sohn  §  16  N.  3,  Meves  H.  S.  220).  Andererseits  spricht  die  That- 
sache,  dass  nach  dem  Gesetze  auch  die  Verwendung  eines  Staats- 
wappens zu  Täuschungszwecken  bestraft  wird,  zu  Gunsten  dieser  Mei- 
nung, insofern  hieraus  hervorgeht,  dass  durch  den  Hinweis  auf  die 
Herkunft  aus  einem  bestimmten  Staate  ein  Verstoss  gegen  §16  be- 
gangen werden  kann.  Wenn  Jemand  in  Deutschland  hergestellten 
Cognak  als  französischen  Cognak,  deutschen  Wein  als  Ungar  wein,  in 
Deutschland  aus  deutschem  Tabak  hergestellte  Cigarren  als  mexika- 
nische Cigarren,  oder  aus  deutschem  Tabak  hergestellte  Cigaretten 
als  türkische  oder  egyptische  Cigaretten  bezeichnet,  so  wird  das  Publi- 
kum durch  einen  derartigen  geographischen  Hinweis  ebenso  über 
Werth  und  Beschaffenheit  der  Waare  getäuscht,  als  wenn  es  sich  um 
die  Bezeichnung  der  Waare  mit  dem  Namen  eines  engeren  geographi- 
schen Bezirkes  handelte.  Umsomehr  wird  die  Anwendung  des  Ge- 
setzes dann  gerechtfertigt  sein,  wenn  durch  Zusätze  wie  „echt"  oder 
„impoi-tirt"  in  verstärkter  Weise  eine  Irrthumserregung  beabsichtigt 
und  ermöglicht  wird.  Ist  ein  Ländername  gleichlautend  mit  dem 
Namen  einer  Gemeinde  oder  eines  sonstigen  engeren  geographischen 
Bezirkes  —  wie  dies  z.  B.  bei  den  Namen  Gotha  und  Braunschweig 
der  Fall  ist  —  so  ist  ein  Anlass  zu  einem  Zweifel  über  die  Anwend- 
barkeit des  §  16  überhaupt  nicht  gegeben,  da  alsdann  jedenfalls  der 
für  den  Namen  der  betreffenden  Gemeinde  oder  des  sonstigen  engeren 
geographischen  Bezirkes  gesetzlich  vorgesehene  Schutz  eintritt.  Was 
von  dem  Schutze  der  Ländernamen  gesagt  ist,  gilt  nur  dann,  wenn  in 
der  Aufschrift  auf  Waare,  Verpackung  u.  s.  w.  ein  derartiger  Name  aus- 
drücklich angegeben  ist.  Daher  ist,  wenn  eine  Waarenbezeichnung  theii- 
weise  oder  ausschliesslich  Worte  in  einer  fremden  Sprache  enthält,  dies 
noch  nicht  ohne  Weiteres  als  ein  Hinweis  auf  die  Herkunft  der  Waare 
aus  dem  betreffenden  Sprachgebiet  anzusehen  (vergl.  159).  Hinsichtlieh 
der  Strafbarkeit  der  Verwendung  von  Ländernamen  nach  §  16  gilt 
schliesslich  insofern  das  Gleiche  wie  für  die  Verwendung  von  Ge- 
meindenamen, als  §  16  nur  dann  anzuwenden  ist,  wenn  der  Anschein 
der  Herkunft  aus  einem    zu    dem    betreffenden  Lande  gehörigen  Orte 
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erweckt  werden  soll,  nicht  aber  dann,  wenn  die  Täuschung  bezweckt 
wird,  als  ob  die  Waare  aus  einem  fiskalischen  Geschäftsbetriebe  stamme. 
Wenn  letzteres  beabsichtigt  ist,  gelangt  vielmehr  §  14  zur  Anwen- 
dung (vergl.  736.  733). 

738.    Oeffentliohe  Wappen   als  symbolische  Herkunftsbezeichnungen. 

Neben  den  Ortsnamen,  den  Namen  der  Gemeinde-  und  weiteren 
Kommunalverbände  sind  in  §  16  auch  die  Staatswappen,  Wappen  eines 
Ortes,  eines  Gemeinde-  oder  weiteren  Kommunalverbandes  genannt, 
weil  derartige  öffentliche  Wappen  als  symbolische  Bezeichnungen  für 
die  Herkunft  der  Waare  aus  dem  durch  das  Wappen  charakterisirten 
geographischen  Bezirke  gebräuchlich  sind  (vergl.  96).  Eine  Beschrän- 
kung des  gesetzlichen  Verbotes  auf  inländische  Orts-,  Gemeinde- 
und  Kommunalverbandswappen  findet  sich  hier,  im  Gegensatze  zu  der 
Vorschrift  des  §  4  No.  2,  nicht  (vergl.  145.  147).  Der  Begriff  des 
Wappens  ist  an  anderer  Stelle  erörtert,  bedarf  also  hier  keiner  be- 
sonderen Erläuterung  (vergl.  148).  Mit  dem  fälschlichen  Gebrauche 
eines  Wappens  wird  regelmässig  nur  dann  die  Absicht  und  Möglich- 
keit einer  Irrthumserregung  verbunden  sein,  wenn  das  Wappen  im 
Verkehre  als  dasjenige  einer  bestimmten,  für  die  Herkunft  der  Waare 
bedeutsamen,  Oertlichkeit  bekannt  ist.  Handelt  es  sich  nicht  um 
sonst  schon  allgemein  bekannte  Wappen,  so  wird  diese  Voraussetzung 
für  die  Regel  nur  dann  gegeben  sein,  wenn  das  betreffende  Wappen 
im  Verkehre  gewöhnlich  zur  Bezeichnung  der  aus  dem  betreffenden 
Orte  herrührenden  Waaren  verwendet  wird.  Andererseits  wird  gegen 
die  Verwendung  gänzlich  unbekannter  Wappen  ein  Bedenken  meist 
nicht  erhoben  werden  können. 

739.   Fälschliche  Verwendung  öffentlicher  Wappen, 

Die  Verwendung  von  Wappen  ist  nach  §  16  nur  dann  unstatt- 
haft, wenn  dieselbe  eine  fälschliche  ist  (vergl.  741).  Aus  dem  Be- 
griffe der  Fälschlichkeit,  welcher  später  zu  erörtern  ist,  ergiebt  sich, 
dass  der  Gebrauch  öffentlicher  Wappen  zur  Waarenbezeichnung  nur 
dann  nach  §  16  bestraft  werden  kann,  wenn  dieselben  seitens  anderer 
Personen  als  der  Produzenten  oder  Handeltreibenden  des  durch  das 
Wappen  charakterisirten  Bezirkes  zur  Waarenbezeichnung  verwendet 
werden.  Ob  ein  derartiger  Gebrauch  im  Uebrigen  ein  befugter  oder 
ein  unbefugter  ist,  kommt  dabei  nicht  in  Betracht;  stellt  der  Gebrauch 
sich  nach  den  jedesmal  in  Betracht  kommenden  gesetzlichen  Vor- 
schriften als  ein  unbefugter  dar,  so  gelangt,  wenn  nicht  zugleich  ein 
irreführender  Gebrauch  gemacht  ist,  die  Straf bestimmung  des  §  360 
No.  7  des  Strafgesetzbuchs,  nicht  diejenige  des  §  16,  zur  Anwendung 
(vergl.  142.  144).  Selbst  der  zur  Führung  eines  Wappens  Berech- 
tigte oder  derjenige,  welchem  seitens  des  Wappeninhabers  der  Ge- 
brauch des  Wappens  zur  Waarenbezeichnung  gestattet  ist,  darf  das- 
selbe keineswegs  zur  Bezeichnung  von  Waaren,  welche  nicht  aus  dem 
betreffenden  Bezirke  herrühren,  benutzen,  sofern  eine  Täuschung  des 
Publikums  damit  bezweckt  und  ermöglicht  wird.  Dasselbe  gilt  von 
Hoflieferanten,  wenn  solche  nach  den  diesbezüglichen  Vorschriften  zur 
Bezeichnung  ihrer  Waaren  mit  dem  in  Betracht  kommenden  Hof- 
oder Staatswappen  befugt  sind  (vei^l.  142).  Wer  in  einem  solchen 
Falle  einen  Verstoss  gegen  §  16  vermeiden  will,  muss  entweder  durch 
die  Art  der  Verwendung  des  Wappens    oder  sonst  in  unzweideutiger 
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Weise  erkennbar  machen,  dass  die  Beifügung  des  Wappens  nicht  zur 
Bezeichnung  der  örtlichen  Herkunft,  sondern  sonstigen  Zwecken 
dienen  solL 

740.   Unwesentliche  Abweichungen. 

Die  Anwendung  des  §  16  wird  nicht  dadurch  ausgeschlossen, 
dass  örtliche  Herkunftsbezeichnungen,  also  Staatswappen,  Namen  oder 
Wappen  eines  Ortes,  eines  Gemeinde-  oder  weiteren  Kommunalver- 
bandes, mit  Abweichungen  wiedergegeben  werden,  wenn  trotzdem  die 
Möglichkeit  einer  Täuschung  bestehen  bleibt  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1 
S.  291).  Denn  nach  §  20  wird  die  Anwendung  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen durch  Abweichungen  nicht  ausgeschlossen,  mit  denen 
fremde  Namen,  Firmen,  Zeichen,  Wappen  und  sonstige  Kenn- 
zeichnungen von  Waaren  wiedergegeben  werden,  sofern  unge- 
achtet dieser  Abweichungen  die  Gefahr  einer  Verwechslung  im  Ver- 
kehr vorliegt.  Hinsichtlich  der  Wappen  im  Besonderen  ist  in  Betreff 
der  Frage,  wann  ungeachtet  solcher  Abweichungen  eine  Wappen- 
bezeichnung noch  vorliegt,  auf  das  bei  §  4  No.  2  Gesagte  zu  verweisen 
(vergl.  148). 

741.   Fälschlichkeit  der  Bezeichnung* 

Strafbar  ist  die  Verwendung  örtlicher  Herkunftsbezeichnungen 
und  insbesondere  der  in  §  16  näher  bezeichneten  öflfentlichen  Wappen 
nur  dann,  wenn  dieselbe  eine  fälschliche  ist.  Bei  Feststeilung  des 
BegrifiFes  der  Fälschlichkeit  ist  davon  auszugehen,  dass  die  Befugniss, 
den  Namen  einer  Oertlichkeit  oder  ein  öflentliches  Wappen  zur 
Waarenbezeichnung  zu  verwenden,  an  sich  nur  den  Produzenten  oder 
Handeltreibenden  deö  durch  den  Ortsnamen  u.  s.  w.  charakterisirten 
geographischen  Bezirkes  zusteht.  Die  Benutzung  einer  derartigen 
Herkunftsbezeichnung  seitens  Anderer  stellt  sich  als  eine  widerrecht- 
liche dar.  Indessen  ist  der  Begriff  der  Fälschlichkeit  doch  keineswegs 
gleichbedeutend  mit  dem  Begriffe  der  Widerrechtlichkeit  im  Sinne 
des  §  14  (vergl.  566.  467  ff.).  Denn,  da  es  sich  im  Falle  des  §  16 
um  die  Verletzung  einer  im  Interesse  der  Allgemeinheit  getroffenen 
öffentlichrechtlichen  Verbotsvorschrift,  nicht  um  einen  Eingriff  in  ein 
der  freien  Verfügung  des  Berechtigten  unterliegendes  Privatrecht, 
handelt,  so  wird  die  Fälschlichkeit  der  Bezeichnung  selbst  dadurch 
nicht  ausgeschlossen,  dass  Jemand,  welchem  die  Befugniss  zur  Be- 
nutzung der  betreffenden  Herkunftsbezeichnung  —  sei  es  behufs 
Kennzeichnung  der  Waare  oder  seines  Domizils  —  zusteht,  seine  Er- 
mächtigung zu  der  Bezeichnung  ertheilt  hat,  während  Widerrecht- 
lichkeit im  Sinne  des  §  14  nicht  vorliegt,  wenn  der  Berechtigte  seine 
Erlaubniss  zur  Vornahme  der  an  sich  widerrechtlichen  Handlung  er- 
theilt (vergl.  Stenogr.  Ber.  des  Reichstags  1873/1874  S.  105, 
Oppenhoff  Kommentar  §  287  N.  12,  vergl.  auch  469).  Die  Bezeich- 
nung der  Waare  ist  demnach  immer  dann  eine  fälschliche,  wenn  die 
Waare  nicht  thatsächlich  aus  dem  in  Betracht  kommenden  geogra- 
phischen Gebiete  herrührt  (vergl.  Oppenhoff  Kommentar  §287  N.  12). 

742.   Befugniss  der  Produzenten   benachbarter  Orte   zum  Gebrauche 

eines  Ortsnamens. 

Wenn  vorher  gesagt  ist,  dass  die  Befugniss  zur  Verwendung  ört- 
licher Herkunftsbezeichnungen  an  sich  nur  den  Produzenten  und  Han- 
deltreibenden  des   dadurch   charakterisirten  geographischen  Bezirkes 
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zustehe,  so  bedarf  dies  noch  einer  näheren  Erläuterung.  Es  ist  be- 
reits früher  erörtert  worden,  dass  der  Begriff  des  Ortes  ein  thatsäch- 
licher,  kein  rechtlicher  ist,  und  dass  die  Frage,  welcher  Name  einem 
bestimmten  geographischen  Bezirke  zukommt,  nur  nach  der  Verkehrs- 
sitte, nicht  etwa  nach  der  politischen  oder  administrativen  Zugehörig- 
heit, sich  entscheidet  (vergl.  735).  Nach  der  Verkehrssitte  wird  häufig 
der  Name  eines  im  Verkehre  bekannten  Platzes  von  den  Produzenten 
und  Handeltreibenden  eines  grösseren,  in  der  Nähe  oder  Umgegend 
des  betreffenden  Ortes  gelegenen,  Bezirkes  zur  Bezeichnung  der  Her- 
kunft ihrer  Waaren  verwendet  mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  Be- 
zirk, aus  welchem  die  Waare  thatsächlich  herrührt,  seinem  Namen 
nach  im  Verkehre  nicht  bekannt,  die  Waare  jedoch  den  an  dem 
namentlich  bezeichneten  Platze  produzirten  Waaren  im  Allgemeinen 
gleichwerthig  und  gleichartig  ist.  So  werden  in  der  Umgebung  eines 
grösseren  bekannten  Fabrikationsplatzes  liegende  kleinere  Orte  dem 
ersteren  nach  Verkehrsbegriffen  zugerechnet,  wenn  sie  nach  ihren  Ver- 
bindungsmitteln, Bezugsquellen  und  ihrem  Fabrikationszweige  als  zum 
Interessenkreise  des  Hauptfabrikationsplatzes  gehörend  angesehen  wer- 
den können  (vergl.  Kohler  M-R.  S.  114,  Pouillet  No.  398,  Propr. 
Ind.  XI.  S.  109).  Unter  Umständen  findet  eine  derartige  Ausdehnung 
des  Ortsnamens  auf  einen  grösseren  Bezirk  statt.  Namentlich  dient  der 
Name  eines  innerhalb  eines  Weinproduktionsbezirkes  gelegenen  und 
als  Vertriebsort  der  in  dem  Bezirke  gewachsenen  Weine  bekannten 
Platzes  häufig  zur  Bezeichnung  der  aus  dem  ganzen  Bezirke  herrühren- 
den Weine  überhaupt  (vergl.  Kohl  er  M-R.  S.  117).  Beispiele  sind 
die  Bezeichnungen  Portwein  —  als  Hinweis  auf  die  Stadt  Oporto  — 
Cognac,  Bordeaux.  In  Folge  ihrer  allgemeinen  Verwendung  zur  Be- 
zeichnung eines  Weines  bestimmter  Gattung  verlieren  derartige  Be- 
zeichnungen häufig  ihren  geographischen  Charakter  und  werden  zu 
Gattungsnamen  (vergl.  759.  770).  In  ähnlicher  Weise  wird  der  Name 
einer  wegen  ihrer  Mineralquellen  bekannten  Oertlichkeit  häufig  zur 
Bezeichnung  gleichartiger  Produkte  benachbarter  Quellen  benutzt, 
auch  wenn  der  Ursprungsort  der  beiden  Quellen  in  verschiedenen 
Gemeindebezirken  gelegen  ist,  sofern  in  dazu  geeigneten  Fällen  durch 
einen  Zusatz  zu  der  Ortsbezeichnung  die  Täuschung  vermieden  wird, 
als  habe  die  Quelle  in  dem  renommirten  Gemeindebezirke  selbst  ihren 
Ursprung  (vergl.  Geller  §  10  Note,  Propr.  Ind.  XI.  S.  74.  75,  vergl. 
auch  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  86).  In  allen  diesen  Fällen  ist  eine  Täuschung 
des  Publikums  über  die  Herkunft  der  Waare  ausgeschlossen,  sofern 
der  Gebrauch  der  betreffenden  Bezeichnung  ein  loyaler  und  der  Ver- 
kehrssitte entsprechender  ist. 

743.' [Herkunftsort  bei  Naturprodukten. 

Die  örtliche  Herkunft  einer  Waare  wird  nach  der  Anschauung 
des  Verkehrs  regelmässig  durch  den  Ort  ihrer  Herstellung  bestimmt; 
auf  den  Vertriebsort  wird  im  Allgemeinen  weniger  Werth  gelegt 
(Kohler  in  Busch  Bd.  48  S.  255.  256,  vergl.  128).  Als  Ort  der  Her- 
stellung ist  bei  Produkten  der  Industrie  der  Fabrikationsort,  bei 
Naturprodukten  wie  Wein,  Tabak,  Getreide,  Mineralien,  Kohlen,  Quellen- 
erzeugnissen u.  s.  w.  regelmässig  der  Ort  anzusehen,  an  welchem  das 
Naturprodukt  entstanden,  also  der  Wein,  der  Tabak,  das  Getreide  ge- 
wachsen, die  Mineralien  u.  s.  w.  gefördert  worden  sind  (Kohler  M-R. 
S.  114,  Amar  No.  225,  Pouillet  No.  399,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  805). 
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Letzteres  gilt  selbst  dann,  wenn  die  Verarbeitung  des  Naturproduktes  zu 
dem  Zwecke,  um  dasselbe  in  einen  für  den  Verkehr  tauglichen  Zustand 
zu  versetzen,  an  einem  anderen  Orte  vorgenommen  wurde  (vergl.  Str. 
Bd.  14  S.  429 fF.,  Amar  No.  225).  Dabei  ist  jedoch  zu  unterscheiden: 
Aendert  sich  nämlich  die  ursprüngliche  Beschaffenheit  des  Natur- 
produktes durch  die  ihm  gelegentlich  seiner  Zurichtung  für  den  Verkehr 
zu  Theil  gewordene  Behandlung  dergestalt,  dass  dasselbe  nach  Verkehrs- 
begriöen  zu  einer  Waare  anderer  Gattung  wird,  so  gilt  es  von  nun  an 
hinsichtlich  seiner  örtlichen  Herkunft  nur  mehr  als  ein  Produkt  der 
Industrie,  nicht  mehr  als  ein  Naturprodukt.  Aeusserlich  erkennbar 
tritt  diese  Umwandlung  gewöhnlich  dadurch  hervor,  dass  dem  Natur- 
produkte nach  seiner  Bearbeitung  im  Verkehre  ein  neuer  Name  bei- 
gelegt wird  (vergl.  Kohler  M-^R.  S.  114,  Amar  No.  225).  So  ist  für 
die  Bezeichnung  des  aus  dem  Getreide  hergestellten  Brotes,  des 
Branntweins,  des  Biers,  des  Seidenstoffs,  von  Konserven  u.  s.  w.  nicht 
der  Herkunftsort  der  Rohmaterialien,  sondern  der  Ort  der  Fabri- 
kation massgebend  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  245,  vergl.  Recht spr. 
Bd.  5  S.  555  ff.,  Amar  No.  225).  Ebenso  ist  für  die  Herkunft  des 
Schaumweins  nicht  der  Ort  entscheidend,  an  welchem  die  Trauben 
gewachsen  sind,  sondern  der  Ort,  an  welchem  der  Schaumwein  her- 
gestellt wurde  (vergl.  769).  Bleibt  dagegen  dem  Naturprodukte  trotz 
der  demselben  zu  Theil  gewordenen  Behandlung  sein  ursprünglicher 
Charakter  gewahrt,  so  bleibt  auch  der  Ort,  an  dem  das  Naturprodukt, 
entstanden  ist,  nach  wie  vor  für  dessen  Herkunft  ausschlaggebend. 
Wird  z.  B.  ein  Wein  mit  einem  aus  einer  anderen  Lage  herstam- 
menden Weine  soliden  Geschäftsgebräuchen  entsprechend  verschnitten, 
so  darf  demselben  nach  wie  vor  der  Name  des  Ortes,  an  welchem  er 
gewachsen  ist,  beigelegt  werden  (vergl.  Str.  Bd.  14  S.  429  ff.,  Komm.- 
Ber.  zu  §  15).  Anders  würde  dagegen  die  Entscheidung  zu  treffen 
sein,  wenn  der  Wein  in  Folge  einer  verwerflichen  geschäftlichen  Be- 
handlung nur  mehr  als  Kunstwein  angesehen  werden  könnte  (Komm.- 
Ber.  zu  §  15). 

744.   Herkunftsort  bei  Industrieprodukten. 

Bei  Industrieprodukten  ist,  wie  bereits  erörtert,  regelmässig  der 
Fabrikationsort  massgebend.  Fraglich  kann  die  Entscheidung  hier- 
bei dann  werden,  wenn  die  Waare  an  verschiedenen  Orten  im  Wege 
verschiedener  Operationen  hergestellt  worden  ist.  Alsdann  ist  es 
Thatfrage,  welcher  der  verschiedenen  in  Betracht  kommenden  Orte  als 
Herkunftsort  anzusehen  ist;  die  Entscheidung  darüber  ist  im  ein- 
zelnen Falle  dem  allgemeinen  Sprachgebrauche  und  den  im  Ver- 
kehre herrschenden  Anschauungen  zu  entnehmen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2 
S.  192,  vergl.  Pouillet  No.  397).  In  der  Regel  wird  hierbei  derjenige 
Ort  sich  als  Herstellungsort  darstellen,  an  welchem  die  Waare  ihre 
endgültige  Gestalt  erhält,  z.  B.  bei  der  Maschinenfabrikation  der  Ort, 
an  welchem  die  Maschine  zusammengesetzt  wird.  Ueberhaupt  wird 
für  Fabrikate  grundsätzlich  nicht  die  Herkunft  der  verarbeiteten  Roh- 
stoffe und  Halbfabrikate,  sondern  der  Ort  entscheidend  sein,  an  dem 
sie  als  Ganzfabrikate  die  für  ihre  Ortsbenennung  charakteristische 
Form  erhalten  (Kohler  in  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  309,  vergl.  G.  R.  &  U.  R.  L 
S.  102,  vergl.  auch  743).  In  denjenigen  Fällen  übrigens,  in  welchen 
—  wie  bei  dem  Schaumwein  —  der  Rohstoff  von  erheblichem  Einfluss 
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auf  die  Qualität  ist,  wird  die  Verpflichtung  zur  wahrheitsgemässen 
Herkunftsbezeichnung  auch  dann  verletzt,  wenn  über  den  Bezug  des 
Rohmaterials  irreführende  Angaben  gemacht  werden  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  2  S.  192). 

745.    Handelsort. 

Die  Vertriebsstelle  ist  nach  der  Verkehrsanschauung  meist  ohne 
Einfluss  auf  Beschaffenheit  und  Werth  der  Waare;  im  Verkehre  gilt 
daher  eine  auf  die  örtliche  Herkunft  der  Waare  hinweisende  Bezeich- 
nung in  der  Regel  als  ein  Hinweis  auf  den  Produktionsort,  nicht  als 
ein  Hinweis  auf  den  Handelsort.  Wer  seine  Waaren  mit  einer  geo- 
graphischen Bezeichnung  versieht,  erregt  demnach  regelmässig  den 
Anschein,  als  ob  die  Waare  an  dem  betreffenden  Ort  hergestellt  sei, 
und  kann  sich  nicht  etwa  darauf  berufen,  dass  er  von  dem  angegebenen 
Orte  aus  seine  Waaren  in  den  Handel  bringe  (vergl.  Kohler  in  Busch 
Bd.  48  S.  255.  256).  Eine  Ausnahme  findet  nur  dann  statt,  wenn  der 
Vertriebsort  in  der  Produktionsgegend  gelegen  ist  und  im  Verkehre 
zur  Bezeichnung  der  aus  dieser  Produktionsgegend  herrührenden 
Waaren  verwendet  wird  (vergl.  Propr.  Ind.  VHI.  S.  113.  114,  vergl. 
•auch  742).  Auf  diesen  Fall  ist  hauptsächlich  die  Bemerkung  der 
Motive  zu  beziehen,  dass  die  Irrthumserregung  über  die  Herkunft  der 
Waare  sowohl  in  einer  Täuschung  über  den  Produktionsort  als  über 
den  Handelsort  bestehen  könne  (vergl.  732). 

746.   Befugniss  zur  Bezeichnung  der  Waare   mit  dem  pereönlichen 

und  geschäftlichen  Domizil. 

Als  Folgerung  aus  dem  vorher  Gesagten  ergiebt  sich,  dass,  wer 
an  einem  für  die  Werthschätzung  der  Waare  bedeutsamen  Orte  eine 
für  deren  Vertrieb  bestimmte  Niederlassung  hat,  deshalb  noch  nicht 
seine  Waaren  mit  einer  Bezeichnung  versehen  darf,  welche  den  An- 
schein erweckt,  als  ob  die  Waare  an  dem  betreffenden  Orte  hergestellt 
sei.  Andererseits  besteht  im  Verkehr  der  Gebrauch,  dass  der  Ge- 
werbetreibende, welcher  Waaren  in  den  Handel  bringt,  dieselben  zur 
Kennzeichnung  ihrer  Herkunft  aus  seinem  Geschäftsbetriebe  neben 
seinem  Namen  oder  seiner  Firma  mit  seinem  persönlichen  oder  ge- 
schäftlichen Domizil  bezeichnet.  Diese  Verkehrssitte,  welche  die  Ver- 
meidung von  Verwechslungen  und  die  bessere  Kennzeichnung  der 
Person  oder  des  Geschäftsbetriebes  bezweckt,  soll  durch  §  16  keine 
Einschränkung  erleiden  (Mot.  zu  §  15,  vergl.  Pouillet  No.  397, 
Amar  No.  225).  Vorausgesetzt  ist  dabei  indessen,  dass  es  sich  um 
eine  loyale  nähere  Bezeichnung  der  Person  desjenigen  handelt,  welcher 
die  Waare  in  den  Handel  bringt;  es  darf  in  keiner  Weise  der  Schein 
einer  Produktionsbezeichnung  erregt  werden,  oder  auch  nur  die  Mög- 
lichkeit einer  Täuschung  des  Publikums  über  die  örtliche  Herkunft 
der  Waare  bestehen  (Kohler  in  Busch  Bd.  48  S.  255.  256).  Regel- 
mässig wird  daher  die  Bezeichnung  des  persönlichen  oder  geschäft- 
lichen Domizils  nur  neben  dem  Namen  oder  der  Firma  des  betreffenden 
Gewerbetreibenden  zur  Verwendung  kommen  dürfen.  Selbst  bei  Beach- 
tung dieser  Massregel  muss  femer  in  den  Fällen,  in  welchen  eiiie 
derartige  Domizilangabe  doch  noch  zu  einem  Irrthum  über  den  Her- 
kunftsort und  damit  über  Beschaffenheit  und  Werth  der  Waare  Anlass 
geben  kann,   ein  Vermerk  hinzugefügt  werden,  welcher  einen  solchen 
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Irrthum  unzweideutig  ausschliesst.  In  der  Regel  wird  ein  solcher  Ver- 
merk in  der  Angabe  des  wirklichen  Herkunftsortes  bestehen  müssen 
(Mot.  zu  §  15).  Jedoch  ist  auch  bei  Hinzufiigung  des  wirklichen 
Herkunftsortes  darauf  zu  achten,  dass  nicht  trotzdem  ein  Zweifel  oder 
die  Möglichkeit  einer  Verwechslung  in  der  Richtung  bestehen  bleibt, 
welche  der  beiden  Ortsangaben  auf  die  örtliche  Herkunft  der  Waare 
hinzuweisen  bestimmt  ist.  Es  kommt  dabei  in  Betracht,  dass,  wie 
später  zu  erörtern  ist,  jede  Ortsangabe  auf  einer  Waare,  insofern  nicht 
durch  einen  Zusatz  zu  derselben  jede  Täuschungsgefahr  ausgeschlossen 
ist,  im  Zweifel  als  Hinweis  auf  die  örtliche  Herkunft  der  Waare  gilt 
(vergl.  750.  751).  Ob  ein  Zusatz  zu  einer  Ortsbezeichnung  oder  die 
Art  und  Weise,  in  welcher  dieselbe  auf  der  Waare  angebracht  ist, 
geeignet  ist,  die  Gefahr  einer  Irreführung  des  Publikums  auszuschliessen, 
entscheidet  sich  nach  den  bei  §  20  erörterten  Grundsätzen,  welche 
auch  hier  zur  entsprechenden  Anwendung  zu  bringen  sind  (vergl.  751. 
854).  Beispielsweise  würde  die  Bestrafung  dann  nicht  ausgeschlossen 
sein,  wenn  der  wirkliche  Herkunftsort  oder  ein  auf  denselben  hin- 
weisender Zusatz  in  kleinen  Lettern  oder  sonst  in  unauffälliger  Weise 
angegeben  ist,  während  der  das  Geschäftsdomizil  betreffende  Vermerk 
gross  und  in  hervortretender  Weise  gedruckt  erscheint  (vergl.  751.  854). 

747.   Begriff  des  Domizils. 

Die  Befugniss  zur  Bezeichnung  der  Waare  mit  dem  Orte  der 
Herstellung  oder  dem  persönlichen  oder  geschäftlichen  Domizile  be- 
steht, da  immer  ein  loyaler  Gebrauch  vorausgesetzt  ist,  selbstverstjlnd- 
lieh  nur  dann,  wenn  in  dem  einen  Falle  die  Herstellung  an  dem  an- 
gegebenen Orte  thatsächlich  stattfindet,  und  in  dem  anderen  Falle  das 
Domizil  sich  wirklich  an  dem  betreffenden  Orte  befindet.  Hat  Jemand 
an  einem  Orte  nicht  thatsächlich  eine  für  die  Herstellung  oder  den 
Vertrieb  von  Waaren  bestimmte  Niederlassung,  hat  derselbe  vielmehr 
nur  zum  Scheine  Veranstaltungen  getroffen,  durch  welche  der  Anschein 
der  Fabrikation  oder  der  Errichtung  einer  Niederlassung  erweckt,  wer- 
den soll,  so  kann  hierdurch  nicht  die  Befugniss  zur  Bezeichnung  der 
Waare  mit  dem  betreffenden  Ortsnamen  erlangt  werden.  Selbst  wenn 
in  einem  derartigen  Falle  die  Ortsbezeichnung  auf  der  Waare  ausdrück- 
lich als  Ort  des  Geschäftsdomizils  bezeichnet  sein  sollte,  wird,  sofern 
es  sich  um  einen  für  die  örtliche  Herkunft  der  Waare  bedeutsamen  Ort 
handelt,  regelmässig  die  Täuschungsabsicht  vorliegen  und  damit  die 
Anwendung  des  §  16  gerechtfertigt  sein.  Dies  gilt  insbesondere  auch 
dann,  wenn  Waaren  vor  dem  Inverkehrbringen  im  Wege  der  Durch- 
fuhr durch  einen  Ort  hindurch  geleitet  werden,  um  damit  die  Be- 
zeichnung mit  dem  Namen  dieses  Ortes  zu  rechtfertigen  (Kohler  M-R. 
S.  145.  146,  Pouillet  No.  401,  Amar  No.  225).  Eine  Ortsbezeich- 
nung darf  auch  dann  nicht  als  Bezeichnung  des  Geschäftsdomizils 
verwendet  werden,  wenn  an  dem  betreffenden  Orte  sich  nicht  eine 
wirkliche  Niederlassung,  sondern  nur  eine  Agentur  oder  nur  eine 
Niederlage  befindet  (Amar  No.  225,  vergl.  895).  Gleichgültig  ist  es 
dagegen,  ob  die  Niederlassung  eine  Haupt-  oder  Zweigniederlassung 
ist.  Hat  Jemand  mehrere  Niederlassungen,  so  darf  derselbe  die  in  dem 
einen  Etablissement  hergestellten  Waaren  nicht  mit  dem  Ortsnamen 
eines  anderen  Etablissements  bezeichnen,  sofern  hierdurch  eine  Irre- 
führung des  Publikums  über  die  örtliche  Herkunft  und  damit  über 
Werth  und  Beschaffenheit  der  Waare  ermöglicht  wird. 
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748.   Aufgabe  des  Domizils. 

Die  Befugniss  zum  Gebrauche  einer  Ortsbezeichnung  behufs  Kenn- 
zeichnung des  Domizils  oder  der  örtlichen  Herkunft  der  Waare  be- 
steht nur  so  lange,  als  das  Domizil  sich  thatsächlich  an  dem  ange- 
gebenen  Orte  befindet  und  nur  so  lange,  als  der  betrefFende  Gewerbe- 
treibende derartige  örtliche  Erzeugnisse  produzirt  (Kohler  M-R.  S.  114). 
Wer  seinen  Geschäftsbetrieb  oder  seine  Produktion  nach  einem  an- 
deren Orte  verlegt.,  darf  daher  selbst  dann,  wenn  in  dem  Geschäfts- 
betriebe und  der  Produktion  sonst  keinerlei  Aenderungen  eingetreten 
sind,    die   früher  gebrauchte  Ortsbezeichnung  nicht  mehr  verwenden. 

749.  Uebereinstimmung    einer    örtliolien    Herlcunflsbezeiclinung    mit 
Name,  Firma,  Waarenzeiclien  und  anderen  Ortsbezeichnungen. 

Durch  die  Bestimmung  des  §  16  wird  ferner  nicht  beeinträchtigt 
die  jedem  Gewerbetreibenden  zustehende  Befugniss,  seine  Waaren  mit 
seinem  Namen,  seiner  Firma  oder  seinem  Waarenzeichen  zu  versehen. 
Die  Möglichkeit  einer  Kollision  mit  der  Strafvorschrift  des  §  16  besteht 
indessen  hierbei  dann,  wenn  der  Name  des  Gewerbetreibenden,  seine 
Firma  oder  sein  Waarenzeichen  mit  einer  Ortsbezeichnung  ganz  oder 
theil weise  übereinstimmt,  oder  doch  wenigstens  die  Gefahr  einer  Ver- 
wechslung im  Verkehre  vorliegt  (vergl.  §  20).  Alsdann  sowie  in 
jedem  Falle  überhaupt,  in  welchem  eine  Verwechslung  der  für  eine 
Waare  gewählten  Bezeichnung  mit  einer  nach  §  16  geschützten  Orts- 
bezeichnung denkbar  ist,  muss  zur  Vermeidung  jeder  Täuschung  des 
Publikums  durch  Zusätze  oder  in  sonstiger  Weise  erkennbar  gemacht 
werden,  dass  die  Bezeichnung  der  Waare,  falls  dieselbe  einen  der- 
artigen Irrthum  zulässt,  nicht  dazu  bestimmt  ist,  auf  deren  örtliche 
Herkunft  hinzuweisen.  Der  Umstand,'  dass  die  Herkunftsbezeichnung 
als  Waarenzeichen  eingetragen  oder  der  Bestandtheil  eines  eingetra- 
genen Zeichens  ist,  schliesst,  wenn  nicht  in  der  angegebenen  Weise 
der  Täuschung  vorgebeugt  wird,  die  Bestrafung  nicht  aus  (All fei  d 
§  16  N.  6,  Landgraf  H.  §  16  N.  5,  Seligsohn  §  16  N.  6).  EinWaaren- 
zeichen,  welches  ausschliesslich  aus  einer  Angabe  über  den  Herkunfts- 
ort besteht  oder  hierauf  bezügliche  fälschliche  Angaben  enthält,  darf 
überdies  nach  §  4  No.  1  und  nach  §  4  No.  3  nicht  zur  Eintragung  ge- 
langen, und  unterliegt,  falls  die  Eintragung  doch  erfolgt  sein  sollte, 
nach  §  8  No.  2  und  nach  §  9  No.  3  der  Löschung.  Giebt  es  mehrere 
Orte  gleichen  Namens,  so  muss,  falls  einer  derselben  für  die  Herkunft 
der  Waare  von  Bedeutung  ist,  wenn  die  Waare  nicht  aus  diesem, 
sondern  aus  einem  gleichnamigen  Orte  herrührt,  dies  ebenfalls  durch 
zur  Unterscheidung  geeignete  Zusätze  kenntlich  gemacht  werden. 

750.  Bezeiolinung  von  Waare  u.  s.  w.  mit  einer  örtlichen  Herlcunfts- 

bezeichnung. 

Damit  die  Waare  im  Sinne  des  §  16  mit  einer  örtlichen  Herkunfts- 
bezeichnung versehen  sei,  ist  es  keineswegs  erforderlich,  dass  die- 
selbe ausdrücklich  als  aus  der  angegebenen  Oertlichkeit  herrührend 
bezeichnet  wird;  es  genügt  vielmehr,  wenn  ein  Ortsname  u.  s.  w. 
—  sei  es  für  sich  allein,  sei  es  mit  anderen  Angaben  —  dergestalt 
zu  der  Waare,  ihrer  Verpackung  oder  Umhüllung  oder  zu  Ankündi- 
gungen in  Beziehung  gesetzt  ist,  dass  die  Meinung  entstehen  kann, 
als  ob  die  Waare  aus  dem  bezeichneten  Orte  herrühre  (Mot.  zu  §  15). 
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Ist  auch  nur  irgend  ein  Zweifel  in  dieser  Richtung  möglich,  so  ist 
die  Ortsbezeichnung,  sofern  dieselbe  sich  als  eine  fälschliche  darstellt 
und  nach  der  Verkehrsanschauung  auf  Beschaffenheit  und  Werth  der 
Waare  Einfluss  haben  kann,  nach  §  16  unzulässig  und  strafbar.  Daher 
liegt  Unzulässigkeit  der  Bezeichnung  stets  dann  vor,  wenn  eine  solche 
Ortebezeichnung  ohne  weiteren,  eine  Täuschung  ausschliessenden, 
Zusatz  auf  der  Waare,  Verpackung  u.  s.  w.  sich  angebracht  findet; 
denn  im  Zweifel  ist  jede  Bezeichnung  der  Waare  mit  einem  geogra- 
phischen Namen  oder  einem  Wappen  als  ein  Hinweis  auf  deren  ört- 
liche Herkunft  anzusehen.  Es  gilt  in  dieser  Beziehung  hier  das 
Gleiche  wie  bei  der  Bezeichnung  der  Waare  mit  dem  Namen  oder  der 
Firma  eines  Anderen  (vergl.  542).  Gleichgültig  ist  es  dabei,  ob  der 
Ortsname  in  unveränderter  Gestalt  oder  in  adjektivischer  Form  auf 
der  Waare,  Verpackung  u.  s.  w.  erscheint;  die  Bezeichnung  „Pilsener 
Bier"  ist,  wenn  sonst  die  Voraussetzungen  des  §  16  vorliegen,  ebenso 
unstatthaft  wie  die  Bezeichnung  der  Flaschen,  Fässer  u.  s.  w.  mit  dem 
Worte  ^Pilsen".  Befinden  sich  nach  §  16  geschützte  Ortsnamen  auf 
einer  Waare,  welche  nach  der  Absicht  des  sie  Verwendenden  nicht  zur 
Bezeichnung  der  geographischen  Herkunft  der  Waare  dienen  sollen,  so 
muss  dies  unzweideutig  zum  Ausdruck  gebracht  werden.  In  einzelnen 
Anwendungsfällen  —  bei  Uebereinstimmung  des  Ortsnamens  mit 
Domizil,  Name,  Firma  und  Waarenzeichen  —  ist  dies  bereits  erörtert 
worden  (vergl.  746.  749).  In  gleicher  Weise  wird  z.  B.  auch  derjenige, 
welcher  auf  der  Waare  die  Ausstellungsplätze  angeben  will,  auf  denen 
dieselbe  Auszeichnungen  erhalten  hat,  bei  Voi'liegen  einer  Täuschungs- 
gefahr den  wahren  Zweck  der  betreffenden  Aufschrift  deutlich  hervor- 
treten lassen  müssen. 

751.  Ausschluss  der  Täusohungsgefahr  durch  Zusätze  zur  Herkunfls- 

bezeichnung. 

Befindet  sich  eine  örtliche  Herkunftsbezeichnung  nicht  allein  auf 
der  Waare,  ist  eine  derartige  Bezeichnung  vielmehr  mit  sonstigen 
—  wörtlichen  oder  figürlichen  —  Angaben  in  Verbindung  gesetzt,  so 
ist  unter  Berücksichtigung  der  bisherigen  Erörterungen  nach  Lage 
des  einzelnen  Falles  darüber  zu  entscheiden,  ob  die  Möglichkeit  einer 
Täuschung  des  Publikums  besteht.  In  der  Regel  wird  hiernach  der 
Umstand  allein,  dass  eine  fälschliche  Orts-  oder  Wappenbezeichnung 
Bestandtheil  eines  Waarenzeichens,  eines  Siegels  u.  s.  w.  ist,  die  Be- 
strafung nach  §  16  nicht  ausschliessen,  und  zwar  hinsichtlich  der 
W^aaren zeichen  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieselben  eingetragen  oder 
nicht  eingetragen  sind  (Mot.  zu  §  15,  ZgR.  II.  S.  343,  vergl.  749). 
Gleiches  gilt,  wenn  ein  Ortsname  einer  Firma  beigefügt  ist  —  gleich- 
viel ob  diese  Hinzufügung  sich  als  ein  Bestandtheil  der  Firma  dar- 
-stellt  oder  nicht  —  sofern  damit  nicht  in  unzweideutiger  Weise  das 
wirkliche  Domizil  der  Firma  gekennzeichnet  ist  (Mot.  zu  §  15,  vergl. 
Oppenhoff  Bd.  3  S.  139.  140,  Oppenhoff  Bd.  12  S.  103).  Häufig 
werden  zum  Zwecke  der  Täuschung  Fantasiefirmen  in  Verbindung  mit 
fälschlichen  Ortsangaben  auf  die  Waare  gesetzt;  dass  auch  dieser  Gre- 
brauch  der  Bestrafung  nach  §  16  unterliegt,  bedarf  keiner  weiteren 
Ausführung  (vergl.  Kohl  er  M-R.  S,  112  ff.).  Wird  der  Name  oder 
die  Firma  eines  Anderen  mit  Angabe  des  persönlichen  oder  geschäft- 
lichen Domizils  des  letzteren  widerrechtlich  gebraucht,  so  kommt, 
falls  die  Angabe  des  Domizils  eine  Täuschungsgefahr  begründet,    die 
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Strafbestimmung  des  §  14  neben  derjenigen  des  §  16  zur  Anwendung 
(vergl.  668). 

Solche  Hinzufügungen  zu  einer  Ortsbezeichnung,  welche  die  Mög- 
lichkeit einer  Täuschung  ausschliessen  sollen,  müssen  in  entsprechen- 
der Anwendung  des  §  20  derart  gefasst  sein,  dass  die  Gefahr  einer 
Verwechslung  im  Verkehr  nicht  besteht.  Es  muss  demnach  eine 
Täuschung  der  betheiligten  Verkehrskreise,  d.  h.  nicht  nur  der  ersten 
Abnehmer,  der  Grossisten  und  Zwischenhändler,  sondern  insbesondere 
auch  der  Konsumenten  unbedingt  ausgeschlossen  sein  (Kohler  in  G.  R. 
&  ü.  R.  I.  S.  311).  Im  Einzelnen  ist  dies  bereits  bei  Erörterung  der 
Frage,  inwieweit  durch  Zusätze  zur  Namen-  oder  Firmenbezeichnung 
die  Widerrechtlichkeit  des  Gebrauchs  fremder  Namen  oder  Firmen  be- 
seitigt wird,  dargelegt  worden  (vergl.  854.543.544).  Hiernach  schliesst, 
wenn  eiae  fälschliche  Ortsbezeichnung  sich  auf  der  Waare  findet, 
der  Regel  nach  selbst  nicht  die  Hinzufügung  des  wirklichen  Her- 
kunftsortes die  Bestrafung  aus;  es  gilt  dies  insbesondere  auch  von 
dem  Falle,  dass  ein  falsches  Geschäftsdomizil  neben  dem  wirklichen 
Herkunftsort  angegeben  ist  (vergl.  Propr.  Ind.  VIII.  S.  145,  Propr. 
Ind.  IX.  S.  34.  35,  vergl.  auch  746.  747).  Ebensowenig  wird  die 
Möglichkeit  einer  Irreführung,  namentlich  der  weniger  achtsamen 
Käufer,    durch  Zusätze  wie  „Imitation",  „nachgeahmt",  „verbessert", 

„fabrizirt  nach  Art  von ",   „Ersatz  für  .  .  ."  u.  s.  w.  der  Regel 

nach  ausgeschlossen  (Propr.  Ind.  IX.  S.  93).  Besonders  trifft  dies 
zu,  wenn  derartige  Hinzufügungen  mit  kleiner  Schrift  gedruckt  oder 
sonst  unauffällig  gemacht  sind ;  alsdann  können  sogar  Zusätze,  welche 
an  sich  unbedingt  jeden  Irrthum  ausschliessen  würden,  unbeachtlich 
sein  (vergl.  Kohler  M-R.  S.  110).  Denn  eine  an  sich  unzweideutige 
Hinzufügung  kommt  dann  nicht  in  Betracht,  wenn  deren  wahre  Be- 
deutung nur  bei  genauer  Betrachtung  hervortritt,  während  bei  dem 
flüchtigen  Beschauer  ein  Irrthum  erregt  werden  kann.  Diese  Regel 
hat  insbesondere  dann  zur  Anwendung  zu  kommen,  wenn  ein  solcher 
Vermerk  sich  nicht  als  ein  loyaler,  vielmehr  im  Zusammenhange  mit 
der  Ortsbezeichnung  als  auf  Täuschung  abzielend  darstellt.  Unter 
diesem  Gesichtspunkt  kann  selbst  die  Angabe,  dass  die  Waare  nicht 
an  dem  betreffenden  Orte  hergestellt,  oder  dass  dieselbe  mit  der  an 
der  angegebenen  Oertlichkeit  hergestellten  Waare  nicht  zu  verwechseln 
sei,  für  unzulässig  erachtet  werden  (vergl.  854).  Andererseits  dürfen 
auf  künstlichem  Wege  nachgebildete  Naturprodukte  mit  der  für  das  echte 
Naturprodukt  massgebenden  Ortsbezeichnung  versehen  werden,  wenn* 
durch  den  deutlichen  Zusatz  des  Wortes  „künstlich**  jeder  Irrthum  aus- 
geschlossen ist.  Es  darf  z.  B.  künstliches  Emser  Mineralwasser  und 
künstliches  Karlsbader  Salz  unbedenklich  als  solches  bezeichnet  wer- 
den (Kohler  M-R.  S.  117,  Pouillet  No.  408,  Schmid  in  ZgR.  IV. 
S.  291).  Jedoch  muss  auch  ein  derartiger  Gebrauch  ein  loyaler  und 
der  Verkehrssitte  entsprechender  sein;  die  Bezeichnung  von  Kunst- 
wein mit  einem  Ortsnamen  bleibt  daher  trotz  des  Zusatzes  ^künst- 
lich'' strafbar,  und  ebenso  die  Bezeichnung  von  Mineralwasser  oder 
von  aus  solchem  hergestellten  Produkten,  wenn  das  künstliche  Pro- 
dukt seiner  chemischen  Zusammensetzung  und  Wirkung  nach  nicht, 
wenigstens  annähernd,  dem  echten  Produkt  entspricht  (vergl.  Komm. - 
Ber.  zu  §  15,  Schmid  in  ZgR.  IV.  S.  291).  Dass  das  künstliche 
Mineralwasser  bezüglich  seiner  chemischen  Zusammensetzung  und 
ßeiner  Wirkung   genau    dem   natürlichen  Produkt  gleiche,  ist  dabei 
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nicht  erfordert;  denn  eine  derartige  genaue  chemische  Nachbildung 
des  natürlichen  Mineralwassers  ist  zur  Zeit  überhaupt  nicht  möglich 
(vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  243). 

752.   Irrthumserregung. 

Die  fälschliche  Verwendung  örtlicher  Herkunftsbezeichnungen  zur 
Waarenbezeichnung  ist  nicht  allgemein  strafbar,  sondern  nur  dann, 
wenn  dieselbe  zu  dem  Zwecke  geschieht,  einen  Irrthum  über  Be- 
schaffenheit und  Werth  der  Waare  zu  erregen.  Es  muss  daher  einer- 
seits eine  Täuschung  in  der  angegebenen  Richtung  möglich  und  an- 
dererseits dieselbe  beabsichtigt  sein.  Ob  die  ersterwähnte  Möglichkeit 
vorliegt,  dafür  ist  die  Auffassung  der  bei  dem  Absätze  der  Waare 
betheiligten  Verkehrskreise,  vor  Allem  die  in  den  Kreisen  der  Kon- 
sumenten herrschende  Anschauung  massgebend  (vergl.  727).  Die  Ent- 
scheidung kann  daher  je  nach  Lage  des  einzelnen  Falles  mit  Rück- 
sicht auf  die  Verschiedenheit  der  Abnehmer  verschieden  zu  treffen 
sein;  eine  Bezeichnung,  welche  nicht  geeignet  ist,  einen  erfahrenen 
und  achtsamen  Abnehmer  irre  zu  führen,  kann  einem  unerfahrenen 
und  unachtsamen  Käufer  gegenüber  von  täuschender  Wirkung  sein. 
Es  ist  dabei  keineswegs  erforderlich,  dass  eine  Täuschung  des  Ab- 
nehmers thatsächlich  eingetreten,  oder  dass  gegenüber  einer  bestimmten 
Person  eine  auf  Täuschung  abzielende  Handlung  vorgenommen  sei: 
ist  das  Eine  oder  das  Andere  der  Fall,  so  kann  neben  dem  Vergehen 
gegen  §  16  unter  Umständen  Betrug  oder  Betrugsversuch  vorliegen 
(vergl.  773). 

753.   Zweck  der  Irrthumserregung. 

Zum  Zweck  der  Irreführung  im  Sinne  des  §  16  ist  der  fälschliche 
Gebrauch  einer  örtlichen  Herkunftsbezeichnung  dann  erfolgt,  wenn  bei 
der  Verwendung  derselben  die  Absicht  auf  eine  Täuschung  des  Publi- 
kums gerichtet  war.  Es  gelten  in  dieser  Hinsicht  hier  die  gleichen 
Grundsätze  wie  bei  §  15,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  im  letzteren 
Falle  eine  Täuschung  über  die  Herkunft  der  Waare  aus  einem  be- 
stimmten Geschäftsbetriebe  bezweckt  sein  muss,  während  im  Sinne 
des  §  16  die  Irreführung  sich  auf  die  örtliche  Herkunft  der  Waare 
und  damit  auf  Beschaffenheit  und  Werth  derselben  bezieht.  Wie  im 
Falle  des  §  15  genügt  auch  hier  nicht  das  Vorhandensein  des  Even- 
tualdolus (Seligsohn  §  16  N.  5,  vergl.  724).  Auch  insofern  besteht 
TJebereinstimmung  mit  §  15,  als  eine  Täuschung  „in  Handel  und  Ver- 
kehr'' bezweckt  sein  muss.  Es  geht  dies  aus  dem  Inhalte  des  §  16 
als  einer  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  in  Handel  und  Verkehr 
gerichteten  Bestimmung  hervor    (Seligsohn  §  16  N.  5,  vergl.   726). 

754.    Bewusstsein  der  Fälschlichkeit  der  Bezeichnung. 

Die  Absicht,  durch  den  fälschlichen  Gebrauch  einer  Herkunfts- 
bezeichnung Irrthum  zu  erregen,  liegt  ferner  nur  dann  vor,  wenn  den 
Handelnden  zur  Zeit,  als  er  die  Waaren  bezeichnete,  in  Verkehr 
brachte  oder  feilhielt,  die  Fälschlichkeit  der  Bezeichnung  bewusst  war. 
er  also  in  dieser  Hinsicht  wissentlich  thätig  geworden  ist  (Meves  11 
S.  223,  vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  290.  291).  Für  dieses  wissent- 
liche Handeln  gelten  im  Allgemeinen  die  bei  §  14  erörterten  Regrein: 
insbesondere  wird  die  Wissentlichkeit  auch  im  Falle  des  §  16    diiifli 
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thatsächlichen  Irrthum  ausgeschlossen,  z.  B.  wenn  der  Handelnde  der 
Ansicht  war,  dass  die  fälschlich  bezeichnete  Waare  thatsächlich  aus 
dem  angegebenen  Orte  herrühre  (vergl.  596  ff.  603). 

755.    Irrthumserregung  über  Beschaffenheit  und  Werth. 

Der  durch  die  fälschliche  Bezeichnung  der  Waare  bezweckte  Irr- 
thum muss  ein  Irrthum  über  Beschaffenheit  und  Werth  der  Waare 
sein.  Eine  Irrthumserregung  über  die  örtliche  Herkunft  der  Waare, 
welche  nicht  zugleich  diese  Wirkung  haben  soll,  ist  nicht  strafbar;  es 
genügt  insbesondere  auch  nicht,  dass  eine  Täuschung  entweder  nur 
über  die  Beschaffenheit  oder  nur  über  den  Werth  der  Waare  beabsich- 
tigt war  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  245).  Die  örtliche  Herkunft  der  Waare 
muss  vielmehr  in  diesen  beiden  Richtungen  auf  die  Werthschätzung 
der  Waare  von  Einfluss  sein.  Anderer  Ansicht  ist  Seligsohn,  nach 
welchem  bei  der  Beschaffenheit  der  Waare  weniger  an  die  inneren 
Eigenschaften  der  Waare  als  an  den  Ursprungsort  derselben  zu  denken 
ist,  und  nach  dessen  Meinung  zur  Anwendung  des  §  16  eine  Irrthums- 
erregung über  Herkunft  und  Werth  der  Waare  genügt  (Seligsohn 
§  16  N.  5).  Wäre  dies  zutreffend,  so  würde  nicht  zu  erklären  sein, 
warum  das  Wort  ^Beschaffenheit^,  welches,  wie  im  Folgenden  zu  er- 
örtern ist,  seine  besondere  Bedeutung  hat,  im  Gesetze  sich  findet. 
Haben  die  nicht  aus  dem  angegebenen  Orte  herrührenden  Waaren  ganz 
genau  die  gleiche  Beschaffenheit  wie  die  echten,  d.  h.  von  dort  her- 
stammenden, Waaren,  so  kann  demnach  von  einem  Verstösse  gegen 
§  16  nicht  die  Rede  sein.  Andererseits  genügen  dagegen  zur  Anwen- 
dung dieser  Vorschrift  schon  die  geringfügigsten  Unterschiede  in  der 
Beschaffenheit,  sofern  denselben  nach  der  Verkehrsanschauung  eine 
Bedeutung  beizumessen  ist. 

756.    Beschaffenheit. 

Unter  Beschaffenheit  ist  der  Inbegriff  der  Eigenschaften  einer 
Waare  zu  verstehen  und  insbesondere  im  Sinne  des  §  16  derjenigen 
Eigenschaften,  durch  welche  eine  Waare  in  Folge  ihrer  örtlichen  Her- 
kunft von  Waaren  anderer  Gattung  oder  von  anderen  Waaren  der- 
selben Gattung  sich  unterscheidet.  Der  Irrthum  über  die  Beschaffen- 
heit der  Waare  bezieht  sich  daher  entweder  auf  die  Gattung  oder  die 
Qualität,  dergestalt,  dass  in  Folge  der  fälschlichen  Bezeichnung  der 
Waare  dieselbe  für  eine  Waare  anderer  Gattung  oder  anderer  Qualität 
angesehen  wird.  Bei  Thieren  wird  beispielsweise  durch  die  örtliche 
Herkunft  meist  die  Gattung  beeinflusst,  während  bei  anderen  Natur- 
produkten, wie  Getreide,  Tabak  u.  s.  w.,  die  örtliche  Herkunft  regel- 
mässig einen  Unterschied  in  der  Qualität  bedingt. 

757.  Werth. 

Nur  solche  Beschaffenheitsunterschiede  sollen  nach  dem  Gesetze 
berücksichtigt  werden,  welchen  nach  der  Verkehrsanschauung  eine  be- 
sondere Bedeutung  beigelegt  wird,  derart,  dass  diese  Meinung  ihren 
Ausdruck  in  dem  Verkehrswerthe  der  Waare,  d.  h.  in  deren  Preise, 
findet.  Es  muss  daher  im  Verkehre  für  die  echte,  d.  h.  aus  dem  an- 
gegebenen Orte  thatsächlich  herrührende,  Waare  im  Vergleiche  zur  un- 
echten ein  höherer  Preis  gezahlt  werden;  der  Irrthum  über  den  Werth 
der  Waare  muss  in  einem  Irrthum  über  die  Preislage  bestehen  (vergl. 
Str.  Bd.  1   S.  268.  269,   Mot.  zu  §15,    P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  290). 
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Da  dabei  nur  deijenige  Preisunterschied  in  Betracht  kommt,  welcher 
zu  Gunsten  der  echten  Waare  im  Vergleiche  zur  unechten  im 
Verkehre  anerkannt  ist,  so  ist  es  gleichgültig,  ob  im  einzelnen  Falle 
der  Preis,  für  welchen  die  fälschlich  bezeichnete  Waare  ausgeboten 
wird,  mit  Rücksicht  auf  diese  allein  ein  angemessener  oder  orts- 
üblicher ist.  Auch  derjenige,  welcher  durch  ein  der  objektiven  Be- 
schaffenheit der  Waare  zwar  entsprechendes,  jedoch  anscheinend  billiges, 
Angebot  einer  unechten  Waare,  die  unter  Voraussetzung  der  Echtheit 
im  Verkehre  höher  bezahlt  wird,  sich  einen  Absatz  verschaffen  will, 
wird  durch  §  16  getrofFen  (anders  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  293).  Es 
kommt  demnach  bei  dem  Irrthume  über  Beschaffenheit  und  Werth, 
wie  das  Reichsgericht  anerkannt  hat,  nicht  auf  die  objektive  Beschaffen- 
heit und  den  objektiven  Werth  der  Waare,  sondern  darauf  an,  ob 
nach  den  Anschauungen  des  Verkehrslebens  der  Herkunftsort 
die  Beurtheilung  der  Qualität  und  der  Preisbemessung  beeinflusst. 
Die  Verschiedenheit  des  Preises  darf  somit  lediglich  auf  dem  Oeschmacke 
der  Konsumenten  beruhen,  welche  beispielsweise  den  französischen 
Schaumwein  ohne  Rücksicht  auf  wesentliche  stoffliche  Unterschiede 
höher  schätzen  als  an  anderen  Orten  hergestellten  Schaumwein  (P.  M. 
&  Z-Bl.  Bd.  2  S.  195).  Unter  „Werth"  im  Sinne  des  Gesetzes  ist 
demnach  nicht  der  sogenannte  innere  oder  wahre  Werth  der  Waare. 
sondern  deren  Handelswerth  zu  verstehen,  d.  h.  der  erhöhte  Werth, 
welcher  nach  der  Anschauung  des  Publikums  im  Vergleiche  mit  gleich- 
artigen Waaren  anderer  Produktions-  und  Handelsorte  der  fälschlich 
bezeichneten  Waare  kraft  ihres  Herkunftsortes  im  Verkehre  zukommt 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  246.  247,  Kohler  in  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  306  ff.). 
Auf  welche  Weise  der  Herkunftsort  eine  derartige  Bedeutung  im  Ver- 
kehre erlangt  hat,  und  ob  dessen  Werthschätzung  eine  begründete  ist, 
ist  dabei  gleichgültig.  Die  betreffende  Oertlichkeit  kann  z.  B.  einen 
Namen  dadurch  erlangt  haben,  dass  in  ihr  zuerst  derartige  Waaren 
produzirt  wurden:  oder  ihr  Ruf  kann  auch  auf  einer  blossen  Laune 
des  Publikums  beruhen  (Kohler  in  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  307  ff.). 

Entscheidend  ist  die  Werthberaessung,  welche  der  Waare  in  den 
betheiligten  Verkehrskreisen  zu  Theil  wird;  der  Werth,  welchen  die 
Waare  nur  für  einen  Einzelnen  hat,  kommt  nicht  in  Betracht.  Ist 
die  unechte  Waare  nach  der  Anschauung  der  betheiligten  Kreise  der 
echten  gleichwerthig,  so  kann  die  Strafvorschrift  des  §  16  selbst 
dann  nicht  zur  Anwendung  gelangen,  wenn  die  Waare  in  Folge  ihrer 
Unechtheit  für  den  Käufer,  welcher  dieselbe  in  der  Absicht  der 
Weiterveräusserung  erworben  hat,  unverwerthbar  ist;  dagegen  ist  Be- 
strafung wegen  Betrugs  in  einem  solchen  Falle  denkbar  (vergl.  Str. 
Bd.  16  S.  7  ff). 

758.   Oertliche  Herkunftsbezeichnungen  mit  Fantasiecharakter. 

Ausgeschlossen  ist  der  Täuschungszweck  und  die  Täuschung  des 
Publikums  über  Beschaffenheit  und  Werth  der  Waare,  wenn  eine  ört- 
liche Herkunftsbezeichnung  einen  offenbaren  Fantasiecharakter  hat,  so 
dass  irgend  ein  Zweifel  darüber,  ob  die  Waare  aus  der  angegebenen 
Oertlichkeit  herrühren  könne,  nicht  denkbar  ist.  Wörter  wie  „Capri* 
oder  „Florida"  können  beispielsweise  unbedenklich  zur  Bezeichnung 
von  Farbstoffen  verwendet  werden  (vergl.  Kohl  er  M-R.  S.  174,  Amar 
No.  70,  vergl.  auch  130).  Auch  Wappenbezeichnungen  können  einen 
derartigen   Fantasiecharakter    haben,    wenn    die   Annahme,    dass    die 
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Waare  als  aus  dem  durch  das  Wappen  charakterisirten  Gebiete  her- 
rührend bezeichnet  werden  soll,  durchaus  ausgeschlossen  erscheint, 
und  auch  nicht  die  Gefahr  der  Verwechslung  mit  dem  Wappen  eines 
für  die  örtliche  Herkunft  der  Waare  bedeutsamen  Gebietes  vorliegt. 
Vorsicht  ist  indessen  bei  der  Annahme  des  Fantasiecharakters  in 
einem  derartigen  Falle  stets  geboten,  da  auf  den  unerfahrenen  Käufer, 
welchem  die  öffentlichen  Wappen  nicht  immer  bekannt  sind,  sowie 
darauf  Rücksicht  zu  nehmen  ist,  ob  nicht  etwa  durch  sonstige  Hinzu- 
fügungen zu  dem  Wappen  Anlass  zu  einer  Verwechslung  gegeben  wird. 

759.    Gattungsnamen. 

Die  Absicht,  über  Beschaffenheit  und  Werth  der  Waare  zu  täuschen, 
und  die  Gefahr  einer  solchen  Täuschung  liegt  regelmässig  auch  dann 
nicht  vor,  wenn  die  Waare  mit  einer  Bezeichnung  versehen  wird, 
\velche  sich  zwar  äusserlich  als  Herkunftsangabe  darstellt,  in  der  That 
aber  weniger  die  Herkunft  als  vielmehr  nur  die  allgemeine  Natur  der 
Waare  bezeichnen  soll  (Mot.  zu  §  15).  Es  ist  bereits  früher  ausgeführt 
worden,  dass  Name,  Firma  und  Waarenzeichen  eines  Einzelnen  im 
Laufe  der  Zeit  in  Folge  ihrer  allgemeinen  Verwendung  zur  Bezeich- 
nung bestimmter  Waarengattungen  ihre  ursprüngliche  Bedeutung  der- 
art verlieren  können,  dass  sie  nicht  mehr  zum  Hinweis  auf  eine  be- 
stimmte Person  oder  einen  bestimmten  Geschäftsbetrieb  dienen,  viel- 
mehr als  eine  Bezeichnung  der  Waare  selbst  angesehen  werden  (vergl. 
101.  547).  In  gleicher  Weise  können  auch  Ortsnamen  ihre  ursprüng- 
liche geographische  Bedeutung  verlieren,  wenn  dieselben  nach  den 
Gewohnheiten  des  Verkehrs  nicht  mehr  dazu  bestimmt  sind,  die  Her- 
kunft der  Waare  anzugeben,  vielmehr  ihre  Bedeutung  allein  darin  be- 
steht, auf  eine  Waare  von  gewisser  Beschaffenheit  und  Preislage  oder 
im  Allgemeinen  auf  eine  bestimmte  Waarengattung  hinzuweisen.  Sie 
werden  darum  „Gattungsnamen"  genannt.  In  derartige,  durch  lang- 
jährigen Gebrauch  herausgebildete,  Verkehrsgewohnheiten  wollte  das 
Gesetz  nicht  eingreifen;  es  ist  daher  in  §  16  Absatz  2  bestimmt,  dass 
die  Verwendung  von  Namen,  welche  nach  Handelsgebrauch  zur  Be- 
nennung gewisser  Waaren  dienen,  ohne  deren  Herkunft  bezeichnen  zu 
sollen,  nicht  unter  das  Gesetz  fällt.  Als  Beispiele  derartiger  Gattungs- 
namen sind  in  der  Begründung  des  Gesetzes  und  in  dem  Kommissions- 
berichte genannt  die  Bezeichnungen:  Berliner  Blau,  Schweinfurter 
Grün,  Thorner  Pfefferkuchen,  Bayrisches  Bier,  Schweizer  Käse,  West- 
phälischer  Schinken,  Braunschweiger  Wurst,  Teltower  Rüben,  Aachener 
Printen,  Mainzer  Sauerkraut,  Kölnisches  Wasser,  Cognac,  Wiener  Würste, 
Cuba-Cigarren  u.  s.  w.  (Mot.  &  Komm.-Ber.  zu  §  15).  Ferner  ist  hier- 
zu auch  das  Wort  „Selters**  zu  rechnen,  welches  als  Gattungsname 
nicht  nur  für  natürliches,  sondern  auch  für  künstliches  Mineralwasser 
im  Gebrauche  ist  (P.M.  ÄZ-Bl.  Bd.  2  8.306).  Der  innere  Grund 
der  Vorschrift  des  §  16  Absatz  2  liegt  darin,  dass  dem  Verkehre  der- 
artige unentbehrliche,  im  Gemeingebrauche  stehende,  Bezeichnungen 
nicht  zum  Vortheile  Einzelner  entzogen  werden  sollen;  häufig  sind 
solche  Namen  die  einzige  verkehrsgebräuchliche  Bezeichnung  der  Waare, 
so  dass  das  Verbot  ihrer  Verwendung  dem  Verbote  des  Vertriebs  der 
Waare  fast  gleich  stehen  würde  (vergl.  6.  113.  115). 

760.    Beziehung  des  Gattungsnamens  zu  bestimmten  Waaren. 

Die  Verwendung  von  Gattungsnamen  ist  nur  insofern  unbedingt 
gestattet,  als  die  Gattung  der  mit  dem  Ortsnamen  versehenen  Waare 
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nach  Anschauung  der  Kreise,  innerhalb  welcher  der  Handelsgebrauch 
besteht,  der  Benennung  thatsächlich  entspricht.  Denn,  wenn  §  IG 
Absatz  2  die  Verwendung  von  Namen,  welche  nach  Handelsgebrauch 
zur  Benennung  gewisser  Waaren  dienen,  gestattet,  so  ist  damit  die 
Erlaubniss  zum  Gebrauche  solcher  Namen  nur  insofern  und  insoweit 
ertheilt,  als  diese  gewissen  Waaren  mit  dem  betreffenden  Gattungs- 
namen versehen  werden.  Der  Handelsgebrauch  entscheidet  demnach 
nicht  allein  darüber,  welche  Namen  als  Gattungsnamen  anzusehen 
sind;  es  bestimmt  sich  nach  demselben  vielmehr  auch  die  Waaren- 
gattung,  welche,  ohne  gegen  das  Gesetz  zu  Verstössen,  mit  einem 
solchen  Namen  bezeichnet  werden  darf.  Es  ist  z.  B.  unzulässig,  Kunst- 
wein mit  einem  für  Naturwein  üblichen  Gattungsnamen  zu  versehen 
(Komm.-Ber.  zu  §  15). 

761.  Namen,  welche  auf  eine  bestimmte  Produktionsgegend  oder  eine 

bestimmte  Herstellungsweise  hinweisen. 

Ob  nach  der  hier  gegebenen  Begriffsbestimmung  eine  Ortsbezeich- 
nung Herkunftsbezeichnung  oder  Gattungsname  für  eine  bestimmte 
Waarengattung  ist,  ist  eine  Thatfrage,  welche  nach  Lage  des  ein- 
zelnen Falles,  nöthigenfalls  nach  Anhörung  von  Sachverständigen, 
entschieden  werden  muss.  Die  Grenze  wird  öfters  schwer  zu  ziehen 
sein.  Es  ist  dabei  auch  zu  beachten,  dass  der  Name  eines  in  einer 
gewissen  Produktionsgegend  gelegenen  Ortes  häufig  zur  Bezeichnung 
der  aus  der  ganzen  Produktionsgegend  herrührenden  Waaren  verwendet 
wird  (vergl.  742).  Ein  solcher  Name  ist  deshalb  noch  nicht  Gattungs- 
name, da  derselbe  in  erster  Linie  auf  die  örtliche  Herkunft  der  Waare 
hinzuweisen  bestimmt  ist;  wird  derselbe  zum  Gattungsnamen,  so  dient 
derselbe  nach  Handelsgebrauch  regelmässig  nur  zur  Bezeichnung  solcher 
Waaren,  welche  den  in  der  betreffenden  Gegend  hergestellten  Waaren 
im  Allgemeinen  gleichartig  sind.  Beispielsweise  werden  die  Gattungs- 
namen Portwein,  Malaga,  Madeira  nur  zur  Bezeichnung  von  Dessert- 
weinen, der  Gattungsname  Bordeaux  nur  zur  Kennzeichnung  franzö- 
sischer oder  wenigstens  in  Frankreich  durch  Verschneiden  hergestellter 
Weine  verwendet  werden  dürfen  (vergl.  Mot.  zu  §  15).  Oefters  wird 
ein  Ortsname  nach  Handelsgebrauch  dazu  benutzt,  um  die  Herstellungs- 
weise einer  Waare  —  wie  sie  an  dem  angegebenen  Orte  üblich  ist  — 
zu  bezeichnen.  Solche  auf  eine  gewisse  Fabrikationsmethode  hin- 
weisende Angaben  —  z.  B.  Kölnisches  Wasser,  Champagner,  Cognac  — 
sind  regelmässig  als  Gattungsnamen  anzusehen,  da  sie  nicht  die  ört- 
liche Herkunft,  sondern  die  Beschaffenheit  der  Waare  bezeichnen.  Ob 
auch  die  Bezeichnung  „Pilsener  Bier"  als  Gattungsname  zu  behandeln 
ist,  ist  bisher  sehr  bestritten  (vergl.  G.  R.  &  U.  R.  L  S.  101.  241. 
313.  314). 

Im  Zweifel  wird  die  Umwandlung  des  Ortsnamens  in  einen 
Gattungsnamen  nicht  anzunehmen,  oder  doch  mindestens  zu  erfordern 
sein,  dass  die  Täuschungsgefahr  durch  unzweideutige  Zusätze,  z.  B, 
bei  Bieren  durch  Beifügung  der  Firma  und  des  Domizils  der  Brauerei, 
ausgeschlossen  werde  (vergl.  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  241). 

762.    Handelsgebrauoh. 

Da,  wie  früher  ausgeführt,  die  Anschauung  der  betheiligten  Ver- 
kehrskreise   darüber    entscheidet,  ob  eine  Täuschungsgefahr  vorliegt 
so  würde  an  sich  auch  die  Frage,  ob  die  Möglichkeit  einer  Irreführung 
mit  Rücksicht  auf  die  Verwendung  eines  Gattungsnamens  ausgeschlossen 
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ist,  in  der  Regel  unter  Berücksichtigung  der  Auffassung  der  Abnehmer 
der  Waare  zu  beantworten  sein.  Dies  würde  indessen  dazu  führen,  dass 
je  nach  Lage  des  einzelnen  Falles  —  bei  Verschiedenheit  der  betheiligten 
Verkehrskreise  —  diese  Frage  verschieden  entschieden  werden  könnte. 
Die  in  dieser  Ungewissheit  der  Entscheidung  für  die  betheiligten 
Handelskreise  begründete  Gefahr  hat  das  Gesetz  dadurch  beseitigt, 
dass  es  den  Handelsgebrauch  darüber  entscheiden  lässt,  ob  eine 
Ortsbezeichnung  als  Gattungsname  anzusehen  ist.  Der  Handels- 
gebrauch bildet  sich  der  Regel  nach  in  den  Kreisen  der  Produzenten 
und  Zwischenhändler;  wird  ein  solcher  Gebrauch  durch  das  Gutachten 
von  Sachverständigen  aus  diesen  Kreisen  nachgewiesen,  so  ist  die 
Prüfung  nicht  etwa  darauf  zu  erstrecken,  ob  im  einzelnen  Falle  ein 
Abnehmer  durch  die  Verwendung  der  Ortsbezeichnung  getäuscht  wer- 
den konnte  oder  sollte  (anders  Seligsohn  §16  N.  8&9,  welcher  die 
Anschauung  der  Konsumenten  entscheiden  lassen  will).  Die  Anschauung 
der  Konsumenten  kommt  nur  insofern  in  Betracht,  als  ein  auf  Täuschung 
des  Publikums  abzielender  Gebrauch  nicht  berücksichtigt  werden  darf 
(vergl.  Str.  Bd.  25  S.  118,  vergl.  auch  763).  Eine  Irreführung  des 
Abnehmers  bei  der  Verwendung  handelsgebräuchlicher  Gattungsnamen 
ist  ohnedies  der  Regel  nach  ausgeschlossen,  da  angenommen  werden 
kann,  dass  die  geltenden  Handelsgebräuche  auch  dem  Abnehmer  be- 
kannt sind  (Mot.  zu  §  15).  Geht  man  von  der  Ansicht  aus,  dass  der 
Handelsgebrauch  sich  überhaupt  oder  vornehmlich  nach  der  Anschauung 
der  Konsumenten  bestimme,  so  würde  daraus  folgen,  dass  die  Bestim- 
mung des  §  16  Absatz  2  eine  überflüssige  sei,  da,  wenn  nach  An- 
sicht der  Konsumenten  ein  Gattungsname  vorliegt,  bereits  §  16  Ab- 
satz 1  ausreicht,  indem  alsdann  sowohl  der  Täuschungszweck  als 
die  Täuschungsgefahr  ausgeschlossen  ist.  Bei  der  Berathung  des  Ge- 
setzes im  Reichstage  ist  allerdings  die  Ansicht  hervorgetreten,  der 
Absatz  2  solle  „nur  zur  Orientirung  des  Publikums  und  zur  Verhütung 
von  Fehlgriffen  bei  der  Rechtsprechung  in  anderer  Fassung  dasselbe 
sagen,  was  bereits  aus  dem  Absatz  1  zu  entnehmen  ist"  (Stenogr. 
Ber.  des  Reichstags  1893/94  S.  2166,  ebenso  Landgraf  II.  §16 
N.  12,  AI  1  fei d  §  16  N.  11).  Diese  Ansicht  kann  indessen  nach  dem 
vorher  Gesagten  nicht  gebilligt  werden;  es  spricht  gegen  dieselbe 
auch  der  Kommissionsbericht,  welcher  besagt:  „Eine  Streichung  dieses 
Absatzes  sei  unmöglich:  der  Absatz  2  bedeute  einen  Kompromiss 
zwischen  den  Forderungen  solider  Geschäftsgrundsätze  und  den  Be- 
dürfnissen des  freien  Verkehrs''  (Komm. -Ber.  zu  §  15). 

763.    Missbräuchliche  Verkehrsgewohnheiten. 

Nur  der  Handelsgebrauch  kommt  in  Betracht,  welcher  im  reellen 
und  soliden  Verkehre  üblich  ist;  eine  Verkehrsgewohnheit,  welche  als 
ein  Missbrauch  sich  darstellt,  kann  nicht  berücksichtigt  werden.  Als 
eine  derartige  missbräuchliche  Sitte  ist  es  z.  B.  anzusehen,  wenn  ge- 
ringwerthige  Weinmischungen  unter  einer  Etikette  feilgeboten  werden, 
welche  auf  ein  edles  Gewächs  einer  bestimmten  Lage  hinweist  (vergl. 
Str.  Bd.  14  S.  437).  Im  Einzelnen  gelten  für  den  Handelsgebrauch 
dieselben  Voraussetzungen,  unter  welchen  in  Folge  gemeingebräuch- 
licher Verwendung  im  Verkehre  ein  Waarenzeichen  zum  Freizeichen 
und  Name  oder  Firma  zur  Gattungsbezeichnung  wird  (vergl.  101.  547). 
Danach  schliesst  der  Umstand,  dass  der  allgemeine  (rebrauch  einer 
Herkunltsbezeichnung  ursprünglich  ein  missbräuchlicher  war,  die  ^Vn- 
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Wendung  des  §  16  Absatz  2  dann  nicht  aus,  wenn  trotzdem  im  Laufe 
der  Zeit  im  gutgläubigen  Verkehr  das  Bewusstsein,  dass  es  sich  um 
eine  Herkunftsbezeichnung  handelt,  verloren  gegangen  ist  (vergl.  101). 
Indessen  darf  dabei  aus  der  Thatsache  allein,  dass  eine  Bezeichnung 
seit  längerer  Zeit  bei  einer  grösseren  Zahl  von  Gewerbetreibenden 
üblich  war,  noch  nicht  gefolgert  werden,  dass  dies  auch  in  gutem 
Glauben  geschehen  sei;  insbesondere  trifft  eine  derartige  Annahme 
nicht  zu,  wenn  der  Gebrauch  im  Publikum  nicht  bekannt  war  und  auf 
dessen  Täuschung  abzielte  (vergl.  Str.  Bd.  25  S.  118). 

764.    Lokale  und  ausländische  Gebrauche. 

Darauf,  ob  der  Handelsgebrauch  ein  allgemeiner  oder  ein  lokaler 
ist,  darf  kein  Gewicht  gelegt  werden;  denn  entscheidend  ist  nicht  der 
Ort,  an  welchem  der  Gebrauch  sich  gebildet  hat,  sondern  die  An- 
schauung der  betheiligten  Kreise,  welche,  wenn  die  Waare  nur  in  einer 
bestimmten  Gegend  hergestellt  und  vertrieben  wird,  allerdings  auch 
lokale  sein  können.  Ein  ausländischer  Handelsgebrauch  kommt  regel- 
mässig nur  dann  in  Betracht,  wenn  derselbe  auch  in  den  für  Bildung 
des  Handelsgebrauchs  massgebenden  inländischen  Verkehrskreisen  An- 
erkennung gefunden  hat,  oder  wenn  die  Waare  ausschliesslich  für  das 
Ausland  bestimmt  und  die  Möglichkeit  ihrer  Cirkulation  im  inländischen 
Verkehre  gänzlich  ausgeschlossen  ist. 

765.   Später  entstehende  Gebräuche. 

Der  Handelsgebrauch  kann  sich  auch  erst  nach  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  gebildet  haben;  kommt  ein  später  entstandener  Handels- 
gebrauch in  Frage,  so  entscheidet  sich  die  Frage  der  Strafbarkeit 
danach,  ob  zu  der  Zeit,  als  von  dem  Ortsnamen  Gebrauch  gemacht 
wurde,  derselbe  im  Verkehre  als  Gattungsname  anerkannt  war. 

766.   Unzulässigkeit  täuschender  Zusätze  zum  Gattungsnamen. 

Der  Gebrauch  von  Gattungsnamen  zur  Bezeichnung  von  Waaren 
ohne  Rücksicht  auf  deren  Herkunft  muss  ebenso  wie  der  Handels- 
gebrauch, auf  Grund  dessen  der  Gattungsname  im  Verkehre  üblich 
geworden  ist,  ein  loyaler  sein;  es  darf  daher  in  keiner  Weise  durch 
die  Art  der  Verwendung  des  Namens  oder  in  sonstiger  Weise,  ins- 
besondere nicht  durch  Hinzufügungen  zu  demselben,  der  Anschein  er- 
weckt werden,  als  ob  die  Waare  wirklich  aus  einem  bestimmten,  für 
die  Werthschätzung  derselben  bedeutsamen,  Orte  herrühre  (vergl.  G.  R. 
&  U.R.  I.  S.  266).  Eine  allgemein  gültige  Regel,  welche  Hinzufügungen 
als  unerlaubt  in  diesem  Sinne  anzusehen  sind,  lässt  sich  dabei  nicht 
aufstellen;  es  ist  vielmehr  von  Fall  zu  Fall  zu  entscheiden  und  ins- 
besondere zu  prüfen,  ob  in  einem  derartigen  Zusätze  nicht  eine  nach 
reellen  Verkehrsgepflogenheiten  zulässige  Anpreisung  der  Waare  liegt. 
Hiernach  wird  man  sich  dafür  entscheiden  müssen,  dass  in  Deutsch- 
land hergestellter  Cognac  nicht  als  französicher  Cognac,  und  dass 
deutscher  Schaumwein  nicht  als  französischer  Champagner  bezeichnet 
werden  darf.  Als  französischer  Champagner  darf  ein  Schaumwein  nicht 
schon  dann  bezeichnet  werden,  wenn  das  Rohmaterial  aus  Frankreich 
bezogen  wurde,  sondern  nur  dann,  wenn  auch  die  Herstellung  des 
Weines  an  einem  französischen  Orte  erfolgt  ist  (vergl.  769).  Gleiches 
gilt  vom  Cognac  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  276).  Femer  wird  einem 
Gemarkungsnamen,  welcher  Gattungsname  für  eine  Weinsorte  geworden 
ist,   nicht    der   Name   einer   bestimmten,   wegen    der  hervorragenden 
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Güte  ihrer  Produkte  bekannten,  innerhalb  der  betreffenden  Gemarkung 
gelegenen  Weinlage  hinzugefügt  werden  dürfen.  Unzulässig  ist  regel- 
mässig auch  der  Zusatz  „echt"  zu  einem  Gattungsnamen,  insofern 
derselbe  sich  meist  als  ein  Hinweis  auf  die  örtliche  Herkunft  der 
Waare  und  nicht  blos  als  eine  Anpreisung  derselben  darstellt  (Kohl er 
M-R.  S.  116,  vergl.  Pouillet  No.  622).  Dementsprechend  darf  z.  B., 
obwohl  das  Wort  „Selters"  als  Gattungsname  für  Mineralwasser 
schlechthin  gilt,  doch  ein  künstlich  hergestelltes  Mineralwasser  nicht 
als  „natürliches  Selters"  bezeichnet  werden  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2 
S.  306).  Setzt  der  Verkäufer  der  mit  einem  Gattungsnamen  bezeich- 
neten Waaren  seinen  Namen  oder  seine  Firma  auf  das  die  Gattungs- 
bezeichnung enthaltende  Etikett,  so  darf  nicht  etwa  durch  die  Art 
dieser  Hinzufügung  in  täuschender  Weise  der  Schein  erregt  werden, 
als  ob  das  persönliche  oder  geschäftliche  Domizil  des  Verkäufers  sich 
an  dem  durch  den  Gattungsnamen  charakterisirten  Orte  befinde  (vergl. 
Propr.  Ind.  VHI.  S.  113.  114,  vergl.  auch  746).  Umsomehr  gilt 
letzteres,  wenn  dazu  noch  eine  fremde  Firma  oder  eine  Fantasiefirma 
zur  Waarenbezeichnung  verwendet  wird.  Dagegen  ist,  wenn  es  sich 
um  einen  ausländischen  Ortsnamen  handelt,  der  Gebrauch  der  betreffen- 
den  ausländischen  Sprache  behufs  Beifügung  von  Zusätzen  zur  Orts- 
bezeichnung noch  nicht  ohne  Weiteres  als  ein  täuschender  Missbrauch 
anzusehen,  nicht  daher  z.  B.  der  Gebrauch  eines  französischen  Etiketts 
zur  Bezeichnung  von  Cognac  oder  Champagner  (vergl.  159). 

767.   Oeffentliche  Wappen  als  Gattungsbezeichnungen. 

Oeffentliche  Wappen  können  nicht  zu  Gattungsbezeichnungen  wer- 
den; dieselben  sind  in  §  16  Absatz  2  nicht  genannt.  Obwohl  derartige 
Wappen  an  sich  Freizeichen  sind,  dürfen  dieselben  doch  nur  von 
den  Produzenten  des  durch  das  Wappen  charakterisirten  Bezirkes 
ohne  jede  Einschränkung  zur  Waarenbezeichnung  verwendet  werden 
(vergl.  738). 

768.    Bezeichnung  von  Wein,  insbesondere  Stillwein. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  örtliche  Herkunft  der  Waar©  im 
Weinhandel,  da  durch  dieselbe  die  Beschaffenheit  und  der  Werth  des 
Gewächses  wesentlich  beeinflusst  wird.  Die  örtliche  Herkunft  des  nicht 
moussirenden  Weins  —  des  Stillweins  —  wird,  wie  die  Herkunft  der 
Naturprodukte  überhaupt,  bestimmt  durch  die  Stätte,  an  welcher  der 
Wein  gewachsen  ist,  nicht  durch  den  Ort  seiner  Herstellung  (vergl. 
Schmid  in  ZgR.  IV.  S.  236,  vergl.  auch  743).  Als  Herkunftsort  des 
Still weins  gilt  entweder  eine  Gemarkung  oder  eine  bestimmte  Wein- 
bergslage; namentlich  bei  edleren  Gewächsen  entscheidet  nach  der 
Anschauung  des  Verkehrs  regelmässig  die  letztere  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  2  S.  305).  An  der  Befugniss,  den  Stillwein  nach  seiner  Lage  zu 
benennen,  wird  dadurch  nichts  geändert,  dass  derselbe  soliden  Ge- 
schäftsgebräuchen entsprechend  mit  einem  anderen  Weine  verschnitten 
wird,  sofern  seine  Beschaffenheit  hierdurch  keine  wesentliche  Aende- 
rung  erleidet.  Dagegen  darf  Kunstwein  nie  mit  dem  Orts-  oder 
Lagenamen  eines  Naturweins  benannt  werden  (Komm. -Bor.  zu  §  15, 
vergl.  743). 

769.    Schaumwein. 

Was  die  moussirenden  Weine,  die  Schaumweine,  anlangt,  so  sind 
diese   mit  Rücksicht  auf   die   komplizirte  Art   ihrer   Herstellung  — 
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worüber  die  nachher  citirten  Ausführungen  Kohl  er 's  zu  vergleichen 
sind  —  nach  der  Verkehrsanschauung  als  Industrieprodukte  zu  be- 
handeln ;  es  kommt  bei  denselben  in  erster  Linie  nicht  darauf  an,  von 
woher  die  Trauben  oder  der  Wein  stammen,  die  dazu  verwendet  wurden, 
sondern  nur  darauf,  wo  der  Schaumwein  hergestellt  wurde  (Komm.- 
Ber.  zu  §  15,  ^Was  ist  erlaubt  und  was  nicht?"  Separatabdruck 
aus  der  Fachzeitung  für  Weinbau  und  Weinhandel,  Schmid  in  ZgR.  IV. 
S.  236,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  192,  Kohler  in  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  305 flf., 
anders  Seligsohn  §  16  N.  10,  vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  292,  vergl. 
auch  743).  Sonach  ist  das  vor  Inkrafttreten  des  Gesetzes  übliche  Ver- 
fahren französischer  Geschäftshäuser,  ihre  in  Deutschland  —  gewöhn- 
lich an  einem  Grenzorte  —  hergestellten  moussirenden  Weine  mit  der 
französischen  Firma  und  deren  Domizil  zu  bezeichnen,  jetzt  nicht  mehr 
zulässig.  Aus  französischen  Trauben  oder  Wein  in  Deutschland 
hergestellter  Champagner  darf  nicht  mit  einer  französischen  Orts- 
bezeichnung versehen  werden  oder  eine  Bezeichnung  tragen,  welche 
auf  französischen  Ursprung  deutet  (Komm. -B er.  zu  §  15).  Hiernach 
ist  auch  die  allgemeine  Bezeichnung  als  ^französischer  Champagner'* 
für  nicht  in  Frankreich  hergesteH|;en  Schaumwein  als  unzulässig  zu 
erachten,  dagegen  andererseits  die  Etikettirung  in  französischer  Sprache, 
z.  B.  die  Bezeichnung  „Carte  blanche"  oder  „Carte  noire",  nicht  zu 
beanstanden  (vergl.  Fuld  in  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  312,  vergl.  auch  G.  R. 
&  U.  R.  I.  S.  102,  vergl.  ferner  737.  766).  Ebensowenig  kann  die  Be- 
zeichnung des  in  Deutschland  hergestellten  Schaumweins  mit  der 
französischen  Firma  und  dem  französischen  Domizil  der  letzteren  be- 
anstandet werden,  sofern  dies  nicht  in  irreführender  Weise  geschieht, 
d.  h.  durch  einen  unzweideutigen  Zusatz  der  Ort  der  Herstellung  er- 
kennbar gemacht  wird  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  195,  vergl.  746).  Es 
darf  insbesondere  durch  die  Hinzufügung  des  französischen  Domizils 
nicht  der  Anschein  erweckt  werden,  als  ob  die  zur  Herstellung  des 
Weines  verwendeten  Trauben  aus  Frankreich  stammten,  wenn  dies 
thatsächlich  nicht  der  Fall  ist;  denn,  obwohl  der  Schaumwein  ein  In- 
dustrieprodukt ist,  so  ist  neben  dem  Fabrikationsorte  auch  der  Her- 
kunftsort der  zu  seiner  Herstellung  verwendeten  Rohprodukte,  d.  h. 
der  Ort  des  Wachsthums  der  Trauben,  nach  der  Verkehrsanschauung 
von  wesentlichem  Einflüsse  auf  Beschafifenheit  und  Werth  (P.  M.  & 
Z-Bl.  Bd.  2  S.  306,  vergl.  Schmid  in  ZgR.  IV.  S.  236,  vergl.  auch  744), 
Von  den  sog.  Grenz  firmen,  d.  h.  Filialfirmen  französischer  Ge- 
schäftshäuser in  Elsass-Lothringen  und  Luxemburg,  sind  seit  Inkraft- 
treten des  Gesetzes,  um  die  deutsche  Herkunft  des  aus  französischem 
Rohmaterial  hergestellten  Schaumweins  erkennbar  zu  machen,    meist 

Bezeichnungen    wie    ^auf   Flaschen    gefüllt    in "    oder    „Tire 

en  bouteilles  ä "   unter  Hinzufügung   einer    deutschen    oder 

luxemburgischen  Ortsbezeichnung  neben  der  Angabe  der  französischen 
Hauptfirma  und  des  Domizils  der  letzteren  verwendet  worden.  Der- 
artige Hinweise  werden,  sofern  die  Trauben  und  der  daraus  her- 
gestellte Wein  wirklich  aus  Frankreich  bezogen  sind,  im  Allgemeinen 
genügen,  um  eine  Täuschung  auszusch Hessen.  Vorausgesetzt  ist  da- 
bei —  wie  sich  schon  aus  früheren  Erörterungen  ergiebt  —  dass 
solche  Zusätze  deutlich  hervortreten,  also  nicht  etwa  klein  gedruckt 
sind,  und  ferner,  dass  dieselben  mit  der  Herkunftsbezeichnung  un- 
mittelbar verbunden  sind.  Es  genügt  beispielsweise  keineswegs,  wenn 
die  Herkunftsbezeichnung  auf  einer  Ankündigung,  der  Zusatz  dagegen 
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auf  der  Etikette,  mit  welcher  die  einzelne  Flasche  versehen  ist,  an- 
gebracht wird;  denn  dann  ist  immerhin  eine  Täuschung  desjenigen,^ 
welcher  nur  die  Ankündigung  —  oder  nur  diese  aufmerksam  —  liest, 
möglich  und  vorauszusehen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  192,  anders  P.  M. 
4&  Z-BI.  Bd.  1  S.  292).  üebrigens  werden  auch  Zusätze  der  gedachten 
Art  vielfach  als  nicht  genügend  angesehen,  um  jede  Täuschung  aus- 
zuschliessen,  da  dieselben  nicht  allgemein  verständlich  seien  und  durch 
sie  bei  der  grossen  Masse  des  konsumirenden  Publikums,  welches 
über  den  Hergang  bei  der  Schaumweinfabrikation  nicht  unterrichtet 
sei,  der  Anschein  erweckt  werde,  als  ob  die  Herstellung  des  Weines 
in  Frankreich  vollendet  sei,  und  der  fertige  Wein  in  Deutschland  auf 
Flaschen  gezogen  werde,  während  thatsächlich  der  rohe  Wein  aus 
Frankreich  ausgeführt  wird,  und  die  wesentlichen  zu  dessen  Umwand- 
lung in  moussirenden  Wein  erforderlichen  Operationen  in  Deutschland 
erfolgen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  192,  Kohler  in  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  311, 
Schmid  in  ZgR.  IV.  S.  237.  238,  Pouillet  in  Propr.  Ind.  XL  S.  69  ff.). 
Der  letzteren  Ansicht  würde  beizutreten  sein,  wenn  bei  den  bethei- 
ligten Verkehrskreisen  eine  derartige  Unkenntniss  der  thatsäch liehen 
Verhältnisse  vorausgesetzt  werden  könnte.  In  der  Regel  wird  dies 
nicht  der  Fall  sein;  indessen  wäre  es  immerhin  möglich,  dass  mit 
Rücksicht  auf  die  Verkehrskreise,  für  welche  die  Waare  bestimmt  ist, 
eine  andere  Entscheidung  zu  treffen  ist.  Jedenfalls  schliesst  ein  Ver- 
merk der  gedachten  Art  die  Täuschungsgefahr  dann  nicht  aus,  wenn 
durch  sonstige  Hinzufügungen  zu  demselben  zu  Zweifeln  Anlass  ge- 
geben wird.  Insbesondere  wird  ein  solcher  Zweifel  ermöglicht,  wenn 
neben  dem  deutschen  Herstellungsort  zugleich  der  französische  Ort 
angegeben  wird,  an  welchem  der  Wein  gewachsen  ist,  gelagert  oder 
verschnitten  wurde,  und  dies  umsomehr  dann,  wenn  dies  nicht  in  all- 
gemein verständlicher  Weise,  z.  B.  ausschliesslich  in  französischer 
Sprache,  geschieht,  oder  wenn  der  Name  des  deutschen  Herstellungs- 
ortes gegenüber  dem  französischen  Ortsnamen  im  Gesammtbilde  der 
Etikette  zurücktritt,  so  dass  bei  Bestellung  des  Weines  der  französische 
Name  allein  genannt  zu  werden  pflegt  (Kohler  in  G.  R.  &  U.  R.  I. 
S.  311,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  192,  vergl.  auch  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  60). 
Daher   wird  beispielsweise  die  Bezeichnung  „Cuv6e  d'Avize  tiröe  en 

bouteilles  -k **,  welche  Landgraf  für  genügend  erachtet,  um 

jeden  Irrthum  auszuschliessen,  und  welche  besagen  soll,  dass  der 
Wein  in  Avizo  in  der  Champagne  verschnitten  und  in  einem  deutschen 
Orte  auf  Flaschen  gezogen  sei,  regelmässig  nicht  die  Anwendung  des 
§  16  ausschliessen  (vergi.  Landgraf  IL  §  16  N.  12,  „Was  ist  er- 
laubt und  was  nicht?").  Nach  der  Ansicht  von  Kohler  sind  die 
Grenzfirmen  verpflichtet,  auf  ihren  Etiketten  und  Ankündigungen  deut- 
lich anzugeben,  dass  der  Wein  an  dem  oder  jenem  Grenzorte  aus 
französischem  Cuv6e  —  d.  h.  der  aus  mehreren  Weinsorten  durch  Ver- 
schnitt gebildeten  Rohweinmischung  —  hergestellt  sei;  die  Angabe, 
dass  der  Wein  in  Deutschland  oder  Luxemburg  auf  Flaschen  gezogen 
sei,  sei  zweideutig  und  genüge  daher  nicht  (Kohler  in  G.  R.  &  U.  R.  I. 
S.  311). 

770.   Gattungsnamen  Im  Weinhandel. 

In  dem  Handel  mit  Wein  hat  sich  der  Gebrauch  von  Gattungs- 
namen früh  herausgebildet,  indem  seit  langer  Zeit  bereits  die  Sitte  be- 
steht, Sorten  von  gewisser  Beschaffenheit  und  Preislage  nicht  mehr  nach 
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der  Lage,  in  welcher  sie  gewachsen  sind,  sondern  nach  ihrem  Handels* 
orte    zu    benennen    (vergl.  742).     Die   betheiligten  Handelskreise    er- 
möglichten es  hierdurch,  Weine  von  verschiedener,    theilweise    unbe- 
kannter Herkunft,  jedoch  von  gleicher  Beschaffenheit  unter  einer  festen 
Qualitätsbezeichnung  zusammenzufassen  und  dem  Abnehmer,   in  Ver- 
bindung mit  dem  nach  dem  Weingesetz  vom  20.  April  1892  zulässigen 
Verschneiden    verschiedener  Sorten,   dauernd  Wein  von  gleicher   Be- 
schaffenheit   unter    gleichem   Namen    zuzuführen.     Hiernach    ist    der 
Ausdruck    „Bordeaux"    auf   die  Eigenschaft  der  Stadt  Bordeaux   als 
Hauptstapelplatz    für    die    Ausfuhr   französischer  oder  wenigstens   in 
Frankreich  durch  Verschneiden  hergestellter  Roth  weine  zurückzuleiten; 
unter  „M6doc,  St.  Julien,  Madeira,  Malaga,  Porto,  Rüdesheimer,  Nier- 
steiner,   Trabener**    und    dergleichen    wird    im    Sprachgebrauche    des 
grossen  Verkehrs  nicht  ein  Wein  verstanden,  welcher  in  einer  bestimm- 
ten Gemarkung  gewachsen  ist,  vielmehr  deutet  die  Bezeichnung    auf 
eine  Sorte  von  gewisser  Beschaffenheit  und  Preislage  (Mot.  &  Komm.- 
Ber.  zu  §  15,  vergl.  dagegen  auch  Seligsohn  §  16  N.  9).    Das  Wort- 
„Cognac**  wird  in  Deutschland  nicht  zur  Kennzeichnung  der  örtlichen 
Herkunft,    sondern    zum    Hinweis    auf   eine    bestimmte  Herstellungs- 
methode gebraucht,  während  dasselbe  in  Frankreich  als  örtliche  Her- 
kunftsbezeichnung anerkannt  ist  (vergl.  Mot.  zu  §  15,  Amar  No.  224). 
Aehnliches  gilt  von  dem  Ausdrucke  „Champagner**,  unter  welchem  in 
Frankreich,    im    Gegensatze    zur    deutschen   Anschauung,    die    hierin 
gleichfalls    nur   einen   Hinweis  auf  eine  bestimmte  Fabrikationsweise 
sieht,    ein    Wein   verstanden   wird,    welcher   in    der   Champagne  ge- 
wachsen und  hergestellt  ist  (vergl.  Pouillet  No.  399  &  411,  Propr. 
Ind.  Vm.  S.  145,  Propr.  Ind.  IX.  S.34.35,  Pouillet  in  Propr.  Ind.  XI. 
S.  69  ff.,  ZgR.  II.  S.  44.  45,  Fuld  in  G.  R.  &  ü.  R.  I.  S.  312).    Ueber- 
haupt  zeigt  sich  im  Auslande,  und  namentlich  in  Frankreich,  das  Be- 
streben, die  Namen  von  Weinlagen   nicht  als  Gattungsnamen    anzu- 
erkennen.    Sonst  gilt  auch  für  die  Weingattungsnamen  dasselbe  wie 
für  Gattungsnamen  überhaupt:   dieselben  dürfen  daher  nicht  zur  Be- 
zeichnung  von  Gewächs.en   benutzt  werden,  zu  deren  Benennung  sie 
nach  Handelsgebrauch  nicht  zu  dienen  bestimmt  sind:  sie  dürfen  femer 
keinerlei  Zusätze  erhalten,  welche  die  irrthümliche  Meinung  erwecken 
können,  als  ob  das  Gewächs  aus  einem  bestimmten  bekannten  Bezirke 
herrühre  (vergl.  760.  766).    Besonders  hervorzuheben  ist,  dass  Kunst- 
wein keinesfalls  mit  einem  zur  Bezeichnung  von  Naturwein  bestimmten 
Gattungsnamen  versehen  werden  darf   (Komm.-Ber.  zu  §15,    vergl. 
dagegen  Meves  II.  S.  221). 

771.   Gattungsnamen  im  Verkehr  mit  Tabak. 

Auch  im  Verkehr  mit  Tabak  ist  von  Alters  her  der  Gebrauch 
eingebürgert,  Erzeugnisse,  welche  in  der  Form,  in  der  Packung,  in  der 
Beschaffenheit  oder  in  der  Herstellungsweise  gewisse  Eigen thümlich- 
keiten  aufweisen,  mit  dem  Namen  desjenigen  Ortes  oder  Landes  zu 
kennzeichnen,  dessen  Produkte  zuerst  jene  Eigenthümlichkeiten  zeigten 
und  hierdurch  im  Verkehre  bekannt  geworden  sind  (Mot.  zu  §  15). 
Als  Gattungsnamen  in  diesem  Sinne  sind  nach  der  Begründung  des 
Gesetzentwurfes  die  Bezeichnungen  „Pariser",  „Havana",  „Amsterdam** 
und  andere  spanischen,  niederländischen  oder  amerikanischen  Orten 
entlehnte  Bezeichnungen  anzusehen.  In  dem  Kommissionsbericht 
findet  sich  als  Gattungsname    auch    die   Bezeichnung  „Cubacigarren" 
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verzeichnet  (Mot.  &  Komm. -B er.  zu  §  15).  Schliesslich  sind  in 
dem  Waarenzeichenblatt  eine  grössere  Anzahl,  von  den  betheiligten 
Verkehrskreisen  namhaft  gemachte,  angebliche  Gattungsnamen  für 
Tabak  angegeben,  welchen  das  von  dem  Patentamt  als  Gattungs- 
bezeichnung anerkannte  Wort  „Orinoco"  hinzuzufügen  ist  (W-Z-BL* 
1895  S.  198  ff.,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  16).  Die  in  den  Motiven^  dem 
Kommissionsbericht  und  dem  Waarenzeichenblatt  verzeichneten  Namen 
sind  indessen  mit  Vorsicht  als  Gattungsnamen  zu  behandeln;  nament- 
lich entbehren  die  Angaben  der  betheiligten  Verkehrskreise  häufig 
der  genügenden  Begründung.  Insbesoudere  ist,  was  den  Gebrauch 
der  mehrfach  als  Gattungsnamen  oder  Freizeichen  bezeichneten  Worte 
„Havana",  „Cuba**,  „Manilla**,  „Mexico"  u.  s.  w.  anlangt,  nicht  zuzu- 
geben, dass  diese  Ausdrücke,  ohne  gegen  die  Strafvorschrift  des  §  16 
zu  Verstössen,  allgemein  zur  Bezeichnung  von  Cigarren  oder  Tabak 
beliebiger  Gattung  und  Herkunft  ohne  jeden  Unterschied  benutzt  wer- 
den dürften.  Vielmehr  erscheint  ein  Gebrauch  zur  Waarenbezeichnung 
nur  insoweit  statthaft,  als  die  fraglichen  Namen  zur  Bezeichnung  im- 
portirter  Cigarren  oder  doch  aus  importirtem  Tabak  hergestellter 
Cigarren  verwendet  werden.  Keinesfalls  darf,  wenn  nichtimportirter 
Tabak  in  solcher  Weise  bezeichnet  wird,  durch  täuschende  Hinzu- 
fügungen irgend  welcher  Art  der  Anschein  erregt  werden,  als  ob  der 
Tabak  oder  die  Cigarren  thatsächlich  in  der  Havana  u.  s.  w.  her- 
gestellt, oder  dass  von  dort  die  Rohmaterialien  bezogen  seien  (vergl. 
Seligsohn  §  16  N.  12,  Sebastian  S.  230.  231).  Es  trifft  dabei  der 
schon  früher  erörterte  Gesichtspunkt  zu,  dass,  wenn  Gattungsnamen 
nach  Handelsgebrauch  nur  zur  Bezeichnung  gewisser  Waaren  dienen, 
die  straflose  Benutzung  derselben  nur  zum  Zwecke  der  Bezeichnung 
dieser  bestimmten  Waaren  gestattet  ist,  und  dass  bei  dem  Gebrauche 
von  Gattungsnamen  jede  irreführende  Hinzufügung  zu  der  Namen- 
bezeichnung untersagt  ist  (vergl.  760.  766). 

772.  Anwendbarkeit  der  Grundsitze  des  §  14  über  Strafverfolgung. 

Für  die  strafrechtliche  Verfolgung  auf  Grund  des  §  16  gelten  im 
Allgemeinen  die  gleichen  Grundsätze  wie  bei  der  Strafverfolgung 
nach  Massgabe  des  §  14;  insbesondere  ist  das  Strafmaass  in  den  beiden 
Fällen  das  gleiche.  Dagegen  weichen  diese  beiden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen iusofern  von  einander  ab,  als  im  Falle  des  §  16  ein 
Recht  auf  Busse  nicht  anerkannt  ist,  und  die  Strafverfolgung  von 
Amtswegen  stattfindet,  d.  h.  nicht  durch  den  Antrag  eines  Verletzten 
bedmgt  ist.  Daraus  folgt,  dass  auch  keine  Nebenklage  in  dem  Ver- 
fahren nach  §  16  statthaft  ist. 

773.  Idealkonkurrenz  mit  sonatigen  Vergehen,  Insbesondere  mit  Betrug. 

Neben  dem  Vergehen  gegen  §  16  kann  durch  die  fälschliche  Ver- 
wendung einer  örtlichen  Herkunftsbezeichnung  in  idealer  Konkurrenz 
ein  anderes  Zeichenvergehen  oder  ein  sonstiger  Verstoss  gegen  das 
Strafgesetz  begangen  sein,  z.  B.  eine  Verletzung  des  §  360  No.  7  dos 
Strafgesetzbuches,  wenn  ein  fälschlich  benutztes  Wappen  zugleich 
unbefugt  im  Sinne  der  letzterwähnten  Bestimmung  gebraucht  wurde, 
oder  eine  Uebertretung  des  Nahrungsmittelgesetzes,  wenn  mit  der  fälsch- 
lichen Bezeichnung  der  Herkunft  eine  Vertälschung  der  Waare  verbun- 
den ist  (vergl.  Str.  Bd.  14  S.  428  ff.,  vergl.  auch  ()()8).  Hauptsächlich 
kann  aber   das  Vergehen   gegen    das  Zeichengesetz  mit  einem  Ver- 
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gehen  gegen  das  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs 
oder  mit  dem  versuchten  oder  vollendeten  Vergehen  des  Betruges 
im  Sinne  des  §  263  des  Strafgesetzbuches  in  idealer  Konkurrenz 
zusammentreffen.  Nach  den  allgemeinen  Regeln  über  Idealkonkur- 
renz kommt  dabei  dasjenige  Gesetz,  welches  die  schwerere  Strafe 
oder  Strafart  androht,  zur  Anwendung,  demnach  bei  der  Kon- 
kurrenz mit  dem  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wett- 
bewerbs der  §  16  des  Zeichengesetzes,  bei  Konkurrenz  mit  Be- 
trug dagegen  der  §  263  des  Strafgesetzbuchs.  Ueber  die  Kon- 
kurrenz mit  dem  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wett- 
bewerbs ist  bereits  früher  Näheres  ausgeführt  (vergl.  8). 

Von  besonderem  Interesse  ist  wegen  der  Höhe  der  Strafe,  der  Neben- 
folgen der  Verurtheilung  sowie  wegen  der  Strafbarkeit  des  Versuchs 
die  Idealkonkurrenz  mit  dem  Betrüge.  Es  gelten  dabei  im  Allgemeinen 
dieselben  Grundsätze,  welche  bei  §  14  erörtert  sind  (vergl.  670  ff.). 
Hiemach  liegt  auf  Seiten  des  Abnehmers  eine  Vermögensschädigung 
regelmässig  nicht  nur  dann  vor,  wenn  die  unechte  —  d.  h.  nicht 
aus  dem  angegebenen  Orte  herrührende  —  Waare  ihrer  inneren  Be- 
schaffenheit nach  geringwerthiger  ist  als  die  echte  Waare,  sondern 
auch  dann,  wenn  bei  gleicher  Beschaffenheit  der  echten  und  der  un- 
echten Waare  die  erstere  im  Verkehre  höher  bezahlt  wird,  und  der 
Käufer  nur  die  echte  Waare  kaufen  wollte  (Str.  Bd.  1  S.  268.  269. 
Rechtspr.  Bd.  5  S.  555  ff.,  Olshausen  §  263  N.  30).  Das  Bestehen 
einer  derartigen  Preisdifferenz,  d.  h.  einer  Verschiedenheit  des  Markt- 
preises, ist  indessen  keine  nothwendige  Voraussetzung  der  Vermögens- 
schädigung; vielmehr  liegt  eine  solche  auch  dann  vor,  wenn  aus 
sonstigen  Gründen  die  unechte  Waare  für  den  Käufer  nicht  denselben 
Werth  hat  wie  die  echte,  z.  B.  wenn  der  Käufer  in  Folge  der  Be- 
sonderheit seines  Geschäftsbetriebes  wegen  der  ünechtheit  der  von 
ihm  als  echt  gekauften  Waare  nicht  im  Stande  ist,  dieselbe  über- 
haupt oder  zu  einem  entsprechenden  Preise  weiterzuveräussem  (Str. 
Bd.  16  S.  7  ff.).  Auch  wenn  eine  Schädigung  des  Käufers  der  Waare 
weder  beabsichtigt  noch  auch  eingetreten  ist,  kann  doch  Betrug  vor- 
liegen, wenn  durch  die  Täuschung  des  Abnehmers  über  die  Herkunft 
der  Waare  ein  anderer  Gewerbe-  oder  Handeltreibender,  z.  B.  ein  an 
dem  fälschlich  angegebenen  Orte  angesessener  Produzent,  geschädigt 
wird,  insofern  als  der  Käufer  bei  Kenntniss  der  Sachlage  von  diesem 
und  nicht  von  dem  Verkäufer  die  Waare  bezogen  haben  würde.  Soll 
ein  derartiger  Betrug  angenommen  werden,  so  muss  nicht  nur  fest- 
gestellt sein,  dass  der  Käufer  nur  die  an  dem  betreffenden  Orte  her- 
gestellte Waare  habe  kaufen  wollen,  sondern  es  muss  ferner  auch  der 
Nachweis  erbracht  werden,  dass  der  angeblich  geschädigte  Produzent 
an  dem  angegebenen  Orte  die  Waare  allein  herstellt,  dass  der  Liefe- 
rant dies  wusste  und  durch  die  Täuschung  des  Abnehmers  den 
Absatz  des  Produzenten  zu  schmälern  beabsichtigte  (Civ.  Bd.  30 
S.  55.  56). 

Die  Annahme  eines  Betrugs  kann  durch  die  Berufung  auf  einen 
Handelsgebrauch  nur  dann  beseitigt  werden,  wenn  der  betreffende  Ge- 
brauch im  reellen  und  soliden  Verkehr  besteht.  Als  ein  unsolider 
Geschäftsgebrauch  ist  es  jedenfalls  anzusehen,  wenn  geringwerthi^je 
Weinmischungen  unter  einer  Etikette  feilgeboten  werden,  welche  auf 
ein  edles  Gewächs  eines    bestimmten    Ursprungsortes   hinweist  (Str. 
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Bd.  14  S.  437).  Daraus,  dass  eine  gewisse  Bezeichnung  bei  vielen 
Händlern  üblich  ist,  folgt  noch  keineswegs,  dass  sie  in  gutem  Glauben 
und  einem  soliden  Geschäftsgebahren  entsprechend  erfolgt  ist.  Dies 
gilt  namentlich  dann,  wenn  die  betreffende  Uebung  dem  Publikum 
nicht  bekannt  war  (vergl.  Str.  Bd.  25  S.  118). 


§17. 

Ausländische  Waaren,  welche  mit  einer  deutschen  Firma 
und  Ortsbezeichnnng^  oder  mit  einem  in  die  Zeichenrolle 
einfs^etragenen  Waarenzeichen  widerrechtlich  yersehen  sind^ 
unterliegen  bei  ihrem  Eingang  nach  Deutschland  zur  Ein- 
fuhr oder  Durchfuhr  auf  Antrag  des  Yerletzten  und  gegen 
Sicherheitsleistung  der  Beschlagnahme  und  Einziehung. 
Die  Beschlagnahme  erfolgt  durch  die  Zoll-  und  Steuer- 
behörden, die  Festsetzung  der  Einziehung  durch  Straf- 
bescheid der  Verwaltungsbehörden  (§  459  der  Strafprozess- 
ordnung). 

LXXIX.  Verliinderung  der  Ein-  und  Durclifulir 
widerrechtlicli  bezeichneter  Waaren. 

774.   Zweck  der  Massregel. 

Die  Schutzmittel,  welche  das  Gesetz  gegenüber  Eingriffen  in 
Privatrechte  an  Waarenbezeichnungen  gewährt,  versagen,  wenn  es 
sich  um  die  Verfolgung  von  Personen  handelt,  die  im  Inlande  sich 
r.icht  aufhalten.  Die  Strafverfolgung  ist  alsdann,  selbst  wenn  die 
Strafthat  auf  deutschem  Boden  begangen  ist,  regelmässig  nicht  durch- 
führbar, da  eine  Auslieferung  wegen  der  Vergehen  gegen  das  Zeichen- 
gesetz regelmässig  nicht  stattfindet.  Aber  auch  die  eivilrechtliche  Ver- 
folgung des  begangenen  Eingriffes  scheitert  in  den  meisten  Fällen  an 
dem  Umstände,  dass  ein  Gerichtsstand  vor  den  deutschen  Gerichten 
sich  nicht  begründen  lässt,  oder  daran,  dass  die  Urtheile  deutscher 
Gerichte  im  Auslande  nicht  vollstreckt  werden.  Ebensowenig  genügen 
für  die  Regel  die  sonst  in  eiligen  Rechtsfällen  gewährten  Rechtsmittel 
der  Beschlagnahme  im  Strafverfahren  oder  der  einstweiligen  Verfügung 
im  Civilverfahren,  wenn  es  sich  um  die  Durchfuhr  von  Waaren  han- 
delt, die  nur  auf  kurze  Zeit  den  deutschen  Boden  berühren.  Die 
hiernach  bestehende  Lücke  in  dem  Schutze  der  Waarenbezeichnungen 
wird  ausgefüllt  durch  die  Vorschrift  des  §  17,  welche  die  Verhinde- 
rung rechtswidriger  Waarenbezeichnungen  durch  Ausländer  bezweckt 
(vergl.  Komm.-Ber.  zu  §  15  a).  Es  handelt  sich  mithin  im  Falle 
des  §  17  um  eine  Präventivmassregel,  welche  in  ihrer  rechtlichen 
Bedeutung  und  Wirkung  der  auf  Grund  des  §  19  im  Urtheile  an- 
zuordnenden Beseitigung  der  widerrechtlichen  Kennzeichnung  ähnelt. 
Nur  ist  die  Massregel  des  §  17  insofern  weitergehend,  als  nicht  nur 
auf  Beseitigung  der  Kennzeichnung,  sondern  auf  Einziehung  zu  er- 
kennen ist. 
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775.  Verhältniss  zur  gerichtlichen  Verfolgung. 

Die  Anwendung  der  Massregel  des  §  17  schliesst  nicht  die  civil- 
rechtliche  oder  strafrechtliche  Verfolgung  aus,  sofern  die  deutschen 
Gerichte  überhaupt  zuständig  sind,  insbesondere  nicht  den  Erlass 
einstweiliger  Verfügungen  im  Civilverfahren  und  die  Beschlagnahme 
im  Strafverfahren.  Denn  in  dem  Hinüberschaflfen  der  Waaren  über 
die  deutsche  Grenze  —  sei  es,  dass  dies  durch  den  Absender  selbst 
oder  durch  Mittelspersonen,  z.  B.  durch  den  Spediteur  oder  Frachtführer, 
geschieht  —  liegt  zum  Mindesten  ein  Versuch  des  Inverkehrbringens, 
auch  wenn  nicht  die  Einfuhr  nach  Deutschland,  sondern  lediglich  die 
Durchfuhr  beabsichtigt  ist  (Str.  Bd.  21  S.  207.  208,  vergl.  419.  688). 
Eine  derartige  versuchte  Störung  kann  Anlass  zur  abwehrenden 
Klage  geben  (vergl.  429.  419).  Ob  das  Inverkehrbringen  vollendet, 
und  damit  auch  die  Entschädigungsklage  oder  die  Strafverfolgung^ 
statthaft  ist,  hängt  davon  ab,  ob  die  Waare  mit  dem  Zeitpunkt,  in 
welchem  sie  die  deutsche  Grenze  überschreitet,  aus  der  Verfügungs- 
gewalt des  Absenders  in  die  eines  Anderen  übergeht  (vergl.  419. 
567.  623). 

776.  Voraussetzungen  der  Massrege!. 

Die  Massregel  des  §  17  besteht  in  der  Beschlagnahme  der  mit 
einer  deutschen  Firma  und  Ortsbezeichnung  oder  mit  einem  in  die 
Zeichenrolle  eingetragenen  Waarenzeichen  widerrechtlich  versehenen 
Waaren  durch  die  Zoll-  und  Steuerbehörden  und  in  der  demnächstigen 
Einziehung  derselben  durch  die  Verwaltungsbehörden.  Die  Beschlag- 
nahme der  Waaren  findet  auf  Antrag  des  Verletzten  statt  „bei  ihrem 
Eingang  nach  Deutschland  zur  Einfuhr  oder  Durchfuhr",  d.  h.  sobald 
die  Waare  in  den  Bezirk  eines  deutschen  Zollamtes  eingetreten  ist, 
gleichviel  ob  sie  im  Inlande  oder  im  Auslande  in  den  Handelsverkehr 
eintreten  soll.  Dass  die  Waare  das  Gebiet  des  deutschen  Reiches 
berührt  habe,  ist  dabei  nicht  einmal  unbediugt  nothwendig,  nämlich 
dann  nicht,  wenn  das  betreffende  deutsche  Zollamt  in  einem  fremden 
Staatsgebiete  seinen  Sitz  hat  (Meves  IL  S.  237).  Andererseits  hört 
die  Befugniss  der  Zollbehörde  zur  Beschlagnahme  auf,  sobald  die 
Waare    auf   ihrem  Wege    in  das  Inland  den  Zollrayon  verlassen  hat. 

777.  Widerrechtliche  Bezeichnung  der  Waare. 

Die  Waare  muss  widerrechtlich  mit  der  betreffenden  oder  mit 
einer  nach  §  20  verwechselbaren  Waarenbezeichnung  versehen  sein 
zur  Zeit  ihres  Eingangs  nach  Deutschland.  Es  ist  dabei  hinsichtlich 
der  Frage,  wann  die  Waare  als  mit  der  Waarenbezeichnung  ver- 
sehen gilt,  und  ob  diese  Bezeichnung  als  eine  widerrechtliche  an- 
zusehen ist,  auf  die  Erörterungen  zu  §  12  zu  verweisen  (vergl.  395  ff. 
467  ff.).  Die  widerrechtliche  Bezeichnung  muss  demnach  nicht  auf 
der  Waare  selbst,  sie  kann  auch  auf  der  Verpackung,  Umhüllung 
oder  auf  Ankündigungen  angebracht  sein,  sofern  Verpackung,  Umhüllung 
und  Ankündigung  zur  Zeit  des  Eingangs  nach  Deutschland  mit  der 
Waare  in  die  nöthige  körperliche  Verbindung  gebracht  sind  (vergl. 
405  ff.  414).  Die  Massregel  des  §  17  erstreckt  sich  nur  auf  die 
widerrechtlich  bezeichnete  Waare,  demnach  nicht  auf  widerrechtlich 
hergestellte  Waarenbezeichnungen  und  ebensowenig  auf  widerrechtlich 
bezeichnete  Verpackungen,  Umhüllungen  oder  Ankündigungen,  sofern 
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solche  allein  —   d.  h.    nicht   in  Verbindung   mit   der  Waare    die 

deutsche  Grenze  überschreiten.  Dies  gilt  selbst  dann,  wenn  die 
Waarenbezeichnungen,  Verpackungsmittel  u.  s.  w.  dazu  bestimmt  sind, 
innerhalb  oder  ausserhalb  Deutschlands  mit  der  Waare  später  in  Ver- 
bindung gebracht  zu  werden:  denn  so  lange  diese  Verbindung  nicht 
hergestellt  ist,  ist  die  Bezeichnung  der  Waare  nicht  vollendet  (vergl. 
408.  472).  Anders  ist  es  selbstverständlich  dann,  wenn  die  Ver- 
packungen, Umhüllungen  oder  Ankündigungen  mit  Rücksicht  auf  ihre 
Bezeichnung  die  Eigenschaft  selbständiger  Waaren  haben;  alsdann 
unterliegen  dieselben,  wenn  ihre  Bezeichnung  eine  widerrechtliche  ist, 
in  gleicher  Weise  wie  alle  anderen  Waaren  der  Massregel  des  §  17 
(vergl.  407.  408.  412.  413).  Handelt  es  sich  um  den  Gebrauch  eines 
eingetragenen  Waarenzeichens,  so  ist  die  Bezeichnung  nur  dann  eine 
widerrechtliche ,  wenn  die  damit  bezeichneten  Waaren  denjenigen 
Waaren,  für  welche  das  Zeichen  bestimmt  ist,  gleich  oder  gleich- 
artig sind;  bei  dem  Gebrauche  eines  fremden  Namens  oder  einer 
fremden  Firma  greift  dagegen  eine  derartige  Unterscheidung  nicht 
Platz  (vergl.  359.  541;  anders  Meves  II.  S.  236). 

Da  die  Massregel  des  §  17  sich,  wie  bereits  erörtert,  gegen  das 
Inverkehrbringen  oder  den  Versuch  des  Inverkehrbringens  widerrecht- 
lich bezeichneter  Waaren  richtet,  so  kommt  es  auch  hier  —  wie  bei 
dem  Inverkehrbringen  überhaupt  —  auf  die  objektive  Widerrechtlich- 
keit  der  Bezeichnung  zu  der  Zeit,  in  welcher  das  Inverkehrbringen 
oder  der  Versuch  desselben  erfolgt,  an.  Dabei  ist  mit  Rücksicht  auf 
den  Zweck  und  den  Inhalt  des  §  17  derjenige  Zeitpunkt  für  mass- 
gebend zu  erachten,  in  welchem  die  Waare  die  deutsche  Grenze  über- 
schreitet; entscheidend  ist  demnach  die  objektive  Widerrechtlichkeit 
der  Bezeichnung  zur  Zeit  des  Eingangs  der  Waare  nach 
Deutschland.  Gleichgültig  ist  es  insbesondere:  a.  ob  die  Bezeich- 
nung der  Waare  mit  Recht  oder  mit  Unrecht;  b.  ob  dieselbe  ver- 
schuldet oder  unverschuldet;  c.  ob  sie  im  Inlande  oder  im  Auslande; 
d.  ob  sie  seitens  des  Absenders  der  Waare  oder  seitens  eines  Anderen 
erfolgt  ist  (vergl.  477).  Unerheblich  ist  es  auch,  ob  dem  Absender 
der  Waare  bei  deren  Inverkehrbringen  ein  Verschulden  zur  Last  fällt, 
oder  ob  dies  nicht  der  Fall  ist. 

778.  Ausländische  Waaren. 

Die  Waaren,  welche  der  Beschlagnahme  und  Einziehung  unter- 
liegen, müssen  „ausländische  Waaren"  sein.  Dem  Sinne  des  Gesetzes 
entepricht  es,  dass  unter  ausländischen  Waaren  solche  Waaren  zu 
verstehen  sind,  deren  Absendungsort  im  Auslande  liegt.  Gleichgültig 
ist  es  demnach,  ob  die  Waare  aus  einem  ausländischen  oder  einem 
inländischen  Geschäftsbetriebe  herrührt;  es  unterliegen  der  Beschlag- 
nahme sogar  solche  Waaren,  welche  von  einem  inländischen  Verkäufer 
auf  Grund  eines  Lieferungsgeschäftes  in  das  Ausland  gesandt  waren, 
jedoch  wegen  verweigerter  Annahme  seitens  des  Käufers  auf  dem 
Rückwege  zu  dem  inländischen  ursprünglichen  Absender  sind.  Die 
Auslegung  des  Ausdruckes  „ausländische  Waaren"  ist  jedoch  keines- 
wegs unbestritten.  Nach  einer  Ansicht  sollen  hierunter  die  im  Aus- 
lande mit  der  Waarenbezeichnung  versehenen  oder  wenigstens  zuerst 
mit  ihr  dort  in  Verkehr  gebrachten  Waaren  zu  verstehen  sein 
(Meves  II.  S.  232).  Nach  einer  anderen  Meinung  sollen  solche 
Waaren  gemeint  sein,  die  aus  einer  ausserhalb  Deutschlands  gelegenen 
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Niederlassung  stammen  (Finger  §  17  N.  2).  Nach  einer  dritten  An- 
sicht endlich  soll  der  §  17  sich  nur  auf  im  Auslande  —  nicht  da- 
gegen auf  im  Inlande  —  hergestellte  Waaren  beziehen,  da  der  §  17 
in  gleicher  Weise  wie  der  §  22  verhüten  wolle,  dass  Waaren,  weiche 
im  Auslande  hergestellt  sind,  als  deutsche  Waaren  in  den  inländischen 
Verkehr  kommen  (Seligsohn  §  17  N.  1  &  2,  Landgraf  IL  §  IT 
N.  2).  Alle  diese  abweichenden  Ansichten  legen  mehr  oder  weniger 
Gewicht  auf  die  örtliche  Herkunft  der  Waare,  während  doch  dies  bei 
der  Prüfung  der  Frage,  ob  Privatrechte  an  Waarenbezeichnungen  ver- 
letzt sind,  vollständig  ausser  Betracht  bleiben  muss.  Denn  für  diese 
Frage  ist  es  ganz  unerheblich,  ob  die  Waare  aus  dem  Inlande  oder 
aus  dem  Auslande  herstammt.  Insbesondere  erscheint  auch  die  Bezug- 
nahme auf  den  §  22  des  Gesetzes  nicht  durchschlagend,  da  diese  Vorschrift 
im  öffentlichen  Interesse  Bestimmungen  trifft,  und  sich  nicht  wie  §  17 
gegen  die  Verletzung  von  Privatrechten  wendet.  Der  Kommissions- 
bericht besagt  nun  allerdings,  dass  der  §  17  den  Schutz  des  inlän- 
dischen Gewerbetreibenden  gegenüber  dem  Ausländer  bezwecke 
(Komm.-Ber.  zu  §  15  a).  In  dem  Gesetze  ist  es  indessen  nicht  zum 
Ausdrucke  gekommen,  dass  nur  der  inländische  Gewerbetreibende  für 
die  aus  seinem  inländischen  Geschäftsbetriebe  herrührenden  Waaren 
den  Schutz  des  §  17  beanspruchen  könne.  Insbesondere  steht  nicht  nur 
den  inländischen,  sondern  auch  den  ausländischen  Gewerbetreibenden, 
sofern  die  Voraussetzungen  des  §  23  vorliegen,  ein  Anspruch  auf  den 
zeichenrechtlichen  Schutz  ihrer  in  die  Zeichenrolle  eingetragenen Waaren- 
zeichen,  und  somit  auch  auf  den  Schutz  des  §  17,  zu.  Sogar  zu 
Gunsten  der  ausländischen  Namen-  und  Firmenberechtigten  besteht, 
wiewohl  das  Gesetz  nur  die  deutsche  Firma  erwähnt,  der  gleiche 
Schutzanspruch,  wenn  die  betreffenden  Berechtigten  auf  Grund  eines 
Staatsvertrages  die  gleichen  Rechte  wie  die  Angehörigen  des  deutschen 
Reiches  in  Bezug  auf  den  Schutz  ihrer  Waarenbezeichnungen  ge- 
niessen  (vergl.  782.  1005). 

779.  Waarenbezeichnungen,  auf  welche  §  17  Anwendung  findet. 

Die  ausländische  Waare  muss  widerrechtlich  versehen  sein  „mit 
einer  deutschen  Firma  und  Ortsbezeichnung  oder  mit  einem  in  die 
Zeichenrolle  eingetragenen  Waarenzeichen".  Unstatthaft  ist  demnach 
die  Beschlagnahme  auf  Grund  des  §  17,  wenn  die  Waare  widerrecht- 
lich mit  einer  nach  §  15  geschützten  Waarenausstattung  oder  mit 
einer  nach  §  16  unzulässigen  Herkunftsbezeichnung  versehen  ist.  Die 
Waarenausstattungen  sind  offenbar  um  deswillen  von  dem  Schutze  des 
§  17  ausgeschlossen  worden,  weil  für  die  unter  Umständen  schwierige 
und  langwierige  Untersuchung  darüber,  ob  die  Voraussetzungen  des 
§15  vorliegen,  in  dem  summarischen  Verfahren  vor  den  Zoll-  und 
Steuerbehörden  kein  Raum  ist.  Der  §  16  ist  nicht  erwähnt,  weil  der 
§  17,  wie  früher  erörtert,  im  Gegensatze  zu  §  16  lediglich  den  Schutz 
privater  Interessen  bezweckt.  Andererseits  beruht  es  offenbar  auf 
einem  Versehen  des  Gesetzgebers,  dass  neben  dem  Waarenzeichen  und 
der  Firma  nicht  auch  der  Name  erwähnt  ist,  da  der  Name  der  phy- 
sischen und  juristischen  Personen  in  seiner  zeichenrechtlichen  Behand- 
lung durchaus  der  Firma  gleichzustellen  ist  (Seligsohn  §  17  N.  3, 
Landgraf  U.  §  17  N.  4,  anders  Allfeld  §  17  N..2).  Dass  der  Wort- 
laut des  Gesetzes  nicht  dem  wirklichen  Willen  des  Gesetzgebers,  der 
für  die  Auslegung  des  Gesetzes  massgebend   ist,    entspricht,    ergiebt 
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sich  aus  dem  Kommissionsbericht,  nach  welchem  die  Anwendung  des 
§17  zulässig  sein  soll,  „wenn  der  Verletzte  nachweist,  dass  eine 
widerrechtliche  Anwendung  seiner  Firma,  seines  Namens  oder  seines 
Waarenzeichens  vorliegt"  (Komm.-Ber.  zu  §  15a). 

780.  Waarenzeichen. 

Waarenzeichen  haben  auf  den  Schutz  des  §  17  nur  dann  An- 
spruch, wenn  sie  in  die  Zeichenrolle  eingetragen  sind;  daher  sind 
nicht  durch  §  17  geschützt  die  noch  auf  Grund  des  früheren  Gesetzes 
in  die  gerichtlichen  Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen,  da  das 
Gesetz  vom  30.  November  1874  eine  dem  §  17  gleiche  oder  ähnliche 
Bestimmung  nicht  enthält  (vergl.  §24  Absatz  1,  anders  Meves  II. 
S.  234).  Auch  wer  im  Inlande  eine  Niederlassung  nicht  besitzt,  kann, 
sofern  die  Voraussetzungen  des  §  23  Absatz  1  vorliegen,  die  Anwen- 
dung des  §  17  wegen  widerrechtlicher  Benutzung  seines  in  die  Zeichen- 
rolle eingetragenen  Waarenzeichens  verlangen  (vergl.  909). 

781.   Deutsche  Namen  und  Firmen. 

Voraussetzung  für  den  Schutz  von  Namen  und  Firmen  ist  zu- 
nächst, dass  es  sich  um  einen  Namen  oder  eine  Firma  handelt,  zu 
deren  Führung  ein  Anderer  berechtigt  ist;  denn  die  Massregel  des 
§  17  kommt  nur  auf  Antrag  des  „Verletzten",  d.  h.  des  Namen-  oder 
Firmenberechtigten,  zur  Anwendung.  Gegen  die  Benutzung  eines  fin- 
girten  Namens  oder  einer  fingirten  Firma  wendet  sich  demnach  der 
§  17  nicht.  Darüber,  wann  die  Waare  als  mit  einem  fremden  Namen 
oder  mit  einer  fremden  Firma  versehen  gilt,  und  wann  ein  derartiger  Ge- 
brauch sich  als  ein  widerrechtlicher  darstellt,  ist  das  an  anderer  Stelle 
Gesagte  zu  vergleichen  (vergl.  542  ff.).  Es  muss  femer  ein  deutscher 
Name  oder  eine  deutsche  Firma  widerrechtlich  gebraucht  sein,  d.  h. 
der  Name  oder  die  Firma  einer  Person,  welche  in  Deutschland  eine 
Niederlassung  oder  —  in  Ermangelung  eines  Geschäftsbetriebes  — 
ihren  Wohnsitz  hat.  Denn,  ob  eine  Waarenbezeichnung  als  eine  in- 
ländische, d.  h.  deutsche,  oder  als  eine  ausländische  anzusehen  ist, 
bestimmt  sich  nicht  nach  der  Staatsangehörigkeit  des  Berechtigten, 
sondern  im  Allgemeinen  danach,  ob  seine  Hauptniederlassung  oder 
sein  Wohnsitz  im  Inlande  oder  im  Auslande  gelegen  ist  (Sei  ig  söhn 
§  17  N.  3,  Landgraf  II.  §  17  N.  3,  Finger  §  17  N.  2,  vergl.  906). 
Im  Sinne  des  §  17  liegt  indessen  ein  deutscher  Name  oder  eine 
deutsche  Firma  auch  dann  vor,  wenn  der  Namen-  oder  Firmenberech- 
tigte im  Inlande  eine  Zweigniederlassung  besitzt.  Es  ergiebt  sich  dies 
aus  der  Vorschrift  des  §  23  Absatz  1,  da  hiernach  diejenigen,  welche 
im  Inlande  eine  Zweigniederlassung  haben,  nicht  als  Ausländer  be- 
handelt werden  sollen  (vergl.  896).  Bestehen  zwei  gleichlautende 
Firmen  nebeneinander,  von  denen  die  eine  im  Inlande  und  die  andere 
im  Auslande  ihre  Niederlassung  hat,  so  tritt  der  Schutz  des  §  17  jeden- 
falls zu  Gunsten  der  inländischen  Firma  ein,  sofern  nicht  in  irgend  einer 
Weise  deutlich  erkennbar  gemacht  ist,  dass  die  ausländische  Firma 
gemeint  sei  (Seligsohn  §  17  N.  3).  Hiernach  kann  auch  der  zur 
Führung  einer  ausländischen  Firma,  welche  jedoch  mit  einer  inlän- 
dischen Firma  übereinstimmt,  Berechtigte  gegen  den  §  17  Verstössen, 
wenn  er  seine  Firma  in  Verbindung  mit  einer  deutschen  Ortsbezeich- 
nung zur  ^^^aarenbezeichnung  benutzt  (Meves  II.  S.  235,  vergl.  553). 
Die   Anwendung    des    §  17    wird    dadurch    nicht   beseitigt.,   dass  ein 
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deutscher  Name  oder  eine  deutsche  Firma  mit  Abweichungen  gebraucht 
wird,  wenn  nichtsdestoweniger  die  Gefahr  einer  Verwechselung  im 
Verkehre  vorliegt  (vergl.  856  ff.).  Zu  den  deutschen  Firmen  gehören 
auch  die  in  den  deutschen  Schutzgebieten  ansässigen  Firmen  und  die 
Firmen  der  der  deutschen  Konsulargerichtsbarkeit  unterworfenen  Per- 
sonen in  den  deutschen  Konsulargerich tsbezirken  (vergl.  901). 

782.   Ausländische  Namen  und  Firmen. 

Den  Inhabern  deutscher  Namen  und  Firmen  sind  die  Angehörigen 
solcher  ausländischer  Staaten,  welche  nach  Massgabe  bestehender 
Staatsverträge  die  gleichen  Rechte  wie  die  Angehörigen  des  deutschen 
Reiches  geniessen  sollen,  gleichgestellt  (Seligsohn  §  17  N.  3,  vergl, 
778).  Es  liegt  umsoweniger  Veranlassung  vor,  solche  Angehörige 
fremder  Staaten,  trotzdem  sie  Inhaber  ausländischer  Namen  und 
Firmen  sind,  von  dem  Schutze  des  §  17  auszuschliessen,  als  die- 
selben auch,  wenn  sie  Inhaber  eines  eingetragenen  AVaarenzeichens 
sind,  nach  §  23  bei  verbürgter  Gegenseitigkeit  die  Anwendung  des 
§  17  zu  ihren  Gunsten  verlangen  können  (vergl.  778).  Von  dem 
Schutze  ausländischer  Waarenzeichen  unterscheidet  sich  der  Schutz 
ausländischer  Namen  und  Firmen  allerdings  insofern,  als  bei  letzteren 
es  noch  nicht  gentigt,  wenn  nach  einer  im  Reichsgesetzblatt  ent- 
haltenen Bekanntmachung  in  dem  betreffenden  ausländischen 
Staate  deutsche  Waarenbezeichnungen  den  gleichen  Schutz  wie  in- 
ländische Waarenbezeichnungen  geniessen;  es  muss  vielmehr  ein 
Staatsvertrag  bestehen,  nach  welchem  die  Angehörigen  des  be- 
treffenden Staates  in  Deutschland  die  gleichen  Rechte  wie  An- 
gehörige des  deutschen  Reiches  beanspruchen  dürfen.  Derartige  die 
Ausländer  mit  den  Inländern  gleichstellende  Verträge  bestehen  zur 
Zeit  mit  allen  denjenigen  Staaten,  hinsichtlich  deren  die  Bekannt- 
machung in  Gemässheit  des  §  23  Absatz  1  erlassen  ist  (vergl.  1004. 
1005).  Durch  diese  Staatsverträge  wird  das  Gesetz,  auch  wenn 
nicht  ausdrücklich  auf  dieselben  verwiesen  ist,  ergänzt  und  sogar,  in- 
soweit sie  dem  Gesetze  widersprechende  Bestimmungen  enthalten,  ab- 
geändert (vergl.  908). 

783.   Deutsche  Ortsbezeichnung. 

Der  Schutz  deutscher  Namen  und  Firmen  ist  nach  dem  Gesetze 
noch  durch  eine  besondere  Voraussetzung  bedingt,  welche  für  ein- 
getragene Waarenzeichen  nicht  gilt.  Es  genügt  nämlich  noch  nicht 
zur  Anwendung  des  §  17,  wenn  die  Waare  nur  mit  dem  Namen  oder 
der  Firma  versehen  ist ;  es  muss  vielmehr  hinzutreten,  dass  die  wider- 
rechtlich bezeichnete  Waare  ausserdem  eine  deutsche  Ortsbezeichnung 
trägt.  Aus  welchem  Grunde  diese  letztere  Bestimmung  durch  das 
Gesetz  getroffen  ist,  ist  nicht  völlig  klar.  Denn  Name  und  Firma 
sind  sonst  sowohl  in  civilrecht lieber  als  in  strafrechtlicher  Hinsieht 
geschützt  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  denselben  eine  Ortsbezeichnung 
hinzugefügt  ist,  und  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  hinzugefügte  Orts- 
bezeiclmung  das  richtige  Domizil  des  Namen-  oder  Firmeninhabers 
darstellt  (vergl.  544.  553).  Es  lag  mithin  keine  Veranlassung  vor, 
den  Schutz  des  §  17  auf  den  Fall  zu  beschränken,  dass  zu  der  wider- 
rechtlichen Benutzung  von  Name  oder  Firma  eine  Ortsbezeichnung 
überhaupt  oder  eine  deutsche)  Ortsbezeichnung  hinzutritt.     Wenn  das 
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Gesetz  trotzdem  die  Hinzufügimg  einer  deutschen  Ortsbezeichnung 
erfordert,  so  scheint  damit  die  Absicht  verbunden  gewesen  zu  sein, 
dass  die  widerrechtlich  gebrauchte  Firma  sich  auch  äusserlich  als 
eine  deutsche  Firma  darstellen  müsse.  Welches  auch  der  wirkliche 
Grund  der  fraglichen  Bestimmung  sein  mag,  so  viel  steht  jedenfalls 
fest,  dass  für  die  Anwendung  des  Gesetzes  dessen  Wortlaut  mass- 
l?ebend  ist,  da  dieser  zu  Zweifeln  über  die  Auslegung  des  Gesetzes 
nicht  Raum  lässt  (anders  Landgraf  IL  §  17  N.  5).  Hiernach  genügt 
es  noch  nicht,  wenn  durch  die  widerrechtliche  Bezeichnung  mit  einem 
Namen  oder  einer  Firma  die  Waare  als  von  einem  deutschen  Namen- 
oder Firmenberechtigten  oder  von  einem  den  Inländern  nach  den 
Staatsverträgen  gleichstehenden  Ausländer  herrührend  bezeichnet  wird ; 
es  muss  vielmehr  —  und  zwar  auch  bei  Benutzung  des  Namens  oder 
der  Firma  eines  Ausländers,  der  auf  den  Schutz  des  §  17  An- 
spruch hat  —  durch  die  Hinzufügung  einer  deutschen  Ortsbezeich- 
nung der  Anschein  erweckt  werden,  als  ob  die  Waare  aus  einem 
deutschen  Orte  oder  doch  aus  einem  deutschen  Geschäftsbetriebe  her- 
rühre. Ob  eine  derartige  Auffassung  durch  die  auf  der  Waare  an- 
gebrachte Ortsbezeichnung  hervorgerufen  werden  kann,  ist  eine  That- 
frage,  welche  nach  den  zu  §  16  erörterten  Regeln  zu  entscheiden  ist 
(vergl.  750.  751).  Insbesondere  wird  die  Möglichkeit  einer  derartigen 
Auffassung  nicht  durch  Abweichungen  ausgeschlossen,  mit  welchen 
eine  deutsche  Ortsbezeichnung  wiedergegeben  ist,  wenn  ungeachtet 
dessen  die  Gefahr  einer  Verwechselung  im  Verkehre  besteht  (vergl. 
740).  Da  überhaupt  jeder  Zweifel  über  die  Herkunft  der  Waare  aus- 
geschlossen sein  muss,  so  kommt  der  §  17  auch  dann  zur  Anwendung, 
wenn  die  zur  Waarenbezeichnung  benutzte  Ortsbezeichnung  sowohl 
auf  einen  ausländischen  als  auf  einen  inländischen  Ort  hinweisen 
kann,  sofern  nicht  durch  einen  deutlichen  Zusatz  erkennbar  gemacht 
würd,  oder  sonst  aus  der  Bezeichnung  hervorgeht,  dass  der  deutsche 
Ort  nicht  gemeint  ist.  Was  unter  dem  Ausdruck  „Ortsbezeichnung" 
zu  verstehen  ist,  ist  zu  §  16  erörtert  (vergl.  735).  Dass  die  Orts- 
bezeichnung auch  eine  unzulässige  im  Sinne  des  §  16  sei,  ist  indessen 
nicht  erfordert;  es  ist  demnach  weder  nöthig,  dass  dieselbe  eine  fälsch- 
liche sei,  noch  auch,  dass  durch  dieselbe  ein  Irrthum  über  Beschaffen- 
heit und  Werth  der  Waare  erregt  wird  (vergl.  741.  752).  Ebensowenig 
ist  es  erforderlich,  dass  die  Ortsbezeichnung  mit  dem  wirklichen  Domizil 
des  Namoninhabers  oder  der  Firma,  auf  welche  die  Waarenbezeichnung 
hinweist,  übereinstimmt  (anders  All  fei  d  §  17  N.  2,  Meves  II.  S.  233). 
Wollte  man  eine  derartige  Uebereinstimmung  verlangen,  so  würde  das 
Gesetz  durch  Hinzufügung  eines  unrichtigen  Domizils  leicht  umgangen 
werden  können.  Eine  deutsche  Ortsbezeichnung  liegt  übrigens  nicht 
nur  dann  vor,  wenn  der  angegebene  Ort  im  Gebiete  des  deutschen 
Reiches,  sondern  auch  dann,  wenn  derselbe  in  einem  deutschen  Schutz- 
gebiete gelegen  ist  (vergl.  901). 

784.  Antrag  des  Verletzten. 

Die  Beschlagnahme  und  Einziehung  findet  nur  auf  Antrag  des 
Verletzten  statt.  Ohne  einen  Antrag  oder  auf  Antrag  einer  Person, 
welche  nicht  Verletzter  ist,  sind  die  Zoll-  und  Steuerbehörden  in 
keinem  Falle  berechtigt,  einzuschreiten;  es  besteht  daher  auch  keine 
Befugniss  derselben  zur  einstweiligen  Festhaltung  verdächtiger  Waaren, 
um  dem  Verletzten,  welcher  bisher  noch  keinen  Antrag  gestellt   hat. 
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Gelegenheit  zur  Antragstellung  zu  geben  (anders  Seligsohu  §17 
N.  5,  Stenglein  II.  §  17  N.  2).  Verletzter  ist  der  eingetragene  In- 
haber des  widerrechtlich  benutzten  Waarenzeichens  und  der  zur  Führung 
des  Namens  oder  der  Firma,  mit  denen  die  Waare  widerrechtlich  ver- 
sehen ist,  Berechtigte  (vergl.  586).  Hat  der  verletzte  Inhaber  eines 
Waarenzeichens  im  Inlande  eine  Niederlassung  nicht,  so  muss  der  An- 
trag durch  den  in  Gemässlieit  des  §  23  Absatz  2  bestellten  Vertreter 
gestellt  werden. 

Der  Antrag  ist  an  keine  Frist  oder  Form  gebunden.  Derselbe 
ist  zulässig,  so  lange  die  Waare  im  Gewahrsam  oder  in  dem  Rajon 
der  Behörde  sich  befindet,  und  kann  nicht  nur  schriftlich  —  z.  B. 
telegraphisch  —  sondern  auch  mündlich  bei  der  Behörde,  in  deren 
Bezirk  die  Waare  die  Grenze  überschreitet,  gestellt  werden. 

Was  den  Inhalt  des  Antrages  anlangt,  so  muss  derselbe  er- 
kennen lassen,  dass  der  Antragsteller  den  Eingang  der  widerrechtlich 
bezeichneten  Waare  verhindern  will:  es  bedarf  nicht  etwa  der  Bezeich- 
nung des  Beschuldigten,  gegen  welchen  das  Verfahren  sich  richten  soll. 
Immerhin  muss  jedoch  der  Antrag  die  Waarensendung,  gegen  welche 
derselbe  sich  richtet  —  namentlich  in  Hinsicht  auf  die  Adresse,  den 
Absender,  die  Gattung  der  AVaare,  die  Art  ihrer  Verpackung  und  die 
Zeit  ihres  Eintreffens  —  so  deutlich  bezeichnen,  dass  die  Zoll-  und 
Steuerbehörde  nicht  im  Zweifel  darüber  sein  kann,  welche  Sendung 
gemeint  ist.  Es  ist  demnach  allerdings  zulässig,  den  Antrag  bereits 
vor  Eintreffen  der  fraglichen  Waarensendung  zu  stellen:  unstatthaft 
erscheint  dagegen  ein  allgemeiner  Antrag  des  Inhaltes,  dass  die  Be- 
hörde alle  zukünftig  eintreffenden  Waarensendungen  einer  gewissen 
Gattung  oder  eines  gewissen  Absenders  untersuchen  und  demnächst 
beschlagnahmen  möge  (Meves  IL  S.  238).  Denn  der  Antrag  im  Sinne 
des  §  17  muss  sich  immer  gegen  eine  bestimmte  —  sei  es  bereits 
begangene  oder  erst  bevorstehende  —  Rechtsverletzung  richten. 

Da  die  Zoll-  und  Steuerbehörden  vor  der  Entscheidung  über  die 
Beschlagnahme  zu  prüfen  haben,  ob  rechtliche  Ansprüche  des  angeb- 
lich Verletzten  vorliegen,  so  muss  der  Antrag  ferner  den  Nachweis 
oder  doch  mindestens  die  Glaubhaftmachung  enthalten,  dass  dem  An- 
tragsteller das  von  demselben  beanspruchte  Recht  zusteht.  Es  ist 
demnach,  wenn  die  Verletzung  eines  Waarenzeichenrechtes  behauptet 
wird,  entweder  die  Bescheinigung  des  Patentamtes  über  die  Eintra- 
gung oder  irgend  eine  sonstige  Bescheinigung  beizubringen,  aus  welcher 
hervorgeht,  dass  das  angeblich  widerrechtlich  benutzte  Zeichen  zu 
Gunsten  des  Antragstellers  in  die  Zeichenrolle  eingetragen  ist.  Stellt 
der  Verletzte  unter  seinem  Namen  oder  unter  seiner  Firma  Antrag 
wegen  Verletzung  des  Namen-  oder  Firmenrechtes,  so  wird  dem  An- 
trage auch  ohne  besonderen  Berechtigungsnachweis  regelmässig  statt- 
gegeben werden  müssen,  sofern  keinerlei  offensichtliche  Bedenken  gegen 
die  Berechtigung  des  Antragstellers  zur  Führung  von  Name  oder 
Firma  und  dagegen,  dass  es  sich  um  einen  deutschen  Namen  oder  eine 
deutsche  Firma  im  Sinne  des  Gesetzes  handelt,  vorliegen. 
-^  Der  Antrag  kann,  so  lange  nicht  die  Einziehung  rechtskräftig 
erkannt  ist,  zurückgenommen  werden,  daher  auch  noch  nach  der  Be- 
schlagnahme. Nach  Erlass  des  die  Einziehung  aussprechenden  Straf- 
bescheides ist  indessen  die  Rücknahme  nur  dann  zulässig,  wenn  der 
Beschuldigte  auf  gerichtliche  Entscheidung  angetragen  oder  Beschwerde 
im  Verwaltungswege  erhoben  hat,  da  anderenfalls  die  Rechtskraft  des 
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Strafbescheides  kraft  Gesetzes  eintritt  (vergl.  Seligsohn  §  17  N.  5). 
Im  Falle  der  Rücknahme  des  Antrages  fallen  die  durch  das  Verfahren 
verursachten  Kosten  dem  Antragsteller  zur  Last  (vergl.  Stenglein 
IL  §  17  N.  3  und  §  502  der  Strafprozessordnung). 

785.  Verfahren  vor  den  Zoll-  und  Steuerbehörden. 

Die  den  Zoll-  und  Steuerbehörden  zustehende  Prüfung  der  Frage, 
ob  die  Voraussetzungen  des  §  17  vorliegen,  soll  eine  schleunige  sein; 
dieselbe  soll  sich  demnach  nicht  auf  alle  Einzelheiten  der  gesetzlichen 
Voraussetzungen  erstrecken,  welche  —  namentlich  soweit  es  sich  um 
die  Widerrechtlichkeit  handelt  —  unter  Umständen  eine  eingehende 
Sachuntersuchung  bedingen:  vielmehr  greift  dabei  vorwiegend  das 
freie  Ermessen  der  Behörde  Platz.  Denn  die  Beschlagnahme  durch 
die  Zoll-  und  Steuerbehörden  ist  —  ähnlich  der  Beschlagnahme  im 
Strafverfahren  und  der  einstweiligen  Verfügung  im  Civilprozesso  — 
eine  vorläufige  Massregel,  bei  der  es  sich  nur  darum  handelt,  die 
AVaare,  wenn  sie  über  die  Grenze  kommt,  bis  zur  Entscheidung  der 
über  die  Einziehung  erkennenden  Behörde,  und  zwar  thunlichst  sofort, 
festzuhalten.  Die  Zoll-  und  Steuerbehörden  sollen  nicht  unbedingt 
verpflichtet  sein,  auf  jeden  Antrag  hin  ohne  Weiteres  die  Beschlag- 
nahme vorzunehmen.  Dieselben  sollen  vielmehr  prüfen,  ob  rechtliche 
Ansprüche  des  angeblich  Verletzten  und  die  sonstigen  Voraussetzungen 
des  Antrages  vorliegen,  danach  die  betreffende  Waaren  Sendung  unter- 
suchen, und  wenn  sich  eine  Verletzung  des  Zeichenrechtes  herausstellt, 
zur  Beschlagnahme  schreiten.  Die  Verpflichtung  der  Zoll-  und  Steuer- 
behörden beschränkt  sich  also  darauf,  dass  sie  in  eine  schleunige 
Prüfung  der  Voraussetzungen  des  Antrages  einzutreten  und  nach  dem 
Ergebniss  zu  verfahren  haben  (Komm. -B er.  zu  §  15a,  vergl.  1002). 
Liegen  nach  der  Ansicht  der  Behörde  die  Voraussetzungen  des  An- 
trages nicht  vor,  so  hat  sie  die  Beschlagnahme  abzulehnen.  Gegen 
die  ablehnende  Verfügung  ist  Beschwerde  an  die  vorgesetzte  Behörde 
statthaft,  insoweit  eine  Beschwerde  nach  den  Landesgesetzen  gegen 
derartige  Verfügungen  der  Zoll-  und  Steuerbehörden  überhaupt  zu- 
lässig ist. 

786.   Sioherheiteleietung. 

Wenn  die  Zoll-  und  Steuerbehörde  bei  ihrer  summarischen 
Sachuntersuchung  findet,  dass  die  Voraussetzungen  des  Antrages 
gegeben  sind,  so  hat  dieselbe  dem  Antragsteller  eine  Sicherheit  zu 
bestimmen,  gegen  deren  Leistung  dem  Antrage  stattgegeben  werden 
soll.  Es  geht  aus  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  klar  hervor,  dass 
dem  Antrage  nur  gegen  Sicherheitsleistung  stattgegeben  werden  darf; 
der  Behörde  steht  nicht  etwa  das  Recht  zu,  nach  Belieben  den  An- 
tragsteller von  der  Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung  zu  befreien 
(anders  Stenglein  II.  §  17  N.  2).  Vor  der  Leistung  der  Sicherheit 
darf  die  Beschlagnahme  nicht  ausgesprochen  werden.  Dies  hindert 
jedoch  nicht,  dass  die  Waare  vorher  einstweilen  festgehalten  wird,  da 
dem  Antragsteller  immerhin  eine  angemessene  Frist  zur  Bestellung 
der  Sicherheit  gelassen  werden  muss,  und  vor  Ablauf  dieser  Frist, 
die  gleichzeitig  in  der  die  Höhe  der  Sicherheit  festsetzenden  Ver- 
fügung zu  bestimmen  sein  wird,  die  Waare  nicht  zur  Ein-  oder  Durch- 
fuhr zuzulassen  ist.  Darüber,  in  welcher  Höhe  und  in  welcher  Weise 
die  Sicherheit   zu  leisten  ist,    entscheidet   in   Ermangelung  einer  be- 


488  §  17.    LXXIX.   Verhinderung  der  Ein-  und  Durchfuhr 

sonderen  gesetzlichen  Vorschrift  die  Zoll-  und  Steuerbehörde  nach 
freiem  Ermessen.  Dieselbe  kann  eine  Sicherheitsleistung  nicht  nur 
in  baarem  Gelde  und  in  Werthpapieren,  sondern  auch  durch  Pfand- 
bestellung oder  Bürgschaftsleistung  dritter  Personen  zulassen.  Die 
Hinterlegung  von  baarem  Geld  und  Werthpapieren  erfolgt  nach  Mass- 
gabe der  hierüber  bestehenden  landesgesetzlichen  Verordnungen  bei 
den  nach  den  Landesgesetzen  zuständigen  Behörden.  Die  bei  diesen 
geschehene  Hinterlegung  ist  der  Zoll-  und  Steuerbehörde,  sofern  die 
Hinterlegung  nicht  bei  derselben  selbst  erfolgen  kann,  nachzuweisen. 

787.    Haftung  der  Sicherheit  für  Entschädigungsansprüche. 

Die  Sicherheit  haftet  dem  durch  die  Beschlagnahme  Betroffenen  für 
die  ihm  hieraus  erwachsenden  etwaigen  Entschädigungsansprüche  für  den 
Fall,  dass  die  Einziehung  durch  die  Verwaltungsbehörde  nicht  aus- 
gesprochen oder  der  die  Einziehung  aussprechende  Strafbescheid  der 
Verwaltungsbehörde  in  dem  sich  hieran  anschliessenden  gerichtlichen 
Verfahren  oder  in  dem  Beschwerdeverfahren  aufgehoben  wird.  Ob  dem- 
jenigen, gegen  welchen  die  Beschlagnahme  sich, richtet,  ein  Entschä- 
digungsanspruch zusteht,  bestimmt  sich  nach  den  Landesgesetzen;  hier- 
nach besteht  eine  Schadenersatzpflicht  des  Antragstellers  regelmässig 
nur  im  Falle  eines  demselben  zur  Last  fallenden  Verschuldens  (vergl.  466). 
Jedoch  geht  der  an  sich  rechtlich  begründete  Entschädigungsanspruch 
verloren,  wenn  der  die  Einziehung  aussprechende  Strafbescheid  rechts- 
kräftig geworden  ist,  sei  es,  dass  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist 
ein  Antrag  auf  gerichtliche  Entscheidung  nicht  gestellt,  oder  dass 
die  Beschwerde  im  Verwaltungswege  nicht  erhoben  ist,  oder  dass  der 
Strafbescheid  im  gerichtlichen  oder  im  Beschwerdeverfahren  aufrecht 
erhalten  wurde  (vergl.  791.  792).  Denn  nach  Rechtskraft  der  die 
Einziehung  aussprechenden  Entscheidung  kann  die  Berechtigung  der 
Einziehung  und  damit  auch  der  Beschlagnahme  nicht  mehr  in  Zweifel 
gezogen  werden.  Ist  eine  Schadenersatzpflicht  nach  dem  Vorher- 
gesagten begründet,  so  beschränkt  dieselbe  sich  nicht  etwa  ihrer  Höhe 
nach  auf  den  Betrag  der  Sicherheitssumme;  vielmehr  kann  jeweilig 
die  volle  Entschädigung,  auch  soweit  solche  die  Sicherheit  über- 
schreitet, gefordert  werden. 

788.   Beschlagnahme. 

Die  Beschlagnahme,  auf  welche  nach  Leistung  der  Sicherheit  zu 
erkennen  ist,  erfolgt  nach  Massgabe  der  Vorschriften  über  die  Be- 
schlagnahme in  Zollsachen,  d.  h.  nach  den  Bestimmungen  der  Landes- 
gesetze, da  diese  gemäss  §  165  des  Vereinszollgesetzes  vom  1.  Juli 
1869  in  Zollstrafsachen  zur  Anwendung  kommen.  Einer  vorherigen 
Ladung  oder  Benachrichtigung  der  durch  die  Beschlagnahme  be- 
troffenen Person  bedarf  es  nicht;  und  ebensowenig  bedarf  es  einer 
Untersuchung  darüber,  ob  die  Waare  dem  Absender  oder  einer  dritten 
Person  gehört,  oder  darüber,  ob  der  Absender  für  eigene  Rechnung 
oder  in  fremdem  Auftrage  den  Eingang  der  Waare  nach  Deutschland 
bewirken  wollte. 

789.    Einziehung. 

Nach  der  Beschlagnahme  haben  die  Zoll-  und  Steuerbehörden 
die  die  Beschlagnahme  betreffenden  Ermittelungen  an  die  Verwaltungs- 
behörden zum  Zwecke  der  Beschlussfassung  über  die  Einziehung  ab- 
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zutreten.  Unter  den  Verwaltungsbehörden  sind  diejenigen  Behörden 
zu  verstehen,  welchen  auch  in  dem  nach  Massgabe  des  Vereinszoll- 
gesetzes vom  1.  Juli  1869  stattfindenden  Zollstrafverfahren  die  Be- 
fugniss  zur  Anordnung  der  Einziehung  zusteht.  Welche  Behörden 
dies  sind,  bestimmt  sich  nach  den  Landesgesetzen.  Die  Einziehung 
wird  ausgesprochen  durch  Strafbescheid  im  Sinne  des  §  459  der 
Strafprozessordnung.  Dem  Erlasse  des  Strafbescheides  muss,  da  das 
Gesetz  die  Herbeiführung  einer  schleunigen,  unmittelbar  gegen  die 
vor  dem  Ueborgange  in  den  Inlandsverkehr  festgehaltene  Waare  ge- 
richteten, Entscheidung  im  Auge  hat,  lediglich  die  aktenmässige  Fest- 
stellung des  in  dem  §  17  näher  bezeichneten  Thatbestandes  voraus- 
gehen. Der  vorherigen  Anberaumung  eines  Termins  sowie  der  Ladung 
oder  Anhörung  des  davon  Betroffenen  bedarf  es  nicht  (vergl.  1003). 
Ebensowenig  bedarf  es  der  Vernehmung  von  Zeugen  oder  Sachver- 
ständigen, wenngleich  die  Befugniss  hierzu,  soweit  dies  nach  den 
Landesgesotzen  zugelassen  ist,  der  Behörde  zusteht.  Gegen  den  die 
Einziehung  ablehnenden  Beschluss  steht  dem  Antragsteller  ein  Be- 
schwerderecht nach  Massgabe  der  landesgesetzlichen  Vorschriften  zu. 

790.   Strafbescheid. 

Das  Verfahren  bei  Erlass  des  Strafbescheides  sowie  das  hierauf 
folgende  Verfahren  ist  in  den  §§  459  flf.  der  Strafprozessordnung  ge- 
ordnet. Hiernach  muss  der  Strafbescheid  die  strafbare  Handlung, 
das  angewendete  Gesetz  —  also  die  Vorschrift  des  §  17  —  und 
die  Beweismittel  bezeichnen,  auch  die  Eröffnung  enthalten,  dass  der 
Beschuldigte  —  d.  h.  der  Absender  der  Waare  —  sofern  er  nicht  die 
Beschwerde  an  die  zuständige  höhere  Verwaltungsbehörde  ergreife, 
gegen  den  Strafbescheid  binnen  einer  Woche  nach  der  Bekanntmachung 
bei  der  Verwaltungsbehörde,  welche  denselben  erlassen,  oder  bei  der 
Behörde,  welche  ihn  bekannt  gemacht  hat,  auf  gerichtliche  Entscheidung 
antragen  könne  (§  459  St-P-0.).  Der  Strafbescheid  ist  dem  oder  den 
Einziehungsinteressenten  nach  Massgabe  der  landesgesetzlichen  Vor- 
schriften über  das  Zollstrafverfahren  bekannt  zu  machen  oder  zuzu- 
stellen. Nach  einer  für  Preussen  geltenden  Verfügung  des  preussi- 
schen  Finanzministers  geschieht  eine  im  Auslande  zu  bewirkende  Zu- 
stellung nach  den  für  gerichtliche  Zustellungen  bestehenden  Vor- 
schriften, demnach  mittelst  Ersuchen  der  zuständigen  Behörde  des 
fremden  Staates  oder  des  in  diesem  Staate  residirenden  Konsuls  oder 
Gesandten  des  deutschen  Reiches.  Erscheint  die  Befolgung  dieser 
Vorschrift  unausführbar  oder  voraussichtlich  erfolglos,  so  gilt  die  Zu- 
stellung als  erfolgt,  wenn  der  Inhalt  des  Strafbescheides  durch  ein 
deutsches  oder  ausländisches  Blatt  bekannt  gemacht  worden  ist,  und 
seit  dem  Erscheinen  dieses  Blattes  zwei  Wochen  verflossen  sind.  Die 
Auswahl  des  Blattes  steht  dem  die  Zustellung  veranlassenden  Beamten 
zu  (vergl.  1003). 

791.    Recht  des  Beeohuldigten  auf  gerichtliche  Entscheidung. 

Wird  auf  gerichtliche  Entscheidung  angetragen,  so  übersendet  die 
Verwaltungsbehörde,  falls  sie  nicht  den  Strafbescheid  zurücknimmt, 
die  Akten  an  die  zuständige  Staatsanwaltschaft,  welche  sie  dem  Gerichte 
vorlegt  (§  460  St-P-0.).  Gegen  die  Versäumung  der  einwöchigen 
Antragsfrist  ist  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  in  entsprechen- 
der Anwendung   des  §  455   der  Strafprozessordnung   zulässig  (§  461 
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St-P-0.).  Das  Gesuch  um  Wiedereinsetzung  muss  binnen  einer 
Woche  nach  Beseitigung  des  Hindernisses,  welches  der  Einhaltung 
der  Frist  entgegenstand,  bei  der  Verwaltungsbehörde  unter  Angabe 
und  Glaubhaftmachung  der  Versäumungsgründe  angebracht  werden; 
damit  ist  zugleich  die  versäumte  Handlung  selbst  nachzuholen,  üeber 
das  Gesuch  entscheidet  das  zuständige  Gericht  (§§  45  &  46  St-P-0.). 
Ist  der  Antrag  rechtzeitig  angebracht,  oder  die  Wiedereinsetzung  ge- 
währt, so  wird  zur  Hauptverhandlung  vor  dem  zuständigen  Gerichte 
geschritten,  ohne  dass  es  der  Einreichung  einer  Anklageschrift  oder 
einer  Entscheidung  über  die  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  bedarf. 
Bis  zum  Beginn  der  Hauptverhandlung  kann  der  Antrag  auf  gericht- 
liche Entscheidung  zurückgenommen  werden  (§  462  St-P-0.).  Die 
Verwaltungsbehörde  kann  nach  gestelltem  Antrage  auf  gerichtliche 
Entscheidung  sich  der  Verfolgung  anschliessen ;  sie  hat  alsdann  einen 
Vertreter  zu  bestellen.  In  diesem  Falle  kommen  die  für  den  An- 
schluss  des  Verletzten  als  Nebenkläger  gegebenen  Bestimmungen  zur 
Anwendung  (§  467  St-P-0.,  vergl.  691  ff.).  Wenn  die  Verwaltungs- 
behörde sich  der  Verfolgung  angeschlossen  hat,  so  sind  ihr  das  Ur- 
theil  und  alle  sonstigen  Entscheidungen  zuzustellen,  auch  wenn  sie 
bei  deren  Verkündung  vertreten  gewesen  ist  (§  468  St-P-0.).  Die 
Fristen  zur  Einlegung  von  Rechtsmitteln  beginnen  für  die  Verwal- 
tungsbehörde erst  mit  der  Zustellung.  Zur  Anbringung  von  Revi- 
sionsanträgen und  zur  Gegenerklärung  auf  solche  steht  der  Verwal- 
tungsbehörde eine  Frist  von  einem  Monat  zu  (§  469  St-P-0.).  Der 
Verletzte  ist  nicht  berechtigt,  sich  dem  gerichtlichen  Verfahren  als 
Nebenkläger  anzuschliessen,  da  er  in  diesem  Verfahren,  in  welchem 
es  sich  lediglich  um  die  Einziehung  der  Waare,  nicht  aber  um  die 
Verurtheilung  einer  bestimmten  Person  handelt,  eine  Busse  nicht  be- 
anspruchen kann.  Ebensowenig  kann  der  Verletzte  einen  Anspruch 
auf  Kostenersatz  in  dem  Verfahren  geltend  machen  (vergl.  689  fr., 
anders  Landgraf  II.  §  17  N.  14).  Zuständig  für  die  Entscheidung 
ist  nach  §  477  der  Strafprozessordnung  dasselbe  Gericht,  welches  für 
den  Fall  der  Verfolgung  einer  bestimmten  Person  zuständig  sein  würde, 
sachlich  zuständig  ist  die  Strafkammer  des  Landgerichts  (vergl.  631). 

792.    Beschwerde  im  Verwaltungswege. 

Ob  neben  dem  Ansprüche  auf  gerichtliche  Entscheidung  dem  von 
der  Einziehung  betrofienen  Absender  der  Waare  das  Recht  zusteht,  Be- 
schwerde im  Verwaltungswege  gegen  den  Strafbescheid  bei  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  zu  erheben,  bestimmt  sich  nach  den  Landesgesetzen, 
welche  eine  solche  Beschwerde  regelmässig  zulassen.  Für  die  Form  und 
Frist  dieser  Beschwerde  sowie  für  das  Verfahren  in  der  Beschwerde- 
instanz sind  gleichfalls  die  Landesgesetze  massgebend.  Aus  dem  Ge- 
setze ist  zu  entnehmen,  dass  von  dem  Antrage  auf  gerichtliche  Ent- 
scheidung und  von  der  Beschwerde  nicht  gleichzeitig  Gebrauch  ge- 
macht werden  kann;  der  Beschuldigte  muss  vielmehr  wählen,  ob  er 
Beschwerde  im  Verwaltungswege  einlegen  oder  eine  Entscheidung  im 
gerichtlichen  Verfahren  herbeiführen  will  (Landgraf  II.  §  17  N.  14, 
Meves  II.  S.  243).  Vor  Ablauf  der  gesetzlich  für  den  Antrag  oder 
die  Beschwerde  gesetzten  Fristen  ist  eine  Aenderung  der  einmal  ge- 
trofTenen  Wahl  noch  zulässig.  Werden  beide  Rechtsmittel  gleichzeitig 
eingelegt,  so  ist  allein  über  die  Beschwerde  im  Verwaltungswege  zu 
entscheiden. 
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793.    Wirkung  der  Einziehung. 

Die  rechtskräftig  erkannte  Einziehung  hat  —  wie  die  Einziehung 
im  Falle  des  §  40  des  Strafgesetzbuchs  —  die  Wirkung,  dass  das 
Eigenthum  der  beschlagnahmten  Gegenstände  auf  den  Fiskus  über- 
geht, und  zwar  auf  den  Fiskus  desjenigen  Staates,  in  welchem  die 
Beschlagnahme  erfolgt  ist,  nicht  etwa  auf  den  Reichsfiskus.  Dies 
ergiebt  sich  aus  §  156  des  Vereinszollgesetzes  vom  1.  Juli  1869 
(Seligsohn  §17  N.  8,  Meves  II.  S.  245,  anders  Landgraf  II. 
§  17  N.  13).  Aus  dem  §  156  des  Vereinszollgesetzes  ergiebt  sich 
ferner,  dass  nach  rechtskräftig  erkannter  Einziehung  der  Eigen- 
thumsübergang  zurückdatirt  wird  auf  den  Zeitpunkt,  in  welchem  die 
Beschlagnahme  erfolgt  ist  (anders  Seligsohn  §  17  N.  8).  Das  Eigen- 
thum geht  auf  den  Fiskus  über,  auch  wenn  der  Vorbesitzer  oder  der 
Beschuldigte,  welcher  von  der  Einziehung  betroffen  wird,  nicht  Eigen- 
thümer  der  Waare  gewesen  ist.  Der  Fiskus  darf  die  ihm  durch  die 
Einziehung  zugefallenen  Waaren  zu  seinen  Gunsten  verwerthen.  In 
welchen  Formen  die  Veräusserung  zu  geschehen  hat,  bestimmt  sich 
nach  den  Landesgesetzen.  In  jedem  Falle  ist  jedoch  vor  der  Veräusse- 
rung die  widerrechtliche  Bezeichnung  der  Waare  von  Amtswegen  zu 
beseitigen,  da  anderenfalls  der  Fiskus  durch  das  Inverkehrbringen 
der  widerrechtlich  bezeichneten  Waare  sich  eines  Eingriffs  in  das 
Zeichenrecht  schuldig  machen  würde  (Meves  IL  S.  245,  vergl.  1003). 
Darüber,  in  welcher  Weise  die  Beseitigung  der  widerrechtlichen  Kenn- 
zeichnung vor  der  Veräusserung  der  Waare  zu  erfolgen  hat,  ist  aus 
§  19  Näheres  zu  entnehmen.  Ist  eine  Beseitigung  der  Kennzeichnung 
ohne  Vernichtung  der  Waare  nicht  möglich,  so  darf  eine  Veräusse- 
rung überhaupt  nicht  stattfinden;  vielmehr  muss  alsdann  die  Waare 
zerstört  werden,  sofern  der  Fiskus  nicht  selbst  Verwendung  für  die- 
selbe hat  (vergl.  820). 

Die  rechtskräftig  erkannte  Einziehung  hindert,  wie  bereits  früher 
ausgeführt  wurde,  nicht  die  nochmalige  civilrechtliche  oder  strafrecht- 
liche Verfolgung  des  durch  die  Einführung  der  Waare  nach  Deutsch- 
land begangenen  Eingriffes  (vergl.  775). 


§  18. 

Statt  jeder  ans  diesem  Gesetze  entspringenden  Ent- 
schädigung kann  auf  Verlangen  des  Beschädigten  neben  der 
Strafe  auf  eine  an  ihn  zu  erlegende  Busse  bis  zum  Betrage 
von  zehntausend  Marie  erliannt  werden.  Für  diese  Busse 
haften  die  zu  derselben  Yerurtheilten  als  Gesammtschuldner. 

Eine  erkannte  Busse  schliesst  die  Geltendmachung  eines 
weiteren  Entschädigungsanspruchs  aus. 

LXXX.   Busse. 

794.    Begriff. 

Die  Busse  ist  keine  Strafe,  sondern  eine  im  Strafverfahren  ge- 
währte Entschädigung  (Str.  Bd.  6  S.  399.  400,  Str.  Bd.  15  S.  352. 
353,   Rechtspr.  Bd.  9  S.  279  ff.,   Blum  Ann.  Bd.  3  S.  208).      Dem- 
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nach  sind  die  für  die  Gewährung  einer  Entschädigung  im  Civilver- 
fahren  geltenden  Grundsätze  im  Allgemeinen  zur  Anwendung  zu 
bringen,  wenn-  es  sich  um  Zuorkennung  einer  Busse  im  Strafverfahren 
handelt  (vergl.  576  ff.).  Insbesondere  ist  die  Höhe  der  Busse  nach. 
der  Grösse  des  dem  Beschädigten  erwachsenen  Vermögensschadens  zu 
bemessen;  ist  kein  Schaden  entstanden,  so  besteht  auch  kein  An- 
spruch auf  Busse  (vergl.  Str.  Bd.  6  S.  399.  400).  Nach  einer  weiter- 
gehenden Ansicht  sollen  bei  Bemessung  der  Busse  auch  solche  Nach- 
theile, welche  nicht  auf  vermögensrechtlichem  Gebiete  liegen,  berück- 
sichtigt werden  können,  z.  B.  die  Beeinträchtigung  des  persönlichen 
oder  kaufmännischen  Rufes,  die  Kränkung  und  Sorge  des  Verletzten 
sowie  die  mit  der  Abwehr  der  Rechtsverletzung  verbundene  Mühe 
(Schuloff  S.  23,  Kohler  P-R.  No.  654ff.,  Seligsohn  §  18  N.  1). 
Indessen  ist  dies  nicht  der  Standpunkt  des  Gesetzes,  da  letzteres  den 
Bussanspruch  nicht  jedem  Verletzten,  sondern  dem  „Beschädigten'*, 
d.  h.  dem  Verletzten,  welcher  einen  Vermögensschaden  erlitten  hat, 
und  „statt"  jeder  sonstigen  Entschädigung,  mithin  lediglich  als  Er- 
satz des  civilrechtlichen  Schadenersatzanspruches  gewährt  (vergl. 
Allfeld  §  18  N.  2  &  4,  Landgraf  II.  §  14  N.  11). 

795.   Aussohluse  weiterer  Entsohädigungeansprüche. 

Weil  die  Busse  nichts  Anderes  als  Entschädigung  ist,  schliesst 
eine  rechtskräftig  erkannte  Busse  die  Geltendmachung  eines  weiteren 
Entschädigungsanspruches  aus.  Nur  die  Zuerkennung  der  Busse  im 
Strafurtheile  hat  den  Ausschluss  w-eiterer  Entschädigungsansprüche 
zur  Folge,  nicht  schon  die  Geltendmachung  des  Bussanspruchs  im 
Strafprozesse.  Daher  können  Entschädigungsansprüche  nicht  allein 
dann  später  geltend  gemacht  werden,  wenn  der  Antrag  auf  Zuerken- 
nung der  Busse  im  Strafverfahren  in  gültiger  Weise  zurückgenommen 
war,  sondern  auch  dann,  wenn  der  erhobene  Bussanspruch  von  dem 
Gericht  zurückgewiesen  oder  nicht  berücksichtigt  worden  ist.  Es  ist 
im  letzteren  Falle  ohne  Belang,  ob  das  Gericht  überhaupt  nicht  in 
eine  Prüfung  des  behaupteten  Schadens  eingetreten  ist,  oder  ob  das- 
selbe angenommen  hat,  dass  ein  Schaden  nicht  entstanden  sei:  das 
Straf urtheil  ist,  wie  sonst  im  Allgemeinen,  so  auch  in  diesem  Falle 
für  den  Civilrichter  nicht  massgebend.  Die  Zuerkennung  der  Busse 
schliesst  die  Entschädigungsansprüche  —  und  selbstverständlich  auch 
den  Anspruch  auf  weitere  Busse  —  nur  wegen  desjenigen  Vergehens 
aus,  hinsichtlich  dessen  auf  Busse  erkannt  ist  —  nicht  wegen 
sonstiger  als  selbständige  Straf thaten  anzusehender  Handlungen  — ; 
aber  im  ersteren  Falle  auch  völlig  dergestalt,  dass  ein  Entschädigungs- 
anspruch oder  ein  Anspruch  auf  Busse  gegen  keinen  Theilnehmer  an 
dem  betreffenden  Vergehen  später  mehr  erhoben  werden  kann,  selbst 
nicht  gegen  denjenigen,  von  welchem  eine  Busse  nicht  verlangt,  oder 
welcher  nicht  hierzu  verurtheilt  worden  ist.  Nicht  einmal  die  That- 
sache,  dass  der  zur  Busse  Verurtheilte  zahlungsunfähig  ist,  berech- 
tigt in  einem  solchen  Falle  dazu,  gegen  die  anderen  Theilnehmer  vor- 
zugehen (Kohler  P-R.  No.  665,  Olshausen  §  188  N.  10).  Stehen 
dagegen  mehrere  selbständige  Handlungen  in  Frage,  so  schliesst  die 
wegen  einer  Strafthat  erkannte  Busse  weder  den  Anspruch  auf  Busse 
noch  auf  Entschädigung  gegen  die  Theilnehmer  an  der  anderen  straf- 
bai'en  Handlung  aus. 


j 


§  18.    LXXX.   Busse.  493 

796.   Anrechnung  der  oivilrechtlichen  Entschädigung. 

Gleichwie  die  civilrechtliche  Entschädigung  bezweckt  die  Busse 
den  Ersatz  desjenigen  Schadens,  welcher  zur  Zeit  des  Urtheils  noch 
existent  ist.  Daher  darf  nicht  mehr  auf  Busse  erkannt  werden,  wenn 
der  Beschädigte  bei  Erlass  des  Urtheils  bereits  anderweit  völlige 
Entschädigung  erhalten  hat,  sei  es,  dass  solche  freiwillig  geleistet, 
oder  im  Civilwege  erstritten  worden  ist  (Str.  Bd.  9  S.  226,  Steng- 
lein  Pat.-Ges.  §  37  N.  5).  Nur  die  thatsächlich  geleistete  Ent- 
schädigung ist  indessen  bei  Bemessung  der  Busse  in  Betracht  zu 
ziehen.  Der  Strafrichter  darf  daher,  trotzdem  die  Höhe  der  Ent- 
schädigung schon  durch  rechtskräftiges  Urtheil  des  Civilgerichts  oder 
durch  Vergleich  festgesetzt  ist,  doch  auf  Busse  erkennen,  wenn  er 
entweder  den  festgesetzten  Entschädigungsbetrag  nicht  für  genügend 
hält,  oder  wenn  die  Entschädigung  thatsächlich  noch  nicht  entrichtet 
ist;  denn  für  den  Strafrichter  sind  weder  das  Civilurtheil  noch  auch 
die  privatrechtlichen  Abmachungen  der  Betheiligten,  welche  im  Straf- 
verfahren nicht  auf  ihre  Rechtswirksamkeit  geprüft  werden  können, 
bindend  (Rechtspr.  Bd.  5  S.  507 ff.,  vergl.  Olshausen  §  188  N.  10, 
anders  Kohler  M-R.  S.  403,  Allfeld  §  18  N.  8,  vergl.  auch  Stenglein 
Pat.-Ges.  §  37  N.  5). 

797.   Verlust  des  civilreohtlichen  Entschädigungsanspruches. 

Aus  demselben  Grunde  steht  auch  die  rechtskräftige  Abweisung 
und  selbst  die  Verjährung  der  Civilklage  der  Zuerkennung  der  Busse 
nicht  entgegen  (Olshausen  §  188  N.  10,  Stenglein  Pat.-Ges. 
§  37  N.  2,  anders  Kohler  P-R.  No.  664,  Seligsohn  §  18  N.  9).  Das- 
selbe muss  ferner  von  dem  Verzichte  des  Vorletzten  auf  Entschädi- 
gung oder  Busse,  welcher  seiner  rechtlichen  Natur  nach  dem  Ver- 
gleiche gleichsteht,  gelten.  Unabhängig  davon  ist  allerdings  die  nach 
Civilrecht  zu  beurtheilendo  Frage  zu  entscheiden,  ob  später  die 
Wiedererstattung  einer  im  Widerspruche  zu  einer  privatrechtlichen 
Vereinbarung  erstrittenen  Busse  von  dem  hierzu  Verurtheilten  im 
Civilwege  verlangt  werden  kann. 

798.    Beschädigter. 

Der  Anspruch  auf  Busse  steht  dem  Beschädigten  zu,  d.  h.  dem 
Verletzten,  welcher  einen  Vermögensschaden  erlitten  hat  (vergl.  586  ff.). 
Sind  Mehrere  —  wenn  auch  durch  eine  Handlung  —  verletzt,  so 
kann  Jeder  die  Busse  fordern  (vergl.  Olshausen  §  188  N.  3,  anders 
Stenglein  Pat.-Ges.  §  37  N.  7).  Daher  ist,  wenn  das  gleiche 
Zeichen  zu  Gunsten  Mehrerer  eingetragen  steht,  oder  Mehrere  zur 
Führung  desselben  Namens  oder  derselben  Firma  berechtigt  sind, 
Jeder  zu  einer  Busse  nach  Massgabe  des  ihm  erwachsenen  Schadens 
bis  zum  gesetzlichen  Höchstbotrago  berechtigt,  vorausgesetzt,  dass 
Jeder  Strafantrag  gestellt  und  sich  dem  Verfahren  als  Nebenkläger 
angeschlossen  hat  (vergl.  591). 

799.   Uebergang  des  Anspruches  auf  die  Rechtsnachfolger. 

Auf  die  Rechtsnachfolger  des  Beschädigten  geht  der  Anspruch 
erst  nach  Rechtskraft  dos  die  Busse  zusprechenden  Erkenntnisses 
über;  vorher  kann  der  Anspruch  von  den  Rechtsnachfolgern,  ins- 
besondere   den  Erben  des  Verletzten,  weder  erhoben  noch,    falls  der 
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Anspruch  bereits  geltend  gemacht  war,  das  Verfahren  dieserhalb  fort- 
gesetzt werden  (§  444  Absatz  4  der  Strafprozessordnung).  Unstreitig 
ist  eine  Rechtsnachfolge  zulässig  bei  der  Uebertragung  von  Todes- 
wegen, d.  h.  durch  Erbschaft  oder  Vermächtniss,  sofern  der  Verletzte 
die  Rechtskraft  des  Urtheils  erlebt  hat  (Civ.  Bd.  16  S.  15,  Kohler 
M-R.  S.  403,  Olshausen  §  188  N.  3).  Streitig  ist  es  dagegen,  ob 
die  rechtskräftig  erkannte  Busse  auch  unter  Lebenden  übertrafen 
werden  kann.  Indessen  wird  auch  dies  zu  bejahen  sein,  da  die  rechts- 
kräftig erkannte  Busse  einem  wohlerworbenen  civilrechtlichen  An- 
sprüche gleichsteht  (Kohler  P-R.  No.  652,  vergl.  Civ.  Bd.  16  S.  15, 
anders  Olshausen  §  188  N.  3).  Ist  eine  Firma  geschädigt,  so  steht 
der  Anspruch  auf  Busse  den  jeweiligen  Inhabern  der  Firma  zu :  eine 
Uebertragung  des  Anspruches  findet  in  diesem  Falle  bei  einem  Wechsel 
in  der  Person  der  Inhaber  nicht  statt  (vergl.  215). 

800.   Verpflichteter. 

Der  Anspruch  geht  Qegen  den  wissentlich  handelnden  und  zu 
Strafe  verurtheilten  Störer,  welcher  nach  Massgabe  des  Zeichengesetzes 
auch  zur  Entschädigung  verpflichtet  sein  würde;  denn  die  Busse  tritt 
an  die  Stelle  der  „aus  diesem  Gesetze  entspringenden  Entschädigung*. 
Nur  in  den  Fällen  der  §§  14  und  15  darf  demnach  auf  Busse  erkannt 
werden,  es  sei  denn,  dass  auf  die  Handlung  eine  sonstige,  nicht  in 
dem  Zeichengesetze  enthaltene,  Strafvorschrift  Anwendung  findet,  nach 
welcher  gleichfalls  auf  Busse  erkannt  werden  könnte.  Letzteres  ist 
der  Fall,  wenn  mit  dem  Zoichenvergehen  ein  Vergehen  gegen  das 
Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  zusammentriflft 
(vergl.  8.'  968). 

801.   Mehrzahl  von  Verpflichteten. 

Haben  sich  Mehrere  an  einer  Strafthat  betheiligt,  so  haften  für 
die  Busse  die  sämmtlichen  Theilnehmer,  also  Mitthäter,  Gehülfen  und 
Anstifter,  nicht  dagegen  haftet  dafür  auch  der  Begünstiger,  da  dessen 
Bestrafung  nicht  aus  dem  Zeichengesetze,  sondern  aus  §  257  des 
Strafgesetzbuchs  entspringt  (vergl.  Kohl  er  P-R.  No.  680).  Es  können 
indessen,  da  die  Busse  nur  auf  Verlangen  des  Beschädigten  zu- 
gesprochen werden  darf,  nur  diejenigen  hierzu  verurtheilt  werden, 
gegen  welche  der  Anspruch  erhoben  ist.  Das  Gericht  ist,  wenn  der 
Bussanspruch  gegen  Mehrere  geltend  gemacht  ist,  befugt,  die  Ver- 
urtheilung  auf  einzelne  der  mehreren  Theilnehmer  zu  beschränken 
(Olshausen  §  188  N.  9). 

802.   Uebergang  der  Verpflichtung  auf  die  Rechtsnachfolger. 

Gegen  die  Erben  des  Störers  geht  der  Anspruch,  wenn  der  zu 
einer  Busse  verurtheilte  Erblasser  die  Rechtskraft  des  Erkenntnisses 
erlebt  hat  (Civ.  Bd.  16  S.  15). 

802  a.   Solldarhaftung. 

In  gleicher  Weise  wie  mehrere  Entschädigungspflichtige,  welche 
gemeinsam  gehandelt  haben,  haften  mehrere  Theilnehmer  an  einem 
Vergehen  als  Gesammtschuldner,  wenn  sie  zu  einer  Gesammtbusse 
verurtheilt  sind  (Str.  Bd.  5  S.  252).  Es  sind  hierbei  im  Allgemeinen 
dieselben  Grundsätze  anwendbar,  welche  für  die  Solidarhaft  gemeinsam 
Handelnder  bei  der  Entschädigung  gelten  (vergl.  583).     Insbesondere 
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muss  hierbei  nicht  festgestellt  werden,  ob  der  Schaden  durch  einen 
der  mehreren  Theilnehmer  oder  durch  ihr  gemeinsames  Handeln  ver- 
ursacht ist  (Str.  Bd.  7  S.  17).  Erfolgt  die  Verurtheilung  Mehrerer 
wegen  mehrerer  selbständiger,  nicht  in  rechtlichem  Zusammenhange 
stehender  Handlungen,  so  besteht  eine  Gesammthaftung  nicht,  und 
zwar  selbst  dann  nicht,  wenn  die  Verurtheilung  in  demselben  Ver- 
fahren ausgesprochen  wird  (Str.  Bd.  5  S.  252,  Kohler  P-R.  No.  663). 
Andererseits  haften  die  bei  einem  —  wenn  auch  fortgesetzten  — 
A^ergehen  Betheiligten  auch  dann  solidarisch,  wenn  sie  in  verschiedenen 
getrennten  Strafprozessen  zu  einer  Busse  verurtheilt  sind  (Kohl er 
P-R.  No.  663,  Landgraf  E.  §  18  N.  2).  Indessen  kann  im  Falle 
einer  derartigen  Trennung  des  Verfahrens  dann  nicht  wiederholt  auf 
Busse  erkannt  werden,  wenn  einer  der  früher  Verurtheilten  seiner 
Zahlungspflicht  bereits  vollständig  nachgekommen  ist  (vergl.  796). 

803.    Prozessuale  Geltendmachung  des  Anspruches. 

Die  Busse  kann  nur  auf  ausdrückliches  Verlangen  dem  Be- 
schädigten zugesprochen  werden.  Voraussetzung  ist  ferner,  dass  der 
Beschädigte  Strafantrag  gestellt  und  dem  auf  den  Strafantrag  nach 
erhobener  öfifentlicher  Klage  eingeleiteten  Verfahren  sich  als  Neben- 
kläger angeschlossen  hat.  Bevor  dieses  Strafverfahren  anhängig  ist, 
ist  der  Antrag  auf  Zuerkennung  einer  Busse  nicht  zulässig  (§§  443 
Absatz  2  der  Strafprozessordnung,  Str.  Bd.  21  S.  157,  vergl.  689  fif.). 
Dagegen  kann  der  Antrag  sogleich  mit  der  Anschlusserklärung  ver- 
bunden werden  (Str.  Bd.  13  S.  187.  188).  Der  Antrag  kann  bis  zur 
Verkündung  des  Urtheils  erster  Instanz  —  und  daher  auch  noch, 
wenn  die  Sache  aus  der  Rechtsmittelinstanz  zurückverwiesen  war  — 
gestellt  werden  (§  444  Absatz  1  der  Strafprozessordnung).  Ist  der 
Antrag  nicht  ordnungsmässig  in  erster  Instanz  gestellt,  so  ist  eine 
weitere  Verfolgung  desselben  in  der  Rechtsmittelinstanz  nicht  zu- 
lässig (Rechtspr.  Bd.  7  S.  616  ff.).  Schriftlichkeit  ist  nicht  erfordert: 
auch  der  mündlich  erst  in  der  Hauptverhandlung  gestellte  Antrag  ist 
—  vorausgesetzt,  dass  der  Anschluss  als  Nebenkläger  in  gehöriger 
Weise,  d.  h.  schriftlich,  erklärt  ist  —  formgerecht;  jedoch  kann  der 
Angeklagte  der  Zulassung  des  erst  in  der  Hauptvorhandlung  er- 
hobenen Anspruches  widersprechen,  wenn  er  glaubhaft  macht,  dass 
der  Vertheidigung  die  Möglichkeit  genügender  Vorbereitung  nach 
dieser  Richtung  entzogen  sei  (Rechtspr.  Bd.  7  S.  616  ff.).  Anderer- 
seits ist  der  Beschädigte,  wenn  derselbe  in  einem  schriftlichen  An- 
trage eine  Busse  in  bestimmter  Höhe  gefordert  hatte,  nicht  hieran 
gebunden;  der  Antrag  kann  nichtsdestoweniger  in  der  Verhandlung 
erhöht  werden  (Rechtspr.  Bd.  3  S.  544 ff.). 

804.    Rücknahme  des  Antrages. 

Bis  zur  Verkündung  des  Urtheils  ist  in  jeder  Instanz  die  Rück- 
nahme des  Antrages  zulässig;  ein  zurückgenommener  Antrag  kann, 
sofern  derselbe  ordnungsmässig  gestellt  war,  nicht  erneuert  werden 
(§  444  Absatz  2  der  Strafprozessordnung,  Str.  Bd.  1  S.  286).  Als 
Rücknahme  gilt  nur  eine  unzweideutige  Willenserklärung;  es  steht 
derselben  nicht  gleich,  wenn  der  Nebenkläger  in  der  Hauptverhand- 
lung nicht  erscheint.  Auch  im  letzteren  Falle  ist  ein  bereits  früher 
gestellter  Antrag  zu  berücksichtigen  (Str.  Bd.  7  S.  376).     Die  Rück- 
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nähme  des  Antrages  auf  Busse  steht  der  späteren  Geltendmachung 
eines  Entschädigungsanspruches  auf  dem  Civilwege  nicht  entgegen 
(vergl.  795). 

805.   Vollstreckung. 

Die  Vollstreckung  der  über  eine  Busse  ergangenen  Entscheidung 
erfolgt  nach  §  495  der  Strafprozessordnung  nach  den  Vorschriften 
über  die  Vollstreckung  der  ürtheile  der  Civilgerichte. 

806.   Betrag. 

Der  Beschädigte,  welcher  im  Wege  der  Nebenklage  eine  Busse 
beansprucht,  hat  nach  §  445  der  Strafprozessordnung  den  Betrag", 
welchen  er  verlangt,  anzugeben;  auf  einen  höheren  Betrag  als  den 
verlangten  darf  nicht  erkannt  werden.  Ein  dem  Ermessen  des  Ge- 
richts anheimgestelltes,  ganz  allgemein  gehaltenes,  Verlangen  ist  un- 
zulässig (Rechtspr.  Bd.  8  S.  532  ff.).  Der  Höchstbetrag  der  Busse 
ist  regelmässig  zehntausend  Mark,  sofern  es  sich  dagegen  um  die  Ver- 
letzung eines  noch  in  die  früheren  Zeichenregister  eingetragenen  Zeichens 
handelt,  nur  fünftausend  Mark  (§  24  Absatz  1,  Ges.  v.  30/11  74  §  15). 
Diese  gesetzliche  Beschränkung  des  Bussanspruchs  findet  indessen 
nur  dann  Anwendung,  wenn  die  Bestrafung  eines  Eingriffes  in  Fra^ 
steht;  alsdann  können  die  mehreren  Theilnehmer  an  einem  Vergehen 
zusammen  höchstens  zu  zehntausend  Mark  verurtheilt  werden  (vergl. 
Seligsohn  §  18  N.  5).  Ist  dagegen  ein  Recht  —  d.  h.  Zeichen-, 
Namen-,  Firmen-  oder  Waarenausstattungsrecht  —  durch  mehrere 
selbständige  Handlungen,  oder  sind  mehrere  Rechte  durch  eine  Hand- 
lung verletzt,  so  darf  der  gesetzliche  Höchstbetrag  so  oft  zuerii:annt 
werden,  als  strafbare  Eingriffe  begangen  sind  (vergl.  Kohler  P-R. 
No.  662,  Stenglein  Pat.-Ges.  §  37  N.  7). 

807.   Festsetzung  des  Betrages. 

lieber  den  Betrag  der  Busse  hat  das  Gericht  unter  entsprechen- 
der Anwendung  der  für  die  Bemessung  der  Entschädigung  im  Civil- 
verfahren  geltenden  Regeln  zu  befinden  (vergl.  579.  580).  Der  Mangel 
zuverlässiger  Grundlagen  für  die  Ermittelung  des  entstandenen  Scha- 
dens steht  daher  der  Zuorkennung  einer  Busse  nicht  entgegen.  Das 
Gericht  hat  vielmehr,  nöthigenfalls  unter  Zuziehung  von  Sachverstän- 
digen —  gleichwie  das  Civilgericht  nach  §  260  der  Civilprozessord- 
nung  —  nach  freier  Ueberzeugung  zu  entscheiden  (Str.  Bd.  17 
S.  190  ff.,  vergl.  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  102.  103).  In  der  Regel  wird 
jedoch  die  Entscheidung  über  die  Busse  unterlassen  werden,  wenn  die 
Verhandlung  gar  keine  Anhaltspunkte  für  das  bei  der  Bemessung 
des  Schadens  eintretende  freie  Ermessen  geliefert  hat,  oder  der  Richter 
auf  Grund  des  beschafften  Beweismaterials  sich  nicht  in  der  Lage 
befindet,  auch  nur  annähernd  den  Betrag  zu  bestimmen  (Rechtspr. 
Bd.  4  S.  223  ff.,  vergl.  Str.  Bd.  6  S.  399.  400,  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  317). 

808.    Nichtberücksichtigung  des  Antrages. 

Abgesehen  von  dem  Falle,  dass  ein  Schaden  überhaupt  nicht  be- 
wiesen oder  nicht  genügend  dargethan  ist,  kann  der  Antrag  auf  Busse 
auch  dann  zurückgewiesen  werden,  wenn  der  Richter  eine  Berück- 
sichtigung des  Antrages  nicht  für  thunlich  hält.  Das  Gesetz  ver- 
pflichtet   nicht    den  Richter,   jeden    bei  ihm  erhobenen  Anspruch  auf 
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Busse  zu  berücksichtigen;  das  Gericht  kann  auf  Busse  erkennen, 
muss  es  aber  nicht  (Civ.  Bd.  16  S.  15).  Namentlich  dann,  wenn 
die  Entscheidung  über  den  Antrag  zu  einer  Frage  höherer  Bedeutung 
und  schwierigerer  Beurtheilung  wird,  so  dass  der  Fortgang  des  Ver- 
fahrens hierdurch  gehemmt  würde,  wird  der  Richter  von  der  Zu- 
erkennung  einer  Busse  absehen  (§  438  Absatz  1  der  Strafprozess- 
ordnung, Stenogr.  Ber.  des  Reichstags  1874/75  S.  108).  Anderer- 
seits liegt  es  nicht  lediglich  in  der  Willkür  des  Strafrichters,  ob  er 
auf  Busse  erkennen  oder  den  Antragsteller  auf  den  Weg  der  Civil- 
klage  verweisen  will.  Insbesondere  darf  das  Gericht  sich  nicht  aus 
dem  Grunde  der  Entscheidung  entziehen,  weil  die  Anführungen  des 
Antragstellers  noch  keine  zuverlässige  Grundlage  für  die  genaue  Er- 
mittelung des  Schadens  gewahren;  vielmehr  hat  das  Gericht,  sofern 
der  Antragsteller  mit  seinen  Anführungen  immerhin  gewisse  Anhalts- 
punkte für  Vorhandensein  und  Feststellung  des  Schadens  gegeben  hat, 
die  Pflicht,  sich  selbst  an  Hand  des  thatsächlichen  Vorbringens  darüber 
schlüssig  zu  machen,  in  welchem  Umfange  der  Schaden  eingetreten 
ist.  Nur,  wenn  der  Antragsteller  überhaupt  keine  Anhaltspunkte  für 
die  Bemessung  des  Schadens  gegeben  hat,  entfällt  die  Verpflichtung, 
über  die  Busse  zu  erkennen  (vergl.  G.  R.  &  ü.  R.  I.  S.  317,  vergl.  auch 
807).  Ist  der  Antrag  auf  Busse,  obwohl  das  Gericht  hiernach  über 
denselben  hätte  erkennen  müssen,  oder  sonst  aus  Rechtsgründen  zu- 
rückgewiesen, so  steht  dem  Antragsteller  gegen  diesen  Theil  des 
Urtheils  das  Rechtsmittel  der  Revision  zu,  auch  wenn  im  IJebrigen 
ein  auf  Strafe  lautendes  Erkenntniss  ergangen  ist  (Str.  Bd.  7  S.  15.  16, 
vergl.  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  317). 

809.   Verhältniss  zur  Strafe. 

Auf  Busse  darf  nur  neben  der  Strafe,  also  dann  nicht  er- 
kannt werden,  wenn  der  Angeklagte  freigesprochen,  das  Verfahren  ein- 
gestellt, oder  die  Sache  ohne  Urtheil  erledigt  wird.  In  diesen  Fällen 
bedarf  es  einer  ausdrücklichen  Zurückweisung  des  Antrages  nicht, 
derselbe  gilt  vielmehr  ohne  weitere  Entscheidung  für  erledigt  (§  444 
Absatz  3  der  Strafprozessordnung).  Die  Zuerkennung  der  Busse  muss 
in  demselben  Urtheile,  in  welchem  auf  Strafe  erkannt  ist,  erfolgen; 
ein  besonderes  nachträgliches,  allein  die  Busse  betreffendes,  Verfahren 
ist  nicht  zulässig.  Die  Bestrafung  muss  nicht  auf  Grund  des  Zeichen- 
gesetzes erfolgt  sein ;  vielmehr  kann  auch  dann  auf  die  Busse  erkannt 
werden,  wenn  die  Strafe  —  wegen  Idealkonkurrenz  des  Vergehens  gegen 
§  14  oder  §  15  des  Zeichengesetzes  mit  einem  anderen  schwerer  be- 
straften Vergehen  —  auf  Grund  eines  anderen  Gesetzes  zu  verhängen 
ist  (Olshausen  §  188  N.  11).  Wird  die  Strafe  im  Gnadenwege  er- 
lassen, so  bleibt  das  Urtheil  wegen  der  rechtskräftig  erkannten  Busse, 
in  Folge  der  civilrechtlichen  Natur  derselben,  unberührt  (Stenglein 
Pat.-Ges  §  37  N.  2).  Auf  die  rechtskräftig  zugesprochene  Busse  ist 
die  Verjährung  der  Strafvollstreckung  ohne  Einfluss,  dieselbe  verjährt 
vielmehr  nach  civilrechtlichen  Grundsätzen.  Dagegen  veijährt  der 
Anspruch  auf  die  noch  nicht  zuerkannte  Busse  in  der  gleichen  Zeit 
wie  die  Strafverfolgung  überhaupt  (vergl.  Civ.  Bd.  16  S.  7 ff.).  Eine 
Umwandlung  in  Freiheitsstrafe  im  Falle  der  Nichtbeitreiblichkeit  findet 
nicht  statt. 
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§19. 

Erfolgt  eine  Verurtheilong  auf  Grand  der  §§  14  bis  16, 
18,  so  ist  bezüglich  der  im  Besitz  des  Verartheilten  be- 
lindlichen  Gegenstände  auf  Beseitigung  der  wider reehtliciieii 
Kennzeichnung,  oder,  wenn  die  Beseitigung  in  anderer  Weise 
nicht  möglich  ist,  auf  Vernichtung  der  damit  TOrsehenen 
Gegenstände  zn  erliennen. 

Erfolgt  die  Yernrtheilnng  im  Strafverfahren,  so  ist  in 
den  Fällen  der  §§  14  und  15  dem  Yerletzten  die  Befngniss 
zuzusprechen,  die  Yernrtheilung  auf  Kosten  des  Vernrtheilten 
öffentlich  bekannt  zu  machen.  Die  Art  der  Belianntmachnng 
sowie  die  Frist  zn  derselben  ist  in  dem  Urtheil  zu  be- 
stimmen. 

LXXXI.  Beseitigung  der  widerrecMlichen 

Kennzeiclmung. 

810.   Rechtliche  Natur  der  Massregel  des  ^  19  Absatz  I. 

Wenn  der  durch  das  Gesetz  den  Waarenbezeichnungen  verliehene 
Schutz  ein  wirksamer  sein  soll,  so  müssen  die  durch  das  Gesetz  ge- 
währten Rechtsmittel  nicht  allein  die  Wirkungen  bereits  begangener 
Störungen  beseitigen,  sondern  auch  die  Möglichkeit  gewähren,  weitere 
Uebertretungen  des  gesetzlichen  Verbots  zu  verhindern.  Insoweit  die 
abwehrende  Klage  erhoben  ist,  bedarf  es  einer  besonderen  Sicherung 
gegen  fernere  Störungen  nicht,  da  das  im  Urtheile,  eventuell  unter 
Strafandrohung,  erlassene  Verbot  oder  Gebot  und  die  Befugniss,  in 
der  Zwangs  Vollstreckungsinstanz  Sicherheit  gegen  künftige  Störungen 
zu  verlangen,  weitere  Rechtsmittel  entbehrlich  macht  (vergl.  441  ff.). 
Anders  verhält  es  sich  dagegen  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  nur 
Entschädigung  verlangt  wird,  sowie  im  Strafverfahren.  Für  diese 
Fälle  ist  ein  weiteres  Sicherungsmittel  in  §  19  Absatz  1  gegeben  in 
der  Gestalt  einer  richterlichen  Anordnung,  welche  die  Beseitigung 
der  widerrechtlichen  Kennzeichnung  der  im  Besitze  des  Verurtheilten 
befindlichen  Gegenstände  vorschreibt.  Diese  Massregel  ist  regelmässig, 
auch  wenn  sie  im  Strafverfahren  verfügt  wird,  nicht  eine  Strafe, 
sondern  ein  Ausfluss  des  civilrechtlichen  Anspruchs  des  Verletzten 
auf  Sicherung  gegen  einen  weiteren  widerrechtlichen  Gebrauch  der 
Waarenbezeichnung;  nur  im  Falle  des  §  16  hat  dieselbe  die  rechtliche 
Natur  einer  Nebenstrafe  (vergl.  Civ.  Bd.  5  S.  265,  Str.  Bd.  13  S.  329  ff., 
Str.  Bd.  22  S.  56.  57,  Str.  Bd.  22  S.  259,  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  200. 
201).  Dies  ergiebt  sich  auch  daraus,  dass  auf  die  Beseitigung  der 
widerrechtlichen  Kennzeichnung  nach  dem  klaren  Wortlaute  des  Ge- 
setzes in  jedem  Falle,  in  welchem  eine  Verurth eilung  auf  Grund  des 
§  14  oder  §  15  erfolgt,  also  auch  dann  zu  erkennen  ist,  wenn  nur 
im  Civil wege  ein  zur  Entschädigung  verurtheilendes  Erkenntniss  er- 
geht (Seligsohn  §  19  N.  1,  Allfeld  §  19  N.  2,  Landgraf  II.  §  19 
N.  2).  Ausser  in  den  Fällen  der  §§  14,  15  und  16  ist  die  Massregel 
des  §  19  Absatz  1  nicht  statthaft;  insbesondere  dann  nicht,  wenn 
lediglich  die  abwehrende  Klage  erhoben  ist.    Im  Falle  der  Verbindung 
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der  Entschädigungsklage  mit  der  abwehrenden  Klage  kann  dagegen 
selbstverständlich  auf  Beseitigung  erkannt  werden,  sofern  auch  eine 
Verurtheilung  auf  Grund  des  §  14  erfolgt. 

811.    Beschrankung  der  Massregel  auf  die  zur  Zeit  der  Urtheils- 
Vollstreckung  im  Besitze  des  Verurtheilten  befindlichen  Gegenstände. 

Aus  fler  Natur  der  Beseitigungsmassregel  als  eines  die  Verhin- 
derung künftiger  Rechtsverletzung  bezweckenden  Rechtsmittels  folgt, 
dass  dieselbe  sich  nur  auf  die  im  Besitze  des  Verurtheilten  befind- 
lichen widerrechtlich  bciseichneten  Gegenstände  erstreckt,  nicht  auf 
die  von  dem  Verurtheilten  widerrechtlich  bezeichneten  Gegenstände 
überhaupt,  fc'ofern  dieselben  nicht  mehr  in  seinem  Besitze  sind.  Denn 
mit  dem  Augenblicke,  in  welchem  der  Verurtheilte  sich  des  Besitzes 
der  widerrechtlich  gekennzeichneten  Gegenstände  entäussert  hat,  ent- 
fällt die  Möglichkeit  einer  weiteren  Rechtsverletzung  seitens  des  Ver- 
urtheilten mit  Bezug  auf  diese  Gegenstände;  eine  Störung  kann  in 
Hinsicht  auf  dieselben  nunmehr  nur  noch  durch  den  dermaligen  Be- 
sitzer, wenn  dieser  weiter  in  Verkehr  bringt  oder  feilhält,  begangen 
werden.  Daher  kann  die  Massregel  auch  nur  hinsichtlich  deijenigen 
Gegenstände  vollstreckt  werden,  welche  zur  Zeit  der  Urthells Voll- 
streckung sich  im  Besitze  des  Verurtheilten  befinden,  nicht  etwa 
hinsichtlich  aller  Gegenstände  überhaupt,  welche  zur  Zeit  der  That 
oder  der  Erhebung  der  Klage  oder  der  Verkündung  des  Urtheils  sich 
in  dessen  Besitz  befunden  haben  (vergl.  Str.  Bd.  16  S.  117.  118, 
anders  Landgraf  §  17  N.  5,  Landgraf  IL  §  19  N.  4,  Finger  §  19 
N.  4).  Gegen  denjenigen,  welcher  von  dem  Verurtheilten  vor  der 
Urtheilsvollstreckung  —  wenn  auch  in  bösem  Glauben  —  die  wider- 
rechtlich gekennzeichneten  Gegenstände  erworben  hat,  findet  die  Voll- 
streckung nicht  statt  (Meves  II.  S.  182). 

812.   Begriff  des  Besitzes. 

Die  im  Besitze  des  Verurtheilten  befindlichen  Gegenstände  unter- 
liegen der  Massregel  des  §  19  Absatz  1.  Es  ist  keineswegs  nöthig, 
dass  der  Verurtheilte  auch  Eigenthümer  derselben  sei;  andererseits 
erstreckt  sich  die  Massregel  nicht  auf  die  Gegenstände,  welche  zwar 
im  Eigenthunie  des  Verurtheilten  stehen,  jedoch  im  Besitze  eines  An- 
deren sind.  Unter  Besitz  ist  die  thatsächlichelnnehabung,  die  sog. 
Detention,  nicht  der  sog.  juristische  Besitz  zu  verstehen  (Kohl er  M-R. 
S.  348,  Endemann  in  Busch  Bd.  32  S.  91,  Gareis  AFuchsberger 
N.  82.  vergl.  Schuloff  S.  21).  Der  Verurtheilte  muss  demnach  zur  Zeit 
der  Urtheilsvollstreckung  die  thatsächliche  Verfügungsgewalt  über 
den  betreftenden  Gegenstand  haben.  Dies  ist  nicht  ausgeschlossen, 
auch  wenn  ein  Anderer  den  Besitz  für  den  Verurtheilten  ausübt, 
z.  B.  wenn  ein  Angestellter  als  Vertreter  des  verurtheilten  Geschäfts- 
inhabers im  Besitze  der  Sache  ist  (Kohl er  M-R.  S.  348,  Stockheim 
S.  69).  Zu  welchem  Zwecke  und  in  welcher  Eigenschaft  der  Verur- 
theilte den  Besitz  ausübt,  ist  gleichgültig;  insbesondere  kommt  es 
nicht  darauf  an,  ob  derselbe  Namens  eines  Anderen  im  Besitze  ist  — 
z.  B.  als  Beauftragter,  Angestellter,  Kommissionär,  Spediteur  u.  s.  w. 
besitzt  —  und  ebensowenig  darauf,  ob  derselbe  das  Inverkehrbringen 
oder  Feilhalten  der  widerrechtlich  bezeichneten  Gegenstände  beabsich- 
tigt, oder  ob  etwa  die  Verwendung  derselben  zu  eigenem  Gebrauche 
ßtatt6nden    soll.     Jede  Erörterung   hierüber   muss,    wenn   genügende 
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Sicherheit  gegen  alle  ferneren  —  d.  h.  auch  vorher  nicht  beabsich- 
tigten —  Störungen  gewährt  werden  soll,  ausgeschlossen  sein  (anders 
Meves  §  17  N.  3).  Darauf  wird  ferner  keine  Rücksicht  genommen, 
ob  ein  Dritter  ein  der  Vornahme  der  Massregel  entgegenstehendes 
Privatrecht  hat;  insbesondere  unterliegen  auch  diejenigen  Gegenstände 
der  Beseitigung  der  Kennzeichnung,  welche  in  fremdem  Eigenthume 
stehen,  mit  einem  Pfandrechte  zu  Gunsten  eines  Anderen  belastet 
sind,  oder  welche  vor  der  Vollstreckung  bereits  an  Dritte  verkauft 
waren  (Kohl er  M-R.  S.  348). 

813.   Verpflichtung  de8  Gerichts  zur  Anordnung  der  Massregel  im 

Urtheil. 

Die  Anordnung  der  Massregel  des  §  19  Absatz  1  ist  eine  noth- 
wendige  Folge  der  Verurtheilung;  dieselbe  ist  von  Amtswegen  aus- 
zusprechen und  daher  durch  einen  besonderen  Antrag  des  Verletzten 
—  abgesehen  von  dem  zur  Verurtheilung  überhaupt  nöthigen  Straf- 
antrage —  nicht  bedingt  (vergl.  Str.  Bd.  6  S.  296  ff.).  Hierauf  weist 
der  Umstand  hin,  dass  die  Worte  „auf  Antrag  des  Verletzten",  welche 
in  dem  entsprechenden  §  17  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874 
enthalten  sind,  sich  in  §  19  des  geltenden  Gesetzes  nicht  mehr  vor- 
finden. Die  Ansicht  von  Seligsohn  und  Meves,  dass  im  Civil- 
prozesse  wegen  des  dort  geltenden  Dispositionsprinzipes  Antrag  des 
Klägers  nöthig  sei,  ist  offenbar  unzutreffend ;  denn  trotz  des  erwähnten 
Prinzipes  ist  der  Richter  in  manchen  Fällen  —  z.  B.  hinsichtlich  der 
Kosten  und  der  Vollstreckbarkeit  des  Urtheils  —  verpflichtet,  auch 
ohne  Antrag  zu  entscheiden  (vergl.  Seligsohn  §  19  N.  1,  Meves  II. 
S.  198. 199).  Dagegen  kann,  wenn  es  sich  um  die  Verletzung  eines  noch 
in  die  früheren  Register  eingetragenen  Waarenzeichens  handelt,  die  Be- 
seitigung nur  auf  Antrag  verfügt  werden  (vergl.  948).  Die  Anord- 
nung kann  nur  im  ürtheile  selbst,  nicht  etwa  —  z.  B.  wenn  deren  Er- 
lass  übersehen  ist  —  in  einem  nachträglichen  ürtheile  oder  Beschlüsse 
ausgesprochen  werden  (Stenglein  §  17  N.  5).  Der  Erlass  der  Anoi'd- 
nung  ist  ferner  nicht  durch  den  Nachweis  bedingt,  dass  widerrechtlich 
bezeichnete  Gegenstände  sich  in  Wirklichkeit  im  Besitze  des  Beklagten 
oder  Angeklagten  befinden.  Da  auf  die  Beseitigung  im  Falle  einer 
Verurtheilung  auf  Grund  der  §§  14,  15  oder  16  zu  erkennen  ist,  so 
liegt  dem  Gericht  die  Verpflichtung  ob,  hierauf  zu  erkennen;  es  steht 
dem  Richter  nicht  etw^a  eine  Befugniss  zu,  von  welcher  er  nach  seinem 
Ermessen  Gebrauch  machen  oder  absehen  kann.  Es  kann  daher  von 
dem  Erlasse  der  Anordnung  nicht  einmal  dann  abgesehen  werden, 
wenn  der  Verletzte  ausdrücklich  hierauf  Verzicht  geleistet  hat  (Finger 
§  19  N.  3).  Ebensowenig  darf  das  Gericht  die  Anordnung  der  Mass- 
regel unterlassen,  wenn  dasselbe  der  Ansicht  ist,  dass  widerrechtlich 
gekennzeichnete  Gegenstände  nicht  mehr  im  Besitze  des  Verurtheilten 
seien.  Denn  die  Frage,  ob  die  Massregel  ausführbar  ist,  muss  der 
Vollstreckungsinstanz  zur  Entscheidung  überlassen  bleiben  (anders 
P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  193). 

814.   Widerrechtlich  geicennzeichnete' Gegenstande. 

Der  Massregel  des  §  19  Absatz  1  unterliegen  die  widerrechtlich 
gekennzeichneten  Gegenstände,  d.  h.  Waaren,Verpackungen,  Umhüllungen, 
Ankündigungen,  Geschäftsbriefe,  Empfehlungen,  Preislisten  u.  s.  w.  Ob- 
wohl Widerrechtlichkeit    der  Bezeichnung  Voraussetzung  der  auf  Be- 


§  19.     LXXXI.  Beseitigung  der  widerrechtlichen  Kennzeichnung.    501 

seitigung  derselben  gerichteten  Vollstreckung  ist,  so  wird  die  Voll- 
streckung sich  regelmässig  auf  sämmtliche  im  Besitze  des  Veriirtheil- 
ten  befindlichen  Gegenstände  erstrecken,  welche  mit  der  Kennzeich- 
nung überhaupt  versehen  sind.  Sache  des  Verurtheilten  ist  es,  wenn 
derselbe  behauptet,  dass  die  Kennzeichnung  derselben  oder  einzelner 
derselben  nicht  widerrechtlich  —  z.  B.  durch  den  Zeicheninhaber  selbst 
—  -  erfolgt  sei,  dies  im  einzelnen  Falle  in  der  Vollstreckungsinstanz 
nachzuweisen,  oder,  wenn  er  diesen  Nachweis  vor  Erlass  des  Urtheils 
erbringt,  eine  entsprechende  Beschränkung  der  richterlichen  Anord- 
nung herbeizuführen.  Soweit  eine  Verurtheilung  wegen  des  §  15  in 
Frage  steht,  ist  die  Bezeichnung  dann  widerrechtlich,  wenn  sie  zum 
Zwecke  der  Täuschung  in  Handel  und  Verkehr  erfolgt  ist;  im  Falle 
des  §  16  liegt  Widerrech tlichkeit  vor,  wenn  die  Kennzeichnung  eine 
fälschliche  ist  (vergl.  719.  741).  Dagegen  genügt  im  Falle  des  §  14 
die  objektive  Widerrech  tlichkeit  der  Bezeichnung;  Wissentlichkeit 
oder  grobe  Fahrlässigkeit  sind  nur  Voraussetzungen  der  Verurtheilung 
in  der  Hauptsache,  während  die  Widerrechtlichkeit  besteht,  auch  wenn 
weder  wisssentlich  noch  grob  fahrlässig  gehandelt  ist  (vergl.  467). 
Nicht  alle  Gegenstände,  welche  überhaupt  eine  widerrechtliche  Kenn- 
zeichnung tragen,  sondern  selbstverständlich  nur  solche  unterliegen  der 
Massregel,  welche  mit  der  Waarenbezeichnung,  wegen  deren  die  Ver- 
urtheilung erfolgt  ist,  versehen  sind  (Stockheim  S.  68).  Die  Mass- 
regel darf  daher  auch  nicht  auf  solche  Gegenstände  erstreckt  werden, 
deren  Kennzeichnung  sich  durch  Abweichungen,  welche  als  unerheb- 
liche im  Sinne  des  §  20  des  Gesetzes  zu  erachten  sind,  von  der 
Waarenbezeichnung,  wegen  deren  Benutzung  die  Verurtheilung  erfolgt 
ist,  unterscheidet.  Denn  über  die  Frage,  ob  der  Gebrauch  einer  solchen 
abweichenden  Waarenbezeichnung  als  ein  widerrechtlicher  anzusehen 
ist,  hat  das  erkennende  Gericht  zu  entscheiden;  es  darf  die  Beurthei- 
lung  dieser  Frage  nicht  dem  die  Vollstreckung  vornehmenden  Beamten 
überlassen  werden. 

815.   Verurtheilung   einer   bestimmten  Person   als  Voraussetzung   der 

Massregel. 

Auf  die  Beseitigung  der  widerrechtlichen  Kennzeichnung  kann  nur 
im  Falle  der  Verurtheilung  einer  bestimmten  Person  —  sei  es  eines 
Thäters  oder  eines  Theilnehmers  —  erkannt  werden.  Ein  objektives 
Strafverfahren,  d.  h.  ein  Vorfahren,  in  welchem  ohne  Verurtheilung 
einer  Person  lediglich  auf  Beseitigung  erkannt  werden  könnte,  findet 
hier  —  anders  als  im  Falle  des  §  17  —  nicht  statt  (Kohl er  M-R. 
S.  410,  Finger  §  19  N.  3,  Stenglein  §  17  N.  3).  Dies  gilt  auch 
dann,  wenn  der  Strafantrag  lediglich  auf  Beseitigung  der  widerrecht- 
lichen Kennzeichnung  gehen  sollte.  Ist  ein  Strafantrag  mit  dieser  Be- 
schränkung gestellt,  so  ist  im  Wege  der  Auslegung  des  Strafantrages 
festzustellen,  ob  ein  gültiger  Strafantrag  gestellt,  d.  h.  die  Bestrafung 
einer  bei  dem  Vergehen  betheiligten  Person  gewollt,  oder  ob  mangels 
eines  derartigen  Willens  der  Strafantrag  unwirksam  ist  (vergl.  634). 
Ist  im  Strafverfahren  ein  Thäter  oder  Theilnehmer  an  dem  Vergehen 
nicht  ermittelt,  oder  stellt  es  sich  heraus,  dass  die  an  dem  Vergehen 
betheiligten  Personen  nicht  wissentlich  gehandelt  haben,  so  ist  die 
Massregel  nicht  anwendbar.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  im  Civilverfahren 
sich  herausstellt,  dass  der  Beklagte  auch  nicht  grob  fahrlässig  ge- 
handelt hat.    Endlich  findet  auch  eine  lediglich  auf  Beseitigung   der 
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widerrechtlichen  Kennzeichnung  gerichtete  Civilklage  auf  Grund  der 
§§  14  uud  15  nicht  statt;  nur,  wenn  mit  der  abwehrenden  Klage  die 
durch  widerrechtliche  Bezeichnung  begangene  Störung  verfolgt  wird, 
ist  ein  derartiger  Antrag  unter  Umständen  als  zulässig  anzuerkennen 
(vergl.  434). 

816.  Vollstreckung  im  Strafverfahren. 

Die  Vollstreckung  der  im  Urtheile  angeordneten  Massregel  erfolgt 
im  Strafverfahren  auf  Betreiben  der  Staatsanwaltschaft  (§  483  der 
Strafprozessordnung).  Da  die  Anordnung  der  Beseitigung  nicht  als 
die  Verhängung  einer  Vermögensstrafe  sich  darstellt,  so  richtet  die 
Art  der  Vollstreckung  sich  nicht  nach  den  Vorschriften  über  die 
Vollstreckung  der  Urtheile  der  Civilgerichte,  nach  welchen  Vermögens- 
strafen zu  vollstrecken  sind;  vielmehr  erfolgt  der  Vollzug  der  Mass- 
regel durch  die  der  Staatsanwaltschaft  untergeordneten  polizeilichen 
Vollzugsorgane  (vergl.  §  495  Str-P-0.,  Olshausen  §  40  N.  2).  Die 
durch  die  Vollstreckung  erwachsenden  Kosten  hat  der  Verurth eilte  zu 
tragen  (§  497  Str-P-O.). 

817.  Vollstreckung  im  Civllverfahren. 

Die  Vollstreckung  im  Civilprozesse  erfolgt  nach  Massgabe  des 
§  775  der  Civilprozessordnung  (vergl.  Olshausen  §  41  N.  1).  Hier- 
nach ist  der  Beklagte,  welcher  der  Verpflichtung  zuwiderhandelt,  die 
Vornahme  einer  Handlung  zu  dulden,  wegen  einer  jeden  Zuwider- 
handlung auf  Antrag  des  Gläubigers  von  dem  Prozessgericht  erster 
Instanz  zu  einer  Geldstrafe  bis  zu  fünfzehnhundert  Mark  oder  zur 
Strafe  der  Haft  bis  zu  sechs  Monaten  zu  verurtheilen.  Das  Maass 
der  Gesammtstrafe  darf  zwei  Jahre  Haft  nicht  übersteigen.  Der  Ver- 
urtheilung  muss  eine  Strafandrohung  vorausgehen,  welche,  wenn  sie 
in  dem  die  Verpflichtung  aussprechenden  Urtheile  nicht  enthalten  ist, 
auf  Antrag  von  dem  Prozessgericht  erster  Instanz  erlassen  wird. 
Auch  kann  der  Schuldner  auf  Antrag  des  Gläubigers  zur  Bestellung 
einer  Sicherheit  für  den  durch  fernere  Zuwiderhandlung  entstehenden 
Schaden  auf  bestimmte  Zeit  verurtheilt  werden.  Nach  einer  anderen 
Ansicht  soll  §  773  der  Civilprozessordnung  zur  Anwendung  kommen, 
nach  w^elchem,  wenn  der  Schuldner  der  Verpflichtung,  eine  Handlung  vor- 
zunehmen, nicht  nachkommt,  der  Gläubiger,  sofern  die  Handlung  auch 
durch  einen  Dritten  vorgenommen  werden  kann,  auf  Antrag  zu  er- 
mächtigen ist,  auf  Kosten  des  Schuldners  die  Handlung  vornehmen 
zu  lassen  (Seligsohn  §  19  N.  3,  Finger  §  19  N.  6).  Indessen  trifft 
diese  gesetzliche  Vorschrift  den  Fall  des  §  19  Absatz  1  nicht,  indem 
hiernach  der  Beklagte  nicht  verurtheilt  wird,  die  Massregel  selbst  zu 
vollziehen,  sondern  auf  die  Beseitigung  erkannt,  d.h.  dem  betreiben- 
den Theil  das  Recht  —  und  im  Falle  der  Verurtheilung  im  Strafver- 
fahren auch  die  Pflicht  —  zuerkannt  wird,  die  Beseitigung  vornehmen 
zu  lassen.  Zu  Gunsten  der  hier  vertretenen  Ansicht  spricht  übrigens 
auch  die  praktische  Erwägung,  dass,  wenn  dem  Schuldner -die  Voll- 
streckung der  Massregel  überlassen  bliebe,  dem  Gläubiger  jede  Kon- 
trolle darüber  fehlen  würde,  ob  der  Schuldner  seiner  Verpflichtung 
nachgekommen  ist.  Dagegen  kann,  wenn  die  Vollstreckung  nach 
Massgabe  des  §  775  stattfindet,  der  Gläubiger  selbst  oder  durch 
einen  Beauftragten  das  Lager  des  Schuldners  durchsuchen  und  an 
den  vorhandenen  widerrechtlich   bezeichneten  Gegenständen  die  Voll- 
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Streckung  vollziehen.  Nur  dann  ist  §  773  anwendbar,  wenn  mit  der 
abwehrenden  Klage  die  Beseitigung  der  Kennzeichnung  verlangt  ist 
(vergl.  434.  815).  Vollzieht  der  Verurtheilte  nach  dem  Urtheile  frei- 
willig die  Beseitigung,  so  wird  dadurch  die  Vollstreckung  der  Mass- 
regel gegenstandslos.  Indessen  kann  der  Schuldner  die  Zulässigkeit 
von  Vollstreckungsmassregeln  —  insbesondere  der  Durchsuchung  seines 
Lagers  —  nicht  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Beseitigung  von  ihm 
bereits  vorgenommen  sei,  bestreiten.  Die  Kosten  der  Beseitigung  hat 
auch  im  Civilverfahren  nach  §  87  der  Civilprozessordnung  der  Ver- 
urtheilte zu  tragen. 

818.   Vollstreckung  gegen  die  Rechtsnachfolger  des  Verurtheilten. 

Ist  das  Urtheil,  in  welchem  auf  die  Beseitigung  erkannt  ist, 
j-echtskräftig  geworden,  so  findet  die  Vollstreckung  —  gleichviel  ob 
das  Urtheil  im  Civilverfahren  oder  im  Strafprozesse  ergangen  ist  — 
auch  gegen  die  Erben  des  inzwischen  verstorbenen  Verurtheilten  statt 
(Kohler  M-R.  S.  349.  400,  vergl.  Str.  Bd.  13  S.  330.  331).  Die 
Massregel  kann  sich  in  diesem  Falle  nur  auf  diejenigen  Gegenstände 
erstrecken,  welche  den  Erben  aus  dem  Nachlasse  des  Verurtheilten 
zugekommen  sind,  nicht  auf  solche  Gegenstände,  welche  zur  Zeit  der 
A'erurtheilung  bereits  im  Besitze  der  Erben  waren.  Gegen  sonstige 
Rechtsnachfolger  im  Besitze  der  widerrechtlich  gekennzeichneten  Gegen- 
stände findet  die  Vollstreckung  nicht  statt  (vergl.  811). 

819.   Vorläufige  Beschlagnahme. 

Vorbereitet  werden  kann  die  Massregel  des  §  19  Absatz  1  durch 
eine  vorläufige  Beschlagnahme,  welche  im  Strafverfahren  auf  Grund 
des  §  94  der  Strafprozessordnung  und  im  Civilprozesse  durch  einst- 
weilige Verfugung  anzuordnen  ist  (vergl.  462  ff.).  Eine  derartige  vor- 
läufige Beschlagnahme  hat  —  abgesehen  von  der  Sicherung  des  Be- 
weises —  insofern  eine  besondere  Bedeutung,  als  durch  dieselbe  der 
Beschuldigte  oder  Beklagte  verhindert  wird,  sich  vor  Vollstreckung 
des  Urtheils  des  Besitzes  der  widerrechtlich  gekennzeichneten  Gegen- 
stände zu  entäussem,  und  damit  ihm  die  Möglichkeit  genommen  wird, 
die  deranächstigo  Vollstreckung  zu  vereiteln  (vergl.  Kohl  er  P-R. 
No.  603). 

820.   Inhalt  der  Massregel. 

Da  die  Massregel  des  §  19  Absatz  1  nicht  eine  Strafe  ist  und 
nicht  die  Zufügung  eines  Vermögensnachtheils,  sondern  nur  die  Ver- 
hinderung weiteren  Gebrauchs  der  widerrechtlichen  Waarenbezeich- 
nung  bezweckt,  so  besteht  dieselbe  nicht  in  der  Konfiskation  und 
auch  regelmässig  nicht  in  der  Vernichtung  der  widerrechtlich  bezeich- 
neten Gegenstände.  Vielmehr  soll  in  erster  Linie  auf  die  Beseitigung 
der  widerrechtlichen  Kennzeichnung  und  erst,  wenn  diese  in  anderer 
Weise  nicht  möglich  ist,  auf  Vernichtung  der  damit  versehenen  Gegen- 
stände erkannt  werden.  Daraus  geht  hervor,  dass  die  Beseitigung 
unter  thunlichster  Schonung  der  Interessen  des  Verurtheilten  zu  er- 
folgen hat.  Kann  die  Kennzeichnung  durch  Auslöschen  oder  Ueber- 
druck  entfernt  werden,  so  ist  zunächst  regelmässig  diese  Massregel 
anzuwenden,  demnächst,  falls  ersteres  nicht  möglich  sein  sollte,  die 
Trennung  der  Kennzeichnung  von  Waare,  Verpackung  u.  s.  w.,  dann 
die  Vernichtung  der  Verpackung  und  schliesslich,  falls  keine  der  vor- 
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erwähnten  Massregeln  dem  gesetzlichen  Zweck  entspricht,  die  Ver- 
nichtung der  Waare  selbst  anzuordnen.  Auf  die  Vernichtung  ist 
beispielsweise  zu  erkennen,  wenn  die  Kennzeichnung  in  Flaschen, 
Krügen  u.  s.  w.  eingepresst  ist.  Unter  Umständen,  wenn  nämlich  die 
widerrechtliche  Kennzeichnung  in  eine  leicht  umzugestaltende  Waare 
eingeprägt  ist,  oder  in  der  Gestaltung  der  Waare  besteht,  genügt  die 
Umformung  der  Waare;  besteht  die  Kennzeichnung  in  einer  bestimmten 
Farbe,  so  genügt  eine  anderweitige  Färbung,  sofern  dieselbe  in  dauer- 
hafter Weise  erfolgt.  In  einem  üeberdruck  kann  die  Massregel  nur 
dann  bestehen,  wenn  derselbe  dauerhaft  und  derart  ist,  dass  die 
W^aarenbezeichnung  vollständig  der  Wahrnehmung  entzogen  wird 
(vergl.  843).  Ein  blosses  Ueberkleben  darf  der  Regel  nach,  nament- 
lich wenn  es  sich  um  die  Entfernung  plastischer  Waarenbezeichnungen 
handelt,  nicht  stattfinden  (vergl.  843).  Ist  eine  theil weise  Vernich- 
tung des  widerrechtlich  bezeichneten  Gegenstandes  möglich,  so  hat 
sich  die  Vernichtung  nur  auf  den  mit  der  Kennzeichnung  versehenen 
Theil  zu  erstrecken.  Darüber,  in  welcher  Weise  die  Beseitigung  ge- 
schehen soll,  hat  sich  das  Ur theil,  falls  nicht  die  Art  der  Vollstreckung 
durch  die  Natur  der  Bezeichnung  von  selbst  gegeben  ist,  auszu- 
sprechen; es  darf  nicht  etwa  die  Art  der  Vollstreckung  dem  Belieben 
des  die  Vollstreckung  Betreibenden  überlassen  werden  (Meves  §  17 
N.  7,  Gareis  &  Fuchsberger  N.  82,  Seligsohn  §  19  N.  2,  Finger 
§  19  N.  5). 

Der  Besitz  der  widerrechtlich  gekennzeichneten  Gegenstände  wird 
dem  Verurtheilten  nur  insofern  und  insoweit  entzogen,  als  die  Vor- 
nahme der  Beseitigungsmassregel  dies  erfordert;  nach  Vollzug  der 
Massregel  erhält  der  Verurtheilte  den  Besitz  der  Gegenstände,  insoweit 
solche  nicht  völlig  vernichtet  sind,  zurück  (Meves  §  17  N.  8,  Stock- 
heim S.  71,  vergl.  Str.  Bd.  20  S.  295.  296).  Auch  dann,  wenn  Ver- 
nichtung  angezeigt  erscheint,  darf  der  Besitz  dem  Verurtheilten  nur 
zum  Zwecke  der  Vernichtung  entzogen  werden:  die  Ansicht  von 
Kohl  er,  dass  der  Kläger  anstatt  der  Vernichtung  die  Ueberlassung 
der  Waare  oder  der  Verpackung  gegen  Zahlung  der  Herstellungs- 
oder Erwerbskosten  zu  verlangen  befugt  sei,  entspricht  nicht  dem 
Gesetze  (vergl.  Kohler  M-R.  S.  349,  Landgraf  II.  §  19  N.  6). 

821.  Unterschiede  zwischen  der  Massregel  des  §  19  Absatz  I  und  der 
Einziehung  nach  §  40  des  Strafgesetzbuches. 

Die  Massregel  des  §  19  Absatz  1  ist  im  rechtlichen  Sinne  eine 
Art  der  Einziehung  (Str.  Bd.  20  S.  295.  296).  Sie  ist  indessen  ihrem 
Wesen  und  ihrer  Bedeutung  nach  durchaus  verschieden  von  der  Ein- 
ziehung, der  nach  §  40  des  Strafgesetzbuches  solche  Gegenstände 
unterliegen,  welche  durch  ein  Vergehen  hervorgebracht  oder  zur  Be- 
gehung eines  Vergehens  gebraucht  oder  bestimmt  sind.  Die  Unter- 
schiede bestehen  hauptsächlich  in  Folgendem:  a.  die  Einziehung  nach 
§  40  überträgt  den  Besitz  und  das  Eigenthum  des  eingezogenen  Gegen- 
standes auf  den  Fiskus,  während  nach  §  19  der  Verurtheilte  Besitzer 
und  Eigenthümer  bleibt;  b.  die  Einziehung  nach  §  40  steht  im  Be- 
lieben des  Richters,  während  nach  §  19  dieselbe  stattfinden  muss; 
c.  die  Einziehung  des  §  40  erstreckt  sich  nur  auf  solche  Gegenstände, 
welche  im  Eigenthume  des  Thäters  oder  eines  Theilnehmers  stehen, 
während  nach  §  19  der  thatsächliche  Besitz  genügt;  d.  der  §  40  ist 
nur  im  Strafverfahren,    der  §  19  dagegen  auch  im  Civilverfahren  an- 
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wendbar;  e.  im  Falle  des  §  40  ist,  wie  §  42  des  Strafgesetzbuches 
bestimmt,  ein  objektives  Verfahren  möglich,  während  auf  die  Mass- 
regel  des  §  19  nur  im  Falle  der  Verurtheilung  einer  bestimmten  Person 
erkannt  werden  darf. 

822.  Einziehung   der  widerrechtlich   gekennzeichneten    Gegenstände 

nach  §  40  des  Strafgesetzbuches. 

Wegen  der  grundsätzlichen  Verschiedenheit  der  Rechtsinstitute 
des  §  19  des  Zeichengesetzes  und  des  §  40  des  Strafgesetzbuches  ist 
nicht  anzunehmen,  dass  die  Materie  der  strafrechtlichen  Einziehung 
in  §  19  Absatz  1  erschöpfend  geordnet  und  die  Anwendung  des  §  40 
im  Zeichenrechte  gänzlich  ausgeschlossen  sei;  vielmehr  enthält  §  19 
Absatz  1  eine  die  Ergänzung  der  allgemeinen  strafrechtlichen  Bestim- 
mungen bezweckende  Sondervorschrift.  Allerdings  erleidet  die  An- 
wendung des  §  40  im  Zeichenrechte  insofern  eine  Beschränkung,  als 
durch  ein  Vergehen  gegen  das  Zeichengesetz  niemals  Gegenstände 
hervorgebracht  werden,  eine  Einziehung  aus  diesem  Gesichtspunkte 
also  nicht  stattfinden  kann.  Insbesondere  dürfen  die  widerrechtlich  be- 
zeichneten Gegenstände  —  d.  h.  Waaren,  Verpackungen,  Umhüllungen 
und  Ankündigungen  —  auf  Grund  des  §  40  nicht  eingezogen  werden, 
da  das  Vergehen  nicht  in  der  Herstellung  dieser  Gegenstände,  sondern 
in  deren  Bezeichnung  besteht;  eine  Einziehung  dieser  Gegenstände  ist 
nur  nach  Massgabe  des  §  19  Absatz  1,  welcher  gerade  für  diesen 
Fall  eine  Spezialvorschrift  giebt,  statthaft  (Stenglein  §  17  N.  2, 
Meves  §  17  N.  4,  Seligsohn  §  19  N.  4,  Finger  §  19  N.  5).  Zweifel- 
hafter ist  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  die  mit  der  widerrecht- 
lichen Kennzeichnung  versehenen  Gegenstände  der  Einziehung  des 
§  40  des  Strafgesetzbuches  um  deswillen  unterliegen,  weil  dieselben 
zur  Begehung  des  Vorgehens  gebraucht  oder  bestimmt  seien.  In- 
dessen muss  auch  dies  verneint  werden,  weil  nicht  der  Gegenstand, 
welcher  Träger  der  Kennzeichnung  ist,  sondern  letztere  selbst  zur 
Ausführung  des  Vergehens  gegen  das  Zeichengesetz  bestimmt  ist. 
Ueberdies  muss  angenommen  werden,  dass  nach  dem  Sinne  der  Vor- 
schrift des  §  19  Absatz  1  eine  andere  als  die  durch  diese  angeordnete 
Art  der  Einziehung  der  widerrechtlich  bezeichneten  Gegenstände  aus- 
geschlossen sein  soll  (anders  KohlerM-R.  S.  399,  Oppenhoff  Kom- 
mentar §  287  N.  18,  Goltd.  Bd.  23  S.  490). 

823.  Einziehung  von  Werkzeugen  und  sonstigen  zur  Begehung  des 

Vergehens  benutzten  Vorrichtungen. 

Es  bleibt  hiernach  das  Anwendungsgebiet  des  §  40  des  Straf- 
gesetzbuchs im  Zeichenrechte  auf  die  Einziehung  der  zur  Begehung 
des  Vergehens  gebrauchten  oder  bestimmten  Gegenstände,  d.  h.  der 
Werkzeuge  und  sonstigen  Vorrichtungen  beschränkt,  mit  welchen  das 
Vergehen  begangen  wurde,  sei  es,  dass  deren  Benutzung  zum  Zwecke 
des  ßezejchnens,  Inverkehrbringens,  Feilhaltens  oder  bei  Begehung 
eines  Beihülfeaktes  stattgefunden  hat.  Dass  in  dieser  Hinsicht  der 
§  40  neben  der  Beseitigungsmassregel  zur  Anwendung  gelangen  kann, 
ist  in  den  Motiven  zu  dem  früheren  Zeichengesetze  ausdrücklich  an- 
erkannt (Kohler  M-R.  S.  398,  Meves  §  14  N.  14,  Gareis  &  Fuchs- 
berger  N.  82,  Stockheim  S.  70,  Landgraf  §  17  N.  6,  Stenglein 
§  17  N.  2,  Seligsohn  §  19  N.  4).  Ausgeschlossen  ist  die  Einziehung 
solcher  Werkzeuge    dagegen,    welche    lediglich    zur  Vorbereitung  der 
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That  gedient  haben,  wenn  es  nicht  zu  deren  Ausführung  gekommen 
ist  (Olshausen  §  40  N.  9).  Ist  das  Vergehen  durch  Bezeichnen  der 
Waare,  Verpackung  u.  s.  w.  begangen,  so  unterliegen  die  Werkzeuge, 
vermittelst  welcher  die  Waarenbezeichnung  mit  der  Waare,  Verpackung 
u.  s.  w.  in  Verbindung  gebracht  wurde,  insbesondere  die  Clich6s,  Platten, 
Stempel  und  Steine,  welche  zur  Herstellung  der  Waarenbezeichnung 
gedient  haben,  der  Einziehung.  Auch  die  Waarenbezeichnungen 
selbst,  sofern  dieselben  sich  als  selbständige  Gegenstände  darstellen 
und  nicht  bereits  auf  Grund  des  §  19  vernichtet  sind,  können  unter 
diesem  Gesichtspunkt  eingezogen  werden  (Seligsohn  §  19  N.  4,  Land- 
graf II.  §  19  N.  5).  Andererseits  dürfen  die  vorgenannten  Werk- 
zeuge und  Vorrichtungen  nicht  eingezogen  werden,  wenn  das  Ver- 
gehen lediglich  durch  Inverkehrbringen  oder  Feilhalten  begangen 
wurde;  vielmehr  ist  alsdann  nur  die  Einziehung  derjenigen  Werkzeuge 
statthaft,  welche  im  Besonderen  dem  Inverkehrbringen  oder  Feilhalten 
gedient  haben.  Ob  ein  bei  Ausführung  eines  Vergehens  benutzter 
Gegenstand  zur  Begehung  des  Vergehens  bestimmt  gewesen  und  des- 
wegen einzuziehen  ist,  ist  eine  Thatfrage  (vergl.  Goltd.  Bd.  2  S.  418, 
Goltd.  Bd.  14  S.  582).  Werkzeuge  und  sonstige  Vorrichtungen, 
welche  zur  Ausführung  eines  Zeichen  vergebens  gedient  haben,  unter- 
liegen hiemach  der  Einziehung  regelmässig  nur  dann,  wenn  sie  ent- 
weder beständig  zur  Vornahme  der  als  Vergehen  sich  darstellenden 
Handlung  bestimmt  oder  durch  ihre  Einrichtung  und  Gestaltung  hierzu 
vorgebildet  sind;  der  Umstand,  dass  dieselben  zufällig  oder  gelegent- 
lich zur  Begehung  des  Vergehens  oder  bei  dessen  Ausführung  benutzt 
worden  sind,  rechtfertigt  für  sich  noch  nicht  die  Anwendung  des  §  40 
(Kohl er  P-R.  No.  598,  Amar  No.  241).  Den  Clich^s,  Platten, 
Steinen  u.  s.  w.,  welche  zur  Anfertigung  der  widerrechtlichen  Kenn- 
zeichnung benutzt  wurden,  stehen  also  regelmässig  die  Druckmaschinen, 
Typen  und  überhaupt  die  Maschinen  und  Vorrichtungen,  welche  ge- 
wöhnlich anderen  Zwecken  dienen,  nicht  gleich  (Kohler  P-R.  No.  598, 
Seligsohn  §  19  N.  4).  Die  Einziehung  von  Transportmitteln,  welche 
dem  Inverkehrbringen  gedient  haben,  ist  femer  auch  nur  dann  statt- 
haft, wenn  dieselben  so  beständig  für  derartige  Waarentransporte 
verwendet  worden  sind,  dass  sie  als  speziell  hierzu  bestimmt  erachtet 
werden  müssen  (vergl.  Kohl  er  P-R.  No.  599).  Dies  gilt  insbesondere 
von  Geschäftswagen.  Uebrigens  können  Geschäftswagen  nicht  nur 
als  Werkzeuge  zum  Inverkehrbringen  widerrechtlich  bezeichneter  Waaren 
benutzt  werden,  sondern  sie  können  auch  Träger  der  widerrechtlichen 
Kennzeichnung  sein;  ist  letzteres  der  Fall,  so  unterliegen  dieselben, 
da  sie  alsdann  selbst  widerrechtlich  gekennzeichnete  Gegenstände  im 
Sinne  des  Gesetzes  sind,  auch  der  Massregel  des  §  19  Absatz  1 
(vergl.  410). 

824.   Verurtheilung   auf  Grund   der  $$  14,   15   oder   16   als  Voraus- 
setzung der  Massregel  des  $  19  Absatz  I. 

Die  Anwendung  des  §  19  Absatz  1  ist  gänzlich  ausgeschlossen 
und  die  Möglichkeit  der  Anwendung  des  §  40  des  Strafgesetzbuchs 
allein  gegeben,  wenn  eine  Verurtheilung  nicht  auf  Grund  der  §§  14, 
15  oder  16  des  Gesetzes,  sondern  auf  Grund  einer  anderen  —  sei  es 
strafrechtlichen  oder  civilrechtlichen  —  Vorschrift  erfolgt.  Selbst 
wenn  ein  Vergehen  gegen  die  §§  14,  15  oder  16  des  Zeichengesetzes 
von  dem  Verurtheilten  begangen,    und   wenn    dies    auch   in    dem  die 
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VerurtheiluDg  aussprechenden  Erkenntnisse  festgestellt  ist,  darf  daher 
auf  die  Massregel  des  §  19  Absatz  1  doch  nicht  erkannt  werden,  sofern 
das  Gericht  den  Urtheilsausspruch  nicht  auf  das  Zeichengesetz,  sondern 
auf  eine  sonstige  gesetzliche  Vorschrift  gründet.  Im  Civilrecht  wird 
dies  regelmässig  weniger  praktisch  sein,  da,  wenn  der  Klageanspruch 
aus  mehreren  verschiedenen  rechtlichen  Gesichtspunkten  begründet 
erscheint,  das  Gericht  sein  Urtheil  in  der  Regel  auf  die  sämmtlichen 
anwendbaren  Gesetzes  Vorschriften  gründen  wird.  Anders  ist  es  nur  im 
Strafrechte,  wenn  Idealkonkurrenz  mit  einem  sonstigen  schwerer  bestraf- 
ten Vergehen,  namentlich  mit  Betrug,  vorliegt,  da  alsdann  ausschliesslich 
das  die  schwerere  Strafe  androhende  Gesetz  zur  Anwendung  kommt 
(vergl.  667.  674).  Auf  die  Massregel  des  §  19  Absatz  1  darf  in 
einem  solchen  Falle  neben  der  Betrugsstrafe  oder  sonstigen  nicht  dem 
Zeichengesetze  entspringenden  Strafe  nicht  erkannt  werden  (Rechts pr. 
Bd.  8  S.  330  ff.,  vergl.  Str.  Bd.  26  S.  407).  Auch  gegen  den  Be- 
günstiger darf  im  Strafverfahren  diese  Massregel  nicht  ausgesprochen 
werden,  da  dessen  Bestrafung  nicht  auf  das  Zeichengesetz,  sondern 
auf  §  257  des  Strafgesetzbuchs  sich  gründet. 
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825.   Verhältniss  zur  Massregel  des  §  19  Absatz  I. 

Die  Befugniss  zur  öffentlichen  Bekanntmachung  der  Verurtheilung, 
welche  im  Strafverfahren  nach  §  19  Absatz  2  dem  Verletzten  zuzu- 
sprechen ist,  ist  eine  weitere  die  Verhinderung  künftiger  Rechtsverletzung 
bezweckende  Massregel.  Die  betheiligten  Kreise,  namentlich  die  Ab- 
nehmer des  Verurtheilten,  sollen  von  der  Verurtheilung  in  Kenntniss  ge- 
setzt werden,  damit  weitere  Störungen  des  verletzten  Rechtes  unter- 
bleiben. Die  Massregel  des  §  19  Absatz  2  hat  ein  beschränkteres  An- 
wendungsgebiet als  diejenige  des  ersten  Absatzes,  indem  auf  sie  nur 
in  den  Fällen  der  §§  14  und  15  —  nicht  im  Falle  des  §  16  —  und  nur 
im  Strafverfahren  —  nicht  auch  im  Civil  verfahren  —  erkannt  werden 
darf.  Andererseits  besteht  Uebereinstimmung  der  beiden  Massregeln 
insofern  als:  a.  auch  die  Befugniss  zur  öffentlichen  Bekanntmachung 
von  Amts  wegen  —  nicht  auf  Antrag  —  zuzusprechen  ist;  b.  das  Ge- 
richt den  §  19  Absatz  2  in  dazu  geeigneten  Fällen  anwenden  muss; 
c.  die  Anordnung  im  Urtheile  selbst  zu  treffen  ist;  d.  dieselbe  nur  im 
Falle  der  Verurtheilung  einer  bestimmten  Person  erfolgen  darf;  e.  die 
Veröffentlichungsbefugniss  nur  im  Falle  einer  Verurtheilung  auf  Grund 
des  Zeichengesetzes  und  daher  nicht  bei  Idealkonkurrenz  mit  einem 
schwerer  bestraften  Vergehen,  welches  die  öffentliche  Bekanntmachung 
als  Nebenstrafe  nicht  kennt,  zugesprochen  werden  kann  (Str.  Bd.  6 
S.  180 ff.,  Str.  Bd.  U  S.  3.  4,  vergl.  Str.  Bd.  4  S.  218.  219,  Str. 
Bd.  10  S.  206  ff,  Str.  Bd.  26  S.  407,  anders  Olshausen  §  200  N.  2). 
Gegenüber  dem  Begünstiger  findet  die  Massregel  des  §  19  Absatz  2 
gleichfalls  nicht  statt  (vergl.  824). 

826.   Art  und  Frist  der  Bekanntmachung. 

In  dem  Urtheile  ist  nicht  nur  die  Befugniss  zur  öffentlichen  Be- 
kanntmachung der  Verurtheilung  im  Allgemeinen  zuzusprechen,  sondern 
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zugleich  auch  die  Art  und  Frist  derselben  zu  bestimmen.  Die  Regel 
ist,  dass  die  Veröffentlichung  in  Zeitungen  angeordnet  wird;  doch  ist 
es  keineswegs  ausgeschlossen,  dass  die  Bekanntmachung  auch  in  an- 
derer Weise  —  z.  B.  durch  Cirkulare,  durch  Aushang  an  der  Ge- 
richtstafel oder  an  dein  Geschäftslokale  des  Verurtheilten  —  erfolgt 
und  angeordnet  wird  (Meves  IL  S.  184,  Stockheim  S.  72,  Meili 
S.  45,  vergl.  Pouillet  No.  299).  Wird  die  Befugniss  zur  Ver- 
öffentlichung in  Zeitungen  ausgesprochen,  so  hat  das  Urtheil  das  oder 
diejenigen  Zeitungsorgane  zu  bestimmen,  in  welchen  die  Verurtheilung 
bekannt  gemacht  werden  soll;  diese  Auswahl  darf  dem  Verletzten 
nicht  überlassen  werden  (Blum  Ann.  Bd.  5  S.  33).  Es  kann  dabei 
im  Einzelnen  angeordnet  werden:  a.  dass  die  Veröffentlichung  mehr- 
mals und  zwar  nicht  nur  in  einem  Blatte,  sondern  in  verschiedenen 
Blättern  erfolgen  dürfe  (Rechtspr.  Bd.  3  S.  26  ff.,  Blum  Ann.  Bd.  3 
S.  250);  b.  dass  nicht  nur  die  Urtheilsformel  sondern  das  ganze 
verurtheilende  Erkenntniss  einschliesslich  der  Urtheilsgründe  zu  ver- 
öffentlichen sei.  Eine  derartige  umfassende  Veröffentlichung  ist  regel- 
mässig dann  am  Platze,  wenn  nur  aus  den  Gründen  die  Bedeutung 
der  Verurtheilung  klar  ersichtlich  wird  (vergl.  Str.  Bd.  20  S.  1  flf,, 
Meves  11.  S.  183);  c.  dass  die  Verurtheilung  auch  in  ausländischen 
Zeitungen  zu  inseriren  sei.  Dies  empfiehlt  sich  dann,  wenn  die  Wir- 
kungen des  Vergehens  sich  auf  das  Ausland  erstrecken.  Die  Frist 
der  Bekanntmachung  ist  von  dem  Tage  der  Zustellung  einer  Aus- 
fertigung des  1  echtskräftigen  Urtheils  an  den  Verletzten  zu  bemessen. 
Vor  Rechtskraft  des  Urtheils  darf  die  Bekanntmachung  nicht  erfolgen 
(Meves  II.  S.  183.  184). 

827.  Veröffentlichungsbefugniss  abgesehen  vom  Falle  des  §  19  Absatz  2. 

Durch  die  die  Art  der  Veröffentlichung  bestimmende  Anordnung 
des  Gerichtes  wird  die  Befugniss  des  Verletzten,  die  Verurtheilung  auf 
eigene  Kosten  auch  in  anderer  Weise  zu  veröffentlichen,  nicht  ausge- 
schlossen; vielmehr  muss  die  Berechtigung  hierzu  dem  Verletzten  um 
deswillen  zustehen,  weil  derselbe  überhaupt  das  Recht  hat,  jeder  Be- 
einträchtigung durch  Warnung  der  betheiligten  Kreise  entgegenzu- 
treten (vergl.  448).  Indessen  ist  dabei  die  Schranke  zu  ziehen,  dass 
die  Veröffentlichung  nicht  länger  und  nicht  öfter,  als  der  Zweck, 
weitere  Rechtsverletzungen  zu  verhindern,  es  erfordert,  erfolgen  und 
daher  nicht  zu  einer  zwecklosen  Belästigung  des  Verurtheilten  führen 
darf;  handelt  der  Verletzte  diesem  Gebote  loyaler  Rechtsausübung  zu- 
wider, so  stehen  dem  Verurtheilten  —  gleichwie  jedem  durch  unbe- 
rechtigte aussergerichtliche  Geltendmachung  des  Rechtes  Beeinträch- 
tigten —  Rechtsmittel  hiergegen  zu  (vergl.  Amar  No.  379,  vergl. 
auch  449).  Bei  Beobachtung  dieser  Schranke  steht  nichts  entgegen, 
dass  der  Verletzte  auch  die  im  Civilverfahren  ergangenen  Urtheiie 
veröffentlichen  darf. 

828.    Kosten  der  Bekanntmachung. 

Die  Kosten  der  Veröffentlichung  hat  der  Verurtheilte  zu  tragen, 
wenn  dieselbe  in  der  von  dem  Gericht  bestimmten  Art  und  Fiist  ge- 
schieht (Stock  he  im  S.  72).  Da  diese  erst  nach  dem  Urtheiie  er- 
wachsenden Auslagen  nicht  zu  den  Kosten  des  Verfahrens  gehören, 
so  können  sie  von  dem  Strafgericht  gegenüber  dem  Verurtheilten  selbst 
dann  nicht  zugleich  mit  den  Kosten  des  Verfahrens  festgesetzt  werden, 
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wenn  auch  der  Verletzte  sich  dem  Verfahren  als  Nebenkläger  ange- 
schlossen hat,  und  der  Angeklagte  zur  Tragung  der  Kosten  des  Neben- 
klägers verurtheilt  ist.  Vielmehr  ist  der  Verletzte  darauf  angewiesen, 
die  durch  die  Veröffentlichung  erwachsenen  Kosten  im  Wege  des  Civil- 
prozesses  von  dem  Verurtheilten  beizutreiben  (Olshausen  §  200 
N.  10,  Seligsohn  §  19  N.  5,  Finger  §  19  N.  14).  In  der  Praxis 
werden  indessen  häufig  die  Publikationskosten  zugleich  mit  den  Kosten 
des  Nebenklägers  festgesetzt. 

829.   Anwendbarkeit  der  Maesregel  für   und   gegen   die  Rechtenaoh- 

folger. 

Die  Publikationsbefugniss  steht  dem  Verletzten  zu  (vergl.  586  ff.). 
Dieselbe  geht  auf  die  Erben  des  Verletzten  nicht  über,  und  zwar 
gleichviel  ob  der  Verletzte  vor  oder  nach  dem  Urtheile  auf  Strafe, 
oder  ob  derselbe  vor  oder  nach  Rechtskraft  des  die  Publikationsbefug- 
niss zusprechenden  Urtheils  gestorben  ist  (Str.  Bd.  16  S.  74).  Selig- 
sohn  will  den  Rechtsnachfolgern  des  Verletzten  die  Veröffentlichungs- 
befugniss  allgemein  gewähren,  sofern  ein  vererbliches  Recht  verletzt 
sei:  es  sei  daher  —  abgesehen  von  dem  Falle,  dass  eine  Verletzung 
des  Namenrechtes  in  Frage  stehe  —  den  Erben  und  sonstigen  Rechts- 
nachfolgern die  Befugniss  im  Urtheile  zuzusprechen,  auch  gehe  letztere, 
sofern  der  Verletzte  nach  zugesprochener  Befugniss  verstorben  sei, 
auf  den  Nachfolger  in  das  verletzte  Recht  über  (Seligsohn  §  19  N.  5). 
Dieser  Ansicht  steht  indessen  jedenfalls  der  Umstand  entgegen, 
dass  die  Rechte  aus  der  Verletzung  des  Rechts  an  einer  Waaren- 
bezeichnung  ohne  besondere  Uebertragung  auf  den  Rechtsnachfolger 
im  Besitze  des  Rechtes  auch  sonst  nicht  übergehen,  und  dass  die 
Möglichkeit  einer  Uebertragung  der  Publikationsbefugniss  im  Gesetze 
nicht  anerkannt  ist  (vergl.  208). 

Ist  der  Verurtheilte  gestorben,  so  darf  die  Veröffentlichung  nichts- 
destoweniger auf  Kosten  seiner  allgemeinen  Rechtsnachfolger  statt- 
finden, da  die  Veröffentlichung  weniger  eine  Strafe  als  —  ähnlich  der 
Massregel  des  §19  Absatz  1  —  eine  Präventivmassregel  ist  (Kohl er 
M-R.  S.  404,  vergl.  Seligsohn  §  19  N.  5,  vergl.  auch  825). 
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LXXXIII.    Wiedergabe   von   Waarenbezeicli- 

nungen  mit  Abweichungen. 

830.   Bedeutung  des  §  20  im  Allgemeinen. 

Der  den  Waarenbezeichnungen  durch  das  Gesetz  gewährte  Schutz 
würde    ein    unvollkommener  sein,  wenn  nur  die  genaue  Nachahmung 
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der  gesetzlich  geschützten  Bezeichnungen  verboten,  die  Verwendung 
derselben  mit  unwesentlichen  Abweichungen  seitens  eines  Unbefugten 
dagegen  gestattet  wäre.  Das  Gesetz  will  die  zum  Gebrauche  einer 
geschützten  Waarenbezeichnung  berechtigten  Personen  gegen  jede  — 
in  Folge  des  Gebrauchs  einer  derartigen  Bezeichnung  —  denkbare 
Verwechselung  der  aus  ihrem  Geschäftsbetriebe  oder  aus  ihrem  Pro- 
duktionsbezirke herrührenden  Waaren  mit  den  Waaren  anderer  —  un- 
befugter —  Personen  schützen  und  muss  daher  Vorsorge  gegen  jede 
Möglichkeit  einer  solchen  Verwechselung  treffen.  Da  eine  derartige 
Verwechselungsmöglichkeit  nach  den  Gewohnheiten  des  Verkehrs  auch 
trotz  vorhandener  Abweichungen,  sofern  solche  nach  der  Verkehrs- 
anschauung als  unwesentliche  zu  erachten  sind,  besteht,  so  wird  die 
Anwendung  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  „durch  Abweichungen 
nicht  ausgeschlossen,  mit  denen  fremde  Namen,  Firmen,  Zeichen, 
Wappen  und  sonstige  Kennzeichnungen  von  Waaren  wiedergegeben 
werden,  sofern  ungeachtet  dieser  Abweichungen  die  Gefahr  einer  Ver- 
wechselung im  Verkehr  vorliegt." 

831.  Verhaltniss  zu  §  18  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874. 

Der  §  18  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  besagte  in  ähn- 
licher Weise,  der  nach  Inhalt  des  Gesetzes  gewährte  Schutz  werde 
dadurch  nicht  ausgeschlossen,  „dass  das  Waarenzeichen,  der  Name 
oder  die  Firma  mit  Abänderungen  wiedergegeben  sind,  welche  nur 
durch  Anwendung  besonderer  Aufmerksamkeit  wahrgenommen  werden 
können."  Da  gegen  die  Anwendung  dieses  §  18  in  der  Praxis  viel- 
fache Beschwerden  laut  geworden  sind,  weil  die  Gerichte  häufig  schon 
geringfügige  Abweichungen  als  wesentliche  erachteten,  so  wurde  die 
Fassung  des  §  20  des  gegenwärtigen  Gesetzes  gewählt,  um  die  Trag- 
weite des  Gesetzes  durch  dessen  Ausdruck  schärfer  erkennbar  zu 
machen  (Mot.  zu  §  18).  Aus  dem  gleichen  Grunde  wurde,  um  hervor- 
zuheben, dass  jede  Möglichkeit  einer  Verwechselung  genügen  solle, 
das  Wort  „Abänderungen"  durch  das  Wort  „Abweichungen"  ersetzt 
(Komm.-Ber.  zu  §18).  Der  §20  des  geltenden  Gesetzes  enthält 
mithin  gegenüber  dem  §  18  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874 
nicht  nur  eine  redaktionelle  Abänderung,  sondern  eine  wesentliche 
Verschärfung  der  letzteren  Bestimmung  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  74). 
Mit  Rücksicht  auf  die  verschiedene  Tragweite  des  §  18  des  älteren 
und  des  §  20  des  geltenden  Gesetzes  sind  die  auf  Grund  des  früheren 
Gesetzes  in  dieser  Materie  ergangenen  Entscheidungen  bei  Auslegung 
des  §  20  mit  Vorsicht  zu  benutzen.  Auf  die  noch  in  Gemässheit  des 
früheren  Gesetzes  in  die  Zeichenregister  eingetragenen  und  nicht  in 
die  Zeichenrolle  übertragenen  Waarenzeichen  findet  nach  §  24  Absatz  1 
die  Vorschrift  des  früheren  Gesetzes  bis  zum  1.  Oktober  1898  Anwen- 
dung, allerdings  mit  zwei  Ausnahmen,  welche  an  anderer  Stelle  er- 
örtert sind  (vergl.  951). 

832.  Waarenbezeichnungen,  auf  welche  §  20  sich  bezieht. 

Der  §  20  bezieht  sich  auf  alle  Arten  der  im  Gesetze  genannten 
Waarenbezeichnungen,  d.  h.  auf  eingetragene  Waarenzeichen,  Namen, 
Firmen,  Waarenausstattungen  und  örtliche  Herkunftsbezeichnungen; 
die  beiden  letztgenannten  Waarenbezeichnungsarten  werden  von  dem 
Ausdrucke  „sonstige  Kennzeichnungen  von  Waaren"  umfasst.  Neben- 
dem    sind    die  Wappen    besonders    hervorgehoben,    um    erkennbar  zu 
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machen,  dass  §  20  nicht  nur  auf  die  als  örtliche  Herkunftsbezeich- 
nungen —  im  Sinne  des  §  16  —  gebrauchten  Wappen,  sondern  auch 
auf  Wappen  als  Bestandtheile  von  Waarenzeichen  —  im  Sinne  des 
§  4  No.  2  —  Anwendung  findet  (vergl.  148). 

833.  Vorschriften,  welche  durch  §  20  ergänzt  werden. 

Das  Anwendungsgebiet  des  §  20  erstreckt  sich  auf  alle  diejenigen 
gesetzlichen  Vorschriften,  bei  welchen  eine  Uebereinstimmung  zweier 
Waarenbezeichnungen  in  Frage  steht;  insofern  hat  der  §  20  keine 
selbständige  Bedeutung,  sondern  ist  als  eine  zusammenfassende  Er- 
gänzung dieser  sonstigen  Einzelvorschriften  anzusehen.  Im  Einzelnen 
kommen  hierbei  in  Betracht:  a.  §  4  No.  2  —  Wappen  als  Bestand- 
theile von  Waarenzeichen  (vergl.  148) ;  b.  §  4  Absatz  2  —  Eintragung 
gesperrter  Zeichen  (vergl.  173);  c.  §§  5  &  6  —  Eintragung  bereits  zu 
Gunsten  Anderer  eingetragener  Zeichen  (vergl.  182);  d.  §  8  No.  2  — 
Löschung  von  Zeichen,  deren  Eintragung  auf  Grund  des  §  4  No.  2 
oder  auf  Grund  des  §  4  Absatz  2  hätte  versagt  werden  müssen  (vergl. 
257):  e.  §  9  No.  1  —  Löschungsklage  auf  Grund  früherer  Eintragung 
(vergl.  287);  f.  §  9  Absatz  2  —  Löschungsklage  auf  Grund  früheren 
Besitzstandes  (vergl.  308):  g.  §  12  —  ausschliessliche  Befugniss  zum 
Gebrauche  eines  eingetragenen  Zeichens  (vergl.  359);  h.  §§  13,  14 
und  15  —  Strafverfolgung  und  civilrechtliche  Klagen  wegen  wider- 
rechtlichen Gebrauchs  von  eingetragenen  Waarenzeichen,  Namen,  Firmen 
und  Waarenausstattungen  (vergl.  561.  567.  623.  720);  i.  §  16  —  Straf- 
verfolgung wegen  fälschlichen  Gebrauchs  örtlicher  Herkunftsbezeich- 
nungen (vergl.  740):  k.  §  17  —  Beschlagnahme  und  Einziehung  aus- 
ländischer Waaren  (vergl.  777). 

834.  Vorschriften,  auf  welche  §  20  entsprechend  anzuwenden  ist. 

Daneben  ist,  obwohl  dies  im  Gesetze  nicht  ausdrücklich  aus- 
gesprochen wird,  der  §  20  auch  in  allen  denjenigen  Fällen  entsprechend 
anzuwenden,  in  welchen  im  Sinne  des  Gesetzes  unwesentliche  Ab- 
weichungen die  Anwendung  desselben  nicht  auszuschliessen  vermögen 
(vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  173.  174).  Es  kommen  hierbei  in  Be- 
tracht: a.  §  4  Absatz  1  —  Eintragung  von  Freizeichen  (vergl.  103); 
b.  §  4  No.  1  -  Eintragung  ausschliesslich  aus  Zahlen,  Buchstaben 
oder  gemeingebräuchlichen  Wörtern  bestehender  Zeichen  (vergl.  112. 
134);  c.  §  4  No.  3  —  Eintragung  trügerischer  Zeichen  (vergl.  155): 
d.  §  9  No.  3  —  Löschungsklage  wegen  trügerischer  Benutzung  eines 
eingetragenen  Zeichens  (vergl.  305):  e.  §§  13,  14  und  16  —  hinsicht- 
lich der  Frage,  inwieweit  durch  Zusätze  zu  Name,  Firma  oder  örtlichen 
Herkunftsbezeichnungen  die  Widerrechtlichkeit  des  Gebrauchs  oder 
eine  Täuschungsgefahr  ausgeschlossen  wird  (vergl.  543.  751). 

Dagegen  gelangt  §  20  nicht  bei  §  19  Absatz  1,  und  nicht  bei  den 
§§  23  und  24  —  wenigstens  nicht  in  vollem  Umfange  —  zur  An- 
wendung (anders  Landgraf  II.  §20  N.  2,  Seligsohn  §20  N.  6, 
Finger  §20  N.  2,  vergl.  814.  945.  957). 

835.  Bedeutung  der  Worte  „Gefahr  einer  Verwechselung  im  Verkehr'*. 

Um  erkennbar  zu  machen,  dass  jede  Möglichkeit  einer  Irrefüh- 
rung unbedingt  ausgeschlossen  sein  müsse,  lautet  das  Gesetz,  dass  „die 
Gefahr  einer  Verwechselung  im  Verkehr"  nicht  vorliegen  dürfe.  Der 
Ausdruck  „Gefahr"  besagt,  dass  die  Möglichkeit  einer  Verwechse- 
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lung  genügt,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  eine  Verwechselung  thatsäehlich 
stattgefunden  hat.  Denn  es  ist  Rücksicht  darauf  zu  nehmen,  dass  das 
thatsächliche  yorkommen  einer  Verwechselung  bisher  wohl  ausge- 
schlossen gewesen  sein  kann,  weil  die  in  Betracht  kommenden  Zeichen 
entweder  gar  nicht  oder  nur  kurze  Zeit  nebeneinander  in  Gebrauch 
gewesen  sind,  oder  weil  die  Absatzgebiete  der  Waaren,  für  welche  sie 
bestimmt  sind,  sich  bisher  nicht  berührt  haben  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1 
S.  315).  Die  Gefahr  einer  Verwechselung  besteht  alsdann  um  deswillen 
doch,  weil  bei  längerem  Gebrauch  oder  bei  Erweiterung  der  Absatz- 
gebiete die  Möglichkeit  einer  Kollision  vorliegt.  Der  Begriff  der  Ge- 
fahr im  Sinne  des  §  20  zielt  insofern  auf  die  Zukunft  ab,  indem  solche 
Zeichen  von  der  Eintragung  und  von  der  Mitbenutzung  ausgeschlossen 
werden  sollen,  welche  bei  der  naturgemässen  Entwickelung  der  Be- 
triebe jetzt  oder  auch  später  auf  einander  stossen  können  (P.M.  & 
Z-Bl.  Bd.  2  S.  141).  Sind  dagegen  die  beiden  in  Betracht  kommen- 
den Waarenbezeichnungen  seit  geraumer  Zeit  in  denselben  Absatz- 
gebieten und  innerhalb  derselben  Verkehrskreise  unangefochten  neben- 
einander benutzt  worden,  so  erscheint  unter  Umständen  —  und  zwar 
hauptsächlich  dann,  wenn  beide  Zeichen  bisher  schon  gesetzlich  ge- 
schützt waren  —  der  Schluss  nicht  ungerechtfertigt,  dass  die  Mög- 
lichkeit einer  Verwechslung  nicht  vorliege  (P.  M.  &Z-B1.  Bd.  1  S.  314). 
Andererseits  kann  der  Umstand,  dass  Verwechselungen  bereits  ein- 
getreten sind,  bei  Prüfung  der  Verwechslungsgefahr  zur  Unterstützung 
anderweitiger  Momente,  welche  eine  Verwechselung  als  nicht  unwahr- 
scheinlich erscheinen  lassen,  in  Berücksichtigung  gezogen  werden. 
Dies  erscheint  namentlich  dann  angezeigt,  wenn  sachverständige  Per- 
sonen getäuscht  worden  sind  (Str.  IM.  26  S.  406). 

Der  Ausdruck  „Gefahr"  bedeutet  ferner,  dass  im  Zweifel  eine 
Verwechselungsmöglichkeit  anzunehmen  ist  (Mot.  zu  §  18).  Dieser 
Grundsatz  wird  von  dem  Patentamt  im  Anmeldeverfahren  regelmässig 
durchgeführt,  wenn  ein  neu  angenommenes,  bisher  noch  nicht  ein- 
getragenes, Zeichen  einem  älteren  eingetragenen  Zeichen  gegenüber 
steht.  Dies  geschieht  mit  Rücksicht  darauf,  dass  es  sich  bei  einem 
Zeichen  —  im  Gegensatz  zu  den  Erfindungen  —  nicht  um  ein  neu 
geschaffenes  Gut,  sondern  der  Regel  nach  um  ein  willkürliches  Gebilde 
handelt,  das  seinen  Werth  meist  erst  künftig  durch  die  geschäftliche 
Rührigkeit  des  Inhabers  erhalten  soll.  Wer  ein  neues  Zeichen  an- 
nimmt, wird  daher  ohne  wesentliche  geschäftliche  Nachtheile  von 
seiner  Wahl  abstehen  können  und  um  einen  Ersatz  nicht  in  Verlegen- 
heit sein.  Schonender  wird  dagegen  —  dies  kommt  bei  der  Ueber- 
tragung  schon  früher  registrirter  Zeichen  in  die  Zeichenrolle  in  Be- 
tracht —  verfahren,  wenn  zwei  bereits  eingetragene  Zeichen  sich 
gegenüber  stehen,  von  denen  auch  das  jüngere  ein  ziemlich  hohes 
Alter  hat.  Hier  wird  schon  in  Fällen  zweifelhafter  Aehnlichkeit  bis 
zur  Darlegung  des  Gegentheils  angenommen,  der  Verkehr  habe  sich 
in  Folge  des  langen  Nebeneinanderbestehens  der  Zeichen  daran  ge- 
wöhnt, verhältnissmässig  geringen  Unterschieden  eine  Bedeutung  bei- 
zulegen. Allerdings  darf  hierbei  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden, 
dass  früher  die  Eintragung  in  das  Zeichenregister  auch  zu  unlauteren 
Zwecken  benutzt  wurde,  dass  die  Beseitigung  einer  derartigen  unlau- 
teren Eintragung  nach  der  Gerichtspraxis  nicht  selten  unausführbar 
war,  und  dass  es  im  Sinne  des  jetzt  geltenden  Gesetzes  liegt,  solche  selbst 
langjährige  Zeichenmissbräuche  zu  beseitigen  (P.M.  &  Z-Bl.  Bd. 2  S.92). 
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Durch  die  Hinzufugung  der  Worte  „im  Verkehr"  ist  hervorge- 
hoben, dass  nicht  darauf  Gewicht  zu  legen  ist,  ob  zwei  Waaren- 
bezeichnungen für  sich  betrachtet  Verschiedenheiten  aufweisen,  dass 
vielmehr  die  Prüfung  darauf  sich  zu  erstrecken  hat,  ob  nach  den  Ge- 
wohnheiten des  Verkehrs  —  da  in  diesem  die  Waarenbezeichnung 
ihre  bestimmungsgemässe  Verwendung  findet  —  eine  Verwechselung 
nicht  ausgeschlossen  ist.  Dabei  kommt  in  Betracht,  dass  durch  die 
thatsächliche  Verwendung  eines  Zeichens  im  Verkehre  öfters  dessen 
äussere  Erscheinung  beeinflusst  wird,  und  dass  im  Verkehre  regel- 
mässig eine  genaue  Vergleichung  der  beiden  in  Betracht  kommenden 
Bezeichnungen  mit  Rücksicht  auf  eine  etwaige  Uebereinstimmung  nicht 
stattfindet  oder  nicht  stattfinden  kann.  Demnach  ist  bei  Anwendung 
des  Gesetzes  die  Verkehrswirkung  der  geschützten  Waarenbezeichnung, 
d.  h.  sowohl  das  Bild,  welches  dieselbe  im  Verkehre  gew^ährt,  als  die 
Anschauung  der  betheiligten  Verkehrskreise  in  Berücksich- 
tigung zu  ziehen. 

836.   Bedeutung  der  Darstellung  und  Beschreibung  bei  eingetragenen 

Waarenzeichen  für  die  Vergleichung. 

Die  vorstehenden  Grundsätze  finden  unbedingt  Anwendung,  wenn 
es  sich  um  die  Vergleichung  zweier  W^aarenausstattungen  handelt,  da 
der  einer  Waarenausstattung  gesetzlich  gewährte  Schutz  sich  auf  die- 
jenige Gestalt  erstreckt,  unter  welcher  die  Ausstattung  im  Verkehre 
bekannt  ist.  Bei  eingetragenen  Waarenzeichen  findet  eine  Abweichung 
von  der  Regel  insofern  statt,  als  die  Eintragung  eines  Zeichens  nicht 
allein  die  Erlangung  des  Rechtes  auf  ausschliessliche  Benutzung  des 
Zeichens  bezweckt,  sondern  nebendem  —  wie  sich  aus  dem  Erforder- 
nisse einer  deutlichen  Darstellung  als  Bestandtheils  der  Anmeldung 
und  Eintragung  ergiebt  —  das  Zeichen,  für  welches  der  Schutz  be- 
ansprucht wird,  und  damit  den  Umfang  des  Schutzes  seinem  wesent- 
lichen Inhalte  nach  zur  Kenntniss  aller  Betheiligten  bringen  soll.  Dar- 
aus folgt,  dass  ein  Anspruch  auf  den  gesetzlichen  Schutz  und  damit 
auf  Anwendung  des  §  20  nur  insofern  und  insoweit  besteht,  als  der 
Zeicheninhaber  bei  Gebrauch  des  Zeichens  sich  innerhalb  der  durch 
die  eingetragene  Darstellung  desselben  gegebenen  Grenzen  hält;  ver- 
wendet derselbe  ein  willkürlich  abgeändertes  Zeichen,  so  kann  er  für 
dieses  einen  Schutz  nicht  beanspruchen.  Daher  ist  bei  der  Verglei- 
chung zunächst  auf  die  eingetragene  Darstellung,  nicht  auf  das  that- 
sächlich  von  dem  Zeicheninhaber  gebrauchte  Zeichen,  zu  sehen,  wenn 
solches  von  der  eingetragenen  Darstellung  abweicht  (Civ.  Bd.  19  S.  176, 
Bolze  Bd.  2  No.  3B9,  Bolze  Bd.  4  No.  216,  Bolze  Bd.  8  No.  152, 
ZgR.  IV.  S.  188).  Indessen  ist  immerhin  zuzugeben,  dass  es  nicht 
rechtsirrthümlich  ist,  die  thatsächlich  benutzte  Darstellung  dann  der 
Vergleichung  zu  Grunde  zu  legen,  wenn  das  thatsächlich  benutzte 
Zeichen  nur  durch  die  W^eglassung  oder  die  Hinzufügung  unwesent- 
licher Dinge  von  der  eingetragenen  Darstellung  abweicht,  und  sich 
mithin  lediglich  als  eine  Ausführungsform  der  letzteren  darstellt  (Z  gR. 
IV.  S.  188,  Bolze  Bd.  20  No.  127).  Nächst  der  Darstellung  ist  dann 
die  etwa  derselben  beigefügte  —  als  Ergänzung  derselben  zu  be- 
trachtende —  Beschreibung  zu  berücksichtigen  (vergl.  Mot.  zu  §  2, 
Schima  S.  34,  vergl.  auch  73).  Erst  nachdem  diese  Mittel  erschöpft 
sind,  und  zur  Ergänzung  derselben,  darf  auf  die  Verkehrswirkung 
des  Zeichens  gesehen  werden,  unter  der  Voraussetzung,  dass  im  Ver- 
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kehre  ein  nicht  wesentlich  von  der  Darstellung  und  Beschreibung  ab- 
weichendes Zeichen  zur  Verwendung  gelangt  (vergl.  Meili  S.  25, 
vergl.  auch  872). 

837.  Bedeutung   der  Eintragung   in   das  Handelsregister  bei  Firmen. 

Aehnlich  wie  die  Eintragung  eines  Waarenzeichens  verfolg  die 
Eintragung  einer  Firma  in  das  Handelsregister  den  Zweck,  den  kauf- 
männischen Namen,  für  welchen  der  Schutz  des  Handelsgesetzbuchs 
beansprucht  wird,  in  derjenigen  Gestalt,  in  welcher  der  Inhaber  des 
Geschäfts  denselben  zu  führen  beabsichtigt  und  geschützt  wissen  will, 
zur  allgemeinen  Kenntniss  zu  bringen.  Es  gilt  daher  auch  bei  ein- 
getragenen Firmen  der  Grundsatz,  dass  dieselben  nur  in  der  Form, 
in  welcher  sie  in  das  Handelsregister  eingetragen  sind,  nicht  etwa  in 
der  Gestalt,  in  welcher  sie  abweichend  hiervon  thatsächlich  —  sei  es 
zur  Bezeichnung  des  Geschäftes  oder  zur  Waarenbezeichnung  —  ver- 
wendet werden,  gesetzlichen  Schutz  gemessen.  Es  ist  dabei  selbst 
gleichgültig,  ob  der  Firmeninhaber  vornehmlich  oder  allein  die  ab- 
geänderte Firma  im  Verkehre  gebraucht,  und  ob  dieselbe  allein  in 
dieser  abgeänderten  Gestalt  im  Verkehre  bekannt  ist  (R-O-H.  Bd.  4 
S.  259ff.,  R-O-H.  Bd.  9  S.  329,  Rechtspr.  Bd.  10  S.  344«.,  Goltd. 
Bd.  19  S.  343,  Goltd.  Bd.  25  S.  599). 

838.  Massgebender  Wortlaut  bei  nicht  eingetragenen  Firmen  und  bei 

Namen. 

Ist  eine  Firma  nicht  in  das  Handelsregister  eingetragen,  so  wird 
dieselbe  in  der  Gestalt,  in  welcher  sie  thatsächlich  von  ihrem  Inhaber 
geführt  wird,  geschützt,  vorausgesetzt  dass  ihre  Zusammensetzung 
den  gesetzlichen  Anforderungen  entspricht  (vergl.  506  ff.,  523).  Was 
im  einzelnen  Falle  als  Bestandtheil  einer  nicht  eingetragenen  Firma 
anzusehen  ist,  ist  Thatfrage  (vergl.  510).  Namen  gemessen  in  der- 
jenigen Form  Schutz,  in  welcher  sie  ihrem  Inhaber  rechtmässig  zu- 
stehen; ein  seinem  Wortlaute  nach  willkürlich  abgeänderter  Name 
hat  in  dieser  abgeänderten  Gestalt  keinen  Anspruch  auf  Schutz  (vergl. 
495  ff.). 

839.   Einfluss  der  Täuschungsabsicht  und  der  Wissentlichlceit. 

Es  genügt  zur  Anwendung  des  §  20  die  objektive  Gefahr  einer 
Verwechslung;  darauf,  ob  die  Herbeiführung  einer  solchen  beabsichtigt 
war,  ist  kein  Gewicht  zu  legen  (Bolze  Bd.  2  No.  340).  Jedoch  darf, 
wenn  die  auf  Täuschung  oder  Nachahmung  der  Bezeichnung  gerichtete 
Absicht  aus  den  Umständen  erhellt,  dies  zur  Unterstützung  sonstiger, 
auf  eine  Verwechslungsgefahr  hindeutender,  Momente  in  Berücksichti- 
gung gezogen  werden,  zumal  da,  wenn  die  Absicht  auf  Herbeiführung 
einer  Verwechslung  gerichtet  war,  dieser  Zweck  regelmässig  in  irgend 
einer  Weise  im  Bilde  des  Zeichens  oder  in  der  Art  seiner  Verwen- 
dung im  Verkehre  äusserlich  hervortreten  wird  (R-O-H.  Bd.  23  S.  136, 
Civ.  Bd.  6  S.  78).  Liegt  Verw^echslungsähnlichkeit  vor,  so  bewirkt 
der  Hinzutritt  der  Wissentlichkeit  oder  der  Täuschungsabsicht,  dass 
nicht  nur  der  §  12,  sondern  auch  die  §§  14  und  15  zur  Anwendung 
gelangen;  hat  Jemand  im  Falle  des  §  14  nicht  nur  wissentlich,  son- 
dern auch  in  der  Absij^ht,  zu  täuschen,  gehandelt,  so  kann  dies  Anlass 
zu  strengerer  Bestrafung  geben. 
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840.  Thatsächiiohe  Feststellung  der  Verweohslungsgefahr;    Zulassig- 

keit  der  Revision. 

Ob  Verwechslungsähnlichkeit  zweier  Waarenbezeichnungen  im 
Verkehre  vorliegt,  ist  eine  nach  Lage  des  einzelnen  Falles  zu  ent- 
scheidende Frage  thatsächlicher  Natur;  insbesondere  beruht  die  Ent- 
scheidung, ob  Abweichungen  als  wesentliche  oder  als  unwesentliche 
im  Sinne  des  §  20  anzusehen  sind,  regelmässig  auf  thatsächlicher 
Feststellung  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  161,  ZgR.  IIL  S.  237.  239, 
vergl.  Rechtspr.  Bd.  4  S.  490  ff.).  Indessen  stellt  die  Bestimmung 
des  §  20  doch  insofern  auch  einen  Rechtsbegriff  auf,  als  es  danach 
bei  eingetragenen  Waarenzeichen  und  Firmen  zunächst  auf  die  Ein- 
tragung, und  insofern,  als  es  nicht  auf  die  Verwechslungsfähigkeit 
zweier  Bezeichnungen  im  Allgemeinen,  sondern  auf  deren  Verwechs- 
lungsähnlichkeit im  Verkehre  ankommt.  Auch  ist  der  Begriff  der 
„Gefahr"  ein  Rechtsbegriff  (vergl.  835).  Beruht  eine  gerichtliche 
Entscheidung  auf  einer  Verkennung  dieser  Rechtsbegriffe  und  ins- 
besondere der  einzelnen  hieraus  sich  ergebenden  Regeln,  welche  im 
Nachfolgenden  zu  erörtern  sind,  so  kann  das  nur  bei  Rechtsverletzungen 
gegen  Civilurtheile  zweiter  Instanz  und  gegen  Strafurtheile  zulässige 
Rechtsmittel  der  Revision  hierauf  gestützt  werden.  Dies  gilt  z.  B., 
wenn  nicht  auf  die  Gesammterscheinung  der  Bezeichnung,  sondern 
ausschliesslich  auf  die  Aehnlichkeit  einzelner  Bestandtheile  Gewicht  ge- 
legt, oder  die  Wirkung  der  Bezeichnung  auf  die  betheiligten  Verkehrs- 
'kreise  nicht  genügend  berücksichtigt  worden  ist  (Blum  Ann.  Bd.  6 
S.  228.  229,  ZgR.  III.  S.  237).  Wenn  daher  auch  im  Allgemeinen  das 
freie  Ermessen  des  Patentamts  oder  des  Gerichts  darüber  entscheidet, 
ob  Verwechslungsgefahr  vorliegt,  so  dürfen  bei  dieser  Prüfung  doch 
die  im  Folgenden  erörterten  Regeln  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden. 

841.  Gesammteindruck   der  Waarenbezeiohnung   als  Grundlage  der 

Verglelchung. 

Es  ist  bei  Prüfung  der  Verwechslungsähnlichkeit  zweier  Waai^en- 
bezeichnungen  darauf  zu  sehen,  ob  dieselben  ihrer  Gesammterschei- 
nung nach  übereinstimmen,  oder  doch  nicht  wesentlich  von  einander 
abweichen.  Sind  dieselben  ihrer  Gesammterscheinung  nach  nicht  mit 
einander  zu  verwechseln,  so  kommt  es  auf  die  Aehnlichkeit  einzelner 
Bestandtheile  nicht  an;  andererseits  beeinträchtigt  die  gänzliche  Ver- 
schiedenheit der  einzelnen  Bestandtheile  die  Anwendbarkeit  des  §  20 
nicht,  wenn  trotzdem  das  Gesammtbild  der  beiden  Bezeichnungen  — 
z.  B.  in  Folge  der  Aehnlichkeit  der  Gruppirung  der  einzelnen  Theile 
—  nicht  wesentlich  verschieden  ist  (Kohl er  M-R.  S.  278,  R-O-H. 
Bd.  22  S.  378.  379,  Civ.  Bd.  3  S.  73,  Civ.  Bd.  6  S.  75,  Str.  Bd.  19 
S.  317.  318,  Str.  Bd.  24  S.  100,  Str.  Bd.  26  S.  405,  Blum  Ann.  Bd.  3 
S.  373,  Oppenhoff  Bd.  18  S.  781  ff.,  Bolze  Bd.  20  No.  127,  Meili 
S.  30,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  235).  Zwei  Waarenbezeichnungen  können 
demnach  aus  genau  den  gleichen  Bestandtheilen  bestehen,  und  doch 
kann,  wenn  durch  die  verschiedene  Gruppirung  derselben  ein  wesent- 
lich verschiedenes  Gesammtbild  geschaffen  ist,  Verwechslungsähnlich- 
keit nicht  angenommen  .werden  (Kohl er  M-R.  S.  278,  Amar  No.  81). 
Es  ist  daher  auch  nicht  auf  die  Abänderungen  Gewicht  zu  legen, 
welche  einzelne  Bestandtheile  erlitten  haben,  selbst  wenn  solche,  für 
sich  betrachtet,    sofort   in  die  Augen  fallen,    sondern    darauf,    ob  die 
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Gesammtersch einung  der  Bezeichnung  in  Folge  der  Abänderung  der 
einzelnen  Bestandtheile  als  eine  wesentlich  abweichende  sich  darstellt 
(R-O-H.  Bd.  22  S.  1.  2). 

Für  die  Frage  der  Aehnlichkeit  des  Gesammtbildes  ist  bei  bild- 
lichen Darstellungen  in  der  Regel  die  Aehnlichkeit  der  bildlichen 
Erscheinung  massgebend,  während  es  darauf,  was  die  einzelnen  Be- 
standtheile bedeuten,  regelmässig  nicht  ankommt  (Str.  Bd.  26 
S.  404.  405,  anders  Schmid  in  ZgR.  IV.  S.  218).  Anderes  gilt  bei 
Wortzeichen,  da  bei  diesen  gerade  die  Bedeutung  des  Wortes  von 
hervorragendem  Einflüsse  auf  die  Prüfung  der  Verwechslungsgefahr 
ist  (vergl.  852).  Dass  die  Bedeutung  bildlicher  Bestandtheile  in  der 
Regel  nicht  zu  berücksichtigen  ist,  kommt  sowohl  in  positiver  als  in 
negativer  Hinsicht  in  Betracht.  Beispielsweise  können  zwei  Zeichen, 
welche  beide  aus  einem  Stern,  jedoch  in  durchaus  abweichender  figür- 
licher Gestaltung  bestehen,  nicht  als  übereinstimmend  angesehen  wer- 
den, während  andererseits  wohl  Verwechslungsgefahr  zwischen  zwei 
Zeichen  vorliegen  kann,  von  denen  das  eine  einen  Schwan,  das  andere 
eine  Gans,  oder  das  eine  einen  Adler,  das  andere  eine  Eule  enthält, 
wenn  deren  bildliche  Gesammterscheinung  zum  Verwechseln  ähnlich 
ist  (ZgR.  IV.  S.  77,  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  235).  Ausnahmsweise 
—  namentlich  dann,  wenn  das  bildliche  Motiv  des  Zeichens  ein  be- 
sonders eigenartiges  ist  —  ist  auch  auf  die  Bedeutung  bildlicher  Be- 
standtheile Gewicht  zu  legen  (vergl.  845.  846.  847). 

842.  Aenderung  des  Gesammteindruoks  in  Folge  der  Fortlassung  ein- 
zelner Bestandtheile. 

Ob  eine  Waarenbezeiclmung,  welche  aus  einzelnen  Bestandtheilen 
einer  anderen  Bezeichnung  unter  Fortlassung  anderer  Bestandtheile 
gebildet  oder  doch  hauptsächlich  gebildet  ist,  mit  der  nur  theilweise 
nachgebildeten  Bezeichnung  im  Sinne  des  §  20  verwechselt  werden 
kann,  ist  demnach  eine  Thatfrage,  deren  Entscheidung  davon  abhängt, 
ob  in  Folge  der  Fortlassungen  die  Gesammterscheinung  der  Bezeich- 
nung sich  wesentlich  geändert  hat  (Rechtspr.  Bd.  1  S.  701  ff., 
Oppenhoff  Bd.  18  S.  281,  Komm.-Ber.  zu  §  18).  Dies  gilt  ins- 
besondere auch  für  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  durch  Weglassung 
einzelner  Bestandtheile  einer  Firma  eine  wesentliche  Abweichung  er- 
zielt werden  kann  (vergl.  R-O-H.  Bd.  23  S.  141.  142,  Goltd.  Bd.  19 
S.  343).  Die  Verwendung  eines  einzelnen  Bestandtheils  einer  fremden 
Waarenbezeichnung  als  selbständigen  Bezeichnungsmittels  oder  als 
Bestandtheils  einer  anderen  Waarenbezeichnung  ist  regelmässig  nur 
dann  unzulässig,  wenn  die  Gesammterscheinung  der  Bezeichnung,  zu 
welcher  der  Bestandtheil  gehört,  durch  letzteren  wesentlich  beeinflusst 
wird  (vergl.  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  92,  Schima  S.  26.  27).  Enthält 
z.  B.  eine  Waarenbezeichnung  eine  grössere  Zahl  von  Worten,  so  wird 
im  Allgemeinen  gegen  die  Entnahme  einzelner  Worte,  sofern  dieselben 
nicht  besonders  charakteristischer  Natur  sind,  nichts  einzuwenden  sein 
(vergl.  Civ.  Bd.  22  S.  103).  Ebensowenig  bestimmt  sich  bei  einem 
Kollektivzeichen  die  Verwechslungsähnlichkeit  ohne  Weiteres  allein 
nach  der  Aehnlichkeit  einzelner  Bestandtheile  mit  einer  fremden  Waaren- 
bezeichnung (Str.  Bd.  20  S.  81).  Andererseits  wird  regelmässig  Ver- 
wechselungsgefahr anzunehmen  sein,  wenn  es  nahe  liegt,  das  unter 
Fortlassung  einzelner  Bestandtheile  aus  einem    anderen  Zeichen    ge- 


§20.  LXXX III.  Wiedergabe  von  Waarenbezeichnungen  mit  Ab  weichungen.    517 

bildete  Zeichen  lediglich  für  eine  Vereinfachung  dieses  anderen  Zeichens 
zu  halten  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  334). 

Aus  der  Praxis  des  Patentamts  ist  hervorzuheben,  dass  das  Patent- 
amt dem  Wortzeichen  „Hahnenbräu **  die  Eintragung  wegen  Ueberein- 
stimmung  mit  einem  früher  angemeldeten  Zeichen  versagt  hat,  weil 
das  ältere  Zeichen  aus  einem  Hahn  auf  einem  Fasse  mit  der  Um- 
schrift „Hahnenbräu"  bestand  (P.  M.  &Z-B1.  Bd.  1  S.  233).  Es  geht 
daraus  hervor,  dass  auf  Wortbestandtheile  ein  besonderes  Gewicht 
gelegt  werden  kann,  wenn  dieselben  charakteristischer  Natur,  d.  h. 
derart  sind,  dass  sie  sich  dem  Gedächtnisse  des  Publikums  leicht  ein- 
prägen. Eine  solche  ausschlaggebende  Bedeutung  ist  Wortbestand- 
theilen  regelmässig  nicht  nur  dann  beizulegen,  wenn  sie  in  der  bild- 
lichen Gestaltung  der  Waarenbezeichnung  besonders  hervortreten,  oder 
wenn  durch  sonstige  —  sei  es  bildliche  oder  wörtliche  —  Zuthaten, 
wie  in  dem  angegebenen  Falle,  besonders  auf  dieselben  hingewiesen 
wird,  sondern  in  der  Regel  auch  dann,  wenn  es  sich  um  ein  nicht 
gemeingebräuchliches  Fantasiewort,  welches  als  selbständiges  Waaren- 
zeichen  hätte  eingetragen  werden  können,  handelt,  weil  alsdann  im 
Verkehre  die  Waare  mit  dem  Worte  benannt  zu  werden  pflegt  (vergl. 
P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  184.  187,  vergl.  auch  845).  Eine  allgemein- 
gültige Regel  lässt  sich  indessen  nicht  geben,  da  Alles  von  den  Um- 
ständen des  einzelnen  Falles  abhängt.  Jedenfalls  handelt,  wer  auf  das 
in  einem  Zeichen  als  Bestandtheil  enthaltene  Wort  als  solches  Werth 
legt,  vorsichtig,  wenn  er  neben  der  Anmeldung  auf  das  figürliche 
Zeichen  eine  Anmeldung  auf  das  Wortzeichen  einreicht  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  234). 

843.   Ueberdruck,  Ueberklebung  oder  Verdeckung  einzelner  Bestand- 

theile. 

Die  Beseitigung  einzelner  Bestandtheile  einer  fremden  Waaren- 
bezeichnung erfolgt  entweder  in  der  Weise,  dass  diese  Theile  in  der 
Nachbildung  der  Bezeichnung  fortgelassen  werden,  oder  derart,  dass 
einzelne  Bestandtheile  einer  fremden  Originalbezeichnung  verdeckt, 
d.  h.  überdruckt  oder  überklebt  werden.  Abgesehen  von  der  Frage, 
ob  hierdurch  das  Gesammtbild  wesentlich  geändert  wird,  ob  insbeson- 
dere das  fremde  Zeichen  unter  der  Ueberklebung  oder  unter  dem 
Ueberdruck  nicht  doch  noch  in  seiner  ganzen  Individualität  erkennbar 
bleibt,  ist  dabei  zu  berücksichtigen,  ob  eine  derartige  Beseitigung  als 
eine  dauerhafte  angesehen  werden  kann.  Ist  der  Ueberdruck  oder 
die  Ueberklebung  keine  dauerhafte,  oder  bleibt  die  Originalbezeichnung 

—  z.  B.    bei   plastischen  Zeichen    durch  Vermittelung    des  Tastsinns 

—  trotzdem  deutlich  noch  erkennbar,  so  liegt  die  Gefahr  einer  Ab- 
lösung der  verdeckenden  Theile  und  der  Täuschung  und  somit  auch 
die  Gefahr  einer  Verwechslung  im  Verkehre  vor  (Str.  Bd.  14  S.  417, 
Str.  Bd.  24  S.  100,  vergl.  402).  Die  Beseitigung  einzelner  Bestand- 
theile eines  Waarenzeichens  im  Gesammtbilde  desselben  kann  übrigens 
auch  dadurch  geschehen,  dass  die  einzelnen  Bestandtheile  auf  ver- 
schiedene Seiten  der  Waare  derart  vertheilt  werden,  dass  nicht  das 
gesammte  Zeichen  mit  einem  Blicke  erfassbar  ist.  Es  ist  alsdann  — 
dies  ist  allerdings  nicht  unbestritten  —  der  Eindruck  massgebend, 
welchen  jeder  besonders  angebrachte  Bestandtheil  für  sich  gewährt 
(vergl.  15). 
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Der  völligen  Beseitigung  einzelner  Bestandtheile  steht  es  nicht 
gleich,  wenn  solche  in  Folge  der  Verwendung  des  Zeichens  in  dessen 
Gesammterscheinung  zurücktreten.  Denn  die  Folge  hiervon  kann  immer 
nur  die  sein,  dass  solche  Bestandtheile  weniger  zu  berücksichtigen 
sind,  nie  aber  die,  dass  sie  gänzlich  ausser  Acht  zu  lassen  seien. 
Beispielsweise  schliesst  der  Umstand,  dass  auf  einer  Flasche  die  seit- 
lichen Ränder  der  hieran  angebrachten  Etikette  für  den  vor  der  Mitte 
stehenden  Beschauer  zurücktreten,  nicht  aus,  dass  das  Bild,  welches 
die  gesammte  Etikette  gewährt,  in  Berücksichtigung  gezogen  werden 
muss  (ZgR.  III.  S.  240,  vergl.  auch  P.  M.  &Z-B1.  Bd.  2  S.  103). 

844.  Ausschlaggebende  Bedeutung  einzelner  Bestandtheile. 

Wenn  vorher  gesagt  ist,  dass  die  Gefahr  der  Verwechselung  sich 
vorwiegend  oder  sogar  allein  nach  der  Aehnlichkeit  eines  einzelnen 
Bestandtheiles  bestimmen  kann,  sofern  durch  denselben  die  Gesammt- 
erscheinung der  Bezeichnung,  zu  welcher  er  gehört,  wesentlich  becin- 
flusst  wird,  so  ist  dabei  zu  beachten,  dass  für  die  Frage,  ob  und  in- 
wieweit einem  einzelnen  Bestandtheil  eine  derartige  ausschlaggebende 
Bedeutung  beizumessen  ist,  nicht  nur  die  Gesammterscheinung  der 
Bezeichnung  für  sich  betrachtet,  sondern  wesentlich  auch  die  in  den 
betheiligten  Verkehrskreisen  herrschende  Anschauung  entscheidet.  Es 
ist  daher  darauf  zu  sehen,  ob  im  Verkehre  auf  einzelne  Bestandtheile 
einer  Bezeichnung  besonderes  Gewicht  gelegt  wird  (Kohler  in  ZgR.  III. 
S.  88,  Schima  S.  28).  Ist  z.  B.  die  Waare  für  wenig  civilisirte  über- 
seeische Völker  bestimmt,  so  genügt  unter  Umständen  die  Aehnlichkeit 
eines  einzelnen,  den  Abnehmern  seiner  Bedeutung  oder  Erscheinung 
nach  besonders  bekannten  Bestandtheils,  während  der  gleiche  Bestand- 
theil für  den  Europäer,  welchem,  im  Gegensatze  zu  einem  Angehörigen 
des  betreffenden  Volksstammes,  auch  die  übrigen  Bestandtheile  vertraut 
sind,  in  der  Gesammterscheinung  des  Zeichens  zurücktritt  (ZgR.  III. 
S.  137).  Ist  eine  besondere  Verkehrsanschauung  nicht  dargelegt,  so 
ist  das  Bild  der  Waarenbezeichnung,  wie  solches  dem  unbefangenen 
Beschauer  sich  darstellt,  massgebend.  Dass  hiernach  einzelne  Bestand- 
theile —  namentlich  auch  Wortbestandtheile  —  unter  Umständen  eine 
hervorragende  Bedeutung  haben  können,  ist  bereits  dargelegt  (vergl. 
842).  Ist  ein  einzelner  Bestandtheil  von  solcher  Bedeutung  für  die 
Gesammterscheinung  des  Zeichens,  dass  letztere  durch  die  Fortlassung 
der  anderen  Bestandtheile  nicht  wesentlich  geändert  wird,  so  darf  der 
hervorragende  Bestandtheil  meist  überhaupt  nicht,  oder  doch  nicht 
ohne,  wesentliche  Aenderungen,  oder  nur  unter  Hinzufügung  wesent- 
lich unterscheidender  Zuthaten  in  ein  anderes  Zeichen  aufgenommen 
werden.  Es  gilt  dabei  entsprechend  das  Gleiche  wie  von  der  Auf- 
nahme eines  Zeichens  als  Ganzes  in  ein  anderes  Zeichen  (vergl.  849). 
Jedoch  kann  dadurch,  dass  ein  Name  oder  eine  Firma  zum  wesent- 
lichsten Bestandtheile  eines  Zeichens  gemacht  ist,  ein  Anderer  niemals 
gehindert  werden,  seinen  gleich  oder  ähnlich  lautenden  Namen  oder 
seine  gleichlautende  Firma  als  Bestandtheil  seines  Zeichens  zu  ver- 
wenden (vergl.  489).  Wer  hiernach  nicht  von  der  Benutzung  seines 
eigenen  Namens  oder  seiner  eigenen  Firma  ausgeschlossen  werden 
kann,  muss  indessen,  weil  die  Gefahr  einer  Verwechselung  im  Verkehr 
durch  die  Gleichheit  des  Namens  oder  der  Firma  erheblich  gesteigert 
wird,  mit  um  so  grösserer  Strenge  auf  eine  möglichst  verschiedene 
Anordnung  der  sonstigen  Bestandtheile  seines  Zeichens    achten    und 
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dasselbe  durch  Hinzuftigung  wesentlicher  sonstiger  Zuthaten  möglichst 
verschieden  gestalten  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  235.  314). 

845.  Verkehrsübliohe  Benennung   der  Waare   nach   einem  einzelnen 

Bestandtheil. 

Ein  sicheres  Zeichen  für  die  besondere  Bedeutung,  welche  einem 
einzelnen  Bestandtheile  innerhalb  der  betheiligten  Verkohrskreise  bei- 
gelegt wird,  ist  die  im  Verkehre  übliche  thatsächliche  Benennung  der 
Waare  nach  diesem  Bestandtheile.  Als  Beispiele  seien  angeführt  die 
Benennungen  „Bockkopfgarn"  oder  „Bockzwirn"  nach  einem  in  einem 
Waarenzeichen  enthaltenen  Bockkopf,  „Sternöl"  nach  einem  Stern,  „Helm- 
putzpommade"  nach  einemHelm,  „Hahn- Achsen"  nach  einem  Hahn  u.  s.w. 
(Blum  Ann.  Bd.  8  S.  68,  Schima  S.  28.29,  ZgR.  HL  S.  237,  vergl. 
auch  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  104).  Der  Anmelder  eines  Zeichens  kann 
eine  solche  Verkehrsgewohnheit  dadurch  hervorrufen  oder  beeinflussen, 
dass  er  der  in  seinem  Zeichen  enthaltenen  Figur  deren  sprachliche 
Benennung  beifügt,  z.  B.  dem  Bilde  eines  Hahnes  in  einem  für  Bier 
bestimmten  Zeichen  das  Wort  „Hahnenbräu"  (vergl. 842).  Die  besondere 
Bedeutung  eines  in  einem  Waarenzeichen  als  Bestandtheil  enthaltenen 
Wortes  —  es  kommen  hierbei  namentlich  Fantasiewörter  und  son- 
slige  charakteristische  Benennungen  in  Betracht  —  ergiebt  sich  dem- 
entsprechend daraus,  dass  die  Waare  im  Verkehre  mit  diesem  Worte 
benannt,  und  namentlich  unter  dieser  Bezeichnung  von  dem  Käufer 
verlangt  zu  werden  pflegt  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  324,  Bd.  2  S.  187. 
303,  Propr.  Ind.  X.  S.  155,  XL  S.  43.  44,  XII.  S.  126).  Hat  ein  ein- 
zelner Bestandtheil  eines  Zeichens  eine  derartige  Bedeutung  in  der  Ver- 
kehrssprache gewonnen,  so  wird  ein  Anderer,  welcher  den  gleichen  Be- 
standtheil in  seine  Waarenbezeichnung  aufnimmt,  ganz  besondere  Vor- 
sorge treffen  müssen,  dass  durch  die  Hinzufügung  anderer  in  die  Augen 
springender  Darstellungen  dem  Publikum  zum  Bewusstsein  gebracht 
wird,  dass  eine  neue  Bezeichnung  vorliegt.  Keinesfalls  genügt  eine 
Abweichung,  welche  allein  oder  vornehmlich  in  einer  verschiedenen 
Gestaltung  eines  solchen  nach  der  Ansicht  des  Publikums  hervor- 
tretenden Bestandtheils  besteht,  wenn  derselbe  begrifflich  derselbe 
bleibt;  es  genügt  daher  bei  den  angegebenen  Beispielen  zum  Ausschlüsse 
der  Verwechselungsgefahr  nicht  schon  die  Verwendung  eines  anders 
gestalteten  Bockkopfes,  Sterns,  Helms  oder  Hahns  (Bolze  Bd.  4 
No.  216).  Durch  die  Kraft  des  Verkehrs  kann  demnach  eine  Figur 
nicht  nur  ihrer  bildlichen  Erscheinung  nach,  was  die  Regel  ist,  son- 
dern  auch    ihrer   Bedeutung   nach    in  Betracht  kommen  (vergl.  841. 

846.  847). 

846.  Ausschliessliche  Befugniss  zur  Benutzung  einzelner  Bestandtheile. 

Eine  derartige  Verkehrsanschauung  kann  und  wird  der  Regel  nach 
sogar  dazu  führen,  dass  ein  Anderer  den  betreffenden  Bestandtheil 
überhaupt  nicht  —  also  auch  nicht  unter  Hinzufügung  anderer  mar- 
kanter Bestandtheile  —  in  seine  Waarenbezeichnung  aufnehmen  darf, 
weil  selbst  im  letzteren  Falle  mit  Rücksicht  auf  das  Gewicht,  welches 
das  Publikum  dem  Bestandtheile  beilegt,  und  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  alsdann  im  Verkehr  vielfach  —  bei  Ankündigungen,  Offerten  und 
Bestellungen  —  der  Name  des  Zeichens  ohne  das  Bild  Verwendung  findet, 
regelmässig  Gefahr  der  Verwechselung  vorliegt.  Denn  es  ist  hierbei 
anzunehmen,  dass  wegen  des  gleichen  Motivs  auch  das  jüngere  Zeichen 
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mit  dem  im  Verkehre  bekannten  Namen  des  älteren  Zeichens  belebt 
wird  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  274,  vergl.  Schmid  in  ZgR.  IV.  S.  218). 
Das  Patentamt  nimmt  allgemein  an,  dass,  wenn  das  Motiv  des  älteren 
Zeichens  ein  besonders  eigenarti^^es  ist,  auch  eine  figürlich  abweichende 
Darstellung  desselben  Motivs  in  einem  jüngeren  Zeichen  nicht  zuzu- 
lassen sei.  Als  eigenartige  Motive  in  diesem  Sinne  kommen  nicht  nur 
bildliche  Darstellungen,  sondern  insbesondere  auch  die  Fantasiewörter 
in  Betracht.  Besteht  ein  Waarenzeichen  ausschliesslich  aus  einem 
Fantasie  Worte,  oder  enthält  es  ein  solches  als  Bestandtheil,  so  wird 
regelmässig  einem  Anderen  nicht  die  Befugniss  zustehen,  das  be- 
treflende  Fantasiewort,  sei  es  als  selbständiges  Zeichen  oder  als  Be- 
standtheil eines  —  wenn  auch  seiner  äusseren  Erscheinung  nach  nicht 
verwechselungsfähigen  —  Kombinationszeichens,  zu  benutzen  (vergl. 
P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  92.  93.  105.  106,  vergl.  dagegen  auch  P.  M.  & 
Z-Bl.  Bd.  2  S.  107).  Kommt  das  in  dem  älteren  Zeichen  verwendete 
Motiv  dagegen  häufiger  in  den  Zeichendarstellungen  der  Gewerbe- 
treibenden einer  bestimmten  Branche  vor,  so  sind  Andere  nicht  ge- 
hindert, dasselbe  Motiv  in  ihr  Zeichen  aufzunehmen,  sofern  nur  ihre 
Ausführung  gegenüber  dem  ersten  Zeichen  genügend  charakteristisch 
ist  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  65). 

Denkbar  ist  es,  dass  ein  einzelner  Bestandtheil  im  Verkehre  nur 
in  einer  bestimmten  Färbung  besonders  bekannt  ist,  z.  B.  wenn  die 
Waare  als  „blaue  Sternmarke"  oder  „rothe  Ankermarke"  bezeichnet 
zu  werden  pflegt,  und  hauptsächlich  mit  Rücksicht  auf  diese  Färbung 
von  Waaren  anderer  Gewerbetreibender  unterschieden  wird  (Schima 
S.  42.  43).  Alsdann  kann  ein  ausschliessliches  Recht  auf  den  Gebrauch 
eines  blauen  Sterns  oder  eines  rothen  Ankers,  nicht  dagegen  auf  Be- 
nutzung der  blauen  oder  rothen  Farbe  überhaupt,  erlangt  werden,  da  der 
Erwerb  eines  Alleinrechts  auf  eine  bestimmte  Farbe  —  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  die  Farben  im  Gemeingebrauche  stehen  —  nicht  möglich  ist 
(vergl.  867).  Andererseits  wird  dadurch,  dass  die  Farbe  der  Waaren- 
bezeichnung  oder  eines  Bestandtheils  derselben  im  Verkehre  eine  her- 
vorragende Bedeutung  gewonnen  hat,  der  der  Bezeichnung  gesetzlich 
zustehende  Schutz  nicht  auf  diese  Färbung  beschränkt:  der  gesetz- 
liche Schutz  erstreckt  sich  vielmehr  alsd^in  —  allerdings  nicht  mit 
der  oben  erwähnten  ausschliesslichen  Wirkung  —  auch  auf  die  Wieder- 
gabe der  Bezeichnung  in  anderen  Farben  (vergl.  867). 

847.  Verwechselungsähnlichkeit  zwischen  Wortzeichen  und  BIldzeiohen. 

Nicht  unzweifelhaft  ist  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  eine  Ver- 
wechsclungsähnlichkeit  zwischen  einem  Waarenzeichen,  welches  einen 
bestimmten  Gegenstand  in  figürlicher  Gestaltung  darstellt,  und  einem 
Wortzeichen,  welches  aus  der  sprachlichen  Bezeichnung  des  gleichen 
Gegenstandes  besteht,  d.  h.  den  Sinn  und  Inhalt  des  Bildzeichens  in 
wörtlicher  Ansdrucksweise  wiedergiebt,  anzunehmen  ist,  ob  z.  B.  Ueber- 
einstimmung  zwischen  dem  Wortzeichen  „Stern"  einerseits  und  einem 
aus  der  bildlichen  Darstellung  eines  Sterns  gebildeten  figürlichen 
Zeichen  andererseits  vorliegt.  In  der  ausländischen  Praxis  wird  diese 
Frage  mei.st  bejaht  (vergl.  Sebastian  S.  144.  145.  495,  Amar  No.  231). 
Es  wird  indessen  hierbei  zu  unterscheiden  sein:  Wer  das  Wortzeichen 
„Stern"  für  sich  eintragen  lässt,  giebt  hierdurch  zu  erkennen,  dass 
er  den  Begriff  eines  Sterns  —  ohne  Rücksicht  auf  dessen  figürliche 
Gestaltung  —  geschützt   haben    will;    demnach  muss  jedem  Anderen 
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die  Benutzung  eines  Sterns  oder  mehrerer  Sterne  auch  in  figürlicher 
Gestaltung  für  die  gleichen  oder  gleichartigen  Waaren  untersagt  sein 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  313).  Anders  verhält  es  sich  dagegen,  wenn 
ein  Stern  in  bestimmter  figürlicher  Gestaltung  als  Waarenzeichen  an- 
gemeldet ist.  Alsdann  kann  ein  Anderer  regelmässig  nicht  an  dem 
Gebrauche  eines  Sterns  in  anderer  figürlicher  Gestaltung  für  die 
gleichen  Waaren  verhindert  werden,  sofern  nur  die  beiden  Sterne  ihrer 
Gesammterscheinung  nach  wesentlich  von  einander  abweichen  (P.  M.  & 
Z-Bl.  Bd.  2  S.  65,  vergl.  841).  Eine  Uebereinstimmung  kann  im  letz- 
teren Falle  —  wenn  die  figürliche  Gestaltung  eine  wesentlich  ver- 
schiedene ist  —  in  der  Regel  nur  dann  angenommen  werden,  wenn 
die  Figur  eines  Sterns  —  wie  dies  bereits  erörtert  ist  —  im  Verkehre 
eine  derart  hervorragende  Bedeutung  gewonnen  hat,  dass  eine  Ver- 
wechselung ermöglicht  wird,  wenn  von  einem  Anderen  ein  Zeichen, 
welches  begrifflich  denselben  Gegenstand  —  also  überhaupt  einen 
Stern,  gleichviel  in  welcher  Gestaltung  —  darstellt,  benutzt  wird 
(vergl.  844  flf.).  Ist  dies  der  Fall,  dann  ist  der  Inhaber  des  figürlichen 
Zeichens  für  berechtigt  zu  erachten,  jeden  Anderen  auch  von  dem 
Gebrauche  des  Wortzeichens,  welches  durch  das  Mittel  der  Sprache 
begrifflich  denselben  Gegenstand  darstellt,  auszuschliessen  —  aller- 
dings vorbehaltlich  der  Vorschrift  des  §  13,  nach  welcher  durch  die 
Eintragung  eines  Waarenzeichens  Niemand  gehindert  werden  kann, 
gemeingebräuchliche  Wörter  zur  Bezeichnung  von  Waaren  zu  verwen- 
den. Durch  die  Eintragung  einer  Darstellung  der  Theepflanze  als 
Zeichen  für  Thee  könnte  beispielsweise  nie  ein  ausschliessliches  Recht 
auf  den  Gebrauch  des  Wortes  „Thee"  als  Bezeichnung  dieser  Waare 
erlangt  werden  (vergl.  Schmid  in  ZgR.  IV.  S.  218.  219,  Wirth  in  ZgR. 
IV.  S.  252).  Eine  Verwechselungsmöglichkeit  kann  übrigens  auch  dann 
vorliegen,  wenn  die  bildliche  Erscheinung  des  Wortzeichens  nur  un- 
wesentlich von  dem  figürlichen  Zeichen  abweicht.  Beispielsweise  kann 
unter  diesem  Gesichtspunkte  das  Wort  „JOB"  als  eine  Nachahmung 
des  Zeichens  JOB  angesehen  werden  (vergl.  Mayer  in  Zeitschrift 
für  Handelsrecht  Bd.  26  S.  386).  Wer  sich  für  jeden  Fall  sowohl 
Figur  als  Wort  schützen  lassen  will,  kann  dies  dadurch  bewirken, 
dass  er  entweder  beide  Bestandtheile  —  also  z.  B.  sowohl  den  Stern 
als  das  Wort  „Stern**  —  in  sein  Zeichen  aufnimmt,  oder  dass  er  jeden 
dieser  Bestandtheile  für  sieh  als  besonderes  Zeichen  anmeldet  (vergl. 
auch  845). 

Nach  der  Praxis  des  Patentamts  ist  Uebereinstimmung  zwischen 
einem  W^ort zeichen  und  einem  den  Begriff"  des  Wortes  bildlieh  dar- 
stellenden Bildzeichen  regelmässig  anzunehmen,  und  zwar  auch  dann, 
wenn  nicht  nachgewiesen  wird,  dass  die  Waare  oder  das  Zeichen 
in  der  Verkehrssprache  mit  dem  angemeldeten  Wort  benannt  wer- 
den. Das  Patentamt  setzt  dabei  voraus,  dass  im  schriftlichen  und 
mündlichen  Verkehre  jedes  figürliche  Zeichen,  welches  einer  sprach- 
lichen Benennung  fähig  ist,  mit  seinem  Namen  bezeichnet  werde,  und 
dass  namentlich  der  Zeicheninhaber  genöthigt  sei,  in  Briefen,  Rech- 
nungen u.  s.  w.  nicht  das  figürliche  Zeichen  selbst,  sondern  dessen 
Namen  anzuführen.  Durch  die  Eintragung  des  figürlichen  Zeichens 
werde  dem  Zeicheninhaber  das  Recht  gewährt,  sich  unbehindert  des 
entsprechenden  Wortes  zu  bedienen;  dieses  Recht  dürfe  ihm  durch  die 
Eintragung  des  W^ortzeichens  nicht  verkümmert  werden.  Wenn  der 
Gebrauch  der  wörtlichen  Bezeichnung  auch  bisher   nicht    üblich    ge- 


522    §  20.  LXXXIII.  Wiedergabe  von  Waarenbezeichnungen  mit  Abweichungen. 

wesen  sei,  so  entspreche  es  doch  den  Gepflogenheiten  des  Verkehrs, 
dass  diese  Möglichkeit  jeden  Tag  eintreten  könne.  Diese  Grundsätze 
bringt  das  Patentamt  auch  dann  zur  Anwendung,  wenn  das  ältere 
figürliche  Zeichen  noch  in  den  früheren  Zeichenregistern  eingetragen 
steht,  wiewohl  es  nach  früherem  Recht  einen  Schutz  für  Wortzeichen 
nicht  gab  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  273. 274,  Hd.  2  S.  307).  Die  Voraus- 
setzungen des  Patentamts  treffen  jedoch  nicht  immer  zu;  denn  einer- 
seits ist  das  figürliche  Zeichen  im  Verkehre  nicht  immer  unter  dem 
Wortnamen  bekannt,  und  andererseits  lässt  sich  aus  dem  Gesetze 
nicht  entnehmen,  dass  die  Eintragung  eines  figürlichen  Zeichens  ohne 
Weiteres  das  Recht  zur  Benutzung  des  Wortnamens  und  die  Noth- 
wendigkeit  einer  derartigen  Benutzung  zur  Folge  habe. 

Wenn  man  der  Ansicht  des  Patentamts  folgen  will,  so  muss  auch 
Uebereinstimmung  zwischen  einem  das  Porträt  einer  bestimmten  Person 
enthaltenden  Waarenzeichen  einerseits  und  dem  Namen  der  abgebildeten 
Person  oder  einem  diesen  Namen  enthaltenden  Waarenzeichen  anderer- 
seits angenommen  werden.  Indessen  ist  es  in  diesem  Falle  ganz  selbst- 
verständlich, dass  das  in  Frage  stehende  Porträt  eine  im  Verkehre 
bekannte  Person  zum  Gegenstande  haben  muss  (vergl.  auch  G.  R.  & 
U.  R.  I.  S.  328). 

Die  gegensätzlichen  Anschauungen  über  die  Verwechselungsgefahr 
zwischen  Wortzeichen  und  Bildzeichen  sind  einer  Vereinigung  fähig, 
wenn  man  annimmt,  dass  der  Ansicht  des  Patentamts  in  dem  patent- 
amtlichen Eintragungs verfahren  und  im  Löschungs verfahren  nach  §  9 
No.  1,  der  hiervon  abweichenden  Meinung  dagegen  in  den  sonstigen 
gerichtlichen  Streitfällen  zu  folgen  sei,  und  zwar  um  deswillen,  weil 
das  Patentamt  und  das  Gericht  im  Falle  des  §  9  No.  1  auch  auf  eine 
zukünftige  Kollisionsmöglichkeit  Rücksicht  zu  nehmen  habe,  im 
sonstigen  gerichtlichen  Verfahren  es  dagegen  auf  die  gegenwärtige 
Kollision  der  Zeichen  ankomme  (vergl.  auch  Kohler  in  G.  R.  &  U.  R.  II. 
S.  10.  11). 

848.  Bedeutung  der  Beschreibung  für  die  besondere  Berücksichtigung 

einzelner  Bestandtheile. 

Wer  auf  einen  einzelnen  Bestandtheil  eines  zur  Eintragung  an- 
gemeldeten Zeichens  besonderen  Werth  legt,  kann  dies  in  einer  der 
Anmeldung  beizufügenden  Beschreibung  hervorheben  (vergl.  74).  Ein 
in  der  Beschreibung  enthaltener  Vorbehalt  des  Inhalts,  dass  man  sich  die 
Benutzung  eines  einzelnen  Bestandtheils  ausschliesslich  vorbehalten 
w-olle,  hat  indessen  nur  dann  Wirkung,  wenn  sich  entweder  aus  der 
Darstellung  die  ausschlaggebende  Bedeutung  des  betreffenden  Bestand- 
theils ergiebt,  oder  nachgewiesen  wird,  dass  die  betheiligten  Verkehrs- 
kreise besonderen  Werth  auf  denselben  legen,  da  sonst  der  Verkehr  in 
unzulässiger  Weise  an  dem  an  sich  statthaften  Gebrauche  einzelner 
Bestandtheile  einer  fremden  Bezeichnung  gehindert  werden  würde 
(vergl.  Bolze  Bd.  4  No.  216,  ZgR.  IV.  S.  76.  77,  vergl.  auch  73). 

849.  Aufnahme  einer  Waarenbezeiohnung  als  Ganzes  in  eine  andere 

Waarenbezeichnung. 

Eine  theilweise  Uebereinstimmung  zweier  Bezeichnungen  liegt 
auch  dann  vor,  wenn  die  Waarenbezeichnung  —  insbesondere  das 
Waarenzeichen  —  eines  Anderen  in  genauer  Nachbildung  oder  in 
verwechselungsfähiger  Gestalt  als  Ganzes,  jedoch  unter  Hinzufügung 
sonstiger  Zuthaten,  in  eine  andere  Waarenbezeichnung   aufgenommen 
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wird.  Auch  hierbei  gilt  die  Regel,  dass  es  an  sich  auf  die  Ueberein- 
stimmung  oder  Verwechselungsähnlichkeit  der  einen  Bezeichnung  mit 
einem  Bestandtheile  der  anderen  nicht  ankommt,  dass  vielmehr  zu 
prüfen  ist,  ob  die  letztere  in  Folge  der  Hinzufügung  der  sonstigen 
Zuthaten  eine  wesentlich  abweichende  Gesammterscheinung  erlangt 
hat.  Nur  insofern  wird  hier  bei  der  Vergleichung  der  beiden  Be- 
zeichnungen ein  strengerer  Massstab  angelegt  werden  müssen,  als  zu 
verlangen  ist,  dass  die  Zuthaten  zur  Vermeidung  jeder  Verwechselung 
besonders  charakteristischer  Natur  und  derart  mit  der  für  sich  ge- 
schützten Bezeichnung  zu  einem  Ganzen  verschmolzen  sind,  dass  der- 
jenige, welcher  die  Waare  besichtigt,  überhaupt  nicht  mehr  den  Ein- 
druck hat,  die  für  sich  geschützte  Bezeichnung  vor  sich  zu  sehen, 
sondern  ein  seiner  Individualität  nach  gänzlich  neues  Zeichen  zu  sehen 
glaubt.  Ist  eine  derartige  organische  Verschmelzung  zu  einem  ein- 
heitlichen Ganzen  nicht  erfolgt,  dann  braucht  der  Konsument  die  dem 
geschützten  Zeichen  hinzugefügten  Zuthaten  —  sei  es,  dass  solche  in 
Verzierungen,  Worten,  Zahlen  oder  anderen  Waarenzeichen  bestehen  — 
nicht  als  Bestandtheile  des  Waarenzeichens  anzusehen;  er  darf 
vielmehr,  w^o  immer  ihm  das  bekannte  Waarenzeichen  in  seiner  In- 
dividualität entgegentritt,  annehmen,  dass  die  Waare  von  dem  In- 
haber dieses  Zeichens  herrühre  (Civ.  Bd.  6  S.  76,  Bolze  Bd.  12 
No.  121,  Blum  Ann.  Bd.  2  S.  360  ff.,  Busch  Bd.  39  S.  259,  Schima 
S.  27,  P.  M.  ifc  Z-Bl.  Bd.  2  S.  74,  ZgR.  III.  S.  239).  Bei  der  Prüfung 
der  Frage,  ob  eine  solche  gänzlich  neue  Bezeichnung  entstanden  ist, 
ist  darauf  nicht  Gewicht  zu  legen,  ob  die  sonstigen  Zuthaten  zu  der 
geschützten  Bezeichnung  mühelos  wahrzunehmen  sind,  vielmehr  kommt 
es  darauf  an,  ob  im  Verkehre  derartige  Hinzufügungen  überhaupt  als 
zu  der  Bezeichnung  gehörig  angesehen  werden,  und  ob,  wenn  dies 
der  Fall  ist,  dieselben  nicht  als  blosses  Beiwerk  zurücktreten.  Nament- 
lich ist  der  blosse  Zusatz  von  Worten  regelmässig  nicht  geeignet,  ein 
figürliches  Zeichen  als  ein  durchaus  abweichendes  erkennen  zu  lassen 
(P.M.  &  Z-Bl,  Bd.  1  S.  282.  283).  Handelt  es  sich  um  eine,  für  sich 
betrachtet,  besonders  charakteristische  Waarenbezeichnung,  so  wird 
sich  eine  Vorschmelzung  derselben  mit  sonstigen  Zuthaten  zu  einem 
neuen  Zeichen  regelmässig  nicht  herbeiführen  lassen;  dagegen  stösst 
eine  Neubildung  dieser  Art  bei  Entnahme  weniger  charakteristischer 
Elemente  —  z.  B.  eines  Sterns,  eines  Pfeils,  eines  Kreuzes,  eines 
Kreises,  eines  Quadrats  u.  s.  w.  —  meist  auf  keine  besondere  Schwierig- 
keit. Nicht  zu  billigen  ist  daher  die  Ansicht,  welche  die  Aufnahme 
einer  selbständigen  Waarenbezeichnung  als  Ganzes  in  eine  andere 
Waarenbezeichnung  für  unbedingt  unstatthaft  erklärt  (anders  K  o  h  1  e  r 
M-R.  S.  278,  Bolze  Bd.  13  No.  119).  Der  Kommissionsbericht  besagt 
allerdings:  „ein  geschütztes  Zeichen  als  Verzierung  allein  oder  mit 
anderen  Verzierungen  zusammen  auf  den  Waaren  oder  der  Ver- 
packung anzubringen,  stehe  nur  dem  Eingetragenen  zu,  für  jeden  An- 
deren sei  dies  unzulässig"  (Komm.-Ber.  zu  §11).  Diese  Bemerkung 
kann  sich  indessen  nur  auf  solche  Verzierungen  oder  Zuthaten  be- 
ziehen, welche  in  ihrer  Verbindung  mit  dem  eingetragenen  Zeichen 
nicht  ein  dem  Gesammteindruck  nach  neues  Zeichen  bilden. 

Nach  der  Praxis  des  Patentamts  wird  regelmässig  Verwechselungs- 
gefahr angenommen,  wenn  ein  einfaches  Zeichen  in  eine  Etikette  oder 
in  ein  Kombinationszeichen  im  Wesentlichen,  d.  h.  unter  Wahrung  seiner 
Individualität,  übernommen  wird,  ohne  in  eine  organische  Verbin- 
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düng  mit  den  übrigen  Bestandtheilen  der  Etikette  oder  des  Kombinations- 
zeichens einzutreten,  so  dass  die  hinzugefügten  Zuthaten  sich  als  rein 
äusserlicher  Natur  darstellen  (P.  M.  &  Z-BL  Bd.  1  S.  282.  312.  315). 
Dies  beruht  auf  der  Erwägung,  dass  der  Käufer  alsdann  die  sonstigen 
Zuthaten  nicht  als  zu  dem  Zeichen  gehörig  anzusehen  braucht,  und 
weil  auch  der  ältere  Inhaber  sein  Zeichen  auf  einer  Etikette  oder  mit 
dem  üblichen  figürlichen  Beiwerk  benutzen  kann  (vergl.  P.  M.  &  Z-BL 
Bd.  2  S.  92). 

In  Uebereinstimmung  mit  der  Praxis  des  Patentamts  ist  die 
Rechtsprechung,  und  zwar  schon  auf  Grund  des  früheren  Gesetzes. 
Denn  hiernach  schliessen  getrennt  stehende  Zugaben  zu  einer  fremden 
Waarenbezeichnung  durchgängig  die  Verwechselungsgefahr  nicht  aus, 
da  das  Publikum  dieselben  nicht  als  zu  der  Waarenbezeichnung  ge- 
hörig anzusehen  braucht  (Civ.  Bd.  6  S.  75).  Insbesondere  kommt,  wenn 
ein  Waarenzeichen  auf  einer  Etikette  angebracht  ist,  der  sonstige  Inhalt 
der  Etikette  regelmässig  nicht  in  Betracht  (Blum  Ann.  Bd.  2  S.  360  ff.). 
Ferner  ist  es  auch  ohne  Einfluss,  wenn  einem  fremden  Waarenzeichen 
ein  Freizeichen  oder  ein  anderes  Waarenzeichen  —  gleichviel  ob  das- 
selbe das  rechtmässige  Zeichen  des  Benutzers  ist  oder  nicht  —  hin- 
zugefügt wird,  sofern  nicht  eine  Verschmelzung  der  beiden  Zeichen  zu 
einem  wesentlich  abweichenden  Gesammtzeichen  erfolgt  ist  (Str.  Bd.  1 
S.  131,  Blum  Urt.  &Ann.  Bd.  1  S.  363,  vergl.  Sebastian  S.  158. 
159).  Darüber,  dass  unter  gewissen  Voraussetzungen  indessen  auch 
solche  selbständige  wörtliche  oder  figürliche  Angaben  berücksichtigt 
werden  müssen,  ist  das  an  anderer  Stelle  Gesagte  zu  vergleichen 
(vergl.  871). 

Nicht  in  Uebereinstimmung  mit  der  sonstigen  Praxis  steht  da- 
gegen eine  Entscheidung  des  Landgerichts  Berlin,  welches  Verwechse- 
lungsgefahr nicht  als  vorliegend  erachtet  hat  in  einem  Falle,  in 
welchem  der  Angeklagte  Bier  in  mit  einem  fremden  eingepressten 
Zeichen  versehene  Flaschen  gefüllt,  jedoch  die  letzteren  gleichzeitig 
mit  einer  auf  eine  andere  Herkunft  hinweisenden  Etikette  bezeichnet 
hatte,  weil  das  Publikum  den  Inhalt  der  Flaschen  nach  diesen  Etiketten, 
nicht  nach  den  eingebrannten  Bezeichnungen,  zu  beurtheilen  pflege 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  278).  Diese  Annahme  erscheint  jedoch,  selbst 
wenn  man  die  Anschauung  der  betheiligten  Kreise  der  Entscheidung 
zu  Grunde  legt,  nicht  gerechtfertigt. 

850.   Hinzufügung  und  Aenderung  von  Name  und  Firma  als  Bestand- 

theilen  einer  Waarenbezeichnung. 

Nach  denselben  Regeln  ist  auch  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  in 
der  Hinzufügung  eines  Namens  oder  einer  Firma  oder  der  Anfangs- 
buchstaben von  solchen  zu  einem  Waarenzeichen,  oder  darin,  dass  die 
in  einem  Waarenzeichen  als  Bestandtheile  enthaltenen  Namen  oder 
Firmen  durch  andere  Namen  und  Firmen  ersetzt  werden,  eine  wesent- 
liche Abweichung  zu  finden  ist.  Zunächst  ist  dabei  zu  prüfen,  ob 
das  Zeichen  einerseits  und  Name  oder  Firma  andererseits  überhaupt 
in  eine  solche  Verbindung  zu  einander  gebracht  sind,  dass  dieselben 
in  ihrer  Vereinigung  ein  einziges  neues  Waarenzeichen  bilden,  oder 
ob  nicht  vielmehr  —  wie  dies  häufig  der  Fall  ist,  wenn  sowohl 
Zeichen  als  Name  oder  Firma  sich  auf  einer  Etikette  befinden  — 
beide,  und  zwar  jedes  für  sich,  als  selbständige  Bezeichnungsmittel  für 
die  Waare  benutzt  sind  (Civ.  Bd.  1  S.  74 ff.).    Stellen  sich  Name  oder 
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Firma  und  Zeichen  zusammen  als  ein  einheitliches  Zeichen  dar,  so 
bewirkt  die  Hinzufügung  eines  oder  eines  anderen  Namens  den  Aus- 
schluss der  Verwechselungsgefahr,  wenn  hierdurch  die  Gesammt- 
erscheinung  des  Zeichens  sich  wesentlich  ändert,  wobei  auf  Name 
oder  Firma  der  Regel  nach  nicht  mehr  Gewicht  zu  legen  ist,  als  auf 
sonstige  charakteristische  Worte  (Civ.  Bd.  1  S.  75,  Civ.  Bd.  6  S.  77. 
78,  Blum  Ann.  Bd.  6  S.  228,  vergl.  Oppenhoff  Bd.  20  S.  200,  anders 
Kohl  er  M-R.  S.  280).  Es  ist  dies  eine  Frage  wesentlich  thatsäch- 
licher  Art,  für  deren  Beantwortung  die  Verhältnisse  des  einzelnen 
Falles,  insbesondere  die  Ausführung  des  Namens  und  der  Firma,  ihre 
Stellung  und  Bedeutung  gegenüber  den  übrigen  Bestandtheilen  des 
Zeichens,  die  Rücksicht  auf  das  Publikum,  für  welches  die  Waare 
bestimmt  ist,  und  viele  andere  Gesichtspunkte  massgebend  sein  können 
(Str.  Bd.  1  S.  131).  Im  Zweifel  wird  allerdings  eine  Namenshinzu- 
fügung oder  Aenderung  für  bedeutungslos  zu  erachten  sein,  da  im 
Verkehre  regelmässig  mehr  Gewicht  auf  das  Zeichen  als  auf  den  dem- 
selben beigefügten  Namen  gelegt  zu  werden  pflegt,  zumal  die  Aende- 
rung einer  einem  Zeichen  hinzugefügten  Firma  schon  allein  darin 
ihren  Grund  haben  kann,  dass  die  Firma  des  Geschäfts,  zu  welchem 
das  Zeichen  gehört,  sich  geändert  hat.  Findet  der  Käufer  das  ihm 
bekannte  geschützte  Zeichen,  dessen  Inhaber  er  nicht  gekannt  oder 
nicht  im  Gedächtniss  behalten  hat,  auf  einer  Waare  mit  einem  anderen 
Namen  oder  einer  anderen  Firma  wieder,  so  besteht  überdies  nicht 
nur  die  Gefahr,  dass  er  Waare  von  dem  Inhaber  des  ihm  bekannten 
geschützten  Zeichens  vor  sich  zu  haben  glaubt,  sondern  es  ist  auch 
zu  befürchten,  dass  er  für  die  Zukunft  das  Zeichen  mit  der  darauf  ver- 
zeichneten Firma  in  Verbindung  bringen  und  diese  Firma  nunmehr  als 
Inhaberin  des  Zeichens  sich  merken  wird.  Die  Beifügung  einer  ab- 
weichenden Firma  zu  einem  einfachen  figürlichen  Zeichen  dient  also 
in  der  Regel  nicht  der  Unterscheidung,  sondern  der  Verwirrung.  Aus 
den  angeführten  Gründen  ist  es  auch  unerheblich,  ob  der  hinzugefügten 
oder  geänderten  Firma  noch  eine  Ortsbezeichnung  hinzugefügt  wird 
(Köhler  M-R.  S.  280.  281,  Kohler  in  Busch  Bd.  48  S.  361,  P.M.  & 
Z-Bl.  Bd.  1  S.  314,  Bd.  2  S.  17.  93.  141,  Civ.  Bd.  3  S.  74,  Schima 
S.  41,  Pouillet  No.  148,  vergl.  auch  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  103). 
Andererseits  ist  eine  Aenderung  von  Name  oder  Firma  unbedingt  dann 
für  wesentlich  zu  erachten,  wenn  das  Zeichen  ausser  aus  Name  oder 
Firma  nur  noch  aus  Freizeichen  oder  aus  im  Gemeingebrauche  stehen- 
den Wörtern  besteht  (vergl.  104.  140).  Es  kann  alsdann  kein  Anderer 
daran  gehindert  werden  die  gemeingebräuchlichen  Zuthaten  zu  Be- 
standtheilen eines  einen  anderen  Namen  oder  eine  andere  Firma  ent- 
haltenden Zeichens  zu  machen  (vergl.  851). 

851.   Be8tandtheile,  auf  welöhe  bei  der  Vergleichung  weniger  Rückeicht 

zu  nehmen  ist. 

Auf  gewisse  Bestandtheile  eines  Waarenzeichens  darf  bei  Prüfung 
der  Verwechselungsgefahr  ein  besonderer  Werth  überhaupt  nicht  ge- 
legt werden.  Es  sind  dies  hauptsächlich  die  Freizeichen,  Buchstaben, 
Zahlen  und  solche  Wörter,  welche  zur  Bezeichnung  von  Waaron  im 
Gemeingebrauche  stehen.  Dadurch,  dass  dieselben  zum  Bestandtheile 
eines  Waarenzeichens  gemacht  sind,  kann  Niemand  gehindert  werden, 
von  ihnen  —  sei  es  in  genauer  Nachbildung  oder  mit  unwesentlichen 
Abweichungen  —  zum  Zwecke  der  Waarenbezeichnung  Gebrauch  zu 
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machen,  oder  dieselben  als  Bestandtheile  eines  anderen,  im  Uebrigen 
wesentlich  abweichenden,  Zeichens  zu  verwenden  (ZgR.  IV.  S.  256). 
Gleiches  gilt  von  Name  und  Firma,  deren  Führung  den  dazu  Berech- 
tigten auch  dann  nicht  untersagt  werden,  kann,  wenn  dieselben  in  her- 
vortretender Weise  in  das  Waarenzeichen  eines  Anderen  aufgenommen 
sind  (vergl.  489).  Es  ist  daher  bei  der  Vergleichung  zweier  Waaren- 
zeichen, in  welchen  sich  derartige  Bestandtheile  gleichzeitig  vorfinden, 
auf  deren  Uebereinstimmung  kein  wesentliches  Gewicht  zu  legen;  die 
Möglichkeit  einer  Verwechselung  mit  Rücksicht  auf  deren  Aehnlich- 
keit  hat  sich  derjenige,  welcher  dieselben  zu  Bestandtheilen  seines 
Waarenzeichens  macht,  selbst  zuzuschreiben  (vergl.  §  13,  Kohl  er  M-R. 
S.  200.  201,  Po ui  11  et  No.  27  &  27  bis).  Zu  den  Bestandtheüen  eines 
Waarenzeichens,  welchen  bei  der  Vergleichung  mit  anderen  Waaren- 
zeichen ein  ausschlaggebendes  Gewicht  nicht  beigelegt  werden  darf, 
gehören  auch  solche  Motive,  welche,  ohne  deshalb  Freizeichen  zu 
sein,  in  mehrfacher  Ausführung  oder  Verbindung  in  der  Waaren- 
branche,  für  die  das  Zeichen  bestimmt  ist,  zur  Unterscheidung  von 
Waaren  üblicher  Weise  verwendet  werden  und  wirksam  verwendet 
werden  können,  weil  der  Verkehr  auf  diesem  Gebiete  schärfer  unter- 
scheidet als  vielleicht  auf  manchen  anderen  Gebieten.  In  dieser  Weise 
wird  beispielsweise  der  Stern  in  verschiedener  Gestalt  häufig  zur  Be- 
zeichnung von  Rohmetallen  verwendet.  Es  genügen  alsdann,  nament- 
lich, wenn  die  Waare  für  einen  beschränkteren  Kreis  technisch  sach- 
verständiger Personen  bestimmt  ist,  schon  geringere  Abweichungen 
zur  Beseitigung  der  Verwechselungsgefahr  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  312). 
Mit  Rücksicht  hierauf  ist  insbesondere  die  Abbildung  der  Waare,  zu 
deren  Bezeichnung  das  Zeichen  dient,  regelmässig  ungeeignet,  ein 
wesentliches  Unterscheidungsmerkmal  zu  sein;  denn  es  ist  verkehrs- 
üblich, die  Abbildung  der  Waare  auf  Cirkularen,  Ankündigungen, 
Rechnungen,  Etiketten  und  auch  zur  Ausschmückung  einfacher  figür- 
licher W^aaren zeichen  zu  verwenden  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  314). 
Häufig  wird  überdies  die  Abbildung  der  Waare  Freizeichen  sein 
(vergl.  96).  Gleiches  gilt  von  der  Aehnlichkeit  in  der  äusseren  An- 
ordnung der  einzelnen  Zeichenbestandtheile,  wenn  dieselbe  Anord- 
nung bei  der  Bezeichnung  gleicher  oder  verwandter  Waaren  vielfach 
vorkommt  (Bolze  Bd.  20  No.  127).  Auch  Gebrauchsanweisungen, 
welche  einem  Zeichen  als  Bestandtheile  hinzugefügt  sind,  dienen 
der  Regel  nach  nicht  als  wesentliches  Unterscheidungsmerkmal,  da 
das  Publikum  an  derartige  Zuthaten  gewöhnt  ist  und  daher  die- 
selben in  der  Regel  nicht  zu  beachten  pflegt  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  2  S.  103).  Ebensowenig  kann  dadurch,  dass  ein  Wortzeichen 
aus  einem  bekannten  gemeingebräuchlichen  Wortstamm  gebildet  ist, 
ein  Anderer  an  der  Benutzung  dieses  Wortstammes  für  sich  oder 
in  sonstigen  Zusammensetzungen  gehindert  werden  (vergl.  135).  Es 
darf  ferner  auf  die  Form  des  Zeichens  kein  besonderes  Gewicht 
gelegt  werden,  wenn  diese  durch  die  Gestaltung  der  Waare  oder 
der  Verpackung  nothwendiger  oder  üblicher  Weise  bedingt  ist,  bei- 
spielsweise nicht  auf  die  elliptische  Gestaltung  einer  Etikette,  wenn  die 
Waare  in  Schachteln  dieser  Form  in  Verkehr  gebracht  wird,  oder  auf 
die  kreisrunde  Gruppirung  der  auf  einer  Garnrolle  angebrachten 
Worte  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  314,  Bolze  Bd.  20  No.  125).  Selbst- 
verständlich kann  endlich  auch  dadurch,  dass  ein  geschütztes  Waaren- 
zeichen als  Ganzes  in  ein  anderes  Waarenzeichen  aufgenommen  worden 
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ist,  der  Inhaber  des  ersteren  an  dessen  Benutzung,  wenn  die  zu 
seinen  Gunsten  erfolgte  Eintragung  wirksam  ist,  in  keiner  Weise  ge- 
hindert werden. 

852.  Verweohselungsgefahr  bei  Wortzeichen.'; 

Für  Wortzeichen  gelten  im  Allgemeinen  die  hier  entwickelten 
Regeln  in  gleicherweise  wie  für  figürliche  Zeichen;  es  ist  jedoch  bei 
ersteren  zu  beachten,  dass  ein  Wort  nicht  nur  seiner  bildlichen  Er- 
scheinung nach,  sondern  auch  als  Klanglaut  und  seiner  sprachlichen 
Bedeutung  nach  in  Betracht  gezogen  werden  muss  (vergl.  P.  M.  &■ 
Z-Bl.  Bd.  1  S.  318,  Bd.  2  S.  188).  Gerade  die  letzteren  beiden  Momente 
treten  bei  der  Prüfung  zweier  Wortzeichen  auf  Verwechselungsähnlich- 
keit regelmässig  in  den  Vordergrund,  und  zw^ar  auch  dann,  wenn  das 
Wort  zugleich  in  besonderer  figürlicher  Gestaltung  gesetzlichen  Schutz 
geniesst  (vergl.  17).  Denn  auch  dann  ist,  wenn  das  Wort  in  abweichender 
figürlicher  Gestaltung  dargestellt  wird,  die  Verwechselungsgefahr  nicht 
ausgeschlossen,  sofern  unter  Berücksichtigung  des  Klanges  und  der 
sprachlichen  Bedeutung  eine  Aehnlichkeit  vorliegt.  Diese  beiden  Momente 
haben  eine  solche  Bedeutung,  dass  auch  ein  nur  als  Ruf-  und  Klanglaut 
geschütztes  Wort  von  einem  Anderen  nicht  in  besonderer  figürlicher  Ge- 
staltung benutzt,  insbesondere  nicht  in  anderen  Lettern,  Buchstaben 
oder  Schriftzeichen  wiedergegeben  werden  darf  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  3 
S.  34,  vergl.  139).  Andererseits  tritt  die  figürliche  Gestaltung  in  den 
Vordergrund,  wenn  das  Wort  in  seiner  Bedeutung  als  Klang-  und 
Ruflaut  zurücktritt,  oder  seinem  sprachlichen  Begi'iffe  nach  weniger 
als  Unterscheidungsmerkmal  dient.  Es  ist  dies  z.  B.  der  Fall,  wonn 
es  sich  um  eine  schlecht  lesbare  Namensunterschrift  handelt,  oder  um 
Wörter,  die  allgemein  zur  Bezeichnung  von  Waaren  dienen.  Der  Ge- 
sammteindruck,  welchen  ein  Wortzeichen  gewährt,  beschränkt  sich  dem- 
nach nicht  nur  auf  das  Gesammtbild  des  Zeichens,  sondern  erstreckt 
sich  darüber  hinaus  auch  auf  den  klanglichen  und  begrifflichen 
Gesammteindruck  der  gewählten  Bezeichnung.  Das  eine  oder  andere 
dieser  Momente  ist  im  einzelnen  Falle  mehr  oder  weniger  ausschlag- 
gebend, je  nachdem  im  Verkehre  mehr  auf  die  figürliche  Erscheinung 
oder  auf  den  Klang  oder  auf  die  sprachliche  Bedeutung  Gewicht  ge- 
legt wird.  Fantasiewörter  im  engeren  Sinne,  d.  h.  frei  erfundene  Wörter, 
welche  nicht  dem  allgemeinen  Sprachschatze  angehören,  kommen,  da 
dieselben  regelmässig  eine  sprachliche  Bedeutung  nicht  haben,  nur 
ihrem  Klange  oder  ihrer  figürlichen  Erscheinung  nach  in  Betracht 
(vergl.  114).  Bei  eingetragenen  Waarenzeichen  darf  auch  die  Beschrei- 
bung, sofern  in  dieser  auf  eines  der  drei  Elemente  des  Wort  Schutzes 
besonders  hingewiesen  ist,  mitberücksichtigt  werden  (vergl.  74,  74a). 

Bei  Aehnlichkeit  im  Klange  ändert  demnach  eine  gänzlich  ver- 
schiedene Sehreib  weise  —  namentlich  wenn  es  sich  um  fremdsprachige 
Wörter  handelt  —  regelmässig  an  der  Verwechselungsgefahr  nichts; 
daher  findet  §  20  beispielsweise  Anwendung,  wenn  die  geschützte  Be- 
zeichnung „Grande  Chartreuse"  oder  „Chambard",  die  nachgebildete  da- 
gegen „Grande  Chevreuse"  oder  „Jean  Bart"  lautet.  Es  ist  dabei  beson- 
ders auf  diejenige  Aussprache  zu  achten,  welche  das  geschützte  Wort 
in  den  betheiligten  Verkehrskreisen  findet,  und  dies  namentlich  dann, 
wenn  das  Absatzgebiet  der  Waare  auf  das  Ausland  sich  erstreckt. 
Aus  diesem  Grunde  wird  beispielsweise  das  Wort  „Lowendall"  als  nur 
unwesentlich    abweichend   von  dem  Worte  „Löwenthal"   zu  erachten 
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sein,  wenn  die  Waare  für  England  bestimmt  ist  (vergl.  Seligsohn 
§  20  N.  4,  Amar  No.  339,  Seb^-stian  S.  47).  Ebensowenig  genügt 
zum  Ausschlüsse  der  Verwechselungsgefahr,  insbesondere  bei  Fantasie- 
wörtern, der  Regel  nach  die  Umstellung  einzelner  Buchstaben  oder  der 
Ersatz  von  solchen  durch  ähnlich  klingende  andere  Buchstaben  (Amar 
No.  339).  In  ähnlicher  Weise  tritt  in  der  begrifflichen  Bedeutung  eine 
wesentliche  Aenderung  in  Folge  der  Umstellung  einzelner  Wörter  in 
einem  aus  mehreren  Wörtern  bestehenden  Zeichen  meist  nicht  ein. 

853.   Behandlung  der  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874 

geschützten  Wortzeichen. 

Was  die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  in  die 
Zeichenregister  eingetragenen  und  noch  nicht  in  die  Zeichenrolle  über- 
tragenen Waarenzeichen  anlangt,  so  ist  zu  beachten,  dass  nach  dem 
früheren  Gesetze  ein  Wortzeichen  der  Regel  nach  nicht  schutzfähig 
war,  und  dass  insoweit  solche  Zeichen  ausnahmsweise  —  wenn  es 
sich  um  ausländische  Zeichen  handelte  —  aus  Worten  bestehen  durften, 
die  Worte  weder  als  Klanglaute  noch  ihrer  sprachlichen  Bedeutung 
nach,  sondern  lediglich  ihrer  bildlichen  Erscheinung  nach  in  Betracht 
kamen.  Dies  gilt  für  die  nach  Massgabe  des  früheren  Gesetzes  zu 
schützenden  Zeichen  in  gerichtlichen  Streitfällen  nach  §  24  Absatz  1 
noch  bis  zum  1.  Oktober  1898,  so  dass  bei  einer  Vergleichung  der- 
selben mit  anderen  Zeichen  allein  darauf  zu  achten  ist,  ob  die  beiden 
Zeichen  sich  dem  Auge  als  individuell  verschiedene  Gestaltungen 
darstellen  (Civ.  Bd.  3  S.  73,  Civ.  Bd.  33  S.  138,  Str.  Bd.  22  S.  180ff., 
Bolze  Bd.  12  No.  121,  ZgR.  III.  S.  237.  238).  Andere  Grundsätze 
kommen  dagegen  zur  Anwendung,  wenn  ein  derartiges  Zeichen  in  die 
Zeichenrolle  übertragen  ist,  oder  wenn  es  sich  um  die  Uebereinstim- 
mung  eines  solchen  Zeichens  mit  einem  zur  Zeichenrolle  angemeldeten 
Zeichen  handelt  (vergl.  960.  951). 

854.   Bedeutung  von  Zusätzen  zu  einem  Wortzeichen  für  die 

Verweohselungsgefahr. 

Aus  einem  Wortzeichen  kann  —  wie  aus  einem  figürlichen  Zeichen 
—  durch  Hinzufügung  sonstiger  figürlicher  oder  wörtlicher  Zuthaten 
ein  seinem  Gesammteindrucke  nach  neues  Zeichen  werden.  Da  der 
Regel  nach  das  Wort  in  seiner  Bedeutung  als  Klang-  und  Ruf  laut  ein 
besonders  charakteristisches  Merkmal  ist  und  seine  charakteristische 
Bedeutung  auch  in  anderen  Zusammensetzungen  bewahrt,  so  wird  die 
Verschmelzung  mit  anderen  Zuthaten  zu  einem  der  Gesammterscliei- 
nung  nach  neuen  Zeichen  meist  nur  dann  angenommen  werden  dürfen, 
wenn  die  Zuthaten  besonders  charakteristischer  Natur  sind,  und  eine 
wesentliche  Aenderung  nicht  nur  in  der  bildlichen  Erscheinung,  son- 
dern auch  im  Klange  oder  in  der  sprachlichen  Bedeutung  zur  Folge 
haben  (vergl.  Pouillet  No.  46.  140).  Für  die  Entscheidung  der  Frage, 
inwieweit  durch  Zusätze  zu  einem  geschützten  Wortzeichen  die  Gefahr 
der  Verwechselung  ausgeschlossen  wird,  kommen  entsprechend  die 
Regeln  zur  Anwendung,  welche  für  den  Fall  gelten,  dass  eine  ge- 
schützte Waarenbezeichnung  als  Ganzes  in  eine  andere  Waaren- 
bezeichnung  aufgenommen  wird.  Es  muss  demnach,  wenn  die  Ver- 
wechselungsmöglichkeit ausgeschlossen  sein  soll,  auch  dann,  wenn  es 
sich  um  Wortzusätze  handelt,  eine  organische  Verbindung  zwischen 
den  mehreren  Wortbestandtheilen  hergestellt  sein,  die  das  aus  diesen 
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zusammengesetzte  Wort  als  ein  seiner  Gesammterscheinung,  seinem 
Klange  und  seiner  Bedeutung  nach  von  dem  geschützten  Waaren- 
zeichen  verschiedenes  und  diesem  gegenüber  als  ein  wirklich  neues 
Wort  darstellen  (vergl.  849).  Daher  ist,  nachdem  das  Wortzeichen 
„Mampe**  für  Liköre  geschützt  war,  die  Benutzung  der  Worte  „Mampe 
mit  Pommeranzen**  seitens  eines  anderen  Gewerbetreibenden  für  un- 
statthaft erklärt  worden;  desgleichen  wurde  —  und  zwar  seitens  des 
österreichischen  Handelsministeriums  —  der  Gebrauch  der  Worte 
„Sanitas-Kalodonf*  mit  Rücksicht  auf  den  ^dem  Worte  „Kalodont"  für 
sich  ertheilten  gesetzlichen  Schutz  für  unzulässig  und  seitens  des 
Patentamts  die  Zeichen  ^ Lorraine  Monopol"  und  „Hochheimer  Berg- 
geist** für  übereinstimmend  mit  den  Zeichen  „Monopol"  und  „Berg- 
geist^ erklärt  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  76.  105.  106.  187.  307).  Eine 
Verbindung  mehrerer  Pantasiewörter,  von  denen  das  eine  oder  das  an- 
dere für  sich  geschützt  ist,  zu  einem  seiner  Gesammterscheinung  nach 
neuen  Zeichen  ist  hiernach  nicht  undenkbar,  jedoch  nur  mit  Vorsicht 
zuzulassen  (vergl.  Pouillet  No.  20). 

Als  Regel  bei  der  vorliegenden  Frage  ist  ferner  zu  beachten,  dass 
wörtliche  Hinzufügungen,  welche  die  Gefahr  der  Verwechselung  aus- 
schliessen  sollen,  sowohl  ihrer  äusseren  Erscheinung  als  ihrer  Bedeu- 
tung nach  klar  erkennbar  und  unzweideutiger  Natur  sein  müssen, 
80  dass  im  Verkehre  auch  nicht  der  geringste  Zweifel  darüber,  ob  die 
geschützte  Bezeichnung  vorliegt,  bestehen  kann.  Klein  gedruckte  oder 
sonst  unauffällig  gemachte  Zusätze  beseitigen  daher  die  Verwechse- 
lungsgefahr selbst  dann  nicht,  wenn  dieselben  besagen,  dass  die  so 
bezeichneten  Waaren  nicht  mit  den  das  geschützte  Wort  tragenden 
Waaren  zu  verwechseln  seien  (Kohler  M-R.  S.  285,  Bolze  Bd.  7 
No.  168,  vergl.  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  17,  Bd.  3  S.  32.  33,  Oppen- 
hoff  Bd.  9  S.  594).  Ebensowenig  darf  das  geschützte  Wortzeichen  in 
irgendwie  auffälliger  Weise  sich  von  solchen  sonstigen  Hinzufügungen 
abheben,  noch  überhaupt  in  seiner  besonderen  Erscheinung  auf  Waare, 
Verpackung  u.  s.  w.  hervortreten. 

Ob  deutlich  erkennbare  Zusätze  die  Gefahr  einer  Verwechse- 
lung ausschliessen,  wird  danach  zu  bestimmen  sein,  ob  dieselben  einem 
loyalen  Bedürfnisse  genügen,  oder  ob  dieselben  nicht  vielmehr,  wie- 
wohl sonstige  Mittel,  die  Waare  zu  bezeichnen,  zu  Gebote  standen, 
zu  dem  Zwecke  einer  Irreführung  des  Publikums  gewählt  sind.  Es 
entscheidet  demnach  in  der  Regel  die  Lage  des  einzelnen  Falles.  Im 
Zweifel  sind  alle  Zusätze  überhaupt,  welche  nicht  unzweideutiger 
Natur  sind,  nicht  zu  beachten,  z.  B.  nicht  Hinzufügungen  wie  „Imita- 
tion", „nachgeahmt",  „verbessert",  „übertroffen",    „fabrizirt  nach  Art 

von  ....",    „Ersatz   für ",   „System"   u.  s.  w.  (P.M.  &  Z-Bl. 

Bd.  3  S.  32.  33,  vergl.  R-O-H.  Bd.  24  S.  228  ff.,  Pouillet  No.  68  bis, 
vergl.  dagegen  auch  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  322.  323).  Hinsichtlich 
des  Zusatzes  „System"  sind  allerdings  Entscheidungen  ergangen,  welche 
bei  dessen  Anwendung  die  Verwechselungsgefahr  verneinen.  Diese  Ent- 
scheidungen beziehen  sich  indessen  nicht  auf  den  Fall,  dass  ein  Fantasie- 
wort als  Waarenzeichen  geschützt  ist ;  vielmehr  war  in  den  betreffenden 
Fällen  der  Schutz  eines  als  Zeichen  eingetragenen  Namens  in  Frage. 
Es  ist,  trotzdem  das  Zeichen  „Kneipp"  eingetragen  war,  entschieden 
worden,  dass  der  Gebrauch  der  Worte  „nach  echt  Kneipp'schem  System" 
sich  nicht  als  ein  unzulässiger  darstelle,  weil  dies  nichts  anderes  besage, 
als    dass    die  Waare   nach    einer   vom   Pfarrer   Kneipp   empfohlenen 

Kout,  Schatz  der  WaareDbezeichnnngen.  34 
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Methode  hergestellt  sei  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  320.  321).  Ferner 
hat  das  Patentamt  die  Worte  „System  Kneipp",  ^Nach  Pfarrer  Kneipp" 
und  „Empfohlen  von  Pfarrer  Seb.  Kneipp  in  Wörishofen"  nicht  zur 
Eintragung  zugelassen,  weil  diese  Worte  Angaben  über  die  Beschaffen- 
heit der  Waare  enthalten  sollen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  66).  AVäre 
dies  richtig,  so  könnte  wegen  der  Vorschrift  des  §  13  durch  die  Ein- 
tragung des  Zeichens  „Kneipp"  Niemand  gehindert  werden,  dasselbe 
unter  Hinzufügung  von  Zusätzen  der  gedachten  Art  zu  gebrauchen. 
Diese  Entscheidungen  dürfen  indessen  keinesfalls  auch  dann  ohne 
Weiteres  zur  Anwendung  gebracht  werden,  wenn  es  sich  um  ein 
geschütztes  Fantasiewort  handelt.  Ueberdies  sind  dieselben  auch  in 
Beziehung  auf  den  Gebrauch  eines  Namens  keineswegs  ohne  Aus- 
nahme anzuwenden  (vergl.  141.  544,  vergl.  nunmehr  auch  P.  M.  & 
Z-Bl.  Bd.  3  S.  64).  Was  den  Gebrauch  des  Wortes  „künstlielr 
als  Zusatz  zu  einem  geschützten,  für  Naturprodukte  bestimmten» 
Zeichen  anlangt,  so  ist  die  Zulässigkeit  einer  derartigen  Bezeich- 
nung behauptet  worden,  wenn  unter  derselben  künstlich  herge- 
stellte Produkte  in  den  Verkehr  gebracht  werden,  welche  den  Natur- 
produkten, für  welche  das  geschützte  Zeichen  bestimmt  ist,  nach- 
gebildet sind.  Dies  kommt  namentlich  bei  den  künstlichen  Mineral- 
wässern in  Betracht.  Die  die  Zulässigkeit  einer  derartigen  Bezeich- 
nung bejahende  Ansicht  stützt  sich  im  Wesentlichen  darauf,  dass  der 
Zusatz  „künstlich"  in  Fällen  der  angegebenen  Art  die  Bestrafung  nach 
§  16  ausschliesse  (vergl.  751).  Es  wird  indessen  dabei  ausser  Acht 
gelassen,  dass  im  Falle  des  §  20  die  objektive  Möglichkeit  einer  Ver- 
wechselung und  nicht  —  wie  bei  §  16  —  das  Vorhandensein  einer 
Täuschungsabsicht  in  Frage  steht  (anders  Schmid  in  ZgR.  IV.  S.  291, 
Kohler  in  G.  R.  &  U.  R.  I.  S.  39). 

855.  Verwechselungsgefahr  bei  gemischten  Zeichen. 

Auch  bei  gemischten,  d.  h.  sowohl  aus  figürlichen  als  aus  wört- 
lichen Bestandtheilen  zusammengesetzten,  Zeichen  entscheidet  die  Ge- 
sammterscheinung,  d.  h.  der  einheitliche  Eindruck,  welchen  die  figür- 
lichen Bestandtheile  in  Verbindung  mit  ihren  wörtlichen  Zuthaten 
hervorrufen.  Es  ist  dabei  im  Allgemeinen  das  Schwergewicht  weder 
auf  die  Figuren  noch  auf  die  Worte  zu  legen,  sofern  nicht  eine  einzelne 
Figur  oder  ein  einzelnes  Wort  nach  Anschauung  des  Verkehrs  oder 
nach  ihrer  Stellung  zum  Zeichen  eine  hervorragende  Beachtung  ver- 
dient. Es  kann  keineswegs  zugegeben  werden,  dass  das  figürliche 
Element  stets  als  Unterscheidungsmerkmal  in  den  Vordergrund  trete 
(R-O-H.  Bd.  20  S.  91,  Busch  Bd.  39  S.  259,  Kohler  in  G.  R.  & 
U.  R.  II.  S.  11,  anders  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  314,  vergl.  844  flF.). 
Wenn  es  sich  um  die  Nachbildung  nur  eines  figürlichen  oder  nur  eines 
wörtlichen  Bestandtheils  handelt,  so  ist  demnach  zu  prüfen,  welche 
Bedeutung  der  nachgebildete  Bestandtheil  für  die  Gesammterscheinung 
des  Zeichens  hat  (R-O-H.  Bd.  21  S.  410  fif.,  Civ.  Bd.  19  S.  174,  Oppen- 
hoff  Bd.  18  S.  781  ff.).  Wortbestandtheile  erlangen  eine  ausschlag- 
gebende Bedeutung  namentlich  dann,  wenn  die  Waare  nach  ihnen  im 
Verkehre  genannt  wird  (Kohler  in  G.  R.  &  U.R.  IL  S.  11).  Klein 
gedruckte  oder  sonst  unauffällig  gemachte  Wortzusätze  sind  dagegen, 
selbst  wenn  ihr  Wortlaut  ein  eigenartiger  ist,  regelmässig  nicht 
geeignet,  die  Gesammterscheinung  des  Zeichens  zu  beeinflussen. 
Andererseits  kommen    auch    solche   figürlichen   Zuthaten    weniger  in 
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Betracht,  welche  sich  lediglich  als  eine  Umrahmung  oder  Verzierung 
des  eigentlichen  Waarenzeichens  darstellen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  17). 
Häufig  sind  figürliche  und  wörtliche  Bestandtheile  gleichmässig  nach 
der  Verkehrsanschauung  von  Bedeutung;  es  ist  dies  namentlich  dann 
der  Fall,  wenn  der  Wortzusatz  sich  gleichsam  als  die  sprachliche 
Uebersetzung  der  bildlichen  Erscheinung  darstellt.  Besteht  z.  B.  ein 
Zeichen  sowohl  aus  einem  Stern  als  aus  dem  Worte  „Sternmarke**, 
so  begründet  die  Entnahme  auch  nur  eines  dieser  Bestandtheile 
schon  die  Gefahr  einer  Verwechselung  (vergl.  847).  Auf  Name  und 
Firma,  wenn  solche  zu  Bestandtheilen  einer  Waarenbezeichnung  ge- 
macht sind,  darf  nicht  mehr  Gewicht  gelegt  werden  als  auf  sonstige 
chai'akteristischo  Wortzusätze;  eine  selbständige  Bedeutung  haben 
Name  und  Firma  alsdann  nicht  mehr  (R-O-H.  Bd.  22  S.  378.  379, 
Civ.  Bd.  6  S.  77.  78).  Buchstaben,  welche  sich  in  einem  Zeichen 
neben  figürlichen  Bestandtheilen  finden,  können,  da  sie  nicht  charak- 
teristischer Natur  sind,  eine  besondere  Bedeutung  regelmässig  über- 
haupt nicht  beanspruchen;  es  ist  daher  nicht  als  wesentliches  Unter- 
scheidungsmerkmal anzusehen,  wenn  in  einem  Zeichen  enthaltene  Buch- 
staben durch  andere  Buchstaben  ersetzt  werden.  Es  gilt  dies  auch  dann, 
wenn  die  Buchstaben  die  Initialen  einer  Firma  darstellen,  da  davon 
auszugehen  ist,  dass  der  Käufer  die  Firma,  deren  Initialen  wieder- 
gegeben sind,  aus  dem  Gedächtniss  verloren  hat  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1 
S.  275).  Die  wörtlichen  Bestandtheile  eines  gemischten  Zeichens  wirken 
auf  dessen  Gesammteindruck  nicht  nur  durch  ihre  bildliche  Erschei- 
nung, d.  h.  durch  die  Gestaltung  der  Lettern  oder  durch  ihre  Gnippi- 
ning,  sondern  auch  durch  ihren  Klang  und  ihre  sprachliche  Bedeutung 
ein  (Kohler  in  G.R.  &  U.  R.  H.  S.  11,  vergl.  Busch  Bd.  39  S.  257). 
Hierauf  ist  indessen  nur  bei  den  in  die  Zeichenrolle  eingetragenen 
Zeichen  zu  achten,  während  bei  den  noch  auf  Grund  des  früheren 
Gesetzes  in  die  gerichtlichen  Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen 
regelmässig  auf  die  wörtlichen  Bestandtheile  nicht  ihrem  Sinne  und 
Klange  nach,  sondern  nur  insofern  Gewicht  zu  legen  ist,  als  sich  durch 
deren  Beifügung  die  bildliche  Gesammterscheinung  des  Zeichens 
ändert  (Civ.  Bd.  6  S.  77fif.,  Str.  Bd.  7  S.  219,  Bolze  ßd.  4  No.  218). 
Jedoch  gilt  diese  Regel  keineswegs  ausnahmslos  (vergl.  853). 

856.  Verwechselungsgefahr  bei  Namen  und  Firmen. 

Für  Namen  und  Firmen  —  sei  es,  dass  solche  als  Waarenzeichen 
eingetragen  oder  als  selbständige  Bezeichnungsmittel  ohne  Eintragung 
geschützt  sind  —  gilt  im  Allgemeinen  das  Gleiche  wie  für  Wort- 
zeichen. Eine  Verwechselung  kann  bei  denselben  nicht  nur  durch 
den  Gleichklang  und  die  Aehnlichkeit  der  sprachlichen  Bedeutung, 
sondern  auch  durch  die  Aehnlichkeit  der  figürlichen  Gestaltung  so- 
wie der  bildlichen  Erscheinung  überhaupt  herbeigeführt  werden  (vergl. 
Goltd.  Bd.  35  S.  214).  Die  besondere  figürliche  Gestaltung,  in 
welcher  ein  Firmeninhaber  seine  Firma  zeichnet,  also  dessen  Auto- 
graph, geniesst  allerdings  nur  dann  Schutz,  wenn  die  Firma  in  dieser 
Form  als  Waarenzeichen  eingetragen  oder  auf  Grund  des  §  15  als 
Waarenausstattung  geschützt  ist  (vergl.  Blum  Urt.  &  Ann.  Bd.  2 
8.  416,  vergl.  554.  698).  Wegen  Aehnlichkeit  der  sprachlichen  Be- 
deutung ist  z.  B.  die  Firma  „Manufactures  nationales  de  France"  als 
unwesentlich  abweichend  von  der  Firma  „Manufactures  imperiales  de 
France"  zu  erachten  (Oppenhoff  Bd.  19  S.  332  fr.).    Das  Gleiche  gilt 
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wesen  sei,  so  entspreche  es  doch  den  Gepflogenheiten  des  Verkehrs, 
dass  diese  Möglichkeit  jeden  Tag  eintreten  könne.  Diese  Grundsätze 
bringt  das  Patentamt  auch  dann  zur  Anwendung,  wenn  das  ältere 
figürliche  Zeichen  noch  in  den  früheren  Zeichenregistern  eingetragen 
steht,  wiewohl  es  nach  früherem  Recht  einen  Schutz  für  Wortzeichen 
nicht  gab  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  273.  274,  Bd.  2  S.  307).  Die  Voraus- 
setzungen des  Patentamts  treffen  jedoch  nicht  immer  zu;  denn  einer- 
seits ist  das  figürliche  Zeichen  im  Verkehre  nicht  immer  unter  dem 
Wortnamen  bekannt,  und  andererseits  lässt  sich  aus  dem  Gesetze 
nicht  entnehmen,  dass  die  Eintragung  eines  figürlichen  Zeichens  ohne 
Weiteres  das  Recht  zur  Benutzung  des  Wortnamens  und  die  Noth- 
wendigkeit  einer  derartigen  Benutzung  zur  Folge  habe. 

Wenn  man  der  Ansicht  des  Patentamts  folgen  will,  so  muss  auch 
Uebereinstimmung  zwischen  einem  das  Porträt  einer  bestimmten  Person 
enthaltenden  Waarenzeichen  einerseits  und  dem  Namen  der  abgebildeten 
Person  oder  einem  diesen  Namen  enthaltenden  Waarenzeichen  anderer- 
seits angenommen  werden.  Indessen  ist  es  in  diesem  Falle  ganz  selbst- 
verständlich, dass  das  in  Frage  stehende  Porträt  eine  im  Verkehre 
bekannte  Person  zum  Gegenstande  haben  muss  (vergl.  auch  G.  R.  & 
U.  R.  I.  S.  328). 

Die  gegensätzlichen  Anschauungen  über  die  Verwechselungsgefahr 
zwischen  Wortzeichen  und  Bildzeichen  sind  einer  Vereinigung  fähig, 
wenn  man  annimmt,  dass  der  Ansicht  des  Patentamts  in  dem  patent- 
amtlichen Eintragungsverfahren  und  im  Löschungsverfahren  nach  §  9 
No.  1,  der  hiervon  abweichenden  Meinung  dagegen  in  den  sonstigen 
gerichtlichen  Streitfällen  zu  folgen  sei,  und  zwar  um  deswillen,  weil 
das  Patentamt  und  das  Gericht  im  Falle  des  §  9  No.  1  auch  auf  eine 
zukünftige  Kollisionsmöglichkeit  Rücksicht  zu  nehmen  habe,  im 
sonstigen  gerichtlichen  Verfahren  es  dagegen  auf  die  gegenwärtige 
Kollision  der  Zeichen  ankomme  (vergl.  auch  Kohler  in  G.  R.  &  ü.  R.  II. 
S.  10.  11). 

848.  Bedeutung  der  Beschreibung  für  die  besondere  Berücksichtigung 

einzelner  Bestandtheile. 

Wer  auf  einen  einzelnen  Bestandtheil  eines  zur  Eintragung  an- 
gemeldeten Zeichens  besonderen  Werth  legt,  kann  dies  in  einer  der 
Anmeldung  beizufügenden  Beschreibung  hervorheben  (vergl.  74).  Ein 
in  der  Beschreibung  enthaltener  Vorbehalt  des  Inhalts,  dass  man  sich  die 
Benutzung  eines  einzelnen  Bestandtheils  ausschliesslich  vorbehalten 
wolle,  hat  indessen  nur  dann  Wirkung,  wenn  sich  entweder  aus  der 
Darstellung  die  ausschlaggebende  Bedeutung  des  betreffenden  Bestand- 
theils ergiebt,  oder  nachgewiesen  wird,  dass.  die  betheiligten  Verkehrs- 
kreise besonderen  Werth  auf  denselben  legen,  da  sonst  der  Verkehr  in 
unzulässiger  Weise  an  dem  an  sich  statthaften  Gebrauche  einzelner 
Bestandtheile  einer  fremden  Bezeichnung  gehindert  werden  würde 
(vergl.  Bolze  Bd.  4  No.  216,  ZgR.  IV.  S.  76.  77,  vergl.  auch  73). 

849.  Aufnahme  einer  Waarenbezeiohnung  als  Ganzes  in  eine  andere 

Waarenbezeichnung. 

Eine  theil weise  Uebereinstimmung  zweier  Bezeichnungen  liegt 
auch  dann  vor,  ^venn  die  Waarenbezeichnung  —  insbesondere  das 
Waarenzeichen  —  eines  Anderen  in  genauer  Nachbildung  oder  in 
verwechselungsfähiger  Gestalt  als  Ganzes,  jedoch  unter  Hinzufügung 
sonstiger  Zuthaten,  in  eine  andere  Waarenbezeichnung   aufgenommen 
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wird.  Auch  hierbei  gilt  die  Regel,  dass  es  an  sich  auf  die  Ueberein- 
stimmung  oder  Yerwechselungsähnlichkeit  der  einen  Bezeichnung  mit 
einem  Bestandtheile  der  anderen  nicht  ankommt,  dass  vielmehr  zu 
prüfen  ist,  ob  die  letztere  in  Folge  der  Hinzufügung  der  sonstigen 
Zuthaten  eine  wesentlich  abweichende  Qesammterscheinung  erlangt 
hat.  Nur  insofern  wird  hier  bei  der  Vergleichung  der  beiden  Be- 
zeichnungen ein  strengerer  Massstab  angelegt  werden  müssen,  als  zu 
verlangen  ist,  dass  die  Zuthaten  zur  Vermeidung  jeder  Verwechselung 
besonders  charakteristischer  Natur  und  derart  mit  der  für  sich  ge- 
schützten Bezeichnung  zu  einem  Ganzen  verschmolzen  sind,  dass  der- 
jenige, welcher  die  Waare  besichtigt,  überhaupt  nicht  mehr  den  Ein- 
druck hat,  die  für  sich  geschützte  Bezeichnung  vor  sich  zu  sehen, 
sondern  ein  seiner  Individualität  nach  gänzlich  neues  Zeichen  zu  sehen 
glaubt.  Ist  eine  derartige  organische  Verschmelzung  zu  einem  ein- 
heitlichen Ganzen  nicht  erfolgt,  dann  braucht  der  Konsument  die  dem 
geschützten  Zeichen  hinzugefügten  Zuthaten  —  sei  es,  dass  solche  in 
Verzierungen,  Worten,  Zahlen  oder  anderen  Waarenzeichen  bestehen  — 
nicht  als  Bestandtheile  des  Waarenzeichens  anzusehen;  er  darf 
vielmehr,  wo  immer  ihm  das  bekannte  Waarenzeichen  in  seiner  In- 
dividualität entgegentritt,  annehmen,  dass  die  Waare  von  dem  In- 
haber dieses  Zeichens  herrühre  (Civ.  Bd.  6  S.  76,  Bolze  Bd.  12 
No.  121,  Blum  Ann.  Bd.  2  S.  360  fif.,  Busch  Bd.  39  S.  259,  Schima 
S.  27,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  74,  ZgR.  lU.  S.  239).  Bei  der  Prüfung 
der  Frage,  ob  eine  solche  gänzlich  neue  Bezeichnung  entstanden  ist, 
ist  darauf  nicht  Gewicht  zu  legen,  ob  die  sonstigen  Zuthaten  zu  der 
geschützten  Bezeichnung  mühelos  wahrzunehmen  sind,  vielmehr  kommt 
es  darauf  an,  ob  im  Verkehre  derartige  Hinzufügungen  überhaupt  als 
zu  der  Bezeichnung  gehörig  angesehen  werden,  und  ob,  wenn  dies 
der  Fall  ist,  dieselben  nicht  als  blosses  Beiwerk  zurücktreten.  Nament- 
lich ist  der  blosse  Zusatz  von  Worten  regelmässig  nicht  geeignet,  ein 
figürliches  Zeichen  als  ein  durchaus  abweichendes  erkennen  zu  lassen 
(P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  282.  283).  Handelt  es  sich  um  eine,  für  sich 
betrachtet,  besonders  charakteristische  Waarenbezeichnung,  so  wird 
sich  eine  Verschmelzung  derselben  mit  sonstigen  Zuthaten  zu  einem 
neuen  Zeichen  regelmässig  nicht  herbeiführen  lassen;  dagegen  stösst 
eine  Neubildung  dieser  Art  bei  Entnahme  weniger  charakteristischer 
Elemente  —  z.  B.  eines  Sterns,  eines  Pfeils,  eines  Kreuzes,  eines 
Kreises,  eines  Quadrats  u.  s.  w.  —  meist  auf  keine  besondere  Schwierig- 
keit. Nicht  zu  billigen  ist  daher  die  Ansicht,  welche  die  Aufnahme 
einer  selbständigen  Waarenbezeichnung  als  Ganzes  in  eine  andere 
VVaarenbezeichnung  für  unbedingt  unstatthaft  erklärt  (anders  Kohl  er 
M-R.  S.  278,  Bolze  Bd.  13  No.  119).  Der  Kommissionsbericht  besagt 
allerdings:  „ein  geschütztes  Zeichen  als  Verzierung  allein  oder  mit 
anderen  Verzierungen  zusammen  auf  den  Waaren  oder  der  Ver- 
packung anzubringen,  stehe  nur  dem  Eingetragenen  zu,  für  jeden  An- 
deren sei  dies  unzulässig"  (Komm.-Ber.  zu  §11).  Diese  Bemerkung 
kann  sich  indessen  nur  auf  solche  Verzierungen  oder  Zuthaten  be- 
ziehen, welche  in  ihrer  Verbindung  mit  dem  eingetragenen  Zeichen 
nicht  ein  dem  Gesammteindruck  nach  neues  Zeichen  bilden. 

Nach  der  Praxis  des  Patentamts  wird  regelmässig  Verwechselungs- 
gefahr angenommen,  wenn  ein  einfaches  Zeichen  in  eine  Etikette  oder 
in  ein  Kombinationszeichen  im  Wesentlichen,  d.  h.  unter  Wahrung  seiner 
Iirdividualität,  übernommen  wird,  ohne  in  eine  organische  Verb  in- 
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düng  mit  den  übrigen  Bestandtheilen  derEtikette  oder  des  Kombinations- 
zeichens einzutreten,  so  dass  die  hinzugefügten  Zuthaten  sich  als  rein 
äusserlicher  Natur  darstellen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  282.  312.  315). 
Dies  beruht  auf  der  Erwägung,  dass  der  Käufer  alsdann  die  sonstigen 
Zuthaten  nicht  als  zu  dem  Zeichen  gehörig  anzusehen  braucht,  und 
weil  auch  der  ältere  Inhaber  sein  Zeichen  auf  einer  Etikette  oder  mit 
dem  üblichen  figürlichen  Beiwerk  benutzen  kann  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  2  S.  92). 

In  Uebereinstimmung  mit  der  Praxis  des  Patentamts  ist  die 
Rechtsprechung,  und  zwar  schon  auf  Grund  des  früheren  Gesetzes. 
Denn  hiernach  schliessen  getrennt  stehende  Zugaben  zu  einer  fremden 
Waarenbezeichnung  durchgängig  die  Verwechselungsgefahr  nicht  aus, 
da  das  Publikum  dieselben  nicht  als  zu  der  Waarenbezeichnung  ge- 
hörig anzusehen  braucht  (Civ.  Bd.  6  S.  75).  Insbesondere  kommt,  wenn 
ein  Waarenzeichen  auf  einer  Etikette  angebracht  ist,  der  sonstige  Inhalt 
der  Etikette  regelmässig  nicht  in  Betracht  (Blum  Ann.  Bd.  2  S.  360  ff.). 
Ferner  ist  es  auch  ohne  Einfluss,  wenn  einem  fremden  Waarenzeichen 
ein  Freizeichen  oder  ein  anderes  Waarenzeichen  —  gleichviel  ob  das- 
selbe das  rechtmässige  Zeichen  des  Benutzers  ist  oder  nicht  —  hin- 
zugefügt wird,  sofern  nicht  eine  Verschmelzung  der  beiden  Zeichen  zu 
einem  wesentlich  abweichenden  Gesammtzeichen  erfolgt  ist  (Str.  Bd.  1 
S.  131,  Blum  Urt.  &Ann.  Bd.  1  S.  363,  vergl.  Sebastian  S.  158. 
159).  Darüber,  dass  unter  gewissen  Voraussetzungen  indessen  auch 
solche  selbständige  wörtliche  oder  figürliche  Angaben  berücksichtigt 
werden  müssen,  ist  das  an  anderer  Stelle  Gesagte  zu  vergleichen 
(vergl.  871). 

Nicht  in  Uebereinstimmung  mit  der  sonstigen  Praxis  steht  da- 
gegen eine  Entscheidung  des  Landgerichts  Berlin,  welches  Verwechse- 
lungsgefahr nicht  als  vorliegend  erachtet  hat  in  einem  Falle,  in 
welchem  der  Angeklagte  Bier  in  mit  einem  fremden  eingepressten 
Zeichen  versehene  Flaschen  gefüllt,  jedoch  die  letzteren  gleichzeitig 
mit  einer  auf  eine  andere  Herkunft  hinweisenden  Etikette  bezeichnet 
hatte,  weil  das  Publikum  den  Inhalt  der  Flaschen  nach  diesen  Etiketten, 
nicht  nach  den  eingebrannten  Bezeichnungen,  zu  beurtheilen  pflege 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  278).  Diese  Annahme  erscheint  jedoch,  selbst 
wenn  man  die  Anschauung  der  betheiligten  Kreise  der  Entscheidung 
zu  Grunde  legt,  nicht  gerechtfertigt. 

850.   Hinzufügung  und  Aenderunq  von  Name  und  Firma  als  Bestand- 
theilen einer  \Araarenbezeichnung. 

Nach  denselben  Regeln  ist  auch  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  in 
der  Hinzufügung  eines  Namens  oder  einer  Firma  oder  der  Anfangs- 
buchstaben von  solchen  zu  einem  Waarenzeichen,  oder  darin,  dass  die 
in  einem  Waarenzeichen  als  Bestandtheile  enthaltenen  Namen  oder 
Firmen  durch  andere  Namen  und  Firmen  ersetzt  werden,  eine  wesent- 
liche Abweichung  zu  finden  ist.  Zunächst  ist  dabei  zu  prüfen,  ob 
das  Zeichen  einerseits  und  Name  oder  Firma  andererseits  überhaupt 
in  eine  solche  Verbindung  zu  einander  gebracht  sind,  dass  dieselben 
in  ihrer  Vereinigung  ein  einziges  neues  Waarenzeichen  bilden,  oder 
x}b  nicht  vielmehr  —  wie  dies  häufig  der  Fall  ist,  w^enn  sowohl 
Zeichen  als  Name  oder  Firma  sich  auf  einer  Etikette  befinden  — 
beide,  und  zwar  jedes  für  sich,  als  selbständige  Bezeichnungsmittel  für 
die  Waare  benutzt  sind  (Civ.  Bd.  1  S.  74flf.).    Stellen  sich  Name  oder 


§  20.  LXXXlII.WiedergabevonWaarenbezeichnungen  mit  Abweichungen.    525 

Firma  und  Zeichen  zusammen  als  ein  einheitliches  Zeichen  dar,  so 
bewirkt  die  Hinzufügung  eines  oder  eines  anderen  Namens  den  Aus- 
schluss der  Verwechselungsgefahr,  wenn  hierdurch  die  Gesammt- 
erscheinung  des  Zeichens  sich  wesentlich  ändert,  wobei  auf  Name 
oder  Firma  der  Regel  nach  nicht  mehr  Gewicht  zu  legen  ist,  als  auf 
sonstige  charakteristische  Worte  (Civ.  Bd.  1  S.  75,  Civ.  Bd.  6  S.  77. 
78,  Blum  Ann.  Bd.  6  S.  228,  vergl.  Oppenhoff  Bd.  20  S.200,  anders 
Kohl  er  M-R.  S.  280).  Es  ist  dies  eine  Frage  wesentlich  thatsäch- 
licher  Art,  für  deren  Beantwortung  die  Verhältnisse  des  einzelnen 
Falles,  insbesondere  die  Ausführung  des  Namens  und  der  Firma,  ihre 
Stellung  und  Bedeutung  gegenüber  den  übrigen  Bestandtheilen  des 
Zeichens,  die  Rücksicht  auf  das  Publikum,  für  welches  die  Waare 
bestimmt  ist,  und  viele  andere  Gesichtspunkte  massgebend  sein  können 
{Str.  Bd.  1  S.  131).  Im  Zweifel  wird  allerdings  eine  Namenshinzu- 
fügung oder  Aenderung  für  bedeutungslos  zu  erachten  sein,  da  im 
Verkehre  regelmässig  mehr  Gewicht  auf  das  Zeichen  als  auf  den  dem- 
selben beigefügten  Namen  gelegt  zu  werden  pflegt,  zumal  die  Aende- 
rung einer  einem  Zeichen  hinzugefügten  Firma  schon  allein  d£|,rin 
ihren  Grund  haben  kann,  dass  die  Firma  des  Geschäfts,  zu  welchem 
das  Zeichen  gehört,  sich  geändert  hat.  Findet  der  Käufer  das  ihm 
bekannte  geschützte  Zeichen,  dessen  Inhaber  er  nicht  gekannt  oder 
nicht  im  Gedächtniss  behalten  hat,  auf  einer  Waare  mit  einem  anderen 
Namen  oder  einer  anderen  Firma  wieder,  so  besteht  überdies  nicht 
nur  die  Gefahr,  dass  er  Waare  von  dem  Inhaber  des  ihm  bekannten 
geschützten  Zeichens  vor  sich  zu  haben  glaubt,  sondern  es  ist  auch 
zu  befürchten,  dass  er  für  die  Zukunft  das  Zeichen  mit  der  darauf  ver- 
zeichneten Firma  in  Verbindung  bringen  und  diese  Firma  nunmehr  als 
Inhaberin  des  Zeichens  sich  merken  wird.  Die  Beifügung  einer  ab- 
weichenden Firma  zu  einem  einfachen  figürlichen  Zeichen  dient  also 
in  der  Regel  nicht  der  Unterscheidung,  sondern  der  Verwirrung.  Aus 
den  angeführten  Gründen  ist  es  auch  unerheblich,  ob  der  hinzugefügten 
oder  geänderten  Firma  noch  eine  Ortsbezeichnung  hinzugefügt  wird 
{Kohler  M-R.  S.  280.  281,  Kohler  in  Busch  Bd.  48  S.  861,  P.M.  & 
Z-Bl.  Bd.  1  S,  314,  Bd.  2  S.  17.  93.  141,  Civ.  Bd.  3  S.  74,  Schima 
S.  41,  Pouillet  No.  148,  vergl.  auch  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  103). 
Andererseits  ist  eine  Aenderung  von  Name  oder  Firma  unbedingt  dann 
für  wesentlich  zu  erachten,  wenn  das  Zeichen  ausser  aus  Name  oder 
Firma  nur  noch  aus  Freizeichen  oder  aus  im  Gemeingebrauche  stehen- 
den Wörtern  besteht  (vergl.  104.  140).  Es  kann  alsdann  kein  Anderer 
daran  gehindert  werden  die  gemeingebräuchlichen  Zuthaten  zu  Be- 
standtheilen eines  einen  anderen  Namen  oder  eine  andere  Firma  ent- 
haltenden Zeichens  zu  machen  {vergl.  851). 

851.   Bestandtheile,  auf  welöhe  bei  der  Vergleichung  weniger  Rücksicht 

zu  nehmen  ist. 

Auf  gewisse  Bestandtheile  eines  Waarenzeichens  darf  bei  Prüfung 
der  Verwechselungsgefahr  ein  besonderer  Werth  überhaupt  nicht  ge- 
legt werden.  Es  sind  dies  hauptsächlich  die  Freizeichen,  Buchstaben, 
Zahlen  und  solche  Wörter,  welche  zur  Bezeichnung  von  Waaren  im 
Gemeingebrauche  stehen.  Dadurch,  dass  dieselben  zum  Bestandtheile 
eines  Waarenzeichens  gemacht  sind,  kann  Niemand  gehindert  werden, 
von  ihnen  —  sei  es  in  genauer  Nachbildung  oder  mit  unwesentlichen 
Abweichungen  —  zum  Zwecke  der  Waaronbezeichnung  Gebrauch  zu 
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Farben  beschränkt  (vergl.  73).  Schon  auf  Grund  der  Eintragung  der 
durch  den  Druck  fixirten  Darstellung  des  Zeichens  ist  demnach  Ver- 
wechselungsgefahr stets  dann  anzunehmen,  wenn  ein  Anderer  das  ge- 
schützte Zeichen  zwar  in  anderen  Farben,  im  Uebrigen  jedoch  in  ge- 
nauer Nachbildung  oder  in  verwechselungsähnlicher  Gestalt  benutzt 
(vergl.  Str.  Bd.  7  S.  219,  Bolze  Bd.  5  No.  196). 

86S.   Farbe  als  Bestandtheil  eines  Waarenzeichens. 

Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  durch  die  Anwendung  einer  be- 
stimmten Farbe  eine  Verwechselungsgefahr,  welche  sonst  nicht  oder 
nicht  ohne  Weiteres  begründet  sein  würde,  herbeigeführt  werden  kann ; 
ob  demnach  auf  die  Aehnlichkeit  der  Färbung  zweier  Zeichen  Gewicht 
gelegt  werden  darf,  wiewohl  sonst  Verwechselungsähnlichkeit  nicht 
besteht.  Eine  derartige  Bedeutung  für  den  Gesammteindruck,  welchen 
ein  Waarenzeichen  gewährt,  kann  die  Farbe  allerdings  gewinnen;  es 
ist  dies  dann  der  Fall,  wenn  die  Farbe  zum  Bestandtheile  des  Zeichens 
gemacht  ist.  Zum  Bestandtheile  eines  eingetragenen  Waarenzeichens 
wird  die  Farbe  entweder  durch  den  Hinweis  auf  eine  bestimmte  Färbung 
in  der  der  Anmeldung  beigefügten  Beschreibung  oder  dadurch,  dass  die 
DarsteUung  des  Zeichens  in  einer  bestimmten  Färbung  zur  Eintragung 
gelangt  und  zugleich  aus  der  Stellung  der  Farbe  zurGesammterscheinung 
des  Zeichens  hervorgeht,  dass  dieselbe  von  Einfluss  auf  den  Gesammt- 
eindruck ist  und  sein  soll,  so  dass  nicht  die  Erscheinung  der  durch  den 
Druck  fixirten  Darstellung  des  Zeichens  für  sich  betrachtet,  sondern 
der  aus  der  Kombination  von  Farbe  und  figürlicher  Gestaltung  sich 
ergebende  Gesammteindruck  massgebend  ist.  Eine  derartige  Kombi- 
nation findet  sich  vornehmlich  bei  Etiketten  (SchimaS.  40,  Selig- 
sohn §  20  N.  4  a).  Ob  und  inwieweit  in  diesem  Sinne  auf  die  Farbe 
besonderes  Gewicht  zu  legen  ist,  ist  eine  nach  Lage  des  einzelnen 
Falles  zu  entscheidende  Frage  thatsächlicher  Natur  (Schima  S.  34  ff.). 
Entscheidend  ist  regelmässig,  ob  eine  Aenderung  in  der  Farbe  eine 
wesentliche  Aenderung  des  Gesammteindrucks  zur  Folge  haben  würde; 
dies  trifft  jedenfalls  dann  zu,  wenn  das  Zeichen  vornehmlich  aus  einer 
bestimmten  Farbe  oder  aus  einer  bestimmten  Farbengruppirung  be- 
steht. Zweckmässig  wird  der  Zeichenanmelder,  welcher  besonderen 
Werth  auf  eine  bestimmte  Farbe  legt,  dies  in  der  Beschreibung  her- 
vorheben; indessen  wird  ein  derartiger  Vorbehalt  dann  doch  ohne  Be- 
deutung sein,  wenn  aus  der  Darstellung  sich  nicht  thatsächlich  die 
besondere  Bedeutung  der  Farbe  oder  wenigstens  die  Möglichkeit  ihrer 
besonderen  Bedeutung  ergiebt,  da  durch  die  Beschreibung  der  gesetz- 
liche Schutz  nicht  über  die  durch  die  Darstellung  gezogenen  Grenzen 
hinaus  erweitert  werden  kann  (vergl.  73).  Mit  Rücksicht  darauf, 
dass  es  sich  hier  um  eine  Frage  thatsächlicher  Natur  handelt,  ist 
die  in  der  Praxis  vertretene  Ansicht  nicht  zu  billigen,  dass  die 
Farbe  allgemein  dann  als  Bestandtheil  zum  Zeichen  gehöre,  wenn  ein 
gefärbtes  Zeichen  angemeldet  sei;  es  ist  vielmehr  immer  darauf  zu 
sehen,  ob  nach  dem  Gesammteindrucke,  welchen  die  eingetragene  Dar- 
stellung in  Zusammenhalt  mit  der  etwa  derselben  beigefügten  Be- 
schreibung gewährt,  der  Färbung  ein  massgebender  Einfluss  ein- 
zuräumen ist  (vergl.  Str.  Bd.  7  S.  219,  Bolze  Bd.  5  No.  196). 

866.   Einfluss  der  Verkehraanschauung  auf  die  Bedeutung  der  Farbe. 

Bei  Beurtheilung  der  Bedeutung,  welche  die  Farbe  auf  den  Ge- 
sammteindruck eines  Waarenzeichens  hat,  ist  auch  auf  die  Anschauung 
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der  betheiligten  Verkehrskreise  Rücksicht  zu  nehmen.  Durch  die 
Kraft  der  Verkehrsgewohnheit  kann  die  Farbe,  wie  bereits  an  anderer 
Stelle  erörtert  ist,  zu  einem  ausschlaggebenden  Faktor  für  die  6e- 
sammterscheinung  werden,  dergestalt,  dass  auf  dieselbe  besonderes 
Gewicht  selbst  dann  gelegt  werden  muss,  wenn  das  Bild,  welches  die 
eingetragene  Darstellung  gewährt,  nicht  zu  einer  derartigen  Auf- 
fassung zwingt  (Schima  S.  36,  vergl.  846). 

867.   Umfang  des  der  Farbe  als  Bestandtheil  eines  Zeichens 

zukommenden  Schutzes. 

Dadurch,  dass  eine  Farbe  Bestandtheil  eines  Waarenzeichens  ge- 
worden ist,  und  in  Folge  dessen  eine  besondere  ihr  sonst  nicht  zu- 
kommende Bedeutung  erlangt  hat,  wird  der  dem  Zeichen  zustehende 
gesetzliche  Schutz  nicht  etwa  auf  diese  Färbung  beschränkt,  vielmehr 
erstreckt  der  Schutz  sich  auch  in  einem  solchen  Falle  nach  der  bereits 
erörterten  Regel  auf  die  Wiedergabe  des  durch  den  Druck  fixirteu 
Zeichens  in  anderen  Farben,  iüidererseits  kann  die  besondere  Be- 
deutung der  Farbe  den  Umfang  des  Schutzes  nie  derart  erweitem, 
dass  ein  Alleinrecht  auf  den  Gebrauch  einer  bestimmten  Farbe  erlangt 
wird,  da  die  Farben  als  Mittel  der  Waarenbezeichnung  im  Gemein- 
gebrauche stehen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  308,  Bd.  2  S.  140,  vergl. 
Pouillet  No.  43,  Sebastian  S.  368.  369).  Die  Farbe  kann  wohl  Be- 
standtheil eines  Waarenzeichens  sein;  nie  kann  aber  ein  Waaren- 
zeichen  ausschliesslich  aus  einer  bestimmten  Farbe  bestehen.  Da- 
gegen dürfen  Farben  in  bestimmten  geometrischen  Abgrenzungen, 
welche  ihrer  äusseren  Gestaltung  nach  dem  Begriffe  eines  Waaren- 
zeichens entsprechen  —  z.  B.  in  der  Form  eines  Dreiecks  oder  eines 
Kreises,  welcher  in  seinen  verschiedenen  Abschnitten  verschieden  ge- 
färbt ist  —  als  Waarenzeichen  geschützt  werden  (vergl.  13  ff.).  In 
denjenigen  Fällen,  in  welchen  eine  Farbe  Bestandtheil  eines  Waaren- 
zeichens ist,  schliesst  eine  unwesentliche  Abweichung  in  der  Farbe 
die  Verwechselungsgefahr  nicht  aus;  es  ist  dabei  zu  beachten,  dass 
Farben,  welche  für  sich  betrachtet,  völlig  verschieden  erscheinen,  im 
Verkehre  —  z.  B.  weil  dieselben  im  Laufe  der  Zeit  verblassen  —  einer 
Verwechselung  fähig  sein  können. 

868.   Farbe  der  sonstiaen  Ausstattung  der  Waare,  Verpackung, 

Umhüllung  u.  s.  w. 

Die  Farbe  des  Untergrundes,  d.  h.  die  Farbe  der  Waare,  der  Ver- 
packung, der  Umhüllung,  der  Etikette  u.  s.  w.,  auf  welcher  ein  Waaren- 
zeichen angebracht  ist,  gehört  nicht  zu  dem  Zeichen  und  ist  daher 
auch  niemals  als  Bestandtheil  des  letzteren  anzusehen  (Schima  S.  46, 
Str.  Bd.  7  S.  218.  219,  vergl.  863).  Doch  kann,  wenn  der  Zeichen- 
Inhaber  sein  Zeichen  gewöhnlich  auf  einem  bestimmt  gefärbten  Unter- 
grunde anbringt  und  diese  Färbung  auf  den  Gesammtein druck,  welchen 
das  Zeichen  gewährt,  von  Einfluss  ist,  dies  bei  Prüfung  der  Ver- 
wechslungsgefahr zur  Unterstützung  sonstiger,  auf  eine  Verwechslungs- 
ähnlichkeit hinweisender,  Momente  dienen  (vergl.  871.  872).  Die  Farbe 
der  Waare,  der  Verpackung  u.  s.  w.  für  sich  betrachtet  geniesst  unter 
Umständen  als  Waarenausstattung  im  Sinne  des  §  15  gesetzlichen 
Schutz.  Es  gelten  hierfür  besondere  Regeln,  welche  an  anderer  Stelle 
erörtert  sind  (vergl.  715).  Auch  bei  derartig  geschützten  Waaren- 
ausstattungen  schliesst  eine  unwesentliche  Abweichung  in  der  Farbe 
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die  Verwechslungsgefahr  nicht  aus.  Für  diejenigen  Ausstattungen, 
welche  ihrer  äusseren  Gestaltung  nach  als  Waarenzeichen  hätten  ein- 
getragen werden  können,  gelten  die  für  die  Waarenzeichen  erörterten 
Regeln. 

869.  Abweichungen  in  der  Grösse. 

Kein  ßestandtheil  eines  Waarenzeichens  ist  die  Grösse,  in  welcher 
dasselbe  in  die  Zeichenrolle  oder  in  die  früheren  Zeichenregister  ein- 
getragen ist,  oder  in  welcher  es  von  seinem  Inhaber  thatsächlich  be- 
nutzt wird.  Daher  liegt  stets  Gefahr  der  Verwechslung  vor,  wenn  das 
Zeichen  zwar  in  abweichender  Grösse,  jedoch  im  Uebrigen  in  seiner 
Eigenart  wiedergegeben  ist  (Komm.-Ber.  zu  §  13).  Die  Grösse  der  in 
die  Zeichenrolle  eingetragenen  Darstellung  ist  umsoweniger  massgebend, 
als  dieselbe  nach  den  hierüber  bestehenden  Vorschriften  mit  Rück- 
sicht auf  die  Grösse  des  in  der  Rolle  und  in  den  Publikationen  des 
Patentamtes  hierfür  vorgesehenen  Raumes  regelmässig  ein  bestimmtes, 
behördlich  festgesetztes,  Maass  nicht  überschreiten  darf,  und  dieselbe 
somit  häufig,  wenn  das  thatsächlich  geführte  Zeichen  grösser  ist,  mit 
diesem  nicht  übereinstimmen  wird  (Civ.  Bd.  19  S.  172,  Busch  Bd.  39 
S.  259.  260,  P.  M.  &Z-B1.  Bd.  1  S.  314,  ZgR.  III.  S.  87,  vergl.  Meili 
S.  25,  V-0.  V.  21/7  94  §§  3  &  5,  vergl.  auch  969).  Der  einem  Waaren- 
zeichen gewährte  Schutz  beschränkt  sich  demnach  nie  auf  die  Grösse, 
in  welcher  dasselbe  eingetragen  ist  oder  thatsächlich  benutzt  wird. 
Dies  schliesst  indessen  nicht  aus,  dass  behufs  Erweiterung  des  Schutzes 
zu  Gunsten  des  Berechtigten  die  thatsächlich  von  diesem  im  Ver- 
kehre benutzte  Grösse,  nämlich  dann,  wenn  der  Gesammteindruck  des 
Zeichens  durch  sie  wesentlich  beeinflusst  wird,  in  Betracht  gezogen 
werden  kann  (vergl.  872). 

Wesentlich  kann  ein  Unterschied  in  der  Grösse  aus  einem  an- 
deren Gesichtspunkte  auch  dann  werden,  wenn  der  Grössenunterschied 
sich  nicht  auf  das  Zeichen  als  Ganzes,  sondern  auf  einzelne  Bestand- 
theile  desselben  bezieht.  Werden  nämlich  einerseits  solche  Bestand- 
theile  des  geschützten  Zeichens,  welche  in  diesem  als  unwesentliches 
Beiwerk  sich  darstellen,  so  erheblich  vergrössert,  dass  sie  nunmehr 
als  das  Wesentliche  des  Zeichens  erscheinen,  oder  sinken  andererseits 
die  hervortretenden  Bestandtheile  des  geschützten  Zeichens  in  Folge 
einer  erheblichen  Verkleinerung  zu  unwesentlichem  Beiwerk  herab, 
so  kann  hierdurch  ein  gänzlich  verschiedenes  Zeichen  geschaffen 
werden  und  danach  die  Möglichkeit  einer  Verwechslung  ausge- 
schlossen sein. 

Die  vorstehenden  Grundsätze  finden  entsprechende  Anwendung, 
wenn  es  sich  darum  handelt,  ob  trotz  vorhandener  Abweichungen 
in  der  Grösse  ein  Freizeichen  vorliegt  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  65. 
vergl.  103). 

870.   Bedeutung  der  sonstigen  Ausstattung  der  Waare  für  die  Ver- 
wechslungsgefahr bei  Waarenzeichen. 

Im  Allgemeinen  ist,  wie  dies  bereits  im  Einzelnen  in  verschie- 
denen Fällen  nachgewiesen  wurde,  bei  der  Vergleichung  zweier  Waaren- 
zeichen nur  auf  diejenigen  auf  der  Waare  befindlichen  Angaben  Rück- 
sicht zu  nehmen,  welche  als  wirkliche  Bestandtheile  des  Zeichens 
anzusehen  sind.  Sonstige  selbständige,  wörtliche  oder  figürliche,  An- 
gaben haben  der  Regel  nach  keinen  Einfluss  auf  den  Gesammteindruck 
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des  Zeichens  und  sind  daher  meist  gänzlich  ausser  Betracht  zu  lassen 
{vergl.  84Bw850.854.859).  Dies  gilt  auch  von  der  sonstigen  Ausstattung 
der  Waare,  der  Verpackung,  der  Umhüllung  und  der  Ankündigungen,  auf 
welchen  das  Waarenzeichen  sich  angebracht  findet.  Gegen  die  täuschende 
Nachahmung  einer  derartigen  Waarenausstattung  ist  unter  den  in 
§15  näher  angegebenen  Voraussetzungen  ein  selbständiger  gesetz- 
licher Schutz  gegeben;  was  dagegen  das  auf  derselben  angebrachte 
Waarenzeichen  anbetriflTt,  so  darf  auf  die  Ausstattung  bei  Prüfung 
der  Verwechslungsähnlichkeit  des  Zeichens  regelmässig  kein  Gewicht 
gelegt  werden.  Es  wird  daher  im  Allgemeinen  weder  durch  die  Aehn- 
lichkeit  der  Waarenausstattung  eine  sonst  nicht  vorhandene  Ver- 
wechslungsgefahr hinsichtlich  des  auf  der  Ausstattung  angebrachten 
Zeichens  begründet,  noch  auch  durch  die  Verschiedenheit  der  Aus- 
stattung eine  vorhandene  Aehnlichkeit  beseitigt.  Namentlich  kommt 
dies  hinsichtlich  der  Farbe  der  Etikette,  der  Farbe  der  Waare,  der 
Farbe  der  Verpackung,  der  Umhüllung  und  der  Ankündigungen,  welche 
mit  dem  Waarenzeichen  versehen  sind,  in  Betracht  (R-O-H.  Bd.  22  S.  2.3, 
Bolze  Bd.  3  No.  226,  Blum  Ann.  Bd.  2  S.  360 flF.,  Blum  Ann.  Bd.  6 
S.  227,  Civ.  Bd.  6  S.  75.  76,  Str.  Bd.  1  S.  131,  Str.  Bd.  7  S.  218. 
219,  Str.  Bd.  26  S.  393,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  76,  vergl.  868). 

871.   Falle,  in  welchen  die  sonstige  Waarenausstattung  beröoksichtigt 

werden  muss. 

Dieser  Grundsatz,  dass  sonstige  selbständige  Angaben  auf  der  Waare 
imd  die  sonstige  Ausstattung  derselben  nicht  berücksichtigt   werden 
dürfen,  gilt  indessen  nicht  unbedingt.    Denn,  da  das  Bild,  welches  das 
\\'aarenzeichen  im  Verkehre  gewährt,  für  die  Prüfung  der  Verwechs- 
lungsgefahr massgebend  ist,  so  ist  zu  beachten,  dass  der  Gesammtein- 
druck  des  Zeichens  im  Verkehre  auch  durch  sonstige  auf  der  Waare  be- 
findliche Waarenbezeichnungen,  welche  nicht  Zeichonbestandtheile  sind, 
beeinflusst  werden  kann;  es  ist  dabei  insbesondere  die  Verkehrssitte  in 
Berücksichtigung  zu  ziehen,  dass  ein  Gewerbetreibender  seine  Waaren 
regelmässig   mit  der  gleichen  Ausstattung    zu   versehen    pflegt,  und 
daher  das  Waarenzeichen    fast  stets  in  Verbindung  mit   der  gleichen 
Ausstattung  im  Verkehre  auftritt.    Wird  durch  sonstige  auf  der  Waare 
befindliche  wörtliche  Angaben,  figürliche  Darstellungen  oder  durch  die 
sonstige  Ausstattung  der  Waare  nach  der  Verkehrsanschauung  die  Ge- 
sammterscheinung   des  Zeichens  wesentlich  beeinflusst,    so  kann  eine 
Nachahmung  in  dieser  Hinsicht  zur  Annahme  einer  Verwechslungsgefahr 
führen,  welche  ohnedies  nicht    ohne  Weiteres    begründet    sein  würde. 
Bei  der  Prüfung  der  Frage,  ob  der  sonstigen  Ausstattung  eine  solche 
Bedeutung  einzuräumen  ist,  ist   indessen  mit  Vorsicht  zu   verfahren; 
es  darf  dabei  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,    dass  einerseits  ge- 
wisse Ausstattungen    in   bestimmten  Branchen   allgemein  üblich   sind 
und  dem  Gemoingebrauche    nicht    entzogen    werden   dürfen,  und  dass 
andererseits  mit  Rücksicht  auf  die  Aehnlichkeit  der  Ausstattung  nie 
eine  Verwechslungsgefahr  hinsichtlich    zweier   sonst    gänzlich  ver- 
schiedener Zeichen  angenommen  werden  darf.    Die  Aehnlichkeit  der 
Ausstattung   kann  nur    zur  Unterstützung   anderer,    bereits    auf  die 
Möglichkeit  einer  Verwechslung   hinweisender,  Momente  dienen;    ihre 
Bedeutung  liegt  darin,  dass  bei  ihrem  Vorhandensein   schon  eine  ge- 
ringere Aehnlichkeit  der  in  Betracht  kommenden  Waarenzeichen  zur 
Annahme   der  Verwechslungsgefahr  genügt.     Eine  gleiche  Bedeutung 
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hat  die  Aehnlichkeit  sonstiger  auf  der  Waare  befindlicher  Angaben 
und  Darstellungen  (Kohl er  M-R.  S.  276,  Kohler  in  ZgR.  III.  S.  89, 
Busch  Bd.  89  S.  262).  In  diesem  Sinne  kann  bei  der  Yergleichung 
zweier  Waarenzeichen  Werth  zu  legen  sein:  a.  auf  die  Nachahmung 
der  eigenthümlichen  Verpackung  der  Waare,  insbesondere  der  Farbe 
der  Verpackung  oder  der  Etikette,  auf  welchen  ein  farbloses  Zeichen 
angebracht  ist  (Schima  S.  46.  50,  vergl.  auch  P.  M.  &Z-Bh  Bd.  2 
S.  103.  108);  b.  auf  die  Nachahmung  der  Verpackungsart,  wenn  das 
Zeichen  durch  diese  theilweise  verdeckt  und  dadurch,  so  lange  die 
Verpackung  unversehrt  ist,  seiner  wesentlichen  Unterscheidungsmerk- 
male beraubt  wird  (anders  Bolze  Bd.  3  No.  226);  c.  auf  die  gleich* 
zeitige  Nachahmung  mehrerer  selbst-ändiger  Waarenzeichen,  welche  ein 
(re werbetreibender  neben  einander  auf  derselben  Waare  zu  verwenden 
pflegt,  z.  B.  bei  Mineral wasserkrügen  auf  die  gleichzeitige  Nachbildung 
des  Stopfen  brandes,  der  Etikette  und  des  auf  der  Kapsel  befindlichen 
Zeichens.  Bei  einer  solchen  gleichzeitigen  Nachahmung  mehrerer  selb- 
ständiger Zeichen  kann,  wiewohl  jedes  einzelne  Zeichen  für  sich  be- 
trachtet noch  nicht  durchaus  als  verwechslungsfähig  anzusehen  ist, 
durch  die  mehreren  Aehnlichkeiten  zusammen  eine  Verwechslungs- 
gefahr hervorgerufen  werden  (Kohler  in  ZgR.  III.  S.  88). 

872.   Einflu88  der  Art  des  Gebrauchs  eines  Waarenzeichens  auf 

die  Verwechslungsgefahr. 

Das  Verkehrsbild  eines  Waarenzeichens  kann  auch  durch  die  Art 
und  Weise,  in  welcher  von  demselben  im  Verkehre  thatsächlich  Ge- 
brauch gemacht  wird,  beeinflusst  werden.  Was  eingetragene  Waaren- 
zeichen anlangt,  so  ist  zwar  an  anderer  Stelle  bereits  dargelegt  worden, 
dass  ein  eingetragenes  Zeichen  nur  in  deijenigen  Gestalt  gesetzlichen 
Schutz  geniesst,  welche  sich  aus  der  eingetragenen  Darstellung  und 
der  zur  Ergänzung  der  letzteren  dienenden  Beschreibung  ergiebt,  und 
dass  das  thatsächlich  geführte  Zeichen,  insoweit  dasselbe  hiervon 
wesentlich  abweicht,  nicht  der  Vergleichung  zu  Grunde  gelegt  werden 
darf  (vergl.  836).  Dies  schliesst  indessen  nicht  aus,  dass  in  Folge 
der  Verwendung  des  Zeichens  im  Verkehre  doch  Verschiedenheiten 
gegenüber  der  Darstellung  und  Beschreibung  eintreten  können,  welche 
durch  den  auf  Grund  der  Eintragung  gegebenen  Schutz  mitumfasst  wer- 
den, sofern  das  Zeichen  nicht  in  einer  Gestalt  gebraucht  wird,  welche 
in  einem  ersichtlichen  Widerspruche  zur  Darstellung  oder  Beschreibung 
steht  (Civ.  Bd.  19  S.  172,  Bolze  Bd.  12  No.  122).  Derartige  Ver- 
schiedenheiten können  ihren  Grund  entweder  in  dem  Belieben  des 
Zeichenberechtigten  haben,  sofern  dieser  nach  Inhalt  der  Eintragung 
befugt  erscheint,  sein  Zeichen  beliebig  zu  variiren,  oder  in  anderen 
Umständen,  welche  nicht  von  der  Willkür  des  Zeicheninhabers  ab- 
hängen. In  dem  freien  Willen  des  Zeicheninhabers  steht  es  regel- 
mässig, in  welcher  Farbe  und  in  welcher  Grösse  er  von  seinem  Zeichen 
Gebrauch  machen  will,  da  hinsichtlich  beider  die  Eintragung  nicht 
massgebend  ist.  Sowohl  Farbe  als  Grösse  des  im  Verkehre  thatsäch- 
lich benutzten  Zeichens  kann  somit  bei  Prüfung  der  Verwechslungs- 
gefahr in  Betracht  gezogen  werden  (Civ.  Bd.  19  S.  172,  vergl.  Meili 
S.  25,  vergl.  auch  868.  869).  Ohne  und  selbst  gegen  den  Willen  des 
Berechtigten  kann  das  Zeichen  in  Folge  des  Materials,  aus  welchem 
es,  die  Waare,  die  Verpackung  u.  s.  w.  besteht,  im  Verkehre  ein  anderes 
Aussehen  erlangen.    Beispielsweise  ist  auf  Metallwaaren,   namentlich 
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Kleineisenwaaren  —  bei  letzteren  in  Folge  der  nothwendigen  Klein- 
heit der  Ausführung  des  Zeichens  —  ein  deutlicher  Abdruck  desselben 
nicht  immer  zu  ermöglichen.  Gleiches  gilt  von  dem  Abdruck  eines  Gummi- 
stempels auf  Tuchwaaren  sowie  von  der  Anbringung  eines  Zeichens  auf 
Porzellan  oder  Seife  (Kohler  in  ZgR.  III.  S.  87,  Bolze  Bd.  12  No.  122, 
Str.  Bd.  26  S.  405,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  235.  275,  Bd.  2  S.  75).  Es 
ist  dabei  überdies  die  Abnutzung,  welche  die  Waare,  die  Verpackung 
oder  das  Zeichen  selbst  im  Verkehre  erleiden  können,  in  Berücksichti- 
gung zu  ziehen  (Kohler  in  ZgR.  III.  S.  87).  Eine  Aenderung  in  der 
Gesammterscheinung  gegenüber  der  in  die  Rolle  eingetragenen  graphi- 
schen Darstellung  kann  auch  dadurch  eintreten,  dass  das  Zeichen 
plastisch  verwendet  wird,  d.  h.  entweder  aus  einem  plastischen  Ge- 
bilde, z.  B.  einer  Plombe,  einem  Siegel  u.  s.  w.  besteht,  oder  auf 
"Waare,  Verpackung  u.  s.  w.  eingeprägt  wird  (Kohler  in  ZgR.  III. 
S.  87,  Schima  S.  35).  Es  kann  ferner  die  Stelle,  an  welcher  die 
Bezeichnung  von  dem  Berechtigten  angebracht  zu  werden  pflegt,  in 
Betracht  kommen;  z.  B.  wird  es  regelmässig  auf  die  Verwechselung:s- 
gefahr  von  Einfluss  sein,  wenn  eine  Namenbezeichnung  bei  Pianos  an 
deijenigen  Stelle  angebracht  wird,  an  welcher  das  Publikum  den 
Namen  eines  bekannten  Fabrikanten  zu  lesen  gewohnt  ist,  voraus- 
gesetzt, dass  die  Anbringung  des  Namens  an  dieser  Stelle  nicht  all- 
gemein üblich  ist  (ZgR.  III.  S.  181.  182).  Die  Art  der  Verwendung 
des  Zeichens  kann  schliesslich  auch  insofern  auf  dessen  Verkebrsbild 
von  Einfluss  sein,  als  in  Folge  derselben  das  Zeichen  von  verschie- 
denen Seiten  betrachtet  werden  kann,  und,  je  nachdem  dies  geschieht, 
die  Stellung  der  einzelnen  Bestandtheile  zu  einander  verschoben  wird 
(Str.  Bd.  26  S.  405,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  3  S.  63). 

Andererseits  kann,  worauf  bereits  früher  gelegentlich  der  Frage, 
inwieweit  die  sonstige  Ausstattung  der  Waare  mit  zu  berücksichtigen 
ist,  hingewiesen  wurde,  der  Umstand,  dass  zwei  sonst  wesentlich 
verschiedene  Zeichen  allein  in  Folge  der  Art  ihrer  Verwendung  — 
z.  B.  in  Folge  der  Kleinheit  oder  der  Undeutlichkeit  ihres  Abdrucks 
—  einander  ähnlich  werden,  nicht  zur  Annahme  einer  Verwechselungs- 
gefahr im  Sinne  des  Gesetzes  führen  (Bolze  Bd.  18  No.  112, 
vergl.  871). 

873.   Erweiterung  des  gesetzlichen  Schutzes  in  Folge  der  besonderen 

Art  des  Gebrauches. 

Da  somit  auf  alle  Veränderungen,  welche  das  eingetragene  Zeichen 
im  Verkehre  erleidet,  bei  der  Vergleich ung  Gewicht  zu  legen  ist, 
so  kann  die  Art  und  Weise,  in  welcher  der  Zeicheninhaber  von 
seinem  Zeichen  Gebrauch  macht,  dazu  dienen,  den  dem  Zeichen  nach 
Darstellung  und  Beschreibung  zukommenden  Schutz  zu  erweitern. 
Nie  dagegen  wird  der  dem  Zeichen  auf  Grund  seiner  Eintragung  ge- 
wahrte Schutz  durch  die  Art  seines  Gebrauches  im  Verkehre  in  irgend 
einer  Weise  beschränkt;  vielmehr  steht  dem  Zeicheninhaber  innerhalb 
der  durch  die  Eintragung  geschaffenen  Grenzen  die  ausschliessliche 
Befugniss  zu,  das  Zeichen  auch  in  anderen  Gestaltungen,  welche  nicht 
von  ihm  im  Verkehre  verwendet  werden,  zu  gebrauchen,  zumal  es 
ohnedies  auf  den  einem  eingetragenen  Zeichen  zukommenden  Schutz 
ohne  Einfluss  ist,  ob  der  Berechtigte  von  dem  Zeichen  selbst  Gebrauch 
macht  (Kohler  in  ZgR.  III.  S.  87.  88,  vergl.  43).  Andererseits  kann 
auch  ein  Eingriff   durch    die   Art   und  Weise   der  Verwendung  eines 
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AVaarenzeichens  begangen  werden,  welches,  für  sich  betrachtet,  keine 
Aehnlichkeit  mit  einem  geschützten  Zeichen  hat.  Es  ist  dies  der 
Fall,  wenn  ein  wesentlich  abweichendes  Zeichen  durch  theil weise  Ver- 
hüllung, durch  Umbiegen,  Umlegen,  oder  Theilung  beim  Zertheilen 
der  AVaare,  und  die  hierdurch  herbeigeführte  Beseitigung  einzelner  Be- 
standtheile  dem  eingetragenen  Zeichen  ähnlich  wird  (Kohl er  M-R. 
S.  337,  anders  Bolze  Bd.  3  No.  226). 

874.   Einfluss  der  Anschauung  der  betheiligten  Verkehrskreise. 

Neben  dem  Bilde,  welches  das  Zeichen  im  Verkehre  gewährt,  ist 
bei  der  Vergleichung  zweier  Waarenbezeichnungen,  w4e  bereits  bei 
Feststellung  des  Begriffes  der  „Gefahr  der  Verwechselung  im  Ver- 
kehre" dargelegt  wurde,  auf  die  Anschauung  der  betheiligten  Ver- 
kehrskreise Eücksicht  zu  nehmen,  d.  h.  einestheils  auf  die  Qualität 
der  bei  dem  Absätze  der  Waare  betheüigten  Personen  und  andererseits 
auf  die  Sorgfalt,  welche  diese  Personen  gewöhnlich  bei  der  Prüfung,  ob 
ein  ihnen  bekanntes  Waarenzeichen  vorliegt,  anzuwenden  pflegen.  Je 
nachdem  die  betheiligten  Verkehrskreise  mehr  oder  minder  die  Fähig- 
keit besitzen,  die  Unterscheidungsmerkmale  zweier  AVaarenbezeich- 
nungen  wahrzunehmen,  muss  die  Verschiedenheit  der  Zeichen  eine 
geringere  oder  grössere  sein;  es  entscheidet  sich  hiernach  auch  die 
Frage,  ob  vorhandene  Unterschiede  als  wesentliche  oder  nicht  wesent- 
liche zu  erachten  sind  (vergl.  875).  Ist  eine  Täuschung  von  Personen, 
welche  den  betheiligten  Verkehrskreisen  angehören,  möglich,  so  liegt 
Verwechselungsgefahr  im  Sinne  des  §  20  vor;  es  ist  nicht  erforderlich, 
dass  gerade  alle  Angehörige  der  betreffenden  Verkehrskreise  getäuscht 
werden  können.  Es  ist  auch  nicht  angängig,  das  Durchschnittsmaass 
der  bei  den  in  Frage  kommenden  Personen  vorhandenen  Geschäfts- 
kunde zur  Norm  zu  nehmen  und  so  gewissermassen  die  Mehrheit 
der  Köpfe  entscheiden  zu  lassen.  Auch  eine  Minderzahl  von  Geschäfts- 
unkundigen ist  für  den  Schutz  des  Gesetzes  von  Bedeutung,  voraus- 
gesetzt, dass  dieselbe  nicht  so  verschwindend  klein  ist,  dass  sie  im 
Geschäftsverkehre  unbeachtet  zu  bleiben  hat  (Kohler  in  Propr.  Ind. 
XI.  S.  182,  vergl.  Str.  Bd.  14  S.  436.  437).  Es  muss  femer  in  Be- 
rücksichtigung gezogen  werden,  dass  die  Waare  im  Verkehre  regel- 
mässig nicht  in  einer  Hand  bleibt,  sondern  im  Wege  des  Zwischen- 
handels aus  dem  Besitze  des  Zwischenhändlers  in  dei^enigen  des  Kon- 
sumenten gelangt.  Nicht  allein  die  Auflassung  des  Zwischenhändlers, 
sondern  hauptsächlich  die  des  weniger  erfahrenen  letzten  Abnehmers, 
des  Konsumenten,  ist  daher  massgebend  (Kohle r  M-R.  S.  287,  Kohler 
P  &  J.  m.  S.  28,  Civ.  Bd.  3  S.  73,  Bolze  Bd.  1  No.  303).  Im  All- 
gemeinen ist  dabei  nicht  die  Auffassung  des  erfahrenen  und  achtsamen 
Konsumenten,  sondern  die  des  Durchschnittskäufers  zu  Grunde  zu 
legen,  w^elcher  eine  genaue  Vergleichung  regelmässig  nicht  vornimmt 
(Kohler  M-R.  S.  283.  284,  Bolze  Bd.  4  No.  220,  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  2 
S.  92).  Die  Unterschiede  müssen  grösser  sein,  wenn  die  Waare  für 
ein  weniger  intelligentes  oder  nicht  geschäftserfahrenes  Publikum, 
namentlich  wenn  dieselbe  für  überseeische  und  uncivilisirte  Völker 
bestimmt  ist  (Kohl er  M-R.  S.  284.  285,  Kohler  PifcJ.  III.  S.  28, 
Bolze  Bd.  5  No.  194,  Bolze  Bd.  12  No.  122,  Blum  Ann.  Bd.  1 
S.  319,  Amar  No.  74,  ZgR.  III.  S.  137).  Es  ist  daher  darauf  Rück- 
sicht zu  nehmen,  ob  der  Absatz  der  Waare  im  Gross-  oder  Kleinhandel, 
ob  an  Gebildete  oder  Ungebildete,  ob  an   In-    oder  Ausländer   statt- 
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findet  (Kohler  M-R.  S.  284.  285,  Bolze  Bd.  13  No.  118,  Amar 
No.  231).  Ist  die  Bezeichnung  beispielsweise  für  Porzellan  —  ins- 
besondere für  Porzellan  Meissener  Herkunft  —  bestimmt,  so  kommen 
diejenigen  Kreise  in  Betracht,  welche  auf  den  Erwerb  und  Besitz  von 
Meissener  Porzellan  Werth  legen  (Str.  Bd.  26  S.  405).  In  einem 
solchen  Falle  und  überhaupt  dann,  wenn  die  Abnehmer  einen  be- 
schränkteren Kreis  technisch  sachverständiger  Personen  darstellen,  ge- 
nügen schon  geringere  Verschiedenheiten,  um  die  Verwechselungs- 
gefahr auszuschliessen,  da  alsdann  die  Abnehmer  dem  Zeichen  eine 
erhöhte  Aufmerksamkeit  zu  schenken  pflegen  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1 
S.  312).  Andererseits  muss  man  sich  auf  den  Standpunkt  des  in 
Waarenzeichen  unerfahrenen  Publikums  stellen  und  grössere  Unter- 
schiede erfordern,  wenn  ein  Waarenzeichen  für  Erzeugnisse  benutzt 
wird,  welche  —  wie  Seife  und  Nähmaschinen  —  in  allen  Volkskreisen 
gebraucht  werden  (P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  234,  Amar  No.  74).  Gleich- 
gültig ist  es  dann,  ob  ein  sachkundiger  Beobachter  leicht  unter- 
scheidet, und  ob  innerhalb  anderer  scharfsinnigerer  Verkehrskreise 
eine  Verwechselung  unmöglich  ist  (Kohler  P  &  J.  III.  S.  27). 

875.   Einfluss   der  Verkehrsanschauung   auf  die  Wesentlichkeit  von 

Unterscheidungsmerkmalen. 

Auch  bei  Entscheidung  der  Frage,  ob  und  inwieweit  auf  einzelne 
Unterscheidungsmerkmale  Werth  zu  legen  ist,  ist  darauf  zu  sehen, 
welchen  Werth  die  betheiligten  Verkehrskreise  den  betreffenden  Be- 
standtheilen  beizulegen  pflegen,  ob  z.  B.  die  Konsumenten,  für  welche 
die  Waare  bestimmt  ist,  auf  eine  dem  Waarenzeichen  beigefügte 
Firma  achten  (Blum  Ann.  Bd.  1  S.  319).  Handelt  es  sich  um  aus- 
ländische, namentlich  uncivilisirte,  Verkehrskreise,  so  werden  einzelne 
Bestandtheile,  welche  dem  Inländer  und  Europäer  als  wesentliche  er- 
scheinen, in  Folge  ihrer  Un Verständlichkeit  für  den  Abnehmer  — 
z.  B.  weil  derselbe  die  Bedeutung  hinzugefügter  Buchstaben,  Wörter 
oder  figürlicher  Bestandtheile  nicht  kennt  —  bei  Beurtheilung  der 
Verwechselungsgefahr  hinter  die  übrigen  Bestandtheile  zurücktreten 
müssen  (Bolze  Bd.  12  No.  122).  Ganz  ausser  Betracht  dürfen  in- 
dessen auch  solche  nach  der  Auffassung  des  betheiligten  Publikums 
unw^esentlichere  Bestandtheile  nicht  gelassen  werden,  da  der  Ab- 
nehmer, trotzdem  derselbe  die  wahre  Bedeutung  der  einer  fremden 
Sprache  angehörigen  oder  auf  fremde  Verhältnisse  bezüglichen  Dar- 
stellung nicht  oder  nur  unvollkommen  zu  erkennen  vermag,  doch 
regelmässig  in  der  Lage  sein  wird,  zu  beurth eilen,  dass  die  Hinzu- 
fügung derselben  eine  bestimmte  Bedeutung  hat  und  für  ihn  haben 
soll  (ZgR.  III.  S.  138). 

876.   Anwendung  der  verkehrsüblichen  Prürungemethode. 

Die  Wirkung  des  Zeichens  auf  die  betheiligten  Verkehrskreise 
kommt  auch  insofern  in  Betracht,  als  die  Prüfung  der  Verwechselungs- 
ähnlichkeit seitens  der  dazu  berufenen  Behörden  in  der  gleichen  Weise 
vorgenommen  werden  muss,  wie  die  betheiligten  Verkehrskreise  solche 
im  Verkehre  vorzunehmen  pflegen,  oder  vorzunehmen  im  Stande  sind. 
Dabei  ist  zu  beachten,  dass  den  Käufern  bei  ihren  Einkäufen  das 
echte  Zeichen,  welches  dieselben  meist  nur  aus  der  Erinnerung  kennen, 
nicht  vorliegt,  dieselben  demnach  nicht  in  der  Lage  sind,  die  Zeichen 
wie  das  Gericht  oder  das  Patentamt,  welchem  beide  Zeichen  gleich- 
zeitig vorliegen  —  abgesehen  von  der  Eile,    welche    der  Verkehr  er- 
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fordert  —  genau  auf  etwaige  Abweichungen  zu  prüfen.  Es  kommt 
demnach  nicht  darauf  an,  ob  die  Zeichen,  wenn  sie  nebeneinander 
liegend  verglichen  werden,  wesentliche  Unterscheidungsmerkmale  zeigen, 
sondern  darauf,  ob  Jemand,  welcher  die  Vergleichung  nur  aus  der 
Erinnerung  vornehmen  kann,  welcher  unbefangen  und  nicht  gegen 
Täuschung  auf  der  Hut  ist,  und  in  Eile  die  Prüfung  vornimmt,  ge- 
täuscht werden  kann  (Civ.  Bd.  3  S.  73,  Str.  Bd.  19  S.  317.  318, 
Str.  Bd.  26  S.  405,  R-O-H.  Bd.  22  S.  3,  Bolze  Bd.  4  No.  220,  Bolze 
Bd.  13  No.  118,  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  235,  ZgR.  in.  S.  237,  Amar 
No.  231).  Es  sind  dabei  an  das  Erinnerungsvermögen  des  Publikums 
nicht  allzu  strenge  Anforderungen  zu  stellen  (Brunstein  S.  10.  11). 

877.  Prüfung  der  Verweohselungsgefahr  durch  Patentamt  und  Gericht. 

Die  Untersuchung  darüber,  ob  die  Gefahr  einer  Verwechselung 
im  Verkehre  im  Sinne  des  §  20  vorliegt,  steht  im  Anmeldeverfahren 
dem  Patentamt  und,  wenn  es  sich  um  die  behauptete  Verletzung  des 
Rechtes  an  einer  Waarenbezeichnung  oder  um  ein  Vergehen  gegen 
§  16  des  Gesetzes  handelt,  den  Gerichten  zu.  Die  diesen  Behörden 
zustehende  Prüfung  ist  eine  vollständig  freie.  Daher  ist  im  All- 
gemeinen weder  das  Patentamt  an  eine  bereits  früher  erlassene,  die 
Verwechselungsmöglichkeit  betreffende,  Entscheidung  eines  Gerichtes 
—  sei  es,  dass  diese  auf  Grund  des  früheren  oder  des  nunmehr 
geltenden  Gesetzes  erlassen  ist  —  noch  auch  das  Gericht  an  eine 
vorher  ergangene  die  Uebereinstimmung  zweier  Waarenzeichen  be- 
treffende Entscheidung  des  Patentamtes  gebunden  (vergl.  P.  M.  &  Z-BL 
Bd.  2  S.  17.  142).  Eine  Ausnahme  findet  nur  insofern  statt,  als 
bei  der  Klage  auf  Grund  des  §  6  Absatz  2  und  bei  der  Löschungs- 
klage nach  Massgabe  des  §  9  No.  1  dem  Gericht  nicht  die  Befugniss 
zusteht,  eine  rechtskräftige,  die  Uebereinstimmung  der  Zeichen  be- 
treffende, Entscheidung  des  Patentamts  einer  Nachprüfung  zu  unter- 
ziehen (vergl.  193.  287).  Jedoch  wird  auch  im  Uebrigen  das  Gericht 
der  Regel  nach  mit  Rücksicht  auf  die  thatsächliche  Bedeutung,  welche 
der  Entscheidung  des  Patentamts  über  diese  technische  Frage  bei- 
zulegen ist,  sofern  nicht  neue,  eine  andere  Entscheidung  erheischende. 
Umstände  vorgetragen  werden,  sich  der  Ansicht  des  Patentamts  an- 
schliessen  und,  falls  das  Verfahren  vor  dem  Patentamt  noch  schwebt, 
sein  Urthdil  bis  zur  Erledigung  des  patentamtlichen  Verfahrens  aussetzen 
(vergl.  auch  §  11). 

§21. 

In  bfirgerlichen  Bechtsstreitigkeiten,  in  welchen  durch 
Klage  oder  Widerklage  ein  Anspruch  auf  Orund  dieses  Ge- 
setzes geltend  gemacht  ist,  wird  die  Verhandlung  und  Ent- 
scheidung letzter  Instanz  im  Sinne  des  §  8  des  Einführungs- 
gesetzes zum  Gerichtsyerfassiingsgesetze  dem  Reichsgericht 
zugewiesen. 

LXXXIY.  SacMiclie  Zuständigkeit  der  Gericlite. 

878.   Zuständigkeit  in  erster  Instanz. 

Zuständig  für  die  Verhandlung  und  Entscheidung  der  auf  Grund 
des  Gesetzes  angestellten  civilreehtlichen  Klagen  ist  in  erster  Instanz, 
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wenn  der  Werth  des  Streitgegenstandes  dreihundert  Mark  nicht  über- 
steigt, das  Amtsgericht,  und,  wenn  der  Streitwerth  höher  ist  als  drei- 
hundert Mark,  das  Landgericht.  Einen  ziflTermässig  festbestimmten 
Streitwerth  haben  nur  die  Entschädigungsklagen,  nicht  dagegen  der 
Regel  nach  die  sonstigen  Klagen,  zu  welchen  die  Eintragung  eines 
Waarenzeichens  oder  eine  Waarenbezeichnung  überhaupt  Anlass  geben 
kann,  insbesondere  nicht  die  abwehrende  Klage,  die  Feststellungs- 
klage, die  Löschungsklage  sowie  die  Klage  auf  Bewilligung  einer 
Zeicheneintragung.  Steht  eine  der  Klagen  der  letzterwähnten  Art  in 
Frage,  so  hat  das  Gericht  nach  Massgabe  des  §  3  der  Civilprozess- 
ordnung  den  Werth  des  Streitgegenstandes  nach  freiem  Ermessen 
festzusetzen.  Regelmässig  wird  in  einem  solchen  Falle  der  von  dem 
Gerichte  festzusetzende  Streitwerth  den  Betrag  von  dreihundert  Mark 
übersteigen,  und  demnach  der  Regel  nach  jede  derartige  Klage  vor 
das  Landgericht  gehören,  sofern  es  sich  nicht  etwa  bei  der  abwehrenden 
Klage  um  eine  Störung  ganz  geringfügiger  Art  handelt.  Bei  den 
Landgerichten  sind  die  Kammern  für  Handelssachen,  wenn  solche  von 
der  Justizverwaltung  errichtet  sind,  für  die  Verhandlung  und  Ent- 
scheidung der  auf  Grund  des  Gesetzes  erhobenen  Klagen  zuständig. 
Denn  durch  §  101  No.  3  c  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  sind  den 
Kammern  für  Handelssachen  diejenigen  Rechtsstreitigkeiten  zugewiesen, 
in  welchen  durch  die  Klage  ein  Anspruch  aus  den  Rechtsverhältnissen, 
welche  sich  auf  den  Schutz  der  Marken  beziehen,  geltend  gemacht 
wird.  Zu  den  Marken  im  Sinne  dieser  Vorschrift  gehören  nicht  nur 
die  Marken  im  Sinne  des  früheren  Gesetzes  vom  30.  November  1874; 
vielmehr  ist  dieser  Ausdruck  im  weitesten  Sinne  zu  verstehen,  so 
dass  derselbe  mit  dem  Begriff  „Waarenbezeichnungen"  zusammenfällt 
(Mot.  zu  §  19,  vergl.  1).  Unter  den  Rechtsstreitigkeiten,  welche  sich 
auf  den  „Schutz  der  Marken"  beziehen,  sind  diejenigen  Klagen  ver- 
standen, durch  welche  ein  Anspruch  auf  Grund  des  Gesetzes  geltend 
gemacht  wird,  nicht  alle  eine  Waarenbezeichnung  betreffenden  Klagen 
überhaupt  (vergl.  923).  Daher  gehören  vor  die  Kammern  für  Handels- 
sachen: a.  die  abwehrende  Klage  sowie  die  derselben  entsprechende 
Feststellungsklage;  b.  die  Entschädigungsklage  wegen  Eingriffs  in 
das  Recht  an  einer  Waarenbezeichnung  sowie  die  derselben  ent- 
sprechende Feststellungsklage;  c.  die  Löschungsklagen  des  §  9;  d.  die 
Klage  auf  Bewilligung  der  Eintragung  nach  §  6  Absatz  2.  Dagegen 
sind  die  Kammern  für  Handelssachen  nicht  ohne  Weiteres  zuständig, 
wenn  es  sich  um  sonstige  Angelegenheiten  handelt,  bei  welchen  der 
Schutz  der  Waarenbezeichnungen  nicht  in  Frage  steht,  z.  B.  um  die 
Rechtsverhältnisse,  welche  sich  aus  der  Uebertragung  des  Rechts  an 
einer  Waarenbezeichnung,  oder  aus  einer  Lizenzertheilung  ergeben, 
oder  wenn  die  Rücknahme  einer  Anmeldung  oder  die  Löschung  eines 
Zeichens  auf  Grund  privatrechtlicher  Verpflichtungen  verlangt  wird. 
Streitigkeiten  der  letzteren  Art  sind  der  Regel  nach  vor  der  Civil- 
kammer  des  Landgerichts  und  nur  dann  vor  der  Kammer  für  Handels- 
sachen zur  Verhandlung  zu  bringen,  wenn  die  Klage  gegen  einen 
Kaufmann  gerichtet  ist  und  auf  ein  Rechtsgeschäft  sich  gründet, 
welches  auf  Seite  beider  Theile  Handelsgeschäft  ist  (§  101  No.  1  des 
Gerichtsverfassungsgesetzes) . 

Zuständig   für   den   Erlass    einstweiliger   Verfügungen   ist    das 
Gericht  der  Hauptsache,  d.  h.  das  für  die  Verhandlung  der  Klage  zu- 
ständige Gericht.     In    dringenden   Fällen   kann    indessen  das  Amts- 
Ken  t,  Schatz  der  Waarenbezeichnangen.  35 
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gericht  die  einstweilige  Verfügung  erlassen,  auch  wenn  die  Haupt- 
sache vor  das  Landgericht  gehört  (§§  816,  820  der  Civilprozessord- 
nung).  Das  Gesuch  um  Sicherung  des  Beweises  ist  bei  dem  Gericht 
anzubringen,  vor  welchem  die  Hauptsache  anhängig  ist.  In  Fällen 
dringender  Gefahr  kann  das  Gesuch  auch  bei  dem  Amtsgericht  an- 
gebracht werden:  dasselbe  muss  bei  dem  Amtsgericht  eingereicht 
werden,  wenn  der  Rechtsstreit  noch  nicht  anhängig  ist  (§  448  der 
Civilprozessordnung). 

In  Strafsachen  erkennt  in  erster  Instanz  die  Strafkammer  des 
Landgerichts,  und  zwar  auch  dann,  wenn  es  sich  nicht  um  die  Ver- 
urtheilung  einer  bestimmten  Person,  sondern  um  die  Einziehung  von 
Gegenständen  auf  Grund  der  §§17  und  22  des  Gesetzes  handelt 
(vergl.  791).  Ist  das  Vergehen  durch  die  Presse  begangen,  so  gehört 
die  Sache  vor  das  Schwurgericht,  sofern  nach  Landesgesetz  das  Schwur- 
gericht für  Pressvergehen  zuständig  ist  (vergl.  G.  R.  &  U.  R.  II.  S.  64). 

878a.   Zuständigkeit  in  den  folgenden  Instanzen. 

In  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  erkennt  in  zweiter  Instanz 
über  die  Berufungen  und  Beschwerden  gegen  die  Urtheile  und  Be- 
schlüsse des  Amtsgerichts  das  Landgericht,  und  über  die  gegen  Ent/- 
scheidungen  der  Landgerichte  gerichteten  Berufungen  und  Beschwerden 
das  Oberlandesgericht.  Gegen  die  in  zweiter  Instanz  erlassenen  Ur- 
theile der  Landgerichte  findet  ein  weiteres  Rechtsmittel  nicht  statt, 
während  gegen  die  in  zweiter  Instanz  ergangenen  Urtheile  der  Ober- 
landesgerichte das  Rechtsmittel  der  Revision  zugelassen  ist,  jedoch 
der  Regel  nach  nur  dann,  wenn  der  \Verth  des  Streitgegenstandes 
den  Betrag  von  fünfzehnhundert  Mark  übersteigt.  Gegen  die  Be- 
schlüsse des  Landgerichts  findet  die  Beschwerde  an  das  Oberlandes- 
gericht sowie  gegen  die  Beschlüsse  des  Oberlandesgerichts  die  Be- 
schwerde an  das  höhere  Gericht  statt,  vorbehaltlich  der  Vorschrift  des 
§  531  der  Civilprozessordnung,  nach  welcher  eine  weitere  Beschwerde 
gegen  eine  in  der  Beschwerdeinstanz  ergangene  Entscheidung  nur 
dann  zugelassen  ist,  wenn  die  Entscheidung  einen  neuen  selbständigen 
Beschwerdegrund  enthält.  Auf  die  Revisionen  und  Beschwerden  gegen 
die  Urtheile  und  Beschlüsse  der  Oberlandesgerichte  bezieht  sich  die 
Vorschrift  des  §  21,  nach  welcher  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten, 
in  denen  „durch  Klage  oder  Widerklage  ein  Anspruch  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  geltend  gemacht  ist",  die  Verhandlung  und  Ent^ 
Scheidung  letzter  Instanz  im  Sinne  des  §  8  des  Einführungsgesetzes 
zum  Gerichtsverfassungsgosetze  dem  Reichsgericht  zugewiesen  wird. 
Der  §  8  des  Einführungsgesetzes  zum  Gerichtsverfassungsgesetze  ge- 
währt unter  gewissen  Voraussetzungen  den  einzelnen  Bundesstaaten 
das  Recht,  die  gegen  Urtheile  und  Beschlüsse  der  Oberlandesgerichte 
gerichteten  Revisionen  und  Beschwerden  einem  zu  errichtenden  obersten 
Landesgerichte  zuzuweisen,  sofern  nicht  die  betreffende  Rechtsstreitig- 
keit kraft  ausdrücklicher  gesetzlicher  Vorschrift  vor  das  Reichsgericht 
gehört.  Von  dem  Vorbehalt  des  §  8  hat  nur  Bayern  Gebrauch  ge- 
macht. Durch  §  21  wird  demnach  die  Zuständigkeit  des  bayrischen 
obersten  Landesgerichtes  hinsichtlich  solcher  bürgerlicher  Rechts- 
streitigkeiten ausgeschlossen,  in  welchen  ein  Anspruch  auf  Grund  des 
Gesetzes  geltend  gemacht  wird.  Welche  Rechtsstreitigkeiten  dies  im 
Einzelnen  sind,  ist  bereits  vorher  erörtert;  es  gehören  zu  denselben, 
wie  sich  aus  den  früheren  Erörterungen  ergiebt,  nicht  etwa  alle  eine 
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Waarenbezeichnung  überhaupt  betreflFenden  Klagen  (vergl.  878).  Revi- 
sionen und  Beschwerden  in  Waarenbezeichnungssachen,  welche  durch 
§  21  nicht  dem  Reichsgericht  zugewiesen  sind,  gehören,  sofern  in  den 
vorhergehenden  Instanzen  die  bayrischen  Gerichte  entschieden  haben, 
vor  das  oberste  Landesgericht  in  München. 

In  Strafsachen  findet  gegen  die  Beschlüsse  der  Strafkammer  die 
Beschwerde  an  das  Oberlandesgericht  sowie  eine  weitere  Beschwerde 
an  das  Reichsgericht  nach  Massgabe  der  §§  346  ff.  der  Strafprozess- 
ordnung statt.  Gegen  die  Urtheile  der  Strafkammer  und  des  Schwur- 
gerichts ist  nur  das  Rechtsmittel  der  Revision  zugelassen,  über  welches 
das  Reichsgericht  ausschliesslich  zu  entscheiden  hat. 

Die  Wiederaufnahme  eines  durch  rechtskräftiges  Urtheil  ge- 
schlossenen Verfahrens  kann  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  nach 
Massgabe  der  §§  541  ff.  der  Civilprozessordnung  und  im  Strafverfahren 
nach  Massgabe  der  §§  399  ff.  der  Strafprozessordnung  erfolgen. 


§22. 

Wenn  deutsche  Waaren  im  Auslande  bei  der  Einfuhr 
oder  Durchfuhr  der  Yerpflichtung  unterliegen,  eine  Bezeich- 
nung zu  tragen,  welche  Ihre  deutsche  Herkunft  erkennen 
lässt,  oder  wenn  dieselben  bei  der  Zollabfertigung  in  Be- 
ziehung auf  die  Waarenbezeichnungen  ungünstiger  als  die 
Waaren  anderer  Länder  behandelt  werden,  so  ist  der  Bundes- 
rath  ermächtigt,  den  fremden  Waaren  bei  ihrem  Eingang 
nach  Deutschland  zur  Einfuhr  oder  Durchfuhr  eine  ent- 
sprechende Auflage  zu  machen,  und  anzuordnen,  dass  für 
den  Fall  der  Zuwiderhandlung  die  Beschlagnahme  und  Ein- 
ziehung der  Waaren  erfolge.  Die  Beschlagnahme  erfolgt 
durch  die  Zoll-  und  Steuerbehörden,  die  Festsetzung  der 
Einziehung  durch  Strafbescheid  der  Yerwaltungsbehörden 
(§  459  der  Strafprozessordnung). 

LXXXV.   Yerordnungen  des  Bundesratlis  be- 
treffend die  Bezeicimung  fremder  nach  Deutsch- 
land eingehender  Waaren. 

879.  Wirkung  und  Zulässigkeit  der  Verordnungen. 

Eine  Verpflichtung  zur  Anwendung  einer  Waarenbezeichnung 
Qberhaupt  oder  zum  Gebrauche  einer  bestimmten  Waarenbezeichnung 
besteht  —  abgesehen  von  einigen  Spezialgesetzen  —  nicht  (vergl.  4). 
Eine  solche  Verpflichtung  kann  indessen  —  dies  bestimmt  der  §  22 
—  unter  gewissen  Voraussetzungen  durch  eine  Verordnung  des  Bundes- 
raths begründet  werden.  Macht  der  Bundesrath  —  was  bisher  noch 
nicht  geschehen  ist  —  von  der  ihm  im  Gesetze  ertheilten  Ermächti- 
gung zum  Erlasse  einer  derartigen  Verordnung  Gebrauch,  so  hat  die 
Verordnung  Gesetzeskraft.  Dabei  ist  allerdings  vorauszusetzen,  dass 
die  VerordQung  zulässig  war,  d.  h.  dass  bei  ihrem  Erlasse  diejenigen 
Voraussetzungen  vorgelegen  haben,  unter  denen  im  §  22  dem  ßundes- 

35' 
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rath  die  ErmächtiguDg,  im  Verordnungswege  Anordnungen  zu  treffen, 
ertheilt  ist.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  hat  also  der  Bundesrath  die  ihm 
gesetzlich  ertheilte  Befugniss  überschritten,  so  ist  die  Verordnung 
unwirksam.  Hieraus  ergiebt  sich,  dass  in  jedem  einzelnen  Falle  die 
zur  Ausführung  der  Verordnung  berufenen  Behörden  nachzuprüfen 
berechtigt  und  sogar  verpflichtet  sind,  ob  die  gesetzlichen  Voraus- 
setzungen bei  dem  Erlasse  der  Verordnung  vorgelegen  haben  (Civ. 
Bd.  24  S.  3  ff.,  Laband  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches  §  58). 

880.   Beginn  und  Ende  der  Wirksamkeit  der  Verordnungen. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  auf  Grund  gesetzficher  Ermächti- 
gung erlassenen  Verordnungen  des  Bundesraths  die  Wirkung  eines 
Gesetzes  haben,  finden  die  für  die  Wirksamkeit  der  Gesetze  in  dem 
Artikel  2  der  Reichs  Verfassung  gegebenen  Vorschriften  auf  solche 
Bundesraths  Verordnungen  entsprechende  Anwendung.  Hiernach  er- 
halten die  letzteren  rechtsverbindliche  Kraft  durch  ihre  Verkündigung 
im  Reichsgesetzblatte.  Sofern  nicht  in  der  Verordnung  ein  anderer 
Anfangstermin  ihrer  verbindlichen  Kraft  bestimmt  ist,  beginnt  die 
letztere  mit  dem  vierzehnten  Tage  nach  dem  Ablauf  desjenigen  Tages, 
an  welchem  das  betreffende  Stück  des  Reichsgesetzblattes  in  Berlin 
ausgegeben  worden  ist  (Laband  §  58).  Die  Rechtswirksamkeit  der 
Verordnung  endigt  andererseits  mit  dem  Tage,  an  welchem  ihre  Rück- 
nahme verkündigt  wird,  sofern  nicht  in  dieser  Verkündigung  ein 
anderer  Endtermin  bestimmt  ist.  Noch  nicht  dagegen  verliert  die 
Verordnung  ihre  Wirksamkeit  schon  dann,  wenn  eine  Aenderung  in 
den  Voraussetzungen,  welche  für  den  Erlass  derselben  massgebend 
waren,  eingetreten  ist,  d.  h.  wenn  diese  Voraussetzungen  ganz  oder 
theilweise  zu  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  es  sich  um  die  Anwendung 
der  Verordnung  handelt,  nicht  mehr  vorliegen.  Denn  der  Sinn  des 
Gesetzes  ist,  dass  nur  der  Erlass,  nicht  aber  die  Anwendung  der 
Verordnung  von  dem  Vorhandensein  der  gesetzlichen  Voraussetzungen 
abhängig  sein  soll. 

881.   Die  Verordnungen   als  Mittel  zur  Ausübung  eines  Vergeltungs- 
rechtes. 

Die  Ausübung  des  Verordnungsrechtes  auf  Grund  des  §  22  soll 
dazu  dienen,  in  geeigneten  Fällen  ein  Vergeltungsrecht  gegenüber 
solchen  ausländischen  Staaten  auszuüben,  welche  die  Waaren  deut- 
scher Gewerbetreibender  bei  der  Einfuhr  oder  Durchfuhr  erschwerenden 
und  damit  den  deutschen  Handel  schädigenden  Beschränkungen  in 
Hinsicht  auf  die  Waarenbezeichnung  unterwerfen.  Hauptsächlich  hatte 
man  dabei,  wie  aus  der  Begründung  des  Gesetzentwurfes  zu  entnehmen 
ist,  Grossbritannien  und  Theile  seines  aussereuropäischen  Herrschafts- 
gebietes im  Auge,  weil  dort  die  Gesetzgebung  die  Einrichtung  ge- 
troffen hat,  dass  fremde  Waaren,  deren  Bezeichnung  auf  einen  in- 
ländischen Ursprung  der  Waare  schliessen  lassen  könnte,  bei  der 
Einfuhr  der  Einziehung  unterliegen,  sofern  sie  nicht  zugleich  mit  der 
Angabe  des  wirklichen  Herkunftslandes  versehen  sind  (Mot.  zu  §  20). 
Aehnliche  Vorschriften  bestehen  auch  in  Frankreich  und  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  (vergl.  Propr.  Ind.  X.  S.  153,  XH.  S.  20). 

882.  Voraussetzungen  für  den  Erlass  der  Verordnung. 

Die  Voraussetzungen  für  die  Ausübung  des  Vergeltungsrechtes, 
ohne  deren  Vorhandensein  die  Ausübung  desselben  nicht  zulässig  ist, 
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sind  in  dem  §  22  angegeben.  Hiemach  ist  der  Erlass  einer  Bundes- 
rathsverordnung  statthaft,  wenn  deutsche  Waaren  im  Auslande  bei 
der  Einfuhr  oder  Durchfuhr  der  Verpflichtung  unterliegen,  eine  Be- 
zeichnung zu  tragen,  welche  ihre  deutsche  Herkunft  erkennen  lässt, 
oder  wenn  dieselben  bei  der  Zollabfertigung  in  Beziehung  auf  die 
Waarenbezeichnungen  ungünstiger  als  die  Waaren  anderer  Länder 
behandelt  werden.  Diese  beiden  Voraussetzungen  müssen,  wie  sich 
aus  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  ergiebt,  nicht  gleichzeitig  gegeben 
sein;  es  genügt,  wenn  die  eine  oder  die  andere  vorliegt. 

883.   Deutsche  Waaren. 

Beide  Voraussetzungen  beziehen  sich  auf  Beschränkungen,  welchen 
deutsche  Waaren  im  Auslande  unterliegen.  Hierunter  sind  solche 
Waaren  zu  verstehen,  welche  entweder  in  Deutschland  hergestellt  sind, 
oder  welche  von  einer  Person,  die  im  Inlande  ihren  Wohnsitz  hat,  oder  aus 
einem  inländischen  Geschäftsbetriebe  herstammen.  Es  sind  nicht  etwa 
nur  die  in  Deutschland  hergestellten  Waaren  gemeint;  denn  der  Zweck 
des  Gesetzes  ist,  dass  der  deutsche  Handel  im  Allgemeinen,  nicht 
nur  die  deutsche  Industrie,  gegen  die  Schäden  geschützt  werden  soll, 
welche  demselben  durch  eine  ihn  benachtheiligende  Behandlung  im 
Auslande  erwachsen  können  (vergl.  Finger  §  22  N.  2).  Den  aus 
einem  inländischen  Geschäftsbetriebe  oder  aus  dem  Inlande  überhaupt 
herrührenden  Waaren  stehen  die  in  den  deutschen  Schutzgebieten 
hergestellten  Waaren  und  femer  die  Waaren  solcher  Gewerbetreibender 
gleich,  welche  in  den  deutschen  Schutzgebieten  eine  Niederlassung 
haben,  wenn  die  Waare  von  einer  solchen  Niederlassung  aus  vertrieben 
wird  (vergl.  901). 

884.   Verpflichtung,   eine  deutsche  Herkunftsbezeiohnung   zu   tragen. 

Die  Verpflichtung,  eine  deutsche  Herkunftsbezeichnung  zu  tragen, 
muss,  um  das  Verordnungsrecht  des  Bundesraths  zu  begründen,  nicht 
durch  Gesetz  den  deutschen  Waaren  im  Auslande  auferlegt  sein;  es 
genügt,  wenn  eine  eine  derartige  Verpflichtung  anerkennende  Praxis  der 
ausländischen  Behörden  besteht  (Seligsohn  §  22  N.  2).  Der  be- 
treffenden Verpflichtung  müssen  die  deutschen  Waaren  unterliegen 
„bei  der  Einfuhr  oder  Durchfuhr",  d.  h.  es  muss  in  dem  ausländischen 
Staate  eine  Verbotsvorschrift  bestehen,  welche  sich  gegen  die  Ein- 
oder  Durchfuhr  nicht  ordnungsmässig  bezeichneter  Waaren  richtet. 
Ob  die  Beobachtung  einer  solchen  Vorschrift  schon  bei  dem  Eingange 
der  Waaren  nach  dem  ausländischen  Staate  durch  die  ausländischen 
Zollbehörden  zu  prüfen  ist,  oder  ob  die  Untersuchung  hierüber  später 
durch  andere  Behörden  oder  die  Gerichte  zu  erfolgen  hat,  ist  gleich- 
gültig. Ebenso  unerheblich  ist  es,  welche  Rechtsfolgen  das  aus- 
ländische Gesetz  oder  die  ausländische  Praxis  an  die  Nichtbeobach- 
tung  der  Vorschrift  knüpft,  ob  beispielsweise  die  Zollbehörden  die 
Waaren  bei  ihrem  Eingange  über  die  Grenze  zurückzuweisen  haben, 
ob  Beschlagnahme  und  Einziehung,  oder  ob  sogar  Bestrafung  eintritt. 
Endlich  genügt  es  auch,  wenn  die  ausländische  Vorschrift  sich  nur 
gegen  die  Einfuhr  oder  nur  gegen  die  Durchfuhr  der  deutschen 
Waaren  richtet;  es  muss  nicht  beides  gleichzeitig  verboten  sein. 

885.   Ungünstigere  Behandlung  bei  der  Zollabfertigung. 

Die  andere  Voraussetzung  für  die  Anwendung  des  Vergeltungs- 
rechtes liegt  vor,  wenn  in  einem  ausländischen  Staate  die  deutschen 
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Waaren  bei  der  Zollabfertigung  in  Beziehung  auf  die  Waarenbezeich- 
nungen  ungünstiger  als  die  Waaren  anderer  Länder  behandelt  werden, 
d.  h.  wenn  auch  nur  die  Waaren  eines  Landes  bei  der  Zollabferti- 
gung in  der  fraglichen  Beziehung  günstiger  gestellt  sind  als  die 
deutschen  Waaren.  Ob  diese  günstigere  Behandlung  anderer  Waaren 
auf  Gesetz  oder  auf  der  Praxis,  oder  ob  dieselbe  auf  einem  St4iats- 
vertrage  beruht,  welcher  die  Zollbehörden  dazu  berechtigt  oder  ver- 
pflichtet, ist  für  die  Anwendung  des  §  22  ohne  jeden  Belang. 
Die  verschiedenartige  Behandlung  muss  stattfinden  bei  der  Zoll- 
abfertigung, d.  h.  bei  dem  Eingange  der  deutschen  Waaren  über  die 
Grenze  des  betreJBTenden  Staates  und  durch  die  Zollbehörden.  Die 
gesetzliche  Voraussetzung  liegt  demnach  nicht  schon  dann  vor,  wenn 
deutsche  Waaren  erst  nach  ihrem  Eintritte  in  das  Gebiet  des  fremden 
Staates,  oder  wenn  dieselben  seitens  anderer  Behörden  als  seitens  der 
Zollbehörden  eine  ungünstigere  Behandlung  als  Waaren  anderer  Länder 
zu  erleiden  haben.  Die  ungünstigere  Behandlung  muss  femer  statt- 
finden „in  Beziehung  auf  die  Waarenbezeichnungen",  d.  h.  mit  Rück- 
sicht auf  die  Bezeichnung,  mit  welcher  die  Waaren  versehen  sind;  es 
genügt  nicht  etwa,  wenn  deutsche  Waaren  in  anderer  Beziehung, 
z.  B.  in  Betreff'  der  Höhe  der  Zölle  oder  in  Bezug  auf  die  Art  der 
Zollabfertigung  im  Allgemeinen,  schlechter  gestellt  sind  als  die  Waaren 
anderer  Länder. 

886.  Waarenbezeiohnungen  im  Sinne  des  §  22. 

Der  Begriff  der  Waarenbezeichnungen  ist  bei  Anwendung  des 
§  22  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  zu  nehmen  (Landgraf  11.  §  22 
N.  6).  Es  sind  darunter  nicht  nur  —  wie  sonst  in  dem  Gesetze 
vom  12.  Mai  1894  —  Bezeichnungen  von  Waaren  zu  verstehen, 
welche  auf  die  Herkunft  der  Waare  von  einer  bestimmten  Person  oder 
aus  einem  bestimmten  Geschäftsbetriebe  oder  aus  einer  bestimmten 
Oertlichkeit  hinweisen;  vielmehr  ist  damit  allgemein  jede  Art  der 
Bezeichnung  von  Waaren  gemeint,  gleichviel  zu  welchem  Zwecke 
dieselbe  erfolgt  ist.  Unter  den  Begriff  der  Waarenbezeichnungen  im 
Sinne  des  §  22  fallen  demnach  auch  Freizeichen  sowie  Angaben  über 
die  Art  und  Zeit  der  Herstellung,  über  die  Beschaffenheit  und  Be- 
stimmung der  Waare  und  Angaben  über  Preis-,  Mengen-  oder  Gewichts- 
verhältnisse. Ferner  gehören  dahin  auch  amtliche  Stempel,  welche 
eine  gewisse  Beschaffenheit  oder  Herkunft  der  Waare  verbürgen,  so- 
wie solche  Bezeichnungen,  welche  gewisse  Waaren  nach  den  hierüber 
bestehenden  gesetzlichen  Spezialvorschriften  tragen  müssen  (vergl.  1.  2). 

887.    Inhalt  der  Verordnung. 

Trifft  die  eine  oder  die  andere  der  vorher  erörterten  Voraus- 
setzungen zu,  so  ist  der  Bundesrath  ermächtigt,  den  fremden  Waaren 
bei  ihrem  Eingang  nach  Deutschland  eine  entsprechende  Auflage  zu 
machen  und  anzuordnen,  dass  für  den  Fall  der  Zuwiderhandlung  die 
Beschlagnahme  und  Einziehung  der  Waaren  erfolge.  Da  der  Inhalt, 
welchen  die  Verordnung  haben  darf,  hiernach  durch  das  Gesetz  um- 
grenzt ist,  so  ist  die  Rechtswirksamkeit  der  Verordnung  nicht  allein 
—  wie  bereits  früher  erörtert  —  durch  ihre  Zulässigkeit  im  All- 
gemeinen, sondern  auch  dadurch  bedingt,  dass  der  Bundesrath  bei 
ihrem  Erlasse  rücksichtlich  ihres  Inhaltes  die  durch  das  Gesetz  ge- 
zogenen Grenzen  nicht  überschritten  hat.    Insoweit  als  letzteres  doch 
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geschehen  sein  sollte,  entbehrt  die  Verordnung  der  Rechtswirksamkeit. 
Die  zur  Anwendung  der  Verordnung  berufenen  Behörden  haben  auch 
dies  zu  prüfen  (Civ.  Bd.  24  S.  3ff.,  Laband  §  58).  Welchen  Inhalt 
die  Verordnung  haben  darf,  ist  allerdings  aus  dem  Gesetze  nicht  mit 
völliger  Gewissheit  zu  entnehmen,  da  dem  Bundesrath  allgemein  die 
Ermächtigung  erthcilt  ist,  „eine  entsprechende  Auflage"  zu  machen, 
d.  h.  der  Bundesrath  soll  in  dem  einen  Falle  die  Befugniss  haben, 
die  Anbringung  einer  Herkunftsangabe  zu  fordern,  und  in  dem  anderen 
Falle  berechtigt  sein,  eine  ungünstigere  Behandlung  in  Beziehung  auf 
die  Waarenbezeichnungen  bei  der  Zollabfertigung  anzuordnen.  Wenn 
die  Verordnung  sich  innerhalb  dieser  Grenzen  hält,  so  ist  dieselbe 
als  zulässig  anzusehen;  es  ist  nicht  etwa  nöthig,  dass  die  von  dem 
Bundesrath  angeordnete  Behandlung  der  fremden  Waaren  durchaus 
gleich  sei  mit  der  Behandlung,  welche  den  deutschen  Waaren  im 
Auslande  zu  Theil  wird.  Insbesondere  ist  der  Bundesrath  ermächtigt, 
nach  freiem  Ermessen  Bestimmungen  darüber  zu  treffen,  welcher  Art 
die  Bezeichnung  sein,  und  in  welcher  Weise  dieselbe  auf  der  Waare 
angebracht  sein  muss.  Sollte  in  dem  einen  oder  in  dem  anderen 
Falle  ein  Zweifel  darüber  entstehen,  ob  die  den  fremden  Waaren  ge- 
machte Auflage  als  eine  „entsprechende"  im  Sinne  des  Gesetzes 
anzusehen  ist,  so  haben  auch  hierüber  die  zur  Anwendung  des  Ge- 
setzes berufenen  Behörden  zu  entscheiden.  Die  Auflage  darf  den  frem- 
den Waaren  nur  „bei  ihrem  Eingang  nach  Deutschland  zur  Einfuhr 
oder  Durchfuhr"  gemacht  werden,  d.  h.  die  Anordnung  des  Bundes- 
raths  hat  zu  bestimmen,  dass  die  Waaren  bei  dem  Ueberschreiten  der 
deutschen  Grenze  die  vorgeschriebene  Bezeichnung  tragen  müssen. 
Was  sonst  unter  den  Worten  „bei  ihrem  Eingang  u.  s.  w."  zu  ver- 
stehen ist,  ist  zu  §  17  erörtert  (vergl.  776).  Endlich  darf  die  Bundes- 
rathsverordnung  die  Anordnung  enthalten,  dass  für  den  Fall  der  Zu- 
widerhandlung die  Beschlagnahme  und  Einziehung  der  Waaren  erfolge. 
Die  Verordnung  muss  nicht  eine  derartige  Vorschrift  enthalten; 
vielmehr  wäre  es  denkbar,  dass  den  Zollbehörden  lediglich  die  Ver- 
pflichtung auferlegt  wäre,  die  Waaren  bei  ihrem  Eingang  nach  Deutsch- 
land zurückzuweisen,  d.  h.  das  Ueberschreiten  der  deutschen  Grenze 
durch  dieselben  zu  verhindern.  Andererseits  dürfen  andere  Rechts- 
folgen als  die  Beschlagnahme  und  Einziehung  an  die  Zuwiderhandlung 
gegen  die  Bestimmungen  der  Bundesrathsverordnung  nicht  geknüpft 
werden. 

888.   Fremde  Waaren. 

Was  unter  dem  Ausdruck  „fremde  Waaren"  zu  verstehen  ist, 
ergiebt  sich  aus  dem  Gegensatze,  in  welchem  derselbe  zu  dem  bereits 
früher  erörterten  Begriffe  „deutsche  Waaren"  steht.  Fremde  Waaren 
sind  demnach  solche  Waaren,  welche  entweder  in  dem  ausländischen 
Staate,  dem  gegenüber  das  Vergeltungsrecht  ausgeübt  wird,  hergestellt 
sind,  oder  welche  aus  einem  Geschäftsbetriebe  oder  von  einer  Person 
herrühren,  die  in  dem  betrofiendon  Staate  ihre  Niederlassung  oder 
ihren  Wohnsitz  haben  (Selig söhn  §  22  N.  4,  vergl.  Meves  11. 
S.  249).  Auch  gegenüber  den  Waaren  der  Angehörigen  von  Staaten, 
welche  nach  den  mit  dem  deutschen  Reiche  geschlossenen  Staats- 
verträgen in  Bezug  auf  den  Schutz  ihrer  Waarenbezeichnungen  die 
gleichen  Rechte  wie  die  Angehörigen  des  deutschen  Reiches  geniessen 
sollen,  ist  bei  Vorhandensein  der  sonstigen  Voraussetzungen  die  An- 
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Wendung  des  Vergeltungsrechtes  zulässig.  Denn  die  Vorschrift  des 
§22  bezieht  sich  nicht  auf  den  Schutz  der  Waarenbezeichnungen, 
sondern  auf  die  Verpflichtung  zum  Gebrauche  einer  Waaren- 
bezeichnung.  Insofern  steht  der  §  22  mit  den  sonstigen  Bestim- 
mungen des  Gesetzes,  welche  —  worauf  überdies  die  Ueberschrift  des 
Gesetzes  hinweist  —  den  Schutz  der  Waarenbezeichnungen  betreffen, 
nur  in  einem  losen  Zusammenhange. 

Die  Anordnung  des  Bundesraths  darf  sich  nur  gegen  fremde 
Waaren  richten.  Verpackungen,  Umhüllungen  und  Ankündigungen 
unterliegen  daher,  sofern  sie  nicht  als  selbständige  AVaaren  in  Be- 
tracht kommen,  nicht  der  Vorschrift  des  §  22  (vergl.  407.  412). 

889.   Beschlagnahme  und  Einziehung. 

Ist  Beschlagnahme  und  Einziehung  für  den  Fall  der  Zuwider- 
handlung angeordnet,  so  richtet  sich  das  Verfahren  nach  den  zu  §  17 
erörterten  Grundsätzen,  allerdings  mit  der  Massgabe,  dass  das  Ver- 
fahren des  §  22  von  Amtswegen  —  d.  h.  ohne  Antrag  eines  Verletzten 
und  ohne  Sicherheitsleistung  —  eintritt,  da  es  sich  in  diesem  Falle 
um  die  Wahrung  eines  öffentlichen  Interesses  handelt  (vergl.  785. 
788  ff.,  1002.  1003).  Durch  den  Vollzug  der  Einziehung  auf  Grund 
des  §  22  wird  die  gerichtliche  Verfolgung  nicht  ausgeschlossen,  wenn 
durch  die  Einführung  der  nicht  ordnungsmässig  bezeichneten  Waaren 
gleichzeitig  eine  civilrechtlich  oder  strafrechtlich  verfolgbare  Hand- 
lung begangen  ist  (vergl.  793).  Die  Beschlagnahme  und  Einziehung 
ist  femer  auch  hier  nicht  dadurch  bedingt,  dass  dem  Absender  der 
Waare  ein  Verschulden  zur  Last  fällt  (vergl.  777). 


§  23. 

Wer  im  Inlande  eine  Niederlassang  nicht  besitzt^  hat 
auf  den  Schutz  dieses  Gesetzes  nur  Anspruch,  wenn  in  dem 
Staate,  in  welchem  seine  Niederlassung  sich  befindet,  nach 
einer  im  Reichs- Gesetzblatt  enthaltenen  Bekanntmachung 
deutsche  Waarenbezeichnungen  in  gleichem  Umfange  wie 
inländische  Waarenbezeichnungen  zum  gesetzlichen  Schutz 
zugelassen  werden. 

Der  Anspruch  auf  Schutz  eines  Waarenzeichens  und 
das  durch  die  Eintragung  begründete  Recht  können  nur 
durch  einen  im  Inlande  bestellten  Vertreter  geltend  gemacht 
werden.  Der  letztere  ist  zur  Vertretung  in  dem  nach  Mass- 
gabe dieses  Gesetzes  vor  dem  Patentamt  stattfindenden  Ver- 
fiihren,  sowie  in  den  das  Zeichen  betreffenden  bürgerlichea 
Rechtsstreitigkeiten  und  zur  Stellung  von  Strafanträgen  be- 
fugt. Ffir  die  das  Zeichen  betreffenden  Klagen  gegen  den 
eingetragenen  Inhaber  ist  das  Gericht  zuständig,  in  dessen 
Bezirk  der  Vertreter  seinen  Wohnsitz  hat,  in  dessen  Er- 
mangelung das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  das  Patentamt 
seinen  Sitz  hat. 
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Wer  ein  ausländisches  Waarenzeichen  zur  Anmeldung 
bringt,  hat  damit  den  Nachweis  zu  verbinden^  dass  er  in 
dem  Staate^  in  welchem  seine  Niederlassung  sich  befindet^ 
fBr  dieses  Zeichen  den  Markenschutz  nachgesucht  und  er- 
halten hat.  Die  Eintragung  ist,  soweit  nicht  8taats?erträge 
ein  Anderes  bestimmen,  nur  dann  zulässig,  wenn  das  Zeichen 
den  Anforderungen  dieses  Gesetzes  entspricht. 

LXXXVI.   Schutz  ausländischer  Waaren- 
bezeichnungen. 

890.  Internationale  Beziehungen  im  Zeichenrechte. 

An  anderer  Stelle  ist  bereits  dargelegt  worden,  dass  der  Schutz 
der  Waarenbezeichnungen  nach  deutschem  Rechte  —  wenigstens  in 
civilrechtlicher  Hinsicht  —  insofern  ein  internationaler  ist,  als  jede 
Störung  einer  nach  deutschem  Recht  geschützten  Waarenbezeichnung 
mit  den  gesetzlichen  Schutzmitteln  verfolgt  werden  kann,  gleichviel 
ob  der  Eingriff  im  Inlande  oder  im  Auslande  begangen  ist  (vergl. 
362.  363).  Abgesehen  hiervon  sind  auch  noch  sonstige  internationale 
Beziehungen  im  Zeichenrechte  denkbar  mit  Rücksicht  darauf,  dass  das 
Recht  auf  die  Waarenbezeichnung  im  Auslande  erworben  sein  oder 
dessen  Inhaber  einem  ausländischen  Staate  angehören  kann.  Hierbei 
ißt  Folgendes  zu  beachten:  Eine  Waarenbezeichnung,  welche  im  Aus- 
lande rechtlichen  Schutz  geniesst,  hat  um  deswillen  noch  nicht  An- 
spruch auf  den  Schutz  des  deutschen  Gesetzes;  vielmehr  hat  das  aus- 
ländische Schutzrecht  nur  Wirkung  für  das  Gebiet  des  betreffenden 
ausländischen  Staates.  Ein  Schutzrecht  im  Gebiete  des  Deutschen 
Reiches  kann  nur  dann  begründet  sein,  wenn  die  Waarenbezeichnung 
den  Anforderungen  entspricht,  unter  welchen  Waarenbezeichnungen 
im  Inlande  überhaupt  Schutz  geniessen;  wenn  dieselbe  also  entweder 
in  Deutschland  als  Waarenzeichen  eingetragen,  oder  ein  Name,  eine 
Firma  oder  eine  geschützte  Waarenausstattung  im  Sinne  des  deutschen 
Gesetzes  ist.  Genügt  andererseits  eine  Waarenbezeichnung  den  An- 
forderungen des  inländischen  Gesetzes,  so  hat  dieselbe  Anspruch  auf 
dessen  Schutz  ohne  Rücksicht  auf  die  Beziehungen,  in  welchen  die 
Waarenbezeichnung  sonst  zum  Auslande  steht  —  vorbehaltlich  allein 
der  Bestimmung  des  §  23  Absatz  1,  wonach  derjenige,  welcher  im  In- 
lande eine  Niederlassung  nicht  besitzt,  den  gesetzlichen  Schutz  nur 
dann  beanspruchen  kann,  wenn  in  dem  Staate,  in  welchem  seine 
Niederlassung  sich  befindet,  nach  einer  im  Reichsgesetzblatt  enthal- 
tenen Bekanntmachung  deutsche  Waarenbezeichnungen  in  gleichem 
Umfange  wie  inländische  Waarenbezeichnungen  zum  gesetzlichen 
Schutze  zugelassen  werden.  Der  §  23  Absatz  1  will  in  ähnlicher 
Weise  wie  der  §  22  verhindern,  dass  die  inländischen  Gewerbetreibenden 
im  Auslände  weniger  Rechte  geniessen  als  die  Gewerbetreibenden  des 
betreffenden  ausländischen  Staates  im  Inlande,  darum  sollen  nur  im 
Falle  verbürgter  Gegenseitigkeit  die  ausländischen  Gewerbetreibenden 
zum  inländischen  Schutze  ihrer  Waarenbezeichnungen  zugelassen 
werden.  Es  wird  dabei  in  Uebereinstimmung  mit  fast  sämmtlichen 
ausländischen  Gesetzgebungen  und  internationalen  Verträgen  die  Aus- 
länderqualität allein  nach  dem  Orte  der  Niederlassung,  nicht  nach  der 
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Staatsangehörigkeit,  bestimmt,  so  dass  ein  ausländischer  Staats- 
angehöriger, welcher  in  Deutschland  eine  Niederlassung  hat,  unbedingt 
Anspruch  auf  gesetzlichen  Schutz  hat,  während  einem  deutschen 
Staatsangehörigen  der  Schutz  des  Gesetzes  versagt  bleibt,  wenn  er 
keine  Niederlassung  im  Inlande  oder  in  einem  Staate,  mit  welchem 
Gegenseitigkeit  im  Sinne  des  §  23  Absatz  1  verbürgt  ist,  besitzt.  Je 
nach  der  Lage  ihrer  Niederlassung  sind  auch  die  Handelsgesellschaften, 
die  Korporationen  und  sogar  der  Fiskus  als  Inländer  oder  als  Aus- 
länder zu  behandeln,  so  dass  auch  der  Fiskus  eines  deutschen  Staates, 
der  im  Inlande  eine  Niederlassung  nicht  hat,  als  Ausländer,  und  der 
Fiskus  eines  ausländischen  Staates,  der  im  Inlande  eine  Niederlassung 
besitzt,  als  Inländer  im  zeichenrechtlichen  Sinne  anzusehen  ist  (vergl. 
Oppenhoff  Bd.  19  S.  332j3r.). 

891.  Begriff  der  Niederlassung. 

Die  Niederlassung  kann  entweder  eine  Niederlassung  der  Person 
oder  eine  Niederlassung  des  Geschäftsbetriebes  sein.  Im  weiteren 
Sinne  wird  daher  unter  Niederlassung  sowohl  der  Wohnsitz  des  Ge- 
schäftsinhabers als  der  Sitz  des  Geschäftsbetriebes  verstanden,  wenn 
dieser  von  dem  Wohnsitze  des  Geschäftsinhabers  verschieden  ist.  Im 
engeren  Sinne  pflegt  man  unter  Niederlassung  allein  den  Sitz  des 
Geschäftsbetriebes  zu  verstehen;  ist  der  Geschäftsbetrieb  ein  kauf- 
männischer, so  wird  die  Niederlassung  als  „Handelsniederlassung**  be- 
zeichnet (Civ.  Bd.  2  S.  388,  Völdemdorflf  in  Endemann  Handbuch 
§41,  Bohrend  Handelsrecht  Bd.  1  S.  220).  Im  Sinne  des  Zeichen- 
gesetzes gilt  als  Niederlassung  die  Niederlassung  im  engeren  Sinne, 
d.  h.  als  Ort  derselben  der  Sitz  des  Geschäftsbetriebes.  Es  kann 
dies  nicht  zweifelhaft  sein,  wenn  in  Betracht  gezogen  wird,  dass  das 
Gesetz  vornehmlich  den  Schutz  solcher  Waarenbezeichnungen  be- 
zweckt, welche  die  Herkunft  einer  Waare  aus  einem  bestimmten  Ge- 
schäftsbetriebe kennzeichnen  sollen.  Diese  Auslegung  entspricht 
überdies  dem  Begriffe,  welchen  der  Gesetzgeber  dem  Ausdrucke 
„Niederlassung**  überhaupt  in  den  neueren  gewerblichen  Gesetzen  und 
internationalen  Verträgen  beizulegen  pflegt.  Beispielsweise  ergiebt 
sich  daraus,  dass  in  §  13  des  Gebrauchsmusterschutzgesetzes  sowie 
in  Art.  2  der  von  Deutschland  mit  Oesterreich-Ungarn,  Italien,  Serbien 
und  der  Schweiz  geschlossenen  Verträge  betreffend  den  gegenseitigen 
Patent-,  Muster-  und  Markenschutz  der  Wohnsitz  neben  der  Nieder- 
lassung besonders  erwähnt  und  der  letzteren  gleichgestellt  wird,  dass 
Wohnsitz  und  Niederlassung  nicht  gleichbedeutende  Begriffe  sein 
können.  Gleiches  lässt  sich  auch  aus  §  12  des  Patentgesetzes,  welcher 
dem  §  23  des  Zeichengesetzes  ähnliche  Vorschriften  trifft,  entnehmen,  in- 
dem dieser  §  12  auf  denjenigen  Anwendung  findet,  welcher  „nicht  im 
Inlande  wohnt".  Der  Wohnsitz  —  und  nicht  die  Niederlassung  — 
ist  im  Patentrechte,  im  Gegensatze  zum  Zeichenrechte,  massgebend, 
weil  der  Patentinhaber  nicht  Inhaber  eines  Geschäftsbetriebes  sein 
muss  (vergl.  auch  Art.  19  des  Handelsgesetzbuchs  und  §  22  der  Civil- 
prozessordnung). 

892.  Wohnsitz  als  Niederlassung. 

Für  die  Anwendung  des  §  23  Absatz  1  ist  es  demnach  regel- 
mässig gleichgültig,  wo  der  Inhaber  der  Waarenbezeichnung  seinen 
Wohnsitz  hat;  Gewicht  ist  allein  auf  den  Ort  der  gewerblichen  Nieder- 
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lasßung  zu  legen,  wobei  allerdings  die  Möglichkeit  vorliegt,  dass  per- 
sönlicher Wohnsitz  und  gewerbliche  Niederlassung  sich  an  einem  und 
demselben  Orte  befinden.  Letzteres  ist  namentlich  bei  denjenigen 
der  Fall,  welcher  sein  Gewerbe  im  Umherziehen  betreibt,  dem  Hausirer 
(vergl.  V.  Hahn  Kommentar  §  3  zu  Art.  19,  Völderndorff  in  Ende- 
mann Handbuch  §40  N.  9).  Eine  Ausnahme  ist  allein  hinsichtlich 
derjenigen  Personen  anzuerkennen,  welche,  ohne  einen  Geschäftsbetrieb 
zu  besitzen,  auf  den  Schutz  des  Gesetzes  Anspruch  haben,  wie  dies 
hinsichtlich  des  Namenberechtigten  der  Fall  ist  (vergl.  559).  Hat  der 
Inhaber  eines  rechtlich  geschützten  Namens  keinen  Geschäftsbetrieb  — 
also  auch  keine  gewerbliche  Niederlassung  —  so  entscheidet  sich  die 
Frage,  ob  die  Voraussetzungen  des  §  23  Absatz  1  vorliegen,  nach  dem 
Orte  seines  Wohnsitzes. 

893.   Ort  der  Niederlassung. 

An  welchem  Orte  die  Niederlassung  sich  befindet,  ist  Thatfrage, 
sowohl  in  Betreff  des  Wohnsitzes  als  in  Betreff  der  gewerblichen 
Niederlassung.  Der  Wohnsitz  befindet  sich  an  dem  Orte,  welchen 
Jemand  zu  dauerndem  Aufenthalt  mit  der  Absicht,  denselben  zum 
Mittelpunkte  seiner  Lebensverhältnisse  zu  machen,  gewählt  hat,  sofern 
dieser  Wille  durch  entsprechende  That  verwirklicht  worden  ist  (Civ. 
Bd.  15  S.  367.  368).  Der  Wohnsitz  juristischer  Personen  befindet 
sich  an  dem  Orte  ihres  durch  Statut  oder  Gesetz  bestimmten  Sitzes 
(Civ.  Bd.  27  S.  422).  Dementsprechend  ist  der  Sitz  des  Geschäfts- 
betriebes dort,  wo  derselbe  nach  dem  Willen  seines  Inhabers  —  oder 
bei  juristischen  Personen  ihrem  Statut  entsprechend  —  äusserlich  in 
der  Gestalt  eines  zu  beständigem  Betriebe  von  gewerblichen  Akten 
eingerichteten  Unternehmens  —  Etablissements  —  sich  manifestirt 
(Civ.  Bd.  26  S.  165,  vergl.  Völderndorff  in  Endemann  Handbuch 
§  40  N.  3,  vergl.  auch  §  42  Absatz  2  der  Gewerbeordnung).  Da  der 
Geschäftsbetrieb,  soweit  derselbe  hier  in  Betracht  kommt,  sich  auf  die 
Herstellung  oder  den  Vertrieb  von  Waaren  beziehen  muss,  so  muss 
die  Niederlassung  ein  entweder  für  die  Herstellung  oder  für  den  Ver- 
trieb von  Waaren  bestimmtes  Etablissement  sein;  es  genügt  daher 
nicht,  dass  das  Unternehmen  lediglich  der  Vermittelung  von  Ge- 
schäften dient,  also  nicht  das  Vorhandensein  einer  Agentur,  und  auch 
nicht  das  Bestehen  eines  Waarenlagers  (Kohl er  M-R.  S.  422.  423, 
Seligsohn  §23  N.  3,  Landgraf  §  1  N.  10,  vergl.  R-O-H.  Bd.  14 
S.  402).  Handelt  es  sich  um  einen  kaufmännischen  Betrieb,  so  genügt 
das  Bestehen  einer  Handelsniederlassung  im  Sinne  des  Art.  19  des 
Handelsgesetzbuchs. 

894.   Produktionsstätte  als  Niederlassung. 

Werden  in  dem  Geschäftsbetriebe  Waaren  hergestellt,  so  befindet 
sich  eine  Niederlassung  nicht  nur  dort,  wo  die  den  Vertrieb  der 
Waaren  bezweckenden  Geschäfte  abgeschlossen  werden,  sondern  auch 
an  dem  Orte,  wo  die  technische  Produktion  ausgeführt  wird,  sofern 
diese  beiden  Orte  verschieden  sind  (Kohl er  M-R.  S.  423,  Finger 
§  23  N.  2).  Die  mehrfach  vertretene  Ansicht,  dass  die  Produktions- 
stätte nur  dann  als  Niederlassung  zu  gelten  habe,  wenn  von  ihr  aus 
die  produzirten  Waaren  vertrieben,  oder  überhaupt  Geschäfte  abge- 
schlossen würden,  kann  demnach  nicht  gebilligt  werden  (anders  Meves 
§  1  N.  4,  Seligsohn  §  23  N.  3,  Landgraf  §  1  N.  10).    Dass   diese 
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Ansicht  nicht  zutreffen  kann,  ergiebt  sich  aus  einer  Vergleichung  mit 
dem  Gesetze  betreffend  den  Markenschutz  vom  30.  November  1874,  da 
dieses  in  §  13  die  Namen  und  Firmen  inländischer  Produzenten 
schützte,  und  zu  dessen  Anwendung  demnach  schon  die  Thatsache 
genügte,  dass  eine  Produktion  im  Inlande  stattfand  (Civ.  Bd.  18 
S.  31,  Stenglein  §  14  N.  6).  Es  kann  nicht  angenommen  werden, 
dass  das  geltende  Gesetz  die  inländischen  Produzenten  habe  schlechter 
stellen  wollen,  als  dies  nach  dem  früheren  Gesetze  der  Fall  war,  und 
dies  umsomehr,  also  nunmehr  —  im  Gegensatze  zu  dem  früheren 
Rechte  —  auch  diejenigen  Produzenten,  welche  nicht  Handel  treiben, 
in  allen  Beziehungen  den  Handeltreibenden  gleichgestellt  sein  sollen 
(vergl.  36).  Allerdings  kann  die  Produktionsstätte  nur  dann  als 
Niederlassung  angesehen  werden,  wenn  die  Herstellung  der  Waare  in 
einem  selbständig  organisirten  Unternehmen  geschieht;  dies  lässt 
sich  aus  §  42  Absatz  2  der  Gewerbeordnung  ableiten,  wonach  eine 
gewerbliche  Niederlassung  dann  als  nicht  vorhanden  gilt,  wenn  der 
Gewerbetreibende  ein  zu  dauerndem  Gebrauche  eingerichtetes,  beständig 
oder  doch  in  regelmässiger  Wiederkehr  von  ihm  benutztes,  Lokal  für 
den  Betrieb  seines  Gewerbes  nicht  besitzt  (vergl.  Selig  söhn  §  23 
N.  3,  All  fei  d  §  23  N.  1).  Daher  besteht  eine  Niederlassung  wohl  an 
dem  Orte,  an  welchem  sich  eine  Fabrik,  ein  Bergwerk,  ein  Hütten- 
werk, ein  landwirthschaftliches  Gut  u.  s.  w.  befindet,  jedoch  nicht 
dort,  wo  die  Herstellung  der  Waare  für  Rechnung  eines  Fabrikanten 
im  Wege  der  Hausindustrie  erfolgt. 

895.  Niederlassung  als  Sitz  des  Geschäftsbetriebes. 

Wer  im  Inlande  oder  in  einem  Staate,  mit  welchem  Gegenseitig- 
keit im  Sinne  des  §  23  Absatz  1  verbürgt  ist,  in  einem  selbständig 
organisirten  Unternehmen  Waaren  herstellt  oder  vertreibt,  hat  mit 
Rücksicht  auf  diesen  Geschäftsbetrieb  Anspruch  auf  den  Schutz  des 
Gesetzes  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  —  wenn  es  sich  um  den  Schutz 
eines  Waarenzeichens  handelt  —  der  Geschäftsbetrieb  der  Nieder- 
lassung mit  dem  in  der  Anmeldung  und  Eintragung  bezeichneten  Ge- 
schäftsbetriebe übereinstimmt,  und  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  in  dem 
betreffenden  Betriebe  gerade  diejenigen  Waaren  hergestellt  oder  ver- 
trieben werden,  für  welche  das  Waarenzeichen  bestimmt  ist  (vergl. 
Seligsohn  §23  N.  3).  Daher  beschränkt  sich  bei  dem  Vorhanden- 
sein mehrerer  Niederlassungen  der  Anspruch  auf  Schutz  auch  nicht 
etwa  auf  diejenigen  Waaren,  welche  in  einer  inländischen  oder  in 
einer  der  inländischen  nach  dem  Gesetze  gleichstehenden  Niederlassung 
erzeugt  oder  vertrieben  werden ;  vielmehr  besteht  der  gesetzliche  Schutz 
—  und  zwar  für  alle  Arten  der  Waarenbezeichnungen  —  ohne  jede  Be- 
schränkung, sobald  überhaupt  eine  Niederlassung  im  Inlande  oder  die 
Niederlassung  in  einem  Staate,  mit  welchem  Gegenseitigkeit  verbürgt 
ist,  sich  befindet  (Kohl er  M-R.  S.  423).  Gleichgültig  ist  es  auch,  ob  die 
Waarenbezeichnung,  um  deren  Schutz  es  sich  handelt,  gerade  in  dem 
inländischen  oder  dem  diesem  gleichstehenden  Geschäftsbetriebe  zur 
Verwendung  gelangt.  Zum  Begriffe  der  Niederlassung  gehört  ferner, 
wie  bereits  erörtert  ist,  nicht  nur  die  Absicht,  einen  Geschäftsbetrieb  an 
dem  für  die  Niederlassung  bestimmten  Orte  zu  beginnen,  sondern  auch 
die  dieser  Absicht  entsprechende  That.  Wer  durch  irgendwelche 
Veranstaltungen  —  z.  B.  durch  Ermiethung  eines  Geschäftslokals, 
durch  Erlass  von  Annoncen  u.  s.  w.  —  den   Anschein   erweckt,    als 


§  23.    LXXXVI.   Schutz  ausländischer  Waarenbezeichnungen.       557 

habe  er  eine  Niederlassung  errichtet,  hat  auf  den  Schutz  des  Gesetzes 
keinen  Anspruch,  wenn  er  thatsächlich  einen  Geschäftsbetrieb  an  dem 
betreffenden  Orte  nicht  hat  (vergl.  Str.  Bd.  19  S.  283.  284,  Allfeld 
§  23  N.  1).  Eine  Ausnahme  besteht  nur  bei  der  Eintragung  eines 
Waarenzeichens,  da  diese  erfolgen  kann,  auch  wenn  der  Geschäfts- 
betrieb noch  nicht  begonnen  ist;  jedoch  muss  auch  in  diesem  Falle 
zum  Mindesten  die  Absicht,  ^en  Geschäftsbetrieb  demnächst  zu  be- 
ginnen, bestehen  (vergl.  65).  Ist  das  Bestehen  einer  Niederlassung 
im  Handelsregister  beurkundet,  so  spricht  eine  Vermuthung  für  deren 
thatsächliche  und  rechtliche  Existenz;  diese  Vermuthung  kann  in- 
dessen durch  die  thatsächlichen  Verhältnisse,  wenn  die  Eintragung 
diesen  nicht  entspricht,  widerlegt  werden.  Der  Geschäftsbetrieb  der 
Niederlassung  muss  selbstverständlich  der  eigene  Geschäftsbetrieb  des 
Inhabers  der  Waarenbezeichnung  sein;  wer  im  Namen  eines  Anderen 
einer  Niederlassung  dieses  Anderen  vorsteht,  hat  auf  den  Schutz  des 
Gesetzes  keinen  Anspruch.  Es  ist  indessen  andererseits  nicht  aus- 
geschlossen, dass  Jemand,  welcher  im  Inlande  einen  eigenen  Geschäfts- 
betrieb hat,  im  Interesse  eines  nicht  schutzberechtigten  Ausländers 
dessen  Waarenzeichen  schützen  lässt.  In  diesem  Falle  steht  das  Schutz- 
recht  dem  Inländer,  nicht  dem  Ausländer,  zu  (Str.  Bd.  16  S.  313  ff., 
anders  Pouillet  No.  329).  Dies  gilt  jedoch  selbstverständlich  nur 
dann,  wenn  der  Inländer  der  wirkliche  Geschäftsinhaber  ist,  nicht 
also  dann,  wenn  derselbe  eine  vorgeschobene  Person  ist,  und  es  sich 
daher  um  eine  die  Umgehung  des  Gesetzes  bezweckende  Manipulation 
handelt. 

896.   Zweigniederlassung  im  Inlande. 

Der  §  23  Absatz  1  gelangt  nicht  zur  Anwendung,  wenn  eine  Nieder- 
lassung im  Inlande  besteht,  gleichviel  ob  dies  eine  Haupt-  oder  nur  eine 
Zweigniederlassung  ist  (Selig söhn  §  23  X.  3,  Finger  §  23  N.  2, 
Allfeld  §  23  N.  1,  anders  Landgraf  IL  §  23  N.  3).  Nach  dem  Ge- 
setze vom  30.  November  1874,  welches  in  §  20  eine  entsprechende  Be- 
stimmung hatte,  war  dies  streitig:  das  Reichsgericht  nahm  an,  es 
müsse  eine  Hauptniederlassung  vorliegen,  weil  die  Anmeldung  eines 
Waarenzeichens  zum  Handelsregister  der  Hauptniederlassung  zu  er- 
folgen hatte,  und  weil  der  in  §  20  des  früheren  Gesetzes  gebrauchte 
Ausdruck  „Handelsniederlassung"  dem  Begriffe  der  Handelsnieder- 
lassung im  Sinne  des  Art.  19  des  Handelsgesetzbuchs  entspreche, 
welcher  eine  Hauptniederlassung  im  Gegensatze  zur  Zweignieder- 
lassung bedeute  (Civ.  Bd.  21  S.  2.  3,  anders  Kohler  M-R.  S.  307. 
422  ff.,  Meves  §20  N.  3,  Landgraf  §  1  N.  10,  Stockheim  S.  8, 
Stenglein  §  20  N.  1,  Op penhoff  Bd.  18  S.  172,  vergl.  Oppenhoff 
Bd.  17  S.  586  ff.).  Dem  gegenüber  kommt  indessen  für  das  geltende 
Gesetz  in  Betracht,  dass  in  demselben  anstatt  des  Ausdrucks  „Handels- 
niederlassung*^ das  Wort  „Niederlassung^  gebraucht  ist,  und*  dass 
nunmehr  nicht  mehr  wie  früher  der  Waarenzeichenschutz  allein  den 
Eaufleuten  zusteht,  auch  eine  Anmeldung  zum  Handelsregister  der 
Hauptniederlassung  nicht  mehr  stattfindet.  Es  kann  hiemach  jetzt 
das  Handelsgesetzbuch  zur  Auslegung  des  Gesetzes  in  keiner  Weise 
mehr  herangezogen  werden;  ebensowenig  ist  auf  die  nicht  mehr  in 
Kraft  befindlichen  Vorschriften  des  älteren  Gesetzes  irgendwelcher 
Werth  mehr  zu  legen.  Man  könnte  dagegen  versucht  sein,  aus  den 
internationalen  Verträgen,  welche  Deutschland  mit  Oesterreich-Ungarn, 
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Italien,  Serbien  und  der  Schweiz  ges::hlossen  hat,  Gegentheiliges  zu 
folgern,  indem  der  übereinstimmende  Artikel  2  dieser  Verträge  besagt, 
dass  die  Bestimmungen  derselben  nicht  nur  den  Staatsangehörigen 
der  Vertragstheile,  sondern  auch  anderen  Personen  zu  Gute  kommen 
sollen,  welche  in  dem  Gebiete  des  einen  der  vertragschliessenden 
Theile  ihren  Wohnsitz  oder  ihre  Hauptniederlassung  haben  (vergl. 
1005).  Indessen  sprechen  in  der  That  auch  diese  Verträge  nicht 
gegen  die  hier  vertretene  Ansicht,  da  der  citirte  Artikel  2  nicht  den 
Zweck  hat,  den  §  23  zu  erläutern,  vielmehr  nur  dazu  dient,  diejenigen 
Personen  zu  bestimmen,  zu  deren  Gunsten  der  Staatsvertrag  Anwen- 
dung finden  soll.  Es  sollen  hiemach  nicht  nur  die  Staatsangehörigen 
der  betreffenden  ausländischen  Staaten,  sondern  auch  diejenigen, 
welche  ohne  die  Staatsangehörigkeit  zu  besitzen,  in  dem  betreffenden 
Staate  ihren  Wohnsitz  oder  ihre  Hauptniederlassung  haben,  auf  den 
Schutz  des  deutschen  Gesetzes  Anspruch  erheben  können,  wenn  sie 
in  Deutschland  weder  eine  Haupt-  noch  eine  Zweigniederlassung 
haben.  In  Uebereinstimmung  mit  der  Meinung,  dass  eine  Zweignieder- 
lassung genügt,  steht  die  Praxis  des  Patentamts,  welches  von  den- 
jenigen, die  im  Inlande  eine  Zweigniederlassung  besitzen,  nicht  die 
Erfüllung  der  Voraussetzungen  des  §  23  —  z.  B.  nicht  die  Bestellung 
eines  inländischen  Vertreters,  welche  durch  §  23  Absatz  2  vorgeschrieben 
ist  —  erfordert  (vergl.  W-Z-Bl.  1895  S.  317.  318,  anders  Oberlandes- 
gericht  Hamburg  in  G.  R.  &  U.  R.  II.  S.  28).  In  die  Zeichenrolle  wird 
nach  der  Praxis  des  Patentamts  neben  der  inländischen  Zweignieder- 
lassung auch  die  ausländische  Hauptniederlassung  eingetragen. 

897.  Ausländische  Hauptniederlassung. 

Hat  der  Inhaber  einer  Waarenbezeichnung  im  Inlande  weder  eine 
Haupt-  noch  eine  Zweigniederlassung  und  —  in  Ermangelung  eines 
Geschäftsbetriebes  —  auch  keinen  Wohnsitz,  so  ist  darauf  zu  sehen, 
ob  nach  amtlicher  Bekanntmachung  in  dem  Staate,  in  w^elchem  seine 
Niederlassung  sich  befindet,  deutsche  Waarenbezeichnungen  in  gleichem 
Umfange  wie  inländische  Waarenbezeichnungen  zum  gesetzlichen 
Schutze  zugelassen  werden.  Aus  dem  Gegensatze  des  Ausdrucks 
„seine  Niederlassung"  zu  den  vorher  gebrauchten  Worten  „eine 
Niederlassung**  ergiebt  sich,  dass  unter  ersterer  nur  die  auslän- 
dische Hauptniederlassung  gemeint  sein  kann,  wenn  der  Inhaber  der 
Waarenbezeichnung  mehrere  Niederlassungen  in  verschiedenen  auslän- 
dischen Staaten  hat  (Seligsohn  §  23  N.  7,  Finger  §  23  N.  3,  Allfeld 
§23  N.  3,  vergl.  Kohl  er  M-R.  S.  422.  430).  Diese  Annahme  ent- 
spricht auch  dem  Rechtsgrundsatze,  dass  im  Falle  der  Kollision 
mehrerer  verschiedener  Rechte  das  Recht  desjenigen  Staates  zur  An- 
wendung zu  bringen  ist,  an  welchem  das  zu  beurtheilende  Rechts- 
verhältniss  seinen  Sitz  hat.  Als  Sitz  der  Berechtigung  an  Waaren- 
bezeichnungen hat  aber  der  Ort  der  Hauptniederlassung  ihres  Inhabers 
zu  gelten  (vergl.  Civ.  Bd.  18  S.  31).  Darum  sind  auch  in  den  bereits 
erwähnten  Staatsverträgen  mit  Oesterreich-Üngarn,  Italien,  Serbien 
und  der  Schweiz  diejenigen,  welche  in  einem  der  vertragschliessenden 
Theile  ihre  Hauptniederlassung  haben,  den  Staatsangehörigen  des  be- 
treffenden Landes  gleichgestellt  (vergl.  896).  In  Ermangelung  einer 
ausländischen  Niederlassung  kommt,  sofern  ein  Anspruch  auf  Schutz 
trotz  Nichtvorhandenseins  eines  Geschäftsbetriebes  besteht,  der  auslän- 
dische Wohnsitz  in  Betracht  (vergl.  892).    Es  lässt  sich  nicht  etwa  aus 
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dem  Wortlaute  des  Art.  2  der  Staatsverträge  mit  Oesterreich-Ungarn 
u.  s.  w.  ableiten,  dass  der  Wohnsitz  in  jedem  Falle  —  also  auch  bei  dem 
Bestehen  eines  Geschäftsbetriebes  —  der  Hauptniederlassung  gleichzu- 
stellen sei,  und  dass  demnach  trotz  des  Bestehens  einer  besonderen  ge- 
werblichen Niederlassung  auch  das  Recht  desjenigen  Staates  zur  Anwen- 
dung gebracht  werden  könne,  in  welchem  der  Inhaber  der  Berechtigung 
seinen  Wohnsitz  hat.  Denn  die  gedachten  Verträge  beziehen  sich 
nicht  nur  auf  den  Schutz  der  Waarenbezeichnungen,  sondern  auch  auf 
den  Schutz  anderer  gewerblicher  Rechte,  deren  Existenz  nicht  durch 
das  Bestehen  eines  Geschäftsbetriebes  bedingt  ist.  Nur  um  deswillen, 
weil  der  Sitz  und  die  rechtliche  Beurtheilung  dieser  anderen  Berechti- 
gungen sich  nach  dem  Wohnsitze  ihres  Inhabers  bestimmt,  musste  in 
den  Staatsverträgen  der  Wohnsitz  neben  der  Hauptniederlassung  er- 
wähnt werden  (vergl.  891). 

898.  Begriff  der  Hauptniederlassung. 

Welches  im  Falle  des  Vorhandenseins  mehrerer  ausländischer 
Niederlassungen  eines  Handel-  oder  Gewerbetreibenden  die  Haupt- 
niederlassung ist,  bestimmt  sich  in  erster  Linie  nach  dem  ausländi- 
schen Rechte,  welches  an  dem  Sitze  des  Geschäftsbetriebes  gilt.  Wenn 
dieses  keine  besonderen  Bestimmungen  hierüber  trifft,  wird  das  deutsche 
Recht  anzuwenden  sein.  Hiemach  sind  für  die  Frage,  welche  Nieder- 
lassung als  die  Hauptniederlassung  anzusehen  ist,  die  Dispositionen, 
welche  der  Inhaber  des  Geschäftsbetriebes  in  dieser  Hinsicht  getroffen 
hat,  massgebend  (Landgraf  §  1  N.  10).  Daher  ist,  wenn  durch  Ein- 
tragung in  das  Handelsregister  eine  von  mehreren  Niederlassungen  als 
Hauptniederlassung  gekennzeichnet  ist,  diese  Beurkundung  ausschlag- 
gebend. Hat  der  Geschäftsinhaber  eine  ausdrückliche  Disposition  nicht 
getroffen,  so  ist  nach  den  Umständen  des  einzelnen  Falles  zu  ent- 
scheiden. Der  Begriff  der  Hauptniederlassung  ist  ein  mehr  thatsäch- 
licher  als  rechtlicher;  sie  ist  dort,  wo  der  Schwerpunkt  des  Geschäftes 
liegt,  während  die  Zweigniederlassung,  im  Gegensätze  hierzu,  nichts 
Anderes  ist  als  eine  Zubehör  der  Hauptniederlassung,  aus  welcher 
sie  ihre  rechtliche  Existenz  und  Organisation  herleitet,  und  zu  welcher 
sie  demnach  in  einem  Abhängigkeitsverhältnisse  steht  (Civ.  Bd.  21 
S.  4,  Landgraf  §  1  N.  10).  Juristische  Personen,  Gesellschaften, 
Genossenschaften  und  andere  Korporationen  haben  ihre  Hauptnieder- 
lassung an  dem  Orte  ihres  durch  Statut,  durch  Vertrag  oder  durch 
Gesetz  bestimmten  Sitzes;  gleichgültig  ist  es  bei  diesen,  wo  der  Vor- 
stand seinen  Wohnsitz  hat,  wo  die  Produktion  stattfindet,  und  von 
wo  aus  die  Geschäfte  betrieben  werden  (R-O-H.  Bd.  21  S.  36.  37, 
vergl.  Civ.  Bd.  27  S.  422,  v.  Hahn  Kommentar  §  3  zu  Art.  21,  Völdern- 
dorff  in  Endemann  Handbuch  §  41).  In  Ermangelung  eines  derart 
bestimmten  Sitzes  kommt  regelmässig  der  Ort  in  Betracht,  an  welchem 
die  Verwaltung  geführt  wird  (vergl.  §  19  der  Civilprozessordnung). 

899.  Mehrzahl  ausländischer  Hauptniederlassungen. 

Ein  Gewerbetreibender  kann,  wenn  derselbe  mehrere  selbständige 
Geschäfte  betreibt,  mehrere  Hauptniederlassungen  haben  (Völderndorff 
in  Endemann  Handbuch  §  41).  Das  Vorhandensein  mehrerer  Haupt- 
niederlassungen wird,  wenn  es  sich  um  einen  kaufmännischen  Ge- 
schäftsbetrieb handelt,  gewöhnlich  durch  die  Verschiedenheit  der 
Finnen  dargethan  (Landgraf  §  1  N.  10).    Nöthig   ist    dies  indessen 
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nicht,  da  es  vielmehr  darauf  ankommt,  ob  der  Geschäftsbetrieb  jeder 
Niederlassung  ein  derartig  selbständiger  ist,  dass  keine  derselben  zu 
einer  anderen  in  einem  Abhängigkeitsverhältnisse  steht.  Hat  Jemand 
mehrere  Hauptniederlassungen  in  verschiedenen  ausländischen  Staaten, 
so  genügt  es,  wenn  in  einem  dieser  Staaten  die  Gegenseitigkeit  ver- 
bürgt ist  (vergl.  Seligsohn  §  23  N.  7).  Dabei  ist  kein  Gewicht 
darauf  zu  legen,  ob  die  Waarenbezeichnung,  für  welche  der  gesetz- 
liche Schutz  beansprucht  wird,  gerade  in  dem  Geschäftsbetriebe  zur 
Verwendung  gelangt,  der  in  dem  Staate,  mit  welchem  Gegenseitigkeit 
verbürgt  ist,  seinen  Sitz  hat  (vergl.  895). 

900.  Aufgabe  und  Verlegung  der  Niederlassung. 

Wer  auf  den  Schutz  des  Gesetzes  Anspruch  erhebt,  muss  eine 
Niederlassung  im  Inlande  oder  seine  Niederlassung  in  einem  Staate, 
mit  welchem  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist,  zu  dem  Zeitpunkte  haben, 
in  welchem  der  Schutzanspruch  erhoben,  z.  B.  ein  Waarenzeichen  zur 
Eintragung  angemeldet,  oder  eine  Civil-  oder  Strafklage  angestellt, 
oder  Widerspruch  gegen  die  Eintragung  eines  anderen  Waarenzeichens 
erhoben  wird  (vergl.  986).  Soweit  die  Geltendmachung  der  gesetzlichen 
Schutzmittel  in  Frage  steht,  genügt  es  nicht  etwa,  dass  zu  der  Zeit, 
in  welcher  die  Berechtigung  an  der  Waarenbezeichnung  erworben  — 
z.  B.  das  Waarenzeichen  eingetragen  —  wurde,  eine  Niederlassung  im 
Inlande  oder  eine  Hauptniederlassung  in  einem  Staate  der  bezeich- 
neten Art  bestand.  Demnach  erlischt  der  ursprünglich  begründete 
Anspruch  auf  Schutz,  wenn  die  inländische  oder  die  dieser  gleich- 
stehende ausländische  Niederlassung  aufgegeben  oder  in  einen  Staat 
verlegt  wird,  mit  welchem  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  ist  (Kohler 
M-R.  S.  432.  433,  Meves  §4  N.  10).  Andererseits  kann  eine  Waaren- 
bezeichnung, welcher  nach  Massgabe  des  §  23  Absatz  1  ursprünglich 
der  inländische  Schutz  versagt  war,  den  Anspruch  auf  denselben  da- 
durch erlangen,  dass  ihr  Inhaber  eine  Niederlassung  im  Inlande  be- 
gründet oder  seine  Niederlassung  in  das  Inland  oder  in  einen  Staat, 
mit  welchem  Gegenseitigkeit  besteht,  verlegt,  oder  dadurch,  dass  die 
Waarenbezeichnung  auf  den  Inhaber  einer  inländischen  oder  dieser 
gleichstehenden  ausländischen  Niederlassung  übertragen  wird  (Kohl er 
M-R.  S.  433,  vergl.  Pouillet  No.  458).  In  diesen  Fällen,  in  welchen 
der  Schutzanspruch  erst  später  eintritt,  geschieht  dies  nicht  etwa 
mit  rückwirkender  Kraft.  Störungen,  welche  in  der  Zeit  der  Schutz- 
losigkeit  begangen  wurden,  können  daher  auch  nach  Erlangung  des 
Schutzanspruches  nicht  verfolgt  werden.  Es  hat  dies  seinen  Grand 
darin,  dass  das  Recht,  dessen  Schutz  in  Frage  steht,  so  lange  die 
Voraussetzungen  des  §  23  nicht  erfüllt  sind,  in  Deutschland  unwirk- 
sam ist  (vergl.  370). 

Verlegt  der  inländische  Inhaber  eines  Waarenzeichens  seine  Nieder- 
lassung in  das  Ausland,  so  wird  die  Bestellung  eines  inländischen  Ver- 
treters erforderlich,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  mit  dem  betreffenden 
ausländischen  Staate  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist  (vergl.  911). 

901.    Inland. 

Eine  Niederlassung  befindet  sich  im  Inlande,  wenn  dieselbe  im 
Gebiete  des  deutschen  Reiches  gelegen  ist.  Nebendem  sind  auch 
Niederlassungen  in  den  deutschen  Schutzgebieten  in  Südwestafrika, 
W^estafrika,    Ostafrika,    Neuguinea  u.  s.  w.    und   Niederlassungen  von 


§  23.    LXXXVI.   Schutz  ausländischer  Waarenbezeichnuugen.       561 

Reichsangehörigen  oder  Schutzgenossen  des  deutschen  Reiches  in  den 
der  deutschen  Konsulargerichtsbarkeit  unterstehenden  Bezirken  im 
Sinne  des  Gesetzes  als  inländische  Niederlassungen  anzusehen  (Mot. 
zu  §  21,  Landgrani.  §  23  N.  3,  Allfeld  §  23  N.  8,  anders  Selig- 
sohn §  23  N.  2,  Seligsolm  in  ZgR.  IL  S.  20).  Schutzgenossen  sind 
nach  den  bestehenden  Verträgen  österreichisch  -  ungarische,  luxem- 
burgische und  schweizerische  Staatsangehörige,  welchen  vertragsraässig 
in  Ermangelung  eigener  Konsulate  ihres  Heimathsstaates  der  deutsche 
Schutz  zugesichert  ist  (Finger  §  23  N.  2).  Der,  namentlich  von 
Seligsohn  vertretenen,  Ansicht,  dass  unter  Inland  ausschliesslich 
das  Gebiet  des  deutschen  Reiches  zu  verstehen  sei,  ist  zwar  zuzu- 
geben, dass  die  deutschen  Schutzgebiete  und  die  Länder,  in  welchen 
dem  deutschen  Reiche  die  Konsulargerichtsbarkeit  zusteht,  nach  all- 
gemeinen staatsrechtlichen  Grundsätzen  und  nach  dem  Stande  der 
Reichsgesetzgebung  nicht  zum  Inlande  im  staatsrechtlichen  Sinne  ge- 
hören; nichtsdestoweniger  sind  die  Angehörigen  der  Schutzgebiete 
und  die  der  deutschen  Konsulargerichtsbarkeit  unterworfenen  Personen 
in  ihren  rechtlichen  Beziehungen  als  Inländer  zu  behandeln,  da  sie 
den  Gesetzen  und  der  Autorität  des  deutschen  Reiches  ebenso  unter- 
w^orfen  sind,  als  befänden  sie  sich  in  dem  Gebiete  des  letzteren.  Es 
besteht  mithin  die  gesetzliche  Fiktion,  als  befände  sich  der  Angehörige 
des  Schutzgebietes  oder  die  der  deutschen  Konsulargerichtsbarkeit 
unterworfene  Person  auf  deutschem  Territorium  (vergl.  R-O-H.  Bd.  22 
S.  399.  400,  Olshausen  §  4  N.  20).  Wenn  Seligsohn  dieser  Mei- 
nung gegenüber  geltend  macht,  dieselbe  sei  nicht  zweckmässig,  weil 
hiemach  die  Angehörigen  der  betreffenden  ausländischen  Gebiete  nicht 
zur  Bestellung  eines  inländischen  Vertreters  genöthigt  seien,  und  dies 
zu  einer  Erschwerung  des  geschäftlichen  Verkehres  mit  dem  Patent- 
amt und  den  betheiligten  Kreisen  führen  müsse,  so  ist  diese  Konse- 
quenz jedenfalls  weniger  zu  fürchten  als  die  Folgerungen,  welche  sich 
aus  der  Soligsohn 'sehen  Ansicht  nothwendiger  Weise  ergeben  (vergl. 
auch  911).  Denn,  wenn  man  dieser  beitritt,  müsste  den  Angehörigen 
der  deutschen  Schutzgebiete  der  Schutz  des  Gesetzes  überhaupt  versagt 
bleiben,  da  einerseits  eine  Bekanntmachung,  dass  Gegenseitigkeit  mit 
deo  Schutzgebieten  verbürgt  ist,  im  Reichsgesetzblatt  nicht  enthalten 
ist,  und  andererseits  der  nach  §  23  Absatz  3  bei  Anmeldung  eines 
ausländischen  Waarenzeichens  zu  erbringende  Nachweis,  dass  im  Aus- 
lande der  Markenschutz  nachgesucht  und  ertheilt  ist,  in  Ermangelung 
hierüber  in  den  Schutzgebieten  bestehender  Vorschriften  niemals  ge- 
führt werden  könnte. 

902.   Bekanntmaohung  der  Gegenseitigkeit. 

Besteht  eine  Niederlassung  im  Inlande  nicht,  so  entscheidet  sich 
die  Frage,  ob  Gegenseitigkeit  mit  dem  Staate,  in  welchem  die  Haupt- 
niederlassung sich  befindet,  verbürgt  ist,  allein  danach,  ob  in  dem 
Reichsgesetzblatt  eine  die  Gegenseitigkeit  anerkennende  Bekannt- 
machung enthalten  ist.  Darauf,  ob  die  Gegenseitigkeit  thatsächlich 
besteht,  kommt  es  nicht  an.  Hiemach  steht,  wenn  die  Bekannt- 
machung erlassen  ist,  weder  dem  Patentamt  noch  den  Gerichten  die 
Befugniss  einer  Nachprüfung  zu;  vielmehr  ist  die  erlassene  Bekannt- 
machung unbedingt  für  beide  bindend  (Kohl er  M-R.  S.  427,  Selig- 
sohn §23  N.  8,  Blum  Ann.  Bd.  4  S.  122).  Andererseits  darf,  wenn 
die  Bekanntmachung  nicht  erlassen  ist,  die  Gegenseitigkeit  nicht  an- 
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genommen  werden.  Der  im  Gesetze  vorgeschriebenen  Bekanntmachung 
steht  die  Veröffentlichung  von  Staatsverträgen,  welche  die  Gegen- 
seitigkeit anerkennen,  gleich  (Kohler  M-R.  S.  463,  Str.  Bd.  3  S.  130). 
Die  Bekanntmachung  muss  nicht  auf  Grund  des  geltenden  Gesetzes 
erlassen  sein,  vielmehr  haben  auch  die  vor  Inkrafttreten  des  Gesetzes 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  und  sogar  die  vor 
Inkrafttreten  des  letzteren  veröfifentlichten  Bekanntmachungen  und 
Staatsverträge  die  gesetzliche  Wirkung. 

903.   Beginn  der  Gegenseitigkeit. 

Die  Wirkung  der  Bekanntmachung  tritt  schon  mit  dem  Tage  der 
Ausgabe  des  dieselbe  enthaltenden  Gesetzblattes  ein,  sofern  nicht  in 
der  Bekanntmachung  selbst  ausdrücklich  ein  späterer  Termin  für  das 
Inkrafttreten  derselben  angegeben  ist.  Die  vierzehntägige  Frist, 
welche  in  Ermangelung  besonderer  Vorschrift  zwischen  der  Veröffent- 
lichung und  dem  Inkrafttreten  eines  Heichsgesetzes  liegen  muss, 
kommt  hier  nicht  zur  Anwendung,  da  die  Bekanntmachung  kein  Gesetz 
ist  (Kohler  M-R.  S.  428,  Finger  §  23  N.  4b).  Andererseits  ent- 
steht die  Schutzberechtigung  erst  mit  dem  Erlasse  der  Bekannt- 
machung, nicht  schon  mit  dem  Tage  des  Abschlusses  eines  die  Gegen- 
seitigkeit verbürgenden  Vertrages  (Civ.  Bd.  4  S.  36  ff.).  Insbesondere 
hat  die  Bekanntmachung  keine  rückwirkende  Kraft  (Meves  §  20 
N.  8,  Finger  §  23  N.  4b).  Störungen,  welche  vor  Erlass  der  Be- 
kanntmachung begangen  sind,  werden  daher  nicht  nach  Erlass  der- 
selben verfolgbar.  Andererseits  gewährt  der  Umstand,  dass  der  Erlass 
der  vorgeschriebenen  Bekanntmachung  demnächst  in  Aussicht  steht, 
keinen  Anspruch  auf  Aussetzung  eines  anhängigen  Verfahrens  zu 
Gunsten  eines  bisher  von  dem  Ansprüche  auf  Schutz  ausgeschlossenen 
Antragstellers  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  308). 

904.    Beendigung  der  Gegenseitigkeit. 

Die  Gegenseitigkeit  im  Sinne  des  Gesetzes  endigt  mit  dem  Tage 
der  Ausgabe  des  Reichsgesetzblattes,  welches  die  Veröffentlichung 
enthält,  dass  die  Gegenseitigkeit  mit  dem  ausländischen  Staate  auf- 
gehoben sei:  nicht  daher  schon  mit  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die 
Gegenseitigkeit  in  Folge  der  Aufhebung  eines  Staatsvertrages  oder 
auf  sonstige  Weise  thatsächlich  ihr  Ende  erreicht  (Kohl er  M-R. 
S.  444).  Einer  besonderen  Veröffentlichung  des  gedachten  Inhalte 
bedarf  es  dann  nicht,  wenn  nach  Inhalt  der  Bekanntmachung  die 
Gegenseitigkeit  nur  auf  bestimmte  Zeit  verbürgt  ist,  z.  B.  wenn  ein 
dieselbe  anerkennender  Staatsvertrag  eine  seine  Dauer  beschränkende 
Bestimmung  enthält;  alsdann  endigt  die  Gegenseitigkeit  ohne  Weiteres 
mit  dem  Ablaufe  der  für  die  Vertragsdauer  gesetzten  Frist,  sofern 
nicht  die  Verlängerung  des  Vertrages  im  Reichsgesetzblatte  ver- 
öffentlicht wird.  Denn  in  einem  solchen  Falle  sind  nach  Inhalt 
der  im  Reichsgesetzblatte  enthaltenen  Bekanntmachung  nach  Ablaut 
der  Frist  deutsche  Waarenbezeichnungen  nicht  mehr  in  gleichem 
Umfange  wie  inländische  Waarenbezeichnungen  zum  gesetzlichen 
Schutze  zugelassen.  In  dem  Reichsgesetzblatte  vom  24.  September 
1894  ist  eine  Bekanntmachung  vom  22.  September  1894  veröffentlicht, 
in  welcher  diejenigen  Staaten,  mit  welchen  Gegenseitigkeit  im  Sinne 
des    Gesetzes    zur    Zeit   des   Inkrafttretens    desselben   verbürgt   war. 
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namhaft  gemacht  sind  (vergl.  1004).  Da  diese  Bekanntmachung  ohne 
zeitliche  Beschränkung  erlassen  ist,  so  besteht  die  durch  dieselbe 
anerkannte  Gegenseitigkeit  bis  zum  Erlasse  einer  die  Aufhebung  der- 
selben aussprechenden  anderweitigen  Bekanntmachung.  Die  Auf- 
hebung der  Gegenseitigkeit  hat  für  die  Zukunft  den  Verlust  des 
Schutzanspruches  zur  Folge;  insbesondere  tritt  bei  eingetragenen 
Waarenzeichen  Unwirksamkeit  der  Eintragung  ein  (vergl.  370.  549.  718). 
Eine  abwehrende  Klage  kann  dann  nicht  mehr  erhoben  und,  selbst 
wenn  sie  bereits  vor  Aufhebung  der  Gegenseitigkeit  angestellt  war, 
nicht  fortgesetzt  werden  —  vorbehaltlich  der  Verpflichtung  des  recht- 
mässig Verklagten,  die  entstandenen  Kosten  zu  tragen  (vergl.  868). 
Dagegen  bleiben  diejenigen  Ansprüche,  welche  nicht  durch  den  Fort- 
bestand des  Schutzes  bedingt  sind,  auch  nach  Aufhebung  der  Gegen- 
seitigkeit rechtlich  verfolgbar.  Dies  gilt  von  Strafthaten  und  Ent- 
schädigungsansprüchen, welche  während  Bestehens  der  Gegenseitig- 
keit begangen  oder  entstanden  sind  (Oppenhoff  Bd.  13  S.  36  ff., 
vergl.  368). 

905.   Inhalt  der  Bekanntmachung. 

Was  den  Inhalt  der  Bekanntmachung  anlangt,  so  muss  dieselbe 
besagen,  dass  in  dem  betreffenden  ausländischen  Staate  deutsche 
AVaarenbezeichnungen  in  gleichem  Umfange  wie  inländische  Waaren- 
bezeichnungen zum  gesetzlichen  Schutze  zugelassen  werden.  Es  liegt 
(hierin  eine  Verschärfung  gegenüber  dem  §  20  des  Gesetzes  vom  30.  No- 
vember 1874,  nach  welchem  es  genügte,  wenn  im  Auslande  nach  der 
Bekanntmachung  „deutsche  Waarenzeichen,  Namen  und  Firmen  einen 
Schutz  gemessen"  (Komm. -B er.  zu  §21).  Die  Vorschrift  des  §23 
Absatz  1  besagt,  dass  nach  Inhalt  der  Bekanntmachung  die  Angehörigen 
«des  deutschen  Reiches  in  dem  betreffenden  ausländischen  Staate  den 
Angehörigen  dieses  Staates  in  rechtlicher  Beziehung  durchaus  gleich- 
gestellt sein  müssen,  dass  den  ersteren  mithin  die  gleichen  Schutz- 
rechte und  die  gleichen  Schutzmittel  wäe  den  letzteren  gewährt  sein 
müssen.  Nicht  dagegen  ist  es  nöthig,  dass  inhaltlich  der  Bekannt- 
machung den  Angehörigen  des  deutschen  Reiches  im  Auslande  der 
gleiche  Schutz  gewährt  wird,  welchen  sie  in  Deutschland  geniessen. 
Beispielsweise  wird  die  Wirksamkeit  der  Bekanntmachung  nicht  be- 
•einträchtigt,  wenn  aus  derselben  sich  ergiebt,  dass  im  Auslande  ein 
strafrechtlicher  Schutz  nicht  gewährt  wird,  sofern  nach  dem  aus- 
ländischen Recht  eine  Strafverfolgung  auch  zu  Gunsten  der  An- 
ja^ehörigen  des  ausländischen  Staates  nicht  stattfindet  (Kohl er  M-R. 
S.  426,  Str.  Bd.  6  S.  273.  274,  Blum  Ann.  Bd.  4  S.  122,  vergl. 
■Goltd.  Bd.  24  S.  368.  369).  Ebensowenig  ist  es  von  Bedeutung,  wenn 
nach  der  Bekanntmachung  im  Auslande  ein  Schutz  für  einzelne  Arten 
der  Waarenbezeichnung  —  z.  B.  für  die  Waarenausstattung  --  nicht 
gewährt  wird,  sofern  nach  ausländischem  Recht  ein  derartiger  Schutz 
überhaupt  nicht,  also  auch  nicht  zu  Gunsten  der  Angehörigen  des 
ausländischen  Staates,  stattfindet.  Im  Uebrigen  bedeutet  die  Gleich- 
stellung im  Schutze  Gleichstellung  in  der  materiellen  Schutzberech- 
tiguDg.  Ohne  Einfluss  ist  es  demnach  auf  die  Wirkung  der  Be- 
kanntmachung, wenn  aus  derselben  sich  ergiebt,  dass  den  Inländern 
im  Auslande  die  Ausübung  des  Schutzanspniches  nur  bei  Erfüllung 
j^ewisser  —  für  die  Angehörigen  des  ausländischen  Staates  nicht 
geltender  —  Förmlichkeiten  gestattet  wird,    wie  solche  im  deutschen 
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Gesetze  in  §  23  Absatz  2  —  Bestellung  eines  inländischen  Vertreters 
—  und  in  §  23  Absatz  3  —  Nachweis  des  im  Auslande  ertheilten 
Markenschutzes  —  vorgesehen  sind. 

906.   Deutsche  und  inländische  Waarenbezeiohnungen. 

Die  deutschen  Waarenbezeichnungen  müssen  nach  der  Bekannt- 
machung denselben  Schutz  geniessen  wie  die  inländischen  Waaren- 
bezeichnungen. Unter  deutschen  Waarenbezeichnungen  sind  die  Waaren- 
bezeichnungen solcher  Personen  zu  verstehen,  welche  in  Deutschland 
ihre  Hauptniederlassung  oder  —  in  Ermangelung  eines  Geschäfts- 
betriebes —  ihren  Wohnsitz  haben,  nicht  etwa  die  Waarenbezeichnun- 
gen deutscher  Staatsangehöriger.  Denn  im  Sinne  des  Zeichengesetzes 
und  der  auf  Grund  desselben  geschlossenen  Staatsverträge  sind  regel- 
mässig, sofern  aus  dem  Vertrage  nicht  Anderes  erhellt,  als  Angehörige 
eines  Staates  diejenigen  anzusehen,  welche  in  dem  betrefienden  Staate 
ihre  Niederlassung  haben  (Kohler  M-R.  S.  469,  vergl.  Goltd.  Bd.  19 
S.  341).  Dementsprechend  sind  die  im  Gegensatze  zu  den  deutschen 
Waarenbezeichnungen  genannten  „inländischen^  Waarenbezeichnungen 
die  Waarenbezeichnungen  solcher  Personen,  welche  in  dem  betreffenden 
ausländischen  Staate  als  Inländer  angesehen  werden,  d.  h.  dort  ihre 
Hauptniederlassung  besitzen.  Die  deutschen  Waarenbezeichnungen 
müssen  nach  Inhalt  der  Bekanntmachung  in  gleichem  Umfange  ge- 
schützt werden  wie  die  inländischen  Waarenbezeichnungen,  nicht 
etwa  wie  Waarenbezeichnungen  überhaupt.  Wenn  daher  in  dem  be- 
treffenden ausländischen  Staate  Waarenbezeichnungen  der  Angehörigen 
irgend  eines  anderen  ausländischen  Staates  in  weiterem  Umfange  zum 
gesetzlichen  Schutze  zugelassen  werden  als  inländische  und  deutsche 
Waarenbezeichnungen,  so  behält  die  Bekanntmachung  doch,  auch  wenn 
dies  aus  derselben  hervorgeht  —  z.  B.  in  einem  Staatsvertrage  vor- 
behalten ist  —  die  im  Gesetze  vorgesehene  Wirkung. 

907.    LSnder,  mit  weiohen  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist. 

Nach  der  bereits  erwähnten  Bekanntmachung  vom  22.  September 
1894  sind  deutsche  Waarenbezeichnungen  in  gleichem  Umfange  wie 
inländische  Waarenbezeichnungen  zum  gesetzlichen  Schutze  zugelassen 
in:  Belgien,  Brasilien,  Bulgarien,  Dänemark,  Frankreich,  Griechenland^ 
Grossbritannien,  Italien,  Luxemburg,  Niederlande,  Oesterreich-Ungarn, 
Rumänien,  Russland,  Schweden  und  Norwegen,  Schweiz,  Serbien,  Vene- 
zuela und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Diese  Aufzählung  ist 
insofern  erschöpfend,  als  in  der  Bekanntmachung  sämmtliche  Staatea 
angegeben  sind,  mit  welchen  Gegenseitigkeit  im  Sinne  des  Gesetzes 
zur  Zeit  des  Inkrafttretens  desselben  verbürgt  war:  ob  noch  mit  sonsti- 
gen Staaten  Gegenseitigkeit  besteht,  ist  daher  aus  den  nach  der  Ver- 
öffentlichung der  erwähnten  Bekanntmachung  erlassenen  Bekannt- 
machungen im  Reichsgesetzblatte  zu  entnehmen.  Eine  solche  Be- 
kanntmachung ist  seither  nur  noch  hinsichtlich  Japan's  erlassen  wor- 
den (vergl.  lOOoj.  In  der  Bekanntmachung  vom  22.  September  1894 
sind  die  Kolonien  der  betreffenden  ausländischen  Staaten  nicht  er- 
wähnt. Da  Vereinbarungen  bezüglich  des  Mutterlandes  nicht  auch  ohne 
Weiteres  die  Kolonien  erfassen,  so  würde  Gegenseitigkeit  mit  den 
Kolonien  nur  dann  bestehen,  wenn  dies  aus  sonstigen  Bekannt- 
machungen im  Reichsgesetzblatt  sich  entnehmen  Hesse  (Kohler  M-R, 
S.  465,    vergl.  Civ.  Bd.  22  S.  97  ff.).     In    den    noch  in  Kraft  befind- 
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liehen  Staatsverträgen  und  sonstigen  internationalen  Vereinbarungen, 
welche  im  Reichsgesetzblatt  veröffentlicht  sind,  finden  sich  aber  bei 
keinem  auswärtigen  Staate,  abgesehen  von  den  Niederlanden,  die 
Kolonien  besonders  erwähnt.  In  dem  Vertrage  mit  Japan  ist  bestimmt, 
dass  die  Vereinbarung  sich  auch  auf  die  mit  einem  der  vertrag- 
sch liessenden  Theile  gegenw^ärtig  oder  künftig  zollgeeinten  Gebiete 
erstrecke;  demnach  sind  japanische  Kolonien,  sofern  sie  in  Zolleinigung 
zu  ihrem  Mutterlande  stehen,  mitinbegriffen.  Das  Reichsgericht  hat 
angenommen,  dass  auch  mit  den  Kolonien  und  auswärtigen  Besitzungen 
Grossbritanniens  Gegenseitigkeit  im  Sinne  des  Gesetzes  verbürgt  sei. 
Die  Deklaration  des  Art.  6  des  Handelsvertrages  zwischen  dem  Zoll- 
verein und  Grossbritannien  vom  14.  April  1875,  welche  für  die  vor- 
liegende Frage  massgebend  ist,  bestimmt,  dass  die  Vorschriften  des  Art.  6 
fortan  auf  das  gesammte  Gebiet  des  deutschen  Reiches  Anwendung 
finden  sollen  (vergl.  1005).  In  dem  Art.  6  sind  die  Kolonien  Gross- 
britanniens nicht  genannt:  dagegen  bestimmt  Art.  7  des  Handels- 
vertrages, welcher  in  der  Deklaration  nicht  erwähnt  wird,  dass  die 
in  Art.  6  getroffenen  Vorschriften  auch  auf  die  Kolonien  und  aus- 
wärtigen Besitzungen  Grossbritanniens  Anwendung  finden.  Aus  der 
allgemeinen  Fassung  der  einleitenden  Worte  der  Deklaration  und  aus 
dem  Umstände,  dass  die  Deklaration  offenbar  nicht  eine  Verkleinerung 
des  Schutzgebietes,  sondern  eine  Vergrösserung  desselben,  vermöge 
Ausdehnung  auf  das  gesammte  Gebiet  des  deutschen  Reiches  bezweckt, 
hat  das  Reichsgericht  gefolgert,  dass  der  deklarirte  Art.  6  als  in  Ver- 
knüpfung mit  dem  in  dieser  Beziehung  fortbestehenden  Art.  7  geltend 
gewollt  und  demnach  der  Fortbestand  auch  des  Art.  7  im  Reichs- 
gesetzblatt veröffentlicht  sei  (Civ.  Bd.  22  S.  99.  100).  Daher  ist  zur 
Zeit,  was  die  Kolonien  und  auswärtigen  Besitzungen  der  in  den  Be- 
kanntmachungen genannten  Staaten  betrifft,  Gegenseitigkeit  bisher  nur 
mit  den  niederländischen,  japanischen  und  britischen  Kolonien  und  den 
auswärtigen  Besitzungen  Grossbritanniens  verbürgt.  Mit  Spanien  und 
Portugal  sowie  einigen  spanischen  und  portugiesischen  Kolonien  be- 
stand früher  Gegenseitigkeit,  welche  jedoch  nunmehr  in  Folge  der 
Nichtemeuerung  der  betreffenden  Verträge  aufgehoben  ist  (vergl.  Kohl  er 
M-R.  S.  465). 

908.    Ergänzung  und  Abänderung  des  Gesetzes  duroh  Staatsverträge. 

Die  Staatsverträge  und  internationalen  Vereinbarungen,  welch»* 
der  Bekanntmachung  vom  22.  September  1894  zu  Grunde  liegen,  sind 
an  anderer  Stelle  ausführlich  wiedergegeben  (vergl.  1005).  Dieselben 
können  für  die  Frage,  ob  Gegenseitigkeit  im  Sinne  des  §  23  Absatz  1 
verbürgt  ist,  so  lange  die  Bekanntmachung  vom  22.  September  1894 
Geltung  hat,  eine  besondere  Bedeutung  nicht  beanspruchen,  da  dieselben 
in  dieser  Beziehung  durch  die  fragliche  Bekanntmachung  ersetzt  sind. 
Insbesondere  tritt  mit  dem  Ablaufe  der  für  die  Geltung  eines  dieser 
Verträge  gesetzten  Frist  noch  nicht  die  Beendigung  der  Gegenseitig- 
keit ein,  sofern  nicht  gleichzeitig  die  Bekanntmachung  vom  22.  Sep- 
tember 1894  hinsichtlich  des  betreffenden  Staates  widerrufen  wird 
(vergl.  904).  Dagegen  ist  andererseits  die  Frage  zu  prüfen*,  ob  durch 
die  gedachten  Staats  vertrage  und  internationalen  Uebereinkünfte  der 
§  23  Absatz  1  in  sonstigen  Beziehungen  abgeändert  ist.  Die  Möglich- 
keit einer  Ergänzung  oder  Abänderung  des  Gesetzes  durch  einen  Staats- 
vertrag, welcher  privatrechtliche  Vorschriften  enthält,  besteht  mit  Rück- 
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sieht  darauf,  dass  ein  solcher  Vertrag  einem  Gesetze  gleichsteht,  und 
zwar  auch  dann,  wenn  in  dem  Gesetze  nicht  ausdrücklich  auf  die 
Staatsverträge  —  wie  dies  z.  B.  in  §  23  Absatz  3  geschieht  —  ver- 
wiesen ist  (Kohl er  M-R.  S.  460  ff.)-  ^^  d^r  That  ist  durch  die  Ver- 
träge mit  Oesterreich-Ungarn,  Italien,  Serbien  und  der  Schweiz  das 
Gesetz  theilweise  —  z.  B.  hinsichtlich  der  Priorität  der  Anmeldung  — 
abgeändert  worden  (vergl.  937).  Abgesehen  hiervon,  und  namentlich 
was  den  §  23  Absatz  1  anlangt,  entsprechen  indessen  die  intematio* 
nalen  Verträge  dem  Gesetze,  da  in  denselben  bestimmt  ist,  dass  die 
Angehörigen  des  einen  Theiles  in  den  Gebieten  des  anderen  Theiles 
dieselben  Rechte  wie  die  eigenen  Angehörigen  haben  sollen,  und  unter 
Angehörigen  im  Sinne  dieser  Verträge  in  der  Regel  diejenigen  Per- 
sonen zu  verstehen  sind,  welche  in  dem  betreff'enden  Staate  ihre  Haupt- 
niederlassung haben  (vergl.  1005.  906).  Einen  anderen  Sinn  hat  da- 
gegen der  Ausdruck  „Angehörige'*  in  den  Verträgen  mit  Oesterreich- 
Ungarn,  Italien,  Serbien  und  der  Schweiz.  Denn  aus  dem  Art.  2 
dieser  Verträge,  welcher  bestimmt,  dass  den  Angehörigen  im  Sinne 
des  Art.  1  andere  Personen  gleichgestellt  sein  sollen,  welche  in  dem 
Gebiete  des  einen  der  vertragsch liessenden  Theile  ihren  Wohnsitz 
oder  ihre  Hauptniederlassung  haben,  ergiebt  sich,  dass  mit  den  An- 
gehörigen im  Sinne  des  Art.  1  die  Staatsangehörigen  gemeint  sind. 
Mit  Rücksicht  auf  diesen  Wortlaut  der  Verträge  könnte  es  zweifelhaft 
erscheinen,  ob  die  Staatsangehörigen  des'  betreffenden  ausländischen 
Staates  demjenigen,  welcher  in  Deutschland  eine  Niederlassung  besitzt, 
gleichgestellt  sein  sollen,  selbst  dann,  wenn  sie  weder  in  Deutschland 
eine  Niederlassung  noch  auch  in  einem  Staate,  mit  welchem 'Gegen- 
seitigkeit verbürgt  ist,  ihre  Niederlassung  haben.  Indessen  muss  dieser 
Zweifel  in  verneinendem  Sinne  entschieden  werden.  Denn,  da  die 
ersten  beiden  Artikel  der  gedachten  Verträge  eine  Gleichstellung  der 
Ausländer  und  der  Inländer,  nicht  aber  eine  Bevorzugung  der  ersteren 
bezwecken,  so  ist  nur  die  eine  Auslegung  denkbar,  dass  die  Staats- 
angehörigen des  ausländischen  Staates  den  inländischen  Staatsangehöri- 
gen, nicht  aber  den  anderen  Personen,  auf  welche  die  Verträge  Anwen- 
dung finden,  gleichgestellt  sein  sollen.  Demnach  können  die  betreffen- 
den ausländischen  Staatsangehörigen  inUebereinstimmung  mit  dem  auch 
für  die  inländischen  Staatsangehörigen  geltenden  Gesetze  ein  Schutz- 
recht nur  dann  beanspruchen,  wenn  sie  entweder  im  Inlande  eine 
Niederlassung  haben,  oder  mit  dem  Staate,  in  welchem  ihre  Haupt- 
niederlassung sich  befindet,  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist.  In  dem 
Art.  2  der  Verträge  mit  Oesterreich-Ungarn  u.  s.  w.  ist  femer  be- 
stimmt, dass  diejenigen  Personen,  welche  in  einem  der  vertra^- 
schliessenden  Theile  ihren  Wohnsitz  haben,  den  Staatsangehörigen 
gleichgestellt  sein  sollen.  Auch  hierin  ist,  wie  bereits  an  anderer 
Stelle  ausgeführt  wurde,  eine  Abänderung  des  Gesetzes  nicht  zu  er- 
blicken (vergl.  897).  Uebrigens  würde  sich,  auch  abgesehen  hiervon, 
aus  der  letzterwähnten  Vorschrift  des  zweiten  Artikels  nicht  mehr 
ergeben,  als  dass  der,  welcher  im  ausländischen  Staate  seinen  Wohn- 
sitz hat,  gleiche  —  aber  auch  nicht  mehr  —  Rechte  wie  der  im  In- 
land Domizilirte  geniesscn  soll.  Wer  seinen  Wohnsitz  im  Inlande 
hat,  ist  aber  nur  in  einem  Ausnahmefall  schutzberechtigt;  also  würde 
auch  der  im  ausländischen  Staate  Domizilirte  auf  Grund  der  Verträge 
nur  in  diesem  Ausnahmefall  Anspruch  auf  den  Schutz  des  Gesetzes 
haben  (vergl.  892). 
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Demnach  sind  durch  die  Verträge  mit  Oesterreich-Ungam,  Italien, 
Serbien  und  der  Schweiz  den  Staatsangehörigen  dieser  Länder  und 
denjenigen,  welche  in  diesen  Ländern  ihren  Wohnsitz  haben,  grössere 
Rechte,  als  ihnen  ohnedies  nach  §28  Absatz  1  zustehen  würden, 
nicht  eingeräumt. 

909.  Anspruch  auf  den  Schutz  des  Gesetzes. 

Dass  derjenige,  hinsichtlich  dessen  die  Voraussetzungen  des  §  23 
Absatz  1  nicht  zutreffen,  nicht  Anspruch  auf  den  Schutz  des  Ge- 
setzes hat,  bedeutet,  dass  demselben  weder  die  Schutzberechtigung 
für  seine  Waarenbezeichnungen ,  noch  auch  die  durch  das  Gesetz  ge- 
währten Schutzmittel  zustehen.  Unter  dem  Ansprüche  auf  Schutz- 
berechtigung ist  insbesondere  der  Anspruch  auf  den  Schutz  eines 
Waarenzeichens  durch  das  Patentamt  zu  verstehen.  Daher  wird  das 
Waarenzeichen  des  nicht  schutzberechtigten  Ausländers  weder  ein- 
getragen, noch  auch,  falls  es  eingetragen  ist,  bei  Anwendung  des  §  5 
von  dem  Patentamt  berücksichtigt.  Das  Patentamt  unterlässt  hier- 
nach die  Mittheilung  der  späteren  Anmeldung  an  den  Inhaber  eines 
früher  angemeldeten  übereinstimmenden  Zeichens,  wenn  das  letztere 
auf  Grund  des  §  23  Absatz  1  keinen  Schutz  verdient.  Dies  wird 
namentlich  dann  praktisch,  wenn  —  wie  dies  zur  Zeit  hinsichtlich 
der  spanischen  Zeichen  der  Fall  ist  —  die  Gegenseitigkeit,  welche 
zur  Zeit  der  Eintragung  bestand,  dann,  wenn  es  sich  um  die  Anwen- 
dung des  §  5  handelt,  nicht  mehr  besteht  (vergl.  986).  In  entsprechen- 
der Weise  hat  die  Benachrichtigung  von  der  Einleitung  des  Löschungs- 
verfahrens —  §  8  Absatz  3  und  §  9  Absatz  5  —  an  den  nicht  schutz- 
berechtigten Zeicheninhaber  zu  unterbleiben.  Dass  dem  nicht  schutz- 
berechtigten Ausländer  die  gesetzlichen  Schutzmittel  versagt  sind, 
hat  zur  Folge,  dass  ihm  die  nachfolgenden  Rechtsmittel  nicht  zu- 
stehen: a.  der  Widerspruch  gegen  die  Eintragung  eines  später  an- 
gemeldeten Zeichens  —  §  5  (vergl.  986);  b.  der  Antrag  auf  Ueber- 
tragung  des  Zeichens  in  der  Zeichenrolle  —  §  7;  c.  der  Wider- 
spruch gegen  die  Löschung  —  §  8  Absatz  3  und  §  9  Absatz  5; 
d.  die  Erneuerung  der  Anmeldung  —  §  8  Absatz  3;  e.  die  Klage 
auf  Bewilligung  der  Eintragung  —  §  6  Absatz  2;  f.  die  Löschungs- 
klage wegen  Uebereinstimmung  mit  einem  älteren  Zeichen  —  §  9 
No.'  1  und  §  9  Absatz  2;  g.  die  Beschwerde  — •  §  10  Absatz  2; 
h.  die  abwehrende  Klage  wegen  Verletzung  des  Waarenzeichenrechts, 
Namen-  und  Firmenrechts  —  §§  12  <&  13;  i.  die  Entschädigungs- 
klage und  das  Strafantragsrecht  wegen  Verletzung  des  Waarenzeichen-, 
Namen-  und  Firmenrechts  —  §  14;  k.  die  Klagen  und  das  Straf- 
antragsrecht wegen  Verletzung  des  Waarenausstattungsrechts  — 
§15;  1.  der  Antrag  auf  Beschlagnahme  durch  die  Zoll-  und  Steuer- 
behörden —  §  17;  m.  das  Recht,  Busse  zu  verlangen  —  §  18;  n.  der 
Antrag  auf  Uebertragung  eines  noch  auf  Grund  des  früheren  Gesetzes 
geschützten  Zeichens  in  die  Zeichen  rolle  —  §  24. 

Hervorzuheben  ist,  dass  die  gesetzlichen  Schutzmittel  denjenigen, 
welcher  auf  den  Schutz  des  Gesetzes  keinen  Anspruch  hat,  nur  in- 
soweit versagt  sind,  als  es  sich  um  den  Schutz  der  Waarenbezeich- 
nungen dieser  Person  handelt.  Die  Löschungsklage  auf  Grund 
des  §  9  No.  2  &  3  sowie  die  Berechtigung,  auf  Grund  des  §  9  Ab- 
satz 5  die  Löschung  zu  beantragen,  und  die  Befugniss,  bei  dem 
Patentamt  die  Löschung  in  Anregung  zu  bringen,  stehen  daher  auch 
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dem  nicht  schutzberechtigten  Ausländer  zu  (anders  hinsichtlich  der 
Löschungsklage  das  Oberlandesgericht  Hamburg  in  G.  R.  &  U.  R.  II. 
S.  28). 

Insoweit  die  Ausübung  des  gesetzlichen  Schutzrechts  nicht  in 
Frage  steht,  ist  der  nicht  schutzberechtigte  Auslander  in  der  Ver- 
fügung über  das  Recht  an  der  Waarenbezeichnung  nicht  gehindert: 
insbesondere^  kann  derselbe  das  Recht  übertragen  und  in  gültiger 
Weise  Lizenzen  ertheilen  (vergl.  228.  386). 

910.  Schutz  im  Heimathsstaate  als  Voraussetzung   des  Anspruchs  auf 

den  Schutz  des  Gesetzes. 

Der  Anspruch  auf  den  Schutz  des  Gesetzes  ist,  abgesehen  von 
dem  Bestehen  der  Gegenseitigkeit,  wenn  es  sich  um  die  Eintragung 
eines  Waarenzeichens  handelt,  durch  den  Nachweis  bedingt,  dass  in 
dem  Staate,  in  welchem  die  Hauptniederlassung  des  Anmelders  sich 
befindet,  für  das  Zeichen  der  Markenschutz  nachgesucht  und  ertheilt 
ist  (vergl.  930  ff.).  Es  ist  mit  Rücksicht  hierauf  behauptet  und  unter 
der  Herrschaft  des  früheren  Gesetzes  auch  entschieden  worden,  dass 
der  Schutz  sämmtlicher  Waarenbezeichnungen  ein  akzessorischer 
sei,  d.  h.  dass  auch  die  übrigen  Arten  der  Waarenbezeichnung,  ab- 
gesehen von  dem  Waarenzeichen,  den  Schutz  des  Zeichengesetzes  nur 
dann  beanspruchen  könnten,  wenn  sie  in  ihrem  Heimathsstaate  nach 
markenrechtlichen  Grundsätzen  geschützt  seien;  der  inländische  Schutz 
sei  mithin  kein  selbständiger,  sondern  eine  Erstreckung  des  im  Aus- 
lande gewährten  Schutzes  auf  das  Inland  (Kohler  M-R.  S.  470  ff., 
Str.  Bd.  14  S.  64.  65,  Juristische  Wochenschrift  1889  S.  349, 
vergl.  dagegen  auch  Str.  Bd.  11  S.  399.  400).  Diese  Ansicht  wird 
auch  jetzt  noch  für  das  geltende  Gesetz  vertreten  (Seligsohn  §23 
N.  6,  anders  Finger  §  23  N.  5,  vergl.  Landgraf  IL  §  23  N.  4).  Nach 
dem  früheren  Gesetz  konnte  diese  Meinung  unter  Hinweis  darauf  be- 
gründet werden,  dass  nach  §  20  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874 
der  inländische  Schutz  eines  ausländischen  Waarenzeichens  mit  dem 
Erlöschen  des  im  Auslande  ertheilten  Markenschutzes  sein  Ende  er- 
reichte, und  dass  nach  feststehender  Rechtsprechung  ein  ausländisches 
Waarenzeichen  hinsichtlich  seiner  Zusammensetzung  nicht  den  An- 
forderungen des  deutschen  Gesetzes  genügen  musste,  seine  Eintragung 
vielmehr  auch  dann  erfolgte,  wenn  dasselbe  lediglich  den  Anforde- 
rungen des  Rechtes  seines  Heimathsstaates  entsprach  (vergl.  Str. 
Bd.  14  S.  64.  65,  vergl.  auch  932.  942).  Diese  Gründe  sind  nunmehr 
nicht  mehr  stichhaltig.  Denn  das  spätere  Erlöschen  des  Schutzrechtes 
im  Auslande  beseitigt  nach  dem  neuen  Gesetze  nicht  mehr  die  Wirkung 
der  Eintragung  eines  ausländischen  Zeichens,  und,  was  die  Zusammen- 
setzung dier  ausländischen  Waarenzeichen  anlangt,  so  müssen  die- 
selben nunmehr  den  Anforderungen  des  deutschen  Gesetzes  genügen, 
soweit  die  Staatsverträge  nicht  Anderes  bestimmen  (vergl.  932.  941. 
943).  Unter  diesen  Umständen  ist  der  nach  dem  Gesetze  vom 
12.  Mai  1894  dem  schutzberechtigten  Ausländer  im  Inlande  ge- 
währte Schutz  als  ein  selbständiges  Schutzrecht  anzusehen,  dessen 
Erwerb  und  Ausübung  allein  durch  die  im  Gesetz  selbst  angegebenen 
Voraussetzungen  bedingt  ist.  Dieser  Annahme  entspricht  auch  der 
Wortlaut  des  Gesetzes,  insofern  hiernach  dem  Ausländer,  wenn  die 
Voraussetzungen  der  Schutzberechtigung  nach  §  23  Absatz  1  vorliegen, 
der  Anspruch  auf  den  Schutz  dieses  Gesetzes  zustehen  soll,  woraus 


§  23.    LXXXVII.   Inländischer  Vertreter.  569 

sich  ergiebt,  dass  etwaige  Beschränkungen  des  Ausländers  in  dem 
Erwerbe  oder  der  Ausübung  des  Rechtes  an  Waarenbezeichnungen 
allein  aus  diesem  Gesetze  oder  aus  gesetzmässig  zu  Stande  ge- 
kommenen Ergänzungen  desselben  entnommen  werden  dürfen.  Eine 
Bestimmung  des  Inhalts,  dass  der  Erwerb  des  Namen-,  Firmen-  oder 
Waaren ausstattungsrechtes  durch  den  Ausländer  an  besondere  Voraus- 
setzungen gebunden  sei,  findet  sich  in  dem  Gesetze  nicht  vor.  Nur 
in  einer  Hinsicht  kommt  der  Umstand,  ob  dem  Ausländer  in  seinem 
Heimathsstaate  ein  Schutzrecht  zusteht,  in  Betracht,  nämlich  insofeni, 
als  der  Anspruch  auf  Schutz  ausländischer  Namen  und  Firmen  da- 
durch bedingt  ist,  dass  solche  ihrem  Inhaber  nach  dem  ausländischen 
Recht  rechtmässig  zustehen  (vergl.  Str.  Bd.  2  S.  345,  vergl.  auch  492. 
495.  507).  Dies  hat  indessen  seinen  Grund  nicht  in  einer  akzessorischen 
Natur  des  Rechts  an  diesen  Waarenbezeichnungen,  sondern  gründet 
sich  darauf,  dass  nur  der  zur  Führung  eines  Namens  oder  einer  Firma 
Befugte  des  Schutzrecht  ausüben  kann;  es  ist  daher  auch  in  diesem 
Falle  nicht  erforderlich,  dass  im  Auslande  ein  markenrechtlicher 
Schutz  für  Name  oder  Firma  besteht.  Auf  den  Schutz  seiner  Waaren- 
ausstattung  hat  hiemach  der  Ausländer  Anspruch  auch  dann,  wenn 
er  in  seinem  Heimathsstaate  ein  Schutzrecht  nicht  geniesst;  dies  ist 
insbesondere  für  die  Angehörigen  derjenigen  Staaten  von  Bedeutung, 
in  welchen  ein  Schutz  der  Waaren ausstattung  überhaupt  nicht  gesetz- 
lich anerkannt  ist. 


LXXXVII.   Inländisclier  Vertreter. 

911.   Vertreterzwang. 

Der  Inhaber  eines  Waarenzeichens,  welcher  im  Inlande  keine 
Niederlassung  —  also  weder  Haupt-  noch  Zweigniederlassung  —  je- 
doch trotzdem  nach  §  23  Absatz  1  auf  den  Schutz  des  Gesetzes  An- 
spruch hat,  kann  den  Anspruch  auf  den  Schutz  eines  Waarenzeichens 
und  das  durch  die  Eintragung  begründete  Recht  nur  durch  einen  im 
Inlande  bestellten  Vertreter  geltend  machen.  Verpflichtet  zur  Be- 
stellung eines  inländischen  Vertreters  sind  alle  im  Inlande  nicht  an- 
gesessenen Zeicheninhaber  ohne  jede  Ausnahme,  daher  auch  die  An- 
gehörigen derjenigen  ausländischen  Staaten,  welche  nach  den  mit  dem 
Deutschen  Reiche  geschlossenen  Verträgen  in  Bezug  auf  den  Schutz 
ihrer  Waarenzeichen  die  gleichen  Rechte  wie  die  Angehörigen  des 
Deutschen  Reiches  geniessen  sollen,  und  selbst  die  Angehörigen 
Oesterreich-Üngams,  Italiens,  Serbiens  und  der  Schweiz,  welche  in 
sonstigen  Beziehungen  Vorrechte  vor  anderen  Ausländern  geniessen; 
denn  die  die  Bestellung  eines  inländischen  Vertreters  anordnende  Vor- 
schrift beschränkt  nicht  das  Recht  selbst,  sondern  nur  dessen  Ausübung 
(Seligsohn  §23  N.  1,  vergl.  Stenglein  H.  Pat.-Ges.  §12  N.  14). 
Der  Vertreterzwang  ist  durch  §  23  Absatz  2  eingeführt,  um  sowohl 
den  betheiligten  Kreisen  als  dem  Patentamt  den  geschäftlichen  Ver- 
kehr mit  den  im  Auslande  angesessenen  Berechtigten  zu  erleichtern 
(M  0 1.  zu  §  21).  Aus  diesem  Gesichtspunkte  erfordert  das  Patentamt 
sogar  von  den  in  den  deutschen  Schutzgebieten  ansässigen  und  den 
der  deutschen  Konsulargerichtsbarkeit  unterworfenen  Personen  die 
Bestellung  eines  Vertreters,  wiewohl  die  deutschen  Schutzgebiete  und 
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die  deutschen  Konsulargerichtsbezirke  sonst  im  Sinne  des  Zeichen- 
gesetzes zum  Inlande  zu  rechnen  sind  (vergl.  Rhenius  §  23  N.  3, 
vergl.  auch  901). 

Die  Nothwendigkeit  der  Bestellung  eines  inländischen  Vertreters 
kann  auch  erst  nach  der  Eintragung  des  Waarenzeichens  sich  er- 
geben; nämlich  dann,  wenn  das  Zeichen  zu  Gunsten  des  Inhabers 
einer  inländischen  Niederlassung  eingetragen  war  und  von  diesem 
auf  einen  Anderen,  der  im  Inlande  keine  Niederlassung  hat,  über- 
tragen worden  ist,  oder  wenn  die  inländische  Niederlassung  in  das  Aus- 
land verlegt  wird  (vergl.  900).  Andererseits  wird  der  bereits  bestellte 
Vertreter  entbehrlich,  sobald  der  Zeicheninhaber  im  Inlande  eine 
Niederlassung  begründet,  oder  seine  Niederlassung  in  das  Inland  ver- 
legt, oder  das  Zeichen  auf  einen  Anderen  überträgt,  welcher  im  In- 
lande eine  Niederlassung  hat.  Der  Vertreterzwang  ist  erst  durch  das 
Gesetz  vom  12.  Mai  1894  eingeführt.  Die  Bestellung  eines  Vertreters 
ist  also  nicht  erforderlich,  wenn  es  sich  um  die  Geltendmachung  der 
Rechte  aus  den  noch  in  die  früheren  Zeichenregister  eingetragenen 
Zeichen  handelt,  und  wird  erst  nothwendig,  wenn  diese  Zeichen  zur 
Uebertragung  in  die  Zeichenrolle  angemeldet  werden  (vergl.  948.  953). 
Ferner  muss  auch  nur  der  Inhaber  eines  Waarenzeichens,  nicht  aber 
deijenige  einen  Vertreter  bestellen,  welcher  die  Rechte  aus  einer 
anderen  Waarenbezeichnung  —  Name,  Firma,  Waarenausstattung  — 
geltend  machen  will. 

912.   Beschränkung  der  Handlungsfähigkeit  des  Zeioheninhabers 

durch  den  Vertreterzwang. 

Im  Gegensatze  zu  dem  §  23  Absatz  1,  welcher  die  hiernach  nicht 
schutzberechtigten  Personen  in  Bezug  auf  den  Schutz  ihrer  Waaren- 
bezeichnungen  für  rechtlos  erklärt,  beschränkt  der  §  23  Absatz  2  — 
der  sich,  wie  bereits  erwähnt,  nur  auf  Waarenzeichen  und  nicht,  wie 
der  erste  Absatz,  auf  sämmtliche  Arten  der  Waarenbezeichnungen 
bezieht  —  den  im  Inlande  nicht  angesessenen  Zeicheninhaber  in  seiner 
Handlungsfähigkeit.  In  dieser  Hinsicht  entspricht  die  Vorschrift  des 
§  23  Absatz  2  denjenigen  gesetzlichen  Bestimmungen,  nach  welchen 
Personen,  die  nicht  handlungsfähig  sind,  nur  durch  ihre  gesetzlichen 
Vertreter  —  Vormund,  Vorstand  einer  Aktiengesellschaft  u.  s.  w.  — 
handeln  können.  Allerdings  ist  die  Handlungsunfähigkeit  im  Falle  des 
§  23  Absatz  2  keine  totale  wie  in  den  sonstigen  Fällen  gesetzlicher 
Vertretung ;  sie  ist  vielmehr  begrenzt  auf  bestimmte  Massnahmen  und 
ähnelt  insofern  den  Beschränkungen,  welche  den  Prozesspartheien  in  ge- 
wissen Fällen  durch  den  in  den  Prozessordnungen  angeordneten  Anwalts- 
zwang auferlegt  sind.  Nach  Seligsohn  soll  in  der  Vorschrift  des  §23 
Absatz  2  nicht  eine  Beschränkung  der  Handlungsfähigkeit  des  Berechtig- 
ten, sondern  eine  Bedingung  für  die  Geltendmachung  der  Rechte  seitens 
des  letzteren  enthalten  sein ;  der  Zeicheninhaber  könne  also,  wenn  er  einen 
inländischen  Vertreter  bestellt  habe,  Anspruch  und  Recht  auch  selbst 
oder  durch  einen  Anderen  geltend  machen  (Selig söhn  §  23  N.  9). 
Diese  Ansicht  widerspricht  indessen  durchaus  sowohl  dem  Wortlaute 
als  der  Tendenz  des  Gesetzes,  da  hiemach  der  Vertreter  ausschliess- 
lich zur  Geltendmachung  der  Rechte  auf  das  Zeichen  und  aus  dem- 
selben befugt  ist.  Ein  Anderer  als  der  Vertreter  kann  nur  dann  inner- 
halb des  Rahmens  der  gesetzlichen  Vollmacht  des  Vertreters  thätig 
werden,  wenn  er  von  dem  Vertreter  in  zulässiger  Weise  hierzu  Unter- 
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Yollmacht  erhalten  hat  (vergl.  928).  Nimmt  der  Zeicheninhaber  selbst 
eine  deijenigen  Handlungen  vor,  zu  welchen  der  Vertreter  kraft  seiner 
gesetzlichen  Vollmacht  ausschliesslich  befugt  ist,  so  steht,  wenn  es 
sich  um  eine  Civilklage  handelt,  dem  Zeicheninhaber  die  Einrede  der 
mangelnden  gesetzlichen  Vertretung  entgegen;  ausserdem  ist  die  man- 
gelnde gesetzliche  Vertretung  von  Amtswegen  zu  berücksichtigen. 
Handelt  es  sich  um  einen  Antrag  bei  einer  Behörde,  z.  B.  um  einen 
Strafantrag  oder  einen  Antrag  bei  dem  Patentamt,  so  ist  dem  An- 
trage keine  Folge  zu  geben.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  besteht 
nur  insofern,  als  eine  in  unzulässiger  Weise  von  dem  Zeicheninhaber 
selbst  unterzeichnete  Waarenzeichenanmeldung  nicht  sogleich  zurück- 
gewiesen, vielmehr  durch  Vorbescheid  die  Beseitigung  des  Mangels 
aufgegeben  wird  (vergl.  313.  311). 

913.   Folgen  der  Nichtbestellung  des  Vertreters. 

Die  Nichtbestellung  des  Vertreters  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen 
das  Gesetz  dessen  Bestellung  vorschreibt,  hat  andere  Folgen  als  die 
Unmöglichkeit,  die  Rechte  geltend  zu  machen,  nicht.  Das  Zeichenrecht 
erlischt  weder  in  Folge  dieser  Unterlassung  noch  auch  tritt  Unwirksam- 
keit des  Rechtes  ein;  vielmehr  können  EingrifiFe,  die  während  des  Zeit- 
raums begangen  sind,  innerhalb  dessen  ein  Vertreter  nicht  vorhanden 
war,  verfolgt  werden,  und  zwar  entweder,  sobald  ein  Vertreter  bestellt  ist, 
durch  den  später  bestellten  Vertreter,  oder  durch  den  Zeicheninhaber 
selbst,  falls  nachträglich  die  Bestellung  eines  Vertreters  entbehrlich 
geworden  ist  (vergl.  Str.  Bd.  6  S.  119).  Es  gilt  in  dieser  Hinsicht 
hier  entsprechend  das  Gleiche  wie  für  die  Geltendmachung  der  Rechte 
seitens  des  Erwerbers  eines  Waarenzeichens  für  die  Zeit  vor  Ein- 
tragung des  Uebertragungsvermerks  in  die  Zeichenrolle  (vergl.  205). 

914.   Person  des  Vertreters. 

Aus  früheren  Erörterungen  ergiebt  sich,  wer  zum  Vertreter  be- 
stellt werden  kann.  Hiernach  muss  der  Vertreter  eine  prozessfähige 
physische  Person  sein  (vergl.  342).  Derselbe  muss  seinen  Wohnsitz 
und  zwar  seinen  ständigen  Wohnsitz  im  Inlande  haben  (vergl.  Selig- 
sohn  §  23  N.  11).  Es  genügt  weder,  dass  der  Vertreter  sich  im  In- 
lande nur  aufhält,  oder  dass  er  zur  Zeit  eines  von  ihm  gestellten 
Antrages  im  Inlande  seinen  Wohnsitz  hat  (anders  Finger  §  23  N.  6, 
Landgraf  IL  §23  N.  9,  vergl.  Stenglein  H.  Pat.-Ges.  §12  N.  9). 
Es  ergiebt  sich  dies  aus  der  Tendenz  des  Gesetzes,  welches  durch  die 
Vertreterbestellung  den  ständigen  Verkehr  des  Patentamts  und  sonstiger 
Betheiligter  mit  dem  Zeicheninhaber  erleichtern  will,  und  aus  der  Vor- 
schrift, dass  für  die  das  Zeichen  betreffenden  Klagen  das  Gericht  zu- 
ständig ist,  in  dessen  Bezirk  der  Vertreter  seinen  Wohnsitz  hat. 
Der  Staatsangehörigkeit  nach  darf  der  Vertreter  Ausländer  sein. 

915.   Form  der  Bestellung  des  Vertreters. 

Für  die  Form  der  Bestellung  des  Vertreters  gelten  gleichfalls  die 
bereits  an  anderer  Stelle  dargelegten  Grundsätze.  Der  Vertreter  muss 
demnach  sich  durch  eine  schriftliche,  auf  seinen  bürgerlichen  Namen 
lautende  Vollmacht  legitimiren  (vergl.  342).  Beglaubigung  der  Unter- 
schrift des  Vollmachtgebers  ist  nicht  erforderlich,  kann  jedoch  von 
dem  Patentamt  verlangt  werden  (vergl.  Selig  söhn  §  23  N.  12,  anders 
Meves  IL  S.  262).    Die  Vollmacht  darf  auch  in  fremder  Sprache  ab- 
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gefasst  sein  (Seligsohn  §  23  N.  12,  vergl.  319).  Die  Bestellung  des 
X^ertreters  im  Sinne  des  §  23  Absatz  2  erfolgt  mithin  durch  die  Ein- 
reichung einer  den  patentamtlichen  Vorschriften  entsprechenden  Voll- 
macht bei  dem  Patentamte.  Gewöhnlich  geschieht  diese  £inreichung 
bei  dem  Patentamt  durch  den  Vertreter  selbst,  indem  dieser  die  Voll- 
macht einem  von  ihm  gestellten  Antrage  —  z.  B.  einer  Waarenzeichen- 
anmeldung  —  zu  seiner  Legitimation  als  Anlage  beifügt.  Die  Wirk- 
samkeit der  Vertreterbestellung  ist  nicht  durch  deren  Eintragung  in 
die  Zeichenrolle  und  die  demnächstige  Veröffentlichung  dieser  Ein- 
tragung bedingt.  Eintragung  sowie  Veröfifentlichung  sind  allerdings 
im  Gesetze  —  in  §  3  No.  3  und  in  §  3  Absatz  3  —  vorgeschrieben, 
indessen  nicht  in  dem  Sinne,  dass  die  Gültigkeit  der  Bestellung  hier- 
von abhängig  wäre ;  es  handelt  sich  hierbei  vielmehr  lediglich  um  eine 
Ordnungsvorschrift.  Durch  die  Eintragung  in  die  Rolle  wird  die  Be- 
stellung des  Vertreters  beurkundet  und  bewiesen,  sie  ist  aber  auch 
ohnedies  gültig  und  wird,  wenn  sie  nicht  oder  nicht  in  gehöriger  Form 
erfolgt  ist,  nicht  durch  die  Eintragung  in  die  Rolle  ersetzt  (vergl.  85). 
Es  ist  demnach  nicht  ohne  Weiteres  zuzugeben,  dass  der  in  der  Rolle 
als  Vertreter  Eingetragene  ohne  Ausnahme  als  Vertreter  zu  gelten 
habe  (anders  Seligsohn  §23  N.  12).  Regelmässig  wird  dies  aller- 
dings anzunehmen  sein,  da  die  rechtsgültige  Bestellung  sogleich  in  die 
Rolle  eingetragen  werden  soll. 

916.   Einflu88  formeller  oder  materieller  Ungültigkeit  des  Vollmaohts- 

Vertrages. 

Ob  der  zwischen  dem  Zeicheninhaber  und  dem  Vertreter  bestehende 
Vollmachtsvertrag  in  formeller  und  in  materieller  Hinsicht  gültig  ist, 
ist  weder  bei  der  Eintragung  des  Vertreters  noch  auch  sonst  im  Ver- 
hältnisse der  Betheiligten  zu  dem  Patentamt  oder  zu  dritten  Personen 
zu  prüfen.  Es  ist  zwar  behauptet  worden,  dass  die  Bestellung  des 
Vertreters  der  Ertheilung  einer  civilrechtlichen  Vollmacht  durchaus 
gleichstehe,  und  dass  daher,  da  im  Gesetze  nicht  Anderes  bestimmt 
ist,  die  Rechtswirksamkeit  der  Vertreterbestellung  nach  den  formellen 
und  materiellrechtlichen  Vorschriften  der  Landesgesetze  zu  beurtheilen 
sei  (vergl.  Stenglein  II.  Pat.-Ges.  §  12  N.  10).  Dieser  Annahme 
widerspricht  indessen  der  Zweck,  welchen  das  Gesetz  mit  der  Ein- 
führung des  Vertreterzwanges  verfolgt  hat.  Es  würde  nicht  eine  Er- 
leichterung des  Verkehrs  mit  dem  ausländischen  Zeicheninhaber, 
sondern  eine  Erschwerung  bedeuten,  wenn  das  Patentamt  oder  Dritte, 
die  mit  dem  Zeicheninhaber  zu  verhandeln  haben,  genöthigt  sein 
würden,  in  jedem  einzelnen  Falle  nachzuprüfen,  nach  welchen  landes- 
gesetzlichen Vorschriften  die  Rechtswirksamkeit  der  Vertreterbestellung 
zu  beurtheilen  sei,  und  ob  nach  den  in  Betracht  zu  ziehenden  Vor- 
schriften der  als  Vertreter  bestellten  Person  wirklich  die  Vertretungs- 
befugniss  zukomme.  Diese  Frage  würde  unter  Umständen  nur  auf 
Grund  schwieriger  thatsächlicher  oder  rechtlicher  Erhebungen  zu  ent- 
scheiden sein.  Im  Sinne  des  Gesetzes  liegt  es  vielmehr,  dass  die 
Frage,  ob  die  Bestellung  eines  Vertreters  in  gehöriger  Weise  erfolgt, 
und  ob  dieselbe  zu  dem  in  Betracht  kommenden  Zeitpunkte  noch 
wirksam  ist,  durch  den  §  23  einheitlich  und  erschöpfend  für  das 
ganze  Gebiet  des  Deutschen  Reiches  geregelt  sein  soll.  Hiemach  ist 
die  dem  Zeichengesetze  und  den  zu  dessen  Ergänzung  erlassenen  Ver- 
ordnungen entsprechende  Vertreterbestellung   auch    dann   als  rechts- 
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gültig  anzuerkennen,  wenn  dieselbe  nach  den  Landesgesetzen  oder  nach 
bürgerlichem  Recht  überhaupt  aus  formellen  oder  materiellrechtlicheji 
Gründen  als  Vollmacht  der  rechtlichen  Wirksamkeit  entbehren  sollte. 

917.   Erlöschen  der  Vertretungsbefugniss. 

Nach  den  gleichen  Grundsätzen  muss  sich  auch  die  Frage  ent- 
scheiden, wann  die  Vertretungsbefugniss  ihr  Ende  erreicht.  Die  ge- 
setzliche Vollmacht  des  Vertreters  erlischt  demnach  nicht  schon  dann, 
wenn  der  Vollmachtsvertrag  nach  den  civilrechtlichen  Grundsätzen 
der  Landesgesetze  oder  des  bürgerlichen  Eechts  überhaupt  als  auf- 
gehoben gilt.  Entsprechend  dem,  was  von  der  Bestellung  des  Ver- 
treters gilt,  endigen  dessen  aus  seiner  Bestellung  sich  ergebenden 
Befugnisse  vielmehr  erst  durch  die  Rücknahme  der  Vollmacht,  welche 
in  einer  schriftlichen  Eingabe  an  das  Patentamt  durch  den  Zeichen- 
inhaber zu  geschehen  hat,  oder  durch  die  seitens  des  Vertreters  dem 
Patentamte  schriftlich  angezeigte  Niederlegung  der  Vertretung.  Ausser- 
dem ergiebt  sich  aus  dem  Begriffe  und  dem  Zwecke  der  Vertreter- 
bestellung, dass  die  Vertretungsbefugniss  ferner  ihr  Ende  erreicht: 
a.  mit  der  Löschung  des  Zeichens;   b.  mit  dem  Tode   des  Vertreters; 

c.  dadurch,  dass  der  Vertreter  seinen  Wohnsitz  ins  Ausland  verlegt; 

d.  oder  dass  derselbe  prozessunfähig  wird;  e.  wenn  das  Zeichen  unter 
Lebenden  oder  von  Todeswegen  auf  einen  Anderen  übergegangen  ist; 
denn  auch  der  Erwerber  des  Zeichens  kann  Anspruch  und  Recht  nur 
durch  einen  von  ihm  bestellten  Vertreter  geltend  machen.  Es  ist 
indessen  selbstverständlich  zulässig,  dass  der  Rechtsnachfolger  in  das 
Zeichenrecht  den  von  seinem  Rechtsvorgänger  bestellten  Vertreter  bei- 
behält, indem  er  demselben  seinerseits  wiederum  Vollmacht  ertheilt. 
Andererseits  endigt  die  Vertretungsbefugniss  noch  nicht  dann,  wenn 
die  Bestellung  eines  Vertreters  entbehrlich  geworden  ist,  weil  der 
Zeicheninhaber  im  Inlande  eine  Niederlassung  begründet  oder  seine 
Niederlassung  in  das  Inland  verlegt  hat  (anders  Seligsohn  §28 
N.  12).  Vielmehr  ist  in  einem  solchen  Falle,  sofern  nicht  eine  aus- 
drückliche Rücknahme  der  Vollmacht  erfolgt  ist,  der  Vertreter  in  gleicher 
Weise  wie  ein  freiwillig  bestellter  Vertreter  neben  dem  Zeicheninhaber 
zur  Ausübung  der  Zeichenrechte  befugt  (vergl.  344). 

Das  Erlöschen  der  Vertretereigenschaft  soll  nach  Vorschrift  des  §  3 
in  die  Zeichenrolle  eingetragen  und  veröffentlicht  werden,  es  ist  in- 
dessen in  seiner  rechtlichen  Wirksamkeit  —  gleichwie  die  Vertreter- 
bestellung —  nicht  von  der  Beobachtung  dieser  Ordnungsvorschriften 
abhängig  (anders  Seligsohn  §23  N.  12). 

918.   Inneres  Verhaltniss  des  Vertreters  zu  dem  Zeioheninhaber. 

Zu  unterscheiden  von  der  Begründung  und  dem  Erlöschen  der  Ver- 
tretereigenschaft gegenüber  dem  Patentamt  und  gegenüber  dritten  Per- 
sonen, also  dem  Rechtsverhältnisse  nachAussen  hin,  ist  das  innere 
Rechtsverhältniss  der  Betheiligten,  d.  h.  das  Vertragsverhältniss  des 
Vertreters  zu  seinem  Vollmachtgeber.  In  dem  inneren  Verhältnisse 
des  Vertreters  zu  dem  Zeicheninhaber  ist  die  Berechtigung  des  erste- 
ren  zur  Vertretung  dadurch  bedingt,  dass  bei  Abschluss  des  Voll- 
machtsvertrages die  formellen  und  materiellrechtlichen  Vorschriften 
der  Landesgesetze  beobachtet  sind,  und  die  Vertretungsbefugniss 
endigt,  sobald  nach  den  Landesgesetzen  der  Vollmachtsvertrag  sein 
Ende  erreicht.    Der  Vertreter  darf  in  diesem  inneren  Verhältnisse  bei 
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Ungültigkeit  oder  Beendigung  des  VoUmachtsverhältnisses  die  ihm  auf 
Grund  seiner  Bestellung  gegenüber  dem  Patentamt  und  gegenüber 
Dritten  zustehende  gesetzliche  Vertretungsbefugniss  nicht  ausüben  und 
macht  sich  im  Zuwiderhandlungsfalle  schadenersatzpflichtig,  soweit  eine 
Entschädigungspflicht  nach  den  Landesgesetzen  oder  nach  bürger- 
lichem Recht  überhaupt  begründet  ist,  ohne  dass  indessen  die  Gültig- 
keit der  von  ihm  vorgenommenen  Handlungen  Dritten  und  dem  Patent- 
amt gegenüber  beeinträchtigt  wird. 

919.   Unbeschränkbarkeit  der  Vollmacht  des  Vertreters. 

Auch,  was  den  Umfang  der  Vollmacht  des  Vertreters  anlangt,  ist 
zwischen  dem  inneren  Rechtsverhältnisse  der  Betheiligten  zu  einander 
und  der  Rechtsstellung  nach  Aussen  hin  zu  unterscheiden.  Der  Um- 
fang der  dem  Vertreter  nach  dem  Gesetze  zustehenden  Vollmacht  kann 
mit  Wirksamkeit  gegenüber  Dritten  und  dem  Patentamt  nicht  be- 
schränkt werden;  vielmehr  sind  derartige  Beschränkungen  nur  wirksam 
im  Verhältnisse  des  Zeicheninhabers  zu  dem  Vertreter.  Es  kann  dem- 
nach gegenüber  einer  die  Grenzen  der  gesetzlichen  Vollmacht  des  Ver- 
treters nicht  überschreitenden  Handlung  des  letzteren  niemals  der 
Einwand  erhoben  werden,  dass  dieselbe  nicht  dem  Willen  des  Zeichen- 
inhabers entspreche.  Sind  mehrere  Vertreter  bestellt,  so  ist  es  ins- 
besondere unzulässig,  zu  bestimmen,  dass  dieselben  nur  gemeinschaft- 
lich zur  Vertretung  befugt  seien  (vergl.  342). 

920.  Umfang  der  Vollmacht. 

Der  Umfang  der  gesetzlichen  Vollmacht  des  Vertreters  wird  in 
erster  Linie  bestimmt  durch  die  Grenzen,  welche  der  Handlungsfähig- 
keit des  im  Inlande  nicht  angesessenen  Zeicheninhabers  gezogen  sind, 
d.  h.  der  Vertreter  ist  befugt,  den  Anspruch  auf  den  Schutz  des  Ge- 
setzes und  das  durch  die  Eintragung  begründete  Recht  geltend  zu 
machen.  Insofern  ist  seine  Vertretungsbefugniss  eine  ausschliessliche, 
d.  h.  der  Zeicheninhaber  ist  nicht  neben  dem  Vertreter  zur  Ausübung 
von  Anspruch  und  Recht  berechtigt.  Das  Gesetz  hat  den  Umfang 
der  Vollmacht  des  Vertreters  aber  noch  darüber  hinaus  erweitert,  in- 
dem es  denselben  allgemein  „zur  Vertretung  in  dem  nach  Massgabe 
dieses  Gesetzes  vor  dem  Patentamt  stattfindenden  Verfahren,  sowie  ii 
den  das  Zeichen  betreff'enden  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  und  zur 
Stellung  von  Strafanträgen"  ermächtigt.  Soweit  hiernach  die  gesetz- 
liche Vollmacht  des  Vertreters  sich  auf  die  Vornahme  von  Handlungen 
erstreckt,  welche  nicht  die  Geltendmachung  von  Schutzanspruch  oder 
Recht  bezwecken,  ist  seine  Vertretungsbefugniss  keine  ausschliessliche, 
d.  h.  der  Zeicheninhaber  kann  neben  dem  Vertreter  thätig  werden,  da 
die  Handlungsfähigkeit  des  Zeicheninhabers  nur  in  Bezug  auf  die 
Geltendmachung  von  Schutzanspruch  und  Recht  beschränkt  ist. 

921.   Befugniss  zur  Vertheldigung  des  Zeichenreohts. 

Zur  Geltendmachung  von  Schutzanspruch  und  Recht  gehört  auch 
die  Ausübung  des  Rechtes,  den  Bestand  des  Zeichenrechtes  und  dessen 
Ausübung  gegenüber  Angrififen  oder  Beeinträchtigungen  zu  verthei- 
digen  (vergl.  Meves  H.  S.  261,  Busch  Bd.  47  S.  364 ff.).  Es  kann 
<iies  umsoweniger  bestritten  werden,  als  die  dem  Vertreter  zustehende 
Vertretungsbefugniss  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  sich  nicht 
nur   auf  die  Vertretung  des  Klägers,  sondern  auch  auf  diejenige  des 
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Beklagten  erstreckt.  Zur  Vertheidigung  des  Zeicheninhabers  in  einem 
aus  Anlass  einer  Zeichenbenutzung  eingeleiteten  Strafverfahren  oder 
in  Civilprozessen,  welche  nicht  gerade  dasjenige  Zeichen  betreffen,  zu 
dessen  Vertretung  er  ermächtigt  ist,  ist  dagegen  der  inlandische  Ver- 
treter nicht  ohne  Weiteres  —  d.  h.  nicht  ohne  besondere  Vollmacht  — 
befugt. 

922.  Vertretung  vor  dem  Patentamt. 

Unter  dem  Anspruch  auf  den  Schutz  des  Gesetzes  ist  insbeson- 
dere der  Anspruch  auf  den  Schutz  des  Waarenzeichens  durch  das 
Patentamt  und  zwar  sowohl  in  dem  Stadium  der  Anmeldung  als  auch 
später,  d.  h.  nach  der  Eintragung,  zu  verstehen.  Hiernach  ist  der 
Vertreter  —  und  zwar  unter  Ausschluss  des  Zeicheninhabers  —  zur 
Vornahme  folgender  Akte  in  dem  patentamtlichen  Verfahren  berech- 
tigt: a.  zur  Anmeldung  eines  Waarenzeichens  zur  Zeichenrolle  und 
zur  Abgabe  von  Erklärungen  im  Anmelde verf ahren ;  b.  zur  Erhebung 
des  Widerspruchs  gegen  die  Eintragung  eines  später  angemeldeten 
Zeichens  auf  Grund  des  §  5  und  zur  Abgabe  von  Erklärungen  im 
Widerspruchsverfahren;  c.  zur  Stellung  des  Antrages  auf  Uebertra- 
gung  eines  Zeichens  in  die  Zeichenrolle  im  Falle  des  §  7 ;  d.  zur  Er- 
hebung des  Widerspruchs  gegen  die  Löschung  und  zur  Abgabe  von 
Erklärungen  in  dem  Widerspruchsverfahren  —  §  8  Absatz  3  und  §  9 
Absatz  5:  e.  zur  Erneuerung  der  Anmeldung  —  §  8  Absatz  3: 
f.  zur  Einlegung  der  Beschwerde  nach  §  10  Absatz  2:  g.  zur  Stellung 
des  Antrages  auf  Uebertragung  eines  noch  auf  Grund  des  früheren 
Gesetzes  geschützten  Zeichens  in  die  Zeichenrolle  —  §  24.  Aus  der 
ßefugniss  zur  Vertretung  im  patentamtlichen  Verfahren  ergiebt  sich 
überdies,  dass  der  Vertreter  auch  zur  Stellung  des  Antrages  auf 
Löschung  des  Zeichens  in  Gemässheit  des  §  8  Absatz  1  befugt  ist, 
obwohl  durch  diesen  Antrag  weder  Schutzanapruch  noch  Recht  geltend 
gemacht,  vielmehr  auf  letzteres  verzichtet  wird.  Allerdings  ist,  da  in 
dieser  Hinsicht  die  Vertretungsbefugniss  keine  ausschliessliche  ist,  der 
Zeicheninhaber  neben  dem  Vertreter  zur  Stellung  des  Löschungs- 
antrages berechtigt.  Die  Vertretung  in  dem  patent  amtlichen  Verfahren 
bringt  es  femer  mit  sich,  dass  dem  Vertreter  die  Benachrichtigungen, 
Beschlüsse  und  Verfügungen  des  Patentamtes  anstatt  dem  Zeichen- 
inhaber zugestellt  werden  können  (vergl.  330). 

Ueberhaupt  keines  Vertreters  bedarf  deijenige,  welcher  bei  dem 
Patentamt  den  Antrag  auf  Löschung  im  Falle  des  §  9  Absatz  5  stellt, 
und  ebensowenig,  wer  bei  dem  Patentamt  die  Löschung  von  Amts- 
wegen in  Anregung  bringt,  auch  dann,  wenn  er  im  Inlande  eine 
Niederlassung  nicht  besitzt.  Denn  in  diesen  Fällen  handelt  es  sich 
nicht  um  den  Schutz  eines  dem  Antragsteller  zustehenden  Waaren- 
zeichens. 

923.  Vertretung  in  bürgerlichen  Rechteetreitigkeiten. 

Der  im  Inlande  bestellte  Vertreter  ist  ferner  zur  Vertretung  in 
den  das  Zeichen  betreffenden  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  befugt. 
Das  Gesetz  spricht  allgemein  von  den  „das  Zeichen  betreffenden** 
Eechtsstreitigkeiten,  d.  h.  denjenigen  Civilprozessen,  in  welchen  das 
Zeichenrecht  oder  dessen  Ausübung  den  Streitgegenstand  bildet.  Man 
würde  daher  das  Gesetz  zu  eng  auslegen,  wenn  man  annehmen  wollte, 
dass  die  Vertretungsbefugniss  sich  auf  diejenigen  Rechtsstreitigkeiten 
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beschränke,  in  welchen  der  Anspruch  auf  den  Schutz  des  Zeichens 
erhoben  oder  das  durch  die  Eintragung  begründete  Recht  geltend  ge- 
macht wird.  Diese  beschränkende  Auslegung  könnte  nur  dann  zu- 
gelassen werden,  wenn  das  Gesetz  den  Vertreter  zur  Vertretung  nur 
in  demjenigen  Rechtsstreitigkeiten  ermächtigte,  welche  auf  Grund 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  angestrengt  sind.  Eine  derartige 
Beschränkung  war  —  in  Betreff  des  Gerichtsstandes  für  die  das 
Zeichen  betreffenden  Rechtsstreitigkeiten  —  in  dem  §  20  des  Ge- 
setzes vom  30.  November  1874  enthalten;  sie  ist  in  das  gegenwärtige 
Gesetz  nicht  aufgenommen  worden  und  daher  als  aufgegeben  zu 
erachten.  Die  Vertretungsbefugniss  erstreckt  sich  demnach  auch  auf 
solche  Rechtsstreitigkeiten,  welche  die  Verpflichtung  zur  Uebertragung 
des  Zeichens,  oder  zur  Löschung  desselben  aus  privatrechtlichen  Grün- 
den, oder  die  Verpflichtungen  aus  einem  Lizenzvertrage  betreffen 
(Seligsohn  §  23  N.  13).  Es  muss  sich  dabei  indessen  selbstverständ- 
lich immer  um  dasjenige  Zeichen  handeln,  hinsichtlich  dessen  die  Ver- 
tretungsbefugniss eingeräumt  ist.  In  denjenigen  Prozessen,  in  welchen 
die  Geltendmachung  von  Schutzanspruch  und  Recht  in  Frage  steht, 
ist  der  Vertreter  ausschliesslich  zur  Prozessführung  befugt;  in  den 
anderen  Fällen  ist  der  Zeicheninhaber  neben  dem  Vertreter  hierzu  be- 
rechtigt. 

Der  Vertreter  hat  in  den  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  ent- 
weder den  Kläger  oder  den  Beklagten  zu  vertreten,  je  nachdem  es 
sich  darum  handelt,  den  Anspruch  auf  Schutz  oder  das  Recht  des 
Zeicheninhabers  im  Wege  einer  Klage  zu  verfolgen,  oder  das  Recht 
im  Wege  einer  Einrede  gegenüber  einer  gegen  den  Zeicheninhaber  an- 
gestrengten Klage  durchzusetzen.  Auch  zur  Nebenintervention  ist 
der  Vertreter  bei  Vorhandensein  der  gesetzlichen  Voraussetzungen 
befugt  (vergl.  455.  272).  In  denjenigen  Fällen,  in  welchen  der  Ver- 
treter ausschliesslich  zur  Prozessführung  befugt  ist,  ist  zur  An- 
erkennung des  Klageanspruches  auch  der  Zeicheninhaber  berechtigt, 
da  hierin  nicht  eine  Geltendmachung  des  Rechts,  vielmehr  ein  Verzieht 
auf  dasselbe  liegt;  zur  Bestreitung  des  Klageanspruches  ist  dann 
dagegen  allein  der  Vertreter  befugt.  Hiernach  steht  in  den  ge- 
dachten Fällen  die  Bestellung  eines  Prozessbevollmächtigten  zum 
Zwecke  der  Anerkennung  des  Klageanspruches  sowohl  dem  Zeichen- 
inhaber als  dem  Vertreter  zu;  soll  der  Klageanspruch  bestritten  wer- 
den, so  ist  der  Vertreter  allein  zur  Vollmach tsertheilung  befugt.  Nimmt 
der  Zeicheninhaber  selbst  in  Fällen,  in  welchen  er  nicht  hierzu  berech- 
tigt ist,  eine  Prozesshandlung  vor,  so  ist  der  Mangel  der  gesetzlichen 
Vertretung  von  dem  Gericht  von  Amtswegen  zu  berücksichtigen; 
ausserdem  steht  dem  Kläger  die  Einrede  der  mangelnden  gesetzlichen 
Vertretung  entgegen  (§§  54,  247  der  Civilprozessordnung). 

Gleichwie  im  patentamtlichen  Verfahren  die  Mittheilungen  des 
Patentamts,  so  können  im  gerichtlichen  Verfahren  die  von  Amts- 
wegen oder  von  Partheiwegen  ergehenden  Zustellungen,  vor  Allem 
die  Klage,  dem  Vertreter  für  den  Zeicheninhaber  zugestellt  werden. 
Denn  der  Vertreter  muss  als  Zustellungsbevollmächtigter  des  Zeichen- 
inhabers im  Sinne  des  §  161  der  Civilprozessordnung  angesehen 
werden,  wenn  dessen  Bestellung  ihren  Zweck,  den  Verkehr  der  Be- 
theiligten mit  dem  Zeicheninhaber  zu  erleichtem,  wirklich  erfüllen 
soll.  Daneben  ist  die  Zustellung  an  den  Zeicheninhaber  selbst 
statthaft,  und  zwar  gleichviel,    ob  ein  inländischer  Vertreter   bestellt 
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ist  oder  nicht,  da  in  der  Annahme  der  Zustellung  nicht  eine  —  dem 
Vertreter  ausschliesslich  vorbehaltene  —  Geltendmachung  des  Rechtes 
liegt. 

Im  üebrigen  ist  der  Zeicheninhaber,  und  nicht  etwa  der  Ver- 
treter, Parthei.  Durch  den  Zeicheninhaber  sind  auch  die  Partheieide 
zu  leisten.  Die  Vorschrift  des  §  435  der  Civilprozessordnung,  nach 
welcher  bei  Prozessunfähigkeit  der  Parthei  die  Eide  durch  den  gesetz- 
lichen Vertreter  zu  leisten  sind,  findet  hier  keine  Anwendung,  weil 
der  nicht  im  Inlande  angesessene  Zeicheninhaber  nicht  prozessunfähig 
im  Sinne  der  Civilprozessordnung  ist;  denn  prozessunfähig  im  civil- 
prozessualischen  Sinne  ist  nur  der,  welcher  sich  nicht  durch  Verträge 
verpflichten  kann  (vergl.  §  51  der  Civilprozessordnung). 

924.  Geltendmachung  dee  Anepruches  auf  Schutz  vor  den  Gerichten. 

Der  Anspruch  auf  den  Schutz  des  Zeichens  wird  im  Wege  einer 
bürgerlichen  Rechtsstreitigkeit  geltend  gemacht:  a.  mit  der  Klage  auf 
Bewilligung  der  Eintragung  nach  Massgabe  des  §  6  Absatz  2;  b.  durch 
die  Vertretung  des  Zeicheninhabers,  gegen  welchen  die  Klage  auf 
Grund  des  §  6  Absatz  2  gerichtet  ist;  c.  durch  die  auf  §  9  No.  1  oder 
auf  §  9  Absatz  2  gestützte  Löschungsklage;  d.  durch  die  Vertretung 
des  Zeicheninhabers,  gegen  welchen  die  Löschungsklage  auf  Grund 
des  §  9  No.  1—  3  oder  auf  Grund  des  §  9  Absatz  2  erhoben  ist.  In 
diesen  Fällen  ist  der  Vertreter  ausschliesslich  zur  Vertretung  des 
Klägers  und  ausschliesslich  zur  Vertretung  des  den  Klageanspruch 
bestreitenden  Beklagten  befugt  (vergl.  920.  921.  923).  Nicht  dagegen 
bedarf  eines  Vertreters,  wer  auf  Grund  des  §  9  No.  2  oder  des  §  9 
No.  3  die  Löschungsklage  erheben  will;  denn  hierbei  handelt  es  sich 
nicht  um  den  Schutz  eines  dem  Kläger  zustehenden  Waarenzeichens 
(vergl.  909).  Aus  der  Befugniss  des  Vertreters  zur  gerichtlichen  Ver- 
tretung im  Löschungsprozesse  ergiebt  sich,  dass  der  Vertreter  nicht 
nur  gerichtlich,  sondern  auch  aussergerichtlich  im  Namen  des  Zeichen- 
inhabers die  Löschungsverpflichtung  anerkennen  kann,  und  dass  daher 
die  Löschung  bewirkt  werden  muss,  wenn  der  Vertreter  in  beweisender 
Form  seine  Zustimmung  zur  Löschung  ertheilt  hat  (vergl.  ZgR.  IV. 
S.  303,  vergl.  auch  245). 

925.  Geltendmachung  dee  durch  die  Eintragung  begründeten  Rechte. 

Unter  dem  durch  die  Eintragung  begründeten  Recht,  dessen 
Geltendmachung  dem  Vertreter  ausschliesslich  zusteht,  ist  die  durch 
§  12  dem  Zeicheninhaber  gewährte  ausschliessliche  Befugniss  zu  ver- 
stehen. Diese  Befugniss  kann  sowohl  gerichtlich,  d.  h.  durch  Civil- 
klage,  Strafantrag  oder  Nebenklage,  als  auch  aussergerichtlich  durch 
Antrag  bei  den  Vei'waltungsbehörden  oder  durch  Warnungen  u.  s.  w.  aus- 
geübt werden  (vergl.  §  17,  vergl.  auch  448).  Im  Sinne  des  Gesetzes  liegt 
es,  dass  die  Vollmacht  des  Vertreters  die  Geltendmachung  des  durch 
die  Eintragung  begründeten  Rechts  nur  insoweit  begreift,  als  diese 
Geltendmachung  durch  Klage  oder  durch  Antrag  bei  den  Behörden 
erfolgt,  und  dass  es  daher  dem  ausländischen  Zeichen inhaber  un- 
benommen bleiben  muss,  durch  "Warnungen  oder  ähnliche  ausser- 
gerichtliche  Akte  sein  Schutzrecht  selbst  auszuüben.  In  dem  Gesetze 
ist  neben  der  Berechtigung  zur  Vertretung  in  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten nur  die  Befugniss  zur  Stellung  von  Strafanträgen  er- 
wähnt; es  kann  indessen  keinem  Zweifel  unterliegen,    dass    die  Ver- 
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tretungsbefugniss  sich  allgemein  erstreckt  auf  die  Vertretung  in  jedem 
Verfahren  vor  Gerichten  oder  Verwaltungsbehörden,  durch  welches 
der  Schutz  des  Zeichens  bezweckt  wird.  Dass  das  Verfahren  vor 
den  Verwaltungsbehörden  nicht  besonders  erwähnt  ist,  beruht  darauf, 
dass  der  §  17  erst  nachträglich  in  das  Gesetz  eingefügt  und  diese 
Ergänzung  bei  der  endgültigen  Fassung  des  §  23  nicht  mehr  berück- 
sichtigt worden  ist.  Mithin  ist  der  Vertreter  —  und  zwar  unter 
Ausschluss  des  Zeicheninhabers  —  befugt:  a.  zur  Erhebung  der  ab- 
wehrenden Klage;  b.  zur  Anstrengung  der  Entschädigungsklage: 
c.  zur  Stellung  des  Strafantrags;  d.  zur  Stellung  des  Antrags  auf 
Beschlagnahme  durch  die  Zoll-  und  Steuerbehörden  auf  Grund  des 
§  17 ;  e.  zur  Erhebung  des  Anspruchs  auf  Busse  und  zum  Anschlüsse 
als  Nebenkläger  (Seligsohn  §23  N.  13,  Finger  §23  N.  6,  vorgl. 
Stenglein  Pat.-Ges.  §  12  N.  13,  vergl.  auch  §§  414  Absatz  2, 
435  der  Strafprozessordnung,  anders  Meves  IL  S.  261). 

926.  Befugniss  zur  Stellung  von  StrafantrSgen. 

Was  die  Befugniss  zur  Stellung  von  Strafanträgen  im  Beson- 
deren anlangt,  so  kommen  hierbei  diejenigen  Grundsätze  entsprechend 
zur  Anwendung,  welche  im  Allgemeinen  für  die  Strafantragstellung 
seitens  eines  gesetzlichen  Vertreters  gelten,  insbesondere  hinsichtlich 
der  Frist,  der  Rücknahme  des  Antrages  u.  s.  w.  (vergl.  642 ff.).  Die 
Berechtigung  zur  Stellung  des  Strafantrags  ist  hiemach  von  einem 
besonderen  Auftrage  des  Verletzten  nicht  abhängig  und  kann  sogar 
gegen  dessen  Willen  ausgeübt  werden  (vergl.  642).  Die  Antrags- 
berechtigung erlischt  nicht  schon  dann,  wenn  nach  den  Grundsätzen 
des  bürgerlichen  Rechts  das  Vollmachtsverhältniss  zwischen  Zeichen- 
inhaber und  Vertreter  sein  Ende  erreicht  hat,  sondern  erst  mit  der 
Beendigung  der  Vertretereigenschaft  nach  Aussen  hin  (vergl.  917). 
Nach  dem  Tode  des  Verletzten  kann  —  entsprechend  dem,  was  von 
dem  Strafantrage  überhaupt  gilt  —  das  Strafantragsrecht  nicht  mehr 
ausgeübt  werden  (vergl.  642). 

927.  Befugniss  zu  Verfügungen  über  das  Reoht. 

Einen  weiteren  Umfang,  als  in  dem  Gesetz  ausdrücklich  an- 
gegeben, hat  die  Vollmacht  des  Vertreters  nicht,  sofern  demselben 
nicht,  was  zulässig  ist,  weitergehende  Befugnisse  ausdrücklich  von 
dem  Zeicheninhaber  eingeräumt  sind.  Die  Vollmacht  beschränkt  sich 
demnach  auf  die  Geltendmachung  von  Schutzanspruch  und  Recht 
sowie  auf  die  prozessuale  Vertretung  des  Zeicheninhabers  vor  Gericht, 
vor  dem  Patentamt  und  vor  den  Verwaltungsbehörden ;  die  Vollmacht 
ermächtigt  nicht  etwa  zu  allen  das  Zeichen  betreffenden  Rechtsakten 
überhaupt  und  insbesondere  nicht  zu  solchen,  welche  sich  als  eine 
Verfügung  über  das  Recht  darstellen.  Der  Vertreter  ist  also  weder 
zur  Uebertragung  des  Zeichenrechtes  noch  auch  zur  Lizenzertheilung 
befugt,  sofern  ihm  diese  Befugnisse  nicht  besonders  verliehen  sind 
(Seligsohn  §  23  N.  13,  vergl.  228.  386).  Daher  kann  auch  nicht  , 
etwa  aus  dem  Umstände,  dass  der  Vertreter  die  Verfolgung  von  Ein- 
griffen in  das  Recht  unterlassen  hat,  auf  die  Ertheilung  einer  still- 
schweigenden Lizenz  geschlossen  werden  (vergl.  388).  Nur  insofern 
ist  —  wenigstens  nach  Aussen  hin  —  der  Vertreter  zu  Dispositionen 
über  das  Zeichenrecht  als  berechtigt  anzusehen,  als  die  Löschung  des 
Zeichens  erfolgt,  wenn  der  Vertreter  in  Gemässheit  des  §  8  Absatz  1 
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Löschungsantrag  stellt,  oder  wenn  ein  Dritter  die  in  beweisender 
Form  abgegebene  Zustimmung  des  Vertreters  zur  Löschung  beibringt 
(vergl.  245). 

928.  Ertheilung  von  Untervollmachten. 

Die  Vollmacht  des  Vertreters  kann  —  wie  gesetzliche  Vollmachten 
im  Allgemeinen  —  weder  im  Ganzen  noch  auch  theilweise  auf  einen 
Anderen  übertragen  werden,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  dem  Ver- 
treter von  dem  Zeicheninhaber  ausdrucklich  eine  derartige  Befugniss 
ertheilt  sein  sollte.  Dies  schliesst  indessen  nicht  aus,  dass  der  Ver- 
treter zu  einzelnen  Geschäften,  sofern  deren  Natur  die  Verwendung 
«ines  Unterbevollmächtigten  nothwendiger  oder  üblicher  Weise  mit 
sich  bringt,  und  sofern  das  Interesse  des  Vollmachtgebers  dabei  ge- 
wahrt wird,  einem  Anderen  Untervollmacht  ertheilt  (vergl.  R-O-H. 
Bd.  25  S.  92.  93,  Blum  Ann.  Bd.  8  S.  487).  Aus  diesem  Gesichts- 
punkte steht  dem  Vertreter  insbesondere  die  Befugniss  zu,  einen 
Eechtsanwalt  zur  Vertretung  im  gerichtlichen  Verfahren  oder  einen 
Patentanwalt  oder  Rechtsanwalt  zur  Vertretung  in  dem  Verfahren 
vor  dem  Patentamt  zu  bevollmächtigen,  und  zwar  auch  in  denjenigen 
Fällen,  in  welchen  ein  Anwaltszwang  nicht  besteht.  Dagegen  kann 
der  Zeicheninhaber  selbst  von  dem  Vertreter  auch  zur  Vornahme  ein- 
zelner Geschäfte  nicht  ermächtigt  werden,  da  das  Gesetz  den  Zeichen- 
inhaber von  jeder  die  Ausübung  des  Rechtes  bezweckenden  Thätig- 
keit  ausschliessen  will. 

929.  Gerichtsstand  des  §  23. 

Für  die  das  Zeichen  betreffenden,  gegen  den  eingetragenen  und 
im  Inlande  nicht  angesessenen  Zeicheninhaber  gerichteten,  Civilklagen 
ist  ein  besonderer  Gerichtsstand  begründet,  indem  das  Gericht  für 
zuständig  erklärt  ist,  in  dessen  Bezirk  der  Vertreter  seinen  Wohnsitz 
hat,  und  in  dessen  Ermangelung  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  das 
Patentamt  seinen  Sitz  hat.  Demnach  sind,  wenn  entweder  ein  Ver- 
treter überhaupt  nicht  zur  Zeit  der  Klageerhebung  —  d.  h.  dem  für 
die  Zuständigkeit  massgebenden  Zeitpunkte  —  vorhanden  ist,  oder 
wenn  der  Vertreter  zu  diesem  Zeitpunkte  seinen  Wohnsitz  nicht  im 
Inlande  hat,  die  Berliner  Gericht«  für  die  das  Zeichen  betreffenden 
Klagen  zuständig.  Unter  den  „das  Zeichen  betreffenden  Klagen "^  sind 
diejenigen  Klagen  zu  verstehen,  in  denen  entweder  das  in  Frage 
stehende  Zeichenrecht  oder  dessen  Ausübung  den  Streitgegenstand 
bildet.  W^elche  Rechtsstreitigkeiten  dies  im  Einzelnen  sind,  ist  bereits 
erörtert  (vergl.  923).  Der  Gerichtsstand  ist  kein  ausschliesslicher, 
d.  h.  die  das  Zeichen  betreffenden  Klagen  können  nach  Wahl  des 
Klägers  auch  in  einem  anderen  Gerichtsstand  erhoben  werden,  sofern 
«in  solcher  nach  allgemeinen  Grundsätzen  begründet  ist  (vergl.  280. 
439.  571  ff.).  Insbesondere  können  die  Verpflichtungen  aus  einem  auf 
die  Uebertragung  eines  Zeichens  gerichteten  Vertrage  auch  an  dem 
Orte  verfolgt  werden,  an  welchem  die  Uebertragungsverpflichtung  zu 
erfüllen  ist  (§  29  der  Civilprozessordnung).  Der  Werth  des  Gerichts- 
standes des  §  23  liegt  darin,  dass  in  jedem  Falle  für  die  das  Zeichen 
betreffenden  Klagen  eine  Rechtsverfolgung  vor  den  deutschen  Gerichten 
•ermöglicht  und  damit  der  ausländische  Zeicheninhaber  der  deutschen 
Jurisdiktion  unterworfen  wird,  auch  wenn  dies  nach  den  allgemeinen 
'civilprozessualischen  Grundsätzen  nicht  der  Fall  wäre.    Die  Vorschrift 
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des  §  23  ist  nicht  etwa  mit  Rücksicht  darauf  überflüssig,  dass  die  das 
Zeichen  betreffenden  Klagen  auch  im  Gerichtsstände  des  §  24  der  CiTil- 
prozessordnung  —  dem  gegenüber  einem  Ausländer  begründeten  Gerichts- 
stande des  Vermögens  —  erhoben  werden  können;  denn  selbst,  wenn 
das  Zeichenrecht  —  was  nicht  unbestritten  ist  —  als  ein  selbständiges 
Vermögensrecht  rechtlich  zu  behandeln  wäre,  so  würde  als  der  Ort» 
an  welchem  sich  das  Vermögen  befindet,  der  Ort  der  Niederlassung 
des  Zeicheninhabers  anzusehen,  und  demnach,  da  die  Niederlassung 
im  Falle  des  §  23  im  Auslande  sich  befindet,  der  Gerichtsstand  des 
Vermögens  im  Inlande  nicht  begründet  sein  (vergl.  Landgraf  II. 
§  23  N.  12,  Seligsohn  §  23  N.  15,  P.  M.  &Z-ßl.  Bd.  2  S.  189,  vergl. 
auch  897). 

Voraussetzung  des  besonderen  Gerichtsstandes  des  §  23  ist  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  derselbe  nur  für  die  gegen  den  eingetra» 
genen  Inhaber  gerichteten  Klagen  gilt,  dass  das  Zeichen  zur  Zeit 
der  Klageerhebung  in  der  Zeichenrolle  eingetragen  steht,  und  zwar  zu 
Gunsten  desjenigen,  welcher  in  der  Klage  als  Beklagter  bezeichnet  ist. 
Fernere  Voraussetzung  ist,  dass  die  Bestellung  des  Vertreters  nacli 
Massgabe  des  §  23  erfolgt  oder  noth wendig  ist;  der  Gerichtsstand  des 
§  23  trifft  demnach  nicht  zu,  wenn  ein  Vertreter  freiwillig  von  einem 
nicht  hierzu  Verpflichteten  bestellt  ist,  oder  wenn  dessen  Bestellung 
auf  Grund  sonstiger  —  nicht  in  dem  Zeichengesetze  enthaltener  — 
gesetzlicher  Vorschriften  erfolgt  oder  durch  solche  vorgeschrieben  ist. 

Hinsichtlich  des  früher  geltenden  Rechts  ist  hervorzuheben,  dass 
nach  §  20  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  der  im  Inlande  nicht 
angesessene  Zeicheninhaber  sein  Waarenzeichen  bei  dem  Handels- 
gerichte in  Leipzig  zur  Anmeldung  bringen  und  sich  hierbei  für 
Klagen  auf  Grund  des  Gesetzes  der  Gerichtsbarkeit  des  Leipziger 
Gerichts  unterwerfen  musste.  Dieser  Gerichtsstand,  welcher  nach 
§  24  des  geltenden  Gesetzes  auch  jetzt  noch  für  die  noch  in  die 
früheren  Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen  bis  zum  1.  Oktober  1898 
gilt,  ist  demnach  nicht  für  alle  das  Zeichen  betrefienden  Klagen  über- 
haupt, sondern  nur  für  diejenigen  Klagen  begründet,  zu  welchen  die 
in  Frage  stehende  Anmeldung  oder  Eintragung  Anlass  giebt  (Civ.  Bd.  10^ 
S.  63,  vergl.  923). 


LXXXYIII.  Anmeldung  ausländischer  Waaren- 

zeiclien  zur  Zeiclienrolle. 

930.   Formelle  Erfordernisse  der  Anmeldung. 

Die  Anmeldung  ausländischer  Waarenzeichen  zur  Zeichenrolle  ist 
in  §  23  Absatz  3  geordnet.  Unter  einem  ausländischen  Waarenzeichen 
ist  im  Allgemeinen  das  Waarenzeichen  einer  solchen  Person  zu  ver- 
stehen, welche  im  Auslande  ihre  Hauptniederlassung  hat.  Es  kommt 
also  auf  die  Staatsangehörigkeit  des  Zeicheninhabers  nicht  an  (vergl. 
906).  Im  Sinne  des  §  23  Absatz  3  liegt  indessen  ein  ausländisches 
Zeichen  auch  dann  nicht  vor,  wenn  der  Inhaber  des  Zeichens  im  In> 
lande  eine  Zweigniederlassung  besitzt.  Es  ergiebt  sich  dies  aus  der 
Vorschrift  des  §  23  Absatz  1,  da  hiernach  diejenigen,  welche  im  In- 
lande eine  Zweigniederlassung   haben,    nicht  als  Ausländer  behandelt 
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werden  sollen  (vergl.  896).  Die  Anmeldung  eines  ausländischen  Waaren- 
zeichens  erfolgt  in  formeller  Hinsicht  nach  denselben  Grundsätzen, 
welche  für  die  Anmeldung  von  Waarenzeichen  zur  Zeichenrolle  im 
Allgemeinen  gelten.  Indessen  gilt  dabei  —  abgesehen  von  der  Noth- 
wendigkeit  der  Vertreterbestellung  —  doch  insofern  Besonderes,  als 
mit  der  Anmeldung  der  Nach^^eis  zu  verbinden  ist,  dass  der  An- 
melder in  dem  Staate,  in  welchem  seine  Niederlassung  sich  befindet, 
für  das  Zeichen  den  Markenschutz  nachgesucht  und  erhalten  hat. 

931.  Anmeldung  und  Schutz  ausländischer  Zeichen  nach  dem  Gesetz 

vom  30.  November  1874. 

Besondere  Vorschriften  hinsichtlich  der  Anmeldung  und  des  Schutzes 
ausländischer  Waarenzeichen  waren  bereits  in  dem  Gesetze  vom  30.  No- 
vember 1874  enthalten.  Der  §20  dieses  Gesetzes  bestimmte:  1.  dass 
die  Anmeldung  des  Zeichens  bei  dem  Handelsgerichte  zu  Leipzig  zu 
«rfolgen  habe  mit  der  Erklärung,  dass  der  Anmeldende  sich  für  Klagen 
auf  Grund  des  Gesetzes  der  Gerichtsbarkeit  des  genannten  Gerichtes 
unterwerfe;  2.  dass  mit  der  Anmeldung  der  Nachweis  zu  verbinden 
sei,  dass  in  dem  fremden  Staate  die  Voraussetzungen  erfüllt  sind, 
unter  welchen  der  Anmeldende  dort  einen  Schutz  für  das  Zeichen  be- 
anspruchen könne;  und  3.  dass  die  Anmeldung  ein  Recht  auf  das 
Zeichen  nur  insofern  und  auf  so  lange  begründe,  als  in  dem  fremden 
Staate  der  Anmeldende  in  der  Benutzung  des  Zeichens  geschützt  sei. 

Aus  Wortlaut  und  Inhalt  des  §  20  des  früheren  Gesetzes  ergiebt 
sich,  dass  der  Schutz  eines  ausländischen  Zeichens  im  Inlande  nicht 
nur  durch  die  bei  der  Anmeldung  des  Zeichens  zu  erfüllende  Förm- 
lichkeit des  Nachweises  der  ausländischen  Schutzberechtigung,  sondern 
auch  durch  das  materielle  Bestehen  dieser  Schutzberechtigung  bedingt 
war,  und  dass  daher  die  Gerichte,  welchen  die  Führung  der  Zeichen- 
register und  die  Entscheidung  in  Prozessen  wegen  Zeichenrechts- 
verletzungen zustand,  nicht  allein  bei  der  Eintragung,  sondern  auch 
nach  derselben,  wenn  es  sich  um  den  Rechtsschutz  gegenüber  Ein- 
griffen in  das  Recht  handelte,  zu  prüfen  hatten,  ob  der  Zeichen- 
inhaber zu  dem  Zeitpunkte  der  Geltendmachung  des  Schutzanspruches 
in  seinem  Heimathsstaate  —  d.  h.  dem  Staate  seiner  Hauptnieder- 
lassung —  in  der  Benutzung  des  Zeichens  überhaupt  und  noch 
geschätzt  sei.  Die  Rechtsbeständigkeit  des  ausländischen  Zeichen- 
schutzes hatte  der  Zeicheninhaber  nicht  allein  bei  der  Anmel- 
dung, sondern  auch  später  in  Prozessen  wegen  Zeichenrechts- 
verletzungen im  Falle  Bestreitens  seitens  des  Gegners  nachzuweisen; 
überdies  war  das  Gericht,  sofern  sich  Zweifel  hinsichtlich  des  Vor- 
handenseins oder  der  Rechtsbeständigkeit  des  ausländischen  Zeichen- 
schutzes erhoben,  berechtigt,  auch  von  Amtswegen  Ermittelungen 
hierüber  anzustellen  (Kohl er  M-R.  S.  452.  453,  R-O-H.  Bd.  24  S.  79, 
Str.  Bd.  11  S.  235,  Str.  Bd.  26  S.  395,  vergl.  Str.  Bd.  14  S.  64, 
Civ.  Bd.  22  S.  93,  anders  Str.  Bd.  10  S.  285.  286).  Einer  eingehen- 
deren Prüfung  der  ausländischen  Schutzberechtigung  waren  die  Ge- 
richte indessen  dann  enthoben,  wenn  das  ausländische  Recht  vor  der 
Eintragung  des  Zeichens  eine  Vorprüfung  —  ähnlich  der  deutschen 
—  kannte,  und  der  Nachweis  vorlag,  dass  das  Zeichen  in  dem  aus- 
ländischen Zeichenregister  eingetragen  war;  dies  genügte  wenigstens 
zum    einstweiligen    Beweise    der    ausländischen    Schutzberechtigung 
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(Bolze  Bd.  7  No.  169).  Die  vorerwähnten  Vorschriften  des  §  20  des 
Gesetzes  vom  30.  November  1874  sowie  die  hieraus  gezogenen  Folge- 
rungen gelten  auch  jetzt  noch  für  die  in  die  gerichtlichen  Zeichen- 
register eingetragenen  und  nicht  in  die  Zeichenrolle  übertragenen 
Zeichen  bis  zum  1.  Oktober  1898  (vergl.  948). 

932.   Abhängigkeit  des  Inländischen  Schutzes  von  dem  ausländischen 

Markenschutze. 

Unter  der  Herrschaft  des  früheren  Gesetzes  konnte  man  hiemach 
mit  Recht  davon  sprechen,  dass  der  inländische  Schutz  eines  auslän- 
dischen Zeichens  nichts  Anderes  als  eine  Erstreckung  des  ausländischen 
Schutzes  auf  das  Inland  und  ein  von  dem  dem  Zeichen  in  seinem  Heimaths- 
Staate  gewährten  Rechtsschutze  abhängiger  —  also  ein  akzesso- 
rischer —  Schutz  sei.  Abhängig  war  der  inländische  Schutz  von  dem 
ausländischen  insofern,  als  er  sowohl  in  seinem  Ent-  und  Bestehen 
als  in  seiner  Fortdauer  durch  das  Bestehen  und  die  Fortdauer  des 
ausländischen  Schutzes  bedingt  war.  Anders  ist  es  nach  dem  gelten- 
den Gesetze  vom  12.  Mai  1894.  In  diesem  ist  die  Vorschrift  des 
früheren  Gesetzes,  nach  welcher  der  Zeichenschutz  in  Deutschland 
nur  insofern  und  auf  so  lange  bestehen  bleibt,  als  der  Anmelder 
in  seinem  Heimathsstaate  Anspruch  auf  den  Schutz  seines  Zeichens 
hat,  fallen  gelassen  (Mot.  zu  §  21).  Bei  der  Anmeldung  des  Zeichens 
ist  nicht  mehr  nachzuweisen,  dass  im  Auslande  die  Voraussetzungen 
erfüllt  sind,  unter  welchen  dort  ein  Rechtsschutz  beansprucht  werden 
kann,  sondern  es  ist  nur  der  Nachweis  zu  erbringen,  dass  der  Marken- 
schutz nachgesucht  und  ertheilt  ist,  dass  also  diejenigen  Förmlich- 
keiten erfüllt  sind,  von  deren  Beobachtung  das  ausländische  Gesetz 
die  Gewährung  des  Markenschutzes  überhaupt  oder  die  Ausübung 
des  Markenrechtes  abhängig  macht.  Endlich  kann  nach  der  Eintra- 
gung in  die  Zeichenrolle  auch  nicht  mehr  die  Wirksamkeit  der  Ein- 
tragung unter  Hinweis  darauf  angefochten  werden,  dass  der  aus- 
ländische Rechtsschutz  nicht  bestehe,  oder  dass  derselbe  im  Auslande 
nach  der  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  erloschen  sei;  es  kann  auch 
nicht  die  Löschung  des  Zeichens  mit  Rücksicht  auf  das  nachträgliche 
Erlöschen  des  ausländischen  Zeichenschutzes  begehrt  werden.  Das 
Gesetz  vom  12.  Mai  1894  kennt  demnach  eine  Abhängigkeit  des  in- 
ländischen Schutzes  von  dem  im  Auslande  bestehenden  Zeichenschutze 
nicht  mehr  (anders  Seligsohn  §  23  N.  17). 

933.    Nachweis  des  ausländischen  Markenschutzes. 

Die  Eintragung  eines  ausländischen  Zeichens  erfolgt  nunmehr  auf 
Grund  der  formellen  Thatsache,  dass  dasselbe  in  dem  Zeichenregister 
des  Heimathsstaates  seines  Inhabers  —  d.  h.  des  Staates,  in  welchem 
dessen  Hauptniederlassung  sich  befindet  —  eingetragen  steht,  ohne 
dass  es  auf  die  materielle  Rechtsbeständigkeit  des  hierdurch  erlangen 
Zeichenschutzes  ankommt  (vergl.  Seligsohn  §  23  X.  17,  vergl.  auch 
934).  Dies  ist  insofern  sehr  wesentlich,  als  nach  verschiedenen  auslän- 
dischen Rechten  die  Eintragung  in  das  Zeichenregister  —  anders  als  nach 
dem  deutschen  Gesetze  vom  12.  Mai  1894  —  nicht  das  Zeichenrecht  ge- 
währt; vielmehr  wird  häufig  nach  ausländischem  Recht  das  Schutzrecht 
allein  durch  den  ersten  Gebrauch  oder  ersten  Besitz  des  Zeichens  er- 
langt. Die  Eintragung  in  das  Zeichenregister  hat  dann  nach  dem  aus- 
ländischen Recht  eine  mehr  formelle  Bedeutung,  indem  dieselbe  entweder 
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dazu  bestimmt  ist,  die  Aneignung  des  Zeichens  durch  seinen  ersten 
Inhaber  zu  beurkunden,  oder  dem  Zeicheninhaber  die  Ausübung  und 
insbesondere  die  gerichtliche  Geltendmachung  des  Zeichenrechtes  er- 
öfibiet.  Das  Patentamt  hat  sich  in  solchen  Fällen  in  die  meist 
schwierige  und  langwierige  Prüfung  der  Frage,  ob  der  Anmelder  der 
erste  Besitzer  des  Zeichens  ist,  nicht  einzulassen,  sondern  die  Ein- 
tragung vorzunehmen,  wenn  der  Anmeldung  als  Anlage  die  Bescheid 
nigung  beigefügt  ist,  dass  das  Zeichen  in  dem  Zeichenregister  des 
betreffenden  Auslandsstaates  eingetragen  steht  (vergl.  Seligsohn 
§  23  N.  17).  Ebensowenig  hat  das  Patentamt  ein  späteres  Erlöschen 
des  ausländischen  Markenschutzes  zu  beachten,  wenn  dies  nicht  aus 
der  beigebrachten  Bescheinigung  aus  dem  ausländischen  Zeichen- 
register hervorgeht.  Hat  das  Patentamt  versehentlich,  d.  h.  ohne 
dass  der  erforderliche  Nachweis  erbracht  ist,  die  Eintragung  vor- 
genommen, so  ist  dasselbe  nicht  befugt,  später  die  Löschung  auf 
Grund  des  §  8  No.  2  anzuordnen.  Denn  die  Löschung  von  Amts- 
wegen auf  Grund  dieser  Vorschrift  ist  nur  dann  zulässig,  wenn  die 
Eintragung  wegen  materieller  Mängel  der  Anmeldung  hätte  versagt 
werden  müssen;  der  Nachweis  des  im  Auslande  erlangten  Marken- 
schutzes gehört  dagegen  zu  den  Formalien  der  Anmeldung  (vergl. 
Seligsohn  §  23  N.  17,  Schanze  in  ZgR  IL  S.  174,  vergl.  auch  P.  M. 
&  Z-Bl.  Bd.  2  S.  88,  vergl.  femer  255,  anders  Meves  IL  S.  263, 
Finger  §  23  N.  7). 

934.   Form  und  Inhalt  des  Nachweises. 

Die  Frage,  wie  es  mit  den  Zeichen  solcher  Länder  zu  halten  ist, 
in  welchen  ein  Zeichenregister  nicht  geführt  wird,  erübrigt  sich  — 
wenigstens  zur  Zeit  —  da  eine  solche  Registerführung  in  allen  den- 
jenigen Ländern  besteht,  mit  welchen  gegenwärtig  Gegenseitigkeit  im 
Sinne  des  §  23  Absatz  1  verbürgt  ist,  und  da  überhaupt  die  über- 
wiegende Mehrzahl  sämmtlicher  civilisirter,  für  den  Verkehr  in  Betracht 
kommender,  Staaten  eine  solche  Registerführung  gesetzlich  eingeführt 
hat.  Sollte  später  einmal  die  Gegenseitigkeit  auf  ein  Land  erstreckt 
werden,  welches  ein  Zeichenregister  nicht  besitzt,  so  hätte,  da  eine 
besondere  Vorschrift  über  die  Form  des  beizubringenden  Nachweises 
nicht  besteht,  das  Patentamt  nach  freiem  Ermessen  darüber  zu  be- 
stimmen, in  welcher  Weise  der  Nachweis  zu  liefern  ist  (vergl.  Str. 
Bd.  11  S.  235).  Wenn  demnach  auch  ein  Auszug  aus  einem  aus- 
ländischen Zeichenregister  nicht  unbedingt  vorgeschrieben  ist,  so  muss 
der  Nachweis  sich  doch  immer  darauf  beziehen,  dass  im  Auslande 
der  Markenschutz  nachgesucht  und  ertheilt  ist.  Es  genügt  nicht,, 
wenn  das  Zeichen  auf  Grund  irgend  welcher  sonstiger  gesetzlicher 
Bestimmungen  nicht  zeichenrechtlicher  Natur  -  sei  es  auf  Grund 
von  Spezialgesetzen  oder  auf  Grund  des  allgemeinen  bürgerlichen 
Rechts  —  im  Auslande  einen  Schutz  geniesst.  Beispielsweise  kann 
der  vorgeschriebene  Nachweis  nicht  durch  den  Beweis  der  Thatsache 
ersetzt  werden,  dass  das  Zeichen  im  Auslande  auf  Grund  der  Vor- 
schriften über  unlauteren  Wettbewerb  gegen  unbefugte  Benutzung 
geschützt  sei.  Auch  in  dieser  Hinsicht  enthält  das  geltende  (}esetz 
eine  Abweichung  von  dem  früheren  Gesetze,  da  unter  der  Herrschaft 
des  letzteren  vielfach  Eintragungen  auch  dann  bewirkt  wurden,  wenn 
das  Zeichen  auf  Grund  irgend  einer  beliebigen  Bestimmung  des  aus- 
ländischen   Rechtes  Anspruch   auf   Schutz    hatte    (vergl.   Seligsohn 
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§  23  N.  17,    Finger  §  23  N.  7,    Kohler  M-R.  S.  435,    Komm.-Ber. 
zu  §  21). 

Der    Markenschutz   muss   inhaltlich    des  zu  erbringenden  Nach- 
weises nachgesucht   und   ertheilt   sein   in   den^jenigen   ausländischen 
Staate,  in  welchem  der  Zeicheninhaber  sein,e  Niederlassung,  d.  h.  seine 
Hauptniederlassung,  hat.    Von  der  zuständigen  Behörde  dieses  Staates 
muss  die  beizubringende  Bescheinigung  ausgestellt  sein  (Eohler  M-R. 
S.  430,  Tergl.  897).     Zur  Annahme  der  Echtheit  der  von  der  auslän- 
dischen Behörde  ausgestellten  Bescheinigung  genügt  die  Legalisation 
durch  einen  Konsul  oder  Gesandten  des  Reichs;  doch  ist  eine  solche 
Legalisation  nirgends  vorgeschrieben  und  daher  nur  auf  Erfordern  des 
Patentamts  beizubringen  (vergl.  232).    Wo  die  Hauptniederlassung  sieh 
im  Falle  des  Vorhandenseins  mehrerer  Niederlassungen  befindet,  ist  nach 
den  an  anderer  Stelle  erörterten  Regeln  zu  entscheiden  (vergl.  898). 
Hat  der  Berechtigte   mehrere   Hauptniederlassungen  in  verschiedenen 
ausländischen  Staaten,  so  genügt  es,   wenn   auch   nur   in  einem  der- 
selben der  Markenschutz  nachgesucht  und  ertheilt  worden  ist  (Land- 
graf IL    §  23    N.  17,    vergl.  899).      Der    Markenschutz    muss    dem 
Zeicheninhaber  im  Auslande  ertheilt  sein  entweder  dadurch,  dass  auf 
dessen  Anmeldung  die  Eintragung    des   Zeichens   zu    seinen  Gunsten 
in  dem  ausländischen  Register  bewirkt  ist,  oder  dadurch,  dass  in  dem 
ausländischen   Register  —  soweit  dies   nach    den    Gesetzen   des  be- 
trefiTenden  ausländischen  Staates  überhaupt  geschieht    —    die    Ueber- 
tragung  des  ursprünglich  zu  Gunsten  eines  Rechtsvorgängers  des  nun- 
mehrigen Zeicheninhabers    eingetragenen    Zeichens    auf  letzteren  ver- 
merkt  ist.      Kennt    das    ausländische  Recht  einen   derartigen  üeber- 
tragungsvermerk  nicht,    so   ist    der  Nachweis  der  Rechtsnachfolge  in 
sonstiger  Weise  zu  führen.      Es  ist  demnach  der  Wortlaut  des  §  23 
Absatz  3  insofern   nicht    ganz  korrekt,    als    derselbe  vorschreibt,  der 
nunmehrige,  das  Zeichen    zur  Anmeldung    bringende,    Zeicheninhaber 
müsse  den   Markenschutz    auch    „nachgesucht"    haben;    denn    „nach- 
suchen"   kann    der   Rechtsnachfolger    im    Besitze    des    Zeichens    den 
Markenschutz  nur,  wenn  und  insofern   nach  ausländischem  Recht  die 
Uebertragung  des  Zeichens  im  Zeichenregister  auf  Antrag  des  Rechts- 
nachfolgers geschieht  (vergl.  Seligsohn  §  23  N.  17). 

935.   Massgebender  Zeitpunkt  für  die  Prüfung  des  Nachweises. 

Da  der  Nachweis  des  Schutzes  mit  der  Anmeldung  zu  erbringen 
ist,  so  muss  der  ausländische  Markenschutz  nachweisbar  bestehen  zu 
dem  Zeitpunkte,  in  welchem  das  Zeichen  zur  Zeichenrolle  angemeldet 
wird  (Seligsohn  §23  N.  17,  vergl.  Str.  Bd.  10  S.  292,  Busch 
Bd.  45  S.  372).  Die  Bescheinigung  der  ausländischen  Registerbehörde 
darf  daher  nicht  allzu  lange  vor  dem  Zeitpunkte  der  Anmeldung  zur 
Zeichenrolle  ertheilt  sein,  da  anderenfalls  —  namentlich  bei  bevorstehen- 
dem Ablauf  der  ausländischen  Schutzdauer  —  die  Gefahr  bestehen  würde, 
dass  nach  der  Ausstellung  der  Bescheinigung  und  noch  vor  der  An- 
meldung zur  Zeichenrolle  die  ausländische  Eintragung  bereits  gelöscht 
ist.  Dies  kommt  namentlich  in  Betracht,  wenn  ein  ausländisches 
Zeichen,  welches  in  die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  30.  November 
1874  geführten  Zeichenregister  eingetragen  war,  zur  Uebertragung 
in  die  Zeichenrolle  angemeldet  wird.  Der  bei  der  Anmeldung  in 
Leipzig  früher  erbrachte  Nachweis  des  Bestehens  der  ausländischen 
Schutzberechtigung  liefert  keinen  Beweis  dafür,  dass  der  ausländische 
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Schutz  noch  zur  Zeit  der  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  besteht;  es 
wird  demnach  der  nach  §  23  Absatz  8  erforderte  Nachweis  nicht 
durch  den  bei  der  früheren  Anmeldung  zum  Zeichenregister  erbrachten 
Nachweis  entbehrlich  (vergl.  1008).  Dagegen  ist  es  nicht  nothwendig, 
dass  die  ausländische  Eintragung  fortbestehe  bis  zu  der  die  Eintra- 
gung in  die  Zeichenrolle  anordnenden  Verfügung  des  Patentamts;  die 
Eintragung  in  die  Zeichenrolle  ist  vielmehr  vorzunehmen,  auch  wenn 
die  ausländische  Eintragung  in  der  Zwischenzeit  zwischen  Anmeldung 
und  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  gelöscht  sein  sollte,  oder  aus 
Irgend  einem  sonstigen  Grunde  der  ausländische  Schutz  erloschen  ist. 
Der  Zeitpunkt  der  Anmeldung  ist  schliesslich  auch  insofern  massgebend, 
als  ein  Waarenzeichen  dann  als  ein  ausländisches  angesehen  werden 
muss,  wenn  dessen  Inhaber  zur  Zeit  der  Anmeldung  zur  Zeichenrolle 
eine  Niederlassung  im  Inlande  nicht  hat,  und  umgekehrt  als  ein  in- 
ländisches, wenn  eine  Niederlassung  in  dem  massgebenden  Zeitpunkte 
im  Inlande  sich  befindet.  Eine  spätere  Verlegung  der  Niederlassung 
ist  für  die  vorliegende  Frage  ohne  jeden  Einfluss. 

Eine  Ausnahme  von  der  Regel,  dass  der  Nachweis  des  im  Aus- 
lande ertheilten  Markenschutzes  mit  der  Anmeldung  zu  erbringen  ist, 
wird  dann  anzuerkennen  sein,  wenn  der  Anmelder  behufs  Wahrung 
eines  Prioritätsvorrechts  genOthigt  ist,  das  Zeichen  zur  Anmeldung 
zu  bringen,  ehe  dasselbe  auf  die  im  Auslande  erfolgte  Anmeldung  dort 
zur  Eintragung  gelangt  ist  (vergl.  937).  In  diesem  Falle  wird  dem 
Anmelder  eine  angemessene  Frist  zur  Beibringung  des  Nachweises  zu 
bewilligen  oder  das  Verfahren  bis  zur  Vornahme  der  ausländischen  Ein- 
tragung auszusetzen  sein  (vergl.  G.  R.  &U.  R.  I.  S.  17.  18). 

936.  Verpflichtung  zur  Erbringung  des  Nachweises. 

Verpflichtet  zur  Erbringung  des  Nachweises  des  im  Heimaths- 
staate  ertheilten  Markenschutzes  ist  jeder  Zeichen  Inhaber,  welcher  im 
Inlande  eine  Niederlassung  nicht  hat  (vergl.  930).  Es  besteht  nicht 
etwa  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  zu  Gunsten  derjenigen  Aus- 
länder, welche  nach  den  bestehenden  Staatsverträgen  in  Bezug  auf 
ihre  Waarenbezeichnungen  den  gleichen  Schutz  wie  die  Angehörigen 
des  deutschen  Reiches  geniessen  sollen.  Denn  es  ist  —  wenn  dies  auch 
nicht  in  den  betreffenden  Staatsverträgen  ausdrücklich  ausgesprochen 
sein  sollte  —  unter  dem  in  den  Verträgen  gebrauchten  Ausdrucke 
„Schutz"  der  materielle  Rechtsschutz  zu  verstehen,  während  die  be- 
treffenden Ausländer,  um  diesen  materiellen  Rechtsschutz  sich  zu 
sichern,  die  in  Deutschland  vorgeschriebenen  Bedingungen  und  Förm- 
lichkeiten zu  erfüllen  haben.  Einen  Vorbehalt  dieses  Inhalts  enthalten 
übrigens  die  Staats  vertrage  regelmässig  (vergl.  1(X)5).  Keineswegs 
sind  auch  diejenigen  Zeicheninhaber,  welche  sich  zu  ihren  Gunsten 
auf  die  Uebereinkfinfte  betreffend  den  gegenseitigen  Markenschutz  mit 
Oesterreich-Ungarn,  Italien,  Serbien  und  der  Schweiz  berufen  können, 
von  der  Verpflichtung  zur  Beibringung  des  in  §  23  Absatz  3  vor- 
geschriebenen Nachweises  befreit  (anders  Schmid  in  ZgR.  III.  S.  162). 
Denn  auch  die  Angehörigen  dieser  Länder  haben,  wie  dies  in  Artikel  1 
der  Verträge  mit  Italien  und  der  Schweiz  besonders  hervorgehoben 
wird,  auf  den  gesetzlichen  Schutz  nur  dann  Anspruch,  wenn  sie  die 
Förmlichkeiten  erfüllen,  welche  die  innere  Gesetzgebung  Deutschlands 
den  Inländern  auferlegt  (vergl.  Seligsohn  S.  222).  Dabei  kommt  in 
Betracht,    dass  auch  die  Inländer   im    Sinne    des    Artikel  1  der  vor- 
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genannten  Verträge  —  d.  h.  die  deutschen  Staatsangehörigen  —  den 
in  §  23  Absatz  3  vorgeschriebenen  Nachweis  erbringen  müssen,  wenn 
sie  nur  im  Auslande  eine  Niederlassung  haben. 

937.   Priorität8Vorreohte  ausländischer  Zeichen. 

Die  Priorität  der  Anmeldung  eines  ausländischen  Zeichens  zur 
Zeichenrolle  bestimmt  sich  im  Allgemeinen  nach  denselben  Grund- 
sätzen, wjelche  fQr  die  Anmeldung  inländischer  Zeichen  gelten;  es  ist 
demnach  massgebend  der  Zeitpunkt  der  Anmeldung  zur  ZeichenroUe 
und  nicht  etwa  derjenige  Zeitpunkt,  in  welchem  im  Auslande  das 
Zeichenrecht  —  sei  es  durch  Eintragung  in  ein  amtliches  Register 
oder  auf  sonstige  Weise  —  erlangt  ist  (KohlerM-R.  S.  439  ff.).  Aus- 
nahmen von  dieser  Regel  können  indessen  durch  Staatsverträge  ver- 
ordnet werden;  denn  —  wie  bereits  früher  dargelegt  —  ist  sowohl 
die  Ergänzung  als  selbst  die  Abänderung  des  Gesetzes  durch  Staats- 
verträge allgemein  zugelassen  (vergl.  908).  Thatsächlich  ist  in  den 
Uebereinkünften  betreffend  den  gegenseitigen  Markenschutz  mit  Oester- 
reich-Ungarn, .  Italien,  Serbien  und  der  Schweiz  den  Angehörigen 
dieser  Länder  —  d.  h.  sowohl  den  Staatsangehörigen  als  demjenigen 
Personen,  welche  in  dem  betreffenden  Vertragsstaate  ihre  Hauptnieder- 
lassung haben  —  ein  Vorrecht  hinsichtlich  der  Priorität  ihrer  Zeichen 
eingeräumt  worden,  allerdings  unter  gewissen  Beschränkungen.  Nach 
Artikel  3  und  4  der  vorerwähnten  Uebereinktinfte  soll  nämlich,  wenn 
ein  Waarenzeichen  in  den  Gebieten  des  einen  der  vertragschliessenden 
Theile  behufs  Erlangung  des  Schutzes  angemeldet,  und  binnen  einer 
Frist  von  drei  Monaten  die  Anmeldung  auch  in  den  Gebieten  des 
anderen  vertragschliessenden  Theiles  bewirkt  wird,  diese  spätere  An- 
meldung allen  Anmeldungen  vorgehen,  welche  in  den  Gebieten  des 
anderen  Theiles  nach  dem  Zeitpunkte  der  ersten  Anmeldung  ein- 
gereicht worden  sind.  Die  dreimonatliche  Frist  beginnt  mit  dem 
Zeitpunkt,  in  welchem  die  erste  Anmeldung  —  d.  h.  die  Anmeldung 
im  Auslande  —  erfolgt  ist.  Der  Tag  dieser  Anmeldung  wird  in  die 
Frist  nicht  eingerechnet;  mithin  endigt  die  Frist  mit  dem  Ablaufe 
desjenigen  Tages  des  letzten  Monats,  welcher  durch  seine  Zahl  dem 
Tage  der  Anmeldung  im  Auslande  entspricht  (Seligsohn  S.  225). 
Das  Vorrecht  hinsichtlich  der  Priorität  ist  durch  die  Einhaltung  der 
vorerwähnten  Frist  bedingt;  eine  verspätete  Anmeldung  in  Deutsch- 
land gewährt  dieses  Vorrecht  nicht.  Ausserdem  ist,  da  nach  §  23 
Absatz  3  der  Anmelder  den  Nachweis  liefern  muss,  dass  er  den 
Markenschutz  im  Auslande  nicht  nur  nachgesucht,  sondern  auch  „er- 
halten" hat,  nur  diejenige  ausländische  Anmeldung  zu  berücksichtigen, 
welche  zur  Eintragung  des  Zeichens  in  das  ausländische  Zeicheu- 
register  geführt  hat;  ist  also  die  ausländische  Anmeldung  zurück- 
genommen oder  die  Eintragung  des  Zeichens  rechtskräftig  im  Auslande 
verweigert  worden,  so  begründet  die  ausländische  Anmeldung  einen 
Prioritätsanspruch  nicht  (vergl.  Seligsohn  S.  224).  Ist  es  noch  nicht 
entschieden,  ob  die  ausländische  Anmeldung  zur  Eintragung  führen 
wird,  so  kann  das  inländische  Verfahren  bis  zum  Erlasse  der  be- 
treffenden Entscheidung  ausgesetzt  werden  (vergl.  935).  Da  aus  der 
im  Auslande  ertheilten  Bescheinigung  über  die  Markeneintragung  sich 
regelmässig  der  Zeitpunkt  der  ersten  Anmeldung  im  Auslande  ergeben 
wird,  so  bedarf  es  im  Allgemeinen  einer  besonderen  Bescheinigung 
über  den  Zeitpunkt  dieser  Anmeldung  nicht. 


§  23.  LXXX VIII.  Anmeldung  ausländischer  Waarenzeichen  z.  Zeichenrolle.    587 

Auf  das  Prioritäts Vorrecht  der  Artikel  3  und  4  der  Verträge  mit 
Oesterreich-Ungam,  Italien,  Serbien  und  der  Schweiz  können  sich 
übrigens  nicht  nur  die  Angehörigen  dieser  Länder,  sondern  auch 
deutsche  Staatsangehörige  und  Personen,  welche  in  Deutschland 
ihre  Hauptniederlassung  haben,  berufen,  wenn  sie  die  erste  An- 
meldung ihres  Zeichens  nicht  in  Deutschland,  sondern  in  einem 
der  Vertragsstaaten  bewirkt  haben  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  291, 
vergl.  auch  Denkschrift  zu  dem  Uebereinkommen  mit  Oesterreich- 
Ungarn). 

938.   Bedeutung  de8  Prioritätsvorrechts  für  das  Verfahren  nach  den 

§§  5,  6  und  §  9  No.  I. 

Die  Vordatirung  des  Zeitpunktes  der  Anmeldung  hat  allein  Be- 
deutung für  die  Priorität,  d.  h.  für  die  Anwendung  der  §§  5,  6  und 
des  §  9  No.  1 ;  dieselbe  ist  ohne  Einfluss  auf  die  Schutzdauer  des 
Zeichens,  welche  -  -  wie  gewöhnlich  —  von  dem  Tage  der  Anmeldung 
zur  Zeichenrolle  ab  läuft  (Seligsohn  S.  226).  Dies  gilt  auch  für  die 
schweizerischen  Zeichen,  wiewohl  in  dem  von  dem  Texte  der  anderen 
Verträge  abweichenden  Artikel  3  des  Uebereinkommens  mit  der 
Schweiz  allgemein  gesagt  ist,  dass  die  spätere  fristgerechte  Anmel- 
dung eines  schweizerischen  Zeichens  zur  Zeichenrolle  dieselbe  Wir- 
kung haben  solle,  als  wenn  sie  am  Tage  der  ersten  Anmeldung  ge- 
schehen wäre.  Denn  trotz  des  abweichenden  Textes  war  bei  Abschluss 
des  deutsch-schweizerischen  Uebereinkommens  eine  Abweichung  dem 
Sinne  nach  offenbar  nicht  beabsichtigt  (vergl.  Seligsohn  S.  239.  240, 
anders  Rheni  us  S.  207).  Die  bevorrechtete  Priorität  des  auslän- 
dischen Zeichens  kann,  wenn  es  sich  um  die  Anwendung  der  §§  5 
und  6  handelt,  von  dem  Patentamt  selbstverständlich  erst  nach  der 
Anmeldung  eines  solchen  Zeichens  zur  Zeichenrolle  berücksichtigt 
werden.  Wenn  also  die  fristgemässe  Anmeldung  des  ausländischen 
Zeichens  zur  Zeichenrolle  erst  nach  der  Eintragung  eines  in  Deutseh- 
land später  angemeldeten  gleichen  oder  verwechselungsfähigen  Zeichens 
geschieht,  so  ist  der  ausländische  besser  berechtigte  Zeicheninhaber, 
welcher  sein  Prioritätsvorrecht  wahren  will,  genöthigt,  den  Weg  der 
Klage  auf  Grund  des  §  9  No.  1  zu  beschreiten. 

939.   Geltendmachung  des  PrioritStsvorrechtee. 

Das  Prioritätsvorrecht  auf  Grund  der  vier  Staatsverträge  besteht 
auch  dann,  wenn  es  nicht  von  dem  Zeieheninhaber  geltend  gemacht 
wird;  dasselbe  ist  eintretenden  Falles  sowohl  von  dem  Patentamt  als 
von  den  Gerichten  auch  von  Amtswegen  zu  berücksichtigen,  da  die 
frühere  Anmeldung  im  Auslande  kraft  Gesetzes  der  späteren  An- 
meldung in  Deutschland  vorgeht  (anders  Seligsohn  S.  226).  Wird 
das  Prioritätsvorrecht  bei  der  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  beansprucht, 
so  wird  dies  in  die  Zeichenrolle  eingetragen  und  veröffentlicht.  Der 
Umstand,  dass  bei  der  Anmeldung  die  Priorität  nicht  beansprucht 
oder  ein  entsprechender  Vermerk  nicht  in  die  Zeichenrolle  eingetragen 
worden  ist,  schliesst  indessen  nicht  aus,  dass,  wenn  es  sich  später 
um  die  Priorität  handelt,  das  Prioritätsvorrecht  auf  Grund  der  aus- 
ländischen Anmeldung  —  und  zwar  soweit  die  Unterlagen  dafür  vor- 
liegen, auch  von  Amts  wegen  —  in  Betracht  gezogen  werden  muss 
(vergl.  Seligsohn  S.  226).  Der  Zeicheninhaber,  welcher  das  Priori- 
tätsvorrecht für  sich  in  Anspruch  nimmt,  ist  dafür  nöthigenfalls  be- 
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weispflichtig,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  der  Anspruch  hierauf  bei 
der  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  erhoben  und  ein  entsprechender  Ver- 
merk in  die  Zeichenrolle  eingetragen  worden  ist.  Ein  derartiger  Ver- 
merk hat  keine  Beweiskraft,  da  das  Patentamt,  sofern  nicht  eine 
Kollision  mit  einem  anderen  in  Deutschland  angemeldeten  Zeichen 
vorliegt,  keine  Veranlassung  hat,  die  Berechtigung  des  erhobenen 
Prioritätsanspruches  zu  prüfen.  Hat  das  Patentamt  im  Falle  einer 
solchen  Kollision  über  die  Berechtigung  des  Prioritätsanspruches  ent- 
schieden, so  ist  diese  Entscheidung  selbst  für  die  bei  derselben  Be- 
theiligten nicht  bindend.  Vielmehr  steht  demjenigen,  welcher  un- 
geachtet der  Entscheidung  des  Patentamts  die  Priorität  für  sein  Zeichen 
beansprucht,  sowohl  die  Klage  nach  Massgabe  des  §  6  Absatz  2  als 
die  Löschungsklage  auf  Grund  des  §  9  No.  1  zu  (vergl.  193.  286). 

940.   Prioritätsvorrechte  französischer  Zeichen. 

Eine  besondere  Art  der  Priorität  ist  anerkannt  in  dem  noch  in 
Kraft  befindlichen  Artikel  28  des  deutsch -französischen  Handels- 
vertrages vom  2.  August  1862,  indem  hierin  bestimmt  ist,  dass  wegen 
des  Gebrauchs  der  Fabrikzeichen  des  einen  Landes  in  dem  anderen 
eine  Verfolgung  nicht  stattfinden  solle,  wenn  die  erste  Anwendung 
dieser  Fabrikzeichen  in  dem  Lande,  aus  welchem  die  Ausfuhr  der 
Erzeugnisse  erfolgt,  in  eine  frühere  Zeit  fällt  als  die  durch  Nieder- 
legung oder  auf  andere  Weise  bewirkte  Aneignung  dieser  Zeichen  in  dem 
Lande  der  Einfuhr  (vergl.  Kohl  er  M-R.  S.  474,  vergl.  auch  1005).  Das 
Prioritätsvorrecht,  welches  hiernach  den  französischen  Waarenzeichen 
eingeräumt  ist,  wenn  der  Gebrauch  derselben  in  Frankreich  früher 
stattfand  als  ihre  Anmeldung  zum  Zeichenregister  oder  zur  Zeichen- 
rolle in  Deutschland,  hat  keine  Bedeutung  für  den  Erwerb  des  Zeichen- 
rechtes, d.  h.  des  Ausschliessungsrechtes  gegenüber  Dritten;  dieses 
Vorrecht  ist  daher  auch  nicht  bei  Anwendung  der  §§  5  und  6  oder 
des  §  9  No.  1  zu  berücksichtigen.  Vielmehr  ist,  wenn  die  Voraus- 
setzungen des  Artikel  28  vorliegen,  lediglich  ein  Einwand  zu  Gunsten 
des  älteren  Besitzers  eines  französischen  Zeichens  gegenüber  der  Aus- 
übung des  später  in  Deutschland  erworbenen  Zeichenrechtes  begründet, 
indem  die  Eintragung  in  das  deutsche  Zeichenregister  oder  in  die 
Zeichenrolle  für  unwirksam  erklärt  wird  gegenüber  denjenigen  An- 
gehörigen des  französischen  Staates,  welche  die  mit  ihrer  bereits  vor 
der  deutschen  Anmeldung  in  Frankreich  benutzten  Marke  versehenen 
Waaren  nach  Deutschland  einführen.  Alsdann  soll  weder  die  civil- 
rechtliche  noch  auch  die  strafrechtliche  Verfolgung  wegen  unbefugter 
Benutzung  des  in  Deutschland  eingetragenen  Waarenzeichens  statt- 
finden. Ein  Recht,  den  Inhaber  des  in  Deutschland  eingetragenen 
Zeichens  oder  irgend  einen  beliebigen  Dritten  von  der  Benutzung  des 
Zeichens  auf  Grund  des  früheren  Gebrauchs  in  Frankreich  auszu- 
schliessen,  oder  die  Priorität  im  Falle  der  Kollision  mit  einem  in 
Deutschland  angemeldeten  Zeichen  geltend  zu  machen,  steht  dem  In- 
haber des  französischen  Zeichens  nicht  zu.  Ein  Ausscbliessungsrecht 
zu  Gunsten  des  französischen  Zeicheninhabers  kann  vielmehr  —  ab- 
gesehen von  §  15,  wenn  dessen  Voraussetzungen  vorliegen  —  in 
Deutschland  nur  auf  Grund  einer  Anmeldung  bei  der  deutschen  Be- 
hörde erlangt  werden  mit  der  gleichen  Priorität,  welche  die  Anmeldung 
eines  inländischen  Zeichens  hat. 
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941.   Materielle  Erfordernisse  der  Anmeldung. 

Was  die  materiellen  Erfordernisse  der  Anmeldung  —  also  die 
Voraussetzungen  der  Eintragsfähigkeit  —  eines  ausländischen  Waaren- 
zeichens  anlangt,  so  bestimmt  das  Gesetz  zunächst  in  §  23  Absatz  1, 
dass  die  Gegenseitigkeit  mit  dem  Heimathsstaate  des  Anmelders  ver- 
bürgt sein  muss  (vergl.  890  ff.).  Sodann  enthält  der  §  23  Absatz  3 
die  weitere  Bestimmung,  dass  die  Eintragung,  soweit  nicht  Staats- 
verträge ein  Anderes  bestimmen,  nur  dann  zulässig  ist,  wenn  das 
Zeichen  den  Anforderungen  des  deutschen  Gesetzes  entspricht. 

942.  Versagung  der  Eintragung  nach  dem  Gesetze  vom  30.  November  1874. 

Die  letzterwähnte  Vorschrift  des  §  23  Absatz  3  wurde  um  des- 
willen in  das  Gesetz  aufgenommen,  weil  unter  der  Herrschaft  des 
früheren  Gesetzes  die  Auffassung  bestand,  ein  ausländisches  "Waaren- 
zeichen  müsse  —  wenigstens  seiner  Zusammensetzung  nach  —  nicht 
den  Anforderungen  des  inländischen  Gesetzes  entsprechen,  die  Ein- 
tragung in  Deutschland  habe  vielmehr  ohne  jede  Rücksicht  auf  die 
Znsammensetzung  des  Zeichens  in  derjenigen  Gestalt  zu  geschehen, 
in  welcher  das  Zeichen  nachweislich  im  Auslande  geschützt  sei.  Diese 
Ansicht  gründete  sich  auf  die  unter  dem  früheren  Gesetze  herrschende 
Meinung,  dass  der  inländische  Schutz  ein  akzessorischer,  d.  h.  ein  voa 
dem  im  Auslande  erwirkten  Schutzrechte  abhängiger  Schutz  sei,  und 
dass  der  inländische  Schutz  rechtlich  lediglich  unter  dem  Gesichtspunkte 
einer  Erstreckung  des  ausländischen  Schutzrechtes  auf  das  Inland  in 
Betracht  komme.  Daraus  wurde  gefolgei*t,  dass  die  materielle  Schutz- 
berechtigung eines  ausländischen  Zeichens  im  Inlande  ausschliesslich 
nach  dem  Rechte  des  Heimathsstaates  beurtheilt  werden  müsse  (Kohl er 
M-R.  S.  412.  413.  435  ff.,  Civ.  Bd.  18  S.  31  ff,  Str.  Bd.  14  S.  64.  65, 
Str.  Bd.  26  S.  394,  vergl.  932).  Die  Eintragung  und  der  inländische 
Schutz  konnten  nach  dieser  Meinung  einem  ausländischen  Waaren- 
zeichen  nur  dann  versagt  werden,  wenn  entweder  ein  Waarenzeichen 
im  Sinne  des  deutschen  Gesetzes  nicht  vorlag,  oder  wenn  Interessen 
öffentlichrechtlicher  Natur  der  Gewährung  eines  Rechtsschutzes  wider- 
sprachen. Dass  solche  Zeichen,  welche  mit  Rücksicht  auf  ihre  äussere 
Gestaltung  dem  Begriffe  eines  Waarenzeichens  im  deutschrechtlichen 
Sinne  nicht  entsprachen,  selbst  dann  nicht  Anspruch  auf  den  Schutz 
des  deutschen  Gesetzes  hatten,  wenn  sie  in  der  zur  Anmeldung  ge- 
brachten Gestalt  in  dem  Heimathsstaate  ihres  Anmelders  geschützt 
waren,  stand  in  Literatur  und  Rechtsprechung  fest  (Kohler  P&J. 
II.  S.  18,  Civ.  Bd.  18  S.  86.  87,  Civ.  Bd.  22  S.  100  ff.,  Str.  Bd.  22 
S.  180.  181,  Str.  Bd.  26  S.  394).  Ebenso  unbestritten  war  es,  dass 
die  ausländischen  Zeichen  denjenigen  Vorschriften  des  inländischen 
Gesetzes  entsprechen  mussten,  welche  zwingender  Natur,  d.  h.  im 
Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  oder  der  guten  Sitten  erlassen 
waren.  Genügte  ein  ausländisches  Zeichen  diesen  Erfordernissen  nicht, 
so  wurde  sowohl  die  Eintragung  als  auch  der  Rechtsschutz  auf  Grund 
einer  trotzdem,  d,  h,  versehentlich  erfolgten,  Eintragung  versagt.  Als 
Vorschriften  zwingender  Natur  wurden  dabei  die  Bestimmungen, 
welche  Aergemiss  erregende  Darstellungen  und  öffentliche  Wappen 
von  der  Eintragung  ausschliessen,  angesehen  (Kohl er  M-R.  S.  435  ff., 
Civ.  Bd.  21  S.  1,  Str.  Bd.  14  S.  234  ff,  Str.  Bd.  25  S.  19). 
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943.  Versagung  der  Eintragung  nach  dem  Gesetze  vom  12.  Mai  1894. 

In  dem  Gesetz  vom  12.  Mai  1894  istf  die  den  ausländischen  Zeichen 
nach  der  früheren  Praxis  gegebene  Ausnahmestellung  aufgegeben  und 
die  Regel  aufgestellt,  dass  auch  diese  Zeichen  den  Anforderungen  des 
deutschen  Gesetzes  entsprechen  müssen.  Es  ist  dies  durchaus  konse- 
quent, da  —  wie  dies  bereits  früher  ausgeführt  wurde  —  nach  dem 
geltenden  Gesetze  der  inländische  Schutz  nicht  mehr  als  eine  Erstreckung 
des  im  Auslande  bestehenden  Markenschutzes  anzusehen  ist,  der  inlän- 
dische Schutz  vielmehr  sich  nunmehr  lediglich  auf  das  deutsche  Gesetz 
und  die  zu  dessen  Ergänzung  geschlossenen  Staatsverträge  gründet. 
Ausnahmen  zu  Gunsten  der  ausländischen  Waarenzeichen  sind  demnach 
jetzt  nur  —  wie  dies  auch  in  dem  Gesetze  hervorgehoben  wird  — 
zugelassen,  wenn  und  insoweit  solche  in  den  Staatsverträgen  des 
Deutschen  Reiches  mit  ausländischen  Staaten  —  wobei  im  einzelnen 
Falle  der  Heimathsstaat  des  Anmelders  in  Betracht  kommt  —  aus- 
drücklich verordnet  sind  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  174).  Die  Ein- 
tragsfähigkeit eines  ausländischen  Waarenzeichens  ist  in  einem  solchen 
Ausnahmefalle  ausschliesslich  nach  Massgabe  der  betreffenden  Vor- 
schrift in  dem  Staats  vertrage  zu  bestimmen:  es  kann  daher,  wenn  ein 
Staatsvertrag  die  Waarenzeichen  eines  bestimmten  Landes  ohne  Rück- 
sicht auf  ihre  äussere  Gestaltung  oder  ihre  Zusammensetzung  zur  Eintra- 
gung zulässt,  diese  nicht  etwa  mitRücksicht  auf  inländische  Vorschriften 
zwingender  Natur  verweigert  werden,  sofern  nicht  durch  eine  besondere 
Bestimmung  des  Staatsvertrages  Vorsorge  für  diesen  Fall  getroffen  ist. 

944.   Oesterreichisohe,  ungarische,  italienische,  serbische  und 

schweizerische  Zeichen. 

Im  Allgemeinen  enthalten  die  Staatsverträge  besondere  Vor- 
schriften über  die  Eintragsfähigkeit  ausländischer  Zeichen  nicht;  viel- 
mehr ist  für  die  Regel  bestimmt,  dass  die  Ausländer  den  Inländern 
gleichgestellt  sind.  Nur  in  den  neueren  Uebereinkünften  mit  Oesier- 
reich-Ungarn,  Italien,  Serbien  und  der  Schweiz  findet  sich  eine  Aus- 
nahmebestimmung zu  Gunsten  der  Angehörigen  dieser  Staaten,  d.  h. 
der  Staatsangehörigen  und  solcher  Personen,  welche  in  dem  betreffen- 
den Auslandsstaate  ihre  Hauptniederlassung  haben.  Diese  Ausnahme- 
vorschrift gilt  übrigens  auch  zu  Gunsten  der  deutschen  Staatsange- 
hörigen und  derjenigen  Personen,  welche  in  Deutschland  ihre  Haupt- 
niederlassung besitzen,  wenn  sie  die  erste  Anmeldung  ihres  Zeichens 
in  dem  ausländischen  Vertragsstaate  bewirkt  haben  (vergl.  937).  An- 
dere Personen,  d.  h.  die  Angehörigen  dritter  Staaten,  können  sich,  wie 
sich  aus  dem  Zusammenhange,  in  dem  die  betreffende  Vorschrift  zu  dem 
übrigen  Vertragsinhalt  steht,  ergiebt,  nicht  zu  ihren  Gunsten  auf  dieselbe 
berufen  (P.M.&Z-Bl.  Bd.  2  S.  73,  vergl.  P.M.&Z-Bl.  Bd.  2  S.  291,  vergl. 
auch  Denkschrift  zu  dem  Uebereinkommen  mit  Oesterreich-Ungarn).  Die 
fragliche  Bestimmung,  die  in  dem  in  den  vier  Verträgen  in  dieser  Hin- 
sicht gleichlautenden  Artikel  6  enthalten  ist,  besagt,  dass  dem  In- 
haber einer  in  den  Gebieten  des  einen  Theiles  eingetragenen  Handels- 
und Fabrikmarke  die  Eintragung  in  den  Gebieten  des  anderen  Theiles 
nicht  aus  dem  Grunde  versagt  werden  kann,  weil  die  Marke  den  hier 
geltenden  Vorschriften  über  die  Zusammensetzung  und  die  äussere 
Gestaltung  der  Marken  nicht  entspricht.  Die  Eintragung  kann  daher 
dem  Zeichen  nicht  deshalb  versagt  werden :  a.  weil  dasselbe  mit  Rück- 
sicht auf   seine  äussere  Gestaltung   dem    deutschrechtlichen  Begriffe 
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eines  Waarenzeichens  nicht  entspricht;  b.  weil  es  öffentliche  Wappen, 
Aergerniss  erregende  Darstellungen  oder  trügerische  Angaben  ent- 
hält. Es  ist  also  —  abgesehen  von  den  später  zu  erörternden,  die  öster- 
reichischen, ungarischen  und  die  schweizerischen  Zeichen  betreffenden 
Ausnahmen  —  unerheblich,  ob  die  deutschrechtliche  Vorschrift  über 
die  Zusammensetzung,  welcher  das  ausländische  Zeichen  im  einzelnen 
Falle  nicht  entspricht,  im  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  oder  der 
guten  Sitten  erlassen,  oder  ob  dieselbe  nicht  zwingender  Natur  im  Sinne 
der  früheren  Praxis  ist  (vergl.  942).  Dass  der  Gesetzgeber  von  dieser 
Auffassung  ausging,  geht  aus  der  Begründung  des  Gesetzentwurfes 
hervor,  indem  dort  gesagt  ist,  dass  ein  ausländisches,  ein  Staats- 
wappen enthaltendes  Zeichen  auf  Grund  eines  Staatsvertrages  im  In- 
lande  zum  Schutze  zugelassen  werden  kann,  wiewohl  die  Vorschriften 
über  öffentliche  Wappen,  wie  bereits  früher  erörtert  ist,  zwingender 
Natur  im  Sinne  der  früheren  Praxis  sind  (vergl.  Mot.  zu  §  4).  Daher 
kann  es  auch  kein  Bedenken  erregen,  dass  Aergerniss  erregende 
Zeichen  zur  Eintragung  zuzulassen  sind,  wiewohl  solche  im  All- 
gemeinen keinen  Rechtsschutz  verdienen  (anders  Hahn  in  ZgR.  IL 
S.  190),  Gegentiber  einem  auf  Grund  des  Artikel  6  der  erwähnten 
Staatsverträge  bevorrechteten  Zeichen  findet  auch  die  Löschungsklage 
auf  Grund  des  §  9  No.  3  nicht  statt  (vergl.  303). 

Soweit  Vorschriften  über  die  Zusammensetzung  oder  die  äussere 
Gestaltung  der  Waarenzeichen  nicht  in  Frage  stehen,  darf  anderer- 
seits, da  die  Bestimmungen  der  Staatsverträge  nicht  über  ihren  Wort- 
laut hinaus  auszudehnen  sind,  die  Eintragung  auch  einem  öster- 
reichischen, ungarischen,  italienischen,  serbischen  oder  schweizerischen 
Zeichen  versagt  werden.  Es  kann  dies  geschehen:  a.  wegen  Ueber- 
einstimmung  mit  einem  früher  angemeldeten  Zeichen;  b.  weil  das 
Zeichen  ein  auf  Grund  des  §  4  Absatz  2  gesperrtes  ist;  c.  wenn  das 
Zeichen  nicht  für  Waaren  im  Sinne  des  Gesetzes  bestimmt  ist; 
d.  wenn  das  Zeichen  wegen  nicht  genügender  Unterscheidungskraft 
nicht  Waarenzeichen  im  Sinne  des  §  1  des  Gesetzes  sein  kann.  Aus 
dem  letzteren  Gesichtspunkte  ist  die  Eintragung  insbesondere  auch 
dann  zu  versagen,  wenn  das  ausländische  Zeichen  ein  Freizeichen  ist, 
oder  ausschliesslich  aus  Buchstaben,  Zahlen  oder  gemeingebräuchlichen 
Wörtern  besteht  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  289.  290,  vergl.  P.M.  &Z-B1. 
Bd.l  S.307.  308,  Bd.  2  S.  15. 16,  vergl.  auch  Propr.  Ind.  XIL  S.  156). 
Nur  zu  Gunsten  gewisser  in  Oesterreich  und  Ungarn  eingetragener 
Zeichen  ist  bestimmt,  dass  denselben  die  Eintragung  wegen  Freizeichen- 
eigenschaft nicht  verweigert  werden  darf  (vergl.  102). 

Hinsichtlich  der  österreichischen  und  ungarischen  Zeichen  ist  femer 
in  Artikel  6  Absatz  2  und  in  dem  Schlussprotokoll  des  Uebereinkommens 
mit  Oesterreich-Ungarn  bestimmt,  dass  einem  solchen  Zeichen  die 
Eintragung  in  Deutschland  auch  dann  versagt  werden  kann,  wenn 
das  Zeichen  Staats-  oder  andere  öffentliche  Wappen  enthält,  oder  wenn 
in  Deutschland  befunden  wird,  dass  der  Inhalt  des  Zeichens  gegen 
die  Sittlichkeit  oder  gegen  die  öffentliche  Ordnung  verstösst,  oder  dass 
der  Zeicheninhalt  mit  den  tbatsäcblichen  Verhältnissen  in  einem  das 
Publikum  irreführenden  Widerspruch  steht.  Die  deutsche  Behörde, 
d.  h.  das  Patentamt,  hat  demnach  darüber  zu  entscheiden,  ob  einer  der 
gedachten  Ausnahmefälle  vorliegt,  und  hat  zutreffenden  Falles  auf 
Grund  des  §  4  No.  2  und  3  des  deutschen  Gesetzes  die  Eintragung 
in  die  Zeichenrolle  zu  verweigern.    Was  die  Anwendung  des  §  4  No.  2 
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betrifft,  so  ist  die  Eintragung  nach  Artikel  7  Absatz  2  des  deutsch- 
österreichischen Uebereinkommens  einem  Zeichen  nicht  nur  dann  zu 
versagen,  wenn  es  österreichische  oder  ungarische  Staatswappen 
enthält,  sondern  allgemein,  wenn  öffentliche  Wappen,  also  auch 
wenn  Wappen  eines  österreichischen  oder  ungarischen  Ortes,  eines 
österreichischen  oder  ungarischen  Gemeinde-  oder  weiteren  Kommunal- 
verbandes zu  Bestandtheilen  des  angemeldeten  Zeichens  gemacht  sind. 
In  dieser  Hinsicht  hat  die  Vorschrift  des  §  4  No.  2,  welche  sonst  sich 
nur  auf  ausländische  Staatswappen  bezieht,  hier  eine  Erweiterung^ 
erfahren.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  besteht  jedoch  insofern,  als 
den^jenigen,  welcher  die  Erlaubniss  zur  Benutzung  der  Wappen  besitzt, 
die  Eintragung  wegen  der  Vorschrift  des  Artikel  7  Absatz  2  nicht 
verweigert  werden  darf  (vergl.  auch  142).  Dagegen  wird  die  Anwen- 
dung der  Bestimmung  des  §  4  No.  2  durch  das  deutsch-österreichische 
Uebereinkommen  in  keiner  Weise  beschränkt;  die  Eintragung  des  ein 
österreichisches  oder  ungarisches  Staatswappen  enthaltenden  Zeichens 
ist  demnach  auch  dann  zu  versagen,  wenn  der  Anmelder  die  Er- 
laubniss zur  Benutzung  des  Wappens  besitzt  (Rhenius  S.  201.  202). 

Aehnliche  Vorschriften  wie  der  Artikel  6  Absatz  2  und  das  Schluss- 
protokoll des  Uebereinkommens  mit  Oesterreich-Ungarn  enthält  hin- 
sichtlich der  schweizerischen  Zeichen  das  Schlussprotokoll  des  deutsch- 
schweizerischen Uebereinkommens;  nur  ist  hier  nicht  besonders  erwähnt, 
dass  ein  Zeichen,  welches  Staats-  oder  andere  öffentliche  Wappen  ent- 
hält, von  der  Eintragung  ausgeschlossen  werden  kann.  Diese  Ab- 
weichung von  dem  Wortlaute  des  österreichisch-ungarischen  Ueberein- 
kommens ist  jedoch  unerheblich,  da  die  die  öffentlichen  Wappen  betref- 
fende Vorschrift  des  deutschen  Gesetzes  zu  denjenigen  Bestimmungen  ge- 
hört, welche  im  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  erlassen  sind  (vergl.  942). 

Für  die  italienischen  und  serbischen  Zeichen  gelten  die  in  den 
Verträgen  mit  Oesterreich-Ungarn  und  mit  der  Schweiz  vorbehaltenen 
besonderen  Versagungsgründe  nicht;  denn  die  Vorschriften  in  Artikel  6 
Absatz  2  des  Uebereinkommens  mit  Oesterreich-Ungarn  und  in  den 
beiden  Schlussprotokollen  zu  den  Uebereinkünften  mit  Oesterreich- 
Ungarn  und  der  Schweiz  sind  nicht  etwa  als  eine  gesetzliche  Aus- 
legung der  Bestimmung  in  Artikel  6  Absatz  1,  welche  für  die  Waaren- 
zeichen  sämmtlicher  vier  Staaten  gleichmässig  gilt,  sondern  als  eine  nur 
für  die  österreichischen,  ungarischen  und  die  schweizerischen  Zeichen 
geltende  Ausnahmebestimmung  anzusehen  (anders  Seligsohn  S.  283). 

945.   Aenderung  der  Anmeldung. 

Die  Anmeldung  eines  ausländischen  Waarenzeichens  zur  Zeichen- 
rolle darf  —  entsprechend  dem,  was  von  der  Aenderung  der  Anmel- 
dung in  materieller  Beziehung  überhaupt  gilt  —  gegenüber  der  Ein- 
tragung des  Zeichens  in  dem  ausländischen  Zeichenregister  nicht 
wesentlich  geändert  werden  (vergl.  54).  Es  darf  also  im  Allgemeinen 
weder  in  Bezug  auf  die  Darstellung  des  Zeichens  noch  in  Betreff  der 
Bezeichnung  des  Geschäftsbetriebes  oder  der  Waaren,  für  welche  das 
Zeichen  bestimmt  ist,  noch  auch  hinsichtlich  der  Person  des  Zeichen- 
inhabers eine  Aenderung  gegenüber  der  ursprünglichen  Eintragung, 
wie  sie  durch  die  Bescheinigung  der  ausländischen  Registerbehörde 
nachgewiesen  wird,  eintreten.  Indessen  ist  immerhin  eine  mathe- 
matisch genaue  Uebereinstimmung  des  angemeldeten  Zeichens  mit  dem 
im  Auslande  eingetragenen  Zeichen  nicht  erfordert;    denn   es  können 
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in  Folge  der  Neuanfertigung  der  für  die  Vervielfältigung  des  Zeichens 
bestimmten  Typen  und  Stempel  sowie  in  Folge  davon,  dass  die  Dar- 
stellung deutlicher  gestaltet  oder  in  künstlerischer  Hinsicht  verbessert 
wird,  leicht  nicht  erhebliche  Aenderungen  eintreten,  welche  nicht  als 
unzulässig  anzusehen  sind  (vergl.  Amar  No.  410.  415).  Das  Patent- 
amt unterscheidet  bei  der  Aenderung  der  Anmeldung,  wie  bereits  an 
anderer  Stelle  dargelegt  ist,  im  Allgemeinen  zwischen  wesentlichen  — 
d.  h.  unzulässigen  —  und  unwesentlichen  —  d.  h.  statthaften  —  Ab- 
änderungen der  Anmeldung.  Dabei  soll  es  als  eine  wesentliche  Ab- 
änderung nicht  anzusehen  sein,  wenn  das  Zeichen  in  den  Hauptzügen 
dasselbe  bleibt  und  nur  figürliches  oder  sprachliches  Beiwerk  geändert 
wird,  oder  wenn  das  Waarenverzeichniss  auf  andere  Waaren  erstreckt 
wird,  welche  mit  den  ursprünglich  angegebenen  Waaren  gleichartig 
sind  (vergl.  54).  Ob  das  Patentamt  diese  Praxis  auch  dann  befolgt, 
wenn  es  sich  um  die  Aenderung  der  Anmeldung  eines  ausländischen 
Zeichens  gegenüber  der  Eintragung  in  das  ausländische  Zeichen- 
register handelt,  hat  dasselbe  bisher  nicht  ausgesprochen;  logischer 
Weise  müsste  auch  in  diesem  Falle  nach  denselben  Grundsätzen  ver- 
fahren werden.  Nach  der  Ansicht  von  Kohl  er  genügt  es,  wenn  das 
mit  der  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  überreichte  Zeichen  die  gleiche 
Verkehrswirkung  wie  die  im  Auslande  geschützte  Marke  hat  (Kohl er 
P  &  J.  HI.  S.  28).  Keineswegs  ist  indessen  allgemein  die  Anmeldung 
eines  Zeichens  für  zulässig  zu  erachten,  welches  im  Sinne  des  §  20 
verwechselbar  mit  dem  im  Auslande  eingetragenen  Zeichen  ist,  wenn 
die  Abweichungen  zwischen  den  beiden  in  Betracht  kommenden  Zeichen 
als  wesentliche  im  Sinne  der  vorstehenden  Erörterungen  angesehen 
werden  müssen  (anders  Finger  §  28  N.  7).  Denn  zwei  im  Sinne  des  §  20 
verwechselbare  Zeichen  können  doch  in  Bezug  auf  ihre  Darstellung 
völlig  verschieden  sein,  z.  B.  kann  das  eine  Zeichen  ein  Bildzeichen,  das 
andere  Zeichen  dagegen  ein  Wortzeichen  sein  (vergl.  847).  Durch  die 
Eintragung  eines,  wenn  auch  nach  §  20  verwechselbaren,  jedoch  thatsäch- 
lich  äusserlich  ganz  verschiedenen  Zeichens  würde  im  Inlande  ein  Schutz- 
recht erlangt  werden  können,  welches  mit  dem  im  Auslande  ertheilteu 
Schutzrechte  seinem  Umfange  und  seinem  Inhalte  nach  nicht  im 
Geringsten  übereinstimmt.  Praktisch  wird  die  Frage,  inwieweit  Ab- 
änderungen in  der  Darstellung  des  Zeichens  erlaubt  sind,  namentlich 
dann,  wenn  in  dem  ausländischen  Zeichen  Worte  in  fremder  Sprache 
enthalten  sind,  welche  bei  der  Anmeldung  in  Deutschland  in  die 
deutsche  Sprache  übersetzt  werden  sollen.  Derartige  Uebersetzungen 
würden,  wenn  man  der  Ansicht  des  Patentamts  folgen  will,  statthaft 
sein,  sofern  es  sich  um  gänzlich  untergeordnete  Wortzusätze  wie  „ge- 
setzlich geschützt^",  ^Schutzmarke"  u.  s.  w.  handelt.  Dagegen  würde 
die  Zulässigkeit  der  Uebersetzung  jedenfalls  dann  als  ausgeschlossen 
erachtet  werden  müssen,  wenn  den  betreffenden  Wcwi^n  in  dem  Ge- 
sammtbilde  des  Zeichens  eine  grössere  Bedeutung  beizumessen  ist, 
und  unter  allen  Umständen  dann,  wenn  es  sich  um  ein  Fantasiewort 
handelt. 

946.  Wirkung  der  Eintragung. 

Die  Eintragung  eines  ausländischen  Waarenzeichens  in  die  Zeichen- 
rolle hat  die  Wirkung,  dass  von  nun  an  das  Zeichen  den  Bestimmun- 
gen des  deutschen  Gesetzes  unterliegt.  Der  Anspruch  auf  den  Schutz 
des  Zeichens  ist  daher  sowohl  vor  dem  Patentamt  als  vor  den  Gerichten 
in  deigenigen  Formen  geltend  zu  machen,  welche  das  deutsche  Gesetz 
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vorschreibt;  insbesondere  werden  der  Umfang  des  Zeichenschutzes  und 
die  Schutzmittel  allein  durch  das  inländische  Becht  —  unter  Aus- 
schluss des  im  Heimathsstaate  des  Anmelders  geltenden  Rechtes  — 
bestimmt  (Kohl er  M-R.  S.  442.  443).  Dies  kommt  namentlich  in 
Betracht,  wenn  eine  Waarenbezeichnung,  welche  mit  Rücksicht  auf  ihre 
äussere  Gestaltung  dem  Begriffe  eines  Waarenzeichens  im  deutsch- 
rechtlichen Sinne  nicht  entspricht,  auf  Grund  eines  Staatsvertrages  in 
die  Zeichenrolle  eingetragen  werden  musste  (vergl.  15).  Dagegen 
bleibt  für  die  privatrechtlichen  Beziehungen  des  Zeicheninhabers  zu 
dritten  Personen,  über  welche  das  deutsche  Zeichengesetz  Vorschriften 
nicht  trifft,  regelmässig  das  ausländische  Recl^t  massgebend :  insbesondere 
entscheidet  sich  die  materielle  Gültigkeit  des  Vertrages,  durch  welchen 
das  Zeichenrecht  auf  einen  Anderen  übertragen  wird,  nach  dem  an 
dem  Orte  der  Hauptniederlassung  des  Veräusserers  geltenden  Rechte 
(vergl.  219).  Ohne  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  oder  in  die  früher 
geführten  Zeichenregister  hat  das  ausländische  Zeichen  Anspruch  auf 
den  Zeichenschutz  im  Inlande  nur  dann,  wenn  die  Voraussetzungen 
des  §  15  vorliegen  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  317.  318),  Abgesehen 
hiervon  kann  ein  lediglich  im  Auslande  geschütztes  Zeichen  auch  nicht 
einmal  durch  eine  Feststellungsklage  geschützt  werden,  da  nur  im  In- 
lande staatlich  anerkannte  Rechtsverhältnisse  einer  derartigen  Klage  zu 
Grunde  liegen  dürfen  (vergl.  P,  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  2).  Umsoweniger 
ist  der  Inhaber  eines  im  Inlande  nicht  geschützten  Zeichens  befugt, 
die  Hülfe  der  deutschen  Gerichte  zu  dem  Zwecke  anzurufen,  um  Ver- 
letzungen seines  Zeichens  im  Auslande  zu  verhindern  oder  den  aus- 
ländischen Störer  zur  Verantwortung  zu  ziehen  (Kohl er  M-R.  S.  449  ff., 
vergl.  Kohler  P  &  J.  III.  S.  12.  13,  Seligsohn  §  12  N.  5).  Der  An- 
spruch auf  Schutz  ist  ferner  in  jedem  Falle  dadurch  bedingt,  dass  Gegen- 
seitigkeit im  Sinne  des  §  23  Absatz  1  verbürgt  ist,  und  kann,  wenn  diese 
Voraussetzung  vorliegt  und  es  sich  um  ein  eingetragenes  Waarenzeichen 
handelt,  nur  durch  einen  im  Inlande  bestellten  Vertreter  geltend  gemacht 
werden  (vergl.  909.  920). 

§24. 

Auf  die  in  Gemässheit  des  Gesetzes  fiber  Markenschutz 
vom  30.  November  1874  in  die  Zeichenregister  eingetragenen 
Waarenzeichen  finden  bis  zum  1.  Oktober  1898  die  Bestim- 
mungen jenes  Gesetzes  noch  ferner  Anwendung.  Die  Zeichen 
können  bis  zum  1.  Oktober  1898  jederzeit  zur  Eintragung 
in  die  Zeichenrolle  nach  Massgabe  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes angemeldet  werden  und  unterliegen  alsdann  dessen 
Bestimmungen.  Die  Eintragung  darf  nicht  versagt  werden 
hinsichtlich  derjenigen  Zeichen,  welche  auf  Grund  eines 
älteren  landesgesetzlichen  Schutzes  in  die  Zeichenregister 
eingetragen  worden  sind.  Die  Eintragung  geschieht  unent- 
geltlich und  unter  dem  Zeitpunkte  der  ersten  Anmeldung, 
lieber  den  Inhalt  der  ersten  Eintragung  ist  ein  Zeugniss 
der  bisherigen  Begisterbehörde  beizubringen. 

Mit  der  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  oder^  sofern  eine 
solche  nicht  erfolgt  ist^  mit  dem  1.  Oktober  1898  erlischt 
der  den  Waarenzeichen  bis  dahin  gewährte  Schutz. 
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947.   Fortdauernde   Geltung   des  Gesetzes  vom  30.  November  1874. 

Bis  zum  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Gesetzes  —  d.  h.  bis 
Äiim  1.  Oktober  1894  —  war  das  Gesetz  vom  30.  November  1874  be- 
treffend den  Markenschutz  in  Geltung,  Der  Wortlaut  dieses  Gesetzes 
ist  an  anderer  Stelle  wiedergegeben  (vergl.  1006).  Dasselbe  hat  mit 
<iem  Inkrafttreten  des  neuen  Rechtes  —  wenigstens  was  den  Schutz 
der  Waarenzeichen  anlangt  —  noch  nicht  sogleich  vollständig  seine 
Wirksamkeit  verloren;  vielmehr  finden  nach  §  24  Absatz  1  (üe  Be- 
stimmungen des  älteren  Gesetzes  während  eines  Uebergangszeitraums 
—  d.  h.  bis  zum  1.  Oktober  1898  —  noch  Anwendung  auf  diejenigen 
Zeichen,  welche  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  in  die  gerichtlichen 
^eichenregister  eingetragen  sind.  Die  fortdauernde  Geltung  des  Gesetzes 
vom  30. November  1874  erstreckt  sich  nicht  auch  auf  Namen  und  Firmen; 
die  Rechtsverhältnisse  an  und  aus  solchen  werden,  auch  wenn  das 
Namen-  oder  Firmenrecht  bereits  unter  der  Herrschaft  des  früheren 
Gesetzes  begründet  war,  seit  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom 
12.  Mai  1894  lediglich  durch  letzteres  bestimmt.  Die  Vorschrift  des 
-§  24  Absatz  1  hat  femer  nur  Bedeutung  hinsichtlich  derjenigen 
Zeichen,  welche  spätestens  am  30.  September  1894  zu  den  gericht- 
lichen Zeichenregistem  angemeldet  waren ;  denn  nach  §  26  Absatz  2 
werden  seit  dem  1.  Oktober  1894  Neuanmeldungen  von  Waaren- 
zeichen auf  Grund  de's  Gesetzes  vom  30.  November  1874  nicht  mehr 
angenommen. 

948.    Rechtliche  Behandlung  bis  zum  I.  Oktober  1898. 

Die  bis  zum  1.  Oktober  1894  zu  den  gerichtlichen  Zeichen- 
registem angemeldeten  Zeichen  werden  demgemäss  in  allen  ihren 
rechtlichen  Beziehungen  nach  den  Vorschriften  des  früheren  Gesetzes 
behandelt,  d.  h.  nicht  nur  in  Hinsicht  auf  die  Führung  der  Zeichen- 
register,  sondern  auch  hinsichtlich  der  Voraussetzungen  und  des  In- 
halts des  denselben  gewährten  Rechtsschutzes.  £s  ist  dies  bereits,  so- 
weit sich  hieraus  Besonderheiten  gegenüber  dem  geltenden  Rechte 
«rgeben,  bei  den  betreffenden  Abschnitten  des  Gesetzes  im  Einzelnen 
erörtert  worden.  Insbesondere  behalten  die  noch  in  die  gerichtlichen 
Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen  die  ihnen  auf  Grund  ihrer  An- 
meldung zu  dem  Zeichenregister  nach  dem  früheren  Gesetze  gewähr- 
leistete Priorität,  und  zwar  nicht  nur  gegenüber  anderen  später  zu 
den  gerichtlichen  Zeichenregistern  angemeldeten  Zeichen,  sondern  auch 
gegenüber  den  zur  Zeichenrolle  angemeldeten  Zeichen.  Letzteres  er- 
giebt  sich  aus  §  5  und  §  9  No.  1  des  geltenden  Gesetzes  (vergl. 
178.  286).  Eine  Aenderung  in  der  Behandlung  der  noch  auf  Grund 
des  früheren  Gesetzes  eingetragenen  Zeichen  tritt  in  Folge  des  In- 
krafttretens des  neuen  Gesetzes  jedoch  in  Bezug  auf  die  Schutzdauer 
«in,  welche  nach  älterem  Recht  zehn  Jahre  betrug  und  von  der  Ein- 
tragung des  Zeichens  oder  der  letzten  Bcibehaltungserklärung  an 
zu  berechnen  war  (vergl.  253).  Denn  nach  §  24  Absatz  2  deei  gelten- 
den Gesetzes  erlischt  der  den  noch  nach  Massgabe  des  früheren  Ge- 
.setzes  geschützten  Zeichen  gewährte  Schutz    auch    schon  vor  Ablauf 
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der  gesetzlicheo  Schutzdauer  mit  der  Eintragung  des  Zeichens  in  die 
Zeichenrolle  oder,  sofern  eine  solche  nicht  erfolgt  ist,  spätestens  mit 
dem  1.  Oktober  1898. 

949.   Fortführung  der  Zeichenregister. 

Mit  dem  1.  Oktober  1898  erreicht  demnach  die  fortdauernde  Gel- 
tung des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  ihr  Ende.  Mit  diesem 
Zeitpunkte  dürfen  Eintragungen  irgend  welcher  Art  in  die  Zeichen- 
register nicht  mehr  erfolgen;  nicht  einmal  die  Löschung  der  in  dem 
Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen  ist  darin  mehr  zu  vermerken, 
da  am  1.  Oktober  1898  die  betreffenden  Eintragungen  auch  ohnedies 
ihre  Wirksamkeit  verlieren.  Vor  dem  1.  Oktober  1898  bereits  wird 
die  Fortführung  der  Zeichenregister  gegenstandslos  hinsichtlich  der- 
jenigen Zeichen,  welche  in  die  Zeichenrolle  übertragen  worden  sind, 
da  nach  der  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  die  Zeichen  allein  den 
Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1894  unterliegen.  Allerdings 
wird  der  Registerrichter  die  Fortführung  der  Zeichenregister  in  Be- 
trefl  dieser  Zeichen  regelmässig  nicht  verweigern  können,  sofern  die 
Eintragung  des  Zeichens  in  die  Zeichenrolle  nicht  zu  seiner  Kenntnis^ 
gebracht  wird.  Uebrigens  ist  die  Löschung  der  Zeichen  auch  in  diesem 
Falle  überflüssig,  da  mit  der  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  der  nach 
Massgabe  des  früheren  Gesetzes  gewährte  Schutz  auch  ohne  eine 
solche  Löschung  erlischt. 

950.   Anwendbarkeit  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  seit  dem 

I.  Oktober  1898. 

Der  Umstand,  dass  das  Gesetz  vom  30.  November  1874  mit  dem 
I.Oktober  1898  seine  Geltung  verliert,  schliesst  nicht  aus,  dass  trotzdem 
in  gewissen  Fällen  eine  Anwendung  des  früheren  Gesetzes  auch  nach  dem 
30.  September  1898  noch  erfolgen  kann.  Denn  Eingriffe  in  das  Zeichen- 
recht, welche  vor  dem  1.  Oktober  1898  begangen  sind,  werden  auch  seit 
diesem  Zeitpunkt  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  30.  No- 
vember 1874  verfolgt,  weil  jede  widerrechtliche  That  der  Beurtheilung 
auf  Grund  des  zur  Zeit  ihrer  Begehung  geltenden  Gesetzes  unterliegt. 
Die  Verfolgbarkeit  der  unter  der  Herrschaft  des  früheren  Gesetzes, 
begangenen  Eingriffe  wird  nicht  etwa  dadurch  ausgeschlossen,  dass. 
vor  deren  Aburtheilung  das  Gesetz,  welches  auf  sie  Anwendung  zu 
finden  hat,  ausser  Kraft  getreten  ist.  Dabei  ist  indessen  zu  unter- 
scheiden: Hat  eine  üebertragung  des  Zeichens,  um  dessen  widerrecht« 
liehe  Benutzung  es  sich  handelt,  in  die  Zeichenrolle  nicht  stattgefun- 
den, und  ist  demnach  das  demselben  gewährte  Schutzrecht  spätestens 
am  1.  Oktober  1898  erloschen,  so  können  doch  nachher  die  vor- 
her begangenen  Eingriffe  im  Wege  des  Strafverfahrens  und  mit  der 
civilrechtlichen  Entschädigungsklage  verfolgt  werden ;  denn  weder  die 
Bestrafung  noch  auch  der  Entschädigungsanspruch  werden  durch 
späteres  Erlöschen  des  Schutzrechtes  beseitigt.  Dagegen  .  kann  nach 
bekannten  Grundsätzen  die  abwehrende  Klage  nach  Erlöschen  des 
Schutzrechtes  weder  erhoben  noch  auch  fortgesetzt  werden  (vergl. 
575.  629.  427).  Anders  ist  es,  wenn  die  Üebertragung  des  Zeichens 
rechtzeitig  in  die  Zeichenrolle  erfolgt.  Alsdann  ist  auch  die  ab- 
wehrende Klage  wegen  unter  der  Herrschaft  des  älteren  Gesetzes  be- 
gangener Eingriffe  noch  nach  dem  30.  September  1898  zulässig;  denn 
alsdann   besteht  das  dem  Zeichen  gewährte  Schutzrecht  unverändert 
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fort  mit  der  alleinigen  Massgabe,  dass  für  die  Zukunft  an  Stelle  des 
auf  Grund  des  früheren  Gesetzes  gewährten  Schutzes  der  erweiterte 
Schutz  des  geltenden  Gesetzes  tritt. 

951.   Anwendbarkeit  des  Gesetzes  vom  12.  Mal  1894. 

Das  Prinzip,  dass  auf  die  noch  in  die  gerichtlichen  Zeichenregister  ein- 
getragenen Zeichen  bis  zum  1.  Oktober  1898  oder  doch  bis  zur  Ueber- 
tragung  in  die  Zeichenrolle  die  Bestimmungen  des  früheren  Gesetzes 
noch  Anwendung  finden,  und  dass  demnach  die  Vorschriften  des  gel- 
tenden Gesetzes  nicht  auf  dieselben  anwendbar  sind,  gilt  nicht  aus- 
nahmslos. Denn  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  noch  in  die  gericht- 
licheu  Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen  während  des  gedachten 
Uebergangszeitraums  ihre  Priorität  auch  gegenüber  den  zur  Zeichen- 
rolle angemeldeten  Zeichen  behalten,  mussten  in  dem  neuen  Gesetze 
Bestimmungen  darüber  getroffen  werden,  wie  im  Falle  einer  Kollision 
zwischen  einem  in  die  gerichtlichen  Zeichenregister  eingetragenen  und 
einem  zur  Zeichenrolle  angemeldeten  Zeichen  zu  verfahren  sei.  Der- 
artige Bestimmungen  finden  sich  in  §  5  und  in  §  9  No.  1  des  gelten- 
den Gesetzes,  indem  hierin  dem  Inhaber  eines  älteren,  in  die  Zeichen- 
register eingetragenen,  Zeichens  gegenüber  einem  jüngeren,  zur  Zeichen- 
rolle angemeldeten,  Zeichen  ein  Widerspruchsrecht  und  ein  Anspruch 
auf  Löschung  eingeräumt  ist.  Aus  diesen  Vorschriften  ergiebt  sich 
die  Anwendbarkeit  einer  weiteren  Bestimmung  des  Gesetzes  vom 
12.  Mai  1894  auf  die  noch  in  die  gerichtlichen  Zeichenregister  ein- 
getragenen Zeichen.  Denn  das  Widerspruchsrecht  auf  Grund  des 
§  5  und  der  Löschungsanspruch  nach  Massgabe  des  §  9  No.  1  stehen 
dem  Inhaber  des  älteren,  in  die  gerichtlichen  Zeichenregister  einge- 
tragenen, Zeichens  immer  dann  zu,  wenn  das  jüngere  Zeichen  mit 
dem  älteren  Zeichen  im  Sinne  des  §  20  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1894 
übereinstimmt.  Hieraus  folgt,  dass,  insoweit  es  sich  um  die  Anwen- 
dung des  §  5  und  des  §  9  No.  1  handelt,  die  Möglichkeit  einer  Ver- 
Avechselung  auch  hinsichtlich  der  noch  in  die  gerichtlichen  Zeichen- 
register eingetragenen  Zeichen  nach  den  Grundsätzen  des  §  20  des 
geltenden  Gesetzes  —  und  nicht  etwa  nach  dem  §  18  des  früheren 
Gesetzes  —  zu  beurtheilen  ist.  Dies  gilt  selbst  dann,  wenn  das  zur 
Zeichenrolle  angemeldete  Zeichen  gleichfalls  in  die  Zeichenregister 
eingetragen  war  und  aus  diesen  in  die  Rolle  übernommen  werden  soll 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  17,  73.  141).  Es  ergeben  sich  aus  dieser  An- 
wendbarkeit des  §  20  des  geltenden  Gesetzes  im  Einzelnen  wichtige 
Eonsequenzen,  und  zwar  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  Erweite- 
rung, w^elche  das  frühere  Recht  durch  das  geltende  Gesetz  hinsicht- 
lich des  Schutzes  von  Wörtern  erfahren  hat.  Nach  früherem  Recht 
konnten  bei  der  Prüfung  der  Uebereinstimmung  mehrerer  Wörter, 
welche  sich  in  einem  Waarenzeichen  als  Bestandtheile  befanden,  oder 
aus  welchen  ein  Waarenzeichen  ausnahmsweise  —  wenn  es  sich  näm- 
lich um  ein  ausländisches  Waarenzeichen  handelte  —  ausschliesslich 
bestehen  konnte,  die  Wörter  nur  ihrer  bildlichen  Erscheinung  nach, 
nicht  dagegen  in  Bezug  auf  ihre  sprachliche  Bedeutung  und  ihren 
Klang  in  Betracht  gezogen  werden  (vergl.  853).  Nach  den  Grund- 
sätzen des  §  20  —  und  demnach  im  Falle  einer  Kollision  mit  einem 
zur  Zeichenrolle  angemeldeten  oder  in  dieselbe  eingetragenen  Zeichen  — 
haben  dagegen  auch  die  noch  nach  älterem  Recht  geschützten,  ganz 
oder  theilweise  aus  Wörtern  bestehenden,  Zeichen  Anspruch  auf  den 
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Wortschutz  in  Hinsicht  auf  die  sprachliche  Bedeutung  und  den  Klans: 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  233,  Bd.  2  S.  73.  307).  Die  Anwendbarkeit  des 
§  20  des  neuen  Gesetzes  auf  die  noch  in  die  gerichtlichen  Zeichen- 
register eingetragenen  Zeichen  beschränkt  sich  streng  auf  die  an- 
gegebenen Kollisionsfälle.  Handelt  es  sich  um  den  Schutz  eines  solchen 
Zeichens  in  anderer  Hinsicht,  z.  B.  gegen  widerrechtliche  Benutzung^ 
so  entscheidet  sich  die  Frage,  ob  eine  unberechtigte  Nachbildung  vor- 
liegt, ausnahmslos  nach  den  Grundsätzen  des  §  18  des  früheren  Gesetzes. 

952.   Anmeldung  zur  Zeichenroile. 

Bis  zum  1.  Oktober  1898  können  die  noch  in  die  gerichtlichen 
Z eichen register  eingetragenen  Zeichen  zur  Eintragung  in  die  Zeichen- 
roile angemeldet  werden.  Erfolgt  die  Anmeldung  innerhalb  dieser 
Frist  —  also  spätestens  am  30.  September  1898  ~  so  geschieht  die 
Eintragung  unentgeltlich  und  unter  dem  Zeitpunkte  der  ersten  An- 
meldung, d.  h.  unter  Wahrung  der  dem  Zeichen  durch  dessen  Anmeldung: 
zu  deni  Zeichenregister  gewährten  Priorität.  Erfolgt  die  Anmeldung^ 
zur  Zeichenrolle  dagegen  erst  nach  dem  30.  September  1898,  so  ist 
dieselbe  in  allen  Beziehungen  als  eine  Neuanmeldung  zu  behandeln. 
Der  Anmeldung  muss  alsdann  die  gesetzliche  Gebühr  beigefügt  sein, 
und  die  Eintragung  geschieht  unter  dem  Zeitpunkte  der  Anmeldung 
zur  Zeichenrolle.  Die  Folge  der  Nichteinhaltung  der  Frist  ist  dem- 
nach, abgesehen  von  dem  formellen  Erfordernisse  der  Gebührenzahlung» 
dass,  falls  das  Zeichen  nach  dem  Tage  der  ersten  Anmeldung  zum 
Zeichenregister  noch  für  einen  Anderen  im  Zeichenregister  eingetragen 
oder  zur  Zeichenrolle  angemeldet  worden  ist,  diesem  in  Gemässheit 
des  §  5  ein  Widerspruchsrecht  zusteht,  während  bei  Einhaltung  der 
Frist  das  zur  Uebertragung  in  die  Zeichenrolle  angemeldete  Zeichen 
allen  später,  d.  h.  nach  dem  Tage  seiner  ersten  Anmeldung,  angemel- 
deten Zeichen  vorgeht. 

953.   Formelle  Erfordernisse  der  Anmeldung. 

Mit  der  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  unterliegen  die  in  die 
Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen  den  Bestimmungen  des  neuen 
Gesetzes.  Dies  hat  zur  Folge,  dass  die  Anmeldung  in  formeller  Hin- 
sicht den  Vorschriften  des  §  2  des  geltenden  Gesetzes  und  den  von 
dem  Patentamt  zu  dessen  Ausführung  erlassenen  Bestimmungen  über 
die  Anmeldung  von  Waarenzeichen  entsprechen  muss,  mit  der  all- 
einigen Ausnahme,  dass  es  der  Beifügung  der  gesetzlichen  Gebühr 
und  eines  Hinweises  auf  dieselbe  in  der  Anmeldung  nicht  bedarf. 
Handelt  es  sich  insbesondere  um  die  Uebertragung  eines  ausländischen 
Waarenzeichens,  welches  auf  Grund  des  §  20  des  älteren  Gesetzes  in 
dem  Zeichenregister  zu  Leipzig  eingetragen  steht,  so  ist  der  nach 
§  23  Absatz  3  des  geltenden  Gesetzes  zu  erbringende  Nachweis,  dass 
der  Anmelder  in  dem  betreflFenden  Auslandsstaate  den  Markenschutz 
nachgesucht  und  erhalten  hat,  nicht  etwa  mit  Rücksicht  darauf  ent- 
behrlich, dass  bereits  bei  der  in  Leipzig  geschehenen  Anmeldung  nach 
§  20  des  früheren  Gesetzes  ein  ähnlicher  Nachweis  zu  erbringen  war 
(vergl.  1008).  Denn  der  nach  dem  früheren  Gesetze  zu  erbringende 
Nachweis  steht  inhaltlich  dem  durch  das  geltende  Gesetz  vorgeschrie- 
benen Nachweise  durchaus  nicht  gleich.  Es  wird  ferner  aber  auch 
durch  den  Nachweis,  dass  das  Zeichen  zur  Zeit  seiner  Anmeldung 
bei  dem  Amtsgericht  in  Leipzig  im  Auslandsstaate  geschützt  war, 
nicht    dargethan,    dass    der  Anmelder   zur  Zeit   der   Anmeldung   zur 
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Zeichenrolle  den  ausländischen  Zeichenschutz  noch  besass  (vergl.  1008). 
Hat  der  Anmelder  in  dem  Zeitpunkte  der  Anmeldung  zur  Zeichen- 
rolle im  Inlande  eine  Niederlassung  nicht,  so  muss  die  Anmeldung 
durch  einen  im  Inlande  bestellten  Vertreter  erfolgen  (vergl,  911). 

Von  den  gewöhnlichen  Neuanmeldungen  unterscheidet  sich  dem- 
nach —  abgesehen  von  der  Gebührenzahlung  und  dem  Hinweise  auf 
dieselbe  —  die  Anmeldung  auf  Grund  des  §  24  nur  dadurch,  dass 
derselben  nach  den  von  dem  Patentamt  erlassenen  Bestimmungen  über 
die  Anmeldung  von  Waarenzeichen  als  Anlage  eine  beglaubigte  Ab- 
schrift der  in  den  bisherigen  Registern  enthaltenen,  auf  das  Zeichen 
bezüglichen,  Eintragungen  beizulegen  ist,  und  dass  gemäss  den  all- 
gemeinen Vorschriften  über  die  Anmeldung  in  der  letzteren  auf  diese 
Anlage  hingewiesen  werden  muss  (V-0.  v.  21/7  94  §  6).  Die  be- 
glaubigte Abschrift  der  Eintragungen  darf  nicht  schon  längere  Zeit 
vor  der  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  ertheilt  sein,  da  anderenfalls  die 
Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen  erscheint,  dass  das  Zeichen  in  dem 
Zeichenregister  zur  Zeit  seiner  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  bereits 
gelöscht  war. 

954.   Materielle  Erfordernisse  der  Anmeldung. 

Die  materiellen  Erfordernisse  der  Anmeldung  zur  Zeichenrolle,  d.  h. 
die  Voraussetzungen  für  die  Eintragsfähigkeit  des  angemeldeten  Zeichens, 
bestimmen  sich  gleichfalls  —  und  zwar  ausschliesslich  —  nach  den  Vor- 
schriften des  neuen  Gesetzes,  allerdings  unter  dem  bereits  erwähnten 
Vorbehalte,  dass,  wenn  es  sich  um  die  Anwendung  des  §  5  handelt,  die 
Priorität  des  angemeldeten  Zeichens  durch  den  Zeitpunkt  der  ersten  An- 
meldung zu  dem  gerichtlichen  Zeichenregister  —  und  nicht  etwa  durch 
den  Tag  der  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  —  bestimmt  wird.  Demnach 
hat  ein  Zeichen,  dessen  Eintragung  nach  dem  Gesetze  vom  12.  Mai  1894 
zu  versagen  ist,  keinen  Anspruch  auf  Eintragung  um  deswillen,  weil 
dasselbe  in  die  früheren  Zeichenregister  unbeanstandet  eingetragen 
war  und  eingetragen  werden  musste  mit  Rücksicht  darauf,  dass  das- 
selbe den  Anforderungen  des  früheren  Gesetzes  hinsichtlich  seiner 
Zusammensetzung  entsprach  (vergl.  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  32).  Er- 
weist beispielsweise  ein  in  die  früheren  Register  eingetragenes  Zeichen 
sich  als  ein  trügerisches,  so  ist  dessen  Eintragung  zu  versagen,  wie- 
wohl nach  früherem  Recht  einem  Zeichen  mit  Rücksicht  auf  seinen 
trügerischen  Inhalt  die  Eintragung  nicht  verwehrt  werden  konnte. 
Femer  ist  insbesondere  auch  solchen  Zeichen  die  Uebertragung  in  die 
Zeichenrolle  zu  versagen,  welche  sich  als  Freizeichen  darstellen.  Dabei 
gilt  indessen  Besonderes  insofern,  als  bei  Prüfung  der  Frage,  ob  ein 
Freizeichen  vorliegt,  nicht  auf  den  Zeitpunkt  der  Anmeldung  zur  Zeichen- 
rolle, sondern  auf  den  Zeitpunkt  der  ersten  Eintragung  in  die  gericht- 
lichen Zeichenregister  gesehen  werden  muss,  und  dass  ferner  auch  nur 
solche  in  die  Zeichenregister  eingetragene  Zeichen  als  Freizeichen  an- 
gesehen werden  können,  welche  bereits  am  1.  Mai  1875-  im  Gemein- 
gebrauche sich  befunden  haben  (vergl.  106.  101.  99).  Andererseits 
findet  das  neue  Gesetz  auch  insofern  ausschliesslich  Anwendung,  als. 
die  Uebertragung  eines  in  die  früheren  Zeichenregister  eingetragenen 
Zeichens,  welches  seiner  Zusammensetzung  nach  dem  neuen  Gesetze 
entspricht,  nicht  um  deswillen  beanstandet  werden  kann,  weil  das 
Zeichen  den  Anforderungen  des  früheren  Gesetzes  —  z.  B.  weil  das- 
selbe ein  Wortzeichen  war  —  nicht  genügte,  und  dessen  Eintragung 
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in  das  gerichtliche  Zeichenregister  daher  der  rechtlichen  Wirksamkeit 
entbehrte  (Mot.  zu  §  22,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  307,  vergl.  358). 

955.    Reohtsbeständigkeit  der  Eintragung  in  die  Zeiohenregister. 

Eine  Nachprüfung  des  Patentamtes,  ob  die  Eintragung  in  die 
früheren  Zeichenregister  zulässig  war,  findet  also  regelmässig  nicht 
statt  (anders  Meves  IL  S.  267).  Ebensowenig  ist  zu  prüfen,  ob  die 
in  dem  Zeichenregister  vermerkte  Erneuerung  der  Anmeldung  recht- 
zeitig bewirkt  worden  ist  (Rhenius  §  24  N.  2).  Es  genügt  vielmehr 
für  die  Anwendung  des  §  24  die  formelle  Thatsache  der  Eintragung; 
ob  letztere  auch  materiell  rechtsbeständig  ist,  hat  das  Patentamt  nicht 
zu  untersuchen.  Diese  Auslegung  des  §  24  entspricht  übrigens  auch  den- 
jenigen Grundsätzen,  nach  welchen  bei  Anwendung  des  §  5  des  geltenden 
Gesetzes  das  Prioritätsrecht  der  noch  in  die  früheren  Register  eingetra- 
genen Zeichen  bestimmt  wird;  denn  auch  für  letzteres  ist  allein  die 
formelle  Thatsache  der  Eintragung  und  nicht  die  materielle  Rechts- 
beständigkeit derselben  massgebend  (vergl,  184).  Daraus,  dass  ledig- 
lich auf  die  Eintragung  in  die  früheren  Register  zu  achten  ist,  er- 
giebt  sich  ferner,  dass  die  IJebertragung  in  die  Zeichenrolle  selbst 
dann  nicht  versagt  werden  könnte,  wenn  der  Schutz  des  Zeichens  zur 
Zeit  seiner  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  in  Folge  von  nach  der  Ein- 
tragung in  das  Zeichenregister  eingetretenen  Umständen  erloschen,  die 
Löschung  in  dem  Zeichenregister  aber  unterblieben  ist  (anders  Rhe- 
nius §24  N.  2). 

Ausnahmsweise  ist  die  materielle  Rechtsbeständigkeit  der  früheren 
Eintragung  dann  nachzuprüfen,  wenn  es  sich  um  ein  Zeichen  der  in 
Artikel  7  Absatz  2  des  Staatsvertrages  zwischen  Deutschland  und 
Oesterreich-Ungarn  näher  bezeichneten  Art  handelt,  da  solche  Zeichen 
nicht  nur  nach  früherem  Recht,  sondern  auch  jetzt  noch  von  dem 
Ansprüche  auf  den  Schutz  des  Gesetzes  ausgeschlossen  sind,  sofern 
der  Anmelder  nicht  im  Besitze  der  vorgeschriebenen  Erlaubniss  ist 
(vergl.  944.  1005). 

Das  aus  den  früheren  Registern  in  die  Zeichenrolle  zu  über- 
nehmende Zeichen  muss  in  die  Zeichenregister  eingetragen  sein  zur 
Zeit  seiner  Anmeldung  zur  Zeichenrolle;  es  ist  nicht  nöthig,  dass 
diese  Eintragung  auch  fortdauere  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  in  welchem 
die  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  erfolgt.  Denn  das  Gesetz  gewährt 
den  in  die  früheren  Register  eingetragenen  Zeichen  das  Recht  der 
Anmeldung  zur  Zeichenrolle;  ist  diese  Anmeldung  unter  dem  Nach- 
weise der  Eintragung  in  die  gerichtlichen  Zeichenregister  erfolgt,  so 
geschieht  die  weitere  Behandlung  der  Zeichen  lediglich  nach  Mass- 
gabe des  neuen  Gesetzes. 

956.   Wahrung  der  früher  begründeten  Rechte  durch  die  Anmeldung 

zur  Zeichenrolle. 

Durch  ^ie  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  wird  demnach  der  Fort- 
bestand der  in  die  früheren  Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen 
gesichert.  Weder  der  Anspruch  auf  Eintragung  in  die  Zeichenrolle 
noch  auch  die  Wirkung  der  Eintragung  selbst  wird  beeinträchtigt, 
wenn  nach  der  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  der  auf  Grund  des 
früheren  Gesetzes  gewährte  Schutz  wegen  Ablaufs  der  gesetzlichen 
Schutzfrist,  ohne  dass  rechtzeitig  die  Beibehaltung  des  Zeichens  er- 
klärt  ist,    erlischt.     Indessen    empfiehlt   sich    trotz    der    Anmeldung 
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zur  Zeichenrolle  die  Aufrechterhaltung  des  durch  das  frühere  Gesetz 
gewährten  Schutzes,  welcher  nach  §  24  Absatz  2  des  geltenden  Gesetzes 
nicht  schon  mit  der  Anmeldung  zur  Zeichenrolle,  sondern  erst 
mit  der  Eintragung  in  dieselbe  sein  Ende  erreicht,  aus  zweierlei 
Gründen.  Hört  nämlich  der  Markenschutz  auf  Grund  des  früheren 
Gesetzes  nach  der  Anmeldung  zur  Zeichenrolle,  aber  noch  vor  der 
Eintragung  in  dieselbe  auf,  so  entsteht  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
der  Zeichenschutz  nach  §  12  des  geltenden  Gesetzes  erst  mit  der  Ein- 
tragung in  die  RoUe  beginnt,  eine  Zwischenzeit,  innerhalb  deren  eine 
Zeichenrechtsverletzung  nicht  begangen  werden  kann.  Sodann  aber 
wahrt  die  rechtzeitige  Anmeldung  bei  dem  Patentamt  den  Fortbestand 
des  Zeichenrechtes  nur  für  den  Fall,  dass  auf  Grund  dieser  Anmeldung 
die  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  demnächst  erfolgt.  Wird  die  An- 
meldung zurückgenommen,  oder  ist  die  Eintragung  des  angemeldeten 
Zeichens  rechtskräftig  versagt,  so  ist  das  inzwischen  eingetretene  Er- 
löschen des  Markenschutzes  nach  dem  früheren  Gesetze  nicht  wieder 
rückgängig  zu  machen.  Wer  sich  also  den  Bestand  des  Rechtes  aus 
dem  früheren  Gesetze  auf  alle  Fälle  bis  zum  1.  Oktober  1898  gemäss 
§  24  des  neuen  Gesetzes  sichern  und  in  dem  Fortbestande  des  Zeichen- 
schutzes eine  Lücke  nicht  eintreten  lassen  will,  muss  für  die  Auf- 
rechterhaltung des  Schutzes  —  insbesondere  bei  bevorstehendem  Ab- 
lauf der  Schutzfrist  für  die  rechtzeitige  Abgabe  der  Beibehaltungs- 
erklärung —  so  lange  besorgt  sein,  bis  das  Zeichen  in  der  Rolle 
thatsächlich  eingetragen  steht  (vergl.  991.  991a). 

957.  Aenderung  der  Anmeldung. 

Die  Frage,  ob  die  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  gegenüber  der 
ersten  Anmeldung  zu  dem  Zeichenregister  in  materieller  Hinsicht 
geändert  werden  darf,  ist  nach  denselben  Grundsätzen  zu  entscheiden, 
welche  hinsichtlich  der  Zulässigkeit  einer  Abänderung  der  Anmeldung 
im  Allgemeinen  gelten.  Es  ist  in  dieser  Beziehung  bereits  früher 
ausgeführt,  dass  eine  spätere  Aenderung  der  Anmeldung  in  Hinsicht 
auf  die  Darstellung  des  Zeichens  —  soweit  es  sich  nicht  um  Ver- 
deutlichungen oder  Vervollkommnungen  derselben  handelt  —  oder  in 
Betreff  der  Bezeichnung  des  Geschäftsbetriebes  oder  der  Waaren, 
für  welche  das  Zeichen  bestimmt  ist,  und  ebenso  hinsichtlich  der 
Person  des  Zeicheninhabers  unzulässig  erscheint.  Eine  Ausnahme 
findet  nur  insofern  statt,  als  es  dem  Anmelder  gestattet  sein  muss, 
die  in  der  früheren  Anmeldung  angegebenen  Waarengattungen  der 
Vorschrift  des  geltenden  Gesetzes  gemäss  zu  specialisiren  (vergl.  54). 
Die  Praxis  des  Patentamtes  steht  allerdings  nicht  durchaus  hiermit  in 
Einklang,  indem  das  Patentamt  zwischen  wesentlichen  —  d.  h.  unzu- 
lässigen —  und  unwesentlichen  —  d.  h.  statthaften  —  Abänderungen 
der  ursprünglichen  Anmeldung  zum  gerichtlichen  Zeichenregister  unter- 
scheidet. Als  eine  wesentliche  Abänderung  ist  es  nach  der  Ansicht 
des  Patentamtes  nicht  anzusehen,  wenn  das  Zeichen  in  den  Haupt- 
zügen dasselbe  bleibt  und  nur  figürliches  oder  sprachliches  Beiwerk 
geändert  wird;  auch  sei  es  zulässig,  das  Waarenverzeichniss  auf 
andere  Waaren  zu  erstrecken,  sofern  diese  Waaren  mit  den  ein- 
getragenen Waaren  gleichartig  sind  (vergl.  1007).  Sind  die  Ab- 
weichungen in  der  Darstellung  des  Zeichens  als  wesentliche  im  Sinne 
der  vorstehenden  Erörterungen  anzusehen,  so  ist  die  Eintragung  selbst 
dann    zu    versagen,    wenn    diese   Abweichungen    nach    Massgabe    des 
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§  20  des  Gesetzes  als  unwesentliche  zu  erachten  sein  sollten.  Es 
gilt  in  dieser  Hinsicht  hier  das  Gleiche  wie  bei  der  Frage,  inwieweit 
ein  ausländisches  Zeichen  bei  seiner  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  ge- 
ändert werden  darf  (vergl.  945).  Wird  die  frühere  Anmeldung  in 
einem  wesentlichen  Punkte  hinsichtlich  der  Darstellung  des  Zeichens 
oder  der  Waaren,  oder  wird  dieselbe  in  Bezug  auf  die  Person  des 
letzten  Zeicheninhabers  geändert,  so  ist  dieselbe  als  eine  neue  An- 
meldung zu  behandeln.  Dies  hat,  wie  bereits  erörtert,  die  Gebühren- 
pflichtigkeit der  Anmeldung  und  den  Verlust  der  Priorität  zur  Folge 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  19,  vergl.  54.  1007). 

Nicht  zu  verwechseln  mit  einer  Aenderung  der  Anmeldung  ist 
die  Beschränkung  derselben,  welche  insoweit  statthaft  ist,  als  der 
Anmelder  die  Uebertragung  des  Zeichens  in  die  Zeichenrolle  nur  hin- 
sichtlich eines  Theiles  der  früher  angemeldeten  Waaren  beantragen 
kann.  Eine  derartige  Beschränkung  hat  zur  Folge,  dass  das  ans  der 
Eintragung  in  das  Zeichenregister  sich  ergebende  Zeichenrecht  hin- 
sichtlich der  nicht  in  die  Zeichenrolle  übertragenen  Waaren  neben 
dem  durch  die  Eintragung  in  die  Rolle  erworbenen  Rechte  bis  zum 
1.  Oktober  1898  bestehen  bleibt  (Rhenius  §  24  N.  1). 

958.  Aenderung  in  der  Person  des  Zeicheninhabers. 

Das  Zeichen  kann  hiernach  nur  von  derjenigen  Firma,  für  welche 
dasselbe  zuletzt  im  Zeichenregister  eingetragen  stand,  zur  Zeichen- 
rolle angemeldet  werden.  Zu  Gunsten  eines  Anderen  ist  die  An- 
meldung unstatthaft,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  dieser  Andere  der 
Inhaber  der  betreffenden  Firma  oder  deren  Nachfolger  im  Geschäfts- 
betriebe ist.  Das  Zeichen  kann  von  der  Firma,  zu  deren  Gunsten  es 
eingetragen  steht,  nicht  getrennt  werden,  da  es  mit  dieser  nach  dem 
früheren  Recht  unlösbar  verbunden  ist.  Erst  nach  der  Anmeldung^ 
zur  Zeichenrolle  darf  das  durch  diese  Anmeldung  erworbene  Recht 
nach  Massgabe  des  §  7  zugleich  mit  dem  Geschäftsbetriebe  auf  einen 
Anderen  übergehen,  zu  dessen  Gunsten  alsdann  die  Eintragung  in 
die  Zeichenrolle  erfolgt. 

959.   Ergänzung  der  Anmeldung. 

Zu  unterscheiden  von  der  Aenderung  der  Anmeldung  ist  die  Er- 
gänzung derselben,  welche  insofern  statthaft  ist,  als  der  Anmeldung 
zur  Zeichenrolle  nach  den  für  diese  Anmeldung  im  Allgemeinen  gel- 
tenden Vorschriften  eine  Beschreibung,  oder  dass  derselben  Modelle 
und  Probestücke  beigefügt  werden  dürfen.  Denn  da  durch  die  Ein- 
tragung in  die  Zeichenrolle  das  Zeichen  überhaupt  den  erweiterten 
Schutz  des  neuen  Gesetzes  erlangt,  so  ist  nicht  einzusehen,  warum 
dem  Anmelder  die  Möglichkeit  verschlossen  sein  soll,  den  Schutz  des 
Zeichens  gemäss  den  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  in  jeder  Be- 
ziehung und  in  vollem  Umfange  sich  zu  sichern. 

960.  Wirkung  der  Eintragung. 

Mit  der  auf  die  Anmeldung  ergehenden  Eintragung  in  die  Zeichen- 
rolle erlischt  nach  §  24  Absatz  2  der  den  Waarenzeichen  bis  dahin 
—  d.  h.  auf  Grund  des  früheren  Gesetzes  —  gewährte  Schutz.  Von 
dem  Zeitpunkte  der  Eintragung  ab  finden  demnach  auf  die  in  die 
Zeichenrolle    übertragenen    Zeichen   die  Bestimmungen    des    Gesetzes 
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vom  12.  Mai  1894  ausschliesslich  Anwendung.  Die  Eintragung  der 
aus  den  früheren  Zeichenregistem  übernommenen  Zeichen  hat  also 
die  gleiche  Wirkung  wie  die  Eintragung  eines  auf  Grund  einer  neuen 
Anmeldung  eingetragenen  Zeichens,  nur  mit  der  Massgabe,  dass  die 
dem  Zeichen  durch  die  Anmeldung  zum  Zeichenregister  gewährte 
Priorität  gewahrt  bleibt.  Weder  die  Wirksamkeit  der  Eintragung 
noch  auch  die  dem  Zeichen  auf  Grund  seiner  ersten  Anmeldung  zu- 
erkannte Priorität  kann  später  mit  Rücksicht  darauf  angefochten  wer- 
den, dass  die  Eintragung  in  dem  Zeichenregister,  weil  das  Zeichen  den 
Anforderungen  des  früheren  Gesetzes  nicht  genügte,  oder  weil  dessen 
Schutz  zur  Zeit  seiner  Anmeldung  zur  Zeic^enroUe  bereits  erlosctien 
war,  der  gesetzlichen  Wirkung  entbehrt  habe.  Diese  nach  dem  frü- 
heren Recht  bestehende  Unwirksamkeit  wird  durch  die  Eintragung  in 
die  Zeichenrolle  geheilt.  Abgesehen  von  der  dem  Zeichen  durch  die 
frühere  Anmeldung  zum  Zeichenregister  gewährten  Priorität  ist  dem- 
nach das  durch  die  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  gewonnene  Schutz- 
recht ein  von  der  früheren  Eintragung  unabhängiges,  auf  selbstän- 
digen Voraussetzungen  beruhendes  neues  Recht,  es  ist  nicht  etwa  das 
alte  Recht  mit  lediglich  neuer  formaler  Grundlage  (P.  M.  &  Z-BK 
Bd.  3  S.  32).  Auch  hinsichtlich  des  Inhaltes  und  Umfanges  des  zeichen- 
rechtlichen Schutzes  stehen  die  aus  den  Zeichenregistem  übernom- 
menen Zeichen  den  neu  angemeldeten  Zeichen  durchaus  gleich.  Dies 
kommt  namentlich  bei  Anwendung  des  §  20  des  geltenden  Gesetzes 
hinsichtlich  der  in  solchen  Zeichen  befindlichen  Wörter  in  Betracht, 
welche  nach  der  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  nicht  mehr  nur  ihrer 
bildlichen  Erscheinung  nach  —  wie  nach  früherem  Recht  —  sondern 
von  nun  an  auch  ihrer  sprachlichen  Bedeutung  nach  und  ihrem  Klange 
nach  geschützt  sind  (vergl.  853). 

961.   Schutzdauer  der  in  die  Zeichenrolle  übernommenen  Zeichen. 

Ferner  unterliegt  auch  hinsichtlich  der  Schutzdauer  das  in  die 
Zeichenrolle  übernommene  Zeichen  nach  der  Eintragung  lediglich  den 
Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes,  da  der  §  24  nicht  —  wie  dies 
hinsichtlich  der  Priorität  geschehen  ist  —  in  Bezug  auf  die  Schutz- 
dauer einen  besonderen  Vorbehalt  enthält.  Demnach  ist  der  Beginn 
der  zehnjährigen  Schutzfrist  nicht  von  dem  Tage  der  Eintragung  in 
das  Zeichenregister,  oder  —  wenn  die  Anmeldung  erneuert  worden  ist  — 
von  dem  Tage  der  letzten  Beibehaltungserklärung,  sondern  von  dem 
Zeitpunkte  der  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  an  zu  berechnen.  Die  Be- 
stimmung in  §  24,  dass  die  Eintragung  der  Zeichen  des  früheren 
Rechts  in  die  Zeichenrolle  unter  dem  Zeitpunkte  der  ersten  Anmel- 
dung erfolgen  soll,  steht  dieser  Auffassung  nicht  entgegen,  da  diese 
Bestimmung  nur  den  Zweck  hat,  den  Zeichen  ihre  alte  Priorität  zu 
sichern.  Für  die  Berechnung  der  Schutzfrist  kann  der  Zeitpunkt  der 
ersten  Anmeldung  schon  um  deswillen  nicht  massgebend  sein,  weil  er 
um  mehr  als  zehn  Jahre  zurückliegen  kann  (vergl.  Seligsohn§24N.  3, 
vergl.  auch  990,  anders  Landgraf  IL  §  24  N.  8).  Das  Patentamt  trägt, 
um  die  Uebersicht  über  den  Ablauf  der  Schutzdauer  zu  erleichtern, 
bei  der  Eintragung  der  aus  den  früheren  Zeichenregistern  übernom- 
menen Zeichen  neben  dem  für  die  Priorität  massgebenden  Zeitpunkte 
der  ersten  Anmeldung  den  für  die  Schutzdauer  entscheidenden  Zeit- 
punkt der  neuen  Anmeldung  in  die  Zeichenrolle  ein. 
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962.   Auf  Grund  älteren  landesfjesetzlichen  Schutzes  eingetragene 

Zeichen. 

Eine  besondere  Behandlung  erfahren  hinsichtlich  der  Eintragung 
in  die  Zeichenrolle  diejenigen  Zeichen,  welche  auf  Grund  eines  älteren 
landesgesetzlichen  Schutzes  in  die  Zeichenregister  eingetragen  worden 
sind,  da  deren  Eintragung  nach  §  24  Absatz  1  überhaupt  nicht  ver- 
sagt werden  darf.  Diese  Vorschrift  nimmt  ßezug  auf  den  §  3  Ab- 
satz 1  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874,  welcher  bestimmte,  dass 
die^  Eintragung  von  Waarenzeichen,  deren  Benutzung  für  den  Anmel- 
denden landesgesetzlich  geschützt  war,  ferner  von  solchen  Zeichen, 
welche  bis  zum  Beginne  des  Jahres  1875  im  Verkehr  allgemein  als 
Kennzeichen  der  Waaren  eines  bestimmten  Gewerbetreibenden  gegolten 
haben,  nicht  versagt  werden  dürfe.  Dieselbe  bevorzugte  Behandlung, 
welche  auf  Grund  dieser  Bestimmung  die  früher  landesgesetzlich  ge- 
schützten Zeichen  nach  älterem  Becht  schon  genossen,  bleibt  denselben 
auch  nach  dem  neuen  Gesetze  gewahrt.  Gleiches  gilt  dagegen  nicht 
von  den  Zeichen,  welche  bis  zum  Beginn  des  Jahres  1875  im  Ver- 
kehr allgemein  als  Kennzeichen  der  Waaren  eines  bestimmten  Ge- 
werbetreibenden gegolten  haben.  Die  letzteren  haben  hinsichtlich 
ihrer  Behandlung  bei  der  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  nicht  mehr 
Anspruch  auf  Schutz  als  alle  anderen  —  nicht  auf  Grund  der  beson- 
deren Vorschrift  des  §  3  Absatz  1  des  älteren  Gesetzes  —  in  die 
gerichtlichen  Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  315.  316,  Bd.  2  S.  18). 

963.   Landesgeeetzlicher  Schutz. 

Darauf,  ob  diejenigen  Zeichen,  für  welche  die  Bevorzugung  be- 
ansprucht wird,  zur  Zeit  ihrer  Anmeldung  zu  dem  gerichtlichen  Zeichen- 
register in  der  That  auf  landesgesetzlichen  Schutz  Anspruch  hatten, 
kommt  es  nicht  an;  denn  nach  dem  klaren  Wortlaut  des  Gesetzes 
haben  Anspruch  auf  bedingungslose  Eintragung  diejenigen  Zeichen, 
„welche  auf  Grund  eines  älteren  landesgesetzlichen  Schutzes  in  die 
Zeichenregister  eingetragen  worden  sind".  Lediglich  die  formelle 
Thatsache,  ob  die  Eintragung  in  das  Zeichenregister  auf  Grund  der 
Vorschrift  des  §  3  Absatz  1  des  älteren  Gesetzes  geschehen  ist,  nicht 
die  materielle  Rechtsbeständigkeit  des  bei  der  Anmeldung  zum  Zeichen- 
register beanspruchten  landesgesetzlichen  Schutzes,  auch  nicht  die  Rechts- 
beständigkeit der  auf  Grund  eines  älteren  landesgesetzlichen  Schutzes 
erfolgten  Eintragung  in  das  Zeichenregister  ist  demnach  von  dem  Patent- 
amt nachzuprüfen  (anders  Rhenius  §  24  N.  4).  Die  Eintragung  muss 
vielmehr  bewirkt  werden,  sobald  sich  aus  der  vom  Anmelder  ge- 
mäss §  6  der  Bestimmungen  über  die  Anmeldung  von  Waarenzeichen 
vom  21.  Juli  1894  beigebrachten  Bescheinigung  der  Registerbehörde  die 
Thatsache  ergiebt,  dass  das  Zeichen  seiner  Zeit  von  der  zuständigen 
Behörde  auf  Grund  eines  älteren  landesgesetzlichen  Schutzes  eingetragen 
worden  ist  (vergl.  1010,  anders  Hahn  in  ZgR.  II.  S.  188).  Dass  es 
einer  Untersuchung  über  das  frühere  Bestehen  eines  landesgesetzlichen 
Schutzes  nicht  bedarf,  ist  in  zweierlei  Beziehung  von  Bedeu- 
tung. Einmal  ist  nämlich  nicht  nachzuprüfen,  ob  das  spezielle  in 
Frage  stehende  Zeichen  in  formeller  oder  in  materieller  Hinsicht  auf 
den  nach  den  Gesetzen  des  betreffenden  Bundesstaates  früher  begrün- 
deten Schutz    zur    Zeit    seiner  Anmeldung    zum  Zeichen register   An- 
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Spruch  hatte.  Sodann  bedarf  es  aber  auch  nicht  einmal  einer  Unter- 
suchung darüber,  ob  der  landesgesetzliche  Schutz,  dessen  Bestehen 
die  Registerbehörde  bei  der  Eintragung  des  Zeichens  anerkannt  hatte, 
nach  den  Gesetzen  des  betreffenden  Bundesstaates  überhaupt  begründet 
war.  Ein  landesgesetzlicher  Schutz  bestand  vor  dem  Gesetze  vom 
30.  November  1874  unzweifelhaft  in  den  preussischen  Provinzen  Rhein- 
land und  Westphalen  sowie  inElsass-Lothringen;  streitig  war  es  dagegen, 
ob  auch  in  Bayern  das  Bestehen  eines  derartigen  landesgesetzlichen 
Schutzes  anzuerkennen  sei  (vergl.  Seligsohn  §  24  N.  4,  Landgraf  IL 
§  24  N.  6,  Allfeld  §  24,  Str.  Bd.  6  S.  274ff.,  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1 
S.  316).  Diese  streitige  Frage  hat  für  das  patentamtliche  Prüfungs- 
verfahren eine  Bedeutung  nicht  mehr  (vergl.  1010).  Das  Patentamt 
darf  auch  den  auf  Grund  eines  irrthümlich  angenommenen  landes- 
gesetzlichen Schutzes  eingetragenen  Zeichen  die  Eintragung  nach 
Massgabe  des  §  24  Absatz  1  nicht  versagen.  Andererseits  haben  auf 
die  gedachte  Bevorzugung  solche  Zeichen  keinen  Anspruch,  welche 
zur  Zeit  ihrer  Anmeldung  zum  Zeichenregister  landesgesetzlich  ge- 
schützt waren,  wenn  nicht  nachgewiesen  werden  kann,  dass  ihre  Ein- 
tragung in  das  Zeichenregister  auf  Grund  des  landesgesetzlichen 
Schutzes  erfolgt  ist  (anders  Rhenius  §  24  N.  4). 

Unter  „landesgesetzlichem"  Schutz  ist  —  wie  sich  aus  dem  Vorher- 
gesagten ergiebt  —  nur  der  Schutz  durch  Partikulargesetz  in  einem 
deutschen  Bundesstaate  zu  verstehen.  Zeichen,  welche  auf  Grund  eines 
ausländischen  Schutzes  in  die  Zeichenregister  eingetragen  sind,  haben 
auf  das  Vorrecht  des  §^4  keinen  Anspruch;  dieselben  können  ein 
Vorrecht  nur  auf  Grund  eines  Staatsvertrages  haben  (P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  236). 

964.  Versagung  der  Eintragung  früher   landesgesetzlioh   geschützter 

Zeichen. 

Die  Bedeutung  der  Vorschrift  des  §  24  Absatz  1,  dass  den 
auf  Grund  eines  älteren  landesgesetzlichen  Schutzes  eingetragenen 
Zeichen  die  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  nicht  versagt  werden  darf, 
ist  zunächst,  dass  auf  diese  Zeichen  die  Vorschriften  des  §  4  des 
geltenden  Gesetzes  keine  Anwendung  finden  (P.M.  &Z-B1.  Bd.  1  S.  316, 
vergl.  1010).  Die  Eintragung  darf  demnach  nicht  versagt  werden, 
weil  das  Zeichen  ein  Freizeichen  ist,  oder  zur  Zeit  seiner  Eintragung 
in  das  Zeichenregister  ein  Freizeichen  war,  oder  weil  dasselbe  aus- 
schliesslich in  Zahlen,  Buchstaben  oder  gemeingebräuchlichen  Wörtern 
besteht,  oder  weil  es  öflTentliche  Wappen,  Aergerniss  erregende  Dar- 
stellungen oder  trügerische  Angaben  enthält,  oder  weil  dasselbe 
ein  gesperrtes  ist  (vergl.  P.  M.  &  Z-ßl.  Bd.  2  S.  307).  Dass  hier- 
nach selbst  Aergerniss  erregende  Zeichen  eingetragen  werden  müssen ^ 
wiewohl  solche  im  Allgemeinen  einen  Rechtsschutz  nicht  verdienen^ 
unterliegt  keinem  Bedenken,  da  auch  die  übrigen  Verbotsvorschriften 
des  §  4  im  öfifentlichen  Interesse  erlassen  sind  (anders  Hahn  in 
ZgR.  IL  S.  190).  Die  Eintragung  kann  femer  selbst  dann  nicht 
versagt  werden,  wenn  in  die  gerichtlichen  Zeichenregister  auf  Grund 
landesgesetzlichen  Schutzes  ein  Zeichen  eingetragen  ist,  welches 
—  sei  es  wegen  seiner  äusseren  Gestaltung,  oder,  weil  dasselbe 
nicht  für  Waaren  im  Sinne  des  Gesetzes  bestimmt  ist,  oder  weil  es 
nicht  genügende  Unterscheidungskraft  besitzt  —  dem  Begriffe  eines 
Waarenzeichens  im  deutschrechtlichen  Sinne   nicht  entspricht.     Denn 
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das  Prinzip,  dass  sowohl  die  früheren  Zeichenregister  als  die  Zeichen- 
rolle  lediglich  für  Waarenzeichen  in  deutschrechtlichem  Sinne  be- 
stimmt sind,  ist  schon  einmal  durchbrochen  zu  Gunsten  solcher  aus- 
ländischer Zeichen,  welchen  auf  Grund  von  Staatsverträgen  die  Ein- 
tragung nicht  aus  dem  Grunde  versagt  werden  darf,  weil  die  Marke 
die  Anforderungen  des  deutschen  Gesetzes  hinsichtlich  der  äusseren 
Gestaltung  der  Waarenzeichen  nicht  erfüllt  (vergl.  944).  Die  früher 
landesgesetzlich  geschützten  und  als  solche  bevorzugten  Zeichen  dürfen 
aber  nicht  schlechter  gestellt  sein  als  die  auf  Grund  von  Staats- 
verträgen bevorzugten  ausländischen  Zeichen.  Nach  der  Ansicht  von 
Khenius  soll  unter  Umständen  die  Versagung  der  Eintragung  wegen 
Freizeicheneigenschaft  zulässig  sein,  nämlich  in  denjenigen  Fällen,  in 
welchen  nach  älterem  Landesrecht  eine  Freizeichenprüfung  vor  der 
Schutzertheilung  nicht  stattfand  (vergl.  Rhenius  §  24  N.  5).  Dieser 
Ansicht  steht  indessen  der  unzweideutige  Wortlaut  des  Gesetzes  ent- 
gegen, wonach  die  Eintragung  früher  landesgesetzlich  geschützter 
Zeichen  in  keinem  Falle  versagt  werden  darf,  sofern  die  Voraus- 
setzungen vorliegen,  unter  welchen  diese  Zeichen  überhaupt  Anspruch 
auf  den  Schutz  des  Gesetzes  und  im  Besonderen  auf  das  in  §  24  ihnen 
eingeräumte  Vorrecht  haben. 

Gegenüber  einem  auf  Grund  älteren  landesgesetzlichen  Schutzes 
eingetragenen  Zeichen  findet  auch  die  Löschungsklage  auf  Grund  des 
§  9  No.  3  nicht  statt  (vergl.  303). 

965.  Versagung  der  Eintragung  auf  Grund  der  §§  5  und  6. 

Hinsichtlich  der  Frage,  ob  und  inwieweit  die  Eintragung  früher 
landesgesetzlich  geschützter  Zeichen  wegen  Uebereinstimmung  mit 
einem  früher  angemeldeten  Zeichen  versagt,  und  ob  mit  Rücksicht 
auf  eine  solche  Uebereinstimmung  das  Widerspruchsverfahren  im  Sinne 
der  §§  5  und  6  eingeleitet  werden  darf,  ist  Folgendes  zu  bemerken. 
Auf  die  landesgesetzlich  geschützten  Zeichen  konnte  nach  §  9  des 
früheren  Gesetzes  durch  deren  Anmeldung  zum  Zeichenregister  ausser 
den  gesetzlich  geschützten  Inhabern  Niemand  ein  Recht  erwerben,  so- 
fern letztere  vor  dem  1.  Oktober  1875  die  Anmeldung  zu  ihren  Gunsten 
bewirkten.  Diese  Bestimmung  sowohl  als  die  Vorschrift  des  §  3  Ab- 
satz 1  des  älteren  Gesetzes,  wonach  die  Eintragung  landesgesetzlich 
geschützter  Zeichen  nicht  versagt  werden  durfte,  bezweckte  den  Schutz 
wohlerworbener  Rechte;  d.  h.  den  Inhabern  früher  landesgesetzlich 
geschützter  Zeichen  sollte,  sofern  deren  Anmeldung  vor  dem  1.  Ok- 
tober 1875  erfolgt  war,  der  bisher  gewährte  gesetzliche  Schutz  unter 
keinen  Umständen  entzogen  oder  geschmälert  werden.  Daraus  folgt, 
dass  nicht  allein  eine  frühere  oder  gleichzeitige  Anmeldung  zu  Gunsten 
eines  nicht  landesgesetzlich  geschützten  Gewerbetreibenden  der  Ein- 
tragung des  innerhalb  der  Frist  zum  Zeichenregister  angemeldeten 
landesgesetzlich  geschützten  Zeichens  gegenüber  unwirksam  war,  son- 
dern auch,  dass  unter  mehreren  vor  dem  1.  Oktober  1875  angemel- 
deten, früher  landesgesetzlich  geschätzten,  Zeichen  die  Priorität  der 
Anmeldung  kein  Vorrecht  gab  (R-O-H.  Bd.  20  S.  371  ff.).  Da  allen 
zur  Uebertragung  in  die  Zeichenrolle  angemeldeten  Zeichen  unter 
der  Voraussetzung  rechtzeitiger  Anmeldung  die  denselben  auf  Grund 
des  früheren  Gesetzes  gewährte  Priorität  erhalten  bleibt,  so  ist  bei 
Anwendung  der  §§  5  und  6  zu  beachten,  dass  hinsichtlich  der  vor 
dem  1.  Oktober  1875   zu    den   Zeichenregistern   angemeldeten   früher 
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landesgesetzlich  geschützten  Zeichen  bei  deren  Anmeldung  zur  Zeiehen- 
roUe  das  Widerspruchsverfahren  nicht  einzuleiten  ist,  wenn  dieselben 
mit  einem  früher  zu  dem  Zeichenregister  angemeldeten  Zeichen  über- 
einstimmen. Ist  dagegen  die  Anmeldung  der  früher  landesgesetzlich 
geschützten  Zeichen  zum  Zeichenregister  erst  am  oder  nach  dem 
1.  Oktober  1875  erfolgt,  so  werden  dieselben  hinsichtlich  ihrer  Priori- 
tät wie  alle  übrigen  in  die  Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen 
behandelt. 

966.  Vereagung  der  Eintragung  auf  Grund  des  §  23  Absatz  I. 

Es  bleibt  nun  schliesslich  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  die  Ein- 
tragung eines  früher  landesgesetzlich  geschützten  Zeichens  um  des- 
willen versagt  werden  darf,  weil  der  Anmelder  nach  §  23  Absatz  1 
des  geltenden  Gesetzes  auf  den  Schutz  des  Gesetzes  keinen  Anspruch 
hat.  Diese  Frage  ist  zu  bejahen;  denn,  wer  einen  Anspruch  auf  den 
Schutz  des  Gesetzes  überhaupt  nicht  hat,  kann  auch  nicht  beanspruchen, 
dass  die  besondere  Vorschrift  des  §  24  Absatz  1  zu  seinen  Gunsten 
angewendet  werde. 

967.   Anmeldung  und  Eintragung  früher  landesgesetzlich  geschützter 

Zeichen. 

Die  besondere  Behandlung  der  früher  landesgesetzlich  geschützten 
Zeichen  ist  einmal  dadurch  bedingt,  dass  deren  Anmeldung  zu  dem 
^gerichtlichen  Zeichenregister  vor  dem  1.  Oktober  1875  bewirkt  worden 
ist.  Dies  hat  seinen  Grund  darin,  dass  Anmeldungen  auf  Grund 
landesgesetzlichen  Schutzes  nur  bis  zum  1.  Oktober  1875  zugelassen 
waren,  und  dass  mit  diesem  Termine  ein  etwa  bestehender  landes- 
gesetzlicher Schutz  erlosch  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  307).  Ausser- 
dem muss  ihre  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  spätestens  bis  zum 
1.  Oktober  1898  erfolgt  sein.  Später  angemeldete  Zeichen  werden 
wie  neu  zur  Zeichenrolle  angemeldete  Zeichen  behandelt.  Es  gilt  in 
dieser  Beziehung  hier  das  Gleiche  wie  für  die  Anmeldung  der  in  die 
gerichtlichen  Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen  überhaupt.  Auch 
die  Form  der  Anmeldung  muss  den  für  die  Anmeldung  solcher  Zeichen 
gegebenen  Vorschriften  entsprechen.  Es  bedarf  daher  nicht  der  Ein- 
zahlung einer  Gebühr.  Andererseits  muss  der  Anmeldung  eine  be- 
glaubigte Abschrift  der  in  dem  Zeichenregister  enthaltenen  Eintra- 
gungen und  ferner  eine  Bescheinigung,  dass  die  Eintragung  in  das 
Zeichenregister  auf  Grund  älteren  landesgesetzlichen  Schutzes  erfolgt 
ist,  beigefügt  sein.  Letztere  Bescheinigung  wird  überflüssig,  wenn 
sich  bereits  aus  dem  Registerauszug  der  betreffende  Nachweis  ergiebt. 
Ist  die  Anmeldung  nicht  in  der  richtigen  Form  geschehen,  so  ist  die 
Eintragung  zu  verweigern,  sofern  die  versäumte  Form  nicht  später 
noch  rechtzeitig,  d.  h.  innerhalb  der  durch  Vorbescheid  bestimmten 
Frist,  nachgeholt  wird. 

Eine  Aenderung  der  Anmeldung  in  materieller  Hinsicht  —  z.  B. 
in  Betreff  der  Darstellung  des  Zeichens  —  ist  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen nicht  zulässig  (P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  B08). 

Die  Eintragung  erfolgt  unter  dem  Zeitpunkte  der  ersten  Anmel- 
dung zum  Zeichenregister,  und  nicht  etwa  unter  dem  Zeitpunkte  der 
Erlangung  des  landesgesetzlichen  Schutzes.  Nicht  vorgeschrieben  ist 
es,  bei  der  Eintragung  die  Thatsache  zu  vermerken,  dass  dieselbe  auf 
Grund  älteren  landesgesetzlichen  Schutzes  erfolgt  sei;  doch  empfiehlt 
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sich  ein  solcher  Vermerk,  um  etwaige  spätere  Beanstandungen  vou 
vorneherein  abzuschneiden,  jedenfalls  dann,  wenn  das  Zeichen  den  all- 
o:emeinen  gesetzlichen  Anforderungen  nicht  entspricht  (vergl.  Komm.- 
Ber.  zu  §22).  Nach  der  Praxis  des  Patentamts  unterbleibt  die  Er- 
wähnung des  landesgesetzlichen  Schutzes  in  der  Zeichenrolle;  dagegen 
erscheint  im  Waarenzeichenblatt  von  Zeit  zu  Zeit  eine  nachrichtliche 
Zusammenstellung  derjenigen  Zeichen,  für  die  ein  älterer  landesgesetz- 
licher Schutz  nachgewiesen  wurde  (vergl.  Rhenius  §  24  N.  4). 


§26. 

Die  zur  AusfQlming  dieses  Gesetzes  erforderlielieii  Be- 
stimmungen über  die  Einrichtung  und  den  GeschlUntsgans 
des  Patentamts,  sowie  über  das  Yerfahren  Tor  demselben 
werden  durch  Kaiserliche  Yerordnung  unter  Zustimmung 
des  Bundesraths  getroffen. 

§  26. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Oktober  1894  in  Kraft. 

Ton  dem  gleichen  Zeitpunkte  ab  werden  Anmeldungen 
von  Waarenzeichen  auf  Grund  des  Gesetzes  iiber  Marken- 
schutz Tom  30.  November  1874  nicht  mehr  angenommen. 
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Die  zur  Ergänzung  des  Gesetzes  vom  12.  Mai 
1894  dienenden  Gesetze  und  Verordnungen,  so- 
wie die  Bekanntmacliungen  und  Idittlieilungen 

des  Patentamts. 

Zur  Einleitung. 

968.  Gesetz  zur  Bekimpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  vom 

27.  Mai  1896. 

§1. 

Wer  in  öffentlichen  Bekanntmachungen  oder  in  Mittheilungen, 
welche  für  einen  grösseren  Kreis  von  Personen  bestimmt  sind,  über 
geschäftliche  Verhältnisse,  insbesondere  über  die  Beschaffenheit,  die 
Herstellungsart  oder  die  Preisbemessung  von  Waaren  oder  gewerb- 
lichen Leistungen,  über  die  Art  des  Bezuges  oder  die  Bezugsquelle 
von  Waaren,  über  den  Besitz  von  Auszeichnungen,  über  den  Anlass 
oder  den  Zweck  des  Verkaufs  unrichtige  Angaben  thatsächlicher  Art 
macht,  welche  geeignet  sind,  den  Anschein  eines  besonders  günstigen 
Angebots  hervorzurufen,  kann  auf  Unterlassung  der  unrichtigen  Angaben 
in  Anspruch  genommen  werden.  Dieser  Anspruch  kann  von  jedem 
Gewerbetreibenden,  der  Waaren  oder  Leistungen  gleicher  oder  ver- 
wandter Art  herstellt  oder  in  den  geschäftlichen  Verkehr  bringt,  oder 
von  Verbänden  zur  Förderung  gewerblicher  Interessen  geltend  gemacht 
werden,  soweit  die  Verbände  als  solche  in  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 
keiten klagen  können. 

Neben  dem  Anspruch  auf  Unterlassung  der  unrichtigen  Angaben 
liaben  die  vorerwähnten  Gewerbetreibenden  auch  Anspruch  auf  Ersatz 
des  durch  die  unrichtigen  Angaben  verursachten  Schadens  gegen  den- 
jenigen, der  die  Angaben  gemacht  hat,  falls  dieser  ihre  Unrichtigkeit 
kannte  oder  kennen  musste.  Der  Anspruch  auf  Schadensersatz  kann 
gegen  Redakteure,  Verleger,  Drucker  oder  Verbreiter  von  periodischen 
Druckschriften  nur  geltend  gemacht  werden,  wenn  dieselben  die  Un- 
richtigkeit der  Angaben  kannten. 

Die  Verwendung  von  Namen,  welche  nach  dem  Handelsgebrauch 
zur  Benennung  gewisser  Waaren  dienen,  ohne  deren  Herkunft  be- 
zeichnen zu  sollen,  fällt  unter  die  vorstehenden  Bestimmungen  nicht. 

Im  Sinne  der  Bestimmungen  des  Absatzes  1  und  2  sind  den  An- 
gaben thatsächlicher  Art  bildliche  Darstellungen  und  sonstige  Ver- 
anstaltungen gleich  zu  achten,  die  darauf  berechnet  und  geeignet  sind, 
solche  Angaben  zu  ersetzen. 

Unter  Waaren  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  auch  landwirth- 
schaftliche  Erzeugnisse,  unter  gewerblichen  Leistungen  auch  landwirth- 
schaftliche  zu  verstehen. 

Kent,  Schatz  der  Waarenbezcicbnnngen.  39 
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§2. 

Für  Klagen  auf  Grund  des  §  1  ist  ausschliesslich  zuständig  das 
Gericht,  in  dessen  Bezirk  der  Beklagte  seine  gewerbliche  Nieder- 
lassung oder  in  Ermangelung  einer  solchen  seinen  Wohnsitz  hat.  Für 
Personen,  welche  im  Inlande  weder  eine  gewerbliche  Niederlassung 
noch  einen  Wohnsitz  haben,  ist  ausschliesslich  zuständig  das  Gericht 
des  inländischen  Aufenthaltsortes,  oder  wenn  ein  solcher  nicht  bekannt 
ist,  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  die  Handlung  begangen  ist. 

§3. 

Zur  Sicherung  des  im  §  1  Absatz  1  bezeichneten  Anspruchs  können 
einstweilige  Verfügungen  erlassen  werden,  auch  wenn  die  in  den 
§§  814,  819  der  Civilprozessordnung  bezeichneten  Voraussetzungen 
nicht  zutreffen.  Zuständig  ist  auch  das  Amtsgericht,  in  dessen  Be- 
zirk die  den  Anspruch  begründende  Handlung  begangen  ist;  im 
Uebrigen  finden  die  Vorschriften  des  §  820  der  Civilprozessordnung 
Anwendung. 

§4. 

Wer  in  der  Absicht,  den  Anschein  eines  besonders  günstigen 
Angebots  hervorzurufen,  in  öffentlichen  Bekanntmachungen  oder  in 
Mittheilungen,  w^elche  für  einen  grösseren  Kreis  von  Personen  bestimmt 
sind,  über  die  Beschaffenheit,  die  Herstellungsart  oder  die  Preis- 
bemessung von  Waaren  oder  gewerblichen  Leistungen,  über  die  Art 
des  Bezuges  oder  die  Bezugsquelle  von  Waaren,  über  den  Besitz  von 
Auszeichnungen,  über  den  Anlass  oder  den  Zweck  des  Verkaufs 
wissentlich  unwahre  und  zur  Irreführung  geeignete  Angaben  that- 
sächlicher  Art  macht,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  eintausendfünfhundert 
Mark  bestraft. 

Ist  der  Thäter  bereits  einmal  wegen  einer  Zuwiderhandlung  gegen 
die  vorstehende  Vorschrift  bestraft,  so  kann  neben  oder  statt  der 
Geldstrafe  auf  Haft  oder  auf  Gefängniss  bis  zu  sechs  Monaten  erkannt 
werden;  die  Bestimmungen  des  §  245  des  Strafgesetzbuchs  finden 
entsprechende  Anwendung. 

§5. 


§6. 

Wer  zu  Zwecken  des  Wettbewerbes  über  das  Erwerbsgeschäft 
eines  Anderen,  über  die  Person  des  Inhabers  oder  Leiters  des  Ge- 
schäfts, über  die  Waaren  oder  gewerblichen  Leistungen  eines  Anderen 
Behauptungen  thatsächlicher  Art  aufstellt  oder  verbreitet,  welche 
geeignet  sind,  den  Betrieb  des  Geschäfts  oder  den  Kredit  des  In- 
habers zu  schädigen,  ist,  sofern  die  Behauptungen  nicht  erweislich 
wahr  sind,  dem  Verletzten  zum  Ersätze  des  entstandenen  Schadens 
verpflichtet.  Auch  kann  der  Verletzte  den  Anspruch  geltend  machen, 
dass  die  Wiederholung  oder  Verbreitung  der  Behauptungen  unter- 
bleibe. 

Die  Bestimmungen  des  ersten  Absatzes  finden  keine  Anwendung, 
wenn  der  Mittheilende  oder  der  Empfänger  der  Mittheilung  an  ihr 
ein  berechtigtes  Interesse  hat. 
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§7. 

Wer  wider  besseres  Wissen  über  das  Erwerbsgeschäft  eines 
Anderen,  über  die  Person  des  Inhabers  oder  Leiters  des  Geschäfts, 
über  die  Waaren  oder  gewerblichen  Leistungen  eines  Anderen  unwahre 
Behauptungen  thatsächlicher  Art  aufstellt  oder  verbreitet,  welche 
geeignet  sind,  den  Betrieb  des  Geschäfts  zu  schädigen,  wird  mit  Geld- 
straff  bis  zu  eintausendfünfhundert  Mark  oder  mit  Gefängniss  bis  zu 
einem  Jahre  bestraft. 

§8. 

Wer  im  geschäftlichen  Verkehr  einen  Namen,  eine  Firma  oder 
die  besondere  Bezeichnung  eines  Erwerbsgeschäfts,  eines  gewerblichen 
Unternehmens  oder  einer  Druckschrift  in  einer  Weise  benutzt,  welche 
darauf  berechnet  und  geeignet  ist,  Verwechselungen  mit  dem  Namen, 
der  Firma  oder  der  besonderen  Bezeichnung  hervorzurufen,  deren  sich 
-ein  Anderer  befugterweise  bedient,  ist  diesem  zum  Ersätze  des  Schadens 
verpflichtet.  Auch  kann  der  Anspruch  auf  Unterlassung  der  miss- 
bräuchlichen  Art  der  Benutzung  geltend  gemacht  werden. 

§9. 
§10. 


§11. 

Die  in  den  §§  1,  6,  8,  9  bezeichneten  Ansprüche  auf  Unterlassung 
oder  Schadensersatz  verjähren  in  sechs  Monaten  von  dem  Zeitpunkt 
an,  in  welchem  der  Anspruchsberechtigte  von  der  Handlung  und  von 
■der  Person  des  Verpflichteten  Kenntniss  erlangt,  ohne  Bücksicht  auf 
diese  Kenntniss  in  drei  Jahren  von   der  Begehung  der  Handlung  an. 

Für  die  Ansprüche  auf  Schadensersatz  beginnt  der  Lauf  der 
Verjährung  nicht  vor  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  ein  Schaden  ent- 
standen ist. 

§12. 

Die  Strafverfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein.    In 

•den  Fällen  des  §  4  hat  das  Recht,  den  Strafantrag   zu  stellen,   jeder 
der  im  §  1  Absatz  1    bezeichneten  Gewerbetreibenden    und  Verbände. 

Die  Zurücknahme  des  Antrages  ist  zulässig. 

Strafbare  Handlungen,  deren  Verfolgung  nur  auf  Antrag  eintritt, 
können  von  den  zum  Strafantrage  Berechtigten  im  Wege  der  Privat- 
klage verfolgt  werden,  ohne  dass  es  einer  vorgängigen  Anrufung  der 
Staatsanwaltschaft  bedarf.  Die  üffentliche  Klage  wird  von  der  Staats- 
anwaltschaft nur  dann  erhoben,  wenn  dies  im  öflFentlichen  Inter- 
esse liegt. 

Geschieht  die  Verfolgung  im  Wege  der  Privatklage,  so  sind  die 
SchöflFengerichte  zuständig. 

§13. 

Wird  in  den  Fällen  des  §  4  auf  Strafe  erkannt,  so  kann  angeordnet 
werden,  dass  die  Verurtheilung  auf  Kosten  des  Schuldigen  öflFentlich 
bekannt  zu  machen  sei. 

Wird  in  den  Fällen  des  §  7  auf  Strafe  erkannt,  so  ist  zugleich 
•dem  Verletzten  die  Befugniss  zuzusprechen,  die  Verurtheilung  inner- 
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halb  bestimmter  Frist  auf  Kosten  des  Verurtheilten  öffentlich  bekannt 
zu  machen. 

Auf  Antrag  des  freigesprochenen  Angeschuldigten  kann  das  Gericht 
die  öffentliche  Bekanntmachung  der  Freisprechung  anordnen;  die  Staats- 
kasse trägt  die  Kosten,  insofern  dieselben  nicht  dem  Anzeigenden  oder 
dem  Privatkläger  auferlegt  worden  sind. 

Ist  in  den  Fällen  der  §§  1,  6  und  8  auf  Unterlassung  Klage  er- 
hoben, so  kann  in  dem  Urtheile  der  obsiegenden  Partei  die  Befugnis» 
zugesprochen  werden,  den  verfügenden  Theil  des  Urtheils  innerhalb 
bestimmter  Frist  auf  Kosten  der  unterliegenden  Partei  öffentlich  be- 
kannt zu  machen. 

Die  Art  der  Bekanntmachung  ist  im  Urtheil  zu  bestimmen. 

§14. 

Neben  einer  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  verhängten  Strafe 
kann  auf  Verlangen  des  Verletzten  auf  eine  an  ihn  zu  erl^ende  Busse 
bis  zum  Betrage  von  zehntausend  Mark  erkannt  werden.  Für  diese 
Busse  haften  die  zu  derselben  Verurtheilten  als  Gesammtschuldner. 
Eine  erkannte  Busse  schliesst  die  Geltendmachung  eines  weiteren  Ent- 
schädigungsanspruchs aus. 

§15. 

Bürgerliche  Kechtsstreitigkeiten ,  in  welchen  durch  Klage  ein 
Anspruch  auf  Grund  dieses  Gesetzes  geltend  gemacht  ist,  gehören^ 
insoweit  in  erster  Instanz  die  Zuständigkeit  der  Landgerichte  be- 
gründet ist,  vor  die  Kammer  für  Handelssachen.  Die  Verhandlung 
und  Entscheidung  letzter  Instanz  im  Sinne  des  §  8  des  Einführungs- 
gesetzes zum  Gerichtsverfassungsgesetze  wird  dem  Reichsgericht  zu- 
gewiesen. 

§16. 

Wer  im  Inlande  eine  Hauptniederlassung  nicht  besitzt,  hat  auf 
den  Schutz  dieses  Gesetzes  nur  insoweit  Anspruch,  als  in  dem  Staate, 
in  welchem  seine  Hauptniederlassung  sich  befindet,  nach  einer  im 
Reichs-Gesetzblatt  enthaltenen  Bekanntmachung  deutsche  Gewerbe- 
treibende einen  entsprechenden  Schutz  geniessen. 

§17. 
Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Juli  1896  in  Kraft. 

Zu  §  2. 

969.    Bestimmungen  über  die  Anmeldung  von  Waarenzeiohen 

vom  21.  Juli  1894. 

Auf  Grund  des  §  2  Absatz  2  des  Gesetzes  zum  Schutz  der 
Waarenbezeichnungen  vom  12.  Mai  1894  (Reichs-Gesetzblatt  S.  441), 
werden  die  folgenden  Bestimmungen  über  die  Anmeldung  von  "Waaren- 
zeichen  erlassen: 

§  1.  Die  Anmeldung  eines  Waarenzeichens  ist  in  der  Form  eines 
schriftlichen  Gesuchs  einzureichen,  welchem  die  sonst  erforderlichen 
Stücke  als  Anlagen  beizufügen  sind. 

Für  jedes  angemeldete  Zeichen  ist  ein  besonderes  Gesuch  er- 
forderlich. 
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Das  Gesuch  muss  enthalten: 

a.  die  Angabe  des  Namens,  der  Berufsstellung,  des  Wohnorts 
oder  der  Niederlassung  des  Anmelders; 

b.  den  Antrag,  dass  das  Waarenzeichen  in  die  ZeiehenroUe  ein- 
getragen werde; 

c.  die  Bezeichnung  des  Geschäftsbetriebs,  in  welchem  das  Zeichen 
verwendet  werden  soll; 

d.  ein  Verzeichniss  der  Waaren,  für  welche  es  bestimmt  ist; 

e.  die  Erklärung,  dass  die  gesetzliche  Gebühr  von  30  M.  an  die 
Kasse  des  Patentamts  —  Berlin  N.  W.,  Luisenstrasse  33/34  —  ein- 
gezahlt sei  oder  gleichzeitig  mit  der  Anmeldung  eingehen  werde,  so- 
fern die  Eintragung  nicht  unentgeltlich  zu  erfolgen  hat  (§  24  des  Ge- 
setzes vom  12.  Mai  1894); 

f.  die  Aufführung  der  Anlagen  des  Gesuchs  unter  Angabe  ihrer 
Nummer  und  ihres  Inhalts; 

g.  die  Unterschrift  des  Anmelders  oder  seines  Vertreters. 

§  2.  Das  Gesuch  ist  in  2  Ausfertigungen  einzureichen.  Zu  dem 
Gesuch  sowie  zu  allen  sonstigen  Schriftstücken  sind  ganze  Bogen  in 
der  Grösse  von  33  zu  21  cm  zu  verwenden.  Die  Schriftstücke  müssen 
leserlich  geschrieben  oder  gedruckt  sein. 

§  3.  Dem  Gesuch  ist  eine  Darstellung  des  Zeichens  in  vier 
gleichen  Ausfertigungen  beizufügen,  von  denen  zwei  je  auf  einen  mit 
Heftrand  versehenen  halben  Bogen  zu  kleben  sind.  Uebersteigt  die 
Darstellung  die  Grösse  von  33  zu  21  cm,  so  ist  zu  derselben  Zeichen- 
leinwand zu  verwenden.  Die  Darstellung  muss  sauber  und  dauerhaft 
ausgeführt  sein  und  die  wesentlichen  Bestandtheile  des  Zeichens  deut- 
lich erkennen  lassen. 

§  4.  Erachtet  der  Anmelder  eine  Beschreibung  des  Zeichens 
für  erforderlich,  so  ist  dieselbe  in  zwei  Ausfertigungen  einzureichen. 
Dasselbe  gilt  lür  Modelle  und  Probestücke  der  mit  dem  Zeichen  ver- 
sehenen Waare. 

Die  Anlagen  und  Nachträge  des  Gesuchs,  einschliesslich  der  Dar- 
stellungen, Probestücke  u.  s.  w.,  müssen  mit  einer  Aufschrift  ver- 
sehen sein,  welche  sie  als  Bestandtheile  der  Anmeldung  kennzeichnet. 

§  5.  Hat  die  Prüfung  der  Anmeldung  ergeben,  dass  die  Ein- 
tragung des  Zeichens  in  die  Rolle  erfolgen  kann,  so  hat  der  An- 
melder einen  für  die  Vervielfältigung  des  Zeichens  bestimmten  Druck- 
stock einzureichen. 

Der  Druckstock  muss  ein  Holzschnitt,  eine  Zinkätzung  oder  ein 
Galvano  sein.  Behufs  seiner  Verwendbarkeit  in  der  Buchdruckpresse 
muss  er  eine  Schrifthöhe  von  2,4  cm  besitzen.  Seine  Grösse  soll 
6,5  cm  in  Höhe  und  Breite  nicht  übersteigen;  in  Ausnahmefällen 
kann,  falls  die  Deutlichkeit  es  erfordert,  eine  grössere  Ausführung 
zugelassen  werden. 

Der  Druckstock  muss  derart  beschaffen  sein,  dass  er  das  an- 
gemeldete Zeichen  in  allen  wesentlichen  Theilen  deutlich  wiedergiebt. 
Ein  mittels  desselben  gefertigter  Abdruck  des  Zeichens  ist  in  zwei 
Ausführungen  beizufügen. 

Auf  Antrag  des  Anmelders  kann  auf  Kosten  desselben  die  An- 
fertigung des  Druckstocks  durch  das  Patentamt  veranlasst  werden. 
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§  6.  Handelt  es  sich  um  die  Anmeldung  eines  in  Gemässhcit 
des  Gesetzes  über  Markenschutz  vom  30.  November  1874  eingetragenen 
Waarenzeichens  (§  24  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1894),  so  ist  nut  der 
Anmeldung  eine  beglaubigte  Abschrift  der  in  dem  bisherigen  Register 
enthaltenen  Eintragungen  vorzulegen.  War  das  Zeichen  auf  Grund 
eines  älteren  landesgesetzlichen  Schutzes  eingetragen,  so  ist  darüber 
eine  Bescheinigung  der  Registerbehörde  beizubringen  (Bekanntmachung 
vom  21.  Juli  1894  —  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  9). 

Kaiserliches  Patentamt 
von  Koenen. 

970.   Empfangsbescheinigung  über  die  Anmeldung. 

a.  Im  Anschluss  an  die  Bekanntmachung  vom  26.  Januar  d.  J. 
(S.  103  des  Blattes  für  Patent-,  Muster-  und  Zeichenwesen)  wird  zur 
Kenntniss  gebracht,  dass  das  Kaiserliche  Patentamt  fortab  nur 
Empfangsbescheinigungen  über  eingegangene  Patent-,  Gebrauchsmuster- 
und  Waarenzeichen- Anmeldungen,  und  zwar  in  nur  je  einer  Ausferti- 
gung, ausstellen  wird.  Ueber  die  zu  den  Anmeldungen  eingehenden 
weiteren  Schriftstücke  wird  eine  regelmässige  Ausstellung  von  Em- 
pfangs-Bescheinigungen  künftig  nicht  mehr  stattfinden (Be- 
kanntmachung vom  8."  Mai  1895  —  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  167). 

b.  Unter  dem  17.  Juni  1889  (Patentblatt  1889,  S.  279)  hat  das 
Kaiserliche  Patentamt  folgende  Bekanntmachung  erlassen: 

„In  der  Voraussetzung,  dass  Patentsuchern  eine  Nachricht  über 
den  Eingang  ihrer  Patentanmeldungen  bei  dem  Kaiserlichen  Patent- 
amte erwünscht  sein  möchte,  ist  Anordnung  getroffen  worden,  dass 
fortab  eine  Empfangsbescheinigung  in  denjenigen  Fällen  ausgestellt 
wird,  in  welchen  die  Patentsucher  die  Ausfertigung  und  Zustellung 
einer  solchen  unter  Beilegung  einer  Postkarte  beantragen.  Letztere 
muss  indessen  vom  Patentsucher  selbst  im  Voraus  mit  seiner  voll- 
ständigen Adresse  und  dem  nachstehenden  Wortlaute  der  Empfangs- 
bestätigung versehen  sein: 

„Ihre  Patentanmeldung  vom auf  (folgt  die  ebenfalls 

vom   Patentsucher   selbst   einzutragende  Bezeichnung)   ist   am 

hier  eingegangen  und  unter  dem  Aktenzeichen 

in  den  Geschäftsgang  gegeben  worden." 
Sollte  aus  irgend  einem  Grunde  erwünscht  sein,  die  Empfangs- 
bescheinigung mittels  verschlossenen  Briefes  zu  erhalten,  so  wird  die- 
selbe ebenfalls  nach  obigem  Schema  vom  Patentsucher  vorzubereiten 
und  nebst  dem  die  vollständige  Adresse  tragenden  Briefumschlage 
dem  betreffenden  Patentgesuche  beizulegen  sein.** 

Die  Anforderungen  dieser  Bekanntmachung  bleiben  häufig  ohne 
Beachtung.  Von  den  Betheiligten  werden  vielfach  Formulare  ein- 
gereicht, deren  Wortlaut  von  dem  oben  angegebenen  wesentlich  ab- 
weicht. Da  die  geschäftliche  Behandlung  solcher  Bescheinigungen 
zu  Weiterungen  Anlass  giebt,  so  sind  nunmehr  die  betheiligt^n  Dienst- 
stellen angewiesen  worden,  künftighin  Formulare,  welche  der  an- 
gegebenen Vorschrift  nicht  entsprechen,  unausgefüllt  zurückzusenden 
(Bekanntmachung  vom  26.  Januar  1895  —  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1 
S.  103). 
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971.   Waarenverzeichniss. 

Es  sind  mehrfach  Anmeldungen  eingegangen,  in  denen  der  Schutz 
des  Waarenzeichens  für  bestimmte  Waaren  und  deren  Verpackung 
beantragt  ist.  Solche  Anmeldungen  haben  mit  Rücksicht  auf  die 
Vorschrift  in  §  2  Absatz  1  des  Gesetzes  zum  Schutze  der  Waaren- 
bezeichnungen  beanstandet  werden  müssen.  Nach  dieser  Vorschrift 
hat  die  Anmeldung  lediglich  das  Verzeichniss  der  Waaren  selbst 
anzugeben,  für  welche  das  Zeichen  bestimmt  ist.  Die  Verpackung 
ist  keine  Waare  im  Sinne  des  Gesetzes;  der  für  dieselbe  geforderte 
Schutz  tritt  überdies  nach  §  12  des  Gesetzes  von  Rechtswegen  ein,  so 
dass  es  einer  besonderen  Geltendmachung  desselben  in  der  Anmeldung 
nicht  bedarf  (Mittheilung  des  Patentamts  —  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  54). 

972.   Beschreibung. 

Die  Firma  Johann  Maria  Farina  gegenüber  dem  Jülichs-Platz  zu 
Köln  meldete  ihre  bekannte  Etikette  für  Kölnisches  Wasser  als  Waaren- 
zeichen  an  und  fügte  der  Anmeldung  eine  Beschreibung  bei,  in  welcher 
gesagt  war: 

„Die  wesentlichen  Merkmale  des  Zeichens  sind,  abgesehen  von 
dem  dargestellten  Gesammtbilde,  die  Verbindung  des  zweizeiligen 
Namenszuges  mit  einem  Schnörkel,  ferner  das  Wappen,  jedoch  könnte 
in  dem  Gesammtbilde  das  Wappen  an  und  für  sich,  sowie  der  Schnörkel 
Aenderungen  erfahren,  anders  angeordnet  oder  weggelassen  werden. 
Wesentlich  ist  femer,  dass  der  Namenszug  zwei  Zeilen  enthält,  jedoch 
könnten  die  dargestellten  Worte  beider  Zeilen  selbst  auch  durch 
andere  ersetzt  werden.  Femer  könnte  das  Zeichen  auch  mit  Zu- 
sätzen, z.  B.  k  la,  Selon,  apr^s  oder  anderem  Beiwerk,  Umschriften 
oder  einem  Aufdruck  oder  Unterdruck  in  beliebiger  Farbe  versehen 
werden." 

Auf  Beanstandung  dieser  Beschreibung  machte  die  Anmelderin 
darauf  aufmerksam,  dass  man  nach  dem  Aufkleben  der  Etikette  auf 
eine  kantige  Flasche  meist  nur  den  mittleren  oder  einen  der  beiden 
Seitentheile  der  Etikette  übersehe  und  doch  schon  aus  diesem  Anblick 
den  Eindruck  erhalte,  es  handele  sich  um  eine  Waare  von  bestimmter 
Herkunft.  Daher  müssen  schon  die  entsprechenden  einzelnen  Theile 
des  Zeichens  für  sich  als  wesentlich  gelten.  Mit  Rücksicht  hierauf 
sei  eine  Anzahl  der  in  den  amtsgerichtlichen  Zeichenregistern  bereits 
eingetragenen  Zeichen  dem  angemeldeten  so  ähnlich,  dass  die  Gefahr 
einer  Verwechselung  vorliege.  Es  werde  gebeten,  an  Hand  der  Be- 
schreibung, der  überreichten  Proben  und  dieser  Ausführungen  später 
zu  erwägen,  ob  das  Verfahren  nach  §  5  des  Gesetzes  zum  Schutz  der 
Waarenbezeichnungen  vom  12.  Mai  1894  für  den  Fall  einzuleiten  sei, 
dass  eines  der  angegebenen  oder  ein  ähnliches  Zeichen  zur  Anmeldung 
gelange. 

Die  Abtheilung  für  Waarenzeichen  hat  hierauf  der  Anmelderin 
durch  Verfügung  vom  11.  April  1895  mitgetheilt,  es  werde  zwar  bei 
der  Eintragung  in  die  Rolle  und  deren  Veröffentlichung  vermerkt 
werden,  dass  der  Anmeldung  eine  Beschreibung  beigefügt  sei;  ob  und 
inwieweit  aber  auf  die  Beschreibung  bei  der  Prüfung  später  angemel- 
deter Waarenzeichen  Rücksicht  zu  nehmen,  bleibe  der  jeweiligen  Ent- 
scheidung vorbehalten. 
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Die  häufige  Wiederkehr  ähnlicher  Fälle  giebt  zu  folgenden  Be- 
merkungen Anlass. 

Die  Abtheilung  für  Waarenzeichen  hält  sich  nicht  für  befugt, 
Beschreibungen,  welche  die  Tragweite  des  Zeichenschutzes  umgrenzen, 
auf  die  Berechtigung  des  Schutzumfanges  hin  zu  prüfen,  solche  Be- 
schreibungen wegen  unzutreffender  Auslegung  des  Zeichenrechts  zurück- 
zuweisen oder  gar,  falls  der  Anmelder  auf  Beibehaltung  besteht,  die 
Eintragung  des  Zeichens  in  die  Rolle  zu  versagen.  Nur  eine  be- 
rathende  Thätigkeit  erscheint  gegenüber  derartigen  Beschreibungen 
nicht  ausgeschlossen  und  ist  beispielsweise  da  angezeigt,  wo  aus  der 
Beschreibung  ersichtlich  wird,  dass  es  dem  Anmelder  nicht  ura  einen 
Zeichenschutz,  sondern  etwa  um  einen  Geschmacksmusterschutz  zu 
thun  ist,  oder  dass  er  nicht  ein,  sondern  mehrere  w^esentlich  ver- 
schiedene Zeichen  führen  will. 

Steht  dem  Patentamte  einerseits  eine  massgebende  Einwirkung 
auf  die  den  Schutz  umfang  angebenden  Beschreibungen  nicht  zu,  so 
ist  es  andererseits  an  deren  Inhalt  nicht  gebunden.  Die  Begründung 
zu  §  2  des  Gesetzes  (S.  29  dieses  Jahrgangs)  sagt: 

„Es  läge  nahe,  neben  der  Darstellung  des  Zeichens  eine  Be- 
schreibung desselben  zu  erfordern,  wenn  nicht  zu  besorgen  wäre, 
dass  alsdann  bei  der  Beurtheilung  von  Streitfällen  der  Schwer- 
punkt der  Vergleichung  auch  bei  figürlichen  Zeichen  auf  die 
Beschreibung  werde  gelegt  werden,  während  doch  in  der  Regel 
der  Gesammteindruck  des  Markenbildes  massgebend  bleiben  muss." 

Danach  kommt  der  Beschreibung,  auch  wenn  ihr  Vorhandensein 
in  der  Zeichenrolle  vermerkt  ist,  eine  massgebliche  Bedeutung  in 
Bezug  auf  den  Schutzumfang  nicht  zu.  Sie  gilt  als  einseitige  Er- 
klärung des  Anmelders  über  die  Art,  wie  er  sein  Zeichenrecht  künftig 
zu  vertreten  gedenkt  und  wie  er  den  §  20  des  Gesetzes  hinsichtlich 
der  Verwechselungsgefahr  gehandhabt  zu  sehen  wünscht.  Die  Ent- 
scheidung in  Betreff  der  üebereinstimmung  mit  anderen  Zeichen  ist 
grundsätzlich  von  den  Erklärungen  des  Anmelders  über  die  Trag- 
weite eines  Zeichenrechts  unabhängig. 

Dies  gilt  nicht  nur  dann,  wenn  der  Anmelder,  wie  in  dem  mit- 
getheilten  Falle,  seinem  Schutzrecht  einen  weiten  Umfang  giebt,  um 
Eingriffe  in  sein  Zeichenrecht  im  Voraus  abzuwehren,  sondern  ebenso 
dann,  wenn  er  den  Kreis  enge  zieht,  um  der  Üebereinstimmung  mit 
Freizeichen,  mit  Wappen  oder  mit  früher  angemeldeten  Zeichen  zu 
entgehen.  Auch  hier  ist  nicht  nach  den  Erklärungen  des  Anmelders, 
sondern  nach  dem  Eindruck  der  Darstellung  zu  entscheiden. 

Durch  vorstehende  Bemerkungen  werden  diejenigen  Beschrei- 
bungen nicht  berührt,  die  ein  durch  Schwarzdruck  nicht  ausreichend 
wiederzugebendes  Zeichen  in  seiner  praktischen  Verwendung  verdeut- 
lichen sollen  (Mittheilung  des  Patentamts  —  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  210). 

973.   Verpackung  von  Modellen  und  Probestüoken. 

Bei  dem  Kaiserlichen  Patentamt  w^erden  häufig  Modelle,  Muster 
und  Proben  ohne  Verpackung  überreicht.  Da  die  Gegenstände  unter 
diesen  Umständen  leicht  der  Beschädigung  ausgesetzt  sind,  wird  über 
die  Einsendung  von  Modellen  etc.  Folgendes  bestimmt: 

Modelle,  Muster  oder  Proben  sind  der  Regel  nach  in  festen,  eine 
sichere  Aufbewahrung  und  handlichen  Transport  ermöglichenden  Be- 
hältnissen (Kisten,  starken  Packschachteln  u.  s.  w.)  einzureichen.   Sind 
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die  Gegenstände  zerbrechlich  oder  werthvoll,  oder  bedürfen  sie  aus 
sonstigen  Gründen  einer  besonders  vorsichtigen  Behandlung,  so  ist 
ihre  Umhüllung  mit  einer  entsprechenden  Aufschrift,  welche  den  Inhalt 
im  Voraus  erkennen  lässt,  zu  versehen.  Handelt  es  sich  um  Gegen- 
stände von  geringem  Umfange,  so  sind  dieselben  vor  der  Verpackung 
auf  Holz  oder  Pappe  zu  befestigen.  Bestehen  die  einzureichenden 
Modelle  etc.  aus  mehreren  Theilen,  so  ist  ein  Verzeichniss  derselben 
beizulegen. 

Falls  Gegenstände  unverpackt  überreicht  sind,  welche  nach  Vor- 
stehendem einer  Verpackung  bedürfen,  so  kann  eine  Rücksendung 
nur  erfolgen,  wenn  das  fehlende  Packmaterial  nachgeliefert  wird  oder 
der  Antragsteller  sich  bereit  erklärt,  die  dem  Kaiserlichen  Patent- 
amte durch  die  Beschaffung  des  Materials  erwachsenden  Auslagen  zu 
erstatten. 

Bezüglich  der  Proben  chemischer  Stoffe  und  Ausfärbungen  ver- 
bleibt es  bei  der  Verfügung  vom  19.  März  1887/1.  Dezember  1894 
{Bekanntmachung  vom  23.  Oktober  1895  —  P.M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  285). 

974.   Einsendung  der  Gebühr. 

a.  An  das  Kaiserliche  Patentamt  sind  in  letzter  Zeit  häufig  mittelst 
Postanweisung  Geldsendungen  gelangt,  deren  Bestimmung  aus  dem 
Postabschnitte  nicht  zu  erkennen  gewesen  ist.  Zur  Vermeidung  von 
Weiterungen  wird  deshalb  den  Betheiligten  empfohlen,  bei  Geld- 
sendungen künftig  stets  die  Zweckbestimmung  des  Geldes  (Patent-, 
Gebrauchsmuster-  oder  Waarenzeichen- Anmeldegebühr ,  Beschwerde- 
gebühr, Jahresgebühr)  genau  anzugeben.  Ist  dem  Absender  das 
Aktenzeichen  bekannt,  auf  welches  sich  die  Zahlung  bezieht,  so  ist 
dasselbe  hinzuzufügen  (Bekanntmachung  vom  29.  Oktober  1894  — 
P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  13). 

b. Geldbeträge,  deren  Bestimmung  aus  dem  Post- 
abschnitt oder  den  sonst  begleitenden  Schriftstücken  nicht  erhellt, 
müssen  auf  Gefahr  des  Absenders  zurückgesendet  werden  (Bekannt- 
machung vom  19.  Oktober  1895  —  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  285). 

975.   Erforderniese  des  Drucketocks. 

a.  Die  Prüfung  der  bisher  in  Behandlung  genommenen  Anmel- 
dungen hat  ergeben,  dass  in  einer  grösseren  Anzahl  von  Fällen  die 
von  den  Anmeldern  eingereichten,  zur  Veröffentlichung  der  Zeichen 
bestimmten  Druckstöcke  den  in  §  5  der  Bestimmungen  über  die  An- 
meldung von  Waarenzeichen  vom  21.  Juli  1894  vorgeschriebenen  Er- 
fordernissen in  Bezug  auf  Höhe  und  Breite  nicht  entsprechen.  Da 
der  in  den  amtlichen  Blättern  für  die  Veröffentlichung  der  Zeichen 
zur  Verfügung  stehende  Raum  die  Wiedergabe  der  Zeichen  thunlichst 
in  den  festgesetzten  Grössenverhältnissen  nothwendig  macht,  so  werden 
die  Betheiligten  an  die  Beachtung  der  Vorschrift  des  §  5  a.  a.  0.  hier- 
durch nochmals  erinnert.  Druckstöcke,  welche  sich  innerhalb  der 
Grösse  von  6,5  cm  in  Höhe  und  Breite  halten,  sind  bei  guter  tech- 
nischer Ausführung  der  Regel  nach  ausreichend,  um  ein  deutliches 
Bild  eines  Waarenzeichens  zu  liefern.  Die  Zulassung  von  grösseren 
Druckstöcken  kann  daher  nur  in  ganz  besonders  gearteten  Ausnahme- 
fällen bewilligt  werden.  Der  Antrag  auf  Zulassung  ist  ausführlich 
zu  begründen. 
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976.  Druckstock  bei  Wortzeichen. 

b.  Auch  bei  Wortzeichen  ist  die  Einreichung  eines  Druckstocks 
erforderlich.  In  §  2  des  Gesetzes  wird  unterschiedslos,  also  auch  bei 
Wortzeichen,  eine  „deutliche  Darstellung"  des  Zeichens  verlangt,  und 
im  Anschluss  daran  haben  auch  die  Bestimmungen  über  die  Anmel- 
dung von  Waarenzeichen  vom  21.  Juli  1894  für  diese  Zeichen  beson- 
dere Vorschriften  nicht  vorgesehen.  Die  Lieferung  eines  Druckstocks 
auch  für  Wortzeichen  entspricht  überdies  wesentlichen  technischen 
Rücksichten.  Namentlich  wird  dadurch  das  Vorkommen  von  Druck- 
fehlern verhütet,  welche  bei  der  Verschiedenheit  und  der  willkürlichen 
Schreibweise  der  hier  in  Betracht  kommenden  Phantasieworte  sonst 
leicht  möglich  sind.  Femer  erscheint  es  zweckmässig,  dass  die  Dar- 
stellung des  Zeichens  in  den  verschiedenen  Veröffentlichungen  des 
Patentamtes  (Reichsanzeiger,  Waarenzeichenblatt,  Jahresübersicht)  so- 
wie auch  in  der  dem  Anmelder  ausgestellten  Bescheinigung  über  die 
Eintragung,  immer  in  derselben  vom  Anmelder  selbst  gewählten 
typischen  Gestaltung  erscheint. 

977.   Rückgabe  des  Drucketocks. 

c.  Nach  §  7  der  Kaiserlichen  Verordnung  vom  30.  Juni  1894 
trifft  über  Modelle,  Probestücke  und  sonstige  Unterlagen  einer  An- 
meldung, insoweit  deren  Aufbewahrung  nicht  mehr  für  erforderlich 
erachtet  wird,  der  Präsident  des  Patentamtes  im  Einvernehmen  mit 
der  Abtheilung  für  Waarenzeichen  Verfügung.  Zu  den  Unterlagen, 
auf  welche  sich  diese  Vorschrift  bezieht,  gehört  auch  der  zur  Ver- 
öffentlichung des  Zeichens  bestimmte  Druckstock.  Die  Entscheidung 
über  die  Rückgabe  desselben  ist  deshalb  davon  abhängig,  ob  seine 
Aufbewahrung  auch  nach  der  Eintragung  und  ersten  Veröffentlichung 
des  Zeichens  noch  erforderlich  ist.  In  dieser  Hinsicht  kommt  in  Be- 
tracht, dass  das  Patentamt  nach  §  3  Absatz  3  des  Gesetzes  vom 
12.  Mai  1894  in  regelmässiger  Wiederholung  Uebersichten  über  die  in 
der  Zwischenzeit  eingetragenen  und  gelöschten  Zeichen  veröffentlichen 
soll.  Da  in  Ausführung  dieser  Bestimmung  beabsichtigt  ^ird,  ausser 
den  regelmässigen  Veröffentlichungen  im  Reichsanzeiger  und  den 
monatlichen  Veröffentlichungen  im  Waarenzeichenblatt  auch  Jahres- 
übersichten über  die  jedesmal  noch  in  Kraft  befindlichen  Zeichen 
herauszugeben,  so  müssen  die  Druckstöcke  so  lange  in  der  Verwal- 
tung des  Patentamtes  verbleiben,  bis  feststeht,  dass  das  Zeichen  aus 
der  Zahl  der  zu  veröffentlichenden  Zeichen  ausgeschieden  ist.  An- 
träge auf  Rückgabe  von  Druckstöcken,  welche  sich  auf  eingetragene 
Zeichen  beziehen,  müssen  daher  bis  auf  Weiteres  abschläglich  be- 
schieden werden  (Mittheilung  des  Patentamts  —  P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  65). 

d.  In  Nr.  3  des  Blattes  für  Patent-,  Muster-  und  Zeichenwesen  ist 
S.  65  mitgetheilt  worden,  dass  eine  Rückgabe  der  mit  den  Anmel- 
dungen überreichten  Druckstöcke  bis  auf  Weiteres  nicht  erfolgen 
kann,  da  die  Stöcke  noch  für  die  späteren  Publikationen  des  Patent- 
amtes gebraucht  werden. 

Im  Anschluss  hieran  wird  zur  Kenntniss  der  Betheiligten  ge- 
bracht, dass  der  Original -Druckstock  dann  zurückgegeben  werden 
kann,  wenn  der  Zeicheninhaber   die  Kosten  für  die  Herstellung  eines 
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im    Besitz    des    Patentamtes  verbleibenden    Galvanos  übernehmen  zu 
wollen  erklärt. 

Die  Herstellung  des  Galvanos  wird  diesseits  vermittelt  werden. 
Die  Kosten  für  den  Galvano  werden  bei  mittlerer  Grösse  des  Stockes 
etwa  1,50—2  Mark  betragen  (Mittheilung  des  Patentamts  —  P.M. 
&  Z-Bl.  Bd.  1  S.  98). 

978.   Aenderung  der  Anmeldung. 

Es  wurde  um  Auskunft  darüber  ersucht,  auf  welche  Bestimmung 
das  Patentamt  sich  stütze,  wenn  es  die  Aenderung  eines  angemeldeten 
Waarenzeichens  während  schwebenden  Verfahrens  bald  zulasse,  bald 
ablehne.    Darauf  ist  folgende  Antwort  ergangen: 

Gemäss  §  20  Abs.  3  des  Patentgesetzes  sind  bis  zu  dem  Be- 
schlüsse über  die  Bekanntmachung  der  Patentanmeldung  Abänderungen 
der  darin  enthaltenen  Angaben  zulässig.  Dies  ist  auf  Waarenzeichen- 
anmeldungen  gemäss  §  10  Abs.  1  des  Gesetzes  zum  Schutz  der 
Waarenbezeichnungen  vom  12.  Mai  1894  entsprechend  anzuwenden. 
Danach  erscheinen  auch  Aenderungen  des  Zeichens  selbst  grundsätz- 
lich als  zulässig.  Ob  aber  nur  eine  zulässige  Abänderung  oder  ein 
unzulässiger  Ersatz  des  angemeldeten  Zeichens  durch  ein  von  diesem 
verschiedenes  vorliegt,  hängt  davon  ab,  was  in  dem  Zeichen  als 
wesentlich  anzusehen  ist  und  ob  der  wesentliche  Inhalt  durch  die 
Aenderung  beeinträchtigt  wird  (Mittheilung  des  Patentamts  —  P.  M. 
&  Z-Bl.  Bd.  1  S.  234). 

Zu  §3. 

979.  Verzeichniss  der  Waarenklassen. 

Für  die  amtliche  Bearbeitung  der  Waarenzeichen- Anmeldungen 
ist  von  dem  Kaiserlichen  Patentamte  das  nachstehende 

Verzeichniss  der  Waarenklassen 
aufgestellt  worden. 

Waarenklassen. 

1.  Ackerbau-,  Forstkultur-,  Gärtnerei-  und  Thierzucht-Erzeugnisse, 
sowie  Ausbeute  von  Fischfang  und  Jagd. 

2.  Arzneimittel  und  Verbandstoffe  für  Menschen  und  Thiere,  Drogen, 
Thier-  und  Pflanzen  -  Vertilgungsmittel,  Konservirungsmittel, 
Desinfektionsmittel. 

3.  Bekleidungs-Gegenstände,  ausser  Pelzwaaren  12  und  Spitzen  30 ; 

a.  Hüte  und  andere  Kopfbedeckungen,  sowie  Putz, 

b.  Schuhwaaren, 

c.  Gestrickte  und  gewirkte  Waaren, 

d.  Sonstiges    (Kleider,  Wäsche,  Korsets,  Hosenträger,  Schlipse 
u.  dergl.). 

4.  Beleuchtungs-,  Heizungs-,  Koch-  und  Ventilationsapparate  und 
Geräthe. 

5.  Borsten  und  Borstenwaaren  (Bürsten,  Besen,  Schrubber,  Pinsel), 
sowie  Kämme,  Schwämme,  Frisirgeräthe  und  Verwandtes. 

6.  Chemische  Produkte,  ausser  den  unter  2,  8,  11,  13,  20,  34  und 
36  angeführten,  sowie  mineralische  Rohprodukte,  ausser  den 
unter  37  genannten. 

7.  Dichtungs-  und  Packungsmaterialien,  Wärmeschutz-  und  Isolir- 
Mittel,  Asbestfabrikate,  Putzwolle. 
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8.  Dünger,  natürlicher  und  künstlicher. 

9.  Eisen,  Stahl,  Kupfer  und  andere  Metalle,  sowie  Waaren  aus 
solchen  Metallen,  ausser  den  unter  4,  17,  22,  23,  32,  33  und 
35  genannten; 

a.  Metalle,  roh  oder  theilweise  bearbeitet, 

b.  Messerschmiedswaaren  (Messer,  Gabeln,  Sensen,  Sicheln, 
Strohmesser,  Beile,  Sägen,  Hieb-  und  Stichwaffen)  und 
Werkzeuge  (Feilen,  Hämmer,  Ambosse,  Schraubstöcke,  Hobel, 
Bohrer  u.  dergl.), 

c.  Nähnadeln,  auch  für  Nähmaschinen,  Heftnadeln,  Stecknadeln, 
Haarnadeln,  Fischangeln, 

d.  Hufeisen  und  Hufnägel, 

e.  Gusswaaren,  emaillirte  und  verzinnte  Waaren, 

f.  Sonstige  Metallwaaren. 

10.  Fahrzeuge  (Wagen  aller  Art,  einschliesslich  Kinder-  und  Kranken- 
wagen, auch  Fahrräder  und  Wasserfahrzeuge). 

11.  Farben,  ausser  Malfarben  und  Tinten  32. 

12.  Felle,  Häute,  Leder,  Pelze  und  Pelzwaaren. 

13.  Firnisse,  Lacke,  Harze,  Klebstoffe,  Wichse,  Bohnermasse  u.  dergl. 

14.  Garne  und  Zwirne,  Bindfäden,  Seile  aus  Faserstoffen  und  Metall- 
drähten. 

15.  Gespinnstfasern  (Wolle,  Baumwolle,  Flachs,  Hanf,  Jute  u.  dergl.) 
und  Polstermaterial  (Rosshaar,  Seegras,  Indiafaser,  Bettfedem 
u.  dergl.). 

16.  Getränke; 

a.  Bier, 

b.  Wein  und  Spirituosen, 

c.  Mineralwässer  und  kohlensaure  Wässer  einschliesslich  der 
Badewässer,  sowie  Brunnen-  und  Badesalze. 

17.  Gold-  und  Silberwaaren,  echte  und  unechte  Schmucksachen  aller 
Art,  leonische  Waaren,  Alfenide-,  Neusilber-,  Britannia-,  Nickel- 
und  Aluminiumwaaren. 

18.  Gummi-,  Kautschuk-  und  Guttaperchawaaren,  auch  Rohstoffe. 

19.  Hand-  und  Reisegeräthe  (Schirme,  Stöcke,  Koffer,  Reisetaschen 
u.  dergl.). 

20.  Heiz-  und  Leuchtstoffe,  sowie  Schmiermittel; 

a.  Kohlen,  Torf,  Brennholz,  Koks,  Briketts,  Kohlenanzünder, 

b.  Fette  und  Oele,  ausser  den  zur  Nahrung  bestimmten  26  b, 
sowie  Schmiermittel, 

c.  Kerzen  und  Nachtlichte  sowie  Dochte. 

21.  Holz-,  Kork-,  Hom-,  Schildpatt-,  Elfenbein-,  Meerschaum-, 
Celluloid-  und  ähnliche  Waaren,  Drechsler-  und  Schnitzwaaren. 

22.  Instrumente  und  Apparate,  ausser  Musikinstrumenten  25  und 
Uhren  40; 

a.  ärztliche  und  zahnärztliche  Apparate,  pharmaceutische,  ortho- 
pädische, gymnastische  Bandagen,  Desinfektionsapparate  u. 
dergl., 

b.  physikalische  und  chemische,  optische,  geodätische,  nautische 
und  Messinstrumente,  Waagen,  Controlapparate ,  photogra- 
phische Apparat«  u.  dergl. 

23.  Maschinen,  Maschinentheile  und  Geräthe,  einschliesslich  Haus- 
und Küchengeräthe. 

24.  Möbel  und  Polsterwaaren. 
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25.  Musikinstrumente. 

26.  Nahrungs-  und  Genussmittel,  ausser  Getränken  16  und  Tabak  38; 

a.  Fleischwaaren ,    Fleisehextrakte,    Konserven    einschliesslich 
Fruchtsäfte  und  Gelees  und  Delikatessen, 

b.  Eier,    Milch,    Butter,   Käse,    Kunstbutter,    Speisefette    und 
Speiseöle, 

c.  Kolonialwaaren  (Kaffee  und  Kaffee-Surrogate,  Thee,  Zucker, 
Mehl,  Gewürze,  Essig  u.  dergl.), 

d.  Kakao,  Chokolade,  Zuckerwaaren,  sowie  Back-  und  Konditor- 
waaren,  einschliesslich  Hefe  und  Backpulver, 

e.  sonstige  Nahrungs-  und  Genussmittel,  auch  für  Thiere,  sowie 
natürliches  und  künstliches  Eis. 

27.  Papier,  Pappe,  Karton,  Papier-  und  Pappwaaren,  Roh-  und  Halb- 
stoffe zur  Papierfabrikation  (Lumpen,  altes  Papier,  Zellstoff, 
Holzschliff  u.  dergl.). 

28.  Photo-  und  lithographische  Erzeugnisse,  sowie  Erzeugnisse 
sonstiger  vervielfältigender  Künste  und  der  Druckerei. 

29.  Porzellan-,  Töpfer-  und  andere  Thonwaaren,  Glas  und  Glas- 
w^aaren,  Glasmosaiken,  Glasuren. 

30.  Posamentir-  und  Tapisseriewaaren,  auch  Spitzen  und  Tülle. 

31.  Sattler-,  Riemer-  und  Täschnerwaaren,  Lederwaaren  nicht  ge- 
nannte, auch  Albums  und  Bilderständer. 

32.  Schreib-,  Zeichen-  und  Malwaaren,  einschliesslich  Tinte,  Tusche 
und  Malfarben,  Komptoirgeräthe,  einschliesslich  Geschäftsbücher, 
Schulgeräthe,  Lehrmittel. 

33.  Schusswaffen  und  Geschosse. 

34.  Seifen-,  Putz-  und  Polirmittel,  Rostschutzmittel,  Waschmittel, 
Parfümerien  und  Toilettenmittel. 

35.  Spiele  und  Spielwaaren. 

36.  Sprengstoffe,  Zündwaaren,  Feuerwerkskörper. 

37.  Steine,  natürliche  und  künstliche,  und  andere  Baumaterialien 
(Cement,  Gyps,  Kalk,  Kies,  Asphalt,  Theer,  Pech,  Rohrgewebe 
und  Dachpappen). 

38.  Tabakfabrikate  (Cigarren,  Cigaretten,  Rauch-,  Kau-  und  Schnupf- 
tabak). 

39.  Teppiche  und  andere  Fussbodenbeläge,  Tischdecken,  Bettdecken, 
Gardinen,  Rouleaux,  Portieren. 

40.  Uhren. 

41.  Webstoffe,  einschliesslich  Bänder; 

a.  Sammete  und  Plüsche, 

b.  leinene,  halbleinene  und  andere  Wäsche-Stoffe, 

c.  sonstige  Webstoffe  (seidene,  wollene,  baumwollene  u.  a.). 

42.  Sammelwaaren.  Hier  werden  diejenigen  Zeichen  behandelt, 
welche  für  eine  grössere  Anzahl  verschiedenartiger  Waaren 
(insbesondere  Export-  und  Kommissionswaaren)  bestimmt  sind 
(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  10). 

Zu  §4. 

980.   Mitwirkung   der  Betheiligten   bei  Feststellung  der  Freizeichen. 

Die  bei  der  Ausführung  des  Gesetzes  zum  Schutze  der  Waaren- 
bezeichnungen  vom  12.  Mai  1894  bisher  gemachten  Erfahrungen  haben 
ergeben,  dass  die  dem  Kaiserl.  Patentamt  aus  den  Kreisen  des  Handels 


622  XC.   Anhang. 

und  Gewerbes  vorgelegten  Angaben  über  Freizeichen  zum  Theil  noch 
lückenhaft  sind.  Besonders  trifft  dies  für  Wortzeichen  zu,  für  welche 
nur  aus  einzelnen  Gewerbszweigen  ausführlichere  Sammlungen  vor- 
liegen oder  angekündigt  sind. 

Da  das  Patentamt  bei  der  Prüfung  der  Frage,  ob  ein  angemeldetes 
Waarenzeichen  als  ein  Freizeichen  anzusehen  und  deshalb  von  der 
Eintragung  auszuschliessen  ist,  bis  auf  Weiteres  wesentlich  auf  das 
Material  angewiesen  ist,  welches  von  den  betheiligten  Kreisen  selbst 
beigebracht  ist,  so  kann  der  nicht  erwünschte  Zustand  eintreten,  dass 
häufiger  Zeichen  eingetragen  werden,  von  denen  sich  später  ergiebt, 
dass  die  Eintragung  wegen  der  Freizeicheneigenschaft  der  Zeichen 
hätte  versagt  werden  müssen.  Mit  Rücksicht  hierauf  werden  die  Be- 
theiligten dringend  ersucht,  in  allen  Fällen,  in  denen  dies  bisher  unter- 
lassen ist,  schleunigst  für  eine  Zusammenstellung  der  im  freien  Ge- 
brauch befindlichen  Freizeichen  Sorge  zu  tragen  und  dem  Patentamte 
davon,  thunlichst  unter  Beifügung  von  Beweisangaben,  Mittheilung  zu 
machen  (Bekanntmachung  vom  1.  Dezember  1894  —  P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd  1  S.  64). 

981.   Genehmigung  zur  Führung  öffentlicher  Wappen. 

a.  Nach  §  4  ZifiTer  2  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1894  ist  die  Ein- 
tragung in  die  Rolle  für  Waarenzeichen  zu  versagen,  welche  in-  oder 
ausländische  Staatswappen  oder  Wappen  eines  inländischen  Ortes, 
eines  inländischen  Gemeinde-  oder  weiteren  Kommunalverbandes  ent- 
halten. Die  Abtheilung  für  Waarenzeichen  hat  entschieden,  dass 
diese  Vorschrift  dann  keine  Anwendung  findet,  wenn  die  zur  Ver- 
fügung über  das  Wappen  berechtigte  Autorität  dem  Anmelder  die 
Benutzung  des  Wappens  für  die  Zwecke  der  Zeichenführung  gestattet 
hat.  Die  Ertheilung  der  Erlaubniss  ist  erforderlichen  Falls  bei  der 
Anmeldung  nachzuweisen.  Bei  dieser  Rechtslage  sind  Hoflieferanten 
im  Allgemeinen  für  befugt  zu  erachten,  auf  den  von  ihnen  angemel- 
deten Waarenzeichen  ihrem  Titel  das  in  Betracht  kommende  Hof- 
und  Staatswappen  beizufügen,  sofern  die  Verleihung  des  Hof  lief eranten- 
titels  nach  den  jedesmal  massgebenden  Vorschriften  das  Recht  gewährt, 
das  Wappen  auch  zur  äusseren  Kennzeichnung  der  Waaren,  auf 
welche  sich  die  Verleihung  bezieht,  zu  verwenden  (Mittheilung  des 
Patentamts  —  P.  M.  &  Z  Bl.  Bd.  1  S.  65). 

b.  Nach  dem  unten  Seite  211  abgedruckten  Urtheil  des  Reichs- 
gerichts vom  10.  November  1888  wird  ein  öfifentliches  Wappen  dadurch 
nicht  zu  einem  eintragungsfähigen  Zeichen,  dass  das  Gemeinwesen, 
dem  das  Wappen  zusteht,  seine  Zustimmung  zur  Eintragung  ertheilt 
hat.  Dies  Urtheil  ist  unter  dem  Gesetz  über  Markenschutz  vom 
30.  November  1874  ergangen,  nach  dessen  §  3  Absatz  2  die  Eintragung 
zu  versagen  war,  wenn  das  Zeichen  ein  öffentliches  Wappen  enthielt. 
Der  §  4  Abs.  1  Ziff.  2  des  Gesetzes  zum  Schutz  der  Waarenbezeich- 
nungen  vom  12.  Mai  1894  enthält  die  gleiche  Vorschrift  mit  der  Mass- 
gabe, dass  die  der  Eintragung  unzugänglichen  Wappen  anderweit 
bestimmt  werden. 

Die  Gründe  des  reichsgerichtlichen  Urtheils  dürften  auch  unter 
dem  neuen  Gesetz  anzuerkennen  sein.  Zu  ihrer  Erläuterung  sei  Fol- 
gendes bemerkt. 

Die  im  §  4  Absatz  1  des  neuen  Gesetzes  aufgeführten  Versagungs- 
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gründe  enthalten  absolute  Verbots  Vorschriften  öffentlich-rechtlicher 
Natur  im  Gegensatz  zu  dem  im  §  5  gegebenen  Versagungsgründe, 
der  durch  Einwilligung  des  besser  Berechtigten  beseitigt  werden  kann. 
Die  Stellung  des  Wappenverbots  im  §  4  lässt  sonach  erkennen,  dass 
der  Gesetzgeber  nicht  bloss  den  Eingriff  in  subjektive  Rechte  des  das 
Wappen  führenden  Gemeinwesens  verhüten,  sondern  aus  Gründen  der 
öffentlichen  Ordnung  Hoheitszeichen  dem  gewerblichen  Wettbewerb 
entziehen  wollte.  Der  Träger  des  Wappens  kann  wohl  eine  Erlaubniss 
zur  Führung  des  Wappens  ertheilen,  aber  nicht  ein  Ausschliessungs- 
recht auf  die  Wappen  führ  ung  gewähren.  Das  Wesen  des  Zeichen- 
rechts besteht  aber  neben  dem  Recht  zur  Benutzung  gerade  in  der 
Begründung  eines  Ausschliessungsrechts.  Nach  dieser  negativen  Seite 
des  Zeichenrechts  würde  die  Zustimmung  des  berechtigten  Gemein- 
wesens nicht  wirksam  werden,  vielmehr  würde  letzteres  berechtigt 
bleiben,  das  Wappen  nicht  nur  selbst  zu  führen,  sondern  auch  beliebig 
vielen  Anderen  die  Führung  zu  gestatten.  Die  Aufnahme  eines  öffent- 
lichen Wappens  in  ein  Waarenzeichen  scheint  sonach  mit  der  Natur 
des  Zeichen  Schutzes  nicht  verträglich. 

Ist  dies  richtig,  so  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  die  Genehmi- 
gung zur  Wappenführung  einem  einzelnen  Gewerbetreibenden  oder 
ganzen  Klassen  von  solchen  ertheilt  wird.  So  haben  Hoflieferanten, 
denen  der  Gebrauch  eines  Wappens  gestattet  ist,  keinen  Anspruch 
auf  Eintragung  eines  dasselbe  enthaltenden  Zeichens.  Allen  deutschen 
Fabrikanten  ist  durch  Allerhöchsten  Erlass  vom  16.  März  1872  und 
Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  11.  April  1872  (R.G.Bl.  S.  90. 
93)  der  Gebrauch  und  die  Abbildung  des  Kaiserlichen  Adlers  —  ohne 
Wappenschild  —  zur  Bezeichnung  ihrer  Waaren  und  Etiketten  ge- 
stattet. Auch  hier  handelt  es  sich  nur  um  die  Gewährung  eines 
Rechts  zur  Benutzung  im  gewerblichen  Verkehr,  während  (fie  Ein- 
tragung der  solche  Hoheitssymbole  enthaltenden  Zeichen  zu  ver- 
sagen ist. 

Vorstehendes  gilt  auch  dann,  wenn  der  Träger  des  öffentlichen 
Wappens  selbst  ein  Gewerbe  betreibt,  wie  dies  bereits  in  dem  reichs- 
gerichtlichen Urtheil  gesagt  ist.  Tritt  ein  öffentliches  Gemeinwesen 
in  den  gewerblichen  Wettbewerb  ein,  so  unterliegt  es  regelmässig 
den  gleichen  Grundsätzen,  wie  Privatpersonen. 

Ein  Bedenken  gegen  die  hier  im  Anschluss  an  das  Reichsgerichts- 
urtheil  vertretene  Auffassung  könnte  aus  der  Begründung  zu  §  4  Abs.  1 
Ziff.  2  des  neuen  Gesetzes  entnommen  werden,  die  folgenden  Satz 
enthält  (S.  32  dieses  Jahrgangs): 

„Der  Gesichtspunkt,  welcher  schon  bisher  öffentliche  Wappen 
des  Inlandes  zur  Verwerthung  in  Waarenzeichen  ungeeignet  er- 
scheinen liess,  findet  auch    auf  Wappen  des  Auslandes  Anwen- 
dung; auch  letztere  sind  Sinnbilder  einer  öffentlichen  Autorität 
und    als  solche  —  wenigstens    ohne  Zustimmung    dieser  Auto- 
rität —   kein    Gegenstand    eines    ausschliesslichen  Benutzungs- 
rechts." 
Allein  die  in  Klammern    beiläufig  eingeschalteten  Worte  können 
eine  allgemeine  Ausnahme    von  dem  Wappenverbot   nicht  begründen, 
weil  es  hierzu  der  Aufnahme  einer  Bestimmung  in  das  Gesetz  selbst 
bedurft  hätte.     Auch  betrifft  jener  Satz    ersichtlich  einen  besonderen 
Fall.     Er  bezieht  sich   nur    auf  ausländische  Staatswappen  und  steht 
im  Zusammenhang   mit  §  23  Absatz  3  des    neuen    Gesetzes,    wonach 
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ausländische  Waarenzeichen  von  den  Anforderungen  dieses  Gesetzes 
befreit  sind,  soweit  Staatsverträge  dies  bestimmen.  In  Staats  vertragen 
kann  die  Erlaubniss  zur  Benutzung  von  Wappen  für  den  Anspruch 
auf  Schutz  der  diese  enthaltenden  Zeichen  als  wesentlich  erklärt 
werden,  wie  dies  in  Art.  7  Absatz  2  des  Uebereinkommens  mit 
Oesterreich-Ungam  vom  6.  Dezember  1891  (S.  70  dieses  Jahrgang) 
geschehen  ist.  Solche  Vertragsbestimmungen  bieten  aber  für  die  Aus- 
legung des  Gesetzes  in  Fällen,  die  nicht  unter  den  Vertrag  fallen, 
keinen  Anhalt  (Mittheilung  des  Patentamts  —  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1 
S.  208). 

982.   Beweispflioht  des  Anmelders  für  besondere  Angaben   in  dem 

Waarenzeichen. 

Enthält  ein  angemeldetes  Waarenzeichen  Angaben,  welche  nach 
den  Verkehrsanschauungen  für  die  Beurtheilung  des  Geschäftsbetriebes 
oder  der  Waaren,  für  welche  das  Zeichen  bestimmt  ist,  von  Bedeutung- 
sind,  insbesondere  solche,  welche  die  Güte  der  Waare  gewährleisten 
sollen,  so  hat  der  Anmelder  die  behaupteten  Thatsachen,  soweit  die- 
selben nicht  amtskundig  sind,  dem  Patentamte  nachzuweisen.  Ist 
z.  B.  das  Waarenzeichen  mit  Preismedaillen  von  Ausstellungen  oder 
ähnlichen  Anerkennungszeichen  ausgestattet,  so  ist  der  Beweis  zu 
führen,  dass  dieselben  dem  Anmelder  in  Bezug  auf  die  in  Frage 
stehende  gewerbliche  Thätigkeit  in  Wirklichkeit  verliehen  worden 
sind.  Dies  kann  durch  Vorlegung  der  Urkunden  selbst,  durch  Bei- 
bringung amtlicher  (polizeilicher)  Zeugnisse  oder  auf  ähnliche  Art 
geschehen.  Dasselbe  gilt,  wenn  behauptet  wird,  dass  das  Geschäft 
des  Anmelders  bereits  in  einem  gewissen  Jahre  begründet,  dass  die 
Waare  patentirt  oder  als  Gebrauchsmuster  geschätzt  sei,  dass  das 
Waarenzeichen  auch  im  Auslande  Markenschutz  geniesse,  dass  der 
Anmelder  Hoflieferant  sei  u.  s.  w.  (Mittheilung  des  Patentamts  — 
P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  54). 

983.   Angaben  über  Patent-  und  Musterschutz  in  Waarenzeichen. 

Wie  aus  den  in  Nr.  2  dieses  Blattes  (Seite  54  unter  e)  veröflFent- 
lichten  Mittheilungen  der  Abtheilung  für  Waarenzeichen  hervorgeht, 
verlangt  das  Patentamt  den  Nachweis  für  die  Richtigkeit  solcher  auf 
angemeldeten  Zeichen  befindlichen  Angaben,  welche  für  die  Beurthei- 
lung des  Geschäftsbetriebes  oder  der  Waaren,  für  die  das  Zeichen 
bestimmt  ist,  nach  Verkehrsanschauung  von  Erheblichkeit  sind.  Hier- 
unter fallen  auch  Angaben  über  die  Verleihung  des  Patent-  oder 
Musterschutzes  für  die  Waaren  und  dergl.  Da  Patent-  und  Muster- 
schutz Rechte  von  beschränkter  Dauer  sind  und  unter  Umständen 
bald  zum  Erlöschen  gelangen,  während  der  Waarenzeichenschutz  für 
längere  Zeit  fortbestehen  soll,  so  kann  nach  Fortfall  des  ersteren 
Schutzes  die  Löschung  auch  des  Zeichens  in  Gemässheit  des  §  9  Nr.  3 
des  Gesetzes  mit  Rücksicht  darauf  in  Frage  kommen,  dass  der  Inhalt 
des  Waarenzeichens  alsdann  den  thatsächlicheu  Verhältnissen  nicht 
mehr  entspricht  und  die  Gefahr  einer  Täuschung  begründet.  Auch 
§  40  des  Patentgesetzes  kommt  hierbei  in  Betracht,  welcher  verbietet, 
zur  Kennzeichnung  von  Waaren  Bezeichnungen  anzuwenden,  die  ge- 
eignet sind,  den  Irrthum  zu  erregen,  dass  die  Waare  noch  durch  ein 
Patent  geschützt  ist.  Um  diese  Weiterungen  zu  vermeiden,  wird  den 
Betheiligten  seitens  des  Patentamtes  empfohlen,  Angaben  der  in  Rode 


XC.   Anhang.  625 

stehenden  Art,  sowie  sonstige  Angaben,  welche  nur  für  eine  beschränkte 
Zeitdauer  zutreffen,  nicht  in  die  Waarenzeichen  aufzunehmen  (Mit- 
theilung des  Patentamts  —  P.M.  &Z-B1.  Bd.  1  S.  99). 

984.   Anmeldung  gelöschter  Zeichen. 

Die  Bestimmung  im  §  4  Absatz  2,  dass  Zeichen,  welche  gelöscht 
sind,  für  die  Waaren,  für  welche  sie  eingetragen  waren,  oder  für 
gleichartige  Waaren  zu  Gunsten  eines  anderen,  als  des  letzten  In- 
habers erst  nach  Ablauf  von  zwei  Jahren  seit  dem  Tage  der  Löschung 
von  Neuem  eingetragen  werden  dürfen,  ist  eine  Vorschrift  des  öffent- 
lichen Rechts  in  dem  Sinne,  dass  auch  die  Zustimmung  des  letzten 
Inhabers  vor  Ablauf  der  zweijährigen  Frist  die  Eintragung  nicht  zu- 
lässig macht. 

Im  Gegensatz  zu  §  5,  welcher  im  Falle  der  Kollision  eines  zur 
Anmeldung  gebrachten  Zeichens  mit  einem  älteren  noch  in  Kraft  be- 
:findlichen  Zeichen  ein  Widerspruchsverfahren  unter  den  Betheiligten 
eröffnet,  wird  im  Falle  der  Löschung  des  älteren  Zeichens  der  letzte 
Inhaber  desselben  nicht  zum  Verfahren  zugezogen,  vielmehr  die  Ein- 
tragung von  Amts  wegen  versagt,  solange  der  zweijährige  Zeitraum 
nicht  abgelaufen  ist. 

Die  Entscheidung  stützt  sich  auf  die  Erwägung,  dass  die  ge- 
löschten Zeichen  in  §  4,  welcher  die  absoluten  Hinderungsgründe  für 
die  Eintragung  eines  Zeichens  betriflft,  nicht  in  §  5  behandelt  sind. 
Folgerichtig  hat  auch  §  9  des  Gesetzes  dem  Inhaber  des  gelöschten 
Zeichens  ein  Klagerecht  auf  Löschung  des  entgegen  der  Vorschrift 
in  §  4  Absatz  2  später  eingetragenen  Zeichens  nicht  gegeben,  viel- 
mehr tritt  auch  in  diesem  Falle  die  Löschung  von  Amtswegen  ein 
(§  8  Absatz  2  Ziffer  2  des  Gesetzes).  Ihre  innere  Rechtfertigung 
dürfte  die  verschiedene  Behandlung  der  gelöschten  und  nicht  ge- 
löschten Zeichen  in  dem  Umstände  finden,  dass  bei  ersteren  das  Inter- 
esse der  früheren  Inhaber  im  Durchschnitt  der  Fälle  nicht  mehr  derart 
ist,  dass  es  gegen  die  Eintragung  gleicher,  die  betheiligt^n  Verkehrs- 
kreise verwirrender  Zeichen,  ausreichend  reagirt.  Aus  diesem  Grunde 
tritt  hier  während  des  Zeitraumes  von  2  Jahren  die  Prüfung  von 
Amtswegen  ein. 

Die  Bestimmung  im  §  4  Absatz  2  findet  nur  gegenüber  neuen 
Anmeldungen,  nicht  aber  gegenüber  Anmeldungen  aus  §  24  des  Ge- 
setzes Anwendung  (Mittheilung  des  Patentamts  —  P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  66). 

Zu  §§  5  &  6. 

985.  Vorläufiger  Widerspruch. 

Bei  dem  Patentamt  sind  mehrfach  Zuschriften  eingegangen,  in 
4enen  beantragt  ist,  im  Falle  der  Anmeldung  eines  Waarenzeichens 
die  Eintragung  desselben  mit  Rücksicht  auf  ein  dem  Antragsteller 
gehöriges  älteres  Zeichen  zu  versagen.  Die  Abtheilung  für  Waaren- 
zeichen hat  entschieden,  dass  solche  Anträge  als  Widersprüche  im 
Sinne  des  §  5  des  Gesetzes  zum  Schutze  der  Waarenbezeichnungen 
nicht  anzusehen. sind.  Die  Voraussetzung  für  einen  solchen  Wider- 
spruch ist  vielmehr,  dass  das  Patentamt  zuvor  die  Uebereinstimmung 
der  Verwechselungsähnlichkeit  des  bereits  angemeldeten  Zeichens 
mit  einem  früheren  Zeichen  als  vorliegend  erachtet  und  dem  Inhaber 
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des  älteren  Zeichens  hiervon  Mittheilung  gemacht  hat.  Erst  durch 
diese  Mittheilung  erlangt  der  ältere  Zeicheninhaher  die  prozessuale 
Legitimation,  in  das  Verfahren  einzutreten  und  die  durch  §§  5^  6,  10 
des  Gesetzes  festgestellten  Rechte  auszuüben.  Vorläufige  Wider- 
sprüche sind  demnach  rechtlich  nicht  wirksam. 

Dagegen  kann  es  für  das  Patentamt  aus  Rücksichten  der  Ge- 
schäftserleichterung nur  wünschenswerth  sein,  wenn  es  in  dazu  ge- 
eigneten Fällen  auf  kollidirende  Anmeldungen  im  Voraus  aufmerksam 
gemacht  wird.  Die  bisherigen  Eingänge  dieser  Art  sind  für  das 
Patentamt  in  mehrfacher  Hinsicht  lehrreich  gewesen. 

Die  Abtheilung  für  Waarenzeichen  benachrichtigt  in  Fällen  vor- 
zeitigen Widerspruchs  den  Antragsteller,  sobald  das  bezeichnete 
Waarenzeichen  angemeldet  worden  ist.  Liegt  nach  der  Ansicht  der  Ab- 
theilung Ueberein Stimmung  oder  Verwechselungsähnlichkeit  der  Zeichen 
vor,  so  wird  dem  Antragsteller  zugleich  anheimgegeben,  seinen  Wider- 
spruch zu  wiederholen.  Ist  nach  Ablauf  einer  geraumeren  Zeit  die 
erwartete  Anmeldung  nicht  eingegangen,  so  wird  davon  dem  Antrag- 
steller unter  Schliessung  der  Akten  Nachricht  gegeben  (Mittheilung 
des  Patentamts  —  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  53). 

986.  Widerspruch  seitens  einer  Person,  welche  im  Inland  eine 

Niederlassung  nicht  besitzt. 

Nach  §  23  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1894  hat  derjenige, 
welcher  im  Inlande  eine  Niederlassung  nicht  besitzt,  auf  den  Schutz 
dieses  Gesetzes  nur  dann  Anspruch,  wenn  in  dem  Staate,  in  welchem 
sich  seine  Niederlassung  befindet,  nach  einer  im  Reichsgesetzblatt  ent- 
haltenen Bekanntmachung  deutsche  Waarenbezeichnungen  in  gleichem 
Umfange  wie  inländische  Waarenbezeichnungen  zum  gesetzlichen 
Schutze  zugelassen  werden.  Nach  einer  Entscheidung  der  Abthei- 
lung für  Waarenzeichen  gehört  zu  dem  durch  das  Gesetz  gewährten 
Schutze  nicht  nur  die  Befugniss  zur  Anmeldung  von  Waarenzeichen 
und  das  aus  der  Eintragung  des  Zeichens  folgende  Recht,  gemäss 
§  14  den  Nachahmer  und  Verbreiter  des  Zeichens  civil-  und  straf- 
rechtlich zu  belangen,  sondern  auch  die  in  §§  5,  6  gewälirte  Befug- 
niss, gegen  die  Eintragung  eines  später  angemeldeten  Zeichens  auf 
diesbezügliche  Mittheilung  des  Patentamtes  Widerspruch  zu  erhebeu 
und  dadurch  über  die  Uebereinstimmung  der  beiden  Zeichen  und  die 
Versagung  der  Eintragung  des  später  angemeldeten  Zeichens  eine 
Entscheidung  herbeizuführen. 

Demnach  kann  der  Inhaber  eines  älteren  Waarenzeichens,  welcher 
im  Inlande  eine  Niederlassung  nicht  besitzt,  den  Widerspruch  gegen 
ein  jüngeres  zur  Anmeldung  gelangtes  Zeichen  nur  dann  geltend 
macheu,  sofern  in  dem  Lande,  in  welchem  seine  Niederlassung  sich 
befindet,  nach  einer  im  Reichsgesetzblatt  enthaltenen  Bekanntmachung 
zur  Zeit  der  Erhebung  des  Widerspruchs  deutsche  Waaren- 
bezeichnungen in  gleichem  Umfange  wie  inländische  zum  gesetzlichen 
Schutze  zugelassen  sind.  Es  ergiebt  sich  hieraus  für  das  Patentamt 
die  Pflicht,  die  Frage  des  Bestehens  der  Reziprozität  im  Sinne  des 
§  23  von  Amts  wegen  zu  prüfen,  wenn  die  Mittheilung  gemäss  §  5  an 
den  Inhaber  eines  älteren  Zeichens,  welcher  im  Inlande  eine  Nieder- 
lassung nicht  besitzt,  in  Frage  kommt.  Ist  die  Voraussetzung  des 
§  23  Abs.  1  nicht  erfüllt,  so  hat  die  Mittheilung  gemäss  §  5  zu  unter- 
bleiben. 
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Von  Erheblichkeit  ist  das  erörterte  Rechtsverhältniss  gegenwärtig 
namentlich  für  die  Inhaber  spanischer  Zeichen,  welche  unter  dem 
früheren  Rechte  in  die  Zeichenregister  eingetragen  sind,  da  auf  Grund 
des  neuen  Gesetzes  eine  Bekanntmachung  über  das  Bestehen  einer 
Reziprozität  hinsichtlich  des  Markenschutzes  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Spanien  nicht  erlassen  ist.  Wer.  nun  in  Spanien  eine 
Niederlassung  besitzt,  kann  also  trotz  früherer  Eintragung  in  die 
Zeichenregister  der  Eintragung  eines  später  angemeldeten  identischen 
Zeichens  in  die  Zeichenrolle  nicht  widersprechen. 

Seitens  des  Inhabers  eines  früher  angemeldeten  Zeichens,  welcher 
im  Inlande  eine  Niederlassung  nicht  besitzt,  kann  gemäss  §  23  Abs.  2 
der  Widerspruch  nur  durch  einen  im  Inlande  bestellten  Vertreter  gel- 
tend gemacht  werden  (Mittheilung  des  Patentamts  —  P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  99). 

987.   Behandlung  der  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874 
zum  Zeiohenregister  angemeldeten  Zeichen  im  Widerspruchsverfahren. 

Nach  §  5  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1894  hat  das  Patentamt, 
wenn  es  erachtet,  dass  ein  zur  Anmeldung  gebrachtes  Waarenzeichen 
mit  einem  anderen,  für  dieselben  oder  für  gleichartige  Waaren  auf 
Grund  des  Gesetzes  über  Markenschutz  vom  30.  November  1874  oder 
auf  Grund  des  gegenwärtigen  Gesetzes  früher  angemeldeten  Zeichen 
übereinstimmt,  dem  Inhaber  dieses  Zeichens  zwecks  der  Erwägung, 
ob  Anlass  zur  Erhebung  des  Widerspruchs  besteht,  Mittheilung  zu 
machen.  Wie  sich  aus  dem  Inhalt  und  dem  Wortlaut  dieser  Bestim- 
mung ergiebt,  wird  die  Einleitung  des  Widerspruchsverfahrens  ledig- 
lich durch  die  formale  Uebereinstimmung  des  älteren  mit  dem  zur 
Anmeldung  gelangten  Zeichen,  keineswegs  aber  durch  die  materielle 
Rechtsbeständigkeit  der  für  das  ältere  Zeichen  bestehenden  Ein- 
tragung bedingt. 

Auf  die  in  die  Zeichenregister  eingetragenen  Zeichen  findet  der 
§  5  daher  an  und  für  sich  auch  dann  Anwendung,  wenn  die  Zeichen 
offensichtlich  der  Rechtsbeständigkeit  nach  Massgabe  der  Bestimmungen 
des  früheren  Gesetzes  ermangeln,  ihre  Eintragung  also  damals  zu  Un- 
recht erfolgt  ist.  So  wird  beispielsweise  der  Inhaber  eines  in  einem 
der  bisherigen  Zeichenregister  für  Seifonartikel  eingetragenen  Wort- 
zeichens „Neger",  im  Falle  der  Xeuanmeldung  eines  gleichen  Wort^ 
Zeichens  gemäss  §  5  benachrichtigt  werden  müssen,  obgleich  die  Ein- 
tragung von  Zeichen,  welche  ausschliesslich  in  Worten  bestanden,  in 
Gemässheit  der  Bestimmungen  des  früheren  Gesetzes  (§  3  Abs.  2) 
unzulässig  war. 

Will  der  Anmelder,  welcher  auf  diese  Weise  durch  den  Wider- 
spruch des  Inhabers  eines  älteren  materiell  nicht  rechtsbeständigen 
Zeichens  betroffen  wird,  den  Widerspruch  beseitigen,  so  ist  es  seine 
Sache,  durch  Stellung  eines  Antrages  bei  dem  Zeichenregister  die 
Löschung  des  älteren  Zeichens  in  Gemässheit  des  §  5  Nr.  4  des  Ge- 
setzes vom  30.  November  1874  herbeizuführen. 

Aus  demselben  Grunde  steht  dem  Inhaber  eines  in  das  Zeichen- 
register eingetragenen  Zeichens  zunächst  ein  Widerspruchsrecht  ge- 
mäss §  5  gegen  ein  zur  Anmeldung  gelangtes  Zeichen  auch  dann  zu, 
wenn  das  Zeichen  des  Widersprechenden  seinerseits  mit  einem  älteren 
Zeichen  des  Anmelders  kollidirt.  Wenn  z.  B.  für  A  ein  aus  einer 
Krone  bestehendes  Zeichen  im  Jahre  1884,  für  B  ein  zum  Verwechseln 

40* 


628  XC.   Anhang. 

ähnliches,  etwa  zwei  Kronen  enthaltendes  Zeichen  für  dieselben  Waaren 
im  Jahre  1888  eingetragen  ist,  und  A  nunmehr  ein  Zeichen  zur  Zeichen- 
rolle  anmeldet,  welches  gleichfalls  aus  zwei  Kronen  besteht,  so  ist  B 
ungeachtet  der  älteren  Eintragung  des  A  gemäss  §  5  a.  a.  0.  zu  be- 
nachrichtigen, und  Letzterer  kann  sich  nicht  etwa  darauf  berufen, 
dass  die  Eintragung  des  B  nicht  rechtswirksam  sei.  Es  bleibt  dem 
A  überlassen,  auf  Grund  seiner  früheren  Eintragung  das  seinem  neu 
angemeldeten  Zeichen  entgegenstehende  Zeichen  des  B,  sofern  es  in 
Widerspruch  mit  seinem  eigenen  älteren  Markenrechte  steht,  im  Wege 
der  Klage  zur  Löschung  zu  bringen  (Mittheilung  des  Patentamts  — 
P.  M,  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  122). 

988.  Widerspruohsfrist. 

Nach  §  5    des    Gesetzes    zum    Schutz    der  Waarenbezeichnungen 
vom  12.  Mai  1894  hat  das  Patentamt,  wenn  es  erachtet,  dass  ein  an- 
gemeldetes W'aarenzeichen    mit    einem    früher    angemeldeten    überein- 
stimmt, dem  Inhaber  dieses  Zeichens  hiervon  Mittheilung  zu  machen. 
„Erhebt  derselbe   nicht   innerhalb  eines   Monats  nach  der 
Zustellung   W^iderspruch    gegen    die   Eintragung    des    neu    an- 
gemeldeten Zeichens,  so  ist  das  Zeichen  einzutragen." 
Die   mehrfach    eingegangenen    Gesuche  um  Verlängerung  der 
einmonatigen  Widerspruchsfrist  haben  abgelehnt  werden  müssen.   Die 
Frist  ist  hier  ebenso  fest  begrenzt,    wie    die   in    §  10    bestimmte  Be- 
schwerdefrist  oder   wie    die  Einspruchsfrist   nach    §  24    des   Pat^nt- 
gesetzes.    Nur  für  die  Begründung  eines  rechtzeitig  erhobenen  Wider- 
spruchs erscheint  eine  Ausdehnung    der    Frist    statthaft  (Mittheilung 
des  Patentamts  —  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  209). 

Zu  §7. 

989.   Uebertragung  des  Zeichens  in  der  Zeichenrolle. 

1.  Der  üebergang  des  Zeichens  wird  auf  Antrag  des  Rechts- 
nachfolgers in  der  Zeichenrolle  vermerkt.  Anträge  des  bisherigen 
Zeicheninhabers  oder  dessen  Vertreters  sind  daher  nicht  genügend. 

2.  Für  die  Umschreibung  wird  bei  Rechtsgeschäften  unter  Lebenden 
erfordert,  dass  die  Einwilligung  des  Berechtigten  beigebracht  werde. 
Diese  ausdrückliche  Einwilligung  in  die  Umschreibung  kann  durch 
den  Vertrag  auf  Uebertragung  des  Zeichens  nicht  ersetzt  werden. 
Letzterer  begründet  nur  die  Verpflichtung  des  Veräusserers  zur  Be- 
willigung der  Umschreibung.  Diese  Einwilligung  stellt  einen  Theil 
der  Vertragserfüllung  dar  und  darf  ebenso  wenig  vorausgesetzt  werden, 
wie  die  Uebergabe  verkaufter  Waaren.  Es  ist  bereits  der  Fall  vor- 
gekommen, dass  ein  Geschäft  mit  allen  Aktiven  und  Passiven  einem 
der  bisherigen  Gesellschafter  vertragsmässig  überlassen  und  dann 
dem  Antrage  desselben  auf  Umschreibung  des  Zeichens  von  einem 
anderen  Gesellschafter  wegen  mangelnder  Vertragserfüllung  wider- 
sprochen wurde.  Solcher  Streit  gehört  vor  die  ordentlichen  Gerichte. 
Das  Patentamt  verlangt  eine  ausdrückliche  Einwilligung  in  die  Um- 
schreibung, die  natürlich  in  die  Vertragsurkunde  mit  aufgenommen 
werden  darf. 

3.  Die  Einwilligung  ist  in  beweisender  Form  beizubringen.  Darunter 
ist,  wie  in  Patentsachen,  zu  verstehen,  dass  die  Urkunde  von  einem 
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deutschen  Gericht  oder  Notar  oder  einem  deutschen  Konsul  aufgenommen 
oder  der  Unterschrift  nach  beglaubigt  sein  muss. 

4.  Das  Zeichenrecht  kann  nur  mit  dem  Geschäftsbetriebe  auf 
einen  Anderen  übergehen.  Es  empfiehlt  sich  daher,  die  Erklärung, 
dass  der  Geschäftsbetrieb  auf  den  Erwerber  übergegangen  sei,  mit  der 
Bewilligung  der  Umschreibung  zu  verbinden  (Mittheilung  des  Patent- 
amts —  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  101.  102). 

Zu  §8. 

990.    Fälligkeit  der  Erneuerungsgebühr. 

Die  Frage,  von  welchem  Zeitpunkt  an  die  in  §  8  Z.  1  des  Ge- 
setzes zum  Schutze  der  Waarenbezeichnungen  vom  12.  Mai  1894  der 
Eintragung  in  die  Zeichenrolle  zugemessene  Schutzfrist  von  10  Jahren 
zu  berechnen  sei,  ist  gegenwärtig  besonders  für  diejenigen  Waaren- 
zeichen  von  Bedeutung,  welche  in  Gemässheit  des  §  24  a.  a.  0.  aus 
den  bisherigen  Zeichenregistem  in  die  Zeichenrolle  übertragen  werden. 

Es  erscheint  zweifelhaft,  ob  der  Tag  der  ersten  Anmeldung  zum 
Zeichenregister  oder  derjenige  der  neuen  Anmeldung  zur  Zeichenrolle 
massgebend  ist. 

Die  Abtheilung  für  Waarenzeichen  hat  die  Frage  im  letzteren 
Sinne  entschieden.  Die  Entscheidung  stützt  sich  auf  die  Vorschrift 
in  §  24  des  Gesetzes,  wonach  die  zur  Eintragung  in  die  Zeichenrolle 
angemeldeten  älteren  Zeichen  den  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes 
unterliegen  und  mit  der  Eintragung  den  bisherigen  Schutz  verlieren, 
in  Verbindung  mit  der  Vorschrift  in  §  8  Ziffer  1.  Die  Bestimmung 
in  §  24,  dass  die  Eintragung  der  Zeichen  des  früheren  Rechts  in  die 
Zeichenrolle  unter  dem  Zeitpunkte  der  ersten  Anmeldung  erfolgen 
soll,  steht  dieser  Auffassung  nicht  entgegen,  da  diese  Bestimmung 
nur  den  Zweck  hat,  den  Zeichen  ihre  alte  Priorität  zu  sichern.  Für 
die  Berechnung  der  Gültigkeitsdauer  kann  dieser  Zeitpunkt  um  des- 
willen nicht  massgebend  sein,  weil  er  um  mehr  als  10  Jahre  zurück- 
liegen kann. 

Hiernach  behalten  die  gemäss  §  24  in  die  Zeichenrolle  über- 
tragenen Waarenzeichen  für  die  Dauer  von  10  Jahren  von  der  Neu- 
anmeldung  an  gerechnet  Gültigkeit.  Eine  Erneuerungsgebühr 
(§  2  Abs.  3  des  Gesetzes)  kann  deshalb  vor  dem  1.  Oktober  1904 
nicht  fällig  werden  (Mittheilung  des  Patentamts  —  P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  53). 

991.    Erneuerung  amtsgerlohtlioh  registrirter  Zeichen. 

Nicht  selten  wird  die  Wahrnehmung  gemacht,  dass  die  Inhaber 
solcher  in  den  amtsgerichtlichen  Zeichenregistern  enthaltenen  Zeichen, 
deren  Schutzfrist  dem  Ende  nahe  ist,  ihre  Interessen  genügend 
zu  schützen  glauben,  wenn  sie  vor  Ablauf  der  Schutzfrist  das  Zeichen 
zur  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  des  Kaiserlichen  Patentamts  an- 
melden. Dies  ist  nach  zwei  Richtungen  irrthümlich.  Einmal  hört  der 
Markenschutz  nach  dem  Gesetze  vom  30.  November  1874  gemäss  §  5 
Abs.  2  Ziff.  3  und  §  12  Ziff.  2  dieses  Gesetzes  mit  dem  Ablauf  der 
zehnjährigen  Schutzfrist  auf,  während  der  Zeichenschutz  nach  §  12 
des  Gesetzes  zum  Schutz  der  Waarenbezeichnungen  vom  12.  Mai  1894 
erst  mit  der  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  beginnt.    Es  entsteht  also 
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eine  Zwischenzeit,  innerhalb  deren  eine  Zeichenrechtsverletzung  nicht 
begangen  werden  kann.  Sodann  aber  wahrt  die  rechtzeitige  Anmel- 
dung bei  dem  Patentamt  den  Fortbestand  des  Zeichens  nur  für  den 
Fall,  dass  dieses  in  die  Rolle  übernommen  wird.  In  dem  entgegen- 
gesetzten, von  vornherein  nicht  auszuschliessenden  Falle,  wo  es  zur 
endgültigen  Versagung  des  Zeichens  kommt,  ist  das  durch  Ablauf  der 
Schutzfrist  eingetretene  Erlöschen  des  Markenschutzes  nicht  wieder 
rückgängig  zu  machen.  Um  also  wenigstens  den  Bestand  des  Rechts 
aus  dem  früheren  Gesetze  auf  alle  Fälle  bis  zum  1.  Oktober  1898 
gemäss  §  24  des  neuen  Gesetzes  zu  sichern  und  um  in  dem  Fort- 
bestande des  Zeichenschutzes  eine  Lücke  nicht  eintreten  zu  lassen, 
ist  unabhängig  von  der  Anmeldung  zur  Zeichenrolle  des  Patentamts 
die  rechtzeitige  Erneuerung  bei  dem  Amtsgericht  so  lange  erforderlich, 
bis  das  Zeichen  in  der  Rolle  thatsächlich  eingetragen  steht  (Mitthei- 
lung des  Patentamts  —  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  209). 

991a.   Sohutzdauer  der  amtsgerichtlioh  registrirten  Zeichen. 

In  Betreff  der  Verfallzeit  der  alten  Zeichen  ist  mehrfach  die  An- 
sicht hervorgetreten,  dass  der  Tag  der  ersten  Anmeldung  den  Lauf 
der  zehnjährigen  Gültigkeitsdauer  auch  dann  bestimme,  wenn  bereits 
eine  Erneuerung  stattgefunden  liat.  Dies  erscheint  mit  Rücksicht  auf 
die  Bestimmung  in  §  5  Absatz  2  Zififer  3  des  Gesetzes  über  Marken- 
schutz vom  30.  November  1874  unrichtig ,  vielmehr  läuft  von  jeder 
Anmeldung  der  Beibehaltung  eines  Zeichens  die  zehnjährige  Emeue- 
rungsfrist.  Wer  die  erste  Anmeldung  am  1.  Mai  1876  und  die  Er- 
neuerung am  1.  April  1886  bewirkt  hatte,  muss  bis  zum  1.  April 
1896  entweder  bei  dem  zuständigen  Gericht  die  weitere  Erneuerung 
oder  bei  dem  Patentamt  die  Uebemahme  in  die  Zeichenrolle  nach- 
suchen. 

Die  Erneuerung  des  gerichtlichen  Schutzes  ist  auch  nach  der 
Anmeldung  bei  dem  Kaiserlichen  Patentamt  nicht  ohne  Bedeutung. 
Vergl.  die  Mittheilung  Nr.  4  auf  Seite  209  des  Jahrgangs  1894/95 
dieses  Blattes.  Es  empfiehlt  sich  deshalb  nicht,  den  gerichtlichen 
Zeichen  schütz  vor  der  Eintragung  des  Zeichens  in  die  neue  Zeichen- 
rolle verfallen  zu  lassen  (Mittheilung  des  Patentamts  —  P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  2  S.  63). 

992.   Löschung  von  Amtswegen. 

Nach  §  8  Absatz  2  Ziffer  2  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1894  erfolgt, 
die  Löschung  eines  Zeichens  von  Amtswegen,  wenn  die  Eintragung 
desselben  hätte  versagt  werden  müssen.  Aus  dieser  Vorschrift  ergiebt 
sich,  dass  in  einem  solchen  Falle  dritten  Personen  ein  Anspruch 
auf  Löschung  nicht  zusteht.  Gleichwohl  wii'd  für  das  Patentamt,  da 
der  Eintragung  ein  förmliches  Prüfungsverfahren  vorangegangen  ist, 
ein  Anlass  zur  Löschung  der  Regel  nach  nicht  vorliegen,  wenn  ihm 
nicht  aus  den  betheiligten  Kreisen  neue  Thatsachen  und  Umstände 
mitgetheilt  werden,  welche  ergeben,  dass  die  Eintragung  nicht  hätte 
erfolgen  dürfen.  Mittheilungen  solcher  Art  sind  denn  auch  bereits 
mehrfach  bei  dem  Patentamt  eingegangen;  insbesondere  ist  gegenüber 
mehreren  Eintragungen  behauptet  worden,  dass  das  eingetragene  Zeichen 
als  ein  Freizeichen  im  Sinne  des  §  4  Absatz  1  des  Gesetzes  anzusehen 
sei.  Nicht  in  allen  Fällen  sind  jedoch  diese  Mittheilungen  derart  er- 
läutert gewesen,  dass  das  in  §  8  Absatz  3  vorgeschriebene  Löschungs- 
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verfahren  hat  eingeleitet  werden  können.  Das  Patentamt  nimmt  hier- 
aus Anlass,  die  Betheiligten  darauf  hinzuweisen,  dass  nur  solche 
j^Vnträge  berücksichtigt  werden  können,  welche  ausreichend  begründet 
und  erforderlichen  Falls  mit  Beweisangaben  versehen  sind.  Die 
Schriftstücke  sind  in  zwei  Ausfertigungen  einzureichen. 

Es  wird  femer  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  eine  Löschung 
von  Amtswegen  nur  in  Frage  kommen  kann,  wenn  behauptet  wird, 
<la8s  die  Eintragung  entgegen  den  Vorschriften  in  §§1,  4,  23  des 
Gesetzes  bewirkt  worden  ist.  Wenn  der  Antragsteller  glaubt,  dass 
die  Eintragung  zu  Unrecht  erfolgt  sei,  weil  für  ihn  selbst  auf  Grund 
einer  früheren  Anmeldung  ein  übereinstimmendes  Zeichen  für  gleich- 
artige Waaren  eingetragen  sei  (§  5  des  Gesetzes),  so  hat  er  seinen 
Anspruch  auf  Löschung  im  Wege  der  Klage  vor  den  ordentlichen 
Gerichten  geltend  zu  machen  (§  9  Ziffer  1  des  Gesetzes).  (Mittheilung 
des  Patentamts  —  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  122). 

993.   Löschung  von  Amtswegen  im  Falle  der  §§  5  und  6. 

Das  Patentamt  ist  ausser  im  Falle  des  Ablaufs  der  zehnjährigen 
Frist  (§  8  Abs.  2  Ziff.  1  des  Gesetzes  zum  Schutz  der  Waarenbezeich- 
nungen  vom  12.  Mai  1894)  nur  dann  zu  einer  Löschung  des  ein- 
getragenen Zeichens  von  Amtswegen  befugt  und  verpflichtet,  „wenn 
die  Eintragung  des  Zeichens  hätte  versagt  werden  müssen."  Diese 
Vorschrift  des  §  8  Abs.  2  Ziff.  2  a.  a.  0.  entspricht  dem  §  5  Abs.  2 
Ziff.  4  des  Gesetzes  über  Markenschutz  vom  30.  November  1874,  wo- 
nach die  Löschung  von  Amtswegen  erfolgte,  wenn  das  Zeichen  „nach 
§3"  nicht  hätte  eingetragen  werden  dürfen.  Der  §  3  des  früheren 
Gesetzes  verbot  die  Eintragung  von  Zeichen,  die  ausschliesslich  in 
Zahlen,  Buchstaben  oder  Worten  bestehen  oder  öffentliche  Wappen 
oder  Aergerniss  erregende  Darstellungen  enthalten.  Auf  die  ent- 
sprechende Bestimmung  des  §  4  Abs.  1  des  jetzt  geltenden  Gesetzes 
ist  in  §  8  Abs.  2  Ziff.  2  a.  a.  0.  nicht  besonders  verwiesen  und  man 
könnte  daher  bei  einer  nur  wörtlichen  Auslegung  dieser  letzteren 
Vorschrift  dazu  gelangen,  dass  auch  die  Fälle,  in  denen  die  Eintra- 
gung eines  Zeichens  wegen  Uebereinstimmung  mit  einem 
früher  angemeldeten  aus  §  6  Abs.  2  a.  a.  0.  hätte  versagt  werden 
müssen,  der  Löschung  von  Amtswegen  unterliegen. 

Allein  zunächst  bietet  die  Entstehungsgeschichte  keinerlei  Anhalt 
dafür,  dass  eine  so  wesentliche  Abweichung  gegen  das  frühere  Recht 
beabsichtigt  worden.  Im  Gegentheil  will  die  Begründung  zu  §  8, 
jetzt  §  9  des  Gesetzes  die  Kollisionsfälle  von  der  amtlichen  Löschungs- 
befugniss  ausschliessen.     Es  heisst  dort  (S.  34  dieses  Jahrgangs): 

„Unter  den  auf  ein  privates  Interesse  sich  gründenden  Fällen 
der  Löschung  steht  in  erster  Linie  der  Fall  der  Kollision  eines 
Zeichens  mit  einem  älteren  und  deshalb  voranstehenden  Zeichen- 
recht.    Es    entspricht    den    zu   §  5   gegebenen    Ausführungen, 
wenn    dieser   Fall    auf   den   gerichtlichen    Klageweg    verwiesen 
wird." 
Dass  die  Versagung  aus  §  6  Abs.  2  in  §  8  Abs.  2  Ziff.  2  a.  a.  0. 
nicht  gemeint  sein  kann,  ergiebt  sich  weiter  aus  der  Erwägung,  dass 
in  Kollisionsfällen  der  Fortbestand  des  Zeichens    ebenso,    wie    dessen 
Entstehung,    mit  Zustimmung    des    älteren    Zeicheninhabers  statthaft 
bleiben  muss   und  dass  deshalb  eine  Löschung  von  Amtswegen  ohne 
Anhörung    des    früheren   Anmelders   nicht   angängig  erscheint.      Ein 
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nachträgliches  Widerspruchsverfahren  (§  5  des  Gesetzes)  ist  aber  im 
§  8  nicht  vorgesehen.  Es  bleibt  somit  nur  die  Annahme,  dass  der 
§  9  Abs.  1  Ziff.  1  und  Abs.  3  des  Gesetzes,  wonach  der  frühere  An- 
melder eines  übereinstimmenden  Zeichens  vor  Gericht  auf  Löschung 
klagen  kann,  den  Fall  der  Kollision  des  eingetragenen  mit  einem 
früher  angemeldeten  Zeichen  erschöpfend  regelt  und  dass  die  Löschun«: 
von  Amtswegen  gemäss  §  8  a.  a.  0.  auf  die  Kollision sfäUe  des  §  5 
a.  a.  0.  nicht  zu  beziehen  ist. 

Bis  zum  1.  Juni  1895  sind  98  eingetragene  Zeichen  mit  Ge- 
suchen um  Löschung  von  Amtswegen  angefochten  worden,  davon  24 
wegen  angeblicher  Uebereinstimmung  mit  früher  angemeldeten  Zeichen. 
In  diesen  24  Fällen  wurden  die  Antragsteller  auf  den  Weg  der  ge- 
richtlichen Klage  verwiesen  (Mittheilung  des  Patentamts  —  P.  M.  & 
Z-Bl.  Bd.  1  S.  209). 

Zu  §9. 

994.  §§  63  ff.  der  Civilprozessordnung. 

§  63.  Wer  ein  rechtliches  Interesse  daran  hat,  dass  in  einem 
zwischen  anderen  Personen  anhängigen  Rechtsstreite  die  eine  Partei 
obsiege,  kann  dieser  Partei  zum  Zwecke  ihrer  Unterstützung  beitreten. 

Die  Nebenintervention  kann  in  jeder  Lage  des  Rechtsstreits  bis 
zur  rechtskräftigen  Entscheidung  desselben,  auch  in  Verbindung  mit 
der  Einlegung  eines  Rechtsmittels  erfolgen. 

§  G4.  Der  Nebenintervenient  muss  den  Rechtsstreit  in  der  Lage 
annehmen,  in  welcher  sich  dieser  zur  Zeit  seines  Beitritts  befindet: 
er  ist  berechtigt,  Angriffs-  und  Vertheidigungsmittel  geltend  zu  machen 
und  alle  Prozesshandlungen  wirksam  vorzunehmen,  insoweit  nicht  seine 
Erklärungen  und  Handlungen  mit  Erklärungen  und  Handlungen  der 
Hauptpartei  in  Widerspruch  stehen. 

§  65.  Der  Nebenintervenient  wird  im  Verhältnisse  zu  der  Haupt - 
partei  mit  der  Behauptung  nicht  gehört,  dass  der  Rechtsstreit,  wie 
derselbe  dem  Richter  vorgelegen  habe,  unrichtig  entschieden  sei;  er 
wird  mit  der  Behauptung,  dass  die  Hauptpartei  den  Rechtsstreit 
mangelhaft  geführt  habe,  nur  insoweit  gehört,  als  er  durch  die  Lage 
des  Rechtsstreits  zur  Zeit  seines  Beitritts  oder  durch  Erklärungen 
und  Handlungen  der  Hauptpartei  verhindert  worden  ist,  Angriffs-  oder 
Vertheidigungsmittel  geltend  zu  machen,  oder  als  Angriffs-  oder  Ver- 
theidigungsmittel, welche  ihm  unbekannt  waren,  von  der  Hauptpartei 
absichtlich  oder  durch  grobes  Verschulden  nicht  geltend  gemacht  sind. 

§  66.  Insofern  nach  den  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechts 
die  Rechtskraft  der  in  dem  Hauptprozess  erlassenen  Entscheidung  auf 
das  Rechtsverhältniss  des  Nebenintervenienten  zu  dem  Gegner  von 
Wirksamkeit  ist,  gilt  der  Nebenintervenient  im  Sinne  des  §  58  als 
Streitgenosse  der  Hauptpartei. 

(Vergl.  hierzu  §  58.  Streitgenossen  stehen,  soweit  nicht  aus  den 
Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechts  oder  dieses  Gesetzes  sich  ein  an- 
deres ergiebt,  dem  Gegner  dergestalt  als  einzelne  gegenüber,  dass  die 
Handlungen  des  einen  Streitgenossen  dem  anderen  weder  zum  Vor- 
theile  noch  zum  Nachtheile  gereichen.) 

§  73.  Wer  als  Besitzer  einer  Sache  verklagt  ist,  die  er  im  Namen 
eines  dritten  zu  besitzen  behauptet,  kann,  wenn   er    diesem   vor    der 
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Verhandlung  zur  Hauptsache  den  Streit  verkündet  und  ihn  unter  Be- 
nennung an  den  Kläger  zur  Erklärung  ladet,  bis  zu  dieser  Erklärung 
oder  bis  zum  Schlüsse  des  Termins,  in  welchem  sich  der  Benannte  zu 
erklären  hat,  die  Verhandlung  zur  Hauptsache  verweigern. 

Bestreitet  der  Benannte  die  Behauptung  des  Beklagten  oder  er- 
klärt er  sich  nicht,  so  ist  der  Beklagte  berechtigt,  dem  Klagantrage 
zu  genügen. 

Wird  die  Behauptung  des  Beklagten  von  dem  Benannten  als 
richtig  anerkannt,  so  ist  dieser  berechtigt,  mit  Zustimmung  des  Be- 
klagten an  dessen  Stelle  den  Prozess  zu  übernehmen.  Die  Zustim- 
mung des  Klägers  ist  nur  insoweit  erforderlich,  als  derselbe  Ansprüche 
geltend  macht,  welche  unabhängig  davon  sind,  dass  der  Beklagte  im 
Namen  eines  Dritten  besitzt. 

Hat  der  Benannte  den  Prozess  übernommen,  so  ist  der  Beklagte 
auf  seinen  Antrag  von  der  Klage  zu  entbinden.  Die  Entscheidung  ist 
in  Ansehung  der  Sache  selbst  auch  gegen  den  Beklagten  wirksam 
und  vollstreckbar. 

Zu  §10. 

995.   Bestimmungen  des  Patentgesetzes  über  das  Verfahren. 

Patentgesetz  vom  7.  April  1891  (R-G-Bl.  S.  79). 

Dritter  Abschnitt: 
Verfahren  in  Patentsachen. 


§  21. 

Die  Anmeldung  unterliegt  einer  Vorprüfung  durch  ein  Mitglied 
der  Anmeldeabtheilung. 

Erscheint  hierbei  die  Anmeldung  als  den  vorgeschriebenen  An- 
forderungen (§  20)  nicht  genügend,  so  wird  durch  Vorbescheid  der 
Patentsucher  aufgefordert,  die  Mängel  innerhalb  einer  bestimmten  Frist 
zu  beseitigen. 

Insoweit  die  Vorprüfung  ergiebt,  dass  eine  nach  §§  1,  2,  3  Ab- 
satz 1  patentfähige  Erfindung  nicht  vorliegt,  wird  der  Patentsucher 
hiervon  unter  Angabe  der  Gründe  mit  der  Aufforderung  benachrichtigt, 
sich  binnen  einer  bestimmten  Frist  zu  äussern. 

Erklärt  sich  der  Patent  sucher  auf  den  Vorbescheid  (Absatz  2  und  3) 
nicht  rechtzeitig,  so  gilt  die  Anmeldung  als  zurückgenommen;  erklärt 
er  sich  innerhalb  der  Frist,  so  fasst  die  Anmeldeabtheilung  Beschluss. 

§  22. 

Ist  durch  die  Anmeldung  den .  vorgeschriebenen  Anforderungen 
(§  20)  nicht  genügt  oder  ergiebt  sich,  dass  eine  nach  §§  1,  2,  3  Ab- 
satz 1  patentfähige  Erfindung  nicht  vorliegt,  so  wird  die  Anmeldung 
von  der  Abtheilung  zurückgewiesen.  An  der  Beschlussfassung  darf 
das  Mitglied,  welches  den  Vorbescheid  erlassen  hat,  nicht  theil- 
nehmen. 

Soll  die  Zurückweisung  auf  Grund  von  Umständen  erfolgen,  welche 
nicht  bereits  durch  den  Vorbescheid  dem  Patentsucher  mitgetheilt 
waren,  so  ist  demselben  vorher  Gelegenheit  zu  geben,  sich  über  diese 
Umstände  binnen  einer  bestimmten  Frist  zu  äussern. 
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§  25. 

Bei  der  Vorprüfung  und  in  dem  Verfahren  vor  der  Anmeldeabthei- 
lung  kann  jederzeit  die  Ladung  und  Anhörung  der  Betheiligten,  die 
Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachverständigen,  sowie  die  Vornahme 
sonstiger  zur  Aufklärung  der  Sache  erforderlicher  Ermittelungen  an- 
geordnet werden. 

§  26. 

Mit  der  Einlegung  der  Beschwerde  sind  für 

die  Kosten  des  Beschwerdeverfahrens  zwanzig  Mark  zu  zahlen;  erfolgt 
die  Zahlung  nicht,  so  gilt  die  Beschwerde  als  nicht  erhoben. 

Ist  die  Beschwerde  an  sich  nicht  statthaft  oder  ist  dieselbe  ver- 
spätet eingelegt,  so  wird  sie  als  unzulässig  verworfen. 

Wird  die  Beschwerde  für  zulässig  befunden,  so  richtet  sich  das 
weitere  Verfahren  nach  §  25.  Die  Ladung  und  Anhörung  der  Bethei- 
ligten muss  auf  Antrag  eines  derselben  erfolgen.  Dieser  Antrag  kann 
nur  abgelehnt  werden,  wenn  die  Ladung  des  Antragstellers  in  dem 
Verfahren  vor  der  Anmeldeabtheilung  bereits  erfolgt  \var. 

Soll  die  Entscheidung  über  die  Beschwerde  auf  Grund  anderer 
als  der  in  dem  angegriffenen  Beschlüsse  berücksichtigten  Umstände 
erfolgen,  so  ist  den  Betheiligten  zuvor  Gelegenheit  zu  geben,  sich 
hierüber  zu  äussern. 

Das  Patentamt  kann  nach  freiem  Ermessen  bestimmen,  inwieweit 
einem  Betheiligten  im  Falle  des  Unterliegens  die  Kosten  des  Be- 
schwerdeverfahrens zur  Last  fallen,  sowie  anordnen,  dass  dem  Bethei- 
ligten, dessen  Beschwerde  für  gerechtfertigt  befunden  ist,  die  Gebühr 
(Absatz  1)  zurückgezahlt  wird. 

(Vergl.  hierzu 

§  16. 

An  der  Beschlussfassung  über  die  Beschwerde 

darf  kein  Mitglied  theilnehmen,  welches  bei  dem  angefochtenen  Be- 
schlüsse mitgewirkt  hat). 

§  32. 

Die  Gerichte  sind  verpflichtet,  dem  Patentamt  Rechtshülfe  zu 
leisten.  Die  Festsetzung  einer  Strafe  gegen  Zeugen  und  Sachver- 
ständige, welche  nicht  erscheinen  oder  ihre  Aussage  oder  deren  Beeidi- 
gung verweigern,  sowie  die  Vorführung  eines  nicht  erschienenen  Zeugen 
erfolgt  auf  Ersuchen  durch  die  Gerichte. 


§  34. 

In  Betreff  der  Geschäftssprache  vor  dem  Patentamt  finden  die 
Bestimmungen  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  über  die  Gerichtssprache 
entsprechende  Anwendung.  Eingaben,  welche  nicht  in  deutscher  Sprache 
abgefasst  sind,  werden  nicht  berücksichtigt. 

996.  Vollmachten. 

Die  für  das  Verfahren  vor  dem  Patentamt  ausgestellten  Voll- 
machten lassen  nicht  selten  über  den  Umfang  der  dem  Vertreter  ein- 
geräumten Befugnisse  Zweifel  oder  leiden  an  sonstigen  Unklarheiten, 
welche    die   Feststellung   der  Absicht  des  Auftraggebers  erschweren. 
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Zur  Vermeidung  der  hiermit  verbundenen  Weiterungen  wird  den 
Betheiligten  empfohlen,  der  Ausstellung  der  Vollmachten  künftig  er- 
höhte Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  insbesondere  bestimmter  zum  Aus- 
druck zu  bringen,  in  welchem  Umfange  die  Vollmacht  ertheilt  werden 
soll.  Für  das  Verfahren  in  Patentangelegenheiten  kommt  namentlich 
in  Betracht,  ob  der  Vertreter  auch  zur  Zurücknahme  der  Anmeldung, 
zum  Verzichte  auf  das  Patent,  zur  Empfangnahme  zu  erstattender 
Gebühren  und  zur  Vertretung  im  Nichtigkeits-  und  Zurücknahme- 
verfahren befugt  sein  soll  (Bekanntmachung  vom  19.  September  1895 
—  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  265.  266). 

997.  Vollmacht  Tür  das  ganze  vor  dem  Patentamt  stattfindende 

Verfahren. 

Nachstehendes  Vollmachtsformular  für  das  ganze  vor  dem  Patent- 
amt stattfindende  Verfahren  ist  von  dem  Verein  deutscher  Patent- 
anwälte mit  Rücksicht  auf  die  Bekanntmachung  des  Patentamtes  vom 
19.  September  1895  aufgestellt  worden.  An  Hand  dieses  Formulars 
können  auch  beschränkte  Vollmachten  zur  Vornahme  der  einzelnen  in 
dem  Formular  erwähnten  Akte  ausgestellt  werden: 

Vollmacht. 

Unterzeichnete bestell für    das   gemäss    dem  Gesetze  zum 

Schutz    der  Waarenbezeichnungen    stattfindende  Verfahren    vor    dem 
Kaiserlichen  Patentamte  zu  Berlin,    betreffend   das    in    den   Anlagen 

Nr des  Antrages  vom  dargestellte  Waarenzeichen 

Herr zu    Vertreter. 

D       Vertreter  soll befugt  sein,  in Namen 

1.  die  Waarenzeichenanmeldung  einzureichen,  das  Waarenzeichen 
und  das  Waarenverzeichniss  umzuändern  (einzuschränken  oder 
zu  erweitern),  sowie  ganz  oder  theilweise  zurückzuziehen,  in 
gleicher  oder  abgeänderter  Form  zu  erneuem ;  Theile  des  Waaren- 

zeichens  gesondert  anzumelden  und in  den  aus  der  Theilung 

sich  ergebenden  Waarenzeichensachen  nach  Massgabe  dieser  Voll- 
macht ebenfalls  zu  vertreten; 

2.  Erklärungen  schriftlich  und  mündlich  abzugeben  und  zu  wider- 
rufen, Anträge  schriftlich  und  mündlich  zu  stellen  und  zu  wider- 
rufen ; 

3.  Mittheilungen  des  Kaiserlichen  Patentamtes  über  die  spätere 
Anmeldung  übereinstimmender  Zeichen  entgegenzunehmen  und 
in  dem  aus  §  5  des  Gesetzes  eröffneten  Verfahren  zu  ver- 
treten ; 

4.  Widerspruch  gegen  die  Löschung  des  Zeichens  und  gegen  die 
Eintragung  später  angemeldeter  Zeichen  zu  erheben,  die  Löschung 
fremder  übereinstimmender  Zeichen  nachzusuchen,  Rechtsmittel 
einzulegen,  Widersprüche  und  Rechtsmittel  zurückzuziehen  und 
darauf  zu  verzichten; 

5.  Verfügungen  entgegenzunehmen,  Gebühren  zu  entrichten,  zurück- 
zuerstattende Gebühren  in  Empfang  zu  nehmen  und  darüber  zu 
quittiren ; 

6.  über  den  Verbleib  von  Druckstöcken,  Modellen,  Probestücken, 
Urkunden  und  sonstiger  Unterlagen  der  Anmeldung  zu  ver- 
fügen, solche  in  Empfang  zu  nehmen  und  darüber  zu  quittiren : 
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7.  Anträge   auf   ganze  oder  theilweise  Löschung  des  Zeichens  zu 
stellen  und  zurückzuziehen; 

8.  Unterbevollmächtigte   mit   allen  oder  einzelnen  der  unter  1 — 7 
aufgeführten  Befugnisse  zu  ernennen. 

Ort,  Datum.  Eigenhändige  Unterschrift  des 

Vollmachtgebers 


(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  302.  303). 

998.   Besohwerdegebühr. 

Es  sind  Zweifel  darüber  laut  geworden,  in  welchem  Umfange  die 
Bestimmungen  des  Patentgesetzes  vom  7.  April  1891  nach  §  10  des 
Gesetzes  zum  Schutz  der  Waarenbezeichnungen  vom  12.  Mai  1894  auch 
für  das  Beschwerdeverfahren  in  Waarenzeichensachen  gelten. 

Das  Patentamt  nimmt  hieraus  Anlass,  die  Betheiligten  darauf 
hinzuweisen,  dass  nach  seiner  Auffassung  auf  die  im  genannten  §  10 
bezeichneten  Beschwerden  der  §  26  des  Patentgesetzes  seinem  ganzen 
Inhalte  nach  Anwendung  findet. 

Es  sind  daher  auch  mit  der  Einlegung  der  Beschwerde  für  die 
Kosten  des  Beschwerdeverfahrens  zwanzig  Mark  zu  zahlen;  erfolgt  die 
Zahlung  nicht,  so  gilt  die  Beschwerde  als  nicht  erhoben  (Bekannt- 
machung vom  30.  November  1894  —  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  64). 

999.   Zustellung  im  Auslande. 

Nach  §  10  Abs.  3  des  Gesetzes  zum  Schutze  der  Waarenbezeich- 
nungen vom  12.  Mai  1894  gelten  die  in  diesem  Gesetze  vorgesehenen 
Zustellungen,  sofern  sie  im  Inlande  nicht  erfolgen  können,  mit  der 
Aufgabe  zur  Post  nach  Massgabe  der  §§  161,  175  der  Civilprozess- 
ordnung  für  bewirkt.  Da  diese  Bestimmung  auch  auf  die  Zustellung 
Anwendung  findet,  welche  in  Gemässheit  des  §  5  des  Gesetzes  an  den 
Inhaber  eines  älteren  kollidirenden  Zeichens  zu  erfolgen  hat,  so  ist 
nicht  ausgeschlossen,  dass  diejenigen  Personen,  welche  im  Inlande 
eine  Niederlassung  oder  eine  amtlich  bekannte  Vertretung  nicht  be- 
sitzen, nicht  in  der  Lage  sind,  einen  etwaigen  Widerspruch  gegen  die 
Eintragung  ihrer  Zeichen  für  einen  Anderen  rechtzeitig,  d.  h.  inner- 
halb eines  Monats  nach  der  Zustellung  der  patentamtlichen  Mittheilung, 
geltend  zu  machen.  Es  kommt  dabei  in  Betracht,  dass  Ausländer 
nach  dem  Gesetze  über  Markenschutz  vom  30.  November  1874  zur 
Anmeldung  eines  Waarenzeichens  bei  dem  Handelsgericht  in  Leipzig 
eines  im  Inlande  wohnhaften  Vertreters  nicht  bedurften.  Mit  Rück- 
sicht hierauf  wird  den  Betheiligten  empfohlen,  zur  Wahrnehmung  ihrer 
Markenrechte  nunmehr  baldthunlichst  einen  im  Inlande  wohnenden 
Bevollmächtigten  zu  bestellen  und  dem  Patentamt  hiervon  Nachricht 
zugehen  zu  lassen  (Mittheilung  des  Patentamts  —  P.  M.  &  Z-Bl. 
Bd.  1  S.  53). 

1000.    Bestimmungen  der  Civilprozessordnung  über  die  Zustellung  im 

Auslande. 

§  161. 

so  können Zustellungen  in 

der   Art   bewirkt   werden,    dass    der  Gerichtsvollzieher  das  zu  über- 
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gebende  Schriftstück  unter  der  Adresse  der  Partei  nach  ihrem  Wohn- 
orte zur  Post  giebt.  Die  Zustellung  wird  mit  der  Aufgabe  zur  Post 
als  bewirkt  angesehen,  selbst  wenn  die  Sendung  als  unbestellbar 
zurückkommt. 

Die  Postsendungen  sind  mit  der  Bezeichnung  „Einschreiben"  zu 
versehen,  wenn  die  Partei  es  verlangt  und  zur  Zahlung  der  Mehr- 
kosten sich  bereit  erklärt. 

§  175. 

Ist  die  Zustellung  durch  Aufgabe  zur  Post  (§  161)  erfolgt,  so 
muss  die  Zustellungsurkunde  den  Bestimmungen  des  vorstehenden  Para- 
graphen unter  No.  2,  3,  7  entsprechen  und  ausserdem  ergeben,  zu 
welcher  Zeit,  unter  welcher  Adresse  und  bei  welcher  Postanstalt  die 
Aufgabe  geschehen  ist. 

§  174. 

Die  Zustellungsurkunde  muss  enthalten: 

2.  die  Bezeichnung  der  Person,  für  welche  zugestellt  werden  soll; 
wenn  die  Zustellung  von  Amtswegen  angeordnet. ist,  das  Gericht, 
von  welchem  die  Anordnung  ausgeht; 

3.  die  Bezeichnung  der  Person,  an  welche  zugestellt  werden  soll; 

7.  die  Unterschrift  des  die  Zustellung  vollziehenden  Beamten. 

Zu  §  12. 

1001.   Mittheilung  gerichtlicher  Entscheidungen  an  das  Patentamt. 

Auf  Ersuchen  des  Herrn  Staatssekretärs  des  Reichsjustizamts 
werden  die  Gerichte  angewiesen,  von  den  in  Civil-  oder  Strafsachen 
ergehenden  gerichtlichen  ürtheilen,  welche  Angelegenheiten 

a.  des  Waarenzeichenschutzes  nach  Massgabe  des  Gesetzes  zum 
Schutze  der  Waarenbezeichnungen  vom  12.  Mai  1894  (Reichs- 
Gesetzbl.  S.  441), 

b.  des  Schutzes  von  sogenannten  „Zier-  oder  Geschmacksmustern" 
nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  11.  Januar  1876  (Reichs- 
Gesetzbl.  S.  11) 

betreffen,  dem  Kaiserlichen  Patentamte  Abschriften  mitzutheilen  in 
gleicher  Weise,  wie  solches  bereits  für  die  Angelegenheiten  des  Patent- 
rechts und  des  Gebrauchsmusterschutzes  durch  die  Allgemeinen  Ver- 
fügungen vom  27.  Oktober  1877  (Just.-Minist.-Bl.  S.  222)  und  8.  März 
1893  (Just.-Minist.-BL  S.  69)  vorgeschrieben  worden  ist  (Verfügung 
des  preussischen  Justizministers  vom  3.  November  1894  —  Just.- 
Minist.-Bl.  No.  41  -  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  55). 

Zu  §  17. 

1002.   Ausführungsbestimmung  zu  ff  17  und  22. 

Das  am  1.  Oktober  d.  Js.  in  Kraft  tretende  Gesetz  zum  Schutz 
der  Waarenbezeichnungen  vom  12.  Mai  1894  (Reichs-Gesetzblatt 
Seite  441  ff.)  verordnet  im  §  17,  dass  ausländische  Waaren ,  welche 
mit  einer  deutschen  Firma  und .  Ortsbezeichnung,  oder  mit  einem  in 
die  Zeichenrolle  eingetragenen  Waarenzeichen  widerrechtlich  versehen 
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sind,  bei  ihrem  Eingang  nach  Deutschland  zur  Einfuhr  oder  Durch- 
fuhr auf  Antrag  des  Verletzten  und  gegen  Sicherheitsbestellung  der 
Beschlagnahme  und  Einziehung  unterliegen.  Femer  ist  nach  §  22  der 
Bundesrath  ermächtigt,  wenn  deutsche  Waaren  im  Auslande  bei  der 
Einfuhr  oder  Durchfuhr  der  Verpflichtung  unterliegen,  eine  Bezeich- 
nung zu  tragen,  welche  ihre  deutsche  Herkunft  erkennen  lässt,  oder 
wenn  dieselben  bei  der  Zollabfertigung  in  Beziehung  auf  die  Waaren- 
bezeichnungen  ungünstiger  als  die  Waaren  anderer  Länder  behandelt 
werden,  den  fremden  Waaren  bei  ihrem  Eingang  nach  Deutschland 
zur  Einfuhr  oder  Durchfuhr  eine  entsprechende  Auflage  zu  machen 
und  anzuordnen,  dass  für  den  Fall  der  Zuwiderhandlung  die  Beschlag- 
nahme und  Einziehung  der  Waaren  erfolge.  In  beiden  vorbezeich- 
neten Fällen  erfolgt  die  Beschlagnahme  durch  die  Zoll-  und  Steuer- 
behörden, die  Festsetzung  der  Einziehung  durch  Strafbescheid  der 
Verwaltungsbehörden. 

Indem  ich  bemerke,  dass  die  in  Betracht  kommenden  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  demnächst  im  Centralblatt  der  Abgaben-Gesetz- 
gebung etc.  zum  Abdruck  gelangen  werden,  mache  ich  darauf  auf- 
merksam, dass  es  nach  den  dem  Erlass  des  Gesetzes  im  Reichstage 
voraufgegangenen  Verhandlungen  in  dem  Falle  des  §  17  cit.  haupt- 
sächlich darauf  ankommt,  rechtswidrig  bezeichnete  Waaren  thunlichst 
sofort  festzuhalten,  wenn  sie  über  die  Grenze  kommen.  Die  Zoll- 
behörden sollen  jedoch  nicht  unbedingt  verpflichtet  sein,  auf  jeden 
Antrag  hin  ohne  Weiteres  die  Beschlagnahme  vorzunehmen.  Sie 
sollen  vielmehr  prüfen,  ob  rechtliche  Ansprüche  des  angeblieh 
Verletzten  vorliegen,  danach  die  betreffende  Waarensendung  unter- 
suchen und,  wenn  sich  eine  Verletzung  des  Markenrechts  herausstellt, 
zur  Beschlagnahme  schreiten.  Es  wird  also  immerhin  ein  arbiträres 
Ermessen  der  Zoll-  und  Steuerbehörden  Platz  greifen.  Die  Fassung 
des  Paragraphen  soll  diesen  Behörden  nur  insoweit  eine  Verpflich- 
tung auferlegen,  dass  sie  in  eine  schleunige  Prüfung  der  Voraus- 
setzungen des  Antrages  eines  angeblich  Verletzten  eintreten  und  nach 
dem  Ergebniss  zu  verfahren  haben  (Erlass  des  preussischen  Finanz- 
ministers vom  4.  August  1894  —  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  12). 

1003.   Einziehung  im  Falle  der  §§  17  und  22. 

Zur  Beseitigung  hervorgetretener  Zweifel  in  Betreff  der  Aus- 
legung der  §§17  und  22  des  Gesetzes  zum  Schutz  der  Waaren- 
bezeichnungen  vom  12.  Mai  1894  (R-G-Bl.  S.  441  ff.)  und  unter  Bezug- 
nahme auf  die  Verfügungen  vom  4.  August  und  25.  Oktober  v.  J. 
in  9985  und  14430  bestimme  ich  hiermit  im  Einverständniss  mit  dem 
Herrn  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  Folgendes: 

1.  Unter  den  in  den  angezogenen  Gesetzesstellen  aufgeführten,  zur 
Festsetzung  der  Einziehung  vorschriftswidrig  bezeichneter  aus- 
ländischer Waaren  befugten  Verwaltungsbehörden  sind  die  Behörden 
der  Zoll-  und  Steuerverwaltung  zu  verstehen.  Die  Zuständig- 
keit derselben  für  den  Erlass  des  bezüglichen  Strafbescheides  regelt 
sich  nach  den  Vorschriften  über  das  Zollstrafverfahren. 

2.  Der  Strafbescheid,  welcher  die  gesetzlich  verwirkte  Einziehung 
festsetzt,  muss  den  Anforderungen  des  §  459  der  Deutschen  Straf- 
prozessordnung (R-G-Bl.  1877  S.  253  ff.)  entsprechen  (§§  17  und  22 
des  Gesetzes)  und  demnach  die  strafbare  Handlung,  das  angewendete 
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Strafgesetz  und  die  Beweismittel  bezeichnen,  auch  die  Eröffnung  ent- 
halten, dass  der  Einziehungsinteressent,  sofern  er  nicht  die  Beschwerde 
an  die  betreffende  höhere  Verwaltungsbehörde  ergreife,  gegen  den 
Strafbescheid  binnen  einer  Woche  nach  der  Bekanntmachung  bei  der 
Verwaltungsbehörde,  welche  denselben  erlassen,  oder  bei  derjenigen, 
welche  ihn  bekannt  gemacht  hat,  auf  gerichtliche  Entscheidung  an- 
tragen könne. 

3.  Da  der  Zweck  des  Gesetzes  die  Herbeiführung  einer  schleu- 
nigen, unmittelbar  gegen  die  vor  dem  Uebergange  in  den  Inlands- 
verkehr festgehaltene  Waare  gerichteten  Entscheidung  im  Auge  hat, 
so  muss  dem  Erlasse  des  Strafbescheides  lediglich  die  aktenmässige 
Feststellung  des  in  den  §§  17  bezw.  22  des  Gesetzes  näher  bezeich- 
neten Thatbestandes  vorausgehen.  Der  vorherigen  Anberaumung  eines 
Termins  oder  der  Ladung  oder  Anhörung  des  davon  Betroffenen  be- 
darf es  nicht. 

4.  Der  Strafbescheid  ist  dem  oder  den  Einziehungsinteressenten 
nach  Massgabe  der  Vorschriften  über  das  Zollstrafverfahren  bekannt 
zu  machen  bezw.  zuzustellen.  Eine  im  Auslande  zu  bewirkende  Zu- 
stellung geschieht  nach  den  fQr  gerichtliche  Zustellungen  bestehenden 
Vorschriften,  demnach  mittelst  Ersuchens  der  zuständigen  Behörde 
des  fremden  Staates  oder  des  in  diesem  Staate  residirenden  Konsuls 
oder  Gesandten  des  Reichs.  Erscheint  die  Befolgung  dieser  Vorschrift 
unausführbar  oder  voraussichtlich  erfolglos,  so  gilt  die  Zustellung  als 
erfolgt,  wenn  der  Inhalt  des  Strafbescheides  durch  ein  deutsches  oder 
ausländisches  Blatt  bekannt  gemacht  worden  ist  und  seit  dem  Er- 
scheinen dieses  Blattes  2  Wochen  verflossen  sind.  Die  Auswahl  des 
Blattes  steht  dem  die  Zustellung  veranlassenden  Beamten  zu  (§§  37 
und  40  der  Deutschen  Strafprozessordnung  in  Verbindung  mit  §  182 
der  Deutschen  Civilprozessordnung,  R-G-Bl.  1877  S.  83  ff.). 

5.  Im  üebrigen  sind  rücksichtlich  des  weiteren  Verfahrens  mit 
den  eingezogenen  Waaren  die  Vorschriften  über  die  Behandlung  der 
Konfiskate  aus  Zollprozessen  mit  der  Massgabe  anzuwenden,  dass  die 
widerrechtliche  Bezeichnung  der  vorschriftswidrig  eingeführten  Waare 
von  Amtswegen  zu  beseitigen  ist,  bevor  die  Waare  in  den  freien  Ver- 
kehr gesetzt  wird  (Verfügung  des  preussischen  Finanzministers  vom 
9.  Januar  1895  —  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  160). 

Zu  §  23. 

1004.    Bekanntmachung    betreffend    den   Schutz    deutscher  Waaren- 

bezeichnungen  in  auswärtigen  Staaten. 

Unter  Bezugnahme  auf  §  23  des  Gesetzes  zum  Schutz  der  Waaren- 
bezeichnungen  vom  12.  Mai  1894  (Reichs-Gesetzbl.  S.441)  wird  hierdurch 
bekannt  gemacht,  dass  in  den  nachstehend  verzeichneten  Staaten: 

Belgien,  Brasilien,  Bulgarien,  Dänemark,  Frankreich,  Griechen- 
land, Grossbritannien,  Italien,  Luxemburg,  Niederlande,  Oester- 
reich-üngam,    Rumänien,    Russland,    Schweden   und  Norwegen, 
Schweiz,  Serbien,  Venezuela  und  Vereinigte  Staaten  von  Amerika 
deutsche  Waarenbezeichnungen  in  gleichem  Umfange  wie    inländische 
Waarenbezeichnungen    zum    gesetzlichen    Schutz    zugelassen    werden 
(Bekanntmachung   des   Reichskanzlers    vom   22.  September    1894    im 
R-G-Bl.  No.  38  —  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  12). 
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1005.   Die  völkerrechtlichen  Verträge   betreffend   den   Zeichensohutz 

(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  66). 

1.   Belgien. 

Bekanntmachung  des  Heichskanzlers,  betre£fend  die  Uebereinkunft 
mit  Belgien  wegen  gegenseitigen  Markenschutzes.  Vom  13.  September 
1875  (R-G-Bl  S.  301): 

Zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Belgien  ist  durch  Aus- 
wechselung von  Erklärungen  der  beiderseitigen  Regierungen  eine 
Uebereinkunft  dahin  getroffen  worden, 

dass  in  Bezug  auf  die  Bezeichnung  der  AVaaren  oder  der  Ver- 
packung der  letzteren,  sowie  bezüglich  der  Fabrik-  oder  Handels- 
marken, die  Angehörigen  des  Deutschen  Reiches  in  Belgien  und 
die  belgischen  Staatsangehörigen  in  Deutschland  denselben  Schutz 
wie  die  eigenen  Angehörigen  geniessen  sollen,  dass  ferner  die 
Angehörigen  des  einen  Landes,  um  in  dem  anderen  ihren  Marken 
den  Schutz  zu  sichern,  nach  Massgabe  der  in  diesem  Lande 
durch  die  Gesetze  oder  Verordnungen  vorgeschriebenen  Bedin- 
gungen und  Förmlichkeiten  die  Hinterlegung  ihrer  Marken,  und 
zwar  in  Belgien  bei  dem  Sekretariat  (greffe)  des  Handelsgerichts 
in  Brüssel,  zu  bewirken  haben.  Diese  Uebereinkunft  soll  vom 
Tage  ihrer  Bekanntmachung  an  in  Anwendung  treten. 
Dies  wird  mit  Bezug  auf  §  20  des  Gesetzes  über  Markenschutz 
vom  30.  November  1874  hierdurch  veröffentlicht. 

2.  Brasilien. 

Bekanntmachung  des  Reichskanzlers,  betreffend  die  Uebereinkunft 
mit  Brasilien  wegen  gegenseitigen  Markenschutzes.  Vom  28.  Februar 
1877  (R-G-Bl.  S.  406): 

Zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Brasilien  ist  durch  Aus- 
wechselung von  Erklärungen  der  beiderseitigen  Regierungen  eine  Ueber- 
einkunft dahin  getroffen  worden, 

dass  in  Bezug  auf  die  Bezeichnung  der  Waaren  oder  der  Ver- 
packung der  letzteren,  sowie  bezüglich  der  Fabrik-  und  Handels- 
marken, die  Angehörigen  des  Deutschen  Reiches  in  Brasilien 
und  die  brasilianischen  Staatsangehörigen  in  Deutschland  den- 
selben Schutz  wie  die  eigenen  Angehörigen  geniessen  sollen, 
dass  ferner  die  Angehörigen  eines  jeden  der  beiden  vertrag- 
schliessenden  Länder,  um  ihren  Marken  den  Schutz  zu  sichern, 
die  in  dem  anderen  Lande  durch  Gesetze  oder  Verordnungen  vor- 
geschriebenen Bedingungen  und  Förmlichkeiten  zu  erfüllen  haben. 
Dies  wird  mit  Bezug  auf  §  20  des  Gesetzes  über  Markenschutz 
vom  30.  November  1874  hierdurch  veröffentlicht. 

3.  Bulgarien. 

a.  Vertrag  zwischen  Deutschland,  Oesterreich-Ungam,  Frankreich, 
Grossbritannien,  Italien,  Russland  und  der  Türkei  vom  13.  Juli  1878 
(Reichs-Gesetzbl.  S.  307): 

Artikel  8:  Die  Handels-  und  Schifffahrtsverträge  sowie  alle 
sonstigen  Uebereinkommen  und  Abmachungen,  welche  zwischen  den 
auswärtigen  Mächten  und  der  Pforte  abgeschlossen  worden  sind  und 
sich   zur  Zeit   noch  in  Kraft  befinden,  werden  im  Fürsten thum  Bul- 
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garien  aufrecht  erhalten  und  keine  Veränderung  derselben  darf  gegen- 
über irgend  einer  Macht  vorgenommen  werden,  bevor  diese  nicht  ihre 
Zustimmung  dazu  gegeben  hat. 


Die  Angehörigen  und  der  Handel  aller  Mächte  sollen  auf  dem 
Fusse  vollkommener  Gleichstellung  behandelt  werden. 

b.  Bekanntmachung,  betreffend  den  Markenschutz  in  Bulgarien. 
Vom  27.  Januar  1894  (R-G-Bl.  S.  112)  : 

Unter  Bezugnahme  auf  §  20  des  Gesetzes  über  Markenschutz  vom 
30.  November  1874  (Reichs-Gesetzbl.  S.  143)  wird  hierdurch  zur  öffent- 
lichen Kenntniss  gebracht,  dass  deutsche  Waarenzeichen,  Namen  und 
Firmen  in  Bulgarien  Schutz  geniessen. 

4.  Dänemark. 

Bekanntmachung,  betreffend  die  Uebereinkunft  mit  Dänemark 
wegen  gegenseitigen  Markenschutzes.  Vom  4.  April  1879  (R-G-Bl. 
S.  123): 

Zwischen  dem  Deutschen  Eeich  und  Dänemark  ist  durch  Aus- 
wechselung von  Erklärungen  der  beiderseitigen  Regierungen  eine 
Uebereinkunft  dahin  getrofTen  worden,  dass  in  Bezug  auf  die  Bezeich- 
nung der  Waaren  oder  der  Verpackung  der  letzteren,  sowie  bezüglich 
der  Fabrik-  oder  Handelsmarken,  die  Angehörigen  des  Deutschen 
Reiches  in  Dänemark  und  die  dänischen  Staatsangehörigen  in  Deutsch- 
land denselben  Schutz  wie  die  eigenen  Angehörigen  geniessen  sollen, 
•dass  femer  die  Angehörigen  des  einen  Landes,  um  in  dem  anderen 
ihren  Marken  den  Schutz  zu  sichern,  die  in  diesem  Lande  durch  die 
Gesetze  oder  Verordnungen  vorgeschriebenen  Bedingungen  und  Förm- 
lichkeiten zu  erfüllen  haben.  Die  Uebereinkunft  soll  vom  Tage  ihrer 
Bekanntmachung  an  in  Anwendung  treten  und  bis  zum  Ablauf  eines 
Jahres  nach  erfolgter  Kündigung  durch  den  einen  oder  den  anderen 
•der  vertragschliessenden  Theile  in  Kraft  bleiben. 

Dies  wird  mit  Bezug  auf  §  20  des  Gesetzes  über  Markenschutz 
vom  30.  November  1874  hierdurch  veröffentlicht. 

5.  Frankreich. 

a.  Handelsvertrag  zwischen  den  Staaten  des  Deutschen  Zoll-  und 
Handelsvereins  und  Frankreich.  Vom  2.  August  1862  (preuss.  Ge- 
setzsammlung 1865  S.  333,  Handelsarchiv  1865  I.  S.  493): 

Artikel  28:  In  Betreff  der  Bezeichnung  oder  Etikett irung  der 
Waaren  oder  deren  Verpackung, der  Fabrik-  oder  Handels- 
zeichen sollen  die  Unterthanen  eines  jeden  der  vertragenden  Staaten 
in  dem  anderen  denselben  Schutz,  wie  die  Inländer,  geniessen. 

Wegen  des  Gebrauchs  der  Fabrikzeichen  des  einen  Landes  in  dem 
anderen  soll  eine  Verfolgung  nicht  stattfinden,  wenn  die  erste  An- 
wendung dieser  Fabrikzeichen  in  dem  Lande,  aus  welchem  die  Aus- 
fuhr der  Erzeugnisse  erfolgt,  in  eine  frühere  Zeit  fällt,  als  die  durch 
Niederlegung  oder  auf  andere  Weise  bewirkte  Aneignung  dieser 
i^ eichen  in  dem  Lande  der  Einfuhr. 


Kent,  Schatz  der  WoaronbezeichnnDgen.  41 
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b.  Zusätzliche  Uebereinkunft  zu  dem  Friedensrertrage  zwischen 
Deutschland  und  Frankreich.  Vom  12.  Oktober  1871  (R-G-Bl.  1871 
S.  363): 

Artikel  11:  Die  Hohen  kontrahirenden  Theile  sind  überein- 
gekommen, den  Artikel  28  des  am  2.  August  1862  zwischen  Frank- 
reich und  dem  Zollverein  abgeschlossenen  Vertrages,  die  Fabrik-  und 
Handelszeichen  betreffend,  wieder  in  Kraft  zu  setzen. 

G.  Deklaration  des  Artikel  11  der  zusätzlichen  Uebereinkunft 
vom  12.  Oktober  1871  zu  dem  Friedensvertrage  vom  10.  Mai  1871 
zwischen  Deutschland  und  Frankreich.  Vom  8.  Oktober  1873  (R-G-Bl. 
S.  365): 

Nachdem  Zweifel  über  die  Tragweite  des  Artikel  11  der  zusätz- 
lichen Uebereinkunft  vom  12.  Oktober  1871  zu  dem  Friedensvertrage 
zwischen  Deutschland  und  Frankreich  vom  10.  Mai  1871  hervor- 
getreten sind,  haben  die  Unterzeichneten  auf  Grund  der  ihnen  er- 
theilten  Ermächtigung  sich  über  Folgendes  verständigt: 

Man  ist  darüber  einverstanden,  dass  alle  Bestimmungen,  welche 
in  den  vor  dem  Kriege  zwischen  einem  oder  mehreren  deutschen 
Staaten  einerseits  und  Frankreich  andererseits  abgeschlossenen  Ver- 
trägen über  den  Schutz  der  Fabrik-  und  Handelszeichen  getroffen 
sind,  durch  Artikel  11  der  genannten  Uebereinkunft  wieder  in  Kraft 
gesetzt  worden  sind. 


6.    Griechenland. 

Bekanntmachung,  betreffend  die  Beziehungen  zu  Griechenland 
wegen  gegenseitigen  Markenschutzes.  Vom  14.  September  1894  (R-G-BL 
S.  520): 

Zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Griechenland  ist  durch  Noten- 
austausch ein  Einverständniss  dahin  festgestellt  worden, 

dass  für  die  Dauer  der  Gültigkeit  des  Handels-  und  Schiff- 
fahrtsvertrages  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Griechen- 
land vom  9.  Juli  1884  (Reichs-Gesetzbl.  1885  S.  23)  in  Bezug 
auf  die  Bezeichnung  der  Waaren  oder  ihrer  Verpackung,  sowie 
auf  Fabrik-  und  Handelsmarken  die  in  Deutschland  ansässigen 
Gewerbetreibenden  in  Griechenland  und  die  in  Griechenland  an- 
sässigen Gewerbetreibenden  in  Deutschland,  vorbehaltlich  der 
Erfüllung  der  in  jedem  Lande  bestehenden  gesetzlichen  Vor- 
schriften, denselben  Schutz,  wie  die  eigenen  Angehörigen,  ge- 
niessen  werden. 

7.    Grossbritannien. 

a.  Handelsvertrag  zwischen  dem  Zollverein  und  Grossbritannien. 
Vom  30.  Mai  1865  (Handelsarchiv  1865  H.  S.  27): 

Artikel  6:    In  Betreff   der   Bezeichnung   oder  Etikettirung  der 

Waaren  oder    deren  Verpackung,    und    der  Fabrik-    oder 

Handelszeichen  sollen  die  Unterthanen  der  Staaten  des  Zollvereins  in 
dem  Vereinigten  Königreiche  von  Grossbritannien  und  Irland  und  die 
Unterthanen  Ihrer  Britischen  Majestät  in  den  Staaten  des  Zollvereins 
denselben  Schutz,  wie  die  Inländer,  gemessen. 
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Artikel  7:  Dio  in  den  vorstehenden  Artikeln  eins  bis  sechs 
getroffenen  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Kolonien  und  aus- 
wärtigen Besitzungen  Ihrer  britischen  M^'estät  Anwendung. 

b.  Deklaration  des  Artikels  6  des  Handelsvertrages  zwischen  dem 
Zollverein  und  Grossbritannien  vom  30.  Mai  1865.  Vom  14.  April 
1875  (R-G-Bl.  1875  S.  199): 

Nachdem  die  Hegierung  Seiner  Majestät  des  Deutschen  Kaisers 
und  die  Regierung  Ihrer  Grossbritannischen  Mjgestät  es  für  zweck- 
mässig erachtet  haben,  die  Qber  den  Schutz  der  Waarenbezeichnungen 
und  der  Fabrik-  und  Handelszeichen  zwischen  dem  Deutschen  Zoll- 
verein und  Grossbritannien  vereinbarten  Bestimmungen  auf  das  ge- 
sammte  Gebiet  des  Deutschen  Reichs  auszudehnen,  sind  die  Unter- 
zeichneten auf  Grund  erhaltener  Ermächtigung  dahin  übereingekommen, 
dass  die  Bestimmungen  des  Artikels  6  des  Handelsvertrages  zwischen 
dem  Zollverein  und  Grossbritannien  vom  30.  Mai  1865,  welcher  Artikel 
wörtlich  lautet: 

In  Betreff  der  Bezeichnung  oder  Etikottirung  der  Waaren  oder 
deren  Verpackung  und  der  Fabrik-  oder  Handels- 

zeichen sollen  die  Unterthanen  der  Staaten  des  Zollvereins  in 
dem  Vereinigten  Königreiche  von  Grossbritannien  und  Irland 
und  die  Unterthanen  Ihrer  Britischen  Majestät  in  den  Staaten 
des  Zollvereins  denselben  Schutz  wie  die  Inländer  geniessen 
fortan  auf  das  gesammte  Gebiet  des  Deutschen  Reichs  Anwendung 
finden  sollen. 


8.    Italien. 

Uebereinkommen  zwischen  dem  Reich  und  Italien  über  den  gegen- 
seitigen Patent-,  Muster-  und  Markenschutz.  Vom  18.  Januar  1892 
(R-G-Bl.  S.  293) : 

Artikel  1:  Die  Angehörigen  des  einen  der  vertragschliessenden 
Theile  sollen  in  den  Gebieten   des  anderen  in  Bezug  auf  den  Schutz 

von  Handels-  und  Fabrikmai'ken,  von  Firmen  und  Namen 

dieselben  Rechte  wie  die  eigenen  Angehörigen  geniessen. 

Sie  werden  demgemäss  denselben  Schutz  und  dieselben  gesetz- 
lichen Mittel  gegen  jede  Verletzung  ihrer  Rechte  haben  wie  die  In- 
länder, vorausgesetzt,  dass  sie  die  Förmlichkeiten  und  Bedingungen 
erfüllen,  welche  die  innere  Gesetzgebung  eines  jeden  der  beiden  Staaten 
den  Inländern  auferlegt. 

Artikel  2:  Den  Angehörigen  im  Sinne  dieser  Vereinbarung 
sind  gleichgestellt  andere  Personen,  welche  in  den  Gebieten  des  einen 
der  vertragschliessenden  Theile  ihren  Wohnsitz  oder  ihre  Haupt- 
niederlassung haben. 

Artikel   3:     Wird  eine  Fabrik-  oder  Handelsmarke 

in  den  Gebieten  des  einen  der  vertragschliessenden  Theile  behufs  Er- 
langung des  Schutzes  angemeldet,  und  binnen  einer  Frist  von  drei 
Monaten  die  Anmeldung  auch  in  den  Gebieten  des  anderen  vertrag- 
schliessenden Theiles  bewirkt,  so  soll: 

a.  diese  spätere  Anmeldung  allen  Anmeldungen  vorgehen,  welche 
in  den  Gebieten  des  anderen  Theiles  nach  dem  Zeitpunkt  der  ersten 
Anmeldung  eingereicht  worden  sind; 
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Artikel  4:    Die  im  Artikel  3  vorgesehene  Frist  beginnt; 

a.  bei  Handels-  und  Fabrikmarken  mit  dem  Zeit- 
punkt, in  welchem  die  erste  Anmeldung  erfolgt; 

Der  Tag  der  Anmeldung   wird   in   die  Frist   nicht 

eingerechnet. 

Artikel  6:  Dem  Inhaber  einer  in  den  Gebieten  des  einen  Theiles 
eingetragenen  Handels-  und  Fabrikmarke  kann  die  Eintragung  in  den 
Gebieten  des  anderen  Theiles  nicht  aus  dem  Grunde  versagt  werden, 
weil  die  Marke  den  hier  geltenden  Vorschriften  über  die  Zusammen- 
setzung und  äussere  Gestaltung  der  Marken  nicht  entspricht. 

Artikel  7;  Handels-  und  Fabrikmarken,  welche  in  dem  Ur- 
sprungslande im  freien  Gebrauch  stehen,  können  auch  in  den  Gebieten 
des  anderen  Theiles  nicht  den  Gegenstand  ausschliesslicher  Benutzung 
bilden. 

Artikel  8:  Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  tritt  am  1.  Fe- 
bruar 1892  in  Kraft  und  bleibt  bis  zum  Ablauf  von  sechs  Monaten 
nach  erfolgter  Kündigung  von  Seite  eines  der  vertragschliessenden 
Theile  in  Wirksamkeit. 


9.    Luxemburg. 

a.  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers,  betreffend  die  Ueberein- 
kunft  mit  Luxemburg,  wegen  gegenseitigen  Markenschutzes.  Vom 
14.  Juli  1876  (R-G-Bl.  S.  169): 

Zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Luxemburg  ist  durch  Aus- 
wechselung von  Erklärungen  der  beiderseitigen  Regierungen  eine  Ueber- 
einkunft  dahin  getroiffen  worden, 

dass '  in  Bezug  auf  die  Bezeichnung  der  Waaren  oder  der  Ver- 
packung der  letzteren,  sowie  bezüglich  der  Fabrik-  und  Handels- 
marken die  Angehörigen  des  Deutschen  Reiches  in  Luxemburg 
und  die  luxemburgischen  Staatsangehörigen  im  Deutschen  Reiche 
denselben  Schutz  wie  die  eigenen  Angehörigen  gemessen  sollen, 
dass  ferner  die  Angehörigen  des  einen  Landes,  um  in  dem  an- 
deren ihren  Marken  den  Schutz  zu  sichern,  nach  Massgabe  der 
in  diesem  Lande  durch  die  Gesetze  oder  Verordnungen  vor- 
geschriebenen Bedingungen  und  Förmlichkeiten  die  Hinterlegung 
ihrer  Marken,  und  zwar  in  Luxemburg  bei  dem  Bezirksgericht 
in  Luxemburg  zu  bewirken  haben.  Die  üebereinkunft  soll  vom 
Tage  ihrer  Bekanntmachung  an  in  Anwendung  treten. 
Dies  wird  mit  Bezug  auf  §  20  des  Gesetzes  über  Markenschutz 
vom  30.  November  1874  hierdurch  veröffentlicht. 

b.  Bekanntmachung,  betreffend  die  Üebereinkunft  mit  Luxemburg 
wegen  gegenseitigen  Markenschutzes.  Vom  2.  August  1883  (R-G-Bl. 
S.  268): 

In  Abänderung  der  unter  dem  14.  Juli  1876  (Reichs-Gesetzbl. 
S.  169)  bekannt  gemachten,  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und 
Luxemburg  abgeschlossenen  Üebereinkunft  wegen  gegenseitigen  Marken- 
schutzes sind  die  beiderseitigen  Regierungen  dahin  übereingekommen, 
dass  die  Hinterlegung  deutscher  Fabrik-  und  Handelsmarken  in  Luxem« 
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bürg  anstatt  bei  dem  Bezirksgericht  in  Luxemburg,  fernerhin  bei  dem 
Handelsdepartement  in  der  Regierung  zu  Händen  eines  dazu  bezeich- 
neten Beamten  zu  bewirken  ist. 

10.    Niederlande. 

Bekanntmachung,  betreffend  die  Uebereinkunft  mit  den  Nieder- 
landen wegen  gegenseitigen  Schutzes  derWaarenzeichen.  Vom  19.  Januar 
1882  (R-G-Bl.  S.  5): 

Zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  den  Niederlanden  ist  durch 
Auswechselung  von  Erklärungen  der  beiderseitigen  Regierungen  eine 
Uebereinkunft  dahin  getroffen  worden, 

dass  bezüglich  der  Waarenzeichen  die  Angehörigen  des  Deutschen 
Reichs  in  den  Niederlanden  sowie  in  deren  Kolonien  und  die 
niederländischen  Staatsangehörigen  in  Deutschland  denselben 
Schutz  wie  die  eigenen  Angehörigen  geniessen  sollen,  dass  femer 
die  Angehörigen  des  einen  Landes,  um  in  dem  anderen  ihren 
Waarenzeichen  den  Schutz  zu  sichern,  die  in  diesem  Lande 
durch  die  Gesetze  oder  Verordnungen  vorgeschriebenen  Bedin- 
gungen und  Förmlichkeiten  zu  erfüllen  haben.  Die  Uebereinkunft 
soll  vom  Tage  ihrer  Bekanntmachung  an  in  Anwendung  treten 
und  bis  nach  erfolgter  Kündigung  durch  den  einen  oder  den 
anderen  der  vertragschliessenden  Theile  in  Kraft  bleiben. 
Dies  wird  mit  Bezug  auf  §  20  des  Gesetzes  über  Markenschutz 
vom  30.  November  1874  hierdurch  veröffentlicht. 

11.    0  est  erreich -Ungarn. 

Uebereinkommen  zwischen  dem  Reich  und  Oesterreich-Ungam 
über  den  gegenseitigen  Patent-,  Muster-  und  Markenschutz.  Vom 
6.  Dezember  1891  (R-G-Bl.  1892  S.  289): 

Artikel  1:  Die  Angehörigen  des  einen  der  vertragschliessenden 
Theile   sollen  in  den  Gebieten  des  anderen  in  Bezug  auf  den  Schutz 

von  Handels-  und  Fabrikmarken,  von  Firmen  und  Namen 

dieselben  Rechte  wie  die  eigenen  Angehörigen  geniessen. 

Artikel  2:  Den  Angehörigen  im  Sinne  dieser  Vereinbarung  sind 
gleichgestellt  andere  Personen,  welche  in  den  Gebieten  des  einen  der 
vertragschliessenden  Theile  ihren  Wohnsitz  oder  ihre  Hauptnieder- 
lassung haben. 

Artikel  3:   Wird eine  Fabrik-   oder  Handelsmarke 

in  den  Gebieten  des  einen  der  vertragschliessenden  Theile  behufs  Er- 
langung des  Schutzes  angemeldet,  und  binnen  einer  Frist  von  drei 
Monaten  die  Anmeldung  auch  in  den  Gebieten  des  anderen  vertrag- 
schliessenden Theiles  bewirkt,  so  soll 

a.  diese  spätere  Anmeldung  allen  Anmeldungen  vorgehen,  welche 
in  den  Gebieten  des  anderen  Theiles  nach  dem  Zeitpunkt  der  ersten 
Anmeldung  eingereicht  worden  sind; 

b 

Artikel  4:    Die  im  Artikel  3  vorgesehene  Frist  beginnt 

a.  bei Handels-  und  Fabrikmarken  mit  dem  Zeitpunkt, 

in  welchem  die  erste  Anmeldung  erfolgt; 
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Der  Tag  der  Anmeldung wird  in  die  Frist  nicht  ein- 
gerechnet. 

Artikel  6:  Dem  Inhaber  einer  in  den  Gebieten  des  einen  Theiles 
eingetragenen  Handels-  und  Fabrikmarke  kann  die  Eintragung  in  den 
Gebieten  des  anderen  Theiles  nicht  aus  dem  Grunde  versagt  werden, 
weil  die  Marke  den  hier  geltenden  Vorschriften  über  die  Zusammen- 
setzung und  äussere  Gestaltung  der  Marken  nicht  entspricht. 

Zu  den  Vorschriften  über  die  Zusammensetzung  und  äussere  Ge- 
staltung der  Marken  werden  diejenigen  Vorschriften  nicht  gerechnet, 
welche  in  den  Marken  die  Verwendung  von  Bildnissen  der  Landes- 
herren oder  der  Mitglieder  der  landesherrlichen  Häuser  oder  von 
Staats-  und  anderen  öffentlichen  Wappen  verbieten. 

Artikel  7:  Handels- und  Fabrikmarken,  welche  in  den  Gebieten 
des  eines  Theiles  als  Kennzeichen  der  Waaren  von  Angehörigen  eines 
bestimmten  gewerblichen  Verbandes,  eines  bestimmten  Ortes  oder  Be- 
zirkes Schutz  gemessen,  sind,  sofern  die  Anmeldung  dieser  Marken 
vor  dem  1.  Oktober  1875  in  den  Gebieten  des  anderen  Theiles  erfolgt 
ist,  hier  von  der  Benutzung  als  Freizeichen  ausgeschlossen.  Ausser 
den  Angehörigen  eines  solchen  Verbandes,  Ortes  oder  Bezirkes  hat 
niemand  Anspruch  auf  Schutz  dieser  Marken. 

Waarenzeichen,  welche  öffentliche  Wappen  aus  den  Gebieten  des 
einen  Theiles  enthalten,  sind  in  den  Gebieten  des  anderen  Theiles  von 
der  Benutzung  als  Freizeichen  ausgeschlossen.  Ausser  demjenigen, 
welcher  die  Erlaubniss  zur  Benutzung  der  Wappen  besitzt,  hat  nie- 
mand Anspruch  auf  Schutz  dieser  Zeichen. 

Artikel  8:  Jeder  der  vertragschliessenden  Theile  wird,  soweit 
dies  noch  nicht  geschehen  ist,  Bestimmungen  gegen  den  Verkauf  und 
das  Feilhalten  solcher  Waaren  treffen,  welche  zum  Zweck  der  Täuschung 
im  Handel  und  Verkehr  mit  Staatswappen  des  anderen  Theiles  oder 
mit  Namen  oder  Wappen  bestimmter,  in  den  Gebieten  des  anderen 
Theiles  belegenen  Orte  oder  Bezirke  behufs  Bezeichnung  des  Ursprungs 
versehen  sind. 

Artikel  9: Handels-  und  Fabrikmarken,  für  welche 

deutsche  Angehörige  in  der  Oesterreichisch-Ungarischen  Monarchie 
einen  Schutz  erlangen  wollen,  sind  sowohl  bei  der  Handels-  und  Ge- 
werbekammer in  Wien  für  die  im  Reichsrath  vertretenen  Königreiche 
und  Länder,  als  auch  bei  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in  Buda- 
pest für  die  Länder  der  Ungarischen  Krone  anzumelden. 

Artikel  10:  Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  tritt  am  I.Fe- 
bruar 1892  in  Kraft  und  bleibt  bis  zum  Ablauf  von  sechs  Monaten 
nach  erfolgter  Kündigung  von  Seite  eines  der  vertragschliessenden 
Theile  in  Wirksamkeit. 


Schlussprotokoll:  Die  Bestimmung  im  Artikel  6 

Absatz  1  des  Uebereinkommens  bezweckt  nicht,  der  in  den  Gebieten 
des  einen  Theiles  eingetragenen  Marke  in  den  Gebieten  des  anderen 
Theiles  auch  dann  einen  Anspruch  auf  Eintragung  zu  gewähren,  wenn 
hier  befunden  wird,  dass  der  Inhalt  der  Marke  gegen  die  Sittlichkeit 
oder  gegen  die  öffentliche  Ordnung  verstösst,  oder  mit  den  thatsäch- 
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liehen  Verhältnissen  in  einem  das  Publikum  irreführenden  Widerspruch 
steht.  Liegt  eine  dieser  Voraussetzungen  vor,  so  kann  die  Eintragung 
versagt  werden. 

12.    Rumänien. 

Bekanntmachung  des  Reichskanzlers,  betreffend  die  üebereinkunft 
mit  Rumänien  wegen  gegenseitigen  Markenschutzes.  Vom  27.  Januar 
1882  (R-6-B1.  S.  7): 

Zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Rumänien  ist  durch  Aus- 
wechselung  von  Erklärungen  der  beiderseitigen  Regierungen  eine  Üeber- 
einkunft dahin  getroffen  worden, 

dass  in  Bezug  auf  die  Bezeichnung  der  Waaren  oder  der  Ver- 
packung der  letzteren,  sowie  bezüglich  der  Fabrik-  oder  Han- 
delsmarken, die  Angehörigen  des  Deutschen  Reiches  in  Rumänien 
und  die  rumänischen  Staatsangehörigen  in  Deutschland  den- 
selben Schutz  wie  die  eigenen  Angehörigen  geniessen  sollen, 
dass  femer  die  Angehörigen  des  einen  Landes,  um  in  dem 
anderen  ihren  Marken  den  Schutz  zu  sichern,  die  in  diesem 
Lande  durch  die  Gesetze  oder  Verordnungen  vorgeschriebenen 
Bedingungen  und  Förmlichkeiten  zu  erfüllen  haben.  Die  Üeber- 
einkunft soll  vom  Tage  ihrer  Bekanntmachung  an  in  Anwen- 
dung treten  und  bis  zum  Ablauf  eines  Jahres  nach  erfolgter 
Kündigung  durch  den  einen  oder  den  anderen  der  vertrag- 
schliessenden  Theile  in  Kraft  bleiben. 

18.    Russland. 

Bekanntmachung,  betreffend  die  Üebereinkunft  mit  Russland  wegen 
des  gegenseitigen  Schutzes  der  AVaarenbezeichnungen.  Vom  18.  August 
1873  (R-G-Bl.  S.  337): 

Zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Russland  ist  durch  Aus- 
wechselung von  Erklärungen  der  beiderseitigen  Regierungen  ein  Ueber- 
einkommen  dahin  getroffen  worden, 

dass  in  Betreff  der  Bezeichnung  der  Waaren  oder  ihrer  Ver- 
packung und  der  Fabrik-  oder  Handelszeichen  die  Angehörigen 
des  Deutschen  Reichs  in  Russland  und  die  russischen  Unter- 
thanen  in  Deutschland  denselben  Schutz  wie  die  Inländer  ge- 
niessen sollen.  Diese  Vereinbarung  soll  bis  zur  Kündigung  von 
der  einen  oder  der  anderen  Seite  die  Kraft  eines  Vertrages  haben. 
Dies  wird  mit  Bezug  auf  §  287  des  Strafgesetzbuchs  für  das 
Deutsche  Reich  hierdurch  zur  öffentlichen  Kenntniss  gebracht. 

14.    Schweden  und  Norwegen. 

Bekanntmachung  des  Reichskanzlers,  betreffend  den  mit  der  Re- 
gierung der  Vereinigten  Königreiche  Schweden  und  Norwegen  ver- 
einbarten gegenseitigen  Schutz  der  Waarenbezeichnungen.  Vom 
11.  JuU  1872  (R-G-Bl.  S.  293): 

Zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  den  vereinigten  Königreichen 
Schweden  und  Norwegen  ist  durch  Auswechselung  von  Erklärungen 
des  Reichskanzlers  und  des  Königlich  schwedisch-norwegischen  Ministers 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  ein  Uebereinkommen  dahin  getroffen 
worden, 
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dass  in  Betreff  der  Bezeichnung  oder  Etikettirung  der  Waarcn 
oder  ihrer  Verpackung,  der  Muster  und  der  Fabrik-  oder  Han- 
delszeichen die  Deutschen  in  Schweden  und  Norwegen  und  die 
Schweden  und  Norweger  in  Deutschland  denselben  Schutz  wie 
die  Inländer  geniessen  sollen,  sowie  dass  diese  Vereinbarung 
sowohl  in  Deutschland  als  in  den  Vereinigten  Königreichen  mit 
dem  1.  August  1872  in  Kraft  treten  soll. 
Dies  wird  mit  Bezug  auf  §  287  des  Strafgesetzbuchs  für  das 
Deutsche  Reich  hierdurch  zur  öffentlichen  Kenntniss  gebracht. 

15.    Schweiz. 

Uebereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Schweiz, 
betreffend  den  gegenseitigen  Patent-,  Muster-  und  Markenschutz. 
Vom  13.  April  1892  (R-G-Bl.  1894  S.  511): 

Artikel  1:  Die  Angehörigen  des  einen  der  vertragschliessenden 
Theile  sollen  in  dem  Gebiete  des  anderen    in   Bezug   auf  den  Schutz 

von  Handels-  und  Fabrikmarken,  von  Firmen  und  Namen 

dieselben  Rechte  wie  die  eigenen  Angehörigen  geniessen.  Sie  werden 
demgemäss  denselben  Schutz  und  dieselben  gesetzlichen  Mittel  gegen 
jede  Verletzung  ihrer  Rechte  haben,  wie  die  Inländer,  vorausgesetzt, 
dass  sie  die  Förmlichkeiten  erfüllen,  welche  die  innere  Gesetzgebung 
eines  jeden  der  beiden  Staaten  den  Inländern  auferlegt. 

Artikel  2:  Den  Angehörigen  im  Sinne  dieser  Vereinbarung 
sind  gleichgestellt  andere  Personen,  welche  in  dem  Gebiete  des  einen 
der  vertragschliessenden  Theile  ihren  Wohnsitz  oder  ihre  Hauptnieder- 
lassung haben. 

Artikel  3:    Wird  eine  Handels-  oder  Fabrikmarke 

in  dem  Gebiete  des  einen  der  vertragschliessenden  Theile  angemeldet 
und  binnen  einer  Frist  von  drei  Monaten  die  Anmeldung  auch  in  dem 
Gebiete  des  anderen  vertragschliessenden  Theiles  bewirkt,  so  soll  diese 
spätere  Anmeldung  dieselbe  Wirkung  haben,  als  wenn  sie  am  Tage 
der  ersten  Anmeldung  geschehen  wäre. 

Artikel  4:    Die  im  Ai-tikel  3  vorgesehene  Frist  beginnt: 

a.  bei  Handels-  und  Fabrikmarken   mit  dem  Zeit- 
punkt, in  welchem  die  erste  Anmeldung  erfolgt; 

Der  Tag  der  Anmeldung  wird  in  die  Frist  nicht  ein- 
gerechnet. 


Artikel  5:    Die  Rechtsnachtheile,  welche  nach  den  Gesetzen  der 
vertragschliessenden  Theile  eintreten,  wenn    eine  Handels- 
oder Fabrikmarke  nicht  innerhalb  einer  bestimmten  Frist 
angewendet  wird,    sollen    auch    dadurch  ausgeschlossen  werden,  dass 

die    Anwendung  in    dem    Gebiete    des   anderen   Theiles 

erfolgt. 

Die  Einfuhr  einer  in  dem  Gebiete  des  einen  Theiles  hergestellten 
Waare  in  das  Gebiet  des  anderen  Theiles  soll  in  dem  letzteren  nach- 
theilige Folgen  für   das    auf  Grund  einer  Handels-  oder 

Fabrikmarke  gewährte  Schutzrecht  nicht  nach  sich  ziehen. 
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Artikel  6:  Dem  Inhaber  einer  in  den  Gebieten  des  einen  Theile& 
eingetragenen  Handels-  und  Fabrikmarke  kann  die  Eintragung  in  den 
Gebieten  des  anderen  Theiles  nicht  aus  dem  Grunde  versagt  werden, 
weil  die  Marke  den  hier  geltenden  Vorschriften  über  die  Zusammen- 
setzung und  äussere  Gestaltung  der  Marken  nicht  entspricht. 


Artikel  8:  Jeder  der  yertragschliessenden  Theile  wird,  soweit 
dies  noch  nicht  geschehen  ist,  Bestimmungen  gegen  den  Verkauf  und 
das  Feilhalten  solcher  Waaren  treffen,  welche  unrichtigerweise  und  in 
der  Absicht  zu  täuschen  als  von  einem  im  Gebiete  des  anderen  yer- 
tragschliessenden Theiles  belegenen  Orte  oder  Bezirke  herrührend  be- 
zeichnet sind. 

Artikel  9:  Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  soll  ratifizirt 
und  die  Ratifikations-Urkunden  sollen  sobald  als  möglich  in  Berlin 
ausgewechselt  werden. 

Das  Uebereinkommen  tritt  mit  dem  Ablauf  von  zwei  Wochen 
von  dem  Tage  des  Austausches  der  Ratifikations-Urkunden  ab  in 
Kraft  und  bleibt  in  Wirksamkeit  bis  zum  Ablauf  von  sechs  Monaten 
nach  erfolgter  Kündigung  seitens  eines  der  vertragschliessenden  Theile. 


Schlussprotokoll. 


1.  Zu  Artikel  1:  Die  Gleichstellung  der  beiderseitigen  Staats- 
angehörigen soll  hinsichtlich  des  Firmenschutzes  auch  die  Wirkung 
haben,  dass  Firmen  aus  dem  Gebiete  des  einen  Theiles,  um  einen 
Schutz  gegen  missbräuchliche  Verwendung  zur  Waarenbezeichnung 
in  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  zu  gemessen,  hier  der  Hinter- 
legung und  Eintragung  als  Marke  nicht  bedürfen. 

2.  Zu  Artikel  3:  Angehörige  des  einen  der  vertragschliessen- 
den Theile,  welche  eine   Handels-    oder  Fabrikmarke  in 

einem  dritten  Staate  anmelden,  können  auf  Grund  dieser  Anmeldung 
in  dem  Gebiete  des  anderen  vertragschliessenden  Theiles  Rechte  ans 
dem  voriiegenden  Uebereinkommen  nicht  herieiten. 

5.  Zu  Artikel  6:  Die  Bestimmung  im  Artikel  6  Absatz  1  des 
Uebereinkommen s  bezweckt  nicht,  der  in  den  Gebieten  des  einen 
Theiles  eingetragenen  Marke  in  den  Gebieten  des  anderen  Theiles  auch 
dann  einen  Anspruch  auf  Eintragung  zu  gewähren,  wenn  hier  befunden 
wird,  dass  der  Inhalt  der  Marke  gegen  die  Sittlichkeit  oder  gegen 
die  öffentliche  Ordnung  verstösst,  oder  mit  den  that sächlichen  Ver- 
hältnissen in  einem  das  Publikum  irreführenden  Widerspruch  steht. 
Liegt  eine  dieser  Voraussetzungen  vor,  so  kann  die  Eintragung  ver- 
sagt werden. 

16.    Serbien. 

a.  Uebereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Ser- 
bien, betreffend  den  gegenseitigen  Muster-  und  Markenschutz.  Vom 
21/9  August  1892  (R-G-Bl.  ISm  S.  317): 
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Artikel  1:  Die  Angehörigen  des  einen  der  vertragschliessenden 
Theile    sollen    in  dem  Gebiete  des  anderen  in  Bezug  auf  den  Schutz 

von  Handels-  und  Fabrikmarken,  von  Firmen  und  Namen 

dieselben  Rechte  wie  die  eigenen  Angehörigen  geniessen. 

Artikel  2:  Den  Angehörigen  im  Sinne  dieser  Vereinbarung  sind 
gleichgestellt  andere  Personen,  welche  in  dem  Gebiet«  des  einen  der 
vertragschliessenden  Theile  ihren  Wohnsitz  oder  ihre  Hauptnieder- 
lassung haben. 

Artikel  3:    Wird eine  Fabrik-  oder  Handelsmarke  iii 

dem  Gebiete  des  einen  der  vertragschliessenden  Theile  behufs  Erlan- 
gung des  Schutzes  angemeldet,  und  binnen  einer  Frist  von  drei 
Monaten  die  Anmeldung  auch  in  dem  Gebiete  des  anderen  vertrag- 
schliessenden Theiles  bewirkt,  so  soll 

a.  diese  spätere  Anmeldung  allen  Anmeldungen  vorgehen,  welche 
in  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  nach  dem  Zeitpunkt  der  ersten 
Anmeldung  eingereicht  worden  sind: 

Artikel  4:  Die  im  Artikel  3  vorgesehene  Frist  beginnt  mit  dem 
Zeitpunkt,  in  welchem  die  erste  Anmeldung  erfolgt.  Der  Tag  der 
Anmeldung  wird  in  die  Frist  nicht  eingerechnet. 

Artikel  6:  Dem  Inhaber  einer  in  dem  Gebiete  des  einen  Theiles 
eingetragenen  Handels-  und  Fabrikmarke  kann  die  Eintragung  in  dem 
Gebiete  des  anderen  Theiles  nicht  aus  dem  Grunde  versagt  werden, 
weil  die  Marke  den  hier  geltenden  Vorschriften  über  die  Zusammen- 
setzung und  äussere  Gestaltung  der  Marken  nicht  entspricht. 

Artikel  7:  Jeder  der  vertragschliessenden  Theile  wird,  soweit 
dies  noch  nicht  geschehen  ist,  Bestimmungen  gegen  den  Verkauf  und 
das  Feilhalten  solcher  Waaren  trefifen,  welche  zum  Zweck  der  Täuschung 
im  Handel  und  Verkehr  mit  Staatswappen  des  anderen  Theiles  oder 
mit  Namen  oder  Wappen  bestimmter,  in  dem  Gebiete  des  anderen 
Theiles  belegenen  Orte  oder  Bezirke  behufs  Bezeichnung  des  Ursprungs 
versehen  sind. 

Artikel  8:  Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  tritt  an  Stelle 
der  Uebereinkommen  vom  30.  Juni  1886,  betreffend  den  Markenschutz 

am  I.Januar  1893  in  Kraft   und   bleibt   bis    zum 

Ablauf  von  6  Monaten  nach  erfolgter  Kündigung  von  Seite  eines  der 
vertragschliessenden  Theile  in  Wirksamkeit. 


b.  Erklärung  vom  7.  November  1893  (R-G-Bl.  1893  S.  320), 

In  Abänderung  etc Folgendes  verabredet: 

Als  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  Muster-  und  Markenschutz- 
Uebereinkommens  vom  21/9  August  1892  wird  an  Stelle  des  1.  Januar 
1893  der  1.  Januar  1894  festgesetzt. 


17.   Venezuela. 

Bekanntmachung,  betreffend  die  Uebereinkunft  mit  den  Vereinigten 
Staaten  von  Venezuela  wegen  gegenseitigen  Markenschutzes.  Vom 
8.  Dezember  1883  (R-G-Bl.  S.  339): 
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Zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  den  Vereinigten  Staaten  von 
Venezuela  ist  durch  Auswechselung  von  Erklärungen  der  beiderseitigen 
Regierungen  eine  Uebereinkunft  dahin  getroffen  worden, 

dass  bezüglich  der  Fabrik-  und  Handelsmarken  die  Angehörigen 
des  Deutschen  Reiches  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Venezuela 
und  die  Venezolanischen  Bürger  in  Deutschland  denselben  Schutz 
wie  die  eigenen  Angehörigen  geniessen  sollen,  dass  ferner  die 
Angehörigen  des  einen  Landes,  um  in  dem  anderen  ihren  Fabrik- 
und  Handelsmarken  den  Schutz  zu  sichern,  die  in  diesem  Lande 
durch  die  Gesetzgebung  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  zu  er- 
füllen haben.  Die  Uebereinkunft  soll  vom  Tage  ihrer  Bekannt- 
machung an  in  Anwendung  treten. 
Dies  wird  mit  Bezug  auf  §  20  des  Gesetzes  über  Markenschutz 
vom  30.  November  1874  hierdurch  veröffentlicht. 

18.   Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

Konsular-Konvention  zwischen  Deutschland  und  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika.    Vom  11.  Dezember  1871  (R-G-BL  S.  106): 

Artikel  17:    Li  Betreff  der  Bezeichnung  oder  Etikettirung  der 

Waaren    oder    deren  Verpackung, und    der  Fabrik-    oder 

Handelszeichen  sollen  die  Angehörigen  Deutschlands  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  und  die  Amerikaner  in  Deutscliland  denselben 
Schutz,  wie  die  Inländer,  geniessen. 

19.    Japan. 

Handels-  und  Schifffahrtsvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  Japan.    Vom  4.  April  1896  (R-G-Bl.  S.  715). 

Artikel  17:  Die  Angehörigen  des  einen  der  vertragschliessenden 
Theile    sollen  in  den  Gebieten  des  anderen  in  Bezug  auf  den  Schutz 

von  Haüdels-  und  Fabrikmarken,  von  Firmen  und  Namen 

dieselben  Rechte,  wie  die  eigenen  Angehörigen  unter  der  Voraussetzung 
geniessen,  dass  sie  die  hierfür  vom  Gesetze  vorgesehenen  Bedingungen 
erfüllen. 

Artikel  19:  Der  gegenwärtige  Vertrag  erstreckt  sich  auch  auf 
die  mit  einem  der  vertragschliessenden  Theile  gegenwärtig  oder  künftig 
zollgeeinten  Gebiete. 

Artikel  21:  Der  Art.  17  des  gegenwärtigen  Vertrages  soll  schon 
mit  dem  Tage  des  Austausches  der  Ratifikationen  in  Kraft  treten  und, 
sofern  nicht  von  den  vertragschliessenden  Theilen  noch  ein  Anderes 
vereinbart  werden  sollte,  so  lange  in  Geltung  bleiben,  bis  die  übrigen 
Bestimmungen  des  Vertrages  ihre  Wirksamkeit  verlieren. 

Protokoll  vom  4.  April  1896. 

Zu  Artikel  17:  Es  besteht  Einverständniss  darüber,  dass  in 
jedem  der  beiden  vertragschliessenden  Länder  den  Angehörigen  des 
anderen  Theiles  der  Schutz von  Handels-  und  Fabrik- 
marken, von  Firmen  und  Namen  dann  gewährt  werden  muss,  wenn 
die  hierfür  vom  Gesetze  vorgesehenen  Bedingungen  erfüllt  sind. 

Uebrigens  behalten  sich  die  vertragschliessenden  Theile  den  Ab- 
schluss  eines  besonderen  Vertrages  über  die  gegenseitigen  Beziehungen 
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auf  dem  Gebiete  des  Markenschutzes  vor  und  werden  seiner- 

zeit in  entsprechende  Verhandlungen  eintreten. 

Der  vorstehende  Vertrag  ist  ratifizirt  worden,  und  der  Austausch 
der  Ratifikationsurkunden  hat  am  18.  Novemher  1896  in  Berlin  statt- 
gefunden. 

Zu  §  24. 

1006.   Gesetz  über  Markenschutz  vom  30.  November  1874. 

(R-G-Bl.  S.  143). 

§  1.  Gewerhetreibende,  deren  Firma  im  Handelsregister  ein- 
getragen ist,  können  Zeichen,  welche  zur  Unterscheidung  ihrer  Waaren 
von  den  Waaren  anderer  Gewerbetreibenden  auf  den  Waaren  selbst 
oder  auf  deren  Verpackung  angebracht  werden  sollen,  zur  Eintra^ng^ 
in  das  Handelsregister  des  Ortes  ihrer  Hauptniederlassung  bei  dem 
zuständigen  Gerichte  anmelden. 

§  2.  Der  Anmeldung  muss  eine  deutliche  Darstellung  des  Waaren- 
zeichens  (§  1)  nebst  einem  Verzeichniss  der  Waarengattungen,  für 
welche  das  Zeichen  bestimmt  ist,  mit  der  Unterschrift  der  Firma 
versehen,  beigefügt  sein. 

§  3.  Die  Eintragung  von  Waarenzeichen ,  deren  Benutzung  für 
den  Anmeldenden  landesgesetzlich  geschützt  ist,  femer  von  solchen 
Zeichen,  welche  bis  zum  Beginn  des  Jahres  1875  im  Verkehr  all- 
gemein als  Kennzeichen  der  Waaren  eines  bestimmten  Gewerbe- 
treibenden gegolten  haben,  darf  nicht  versagt  werden. 

Im  Uebrigen  ist  die  Eintragung  zu  versagen,  wenn  die  Zeichen 
ausschliesslich  in  Zahlen,  Buchstaben  oder  Worten  bestehen,  oder 
wenn  sie  öffentliche  Wappen  oder  Aergerniss  erregende  Darstellungen 
enthalten. 

§  4.  Die  Eintragung  erfolgt  unter  der  Firma  des  Anmeldenden. 
Die  Zeit  der  Anmeldung  ist  dabei  zu  vermerken.  Gelangt  ein  bereits 
eingetragenes  Waarenzeichen  aus  Anlass  der  Verlegung  der  Haupt- 
niederlassung wiederholt  zur  Eintragung,  so  ist  dabei  die  Zeit  der 
ersten  Anmeldung  zu  vermerken. 

§  5.  Auf  Antrag  des  Inhabers  der  Firma  wird  das  eingetragene 
Waarenzeichen  gelöscht. 

Von  Amtswegen  erfolgt  die  Löschung: 

1.  wenn  die  Firma  im  Handelsregister  gelöscht  wird; 

2.  wenn  eine  Aenderung  der  Firma  und  nicht  zugleich  die  Bei- 
behaltung des  Zeichens  angemeldet  wird; 

3.  wenn  seit  der  Eintragung  des  Zeichens,  ohne  dass  dessen  weitere 
Beibehaltung  angemeldet  worden  oder  seit  einer  solchen  An- 
meldung, ohne  dass  dieselbe  wiederholt  worden,  zehn  Jahre  ver- 
flossen sind; 

4.  wenn  das  Zeichen  nach  §  3  nicht  hätte  eingetragen  werden  dürfen. 

§  6.  Die  erste  Eintragung  und  die  Löschung  eines  Zeichens  wird 
im  „Deutschen  Reich sanzeiger"  bekannt  gemacht. 

Die  Kosten  der  Bekanntmachung  der  Eintragung  hat  der  Inhaber 
der  Firma  zu  tragen. 

§  7.  Für  die  erste  Eintragung  eines  Zeichens,  welches  landes- 
gesetzlich  nicht  geschützt  ist,  wird  eine  Gebühr  von  fünfzig  Mark  ent- 
richtet. 
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Von  der  Entrichtung  einer  Gebühr  für  die  Eintragung  solcher 
Zeichen,  welche  bis  zum  Beginn  des  Jahres  1875  im  Verkehr  allgemein 
als  Kennzeichen  der  Waaren  eines  bestimmten  Gewerbetreibenden  ge- 
golten haben,  können  die  Landesregierungen  entbinden. 

Andere  Eintragungen   und  Löschungen  geschehen   unentgeltlich. 

§  8.  Das  Recht,  Waaren  oder  deren  Verpackung  mit  einem  für 
diese  Waaren  zum  Handelsregister  angemeldeten  Zeichen  zu  versehen 
oder  auf  solche  Art  bezeichnete  Waaren  in  Verkehr  zu  bringen,  steht 
dem  Inhaber  derjenigen  Firma,  für  welche  zuerst  die  Anmeldung  be- 
wirkt ist,  ausschliesslich  zu. 

§  9.  Auf  Waarenzeichen,  welche  landesgesetzlich  geschützt  sind, 
femer  auf  solche  Zeichen,  welche  bis  zum  Beginn  des  Jahres  1875 
im  Verkehr  allgemein  als  Kennzeichen  der  Waaren  eines  bestimmten 
Gewerbetreibenden  gegolten  haben,  kann  durch  die  Anmeldung  ausser 
den  gesetzlich  geschützten  oder  im  Verkehr  allgemein  anerkannten 
Inhabern  niemand  ein  Recht  erwerben,  sofern  diese  vor  dem  1.  Oktober 
1875  die  Anmeldung  bewirken. 

§  10.  Durch  die  Anmeldung  eines  Waarenzeichens,  welches  Buch- 
staben oder  Worte  enthält,  wird  niemand  gehindert,  seinen  Namen 
oder  seine  Firma,  sei  es  auch  in  abgekürzter  Gestalt,  zur  Kennzeich- 
nung seiner  Waaren  zu  gebrauchen. 

Auf  Waarenzeichen,  welche  bisher  im  freien  Gebrauche  aller  oder 
gewisser  Klassen  von  Gewerbetreibenden  sich  befunden  haben,  oder 
deren  Eintragung  nicht  zulässig  ist,  kann  durch  Anmeldung  niemand 
ein  Recht  erwerben. 

§  11.  Der  Inhaber  einer  Firma,  für  welche  ein  Waarenzeichen 
eingetragen  ist,  hat  dasselbe  auf  Verlangen  desjenigen,  welcher  ihn 
von  der  Benutzung  des  Zeichens  auszuschliessen  berechtigt  ist,  oder 
sofern  das  Waarenzeichen  zu  den  im  §  10  Absatz  2  erwähnten  gehört, 
auf  Verlangen  eines  Betheiligten  löschen  zu  lassen. 

§  12.  Das  durch  die  Anmeldung  eines  Waarenzeichens  erlangte 
Recht  erlischt: 

1.  mit  der  Zurücknahme  der  Anmeldung,    oder    mit  dem  Antrage 
auf  Löschung  seitens  des  Inhabers  der  berechtigten  Firma; 

2.  mit  dem    Eintritte    eines    der  im  §  5  Nr.  1  bis  3  bezeichneten 
Fälle. 

§  13.  Jeder  inländische  Produzent  oder  Handeltreibende  kann 
gegen  denjenigen,  welcher  Waaren  oder  deren  Verpackung  mit  einem 
für  den  Ersteren  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  zu  schützenden 
Waarenzeichen  oder  mit  dem  Namen  oder  der  Firma  des  Ersteren 
widerrechtlich  bezeichnet ,  im  Wege  der  Klage  beantragen ,  dass 
derselbe  für  nicht  berechtigt  erklärt  werde,  diese  Bezeichnung  zu 
gebrauchen. 

Desgleichen  kann  der  Produzent  oder  Handeltreibende  gegen  den- 
jenigen, welcher  dergleichen  widerrechtlich  bezeichnete  Waaren  in 
Verkehr  bringt  oder  feilhält,  im  Wege  der  Klage  beantragen,  dass 
derselbe  für  nicht  berechtigt  erklärt  werde,  so  bezeichnete  Waaren 
in  Verkehr  zu  bringen  oder  feil  zu  halten. 

§  14.  Wer  Waaren  oder  deren  Verpackung  wissentlich  mit  einem 
nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  zu  schützenden  Waarenzeichen,  oder 
mit  dem  Namen  oder  der  Firma  eines  inländischen  Produzenten  oder 
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Handeltreibenden  widerrechtlich  bezeichnet  oder  wissentlich  dergleichen 
widerrechtlich  bezeichnete  Waaren  in  Verkehr  bringt  oder  feilhält, 
wird  mit  Geldstrafe  von  einhundertfünfzig  bis  dreitausend  Mark  oder 
mit  Gefängniss  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft  und  ist  dem  Verletzten 
zur  Entschädigung  verpflichtet. 

Die  Strafverfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein, 

§  15.  Statt  jeder  aus  diesem  Gesetze  entspringenden  Entschädi- 
gung kann  auf  Verlangen  des  Beschädigten  neben  der  Strafe  auf  eine 
an  ihn  zu  erlegende  Busse  bis  zum  Betrage  von  fünftausend  Mark 
erkannt  werden.  Für  diese  Busse  haften  die  zu  derselben  Ver- 
urtheilten  als  Gesammtschuldner. 

Eine  erkannte  Busse  schliesst  die  Geltendmachung  eines  weiteren 
Entschädigungsanspruches  aus. 

§  16.  Darüber,  ob  ein  Schaden  entstanden  ist,  und  wie  hoch  sich 
derselbe  beläuft,  entscheidet  das  Gericht  unter  Würdigung  aller  Um- 
stände nach  freier  Ueberzeugung. 

§  17.  Erfolgt  eine  Verurtheilung  auf  Grund  des  §  14,  so  ist  auf 
Antrag  des  Verletzten  bezüglich  der  im  Besitze  des  Verurtheilten 
befindlichen  Waaren  auf  Vernichtung  der  Zeichen  auf  der  Verpackung 
oder  den  Waaren,  oder,  wenn  die  Beseitigung  der  Zeichen  in  anderer 
Weise  nicht  möglich  ist,  auf  Vernichtung  der  Verpackung  oder  der 
Waaren  selbst  zu  erkennen. 

Erfolgt  die  Verurtheilung  im  Strafverfahren,  so  ist  dem  Verletzten 
die  Befugniss  zuzusprechen,  die  Verurtheilung  auf  Kosten  des  Ver- 
urtheilten öffentlich  bekannt  zu  machen.  Die  Art  der  Bekannt- 
machung, sowie  die  Frist  zu  derselben  ist  in  dem  ürtheil  zu  be- 
stimmen. 

§  18.  Der  dem  Inhaber  eines  Waarenzeichens,  eines  Namens  oder 
einer  Firma  nach  Inhalt  dieses  Gesetzes  gewährte  Schutz  wird  da* 
durch  nicht  ausgeschlossen,  dass  das.Waarenzeichen,  der  Name  oder 
die  Firma  mit  Abänderungen  wiedergegeben  sind,  welche  nur  durch 
Anwendung  besonderer  Aufmerksamkeit  wahrgenommen  werden  können. 

§  19.  Bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten,  in  welchen  durch  die 
Klage  ein  Anspruch  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erhoben  wird,  gelten 
im  Sinne  der  Reichs-  und  Landesgesetze  als  Handelssachen. 

§  20.  Auf  Waarenzeichen  von  Gewerbetreibenden,  welche  im  In- 
lande  eine  Handelsniederlassung  nicht  besitzen,  sowie  auf  die  Namen 
oder  die  Firmen  ausländischer  Produzenten  oder  Handeltreibenden 
finden,  wenn  in  dem  Staate,  wo  ihre  Niederlassung  sich  befindet,  nach 
einer  in  dem  Reichs-Gesetzblatt  enthaltenen  Bekanntmachung  deutsche 
Waarenzeichen,  Namen  und  Firmen  einen  Schutz  gemessen,  die  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  Anwendung,  jedoch  in  Ansehung  der 
Waarenzeichen  (§  1)  mit  folgenden  Massgaben: 

1.  die  Anmeldung  eines  Waarenzeichens  hat  bei  dem  Handels- 
gericht in  Leipzig  mit  der  Erklärung  zu  erfolgen,  dass  sich  der 
Anmeldende  für  Klagen  auf  Grund  dieses  Gesetzes  der  Gerichts- 
barkeit des  genannten  Gerichts  unterwirft; 

2.  mit  der  Anmeldung  ist  der  Nachweis  zu  verbinden,  dass  in  dem 
fremden  Staate  die  Voraussetzungen  erfüllt  sind,  unter  welchen 
der  Anmeldende  dort  einen  Schutz  für  das  Zeichen  beanspruchen 
kann; 
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3.  die  Anmeldung  begründet  ein  Recht  auf  das  Zeichen  nur  inso- 
fern und  auf  so  lange,  als  in  dem  fremden  Staate  der  Anmeldende 
in  der  Benutzung  des  Zeichens  geschützt  ist. 

§  21.    Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Mai  1875  in  Kraft. 

Auf  Waarenzeichen,  welche  bis  zu  diesem  Tage  landesgesetzlich 
geschützt  waren,  finden  jedoch  die  landesgesetzlichen  Bestimmungen 
noch  bis  dahin,  dass  die  Anmeldung  nach  Massgabe  gegenwärtigen 
Gesetzes  erfolgt  ist,   längstens  bis  zum  1.  Oktober  1875  Anwendung. 

1007.  Aenderung  der  Anmeldung  amtsgerichtlioh  registrirter  Zeichen. 

Nach  §  24  des  Gesetzes  zum  Schutze  der  Waarenbezeichnungen 
können  die  auf  Grund  des  Gesetzes  über  Markenschutz  vom  30.  No- 
vember 1874  eingetragenen  Waarenzeichen  von  dem  bisherigen  Inhaber 
bis  zum  1.  Oktober  1898  jederzeit  zur  Eintragung  in  die  neue  Zeichen- 
rolle mit  der  Massgabe  angemeldet  werden,  dass  die  Eintragung  un- 
entgeltlich und  unter  dem  Zeitpunkt  der  ersten  Anmeldung  zu  er- 
folgen hat. 

Die  Anwendbarkeit  dieser  Bestimmung  setzt  voraus,  dass  die 
neue  Anmeldung  mit  der  ersten  Anmeldung  inhaltlich  übereinstimmt. 
Dies  gilt  sowohl  für  das  Zeichen  selbst  als  auch  für  den  Geschäfts- 
betrieb, in  welchem  das  Zeichen  verwendet  werden  soll,  und  für  die 
Waaren,  für  welche  es  bestimmt  ist.  Wesentliche  Abänderungen  der 
Anmeldung  in  einem  dieser  Punkte  machen  eine  neue  Anmeldung  er- 
forderlich. Als  eine  wesentliche  Abänderung  der  Anmeldung  ist  es 
nicht  anzusehen,  wenn  das  Zeichen  in  den  Hauptzügen  dasselbe  bleibt 
und  nur  figürliches  oder  sprachliches  Beiwerk  geändert  wird;  auch 
ist  es  zulässig,  das  Waarenverzeichniss  auf  andere  Waaren  zu  er- 
strecken, sofern  diese  Waaren  mit  den  eingetragenen  Waaren  gleich- 
artig sind. 

Ist  eine  neue  Anmeldung  geboten,  so  ist  dieselbe  vom  Patentamt 
unter  Zugrundelegung  des  neuen  Anmeldedatums  zu  prüfen.  Es  sind 
derselben  also  auch  alle  diejenigen  Umstände  entgegenzuhalten,  welche 
nach  dem  Tage  der  ersten  Anmeldung  eingetreten  sind.  Dies  ist 
namentlich  für  den  Fall  von  Bedeutung,  wenn  das  Zeichen  nach  diesem 
Tage  noch  für  einen  Anderen  eingetrasjen  worden  ist.  Erhebt  Letzterer 
Widerspruch,  so  ist  die  Eintragung  zu  versagen  (Mittheilung  des 
Patentamts  —  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  53). 

1008.  Nachweis  des   im  Auslande   bestehenden  Markenschutzes  bei 
Anmeldung   auslandischer   Waarenzeichen   zur   Uebertragung   in   die 

Zeichenrolle. 

Bei  Anmeldungen  ausländischer,  in  das  Zeichenregister  zu  Leipzig 
eingetragener  Waarenzeichen,  welche  auf  Grund  des  §  24  des  Gesetzes 
zum  Schutz  der  Waarenbezeichnungen  in  die  Zeichenrolle  übertragen 
werden  sollen,  wird  in  vielen  Fällen  von  den  Antragstellern  der  nach 
§  23  a.  a.  0.  erforderliche  Nachweis,  dass  sie  in  dem  betreffenden  Aus- 
landsstaate für  das  Zeichen  den  Markenschutz  nachgesucht  und  er- 
halten haben,  nicht  beigebracht.  Häufig  kommt  dabei  von  Seiten  der 
Anmelder  die  Ansicht  zum  Ausdruck,  dass  es  eines  solchen  besonderen 
Nachweises  nicht  bedürfe,  da  die  Thatsache  der  beim  Amtsgerichte 
in  Leipzig  früher  geschehenen  Eintragung  in  das  Zeichenregister  den 
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geforderten  Nachweis  entbehrlich  mache.    Demgegenüber  hat  die  Ab- 
theilung für  Waarenzeichen  Folgendes  entschieden: 

Die  Ansicht,  dass  der  Nachweis  der  früher  bei  dem  Amtsgerichte 
in  Leipzig  geschehenen  Eintragung  des  Zeichens  zugleich  den  Nach- 
weis darstelle,  dass  damals  das  Zeichen  im  Auslandsstaat  den  Marken- 
schutz erhalten  hatte,  wird  für  rechtsirrthümlich  erachtet.  Denn  die 
Eintragung  bei  dem  Amtsgericht  in  Leipzig  konnte  gemäss  dem  Ge- 
setze vom  30.  November  1874  erfolgen,  wofem  nur  im  Auslandsstaat 
^die  Voraussetzungen  erfüllt  waren,  unter  welchen  der  Anmeldende 
dort  einen  Schutz  für  das  Zeichen  beanspruchen  konnte"  (§  20  Z.  2 
a.  a.  0.).  Der  Nachweis  dagegen,  dass  für  das  Zeichen  thatsäch'lich 
im  Auslandsstaat  ein  marken  rechtlicher  Specialschutz  nachgesucht  und 
erwirkt  ist,  wird  erst  durch  das  Gesetz  vom  12.  Mai  1894  erfordert 
{§  23  Absatz  3).  Er  kann  daher  durch  die  blosse  Bezugnahme  auf 
die  frühere,  auf  anderen  Voraussetzungen  beruhende  Eintragung  nicht 
ersetzt  werden.  Aber  selbst  angenommen,  dass  zur  Zeit  der  Anmel- 
dung beim  Amtsgericht  in  Leipzig  das  Zeichen  im  Auslandsstaate  ge- 
schützt war,  so  würde  darin  kein  Nachweis  für  die  Thatsache  zu  er- 
blicken sein,  dass  der  Anmeldende  zur  Zeit  der  gemäss  dem  Gesetz 
vom  12.  Mai  1894  bewirkten  Anmeldung  den  Zeichenschutz  noch 
besass.  Und  es  ist  offenbar  der  Zweck  des  §  23  Absatz  3,  zu  ver- 
hindern, dass  Zeichen  von  Ausländern,  welche  im  Auslande  nicht 
oder  nicht  mehr  geschützt  sind,  in  die  Zeichenrolle  eingetragen 
werden  (Mittheilung  des  Patentamts  —  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  98). 

1009.    Anmeldung   amtsgerichtlich   registrirter  Zeichen  nach  Ablauf 

ihrer  Schutzdauer. 

Es  ist  wiederholt  wahrgenommen  worden,  dass  Inhaber  gerichtlich 
«ingetragener  Waarenzeichen  mit  Rücksicht  auf  §  24  des  Gesetzes  zum 
Schutz  der  Waarenbezeichnungen  vom  12.  Mai  1894  den  Antrag  auf 
Uebertragung  in  die  seit  dem  1.  Oktober  1894  bei  dem  Patentamt 
geführte  Zeichenrolle  auch  dann  noch  für  zulässig  halten,  wenn  die 
Schutzfrist  des  früheren  Rechts  bereits  abgelaufen  ist.  Ob  der  Bestand 
eines  Zeichens  am  1.  Oktober  1894  dessen  üebertragungsfähigkeit 
bis  zum  1.  Oktober  1898  unter  allen  Umständen  sichert  und  ob  nicht 
vielmehr  der  Fortbestand  des  früheren  Schutzes  bis  zur  Anmeldung 
bei  dem  Patentamt  erfordert  werden  muss,  darüber  liegen  endgültige 
Entscheidungen  des  Patentamts  und  der  Gerichte  noch  nicht  vor. 
Immerhin  werden  die  Betheiligten  zur  Yenneidung  von  Weiterungen 
und  Verlusten  gut  thun,  die  Uebertragung  von  Zeichen  in  die  neue 
Rolle  zu  beantragen,  bevor  die  Schutzfrist  des  früheren  Rechts  ab- 
gelaufen ist  (Mittheilung  des  Patentamts  —  P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  2  S.  62), 

1010.   Eintragung  früher  landesgesetzlich  geschützter  Zeichen. 

Wird  ein  in  Gemässheit  des  Gesetzes  über  Markenschutz  vom 
30.  November  1874  in  die  Zeichenregister  eingetragenes  Waarenzeichen 
zur  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  angemeldet,  so  unterliegt  die  An- 
meldung der  Prüfung  nach  Massgabe  des  neuen  Gesetzes.  Eine  Aus- 
nahme machen  diejenigen  Zeichen,  welche  auf  Grund  eines  älteren 
landesgesetzlichen  Schutzes  in  die  Zeichenregister  eingetragen  worden 
sind.  Die  Eintragung  dieser  Zeichen  darf  aus  den  Gründen  des  §  4 
des  Gesetzes  nicht  versagt  werden  (§  24  des  Gesetzes). 
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Die  Abtheilung  für  Waarenzeichen  wendet  diese  Vorschrift  in 
dem  Sinne  an,  dass  eine  Prüfung  daraufhin,  ob  das  Waarenzeichen 
in  Wirklichkeit  landesgesetzlich  geschützt  war,  nicht  mehr  stattfindet. 
Die  Eintragung  wird  vielmehr,  wie  Sinn  und  Wortlaut  der  Vorschrift 
erfordert,  bewirkt,  sobald  sich  aus  der  vom  Anmelder  gemäss  §  6  der 
Bestimmungen  über  die  Anmeldung  von  Waarenzeichen  vom  21.  Juli 
1894  beigebrachten  Bescheinigung  der  Registerbehörde  die  Thatsache 
ergiebt,  dass  das  Zeichen  seiner  Zeit  von  der  zuständigen  Behörde 
auf  Grund  eines  älteren  landesgesetzlichen  Schutzes  eingetragen  worden 
ist.  Die  streitige  Frage,  für  welche  Gebiete  Deutschlands  vor  dem 
Gesetze  über  Markenschutz  vom  30.  November  1874  ein  landesgesetz- 
licher Markenschutz  bestanden  hat,  ist  daher  für  das  patentamtliche 
Prufungsverfahren  erledigt  (Mittheilung  des  Patentamts  —  P.  M.  & 
Z-Bl.  Bd.  1  S.  65). 

Zu  §  25. 

lOII.   Verordnung  vom  30.  Juni  1894  zur  Ausführung   des  Gesetzes 

vom  12.  Mai  1894. 

(P.  M.  &  Z-Bl.  Bd.  1  S.  9). 

Verordnung  zur  Ausführung  des  Gesetzes  zum  Schutz  der  Waaren- 
bezeichnungen  vom  12.  Mai  1894  (Reichs-Gesetzbl.  S.  441)  und  des 
Gesetzes,  betreffend  den  Schutz  von  Gebrauchsmustern,  vom  1.  Juni 
1891  (Reichs-Gesetzbl.  S.  290).     Vom  30.  Juni  1894 : 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  von 
Preussen  etc. 

verordnen  auf  Grund  der  Bestimmung  im  §  25  des  Gesetzes  zum 
Schutz  der  Waarenbezeichnungen  vom  12.  Mai  1894  (Reichs-Gesetzbl. 
S.  441)  und  auf  Grund  der  Bestimmung  im  §  14  des  Gesetzes,  be- 
treffend den  Schutz  von  Gebrauchsmustern,  vom  1.  Juni  1891  (Reichs- 
GesetzbL  S.  290)  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung 
des  Bundesraths,  was  folgt: 

I.   Waarenzeichen. 

§  1. 

Für  die  auf  Waarenzeichen  bezüglichen  Angelegenheiten  wird 
in  dem  Patentamt  eine  besondere  Abtheilung  gebildet,  welche  die  Be- 
zeichnung: 

Abtheilung  für  Waarenzeichen 
führt. 

Die  Abtheilung  besteht  aus  einem  rechtskundigen  Mitgliede  als 
Torsitzenden  und  aus  Mitgliedern,  welche  rechtskundig  oder  in  einem 
Zweige  der  Technik  sachverständig  sind.  Die  Zuweisung  der  Mit- 
glieder an  die  Abtheilung  erfolgt  durch  den  Reichskanzler. 

Im  Falle  der  Verhinderung  eines  Mitgliedes  kann  der  Präsident 
des  Patentamts  einem  anderen  Mitgliede  der  Behörde  die  Vertretung 
übertragen. 

§2. 

Für  Beschwerden  gegen  die  Beschlüsse  der  Abtheilung  für 
Waarenzeichen,  sowie  für  die  Erstattung  von  Gutachten  gemäss  §  11 
des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1894  ist  die  Beschwerdeabtheilung  I  des 
Patentamts  zuständig. 

Eent,   Schutz  der  Waarenbezelchnnngen.  42 
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§  3. 

Die  Beschlussfähigkeit  der  Abtheilung  für  Waarenzeichen  ist 
durch  die  Anwesenheit  von  mindestens  drei  Mitgliedern  bedingt. 

Die  Beschwerdeabtheilung  I  entscheidet  über  Beschwerden  gegen 
die  Beschlüsse  der  Abtheilung  für  Waarenzeichen  in  der  Besetzung 
von  fünf  Mitgliedern,  von  denen  mindestens  zwei  rechtskundig  sein 
müssen.  Soweit  es  sich  um  die  Erstattung  von  Gutachten  handelt, 
genügt  die  Anwesenheit  von  drei  Mitgliedern. 

Die  Bestimmungen  der  Civilprozessordnung  über  Ausschliessung 
und  Ablehnung  der  Gerichtspersonen  finden  entsprechende  Anwendung. 

Zu  den  Berathungen  können  Sachverständige,  welche  nicht  Mit- 
glieder sind,  zugezogen  werden ;  dieselben  dürfen  an  den  Abstimmungen 
nicht  theilnehmen. 

§4. 

Der  Berathung  und  Abstimmung  in  einer  Sitzung  bedarf  es 

a.  in  der  Abtheilung  für  Waarenzeichen  für  die  Beschlussfassung 
über  die  Versagung  der  Eintragung  eines  Waarenzeichens,  sowie 
für  Beschlüsse,  welche  die  tJebereinstimmung  von  Waaren- 
zeichen und  in  den  Fällen  des  §  8  des  Gesetzes  vom  12.  Mai 
1894  die  Löschung  von  Waarenzeichen  gegen  den  Widerspruch 
des  Inhabers  betreffen; 

b.  in  der  Beschwerdeabtheilung  I  für  die  Beschlussfassung  auf 
Beschwerden  gegen  Beschlüsse  der  Abtheilung  für  Waarenzeichen, 

§5. 

Die  Beschlüsse  und  Entscheidungen  erfolgen  im  Namen  des  Patent- 
amts; sie  sind  mit  Gründen  zu  versehen,  schriftlich  auszufertigen  und 
allen  Betheiligten  von  Amtswegen  zuzustellen. 

§6. 

lieber  die  Eintragung  eines  Waarenzeichens  in  die  Zeichenrolle 
erhält  der  Inhaber  eine  Bescheinigung. 

§  7. 

lieber  Modelle,  Probestücke  und  sonstige  Unterlagen  einer  An- 
meldung trifft,  insoweit  deren  Aufbewahrung  nicht  mehr  für  erforder- 
lich erachtet  wird,  der  Präsident  des  Patentamts  im  Einvernehmen 
mit  der  Abtheilung  für  Waarenzeichen  Verfügung. 

§8. 
Im  Uebrigen  finden  auf  die  Einrichtung  und  den  Geschäftsgang 
des  Patentamts  und  das  Verfahren  vor  demselben  in  Angelegenheiten 
des  Schutzes  der  Waarenzeichen  die  Bestimmungen  in  den  §§  4,  6,  8 
bis  11,  13,  14,  25  bis  30  der  Kaiserlichen  Verordnung  vom  11.  Juli 
1891  (Reichs-Gesetzbl.  S.  349)  entsprechende  Anwendung. 

1012.   Anwendbare   Bestimmungen   der  Verordnung   vom  li.  Juli  1891 
zur  Ausführung  des  Patentgesetzes  und  des  Gesetzes  lietreffend  den 

Schutz  von  Gebrauchsmustern. 

Verordnung  zur  Ausführung  des  Patentgesetzes  vom  7.  April  1891 
und  des  Gesetzes,  betreffend  den  Schutz  von  Gebrauchsmustern,  vom 
1.  Juni  1891.    Vom  11.  Juli  1891  (R-G-Bl.  S.  349): 
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§*. 
Die  Geschäftsleitung  in  den  Anmeldeabtheilungen  steht  dem  zum 
Vorsitz  berufenen  rechtskundigen  Mitgliede,  die  Geschäftsleitung  in 
den  Beschwerdeabtheilungen  und  in  der  Nichtigkeitsabtheilung  dem 
Präsidenten  zu.  lieber  die  Vertretung  des  Präsidenten  im  Vorsitz 
trifft  der  Reichskanzler  Bestimmung. 

§  6. 

In  den  Abtheilungen  trifft  der  Vorsitzende  die  für  den  Fortgang 
der  Sachen  erforderlichen  Verfügungen. 

In  den  Anmeldeabtheilungen  bezeichnet  er  für  jede  Klasse  der 
Anmeldungen  im  Voraus  das  Mitglied,  welchem  die  Vorprüfung  (§  21 
des  Patentgesetzes)  obliegt,  sowie  einen  weiteren  Berichterstatter  für 
das  Verfahren  nach  Erlass  des  Vorbescheides. 

In  den  Beschwerdeabtheilungen  und  in  der  Nichtigkeitsabtheilung 
bezeichnet  der  Präsident  für  jede  Klasse  im  Voraus  zwei  Berichterstatter. 

An  Stelle  der  hiernach  berufenen  Mitglieder  können  für  den  ein- 
zelnen Fall  andere  Berichterstatter  bezeichnet  werden. 

Die  Berichterstatter  halten  den  mündlichen  Vortrag  in  der  Sitzung 
und  entwerfen  alle  Beschlüsse  und  Entscheidungen.  Der  Vorsitzende 
prüft  die  Entwürfe  und  stellt  sie  fest,  lieber  sachliche  Meinungs- 
verschiedenheiten beschliesst  die  Abtheilung. 

§8. 

Bei  den  Abstimmungen  entscheidet  die  absolute  Mehrheit  der 
Stimmen,  bei  Stimmengleichheit  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

Ist  eine  Anhörung  der  Betheiligten  (Patentgesetz  §  25,  §  26  Ab- 
satz 3,  §  30  Absatz  2)  vorhergegangen,  so  kann  ein  Mitglied,  welches 
hierbei  nicht  zugegen  gewesen  ist,  an  der  Abstimmung  nicht  theilnehmen. 

§9. 

Dem  Präsidenten  liegt  es  ob,  auf  eine  gleichmässige  Behandlung 
der  Geschäfte  und  auf  die  Beobachtung  gleicher  Grundsätze  hinzu- 
wirken. Zu  diesem  Behufe  ist  er  befugt,  den  Berathungen  aller  Ab- 
theilungen beizuwohnen,  auch  sämmtliche  Mitglieder  zu  Plenar- 
versammlungen  zu  vereinigen  und  die  Berathung  des  Plenums  über 
die  von  ihm  vorgelegten  Fragen  herbeizuführen. 

§  10. 

Die  Sitzungen  der  Abtheilungen  finden  der  Regel  nach  an  be- 
stimmten Tagen  und  zu  bestimmten  Stunden  statt.  Die  Verfügung 
darüber  steht  dem  Präsidenten  zu. 

§  11. 

Die  Ausfertigungen  der  Beschlüsse  und  Entscheidungen  der  Ab- 
theilungen erhalten  die  Unterschrift: 

Kaiserliches  Patentamt 
und  zusätzlich  die  vorschriftsmässige  Bezeichnung  der  Abtheilung. 


§  13. 
Zeugen    und  Sachverständige  erhalten  Gebühren  nach  Massgabe 
der  Gebührenordnung  vom  30.  Juni  1878  (Reichs-Gesetzbl.  S.  173). 
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660  XC.   Anhang. 

§  u. 

Zu  den  Kosten  des  Verfahrens,  über  welche  das  Patentamt  nach 
§  26  Absatz  5  und  §  31  des  Patentgesetzes  zu  bestimmen  hat,  ge- 
hören ausser  den  aus  der  Kasse  des  Patentamts  bestrittenen  Aus- 
lagen diejenigen  den  Betheiligten  erwachsenen  Kosten,  welche  nach 
freiem  Ermessen  des  Patentamts  zur  zweckentsprechenden  Wahrung 
der  Ansprüche  und  Rechte  nothwendig  waren. 

M 

§  25. 

Die  Einrichtung  der  Bureaus,  die  Verwaltung  der  Kasse,  der 
Bibliothek  und  der  Sammlungen  werden  durch  den  Präsidenten  ge- 
ordnet.   Der  Präsident  erlässt  die  erforderlichen  Geschäftsanweisungen. 

§  26. 

Die  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  gesammten  Geschäfts- 
betriebes  steht  dem  Präsidenten  zu.  Er  verfügt  in  allen  Verwaltungs- 
angelegenheiten. 

§27. 

Sämmtliche  eingehende  Geschäftssachen  werden,  ohne  Rücksicht 
auf  ihren  verschiedenen  Inhalt,  nach  der  Zeit  ihres  Eingangs  mit 
einer  laufenden  Nummer,  als  Geschäftsnummer,  und  mit  dem  Datum 
bezeichnet. 

Geschäftssachen,  welche  während  der  Dienststunden  eingehen, 
sind  alsbald,  andere  Geschäftssachen  bei  dem  Wiederbeginn  der  Dienst- 
stunden von  dem  dazu  bestimmten  Beamten  hiemach  zu  bezeichnen. 
Wenn  die  Reihe  des  Eingangs  nicht  feststeht,  so  sind  sie  nach  der 
Reihe,  in  welcher  sie  von  dem  Beamten  übernommen  werden,  mit  der 
Bezeichnung  zu  versehen. 

Von  zwei  an  demselben  Tage  an  das  Patentamt  gelangten  Ge- 
schäftssachen gilt  diejenige  als  später  eingegangen,  welche  die  höhere 
Geschäftsnummer  trägt. 

§  28. 

Vertreter  in  Patentangelegenheiten  und  in  Angelegenheiten  des 
Gebrauchsmusterschutzes  haben  dem  Patentamt  gegenüber  ihre  Bevoll- 
mächtigung durch  eine  Vollmacht  nachzuweisen. 

Die  Vollmachten  müssen  auf  prozessfähige,  mit  ihrem  bürgerlichen 
Namen  bezeichnete  Personen  lauten. 

Sind  mehrere  Personen  bevollmächtigt,  so  gelten  dieselben  für 
befugt,  sowohl  gemeinschaftlich  als  auch  einzeln  die  Vertretung  wahr- 
zunehmen. Eine  abweichende  Bestimmung  dürfen  die  Vollmachten 
nicht  enthalten. 

§  29. 

Das  Patentamt  kann  nach  seinem  Ermessen  von  den  bei  ihm  be- 
ruhenden Eingaben  und  Verhandlungen,  soweit  die  Einsicht  in  die- 
selben gesetzlich  nicht  beschränkt  ist,  an  jedermann  Abschriften  und 
Auszüge  gegen  Einzahlung  der  Kosten  ertheilen. 

§  30. 
Das  Siegel  des  Patentamts  enthält  in  der  Mitte  den  Reichsadler 
und  in  der  Umschrift  die  Worte  „Kaiserliches  Patentamt". 
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